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Dem 

Carator  der  Universität  Königsberg, 

Ober-  und  Geheimen  liegierungs-Rath    '' 

Herrn  Dr.  Chr.  Frdr.  Ri;nscli, 

der  in  diesen  Tagen 

das  fünfzigjährige  Jubiläum  seiner  elvenwerthen  der  WohlFahrt 
der  Provinz  Preossen  ununterbrochen  gewidmeten  amtUchen 

Thätigkeit  feierte, 

dem 

hochgeachteten  Frennde  nnd  Förderer  wissen- 
schaftlicher Forschungen 


ehrerbietigst 


der  Herausgeber. 


^^. 


Vorwort 


Ab  ifh  Yor  eilf  Monaten  den  Prospeetas  zu  dieser  Sammlung  der 
gegenwärtig  geltenden  VerTassungsnrkunden  nnd  Grandgesetze 
Europäischer  und  Amerikmischer  Staaten  dem  Publicum  Obergab, 
schien  ein  Zeitpunkt  eingetreten  zu  san,  in  weldiem  bei  dem  regsten 
politisdien  Bedflrfhisse,  sich  mit  den  inneren  Zuständen  anderer 
Staaten  genauer  bekannt  zu  machen,  eine  noch  festere  Gonso- 
lidirung  dieser  politischen  Verhältnisse  fast  Oberall  zu  erwarten 
stand.  Seit  6  Tagen  weiss  Europa,  dass  dieser  Anschein 
sicherer  politischer  Zustände  in  yielen  Staaten  eine  leere  Täu- 
schmig  war,  dass  in  dem  Zeiträume  emes  Monates  die  Staaten 
Italiens  bis  auf  die  in  Oesterreichischer  Abhängigkeit  stehenden 
in  ihren  Verfassungen  durdiaus  umgestaltet  wurden,  dass  in 
Frankreich  die  constitutionelle  Monarchie  m  der  Republik  unter- 
ging, und  dabei  gleichzeitig  eine  radicale  ErechOtterung  des  politi- 
sch^ und  socialen  Lebens  veranlasste,  deren  vielsatige  ROdcwir- 
kuug  auf  die  Qbrigen  Völker  Europas  nicht  ausbleiben  kann, 
und  politische  Reformen  und  Umgestaltungen  hervorrufen  muss. 
Aber  hiedurch  wird  nodi  um  so  mehr  bei  allen  pditisdim 
Untersuchungen  und  Verhandlungen  die  Verpflichtung  gesteigert, 
die  Grundgesetze  der  Völker  und  Staaten  genauer  kennen  ra 
lernen,  welclie  in  den  wedisekeitigsten  Beziehungen  zu  einan- 
der stellen,  vorzflglich  aber  digenigen,  welche  durch  ihr  höhe- 
res Alter,  durch  ihre  längere  praktische  Anwendung  und  wei- 
tere Entwickelung  einen  unverkennbaren  Einiluss  auf  die  Ge- 
staltung der  jüngeren  Verfassungen  ausgeübt  haben.  Die  inni- 
gere Verknüpfung  der  geistigen  und  materiellen  Interessen  der 
Völker,  die  nicht  mehr  durch  geschlossene  Staatsgränzen, 
nicht  mehr  durch  Gebirge  und  Meere  gesinidert   werden,  die 
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Sicilorheit  des  gemeinschaftlichen  Verkehrs  mit  ihrer  Basis  in 
den  Grundgesetzen  des  Staatsrechts  der  verschiedenen  Staaten 
verlangen  eine  vertrautere  Bekanntschaft  mit  denselben.  Indess 
ist  diese  Kenntniss  nicht  so  leicht  zu  gewinnen,  und  eine  nur  ober- 
flächlich .  gewonnene  Kenntniss  erAvirbt  sich  für  die  angeführten 
Fälle  kein  volles  Vertrauen;  denn  sie  entbehrt  der  Zuverlässig- 
keit, wenn  sie  nur  aus  abgeleiteten  Hülfsmitteln  geschöpft  ist, 
in  denen  gemeinhin  eine  subjective  Auffassung  vorzuherrschen 
pflegt.  Wir  werden  also  zu  den  Quellen  selbst,  d.  h.  zu  den 
wortgetreuen  Texten  der  Grundgesetze,  zurückgewiesen. 

Doch  hier  tritt  uns  eine  neue  Schwierigkeit  entgegen,  weil  diesem 
Bedürfnisse  entsprechend,  keine  vollständige  Sammlung  der-iiir 
die  Gegenwart  noch  verbindlichen  Verfassungsurkunden  uns  zu 
Gebote  steht.  Die  beiden  allgemeineren  Sammlungen  von  Du- 
fau  und  Pölitz  sind  weder  an  sich  vollständig,  noch  können 
sie,  weil  sie  vor  mehr  als  15  Jahren  bereits  beendigt*)  sind, 
in  dem  gegenwärtigen  an  neuen  Verfassungsurkunden  so  reichen 
Zeitalter  genügend  ausreichen.  Es  erscheint  indess  hiebei  noch 
ein  anderer  Umstand,  in  Bezug  auf  den  Umfang  solcher 
Sammlungen,  der  besonderen  Berücksichtigung  sehr  empfehlungs- 
werth,  damit  eine  Hand  Sammlung,  die  für  das  Bedürfniss 
des  gegenwärtigen  allgemeinen  Staatsrechts  genügt,  nicht  durch 
Zusammenhäufung  antiquirter  Grundgesetze  unnöthig  vertheuert 
und  dadurch  dem  allgemeinen  Gebrauche'  entzogen  wird.  Im 
Allgemeinen  müssen  wir  einen  doppelten  Zweck  fiir  die  Ver- 
anstaltung solcher  Sammlungen  aufstellen,  einen  historischen 
und  einen  rein  politischen.  Verfolgen  wir  jenen  ersten,  so 
gehört  in  eine  solche  Sammlung  jede  Verfassungsurkunde,  auch 
wenn  sie  längst  aufgehoben,  oder  selbst  nur  von  einer  politi- 
schen Partilei  für  einige  Zeit  zur  Geltung  gebracht  ist,   weil 


*)  Vier  Monate  nach  der  Herausgabe  meines  Prospectus  wurde 
eine  Fortsetzung  der  Pölitzscben  Sammlung  von  Professor  Dr. 
F.  Bülau  in  Leipzig,  als  vierter  Band  der  älteren  Sammlung  ange- 
kündigt. Es  ist  auch  bereits  die  erste  Abtheilung  (Lpz.  1847.  360 
S.  8vo.)  erschienen,  welche  die  Verfassungen  des  Deutschen  Staaten- 
bundes seit  dem  J.  1833  bis  zum  April  1847  enthält. 
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diese  Verfassungsurkunden  für  geschichtliclie  Thatsachen  als 
Documente  benutzt  werden  müssen.  Der  hochgeachtete  Hanno- 
versche Diplomat  Martens  gab  noch  als  Professor  in  Göttingen 
1794  in  seuier,, Sammlung  der  wichtigsten  Reichsgrundgesetze^^ 
den  Anfang  eines  solchen  Codex  heraus:  er  enthielf  nur  die 
Urkunden  ßr  Dänemark,  Schweden  und  Grossbritanien  und 
bheb  eben  wegen  seines  Umfanges  unvollendet,  indem  nur  der 
erste  Band  erschien.  Auch  die  oben  bereits  angefiihrte  Samm- 
lung von  Pölitz,  „die  Eim)päischen  Verfassungen  seit  dem 
Jahre  1789"  2.  Auflage  (die  erste  erschien  1817—24)  Leipz. 
1832—33  3  Bde.  in  gr.  8vo.,  muss  als  eine  historische  filr 
eine  bestimmte  Periode  angesehen  werden,  da  sie  fast  alle 
liieher  gehörige  Entr^nlrfe  zu  Verfassungen,  aufgehobene  mid 
noch  geltende  Grundgesetze  aus  den  angegebenen  43  Jahren 
(1789—32)  in  sich  aufgenommen  hat.  Es  fehlen  aber  in  die- 
ser Sammlung  alle  ältere  noch  geltende  Europäische  Verfassimgs- 
Urkunden,  die  vor  dem  Anfangsjahre  der  Französischen  Revolu- 
tion gegeben  sind:  mithin  sämmtliche  Englische  Grundge- 
setze, jedoch  nicht  nur  die  vor  1789  seit  der  magna  Charta 
angenommenen  und  noch  jetzt  in  Gesetzeskraft  aufrecht  erhal- 
tenen, sondern  mit  einer  bemerkenswerthen  Jnconsequenz  sind 
auch  die  in  den  angegebenen  Zeitraum  fallenden,  wie  die  Unions- 
aete  mit  Irland  vom  2.  Juli  1800,  die  Emancipationsacte  der  Ka- 
tholiken vom  29.  April  1829  und  die  Reformacte  vom  6.  Juni 
1832,  nicht  aufgenommen.  In  gleicher  Art:,  jedoch  mit  Einschluss 
der  damals  unabhängigen  Amerikanischen  Staaten,  ist  die  „Col- 
lection  des  constitutions,  chartes  et  lois  fondamentales  des  peu- 
ples  de  TEurope  et  des  deux  Ameriques"  Paris,  6  vol.  gr.  8vo. 
1823,  von  P.  A.  Dufau,  J.  B.  Duvergier  und  J.  Guadet 
angelegt,  zu  welcher  Dufau  allein  im  Jahre  1830  noch  einen  Sup- 
plementband Paris  gr.  8vo.  hinzultigte.  Für  diese  Sammlung  ist 
zwar  kein  bestimmtes  Jahr  als  Anfangspunkt  festgehalten,  son- 
dern ein  historisches  Resume  dient  als  Einleitung  zur  ältesten 
Verfassung,  und  dann  werden  mehr  oder  minder  vollständig,  oft 
nur  in  sehr  gedrängten  Auszügen,  aus  den  betreffenden  Grund- 
gesetzen in  Französischer  Uebersetzung  die  einzelnen  Berechti- 
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gungen  und  politischen  VeriiSlfaiisse  angegeben.  Fär  die  neuere 
Zeit  werden  die  Urkunden  voHständiger,  aber  leider  flAcbtiger 
und  ungetreuer  übersetzt,  jedocli  kommen  auch  hier  häufig 
Auslassungen  vor,  die  den  Herausgebern  unwichtig  erschienen 
sind.  —  Andere  poUtische  Sammelwerke,  wie  Martens  Recueil 
des  traites  etc.  mit  seinen  Fortsetzungen,  L.  Laders  diploma- 
tisches Archiv  für  Europa,^  die  bd  Cotta  seit  1821  erschiene- 
nen „Archives  diplomatiques^^  und  „neueste  Staats- 
acten  und  Urkunden,^^  enthalten  zwar  mehrere  Verfassungs- 
urkunden,  die  in  diesen  Jahren  (1821  —  33)  bekannt  gemacht 
sind,  jedoch  ohne  Auswahl  und  Anordnung  des  Zusammenge- 
hörigen, sind  also  (Ür  den  angedeuteten  Gebrauch  nur  sdlten 
und  mit  Mflhe  zu  benutzen.  —  Die  Sammlungen,  welche  sich 
auf  ein  Land  oder  auf  den  Deutsdien  Bund  beschränken,  wie  von 
Zangen,  Meyer  u.  a.,  lasse  ich  hier  unberflcksichtigt,  weil 
dies  Vorwort  nur  die  allgemeinen  Sammlungen  berOhren  soIL 

FOr  den  rein  politischen  Zweck,  d.  h.  fär  die  Kennt- 
niss  der  heutigen  pohtischen  Zustände  in  den  Staaten  nach  den 
Bestimmungen  der  noch  geltenden  Grundgesetze,  wird  eine 
Sanunlung  Ar  völlig  ausreichend  erkannt,  wenn  sie  nur  diese 
Grundgesetze  darbietet  und  die  dazu  wesentlich  nothwendigen 
Erläutmmgen  hinzufügt.  Von  ejiier  solchen  Sammlung  darf 
man  mit  Zuversicht  behaupten,  dass  sie  einem  zeitgtmässen 
Bedflrfiiisse  der  pohtischen  Literatur  entspricht,  dass  m  eben 
so  f&r  ernstere  poUtische  Studien  wie  zur  ri^tigen  Auffassung 
der  ZeitverhäUnisse  unentb^riich  ist.  Denn  ittr  alle  politische 
Fractionen  ist  bei  Beurtheilung  der  Sachverhältnisse  die  For- 
sdbung  und  Vergleicbmig  in  den  Originalurkunden  ef»  onab- 
weiduures  Erfintleniiss.  Dies  war  die  Veranlassung,  midi  Aidit 
nur  lebhall  (ür  den  Gedanken  zur  Herausgabe  einer  sotehen 
Sammlung  zu  interesslren,  sondern  selbst  die  Hand  an  ein  sol- 
ckes  Untemdifflen  zu  legen.  Die  Arbeit  daüir  konnte  ich  auf  dem 
mir  genau  bekannten  Felde  um  so  schneller  und  erfolgreicher  ibr- 
dem,  als  ich  seit  mehr  als  zwanzig  Jahren,  bei  dem  SammeUi 
und  Verarbeiten  des  Materials  i&r  mein  Handbuch  der  alige- 
meineo  Staatskuode,  mit  den  betreffenden  Ver&ssun^surkuoden 


midi  w«hl  vertnaqt  gemaoht  b^be.  Und  welche  Vcrftndenmgen 
in  der  Geg^wart  auch  filr  die  Verfaesiuig  Yieler  Staaten  ber^ 
beigefilbii  werden  mOgim,  eo  wird  stets  eine  genaue  Uebensieht 
der  qninittelbar  vorauggegangenen  inneren  Zustände  wescotliob 
erford^,  um  das  Verständniss  der  neuen  Ver&ssungsuiiundea 
imd  ibie  Stellung  zu  den  frOberen  politischen  Verh&ltnisain 
dieser  StaiUen  zu  erlftutem. 

Der  in  dein  Prospectus  bekannt  gemadite  Plan  Aber  die 
innere  Einrichtung  dieser  Sammlung,  nach  welcher  der  erste 
Band  die  westlichen  Staaten  Europa's,  die  Nordamerikanisehen 
Freistaaten  und  Brasilien,  der  zweite  die  Deutsdien  Staaten  mit 
Ausschluss  des  Oesterreichischen,  der  dritte  ausser  dem  Oester- 
rdchisoben  Staate  noch  die  JtaUenischen,  die  Schweiz,  Grie^ 
cbenland  und  die  Nordischen  umfassen  sollte,  ist  in  Folge  der 
jüngsten  Zeiiereigniase  insofern  abgeändert,  als  der  erste  Band 
zwar  genaa  die  froher  angegebene  Reihenfolge  G^ossbrJtanien, 
Nordamerikanische  Freistaaten,  Prankreich  beobachtet,  aber  mit 
Frankreich  abbricht,  weil  bei  der  Correctur  des  letzten  Bogens 
dieses  Staates  die  Nachrichten  von  der  neuen  RcTohtion  ein- 
lief, mi  einen  Anhalt  nothwendig  geboten,  um  nicht  durch 
spätere  S^ipplemente  den  Gdboraueb  die  Sammlung  gleich  im 
Ang^iibliek  des  Erscheinens  zu  etsckweren. 

Dieser  Band  nimnrt  aber  sdnon  flir  sich  allein  ein  bedeni- 
swneres  Interesse  in  Anspruch*),  weil  er  eben  Grossbritamen 
qnd  Irland,  die  Nordamerikanisdien  Freistaaten  und  Frankneieli 
cfithüt.  Dass  mit  Groeshritamen  der  An&ng  ^er  soteben 
Sammkttg  am  imgonesseneten  zu  macbai  war,  liegt  fDr  jeden 
KmitfMii  auf  der  Hand,  weil  hier  sechs  Jahrhunderte  an  der 
VeiMiRing  gearbatet  haben,  ohne  die  erste  Grundlage  in  sehr 
wesentilichen  Puncten  aufisugeben.  Es  bietet  also  die  Britisdie 
VecfasBung  ek  Tollständiges  Bild  einer  historischen  Entwicbe- 
hmg  dar  auf  der  festgehaltenen  Basis.     Ganz  das  GegensMdc 

*)  Er  wird  daher  auch  ron  dem  Hem  Verleger  natsr  einem 
beflonil^nen  Titel:  »^ie  Yerfassungs^Urkunden  und  Grundgesetze  von 
Grossbritanien  und  Irland,  den  Nordamerikanisehen  Freistaaten  und 
FVttikrdcb*  allein  ausgegeben 


VI 

bildet  die  Nordamerikanische  Verfassung  in  rascher  Vollendung, 
obschon  sie  fllr  die  wichtigsten  Objecte  des  bürgerlichen  Lebens 
auf  Britischer  Grundlage  beruht ,  so  dass  der  nähere  Zusam- 
menhang dieser  mit  der  Britischen  Verfassung  nicht  deutlicher 
nachgewiesen  zu  werden  braucht,  sobald  man  eine  Verglei- 
chung  der  beiderseitigen  Grundgesetze  veranstaltet.  Nachdem 
aber  die  Nordamerikanische  Verfassung  1 787  erst  einmal  fest  an- 
gebaut ist,  erkennen  wir  das  gleichmfissige  beharrliche  Festhalten 
an  derselben  wie  in  Grossbritanien,  so  dass  sie  seit  60  Jahren 
keine  wesentliche  ümgestaJtuDg  erfahren  hat.  Der  Uebergang  von 
diesen  beiden  Staaten  auf  Frankreich  ist  wiederum  durch  die 
Französische  Revolution  seit  1789  vollständig  gerechtfertigt,  da 
gerade  die  pohtischen  Elemente  aus  dem  Nordamerikanischen 
Unabhängigkeitskriege  und  der  in  demselben  gebildeten  re- 
publikanischen Verfassung  den  unzweideutigsten  Einfluss  auf  die 
Französischen  Zustände  ausgeübt  haben,  wofTir  eine  weitere 
Ausiiihrung  sich  in  der  historischen  Einleitung  zu  den  Verfas- 
sungs-Urkunden  dieses  Staates  vorfindet. 

Bei  den  Grundgesetzen  dieser  Staaten  habe  ich  es  über- 
dies für  noth wendig  erachtet,  den  Originaltext  und  eine  wort- 
getreue Deutsche  Uebersetzung  aufzunehmen,  in  d^  späteren 
Bänden  werde  ich  von  den  fremdländischen  Verfassungsurkun- 
den nur  die  Deutsche  Uebersetzung  liefern.  Wer  die  politische 
Bedeutung  der  in  diesem  Bande  behandelten  Staaten  richtig 
auizufassen  gelernt  hat,  und  wer  eine  unbefangene  Beurtheilung 
dieser  wichtigen  Verfassungen  sich  anzueignen  strebt,  wird  die 
Beibehaltung  des  Originaltextes  —  ganz  abgesehen  davon,  dass 
derselbe  für  Grossbritanien  und  Nordamerika  in  dieser  Vollstän- 
digkeit nur  mit  grosser  Mühe  aus  vielen  bändereichen  Samm- 
lungen herbeizuschaffen  ist  — -  zu  würdigen  verstehen:  für  die 
übrigen  Staaten  erscheint  sie  weniger  wesentlich  und  muss  zur 
Vermeidung  des  zu  grossen  Umfangs  dieser  Sammlung  aufge- 
geben werden. 

Königsberg,  den  12.  März  1848. 

F.  W.  Schubert. 
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Grossbritanien  und  Irland. 


Quellen.  The  Statutes  of  the  Rcalm,  printed  by  command  of 
L  Georg  III^  in  pursuance  of  an  address  of  thc  House  of  Ihe  Commons  of 
Great-Britaio,  from  original  records  and  authentic  Manuscripts,  London  9  vol. 
FoL,  1810-22  Cder  4te  Band  besteht  aus  2  Theilen),  nebst  zwei  Registerbän- 
den  mit  chronologischen,  Namens-  und  Ortsverzeichnissen,  Lond.  Fol.  1824—28. 
Diese  Sammlung  enthält  vollständig  alle  Freiheitsbriefc  und  Urkunden  über 
staatsrechtliche  Verhältnisse,  welche  im  Britischen  Staate  von  den  Königen  seit 
Heinnch's  I.  Zeiten  (von  1101  ab)  bis  zum  Schlüsse  der  Regierung  der  Köni- 
gin Anna  oder  bis  zur  Thronbesteigung  des  Hausos  Hannover  als  Beschlüsse 
der  obersten  Staatsverwaltung  erlassen  sind.  Da  diese  Sammlung  auf  Veran- 
lassung und  unter  Aufsicht  dcs^Britiscfaen  Unterhauses  mit  der  grössten  Sorg- 
falt veranstaltet,  dabei  überall  auf  die  Urschrift  zurückgegangen  ist,  und  von 
den  meisten  wichtigen  älteren  Urkunden  selbst  sehr  getreu  nachgebildete  Fac- 
Similt^s  in  Kupferstich  liefert,  so  macht  sie  die  ähnlichen  älteren  Sammlungen 
wohl  ganz  entbehrlich.  Ein  vollständiges  Verzcichniss  derselben  wird  in  der 
Einleitung  zum  Isten  Bd.  Th.  XLIX— LV.  dieser  officiellon  Sammlung  dargebo- 
ten —  Die  staatsrechtlichen  Urkunden  aus  der  Regieningszeit  des  Hauses 
Hannover  sind  enthalten  in  den  älteren  Sammlungen  von  R  u  f f  h  e  a  d  (8  vol. 
1762»^))  und  Runnington  (1785,  10  vol.)  und  ihren  späteren  regelmässigen 
Fortsetzungen.  Die  vollständigste  Ausgabe  führt  den  Titel:  The  Statutes 
at  Large  from  Magna  Charta  to  25  Georg  II!.  inclusive  (17{*i5)  with  a  copions 
Index  and  an  Appendix  consisting  of  obsolete  and  curious  Acts.  Anew  edition 
in  10  volumes  re\ised,  corr^ecled,  and  continued  by  Charles  Runnington 
Die  Fortsetzungen  sind  in  einzelnen,  in  Zwischenräumen  von  5  und  mehr  Jah- 
ren auf  einander  folgenden  Bänden  erschienen.  —  Die  neuesten  Staatsacten 
sind  in  der  bekannten  Sammlung  der  Parliamentary  Journals  enthalten,  welche 
die  Buchdrucker  Hansard  zu  London  herausgeben  und  jährlich  fortsetzen. 

HAirsiiilttel.  Blackstone  (W.),  Comroentaries  on  the  laws  of 
England,  Oxford  17^,  4  vol.  Die  fünfzehnte  Ausgabe  dieses  d assischen  auch 
jetzt  noch  von  den  Engländern  sehr  hochgeachteten  Werkes  ist  mit  Anmer- 
kungen und Xnsätzen  von  Edw.  Christian,  London  1809,4vol.  8vo.  besorgt.— 
John  Miliar,  an  historical  viewof  theEnglishgovemment  from  the  settlement 
of  theSaxons  inBritain  to  the  revolution  in  1688,  Lond.  4  vol.  8vo  of  the  1786,  4to 
Orig.-Anfl.  Lond.  1817:  Deutsche  Uebersetzung  der  ersten  3  Bände  dieses  acht- 
l^ren  Werkes  von  Dr.  K.  E.  Schmidt,  Jena  1819—20,  3  Bde.  8vo.  Henry 
Ha  11  am,  (beconslitutionalhistoryoC England  from  theaccessionofHenrjVU. 
Scbabert»  Yerfassoossurkonden.  ] 


to  the  death  of  Georg  IL,  LoDdoD  1827,  2  vol.  4to,  1832  3te  Ansg.  3  toL  4lfli 
Eine  Deutsche  vollständige  Uebersetzung  giebt  es  noch  nicht  von  diesem  \t 
den! enden  Werke*);  die  von  Rüder  3  Th.  1828  ist  es  nicht.  —  Lord  Joh 
Rüssel**),  an  essay  on  the  history  of  the  English  govemment  and  conü- 
tution,  froni  the  acccssion  of  Henry  VII.,  Lond.  1821,  8vo:  Deutsch  übo^ 
setzt  von  Dr.  P.  L.  Kritz,  Leipz.  1825  8vo.  —  Rieh.  Thom|6on  an  historid 
essay  on  the  magna  charta  of  King  John,  London  1829,  8vo.  —  Will  B et- 
harn  the  origin  and  history  of  the  Constitution  of  England  and  of  the  eail] 
Parliamenls,  Dublin  1834  8vo:  es  stellt  die  Englische  Verfassung  während  de 
Mittelalters  dar  und  reicht  bis  auf  die  Thronbesteigung  des  Hauses  Tudor.  - 
Edgar  Taylor  the  book  of  Rights,  or  constitutional  acts  and  parliamentar] 
procccdings,  London  1833,  8vo,***) 

Da  die  den  Grundgesetzen  von  dem  Herausgeber  vorangeschick 
ten  Erläuterungen  nur  den  Zweck  haben  sollen,  gedrängt  die  we 
sentlichsten  historischen  Nachrichten  über  die  Bildungsmomente  de 
Verfassung  und  über  den  inneren  Zusammenhang  zwischen  den  v« 
schiedenen  Grundgesetzen  eines  und  desselben  Staates  zusammenzi 
stellen,  so  wird  jede  anderweitige  geschichtliche  Darstellung  der  dam 
fn  Verbindung  stehenden  Begebenheiten  hier  absichtlich  ausgeschloi 
sen.  Der  Inhalt  der  Verbssungsurkunden,  die  noch  gegenwärtig  vol 
ständig  oder  Uieilweise  in  geltender  Kraft  stehen,  soll  unverschleiei 
in  echter  unverkürzter  Gestalt  aus  den  Originalquellen  dargebotc 
werden  und  die  Hülfe  des  Herausgebers  darauf  beschränkt  sein,  nc 
für  das  genauere  Verständniss  dieser  Urkunden  und  des  sachgema 
sen  Verhältnisses  derselben  unter  einander  Sorge  zu  tragen. 

*)  Eine  treffliche  Einleitung  zu  diesem  bedeutenden  Werk  gab  seih 
Hallam  in  seiner  Uebersicht  der  Geschichte  des  Mittelalters  (View  of  ti 
State  of  Europa  during  the  middle  age,  Lond.  1819,  2  vol.  Svo;  die  Deutsei 
Uebersetzung  von  J.  F.  v.  Ha  lern,  Lpz,  2  ßde,  1820  8t'o  ist  brauchbar),  i\ 
dem  er  die  stärkere  zweite  Ilälße  dieses  Buches  ausschliesslich  dazu  anicei 
det,  die  historische  Entwickvlung  der  Englischen  Verfassung  während  d 
Mittelalters  zur  klaren  Anschauung,  zu  bringen,  und  nur  dieser  Theil  hat  e\ 
wohlrerdientes  Anrecht  auf  selbständige  Untersuchung. 

**)  Dieser  bedeutende  Staatsmann,  der  seit  dem  29.  Juni  1846  als  erst 
Lord  der  Schatzkammer  an  der  Spitze  der  Britischen  Staatsverwaltung  stel 
zog  zuerst  durch  das  oben  genannte  Werk  die  allgemeine  Aufmerksanikeit  sc 
nes  Vaterlandes  auf  sich.  Er  war  28  Jahr  alt,  als  er  dasselbe  herausgab. 
•'V  Vergl.  den  zweiten  Theil  me\ines  Handbuchs  der  Staatskunde  d 
Britischen  Reichs  S.  539—76.  —  Eine  recht  beachtenswerthe  Abhandlung  „üb^ 
die  Anfänge  der  Englischen  Verfassung"  hat  Fr.  Liebe  in  Schmidt's  Zei 
schriß  f  Gesch.  Jahrg.  1846  Sept.  S.  209—68  geliefert:  die  Arbeit  bezeu 
eben  so  eine  ^anfassende  Untersuchung  des  Gegenstandes  aus  den  bewährtesU 
Quellen  und  Hülfsmiltebu  wie  ein  richtiges  und  sachverständiges  Urtheil.  • 
Mehr  übersichtlich,  aber  nur  in  flüchtigem  Abrisse  hat  neuerdings  Dr.  Co  he 
„die  Grundzüge  der  Englischen  Verfassung  mÜ  besonderer  Rücksicht  auf  dt 
Parlament*  in  zwH  Artikeln  in  Bülau's  Zeitschrifl  f.  Gesch.  [und  Polit^ 
Jahrg.  1847,  März  &  I93-23a  und  Aprü  S.  293-331  dargeiUüt. 


Die  Britischen  VeifassuDgsurkunden  besitzen  ein  wohlerwor- 
eoes  Anrecht,  den  Anrang  in  jedem  Codex  für  das  Staatsrecht  der 
Botigen  Staaten  Europa's  zu  machen :  nicht  nur  deshalb,  weil  sie  als 
e  älteste  und  wichtigste  seit  mehr  als  sechs  Jahrhunderten  aufrecht 
Uten  ist,  und  allen  anderen  Europaeischen  noch  jetzt  gültigen  Grund- 
setzen an  Alter  vorausgeht,  sondern  weil  sie  zugleich  in  Wahrheit 
8  die  Grundlage  für  alle  übrigen  Verfassungsgesetze  sowohl  in  Eu- 
pa  als  in  Amerika  angesehen  werden  muss.  Die  unmittelbare  Ein- 
Hiung  derselben  wird  sich  nicht  auf  alle  mit  geschichtlichen  Docu- 
enten  beweisen  lassen,  aber  ihren  mittelbaren  Einfluss  auf  das  po- 
iscfae  Leben  der  ganannten  Staaten  kann  kein  umsichtiger  Historiker 
I  bezweifeln  wagen.  Selbst  diejenigen  Staaten,  welche  in  den  letz- 
D  Jahrhunderten  des  Hittelalters  und  den  beiden  ersten  der  neueren 
jt  nach  einer  eigenthümlichen  politischen  Constitution  gestaltet  wa- 
ll, haben  in  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts   und 

den  darauf  folgenden  Jahrzehndcn,  entweder  ganz  oder  docli 
len  beträchtlichen  Theil  ihrer  ^politischen  Institutionen  aufgegeben, 
id  bei  dem  neuenAufbau  ihrer  Verfassungen  ganz  unverkennbar  die 
fahrungen  aus  dem  politischen  Leben  der  Briten  mehr  oder  weniger 
nutzt,  oft  mit  vollständiger  Entlehnung  der  einzelnen  Position^, 
hen  wir  nun  auf  die  eine  Beihenfolge  hin,  wie  aus  der  Britischen 
ifassung  die  der  Nordamerikanischen  Freistaaten,  die  Französisdie 
rbssung  aus  den  Jahren  1791  und  1814  und  die  der  Tochterstaa- 
1  der  Französischen  Republik,  selbst  die  der  Spanischen  Gortes 
s  dem  Jahre  1812  sich  herausgebildet  haben,  wie  femer  die  Fran- 
iische  des  Jahres  1814  mit  der  Niederländischen,  mit  den  neuen 
utschen  Verfassungen  aus  den  Jahren  1818 — 19  u.  s.  w.  zusam- 
*nbängt,  wie  auch  späterbin  im  Laufe  der  parlamentarischen  Ver- 
idlungen  aller  Staaten  sehr  häufig  auf  die  Englische  als  dieSumme 
*  gereiftesten  politischen  Erfahrungen  zurückgegangen  wird,  so 
rd  dfe  Stellung  derselben  gegen  die  übrigen  in  ihrem  Metropoli- 
-Verhältnisse  völlig  gerechtfertigt  erscheinen. 

Und  gleich  in  der  magna  Charta  stellt  sich  das  grossartige  Re- 
tat  heraus,  dass  die  Grundzüge  des  politischen  Lebens  nach  der 
naligen  Einsicht  bereits  fest  aufgefasst  sind,  dass  die  Sicherheit  des 
enthums  und  der  Person,  dass  die  Beschränkung  der  öflentlichen 
ten,  die  Aufrechthaltung  der  einmal  gegebenen  Freiheiten,  der 
e  Verkehr  im  Lande  garantirt  und  unter  den  Schutz  der  Reichs- 
sammlung gestellt  sind.  Die  weitere  Entwickelung  der  Verfas- 
g  wird  der  Erfahrung  anheim  gegeben,  und  Jahrhunderte  wird 
m  gearbeitet,  um  der  einmal  auf  diesen  Grundfesten  eingewurzel- 

poUtiscIien  Freiheit  eine  allgemeinere  Theilnahme  einer  grösseren 


Zahl  der  Briten  zu  gewähren,  die  gesetzgebende  und  controllirende 
Beichsversammlungs-Gewalt  durch  zwei  Kammern  in  ihren  gegensei- 
tigen Beziehungen  angemessener  zu  regeln  und  jedem  Angiiße  auf 
die  für  das  Wohl  des  Staates  gewonnenen  grossartigen  Fundamente 
kräftig  zu  begegnen.  Daher  geht  aus  allen  Gefahren  und  mehreren 
Perioden  gewaltsamer  Bedrückungen  die  Englische  Freiheit  immer 
wieder  auf  den  Grundbedingungen  der  magna  Charta  hervor,  und 
selbst  die  neuesten  Reform-  und  Emancipations-Acte  sind  nicht  als 
neu  gewonnene  Rechte  für  das  gesammte  Verhältniss  der  Verfassung, 
für  die  Beziehungen  der  königlichen  Gewalt  im  Conflicte  mit  der 
parlamentarischen  zu  betrachten,  sondern  nur  als  eine  Erweiterung 
in  der  Theilnahme  neuer  bis  dahin  nicht  berechtigter  Theile  des  >  ol- 
kes  an  den  fest  bestehenden  politischen  Rechten  zu  würdigen. 

Die  Eroberung  Englands  durch  den  Herzog  Wilhelm  von  der 
Normandie  im  Jahre  1066  stürzte  die  fn'ihcre  politische  Eiitwicke- 
lung  der  Sachsen  völlig  um,  und  führte  ein  vollständiges  Feudalsy- 
stem ein,  so  dass  Thane,  der  Glerus  und  die  freien  Mannen  in 
unmittelbare  oder  mittelbare  Lehnsträger  der  Krone  verwandelt  wur- 
den. In  die  Stelle  der  früheren  Sächsischen  Volksversammlungen  (Wite- 
nagemot),  die  auch  schon  seit  der  Mitte  des  zehnten  Jahrhunderts, 
nachdem  die  königliche  Gewalt  durch  Alfred  mehr  consolidirt  war, 
ihr  Ansehen  eingebüsst  liatten,  traten  jetzt  Versammlungen  der  un- 
nuttelbaren  Kronvasallen*),  und  der  Druck  der  weltlichen  und  geist- 
lichen Lehusaristokratie  gegen  die  übrigen  Bewohner  wollte  auch  hier 
wie  in  Frankreich  und  Deutschland  in  allen  Beziehungen  sich  geltend 
machen.  Aber  ein  Hauptunterschied  wurde  gleich  von  König  W  il- 
belm  dem  Eroberer  durchgeführt,  indem  er  jeden  freien  Engländer 
in  ein  unmittelbares  Homagial-Verhältniss  gegen  die  Krone  eintreten 
liess,  und  dadurch  gesetzlich  die  Kraft  der  Bischöfe  und  Barone 
lähmte,  dass  sie  ihre  Lehnsleute  nicht  zu  einem  ausschliesslichen  Eide 
der  Treue  gegen  sich  auifordern  konnten.  Denn  schon  auf  dem  Con- 
cilium  zu  Old-Sarum  wurde  festgesetzt:  „Statuimus,  ut  omnes  liberi 
homines  foedere  et  sacramento  afGrment,  quod  intra  et  extra  univer* 
sum  regnum  Anglie  Guilielmo  regi  Domino  suo  ßdeles  esse  vohmt; 
terras  et  honores  illius  omni  fidelitate  ubique  servare  cum  eo,  et 
^contra  inimicos  et  alienige nas  defendere.**)"    Die  lehnsherrliche   Ge- 


*)  Diese  Versammlungen  heissen  in  den  Chronisten  curia  regia,  conci- 
lium,  magnum  cnnciliiim,  nrid  wurden  zu  Weihnachten,  Ostern  und  Pfingsten 
gehalten,  aber  keinesweges  in  regelmässiger  Folge,  und  blieben  nach  dem  Wil- 
len, des  Königs  auch  ausgesetzt. 

**J  „Wir  haben  beschlossen,  dass  alle  freie  Männer  durch  einen  Eid  brhräf- 
tigm  sollen,  dass  sie  innerhalb  und  ausserhalb  des  ganzen  Reiches  England 


wall  erstreckte  sich  also  glach  mit  der  Herrschaft  des  NcNrmaniiischeii 
Hausos  über  das  gesammte  Englisclie  Staatsgebiet,  die  Gmehtsbar- 
keit  blieb  als  ein  unmittelbares  Recht  mit  der  Krone  verbunden,  alle 
ößentliche  Abgaben  wurden  aus  dem  Lehnsveriiältnisse  abgeleitet,  die 
Lehne  mussten  gesichert  bleiben,  wenn  die  Leiinsträger  ihre  Pflichten 
erfüllten,  und  es  konnte  sich  daher  um  so  leichter  ein  Verliältniss  all  - 
gemeiner  politischer  Veitret ung  bilden,  wenn  der  Lehnsherr  die 
Rechte  seiner  Lehnsträger  beeinträchtigte,  und  dadurch  das  allgemeine 
Interesse  aller  Engländer  verletzte.  Dies  ist  der  Angelpunkt  für  die 
erste  Bildung  der  Englischen  Verfassung. 

König  Heinrich  I.  (llOO-f  113o)  der  jüngere  Sohn  Wilhelm's 
des  Eroberers,  der  auf  seinen  Bruder  Wilhelm  H.  (1087+1100),  ei- 
nen sehr  willkürlichen  Herrscher  gefolgt  war,  bedrängt  durch  das 
Verhältniss  gegen  seinen  älteren  Bruder,  den  Herzog  Robert  von  der 
Normandie,  der  jeden  Augenblick  seine  Rechte  auf  die  Englisclie 
Krone  durch  das  Recht  der  Gewalt  durchführen  konnte,  sah  sich  des- 
halb veranlasst,  die  grösseren  weltlidien  und  geistlichen  Vasallen  an 
sieh  zu  fessehi,  gestand  ihnen  grössere  Berechtigungen  zu,  und  ^  urde 
so  durch  sein  Privilegium  aus  dem  Jahre  1101*)  der  Vorläufer  zur 
magna  Charta.  Es  heisst  in  derselben:  „Et  quia  regnum  oppressum 
erat  injustis  eiactionibus,  Ego  Dei  respectu  et  amore  quem  erga  voa 
habeo,  sanctam  Dei  ecciesiam  inprimis  liberam  fucio;  Ita  quod  nee 
vendam  nee  ad  firmam  ponam,  nee  mortuo  Archiepiscopo  sive  Epi- 
scopo,  sive  Abbate  aliquid  accipiam  de  dominio  Ecciesie  vcl  de  homi- 
nibus  ejus,  donec  Successor  in  eam  ingrediatur.  Et  orones  malas  consue- 
todines  quibus  regnum  Anglie  injuste  opprimebatur,  inde  aufero:  Quas 
onlas  consnetudines  ex  parte  hie  pono.  Si  quis  Baronum  Comitum  meo- 
nunque  sive  alionim  qui  de  me  tenent  mortuus  fuerit,  heres  suus  non 
redimet  terram  suam  sicut  faciebat  tempore  fratris  mei,  sed  justa 
et  legitima  relevatione  relevabit  eam.  Similiter  et  liomines  Baronum 
meorum  justa  et  legitima  relevatione  relevabunt  terras  suas  de  Do- 
minis   suis   etc.**)**    Und  am  Ende  dieses  Freiheitsbriefes    „Lagam 

dem  Kimi§e  Wilhelm  cHs  ihrem  Herrn  trm  nein  wollen,  und  seine  Länder 
und  Ehren  mit  aller  Treue  und  überall  bewahren  und  gegen  Feinde  und 
Fremde  rertheidigen." 

'J  Abgedruckt  als  Institutionen  Uenriei  L  in  den   Statutes  of  t.  R.  L 
pag.  I.;  zugleich  mit  einem  Fac-Simile  des  Originals  der  Lrhiinde. 

•V  I>ie  Uebersetzung  dieser  Worte  lautet:  ,,Vnd  ueil  das  Königreieh 
unterdrückt  tcar  durch  ungerechte  Plackereien  (ron  seinem  Ifruder  Wilhelm), 
mache  ich  aus  Ehrfurcht  gegen  Gott  und  aus  Liebe,  die  ich  gegen  euch  hege, 
ror  allen  Dingen  die  heilige  Kirche  Gottes  frei:  und  zwar  so,  dass  ich  die  Eh- 
ren und  Güter  derselben  weder  verkaufen  noch  verpachten  werde,  noch  nach 
dem  Tode  eines  Erzhischofs,  Hichofs  oder  Ahts  etwas  frührr  von  dnn  h'irchnigjtte 
oder  den  Mannen  der  Kirche  für  mich  annehmen,  bevor  der  Nachfolger  in  die- 


6 

Eduardi  regis  vobis  reddo  cum  Ulis  emendationibos  quibos  pater  meu 
eam  emendavit  consilio  Baronum  suorum.*) 

Ein  gleiches  Yerhältniss  der  Bedrängniss  in  seiner  Thronfolg 
brachte  den  Nachfolger  dieses  Königs,  seinen  Neffen  Stephan  vo 
Blois  (1135-4-1154)  zu  einer  ähnlichen  Begünstigung  seiner  Parte 
ganger  in  dem  Freiheitsbriefe  von  Oxford  aus  dem  Jahre  1136** 
in  welchem  er  nach  vollständiger  Genehmigung  aller  früher  verliehe 
nen  Rechte  für  den  Glerus,  die  Barone  und  alle  Getreue  noch  hiE 
zufügt:  ,,Pacero  et  justitiam  me  in  omnibus  facturum  etproposs 
meo  observaturum  eis  promitto**  und  an  einer  späteren  Stelle  ,»ono 
nes  exactiones  et  injusticias  et  Mescheningas  sive  per  viceconütes  v< 
per  alios  quoslibet  male  inductas  fimditus  exstirpo.  Bonas  leges  c 
antiquas,  et  justas  consuetudines  in  murdris,  in  placitis  et  aliis  causi 
observabo  et  observari  precipio  et  constituo.  ♦♦♦)  —  Von  demselben  Kc 
nige  Stephan  erfolgte  noch  eine  spätere  Bestätigungsurkunde  diese 
ertheilten  Rechte  in  gedrängter  Form  und  allgemeinen  Ausdrückei 
ohne  Angabe  des  Jahres.f) 

König  Heinrich  IL  (1 154-|- 1 189)»  mit  welchem  das  Haus  Anjou  de 
Englischen  Thron  bestieg,  und  die  grossen  Französischen  Lehnsländc 
reien  mit  der  Englischen  Krone  vereinigt  wurden,  musste  gleichmäs 
sig  die  früher  gegebenen  Privilegien  seiner  Vorgänger  bestätigen:  si 
erfolgte  wie  die  zweite  des  Königs  Stephan  in  wenigen  und  allgc 
meinen  Worten. ++)      Aber  mit  ihm  begann  wieder  eine  Reihe  vo; 

selben  eingesetzt.  Und  alle  schlechten  Gewohnheiten,  durch  welche  daj  König 
reich  England  ungerecht  bedrückt  wurde,  h^be  ich  auf.  Zu  diesen  schlechten  Gi 
wohnheiten  rechne  ich  aber  folgende:  Wenn  einer  meiner  Barone,  Grafen  ode 
sonstigen  Lehnsträger  gestorben  sein  mrd,  so  soll  sein  Erbe  seine  Lehnsländi 
reien,  nicht  wie  es  zu  Zeiten  meines  Bruders  geschah,  sondern  mit  einer  gt 
rechten  und  angemessenen  Lehnsgebühr  dieselben  einlösen.  Auf  ähnliche  Weis 
sollen  auch  die  Mannen  meiner  Barone  ihre  Ländereien  mit  einer  gerechte, 
und  angemessenen  Lehnsgebühr  von  ihren  Lehnsherren  einlösen.**  u.  s.  w, 
I  V  »J^^*  Gesetz   des  Königs  Eduard  (des  letzten   aus  dem  sächsische 

Stamme)  stelle  ich  mit  allen  denjenigen  Verbesserungen  wieder  her,  mit  welche 
mein  Vater  unter  dem  Beirath  seiner  Barone  dasselbe  ausgestattet   hat" 

**J  Abgedruckt  in  den  Statutes  of  t.  R.  L  pag.  3.;  zugleich  mit  einet 
FaC'Simile  der  Urkunde. 

***J  Die  Uebersetxung  lautet:  „ich  verspreche  denselben,  dass  ich  Friede 
und  Gerechtigkeit  in  allen  Dingen  halten  und  nach  meinem  Vermögen  beol 
achten  werde."  „AUe  Plackereien,  Ungerechtigkeiten  und  Bedrückungen,  si 
mögen  durch  die  Grafschaftsverweser  oder  irgend  welche  andere  auf  schlecht 
Weise  eingeführt  sein,  vernichte  ich  von  Grund  aus.  Die  guten  und  alte 
Gesetze  und  die  gerechten  Gexcohnheitsr echte  bei  Mord,  in  den  Gerichten  un 
in  allen  anderen  Fällen  werde  ich  aufrecht  erhalten  und  befehle  und  scti 
fest,  dass  sie  auch  von  andern  beobachtet  werden. 

y  Abgedruckt  in  den  Statutes  of  t.  R.  /.  pag.  4. 
-H9  Aigedrucki  ebtndaseslbst  pag.  4 
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längerechtigkeiten  und  Verletzungen  der  Reclite  Einzelner,  indem  er 
durch  besondere  Begünstigung  mächtiger  Vasallen  und  durch  fremde 
Söldner,  die  er  mit  den  für  abgekaufte  Lehnsdienste  im  Kriege  ein- 
gegangenen Geldern  (vgl.  unten  scutagium  pag.  12)  bezahlte,  ausser- 
(wdentliche  Mittel  für  die  Erhöhung  der  königlichen  Macht  sich  er- 
warb. Die  Reaction  dagegen  wurde  durch  den  Kreuzzug  seines 
Sohnes  und  Nachfolgers  Richard  L  Löwenherz  (11894-1199)»  des- 
sen Gefangenschaft  und  die  daran  sich  knüpfenden  Kriegsbegebenhei- 
ten für  mehrere  Jahre  verzögert  Aber  sie  brach  um  so  stärker  und 
allgemeiner  unter  dessen  Nachfolger  und  Bruder,  dem  König  Johann 
ohne  Land  (1199+1216)  aus,  da  dieser  mit  noch  grösserer  Ge- 
waltthätigkeit  in  die  Fusstapfen  seines  Vaters  Heinrich  trat,  durch 
4pe  Ermordung  des  rechtmässigen  Thronerben,  seines  Neffen  Arthur 
(+1202,  Sohn  des  Herzogs  Gottfried  von  Bretagne,  der  in  der  Reihe 
der  Söhne  Heinrichs  IL  zwischen  Richard  und  Johann  folgte)  dem 
Könige  von  Frankreich  und  dem  Papste  die  erwünschteste  Veranlas- 
simg zu  ihrer  Einmischung  in  diesen  Streit  darbot,  und  nicht  einmal 
die  persönlichen  Mittel  besass,  im  Burgerkrieg  mit  Erfolg  seine  an- 
gemassten  Rechte  zu  vertheidigea 

Das  Schlussergebniss  dieses  Kampfes  war  zwar  die  Rettung  sei- 
ner Krone  gegen  den  Französischen  Prinzen,  aber  es  forderte  gleich- 
zeitig die  Beschränkung  der  königlichen  Macht  gegen  alle  Glassen 
der  Lehnsträger,  d.  h.  gegen  die  damaligen  Vertreter  des  Englischen 
Volks.  Zuerst  einigte  sich  König  Johann  mit  der  Geistlichkeit  durch 
den  Freiheitsbrief  vom  1.  November  1214  über  die  freie  Wahl  der 
Kircbenoberen.  *)  Die  weltlichen  Barone  näherten  sich  mit  einer 
imulichaiCapitulationam6.  Jan.  1215**],  und  gaben  nicht  eher  nach, 
ab  bb  dieselbe  von  dem  Könige  in  der  magna  Charta  liberta- 
tum  am  15.  Juni  1215  angenommen  \\iirdc.***) 

Wir  geben  dieselbe  getreu  in  der  Sprache  des  Originals  als 
das  erste  noch  jetzt  in  voller  Kraft  bestehende  Englische  Grund- 
gesetz, und  fügen  demselben  eine  genaue  Uebcrselzung,  bei  in  welcher 
m  leicht  fassliche  Ausdrücke  nur  durch  die  Uebersetzung  selbst  er- 
liaterty  bei  schwierigeren  sachlichen  Gegenständen  aber  zur  deutli- 
cberen  Erklärung  einige  Anmerkungen  hinzugefügt  haben. 


V  Abgedruckt  als  Charta  regis  Johannis  ut  electiones  ecclesiae  sint  li- 
herae  tn  Anglia  in  den  Statutes  of  t,  R.  L  pg.  5. 

.••y  Abgedruckt  in  den  Statutes  of  t.  R-  pg.  6—8.  ,Jsta  sunt  capitula, 
quae  Barones  petunt." 

•••>  Abgedruckt  in  den  Statutes  of  t  R.  L  pg,  9—13  mit  einem  Fac-Si- 
wtile  in  Kupferstich  nach  der  Originalurkunde,  die  in  dem  Archiv  der 
Jhmkirdig  van  Lincoln  aufbewahrt  wird. 


I«    Coiicordia   Inter  Reseni  «IToliaiiueiii  et 
Baroiies  pro  coiieei^isloiie  llbertatiini  eeele- 

islae  et  regul  Aiisllae« 

XV.  Die  Junii  MCCXV. 

JTohanncs  Dei  gratia  Rcx  ÄBglic,  Dominus  llil)crnie,  I)ux  Normannie  et 
Aquitanie,  Comes  Andej^aviac.  Archirpiscopis,  Kpiscopis,  Abt)atibus,  Comiti- 
bus,  Baronibiis,  Jusliciariis,  Foreslariis*),  Vicocomitibus**),  Prcposilis,  Äli- 
nistris  et  Omnibus  ßallivis  el  fidelibus  suis  Salutem.  Sdatis  nos  inluitu  dei 
et  pro  Salute  anime  nostre  el  animarimi  omuium  antecessorum  et  beredum  nostro- 
rum,  ad  honorem  dei  et  cxaltacionem  sancte  erclesie  et  eiiiendationem  Kcgiii  no 
stri  per  consilium  vencrabilium  pntnim  nostrorum,  Slephani  Cantnariensii 
Archiepiscopi,  Totius  An}j;lic  Primatis  et  sancte  Romane  ecciesie  Cardina 
lis,  llenrici  Dublinensis  Archiepiscopi,  Willielmi  Londonensis,  Pelri  Winto- 
niensis,  Joscelini  Bathoniensis  et  Glastoniensis,  Hugonis  Lincoln iensis,  Wal 
teri  Wigornensis,  Willielrai  Cpventrcnsis  et  Bcnedicti  KolTensis  Kpiscoponim 
Magistri  Pandulfi  Duniini  Pnpe  Subdiaconi  et  familiaris  et  fratris  Kymeric 
Magist ri  Militie  Teni[)Ii  in  Anglia  et  Nobilium  virorum  Willielmi  Marescall 
Comitis  Pcrabrorcnsis,  Willielmi  Comitis  Sarresbyriensis,  Willii»lmi  Comiti 
Wart»nnae,  WiiliHmi  Comitis  Arundell,  Alani  de  Gal^^eia,  Constabularii  Sco 
tie,  Warini  filii  Geroldi,  llnberti  de  Burgo  Scnescalli  Pictavie,  Polri  fili 
llereberti,  Hugonis  de  Nevilla,  Matthei  (ilii  llereberti,  Thome  Basset,  Alan 
Basset,  Philippi  dcAlbiniaco,  Roberli  dcRoppelay,  Johannis  Marescalli,  Johan 
nis  filii  Hugonis  et  aliorum  (idclium  nostrorum.  In  primis  conccssisse  deo  e 
hac  praesenti  carta  nostra  conflrmasse  pro  nobis  et  heredibus  nostris  in  per 
petuum : 

quod  Anglicana  ecclesia  libera  sit  et  habeat  sua  Jura  integra  et  Über 
tates  suas  illesas,  et  ita  volumus  observari,  quod  apparet  ex  eo  quod  über 
talem  electiouum  que  maxima  el  magis  necessaria  reputalur  ecciesie  Angli 
cane   mera  et  spontanea  voluntate   ante  di^cordiam   inlcr  nos  et  Barones  no 


V  Forstmeister,  Forslverwaller,  deren  Geschä/lskreis  und  and' 
liehe  Stellung  bei  den  damals  sehr  harten  Englinichen  Jagdgesetzen  einen  ht' 
deutsamen  Einftuss  gewährte, 

**)  Der  Vicecomes  als  G rafschaßsvenceser  ist  ivohl  zu  unterscheide 
von  dem  nachmaligen  Rangtitel  in  dem  Stande  des  hohen  Adels  in  Englam 
Vicecomes,  Viscount.  Dieser  ist  ein  um  eine  Stufe  höher  stehender  Titel  a/. 
der  gewöhnliche  Lord' Baron,  so  dass  der  Lord- Baron  zum  Viscount^  Ear\ 


I.  Tertras  zwischen  KSnlg  jrohann  und 
den  Baronen  für  die  Beüillisung  der 
Freiheiten   der  Klrehe  nnd  des  Königs- 

reich»  England» 

■ 

V.  15.  Juni  1213. 

JFdamies  roa  Gottes  Gnaden  König  von  En^nd,  Herr  von  Irland,  Herzog 
nm  der  Normandie  mid  Aquitanien,  Graf  von  Anjou,  erstattet  den  £rzbischö- 
fm,  Bischofen,    Aebten,  Grafen,  Beronen,   Richtern,  Forstverwaltem,   Graf- 
ffiiaftsverwesem  (Sheriffii),  Vorstehern,  BaiUifs  und  allen  Amtleuten  und  seinen 
Getreuen  seinen  Gniss.    Dir  mögt  wissen,  dass  wir  in  Hinschauung  auf  Gott 
■■d  für  das  Heil  unsrer  Seele,  sowie  der  Seelen  aller  unsrer  Vorfahren  und 
msrer  Erben,   zur  Ehre  Gottes   und  zur  Erhöhung  der  heiligen  Rirche  und 
Verbesserung  unsrer  Königlichen   Regierung,  mit  dem  Beirath    unsrer 
Väter,  des  Erzbischofs  Stephan  von  Canterbury,  des  Primas  von 
England  and  Cardinais  der  heiligen  Römischen  Kirche,  des  Erzbischofii 
HeiBricb  von  Boblin,  der  Bischöfe  Wilhelm  von  London,  Peter  von  Winton 
JoKeljn  von  Bath    und  Glaston,   Hugo   von  Lincoln,   AValler  von  Wigorn,     ^ 
Wilhelm  von  Coventry  und  Benedict  von  Rochcster,  des  Magister   Pandulfo,     w*^ 
Sobdiaconns  bei  dem  Papste  und  des  Bruders  Eimerich  Meister  des  Templer- 
hfrrcn-Ordens  in  England,  sowie  der  edlen  Afänncr,  des  Marschalls  Wilhelm 
Grafen  von  Pembroke,   des  Grafen  Wilhelm  von  Salisl)ury,  des  Grafen  Wil- 
helm von  Warenne,  des  Grafen  Wilhelm  von  Arundell,  des  Alain  von  Gall- 
vay  Connetable   von  S  chottland,  des  Warin,  Gerold*s  Sohn,  des  Hubert  von 
Korgfa    Seneschalls  von  Poitou,  des  Peter,  Hcribert's  Sohn,  des  Hugo  von 
Xeiille,  des  Matthews,  Heriberts  Sohn,   des  Thomas  Basset,  des  Alain  fiasset, 
des  Philipp  von  Albany,  des  Robert  von  Roppclay,  des  Marschalls  Johannes, 
öes  Johannes  Hugo*s  Sohn  und  anderer  unsrer  Getreuen,  vor  allen  mit  Got- 
tes Beistand  verbilligt  und  durch  diese  unsre  gegenwärtige   Urkunde    für 
iDs  und  unsre  Erben  auf  ewige  Zeiten  bestätigt  haben : 

dass   die  Englische  Kirche  frei  und  ihre  Rechte   vollständig  und  ihre 

frnbeiten  unverletzt  behaupte,  und  wir  wollen,  dass  es  so  bcobachet  werde, 

tas  daraus  hervorgeht,   dass  wir   die  Freiheit  der  Wahlen,  welche  in    der 

grüssten  Ausdehnung  und  sehr  nothwendig  für  die  Englische  Kirche  erachtet 

^nrd,  mit  reinem  und  freiem  Willen  vor  dem  zwischen  uns  und  unseren  Ba- 


thtquiä,  Dmke  hinaufsteigt^  —  während  der  Vicecomes  als  Grafschaflsvertre- 
«r  mii  der  Polizeiverwalhing  der  Grafschaß  in  weiterem  Sinne  beaußragt 
Hitrmäiere  Shtriff. 
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stros  motam  *},  concessimus  et  carta  nostra  confirmavimus,  et  eam  obtinaimos 
a  Domino  Papa  Innocentio  tertio  confirmari,  quam  et  nos  obsenrabimus  et  ab 
heredibus  nostris  in  porpetuum  bona  fide  volumus  observari. 

Concessimus  etiam  omnibus  liberis  hominibus  regni  nostri  pro  nobis  et 
heredibus  noslris  in  perpetuum  omnes  libertates  susceptas  habendas  et  tenen- 
das   eis  et  heredibus  suis  de  nobis  et  heredibus  nostris.    Si  quis  comitum  vel 
baronum  nostrorum  sivo  «liorum,  tenentium  de  nobis  in  capite  per  servitium 
militare,  mortuus  fuerit,  et  cum  decesserit,  heres  suus   plene    aetatis  fuerit, 
et  relevium  debeat,  habeat  hereditatem  suam  per  antiquum  rele\ium**),  sei- 
licet  heres  vel  heredes  comitis  defiaronia  comitis  integra  per  Centum   Libras, 
fieres  vel  heredes  baronis  de  fiaronia  integra***)  per  Centum  Libras,  heres  vel 
lieredes  militis  de  feodo  militis  integro  per  Centum  Solidos  ad  plus,  et   qui 
minus  debucrit,  minus  det,  secundum  antiquam  consuetudinem  feodorum.    Si 
autem  heres  alicujus  talium  fuerit  infra  etatem  et  fuerit  in  custodia,  cum  ad 
etatem   pervencrit,  habeat  hereditatem  suam  sine  relevio  et  sine  fine.    Custos 
terre  hujusmodi  hcredis,  qui  infra  etatem  fuerit  non  capiat  de  terra  heredis 
nisi  rationabilesexitus  et  rationabiles  consuetudines  et  rationabilia  scrvitia  et 
hoc  sine  destnictione  et  vasto  hominum  vel  rerum.    Et  si  nos  commiscrimus 
custodiam  alicujus  talis  terre  vicecomiti  vel  alicui  alii,  qui  de  exitibus  ilÜas 
nobis  respondere  debeat,  et  ille  destructionem  de  custodia  fecerit  vel  vastum, 
nos  ab  illo  capiemus  cmendamf),  et  terra  committatur  duobus  legalibus  et  dis- 
cretis  hominibus  de  feodo  illo,  qui  de  exitibus  rcspondeant  nobis  vel  ei,  cui 
eos  assignaverimus.    Et  si  dederimus  vel  vendiderimus   alicui  custodiam  ali- 
cujus talis  terre,    et  ille  destructionem  inde  fecerit  vel  vastum,  amittat  ipsam 
custodiam   et  tradatur  duobus  legalibus   et  discretis  hominibus  de  feodo  illo, 
qui  similiter  respondeant  nobis  sicut  predictum  est.    Custos  autem   quamdiu 
custodiam  terrae  habuerit,sustentet  domos,  parcos,  vivaria,  Stagna,  Molendina, 
et  cetera  ad  terram  illam  pertinentia  de  exitibus  terre  ejusdem,   et  reddat 
heredi  cum  ad  plenam    etatem  pervenerit,   terram  suam  totam  Instauratam 


*)  Die  der  Kirche  eingeräumten  Rechte  sind  hier  in  der  Magna  Charta 
nicht  so  ausführlich  wie  die  den  weltlichen  Baronen  und  freien  Mannen  ver^ 
willigten  Rechte  aufgezählt,  da  eben  auf  den  im  J.  1214  mit  dem  Klerus  abge- 
schlossenen Vertrag  hingewiesen  wird. 

*•)  Nach  der  Eroberung  Englands  durch  Wilhelm  den  Eroberer  gab 
es  in  England  gar  keine  Allodien  mehr,  indem  das  gesammte  Staatsgebiet  in 
Lehne  vertheilt  wurde»  von  denen  d^r  König  einen  beträchtlichen  Theil  /ür 
sich  behalten,  die  übrigen  als  Kirchen-  und  weltliche  Lehne  vergeben  hatU. 
Allein  die  Zahl  der  Ritterlehne,  für  welche  dem  Könige  der  Eid  der  Treue 
geleistet  werden  musste,  soll  60,215  betragen  haben.  Aber  ausser  diesen  un- 
mittelbaren  von  der  Krone  abhängigen  Lehen  war  die  mittelbare  Lehnsbar^ 
keit  von  geistlichen  und  weltlichen  Grundbesitzern  über  das  ganze  Reich  aict> 
gebreitet,  so  dass  die  von  diesen  abhängigen  Lehnsleute  als  After-  VasaUen 
der  Krone  zu  betrachten  sind,  aber  gegen  dieselbe  nicht  unmittelbare  Ver- 
pflichtungen zu  erfüllen  hatten.  Das  relevium  bestand  in  einer  GM- 
abgäbe,  welche  von  dem  Erben  gleichsam  als  ein  neues  Angeld  an  den  Lehm»- 
herm  bezahlt  werden  musste:  es  war  durch  die  Willkiihr  der  königliehen 
Gewalt  zu  einer  drückenden  Belastung  hinaufgeschroben,  und  wurde  jetzt  xh« 
einer  festen  Norm  nach  einem  allgemeinen  Verhältnisse  des  Werthes  der 
Lehnseinkünfte  geregelt. 

)  Die  Unterschiede  zwischen  den  grossen  und  kleinen  Baronen  sind  hi' 
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rooen  entstandenen  Zwisle  zugestanden  und  durch  unsrc  Urkunde  bestätigt 
and  auch  erlangt  haben,  dass  dieselbe  von  dem  Papste  Innocenz  III.  l)ostätigt 
worden,  welche  wir  auch  fernerhin  aufrecht  erhalten  und  \on  unseren  Krben 
für  alle  Zeiten  mit  aufrichtiger  Treue  beobachtet  wisssen  wollen. 

Wir  haben  auch  allen  freien  Vasallen  unsrcs  Königreichs  fUr  uns  und 
unsre  Erben  auf  immer  verwilligt,   dass  alle  von  ihnen  erlangten  Freiheiten 
denselben  und  ihren  Erben  von  uns  und  unsren  Erben  gehalten   und   beob- 
achtet werden  sollen.    Wenn  einer  von  unsren  Grafen  oder  Baronen  oder  an- 
deren Lehnsträgem,  die  bei  uns  zur  persönlichen  I.eistung  der  Kriegs-Lehns- 
pflicfat  verpflichtet  sind,  verstorben  sein  und  nach  seinem  Tode  sein  Erbe  die 
Volljährigkeit  erlangt  haben  wird,  und  einen  Lehnschilling  zum  Antritt  des 
Ldins  zu  zahlen  schuldig  ist,  so  soll  er  seine  Erbschaft  für  das  altherkömm- 
liche Lehnsgeld  erhalten,  nämlich  der  Erbe  oder  die  Erben  eines  Grafen  mit 
eJDem  vollen  Grafen-I^hn  ftlr  lOO  Pfund,  der  Erbe  und  die  Erben  eines  Ba- 
rons mit  einem  vollen  Baronen-Lehn  Air  100  Pfund,  der  Erbe  oder  die  Erben 
eines  Ritters  mit  einem  vollen  Ritterlehn  für  100  Shilling  als  höchsten  Satz* 
und  wer  zu  einem  geringeren  Lehnsgelde  verpflichtet  gewesen  ist,   soll  auch 
weniger  zahlen,  naeh  dem  alten  Gewohnheitsrechte  bei    den  Lehnen.    Wenn 
aber  der  Erbe  irgend  eines  solchen   noch   minderjährig  gewesen   und   unter 
Vonnundschafl  sich   befände,  so  soll  er,  wenn  er  zur  Volljährigkeit  gelangt 
sein  wird,   seine  Erbschaft  ohne  l^hngeld  und  ohne  Beschränkung  erhalten. 
Der  Lehnsvormund  dieses  minderjährigen   Erben    soll   aber  von  den  Lände- 
reien  des  Erben   nur   die  angemessenen  Einkünfte   und    die  angemessenen 
Gewohnheitsrechte  und  Dienste  geniessen  ohne  Beeinträchtigung  und  Beschä- 
digung der  Mannen  und  sachlichen  Dinge.   Und  wenn  wir  die  Lehnsvormund- 
scfaaft  einer  solchen  Besitzung  einem  Viregrafen  (Grafschafts- Verweser)  oder 
ii^gend  einem  anderen  anvertraut  haben,  welcher  uns  über  die  Einkünfte  aus 
derselben  Recfaenschafl  ablegen  soll,  und  dieser  während  der  Verwaltung  eine 
Beeinträchtigang  oder  Beschädigung  sich  hat  zu  Schulden  kommen  lassen,  so 
werden  wir  von  ihm  eine  Geldbusse  nehmen,  und  das  Lohnsland  soll  zweien  -^^1 

rechtlichen  und  ordentlichen  Mannen  aus  jenem  Lehne  anvertraut  werden»  A.'^lBSr  'f^f^ 
«ekhe  entweder  uns  oder  demjenigen,  dem  wir  diese  überwiesen  haben, 
Rechenschaft  über  die  Einkünfte  ablegen  sollen.  Und  wenn  wir  jemandem 
die  Tormundschaftliche  Verwaltung  verliehen  oder  verkauft  haben  sollen,  und 
(fieser  darin  eine  Beeinträchtigung  oder  Beschädigung  gemacht  haben  sollte, 
so  soll  er  die  Verwaltung  selbst  verlieren  und  diese  zweien  rechtlichen  und 
ordentlichen  Mannen  aus  jenem  Lehne  übergeben  werden,  welche  uns  auf 
ähnliche  Weise  Rechenschaft  ablegen  sollen,  wie  vorher  gesagt  ist.  Der  vor- 
mndschafUiche  Verwalter  soll  aber,  so  lange  er  die  Verwaltung  der  Lände- 
rden fOhren  wird,  die  Häuser,  Parke,  Scheunen,  Teiche,  Mühlen  und  alle  zu 
diesem  Lehne  zagehörenden  Dinge  aus  den  Einkünften  dieses  Lchns  erhalten 
ood  dem  Erben,  wenn  er  zur  Volljährigkeit  gelangt  sein  wird,  sein  ganzes 
Lehn   mit  erneuertem  todtem  und  lebendem  luven tarium  zurückgeben,  je 

fkumch  nach  den  verschiedenenZeiträumen  sehr  verschiedenartig  aufzufassen, 
kben  aber  jetzt  staatsreehUieh  geringere  Bedeutung,  da  seit  der  Regierung 
Uaard^s  L  herkömmlieh  wurde,  nur  die  durch  besondere  königliche  Einbe- 
fwfungsichreiben  zur  Reiehsversammlung  einberufene  unmittelbare  Lehnsträger 
mii  dem  Titel  Barone  des  Reichs  gemeinschaftlich  zu  belegen,  und  unter 
Uesen  keinen  weiteren  Unterschied  für  das  relevium  anzunehmen, 
fj  Emenda,  GeUUmtte,  amende. 
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de  carrucis  ei  waignagiis*)  secundum  quod  tempus  waignagü  cxiget,  ei  exi- 
ins  ierre  ratioDabiliter  poterunt  sustinere. 

Heredes  maritenUir  absque  disparagatione  ita  quod«  antequam  contraha- 
tur  matrimonium,  osleadatur  propinquis  de  ooDsanguinitale  ipsius  heredis. 
Vidua  posi  morlem  mariti  sui  siatim  ei  sine  dilBcultate  habeai  maritagium  et 
beredkalem  &uaai,  nee  aliquid  det  pro  dote  sua  vel  pro  maritagio  suo,  vel  he- 
rediiaie  sua,  quam  herediüiem  maritus  suus  et  ipsa  tepuerini  die  obitus  ip- 
sius  mariti,  ei  maneat  in  domo  mariti  sui  per  quadraginta  dies  post  mortem 
ipsius,  infra  quos  assignetur  ei  dos  sua.  Nulla  vidua  distringatur  ad  se  mari- 
tandum  dum  voluerit  vivere  sine  marito,  ita  tamen,  quod  securitatem  fiiciat, 
quod  se  non  maritabit  sine  assensu  nostro  si  de  nobis  tenuerit,  vel  sine 
assensu  domini  sui,  de  quo  tenuerit,  si  de  alio  tenuerit.  Kec  dos  nee 
ball  i  vi  nostri  saisiemus  ierram  aliquam  nee  redditum  pro  debito  aliquo 
quamdiu  catalia  debitoris  sufliciont  ad  debitum  reddendum,  nee  plegü  ip- 
sius debitoris  disiringantur,  quamdiu  ipse  capiialis  debitor  sufßcit  ad  solu- 
üonem  dcbiti:  ei  si  capiialis  debitor  defecerit  in  solutione  debiii  non  ha- 
bens,  unde  solvat,  plegü  respondeant  de  debito,  et  si  voluerint,  habeant  ter- 
ras  ei  rcdditus  debitoris,  donec  sit  eis  satisfactum  de  debito,  quod  ante  pro 
eo  solverini,  nisi  capiialis  debitor  monstravcrii,  se  esse  quietum  iode  versus 
eosdem  picgios.  Si  quis  muiuo^ceperit  aliquid  a  Judeis  plus  vel  minus  ei  mo- 
riatur,  antequam  debitum  illud  solvatur,  debitum  non  usurct  quamdiu  heres 
fucrii  infra  etatem  de  quocunque  teneai;  ei  si  debitum  illud  inciderii  in  ma- 
nus  noslras,  nos  non  capiemus,  nisi  caiallum  contentum  in  carta.  Ei  si  quis 
muriatur  ei  debitum  debeai  Judeis,  uxor  ejus  habeai  dotem  suam  ei  nihil 
reddai  de  debito  ilio,  ei  si  liberi  ipsius  defuncii  qui  fuerini  infra  etatem  re- 
manserint,  provideantur  eis  necessaria  secundum  tenementum,  quod  fuerü  de- 
funcii,  et  de  residuo  solvatur  debitum,  salvo  servitio  dominorum.  Simili  modo 
fiat  de  debiiis,  quae  debentur  alüs   quam  Judeis. 

Nullum  scutagium  **)  vel  auxilium  ponatur  in  '  regno  nostro,  nisi  per 

commune  consilium  regni  nostri,  nisi  ad  corpus  nostrum  redimendum  ei  pri- 

H^  mogenitum  filium  nostrum  militem  faciendum,  ei  ad  filiam  nosiram  primogeni- 

'  iam  semel  maritandam,  et  ad  haec  non  fiat,  nisi  rationabile  auxilium,    Simili 

modo  fiat  de  auxilüs  de  dvitate  Londonensi  Et  civitas  Londonensis  habeai  omnes 

aniiquas  iibertates  et  liberas  consuetudincs  suas  tamperterras,quamiperaqua5. 

Preterea   volumus   ei  concedimus,  quod  omnes  alie  civitaies    ei  buip 
ei  ville  ei  Porius  habeant  omnes  libcrtatei  ei  liberas  consuetudines  sua& 


V  Es  sind  damit  alle  nothwendige  Dinge  bexeichneU  welche  2ur  land' 
wirthschaftHchen  Besetzung  eines  Lehns  gehören,  um  aus  demselben  einen  an- 
gemessenen Ertrag  zu  ziehen.  Carruca  bedeutet  den  Pflug  und  waignagium 
den  Äckerwagen  sammt  dem  dazu  ungehörigen  Angespann. 

•*)  Der  persönliche  Kriegsdienst  der  Lehnsträger  (gleichfalls  scutagium 
genannt)  hörte  in  England  schon  weit  früher  als  in  Frankreich  und  Deutsch- 
land auf,  indem  für  die  Verpflichtung  zu  demselben  eine  Geldabgahe  unter 
demselben  Namen,  scutagium,  escuage  erhoben  wurde.  Bereits  König 
Heinrieh  IL  liess  sich  1 159  bei  seinem  Kampfe  gegen  Frankreich  die  Kriegs^ 
dienste  der  [Ritterlehne  mit  3  Pfund  für  das  einzelne  abkaufen,  wodurch  ein$ 
Summe  von  180,000  Pfund  einkam.  Diese  Gelderhebung  hatte  aber  vom  der 
Wiükühr  des  Königs  abgehangen,  sie  umrde  Jetzt  der  Fes^etzung  der  Meiche^ 
Versammlung  unterworfen. 
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oacbdeDi  die  Zeitdauer  des  Inveotariuias  es  erfordern  und  die  £inkUttfte  des 
liChas  es  auf  angemesseoe  Weise  werden  unterhalten  können. 

Die  Erben  sollen  verheirathet  werden  ohne  Verletzung  des  Standes,  so 
dass,  bevor  die  Ehe  vollzogen  werden  soll«  dieselbe  den  Blutsverwandten  die* 
ses  Erben  angezeigt  werden  solL  —  Die  Wittwe  soll  nach  dem  Tode  ihres 
Ehemannes  sogleich  und  ohne  Schwierigkeit  ihr  Eingebrachtes  und  ihre  Erb- 
schaft erhalten  und  soll  nichts  für  ihre  Mitgäbe  oder  ihr  Eingebrachtes  oder 
ihre  Erbschall  abgeben,  welche  Erbschaft  ihr  Ehegatte  und  sie  selbst  an  dem 
Todestage  ihres  Mannes]  im  Besitz  gehabt  haben,  und  sie  soll  in  dem  Hause 
ihres  Gatten  40  Tage  nach  seinem  Tode  verbleiben,  innerhalb  welcher  Zeit 
ihr  die  Mitgabe  überwiesen  werden  soll.  Keine  Wittwe  soll  gezwungen  wer- 
den sich  zu  verheirathen,  so  lange  sie  ohne  Ehegatten  zu  leben  gesonnen  sein 
wird,  jedoch  so,  dass  sie  Sicherheit  gewährt,  dass  sie  sich  nicht  ohne  unsere 
Zustimmung  verheirathen  wird,  wenn  sie  von  uns  ein  Lehn  gehabt  hat,  pder 
olwe  Zustimmung  ihres  Lehnsherrn,  von  welchem  sie  das  Lehn  erhallen  hat, 
wenn  sie  es  von  einem  anderen  erhalten  haben  sollte.  Weder  wir,  noch  un- 
sre  Amtleute  werden  irgend  ein  Stück  Land  noch  irgend  welche  Einkünfte  für 
iiipend  eine  Schuld  in  Besitz  nehmen,  so  lange  das  nicht  zum  Lehn  gehörende 
Vermögen  des  Schuldners  ausreicht  zur  Zurückzahlung  der  Schuld;  noch  sollen 
die  Büigen  des  Schuldners  zur  Zahlung  genöthigt  werden,  so  lange  der  llaupt- 
schuldner  vermögend  ist  zur  Zahlung  der  Schuld,  und^iwenn  derHauptschuld- 
oer  ausfallen  sollte  bei  der  Zahlung  der  Schuld,  indem  er  nicht  hat  wovon  er  be- 
iMen  soll,  so  sollen  die  Bürgen  verantwortlich  sein  für  die  Schuld,  und  wenn 
sie  es  wuUen  werden,  so  sollen  sie  die  Ländereien  und  die  Einkünfte  des 
Schuldners  so  lange  behalten,  bis  ihnen  vollständig  Genüge  geschehen  ist  Air 
die  Schuld,  welche  sie  vorher  für  ihn  gezahlt  haben,  wenn  nicht  der  Haupt- 
Schuldner  erwiesen  haben  soUte,  dass  er  dafür  gegen  dieselben  Bürgen  seiner 
Schuldverbindlichkeit  entlassen  ist  Wenn  jemand  etwas  von  Juden  entliehen 
haben,  viel  oder  wenig,  und  versterben  sollte,  bevor  diese  Schuld  bezahlt  ist, 
so  soll  diese  Schuld  nicht  Zinsen  tragen»  so  lange  der  Erbe  desselben  ein  ge- 
ringeres Alter  besitzt  als  der  Antritt  seines  Lehns  erfordert,  und  wenn  jene^ 
Schuld  in  unsre  Hände  gefallen  sein  sollte,  so  werden  wir  uns  nicht  bezahlt 
«lachen,  ausser  durch  das  in  der  Verschreibung  enthaltene  nicht  zum  Lehn  gehö- 
rige Vermögen.  Und  wenn  jemand  sterben  und  eine  Schuld  an  Juden  verbleiben 
sollte,  sosoll  seine  Ehefrau  ihre  Mitgabe  behalten  und  nicht  davon  für  diese  Schuld 
abgeben,  und  wenn  minderjährige  Kinder  dieses  Verstorbenen  zurückgeblieben 
sind,  so  sollen  sie  mit  den  nothwendigen  Dingen  nach  dem  Stande  des  Ver- 
storbenen versorgt  werden,  und  von  dem  Ueberreste  soll  die  Schuld  bezahlt 
werden,  jedoch  unbeschadet  der  Dienste  gegen  die  Lehnsherren.  Auf  ähn- 
liche Weise  soU  es  mit  den  Schulden  gehalten  werden,  welche  man  Anderen 
als  den  Juden  schuldig  geblieben  i^  — 

Keine  Lehnssteuer  oder  sonstige  Geldbeihülfe  soll  in  unsrem  Reiche  auf- 
erlegt  werden,  als  nach  dem  gemeinscbafUichen  ^ständischen  Rathe  unsres  Rei- 
ches» ausser  zur  Loskaufun^f  unsrer  Person  und  bei  dem  Ritterschlag  unsres 
errtgebomen  Sohnes  und  einmal  bei  der  Verhcirathung  unsrer  erstgebornen 
Tochter,  und  auch  dazu  soll  tiur  eine  angemessene  Beihülfe  geleistet  werden. 
Auf  ähnliche  Weise  soll  es  mit  den  Geldbeihülfcn  der  Stadt  London  ge- 
halten werden.  Und  die  Stadt  London  soll  alle  alte  Freiheiten  behalten  und 
ihre  freien  Gewohnheitsrechte  sowohl  zu  Lande  als  zu  Wasser. 

Ausserdem  wollen  wir  und  gestehen  wir  zu,  dass  alle  andere  Städte, 
Borge,  Flecken  und  Hafenplätze  alle  ihre  Freiheiten  und  freie  Gewohnheits- 
rechte behalten  sollen. 
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Et  ad  habendum  commune  consilium  regni  de  aaxilio  assidendo  aliter, 
quam  in  tribus  casibus  praedictis,  vel  de  scutagio  assidendo,  submoneri  fa- 
ciemns  Archiepiscopos,Episcopos,  Abbates,  Comites  et  majores  baroncs  singil- 
latim  per  Htteras  nostras.  Et  preterea  faciemus  submoneri  in  generali  per 
vicccomitcs  et  ballivos  nostros  omnes  illos  qui  de  nobis  tenent  in  capite  ad 
certum  diem,  scilicet  ad  lerminum  quadraginta  dierum  ad  minus,  et  ad  cer- 
tum  locum,  et  in  omnibus  litteris  illius  submonitionis  causam  submonitionis 
cxprimemus,  et  sie  facta  submonitione,  negotium  ad  diem  assignatum  procedat, 
secundum  consilium  illorum,  qui  presentes  fuerint,  quamvis  non  omnes  sub- 
moniti  venerint. 

Nos  non  concedemus  de  cetcro  alicui,  quod  capiat  auxilium  de  liberis 
hominibus  suis,  nisi  ad  corpus  suum  redimendum  et  ad*  fadendum  primo- 
genitum  filium  suum  militem,  et  ad  primogenitam  filiam  suam  semcl  maritan- 
dam,  et  ad  haec  non  fiat,  nisi  rationabile  auxilium. 

Nullus  dislringatur  ad  faciendum  majus  servitium  de  fcodo  militis  nee 
de  alio  Ubero  tencmento,  quam  inde  debetur. 

Communia  placita  non  sequanlur  curiam  nostram;  sed  teneantur  in 
aliquo  certo  loco*).  Recognitiones  de  nova  dissaisina**),  de  morte  antecesso« 
ris***),  et  de  ultima  presentatione  non  capiantur,  nisi  in  suis  comitatibus, 
et  hoc  modo:  Nos,  vel  si  extra  regnum  fuerimus,  capitalis  Justitiarius  nosler, 
mittemus  duos  Justitiariosf)  per  unumquemquc  comitatum  per  quatuor  vices 
in  anno,  qui  cum  quatuor  mililibus  cujuslibet  comitatus  electis  per  comitatum 
capiant  in  comitatu  et  in  die  et  loco  comitalus  assisas  predictas.  Et  si  in 
die  com  itatus  assise  praedicte  capi  non  possint,  tot  milites  et  liberi'  tenen- 
tes  remaneant  de  Ulis,  qui  interfuerint  comitatui  die  illo,  per  quos  possint 
sufficienter  Judicia  fieri,  secundum  quod  negotium  fuerit  majus  ve!  minus. 

Liber  homo  non  amercietur  pro  parvo  delicto,  nisi  secundum  modum  de- 
licti, et  pro  magno  delicto  amercietur  secundum  magnitudinem  delicti,  salvo  con- 
tenemento  suo,  et  mercator  eodem  modo,  salva  mercandisa  sua,  et  villanus 
eodem  modo  amercietur  salvo  waignagio  suo,  si  incideril  in  misericordiam 
nostram,  et  nulla  predictarum  misericordiarum  ponatur  nisi  per  sacramentum 
proborum  hominum  de  visneto. 

Comites  et  barones  non  amercientur  nisi  per  pares  suos,  et  non,  nisi 
secundum  modum  delicti. 


*)  Der  Gerichtshof  der   Communia  placita    (common  pleasj    erlangte 
fortan  seinen  beständigen  Sitz  zu  Westminster. 

**)  Die  Pri  mer-seisin  war  eine  Lehnsverpflichtung  der  unmittelbar 
von  der  Krone  abhängigen  Lehnsleute,  die  bei  dem  Lehnsantritte  eines  Erben 
in  den  Landbesitz  durch  einen  vollen  Jahfesertrag  aus  demselben  an  den  Kö- 
nig entrichtet  werden  mtisste.  Bei  der  Mitderiährigkeit  des  Erben  bezog  der 
Lehnsherr  die  Einkünfte  des  f^ehns  bis  zur  Yolijährigkeit  desselben^  musste 
daraus  für  die  Beschaffung  der  Lehnsdienste  und  die  Erziehung  des  Erben 
sorgen,  wogegen  dann  bei  der  Uebergabe  des  Ablehns  die  Abgabe  des  ReU- 
vium  und  der  Primer-seisin  wegfiel.  —  Saisina  tmd  Dissaisina  heissen  Besitz- 
ergreifung. 

***)  Die  reisenden  Richter  hatten  bei  dem  Tode  begüterter  Besitzer  eine 
Untersuchung  über  die  Todesart  anzustellen. 

y  Das  Institut  der  bis  zur  heutigen  Stunde  noch  umherreisenden  Ober- 
richter  (judices  itinerantesj  erhielt  hiedurch  eine  verfassungsmässige  Stellung. 

tty  Ämereiare   falt-franxösisch  amercier  und  noch  in  der  heutigen 
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Und  tar  Haltung  eines  gemeinschaftlichen  ständischen  Beiraths  un- 
seres Reichs  über  Erhebung  vonficisteuern,  nicht  anders  als  in  den  drei  vor- 
hergenannten Fällen  oder  über  die  Erhebung  der  Lehnssleuer,  werden  wir 
die  Erzbisdiöfe,  Bischöfe,  f  Aeble,  Grafen  und  grosse  (unmittelbare)  Barone 
einzeln  durch  unsre  Briefe  einberufen  lassen.  Und  überdies  werden  wir 
im  Allgemeinen  durch  unsre  Grafschaflsverweser  und  Amtleute  alle  jene, 
welche  von  uns  ein  Lehn  besitzen,  zu  einem  bestimmten  Tage  einberufen  las- 
sen, nämlich  in  einem  Termine  von  40  Tagen  wenigstens  vorher  und  zu  ei- 
nem bestinmiten  Orte,  und  in  allen  Briefen  dieser  Aufforderung  werden  wir 
die  Veranlassung  dazu  auseinandersetzen:  und  nachdem  so  die  Aufforderung 
erlassen  ist,  so  soll  die  Verhandlung  an  dem  bestimmten  Tage  ihren  Anfang 
nehmen«  nach  dem  Rathe  derer,  welche  anwesend  sind,  wenn  audi  nicht 
alle  Angeforderte  gekommen  sein  sollten. 

Wir  gestatten  übrigens  auch  keinem  Anderen,  Geldbeisteuer  von  sei- 
nen freien  Hannen  einzufordern,  ausser  zur  Loskaufung  seiner  Person  und 
bei  dem  Ritterschlag  seines  erstgebomen  Sohnes  und  einmal  bei  der  Ver- 
heirathung  seiner  erstgebomen  Tochter,  und  auch  dazu  soll  nur  eine  ange- 
messene Geldbeihülfe  geleistet  werden. 

Keiner  soll  gezwungen  werden  mehr  Dienste  von  einem  Ritterlehne 
noch  von  einer  anderen  freien  Lehnsbesitzung  zu  leisten,  als  er  dafür  zu 
thun  verpflichtet  ist 

Das  oberste  gemeine  Gericht  (court  of  common  pleas)  soll  nicht  unse- 
ran  Hofe  nachfolgen,  sondern  an  irgend  einem  dazu  bestimmten  Orte  gehal- 
ten werden.  Die  Rechtsentscheidungen  Über  eine  neue  Besitzergreifung,  über 
den  Tod  des  Vorbesitzers,  und  über  die  letzte  Lehnspräsentation  sollen  nur 
in  den  betreffenden  Grafschaften  und  auf  diese  Weise  nachgesucht  werden: 
Wir,  oder  wenn  wir  ausserhalb  unsres  Reichs  uns  befinden  sollten,  unser 
oberster  Richter,  wterden  zwei  Richter  durch  eine  jede  Grafschaft  viermal  im 
Jahr  senden,  welche  mit  vier  aus  jeder  Grafschaft  gewählten  Rittern  in  der 
Grafschaft  selbst  an  einem  bestimmten  Tage  und  Orte  der  Grafschaft  die  vor- 
genannten Assisen  halten  sollen.  Und  wenn  an  einem  Tage  die  Assisen  der 
Grafschaft  nicht  beendigt  werden  können,  so  sollen  sowohl  Ritter  und  freie 
Lehnsvasallen  zurückbleiben  von  denjenigen,  die  an  diesem  Tage  der  Graf- 
schaftsversammlung  beigewohnt  haben,  dass  durch  diese  genügend  die  Gerichte 
gehalten  werden  können,  je  nachdem  mehr  oder  weniger  Geschäfte  vorhan- 
den sind. 

Der  freie  Mann  soll  für  ein  geringes  Vergehen  nicht  anders  be- 
straft werden,  als  nach  dem  Maasstabe  des  Vergehens,  und  für  ein  grof-- 
ses  Vergehen  soU  er  nach  der  Grösse  des  Vergehens  bestraft  werden,  jedoch 
unbeschadet  seiner  Lehnsbesitzung:  und  der  Kauhnann  soll  auf  dieselbe 
Weise  ohne  Beeinträchtigung  seines  Handels  und  der  Bauer  soll  auf 
dieselbe  Weise  bestraft  werden,  jedoch  unbeschadet  seines  Ackergeräthes:  und 
wenn  er  in  unsre  Busse  gefallen  sein  sollte,  so  soll  auch  keine  der  vorgenann- 
ten Bossen  auferlegt  werden  als  nach  der  Eidableistung  rechtschaffener  Leute 
ans  seiner  Nachbarschaft. 

Die  Grafen  und  Barone   sollen  nicht  anders  als  durch  ihres  Gleichen 
gerichtet  werden  und  nur  nach  dem  Maasstabe  ihres  Vergehens. 


Englischen  RechUsprache  to  amercej  bedeutet  im  Allgemeinen  strafen,  vor* 
zugiweiH  aber  Geldstrafen  auferlegen. 
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Nullus  clericns  amercietur  de  laioo  tenemento  suo,  nisf  secondum  modom 
alionim  praedrctonnn,  et  non  secundum  quantitatem  beneficii  sui  eccTesiasticL 

Nee  villa  nee  homo  distringatur  facere  pontes  ad  Riparias,  nisi  qui  ab 
antiquo  et  de  jtire  facere  ddient. 

Nnllus  vicecomes,  Constabularius,  Goronatores,  *)  vel  alii  ballivi  nostri 
teneant  placita  coronae  nostrae.  Omnes  comitatus  et  Hundredi,  Thretingii  et 
Wappentachii  **)  sint  ad  antiquas  formas  absque  nllo  incremento;  exceptis 
dDminicis  maneriis  nostris.  Si  altquis  tenens  de  nobis  laicam  feodam  moria- 
tur,  et  Vicecomes  ?el  Ballivus*^*]nosterostendatlitterasnostras  patentes  de  sub- 
monitione  nostra  de  debito  quod  defunetus  nobis  debuit,  liceat  vicecomiti  vel 
B^llito  nostro  attachiare  et  iifbrcviaref )  catalla  defancti  inventa  in  laico  feodo 
ad  valentiam  illhis  debiti  per  yisnm  legalium  hominam;  ita  tarnen  qnod  ni- 
hil inde  amoveatur,  donec  persolvatur  nobis  debitum  quod  darum  fuit,  et  re- 
siduum  relinquatur  executoribus  ad  faciendutn  testamentum  defunctt,  et  si  ni- 
hil nobis  debeatur  ab  ipso,  omnia  catalla  cedant  defuncto,  salvis  uxori  ipsius, 
et  pueris,  rationabitibus  partibus  suis.  Si  aliquis  liber  homo  intestatus  deces- 
serit,  catalla  sua  per  manus  propinquorum,  parentom  et  amicomm  siiorum  per. 
Visum  ecelesie  distribuantur,  salvis  unicuique  debitis,  que  defbnctus  ei  debebat 

Nullus  constabularius  vel  alius  ballivus  noster  capiat  blada  vel  alia  ca- 
talla alicujus,  nisi  statim  inde  reddat  denarios  aut  respectum,  inde  habere  pos- 
sit  de  voluntate  vendiloris. 

NuUus  constabularius  distringat  aliquem  militem  ad  dandum  denarios 
pro  custodia  castri  si  iaccre  voluerit  custodiam  illam  in  propria  persona  sua, 
vel  per  alium  probum  hominem  si  ipse  eam  facere  non  possit,  propter  ratio- 
nabilem  causam;  et  si  nos  duxerimus  vel  miserimus  eum  in  exercilum,  erit 
quietus  de  custodia  secundum  quantitatem  temporis,  quo  per  nos  fuerit  in 
ex«rcitum. 

Nullus  Vicecomes  vel  Ballivus  noster  vel  aliquis  alius  capiat  equos  vel 
carettas  alicujus  liberi  hominis  pro  carriagio  faciendo;  nisi  de  voluntate  ipsius 
liberi  hominis.    Nee  nos  nee  ballivi  nosiri  capiemus  alienum  boscumtt)  ad 


V  Die  Constabler  und  Coroner,  äU  untergeordnete  Beamte  des 
Sheriffs  bei  der  Ausübung  der  mehrfachen  amtlichen.  Gesehäße  desselben,  be- 
sonders bei  der  Strafrechtspflege,  Der  Coroner,  der  seinen  Namen  von  den 
die  Krone  unmittelbar  berührenden  Geschäften  erhalten  hat,  (Coronator),  ist 
vorzugsweise  beauftragt,  im  Namen  der  Krone  bei  plötzlichen  Todesfällen  die 
Todesari  zu  untersuchen  und  festzustellen,  ob  dieselbe  aus  natürlichen  Grün- 
den oder  a%if  gewaltsame  Weise  erfolgt  sei, 

**J  Die  verschiedenen  grösseren  und  kleineren  Gerichtsbezirke  innerhalb 
der  einzelnen  Grafschaften.  Die  Wapentakes  wurden  später  mit  den  Uundreds  als 
gleichgrosse  Bezirke  in  den  Grafschaften  genommen  und  promiscue  gebraucht. 
Thretingii  ist  eine  Versetzung  für  Tithingii;  Tithinge  waren  10  in  einem  Hundred. 

***J  Wie  der  Vicecomes  oder  Sheriff  für  eine  Grafschaft  mit  bestimmten 
richterlichen  und  administrativen  Geschäften  beauftragt  war,  so  war  es  der 
Ballivus  oder  Baillif  für  die  Hundreds  und  Wapentakes, 

y  Attachiare,  das  Franz.  attaquei,  noch  jetzt  in  der  Engl  Gerichts- 
sprache to  attach,  heisst  Personen  oder  Güter  mit  Arrest  belegen.  Inbre- 
viare  von  Breve,  Br^vium,  gerichtliche  Bescheinigung,  Urkunde,  Aus- 
sehreiben (noch  heute  in  der  Engl,  Gerichtssprache  Brief  für  gerichtlichen 
Befehl  oder  Aufforderung  gebrcmchi^  bezeichnet  den  Act  des  gerichtUeken  H- 
ventirens  oder  Verzeichnens, 
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Kein  Geistlicher  $oll  von  seinem  weltlichen  Lehne  anders  bestraft  wer- 
den als  nach  dem  Maasstabe  der  anderen  vorher  genannten  Personen  und 
nicht  nach  der  Grösse  seines  geistlichen  Lchns. 

Kein  I>orf  und  kein  Vasall  soll  genöthigt  werden  Brücken  zu  Fluss- 
Übergängen  zumachen,  ausser  solche,  welche  nach  alten  Herkommen  und  von 
Rechtswegen  gemacht  werden  müssen. 

Kein    Grafschaftsver^eser  cSherifT),    Gonstablcr,    Coroncr,    noch   an- 
dere unsere  Baillife  sollen  Gerichte   zu   halten   befugt    sein.    —  Alle  Graf- 
schaften, Hundrede,  Thretinge  und  Wappentaks  sollen  in  der  alten  Form  ver- 
bleiben ohne  irgend  einen  Zuwachs,   mit  Ausnahme   unserer  hcrrschaflUchen 
Domainen.    Wenn  irgend  einer  unsrer  weltlichen  Lehnsleute  versterben,  und 
unser     Grafschaflsver^eser    oder  Baillif    unser   offnes    Ausschreiben   über 
onsre  Vorladung  wegen  einer  Schuld  zeigen  sollte,   welche   der  Verstorbene 
uns  zu  zahlen  verpflichtet  war,  so  soll  dem  Grafschaftsverweser  und  unsrem  Bail- 
lif freistehen,  das  nicht  zum  Lehn  gehörige  Vermögen  des  Verstorbenen,  welches 
in  dem  weltichen  Lehne  gefunden  ist,  bis  zu  demWertbc  jener  Schuld  nach  dem 
Gotaditen  rechtlicher  Leute  in  Beschlag  zu  nehmen  und  zu  verzeichnen:  jedoch 
so,  dass  nichts  von  da  fortgebracht  wird,  bis  unsre  anerkannte  Schuld  uns  be- 
zahlt ist,  und  der  Ueberrest  mag  den  Vollstreckern  zur  Erfüllung  des  Testa- 
mentes des  Verstorbenen  verbleiben.     Und  wenn  Nichts  von  ihm   selbst  für 
uns  schuldig  geblieben  sein  sollte,   so   mag  alles  nicht  zum  Lehn   gehörige 
Vermögen  nadi  dem  Willen  des  Verstorbenen  zur  A'erfUgung  stehen,  jedoch 
unbeschadet  der  angemessenen  Antheile  für  seine  Ehefrau  und  seine  Söhne. 
Wenn  irgend   ein   anderer  freier  Mann  ohne  ein  Testament  hinterlassen  zu 
haben  verstorben  ist,  soll  all  sein  nicht  zum  Lehn  gehöriges  Vermögen  durch 
die  Hände  seiner  Verwandten  und  Freunde  nach  dem  Gutachten  der  Kirche 
vertheilt  werden,  jedoch  ohne  Beeinträchtigung  der  Schuldforderungen  für  ei- 
nen jeden,  welche  der  Verstorbene  ihm  schuldig  war. 

Kein  Gonstablcr  oder  irgend  einer  unserer  Baillife  soll  Getreide  oder 
andere  nicht  zum  Lehn  gehörige  Gegenstände  in  Besitz  nehmen,  wenn  er 
nicht  sogleich  dafür  Geld  zahlt  oder  sich  darüber  einigt,  wie  er  sie  mit  dem 
^Hlen  des  Veri^äufers  behalten  kann. 

Kein  Gonstablcr  soll  irgend  einen  Ritter  zi^ingen  Geld  zu  geben  für  den 
Bewachungsdienst  auf  einer  königlichen  Burg,  wenn  er  diesen  Dienst  in  sei- 
ner eigenen  Person  ableisten  gewollt  hat,  oder  auch  durch  einen  anderen 
rechtschaflenen  Vasall,  wenn  er  den  Dienst  aus  gültiger  Ursache  selbst  nicht 
thon  konnte.  Und  wenn  wir  denselben  zu  unserem  Kriegsheer  mitgeführt, 
oder  abgeschickt  haben  sollten,  so  wird  er  so  lange  von  dem  Bewachungs- 
dienste befreit  sein,  als  er  mit  unsrem  Willen  sich  beim  Heere  befinden  sollte. 
Keiner  unserer  Grafschaflsverwalter  oder  Baillife  oder  sonst  irgend  ein 
Anderer  soll  Pferde  oder  Wagen  irgend  eines  freien  Mannes  in  Beschlag  neh- 
■KB,  um  unser  Wagengepäck  fortzufahren,  wenn  es  nicht  mit  dem  Willen  des 
fraen  Mannes  selbst  gesdiicht.    Weder  wir  noch  unsere  Baillife  werden  frem- 


Jt/  B  ose  US,  aus  dem  Germanischen  Busch,  wie  das  Französische  bnis  und 
i§s haiienisehe  boseo,  gebildet,  bedeutet  sovoohlden  Wald  selbst,  als  das  aus 
ihm  eninammene  Holz,— Eben  so  ist  das  obige  bladum  aus  dem  Französischen 
Heif  bUfltaLhiadaJ  gebildet  und  bezeichnet  wie  dai  letztere  ausser  Roggen  jede 
Art  des  im  gewöhfUiehen  Gebrauche  vorkommenden  Getreides.— Dass  aber  das 
LtUin  der  Magna  Charta  so  viele  französische  Worte  in  sich  aufgcnommeri 
tmi,  geki  aus  dem  natürlichen  Verhältnisse  der  damaligen  Englischen  Staats- 

Seliaberl,  TerCHsmigfQrkUQden.  O 
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castra  vel  aba  agenda  nostra,  lau  per  vdimtatein  ipshtf,  CQj«  b^teus  iUe 
fiierit. 

Nos  non  tcnebimas  terras  illorum,  qui  convicti  fuerint  de  feloniat  nisi 

per  unum  annum  et  unum  diem,  et  tune  reddantur  terre  dominisfeodoruni.*) 

Omnes  Kidelli**)  dccetero  deponantur  penitus  de  Tamisia  etBfedewaye 
et  per  totam  Angliam,  nisi  per  costeram  maris. 

Brcve  quod  vocatur  Prccipe  decetero  non  fiat  alicui  de  aliquo  tenemen- 
to,  unde  über  homo  possit  amitterc  curiam  suam. 

Una  mcnsura  vini  sit  per  totum  regnum  nostrum,  et  una  mensura  eere- 
visie  et  una  mcnsura  bladi,  scilicet  Qoartarium  Londinense,  et  una  latitudo 
pannorum  tinctorum  et  Russettorum  et  Halbergetlorum,  scilicet  due  ulne  in- 
fra  listas.***)  De  pondcribus  autem  sit,  ut  de  mensuris. 

Nihil  detur  vcl  capiatur  decetero  pro  brevi  inqubitionis  de  vita  vel 
membris;  scd  gratis  concedatur  et  non  negetur. 

Si  ab'quis  tcneat  de  nobis  per  feodifinnam  vel  per  socagiumf)  vel  per 
burgagium,  et  de  ab'o  terram  teneat  per  servitium  müitare,  nos  non  bab^i- 
mus  custodiam  hercdis  ncc  terre  sue»  que  est  de  feodo  alteriiis,  occasione  il- 
lius  feodi  Grmc  vel  socagii  vel  burgagii,  nee  habebimus  custodiam  iUius  feodi- 
firme  vel  socagii  vel  burgagii,  nisi  ipsa  feodifirma  debeat  seryitioia  militare. 
.  Nos  non  habebimus  custodiam  heredis  vel  terre  alicujus  quam  tenet  de  aUo 
per  servitium  militare,  occasione  alicujus  parvc  Serjanterieff)  quam  tenet  de 
nobis  per  servitium  rcddcndi  nobis  cultellos  vcl  sagiltas  vel  hujusmodi. 

Nullus  baüivus  ponat  decetero  aliquem  ad  legem  simplici  loquehi  sua 
non  sine  tcstibus  fidelibus  ad  hoc  inductis. 

Nullus  über  homo  capiatur  vel  imprisonetur  aut  dissaisiatur  aut  utlaglw* 
turfit)»  aut  exulctur,  aut  aliquo  modo  destruatur,  ncc  super  cum  ibinms»  nee 

joencaltung  hervor,  in  tcelcher  durch  die  Normannische  tcie  durch  die  An- 
jouische  Dynastie  die  Französische  Sprache  seit  1066  bis  auf  das  Zeitalter 
Eduard's  HI  ah  die  Staatssprache  aufrecht  erhalten  wurde. 

*)  Der  Nutzertrag  der  Lehnständereien  der  mittelbaren  Vasatten,  die 
von  Bischöfen,  Aebten  oder  weltHchen  Baronen  Lehne  erhalten  hatten^  wurde  hei 
der  Bestrafung  von  Lehnsvergehen  gleichfalls  dem  Könige  auf  1  Jahr  und 
1  Tag  zugestanden.  Diese  Strafe  aber  war  früher  von  der  königlichen  Will- 
kühr  au f  längere  Zeit  ausgedehnt  und  dadurch  dem  rechtmässigen  sthutdlosen 
Lehnsherrn  das  Recht  verkürzt,  inzwischen  das  Lehn  andertceüig  zu  vergeben. 

**J  Kidelli,  noch  im  heutigen  Englischen  als  kiddle  für  Fischwehre 
gebräuchlich,  waren  namentlich  zum  Lachsfang  in  England  vielfach  für  die 
Krön  e  aufgestellt  gcivesen.  Es  kommen  häufig  Beschwerden  gegen  dieselben  vor, 
da  die  Flussfischerei,  an  sich  in  England  sehr  ergiebig^  durch  diese  königliche 
Fischwehre  zum  Nachtheil  der  Grundbesitzer  sehr  beeinträchtigt  wurde.  Med- 
wag  ist  ein  Nebeyifluss  der  Themse,  welcher  sich  auf  der  rechten  Seite  be- 
reite in  ihre  weitere  Ausmündung  ergiesst. 

•••y  Der  Quarte r  von  London  ist  bis  zur  heutigen  Stunde   noch  das 

gewöhnlichst  Getreidemaas.     Bus  sei  ti  sind  rothbraune  wollene  Stoffe;  Hai- 

bergetti  sind  gleichfalls  wollene  Zeuge.    Lista  hat  sich  noch  im.  EngHed^en 

'"  als  list,  im  Französischen  als  listet,  lisi^re  für  den   Rand,   Sctum  eina 

Stückes  Tuch,  Zeug  oder  Leinwand  erhalten, 

i)  Feodifirma  oder  Feudifirma  ist  ein   kleines  Lehngut,  für  f»et- 

ches  der  Inhaber  den  dritten  oder  vierten  Theil  seines  Einkommens  fähr  ti  eh 

an  den  Lehnsherrn  abführt.    Es  ist  eine  Art  PaehtverhäUniss,  das  e^ber  fH 

der  natürlichen  Erbfolge  vererbt  wird,  —  Sifccagifiim  von  soc,  sotta  dt- 
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te  H<te  tut  tei  WaM  fttr  unire  Borge  oder  zu  unserem  sonstigen  Ge- 
brauche nehmen,  wenn  nicht  mit  dem  Willen  des  Eigenthümcrs  jenes  Waldes. 
Wir  werden  die  Ländereien  derjenigen,  wclcho  eines  Lehnsvergehens 
ttj^rführi  werden  sind,  nur  ein  Jahr  oder  einen  Tag  im  Besitz  behalten,  und 
dann  soUen  diese  Ländereien  den  Lehnsherren  zurückgegeben  werden. 

Alle  Fischwehren  sollen  übrigens  gänzlich  aus  der  Themse,  dem  Med- 
way  ood  darcfa  ganz  England  ibrtgesdiaflt  werden  und  nur  an  der  Meeres- 
küsle  erhalten  bleibea 

Es  soll  fernerhin  (kein  königliches  Ausschreiben,  welches  Praccipe  ge- 
naBimt  wird,  iUr  irgend  Jemand  über  ein  Lehn  erlassen  werden,  durch  wel- 
ches ein  freier  Mann  seinen  Hof  verlieren  könnte. 

Es  soll  nur  ein  Maass  fiir  Wein  durch  unser  ganzes  Reich  stattfinden, 
und  ein  Maas  für  Bier,  und  ein  Maas  für  Getreide,  nämlich  der  Quar- 
ter von  London:  und  eine  Breite  soll  für  die  gefärbten  Tuche,  für  die  Rus- 
sctU  und  Halhergetti  stattfinden,  nämlich  zwei  Ellen  innerhalb  der  äusseren 
Ränder.  Dasselbe  Verhältniss,  wie  bei  den  Maassen,  soll  auch  bei  den  Ge- 
wichten stattfinden. 

Ferner  soll  kein  Geld  gegeben  oder  angenommen  werden  für  ein  Man- 
dat zur  Untersuchung  wegen  Beschädigung  am  Leben  oder  an  den  Gliedern« 
soqdem  dieselbe  soll  unentgeltlich  zugestanden  und  nicht  verweigert  werden. 
Wenn  Jeioand  von  uns  ein  Stück  Land  zur  Erbpacht  oder  mit  Froh% 
diensten  und  Burgdiensten  behaftet  als  Lehn  besitzt,  und  zugleich  von  ei- 
Mb  Anderen  ein  Stück  Land  mit  der  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  als 
Ldm  hält,  so  werden  wir  nicht  die  Obhut  über  den  minderjährigen  Er- 
ben verlangen,  noch  über  sein  Lehnsland,  welches  zu  Lehn  bei  einem  an- 
totH  fehl,  unter  dem  Vorwand  jenes  Erbpachts-  oder  Frohndiensts- 
oder  Burgdtensts-Lehn  und  wir  werden  nur  die  Obhut  über  jenes  Erbpachts- 
oder Frohndiensts-  oder  Burgdiensts  -  Lehn  in  Anspruch  nehmen,  wenn 
dieselben  selbst  zum  Kriegsdienste^  verpflichtet  sind.  Wir  werden  über- 
^opt  nicht  die  vOrmundschafUiche  Obhut  über  einen  minderjährigen  Er- 
ben oder  sein  Lehnsland,  welches  er  von  einem  Andern  mit  der  Verpflichtung 
M  Erlegsdienste  erhalten,  in  Anspruch  nehmen,  unter  dem  Vorwande  irgend 
ontr  geriagen  Lehnsdienstverpflichtung,  zu  welcher  er  gegen  uns  verbunden 
ist,  uns  Dol  che,  Pfeile  oder  ähnliche  Dinge  herzugeben. 

Ktin  Baillif  soll  femer  Jemand  vor  Gericht  führen  auf  seine  einfache 
Anklage,  ohne  dass  dazu  treue  Zeugen  mit  vorgeführt  sind. 

Kein  freier  Mann  soll  ergriffen  oder  ins  Gefängniss  gesteckt  oder  aus 
sciotm  Sesitzthum  vertrieben,  oder  ausserhalb  des  Gesetzes  erklärt,  oder  ver- 
hanot  oder  auf  irgend  eine  Weise  beschädigt  werden,  noch  werden  wir  gegen 


ein  Afterlehn,  mit  dem  gewöhnliche  Frohndiensle  verbunden  sind,  wie 
rit  bei  dr»  Landbesiizem  der  niederen  Classe  üblich  waren. 

aj  Serjanteria,  in  Frankreich  und  England  allgemein  eingeführt  (Ser- 
jeanUrie,  SergeantryJ^  wurde  in  eine  groese  und  kleine  getheilt.  Die  grosse, 
Grtat'Sergeamtry,  bestand  in  ehrenvollen  Diensten  der  grösseren  Lehnsträger 
§9§m  dm  M&nig,  ihm  das  Panier,  Schwert  vortragen  oder  irgend  welche  per* 
müUeke  JHtnste  leisten  zu  dürfen:  die  kleine,  Petit- Sergeantry,  bestand  in 
der  Abgabe  von  Waffen  geringerer  Art,  Sporm  und  Hülfsdiensten  aller  AH 
um  minderem  Werthe,  wenn  der  König  durch  sein  Land  zog, 

fftj  lltlaghare,  noch  heule  als  to  ot^tlaw  in  der  Englischen  Rechts- 
9fWdbe  ^Wff*  aoMserhalb  des  Gesetzes  für  vogelfrei  erklären,  Lagh= lex = law; 
■I  iH  dbtr  doa  Girmwnische  aus,  out. 


super  eum  mittemus,  nisi    per  lei^ale  judiciam  parium  suorum  vel  per  legon 
lerre. 

Nulü  vendemus,  nuUi  negabimus,  aut  difieremus  Rectum  aut  Justiliam. 

Omties  mercatores  habeant  salvum  et  securum  exire  ab  Anglia  et  venire 
in  Angliam,  morari  et  ire  per  Angliam  tarn  per  terram  quam  per  aquam,  ad 
emendum  et  vendendum  sine  omnibus  malis  toltis*)  per  antiquas  et  rectas  con- 
suetudines,  praeterquam  in  tempore  guerre  et  si  sint  de  terra  contra  nos  guer- 
rina**),  etsi  talcs  inveniantur  in  terra  nostra  in  principio  guerre,  attachientur 
sine  dampno  corporum  et  rerum,  donec  sciatur  a  nobis  vel  capitali  Justiciario 
nostro,  quomodo  mercatores  terre  nostre  tractcntur,  qui  tunc  invenientur  in  ter- 
ra contra  nos  guerrina,  et  si  nostri  salvi  sint  ibi,  alü  salvi  sint  in  terra  nostra.  ^^ 

Liceat  unicuique  decetero  exire  de  regno  nostro  et  redire  salvo  et  se- 
cure  per  terram  et  per  aquam  salva  fide  nostra,  nisi  tempore  guerre  per  ali- 
quod  breve  tempus  propter  communem  utilitatem  regni,  exceptis  imprisonatis 
et  utlaghatis  secnndum  legem  regni,  et  gcnte  de  terra  contra  nos  guerrina,  et 
mercatoribus  de  quibus  fiat  sicut  predictum  est. 

Si  quis  tenuerit  de  aliqua  escaeta'**)  sicut  de  honore  WaIlingefordie= 
Nottingehamie,  Bolonie,  Lancastrie,  *  vel  de  aliis  escaetis,  que  sunt  in  manu..« 
nostra,  et  sunt  baronie,  et  obierit;  beres  ejus  non  det  aliud  relevium  nee  facia^ 
aliud  nobis  servitium,  quam  faceret  baroni,  si  baronia  illa  esset  in  manu  ba — 
ponis,  et  nos  eodem  modo  cam  tenebimus,  quo  baro  eam  tenuit 

Homines  qui  manent  extra  forestam  non  venant  decetero   coram  Ja~ 
sticiariis  nostris  de  foresta  per  communes  summonitiones,  nisi  sint  in  placit^ 
vel  plegii  alicujus  vel  aliquorum  qui  attachiati  sint  pro  foresta. 

Nos  non  faciemus  Justiciarios,  Gonstabularios,  Vicecomites,  vel  Ballivos 
nisi  de  talibus,  qui  sciant  legem  regni  et  eam  bene  velint  observare. 

Omnes  barones  qui  fundaverint  Abbatias,  unde   habent  cartas  Regum 

Anglie  vel  antiquam  tenuramf),  habeant  earum  custodiam   cum  vacaverint, 

sicut  habere  debent 

t 
Omnes  foreste  que   afforestate  sunt  tempore    nostro,   statim   deaffore- 

stentur,  et  ita  Hat  de  Ripariis,  que  per  nos  tempore  nostro  posite  sunt  in 

defenso. 

Omnes  male  consuetudines  de  forestis  et  Warrennisff)  et  de  forestariis  et 


*;  Tolta  von  tollere,  im  Französischen  wie  im  Englischen  tolt,  touJi, 
bedeutet  einen  Gerichtsbefehl  fwrit),  durch  welchen  ein  Gegenstand  an  einen 
höheren  Gerichtshof  rertviesen»  oder  irgend  eine  gegen  das  gewöhnliche  Ver- 
fahren lautende  Anordnung  getroffen  wird. 

*J  Guerrinus,  Adjectiv  von  guerra  ^guerre,  war,  Krieg. 
V  Escaeta,  Esheat  ("von  ichoir,  cadoj  bezeichnet  sowohl  den  Heim- 
fall  selbst,  wie  das  einzelne  an  den  Lehnsherrn  heimgefallene  Gut. 

\j  Tenura  von  teneo,  noch  heute  im  Englischen  tenure,  bedeutet  jede 
Art  des  Lehnbesitzes  und  der  Lehnsberechtigung,  indem  zur  Unterscheidung 
der  verschiedenen  Classen  noch  die  besonderen  Ausdrücke  hinzugefugt  werden: 
Tenure  in  capite,  ein  vom  Könige  unmittelbar  empfangenes  Lehn;  Base-tenure 
das  niedere  Lehn,  Afterlehn  u.  s.  w, 

WJ  Warennae,  von  War,  Wehre  abgeleitet,  bezeichnet  jede  Art  des 
Geheges  für  das  gewöhnliche  Jagd-Wild,  namentlich  aber  für  Hasen  und  Ka^ 


ihn  dnsch raten  noch  uns  seiner  bemächtigen,  ausser  nach  dem  gesetzm'as- 
ngen  Urtheilsspniche  seiner  Standesgenossen  oder  nach  dem  Gesetze  des  Landes. 
Wir  werden  Niemand  das  Recht  und  die  Gerechtigkeit  verkaufen,  noch 
sie  demselben  verwehren  oder  verzögern. 

Alle  Kaufleute  sollen  Irei  und  sicher  aus  England  ausgehen  und  nach 
En^and  kommen  können,  sich  daselbst  aufhalten  und  durch  ganz  England 
doithreisen.  sowohl  zu  Lande  als  zu  Wasser,  um  zu  kaufen  und  zu  verkaufen 
ohne  alle  verhindernde  Beschränkungen,  nach  dem  alten  und  gerechten  Her- 
kommen, ausser  zur  Zeit  des  Krieges,  oder  wenn  die  Handelsleute  aus  einem 
mit  uns  im  Kriege  stehenden  Lande  sein  sollten.  Und  wenn  solche  Leute  in 
unserem  Lande  zu  Anfang  des  Krieges  gefunden  werden,  so  sollen  sie  ohne 
Beschädigung  ihres  Körpers  und  ihrer  Handelssachen  für  so  lange  verhaftet 
werden,  bis  dass  wir  oder  unser  Oberrichlcr  erfahren,  auf  welche  Weise  die 
Kaufleute  unseres  Landes  behandelt  worden,  welche  damals  in  dem  mit  uns 
im  Kriege  stehenden  Lande  gefunden  sein  sollten,  und  wenn  die  Unsrigen 
daselbst  unangefochten  sein  sollten,  so  sollen  auch  die  anderen  in  unserem 
Lande  unangefochten  bleiben. 

Femer  soll  es  einem  Jeden  frei  stehen,  frei  und  sicher  aus  unserem 
Reiche  auszuwandern  und  zurückzukehren,  zu  Lande  und  zu  Wasser,  unter 
vorausgesetzter  Wahrung  der  uns  schuldigen  F^ehnstreue,  ausser  zur  Zeit  des 
Krieges  für  einen  kurzen  Zeitraum  wegen  der  allgemeinen  Wohlfahrt  ^ts 
Reichs.  Pavon  sind  aber  diejenigen  ausgenommen,  welche  nach  den  Gesetzen 
des  Reichs  zu  gefänglicher  Haft  verurtheilt  oder  ausserhalb  des  Gesetzes  er- 
klärt, oder  aus  einem  mit  uns  im  Kriege  stehenden  Lande  sind  und  zu  den 
obengenannten  Kaufleuten  gehören,  mit  denen  geschehen  soll,  wie  vorher  fest* 
^setzt  ist. 

Wenn  Jemand  aus  irgend  einem  heirogcfallcnen  Lehne  wieder  ein  Lehn 
erhalten  hat,  wie  aus  den  Lehen  Wallingford,  Nottingham,  Boulognc,  Lanca- 
ster  oder  aus  anderen  heimgef^llenen  Lehen,  welche  in  unsrer  Hand  sind 
ood  zu  den  Baronen-Lehen  gehören,  und  wenn  derselbe  verstorben  ist,  so  soll 
sein  Erbe  keine  andere  Lehnsgebühr  zahlen  und  uns  keinen  anderen  Lehns- 
dienst leisten,  als  er  dem  Baron  geleistet  hätte,  wenn  jenes  Baronen-Lehn 
noch  in  den  Händen  des  Barons  wäre,  und  wir  werden  diese  Lehnsländerei 
nur  zu  denselben  Verpflichtungen  anhalten,  zu  welchen  früher  der  Baron 
sie  angehalten  hat. 

Diejenigen  Leute,  welche  ihre  Wohnungen  ausserhalb  der  Forsten  ha- 
ben, sollen  fernerhin  nicht  vor  unseren  Forstrichtem  auf  die  allgemeinen  Vor- 
ladungen vor  Gericht  erscheinen,  wenn  sie  nicht  vor  diesem  Gerichte  selbst 
betheiligt  sind,  oder  als  Bürgen  einer  oder  einiger  Personen  auftreten,  die  fllr 
Waldfrevel  gerichtlich  angegriflicn  sind. 

Wir  werden  zu  Richtern,  Constablern,  SherifTen  oder  Baillifen  nur  sol- 
che Männer  machen,  welche  die  Gesetze  des  Königreichs  verstehen  und  die- 
selben gut  beobachten  wollen. 

Alle  Barone,  welche  Abteien  gegründet  haben  und  dafür  Urkunden  der 
Englischen  Könige  oder  ein  altes  Lehnsrecht  besitzen,  sollen  die  Obhut  derselben 
haben,  wenn  sie  erledigt  sind,  sowie  sie  dieselbe  zu  haben  berechtigt  sind. 

Alle  Wälder,  welche  zu  unsrer  Zeit  zum  Forstzwang  hinübergeführt 
sind,  sollen  sogleich  wieder  die  Forstberechtigung  verlieren:  und  so  soll  es 
aoch  mit  den  Flussübergängen  gehalten  werden,  welche  durch  uns  in  unsrer 
Zdt  nach  verbotenen  Orten  verlegt  sind. 

Alle  schlechte  Satzungen  über  die  Forsten  und  Gehege,  sowie  über  die 


Warrennariis,  Vicecomitibus,  et  eonun  ministris,  Ripahis,  ei  eanin  coatodüMM 
staüm  inquirantar  in  quolibet  comitatu  per  duodechn  milhes  jnratos  de  todev 
coniitatu,  qm  debent  digi  per  probos  homines  ejusdem  comitatuSt  et  infira  qua- 
draginta  dies  post  inquisitionem  faetam  penitus,  ita  qaod  nunquam  rcivoeentiir 
deleantur  per  eosdem;  Ita  quod  nos  hoc  prius  sciamus  vel  Joaticianiis  noster, 
81  in  Anglia  non  ftierimiis. 

Omnes  obsides  et  cartas  statim  rcddemus,  quo  liberatc  fiieniQt  nobis 
ab  Anglicls  in  secaritatem  pacis  vcl  fldelis  servitii. 

Nos  amovebimus  penitus  de  ballüs*)  parentes  Gerardi  de  Atyes,  quod 
decetcro  nullam  habeant  balliviam  in  Anglia,  Engelum  de  Cygoyne,  Andream, 
Petrum  et  Gyonem  de  Canceilis,  Gyonem  de  Cygoyne»  GalfHdem  de  Hartiny 
et  fratres  ejus,  Phüippum  Marcum  et  fratres  ejus  et  GalMdum  nepotem  ejus 
et  totam  sequelam  eorundum,  et  statim  post  paois  refonnationem  amoyebiinas 
de  regno  omnes  alienigcnas  militcs,  BaUstarios,  senienles  slipendiarios,  qui 
Tenerint  cum  equis  et  armis  ad  nocumentum  regnl 

Si  quis  fuerit  dissaisitus  vel  elongatus  per  nos  sine  legali  judküo  panwn 
saorum  de  terris,  castellis,  libertatibus  vel  jure  suo,  statim  ea  ei  resUtuemus 
et  81  contentio  super  hoc  orta  fuerit,  tunc  inde  fiat  per  Judidum  viginti  quin- 
que  baronum  de  quibus  fit  mentio  inferius  in  securitate  pacis. 

De  Omnibus  autem  illis  de  quibus  aliquis  dissaisitus  fuerit  vel  ^enga- 
tus  sine  legali  judido  parium  suonim  per  Henricum  regem  patrem  nosinm 
vel  per  Ricardum  regem  fVatrem  nostrum,  que  in  manu  nostra  habemua^  vd 
que  alii  tenent,  que  nos  oporteat  warantizare,  respectum  habebimus  usque  ad 
communem  terminum  cruce  signatomm*^,  exceptis  illis  de  quibus  pladtw» 
motum  fuit  vel  inquisitio  facta  per  preceptum  nostrum  ante  susceptionem  cm- 
ns  nostrc.  Cum  aulem  rcdierimus  de  peregrinatione  nostra  vel  si  forte  reman- 
serimus  a  peregrinatione  nostra,  statim  inde  plenam  justitiam  exbibebimoa. 

Eundem  autem  respectum  habebimus  et  eodcm  modo  de  justitia  exhi- 
benda  de  forcslis  deaflbrcstandis  vel  remansuris  forestis,  quas  Henricus  pater 
noster  vel  Ricardus  fraler  noster  afTorcstaverint,  et  de  custodijs  terranun,  qqe 
sunt  de  aüeno  feodo,  cujusmodi  custodias  hucusque  habuimus  occasione  feodi« 
quod  aliquis  de  nobis  tenuit  per  servitium  militarc.  Et  de  Abbatiis  que  fon- 
date  fuerint  in  feodo  alterius  quam  nostro  in  quibus  dominus  feodi  dixerit  $e 
jus  habere.  Et  cum  rcdierimus  vel  si  remanserimus  a  peregrinatiope  nostra, 
super  hiis  conquerentibus  plenam  justitiam  statim  exbibebimus. 


ninchen.    Dies  Wort  wird  aber  auch  ßr  Parke  mit  Flügel'  WüdpreU   inui 
sMst  ßr  Fuchbehälter  gehraucht 

V  Bai  Ha  ist  sowohl  das  Amt  eines  Ballivus  aU  der  Bezirk  diS^Mim. 
Aber  die  Bedeutsamkeit  der  amtlichen  Gewalt  eines  Ballivus  war  sehr  ««r- 
schieden,  je  nachdem  der  Geschäftskreis,  ßr  welchtn  er  wirken  sattle,  ein 
sehr  ausgedehnter  oder  beschränkter  war.  Ausserdem  hiessen  em€h  bottiaa 
die  XU  einem  hü^heren  Ordensamte  in  den  beiden  RiUerorden  der  Ten^ftkr- 
und  Johunniter-RiUer  zusammen  gehörenden  Besitzungen, 

**J  König  Johann  hatte  noch  während  des  Bürgerkrieges  bei  dan  Ver- 
handlungen über  die  Aussöhnung  mit  dem  Papste  und  dem  Clerui  durek  «tu 
Geliibde  sich  zu  einem  Kreuzzuge  verpflichtet,  den  er  selbst  aber  verzögerte 
imd  später  auszuführen  durch  seinen  Tod  ßil^J  verhindert  umrde. 


Foijmeiiter  und  H^gemeisief,  Sheriffe  ihmI  detm  Vüierb^äMen,  iber  die 
Fliissübergänge  und  deren  Wächter  sollen  sogleich  in  jeder  GrafiMsiiaft 
imMrsiMM  wcittd^n  durch  zwölf  ge^wome  Ritler  aus  d^ifeelben  Graf- 
sdttlk,  irekfie  dtirdi  reditlicbe  Männer  dieser  Grafsdiaift  gewählt  werden  tol- 
leü,  .mMl  kmerhalb  tierzig  Tagen  nach  vollständig  gemachter  tJntersachuAg  sM- 
len  sie  dui^  dieselben  aufgehoben  werden,  so  dass  sie  niemals  larfiekgem- 
feH  IreideB  sötten^  jedoch  mit  vorhergegangener  Anzeige  bei  uns  oder  bei  un- 
s^füi  Obefri^ter,  wemi  wir  selbst  nicht  in  England  sein  sollten. 

Aue  Geisael  and  Urkonden  werden  wir  sogleich  wieder  zurüekstelleli, 
wdc^  uns  anveftraut  sind  von  den  EngHschen  zur  Sicherheit  des  Friedens 
oder  4et  treuen  Dienstes. 

Wir  werden  gänzlich  aus  den  Aemtern  entfernen  die  Verwandten  des 
Gtfftrd  von  Atyes»  so  dass  sie  fernerhin  kein  Amt  mehr  in  Eiigland  haben  sol- 
tan,  den  Engdua  von  Gygoyne,  den  Andreas,  Peter  und  Gyon  von  CaAcelli« 
den  Gyon  voa  Cygoyne,  den  Galfried  von  Marliny  und  seine  Brüder,  den 
Philipp  Marctts  und  seine  Brtkler,  und  Galfried  seinen  Enkel  und  ihren  gan- 
wm  Adhang:  und  sogleich  werden  wir  nach  der  Wiederherstellung  deis  Frie- 
dtis  afie  friemden  Ritter,  Wurfechtttsen  und  dienende  Söldner,  welche  ttiC 
Pftn^deil  und  Waffeii  zum  Schaden  des  Reichs  gekommen  sin4  aus  Msrem 
ftonigrdche  entfernen. 

Wenn  Jemand  durch  uns  aus  dem  Besitzthum  vertrieben  oder  entfernt 
sein  M^te,  ohne  dass  ein  gesetzlicher  ürtheilsspnicb  seiner  StamMgeiiosMii^ 
ibfr  seilto  Lindereien,  Castelle,  Freiheiten  und  sein  Recht  gefällt  ist,  so  W^- 
wir  ihm  dieselben  sogleich  wieder  zor&ckstellen,  und  wetta  daf  üiber  ein 

entstellen  soHte,  so  soll  darüber  durch  ein  Gericht  von  fünf  und  xwan- 
Bg  Baioaev  entschieden  werden,  von  welchen  unten  bei  der  Sieherstetlung 
des  Friedens^  die  Rede  sein'  wird. 

Aber  in  Betreff  aller  derjenigen  Fälle,  in  wekhen  Jemand  durch  Kdik^ 
Bonrich  uweren  Vater  oder  durch  König  Richard  unseren  Bnidet  aus  sei- 
nem Besitzthum  vertrieben  oder  entfernt  sein  sollte,  ohne  den  gesetzlichen  Ur- 
Unflnpfiiek  seiner  Standesgenossen,  und  wenn  wir  diese  Besitzungen  in  un- 
Sit»  Ämd  haben,  oder  wenn  andere  sie  haben  und  wir  für  dieselben  Ge- 
währleistung geben  müssen,  werden  wir  Aufsdiub  haben  bis  zur  allgemeinen 
IMiebr  diDr  MreuzCsJirer,  jedoch  mit  Ausnahme  derjenigen,  über  welche 
sAmi  naeh  unsrer  Anordnung  vor  der  Unternehmung  unsrcs  Kreuzzuges 
m  Geridit  gebahen  oder  eine  Untersuchung  angestellt  ist  Wenn  wir  abei^ 
vMi  unsrer  Wallfahrt  zurückgekehrt  oder  wenn  wir  etwa  von  derselben  zu- 
rSckgebüeben  sein  sollten,  werden  wir  denselben  sogleich  Gerechtigkeit  erfÜHeh. 

Aber  denselben  Aufschub  werden  wir  auch  haben  und  auf  dieselbe 
Weise  Gerechtigkeit  erfüUen  in  Betreff  sowohl  der  Forsten,  welche  unser  Va- 
tor  Heiarfch  oder  unser  Bruder  Richard  als  Forste  eingehegt  haben,  und 
vddie  aulgehoben  werden  oder  als  solche  verbleiben  sotten,  als  auch  in  Be- 
inü  der  Obhut  derjenigen  Ländereien,  welche  zu  einem  fremden  Lehne  gehören, 
oad  defea  Obh«t  wir  bis  jetzt  gehabt  haben,  auf  Veranlassung  eines  Lehnst 
Mobes  Jeriümd  von  uns  als  Lehn  mit  der  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste 
erhalten  hatte.  Eben  so  in  Betreff  der  Abteien,  welche  auf  dem  Lehne  eines^ 
Anderen  und  nicht  auf  junserem  gegründet  sind,  und  für  wddie  der  Herr 

LehAs  behauptet  das  Recht  der  Obhut  über  dieselben  zu  haben:   und 

wir  zurückgekehrt  oder  von  unserer  Wallfahrt  zurückgeblieben  sein 
soMtea,  werden  vrir  den  darüber  sich  Beklagenden  sogleich  volle  Gei^eehtig- 
Mt  gewahren. 
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Nullus  capiatur  nee  imprbonetur  propter  appellum'  femine  de  morle  a 
terius,  quam  viri  sui. 

Omnes  fines*)  qui  injuste  et  contra  legem  terre  üaieti  sunt  nobiscum,  < 
omnia  amerciamenta  facta  injuste  et  contra  legem  terre  omnino  condonentu 
Tel  fiat  inde  per  Judicium  \iginti  quinque  baronum  de  quibus  flt  mentiq  ii 
ferius  in  securitatc  pacis,  vcl  per  Judicium  majori s  partis  eorundem  una  cu 
predicto^  Stephauo  Cantuarcnsi  Archicpiscopo,  si  interesse  potent  et  aliis  qu< 
secum  ad  boc  vocare  voluerit;  et  si  interesse  non  potcrit,  nibilominus  proc 
dat  negotium 'sine  eo;  Ita  quod  si  aliquis  vcl  abqui  de  predictis  viginti  quii 
que  baronum  fiierint  in  simili  querela,  amoveantur  quantum  ad  hoc  judidui 
et  alii  loco  corum  per  rcsiduos  de  eisdcm  >iginli  quinque  tum  ad  bocfacie 
dum  electi  et  jurati  substituantur. 

Si  nos  dissaisivimus  vcl  elongavimus  Walcnscs**)  de  terris  vel  liberl 
tibus  vel  rebus  aliis  sine  legali  judicio  parium  suorum  iu  Anglia  vel  in  Wi 
lia,  eis  statim  reddanlur,  et  si  contentio  super  hoc  orta  fuerit,  tunc  inde  fl 
in  marchia  per  Judicium  parium  suorum  de  tencmcntis  Anglie  secundum  1 
gern  Anglie,  de  tenementis  Wallie  secundum  legem  Wallie,  de  tenementis  ma 
chie,  secundum  legem  marchie.  Idem  facient  Walenses  nobis  et  nostris.  1 
omnibos  autem  illis  de  quibus  aliquis  Walensium  dissaisitus  fuerit  vel  elo 
gatus  sine  legali  judicio  parium  suorum  per  Ilcnricum  Regem  patrem  nostru 
vel  Ricardum  Regem  fratrem  nostrum  que  nos  in  manu  nostra  habemus  i 
que  alii  tenent  que  nos  oporteat  warantizare,  respectum  babcbimus  usque  j 
communem  terminum  cruce  signatorum,  illis  cxceptis  de  quibus  placitum  m 
tum  fiiit  vel  inquisitio  facta  per  preceptum  nostrum  ante  susceptionem  cni< 
nostre.  Cum  autem  rcdierimus  vel  si  forte  remanserimus  a  peregrinatio 
nostra,  statim  eis  inde  plenam  justitiam  exhibebimus  secundum  leges  Wale 
sium  et  partes  predictas.  Nos  reddemus  filium  Leulini***)  statim  et  omn 
obsides  de  Wallia  et  cartas  que  nobis  libcrate  fuerunt  in  securitatem  pacis 

Nos  faciemus  Alexandro  Rcgi  Scottorumt)   de  sororibus  suis   et  ob 

V  Finis,  noch  heute  in  der  Englischen  Rechtssprache  erlMlten,  hei 
sowohl  die  Geldbusse  oder  Geldstrafe,  als  auch   der  Termin  zur  Zahlung 
ner  bestimmten  Geldsumme,  welche  vertragsweise  festgestellt  ist, 

•V  Walenses.  Nur  der  östliche  Theil  und  ein  geringerer  im  Süd 
des  Landes  Wales  waren  erst  damals  mit  England  vereinigt,  indem  bere 
Wilhelm  der  Eroberer  diese  Landschaß  überwältigt  hatte.  Die  gänzliche  L 
terwerfung  des  Fürstenthums  Wales  kam  erst  unter  König  Eduard  L  im 
1276  zu  Stande.  Die  Marchia  (March)  war  eine  in  die  Länge  gedeh, 
schmale  Gränzgrafschaft,  welche  zuerst  den  Schutz  der  Englischen  Grat 
gegen  die  häufigen  Angriffe  der  trotzigen  Gebirgsbewohner  aus  Wales  zu  üb 
nehmen  hatte  und  längs  Shropshire,  Ilerefordshire  und  dem  Uerzogthu 
Gloucester  sich  hinzog. 

**V  Leulinus  oder  Leolyn  ist  der  Name  des  damaligen   Fürsten  t 
Wales,  wie  überhaupt  dieser  Name  unter  den  Fürsten  dieses  Landes  sehr  ht 
fig  vorkommt.    Auch  der  letzte  und  unabhängige  Fürst,  welcher  sich  1276  d 
Könige  Eduard  L  unterwerfen  musste,  führte  denselben  Namen. 

ij  Alexander,  König  von  Schottland  von  12144-1249,  war  auf  seit 
Vater  König  Wilhelm  den  Löwen  (1165+1214^  gefolgt,  welcher  naeh  der  I\ 
derlage  bei  Alnwick  1174  tu  die  Gefangenschaß  des  Königs  Heinrich  Ii.  i 
England  gerathen  war,  und  seine  Freiheit  nur  dadurch  losgekauß,   dass 
für  ganz  Schottland  die  Oberlehnshoheit  Englands  anerkannte,   und  dadu\ 
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NlemaBd  mH  Jfigtiffw  Mck  verhaftet  werden  ni  die  Anklage  einer 
Pfao  Qber  dm  Tod  eine»  Anderent  ausser  üüres  eigenen  Ehenanne& 

AM«  GtldMitn^lc^  wddie  auf  agerecla«  Weise  und  gegen  das  Gesetz 
des  Landes  mit  uns  geschlossen  sind»  und  alle  Bestrafimgen,  welche  auf  unge- 
ledit»  Wdae  und  gegen  das  Gcecti  des  Landes  festgestellt  sind,  sollen  ganz- 
Udi  angehoben«  odn  ein  Urtheü  darüber  durch  den  Gerichtshof  der  fttnf 
Md  uranag  B^nmtt  gefiUÜ  werden,  von  wekhen  unten  bei  der  Sichevsttl- 
liBg  des  Fritdena  die  Rede  sein  wird,  oder  durch  den  richterlichen  Aus- 
iprnch  der  IfeJQritit  unter  dcnseUben  in  Gemeinachait  mit  dem  obengenann- 
}m  liibiadiof  Stephan  von  Canterhury,  wem  er  dabei  sein  können  wird,  mui 
■it  aaderea  Münntniv  welche  er  daiu  mit  sich  rufen  will    Und  wenn  dieser 
laeb  nicht  dabei  aein  können  wird,  so  soll  die  YevhancUung  anch  ohne  ihn 
fertgeiien;  und  iwar  an»  dass  wenn  £iner  oder  finige  von  den  vorher  erwähn- 
te fQnf  und  awanzig  Baronen  ha  einer  ähnlichen  Klagt  betheihgt  wären,  sie 
fon  dicaer  Gerichtsversanunlung  entfemt  werden,  und  audcre  in  ihre  Stelle 
Auch  die  Uobrigen  von  diesen  fiftnf  und  awansig  ^onen  aur  Abhaltung  die- 
se Gefichla  gewählt  und  nach  Ableistung  de»  Eides  aubatituirt  werden  aoUen. 

Wenn  wir  Bewohnet  von  Wale»  aus  ihren  Ländereien,  Freiheiten  oder 
ädere»  Dingen  vertrieben  oder  entfernt  hab^  sollten  ahne  einen  gesetawis- 
a|en  UrtheihHpmch.  ihrer  Standesgenossen  in  England  oder  Walc»^  ao  sollen 
Anen  diese  sogleich  wieder  gegeben  werden,  und  wenn  ein  Streit  darüber 
«Mdben  aoUte,  so  soll  dann  darüber  ein  llrtheiUspruch  auf  der  Gräwonark 
toch  ein  Geridit  ihrer  Slandesgenosaoi  ^eflilH  werden  vuod  iwar  \ibt»  Eng- 
MNhe  Lehne  nach:  dem  Gesetae  Englands,  Dbber  Wattisische  Lehne  nach  den 
GeseCien  von  Wales,  über  die  Lehne  der  Grättzmaric  nach  den  Gesetzen  der 
GrlnmarL  fin  Gleidies  werden  die  Walliaer  gegen  uns  und  die  Unsrigen 
Wobadrten.  Aber  in  Betreff  aller  deijenigen  Fälle,  in  wekben  ein  Wailiser 
durch  König  Heinrich  nnsren  Vater  oder  durch  König  Eichard  unsren  Bru- 
der au»  aeiBem  Beaitathuro  vertrieben  oder  entfemt  sein  sollte,  ohne  richter- 
ficbea  Uitheilsspruch  seiner  Standesgenoasen,  und  wenn  wir  diese  Besiuun- 
gn  in  nmeeer  Hand  haben«  oder  wenn  Andere  sie  haben  und  wir  für  die- 
idben  Gewäkrleietung  gehen  müssen,  werden  wir  AufiMrhnb  haben  bis  zur 
allgemeinen  Rückkehr  der  Kreuzfahrer,  jedoch  mit  Ausnahme  derjenigen, 
tt>er  welche  bereits  nach  unserer  Anordnung  vor  der  Unternehmung  unsres 
KieqaHg^  ein  Geridnt  gehalten,  oder  eine  Untersuchung  angesteUt  ist.  Wenn 
wir  aber  voi^  unsrer  WalUahrt  zurückgekehrt»  oder  wenn  wir  etwa  von  der- 
selben anrüdcgeblieben  sein  sollten,  werden  wir  denselben  sogleich  volle  Ge- 
rechtigkeit gewähren  nach  den  Gesetzen  der  Wailiser  und  der  vorgenannten 
TheOe.  —  Wir  werden  sogleich  den  Sohn  des  Leoljn  und  alle  Geissein  aus 
Wale»  sowie  die^  Urkunden  zurückgeben,  welche  uns  zur  Sicherstelluag  des 
Frieden»  anvertraut  sind. 

Wir  wer<k^  nüt  dem  Könige  Alexander  von  Schottland  wegen  Rück- 


te 4a$  witergeardnete  Verhällnm  einet  Englischen  Barons  gegen  den  Konig 
von  England  als  seinen  Lehnsherrn  trat.  Zvoar  hatte  König  Richard  /.  nach 
seiner  Tknmbesteigung  kurz  vor  dem  Antritt  seines  Kretuzuges  dem  Könige 
ITiflMm  die  neu£  AUeistung  des  Lehnseides  ßr  eine  beträchtliche  Geldsumme 
grUsisen,  aber  das  einsnal  eingegangene  Lehnsverhältniss  wurde  dadurch  nicht 
toüig  gfläsL  Wie  locker  dasselbe  auch  unter  König  Johann  und  wie  wenig 
dtnelbe  Macht  hesass,  dem  Willen  des  Lehnsherrn  eine  erfolgreiche  Ancrken- 
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dibus  reddendis  et  libertatibus  suis  et  Jure  suo  secondum  formam  in  qua  facie- 
mus  aliis  baronibus  nostris  Anglie,  nisi  aliter  esse  debeat  per  cartas  quas  ha- 
bemus  de  Willielmo  patre  ipsius  quondam  rege  Scottoroin»  et  boc  erit  per 
Judicium  parium  suorum  in  curia  nostra. 

Omnes  autcm  istas  consuetudines  predictas  et  libertates  quas  nos  con- 
cessimus  in  regno  nostro  tenendas  quantum  ad  nos  pertinet  erga  nostros,  omnes 
de  regno  nostro  tarn  elend  quam  laict  obsenrent  quantum  ad  se  pertinet  erga  suos. 

Cum  autem  pro  domo  et  ad  emendationem  regni  nostri  et  ad  melius  so- 

piendam  discordiam  inter  nos  et  baronei  nostros  ortam  baec  omnia  predicta 

concesserimus,  volentes  ea  integra  et  flrma  stabilitate  in  perpetunm  gaudere; 

fadmus  et  concedimus  eis  securitatem  subscriptam,  videlicet  quod  barones  eli* 

gent  viginti  quinque  barones  de  regno  quos  voluerint,  qui  debeant  pro  totis 

viribus  suis  observare,  tenere  et  facere  observari  pacem  et  libertates  quas  eis 

concessimus  et  bac  presenti  carta  nostra  confinnavimus;    Ita  scilicet   quod  si 

nos  vel  Justiciarius  noster  vdl  ballivi  nostri  vel  aliquis  de  ministris  nostris  in 

aliquo  erga  aliquem  deiiqperimus  vel  aliquem  articulorum  pacis  aut  securita- 

tis  transgressi  fuerimus,   et  delictum  ostensum  fuerit  quattuor  baronibus  de 

predictis  viginti  quinque  baronibus,  illi  quattuor  barones  accedent  ad  nos  vd 

ad  Justidarium  nostrum,  si  fuerimus  extra  regnum,  proponentes  nobis  exces- 

sum,  petent  ut   excessum  illum  sine  dilatione  fadamus  emendari.     Et  si  nos 

excessum  non  emendavimus  vel  si  fuerimus  extra  regnum,  Justiciarius  nosler 

non  emendaverit  infra  tempus  quadraginta  dierum  computandum  a  tempore 

quo  monstratum  fuerit  nobis  vel  Justidario  nostro  si  extra  regnum  fuerimus; 

predicti  quattuor  barones  referant  dam  ad  residuos  de  illis  viginti  quinque 

baronibus,  et  illi  viginti  quinque  barones  cum  communa*)  totius   terre  dis- 

tringent  et  gravabunt  nos  modis  omnibus  quibus  poterunt,  scilicet  per  caplio- 

nem  castrorum,  terrarum,  possessionum  et  aliis  modis  quibus  poterunt,  donec 

fuerit  emendatum  secundum  arbitrium  eorum  salva  persona  nostra  et  Regine 

nostre   et  liberorum  nostrorum,  et  cum  fuerit  emendatum,  intendent   nobis 

sicut  prius  fecerunt     Et  quicunque  voluerit  de  terra,  jurct  quod  ad  predicta 

omm'a  exsequenda,  parebit  mandatis  predictorum  viginti  quinque  baronum»  et 

quod  gravabit  nos  pro  posse  suo  cum  ipsis,  et  nos  publice  et  libere  damus 


fitffi^  SU  verschaffen,  so  wurde  doch  noch  in  der  Magna  Charta  in  Folge  der 
Vereinigung  aller  unmittelbaren  Lehnsträger  der  Englischen  Krone  das  Ter- 
hältniss  des  Königs  von  Schottland  gegen  den  König  von  England  mit  einem 
gewöhnlichen  Lehnsverhältnisse  eines  unmittelbaren  Englischen  Barons  gleich- 
gestellt und  demgemäss  die  Form  fernerer  Verhandlungen  verlangt. 

*J  Communa  kommt  sehr  selten  vor  für  das  gebräuchlichere  Com- 
munia,  und  das  im  Mittelalter  eben  so  allgemein  gebrauchte  Wort  Commu- 
nitas.  Jede  Zusammengesellung  zu  einem  bestimmten  politischen  oder  bürger- 
lichen Zwecke  wird  durch  diese  Wörter  bezeichnet,  besonders  aber  werden  sie 
von  den  Gesammtverbindungen  der  Bürgerschaften  in  den  Städten  gebrauM, 
Die  Uebersetzung  allgemeines  Aufgebot  dürfte  am  richtigsten  die  umfas- 
sende Bedeutung  dieses  Wortes  an  dieser  Stelle  angeben,  da  ganz  England» 
wie  oben  nachgeuHesen  ist,  seit  der  Normannischen  Eroberung  in  ein  gemein- 
sames LehnsverhäUniss  Übergegangen  ist,  hießr  also  die  unmittelbaren  Va- 
sallen von  den  Afterlehnsleuten  nicht  unterschieden  werden  können.  Es  sind 
also  in  dieser  Communa  höchstens  nur  diejenigen  Afterlehnsleute  nicht  mU- 
begriffen,  welche  in  den  unmittelbar  der  Krone  vorbehaltenen  Lehnen  hethei- 
ligt  sind,  also  in  den  im  Texte  bezeichneten  castra,  terrae,  possessi(mes,  deren 
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gäbe  seiner  Sdiwestern  und  Geissein,  sowie  wegen  seiner  Freiheiten  and  seines 
Redites  verhandeln  nadi  der  Form,  in  welcher  wir  mit  unseren  andern  Ba- 
ronen in  £n{^d  verhandeln,  soweit  es  nicht  anders  bestimmt  sein  sollte 
durch  die  Urkunden,  weldie  wir  in  Bezug  auf  seinen  Vater,  den  vormaligen 
König  Wilhelm  von  Schottland  haben:  und  dies  wird  geschehen  nach  dem 
Urtheilssprucfae  seiner  Standesgenossen  an  unsrem  Hoflagcr. 

Aber  alle  diese  vorgenannten  Gewohnheitsrechte  und  Freiheiten,  welche 
wir  in  unserem  Reiche  zugestanden  haben,  und  die  gegen  die  Unsrigen,  soviel 
es  uns  anbelangt,  gehalten  werden  sollen,  sollen  auch  alle  Uebrtgen  in  unse- 
itm  Reiche,  sowohl  Geistliche  als  Weltliche,  soviel  es  sie  belrifll,  gegen  die 
Ihrigen  beobachten. 

Da  wir  aber  fUr  unser  Haus  und  zur  Verbesserung  unseres  Reiches, 
und  um  besser  die  zwischen  uns  und  unseren  Baronen  entstandene  Zwietradit 
m  stillen,  alles  dieses  Vorgenannte  zugestanden  haben,  und  wollen,  dass  das- 
selbe dnes  vollständigen  und  festen  Bestehens  sich  Air  immer  erfreue;  so  ge- 
ben wir  nnd  verleihen  diesen  Bestimmungen  nachstehende  Sicherstelinng,  näm- 
tich  dass  die  Barone  flQnf  und  zwanzig  Barone  aus  unserem  Reiche  auswählen 
sollen,  wdche  sie  wollen  mögen.     Diese  sind  verpflichtet  nach  allen   ihren 
Kräften  in  beobachten,  fest  zu  halten  und  dafür  zu  sorgen,   dass  der  Friede 
nnd  die  Freiheiten  aufrecht  erhalten  werden,  welche  wir  denselben  verwiUigt 
and  dnrcli  diese  unsere  gegenwärtige  Urkunde  bekräftigt  haben:  so  nämlich, 
diss  wenn  wir,  oder  unsre  Oberriditer,  oder  unsre  Baillifs,   oder  irgend  ei- 
ner von  nnseren  Beamten  in  irgend  einem  Falle  gegen  Jemand  ein  Vergehen 
begangen,  oder  irgend   einen  Artikel  des  Friedens  oder  der  SichersteUung 
ftbersciirilten  haben  sollten,  und  dies  Vergehen  an  vier  Barone  von  den  oben- 
genannten fünf  und  zwanzig  Baronen  angezeigt  würde,  so  sollen  diese  vier 
Barone  ni  uns  kommen,  oder  zu  unserem  Oberrichter,  wenn  wir  ausserhalb 
des  Landes  wären,  und  sollen,  indem  sie  uns  jene  ungerechte  Handlung  vor- 
ildlen,  verlangen,  dass  wir  ohne  Aufschub  jenes  Unrecht  zu  verbessern  trach- 
ten.    Und  wenn  wir  dieses  Unrecht  nicht  abgestellt  haben,   oder  wenn  wir 
ras  aosserhalb  des  Reidis  l)efinden  sollten  und  unser  Oberrichter  dieses  Un- 
recht nidit  innerhalb  einer  Zeit   von  vierzig  Tagen   abgestellt  hat,  die  von 
dem  Zeitpunkte  ab  gerechnet  werden  soll,  in  welchem  das  Unrecht  uns  oder 
imserem  Oberricfater  im  Fall    unsrer  Abwesenheit  ausserhalb  des  Königrei- 
dbes  angezeigt  ist,  so  sollen  die  vier  genannten  Baronen  heimlich  darüber 
den  übrigen  von  jenen  fünf  und  zwanzig  Baronen  Bericht  erstatten,  und  jene 
fünf  nnd  zwanzig  Barone  sollen  dann  mit  dem  allgemeinen  Aufgebot  des 
ganzen  Landes  uns  dazu  nÖthigen  und  zwingen   auf  jede  ihnen  mögliche  Art, 
nämlich   durch   die  Einnahme  unserer  Bürge,  Ländereien,  Besitzungen  und 
andere  Mittel,  welche  sie  nur  anwenden  können,   so  lange  bis  das  Unrecht 
nach  ihrer  Entscheidung  abgestellt  ist,   jedoch  ohne  Verletzung  sowohl  un- 
srer Person  als  auch  der  Königin  und  unsrer  Kinder,  und  wenn  das  Unrecht 
abgesteUt  sein  wird,  werden  sie  wieder  so  ihren  Lehnsgehorsam  leisten,  wie 
ae  es  vorher  gelhan  haben.  Und  Jedermann  aus  dem  Lande  wird  nach  seinem 
Willen  schworen,  dass  er  bei  der  Ausfuhrung  aller  dieser  vorgenannten  Dinge 
den  Befehlen  der  vorgenannten  fünf  und  zwanzig  Barone  gehorchen  und  uns 
nach  seinem  Vermögen   mit  seinen  Angehörigen  bedrängen  wird.     Und  wir 


Meiiixnahme  den  Baronen  in  dem  hexeichneten  Faüe  anheimge$teUt   wird. 
V^üteriies  die  bezügh  Artikel  in  DuCange  Glossar.  UUinit,  med.  et  in/I  aevi. 


üttDlialu  jurandi  coilibet  qii  jorare  lolaerit,  et  milU  unfnam  jorer«  i^hibe- 
bnms:  Omnes  autem  illos  de  terra  qui  per  se  et  sponte  saa  noiaerint  jware 
^ginti  quinqae  baronibas  de  distringendo  et  grarvamlo  oos  cum  eis,  iactemus 
jarare  eosdem  de  mandato  nostro  skat  predktimi  est  £t  si  aliquis  de  vigiDti 
quinque  baronibus  decesserit,  vel  a  terra  recesierit  vel  aliqao  lÄo  modo  im- 
peditus  fuerit  quominus  iita  predkta  possent  exequi,  qui  residui  fiterint  de  pre- 
dictis  Tiginti  quinque  baronibus  eligant  afiom  loco  ipsäis  pro  arbitrie  sao,  qui 
simiti  modo  erit  juratvs,  quo  et  ceieri.  In  onmibas  autem  que  iatit  vlgisti 
quinque  baronibus  committantnr  exequeiida,  si  forte  ipsi.figinti  quinque  pre- 
sentes  foerint  ei  inter  se  super  re  aliqua  ifiscordaTerint,  vd  aliqui  ex  eis  sum- 
moniti  nolint  vel  nequeant  interesse,  ratum  babeatur  et  finwun  quod  msjor 
pars  eorum  qui  preaentcs  fiierint,  providerit  vel  preceperit,  ac  si  oames  vi- 
ginti  quinque  in  faoc  coosensiasent  £t  predicti  viginti  quinque  jurent  qnod 
omnia  antedicta  lidditer  ofaservabnni  ei  pro  toto  posse  suo  fiKient  observarL 

Et  nos  nihä  impetrabimus  ab  aliquo  per  nos  nee  per  alium  per  qtmd 
aliqua  istarnm  oonccssionum  et  kbertatum  revocctur  Tel  miiitatur.  Et  ai  tli- 
qukl  talc  impetratum  l«erit,  irrit«m  tü  et  inane,  et  Dumquan  eo  «temiir  per 
nos  nee  per  alion. 

Et  omnes  malas  yolimiites,  indignaiiones  et  rancores  ortos  inier  nos  et 
homines  nostros  dericos  et  laioos  a  tempore  dtscordie  plene  omiubiis  remisi- 
mus  ei  condonavimus.  Prei^ret  omnes  tcansgressiones  iadas  oecaskwie  ^jas- 
dem  discordie  a  Pascha  anno  Regni  noatri  Seitodecimo,  [«sqwe  ad  |i«oem  re- 
formatara  plene  rcmisimiu  omnibvs  derids  et  laicis,  et  quantum  ad  mis  per- 
tind  plene  condonanmus. 

fit  insoper  feciemns  eis  fteri  titteTas  testimoniaies  patebies  Dotani  6le- 
phani  Gantuarensis  Archiepiso^^  Domini  Henrid  Oublinensis  Archi^Hseoipi 
d  Episcoporum  predictonim  et  Bfafpvtri  Fanduli  super  aecuritate  lata  ei  een- 
cessionibus  prefatis. 

Quare  volumus  ei  irmiter  precipiams  quod  aaf^icana  eodesia  Jibera  aiU 
et  quod  homines  in  regno  noetro  babeant  d  ieneani  omttes  prefatas  libertales, 
Jura  d  concessiones  bene»  et  tn  pace,  itbare  ^  quid«,  plene  et  inie^^  «ibi 
et  heredibns  suis  de  nobis  d  heredibms  nostril  in  «mnilNis  rebus  d  lods  in 
perpetnum  sicut  predidum  est.  Atratum  «st  autem  tarn  ck  parte  naatra 
quam  ex  parte  baronum,  quod  bec  omnia  sapradicta  bona  fide  4t  sine  malo 
mgcnio  servabuniur.  Testibus  supradidis  et  muUiB  aliis.  0atum  per  muMan 
nostram  In  Prato  qnod  vocatur  Runimedense  Inter  Windlesbonm  ei  Dia- 
nes.   Quintodedmo  die  Junii  Anno  Regni  Nostd  ßeptimodedflMu 


Das  unbefangene  Studium  dieses  grossen  Freihettsbriefies  "wkA  an- 
zweifelhaft den  m  neue^r  Zeit  demselben  oft  aus  Unkunde  gemachten 
Vorwurf  zurückweisen,  als  ob  derselbe  lediglich  diu*ch  die  person- 
licfae  Ehrsucht  einiger  seibstMichtiger  flarone  und  Bischöfe  vana- 
lasst,  nur  einzelnen  Lebnsmissbräuchen  abg^oifen  und  einige  neue  ie- 
rechügungen  für  die  EngKschen  Khrdienhäupter  festgestellt  habe.  Wir 
iBnden  bereits  in  demscHben  eine  gleiche  Vertheilung  der  bürgeriicb^ 
Rechte  unter  alleClassen  der  Freien  angeordnet,  und  dies  schöne  Kleinod 
der  magna  Charta  bleibt  der  Grundstein  für  alle  späteren  Erweiterun- 
gen der  politischen  Rechte  in  England,  indem  der  königlidhen  <je- 
walt  gegenüber,  zur  Terhütung  der  Beeinträchtigung  einmal  erlang- 


§Bbm  firei  ind  «Oen  ^Mertnanii,  welcher  sdbwören  wül,  die  Eriauteifis  diesen 
Eid  xn  leisten  und  wir  werden  niemals  Jemand  verhindem,  dieses  xu  be- 
sdiworen.  Alle  Bewohner  des  Landes  aber,  welche  für  sich  freiwillig  den 
ftnf  und  zwanzig  Baronen  den  Eid  nicht  ableisten  wollen,  in  Gemeinschaft 
■R  denselben  ons  za  ndthigen  und  zu  zwingen,  werden  wir  veranlassen  auf 
Befidd  den  Cid  ihzukisten,  sowie  vorher  gesagt  ist    Und  wenn  Je« 

¥on  den  l&nf  und  zwanag  Baronen  mit  Tod  abgegangen  seui,  oder  aus 
den  lande  -sich  entfernt  haben,  oder  auf  iigend  eine  Weise  verhindert  sein 
sdite,  jene  vorgenannten  Pflichten  auszuführen,  so  sollen  die  Uebrigen  von 
ien  fttnf  und  zwanzig  Baronen  einen  Andern  in  seine  Stelle  nach  ihrem  Ur- 
thcile  wällen,  welcher  in  ähnlicher  Weise  cum  Eide  verpflichtet  sein  wird, 
ab  die  Uebrigen.  In  allen  Dingen  aber,  welche  diesen  Alnf  und  zwamig  Ba- 
WBOi  ausniftlbreii  anvertraut  werden,  soU  wenn  etwa  diese  fünf  und  zwanzig 
Barone  eämmtlich  anwesend  sind  und  unter  sich  über  irgend  eine  Sache  in 
Stcdt  gerathen,  oder  wenn  einige  von  denselben  dazu  au^efordert  der  Vcr- 
nmmlong  nicht  beiwohnen  wollen  oder  können,  alles  dasjenige  für  gflltig  und 
M  l>esdilo8sen  erachtet  werden,  was  der  grossere  Theil  unter  den  Anwesen- 
ktk  (die  IfaQorität)  beschlossen  oder  angeordnet  haben  wird,  gleich  ab  wenn 
die  Üad  und  zwanzig  darin  übereingestimmt  hatten.  Und  diese  fiknf  und 
iwanzig  sollen  schwören,  dass  sie  alles  Vorhergenannte  treu  beobachten  und 
auch  nach  ihrem  ganzen  Vermögen  dazu  thun  wollen,  dass  es  beobachtet  werde. 

Und  whr  werden  nidits  verfangen  weder  durdi  uns  noch  durch  einen 
ataen,  wodardi  irgend  einige  dieser  Zngestündnisse  und  Freiheiten  zur&dk- 
{erafim  oder  geschmälert  werden  sollten.  Und  wenn  irgend  etwas  dieser  Ali 
cibngl  wäre,  so  soll  es  null  und  nichtig  sein. 

Und  alle  widerwärtige  Gesinnungen,  Zwistigkeiten  und  Schmähnngen, 
wdche  zwischen  uns  und  unseren  Vasdlen,  Geistlichen  und  Weltlldien  von 
der  2Seit  der  inneren  Zwietracht  entstanden,  werden  wir  volktandig  vergessen 
md  ^rerceilien.  Ausserdem  baten  wir  auf  aUe  Uebenohreitnngen,  die  bei  Ge- 
Iqgeniieit  dieser  Zi^etraoht  vom  Osterfeste  in  unsrem  sechsiehnten  Eegie- 
nmgqahre  bis  zur  Wiederherstellung  des  inneren  Friedens  gemacht  sind, 
lllr  aDe  Geistliche  und  Weltliche  Verriebt  geleistet,  und  sie  vollständig  soweit 
CS  nns  anbelangt  verziehen. 

Und  überdies  werden  wir  veranstalten,  dass  denselben  offene  Zeugen-Ur- 
ifludLn  des  fleüm  EndnsdiofsStephan  vonCanterbury,  des  Herrn  Ersfaisdiafr 
Baimidi  von  Dublin  und  der  vorgenannten  Bischöfe  und  desMagister  Pandulfo 
über -diese  Skhevstellungund  dievorgenanntenZugeständnisseausgestelltwerden. 

Daher  wollen  wir  und  befehlen  wir  auf  unverbrüchliche  Weise,  dass  die 
Eni^isdie  Kirdie  frei  sein  und  dass  die  Vasallen  in  unserem  Reiche  aHe  vor- 
Umamilen  Freiheiten  haben  und  behalten  sollen,  alle  Rechte  und  Zugeständ- 
nisse wohl  verwahrt  und  in  Frieden,  frei  und  ungefährdet,  vollständig  und 
fuveridknt,  d&r  sich  und  ihre  Erben  von  uns  und  unseren  Erbfolgern,  in  al- 
len Dingen  und  an  allen  Orten  für  inuner,  sowie  es  vorher  gesagt  ist  Es  ist 
abo"  beschworen  sowohl  von  unserer  Seite,  als  auch  von  Seiten  der  Barone, 
dass  dieses  alles  Vorhergenannte  in  guter  Treue  und  ohne  Arglist  aufrecht 
«Aalten  werden  wird.  Zeugen  sind  daf&r  die  vorgenannten  Personen  und 
viele  «ädere.  —  Gegeben  durch  nnsre  Hand  auf  der  Wiese,  welche  ge- 
nannt wird  Runningmead  [zwischen  Windsor  und  Staines.  Am  funÜEchnten 
Tage  des  Juni  im  siebzehnten  Jahre  unsrer  Regierung  (1215). 

I»  IMitey  ein  «UgraKines  Interesse  im  Volke  sich  festwnrzeR,  tmd 
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alle  Stände  zu  gemeinschaftlicher  Wirksamkeit  für  den  Sdiutz  ihrer 
Rechte  verbindet  Man  kann  mit  voller  Ueberzeugung  der  Behaup- 
tung Hallam's  beipflichten,  dass  die  Freiheiten  des  EngUschen  Volks, 
worauf  es  seit  langer  Zeit  höchstens  die  Anwartschaft  gehabt  hatte, 
durch  die  magna  Charta  ein  wirkliches  Besitzthum  wurden,  und  jene 
unbestimmte  Sehnsucht  nach  den  Gesetzen  Eduard's  des  Bekenners 
sich  in  eine  feste  Anhänglichkeit  an  den  grossen  Freiheitsbrief  der 
Nation  verwandelte.  Man  braucht  nur  die  geschichtlichen  Werke  Bo- 
gers von  Hoveden  und  des  Matthäus  von  Paris  über  die  Begierungs- 
zeit der  beiden  Könige  Heinrich  II.  und  Heinrich  III.  zu  durchlau- 
fen, um  zu  dem  Urtheil  zu  gelangen,  dass  der  siegreiche  Kampf 
gegen  die  willkürliche  Gewalt  den  Gemeingeist  mit  einer  Thatknrft 
belebt  hatte,  welche  früher  dem  Englischen  Volke  fremd  war.  Nir- 
gends finden  wir  in  seinen  Geschichtsschreibern  des  zwölften  Jahr- 
hunderts jene  Behauptung  positiver  Volksrechte,  wodurch  sich  die 
Schriftsteller  des  dreizehnten  Jahrhunderts  und  besonders  derMöndi 
von  St  Albans  auszeichnen. 

Aber  auch  die  Bechte  der  königlichen  Gewalt  selbst  wurden  sichrer 
gestellt  und  gegen  jeden  einzelnen  Versuch  ungezügelter  Uebermacht 
weltlicher  und  geistlicher  Barone  gewahrt,  indem  wiederum  das 
allgemeine  Interesse  der  verschiedenen  Stände  des  Volks  darub^ 
wachte,  dass  die  ihre  eigenen  Privilegien  schützende  königliche  Auto- 
rität nicht  beeinträchtigt  und  untergraben  würde.  Doch  musste  na- 
türlich das  Selbstbewusstwerden  der  eignen  Kraft  bei  jedem  neuen 
Angriff  auf  die  erworbenen  Bechte  —  und  daran  liess  es  gleich  Kö- 
nig Johann  noch  während  der  wenigen  Monate  seiner  späteren  Be- 
gierung  und  noch  weniger  sein  Sohn  König  Heinrich  III.  fehlen  — 
dafür  Sorge  tragen,  dass  bei  den  späteren  Bestätigungen  dieses  Grund- 
gesetzes der  Englischen  Verfassung,  die  einzelnen  Berechtigungen, 
gleichviel  ob  sie  die  gemeinschaftliche  Sicherheit  der  Person  und 
des  Eigenthumes  Aller,  oder  Particular-Interessen  einzelner  Stande 
und  Corporationen  betrafen,  klarer  aufgefasst,  vollständiger  ausem- 
andergesetzt  und  mit  neuen  Schutz-  und  Vertretungs-Mitteln  befest%t 
vmrden.  Solcher  Bestätigungs-Privilegien  und  Anerkennungen  dersel- 
ben, die  nach  den  Umständen  theils  mit  den  Waffen  ertrotzt,  theils  auf 
dem  Wege  friedlicher  Verhandlung  mit  gegenseitigen  Goncessionen,  bis- 
weilen auch  mit  sehr  beträchtlichen  Geldopfem  von  Seiten  der  Stände, 
namentlich  der  Städte  herbeigeführt  wurden,  hat  allein  das  Haus  Aiyon 
oder  Plantagenet  seit  Heinrich  IH.  sieben  und  dreissig*)  gegeben. 


V  Die  Bestätigung  der  allgemeinen  Freiheilen  des  Königreichs  in  d$r 
Form  und  utUsr  dem  Namen  einer  magna  carta  oder  carta  amßrmeaumü 
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Wir  heben  ans  der  Reihe  derselben  indess  nur  fünf  hervor,  weil 
durch  diese  wesentliche  neue  Bestimmungen  in  die  Englische  Verfas- 
sung eingeführt  werden,  sie  also  in  die  Reihenfolge  der  jetzt  noch 
giätigen  Englischen  Grundgesetze  aufgenommen  werden  miissen. 
Dieselben  lassen  sich  auch  zugleich  als  die  Schlusssteine  der  Engli- 
schen Yerfossong  während  des  Mittelalters  betrachten,  indem  wir  uns 
nicht  näher  darauf  einzulassen  haben,  in  welchem  Gewirr  von  Ge- 
fahren und  Verletzungen  die  Verfassung  selbst  vorübergehend  durch 
mehrere  Börgerkriege  zwischen  der  königlichen  Gewalt  und  mächti- 
ffsk  Adels-Partheien  geschwebt  habe,  namentlich  zwischen  dem  treu- 
hrüdiigen  Könige  Heinrich  111.  und  dem  nicht  minder  treulosen  ehr- 
gemgea  Grafen  Simon  von  Leicester.  Für  diese  Sammlung  der 
finmdgesetze  kommt  es  nur  darauf  an,  die  aufrecht  erhaltenen  Pri- 
Tiegien  nnd  deren  spätere  Wiederherstellung  kennen  zu  lernen, 
wenn  sie  auf  dne  Zeit  lang  unterdrückt  gewesen  sind.  Drei  der- 
ieben rühren  gleich  aus  der  Regierung  des  Nachfolgers  von  König 
Miann  her  (die  andern  beiden  von  seinem  Grosssohne  Eduard  l.\ 
■dem  Heinrich  IlL  die  Verletzung  der  Magna  Charta  schon  von  sei- 
Dem  Vater  erbte,  der  die  Hülfe  des  päpstlichen  Hofes  nachgesucht, 
von  seinem  Ekle  auf  die  eben  beschworene  Verfassung  sich  loszu- 
sagen, nnd  darüber  wirklich  in  die  GefaAr  gekommen  war,  als  Kö- 
fl%  ohne  Land  sein  Leben  zu  beschliessen.  Zwar  hatte  Heinrich  IIL 
(I216-f-1272)  gleich  in  den  ersten  Monaten  sdner  Regierung  am 
12.  November  1216  und  nach  sehr  rascher  Verletzung  derselben  im 
Jdire  1217^  zwei  Magnae  chartae  gegeben,  die  indessen  lediglich 
eme  Wiederholung  der  Bestimmungen  der  grossen  aus  dem  Jahre 
1215  enthalten.    Darauf  folgten  im.  Jahre  122d  nach  neuem  heftigen 


erfdtfße  vom  Eonig  Heinrieh  HL  sechsmal  in  den  Jahren  fNavhrJ  1215, 
1211,  Pehr.  1225^  Jan.  1237,  Febr.  125%  MrxA2ß5,W€lchevolltändig  abgedruckt 
iimd  üidenStatof  ihe  R.  volLpag.  14--32;  tan  König  Eduard  I.  zweimal, 
(kL  1297  «Mit  Jfri.  1900,  abgedruckt  in  den  Stat.  of  th.  R,  vol.  /.  33-44. 
l^fSterkin  wurde  in  allgemeinen  Ausdrücken,  ohne  sich  an  die  früher  vorge- 
sekrubene  Form  der  magnae  chart<ie  xu  halten,  der  Inhalt  der  früher  ertheil- 
tem  FMheiten  und  Berechtigungen  vollständig  anerkannt  in  den  Statuta  regni, 
weldke  die  ResuikUe  der  Beschlüsse  des  Parlaments  mit  der  königlichen  Be- 
dUi§mn§  zutammenfassten.  In  dieser  Art  geschah  es  von  König  Eduard  HL 
(ISa+ldTIJ  funfzehnmal,  von  Richard  //.  (1377+1399;  siebenmal,  von 
BnHHch  IV.  /1399+1413;  sechsmal,  und  von  Heinrich  Y.  (1413+1422/ 
sinmaL  Der  Abdruck  dieser  Statutes  ist  für  Eduard  IIL  noch  im  ersten 
Msmie  der  Statutes  of  (h.  R.,  für  die  übrigen  Könige  im  ^ien  Bande  dieser 

*V  Deide  eind  abgedruckt  in  den  Statutes  of  the  Realm  vol.  L  S.  14-19. 


Zwiesprite  die  beiden  zuerst  fe^lgende«  Freibeitsbridfb,  Toti 
welchen  dw  e  r  s  t  e  die  allgemeinen  Landesfreiheiten  bestätigte,  d&r 
«weite  die  besonders druckendea  und wiUkübrIf (dien Foi^erbältois^ 
follstäadiger  regelte.  Der  dritte  rührte  aus  de»  Ende  seinerKe- 


n.   Magiift  Cliaptai  Regfo  Hemplel 

XI.  Die  Febr.  1225*). 

JBIenricas  Dei  gratia  Ret  ÄQglie,  Dominus  Hybernie,  Dux  Normamiie,  Aqnf- 
ianie  et  Gomes  Andegavie,  Ardiiepiseopis,  Episcofis»  Abbatibas  Priaribaa, 
CoButibufl,  Baronibus,  Vioecomitibus,  Prepasitii»  Mioistris  et  Oamibua  Ballim 
flk  fiddibos  suu  presentem  Cartam  infp^eturis  SabHam«  Seiatif  <)U(k)  w»  n- 
tuitu  ^61  et  pro  salute  anime  neatre  et  aiumarum  aiUeeessorum  et  successq^iip 
Qostrorum  ad  exaltaüonem  sancte  Ecclesie  et  emendationemRegninostri,  cu- 
tanea et  bona  voluntate  nostra  dedimus  et  concessimus  Arehieptscopis»  fipis- 
copis»  Abbatibns,  Prioribus,  Gomitibus,  Baronibus  et  e«nibu9  de  Ragno-  na^ 
9tre  has  libeitates  tubscriptaa  tenendas  in  Regno  noslaa  Anglie  m  parpa- 
tuam. 

In  primis  eoBuceasipaus  Deo  et  bac  presenti  Garta  nostra  conGimavipiHs 
pro  nabis  et  beredibus  nostri&  in  perpetuum,  Qnod  Anglicana  ecdesia  lÄera 
Sit  et  babeat  omnia  Jura  sua  integra  et  libertates  suas  illesas. 

Concessimos  etiam  omnibes  liberis  hominibas  Regni  nestri  pro  nabb 
et  heredibua  nostris  in  perpctunm  amnes  libertates  subscriptaa  bi^andas  et 
Unandas  eis  et  beredibus  suis  de  nobis  et  beredibus  nostris. 

St  quis  Comitum  vel  Baronum  nostrorum  stve  aliorum  taneiitipiii  da 
nobis  in  capite  per  servicium  militare  mortuus  fnerit  et  cum  decess^riU  beres 
ejus  plene  etatis  fiierit  et  relerium  debeat,  habeat  hereditatera  suam  per  anti- 
quum  relerinm,  setlieet  beres  fd  beredes  domitis  d»  Baronia  Comitk  integn 
per  Centum  libras,  beres  vel  beredes  Militis  de  feodo  militis  integro  per  Gen- 
tum  solidos  ad  plus,  et  qui  minus  debuerit,  minus  dct  secundum  antiquam 
consußtodinem  feodorum.  Si  autem  beres  alicujus  talium  fuerit  infra  etatem. 
Dominus  ejus  non  babeat  custodiam  ejus  nee  terre  sue  anteqvara  hnmaginm 


^"^p 


V  Abgedruckt  in  den  StaMes  of(h.R.  l  pg.  2@— 25  mit  einem  F^ 
Simile  des  Originals  der  Urkunde,  die  in  den  Archiven  der  Domkirche  vom 
Durham  au/beu)ahrt  wird.  Der  Inhalt  dieser  Magna  Charta  wird  gleic^tfig 
wie  von  (fen  Bsstätigtungsurkunden  aus  den  Jahren  1210  und  1217  gescfgt  ist, 
die  Bestimmungen  des  grossen  Freiheitsbriefes  von  König  Johann  fast  wfrt' 
lißh  wiedergeben.  Demungeaehtet  habe  ich  den  vollständigen  Abdrudt  der 
Urkunde  einem  blas  mangelhafte»  Auszuge  mit  den  Zusätxen  der  neuen  Be- 
sUrnsnungen  vorgezogen,  um  das  treue  Bild  su  gewähren,  wie  die  Magnet 
Charta  in  dem  Laufe  4fir  Ereignisse  fest  gehalten  und  nur  mit  einzelnen  jjte- 
Sätzen,  die  durch  den  ferneren  politischen  Entwicketungsgang .  aufjfedribigt 
wurden,  erweitert  ist  Gleichzeitig  toird  num  aber  aus  einer  sorgflttHgp^ 
fergleichung  beider  magnae  chartae  auch  entnehmen  können,  welche  Sehütje- 
miitel  zur  Zeit  König  Johann' s  niw^  dringend  erforderi,  späterhin  als  unwe- 
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gieniDg  1265,  und  verleiht  nach  dem  Ende  des  Bürgerkrieges  mit 
dem  Grafen  von  Leicester  neue  Sicherstellungen  der  bürgerlichen 
FreSieit,  wie  sie  sich  durch  die  Ent Wickelung  des  Kampfes  schon 
factisch  gestaltet  hatten. 


Grosser  Freitaeitobrlef  des  KSnisü 

Heinrieli  lU. 

V.   11.  Februar   1225. 

[cmricfa  von  Gottes  Gnaden  König  von  England,  Herr  von  Irland,  Herzog 
von  der  Nonnandie,  Aquitanien  und  Graf  von  Aquilanien  erstattet  den  £rz- 
bachSfen,  Bischofen,  Aebten,  Prioren,  Grafen,  Baronen,  SherifTs,  Vorstehern, 
Beamten  und  allen  Baillifs  und  seinen  Getreuen,  die  die  vorliegende  Urkunde 
anseilen  werden,  seinen  Gniss.  Ihr  mögt  wissen,  dass  wir  in  Ilinschauung 
auf  Gott  und  für  das  Heil  unsrer  Seele,  so  wie  der  Seelen  unsrer  Vorgänger 
und  Nadifolger»  zur  Erhöhung  der  heiligen  Kirche  und  zur  Verbesserung  un- 
tres Königreichs,  h^iwillig  und  mit  unsrer  guten  Willensmeinung  verliehen 
and  zugestanden  haben  den  Erzbischöfen,  Bischöfen,  Aebten,  Prioren,  Grafen, 
Baronen  und  allen  Leuten  aus  unsrem  Reiche  diese  nacbgeschriebnen  Frei- 
heiten, die  in  unsrem  Königreich  England  für  immer  aufrecht  erhalten  wer- 
den sollen. 

Zuvörderst  haben  wir  mit  Gott  und  durch  diese  vorliegende  Urkunde 
zugestanden,  und  bestätigen  für  uns  und  unsre  Erben  auf  immer,  dass  die 
finnische  Kirche  frei  und  alle  ihre  Rechte  unverkürzt  und  ihre  Freiheiten 
unverletzt  behaupte. 

Wir  haben  auch  allen  freien  Mannen  unsres  Königreichs  für  uns  und 
nnsre  Erben  auf  immer  aUe  nachgeschriebene  Freiheiten  zugestanden,  die 
denselben  und  ihren  Erben  von  uns  und  unsren  Erben  gehalten  werden  sollen. 

Wenn  irgend  Einer  von  unsren  Grafen  oder  Baronen  oder  unsren  an- 
deren Lehnsträgem  mit  persönlichem  Kriegsdienste  gestorben,  und  bei  seinem 
Tode  sein  Erbe  volljährig  sein  und  zu  einer  Lehnsgebühr  verpflichtet  sein 
sollte,  so  soll  er  seine  Erbschaft  erhalten  für  die  alte  Lehnsgebühr,  nämlich 
der  Erbe  oder  die  Erben  eines  Grafen  in  einer  vollständigen  Grafcn-Baronie 
(är  100  Pfund,  der  Erbe  oder  die  Erben  eines  Barons  in  einer  vollständigen 
Baronie  itkr  100  Pfund,  der  Erbe  oder  die  Erben  eines  Ritters  in  einem  voll- 
standigen  Ritterlehn  für  100  SchilUngc  höchstens,  und  wer  zu  einer  geringe- 
ren Ciebühr  verpflichtet  sein  sollte,  soll  weniger  zahlen  nach  dem  alten  Iler- 
kcmmen  bei  den  Lehnen.  Wenn  aber  der  Erbe  irgend  eines  solchen  Lehns- 
trigers  minderjährig  wäre,  so  soll  der  Lehnsherr  desselben  nicht  haben   die 


mMdi  oder  nur  van  vorübergehendem  Nutzen  aus  der  Magna  charta  gelas- 
9m  sind,  tcohin  $elb$t  die  Einrichtung  des  Parlaments  gehört,  weil  die  Magna 
cAcrfa  die  Rechte  des  Landes  und  nicht  die  Berechtigungen  einzelner  Personen 
aUkalien  sollte.  Die  Magna  charta  wird  jetzt  unter  den  Schutz  des  gesamnUen 
Sehohert,  Verfurangsnrkonden.  3 


H 
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ejus  oeperii  et  postquam  Ulis  heres  iüerit  in  custodia,  cum  ad  eUtem  perte* 
nerit,  scilicet  viginti  et  uaius  anai*X  babeai  hcredkatem  suam  siae  relevio  et 
sine  flne,  Ita  tarnen  quod  si  ipse  dum  infra  etatem  fuerit,  flat  neues,  nihilo- 
mlnus  terra  remaneat  in  custodia  dominonun  suorum  usque  ad  tenninum 
predictum.  Cu9tos  terre  hujusmodi  heredis  qui  infra  etatem  fnerit,  non  captat 
de  terra  heredis  nisi  rationabiles  exitus  et  rationabiles  consuetudines  et  rationa- 
bilia  servicia  et  hoc  sine  destructione  et  vasto  hominum  vel  rerum.  £t  si  nos  com- 
miserimus  custodiam  alicujus  talis  terre  Vicecomiti  yel  alicui  alii  qui,  de  exitibus 
terre  illius  nobis  debeat  respondere  et  ille  destructionem  de  custodia  fecerit  vel  va- 
stum,  nos.  ab  illo  capiemus  emendam,  et  terra  committetur  duobus  legalibus  et 
discrelis  hominibus  de  feodo  illa,  qoi  de  entäras  nobis  respoBdeaai  Tel  ei  cui 
nos  assignaverimus.  Et  si  dederifnus  vel  vendiderimus  alicui  custodiam  ali- 
cujus talis  terre  et  ille  destructionem  inde  fecerit  vel  vastum,  amittat  ipsam 
custodiam  et  tradatur  duobu«  legalibus  et  discretis  hominibus  de  feodo  illo, 
qui  similiter  nobis  respondeant  sicut  predictum  est.  Custos  autem  quamdiu 
custodiam  terre  habuerit,  sustentet  Domos,  Paroos»  Stagna,  Mokndina  etcet,ffi% 
aB  lerram  illam  pertinentia  de  exitibus  Wscre  ejusdem,  et  reddat  hei^  awi 
ad  plenam  etatem  pervenerit,  terram  suam  totam  instauratam  de  cacmcis  et 
Omnibus  aliis  rebus  ad  minus  secundum  quod  illam  recepk. 

Hec  omnia  observentur  de  custodüsArchiepisoopatiram**)»-  EpiwopMmvi^ 
Abbatiarum,  Prioratuum,  Ecclesianun  et  dignttaUim  veaeaditiim  qoe  ad:  vm 
pertinent,  £xcepto  quod  hujusmodi  custoctie  vendi  noa  debeanU 

fleredes  maritentur  absque  disparagationc.  Vidua  post  mortem  mariti 
sui  statim  et  sine  difficultate  aliqua  habeat  maritagium  suum  et  hereditateni 
suam,  nee  aliquid  det  pro  dote  sua  vel  pro  marita§^o  suo  vel  pro  hereflitate 
sua,  quam  hereditatera  maritus  suus  et  ipsa  tenuemnt  die  obttns  ipshis  mariü. 
£t  maneat  in  capitali  messagio  ipsius  mariti  sui  per  quadraginta  dies  post 
obttum  ipsius  manti  sui,  Infra  quos  assignetur  ei  dos  sua  nisi  prius  ei  fuerit 
assignata,  vel  nisi  doraus  illa  stt  castnim.  £t  si  de  Castro  recesserit,  statim 
provideatur  ei  domus  competens  in  qua  possit  honeste  morari,  qoousque  des 
sua  ei  assignetur,  sicut  predictum  est:  £t  habeat  rationabile  estoverium***) 
suum  intermi  de  comrauni.  Assignetur  autem  ei  pro  dote  sua  tertia  pars  to- 
tius  terre  mariti  sui  que  sua  foit  in  vita  sua  nisi  de  minori  dotata  f^rit  ad 


Volks  geitellt,  nicht  mehr  bleibt  die  Obhut  über  die  AufrechterhaUvng  dieses 
Kleinods  der  bürgerlichen  Freiheit  Aller  einem  Ausschuss  von  wenigen  Baro- 
nen oder  den  Kirehenhäuplem  überlassen, 

*J  Die  Volljährigkeit  wird  hier  bestimmt  auf  das  ein  und  zwaujtigsts 
Jahr  festgesetzt,  ohne  die  genauere  Bezeichnung  des  Anfanges  oder  des  xn- 
rückgelegten  Jahres  anztigeben,  während  in  der  Magna  Charta  von  1215  die 
Feststellung  der  Volljährigkeit  auf  ein  bestimmtes  Jahr  noch  fehlt. 

*V  Dieser  vnchtige  Zusatz  in  Bezug  auf  die  Ländereien  der  geislUstkm, 
Lehen  war  in  Folge  vielfacher  Streitigkeiten  darüber  verosUmssi, 

***J  Estoverium  von  detn Germanischen  Stoff,  durch  das  Französisdie 
Etefs  fEsioffe  aUfranz.J  gebildet,  bezeichnet  das  JUatsrielh,  welekes  mm 
Unterhalt  einer  Person  ausgesetzt  ist.  Noch  heut'  zu  Tage  heissesi  i»  Mng^ 
tischen  Rechte  Estovers  diejenigen  Dinge,  welche  vom  Gesetze  zum  OmierhsMe 
eines  Verbrechers  bewilligt  sind. 


OUttl  weder  ttber  ihn  selbst  noch  über  sein  Lehnsland,  i>evor  er  den  Ho- 
Mngiilrid  (die  HomagialverpflichtQng)  desselben  angenommen  hat,  und  nach- 
dem ein  sekfaer  Erbe  in  der  Obfiut  gewesen  und  zur  Volljährigkeit  gelangt 
mm  wird,  nämlich  xum  ein  and  xwanzigsten  Jahre,  so  soll  er  seine  Erbsdiaft 
tkam  Lehnsgebtthr  und  ohne  Beschränkung  erhalten;  jedoch  so,  dass  wenn  er 
sdbst  während  seiner  Minderjährigkeit  Ritter  werden  sollte,  nichtsdestoweni- 
ger sein  Lehnsland  in  der  Obhut  der  Lehnsherren  zurückbleibt  bis  zu  dem 
tOTgenannleA  Termine.    Der  Schinnherr  des  Lehnslandes  dieses  minderjähri- 
gen Erben,  soll  aber  aus  dem  Lehnslande  nur  angemessene  Einkünfle  bezie- 
hen «ad  »gemessene  Gewohnheitsrechte   und  angemessene  Dienste  fordern, 
nad  dies  ohne  Besdiädigung  und  Verletiung  der  Mannen   und  Dinge.     Und 
wenn  wir  die  Obhut  irgend  eines  solchen  Lehnslandes  einem  Sheriff  oder  ir- 
puA  einem  anderen  anvertraut  haben  sollten,   der  uns  für  die  Einkünfte  je- 
nes Lehns  verantwortlidi  sein  soll,   und  derselbe  während  seiner  Obhut  eine 
Beictö^gQng  oder  Verletzung  sich  zu  Schulden  kommen  lässt,   so  werden 
wir  ?on  demsciben  eine  Geldstrafe  einziehen  und  das  Lchnsland  soll  zweien 
geteftzlidien  und  ordentlichen  Mannen  aus  diesem  Lehn   anvertraut  werden, 
welche  Ober  die  Ehikünite  entweder  uns  oder  demjenigen,  dem  wir  dieselben 
»gewiesen  haben,  Rechenschaft  ablegen  sollen.     Und   wenn  wir  an  Jemand 
dK  Obhst  eines  sokhen  Lehnslandes  verliehen  oder  verkauft,  haben  und  die- 
Mr  dnin  eine  Beschädigung  oder  Verletzung  gemacht  haben  sollte,  so  soll  er 
dK  Obhvt  selbst  verlieren   und  diese  zweien  gesetdichen   und  ordentlichen 
MuMBattt  dem  Lehn  anvertraut  werden,  welche  uns  auf  ähnliche  Weise  verant- 
wMKch  teiB  8(dlen,  wie  vorher  gesi^  ist    Der  Schirmherr  soll  aber,  so  lange 
er  die  Ohhui  des  Lehnslandes  hat,  die  Häuser,  Parke,  Teiche,  Mühlen   und 
dfeftbrifenzudics^nLehn  gehörenden  Dinge  aus  denEinkünften  diesesLehns- 
IWkf  «Bterhaken  und  dem  Erben  nach  erlangter  Volljährigkeit  sein  Lehns- 
Imd  gmiz  emencrt  mit  Adtergeräth  und  allen  anderen  Dingen  zurückgeben, 
wenigstens  in  dem  Zustande  v^e  er  es  übernommen  hat. 

Alles  dieses  soll  auch  beobachtet  werden  in  Bezug  auf  die  Obhut  der 
erledigten  Erzbisthümer,  Bisthümer,  Abteien,  Priorate,  Kirchen  und  Würden, 
Mehe  zn  ims  gehören,  jedoch  mit  der  Ausnahme,  dass  die  Obhut  derselben 
Mit  vMatift  werden  soll. 

Die  Erben  sollen  sich  verheirathen   ohne  Verletzung  des  Standes.    Die 
WiUwe  soll  nach  dem  Tode   des  Ehegatten  sogleich   und   ohne   irgend   eine 
8()iideti|^eit  3ir  fiingebradites  und  ihre  Erbschaft  erhalten,  und  soll  nichts 
Idien  ftr  die  Erlängnng  ihrer  Mitgift  oder  für  ihr  Eingebrachtes  und  Hlr 
ile  EHiSdiäft,  imd  die  Erbschaft  in  dem  Zustande,  wie  sie  ihr  Ehegatte  und 
Ük  adbst  Hn  dem  Todestage  des  ManYics  besessen  haben.     Und   sie  mag  in 
Ate  Hattptgote  ihres  Ehegatten  vierzig  Tage  nach  dem  Tode  desselben  vcr- 
fiMen,  itaneiilalb  wefdier  Zeit  ihr  ihre  Mitgabe   überwiesen  werden   soll, 
Vdm  sne  nidit  schon  früher  überwiesen  sein  sollte,   oder  wenn  nicht  jenes 
flbns  eine  Burg  ist.    Und  wenn   sie  aus   der  Burg  fortgegangen  sein   sollte, 
w  tM  ihr  aMtkh  ein  umstehendes  Haus  besorgt  werden,  in  welchem  sie  auf 
MMtifidigf  Weise  so  lange  verweilen  kann,  bis  ihr  die  Mitgifl  überwiesen  ist, 
wie  vorher  gesagt  ist.    Und  sie  soll  inzwischen  einen  angemessenen  Unterhalt 
Mi  4mm  gemeinsamen  Vermögen  erhalten.     Es  soll  aber  für  ihre  Mitgifl  der 
drille  Theil  des  gesammten  Landes  ihres  Ehegatten  zugewiesen  werden,   wei- 
chet d»$  ihrige  gewesen  ist  in  ihrem  Leben,  wenn  sie  nicht  mit  einer  gerin- 
gercD  Habe  zumDanköpfer  fttr  die  Kirche  ausgestattet  sein  sollte.  Keine  Wittwe 
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hostiom  Ecdesie.  Nulla  vidua  distringatur  ad  se  maritandam,  dum  vivere  voluent 
sinemarito,  Ita  tarnen  quod  securitatem  faciet,  qnod  se  non  maritabit  sine  as- 
sensu  kiostro  si  de  nobis  tenueriU  vel  sine  assensu  domini  sui  si  de  alio  tenuerit. 
.  Nos  veiü  vel  Ballivi  nostri  non  seisiemus  terram  aliquam  nee  redditum 
pro  debito  alfquo,  quamdiu  catalla  debitpris  presentia  sufGciant  ad  debitum 
reddendum,  et  ipse  debitor  paratus  sit  inde  satisfacere:  nee  plegii  ipsius  debi- 
.  Ions  distringantur  quamdiu  ipse  capitalis  debitor  sufficiat  ad  solutionem  de- 
bitL  ^t  ei  capitalis  debitor  defecerit  in  solutione  debiti  non  habens  unde 
reddat  aut  reddere  nolit  cum  possit,  plegii  respondeant  pro  debito:  Et  si  vo- 
luerint  btbeant  terras  et  redditus  debitoris,  quousque  sit  eis  satisfactum  de 
debito  quod  ante  pro  eo  solverunt,  nisi  capitalis  debitor  monstraverit  se  inde 
esse  quietum  versus  eosdem  plegios. 

Civitas  Londonensis  habeat  omnes  antiquas  libertates  et  liberas  con- 
suetudines. 

Preterea  volumus  et  concedimus  quod  omnes  alie  civitates  et  Burgi  et 
Ville  et  Barones  de   Quinque  portubus*)  et  omnes   portus  habeant  omnes   . 
libertates  et  liberas  consueludines  suas. 

Nullus  distringatur  ad  facicndum  majus  servitium  de  feodo  militis  nee 
de  alio  libero  tenemento,  quam  inde  debetur. 

Conununia  placita  non  sequantur  Curiam  nostram,  sed  teneantur  in 
aliquo  loco  certo.  Recognitiones  de  nova  disseisina  et  de  morte  antecessoris 
non  capiantur  nisi  in  suis  comitatibus,  et  boc  modo:  Nos  vel  si  extra Regnum 
fuerimus  capitalis  lustitiarius  noster,  mittemus  Justitiarios  per  unumquemque 
comitatum  scmel  in  anno  qui  cum  «militibus  comitatuum  capiant  in  comita- 
tibus  assisas  predictas,  et  ea  que  in  illo  adventu  suo  in  comitatu  per  Justitia- 
rios predictos  ad  dictas  assisas  capiendas  missos  terminari  non  possunt,  per  - 
eosdem  terminentur  alibi  in  itinere  suo,  et  ca  que  per  eosdem  propter  diffi- 
cultatem  aliquorum  articulorum  terminari  non  possunt,  referantur  ad  Justi- 
ciarios  noslros  de  Banco**)  et  ibi  terminentur. 

Assise  de  ultima  presentatione***)  semper  capiantur  coram  Justiciariis 
de  Banco  et  ibi  terminentur. 

Liber  homo  non  amcrcietur  pro  parvo  delicto  sed  secundum  modum 
ipsius  delicti,  et  pro  magno  delicto  secundum  magnitudinem  delicti  salvo  con- 
tenemento  suo.    £t  mercalor  eodem  modo  salva  mercandisa  sua.    Et  villanus 


V  Die  Barone  der  fünf  Hafenplätze  werden  hier  zum  ersten  Male 
besonders  aufgeführt  und  bezeichnen  hinlänglich  die  Bedeutsamkeit  des  Eng- 
lischen Seehandels  schon  in  seiner  damaligen  Stellung  zum  Gemeindewohl  des 
Landes.  Die  fünf  Hafenplätze  behalten  seitdem  ihr  besonderes  Anrecht  auf 
Sitz  und  Stimme  im  Parlamente,  bis  sie  in  neuer  Zeit  für  die  Barone  der 
fünf  Hafenplätze  10  Stimmen  und  mit  den  drei  Nebenhäfen  immer  noch  im- 
ter  der  herkömmlichen  Bezeichnung  der  Barone  der  fünf  Hafen  16  Stisn^ 
men  im  Unterhause  erlangen. 

**J  Der  Court  of  Kings  Bench,  der  vorzugsweise  genannte  Gerichts- 
hof des  Königs,  weil  der  König  selbst  in  diesem  Gerichte  den  Vorsitz 
führte.  Er  hat  zuvörderst  die  Entscheidung  in  allen  Rechtsfällen,  in  welchen 
der  König  mit  den  Ständen,  Corporationen,  oder  einzelnen  Staatsbürgern  in 
Conßict  gerathen  ist. 

**V  Sie  waren  nach  der  Magna  Charta  des  Königs  Johann  auch  noch 
der  Entscheidmg  der  (»mmunia  placita  überlassen. 
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K^  genöihigt  werden  sich  zu  verheirathcn,  so  lange  sie  ohne  Ehemann  leben 
wollen  wird,  jedoch  so,  dass  sie  eine  Sicherstellung  gewährt,  dass  sie  sich 
nicht  ohne  unsre  Zustimmung  wieder  verheirathen  wird,  im  Fall  dass  sie  von 
ans  ein  Lehn  hat,  oder  ohne  Zustimmung  ihres  Lehnsherrn,  wenn  sie  von  ei- 
nem anderen  ein  Lehn  inne  gehabt  haben  sollte. 

Weder  wir  noch  unsre  Baillifs  werden  irgend  ein  Lehnsland  noch  die 
Einkünfte  desselben  flir  eine  Schuld  in  Besitz  nehmen,  so  lange  das  TOiiiaii- 
dene  nicht  zum  Lehn  gehörige  Vermögen  des  Schuldners  genügt  dia  Sdiuld 
wieder  zu  erstatten,  und  der  Schuldner  selbst  bereit  ist  daraus  zu  bezahlen. 
Andi  sollen  die  Bürgen  des  Schuldners  nicht  zur  Zahlung  genöthigt  werden, 
so  lange  der  Hauptschuldner  selbst  ausreicht  zur  Bezahlung  der  Schuld.  Und 
wenn  der  Hauptschuldner  bei  der  Zahlung  der  Schuld  ausgefallen  ist,  indem 
er  nicht  so  Tiel  besitzt  um  wieder  bezahlen  zu  können,  oder  nicht  bezahlen 
will,  wenn  er  auch  kann,  so  sollen  die  Bürgen  für  die  Schuld  verantwortlich 
sein.  Und  wenn  sie  es  wollen,  so  sollen  sie  die  Ländereien  und  Einkünfte 
des  Schuldners  ftir  so  lange  erhalten,  bis  dass  ihnen  für  die  vorher  ftir  den- 
selben bezahlte  Schuld  Ersatz  gegeben  ist,  wenn  nicht  der  Hauptschuldner 
nachgewiesen  hat,  dass  er  seiner  Verbindlichkeit  gegen  die  Bürgen  entle- 
digt ist 

Die  Stadt  London  soll  alle  alte  Freiheiten  und  freie  Gewohnheitsrechte 
behalten. 

Ausserdem  wollen  und  gestehen  wir  zu,  dass  alle  andere  Städte  und 
Borge  und  Flecken  und  die  Barone  von  den  fünf  Hafen  und  alle  Hafenplätze 
alle  Freiheiten  und  ihre  freien  Gewohnheitsrechte  behalten  sollen. 

Niemand  soll  gezwungen  werden  grössere  Dienste  von  seinem  Ritt^ 
lehn  oder  von  irgend  einem  anderen  freien  Lehn  zu  leisten,  als  zu  denen  er 
veipflichtet  ist. 

Die  gemeinen  Gerichte  (Court  of  common  pleas)  sollen  nicht  unsrem 
Hoflager  folgen,  sondern  werden  an  einem  bestinunten  Orte  gehalten.  Die 
Recfatsentscheidungen  über  eine  neue  Besitzergreihmg  und  über  den  Tod  des 
Vorbesitxers  sollen  nur  in  den  betreffenden  Grafschaften  gegeben  werden  und 
auf  diese  Weise:  Wir  und  im  Falle  unsrer  Abwesenheit  aus  dem  König- 
reiche, unser  Oberrichter,  werden  durch  eine  jede  Grafschaft  einmal  im  Jahre 
Richter  senden,  welche  mit  den  Rittern  der  Grafschaften  die  vorgenannten 
Assisei/in  den  Grafschaften  halten  sollen,  und  diejenigen  Rechtsfälle,  welche 
bei  ihrer  Ankunft  in  der  Grafschaft  durch  die  zur  Haltung  der  genannten 
Assisen  gesandten  Richter  nicht  beendigt  werden  können,  sollen  durch  diesel- 
ben an  einem  anderen  Orte  auf  ihrer  Reise  beendigt  werden,  und  diejenigen, 
wddie  durch  diesell>cn  wegen  der  Schwierigkeit  einiger  Artikel  nicht  been- 
digt werden  können,  sollen  an  unsre  Richter  der  königlichen  Bank  gebracht 
und  daselbst  zu  Ende  geführt  werden. 

Die  Gerichtsversammlungen  über  die  letzte  Lehnspräsentation  sollen  im- 
mer vor  den  Richtern  der  königlichen  Bank  gehalten  und  daselbst  entschieden 
werden. 

Der  freie  Mann  soll  nicht  für  ein  kleines  Vergehen  bestraft  werden, 
soodem  nur  nach  dem  Maasse  seines  Vergehens  und  für  ein  grosses  Ver- 
gehen nach  der  Grösse  des  Vergehens  jedoch  ohne  Beeinträchtigung  seines 
Lehns.     Und  der  Kaufmann  auf  dieselbe  Weise  ohne  Beeinträchtigung  seines 


aUerius  qiUBi  nosler  eodem  modo  araerdetur,  salvo  wainagio  suo  ai  isGidit  ia 
misericorduuii  nostram.  £t  nuUa  predicUnim  misericordianim  ponatnr  wtä 
fer'aacmwntum  probonim  et  legfdium  hominum  de  visneto. 

Comites  et  Barones  noa  amercientur  nisi  per  pares  suos  et  tum  om 
secundum  roodiltn  'delicti.  NuUa  ecclesiastica  persona  amercietur  secundum 
quantitütem  sui  benellcii  ecclesiastici,  sed  secundum  laicum  tenementum  suum 
et  secundum  quantitatem  delicti. 

Nee  ^a  nee  hoBM  distringantur  facere  pontes  ad  riparias  nni  qui  ei 
antiqno  ei  de  Jure  faeere  debent.  Nulla  riparia  de  cetero  ^fendaCür,  nisi  ifie 
«|tie  liierant  in  defemo  tempore  Regts  Henrici  Avi  nositri  per  eadcm  loea  H 
ewdem  terminos,  sicnti  esse  consuereront  tempore  suo. 

Nailos  Ticecomes,  Gonstabularios,  Gyronatores  vcl  alii  Battm  ndstri 
teaMiit  placjta  corone  nostre.  —  Si  aliqois  tenens  de  nobis  laicum  feodma 
«wtistnr  et  Vtcecomes  vel  Baltivos  no6ler  ostendat  litteras  nostras  patentes  4e 
MMBlWNutione  nostra  de  debito  quod  defuncfcus  nobb  debuit,  ticeiat  Viceoottili 
Tel  Baltivo  nostro  attachiare  et  inbreriare  cataUa  deftincU,  .iiiventa  ib  laico 
feodo  ad  valentiam  ilHus  debiti  per  visum  legalium  hominum ;  Ita  tamen  qood 
nichil  amoveatur  donec  persolvatur  nobis  debitum  quod  darum  fuerit,  et  re- 
siduum  relinquatur  executoribus  ad  faciendum  testamentum  defuncti,  et  si 
nichil  nobis  debeatur  ab  ipso  omnia  caialla  cedant  dcfuncto,  salvis  uiori 
ipsius  et  pueris  suis  rationabilibus  partibns  suis. 

Nullus  Constabularius  vel  ^s  Baüims  capiat  Mada  vel  alia  catalla 
aÜGBJns  qui  non  sit  de  viUa  ubi  castrum  situm  est,  nisi  statim  reddat  denarios 
aut  respectum  inde  habere  possit  de  voluntate  venditoris;  si  autem  de  väla 
ipsa  fuerit  infra  Quadraginta  dies  pretium  reddat. 

Nvfius  Gmstabulariiis  distringat  Müitem  ad  dandam  d^aanos  pro  cu- 
stodia castri,  si  ipse  eam  iacere  voluedt  in  propria  persona  sua  vel  per  aümi 
probom  hominem,  si  ipse  eam  faeere  non  possit  propter  rationabilem  eattsaOL 
Et  si  nos  duxerimus  eum  vel  miserimus  in  eierdtmn,  erit  qmetus  de  custodia 
stomdum  quantitatem  temporis,  quo  per  nos  fuerit  in  eiercitu  de  ieodo  pro 
quo  fedt  servitium  in  exerdtu. 

Nullus  Vicecomes  velBallivus  noster  vd  alius  capiat  equos  vd  carrettas 
aliciyus  pro  carriagio  fadendo,  nisi  reddat  liberationcm  antiquitus  statutam 
scilioet  pro  caretta  ad  duos  equos,  Deoem  dcnarios  per  diem,  et  pro  caretta 
ad  tres  equos  Quatuordecim  denarios  per  dicm.  Nulla  caretta  dominica*) 
aticujus  £cdesiastice  persone  vel  Militis  vel  alicujus  Domine  capiatur  per  Bai- 
Uvos  predictos,  nee  nos  nee  Ballivi  nostri  nee  alii  capiemus  alienum  boscom 
ad  castra  vel  alia  agenda  nostra,  nisi  per  voluntatem  illius  cujus  boseus  iDb 
fuerit 


V  Caretta  dominica  als  ein  xwn  herrschafUicheh  Gebrauch  he- 
summier  Wagen^  entgegengiUUt  dem  xur  Äckerwirihichaß  und  zum  gewöhn- 
lichen Trm^porte  g^HhiU^lichen  Fuhrwerke, 
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Handels.  Und  der  Bauer  eines  anderen  Lehnsherrn  soll  auf  dieselbe  Weise 
wie  der  umrige  bestraft  werden,  jedoch  unbeschadet  seines  Ackeiigeräths« 
wenn  er  in  unsre  Busse  verfällt.  Und  keine  der  vorgenannten  Strafbussen  soll 
anders  auferlegt  werden,  als  nach  der  Eidabteistung  rechtlicher  und  geseUli- 
eher  Leute  aus  seiner  Nachbarschaft. 

Die  Gfafen  und  Barone  sollen  nur  durch  ihres  Gleidian  bestraft  wer- 
den und  nur  nach  der  Grösse  ihres  Vergehens.     Keine  kirchliche  Person  sott 
nach  der  Grosse  ihres  kirchlichen  I^hns  bestraft  werden,  sondern  nur  nach 
Laien-Leim  und  nach  der  Grösse  des  Vergehens. 
Weder  eine  Ortschaft  noch  ein  Lehnsmann  iMitten  genöthigt  werden 
bei  den  Flussübergängen  anzulegen,  wenn  Sie  diese  nicht  ton  allen 
Zeiten  her  und' von  Rechtswegen  machen  müssen.    Ueberdies  soll  kein  Fln»* 
Übergang  verwehrt  werden,   ausser  diejenigen  welche  schon  zur  Zeit  des  Kö- 
nigs Heinrich  unsres  Grossvaters  verboten  gewesen  sind,  an  denselben  Orten 
und  in  denselben  Gr'änzen,  so  wie  sie  zu  ihrer  Zeit  gewöhnlich  gewesen  sind. 
Kein  Sherif!^  G)nstabler,  Coroner  oder  andere  unsrer  Baillifs  sollen  Ge- 
ridite  unsrer  Krone  halten.     Wenn  jemand,  der  von  uns  ein  weltliches  Lehn 
inne  het»  verstirbt,  und  der  SherifT  oder  unser  Baillif  unser  offnes  Ausschrei- 
ben über  unsre  Aufforderung  zur  Einzahlung  der  Schuld  vorzeigt,  welche  der 
Ventorbene  uns  schuldig  war,  so  soll  es  dem  SherifT  oder  unsrem  Baillif  er- 
kmbt  sein  das  nicht  zum  Lehn  gehöngc  Vermögen  des  Verstorbenen  in  Be- 
schlag zu  nehmen  und  zu  invcntiren,  wie  es  in  ^cm  Laieu-Lchn  voiigeAmden 
wird,  bis  zu  dem  Werthe  jener  Schuld  nach  «dem  Gutachten  gesetzlicher  Leute: 
jedoch  M>9   dtss  nidits  davon  entfiemt  werden  soll,   bis  uns  die  anerkannte 
Scheid  boebU  wird,  und  der  IJeberrest  soll  den  Voilstreckem  znr  ErtÜlleng 
des  Tntimmtn  des  Verstorbenen  überlassen  werden»  und  wenn  keine  SdwM 
filr  uns  vorhanden  ist,  so  soll  über  alles  nicht  zum  Lehn  gehörige  Vermögen 
von  demselben^nach  dem  Willen  des  Verstorbenen  verftigt  werden,  unbeschadet 
der  semer  Ehegattin  und  seinen  Söhnen  gebührenden  angemessenen  Antfaeile. 
Kein  Constabler  oder  dessen  Baillif  soll  Getreide  nehmen  oder  andere 
nicfat  zum  Lehn  gehörige  Gegenstände  ii^end  Jemandes,   der  nicht  aus  einer 
Ortschaft  ist,  wo  eine  königliche  Burg  gelegen  ist,  wenn  er  nicht  so^eich  da- 
für Gdd  giebt  oder  eine  Bescheinigung,  dass  er  es  mit  dem  Willen  des  Ver- 
käefers  behaKen  könne:  wenn  es  aber  aus  einer  soldien  Ortschaft  selbst  ge- 
wesen ist,  so  soll  er  den  Preis  dafür  innerhalb  40  Tage  bezahlen. 

Kein  Constabler  soll  einen  Ritter  zwingen  Geld  zu  geben  fUr  den  Wach- 
dienst auf  einer  königlichen  Burg,   wenn  er  diesen  selbst  in  seiner  eignen 
Knen  het  ableisten  wollen,  oder  durch  einen  anderen  rechtlichen  Mann«  wenn 
er  seliiet  wogen  einer  angemessenen  Ursache  diesen  Dienst  nicht  thun  konnte. 
Cnd  wenn  wir  denselben   zum  lleere  geführt  oder  versandt  haben  sollten« 
m  wird  er  des  Wachdienstes  entledigt  sein  fljr  den  Zeitraum,   in  welchem  er 
dnrdb  uns  in  das  Heer  eingestellt  ist,  um  den  Lehnsdienst  im  lleere  abzuleisten. 
Kein  Sheriff  oder  unser  Baillif  oder  ein  Anderer  soll  Pferde  oder  We- 
föa  ergend  Jemandes  nehmen,  um  unser  Wagengepäck  fortzuschaffen,  wenn 
er  nidit  den  von  sdten  Zeiten  her  bestimmten  Satz,  nämlich  Air  einen  Wagen 
auf  zwei  Pferde,  täglich  10  Denare  (Denicrs)  und  für  einen  Wagen  auf  drei 
Pferde  täglich  14  Denare  zahlt.     Kein  hcrrschafllichcr  Wagen  irgend  einer 
geistlichen  Person  oder  eines  Ritters  oder  einer  Edclfrau  soll  durch  die  vor- 
genannten'Baillifs  genommen  worden,   noch  werden  wir  oder  unsre  Baillifs 
andere  Personen  fremdes  Holz  für  unsre  Schlösser  (Bürge)  oder  zum  an- 
Gebrauche  nehmen,  wenn  es  nicht  mit  dem  Willen  des  £igenthü- 
des  Waldes  geschieht.  ^     . 
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Nos  (loii  tenebimus  terras  corum  qui  convicti  fuerint  de  felonia  nisi  per 
unum  annum  et  unum  diem,  et  tunc  reddantur  terre  dominis  feodonim. 

OmnesKidelli  de  cctero  deponantur  penitus  perTamisiam  etMedeweiam 
et  per  totam  Ai^am  iiisi  per  costeram  maris. 

Brevc  quod  vocatur  Precipc  de  cetero  non  fiat  alicui  de  aliquo  tene- 
mento,  unde  über  homo  perdat  curiam  suam. 

Una  mensura  Vini  sit  per  totum  Regnum  nostnim  et  una  mensara 
Cerevisie,  ei  una  menanura  Bladi  sdlicet  Quartenis  Londonensis  et  una  lati- 
Indo  pannonim  tinctorom  et  Russcttorum  et  Haubergettorum*)  scilicet  due 
ulnae  infra  Ustas. 

De  ponderibus  vero  sit  ut  de  mensuris. 

Nihil  detur  de  cetero  pro  brevi  inquisitionis  ab  eo  qui  inquisitionem 
petit  de  vita  et  membris,  sed  gratis  concedatur  et  non  negetur. 

Si  aliquis  teneat  de  nobis  per  feodißrmam  vel  soccagium  vel  per  burga- 
gium  et  de  alio  terram  teneat  per  senitium  militare,  nos  non  habebimus  cu- 
stodiam  heredis  nee  terre  sue  que  est  de  feodo  alterius,  occasione  illius  feodi 
firme  vel  soccagü  vel  burgagii,  nee  habebimus  custodiam  iUius  feodifirme  Yel 
soccagii  vel  burgagii  nisi  ipsa  feodifirma  dcbeat  senitium  militare. 

Nos  non  habebimus  ctistodiam  heredis  nee  terre  alicujus  quam  tenet  de 
alio  per  servitium  militare,  occasione  alicujus  pan'e  scrjanterie  quam  tenet  de 
nobis  per  servitium  reddendi  nobis  cultellos  vel  sagittas  vel  hujusmodi. 

Nullus  Ballivus  ponat  de  cetero  aliquem  ad  legem  manifestam  vel  ad 
juramentum  simplici  loquela  sua  sine  testibus  fidelibus  ad  hoc  inductis. 

Nullus  liber  homo  de  cetero  capiatur  aut  inprisonetur  aut  disseisiatur 
de  aliquo  libero  tenemento  suo  vel  libcrtatibus  vel  liberis  consuetudinibus  suis, 
aut  utlagetur  aut  exulct  aut  aliquo  modo  destruatur,  ncc  super  eum  ibimus 
nee  super  eum  mittemus  nisi  per  legale  Judicium  parium  suorum  vel  per 
legem  terre. 

Nulli  vendcmus  nulli  negabimus  aut  difTcremus  rectum  vel  justitiam. 

Omnes  mercatores  nisi  publice  antea  prohibiti  fuerint  htbeant  sahoun 
et  securum  exire  de  Anglia  et  venire  in  Angliam  et  morari  et  ire  per  An- 
gliam  tam  per  terram  quam  per  aquam  ad  emendum  vel  vendendum  sine 
omnibus  toltis  malis,  per  antiquas  et  rectas  consuetiidines  praeterquam  in 
tempore  gwerre,  et  si  sint  de  terra  contra  nos  g^errina.  Et  si  tales  invenian- 
tur  in  terra  nostra  in  principio  gi^erre,  attachientur  sine  dampno  corporum 
vd  renim,  donec  sciatur  a  nobis  vel  a  capitali  Jusliciario  nostro,  quomocTo 
mercatores  terre  nostre  tractentur  qui  tunc  invenientur  in  terra  contra  nos 
gwerrina.    Et  si  nostri  salvisint  ibi,  alii  salvi  sint  in  terra  nostra. 


V  Hauber geiti  dUselbe  Art  tcdtl^ner  Stoffe,  welche  in  der  Magna  '  ■ 
Charta  de$  Könige  JohaÄnTHalbergetti  genannt  tcorden. 
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Wir  werden  die  Lehnsländereien  derjenigen,  welche  eines  Lehnsverge- 
hens cl'^lonY)  überführt  sind,  nur  ein  Jahr  und  einen  Tag  behalten,  und 
dann  sollen  dieselben  den  Herren  der  Lehne  zurückgegeben  werden. 

Alle  Fischwehre  sollen  überdies  längs  der  Themse  und  des  Medway  und 

durch  ganzEngland  abgeschalU,  und  nur  an  derMeeresküste  vcrslattet  werden. 

Es  soll  fernerhin  kein  königliches  Ausschreiben  unter  dem  Namen  Prae- 

cipe  ftkr  irgend  Jemand  über  ein  freies  Lehn   erlassen  werden,    wodurch  ein 

freier  &lann  seinen  Hof  verlieren  konnte. 

Es  soll  durch  das  .ganze  Königreich  nur  ein  Maass  für  Wein  und  ein 
Maass  für  Bier  und  ein  Maass  für  Getreide  stattfinden,  nämlich  der  Quarler 
\ün  London,  und  eine  Breite  der  gefärbten  Tuche  und  der  Russetti  und 
Haubergetti,  nämlich  zwei  Ellen  innerhalb  der  Ränder. 

Dasselbe  Verhältniss  soll  aber  in  Betreff  der  Gewichte  wie  bei  den 
üaassen  stattfinden. 

Veberdies  soll  nichts  für  eine  richterliche  Anordnung  zu  einer  Untersu- 
chung von  demjenigen  gegeben  werden,  welcher  die  Untersuchung  wegen  Be- 
schädigung an  Leben  und  Gliedern  fordert,  sondern  sie  soll  unentgeltlich  zu- 
gestanden und  nicht  verweigert  werden. 

Wann  Jemand  von  uns  Ülr  einen  Erbzins  oder  für  Frohndienste  oder 
für  Burgdienste  besitzt  und  von  einem  Andern  ein  Lehn  mit  der  Verpflich- 
tung zum  Kriegsdienst  inne  hat,  so  werden  wir  nicht  die  Obhut  des  Erben, 
noch  des  Landes,  welches  zum  I^hne  eines  Andern  gehört,  in  Anspruch  neh- 
men, unter  dem  Vorw  ande  jenes  Erbzinses  oder  jener  Frohn-  und  Burgdienste, 
«enn  nicht  das  Erbzins-Lehn* seihst  zum  Kriegsdienst  verpflichten  sollte. 

Wir  werden  auch  nicht  in  Anspruch  nehmen  die  Obhut  eines  Erben 
oder  eines  Lehnslandes,  welches  er  von  einem  Anderen  mit  der  Verpflichtung 
nun  Kriegsdienste  als  Lehn  erhalten,  unter  dem  Vorwande  der  Verpflichtung 
nir  kleinen  Sergeantry,  mit  welcher  er  von  uns  belehnt  ist,  um  uns  Dolche 
oder  Pfeile  oder  ähnliche  Gegenstände  als  Lehnsverpflichtung  darzureichen. 

Kein  Baillif  soll  übrigens  irgend  jemand  gerichtlich  belangen  oder  zum 
Eide  nöthigen  auf  seine  einfache  Klage  ohne  treue  Zeugen,  die  dazu  vorgeführt  sind. 
Kein  freier  Mann  soll  ferner  verhaftet  oder  insGetängniss  gesetzt  oder  aus  ir- 
gend einem  freien  Lehnsbesitze  gesetzt  oder  seiner  Freiheiten  und  freien  Gewohn- 
heitsrechteberaubt, oder  für  ausserhalb  des  Gesetzes  erklärt  oder  verbannt  oder  auf 
irgend  eine  andere  Weise  zu  Grunde  gerichtet  werden,  noch  werden  wir  gegen  ihn 
selbst  einschreiten  noch  einschreiten  lassen,  ausser  nach  einem  gesetzmässigen 
l'rtheilsspruche  meiner  Standesgenossen  und  nach  dem  Rechte  des  Landes. 

Wir  werden  Recht  und  Gerechtigkeit  Keinem  verkaufen,  Keinem  ver- 
weigern noch  verzögern. 

Alle  Kaufleute,  wenn  sie  nicht  schon  vorher  daran  verhindert  gewesen 
sind,  sollen  frei  und  sicher  das  Recht  haben,  aus  England  zu  gehen  und  nach 
EngUnd  zu  kommen,  sich  daselbst  aufzuhalten  und  durch  England  zu  reisen, 
sowohl  zn  Lande  als  zu  Wasser,  um  zu  kaufen  und  zu  verkaufen  ohne  afle 
miderwärtige  Belastungen,  nach  dem  alten  und  gerechten  Herkommen,  ausser 
zur  Zeit  des  Krieges  und  wenn  die  Kaufleute  aus  einem  mit  uns  im  Krieg 
liegriffenen  Lande  sein  sollten.  Und  wenn  solche  in  unsrem  Lande  zu  Anläng 
de»  Krieges  gefunden  werden  sollten,  so  sollen  sie  ohne  Beschädigung  ihres  Kör- 
pers und  Vermögens  so  lange  festgesetzt  werden,  bisdassmanvon  uns  oder  von  un- 
srefii  Oberrichter  erfahrt,  auf  welche  Weise  die  Kaufleute  unsres  Landes  be- 
handelt werden,  \> eiche  damals  in  dem  mit  uns  im  Kriege  befindliclien  Lande 
ai^elrufTen  sind.  Und  >Kenn  die  L'nsrigen  daselbst  unangcfgcliten  bleiben  so, 
soüen  auch  die  anderen  in  unsrem  Landen  unangefochten  bleiben. ' 
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Si  qai%  t^nnerit  die  aliqtia  cscaeta  sicut  de  honore  Wallingeford,  Bolo- 

nia,  Notiagheham,  I^ncastria ,  vd  de  aliis  que  sunt  in  manu  nostra  et  sint 

baroKie,  et  obierit,  hercs  ejus  non  det  aliud  relevium  nee  faciat  nobis  aliud 

senritiiun  quam  fadent  bäroni/Ki  ipsa  esset  in  mann  baronis,  et  nos  eodem 

modo  tenebimus  quo  baro  eam  tenuit,  nee  nos  oecasione  taiis  baironie  vel 

escaete  habebimus  ab'quam  cscaelam  vel   custodiam  aliquorum  hominum  no- 

strornm,   nisi  alibi  tenuerit  de  nobis  in  capite  qui  tenuit  baroniani>'f«l  es- 

caetanL*) 

Nullos  über  hotna.^le  cetero  det  amplius  alicui.Vel  vendat  de  terra  sua, 

qnam  ut  de  residuo  loilfe  sue  possit  sufficientcr  fieri   domino  feodi  servitioin 

ei  debitum  quod  pertinet  ad  feodum  illud. 

Omnes  patroni  Abbatiarum  qui  habent  Cartas  Regum  Anglie  de  advo- 
catione  **)  vel  antiquam  tenuram  vel  possessionem ,  habeant  earum  custodiam 
cum  vacaverint,  sicuti  habere  debent  et  sicuti  supra  dedaratum  est 

Nullns  capiatur  vel  imprisonetur  propter  appellom  femine  de  mdrte  al- 
{erius  quam  viri  sui. 

NuUus  comitatus  de  cetero  teneatur  nisi  de  mense  in  mensem,  et  idüi 
major  terminus  esse  solebat  major  sit 

Nee  aliquis  Vicecomes  vel  Bollivus  hci^i  tumufii  suum  per  flundredam 
nisi  bis  in  anno,  et  non  nisi  in  looo  debito  et  consueto,  videlicet  semel  post 
Pascha  et  iterum  post  festum  Sancti  Michaelis. 

£t  Visus  de  franco  plegio  ***)  tune  fiat  ad  illum  terminum  Sanoti  Mi- 
chaelis sine  oecasione,  Ita  scilicet  quod  quilibet  habeat  libertates  suas,  qoas 
habuit  et  habere  consuevit  tempore  Henrid  Regis  Avi  nostri  vel  quas  pMtet 
perquisivit:  Fiat  autem  visns  de  franco  plegio  sie  videlicet,  quod  pax  nostra 
teneatur,  et  quod  Tethinga  integra  sit  sicut  esse  consuerit  «t  quod  Vicecomes 
non  querit  occasiones,  et  quod  contentus  sit  eo  quod  Vicecomes  habere  eon- 
suevit  de  visu  suo  fadendo  tempore  Regis  Henrici  avi  nostri. 

Non  liceät  alicui  de  cetero  dare  terram  suam  alicui  domui  religiöse,  Ita 


V  Aueh  der  in  dieser  SteUe  eingeschobene  Zusatz,  wenn  man  diese  Be- 
stimmung mit  der  gleichmässigen  in  der  Magna  Charta  des  känigs  Johann 
vergleicht,  deutet  su  augenscheinlich  auf  bestimnUe  Fälle  hin,  in  wichen  in- 

*  zwischen  die  königliche  Geu)alt  als  die  oberlehnsherrHche  bei  erledigten  Le- 
hen, und  namentlich  bei  den  grösseren  unmittelbar  von  der  Knme  abhängigen 
lästigem  Lelinsbedingungen  dem  folgenden  Lehnsträger  auferlegt,  oder  diese 
Lehne  selbst  missbräuchlieh  su  lange  zurückbehalten  hat, 

**)  Ädvocatio,  Advocatia,  jus  sive  potestas  Advocati  be4eutet 
das  Recht  und  die  amtliche  Gewalt  eines  Voigts,  die  Ausübung  eines  Schirm- 
rechts  für  solche,  die  sich  selbst  niclU  xu  schützen  verstehen.  Am  häußgsien 
kommt  dies  Amt  bei  Klöstern  (Klostervoigt),  bei  Bischöfen  und  Hberltampt  bei 

'  geistlichen  Personen  und  Instituten  vor.  Da^  Amt  dauerte  fort,  wenn  auch  'idas 
geistliche  besetzt  war,  bestand  dann  aber  nur  in  der  PßidU  des  Schutzes  «nd 
der  Vertheidigung  und  einigen  äusseren  Diensten  bei  feierlidien  Gelegen- 
heiten: aber  zur  Zeit  der  Erledigung  des  geistlichen  Amtes  brachte  es  dem 

,  Voigt  (AdvocatusJ  für  einen  bestimmten  Zeitraum  auch  die  Verwaltung  und 
Nutzniessung  des  kirchlichen  Lehnslandes. 

••V  Visus  de  fresnco  plegio.    Alle  freie  Engländer  mussten,  teenn 
sie  das  zwölfte  Jahr  zurückgelegt  hatten,  in  einen  Tithing  eintr^en,  wekher  . 
tich  verbindtich  miteh6,.für  allen  dem  Könige  und  dem  öffentlichen  Wokk 
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WewijeauMd  aus  irgend  einem  Lehns-Heüniall  ein  Lehn  eriialten  haben 
soUie,  wie  niia  Beispiele  aus  Wallingford,  Bouloguc,  NoUingham,  Lancaster, 
oder  auch  aus  andern,  welche  zu  unsrer  Hand  gekommen  sind  und  zu  den 
laronieo  gehören»  und  weim  dieser  dann  gestorben  isU  so  soll  sein  £rbe  keine 
andere  Lehnsgebühr  zahlen,  noch  einen  anderen  Lehnsdiensl  leisten,  als  die 
ftarone  thim  sollen,  wenn  die  Baronie  an  und  für  sich  in  der  Hand  des  Ba- 
rons gewesen,  und  wir  werden  dieselbe  auf  gleiche  Weist*,  benutzen,  wie  der 
iaroo  sie  benutzt  hat,  und  nicht  unter  dem  Vorwandc  einer  solchen  anhcim- 
gefallenen  Baronie  irgend  einen  Anfall  oder  Obhut  über  irgend  welche  unsrer 
VasaUan  in  Anspruch  nehmen,  wenn  er  uns  anderweitig  nicht  tu  Recht  steht 
gegen  denjenigen,  welcher  von  uns  eine  Baronie  oder  ein  angefaUenes  lehns- 
giit  zum  Lehn  erhalten  soll. 

Kein  freier  Mann  soll  fernerhin  an  irgend  Jemand  mehr  von  seinem 
Landbesitz  geben  noch  verkaufen,  als  dass  aus  dem  ihm  verbleibenden  Lande 
ge&ttgend  dem  Lehnsherrn  der  demselben  schuldige  Lehnsdienst  geleistet  wer- 
den kann,  welcher  zu  jenem  Lehn  gehört. 

Alle  Schimhierren  der  Abteien,  welche  Urkunden  der  Könige  von  £ng- 
hnd  Über  das  Recht  ihres  Vogtamtes  haben,  oder  eine  alte  Lchnsanwartschafl 
oder  ein  Recht  zur  Besitznahme,  sollen  die  Obhut  derselben  während  ihrer 
Vac|Az  erlangen,  so  wie  sie  dieselbe  wahrnehmen  sollen  und  so  wie  es  oben 
erklärt  ist. 

Keine  Person  soll  verhaftet  oder  ins  Geiängniss  gesetzt  werden  auf  An- 
klage einer  Frau  über  den  Tod  eines  anderen  Mannes,  als  ihres  Ehegatten. 

Keine  Grafschaft  soll  fernerhin  im  Lchnsbesitz  gehalten  werden,  als  von 
If  Monat  zu  Monat,  und  wo  ein  längerer  Termin  zu  sein  pflegte,  soll  derselbe 
)     anch  fennerlMn  länger  verbleiben. 

?  Jeder  SherifT  oder  BaiUif  soll  seine  Amtsreise  durch  den  Hundred  nur 

zweimal  im  Jahre  machen  und  nur  an  dem  bestimmten  und  gewohnten  Orte, 
aamlicb  einmal  nach  Ostern  und  das  zweite  Mal  nach  dem  Festtage  des  heili- 
gen Miehael. 

UimI  die  Prüfufig  über  das  Recht  der  freien  Bürgschaft  soll  dann  in  die- 
sem zweiten  Termine  zum  heiligen  Michaclstage  ohne  weitere  V^cranlassung 
erfolgen,  so  nämlich,  dass  jeder  seine  Freiheiten  behalten  soll,  welche  er  ge- 
habt hat  and  zu  haben  gewohnt  ist  zur  Zeit  des  Königs  Heinrich  unseres  Gross- 
latets,  oder  welche  er  nachher  erworben  hat.  Es  soll  aber  die  Prüfung  über 
das  Recht  der  freien  Bürgschaft  so  nämlich  veranstaltet  werden,  dass  unser 
Friede  gehalten  werden  soll,  und  dass  der  Tithing  ganz  vollständig  sein  soll, 
so  wie  er  gewöhnlich  gewesen  ist ,  und  dass  der  SherifT  keine  Ausstellungen 
suchen  und  dass  er  damit  zufrieden  sein  soll,  was  der  SherifT  bei  der  Veran- 
sUUuilg  der  Prüfung  über  das  Recht  der  freien  Bürgschaft  zur  Zeit  des  Kö- 
nigs Ueinrich  unseres  Grossvaters  zu  erhalten  gewohnt  gewesen  ist. 

Es  soll  übrigens  Niemand  freistehen,  seinen  Landbesitz  irgend  einem 
geistlichen  Hause  zu  übergeben ,  so   dass  er  denselben  von  diesem  Hause  als 


smg^fmgien  Seha4en  durch  eins  ihrer  Mitglieder  aufzukämmen  und  Ersatz 
z«  teisten  und  darüber  sieh  gegenseitig  zu  verbürgctK  Diese  gegenseitige  Ver- 
hürgung  der  Tithinga  oder  des  Tithingi,  der  Zehcnt  -  Gemeinschaft,  (vgl  ob, 
Anmerkung  S.  lö.;,  bildet  das  francum  plegium  oder  franciplegium  und  die 
Verbindung  selbst  heisst  auch  franeiplegia:  vgl.  dm  Cnnge  glossarium  latin.  ^ 
t»  den  betreffenden  Artikeln  und  die  dort  angeführt^  Citate, 
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quod  eam  resumat  tencndam  de  eadem  domo,  nee  liceat  alicui  domui  religiöse 
terram  alicujus  sie  aceipere  quod  Iradal  illam  ei  a  quo  ipsam  reeepit  tenen- 
dam.  Si  quis  autem  de  c€lero  terram  suam  alicui  domui  religiöse  sie  deditt 
et  super  hoc  convincatur,  donum  suum  penitus  cassetur,  el  terra  illa  domino 
soo  iUius  feodi  incurratur. 

Scutagium  de  cetero  capiatur  sicut  capi  solcbat  tempore  Regis  Henrid 
m  nostri. 

Et  salve  sint  Archicpiscopis,  Episcopis,  Abbatibus,  Prioribus,  Comitibus, 
Baronibus,  Templariis  *),  Ifospitalariis  et  omnibus  aliis  tarn  ecciesiaticis  quam 
secularibus  personis  libertates  et  libere  consuetudines  quas  prius  habuenint 
Omnes  autem  istas  consuetudines  predictas  et  libertates  quas  concessimus  in 
Regno  nostro  tenendas  quantum  ad  nos  pertinet  erga  nostros,  omnes  de  Regno 
nost^o  tam  clerici  quam  laici  observcnt  quantum  ad  se  pertinet  erga  suos. 

Pro  hac  autem  concessione  et  donatione  libcrtatum  istarum  et  alianim 
libertatum  contentarum  in  carta  nostra  de  Iil)ertatibus  foreste  ^ ,  Archiepi- 
scopi,  Episcopi,  Abbates.  Priores,  Comites,  ßarones,  Milites,  libere  tenentes,  et 
omnes  de  Regno  nostro  dcderunt  nobis  Quintamdecimam  partem  omnium  mo- 
bilium  suorum.***)  Concessimus  etiam  eisdem  pro  nobis  et  heredibus  nostris 
quod  nee  nos  ncc  heredes  nustri  aliquid  perquiremus,  per  quod  libertates  in 
hac  carta  contenle  infringantur  vel  infirmentur:  Et  si  ab  aliquo  aliquid  con- 
tra hoc  perquisitum  fuerit  nichil  valeat  et  pro  nullo  habeatur  Hiis  Testibus 
Domino  Stephano  Cantuarensi  Archiepiscopo,  £.  Londonensi  f ),  I.  Bathonensi, 
P.  IVintonensi,  H.  Lincotnensi,  R.  Sarresburiensi,  B.  Roffensi,  W.  Wigomensi, 
I.  Eliensi,  H.  Herefordiensi,  R.  Gcestrie  et  W.  Exoniensi,  Episcopis,  Abbate 
Sancti  Albani,  Abbati  Sancti  Edmundi,  Abbate  de  Bello,  Abbate  Sancti  Au- 
gustini Cantuarie,  Abbate  de  Evesbamio,  Abbate  Westmonasteriensi,  Abbate 
de  Burgo  sancti  Petri,  Abbate  Radingie,  Abbate  Abbendonensi,  Abbate  de- 
Maumebirio,  Abbate  de  Winchecumbria,  Abbate  de  Hyda,  Abbate  de  Certe- 
sia,  Abbate  de  Sirebumo,  Abbate  de  Gemio,  Abbate  de  Abbotebirio,  Abbate 
de  Middleton,  Abbate  de  Scleby,  Abbate  de  Wyteby,  Abbate  de  Cirencestrio, 
H.  de  Burgo  Justitiario,  R.Comite  Cestrie  et  Lincolniensi,  W.  Comite  Sarres- 


V  In  England  hatten  sich  bereits  unter  der  Regierung  Heinrich  lU 
durch  die  innige  Verbindung  dieses  Reichs  mit  Frankreich  seit  der  Thrmt- 
hesteigung  des  Hauses  Plantagenet,  sowohl  der  Templer-  wie  der  Johanniter' 
Orden  ausgebreitet  Im  Laufe  des  dreizehnten  Jahrhunderts  erwarb  aber  der 
erstere  weit  ausgedehntere  Besitzungen  in  England  als  der  Johanniter- Orden 
und  erhielt  sich  in  denselben  bis  zu  seiner  Vernichtung,  indem  die  Beschlüsse 
des  Conciliums  zu  Vienne  f\^\2J  unter  der  Regierung  Eduard's  IL  auch  ge- 
gen die  Templer  in  England,  aber  nicht  so  gewaltthätig  wie  in  Frankreich 
vollzogen  umrden.  Erst  dann  wurde  der  Johanniter- Orden  auch  in  England 
mehr  angesehen  und  begütert, 

**J  Das  ist  der  in  dieser  Sammlung  gleich  darauf  folgende  Freiheits- 
hrief,  welcher  mit  der  vorliegenden  Magna  charta  von  demselben  Orte  und 
Tage  datirt  und  durch  dieselben  Zeugen  bekräftigt  ist. 

***)  Dieses  Geldopfer  für  die  Wiederemeuerung  der  Magna   charia  ist 
^f|K.  allerdings  sehr  beträchtlich  und  erscheint  um  so  bemerkenswerther,  als  der  Kle- 

rus, die  Barone  und  die  übrigen  Bewohner  des  Königreichs  gleichmässig  da- 
bei beiheiligt  sind.     Stchs  zwei  drittel  Procent  von  allem  nicht   zum 
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ein  Lehn  wieder  zurückuiromt ,  noch  soll  es  einem  geistlichen  Hause  erlaubt 
sein  den  Landbesitz  irgend  Jemandes  anzunehmen^  so  dass  es  dasselbe  demje- 
nigen wieder  als  Lehn  übergiebt,  von  welchem  es  dasselbe  angenommen  hat. 
Wenn  aber  fernerhin  jemand  seinen  Landbesitz  irgend  einem  geistlichen 
Hause  so  übergeben  hat,  und  darin  überführt  wird,  so  soll  seine  Uebergabe 
gamdicfa  aufgehoben  und  jenes  Land  wieder  seinem  Lehnsherrn  zurückgestellt 
werd«u 

Das  Rriegslehnsgeld  (Scutagium  vgl.  oben  S.  12)  soll  übrigens  nur  so 
hoch  erhoben  werden,  wie  es  zur  Zeit  des  Köm'gs  Heinrich  unsrcs  Grossva- 
ifTS  genommen  zu  werden  pflegte« 

Und  unangetastet  sollen  bleiben  den  Krzbischöfen,  Bischöfen ,  Prioren, 
Grafen,  Baronen,  den  Rittern  des  Tempelherrn-  und  Johanniter- Ordens,  und 
allen  andern  sowohl  geistlichen  als  weltlichen  Personen  alle  Freiheiten  und 
freie  Gewohnheitsrechte,  welche  sie  früher  gehabt  haben.  Aber  alle  diese  vor- 
genannten Gewohnheitsrechte  und  Freiheiten,  welche  wir  in  unsrem  Königreiche 
venriüigt  liaben,  und  die  gegen  die  Unsrigen  aufrecht  erhalten  werden  sollen, 
soweit  es  in  unsem  Rräften  steht,  sollen  auch  von  allen  geistlichen  und  wdt- 
lidien  Personen  in  unsrem  Königreiche  gegen  die  Ihrigen  beobachtet  werden, 
soweit  es  sie  angeht 

Aber  für  diese  unßre  VerwilHgung  und  Verleihung  dieser  Freiheiten 
und  anderer  Freiheiten ,  die  in  unsrer  Urkunde  über  die  Freiheiten  in  Bezug 
auf  die  Forsten  enthalten  sind,  haben  uns  die  Erzbischöfe,   Bischöfe,  Aebte, 
Rrioren,  Grafen,  Barone,  Ritter,  freie  Lehnsträger  und  alle  Vasallen  aus  unsrem  Kö- 
nigreiche den  fünfzehnten  Theil  aller  ihrer  beweglichen  Habe  zugestanden.  Wir 
haben  denselben  auch  für  uns  und  unsrc  Erben  verwilligt,   dass  weder  wir 
Mdi  nnsre  Erben  etwas  verlangen  werden,   wodurch   die  in  dieser  Urkunde 
'^enthaltenen  Freiheiten  gebrochen  oder  geschwächt  werden  sollen:   und  wenn 
voD  Jemand  etwas  gegen  dieselben  erlangt  sein  sollte,  so  soll  dies  nichts  gel- 
ten und  für  null  erachtet  werden.     Zeugen   dieser  Urkunde  sind :   der  Herr 
Erzbischof  Stephan  von  Canterbury,  der  Bischof  E.  von  London,   der  Bischof 
JL  von  Bath,  Bischof  P.  von  Winton,  Bischof  H.  von  Lincoln,  Bischof  R.  von 
Salisburj,  Bischof  B.  von  Rochester,  Bischof  W.  von  Wigorn ,   Bischof  J.  von 
By,  Bischof  H.  von  Hcreford,  Bischof  R.  von  Cichester  und   Bischof  W.  von 
Exeier,  der  Abt  von  St  Albany,  der  Abt  vonStEdmund,  der  Abt  vonBeau- 
maris,  der  Abt  von  St  Augustin  zu  Canterbury,  der  Abt  vonEvesham,  der 
Abt  Ton  Westminster,  der  Abt  von  Pelerborough,  der  Abt  von  Reading,  der 
Abt  Yon  Abingdon,  der  Abt  von  Malmesbury,  der  Abt  von  Winchcombe,  der 
Abt  von  Hythe,  der  Abt  von  Chertsey,  der  Abt  von  Sherbome,  der  Abt  von 
Gerne»  der  Abt  von  Abbotsbury,  der  Abt  von  Middleton,  der  Abt  von  Selby, 
dCT  Abt  von  Whitby,  der  Abt  von  Cirencesler,  H.  de  Burgh  Oberrichter,  R. 
Gnf  von  ehester  und  Lincoln,  W.  Graf  von  Salisburv,  W.  Graf  von  Warenne, 


Lehne  gehörigen  Vermögen,  so  dans  hier  omnia  mobilia  mit  dem  früher  vor- 
kommenden catalla  gleich  stehen»  bezeichnen  auch  als  eine  einmalige  Abgabe 
in  Folge  einer  neuen  Einigung  mit  der  Regierung  den  ausserordentlich 
hohen  Werth,  den  schon  damals  allgemein  alle  Stände  England' s  auf  die  Be- 
hauptung dieser  erworbenen  Rechte  legten. 

y  Da  in  der  Originalurkunde  die  Vornamen  der  Rischöfe  nur  mit 
dem  Anfangsbuchstaben  bezeichnet  sind,  so  habe  ich  auch  in  der  Uebersetzung 
nicht  die  volhtändigen  tarnen  hinzufügen  wollen. 
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buriensi,  W.Comke  WareimeBsi,  G.  de  Clario  Comite  Gloucestne  et  Hectford, 
W.  de  Ferraria  Comite  Derbensi,  W.  de  MandevilUo  jComite  Esseit«  H.  le  Bi- 
god  Goaute  Norfolk,  W.  Comite  Aubermarlie,  U.  Comite  Hertefordieosi,  Johanne 
GonstabuJario  Cestrie,  Roberto  de  Ros,  Roberto  filio  Walteri,  Roberto  Cte  Ye- 
teri  Ponte,  Willielmo  Rrigwerric,  Richardo  de  Munfichel,  Petro  filio  Herbei^ü» 
Matheo  filio  Herberti,  Willielmo  de  Albiniaco,  Roberto  Gceslio^  RegiQO  de 
Brahusia,  Johanne  de  Munemo,  Johanne  filio  Alani,  Hugone  de  Mortuo  Ibii 
Waltero  de  BelloCampo,  Willielmo  de  sancto  Johanne,  Petro  de  M^  laco, 
Briano  de  Insula,  Thoma  de  Muletonio,  Richardo  de  ArgenteiniD,  Gaufredp 
de  Nevillio,  Willielmo  Mauduit,  Johanne  de  Baalun.  Datum  apud  West- 
monasterium  uodeeimo  die  Februarii,  Anno  Regni  nostri  Nono  *). 
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III.    Cftrta  de  Fare««a  Reste  Hemrliä  111». 

Xt.  Die  Febniarii  MCGXXV**). 

Henricus  Dei  Gratia  Rex  Anglie  Dominus  Hybemie  Dux  Normannie 
Aquitanie  etComesAndegavie  Archiepiscopis,  Episcopis,  Abbattfous,  PriorilHi^ 
Comitibus,  Baronibus,  Justiciariis ,  Forestanis,  Vicecumitibus,  Preposkis,  Mh. 
nistris  et  Omnibus  Ballivis  et  fidclibus  suis  presentem  Cartam  inspediirii»    , 
Salutem.    Sdatis  quod  nos  intuilu  Dei  et  pro  sahite  animae  nostrae   et  am-  i| 
marum  Antecessormn  et  successomm  nostrorum  ad  exaltacionem  Sancte  Ee-  ] 
cliesie  et  emendationem  Rcgnr  nostri,  spontanea  et  bona  voluntate  nostra  dev^.s 
dimus  et  concessimusArchiepiscopis,  £piscopis«  Comitibns,  Baronibns  et  omni*   f 
bns  de  Regno  nostro  has  libertates  subscriptas  tenendas  in  Regno   nostro   \ 
Anglie  in  perpetuum.  ^ 

In  Primis,  Omnes  forcste  quas  Henricus  Rex  Avus  noster  affbreslavil,  ' 
videantuc  per  bonos  et  legales  homincs,  et  si  boscum  aliqucm  alium  quas  \ 
suuoi  dominicum  aflbrestaverit  ad  dampnum  ilKus  cujus  boscus  ille  fberil  de-  ; 
afibrestetur,  et  si  boscum  suum  proprium  aflbrestaverit,  remaneat  fbresta,  aaha 
communa  de  herbagio  et  aliis  in  eadcm  foresta  iltis,  qui  prius  eam-  labere 
consueverunL  Homincs  vero  qui  manent  extra  forestam  non  veniant  de  eelen  »^ 
coram  Justiciariis  nostris  de  foresta  per  communes  summonitioncs,  nisi  sint  : 
in  placito  vcl  plegii  alicujus  vel  ahquorum  qui  attachiati  sunt  propter  forestan. 


V  Kmxq  Johann  verstarb  am  10.  Octoher  1216;  mithin  reicht  das  ertk  •' 
M$giermngsiahr  $eine$  Nachfolgers  vom  19.  October  1210  bis  zum  19.  Oddber 
1217,  und  das  neunte  vom  19.  October  1224  bis  zum  19.  October  122^  oIm 
ist  dieser  Freiheitsbrief  im  Jahre  1225  am  11.  Februar  erthtilU  ^nd  niM 
1224,  wie  geu>öknlieh  das  Datum  in  den  historischen  Handbüchern  on- 
§9geben  isk 

**)  Abgedruckt  aus  den  Statutes  of  th,  R.  L  pg.  20-27.  Ueber  dm$  Ihr 
iwin,  weil  beide  Freiheitsbriefe  an  demselben  Tage  ausgestellt  sind,  habt  tc4 
schon  in  der  vorhergehenden  Anmerkung  das  Nöthige  erläutert.  König  Hna^ 
rieh  hatte  schon  in  seinem  zu>eUen  Regierungsjahre  am  (i  November  1217  ei- 
nen Freiheitsbrief  über  das  Forstwesen  fast  ganz  gleichen  Inhalts  atugesUUi; 
derselbe  ist  in  den  Statutes  of  th.  R.  I.  pg,  21-^22  abgedruckt  und  demeMen 


G.  Cläre  Gra(  von  <jlMH|Bter  und  Hcrtfurd,  W.  Graf  ron  Derby,  W.  de  Man- 
devttlelviOBr  YMhEsscx,  u:  k  Uigod  Graf  von  Norfolk,  W.  Graf  von  Albcmarle, 
fl.(mfvoiifiMlford,  Johann GonsldbkTvonCfacster,  Robert  von  Ross,  Robert 
der  Solm  des  tl^alter,  Robert  Pierponnt,  WiHielm  von  Rrigi^crre,  Richard  von 
Mmfciiet,  Petag  der  Sohn' des  Herbert,  Wilhelm  von  Albany,  Robert  Gresle, 
RcgiM  v|p  Brlpus,  Johann  von  Monmouth,  Johann  Sohn  des  Alain,  Hugo 
MortimCT;  IMler  Beaocfaainp,  Wilhelm  St.  John,  Peter  Malalake,  Briano  de 
n)iM;-^lMiiiias  fon  Muleton,  Richard  von  Argentyne,  Galfried  Nevill,  Wilhelm 
Maofuit,  Johann  von  Baahm.  Gegeben  zu  Westmintter  am  Uten  Februar, 
im  Meli  Jähi|^un9rer  Regtcning. 


_»^ * 
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in.   m^Ubeitsbrler  Kftnis  Heinrich  lU.  über 

Ibis  iFcratwesen. 

V.  11.  Febr.  1225. 

Kelnrich  von  Gottes  Gnaden  'R5nig  von  England,  Herr  von  Irland,  Herzog 
mi  ier  Normandie,  Aquitanien  und  Graf  von  Anjou  erstattet  den  Erzbischo- 
fen» 'Bachofen,  Aebten,  Prioren,  Grafen,  Baronen,  Richtern,  Forstmeistern, 
Sfattifb»  Vorstehern,  Beamten  und  allen  Baillife  imd  seinen  Getreuen,  die  diese 
j  fodkgende  Urkunde  ansehen  werden ,  seinen  Gruss.  Ihr  mr)gt  wissen ,  dass 
I  wir  im  Hiiisdrauen  auf 'Gott  und  lür  das  Wohl  unsrer  Seele  und  der  Seelen 
I  ontrer  Vorfahren  und  Nachfolger  zur  Erhöhung  der  heiligen  Kirche  und  zur 
I  TerbesseruDg  unsres  Königreichs,  von  freien  Stücken  und  mit  unsrem  guten 
I  Willen  verleihen  und  verwilligt  haben  den  Erzbischöfen,  Bischöfen,  Grafen, 
I  Baronen  und  allen  Personen  aus  unsrem  Reiche  diese  nachgeschriebenen  Frei- 
lidKai»  welche  in  unsrem  Reiche  England  für  immer  aufrecht  erhalten  wer- 
den sollen. 

ZoTÖrderst  sollen  alle  Forsten,  welche  König  Heinrich  unser  Grossvater 
ab  Forste  ehigehegt  hat,  durch  achtbare  und  gesetzliche  Männer  untersucht 
wenlen,  und  wenn  er  einen  anderen  Wald  ah  seinen  landesherrlichen  als 
FonI  eingehegt  haben  sollte  zum  Schaden  desjenigen,  dem  dieser  Wald  zuge- 
hört iiat,  so  soll  die  Fortt  aufgehoben  werden,  und  wenn  er  seinen  eigenen 
hndesherrlichen  Wald  ^Is  Forst  eingehegt  hat,  so  soll  derselbe  als  Forst  ver- 
bleiben, jedodi  unbesdiadet  der  Gemeinde  in  ihrer  Berechtigung  auf  Gras- 
weide und  unbeschadet  aller  anderen,  welche  in  dieser  Forst  eine  Berechti- 
gung in  haben  gewohnt  waren.  Die  Mannen  aber,  welche  ausserhalb  den 
Fönten  ihren  Aufenthalt  haben,  sollen  übrigens  nicht  vor  unseren  Forstrich- 
Icm  auf  die  allgemeinen  Vorladungen  vor  Gericht  erscheinen,  wenn  sie  nicht 
am  Gerichte  gehören  oder  als  Bürger  für  Einen  oder  Einige  kommen,  die 
wegen  der  Forst  gerichtlich  belangt  sind. 


das  Fut^imUe  der  OriginaiMrkunde  beigeßigt.  Aber  in  dem  grosten 
h^iknitbntfe  de$  Kön\g$  Jakann  waren  die  Bestimtnungen  in  Besug  auf  die 
BmtßerhäUinsse  und  die  dabei  vorgekommenen  Missbräuche  gleichzeitig  auf- 
gmtmmen,  wktehen  nvr-tfi  allgemeineren  Sätzen  ausgedrückt,  und  durch  eine 
mdduMMe  ürhmd$  mit  den  ailgemeinen  Landesfreiheiten  bestätigt 
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Omnes  autem  bosci  qui  fuerint  afforestati  per^Mem  Ricarduin«Afun- 
culum  nostrum  vel  per  Regem  Johannem  patrem  no^uni,  u^ue  acLprunam 
coronacionem  nostram,  slatim  deaflorestentur  nisi  sit  dominicu^j|i^urn]Mbr. 

Archicpiscopi,  Episcopi,  Abbates,  Priores,  G>ii]ites,  Barcmes,  Mililes,  li- 
bere  tenentes  qui  habcnt  boscos  sifos  io  forestis,  habcant  bo^os  suo^  sicut 
eos  habuerunt  tempore  prime  GoronacionisRegislIenrici  Avi  ilstri;  lUf^guod 
quicti  sint  in  perpetuum  de  omnibus  propresturis,  vasüs  et  fiiiSdrtTiPl  facüs 
in  illis  boscis  post  illud  lempus  usque  ad  principium  secuAdi#^ni  G^pfni- 
cionis  nostre.  £t  qui  de  cetero  vastum  vel  propresturam  sine  Ucencia  nosirt 
in  illis  fecerint  vcl  essartum,  de  vaslis,  propresturis  et  essartis  respondeant. 

Regardorcs**)  noslri  cant  per  forcstas  ad  faciendum  regarcflh^sicipf  fieri 
consuevit  tempore  prirae  Coronacionis  Regis  Henrici  avi  nostri  Tnon  aJfKr. 
Inquisitio  vel  visus  de  expeditacione***)  canum  cxistcncium  in  foKSta  deinen) 
fiat  quando  fieri  dcbct  regardum,  scilicet  de  tercio  anno  in  terc^n  antium,  et 
tunc  fiat  per  visum  et  testimonium  Icgalium  hominum  et  non  iStaf »  et  ille 
cujus  canis  inventus  fiierit  tunc  non  expeditatus  dct  pro  misCTfmrdia  tres 
solidos;  et  de  cetero  nullus  Bos  capiatur  pro  expeditacionc.  Talis'  autem  sit 
expeditatio  per  assisam  communitcr  quod  tres  ortilli  abscidantur  sine  pelota 
de  pede  anteriori ;  nee  cxpeditcntur  cancs  de  cetero  nisi  in  locis  ubi  consueve- 
runt  expeditari  tempore  prime  Coronacionis  prcdicti  Regis  Henrici  Avi  nostri. 

Nullus  forestarius  vel  bedellus  decetcro  faciat  scottallasf)  vel  coUigit 
garvas  vel  avenam  vel  bladum  aliquid,  vel  agnos  vel  purcellos  nee  aliquam 
collectam  faciat,  et  per  visum  et  sacramentum  Duodecim  regardorum  quando 
facient  regardum;  tot  forestarii  ponantur  ad  forestas  custodiendas  quot  ad 
illas  custodiendas  rationabiliter  viderent  sufßcere.  Nullum  swanimotumtt)  de 
cetero  teneatur  in  Regno  nostro  nisi  ter  in  anno,  videlicet  in  principio  Quin- 


*J  Essartum,  essarl  noch  heute  in  der  Englischtn  RechUsprache,  ton 
sarrire  abgeleitet,  bedeutet  jedes  Stück  ausgerodete  Land,  das  also  von  Hoii 
entblösst  ist,  um  es  zum  Acker-  oder  Weidetajid  zu  machen.  —  Der  Anfan§ 
des  zweiten  Jahres  nach  der  Krönung  des  Königs  Heinrich  ist  deshiilb  für 
die  Straffälligkeit  als  ter  minus  a  quo  festgestellt,  weil  eben  aus  diesem  Zeit- 
punkte die  oben  angeßhrte  erste  carta  de  forestis  vom  ö.  November  gegtken 
ist. 

•V  Regardores  von  dem  Französichen  regarder,  to  regärd,  abzuleiten. 
Noch  jetzt  wird  the  Regarder  als  Bezeichnung  einer  höheren  Clane  der  ko* 
niglichen  Forstbeamte  gebraucht, 

••V  Expeditatio  bezeichnet  die  Verstümmelung  eines  Hundes  an  ei- 
nem Vorderfusse,  indem  man  ihm  drei  Zehen  oder  einen  Theil  des  Ballens 
abschneidet,  um  ihn  völlig  unschädlich  für  das  Verfolgen  des  jagdbaren  117/- 
des  zu  machen.  Noch  lieute  wird  in  den  Englischen  Forstgesetzen  expedita- 
tion  als  der  Ausdruck  für  die  Verstümmelung  eines  Hundes  gebraucht, 

y  Scotlala  wird  von  Du  Gange  im  Glossarium  unter  dem  betreffen' 
den  Artikel  auf  doppelte  Weise  erklärt,  entweder  für  eine  Waldkneipe,  im  der 
Bier  von  den  Aufsehern  des  Waldes  für  Geld  verkauß  wurde,  \wodureh  die 
in  der  Forst  sich  aufhaltenden  Leute  genöthigt  werden  konnten,  Bier  zu  kam- 
fen  und  dadurch  die  Aufseher  sich  günstig  zu  machen:  oder  es  wird  für  etfit 
Geldabgabe' faus  Scot  und  Tallia-taille,  Abgabe  zusammengesetzt)  anges^um» 


ADe  Wilder  «ber,  die  durch  König  Richard  rnisem  Oheim  oder  durdi 
König  Johann  ansem  Vater  bis  lur  Zeit  unsrer  ersten  Krönung  als  Forste 
cing^egt  sind,  sollen  sogleich  als  Forste  aufgehoben  werden,  wenn  sie  nicht 
n  UBsren  hndeaherrlichen  Wäldern  gehören. 

Die  £nbisdiöfe,  Bischöfe,  Aebte,  Prioren«  Grafen,  Barone,  Ritter  und 
freien  Lehnsträger,  welche  ihre  Wälder  innerhalb  der  königlichen  Forsten 
haben,  sollen  ihre  Wälder  in  dem  Zustande  behalten,  wie  sie  dieselben  zur 
Zeit  der  cfrsten  Krönung  des  Königs  Heinrich  unsres  Grossvaters  gehabt  ha- 
ben: so  nämlidi,  dass  sie  för  immer  för  alle  Abholzungen,  Verwüstungen  und 
Alisrodungen  schuldlos  bleiben,  welche  nach  jener  Zeit  bis  zum  Anfang  deis 
iweiten  Jahres  nach  unsrer  Krönung  gemacht  sind.  Und  welche  fernerhin 
eine  Verwüstung  oder  Abholzung  ohne  unsre  Erläubniss  oder  eine  Ausro- 
dung in  jenen  Wäldern  gemacht  haben  sollten,  die  sollen  uns  fUr  jene  Ver- 
vflstnngen,  Abholzungen  und  Ausrodungen  verantwortlich  sein. 

Unsre  Forstauüseher  sollen  durch  die  Forsten  gehen ,  um  ihre  nähere 
Beaofeichtigung  zu  machen,  so  wie  es  herkömmlicher  W^eise  geschehen  ist  zur 
Zeit  der  ersten  Krönung  des  Königs  Heinrich  unsres  Grossvaters  und  nicht 
anders.  Die  Untersuchung  oder  die  Controlle  über  die  Fussverstümmelung 
der  Hunde,  die  sich  in  den  Forsten  aufhalten,  soll  übrigens  geschehen,  wann 
die  allgemeine  Forstuntersuchung  gehalten  werden  soll,  nämlich  vom  dritten 
Jahre  nun  dritten  Jahre,  und  dann  soll  sie  geschehen  nach  der  Prüfung  und 
dem  Zeugnisse  gesetzlicher  Männer  und  nicht  anders,  und  derjenige,  dessen 
flnnd  dann  als  ein  nicht  an  den  Vorderfüssen  verstümmelter  gefunden  wer- 
da  sollte,  soll  zur  Busse  drei  Schillinge  geben:  und  übrigens  soll  kein  Rind 
statt  der  Verstümmelung  angenommen  werden.  £ine  solche  Verstümmelung 
nfl  aber  gemeinschaftlich  vor  der  Versammlung  der  Forstbcamten  geschehen, 
indem  den  Hunden  drei  Zehen  ohne  den  Ballen  von  einem  Vorderfusse  abge- 
iiaaen  werden;  Übrigens  aber  sollen  die  Hunde  diese  Verstümmelung  nur  in 
denjenigen  Ortschaften  erleiden,  wo  zur  Zeit  der  ersten  Krönung  des  vorge- 
nannten Königs  Heinrich  unsres  Grossvaters  die  Hunde  an  den  Vorderillssen 
verstfimmelt  zu  werden  pflegten. 

Kein  Forstbeamter  oder  Forstdiener  soll  übrigens  Bierzechen  veranstal- 
ten, oder  Garben,  sei  es  Hafer  oder  sonst  irgend  ein  Getreide  sanmieln,  oder 
LimiBerandFerkelannehmen,  noch  irgend  eineanderc  Sammlung  machen,  sowohl 
der  OnlersiM^ung  als  nach  der  eidlichen  Verpflichtung  der  zwölf  Forst- 
r,  wum  sie  die  Forstbesichtigung  machen  werden.    Es  sollen  aber  so 
viel  Fontbeaale  lur  Ueberwachung  der  Forsten  eingesetzt  werden,  wie  viel 
filf  angemessen  erachten  würden,  lun  jene  Forsten  ausreichend  zu  über- 
Uebrigens  soQ  eine  richterliche  Versammhing  der  Forstbeamten  in 
Kinigreiche  und  dreimal  im  Jahre  gehalten  werden,  nämlich  sa  An- 


vMte  von  den  einzelnen  in  der  Forst  sich  aufhaltenden  Leuten  zu  geunaen 
leiUn  erlegt  werden  musste,  um  dafür  zu  Gunsten  der  Waldaufseher  eine 
gemebuchaßliehe  Zeche  zu  veranstalten.  Das  Annehmen  von  Getreide  und 
fnfctt  NtOsvieh  deutet  eben  so  auf  die  Bestechung  der  Forstauf seher  hin,  die 
hkimth  xtfrMen  wurde. 

tt/  Swanimotum,  die  Versammlung  sämmtlicher  Aufseher  einer  Fortt^ 
w  üAer  die  Fwitfrevel  nach  den  vorliegenden  Forstgesetzen  zu  entscheiden: 
tgL  Ai  iktnge  d.  betr.  Art 

Sehabert,  VeifassuDgsurkQnden.  4 
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decim  dierum  ante  feslum  Sancti  Michaelis,  quando  Agistatores*)  nostri  coli' 
▼eniant  ad  agistandum  dominicos  boscos  nostrost  et  circa  festum  Sancti  Mar 
tini  qaando  Agistatores  nostri  debent  recipere  panagium**)  nostram;  et  ac 
ista  duo  swanimota  conveniant  forestarii,  viridarii  et  agistatores  et  null!  ali 
per  districtionem.  Et  tertium  Swanimotum  teneatur  in  initio  quindecim  die 
mm  ante  festum  Sancti  Jobannis  Baptiste  pro  feonacione***)  bestianim  nostra- 
rum«  et  ad  illud  swanimotum  tenendum  conveniant  forestarii  et  viridarii  el 
non  alii  per  districtionem:  propterea  singulis  quadraginta  diebus  per  totan 
amrom  conveniant  forestarii  et  viridarii  ad  faciendum  attachiamenta  de  forest«, 
tarn  de  viridi  quam  de  venacione  per  presentacionem  forestariorum  ipsonin 
et  coram  ipsis  attachiatis.  Predicta  autem  swanimota  non  teneantur  nisi  in 
Comitatibus  in  quibus  teneri  consueverunt. 

Unusquisque  liber  homo  agistet  boscum  snum  quem  habet  in  forest^ 
pro  voluntate  sua  et  habeat  panagium  suum. 

Concedimus  eciam  quod  unus  quisque  liber  homo  ducere  possit  porcos 
suof  per  dominicum  boscum  nostnim  libere  et  sine  impedimento  ad  agistan- 
dum eos  in  boscis  suis  propriis  vel  alibi  ubi  voluerit  £t  si  pord  alicajns 
liberi  hominis  una  nocte  pernoctaverint  in  foresta  nostra,  non  indc  occasione- 
tur  unde  aliquid  de  suo  perdat. 

Nullus  de  cetero  amittat  vitam  vcl  mcmbra  pro  venacione  nostra,  sed  si 
quis  captus  fuerit  et  convictus  de  capcione  venacionis  graviter  redimatur,  si 
habeat  unde  redimt  possit,  si  autem  non  habeat  unde  redimi  possit,  Jaceat  in 
prisona  nostra  per  unum  annum  et  unum  diem,  et  si  post  unum  annum  el 
unum  diem  pkgios  invenirc  possit,  cxeat  de  prisona,  sin  autem  ahjuret  Reg- 
num  Angiie. 

Quicunque  Archiepiscopus,  £piscopus«  Comes  vel  ßaro  vcniens  ad  nos 
ad  mandatum  nostrum  transierit  per  forestam  nostram  liceat  ei  capere  unam 
bestiam  vel  duas,  per  visum  forestarii  si  praesens  fuerit  sin  autem,  faciat  cor- 
narit)  ne  videatur  furtive  hoc  facere:  Idcm  liceat  eis  in  redeundo  facere  sicul 
predictom  est. 


*)  Agistatores,  noch  im  heutigen  Englischen  the  agistors  von 
to  agist,  adgistare,  aggistare  mit  dem  Französischen  gite  zusammenhängend, 
werden  diejenigen  Forstaufseher  genannt,  welche  das  Mast-  oder  Trißgeld 
für  das  in  den  königlichen  Waldungen  auf  Weide  sich  befindende  und  durch 
Eicheln  u.  dgl.  gemattete  Vieh  einzuziehen  verpflichtet  sind,  und  überhaupt 
die  Aufsicht  über  die  Weiden  und  Triften  in  diesen  Waldungen  führen:  vgl. 
Du  Cange.  Die  Viridarii  sind  die  Waldaufseher,  welche  über  den  jungen 
Aufschlag,  das  Laub,  die  Zweige  und  jungen  Aeste  Aufsicht  führen  und  zu 
verhüten  haben,  d€Ls$  nicht  durch  zu  starke  Benutzung  und  Beschädigung  der- 
selben der  Wald  selbst  leidet. 

*V  Panagium,  Pamagium,  Pastinagium  und  Pastinacium  von  pascere, 
pastio  abzuleiten,  bezeichnet  das  Weide-  oder  Mastgeld,  wovon  in  der  vor- 
hergehenden Anmerkung  die  Rede  gewesen  ist. 

***J Feonacio,  das  mit  foetus,  fetus,  feore,  ^tJeiv  zusammenhängt,  auch 
mit  der  durch  die  Aussprache  geänderten  Vorsylbe  im  Latein  des  Mittelal- 
ters als  funnatio  vorkommt,  bezeichnet  die  Zeit,  in  welcher  die  Hirsche,  wil- 
den Schweine  und  anderes  grösseres  Wild  Junge  bringen  und  sie  noch  selbst 
zu   nähren  haben.      Um  diese  Zeit  nicht  zu  stören  und   dadurch  dem  Zu- 
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fang  der  beiden  letzten  Wochen  vor  dem  Festtage  des  heiligen  Michael  wann 
unsrc  Weideaofseher  zusammenkommen,  um   unsre   landesherrliehen  Wälder 
abweiden  zu  lassen,    und  um  den  Festtag  des  heiligen  Martin,  wann  unsre 
Weideauiseher  unser  Weidegeld  in  Empfang  nehmen  müssen:  und  zu  diesen 
beiden  Versammlungen  sollen  die  Förster,  Laub-  und  Jungholz-  und  Weide- 
An&eher  zusammenkommen,  und  keine  anderen  durch  ZwangsverpQichtung. 
Und  die  dritte  Versammlung  dieser  Forstbeamten  soll  am  Anfang  der  beiden 
ietxten  Wodien  \or  dem  Festtage  des  heiligen  Johannes  des  Täufers  gehalten 
werden  zur  Zeil  wenn  unser  Wild  Junge  wirft,  und  zu  dieser  Versanunlung 
soDen  nur  die  Förster  und  Laub-  und  Jungholz- Aufseher  nach  ihrer  Zwangs- 
verpflichtung und  keine  anderen  zusammenkommen:  diese  Förster  und  Auf- 
seher sollen  deshalb  an  vierzig  einzelnen  Tagen  während  eines  ganzen  Jahres 
iDsammenkommen,  um  zu  entscheiden  über  die  Forstfrevel,  sowohl  in  Bezug 
anf  Laub-  und  Jungholz,  als  auf  die  Jagd,  in  Gegenwart  aller  Forstbeamten 
selbst  und  vor  den  der  Forstfrevel  bezüchtigten  Personen.    Es  sollen  aber  die 
vorgenannten  Versammlungen  der  Forstbeamten  nur  in  den  Grafschaften  ge- 
halten werden,  in  welchen  sie  bisher  gewöhnlich  gehalten  sind. 

Ein  jeder  freie  Mann  soll  seinen  Wald,  welchen  er  innerhalb  einer  kö- 
ni^icfaen  Forst  besitzt,  nach  seinem  Willen  bewciden  und  auch  dafür  sein 
Weidegeld  erhalten. 

Wir  gestehen  auch  zu,  dass  ein  jeder  freie  Mann  seine  Schweine  durch 
uosren  herrschaftlichen  Wald  frei  und  ohne  Hindemiss  durchllihren  kann, 
um  sie  in  seinen  eignen  Wäldern  oder  wo  er  sonst  wollen  wird  zur  Mästung 
2D  ftlhren.  Und  wenn  die  Schweine  irgend  eines  freien  Mannes  eine  Nacht 
in  unsrer  Forst  übernachtet  haben,  so  soll  er  dadurch  nicht  veranlasst  werden 
etwas  von  dem  Seinigen  zu  verlieren. 

Uebrigens  soll  Niemand  mehr  wegen  unsrer  Jagd  sein  Leben  oder  ein- 
zelne Glieder  verlieren,  sondern  wann  er  gefangen  und  eines  Jagdfrevels  über- 
führt sein  suUte,  so  soll  er  für  eifle  grössere  Summe  losgekauft  werden,  wenn 
er  etwas  besitzt,  um  sich  loskaufen  zu  können:  wenn  er  aber  nichts  besitzt, 
wodurch  er  sich  loskaufen  kann,  so  soll  er  in  unser  Gefängniss  ein  Jahr  und 
einen  Tag  gesetzt  werden,  und  wenn  er  nach  einem  Jahre  und  einem  Tage 
Bürgen  für  sich  flnden  kann,  so  soll  er  aus  dem  Gelängnisse  entlassen  wer- 
den, wenn  er  aber  keine  Bürgen  finden  kann,  so  soll  er  durch  einen  Eid  sich 
verpflichten  das  Königreich  England  zu  verlassen. 

Jeder  Erzbischof,  Bischof,  Graf  oder  Baron,  der  auf  unsre  Aufforderung 
m  uns  kommt,  mag  durch  unsre  Forst  gehen,  und  es  soll  ihm  frei  stehen,  ein 
oder  zwei  Stück  Wild  zu  jagen,  mit  Kenntnissnahme  des  Försters,  wenn  dies 
gegenwärtig  gewesen  ist,  wenn  ein  solcher  aber  nicht  anwesend  ist,  so  soll  er 
mit  dem  Jagdhorn  blasen  lassen,  damit  er  dieses  nicht  heimlich  gethan  zu  haben 
scheint  Dasselbe  steht  ihm  auch  frei  auf  der  Bückkehr  zu  thun,  sowie  es 
vorher  gesagt  ist. 


wachs  des  Wildstandes  hinderlich  zu  werden,  waren  besondere  Anordnungen 
festgesetzt,  welche  den  freien  Gehrauch  der  Forstßächen  und  Forstwege  für 
die  Dauer  dieser  Periode  beschränkten, 

ij  Cornari  von  Comu  Hom,  Jagdhorn,  bedeutet  mit  dem  Jagd- 
horn Hasen,  wie  comer  schon  im  AU-Französischen  und  awh  jetzt  noch  ge- 
hraucht  wird. 
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Unusquisque  liber  homo  decetero  sine  occasione  faciat  in  boscosuo  vel 
in  terra  sua  quam  habet  in  foresta  m^reiidinum,  vivarium*),  Stagnum,  Mar- 
leram,  fossatum  vei  terram  arabilem '  extra  coopertum  in  terra  arabili;  Ita 
quod  non  sit  ad  nocumentum  alicujus  vicini. 

Unusquisque  liber  homo  habeat  in  boscis  suis  aerias**)  Ancipitnim, 
JEspervariorum,  falconum,  Aquilarum  et  de  Heyrinis,  et  habeat  similiter  mel 
quod  inventum  fuerit  in  boscis  suis. 

NuUus  Forestarius  de  cetero,  qui  non  sit  Forestarius  de  feodo  firmam 
nobis  reddens  pro  ballivia  sua,  capiat cheminagium***)  aliquod  inbaüivia  sua; 
forestarius  autem  de  feodo  firmam  nobis  reddens  pro  ballivia  sua  capiat  che- 
minagium,  videlicet  pro  caretta  per.  dimidium  annum  duos  denarios  et  per 
alium  dimidium  annum  duos  denarios,  et  pro  equo  qui  portat  summagium  per 
dimidium  annum  obolum  et  per  alium  dimidium  annum  obolum,  et  non  nisi 
de  illis  qui  extra  Balliviam  suam  tamquam  mercatores  veniunt  per  licenciam 
suam  in  balliviam  suam  ad  buscam,  meremiumf),  corticem  vel  carbonem 
emendum,  et  alias  ducendum  ad  vendendum  ubi  voluerint;  et  de  nulla  alia 
caretta  vel  summagio  aliquo  cheminagium  capiatur,  et  non  capiatur  chemina- 
gium  nisi  in  locis  in  quibus  antiquitus  capi  solebat  et  debuit.  lUi  autem  qui 
portant  super  dorsum  suum  buscam  corticem  vel  carbonem  ad  vendendum, 
quamvis  inde  vivant,  nuUum  de  cetero  dent  cheminagium. 

Omnes  Utlagati  pro  foresta  tamen  a  tempore  Regis  Henrici  avi  nostri 
usqne  ad  primam  Coronacionem  nostram  veniant  ad  pacem  ndtUram  sine 
impedimento  et  salvos  plegios  inveniant  quod  de  cetero  non  fonsfacientff-)  nobis 
de  foresta  nostra. 

NuUus  Gastellanus  teneat  placita  de  foresta  sive  de  viridi  sive  de  Vena* 
cione,  sed  quilibet  forestarius  de  feodo  attachiet  pladta  de  foresta  tarn  de  viridi 
quam  de  venacione  et  ea  prcsentet  viridariis  provinciarara,  et  cum  inrotiÜBta 
füerint  et  sub  sigillis  viridariorum  indusa  presententur  capitali  forestario 
nostro,  cum  in  partes  illas  venerit  ad  tenendmn  placita  foreste,  et  cofrara  eo 
terminentur. 

Has  autem  libertates  de  forestis  concessimus  onmibus:  Salvis  Archiepi- 
SGopis,  Episoopis,  Abbatibus,  Prioribus,  Goraitibus,  Baronibus,  Blilitibas  et  düs 


•y  Vivarium  bedeutet  sowohl  den  Thiergarten,  als  einen  FUchteidt, 
in  wekhem  künstlich  Fische  genährt  und  zur  Fortpßanzung  gehalten  wer' 
den,  wie  noch  jetzt  im  Englischen  vivary  gebrau<^t  wird:  nur  durch  ein  Versehen 
i$t  cüfm  auf  S.  11  vivaria  durch  Scheunen  Übersetzt  worden.  Marler  a, 
Mariaria  und  Merlaria  von  marl,  marla  (marga)  bezeichnet  eine  Mergel" 
grübe,  aus  welcher  Mergel  zur  Düngung  des  Achers  gegraben  wird^,  welche 
Düngungsart  inEngland  schon  damals  Üblich  war.  Vgl. Du  Cange Glossar.  Coo- 
pertum, Couvert  im  Französischen,  (hvertim  Engliaehen,  ist  ein  Forsiau^ 
dtuch,  und  beseichnet  das  Gebüsche,  das  Dickicht,  im  Gegensatz  der  Uektien 
Stellen. 

**J  Aeria  bezeichnet  das  Nest  jedes  Raubvogels,  von  aer  abzuleiten,  weil 
der  Raubvogel  hoch,  luftig  horstet:  noch  jetzt  heisst  ein  solches  Nest  im  Eng- 
lisdien  Aerie,  Aire,  Aiery  und  im  Französischen  aire.  Heyrinus,  der 
Heiher,  noch  jetzt  im  Französischen  und  Englischen  heron, 

***J  Cheminagium,  von  chemin,  camimts,  der  Weg,  bezeichnet  jede 
Gebühr,  die  man  für  den  Gdrraiuch  eines  an  sich  nicht  freien  Weges,  nament- 
lieh  für  Wagen  und  Lastthiere  zu  entricMen  hat. 

ij  Meremium,  Maremium,  zusammengezogen  aus  Materiamhen,  wat 
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Ein  jeder  freie  Mann  kann  übripas  ohne  Weüernng  in  deineni  WaMe 
oder  auf  seinem  Lande,  welches  er  inneriialb  einer  könif^idien  Forst  besitit, 
eine  Mltfile,  ein«i  Thiergarten,  einen  Teich,  eine  Mergelgrubc,  einen  Graben 
oder  urbares  Land  aosserfaalb  des  Gebüsches  anf  ackerfahigeni  Lande  aale* 
gen:  jedoch  so  dass  es  nicht  suni  Schaden  irgend  eines  Nachbarn  gereicht 

Jeder  freie  Ifenn  soll  in  seinen  Wildem  die  Nester  der  Habichte,  Sper- 
ber, Fldken«  Adler  sowie  von  den  Reihern  haben,  und  auf  gleiche  Weise  Mit 
er  den  Hon%  f&r  sich  haben,  der  in  seinen  Wäldern  gefiinden  wird 

Kein  Forstbeamter,  der  nicht  Förster  auf  Lehnans  ist  und  uns  für  sein 

Amt  eine  jährliche  Abgabe  entrichtet,  soll  übrigens  irgend  ein  Wegegeld  in 

seinem.  Amtsbezirlc  erbeben:  aber  der  Forstbeamte,  welcher  uns  fttr  sein  Amt 

einen  jährlichen  Lehnszins  entrichtet  soll  ein  Wegegeld  nehmen,  nämlich  auf 

jeden  Wagen  auf  ein  Halbjahr  zwei  Deniers  und  auf  ein  anderes  Halbjahr 

wieder  zwei  Deniers,  und  för  ein  Pferd,  welches  Saumgepäck  trägt  auf  ein 

Halbjahr  einen  Pfennig,  und  auf  ein  anderes  Halbjahr  wieder  einen  Pfennig, 

und  nur  von  denjenigen,  welche  ausserhalb  seines  Amtsbezirkes  wohnen,  und  mit 

seiner  Erlaubniss  als  Kaufleute  kommen  in  seinen  Amtsbezirk,  um  Brennholz 

(Sprock)3auholz,RindeoderKoh]eneinzukaufen,nnd  weiter  fortzuHlhren  und  auch 

zu  verkaufen,  wo  sie  wollen:  und  von  keinem  anderen  Wagen  oder  Lastthiere 

soll  ein  Wegegeld  erhoben  werden,  und  das  Wegegeld  soll  nur  an  denjenigen  Orten 

erhoben  werden,  an  welchen  es  von  alter  Zeit  her  gewöhnlidi  entrichtet'  werden 

oMisste.     Aber  di^enigen  Personen,  welche  auf  ihrem  Rücken  Sprock,  Rinde 

oder  Kohlen  tragen,  um  sie  zu  verkaufen,  sollen,  wenn  sie  auch  davon  leben, 

kein  Wegegeld  entrichten. 

Alle,  welche  für  Forstfrevel  ausserhalb  des  Gesetzes  erklärt  sind,  von  der 
Zeit  des  Königs  Heinrich  unsres  Grossvaters  bis  zu  unsrer  ersten  Krönung, 
soOea  so  unsrer  Verzeihung  gelangen  ohne  Hindemiss,  und  nntadelhafte  Bür- 
gen stellen,  dass  sie  fernerhin  uns  keinen  Nachtheil  zufügen  werden  in  unsren 
Forsten. 

Kein  Burgvoigt  soll  Gericht  halten  über  Forst -Angelegenheiten,  sei  es 
über  das  Laub-  nnd  Jungholz  oder  über  die  Jagd,  sondern  nur  jeder  Lehns- 
förster  soll  die  gerichtlichen  Untersuchungen  über  Forstangclegenheiten,  so- 
wohl über  das  Laub-  und  Jungholz  als  über  die  Jagd  veranlassen,  und  soll 
die  Kntschddungen  den  Forstbearaten  der  Provinzen  vorlegen;  und  nachdem 
<fiese  acteiunässig  geordnet  und  unter  den  Siegeln  dieser  Forstbcamten  ver- 
flcfalossen  sind,  sollen  sie  unsrem  Ober -Forstmeister  vorgelegt  werden,  wenn 
er  in  jene  Gegenden  zum  Abhalten  der  Forstgerichte  gekommen  sein  wird, 
«nd  vor  diesem  sollen  sie  zum  Schluss  gebracht  werden. 

Aber  diese  Freiheiten  in  Betreff  der  Forsten  haben  wir  allen  Personen 
zugestanden,  jedoch  unbeschadet  der  Freiheiten  und  der  freien  Gewohnheits- 
rechte,  welche  früher  die  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Achte,  Prioren,  Grafen,  Ba- 


tii  gleicher  Bedeutung  und  in  derselben  Beziehung  in  anderen  Urkunden  vor- 
komwä,  umfaest  alles  zum  Bau  geeignete  Bolz:  Busca  dagegen  das  Brenn- 
holz, Sproekp  Strauchwerk,  aber  auch  Stobben,  also  diejenigen  ThHle  des 
Stammes,  welche  sich  nicht  mehr  zum  Bauholz  eignen, 

ttj  Forisfacere  hat  sich  im  Englischen  to  forfeit  und  im  FranzÖsi- 
ithen  forfaire,  forfait  noch  in  der  gleichen  Bedeutung  des  mittelalterlichen  La- 
kM  erhalten,  für  schaden,  verletzen,  Nachtheil  bringen:  also  facere 
fms,  i.  e.  facere  extra  legem  veljustum. 
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tarn  personis  ecclesiastids  quam  secolaribus,  Templariis  et  Hospitalariis  üb 
tatibus  et  liberis  consuetudinibus  in  f^restis  et  extra,  InWarennis  et  aliis  qi 
prius  babueriüt.  Omnes  autem  istas  consuetudines  predictas  et  Übertat 
quas  concessimus  in  Regno  nostro  tenendas  quantum  ad  nos  pertinet  ei 
nostros,  Omnes  de  regifo  nostro  observent  quantum  ad  se  pertinet  erga  sa 
Pro  hac  igitur  concessione  et  donacione  libertatum  istarum  et  alianim  IIb 
tatum  contentarum  in  majori  Carta  nostra*)  de  aliis  libertatibus,  Archie 
scopi,  Episcopi,  Abbates,  Priores,  Comites,  Barones,  Milites,  libere  tenentes« 
omnes  de  Regnu  nostro  dederunt  nobis  Quintamdecimam  partem  omnii 
mobilium  suorum.  Concessimus  etiam  eisdem  pro  nobis  et  heredibus  nost 
quod  nee  nos  nee  heredes  nostri  aliquid  perquiremus  per  quodjlibertates  m  1 
Carta  contente  infringantur  vel  infirmentur:  Et  si  ab  aliquo  aliqoid  con 
boc  perquisitnm  fuerit  nichil  valeat  et  pro  nullo  habeatur.  Hiis  Testibus  1 
mino  Stephano  Cantuarensi  Archiepiscopo,  £.  Londinensi,  J.  Bathonensi, 
Wintonensi,  H.  Lincolniensi,  R.  Sarrysburiensi,  B.  Roffenensi,  W.  Wigomiei 
J.  Eliensi,  H.  Herefordiensi,  R.  Cicestrie,  W.  Exonensi  Episcopis,  Abb 
Sancti  Edmundi,  Abbate  Sancti  Albani,  Abbate  de  Bellomari**),  Abbate  Sai 
Augastini  Cantuarie,  Abbate  de  Evesbam,  Abbate  de  Westmonasteriensi,  A 
bäte  de  Burgo  Sancti  Petri,  Abbate  de  Radingio,  Abbate  de  Abendonio,  }. 
bäte  de  Maumebiro,  Abbate  de  Winchecumb,  Abbate  de  Ilvda,  Abbate 
Certesio,  Abbate  de  Scribumo,  Abbate  de  Cemio,  Abbate  de  Abbotebii 
Abbate  de  Middeltone,  Abbate  de  Seleby,  Abbate  de  Wyteby,  Abbate 
Cirencistrio,  H.  de  Burgo  Justiciario,  R.  Comite  Cestrensi  et  Lincolniensi,  ' 
Comite  Sarrysburiensi,  W.  Comite  Warennensi,  G.  de  Clario  Comite  Gk 
cestrie  et  Hertford ,  W.  de  Ferrario  Comite  de  Derby,  W.  de  MandeviUio  ( 
mite  Essex,  H.  le  Bigod  Comite  Norfolk,  W.  Comite  Aubermarlie,  IL  Com 
Herefordiensi,  Johanne  Constabulario  Cestrie,  Roberto  de  Ros,  Roberto  filio'W 
teri,  Roberto  de  Veten  Ponte,  Willielmo  Brigwerrie,  Ricardo  de  Munfichet,  Pei 
(ilioHerberti,Mattaeo  filioHerberti,  Willielmo  deAlbiniaco,RobertoGreslio,Regi 
de  Brahus,  Johanne  de  Munemo,  Johanne  fliio  Alani,  Hugone  de  mortuo  rm 
Waltero  de  hello  Campo,  Willio  de  sancto  Johanne,  Petro  de  mala  lacu,  Br 
nio  de  Insula,  Thoma  de  Muletonio,  Ricardo  de  Argentein,  Gaufredo  de  l 
villio,  Willielmo  Mauduit,  Johanne  de  Baalun.  Datum  apud  Westmonasterii 
undecimo  die  Februarii  Anno  Regni  nostri  Nono. 


*)  Dadurch  ut  eben   der  gleichzeitige  allgemeine  grosse  FreiheiUhf 
von  demselben  Tage  bezeichnet,  der  vorher  abgedruckt  ist 

*V  Bellum  oder  Bellum  Mariscum,  Bellum  Maris  ist  der  Hauptort  ( 
der  Insel  Anglesey  (Mona),  schon  seit  der  Verbreitung  des  Benedictiner  -  < 
dem  in  England  durch  ein  Kloster  bekannt. 
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Elitter  und  andere  sowohl  geistliche  als  weltliche  Personen ,  Ritter  der 
r  und  Johanniter-  Orden  innerhalb  der  Forsten  und  ausserhalb  dersel- 
1  den  Gehegen  und  an  anderen  Orten  gehabt  haben.  Aber  alle  diese 
innten  Freiheiten  und  Grewohnheitsrechte,  welche  wir  in  unsrem 
lugestanden  haben  und  uns  gegen  die  Unsrigen  aufrecht  zu  halten  ver- 
ru  soweit  es  uns  anbetrifft,  sollen  auch  von  allen  anderen  aus  unsrem 
beobachtet  und  gegen  die  Ihrigen  aufrecht  erhalten  werden,  soweit  es 
etriflft.  Für  diese  Verwilligung  und  Verleihung  dieser  Freiheiten  und 
leren  Freiheiten,  die  in  unsrem  grösseren  Freiheitsbriefe  enthalten 
iben  die  Erzbischüfe,  Bischöfe,  Aebte,  Prioren,  Grafen,  Barone,  Ritter, 
thnsträger  und  alle  Personen   aus  unsrem  Königreiche  uns  den  funf- 

Theil  aller  ihrer  beweglichen  Habe  gegeben.  Wir  haben  auch  den- 
ftkr  uns  und  für  unsre  Erben  zugestanden,  dass  weder  wir  noch  unsre 
irgend  etwas  durchsetzen  werden,  wodurch  die  in  dieser  Urkunde  ent- 
1  Freiheiten  gebrochen  oder  geschwächt  würdeil.  Und  wenn  von  ir- 
oand  etwas  gegen  diese  Freiheiten  durchgesetzt  sein  sollte,  so  soll  es  nichts 
md  für  null  erachtet  werden.  Als  Zeugen  dieser  Urkunden  sind  der 
rzbischof  Stephan  von  Canterbury,  Bischof  E.  von  London ,  Bischof  J. 
h,  Bischof  P.  von  Winton,  Bischof  H.  von  Lincoln,  Bischof  R.  von 
■y,  Bischof  B.  von  Rochestcr,  Bischof  W.  von  Wigorn,  Bischof  J.  von 
idiof  H.  von  Hereford,  Bischof  R.  von  Cichester,  Bischof  W.  von  Exe- 

Abt  von  St.  Edmund,  der  Abt  von  St.  Albans,  der  Abt  von  Beauma- 

Abt  von  St.  Augustin  zu  Canterbury,  der  Abt  von  Evesham,  der  Abt 
stminster,  der  Abt  von  Pcterborough,  der  Abt  von  Reading,  der  Abt 
ington,  der  Abt  von  Wfnchecumbc,  der  Abt  von  ilythe,  der  Abt  von 
y,  der  Abt  von  Sherbome,  der  Abt  von  Gerne,  der  Abt  von  Abbots- 
ier  Abt  von  Middleton,   der  Abt  von  Seleby,    der  Abt  von  Whiteby, 

von  Cirenchestcr ,  H.  de  Burgh  Oberrichter,  Graf  R.  von  ehester  und 
,  Graf  W.  von  Salisbury,  Graf  W.  von  Warenne,  G.  de  Cläre  Graf  von 
ter  und  Hertford,  W.  de  Ferrary  Graf  von  Derby,  W.  de  Mandeville 
n  Essex,  H.  le  Bigod  Graf  von  Norfolk,  W.  Graf  von  Albemarle,  H. 
n  Hereford,  Johann  Constabtcr  von  Chester,  Robert  vun  Ross,  Robert 
js  Walter,  Robert  von  Oldpount,  Wilhelm  von  Brigwerre,  Richard  von 
et,  Peter  Sohn  des  Herbert,  Matthews  Sohn  des  Herbert,  Wilhelm  von 

Robert  Gresl,  Regino  von  Brahus ,  Johann  von  Monmay,  Johann  der 
>s  Alain,  Hugo  von  Mortimer,  Walter  von  Beauchamp,  Wilhelm  von 
I,  Peter  von  Malalakc,  Briano  de  l'Isle,  Thomas  von  Muleton,  Richard 
;entyne,  Galfried  von  Nevill,  Wilhelm  Mauduit,  Johann  von  Baalun. 
I  zu  Westminster  am  Uten  Februar  im  9ten  Jahre  unsrer  Regierung. 


IW.   Caifirte  eoaJInHifiltoiild  regiB  Henrlcl  Hl« 

XIV.  Die  MarlK  MGCLXV.*) 


HeBrioQsdei  grMla  rex  Aaglie,  DomiBiiftliybernie  et  duK  Aquitaiiie,  OBUiibw 
ieComikato  Eliororacensi^*)  salutem:  Cum  (xropter  hostikm  turliatitineoi  htbi- 
IMB  in  regno  noslro  de  onaniroi  assensu  ei  volunUle  nostra  ei  £dwardi  ttä 
•noftri  pranofenüi,  Prelatonim,  Coaiitiiti,  JUnMumettsooiinttiiUaiisT^BiiMifln 
pro  regni  ipsius  ptee,.pro  cujus  secnriiate  dkivsEdwardus  eiHenrkRi»filiu«&l9ft 
Akmamiie***)  nepos  nosAer  obsides  daii  fuerunt,  eoncorditersH>prowMiaii,  4§M^ 
■qucdarm  ordtnaiio  de  ananinri  assenstt  nostro  prelaionun  Comiium  ^ac  barawai 
.predicieniin  super  nosiro  ei  regni  nostri  statu  Londonü  menae  Juaii  «Mio 
ragni  nostri  quadragnimo  octavof)  facta  inviulabiliter  observefiur:  iinititi- 
iatem  Tsstram  sdre  yolumus,  quod  nos  ordinationeni  ipsam  et  pacam  et  toB- 
qDiUitatcDi  regni  bona  fide  observare  et  in  nnllo  contraveBire  ad  Sancta  di- 
vina  Evangelia  juravimus.  Hoc  adjecto  in  eodem  saeramento  spedalüer  et  es- 
presse,  quod  occasione  factonim  precedcntium  tempore  turbatiotiia  aut  guarae 
preeedentis  neminem  occasionabimus  aut  inculpabimus  de  illia  aut  de  parte 
illoram  quos  tanquam  inimicos  difBdaTimusff) ,  puta  Comites  Leycaitrie  ft 
Glouoestrie  et  alios  »ibi  adherentes  ac  barones  üfe  Cives  noslros  LondonieBias 
et  qainque  portuum,  nee  alicui  de  predictis  dampnum  faciemus  aut  fieri  pio- 
curabimus  nee  per  ballivos  nostros  aliquatenus  fii^ri  permittemus.  Joravimos 
insuper  quod  ea  omnia  que  pro  liberatione  dictonun  filü  nostri  ac  n^poüs 
sunt  provisa  et  sigillo  nostro  sigiUata  quantum  ad  nos  pertinet  inviolabilit^ 
obsenrabirous  et  ab  allis  pro  posse  nostro  faciemus  observari;  volenles  ei  caa- 
sentientes  ezpresse  quod  si  nos  vel  dictus  Edwardus  filius  noster  oonlra  pre- 
dictam  ordinationem,  provisionem  nostram,  seu  juramentum  quod  absii  in  ali- 


V  Der  Abdruck  dUser  Urkunde  ut  nach  Statut,  of  Üi.  R.  l  fg.  31-42 
fimiMM.  Die  Bestätigung  ist  am  W,  Marx  im  49.  Jahre  der  Htgierumg  da 
Königs  Heinrich  HL  auigestellt,  welches  mit  dem  19.  October  IStA  seinmAm- 
fastg  nimmt:  mUhin  fälit  diese  Urkunde  in  das  Jahr  1265.  Sie  üt  tin  um 
so  wichtigeres  Documenta  als  sie  no/ch  der  Beseitigung  des  Kampfes  mit  Si- 
mon Graf  van  Leicester  erfolgt  und  grösstentheils  die  von  demseikm  dm 
Grafschaften  und  Stadtgemeinen  einseitig  zuerkannten  Freiheiten  und  Be- 
rechtigungen genehmigt, 

**J  Diese  Bestätigungsurkunde  umrde  jeder  einzelnen  Grafschaft  über- 
wiesen, wobei  nur  der  Eingangsgruss  wechselt,  der  übrige  Inhalt  völlig  gleich- 
lautend ist.  Der  Abdruck  ist  nach  dem  für  die  Grafschaft  York  bestimmUn 
Exemplare  gemacht:  es  finden  sich  bei  demselben  einige  Abweichungen  aus 
dem  an  die  Grafschaft  Middlesex  gerichteten  Exemplare. 

^*J  Heinrich  war  der  Sohn  des  Herzogs  Richard  von  Camwales  des 
ältesten  Bruders  des  Königs  Heinrich  HL,  der  während  des  sogenannten  In» 
terregnum  1257  zum  deutschen  König  erwählt  wurde  und  1271  verstarb. 

fj  Diese  Einigung  war  also  im  Juni  1264  erfolgt. 

fiy  Diffidare  von  fides  in  der  Bedeutung  der  Lehnstreue,  noch  heute 
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IT*    Bestfttfsunssiirliuiide  de^^  KSulgs 

Helnrleh  lU. 

vom   11.  März    1265. 


leiniidi  Ton  Gottes  Gnaden  König  von  England,  Il«rr  von  Irland  und  H«f- 
lug  fon  Aqoitanien>  erstattet  Allen  aus  der  Grafschaft  York  (—  Middlesex 
«nd  andere  Grafschafts  -  Namen  in  Stelle  Ton  York  in  anderen  Exemplaren 
Heser  Urironde,  die  für  diese  GrafMsbaften  bestimmt  waren  — )  seinen  Gruss. 
p9i  wegen  des  in  unsrem  Königreiche  stattgefundenen  feindseeligen  Aufstan- 
ta,  nl  untrer  einmtkthigen  Zustimmung  und  Willensmeinung,  sowie  unsres 
«KtgeborneB  Sohnes  Eduard,  der  PrMaten,  Grafen,  Barone  und  der  gemei- 
MD  Stinde  unsres  Reiches  *)«  ^^  den  Frieden  in  unscrm  Reiche ,  zu  dessen 
flidwiiitelliing  unser  genannte  Sohn  Eduard  und  Hoinridi  der  Sohn  des  Kö- 
fligs  TOB  Deotscfaland,  unser  Neffe ,  als  Geissei  gegeben  waren,  in  voller  Ein- 
tritt TorgMehen  ist,  dass  die  frfliiere  Landes  -  Ordnung ,  welche  mit  unsrer 
«mMiigen  Zustimmiing  sowie  der  der  vorgenannten  Prälaten,  Grafen  und 
iaffODe  Hber  ansre  und  unsres  Reiches  Verhältnisse  zu  London  im  Monat 
Joni  imsres  acht  und  vierzigsten  Regiemngsjahres  errichtet  ist,  unverletzlich 
tafrecht  erhalten  werden  soll:  so  wollen  wir  dem  ganzen  Reiche  kund  thun, 
dass  wir  diese  Landesordnung  selbst  und  den  Frieden  und  die  Ruhe  des  Rei- 
ches flut  guter  Treue  aufrecht  zu  erhalten  und  ihr  in  keinem  Punkte  entge- 
gen lu  bandeln  auf  die  heiligen  Evangelien  beschworen  haben.  In  diesem  Eide 
■laben  wir  ganz  besonders  und  ausdrücklich  hinzugefügt,  dass  wir  auf  Veran- 
lasisng  der  vorangegangenen  Ereignisse,  in  der  Zeit  der  inncrn  Inruhc  oder 
des  vorangegangenen  Krieges ,  keinen  verfolgen  oder  anschuldigen  werden  aus 
derReihe  jener  oder  ihrer  Parthei,  von  weichen  wir  uns  als  von  Feinden  los- 
gesagt hatten,  nämlich  den  Grafen  von  Leicester  und  Gloucester  und  anderen 
ihrer  Anhänger,  und  Baronen  oder  unsren  Bürgern  von  London  und  den  ftlinf 
Hafen^  und  dass  wir  keinem  von  den  vorgenannten  Nachtheil  zufügen  oder  ge- 
statten werden,  dass  ein  solches  durch  unsre  Baillifs  in  irgend  einer  Weise 
geschehe.  Wir  haben  überdies  beschworen,  dass  wir  alles  das,  was  fttr  die 
Betreiung  unsres  genannten  Sohnes  und  unsres  Neffen  vcrheissen  und  mit 
unsrem  Siegel  besiegelt  ist,  soviel  von  uns  abhängt,  unverletzlich  aufrecht  erhalten 
werden  soU  und  dafür  nach  unsrem  Vermögen  auch  sorgen  werden,  dass  es  von 
anderen  aufrecht  erhalten  werde.  Wir  wollen  und  geben  ausdrücklich  dazu  unsre 
Zastnnmung,dass  wenn  wir  oder  unser  genannte  SohnEduard  gegendie  vorgenannte 
Landesordnung,  gegen  unsre  Verheissung  oder  unsren  Eid,  was  Gott  verhüten 


im  Englischen  als  io  defy,  im  Französischen  difier  gebräuchlich,  bedeutet  sich 
wm  der  Leknstreue  lossagen  (gewöhnlich  durch  förmliche  Absagebriefe),  dann 
9Ü§ewiein  von  sich  stossen,  mit  Verachtung  begegnen,  herausfordern, 

*Ji  Communit€ts  regni  nostri,  d.  h,  nach  dem  heutigen  Englischen  SUmIs- 
rechte  die  Commoners,  lässt  sich  am  verständlichsten  durch  die  gemeinen 
Stände  des  Reichs  iibersetzen,  welche  im  Gegenscdz  der  unmittelbar  van 
der  Erone  abhängigen  grossen  Lehnsträger,  (Grafen,  Barone,  Bischöfe  und 
PrälatenJ  die  mittelbaren  umfasst,  sowohl  die  Ritler,  freien  Landbesitzer  wie 
die  Corporationen  dei'  Städte  und  Flecken  fboroughsj, 

4* 
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quo  venire  seu  pacem  et  tranquillitatem  regni  nostri  turbare  sea  occasione 
ftctonim  precedentium  tempore  turbalionis  ac  guerrc  precedentis  aliquem  de 
predictis  aut  de  parte  predictorum  quos  difRdavimus  occasionare,  seu  alicui  de 
eis  dampnum  facere  aut  fieri  procurare  presumpserimus ,  liceat  omnibus  de 
regno  nostro  contra  nos  insurgere  *)  et  ad  gravamen  nostrum  opem  et  ope- 
ram  dare  juxta  posse.  Ad  quod  ex  presenti  precepto  nostro  omnes  et  singu- 
los  volumus  obligari,  fidelitate  et  homagio  nobis  factis  non  obstantibus.  Iti 
quod  nobis  in  nullo  Intendant,  sed  omnia  que  gravamen  nostrum  respidunt, 
fiidant,  ac  si  in  nullo  nobis  tenerentur,  donec  quod  in  hac  parte  transgres- 
sum  fiierit  seu  commissum  cum  satis&ctione  congrua  in  stalum  debitum  se- 
cundum  predictorum  ordinacionis  et  provisionis  nostre  sue  juramentl  formam 
fuerit  reformatum.  Quo  facto  nobis  sicut  prius  intendentes  existant.  Et  si 
aliquis  de  regno  nostro  contra  predicta  venire,  seu  pacem  et  tranquiltitatem 
regni  nostri  turbare  presumpserit,  seu  nobis  vel  fidwardo  filio  nostro  aut 
alicui  alteri  contra  predicta  vel  aliquod  predictorum  venientibus,  opem,  consi- 
lium,  consensum  vel  auxilium  quoquo  modo  prestiterit,  si  boc  notorium  fuerit, 
aut  de  boc  per  considerationem  consilii  nostri  et  magnatum  terre  nostre  con- 
victus  fuerit;  de  unanimi  assensn  nostro,  Edwardi  filii  nostri,  Gomitum  Biro- 
num  et  communitatis  regni  nostri,  provisum  est  et  statutum,  quod  corpus  ip- 
sius,  si  inventus  foent,  capiatur,  alioquin  a  regno  nostro  utlagetur:  et  sivein- 
ventus  fuerit,  sive  non,  tam  ipse  quam  beredes  sui  in  perpetuum  exheredentar 
ac  de  terris  et  tenementis  ipsorum  flat  prout  de  terris  eorum  qui  de  füonit  **) 
convicti  sunt  secundum  leges  et  consuetudines  regni  nostri  fieri  consuerit. 
Ad  bec  de  unanimi  assensu  et  voluntate  nostra,  £dwardii  filii  nostri,  prdato- 
rum,  Gomitum,  Baronum  et  communitatis  regni  nostri  concorditer  provisum  * 
est,  quod  carte  antique  communium  libertatum  et  forrestae  communitati  regni 
nostri  per  nos  dudum  concesse,  in  quarum  violatores  ad  petitionem  nostnm 
sententia  excommunicationis  dudum  lata  est  et  per  sedem  apostolicam  specia- 
liter  confirmala  necnon  et  omnes  articuli  de  nostro  et  magnatum  terre  nostre 
communi  assensu  dudum  provisi,  quos  nuper  apud  Wigomum  existentes  per 
singuios  Comitatus  sub  sigillo  nostro  transmisimus  inviolabiliter  observentor 
in  perpetuum.  Ad  quorum  observationem  sacramento  ad  Sancta  dei  Ewange- 
lia  prestito,  sponte  nos  obligamus  et  omnes  Justitiarios,  Vicecomites  et  quos* 
cunque  ballivos  de  regno  nostro,  tam  nostros  quam  aliorum,  simili  sacramento 


•y  Das  Jus  insurrectionis  bei  der  Verletzung  des  Grundgesetzes  durch 
den  König  und  seine  Parthei  ist  hier  noch  weit  schärfer  als  in  dem  grossen 
Freiheitshriefe  des  Königs  Johann  bestimmt  worden,  indem  gleichzeitig  das 
Verfahren  genauer  bestimmt  wird,  welches  gegen  diejenigen  beobachtet  wer- 
den soll,  die  mii  oder  ohne  Wissen  des  Königs  die  Rechte  der  Landesverfas- 
sung anztUasten  wagen. 

•V  Felonia  bezeichnet  ursprünglich  dasjenige  Vergehen  des  Lehntträ- 
gers,  durch  welches  sein  JLehn  verwirkt  wird.  Da  nun  das  gesammie  Eng- 
land durch  die  Normannische  Eroberung  in  Lehnsland  verwandelt  war,  so 
fiel  dadurch  auch  jedes  grössere  Vergehen  oder  Verbrechen  in  Bezug  auf  den 
König  cUs  obersten  Lehnsherrn  in  die  Kategorie  der  Fel<mie.  Und  demna^ 
heisst  bis  zu  gegenwärtigem  Augenblicke  in  der  Englischen  Rechtstpraehe 
Fe  long  jedes  Verbrechen,  welches  nach  den  Bestimmungen  des  Ge%ooknheiiS' 
rechts  die  Confiscatian  des  BetUzihums  nach  sich  zieht,  und  w<nwif  nodi 
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möge,  la  handelii  oder  den  Frieden  nnd  die  Rnhe  nnsres  Königreichs  stiren, 
oder  aus  Veranlassung  vorangegangener  Ereignisse,  zur  Zeit  der  inneren  Un- 
ruhe und  des  vorangegangenen  Krieges,  irgend  Jemand  von  den  vorgenannten 
oder  der  Parthei  der  vorgenannten,  von  welchen  wir  uns  losgesagt  hatten,  lu 
verfolgen  oder  irgend  Jemand  von  denselben   einen  Nachthril  zuzufligcn  uns 
herausnehmen  oder  verstatten  sollten,  dass  es  von  anderen  geschehe,   so  soll 
aQen  Personen  unsres  Reiches  gestattet  sein,   sich  gegen  uns  zu  eriieben  und 
zu  unsrer  Bdäsügung  nach  ihrem  Vermögen  thätige  Hülfe  zu  leisten.   Darauf 
wollen  wir  als  nach  unsrem  vorliegenden  Befehl   alle  und  jede  verpflichten» 
ohne  dass  der  uns  geleistete  £id  der  Treue  und  die  Lehnshuldigung  daran 
bioderlich  sein  sollten:  und  zwar  so,  dass  sie  uns  in  keiner  Beziehung  Gehor- 
sam leisten  dürfen,  sondern  alles  was  unsre  Belästigung  bezweckt,  thun  mögen, 
als  woin  sie  uns  zu  keiner  Verpflichtung  verbunden  sein  würden,   so  lange 
bis  das,  worin  auf  unsrer  Seite  eine  Ueberschreitung  oder  ein  Vergehen  vor- 
gekommen sein  sollte,  mit  vollkommener  Genugthuung  in  den  rechtmässigen 
Zustand  nach  dem  Inhalt  der  vorgenannten  Landesordnung  und  unsrer  Ver- 
heissong  oder  unsres  Eides  wiederhergestellt  sein  wird.  Nachdem  dies  gesehe- 
ben, sollen  sie  so  wie  vorher  uns  den  schuldigen  Gehorsam  leisten.  Und  wenn 
Jemand  aus  unsrem  Reiche  denvorgenannten  Satzungen  zuwider  handeln,  oder 
den  Frieden  und  die  Ruhe  unsres  Reiches  zu  stören  sich  herausgenommen  ha- 
ben sollte,  oder  uns  oder  unsrem  Sohne  Eduard  oder  irgend  einem  Anderen, 
der  gegen  die  vorgenannten  Satzungen  oder  eine  derselben  handelte.  Hülfe, 
Ralh,  Zustimmung  oder  Beistand  geleistet  hat,   und   wenn  dieses  öffentlich 
bekannt,   oder  wenn  derselbe  dieser  Schuld  nach  der  Entscheidung  unsrer 
Batfasversammlung  und  der  Magnaten  unsres  Landes  überführt  ist:  so  ist  mit 
uisrer  einmüthigen  Zustimmung,  so  wie  mit  der  unsres  Sohnes  Eduard,   der 
Grauen,  Barone  und  der  gemeinen  Stände  unsres  Reiches  festgesetzt  nnd  be- 
schkMsen,  dass  seine  Person,  wenn  sie  gefunden  wird,  verhallet,  sonst  aber  aus 
Bosrem  Reiche  verbannt  und  ausserhalb  des  Gesetzes  erklärt  werden  soll,  und 
ferner  dass,  mag  er  gefunden  sein  oder  nicht,  er  sowohl  selbst  wie  seine  Erbe 
für  iinnier  seines  Erbes  verlustig  gehen,  und  mit  seinen  Ländern  und  Lehen 
gehalten  werden  soll,  wie  es  nach  den  Gesetzen  und  Gewohnheitsrcfchten  un- 
sres Reiches  bei  denjenigen  zu  geschehen  pflegt,  welche  der  Felonie  überfUhrt 
sind.    Ueberdies  ist  mit  unsrer  einmüthigen  Zustimmung  und  Willensentschlies- 
sung, so  wie  mit  der  unsres  Sohnes  Eduard,  der  Prälaten,  Grafen,  Barone 
und  der  gemeinen  Stände  unsres  Reichs  einträchtig  festgesetzt,  dass  die  alten 
Freiheitsbriefe  über  die  gemeinschaftlichen  Freiheiten  und  das  Forstwesen,  die 
den  gemeinen  Ständen   unsres   Reichs  durch   uns  längst  verwilligt  sind,   und 
gegen  deren  Verletzer  auf  unser  Verlangen  die  Strafe  der  Excommunication 
längst  verhängt  und  durch  den  Apostolischen  Stuhl  ganz  besonders  bestätigt 
ist,  sowie  auch  alle  Artikel,  die  aus  unsrer  und  der  Magnaten  unsres  Landes 
gemeinschaftlichen  Zusammenstimmung  schon  lange  festgesetzt  sind  und  die 
wir  neulich   aus  unsrem  Aufenthalte  von  Wigom    durch  die  einzelnen  Graf- 
H-haften  unter  unsrem  Siegel  versandt  haben,  unverletzlich  für  immer  aufrecht 
frbalten  werden  sollen.    Nachdem  zur  Aufrerhthaltung  derselben  ein  Eid  auf 
die  heiligen  Evangelien  Gottes  geleistet  ist,  verpflichten  wir  freiwillig  uns  und 
wollen  auch  alle  Richter, 'Sherifls  und  alle  und  jedeBaillifs  aus  unsrem  Reidie 
^wohl  die   unsrigen  als  die  anderer  Grossen  durch  eine   ähnliche  Eideslei- 

■ 
n§ek  besonderen  Gesetzen  die  Todesstrafe^  festgesetzt  ist,  überhaupt  jedes  Ca- 
fHül-Yerbreehen. 
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▼oliimus  obligari.  Ita  quod  nuUas  teneaUir  alkui  ballm>  obedire  donec  Sacra- 
mentum  presUterit.  *) 

Et  ü  quis  conlra  cartas  ipsas  vel  articuios  predictos  in  aliquo  venire 
-presumpserit  preter  peijurü  reatum  et  excommunicationis  scntentiam  qua  in- 
ciirret,  per  considerationem  Curie  nostre  graviter  puniatur;  salvo  in  premissis 
perut  decct  privilegio  clcricali. 

£t  quia  volumus  quod  hec  omnia  (irmiter  et  inTiolabiliter  obserrentur, 
universitär  vestrac  injungendo  ac  percipicndo  mandamus,  quatinas  vos  omnes 
et  singuli  prcdicla  omnia  et  singula  sicut  supcrius  scripta  sunt  faciatis,  tenea- 
lis  et  invioIal)iIiter  obscrvetis  et  ad  ea  omnia  facienda  tenenda  et  observanda 
ad  Sancta  dei  Ewangelia  sacramento  corporaliter  prestito  ad  invicem  vos 
obligetis.  In  cujus  rei  testimonium  cartas  et  ordinationes  predictas  cum  pre- 
sentibus  litleris  patcntibus  vobis  sub  sigillo  nostro  transmittimus  in  Gomitatun 
nostnim  swh  custodia  ßdedignorum  ad  hoc  elcctorum  ad  rei  memoriam  salvo 
custodiendas  contra  quas  nequis  .ignorantiam  pretcndcrc  possit  in  futurum  ad 
minus  bis  in  anno  in  pleno  Gomitatu  ipsas  precipimus  publicari**).  Ita  quod 
fiat  prima  publicatio  in  proximo  Gomitatu  post*  instans  fcstum  Paschae,  se- 
cunda  vero  flat  in  proximo  Gomitatu  post  festum  äancti  Michaelis,  ei  sie  de- 
inceps  fiat  annuatim. 

Volumus  insuper  quod  salvis  omnibus  supradictis^omnes  alie  ordinatio- 
nes et  articuli  per  nos  et  consilium  nostrum  bactenns  provisi**^  qui  potemnt 
ad  honorem  Oei  et  ccdesie,  fidem  noslram  et  regni  nostri  commodnm  obser- 
vari,  inviolabiliter  observentur  et  teneantur.  t't  tutem  premissa  omnia  et 
singula  firma  maneant  et  inconcussa,  reverendi  patres  Episcopi  per  regnom 
Gonstituti  ad  instanciam  noslram  scntentiam  excommunicacionis  fiilmininrntf) 
in  omnes  illos  qui  contra  premissa  vel  aliquod  premissorum  sdenter  venerint 
aut  venire  temptaverint  cum  effectu,  qnorum  Jurisdiction!  seo  cohercitiotii 
spontanea  voluntate  quantum  ad  premissa  nos  submittimus,  privilegiis  nostris 
omnibus  impetratis  aut  impetrandis  seu  proprio  motu  Domini  Pape  nobis 
concessis  aut  imposterum  concedendis  in  hoc  pure  renunciantes  proat  in  Kt- 
teris  super  hoc  confectis  pcnes  dictos  prclator  residentibus  plenius  oontinetor. 
In  cujus  rei  testimonium  has  litteras  nostras  fieri  fecimus  patentes.  Datnm 
apud  Westmonasterium  XIV.  die  Martii  anno  regni  nostn  quadragesimo  nono. 

V  Der  König  verpflichtet  sieh  demnach,  selhH  den  Fortgang  der  lau- 
fenden Verwaltungsgeichäße  atifxuhalten,  bis  dass  alle  Verwaltung$beamie  dU 
neuen  Capitulationspunkte  beschworen  haben,  welche  die  bisher  ausgedehntere 
königliche  Gewalt  in  engere  Schranken  einweisen. 

•V  Durch  diese  jetzt  erst  regelmässig  eingeführte  jährliche  Publicatian 
der  Gnindgesetze  der  Verfassung  in  den  GrafschafXsversammlnngen  oder 
Grafschaftsgeriehten  icurde  das  Selbstbetcusstsein  des  Englischen  Volks  über 
seine  Rechte  und  Verpflichtungen  wach  gehalten,  und  dadurch  gleichzeitig  das 
VerhäUniss  zwischen  den  einzelnen  Ständen  unter  einander  mehr  gegliedert 
und  befestigt, 

***J  Der  weitere  Inhalt  dieser  Stelle  macht  es  unzweifelhaft,  dass  hier 
unier  Consilium  das  Parlament  in  seiner  damals  noch  so  iremg  bestimm- 
ten Form  und  nicht  der  besondere  geheime  Rath  des  Königs  zu  verstehen  ist. 
Consilium  kommt  in  dieser  Bedeulut^g  aber  häufiger  vor. 

y  Der  Bannstrahl   der  Bischöfe  bezeugt  nur  den    wieder  gestiegenen  ■ 
Einflnss  und  die  Theilnahme   der  Bischöfe  an  dieser  neuen  Bestätigung  der 
allgemeinen  Lan d ex f reihe itrn:  denn  dir  instancia  ist  keine  freiwillige,  sondern 
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stoBg  ?erpflichten:  so  dass  Niemand  verpflichtet  sein  soll  irgend  einem  Baillif 
Folge  xQ  leisten,  bis  dass  derselbe  diesen  Eid  geleistcl  haL 

Und  wenn  Jemand  gegen  diese  Freiheitsbriefe  selbst  oder  gegen   die 
rorgenannten  Artikel  in  irgend  einem  Punkte  aufzutreten  sich  vermessen  hat, 
so  soll  er,  ausser  dass  er  in  die  Anschuldigimg  des  Meineids   und  die  Strafe 
der  Excommunication  verfallen  ^ird,   nach  der  Entscheidung  unsres  Ilofes 
hart  bestraft  werden,  jedoch  ohne  dass  in  den  vorangeschickten  Fällen  das 
den  geistlichen  Stande  eigene  Privilegium  angetastet  vvird,  wie  es  sich  gebührt. 
Und  weil  wir  wollen,  dass  alle  diese  Satzimgen  fest  und   unverletzlich 
aufrecht  erhalten  werden  sollen,  so  überlassen  wir  es  eurer  ständischen  Ge- 
sammtheit  dafür  zu  sorgen  und  zu  wachen,  wie  ihr  alle  und  einzeln  alle  vor- 
genannten Salzungen  und  jede  einzelne,  wie  sie  oben  verzeichnet  sind,  erfüllt, 
beobachtet  nnd  unverletzlich  aufrecht  erhaltet,   und   wie  ihr  zur  Erillllung, 
Beabacfatnng  und  Aufrechterhaltung  aller  dieser  Satzungen   euch   gegenseitig 
durch  einen  körperlich   auf  die  heiligen  Evangelien  Gottes   abgelegten  Eid 
verpflichtet.    Zum  Zeugiiiss  für  diese  Handlung  haben  wir  die  vorgenannten 
Freibeitsbriefe  und  Landesordnungen  euch  mit  dem   gegenwärtigen   oflcnen 
Ausschreiben  unter  unsreiA  Siegel  in   unsere  Grafschaft   übersandt,  um   sie 
daselbst  unter  der  Obhut  treuer,  würdiger  und  dazu  erwählter  Männer  zum 
bleibenden  Andenken  ungefährdet  zu  bewahren,  und  damit  gegen  dieselben 
Niemand  in  Zukunft  seine  ünkunde  vorschützen  kann,   so  befehlen  wir  dass 
dieselben  wenigstens  zweimal   im  Jahre  in  voller  Grafschafts- Versammlung 
bekannt  gemacht  werden:  so  dass  die  erste  Bekanntmachung  in  der  nächsten 
Gralschafts-Yersammlung  Utich  dem  bevorstehenden  Osterfeste,  die  zweite  aber 
m  der  nächsten  Gra&chafts- Versammlung  nach  dem  Festtage  des  heiligen 
Ifidiael  erfolgen  soll,  und  so  soll  sie  nach  der  Reihe  jährlich  stattflnden. 

Wir  wollen  überdies,  dass  mit  der  ungefährdeten  Erhaltung  aller  oben- 
goamiten  Freiheitsbriefe,  alle  anderen  Anordnungen  und  Artikel,  die  durch 
ans  und  nnsre  Rathsversammlung  (Parlament)  bis  jetzt  festgesetzt  sind,  und 
«eldie  ziir  Ehre  Gottes  und  der  Kirche,  zur  Treue  gegen  uns  und  zum  Vor- 
Ibeie  nnsres  Reichs  aufrecht  erhalten  werden  können,  unverletzt  beobachtet 
nnd  gehalten  werden  sollen.    Damit  aber  alle  vorausgeschickte  Satzungen  und 
jede  einzelne  fest  und  unerschüttert  bleiben,   haben   die   ehrwürdigen  Väter 
,  Bischöfe,  welche  innerhalb  unsers  Reiches  eingesetzt  sind,  auf  unsem  dringen- 
den Wunsch  den  Rannfluch  gegen  alle  diejenigen  geschleudert,  welche  gegen 
die  vorausgeschickten  Satzungen  oder  gegen  eine  derselben  wissentlich  gehan- 
delt oder  zn  handeln  versucht  haben,  mit  der  Wirkung,   dass  wir  uns  ihrer 
Gerichtsbarkeit  oder  ihrer  /^^ angsgewalt  aus  freier  Willensentschliessung,  so- 
weit es  die  vorausgeschickten  Satzungen  bctrifl\,  unterwerfen,  indem  wir  auf 
alle  unsre  erlangten  oder   noch   zu    erlangenden   Privilegien,   die  aus  freier 
Bewegung  des  Herrn  Papstes  uns  zugestanden  sind  oder  in  Zukunft  zugestan- 
den werden  sollten,  dabei  vollständig  N'erzicht  leisten,  sowie  es  in   den  Ur- 
kunden, die  darüber  ausgestellt  und  l)ei  den  genannten  Prälaten  niedergelegt 
sind,    vollständiger  enthalten  ist.     Zur  Bekräftigung  dieses  Actes  haben  wir 
diesen  unsem  offenen  Bri«'f  ausstellen   lassen.    Gegeben  zu  Westminster   am 
II  März  in  dem  neunnnd\iorzigsten  Jahre  nnsrer  Regierung  U^'>). 


Aen  eine  von  der  yehtlichen  Geicalt  capUttiatiimsiceise  aufyedningfne»  die  un- 
kr  der  milderen  Form  einer  eigenen  BiUe  dem  Könige  abgew'Ukigl  ist. 
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Von  den  beiden  grossen  Freiheitsbriefen  aus  der  Begiernngszeit 
des  Königs  Eduard  I.,  welcher  nicht  weniger  geldbedürftig  war  und 
fast  eben  so  willkiJhrKch  als  sein  Vater  Heinrich  III.  Anfordeningen 
an  die  verschiedenen  Stände  gegen  die  beschworenen  Grundges^ie 
des  Staates  machte,  enthält  der  erste  noch  lateinisch  in  der  alten 
Staatssprache  die  Bestätigung  der  grossen  Freiheitsbriefe  seiner  beiden 
unmittelbaren  Vorgänger  auf  dem  Throne,  und  namentlich  den  wört- 
lichen Inhalt  der  voriier  gedruckten  aus  dem  J.  1225,  mit  dem 
Zusätze  dass  von  den  weltlichen  Vasallen  abermals  ein  beträchtliches 
Geldopfer  gebracht  ist,  dass  die  eingeräumten  Freiheiten  nunmelir 
für  alle  Zeiten,  unverkürzt  aufrecht  erhalten,  und  dies  ohne  Venoge« 
rang  in  London  (und  so  auch  [in  andern  Orten,  wohin  die  Bestati- 
gungsurkunde' geschickt  wurde)  bekannt  gemacht  werden  solle.   Der 


T»    Jüasiia  carta  regte  Edwardl  I» 

XII.  Die  Octobris  A.  D.  MCCXCVH.  *) 

Edwardus  dei  gratia  Rex  Anglie,  Dominus  üibernie  et  Dux  Aquitanie,  Om- 
nibus ad  quos  presentes  litterae  pervenerint,  Salutem.  Inspeximus  magnam^ 
cartam  domini  11.  quondam  Regis  Anglie  patris  nostri  de  libertatibus  An^ie 
in  hec  verba:  Henricus  dei  gratia  Rex  Anglie,  Dominus  Ilibemie,  Duz  Not« 
minnie  e.  q.  s. 

Nun  folgt  vollständig  der  wörtliche  Text  der  magna  dharta 
des  Königs  Heinrich  III.  aus  dem  J.  1225,  die  unter  Nr.  II.  gednicB 
ist,  und  darauf  nachstehende  Schlussversicherung  von  Seiten  des  Kö- 
nigs Eduard  I. 

Nos  autem  donationes  et  cuncessiones  predictas  ratas  habentes  etgratas  * 
cas  pro  nobis  et  heredibus  nostris  concedimus  et  confirmamus,  easque  tenore 
presencium  innovamus.  Volcntcs  et  concedentes  pro  nobis  et  heredibus  do-* 
stris,  quod  Carla  predicta  in  omnibus  et  singulis  suis  articulis  imperpetuum 
firmiter  et  inviolabiliter  observetnr,  etiam  si  aliqui  articuli  in  eadem  carta 
content!  hucusque  forsitan  non  fuerint  observati**).  In  cujus  rei  testimonium 
has  litteras  nostras  fieri  fecimus  patentes.  Teste  £dwardo  Glio  nostro  apad 
Westmonastcrium  duodecimo  die  Octobris  anno  regni  nostri  Vicesimo  Quinta.  . 


«  I 


V  Abgedruckt  aus  den  Statutes  of  the  Realm  L  pg.  32—36  ir o  ein  Fae*  jj 
simile  eines  Theils  der  Originalurkunde  und  d^s  angehefteten  PergamenUirti-  ' 
fens  mit  dem  Puhlieations- Mandat  beigefügt  ist.  Das  Document  ist  va»  ' 
12.  October  aus  dem  ßnf  und  zwanzigsten  Regierungsjahre  des  Königs  1 
Eduard  L  datirt,  welches  auf  den  20.  November  1296  bis  20.  Novemher  1297  * 
fälU. 

**J  Diese  Formel,  dass  neben  der  Bestätigung  der  älteren  Freiheiiibfufh 
also  der  allgemtinen  Landesfreiheiten  auch  die  in  denselben  enihaUenim  wi4  - 
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X weite  Frahettsbrief  ist  in  Form  eines  königlidien  Patentes  aus 
demselben  Jahre  nur  wenige  Tage  später  in  Französischer  Sprache 
lerabbsst,  welche  sich  bis  auf  König  Eduard  III.  in  allen  Staats- 
Docomeoten  regelmässig  erhielt  und  dann  nur  noch  in  wenigen  Aus- 
ihiickea  für  das  Yerhältniss  der  königlichen  Gewalt  zu  den  Parlaments- 
beacUossen  bei  ihrer  Bestätigung  oder  Verwerfung  auch  bis  auf  die 
neueste  Zeit  bewahrt  ist.  Er  gewährt  eine  neue  Anerkennung  der 
anter  Heinrich  IL  erlangten  allgemeinen  und  besondern  Freiheiten,  aber 
aiidi  lugldch  die  aufgenöthigte  Erklärung,  k^ine  Auflagen  und  Steuern 
mden  ab  zum  gemeinschafUichen  Wohle  des  Reiches  zu  erheben, 
aber  aQch  diese  nicht  anders  als  mit  allgemeiner  Zustimmung 
aller  Stände  des  Reichs  zu  verlangen. 


W.   GroMer  Freilieltobrlef  den  KSnlss 

Eduard  I. 

vom  12.  October  1297. 

Eduard  von  Gottes  Gnaden  König  von  England,  Herr  Ton  Irland  und 
Hoiog  Ton  Aqpiitanien  erstattet  Allen,  zu  welchen  gegenwärtige  Urkunde  ge- 
hngen  sollte,  seinen  Gniss.  Wir  haben  den  grossen  Freiheitsbrief  des  Herrn 
bkiridi,  vonnaligen  Königs  von  England  unsres  Vaters  über  die  Freiheiten 
fagjandiii  gesehen,  welcher  folgendermassen  lautet :  Heinrich  von  Gottes  Gna- 
den König  von  England  u.  s.  w. 

(Nun  folgt  der  vollständige  Freiheitsbrief,  der  S.  25—32  bereits 

fatscli  äbersetzt  ist,  und  darauf  kommt  nachstehender  Schluss): 

Wir  aber  verwilligen  und  bestätigen  diese  vorgenannten  Verleihungen 
ttd  Zugeständnisse,  dass  dieselben  ftir  uns  und  unsere  Erben  gültig 
and  gm  bleiben  sollen,  und  erneuern  dieselben  durch  den  Inhalt  gegenwärti- 
ger Cfkonde.  Wir  wollen  und  gestehen  zu  für  uns  und  unsre  Erben,  dass 
der  vorgenannte  Freiheitsbrief  in  allen  und  seinen  einzelnen  Artikeln  fort- 
dnemd  fest  und  unverletzlich  beobachtet  werde,  selbst  wenn  einige  Artikel, 
Ae  in  diesem  Freiheitsbriefe  enthalten  sind,  bisher  durch  Zufall  nicht  beob- 
achtel  gewesen  sein  sollten.  Zum  Zeugniss  für  diese  Handlung  haben  wir 
dieses  unser  offenes  Ausschreiben  erlassen.  Dies  bezeugt  auch  Eduard  unser 
Sohn.  Gegeben  zu  Westminster  am  12.  October  in  unserem  fünfundzwan- 
Regierungsjahre  (1297). 


i^w^^^^F* 


mefU  becbiuhteten  Rechte  fernerhin  genau  beobachtet  werden  sollen, 
mmr  Aireft  die  letzten  Regierungsjahre  Heinrichs  IIL  und  die  bisherige  Re- 
gkfmng  Sdmards  i.  veranlasst,  da  melfaclie  Beschwerden  einzelner  Stände 
mti  Corporationen,  gestützt  auf  die  Berechtigung  durch  die  grossen  Preiheits- 
kHefe,  mehi  selten  sowohl  von  Heinrich  HI.  als  auch  von  Eduard  L  zurück- 
pmkstn  waren,  weil  die  verlangten  Rechte  bisher  nicht  in  Gebrauch  gewe- 
mti,4,  h.  also  weil  ne  bis  dahin  den  Grundgesetzen  zuwider  von  der  könig- 
Mffii  Gewalt  unbeachtet  gMieben  waren. 
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Auf  dem  in  den  Archiyen  der  Stadt  London  befindlichmi  Ori- 
ginal-Exemplare dieser  magna  Charta  befindet  sich  noch  eki  Perga- 
roentstreifen   angeheftet ,   der    nadistehende  PubUcations  -  Urfcoirie 

enthält: 

Edwardus  dei  gritia  Rex  Anglie,  Dominus  Uiberaie  ei  DuxAijaitame^  Yh 
eecomitibufi  Londonensibus*)  Salutem.  Quia  in  relevadonein  onmiumlnoolanim 
et  populi  Regni  nostri  pro  nona  nobis  a  laicis  deRegno  nostro  in  subsidium  de- 
fensioniscjusdemRegni  concessa**),  concessimus  et  conGrmavimus  pro  nobis  et 
heredibus  nostris  magnam  cartam  de  libertatibus Anglie,  eamque  innoraviBUB» 
Tolentes  et  eoncedenles,  quod  carta  iRa  in  omnibus  et  singalis  suis  arücaÜi 
Qmiiter  et  inviolabiliter  obscrretur,  vobis  precipimus  quod  eartam  predktMi 
in  Civitaie  predieta  sine  dilatione  puppUcari  et  eam  in  omnibus  et  singulis 
suis  arttculis  quantum  in  vobis  est  obsenari  faciatis  Grmiter  et  teneri.  Teste 
Edwardo  fllio  nostro  apud  Westmonasterium  duodecimo  die  Octobris,  anno 
regni  nostri  viccsimo  quinto. 


1^1.   Carta  conflnnallonto  regis  Edirardl  M. 

V.  Die  Novembr.  A.  D.  MCCXCVU.***) 

Edward  par  la  grace  de  dien  Roi  Dengleterre  Seygnem*  Dirlande  et  Duos 
Daquitaine  a  toutz  ccux  qui  cestes  presentes  lettrcs  verrount  ou  onronnt  sft> 
lutz.    Sachiez;  nous  al  honeur  de  dieu  e  de  seinte  eglise  e  a  profist  de  toel 
notre  Roiaume  avoir  graunte,  pur  nous  e  pur  nos  heyrs,  ke  la  graunt  chartre 
des  fraunehises  e  la  chartre  de  la  foreste,  les  qucles  flterent  faites  par  comniaB 
asent  de  tout  le  Roiaume  en  le  tcmps  le  Rui  Henry  notre  Pere,  soient  tenves     ' 
en  touz  leur  polntz  saunz  nul  blemissement.     Et  voIums  ke  meumei  ceks   <• 
chartres  desouz  notre  seal  soient  envieez  a  nos  Justices  ausi  bien  de  la  fioMt    . 
eiime  as  autres,  £  a  touz  les  viscountes  des  counteez,  £  a  toutz  nos  antres  A 
llinistres,  e  a  toutcs  noe  Cyteez  parmy  la  terre,  cnsemblement  oue  noz  bicfii^    ^ 
en  les  quieux  serra  countenu  kil  facent  les  avauntdites  chartres  pupÜer,  e  ke  fl  ^ 
focent  dire  au  pueple  kc  nous  les  avuns  grauntecs,  de  tenir  les  en  touti  kar  >^ 

y  Sowie  dieses  Bekanntmachungs-Mandat  an  die  Sheriffe  wm  Londm  \^ 
gerichtet  war,  so  wurden  an  die  einzelnen  Grafschaften  und  Städte  ähnUcht  77. 
mit  der  Bestätigungsurkunde  des  FreiJieitsbriefes  gesandt.  «. 

•V  J^ona.    Bei   den   verschiedenen   Bestätigungsacten    von  SeO^  4tf 
Könige,  war  auch  eine  verschiedenartige  Geldabgabe  gefordert,  mewM  McM  L 
immer,  da  sie  sich  nach  den   augenblicklichen  Verhältnissen  richtetet  tMß  f 
der  Geldverlegenheit  der  Könige  und  der  vorangegangenen  Kriege,  theitsieri 
luu0  als  mehr  oder  minder  siegenden  Autorität,  so  dose  in  einigen 
auch  die  Bestätigung  ohne  alles  Geldopfer  erfolgte.  Die  Geldabgabe 
aus  denselben  Gründen  zwischen  dem  Zwanzigsteln  Theile  und  dem  fiotiirfUfl^ 
Tbeile  aller  beweglieheti  Habe,  wurde  auch  in  den  einzelnen  Fällen  niM  '^^ 


ten  verschiedenartig  bestimmt,  z.  B,  im  Jahre  1295  von  den  Baronen  utidKi\ 
tem  ein  Eilflheil,  von  den  Geistliclken  ein  Zehntheil,  von  den  Bewohnern  tet 
Städte  ein  Siebentheil;  in  dem  genannten  Jahre  1297  von  den  GeisUidm^ 
Nichts  und  nur  von  den  weltlichen  Personen  der  neunte  Iheü;  im  Jahre 
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(Die  Worte  der  Publicattonsurkande  auf  dem  Pergamentstreifen  laulen 
in  der  Uebersetzung) : 

Edaard  Ton  Gottes  Gnaden  König  von  England ,  Herr  von  Irland  und 
Herzog  von  Aquitanien  erstattet  den  Shcrifls  von  London  seinen  Gruss.  Da 
wir  zur  Erhebung  aller  Bewohner  und  des  Volks  in  unsrcm  Königreiche,  für 
den  uns  von  den  weltlichen  Personen  unsrcs  Reiches  zur  Unterstützung  der 
VertheidignDg  desselben  Reiches  zugestandenen  neunten  Theil  ihres  bewegli- 
dien  Vermögens,  den  grossen  Freiheitsbrief  über  die  Freiheiten  Englands  für 
ans  und  unsre  Erben  vcrwilligt  und  bestätigt  und  dieselben  erneuert  haben, 
90  woDen  wir  und  verwilligen  wir,  dass  jener  Freiheitsbrief  in  allen  und  sei- 
nen «meinen  Artikeln  fest  und  unverletzlich  beobachtet  werden  soll,  und  be- 
iielileii  euch,  dass  ihr  den  vorgenannten  Frethcitsbrief  in  der  vorgenannten 
SUdt  ohne  Aufschub  bekannt  machen  und  denselben  in  allen  und  in  seinen 
eboelnen  Artikeln,  wieviel  an  euch  liegt,  beobachten  und  fest  aufrecht  erhal- 
ten lisset  Das  bezeugt  auch  Eduard  unser  Sohn.  Gegeben  zu  \N'estminster 
am  12.  October  in  unserm  fünfundzwanzigsten  Regierungsjahre. 


VI.  BestfttlsiinssnrliiindedesKSiiissEduardl.^ 
Evgleldhfiber  die  allgemeine  Verwilllsiiug  von 

Auflagen^ 

vom  5.  November  1297. 

Bduard  durch  die  Gnade  Gottes  König  von  England,  Herr  von  Irland  und 
Henog  von  Aquitanien  erstattet  allen  denjenigen,  die  diese  gegenwärtige  Ur- 
bmde  sdien  oder  hören  werden,  seinen  Gruss.  Ihr  sollt  wissen,  dass  wir  zur 
Ehre  Gottes  und  der  heiligen  Kirche  und  zum  Nutzen  unsres  ganzen  Rei- 
dies  gewährt  haben  Air  uns  und  unsre  Erben,  dass  der  grosse  Frei- 
kdtsbrief  der  Freiheiten  und  der  Freiheitsbrief  über  das  Forstwesen,  welche 
feaacfat  waren  mit  allgemeiner  Zustimmung  des  ganzen  Reiches  zur  Zeit  des 
looigs  Heinrich  unsres  Vaters,  in  allen  ihren  Punkten  ohne  irgend  eine  Ver- 
ringeniiig  aufrecht  erhalten  werden  sollen.  Und  wir  wollen ,  dass  dieselben 
Freäieitsbriefe  unter  unserm  Siegel  an  unsre  Richter  gesandt  werden  sollen, 
eben  so  die  Über  das  Forstwesen  wie  die  andern,  und  auch  an  alle  Sherifie 
der  GraÜMiiaften  und  auch  an  alle  unsre  andere  Beamte  und  an  alle  unsre 
Slidte  in  unsrcm  Lande,  zusammen  mit  unsern  Verordnungen,  in  welchen  ent- 
bahensein  wird,  dass  sie  die  vorhergenannten  Freiheitsbriefe  bekannt  machen  las- 
ira  und  dass  sie  dem  Volke  sagen  sollen,  dass  wir  gewährt  haben  diese  Frei- 


den  Baronen  gar  Nichts,  von  den  Rittern  zwei  Fünfzehntheile,  von  den 
iewoknem  der  Städte  drei  Fünf  zehntheile;  vgl  Liebe  d,  Anfänge  d.  Engl, 
ferf.  in  Sehmidfs  ZeUschriß  f  Gesch.  Jahrg.  1846.  Bd.  VI.  S.  252. 

••V  IH«e  Urkunde  ist  aus  den  Statutes  of  th.  R.  l.  pg.  37  abgedruckt. 
Bat  Daium  ßlt    auch  noch  in  das  Jahr  1297,   da  das  fünf  und  zwanzigste 
Mefierungsjahr  des  Königs  sich  erst  15  Tage  nach  dem  5.  Nm^ember  endigt. 
Schubert,  VerfassunKsorkundeii.  5 
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pointz,  E  a  dos  Justices  Viscountes  e  Maires*),  e  autres  Ministres  qui  la  loy  de 
la  terre  desoutz  nous  c  par  nous  ount  a  guier,  meismes  Ics  Chartres  en  toutz 
lur  pointz  en  pledz  devaunt  eaux,  e  en  Jugementz,  Ics  faccnt  alower,  Cest  a 
savoir  la  grauntCbartre  des  fraunchises  cume  ioi  commune,  E  la  chartre  de  la 
forest,  solunc  lasise  de  la  forest,  al  amenüement  de  notre  pucple.  £  voloms 
ke  si  nuls  jugementz  Mient  donez  desore  mes**)»  encountre  Ics  pointz  dei 
chartres  avauntdites,  par  Justices  e  par  nos  autres  Ministres,  qui  countre  les 
pointz  des  chartres  tienent  pledz  devaunt  eaux ,  soient  defez,  e  pur  nyent 
tenuz. 

£  folums  que  meismes  celes  chartres  des  outz  notre  seal  soient  envieei 
as  eglises  cathedrales  parmi  notre  Roiaume  e  la  demoergent,  et  soient  deos 
fiez  par  an  lues  devaunt  le  poeple.'**)  E  ke  Arceeveesqucs  Evesques  doin- 
gnent  sentenccs  de  graunt  escunmcngue,  countre  touz  ceaux  qui  countre  les 
avauntdites  chartres  vendrount  ou  cn  fait  ou  en  aydc,  ou  en  counsal,  ou  not 
poynt  enfreindrent  ou  encountre  vendrount  Et  ke  celes  sentences  soient  de- 
nunciez  e  publiez  deuz  foyz  per  an  par  les  avauntditz  Prelats.  E  si  meismes 
les  Prelats  Evesquez  ou  nul  deux  soient  necgligentz,  a  la  denunciaciun  sns- 
dite  faire,  par  les  Arceevesques  de  Caunterbire  et  de  Euerwyk,t)  q^i  P'**^ 
temps  serrount,  sicume  coTyenf  soient  repris  e  destreintz  a  meismes  celc  de- 
nunciacun  hre  cn  la  fourme  avauntditc. 

E  pur  coe  ke  aukuns  gentz  de  notre  Roiaume  se  doutent  que  les  aides 
e  les  misc^  lesqueles  il  nous  unt  faitz  avaunt  ces  houres  pur  nos  gaerres,  e 
autres  busoignes,  de  leur  graunt  e  de  Icur  bone  volente,  en  qude  manere 
que  fez  soient,  peussent  toumer  en  servage  a  eux,  e  a  leur  heyrs,  par  coe  quil 
serroient  autrefoytz  trovez  en  Roulle,  e  ausint  Prises  que  unt  este  faites 
par  my  le  Roiaume  par  nos  ministres  en  nostre  noun:  avuns  dites  graunte 
pur  nous  et  pur  nos  heyrs  que  mes  teles  aydes  mises  ne  prises  ne  trerroms 
a  coustumeff)  par  nule  chose  que  soit  fayte,  ou  ke  par  Roulle  ou  en  autre 


V  Maire,  Majeur,  ?uit  toie  das  heutige  Englische  Mayer  denselben 
Ursprung  vom  IcU,  Major,  und  bezeichnet  bei  den  Franzosen  wie  bei  den 
Engländern  den  Ersten  oder  den  Vorsteher  in  der  Verwaltungs-Obrigkeit  der 
Städte  und  Flecken. 

•V  Desore  mes  für  desormais,  künßighin. 
••V  Deus  fiez  =  deux  fois;  das  x  wird  im  alten  Französischen  durch  s 
oder  sse  ausgedrückt.    Ob  die  Vorlesung  der  fernerhin  in  den  Archiven  der 
Domkirchen  außewahrten  Freiheitsbriefe  in  den  Kirchen  selbst  stattfinden 
soll,  ist  zwar  nicht  ausdrücklich  gesagt,  scheint  aber  schon  dadurch  bezeich- 
net zu  sein,  dass  unmittelbar  darauf  die  höchsten  kirchlichen  Strafen  gegen 
die  Verletzer  der  Freiheitsbriefe  ausgesprochen  werden.    Dadurch  wird  die 
Vorlesung  eines  Documentest  eines  Vertrags  oder  Gesetzes,  dessen  Bruch  im* 
mittelbar  eine  so  bedeutende  kirchliche  Strafe  nach  sich  ziehen  soU,  sdbsi  ein 
kirchlicher  Act,    Es  beweist   dies  aber  die  gleichzeitige  sehr  einßussreiche 
Einwirkung  des  hohen  Clerus  auf  diese  erneuerte  Bestätigung  der  Landesfrei- 
heilen  und  seine  damals  siegreiche  Stellung,  die  auch  bereits  dadurch  bekundet 
ist,  dass  der  Clerus  bei  der  allgemeinen  Beisteuer  ßr  die'ßestätigung  der  Frei" 
heilen  im  October  1297  ganz  unbetheüigt  bleibt,  vgl  S.  54. 

ij  Euer  Wyk.  Das  Gebiet  von  York  hiess  bei  den  Römern  nach  der 
dort  wohnenden  Völkerschafl  ager  Eboracensis,  bei  deti  Angeln  und  Sack- 
sen  als  Grafschaft Evemis-Scyre,  Effroi-Scyre  uttdEbora-Scyre,  woraus  durch 
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httlsbriefe  in  allen  ihren  Punkten  aufrecht  zu  erhalten.  Und  wir  haben  unsre 
Richter,  Sherifie  und  Mavors  der  Städte  beauftragt,  sowie  die  andern  Beam- 
ten, welche  das  Gesetz  des  Landes  unter  unserem  Schutze  und  durch  uns  zu 
handhaben  berufen  sind,  dass  sie  dieselben  Freiheitsbriefe  in  allen  ihren  Punk- 
ten in  den  Gerichtshändeln  vor  ihnen  und  in  den  Urtheilen  der  Gerichte  an- 
wenden lassen,  das  heisst  nämlich  den  grossen  Freiheitsbrief  wie  das  gemeine 
kecht  des  Landes,  und  den  Freiheitsbrief  über  das  Forstwesen  sowie  das  ge- 
meine Recht  über  das  Forstwesen,  zur  Verbesserung  des  Zustandes  unsres 
Volkes.  Und  wir  wollen,  wenn  künftighin  richterliche  Urtheilc  gegen  die 
Sattungm  der  ?orgenannten  Freiheitsbriefe  durch  unsre  Richter  gegeben  sein 
sollten,  oder  durch  unsre  andere  Beamte,  welche  gegen  die  Satzungen  der 
Freiheitsbriefe  Gerichte  vorsieh  halten  lassen, diese  Urtheile  aufgehoben  und 
für  nichtig  gehalten  werden  sollen. 

Und  wir  wollen,  dass  dieselben  Freiheitsbriefe  unter  unserm  Siegel  an 
die  bischöflichen  Kirchen  in  unsrcm  Lande  gesandt  werden  und  daselbst  ver- 
bleiben sollen,   und  sie  sollen  zweimal  im  Jahre  vor  dem  Volke  vorgelesen 
werden.    Und  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  sollen  die  Strafe  der  grossen  £x- 
communication  gegen   alle  diejenigen  verhängen,   welche   die    vorgenannten 
Freiheitsbriefe,   sei  es  durch  die  That,  sei  es  durch  eine  Beihülfe  oder  durch 
Raul,  verletzen  werden,  oder  auch  nur  eine  Satzung  derselben  brechen  oder 
verietzen  werden.    Und  diese  Slrafurtheile  sollen  zweimal  im  Jahre  durch  die 
vorgenannten  Prälaten  verkündigt  und  bekannt  gemacht  werden.     Und  wenn 
(fie  Prälaten  und  Bischöfe  selbst  oder  einer  von  ihnen  die  ebengenannte  Ver- 
kündigung zu  machen  vernachlässigen,  so  sollen  sie  durch  die  Erzbischöfe  von 
Cinterbury  und  York,  welche  zur  Zeit  sein  werden,   so  wie  sie  dies  bemer- 
ken, erinnert  und  genöthigt  werden,  selbst  die  Verkündigung  dieser  Urtheile 
in  der  vorgenannten  Form  zu  machen. 

Und  damit  Niemand  in  unsrem  Reiche  darüber  einen  Zweifel  hegt,  dass 
die  Beisteuern  und  Auflagen,  welche  die  dabei  betheiligten  uns  entrichtet  ha« 
ben,  vor  dieser  Zeit  für  unsre  Kriege  und  andere  Bedürfhisse,  nach  ihrer  An- 
sicht und  ihrem  guten  WiUen,  in  welcher  Art  sie  auch  gemacht  sein  mögen, 
icpäterfain  in  eine  dauernde  Belastung  f\lr  sie  und  ihre  Erben  verwandelt 
werden  könnten,  eben  dadurch  dass  sie  sonst  schon  in  den  Steuer -Registern 
gefunden,  oder  dass  sie  als  Auflagen  in  unserm  Königreiche  durch  unsre  Be- 
amten in  unserm  Namen  erhoben  sind:  so  haben  wir  für  uns  und  für  unsre 
£rben  die  Gewähr  geleistet,  dass  wir  weder  solche  Beisteuern  noch  Auflagen 
rar  Gewohnheit  machen  werden,  durch  keine  Veranlassung,  welche  auch  dazu 
nur  gegeben  sein  mag,  selbst  wenn  sie  auch  in  einem  Steuer  -  Register  oder 


4te«  Abschleifen  im  Munde  des  Volks  York-Shire  hervorgegangen  ist:  ehens 
ms  dem  Stadtnamen  Eboracum,  Everwyk,  Euerwyk  das  zusammengezogene  York. 
f+y/  Coustume.  Es  soll  keine  der  früheren  au sserordentlichen  Bei- 
steuer in  eine  herkömmliche  Auflage  verwandelt  werden,  seihst  wenn  sie 
auch  in  den  Steuer- Registern  fMatrikelnJ  schon  als  solche  verzeichnet  wäre, 
oder  irgend  sonst  ein  Merkmal  für  ihre  fortdauernde  Erhebung  spräche.  — 
Roulle  noch  in  der  heutigen  Sprächet  he  roll,  die  Rolle,  bezeichnet  auch  jede 
schrißliche  Verhandlung,  Urkunde,  Matrikel  u.  s.  w.,  wie  denn  noch  heute  die 
Benennung  der  obersten  Stelle  im  Kanzleigerichte  f Court  of  Chancery) ,  der 
des  Master  of  the  rolls,  von  der  oberen  Aufsicht  über  die  Urkunden  des 
Königreichs  herrührt. 
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manere  post  cstre  trovee.  E  ausint  avuns  graunte  par  nous  et  par  nos  heyrs, 
as  Arceevcsqiies,  Evcsques,  Abbees,  Priours,  e  as  autre  gentz  de  seint  egltse, 
e  as  Countes  et  Barouns,  e  a  toute  la  communaute  de  la  terre,  que  mes  pur 
nule  busoigne  tieu  manere  des  aydes  mises  ne  priscs  de  notre  Roiaume  ne 
prendroms  fors  Ve  par  commun  assent  de  tout  le  Roiaume,  et  a  common 
proHst  de  meismes  le  Roiawne,  sauve  les  atmcicnes  aydcs  e  prises  daes  e 

acoustumees*)- 

£  pur  coe  ke  tout  le  plus  de  la  communaute  del  Roiaume  se  sentent 
durcment  grevez,  de  la  male  toute**]  des  leynes,  cest  asaver  de  chescun  sac  de 
Leyne  quaranta  sous,  e  nous  unt  prie  ke  nous  les  vousissums  relesser:  Neos 
a  leur  prierc  le  avuns  pleinement  relesse.  E  avuns  graunte  que  oele  ne  autre 
mes  ne  prcndrons  sauntz  leur  commun  assent  e  lur  bone  volente,  sauve  a  ^ 
nous  e  a  nos  heyrs  la  coustume  des  leynes  peaux  c  quirs  avaunt  grauntez  par 
la  communaute  du  Roiaume  avaundit.  £n  tesmoinaunce  des  quieux  choses 
nous  avuns  fait  faire  erstes  noz  lettrcs  overtes.  Donees  a  Gaunt  le  quint  jour 
de  Novembre  lan  de  notre  regne  vintisme  quieent 


Die  Rechte  des  Englischen  Volks,  vertreten  durch  das  Parla- 
ment, commune  cousilium  regni,  sind  durch  diese  Freiheits- 
bricre  nach  ihrem  wesentlichen  Inlialte  der  königlichen  Gewalt  ge- 
genüber vollständig  festgesetzt,  und  zwar,  wie  König  Heinrich  IIL  b 
dem  Vertrage  zu  Kenilworth  vom  20.  Oct  1266,  mithin  gegen  das 
Ende  seiner  Regierung,  ausdrückUch  für  sich  aufzunehmen  befiebtt, 
dass  er  bisher  alle  Zugeständnisse  freiwillig  und  nicht  gezwungen 
gemacht  habe  ***).  Eine  Abänderung  derselben,  einseitig  durch  die 
königliche  Gewalt  unternommen,  war  ausdrücklich  durch  das  Zuge- 
ständniss  derselben  mit  dem  jus  insurrectioms  und  kirchlichen  Stra- 
fen verpönt:  sie  war  nur  dem  gemeinschaftUchen  Zusammenwirken 
des  Königs  und  des  Parlamentes  überlassen,  wie  dies  noch  ausdrück- 
lich in  der  letzten  kurz  gefassten  Bestätigungsurkunde  aus  der  Be- 


V  ÄeoustumeeM  bezeichnet,  im  Gegensätze  der  in  der  vorhergehenden 
Anmerkung  berührten  Auflagen,  die  ordentlichen  Abgaben,  welche  von  alter  Zeit 
her  an  gewissen  Orten  und  für  bestimnUe  Gegenstände  entrichtet  werden  müssen, 
und  dadurch  eine  herkömmliche  gewohnte  Abgabe  geworden  sind,  —  Jede  neue 
Auflage  soll  aber  fernerhin  nur  durch  den  Beschluss  des  commune  consi- 
lium  regni  fParlamentJ  par  commun  assent  de  tout  le  Roiaume 
festgesetzt  werden. 

**J  Toute  aus  dem  mittelalterlich  lateinischen  Worte  toulta,  tolta  fron 
tollere)  gebildet^  wofür  auch  tolia,  tallia,  vorkömmt,  wie  es  denn  in  dem  spä- 
teren Französischen  in  taiUe  übergegangen,  und  auch  noch  im  Englischen  aU 
taiUe,  taiUage  gebräuchlich  ist, 

••V  Der  Vertrag  ist  gedruckt  in  den  Statutes  of  (he  Ä.  /.  p,  2  pg.  12  u. 
folg.  In  diesem  heisst  es  pg.  13,  quod  rex  conccssiones ,  quas  fecit  hactenus 
spontaneus  et  non  coactus,  observet  c.  q.  s. 


69 

iü!  irgend  eine  andere  Weise  verzeichnet  gefunden  werden  könnte.  Und  eben 
50  haben  wir  für  uns  und  für  unsere  £rben  die  Gewähr  geleistet,  sowohl  den 
Erzbischöfen,  Bischöfen,  Aebten,  Prioren  und  den  andern  Personen  der  heili- 
gen Kirche,  als  auch  den  Grafen  und  Baronen  und  dem  gcsammten  Stande 
der  Gemeinen  im  Lande,  dass  wenn  irgend  welche  Bedürfnisse  Bei- 
steuern und  Auflagen  unsres Reiches  erfordern  sollten,  wir  dieselben  nicht  an- 
ders ab  mit  der  gemeinschaflllchen  Zustimmung  des  ganzen  Reiches  und  zum 
allgemeinen  Nutzen  des  Reiches  erhoben  werden,  jedoch  ohne  Einschluss  der 
alten  Beisteuern  und  Auflagen,  zu  denen  man  verpflichtet  und  diu  durch  das 
Herkommen  begründet  sind. 

Und  da  der  grösste  Theil  des  Standes  der  Gemeinen  im  Königreiche 
sich  hart  bedrückt  fühlt  durch  die  widrige  Belastung  der  Wolle,  das  ist  näm- 
lidi  von  jedem  Sack  Wolle  40  Shillinge ,   und  uns  deshalb  gebeten  hat ,   dass 
wir  ihn  davon  befreien  sollen :  so  haben  wir  auf  diese  seine  Bitte  diese  Steuer 
vollständig  erlassen.    Und  wir  haben  Gewähr  geleistet,  dass  wir  weder  diese 
noch   eine  andere  Steuer  davon  erheben  würden  ohne  ihre  gemeinschaftliche 
Zustimmung  und  ihren  guten  Willen,  jedoch  mit  Beibehaltung  der  herkömmli- 
chen Abgabe  von  Wolle,   Häuten  und  Leder,   weldie  für  uns  und  unsre  Er- 
ben durch  den  Stand  der  Gemeinen  unsres  Reiches  zugesichert  ist.     Zur  Be- 
nngnng  dieser  Verhältnisse  haben  wir  dieses  offne  Ausschreiben  erlassen. 
Gegeben  zu  Gaunt  am  5ten  November  im  fünf  und  zwanzigsten  Jahre  unsrer 
Regierang  (1291). 


gierung  des  Königs  Eduard  L  vom  14.  Februar   1301  *)  festgesetzt 
^rird.    Denn  diese  lautet: 

y^wardus  dei  gratis  rex  Anglie  e.  q.  s.  Salutcm.    Soiatisquod 
cum  nos  magnaro  cartim  domini  Henrici  quondam  Regis  Anglie 
patris  nostri  de  libertatibus  Anglie  unn  cum  Carta  de  Forcsta 
concesserimus  et  conflrmavcrimus  ac  innovaverimus  per  cartam 
nostram,  precepirousque  qnod  Carte  ilie  in  singulis  suis  articu- 
lis  teneantur  et  firmiter  obscrventur:    Volumus  et  concedimus 
pro  nobis  et  heredibus  nostris  (|U()d  si  quc  statuta   fuerint  con- 
traria dictis  Gartis,  vel  alicjui  articulo  in  eisdem  Gartis  contento, 
ea  de  comrouni  consilio  regni  nostri  modo  debito  emendentur, 
vel  etjam  adnullentur.  In  cuius  rei  testimonium  has  littcras  no- 
stras    Ceri-  fccimus   patentes.    Teste  me  ipso  apud  Lincolniam 
qiuarto  decimo  die  Februarii,  anno  regni  nostri  vicesimo  nono/* 
Es  gestellt  also  der  König  ausdrücklich  zu  flu*  sich  und  seine 
.Yachfolger,  dass  alle  Abänderungen  des  Inhalts  dieser  Freflieitsbriefe 
nur  durch  das  Parlament  in  verfassungsmässiger  Weise,  wie  modo 
debito  liier  zu  übersetzen  ist.  verbessert  oder  nurh  anniillirt  werden 
soUcD.    Die  einzelnen  AngrilTc  auf  mehr  oder  minder   wichtige  Arti- 
kel dieser  Freiheitsbriefe,  vorübergehende  Unterdrückungen  derselben, 


V  Abgedruckt  aus  den  Statutes  of  ihe  R.  L  p.  1  pag.  44. 
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wie  sie  die  Englische  Geschichte  des  vierzchnlen  und  funfzelmten 
Jahrhunderts  überliefert,  habe  ich  hier  nicht  näher  zu  berühren,  da 
sich  die  spätere  polftisclie  Enhvickelung  der  Engländer  immer  wieder 
unmittelbar  an  diese  Freiheitsbriefe  hält,  und  es  hier  nur  auf  die  ge* 
treue  LJeberlieferung  der  jetzt  noch  als  gültig  anerkannten  Grundge-  , 
setze  des  Britischen  Staates  ankömmt  I* 

lieber  die  Zusammensetzung  des  Parlamentes  in  dieser  Zeit 


ncr  Gestaltung  ist  Folgendes  liinzuzufügen.     Der  Name  Parlament    I 
(Parleamentum  und  Parliameiitum  wird    es    latinisirt)    in  officiellen^ 
Stautsacten  gebraucht,  wird  zuerst  in  den  ersten  Statuten  von  WesU   ; 
minster  bemerkt,  die  am  Osternfeste  des  dritten  Regierungs-Jahres,  . 
Königs  Eduard  1.  beschlossen  sind  *).     Der  Anfang  derselben  heisst:  ^ 
„Ges  sunt  les  Etablisemcnz  Ic  Bey  Edward,  le  fiz  le  Key  Henry,  fei 
a  Weymoster  a  son  premerParlement  general  apres  sonconrou- 
nement,  apres  la  cluse  Paske  lan  de  son  Regne  tierz,  par  son  Con- 
seil  e  par  le  assentement  des  Erccveskes,  Eveskes,  Abbes,  Priurs,  Gon- 
tes,  Barons  e  la  Gommunaute  de  la  tere."    Es  sind  also  die  Bischöfe^ 
Aebte  und  Prioren,  welche  noch  neben,  denselben  wegen  llirer  be-    ; 
deutenden  Grundbesitzungen  in  dem  Parlamente  erschienen,  die  Gra-   ' 
fen  und  Ikrone  nach  ilirer  besonderen  Standesgliederuug  aufgeführt; 
weil  sie  persönlich  ilire  Rechte  wahrnahmen,  alle  Abgeordneten  aber 
sowohl  der  Ritterscliaft  wfe  der' Städte  werden  unter  dem  gemein- 
schaftlichen communitas  regni,  communaute  de  la  terre,  the  conunonalty  » 
of  the   Reign,  die  Gommoners   des  Reichs  zusammcngefasst    Eben   , 
so  geschic^ht  es  in  den  Parlamentsstatuten  aus  dem  dreizehnten  Jahre 
der  Regierung  dieses  Königs  (1285)  •*),  welche  gleichfalls  in  WeaU   , 
minster  festgesetzt  waren:  die  zusammengerufenen  Prälaten,  Grafen 
und  Barone   werden   den  übrigen  entgegengestellt     Bei  dem  sehr  - 
wichtigen  Parlaments:9chlusse  über  die  zu  jeder  Steuer  und  Belastung  ? 
nothwendige  Zustimmung  des-Parlaments  aus  dem  Jahre 
1297  sind  die  Bitter,  Bewohner  der  Städte  und  andere  freie  Mannen  ' 
d.  h.  durch  ihre  Abgeordneten,  ausdrücklich  neben  den  Erzbischöfen, 
Bischi^fen,  Grafen  und  Baronen  genannt.     Denn  es  lieisst  dort:  **^) 
„Nullum  tallagium  vel  auxilium  per  nos  vel  heredes  nostros  in  regno 
nostro  ponatur  seu  levetur  sine  voluntate  et  assensu  totius  comma- 


V  Ahgcdrucki  in  den  Statutes  of  the  R.  I.  pJ  IL  pg,  26—39.  In  den  tpir 
teren  Statuten  Eduard's  I,  %cie  in  dem  aus  dem  Jahre  1300,  ehendasm  S.  136^  * 
icerd^n  qher  auch  die  Versammlungen  der  Prälaten,   Grafen  und  BafümM 
unter  Heinrich  IIL  z.  B.   vor  der  Bestätigung  der  Magna  Charta  im  Jahre.  * 
\2ldo  Parlament  genannt,  i 


*m 


)  Ebendaselba  S,  00—98. 


•^;  Abgedr.  in  den  Stat.  of  the  R.  I.  p.  IL  5.  121 
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nitatis ')  Ardiiepiscoporum,  Episcoporum,  Comidini,  Raroniim,  IVlili- 
(um,  Burgariorum  et  aliorum  liberoruni  homiiium  de  regiio  nostro. 
Mus  miDister  noster  vcl  heredum  nostrorum  capiat  blada,  lanas,  correa, 
lut  aliqua  alia  bona  aliciijus  sine  voluntatc  et  assonsu  illius  cujus 
foerhit  bona.  Nihil  capiatur  de  cetoro  nominö  vel  occasionc  maletote  . 
de  saoco  lane/'  fJEs  soll  keine  Auflage  oder  Beisteuer  durch  uns 
oder  unsere  Erben  in  unserm  Reiche  aurericgt  oder  erhoben  werden 
ohoe  den  Willen  und  die  beistimniung  der  gesd mmten  •  Keichsver- 
sammluDg  derErzbischöfe,  Bischöfe,  Grafen,  Barone,  Kitter,  Bewohner 
der  Städte  und  Flecken,  und  anderer  freier  Mannen  aus  unserm 
'Seicbe.  Kein  Beamter  von  uns  oder  unsern  Nachfolgern  soll  Ge- 
treide.  Wolle,  Leder  oder  irgend  welche  andere  Güter  einer  Person 
ohne  den  Willen  and  die  Zustimmung  des  Eigenthümcrs  dieser  Gü- 
ter nehmen.  Ucberdies  soll  Nichts  unter  dem  Namen  oder  dem  Vor- 
wände  einer  Zwangsabgabe  von  dem  Sack  Wolle  erhoben  werden.'' 
Unter  der  Regierung  des  Königs  Eduard  II.  (1307-|- 1327). ist 
in  der  Regel  bei  den  •  Parlamentsbeschlüssen  die  Commonalty  des 
Reklis  den  Bischöfen,  Prälaten,  Grafen  und  Baronen  gegenüber  ge- 
stellt"), sie  heissen  wohl  auch  „die  andeiren  Leute  des  Königreichs, 
wdche  zu  diesem  Parlamente  eingeladen  sind"*  „et  autres  ganlz 
(gentz)  du  Rojaume,  somuns  a  cd  parlament.  *****)  Seit  dem  J.  1322 
Duden  sichf]  die  Ritter  der  Grafschaften  (Abgeordnete),  „.Chivaiers 
des  Coonteez'',  the  knigths  of  Shires'  von  derCommonalty  gesondert. 

^  *J  Communitäti  fehlt  in  einigen  Handschriften;  es  kommt  auch  da- 

fit  die  Variante  communi  vor,  -7-  Getreide,  Wolle  und  Leder  f correa  für 
tofiaj  erscheinen  in  allen  Englischen  Urkunden  dieser  Zeit  als  die  Haupt- 
gegimstände  du  Handelsverkehrs  dieses  Landes. 

^)  Tgl.  die  Beschlüsse  aus   d.  /.    11)00,    1313    in  den   Statutes  of  th. 
B./.JI. //.  5.  158..160. 

**V  ^^  ^^m  Statute,  das  im  Parlamente  zu  Lincoln  im  Februar  1310 
ikr  die  Bestimmung  der  Sheriffs  gegeben  xcurdc ;    Stat,  of   th.  R.  L  p.  IL 
^<  8.174-175. 

t^  Statut,  of  th.  R.  L  p.  iL   S.  187    aus  dem   loten  Regierungsjahre 

Eduard's  IL    Aber  die  Knights   werden  mit  den  übrigen  Commoncrs  auch 

Mch  imter  der  Regierung  Eduard's  HL  wieder  unter  Jot^  la  communaute  du 

fMtmt*  begriffen,  und  dann  auch  wiederum  neben  den  Prälaten,  Grafen  und 

itrami  als  „autres  (gentz)  gantz**  und  „autres  grantz**  genannt  und  daneben 

Mf&  fofo  la  eommunaute  du  roiabne  hinzugefügt;  vergL  die  Statuten  aus  den 

[ecnfn  Regierungsiahren  Eduard's  HL  in  Statut,  of  th,  R.  Lp.  //.  S.  251. 

^fy.:  *ie   tperden  mthin   als  gentz  „Leute"  und  als  „Grosse"  graniz  oder 

frmmts  von  den  übrigen  Commoners  unterschieden  und  in  der  späteren  Eng- 

Useken  Uebersetxung  „and  other  great  men  of  the  Realm"  genannt.     Zu  die- 

itngehorenaueh  damals  noch  die  Richter  in  den  königlichen  GcricJUshöfenunddie 

Mitglieder  des  hohen   königlichen  Rathit^  der  sich  norh   gegenwärtig  in  dem 

priry  nßuncil  des  Königs  erhalten  hat. 
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Der  vom  Könige  in  die  Hiinde  des  Erzbischofs  von  Ganterbury  abzu- 
legende Kröiiungseid  wird  bereits  unmittelbar  auf  die  Erhaltung 
aller  Landesfreiheiten  und  namentlich  der  zuletzt  unter  derBegierung 
Eduards  I.  erlangten  Zugeständnisse  gerichtet.  In  der  Eidesformel*) 
fragt  der  Erzbischof  den  König  vor  der  Krönung :  si  leges  et  con- 
suetudincs  ab  antiquis  justis  et  Deo  devotis  Begibus  plebi.  Anglorum 
concessas  cum  sacramenti  confirmatione  eidem  plebi  concedere  et 
servare  vis,  et  praesertim  leges  et  consuetudines  et  libertates  a  glo- 
rioso  Bege  Edvt^ardo  clero  populoque  concessas?  Darauf  soll  der 
König  antv^'orten:  „Conccdo  et  servare  volo  et  sacramento  confirmare.* 
Sodann  fragt  der  Erzbischof:  » facies  ficri  in  omm1)us  Judiciis  tuis 
aequam  et  rectam  justitiam  et  discretionem  in  misericordia  et  verltate 
secundum  vires  tuas?"  Der  König  antwortet:  „faciam".  Endlich 
legt  der  Erzbischof  die  Frage  vor:  „concedis  justas  leges  et  consue- 
tudines esse  tenendas  et  promittis  per  te  eas  esse  protegendas  et  ad 
honorem  Dei  corroborandas,  qnas  Vulgus  elegerit,  secundum  vires 
tuas?"  und  der  König  erwiedert:  „concedo  et  promitto.*  Die  Be^ 
sclili'isse  des  Parlaments  wurden  indess  seit  dieser  Zeit  nicht  mehr 
ausschliesslich  nur  über  Anträge  des  Königs,  oder  Beschwerden  und 
Anträge  aller  und  einzelner  Stände  gefasst,  sondern  auch  Privatpeti- 
tionen konnten  in  gleicher  Weise  dem  Parlamente  zur  Entscheidudg 
vorgelegt,  und  nach  dessen  Genehmigung  als  königliche  Anordnungen 
bekannt  gemacht  werden.  Die  Bevvilligung  neuer  Geldbeihülfen  ge- 
währte endlich  schon  unter  diesem  Könige  den  Gommoners  die  Be- 
rechtigung, auch  ihrerseits  Tur  das  Zugeständniss  derselben  besondere  Be-  < 
dingungen  zu  stellen  und  dadurch  den  Weg  sich  anzubahnen,  für  den 
gesammten  Umfang  der  gesetzgebenden  Gewalt  ihre  Einwilligung  als 
ein  wesentlich  nothwendiges  Erfordenuss  geltend  zu  machen. 

Unter  der  langen  für  die  Feststellung  der  Englischen  Verfas- 
sung und  die  Einwurzclung  der  Bcchte  und  Freiheiten  des  Engli- 
schen Volks  so  wichtigen  Begierung  Eduards  III.  (1327-f  1377)  er- 
scheint das  Englische  Parlament  a  loneur  de  Dieu  et  de  seinte-eglise 
et  a  la  rcqueste  de  son  poeple,  „auf  das  Ansuchen  des  Engli- 
schen Volks"  versammelt.  **)  Die  Gommoners  halten  seit  1339  ihre 
Versammlungen  getrennt  von  den  Bischören,  Prälaten,  Grafen  und  Ba* 
ronen,  und  zerfallen  in  die  Ghivalcrs  des  Countez,  in  die  Uteins  des 
Giteez  und  Burgeis  desBurghs  (Knights  of  tlie  Shires,  Citizens  of  the 


V  Die   Eidesformel  Eduard' s  IL   ist  abgedruckt  in  dm  Stat,  of  th, 
H.  1.  p.  II.  S.  ItW. 

**J  Vergl.    das  Westminster  -  Statut   aus  dem  ßnflrn   Regifrungsfahrt 
Eduard's  III.  und  mehrne  .yiätere  in  den  Statutvs  o/"  f/i./^/.p. I/..S. 265 ii./Ty. 
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GKies  and  Burgesses  of  the  Boroughs),  welche  im  Parlamente  zusam- 
menkommen, ^par  les  commmiultes  des  ditz  Countez,  Gites,  Burghs 
et  autres  licux  de  son  roiuime/' ')   für  die  Gemeinen  der  genannten 
Grarscliaflen,  Städte,  Fiecicen  und  andern  Ortschaften.    Während  die 
in  der  ersten  Versammlung  bcrathenden  Bischöfe,  Ih'älaten,  Grafen 
und  Barone  keine  Tagegelder  erhalten ,  sondern  als  persönlich    er- 
scheinende Rathgeber  ohne  Entschädigimg  auf  die  königliche  Auffor- 
derung im  Parlament  oder  magnumconsilium  für  dasWoliI  des  Landes  ra- 
then,  Beschlüsse  fassen  und  Gesetze  geben,  wird  den  Abgeordneten  der 
zweiten  Versammlung,  die  nur  durdi  Wahl  ihrer  Mandanten  die  Berechti- 
gung zum  Sitz  im  Parlament  erlangen,  eine  tägliche  Entschädigung  zu 
ihrem  Unterhalte  bestimmt,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  die 
Abgeordneten  des  Ritterstandes  4  Shillinge  täglich,  die  Abgeordneten 
der  Städte  und  Flecken  nur  2  Shillinge  täglich  bekommen.    Der  in 
den  Versammlungen   des  Parlatr.entes    sich  entwickelnde  politische 
Gdst  drängte  den  Abgeordneten  der  Commoners,  die  nach  dem  Lo- 
cale  der  Versammlung  später  als  Unterhaus  im  Gegensatz  der  im 
oberen  Locale  vereinigten  Bischöfe  und  Barone  des  Reichs  (Ober- 
haus) bezeichnet  werden,  die  Verpflichtung  und  Berechtigung  auf,  bei 
dien  mit  GesetzeskTafl  zu  erlassenden  Anordnungen  für  das  ganze 
Reich  ihre  Zustimmung  zu  verlangen,  wenn  diese  Gesetze  für  das 
Reich  gültig  und  verbindh'ch  bleiben  sollen:  dagegen  machen  sie  we- 
niger Anspruch  darauf  über  allgemeine  Staatsfragen,  über  Krieg  und 
Heerwesen,  eine  entscheidende  Stimme  abzugeben").     Erst  mit  den 
Gommoners  bildet  das  Oberhaus  ein  volles  Parlament,  ohne  dessen 
bstimmung  nach  dem  im. letzten  Regicrungsjahre  Eduards III.  (1377) 
wiederholten  Beschlüsse  keine  neue  Auflage  und  keine  Veränderung 
emer  alten  gemacht  werden  sollte. 

Der  Zwischenraum  zwischen  den  einzelnen  Versammlungen  des 
Parlaments  war  schon  unter  Eduard  II.  1312  durch  die  Ck)mmission 
der  Ordainers  bestimmt***)»  ^^ss  alle  Jahre  ein  Parlament  gehalten 
werden  sollte.  Die  vielfachen  Verwickelungen  der  Regierung  Eduards 
III.,  wie  sie  namentlich  durdi  die  Kriege  in  Frankreich  und  deren 
Bijckwirkung  auf  England  veranlasst  wurden ,  nöthigten  auch  diesen 


V  y^9^  äas  York-Statui  aus  dem  9.  Regicrungsjahre  Eduard's  III 
ßSa^)  in  den  Statut,  of  th.  R.  L  p.  IL  S,  259. 

*V  f^  Jahre  IMI  überliessen  sie,  als  ihr  Rath  über  die  Fortsetzung 
dtt  Krieges  in  Frankreich  begehrt  u^urde,  dem  Könige  sich  mit  den  Baronen 
darüber  zu  beratheti,  weil  sie  vom  Kriegswesen  nichts  rierstünden. 

**V  y^gl-  ^^*  Statut  aus  dem  5.  Regierungsjahre  Eduards  iL  f\'i\2J 
Art,  29.  in  den  Stat,  of  th.  R.  iL  p.  iL 

5* 
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König  durch  mehrere  Statuten*),  die  Nothwendigkeit  einer  jähr- 
lichen Versammlung  des  Parlaments  zu  genehmigen,  und  selbst  eine 
häufigere  zuzusagen,  wenn  sie  nöthig  erscheinen  sollte.  Die  Zahl 
der  Mitglieder  des  Parlaments  lässt  sich  aus  dieser  Zeit  nicht  genau 
angeben.  W'as  die  persönlich  und  amtlich  zum  Sitz  berechtigten 
Borone,  Prälaten  und  Richter  anbelangt,  so  war  auch  ihre  Zahl  man- 
cherlei Wechsel  durch  Einziehung  und  Verbindung  von  Lehen ,  durdi 
Vacanzen  in  den  Aemtern  u.  m.  dgl.  unterworfen.  Die  unter  Hern- 
rieh  VI.  folgenden  Bürgerkriege  der  rothen  und  weissen  Rose  vw- 
nichteten  vornehmlich  viele  Geschlechter  des  hohen  Adels  bis  auf  den 
letzten  Spross :  von  den  grosser!  Abteien,  die  zum  Sitz  im  Parlamente 
berechtigt  waren,  wurden  gleichfalls  schon  mehrere  in  dieser  Zeit  der 
Anarchie  eingezogen,  bis  König  Heinrich  VIII.,  ungeachtet  seines  Festhal- 
tens an  dem  Dogma  der  katholischen  Kirche,  auch  die  letzten  derselben 
seiner  Willkülir  zur  Verfügung  stellte.  Der  niedere  Glerus  hatte  keinen 
Theil  an  der  Berechtigung  zum  Parlament,  sondern  seine  Angelegen- 
heiten wurden  nur  durch  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  vertreten.  Aus 
den  Grafschaften  wurden  je  zwei  Abgeordnete  entsandt,  welche  in  den 
oben  in  den  magnae  chartae  näher  bezeichneten  Grafschaftsgerichten 
gewählt  wurden.  Aber  diese  Wahlen  veranlassten  schon  im  vierzehn- 
ten Jahrhunderte  vielfache  Beschwerden,  dass  die  Sheriffs  sich  uner- 
laubter Mittel  bedienen  sollten,  um  ihre  Partheigänger  in  der  Wahl 
durchzubringen**).  Heinrich  IV.  liess,  da  die  Klagen  über  verfälschte 
Wahlen  unter  Richard  U.  und  auch  unter  seiner  Regierung  sich  häu- 
figer wiederholt  hatten,  auf  dem  Parlamente  i.J.  1406  eine  Strafe 
von  100  Pfund  für  diejenigen  Sheriffs  festsetzen,  die  bei  den  Wahlen 
der  Abgeordneten  sich  hatten  unerlaubte  und  gesetzwidrige  Handlun- 
gen zu  Schulden  kommen  lassen.  Unter  den  Städten  und  Flecken 
waren  die  durch  ihren  Wohlstand  und  Handelsverkehr  damals  bemer- 
kenswerthen  Ortschaften  mit  dem  Vorrechte  ausgezeichnet,  gleich 
den  Grafschaften  je  zwei  gewählte  Abgeordnete  in  das  Parlament  ; 
zu  schicken.  Aber  schon  in  diesem  Zeitalter  der  politischen  Entwik-  : 
kelung  Englands  lässt  es  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Abgeordne-  ] 
ten  der  Commoners  weder  ausschliesslich  die  Interessen  ihrer  Stände, 
noch  die  der  einzelnen  Grafschaften,  Städte  und  Flecken  vertraten, 
sondern  als  Gegengewicht  gegen  vielfache  Versuche  königlicher  Will- 


V  WestminsUr-Statut  aus  dem  J.  1330.  AH.  XIV.  in  den  Statuiei  of 
th,  R,  Lp.  IL  p.  2(i5  „EmemerU  est  aecorde  que  parlement  satt  tenu  ekes» 
Clin  an,  unefoitz,  ou  plus  si  mestier  soiP*,  —  Statut  aus  dem  36.  Regie- 
rungsjahre  f\'^2J  Art.  X,  in  den  Statut,  of  th.  R.  L  p.  IL  S.  374. 

'V  Vgl.  Liehe  die  Anfänge  d.  Engl.  Verfassung  in  SchmidU  Zeitschrift 
Bd.  VL  S.  245.  u.  Parliamentary  history  L  S,  206. 
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kühr  und  erdräckender  Uebermacht  der  Aristokratie,  gemeinschaftlich 
die  Rechte  and  National-Freiheiten  des  gesammten  Englisch  enT  Volks 
iFertheidigter.  Zur  Leitung  der  Verhandlungen  bei  den  Commoners, 
nach  der  Absonderung  ihrer  Versammlung  von  dem  Oberhause,  wa- 
ren anfänglich  unter  Eduard  III.  einige  Barone  nnd  Bischöfe  auf  den 
eigenen  Antrag  des  Unterhauses  von  dem  Könige  zugeordnet,  und 
erst  als  hiedurch  Streitigkeiten  veranlasst  wurden,  wählten  sie  einen 
Vorsitzer  (Sprecher,  Speaker)  aus  ihrer  Mitte,  der  zugleich  ihre 
Beschlüsse  dem  Könige  und  dem  Oberhause  überbringen  und  vertre- 
ten sollte :    der  erste  w  ar  Peter  de  la  Mure. 

Die  Sprache  bei  den  Verhandlungen  war  seit  Eduards  III. 
Zeiten  unzweifelhaft  Englisch,  aber  die  gefassten  Beschlüsse  des  Par- 
laments wurden  in  der  durch  die  Dynastie  Planlagenet  zur  Staatsspra* 
che  erhobenen  Französischen  verabfasst.  Dieses  Herkommen  er- 
hielt sich  auch  selbst  dann  noch,  als  durch  Eduard  III.  seit  1351  die 
EBglische  Sprache  in  allen  Gerichten  und  öflTentlichen  Verhandlungen 
gesetzlicb  statt  der  Französischen  eingeführt  wurde.  Denn  noch 
wahrend  der  Regierung  aller  sechs  auf  Eduard  III.  folgenden  Könige 
ras  dem  Hause  Plantagenet  (Richard  II.  1377—99,  Heinrich  IV. 
»99—1413,  Heinrich  V.  1413—1422,  Heinrich  VI  1422  abgesetzt 
1461,  Eduard  IV.  1461—1483,  Richard  IIL  1483—1485)  blieb  die 
Französische  Sprache  in  der  Regel  in  den  Statuten  oder  königlichen 
Genehroigungsurkunden  der  gefassten  allgemeinen  Parlamentsbe- 
ichliisse  aufrecht  erhalten*)-  Erst  im  vierten  Begierungsjahre  Hein- 
richs VII.  (30.  Octbr.  1485—21.  Apr.  1509),  des  ersten  Königs  aus 
dem  Hause  Tudor,  werden  diese  Statuten  ausschliesslich  in  Englischer 
Sprache  verabfasst**). 

Die  weitere  Fortbildung  der  Englischen  Verfassung  wurde  in- 
iwischen seit  dem  Tode  Eduards  III.  auf  zwei  Jahrhunderte  vertagt, 
aber  ihre  Grundlage  war  einmal  so  stark  und  sicher  befestigt,  dass 
weder  der  äussere  Glanz  eines  aa<^serordentlichen  Kriegsruhms  und 
Siegesglücks  im  Auslande,  noch  die  blutigen  Gräuelthaten  eines  lang- 


V  Man  vergleiche  den  Originaltext  aller  bezeichneten  Statuten  von 
Eduard  IIL  bis  auf  Richard  III  in  dem  zuzeiten  Theile  des  ersten  Bds  der 
Statutes  of  the  R.  und  in  dem  ersten  Theile  des  zweiten  Bandes  derselben 
Sammlung  S.  1-498. 

•V  Selbst  noch  aus  den  ersten  drei  Regierungsjahren  des  Königs  Hein- 
rich yil.  finden  wir  die  Statuten  in  Französischer  Sprache,  vgl.  Statutes  of 
th,  R.  VoL  II  S.  499-523.  Erst  mit  dem  Westminster-Statut  vom  /.  1488/89 
beginnt  die  Englische  Sprache  als  die  Staatssprache  in  diesen  Hauptdocu- 
menien  der  Englischen  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung  vorzuherrschen  ; 
vgl.  StatuUs  of  th,  A.  vol  IL  S,  524  ii.  fig. 
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wierigen  Bürgerkriegs  das  GeTühl  für  die  einnial  gesicherten  Voika- 
rechta  abstumpren  oder  untergraben  konntao,  wenn  es  oft  aach  den 
Anschein  gewinnt,  dass  es  Jabrzebnde  in  tiefen  Schlummer  versanken 
war.  Im  fünfzehnten  Jahrhunderte  sehen  wir  noch  unter  Heinrich 
IV.  bei  einer  Wiederholung  der  Bestätigung  der  früheren  grossen 
Freiheitsbriefe  die  Ck)mmoners  neunundzwanzig  Artikel  vorlegen,  um 
das  Volk  gegen  die  Eingriffe  und  verfassungswidrigen  Gewaltmassre- 
geln des  Königs  und  seiner  Beamten  sicher  zu  stellen,  und  sie  setzte 
es  durch,  dass  diese  in  dem  königlichen  Statut  aus  dem  J.  1406*) 
nicht  nur  vollständig  genehmigt,  sondern  auch  auf  ihren  Antrag  von 
dem  königlichen  Rath  und  den  Räthen  des  Königs  beschworen  wer- 
den mussten.  —  Die  Gerichtsbarkeit,  welche  das  Haus  der 
Lords  und  Bischöfe  schon  seit  Eduard  III.  nicht  nur  über  alle  Ge- 
nossen ihres  Standes  ausübte,  sondern  auf  die  Anrufung  der  Gobi- 
moners  namentlich  in  allen  politischen  Processen  sich  zueignete» 
wurde  ausserdem  noch  als  Appellations-Instanz  von  andern  höheren 
Gerichten  des  Königs  benutzt,  jedoch  mit  völligem  Ausschlüsse  irgend 
einer  Betheiligung  der  Commoncrs  an  derselben.  Inzwisdien  wurde  die- 
ses Recht  nur  in  seltenen  Fällen  von  der  vollen  Versammlung  des 
Oberhauses  wahrgenommen,  indem  man  dem  Kanzler  und  dem  Con- 
silium  regis  (curia  regis)  die  Entscheidung  solcher  Rechtsfalle  ge- 
meinhin überliess.  Die  letztere  Behörde  wurde  in  dem  Umfonge  ih- 
rer Rechtspflege  bereits  unter  König  Richard  II.  von  dem  Parlamente 
vollständig  getrennt,  erhielt  dann  unter  Heinrich  VI.  eine  noch  ge- 
nauere Abgränzung '^3  >hrer  Geschäftsführung,  bis  dass  sie  unter 
Heinrich  VII.  in  zwei  besondere  Abtheilungen  zerßel,  die  eine  als 
berat  he nde  für  die  allgemeine  Verwaltung,  in  dem  noch  gegenwär- 
tig bestehenden  privy  Council  of  the  king  fortgesetzt,  die  andere  als 
ausschliesslich  richterliche,  welche  nach  dem  Locale  ihrer  Sitzung 
Stemkammer  (Star  Chamber)  benannt  wurde,  und  späterhin  unter 
diesem  Mamen  zu  despotischer  Willkühr  gemissbraucht,  ein  berüchtig- 
tes Andenken  hinterlassen  hat  Das  Oberhaus  behielt  indess  nach 
gesetzlichem  Herkommen  stets  die  Gerichtsbarkeit  über  seine  Mit- 
glieder und  die  richterliche  Entscheidung  in  den  von  dem  Hause  der 
Commoners  verlangten  Untersuchungen,  die  sich  vorzugsweise  auf  po- 
litische Processe  erstreckten,  wiewohl  in  sehr  vielen  Fällen  dordi 
die  eben  genannte  Stemkammer  die  richterliche  Entscheidung  über 
die  Lords  demselben  entzogen  wurde. 

Unter  dem  Hause  Tudor  hält  die  königliche  Strenge  H  e  i  nr i ch 's 

^TgU  Siames  of  the  R.  voL  IL,  S.  151—59. 

*V  StaUU  aus  dam  2.  Regierungsjahre  Heinrichs  VI.  (i^aZ)  in  den 
Sta$vlee  of  the  B.  vol  IL  p.  SQd.  u.  Statut  8  A.  Henr.  VL  u.  31  A.  Henr.  VI. 
in  demseli^en  Bande  dieser  Sammimng. 
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VII.  (1485—1509)  durch  seinen  eigenen  Kampf  gegen  übermüthige  Gros- 
se, der  ihm  den  Beinamen  des  Königs  für  den  geroeinen  Mann 
?ersdialft,  den  mannigfachen  Verletzungen  der  Verfassungsgrundgesetze 
von  seiner  Seite  das  Gegengewicht.     Der  Stand  der  unterthanigen 
Banom  fingt  an  zu  verschwinden,  dessen  letzte  Reste  sdion  nach 
emem  Jahrhunderte  vergebh'ch  in  England  gesucht  werden:  es  bildet 
ÜA  aus  ihm  die  Glasse  der  kleinen  freien  Zeitpächter  heraus,   wäli- 
rend  der  Adel  allmählich  an  seinen  bevorzugten  Rechten  immer  mehr 
einbusst,  der  Stand  der  Geistlichkeit  in  semem  Besitzthum  beschränkr 
wird,%und  die  Städte  durch  vielfache  Industrie  und  Handelsverkehr 
sich  kraftig  erheben  und  durch  den  grösseren  Wohlstand  auch  einen 
entschiedenen  Einfluss  gewinnen.    Der  völlig  tyrannischen  Regierung 
des  Köm'gs  Heinrich  VIH.  (1500-^1547)  gelingt  es,  der  Lehre  vom 
onbedingten  Gehorsam  gegen  des  Königs  Willen  in  England  und  Ir- 
taod  Eingang  zu  verschaffen.     Dnrch  die  Einrührung  des  Supremats 
IQ  allen  kirchlichen  Dingen  für  den  König  wird  diese  Lehre  auf  das 
Siiftigste  unterstützt     Ein   grosser  Tlieil  ihrer  Widersacher  wird 
durch  die  Aufhebung  der  500  Englischen  Klöster  beseitigt,   deren 
Mtzungen  dazu  dienen  mussten,  der  königlichen  Gewalt  die  nöthi> 
gen  Mittel  zu  gewahren  *) ,  um  die  ihr  entgegengestellten  Schranken 
a  dorchbreclien:   neue  Hülfsmittel  wurden  dem  Fiscus  durch  die 
Debemahme  der  fruherhin  der  Römischen  Curie  zufliessenden  Anna- 
ta  und  Zehnten  erworben.    Die  Grossen  und  Einflussreichen,  welche 
üB  dem  Könige  aus  den  Klostergütern  eine  Erweiterung  ihres  Be- 
ätBStandes  zogen,  bemerkten  nicht  das  Sinken  ihres  eigenen  Einflus- 
lö^  als  das  Oberhaus  durch   das  Ausscheiden  der  Aebte  und  durdi 
die  Beschränkung   der  Bischöfe  im  Ansehen  verlor,  überdies  jeder 
kohne  Widersacher  unter  den  weltlichen  und  geistlichen  Lords  als 
Mxten  Erfolg  seines  Versuchs  den  Tod  auf  dem  Schaffot  fand.    Die 
Seftstatandigkeit  des  Hauses  der  Gemeinen  wurde  auf  gleiche  Weise 
Oiefls  durch   Bewilligung   egoistischer  Zwecke   in   einzelnen  Fällen, 
tbeSs  durch  Drohungen  und  zurückschreckende  Strafbeispiele  überwäl- 
tigty  zumal  da  der  Sprecher  des  Hauses  in  dieser  Zeit  gemeinhin  aus 
der  Reihe  der  königlichen  Beamten  gewählt  wurde.  Es  kam  so  weit, 
das  in  dem  einunddreissigsten  Regierungsjahre  Heinrichs  VIU.  (1530) 
waMge  eines  Parlamentsbeschlusses   den  Anordnungen  und  Erlassen, 
welcbe  von  dem  Könige  oder  seinem  Privy  Council   ausgingen   (Pro- 


V  IWe  Anordnungen  über  die  seit  1535  eingezogenen  Besitsungen  der 
Älö$ier  aus  d,  J.  1539  sind  in  den  Statutes  of  th.  R.  p.  7*35.  und  folg.  S.  ab- 
druckt. 
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clamations  by  the  king  and  Council),  ein  gleicher  Geiiorsam  wie  den 
Parlamentsacten  geleistet  werden  sollte*). 

Was  tbeils  der  gute  Wille  und  theils  die  unsichere  Stellung 
der  Verwandten  König  Eduards  VI.  (1547+1553  erst  ISJahr  tig 
von  mütterlicher  Seite  (der  Gebrüder  Seymour)  von  den  gewaltthä- 
tigen  Eingriffen  Heinrichs  VIII.  in  die  Rechte  des  Parlaments  lu- 
rück  gewinnen  liess,  konnte  unter  den  widerwärtigen  Eindrücken  der 
kirchlichen  und  politischen  Reaction  während  derblutigenRegierungder 
Königin  Maria  (1553 — 1558)  weder  vom  Oberhause  noch  Unterfaause 
behauptet  werden.  Aber  auch  ihre  glückliche  Nachfolgerin  m(  dem 
Throne,  Elisabeth  (1558 — 1603),  verstand  meisterhaft  bei  aUer  son- 
stigen Unähnlichkeit  mit  ihrer  Schwester  Maria  und  ihrem  Vater 
Heinrich  VIII.,  unter  der  Aufrechthaltung  parlamentarischer  Formen 
und  der  überall  zum  Schein  ausgestellten  Vorliebe  für  die  alte  Lan- 
desverfassung, die  innere  Politik  ihrer  Vorgänger  für  Erhöhung  der 
königlichen  Gewalt  mit  grosser  Ausdauer  zu  verfolgen,  und  die  selb- 
ständige bestimmende  Wirksamkeit  des  Parlaments  auf  die  blosse  Ge- 
nehmigung ihres  königlichen  Willens  zurückzuführen.  Dafür  aber 
wirkten  gleichzeitig  mit  grossem  Vortheile  die  kirchliche  Umgestaltoog 
im  grösslen  Theile  des  Reiches,  der  ausserordentlich  rasch  sich  em- 
porhebende Grosshandel  mit  dem  Auslande  in  Verbindung  mit  dem 
regsten  Gewerbfleisse  im  inneren  Verkehre ,  endlich  die  lange  Dauer 
der  Regierung  Elisabeths ,  welche  mit  gleicher  Energie  und  Conse- 
quenz  fortgeführt  die  Interessen  des  Volkes  und  der  Regierung  auf 
mannigfache  Weise  innig  verknüpfte,  und  eben  dadurch  die  Entwik- 
Celung  der  politischen  Grösse  Englands  beim  Dahinscheiden  des  Hau- 
ses Tudor  über  alle  Erwartung  grossartig  forderte. 

Es  waren  aber  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  der  Regfoung 
und  den  beiden  Häusern  des  Parlaments  grund  gesetzlich  nicht  ge- 
ändert; es  standen  die  magnae  chartae  und  ihre  vielfachen  Erneuerun- 
gen aus  dem  dreizehnten,  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhunderte 
noch  zu  vollgeltender  Krtift,  weil  von  den  durch  dieselben  bewitüg- 
ten  Landesfreiheiten  vom  Parlamente  selbst  nichts  aufgehoben  war. 
Doch  die  Gegenkraft  der  in  der  That  in  den  wichtigsten  Angelegen- 
heiten allein  entscheidenden  königlichen  Gewalt  war  über  die  Privile- 
gien hinausgewachsen,  und  die  dabei  betheiligten  Parlamente  hatten 
ihre  Rechte  zur  Zeit  nicht  wahrgenommen ,  sie  hatten  ihre  ^pene 
Autorität  unbeachtet  gelassen,  weil  sie  bei  dem  Wohlbehagen  über  ihre 


V  Stat  31.  Henry  YIIl  c.  8.,  ahgedruM  Statutes  of  th.  R,   Fol  IE 
P.  72ß. 
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inneren ,  Zustande  und  dem  m  achsenden  Beiehtlium  des  Landes  niclit 
die  Form  von  dem  Wesen  der  bestimmenden  Macht  uuterscliicden. 

Ganz  anders  gestalteten  sich  aber  diese  Verhältnisse,  als  das 
Haus  Stuart,  bei  einer  ganz  verschiedenen  Entwickelung  der  Schotti- 
schen Veifsissung  in  anderen  Ansichten  von  der  königlichen  Gewalt 
gebildet»  durch  Erbrecht  zum  Besitz  der  Reiche  England  und  Irland 
gelangte,  und  diese  1603  zu  einem  gemeinschaftlichen  Staatsverbande  mit 
Schottland  vereinigte*),  obschon  auch  ohne  diese  Verbindung  das 
Britische  Reich  unter  Elisabeth  bereits  zu  einer  Europäisdien  Gross- 
macht sich  emporgeschwungen  hatte,  und  in  gleichem  Au&chwunge 
selbst  Dicht  einmal  unter  dem  ersten  Könige  dieses  Hauses  Jacob  I. 
(1603 — 1625)  weiter  fortschritt.  Die  persönliche  Schwäche  dieses  Kö- 
n%s,  das  schwankende  Benehmen  seiner  vertrauten  Bathgeber,  das  un- 
gemessene  Verlangen  von  Geldbewilligungen,  vor  allen  Dingen  aber 
die  wiederholten  Eingrifle  der  königlichen  Gewalt  in  die  Bechte  der 
persönlicheD  Sicherheit  und  Bedefreiheit  der  Mitglieder  beider  Parla- 
mentshauser,  und  die  bedrohte  Stellung  der  Anhänger  der  Presbyte- 
rialkircbe  und  aller  Evangelischen,  welche  nicht  streng  der  Episcopalkirche 
huldigten»  riefen  die  ersten  Proteste  des  Unterhauses  hervor  [1.  Dec. 
1621  und  liessen  die  alten  grossen  Freilieitsbriefe  als  ein  unzweifel- 
bafles  Geburtsrecht  und  die  heiligste  Erbschaft  der  Engländer  mit 
lebhaftem  Eifer  in  Anspruch  nehmen.  Nur  eine  Regierung  v^ie  die 
des  Königs  Heinrich  VUl.  und  seiner  Tochter  Elisabetli  wäre  im 
Stande  gewesen,  den  aufgeregten  Enthusiasmus  für  eine  unverkürzte 
Behauptung  der  alten  Landesfreiheiten  wieder  zu  beschwichtigen. 
Aber  der  ersichtliche  Verfall  des  Staates  bei  geschmälertem  Volks- 
wohlstände, der  Mangel  an  Uebereinstimmung  in  der  Staatsverwal- 
tung bei  überaus  starker  Steigerung  der  Geldbedürrnisse ,  und  zwar 
mehr  für  den  Hobtaat  und  schamlose  Bereicherung  der  ersten  Günst- 
linge als  für  die  aus  dem  anerkannten  Lindesintcresse  hervorgehen- 
den Slaatsausgaben:  alles  dies  bewirkte  als  eine  unausbleibliche  Folge 
I  den  Wiederaufbau  der  alten  Englischen  Landesverfas- 
B  soDg  aus  den  drei  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters,  jedoch  mit 
*  solchen Modificationen  für  die  königliche  Gewalt  und  ihr  Verhältniss  zu 
^  beiden  Häusern  des  Parlaments,  wie  sie  die  veränderte  Entwickelung 
■^  der  ionem  und  auswärtigen  Verhältnisse  Englands  nothwendig  ver- 
bngta  Dies  war  schon  vorbereitet  unter  den  letzten  Jahren  der  Be- 
gierung  Jacobs I.,  und  wurde  weiter  fortgeführt  unter  Carl  I.  (1625, 
lunger.  1640),  dann  aber  durch  die  Bevolution  unterbrochen. 

V  Mönig  Jacob  L  nannte  bereits  \Q04  das  vereinigte  Reich  Grossbritanien 
(Greai  BrUainJ  und  strebte  nach  völliger  Union  der  inneren  Verhältnisse, 
äse  Jedoch  selbst  für  Schottland  erst  nach  einem  Jahrhunderte  erreicht  wurde, 
wie  dies  aus  der  unten  folgenden  Unionsaete  vom  16.  März  1707  hervorgeht. 
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Es  waren  also  keine  neuen  Rechtsverwilligungen ,  welchi 
Carl  1.  1627  begehrt  und  nach  einigem  Widerstreben  erlangt 
den:  es  war  nur  efaie  zeitgemässe  Anerkennung  der  nie  aü 
benen,  sondern  nur  theilweise  in  Vergessenheit  gebrachten  L 
freiheHai,  und  die  eben  deshalb  der  frischen  Anerkeopung  v^ 
Königs  Seite  bedurften,  weil  Carl  I.  seit  seinem  zweiten  Regiei 
jakre  noch  weit  willkührlicher  als  sdn  Vorgänger  durch  fortg< 
Handlungen  die  Nichtbeachtung  der  Landesverfassung  offen   a 


inn.  The  PetItiMi  Kdilblted  ta  HIs  M i^t 
liy  the  li^rds  Splrltuall  and  TemporaU 
CTonuii^ini^  eoneemlngdlTers  Rlglits  andlifl 
tfee  mt  the  Snltfeete  t  wlfh  the  Klnss  ntiOef 
Rayall  Aimswere  thereimto  In  fiill 
*  Parllament« 

Anno  tertioCaroli  primi  anno  domini  1627*). 

Memorandum  quod  Domini  Spirituales  et  Temporales  et  ipsi  de 
Communi  in  hoe  presenti  Parliamento  congrcgati  sephis  intef  se  consul 
de  quadam  Petitione  de  Recto  Domino  Regi  exhibenda,  Quequidem 
Die  Mercurii  Vicesimo  octavo  Die  Blaji  per  ipsos  Dominos  et  Commune 
Domino  Regi  exhibita  fuit.  Eidemque  Peticioni  Dominus  noster  Rex 
suum  Responsum  in  pleno  Parliamento  dedit  Die  Sabbati  Septimo  Di 
proxime  sequenti,  Cujus  quidem  Peticionis  et  Responsi  Tenor  sequitur 
rerba,  videlicet: 

The  Peticion  Exhibited  to  His  Majestie  by  the  Lords  Spiritna 
Temporall  and  Commons  in  this  present  Parliament  assembled  conc 
di?ers  Rights  and  Liberties  of  the  Subjects:  with  the  Kings  Majesties 
Aunswere  thereunto  in  lull  Parliament. 

To  the  Kings  most  £xccllent  Majestie. 

Uumbly  shew  unto  our  Soveraigne  Lord  the  King  the  Lords  Sp 
and  Temporall  and  Commons  in  Parliament  assembled,  That  vherea 
declared  and  enacted  by  a  Statute  made  in  the  tyme  of  the  Raigne  c 
£dward  the  Grst  conmonly  called  Statutum  de  Tallagio  non  concede 
That  no  Tallage  or  Ayde  should  be  layd  or  levyed  by  the  King  or  his 
in  thisRealme  withont  the  good  will  and  assent  of  the  Archbishupps  Ei 
Karies  Barons  Knigbis  Borgesses  and  other  the  Freemen  of  the  Comn 
üf  this  Realme»   And  by  Authoritie  of  Parliaiient  holden   in    the  fr 


V  Abgedruckt  mit  einem  Facsimile  dieser  Urkunde  unter  der  Au 
„Inrollment  of  the  Petition  of  Rights  3  Charles  L*',  das  von  dein  im 
archiv  aufbewahrten  Original  entnommen  ist,  in  den  Statutes  of  th,  I 
r.  pg.  23-24. 
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Tag  legte ,  durch  die  maasslosen  Geldverschleuderungen ,  durch  die 
rasch  aufgehäuften  Schulden  der  Krone,  durch  die  Aufhebung  des 
Parlaments  im  J.  1626,  olme  dessen  Bewilligung  dennoch  das  Ton- 
pengeld  witer  forterhoben  und  eine  Zvvangsanleihe  aufgebracht 
war.'  Ofese  königliche  Anerkennung  wurde  in  der  Bestätigung  der 
Mcbf olgenden  Bill  ofRight  gewährt,  welche  in  dem  zweiten  Parla- 
mente Carls  !>)   1627  zur  königlichen  Acic  erhoben  wurde. 


TII.  Die  Petltloii^  welelie  §r«  niqjestftt  durcli 
41e  0et8tlle1ieii  nim  iveltUcben  ILordsi  und  die 
(SenbeiveiPi  T^rselest  M^  betreffend  Tersehle- 
ieae  Beeilte  und  Freiheiten  der  IJnterthanen^ 
malt  des  Hftnigs  Antivort  auf  dieselbe  Im 

T#II(en  Parlainente» 

Aus  dem  dritten  Begierungsjahre  Carls  I.  1627. 

Es  ut  za  bemerken,  dass  die  geistlichen  und  weltlichen  Lords  und  die 
Mitgliedtr  des  Hauses  der  Gemeinen,  welche  in  diesem  gegenwärtigen  Paria- 
neote  versammett  sind,  öfters  unter  sich  über  eine  Petition  herathen  ha- 
bet, 4ie  dem  Rdnigc  in  Betreff  der  Rechte  vorgelegt  werden  müsse: 
welche  Petition  am  Mittwoch  d.  28.  Mai  selbst  durch  die  Lords  und  die  Ge- 
mmen dem  Könige  vorgelegt  ist,  und  auf  welche  Petition  unser  König  seine 
konij^che  Antwort  in  vollem  Parlamente  am  Sonnabend  d.  7.  des  nächslfol- 
goden  Juni-Monats  crtheilt  hat  Der  Inhalt  dieser  Petition  und  königlichen 
Antwort  lautet  wörtlich  also: 

Die  Petition,  welche  Sr.  Majestät  durch  die  geistlichen  und  weltlichen 
Lords  und  durch  die  Gemeinen,  die  in  diesem  gegenwärtigen  Parlamente  ver- 
sammelt, vorgelegt  ist,  betreffend  verschiedene  Rechte  und  Freiheiten  der 
Unterthanen  mit  des  Königs  Majestät  Antwort  darauf  in  vollem  Parlamente. 

An  des  Königs  durchlauchtigste  Majestät. 

Unterthänigst  stellen  unserem  souverainen  T^ndesherra  und  Könige  wir 
m  Parlamente  versammelte  geistliche  und  weltliche  Lords  und  Gemeinen  vor, 
dass  da  es  erjdärt  und  festgesetzt  ist  durch  ein  zur  Zeit  der  Regierung  des 
Königs  £duard  L  gemachtes  Statut,  welches  gemeinhin  genannt  ist  Statulum 
de  Tallagio  non  concedendo,  dass  weder  eine  Auflage  noch  eine  Beisteuer  von 
deD  Könige  oder  seinen  £rben  in  diesem  Königreiche  gesetzt  oder  erhoben 
werden  solle  ohne  die  Bewilligung  und  Zustimmung  der  Erzbischöfc,  Bischöfe, 
Gnden,  Barone,  Ritter,  der  Abgeordneten  der  Städte  und  Flecken  und  der 
tpdereu  freien  Männer  der  Gemeinen  dieses  Königreichs:  und  da  es 
femer  durch   den  Beschluss  des   Parlamentes  ,    welches  in  dem    Ainfund- 

V  D<u  zweite  Parlament  umrde  zu  Westminster  zu  Anfang  des  dritten 
Regierungsjahres  dieses  Königs  gehalten,  das  vom  27.  März  1627  bis  zum  20. 
März  1028  währte.  Die  Genehmigung  selbst  erfolgte  bereits  am  7.  Juni,  also 
1637  und  nicht  1628,  wie  gemeinhin  das  Datum  dieses  Grundgesetzes  angege- 
ben wird,  euch  bei  Hume,  Lingard,  Hallam  u,  s,  \c.  Vgl.  überdies  über  die 
dabei  vorkommenden  Facta  Hall  am,  Constitut  histor.  vol.  IL,  das  ganze 
siebente  Cap. 

gehaberl,  Verfassungsorkonden.  ß 
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twentith  yeare  of  the  raigne  of  King  £dward  the  third*),  it  is  dedared  and 
enacted,  Tbat  from  thenceforth  no  person  shoold  be  oompelled  to  make  any 
Loanes  to  the  King  against  bis  will,  because  such  Loanes  were  against  reason 
and  the  franchise  of  the  Land,  And  by  other  Lawes  of  this  Realme  it  is  pro* 
Tided,  tbat  none  shoold  be  charged  by  any  Charge  or  ImpMidon  ptiSled 
a  Benevolence  nor  by  such  like  Charge;  by  which  the  Statutes  before  men; 
cioned  and  other  the  good  Lawes  and  Statutes  of  this  Realme  your  Sobjects 
have  inherited  this  Freedome,  That  they  should  not  be  compelled  to  contri- 
bute  to  any  Taxe  Tallage  Ayde  or  other  like  Charge  not  sett  by  common 
consent  in  Parliament. 


Yet  neverthelesse  of  late  divers  Commissions  directed  to  sundry  Goob 
missioners  in  severall  Counties  with  Instrucdons  have  issued,  by  meanes 
whereof  your  people  have  been  in  divers  places  assembled  and  reqoired  to 
lend  cerlaine  sommes  uf  mony  unto  your  Majestie,  and  many  of  thttn  uppon 
their  refusall  soe  to  doe  have  had  an  Oath  administred  unto  them  not  war- 
rantable  by  the  Lawes  or  Statutes  of  this  Realme,  and  have  been  coöstrayned 
to  become  bound  to  make  apparance  and  give  attendance  before  your  Privie 
Councell  and  in  other  places;  and  others  of  them  have  been  therefore  impri* 
soned  confined  and  aondry  other  waies  molested  and  disquieted.  And  dhrers 
other  charges  have  been  laid  and  levied  upon  your  people  in  severall Coonties 
by  Lord  Lieutenants  Deputie,  üeutenants  Commissioners  for  Masters,  Justkes 
of  Peace  and  others  by  Commaund  or  Direccion  from  your  Majestie  or  yomr 
Privie  Councell  against  the  Lawes  and  free  Customes  oi  the  Realme. 

» 

And  where  alsoe  by  the  Statute  called  The  great  Charter  of  the  Liber- 
ties  of  England,  Itis  declared  and  enacted,  That  no  Freeman  may  be  taken 
or  imprisoned  or  be  dtsseised  of  his  Freehold  or  Liberties  or  hb  free  Cu- 
stomes or  be  outlkwed'6f  exiled  or  in  any  manner  destroyed,  but  by  the 
lawfull  Judgment  of  hift  l^res  or  by  the  Law  of  the  Land. 

And  in  the  eight  and  twentith  yeere  of  the  raigne  of  King  Edward  the 
third  it  was  declared  and  enacted  by  authoritie  of  Parliament,  that  no  man 
of  what  estate  or  condicion  that  he  be,  should  be  put  out  of  his  Land  or 
Tenements  nor  taken  nor  imprisoned  nor  disherited  nor  put  to  death  withoat 
being  brought  to  aunswere  by  due  processe  of  Lawe:  Neverthelesse  against  the 
ienor  of  the  said  Statutes  and  other  the  goodf  Lawes  and  Statutes  of  your 
Realme  to  that  end  provided,  divers  of  your  Subjects  have  of  late  been  im- 
prisoned without  any  cause  shewed:  And  when  for  their  deliverance  they 
were  brought  before  your  Justices  by  your  Majesties  Writts  of  Habeas  corpns 
there  to  undergoe  and  receive  as  the  Court  should  order,  and  Aeir  Keepers 
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mni^stoiilahrederRegienuig  de9Königs£diurdIII.9efaaltett  wurde, erklärt  and 
kstgefletit  ist,  dass  von  diesem  Zeitpunkte  ab  Niemand  genöthigt  werden  solle, 
vider  seinen  Willen  dem  Eönige  ein  Darlehn  zu  machen,  weil  solche  Dar- 
Hoe  gegen  die  Vernunft  und  die  Freiheit  des  Landes  wären:  und  da  femer 
dorch  andere  Gesetze  dieses  Königreiches  vorgesehen  ist,  dass  Niemand  bt" 
lastet  werden  solle  durch  irgend  eine  Belastung  oder* Anforderung,  welche 
gauuuit  wir4  eine  freiwillige  Gabe,  noch  durch  irgend  eine  solche  ähn- 
liche Belastung:  dass  also  in  diesen  vorher  erwähnten  Statuten  und  anderen 
goten  Gesetzen  und  Statuten  dieses  Königreichs  Eure  Unterlhanen  diese  Frei* 
Mt  ererbt  haben,  dass  sie  nicht  genöthigt  werden  sollen  beizusteuern  zu 
irgend  einer  Steuer,  Auflage,  Beihülfe  oder  irgend  einer  andern  ähnlichen 
Beiastang,  die  nicht  durch  den  gemeinschaftlichen  Beschluss  im  Parlamente 
festgesleilt  ist 

Nichtsdestoweniger  ist  seit  kurzer  Zeit  von  verschiedenen  Commissionen 
der  Befehl  erlassen  an  besondere  Gommissarien  in  mehreren  Grafschaften, 
welche  mit  Instructionen  versehen  sind,  auf  deren  Grundlage  sie  Euer  Volk 
an  Terschiedenen  Orten  versammelt  und  von  demselben  verlangt  haben,  eine 
gewisac  Summe  Geld  Euer  Majestät  darzuleihen.  Und  einige  von  diesen  Ver- 
sammeHcn  haben  auf  ihre  Weigerung  so  zu  thun  jenen  Gommissarien  einen 
Eid  ableisten  müssen,  der  nach  den  Gesetzen  und  Statuten  dieses  Königreichs 
nicht  la  rechtfertigen  ist,  und  sind  genöthigt  worden  sich  für  verpflichtet  zu 
erküren,  vor  Eurem  Geheimen  Rathe  und  an  anderen  Plätzen  sich  zu  stellen 
und  Folge  ra  leisten.  Und  einige  von  diesen  sind  seitdem  verhaftet,  ins  Ge- 
fängntss  gesperrt  und  auf  verschiedene  andere  Weise  belästigt  und  beunruhigt 
Und  mehrere  andere  Lasten  sind  auf  Euer  Volk  gelegt  und  von  demselben 
gefordert,  in  mehreren  Grafischaften  durch  die  Lord -Lieutenants,  durch  die 
Lieutenants-Commissarien  für  die  Musterung  der  Truppen,  durch  die  Friedens- 
richter und  durch  andere  Leute  auf  Befehl  oder  Anordnung  von  Eurer  Ma- 
jestät oder  Eurem  Geheimen  Rathe,  gegen  die  Gesetze  und  das  freie  Herkom- 
men dieses  Königreidis. 

Und  da  auch  femer  durch  das  Statut,  welches  das  grosse  Grundgesetz 
der  Landesfreiheiten  von  England  genannt  wird,  erklärt  und  festgesetzt  ist, 
dass  kein  freier  Mann  ergriffen,  oder  ins  Gefängniss  gelegt  oder  seines  freien 
Besitzthums,  semer  Rechte  oder  der  freien  Satzungen  des  Gewohnheitsrechtes 
beraubt  oder  ausserhalb  des  Gesetzes  erklärt,  oder  verbannt  oder  auf  irgend 
eine  Weise  zu  Tode  gebracht  werden  soUe,  es  sei  denn  nach  dem  gesetzlichen 
Urtbeile  seiner  Standesgenossen  oder  nach  dem  Rechte  des  Landes. 

Und  in  dem  achtundzwanzigsten  Jahre  der  Regierung  des  Königs  Edu- 
ard III.  ist  durch  Parlaments- Beschluss  erklärt  und  festgesetzt  worden,  dass 
kein  Mann,  von  welchem  Stande  und  in  welcher  Lage  er  auch  sein  möge, 
aus  seinen  Ländereien  oder  Pachtungen  getrieben,  noch  verhaftet  oder  ins 
Gedngniss  gesetzt  noch  enterbt  noch  mit  dem  Tode  bestraft  werden  solle, 
ohne  nicht  zu  der  Möglichkeit  gekommen  zusein,  auf  dem  angemessenen  Rechts- 
wege sich  zu  vertheidigen. 

Nichtsdestoweniger  sind  gegen  den  Inhalt  der  genannten  Statuten  und 
andero'  guter  Gesetze  und  Statuten  Eures  Königreiches,  die  zu  diesem  Zwecke 
gegeben  sind,  verschiedene  Unterthanen  Eurer  Majestät  in  letzter  Zeit  ins 
Gefängniss  gesetzt  worden,  ohne  dass  man  die  Veranlassung  dazu  erkannt 
hatte.  Und  wenn  sie  zu  ihrer  gerichtlichen  Ueberlieferung  vor  Eure  Richter 
aof  Eurer  Majestät  Habeas-Corpus-Mandate  geführt  wurden,  um  hier  die  Strafe 
ID  erleiden  und  zn  empfangen  wie  der  Gerichtshof  sie  anordnen  würde,  und  ihre 


84 

coramaiiiided  to  certifie  Uie  canies  of  ih«r  detayaer,  ii6  eiuse  ^at  CMliOedt 
bat  that  they  were  deteined  by  your  Majesties  spedall  coaimaiind  signifled 
by  thc  Lords  of  your  Privie  Councell,  and  yet  were  retnraed  backe  to  sevefdU 
prisons  without  being  diarged  wiüi  any  thing  to  wfaich  they  might  make 
aunswere  according  to  the  Lawe. 


And  whercas  of  late  greal  Gompanies  of  Souldiers  and  Marriners  have 
bern  dispersed  into  divers  Gounties  of  the  Reahne,  and  the  inhabitants  againsl 
iheir  ^iüs  ha\e  becn  compelled  to  receive  them  into  their  houses,  and  there 
tu  suffer  them  to  sojourne  against  the  Lawes  and  Customes  of  bis  Realme  and 
to  Ihe  great  greivance  and  vexacion  of  the  people. 


And  whereas  alsoe  by  authoritie  ofParliament  in  the  five  andtwentith 
yearc  of  the  Raignc  of  King  Edward  the  third  it  is  declared  and  enacted, 
that  no  man  should  be  furejudged  of  Ute  or  limbe  against  the  forme  of  the 
Great  Charter  and  Üie  Lawe  of  the  Land,  And  by  the  said  Great  Charter, 
and  other  the  Lawes  and  Statutes  of  this  your  Realme  no  man  ought  to  be 
adjudged  to  death  but  by  the  I^wes  established  in  Chis  your  Realme,  either 
by  the  customes  of  the  samc  Realme  or  by  Acts  of  Parliament.  And  whereas 
no  oiTendor  of  what  kindc  soevcr  is  exempted  from  the  proceedings  to  be 
used  and  punishments  to  be  inflicted  by  Üie  Lawes  and  iStatutes  of  this  your 
Reahne,  Neverthelesse  of  late  tyme  divers  Commissions  under  your  Kajesties 
great  Scale  have  issued  iorth,  by  which  certaine  persons  have  been  assigned 
and  appointed  Gommissioners  with  power  and  authoritie  to  proceed  within 
thc  land  according  to  the  Justice  of  Martiall  Lawe  against  such  Souldiers  or 
Marriners  or  olher  dlssolute  persons  joyning  wiüi  them,  as  should  oommitt 
any  murther  robbery  felony  muting  or  oüier  outrage  or  misedemeanor  what- 
soever,  and  by  such  summary  course  and  order  as  is  agreeable  to  Martiall 
Lawe  and  as  is  used  in  Ärmies  in  tyme  of  warr  to  proceed  to  the  tryaU  and 
condemnadon  oi  such  ofTendiers,  and  them  to  cause  to  be  executed  and  putl 
to  death  according  to  the  Lawe  Martiall 


By  pretext  whereof  some  of  your  Majesties  Subjects  have  been  by 
somc  of  the  said  Gommissioners  put  to  deafh,  when  and  wherc,  if  by  the  La- 
wes and  Statutes  of  thc  land  they  had  deserved  death,  by  the  säme  Lawes 
and  Statutes  alsoe  they  might  and  ny  no  other  ought  to  ha^'e  byn  jndged  and 

executed. 


And  alsoe  sondrie  greivot»  oflfendors  by  colour  thereof  clayming  an 
exempcion  hape  escaped  the  punishments  doeto  them  by  the  Lawes  atid  Sta- 
tutes of  this  yotir Realme,  by  reason  that  divers  of  yourOffieers  and  dünisters 
of  Justice  have  unjusUie  relused  or  forbome  to  proceed  against  such' OfTendors 
according  to  the  same  Lawes  and  Statutes,  uppon  pretenci^  that  the  ädäd  offen- 
dors  #ere  ptmishable  oncfic  by  Starthtll  hw  atid  by  authoritie  of  such  Com* 
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/Sttipiistoabeher  aufgefordert  worden,  die  Vehfkdassung  tu  ihrer  Verhaftm^ 
ber  aäxugeben,  so  wurde  keine  andere  Ursache  angegeben,  als  dass  sie  anf 
er  Majestät  Special-Befehl  verhaftet  worden,  der  von  den  Lords  £ures  Ge- 
oien^Räth»  onterzeidinet  wäre:  und  dessen  ungeachtet  9ind  sie  wieder  in 
e  Gefangnisse  zurftckgeforacfat,  ohne  irgend  eines  Vergehens  angeklagt  zu 
I«  für  iMrelches  sie  eine  den  Gesetzen  des  Laote  entsprechende  iTertheidi- 
ig  hätten  vorbringen  können. 

Und  da  ferner  in  letzter  Zeit  grosse  Gompagnien  von  Land-  und  See- 
iitefi  sid)  Ober  verschiedene  Grafschaften  dieses  Eonigreichs  zerstreu!  und 
Bewohlier  wider  ihren  Willen  gezwungen  haben,  sie  in  ihre  Häuser  auf- 
ehtten  und  hier  ihren  Aufenthalt  zu  dulden  gegen  die  Gesetze  und  das 
rkommen  dieses  Königreiches  und  txt  grosser  Beschwerde  und  Belästigung 
Volke». 

Und  da  ebenso  durch  Parlamentsbeschluss  in  dem  fUnfundzwanzigsten 
^ierungajahre  des  Königs  Eduard  III.  erklärt  und  festgesetzt  ist,  dass  Nie- 
ad  verurtheilt  werden  sollte,  sein  Leben  oder  ein  Glied  seines  Körpei^  zu 
ierco  gegen  die  Bestimmungen  des  grossen  Freihdtsbrieles  und  der  Ge- 
te  desLandes;  und  obgleich  da  nach  dem  genannten  grossen  Freiheitsbriefe 
k  nach  andern  Gesetzen  und  Statuten  Eures  Königreiches  Niemand  zum 
!e  verurtheilt  werden  darf  als  nach  den  allgemeinen  Gesetzen,  welche  in 
MiDii  Eurem  Königreiche  errichtet  sind,  oder  nach  den  besonderen  Gesetzen 
sdben  Königreichs  oder  nach  den  Beschlüssen  des  Parlamentes:  und  ob- 
ich  ferner  kein  Schuldiger,  von  welchem  Stande  er  auch  immer  sein  mag, 
I  dem  gewohnten  Gerichtsverfahren  und  von  den  Bestrafungen  ausgenom- 
■  ist,  weichen  er  nadi  den  Gesetzen  und  Statuten  dieses  Eures  Königreichs 
£ülen  ist:  so  sind  doch  nichtsdestoweniger  in  letzter  Zeit  verschiedene 
Omissionen  unter  Eurer  Majestät  grossem  Siegel  darüber  hinausgegangen, 
rch  welche  gewisse  Personen  ansewiesen  und  mit  der  Gewalt  und  Macht 
dddet  sind,  gerichtlich  in  dem  Lande  nach  der  tlechtspflege  des  Martial- 
setzes  zu  verfahren  gegen  solche  Soldaten  oder  Seeleute  oder  andere  um- 
Mhweifende  Personen,  die  sich  mit  ihnen  verbunden  haben,  um  irgend 
en  Mord,  Raub,  Felonie,  Aufruhr  oder  irgend  ein  anderes  Verbrechen  oder 
heil  zu  begehen,  und  nach  solchem  sununarischen  Rechtsverfahren  und 
±  solcher  Anordnung,  wie  sie  dem  Martial-Gesetze  angemessen  und  wie 
bei  den  Heeren  zur  Zeit  des  Krieges  gewöhnlich  ist,  die  gerichtliche  Un- 
suchung  durehzuführcn,  und  solche  Schuldige  zu  verurtheilen  und  auch  an 
isdben  das  Todesurtbeil  in  Uebercinstimmung  mit  dem  Martial-Gesetze 
btrecken  zu  lassen. 

Und  da  unter  dem  Vorwandc  dieser  Rechtspflege  einige  von  Euer  Ma- 
tat  Unterthanen  von  den  genannten  Commissarien  mit  der  Todesstrafe  be- 
t  sind,  welche,  wenn  sie  den  Tod  nach  den  Gesetzen  und  Statuten  des 
ddes  verdient  hätten,  auch  nur  nach  denselben  Gesetzen  und  Statuten  und 
±.  keinen  anderen  gerichtet  und  zum  Tode  verurtheilt  werden  mussten. 

Und  da  anderseits  mehrere  gewaltthätige  Verbrecher  unter  demselben 
rwande  eine  Exemtion  in  Anspruch  nehmend  der  Bestrafung  entschlüpft 
d,  welche  sie  nach  den  Gesetzen  und  Statuten  dieses  Eures  Königreichs 
tte  treffen  müssen,  indem  verschiedene  Beamte  und  Rechtspfleger  Eurer 
ijestät  auf  ungerechte  Weise  sich  geweigert  oder  verzögert  haben  gegen 
che  Schuldige  einzuschreiten  in  ücbereinstimmung  mit  denselben  Gesetzen 
i  Statuten,  unter  dem  Vorgeben,  dass  die  genannten  Schuldigen  allein  nach 
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missioos  as  aforesaid.  Which  Commissions  and  all  other  of  like  natnre  are 
wholly  and  direcUie  contrary  of  the  said  Lawes  and  Statules  of  this  yonr 
Reahne. 

They  doe  therefore  humblie  pray  your  most  £xcellent  Migestie,  that 
no  man  hereafter  be  compelled  to  make  or  ydld  any  Guift,  Loane,  Banevo- 
lence,  Taxe,  or  such  like  Charge  ivithout  common  consent  by  Acte  of  Parlit* 
ment,  And  that  none  be  called  to  make  aunswere  or  take  such  Oath  or  to 
give  attendance  or  be  confmed  or  otherwise  molested  or  disquieted  conceming 
the  same  or  for  refiisall  thereof.  And  that  no  freeman  in  any  such  manner  as 
18  before  mencioned  be  imprisoned  or  deteined.  And  Üiat  your  Mijealie 
would  be  pleased  to  remove  the  said  Souldiers  and  Marriners  and  that  yov 
people  may  not  be  soe  burthened  in  tyme  to  come.  And  that  the  aforeiaid 
Commissions  for  proceeding  by  MartiaU  Lawe  may  be  revoked  and  annidled. 
And  that  hereafter  no  Commissions  of  Uke  nature  may  issue  forth  to  any 
person  or  per^ns  what  soever  to  be  executed  as  aforesaid,  lest  by  colonr  of 
them  any  of  your  Majesties  Subjects  be  destroyed  or  put  to  death«  oonlnry 
to  the  Lawes  and  Franchise  of  Üie  Land. 

All  which  they  most  humblie  pray  of  your  most  Exoellent  Majestie  as 
their  Rights  and  Liberties  according  to  the  Lawes  and  Statutes  of  thisReafanc^ 
And  that  your  Majestie  would  alsoe  vouchsafe  to  declare,  that  the  Aoconli 
doings  and  proceedings  to  the  prejudice  of  your  people  in  any  of  the  pro- 
misses  shall  not  be  Drawen  hereafter  into  consequence  or  example.  And  Ihit 
your  Majestie  would  be  alsoe  gradouslie  pleased  for  the  further  comfort  «ad 
safetie  of  your  people  to  declare  your  Royale  will  and  pleasure,  That  in  Um 
things  aforesaid  all  your  Officers  and  Ministers  shall  serve  you  according  to 
the  Lawes  and  Statutes  of  this  Realme,  as  they  tender  the  Honor  of  joar 
Majestie  and  the  prosperitie  of  this  Kingdome. 

Qua  quidem  Peticione  lecta  et  plenus  intellecta  per  dictum  Domunm 
Regem  taliter  est  responsum  in  pleno  Parliamento  videlicet  Rex  „Seit  droü 
lait  come  est  desire.  '* 
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und  der  Ermächtigung  jener  oben  erwähnten  Gommis- 
en  zu  beslraftoi  waren:  welche  Gommissionen  jedoch  sowie  alle  anderen 
ihnUcher  Beschaffenheit  gänzlich  und  geradezu  entgegenstehen  den  ge- 
Uten  Gesetzen  und  Statuten  Eures  Königreichs. 

So  legen  wir*)  hiemit  £uer  Durchlauchtigsten  Majestät  unterthänig  die 
e  Tor,  dass  Niemand  in  Zukunft  gezwungen  werden  soll,  eine  Gabe,  ein 
lehn»  dne  Spende,  eine  Steuer  oder  eine  ähnliche  Abgabe  herzugeben  oder 
oltfiiigen  ohne  die  gemeinschaftliche  Zustimmung  durch  einen  Parlaments- 
iiliits;  Und  dass  Niemand  aufgefordert  werden  soll  sich  darüber  zu  recht- 
|en«  oder  sich  zu  einem  solchen  £ide  zu  verpflichten,  oder  sich  persönlidi 
tauen»  und  dass  Niemand  verhaftet  oder  auf  andre  Weise  belästigt  und 
unhigt  werden  soll  in  Betreff  auf  solche  Anforderungen  oder  für  die 
veigening  derselben.  Und  dass  kein  freier  Mann  in  irgend  solcher  Weise, 
rorher  erwähnt  ist,  verhaftet  und  ins  Gcfängniss  gesetzt  werden  soll.  Und 
CS  Euer  Majestät  gefallen  möge,  die  genannten  Soldaten  und  Seeleute 
ntfemen,  und  dass  Euer  Volk  in  Zukunft  nicht  mehr  so  ttberbttrdet  wer- 
oiSge.  Und  dass  die  vorhergenannten  Gommissionen  für  das  richterliche 
Uirai  nach  dem  Martial- Gesetze  zurückgenommen  und  aufgehoben  wer- 
.  Und  dass  fernerhin  keine  Gommissionen  von  ähnlicher  Beschaffenheit 
chtfidi  Terfobren  sollen  gegen  irgendjemand,  von  welcher  Art  er  auch  sein 
pe»  nm  an  demselben  in  vorerwähnter  Weise  das  Urtheil  vollstrecken  zu 
ou  damit  nicht  unter  dem  Vorwande  derselben  einige  von  Eurer  Majestät 
eitbanen  zo  Grunde  gerichtet  oder  mit  dem  Tode  bestraft  werden,  ganz 
en  die  Gesetze  und  die  Freiheit  des  Landes. 

Alles  dieses  erbitten  wir  sehr  unterthänigst  von  Euer  Durchlauchtigsten 
jeitit  als  unsre  Rechte  und  Freiheiten  in  Uebereinstimmung  mit  den  Ge- 
CD  und  Statuten  dieses  Königreichs.  Und  dass  Eure  Majestät  also  gewäh- 
wdle  zu  erklären,  dass  die  richterlichen  Urtheile,  die  Handlungen  und 
Verfahren,  welche  zum  Nachtheile  Eures  Volkes  in  einigen  der  vorausge- 
idEten  Fälle  vorgekommen  sind,  in  Zukunft  nicht  zur  Nachfolge  und 
Ezemplification  benutzt  werden  sollen.  Und  dass  es  Euer  Majestät  also 
ügst  gefallen  wolle  für  das  fernere  Wohlbefinden  und  die  Sicherheit  Eures 
[es  ZQ  erkfären  Euren  königlichen  Willen  und  Gefallen,  dass  in  den  vor- 
innten  Dingen  alle  Eure  Beamte  und  Diener  Euch  dienen  sollen  in  Ue- 
insUmmung  mit  den  Gesetzen  und  Statuten  dieses  Königreichs,  wenn  sie 
Ehre  Euer  Majestät  und  das  Glück  dieses  Königreichs  achten. 

Nadidem  diese  Petition  gelesen  und  vollkommen  durch  den  genannten 
n  König  gewürdigt  war,  ist  auf  folgende  Weise  in  vollem  Parlamente  die 
roit  ertheilt. 

Der  König:  Es  soll  das  Recht  gehalten  werden,  wie  gewünscht  ist. 


*)  Die  neun  vonftfren  Äbsätxe  enthalten  die  Beschwerden  aU  Motive  der 
Um,    worauf  denn  in  diesem  Zehnten  als  Nachsatz  die  Petition  selbst 

Der  parlamentarische  Stil  ist  einmal  weitläufig,  aber  doch  an  sich  so 
ieh,  dass  die  klare  Einsieht  in  das  Sachverhältniss  darunter  nicht  leidet. 
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Die  Form  dieser  Königlichen  Bestätigung  ist  deshalb  agenthum- 
lich,  weil  nicht  eine  förmliche  Acte  darüber  ausgefertigt  ist,  die  m 
der  gewöhnlichen  Form,  nachdem  sie  als  Bill  die  Genehmigung  bd- 
der  Häuser  erlangt,  zur  königlichen  Sanction  vorgelegt  worden.  Viel- 
mehr ist  dieses  Grundgesetz  nur  als  ein  Protokoll  ausgefertigt,  dass  , 
die  vom  Parlamente  eri)etene  Erneuerung  alter  Landesfreiheiten  vom 
Könige  im  Parlamente  mit  der  gewohnten  Genehmigungsform^l  tan- 
ctjonirt  ist,  obgleich  die  namentlidi  aufgeführten  zur  emeuertea  An* 
erkeonuqg  des  Königs  vorgelegten  Privilegien  sämmtlich  ans  (j&n 
dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhunderte  herrühren. 

Aber  König  Carl  I.  hatte  nicht  mit  der  edlen  Absiebt   treuer 
Aufrecbtiialtung  der  alten  Landesfreiheiten  eine  erneuerte  Geltung 
zugesichert.    Wie  er  schon  zuerst  durch   eine  dunkle  zweideutige 
Anerkennung  sich  hatte  aus  der  Schlinge  ziehen  wollen,  so  Hess  er 
auch  1628  Abdrücke  der  Bill  of  Bight  mit  dieser  nicht  angenomioe- 
nen   Antwort  in  Umlauf  setzen,  lösste  das   darauf  im  J^  1629 
versammelte  Parlament  in  heiliger  Aeusserung  seine»  Unwilleas  mA 
wenigen  Wochen  auf,  und  äusserte  nun  den  Willen  auch  ohne  Ein- 
berufung^ des  Parlaments  seine  Kegierung  fortzusetzen.    Eiif  Jafare  j 
setzte  es  Carl  L  durch  und   mehrere  neue  Steuern  wurden  dpge-  1 
führt,  ohne  die  Zustimmung  des  Parlaments  zuvor  für  dieselben  er-  ^ 
langt  zu  haben.    Dadurch  erzeugte  sich  eine  allgemeine  ErfoitteroDg  * 
in  England  und  Schottland,  durch  verhasstc  kircliliche  Anordnungen  wurde  ^ 
diese  schon  starke  Erbitterung  noch  gesteigert.  Das  endUdi  im  April  1640  ''^-^ 
einberufene  Parlament  zeigte  erklärlich  keine  Bereitwilligkeit  fiir  (üb  ^ 
vermehrten  Geldforderungen  des  Königs,  aber  seine  Auflosung  in  dtf 
dritten  Woche  darauf  (3.  Mai  1640)  vernichtete  völlig  das  Yertatmes  .^ 
zwischen  dem  Volke  und  der  königlichen  Begierung.    Daher  blieb 
am  3.  Nov.  1640  neu  versammelte  Parlament  wider  den  Willen 
Königs  beisammen;  das  Unterhaus  ergriff  in  demselben  dieLeibiog 
begnügte  sich  jetzt  nicht  mehr  mit  der  Theilnahme  an  der  Gesetige*  L 
bung  und  den  Geldbewilligungen,  es  verlangte  die  IMitregicraDg*),  es  ^- 
forderte  Gleichheit  der  Rechte  mit  der  königliciien  Gewalt,  «s  verdraogto^ 
die  höhere  Geistlichkeit  und  den  Adel  aus  dem  Besitz  derüacbt  ZWr' 
forderte  es  im  Jan.  1641  nur  alle  drei  Jahre  das  Zusammentrete!!  desPar- ' 
Inmentcs,  das  jedoch,  wenn  der  König  die  Wahl  der  Gemeinen  oder  sdne  ^ 
Einberufung  verzögerte,  auch  selbständig  gewählt  werden  und  sich  versam-  ^ 
mein  könne.  Das  damals  noch  vcrsammeitePailament  blieb  aber  Mlbrtpe^  -s 


V  Vergl  An  Act  for  the  preventing  of  inconveniencies  huppening  fcyÄf] 
long  intermißsion  of  Parliaments,  dbgedr.   in   den  Statutes   of  th,  IL  voL  W- 
p,  54,  und  die  übrigen  in  diesem  Bande  mitgetheilten  Parlamenisacie  ^36  asü 
der  Zahl)  aus  dem  J,  1640. 
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manent  und  wurde  ein  I  aug  e  s ,  bis  dass  es  nach  vielen  Verstümmelungen 
und  tbeil weise  erfolgten  Ergänzungen  am  20.  April  1653  durch  Crom- 
well's  Soldaten  auseinander  getrieben  wurde*)  Der  blutige  Biir- 
gerkrieg  fand  in  dem  Sturze  der  Ü>nastie  Stuart,  in  der  Hinriclitung 
Carls  1.  (30.  Jan.  1649)  keine  Lösung.  Die  Republik  in  Verbindung 
out  einer  gewaltigen  Soldatenherrschaft  unter  dem  Protector  Oli- 
ver Crom  well  (16.  Decbr.  1653— 3.  Sept.  1658)  ohne  Oberhaus  war 
keine  geeignete  Zeit**)  für  die  Fortentwickclung  der  Britischen  Ver- 
fassung, wenn  sie  auch  die  politische  Macht  des  Staates  gegen  andere 
Staaten  emporhob. 

Erst  die  Restauration  der  Stuarts  (29.  Mai  1660)  bietet  wieder 
eine  neue  Epoche  für  die  Fortbildung  der  Britischen  Verfassung,  in- 
dem C^I  II.  (1660—1685)  trotz  seines  Widerstrebens,  nachdem  viel- 
fache Versuche  zu  einer  neuen  Gestaltung  des  politischen  Lebens  in 
den  letzten  Monaten  der  Republik  und  in  den  ersten  Jahren  der  Re- 
stauration völlig  gescheitert,  zu  den  Grundfesten  der  Freiheitsbriefe 
der  Plantagenets  zurückzukehren  genötliigt  wurde.  Denn  der  Ab- 
sdiluss  dieser  Verfassung  in  der  zweiten  Hälfte  des  siebzehnten  Jahr- 
hunderts kann  nur  als  eine  zeitgemässe  ModiGcation  der  gegenseiti- 
gen Berechtigungen  und  Verpflichtungen  zwischen  der  königlichen 
(iewalt  und  dem  Parlamente  angesehen  werden,  wie  dieselben  schon 
in  den  Grundgesetzen  Johann's  ohne  Land,  Heinrich's  IlL  und 
Eduard's  L  vollkommen  deutlich  ausgesprochen  waren.  Aber  das  Bri- 
Parlam^t  blieb  wieder  von  dem  Schottischen  und  Irischen  ge- 


V  ^och  dem  Verfastungsgrundgeselxe  Cromwells,  welches  aus  42  Arii- 
kdß  bestand  und  schon  die  völlige  Vereinigung  der  drei  Reiche  bezweckte, 
wurde  ein  dreijähriges  gemeinsames  Parlament  aus  460  Mitgliedern  einge- 
sHsU  WOVOR  400  aus  England  (^\  darunter  aus  den  Grafschaßen)  und  je  30 
/&r  Schottland  und  Irland.  Alle  heruntergekommene  Burgflecken  sollten  schon 
damah  ihr  Wahlrecht  verlieren.  Für  die  Ausübung  des  Wahlrechtes  u^rde 
von  Jedem  der  Besitz  eines  unbeweglichen  oder  beweglichen  Vermögens  von 
mindesiens  200  Pfd.  St  erfordert.  Der  Eintritt  in  das  Parlament  war  mit  der 
Ableistung  des  Supremats- Eides  verkniipß,  wie  derselbe  schon  seit  der  Regie- 
rung der  Königin  Elisabeth  flbllj  pir  Jeden  Englischen  Beamten,  Geistlichen 
und  die  Mitglieder  des  Unterhauses  festgesetzt,  und  nur  dm  Mitgliedern  des 
Oberhauses  als  eine  durch  ihre  Stellung  überflüssig  gewordene  Verpflichtung 
ertaeeen  vorden  war.  In  seinem  letzten  Verwaltungsjahre  1058  t.  Jan.  setzte 
CromweU  auch  wieder  ein  Oberhaus  ein,  dessen  Mitglieder  von  ihm  ernannt 
wurden;  gleich  bei  der  ersten  Zusammensetzung  waren  Ol  erbliche  Mitglieder 
eingeführt. 

**J  Und  dennoch  umrde  dasselbe  nach  des  Protectors  Tode  noch  einmal 
ins  Leben  gerufen  und  musste  bei  seiner  innem  Zertheiltheit  doch  den  Sehein 
der  Autorität  herleihen,  um  wieder  den  Uebergang  von  der  Republik  zur  re- 
jfotirtrtm  Monarchie  zu  vermitteln. 
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trennt,  wenn  gleich  die  innere  Nothwendigkeit  der  jC)entralisn*un^  der 
obersten  gesetzgebenden  lind  controllirendeii  Gewalt  von  den  grosseii 
Britfschen '  Staatsmännern  nicht  unerkannt  blieb ,  und  schon  damals 
Die  yerVöirstaniflgung  der 'Parlaments-Auctorität  durch  idie  unten  jbl- 
gende']ncorpora(ions-Actc  von  1707  und  1800' sieber  erwarten  hess. 
'  "  '  Die  urnlhssende  ^  und  ausgedehnte  Erneuerung  jener  ßerecliS- 
gungen  des  Volkes  und  des  Panäroentes  erfolgie  Inzwischen 'immer 
als  Abwehr  vofäiisgegähgener  "Eingriffe  der  konigliqfientiewalt  in  die 
bestehenden  Ydrlialtilissä'  des  jp|l)lit]schen '  Lebens.  '  bie  Hlhheigünff 
Carrls  IL  iur  krithorisclien"ferc]li'e,  'der  bekannte  Üeberffiang'  setihes 
Bniders,  des  Herzogs  Jacob  von  York  zu  derselben,  "die  ^twas  zwef- 
'  fölhatte  Tölferahz-Arte'vöriT  jS'JMarz  lBT2(DÄati6n  of  ihVulpence) 
veranlassten  da^  Parlament  kur  testacte  10,  März  1673*)\"  ^'ach 
dersefV^n  durfte '  tm'^iirnischen  |Reiehe  \fe^^  zu  e^ineip 

dffentllch^n  Amte '  6der  ku' einör  Öfficierisielle  im  Qeere  Wd  au^'der 


yill.  An  Actfor  ^e  fectf  er  se^iirelpff  m^ 

f«*»«!^y  •?  5?«  ^»%«^  ^P?P  for  ]preTen«l90  «f 
Imprisoniiieiits  |»eyond  the  Sea^i 

Anno  tricesimo  Caroh'  secundi,  anno  domini  1679**). 

IR^hereas  grcat  Delayes  have  beene  used  by  SheriflTes  Goalers  and  other 
OfBcers,  to  ^höse  CustY>dy  any  of  the  Kings  Subjeets  have  hcfene  danoamitted 
for  criminall  or  supposed  criminall  Matter^  in  makeingfRelumeä  otWritt^) 
of  Habeas  Corpus  to  thero  direded  bv  standing  ont  an  Alias  ind  Plurito  Habeas 
Corpus  and  soroetimcd' morc  and  by  othtr'shifis  to  avoid  therr*yeikling  Obe- 
dience  to  such  W'ritts  contrary  to  their  Duty'and 'the'  knownc  Laire5>of  die 
Land,  ^hereby  many  of  the  Üngs  Subjeets  have  beene  and  heitafter  may  be 
long  deiained  in  Prison  in  such^  Gases;  where  by  Law  Ihe y  arie  bayUble  to 


V  ^^9^'  Hollüfn,  the  constitutional  hist  voLUL,  SehlusideschaptIL, 
Abgedruckt  in  d/Stat  of  tk:  R.  )c(it.  V:')^,  7JQ-85.  .  a   .  u  «    i 

■  .    .  .    ■  ■         ^      . . .      . 

**)  Diese  Acte  bildete  das  2te  Chap.  des  Parlaments-Statuts  a%u  dem  J. 
1670.  ß\.  Charles  II,  teeil  das  er^üeRegiermiffsfahr'Cart»  Il.'mitd^m  Tage 
der  Hinrichtung  seines  Vaters  den  Afifang  MmuAJ;  abgedr.  Statute^  of  ik,  B. 
wd.  r,pg,  935-^^: 

**V  Return  of  Writs  ist  die  Rücksendung  des  Mandats  mit  einem  Be- 
richte, dass  dem  Writ  aus* irgend  einem  Grunde  nicht  s'ogteich  Tötge  gelei- 
stet werden  kann,  üeberhaiipt  heisst'  Return  jeäer  Bericht,  dihi  ein  öffentlicher 
Beamte  über  den  Vollzug  eine's  ihm  ertheiUen  Auftrags  oder  Befehls  erdaltet. 
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>vcrdei][,  der  nicht  zuvor  den  Supremats-Eid  geleistet 
uinä  das  Ai>endma%l  nach  dem  Ritus  der  Englischen  förche  empfangen 
iia\  wocturcb' selbst  die  Englischen  Dissehlers  von  den  öfTentlichenAem- 

'.  «  *     1  II"*.  'Tr  •  "      '    ,  • 

tieni  ausgeschlossen  blieben.  Durch  eine  besondere  Parlaments-Acte 
Toni  äO.  Nov.  1678  Wurden  noch  ausdrucklich  die  Katholiken  aus  bei- 
den  Häusern  des  Parlaments  entfernt  gehalten*).  Der  Missbrauch 
königlicher  Befehle  bei  Verhaftungen  führte  im  nächsten  Parlamente 
(1679)  zu  der  folgenden  Uabeas-Corpus-Acte,  die  noch  gegen- 
waiftig  aU  hochwichtiges  Grundgesetz  der  Britea  verehrt,  thatsäch* 
fi^ti.zwar  n|jf7  die  sqlbonjn  den  alten  FreiheitsbriQfSen  gewährte  per- 
8&DLlicbe^^^reib^t^(;l^^  aber  all^  Umgehungsversuche 

von  Seiten  der  obrigkeitlichen  Gewalt  zu  vereiteln  den  Zweck  hat. 


_,.*. ..  -. 


¥ia.  Acte  mnr  besseren  Slelierstellniig  der 
Crethett.  4ei;  Untertlianen^  und  «ir  IJeberira« 
ehuns  der  T«rlmlllipnc«p  rin  4en  Besitzungen 

,  Jens^lto  des  ^I^^r^s* 

Aus  dem  31.  Regierungsjahre  Carl's  II.  (1679). 

Ha 'grosse  Verzögerungen  durch  Sheriffs,  Aufseher  der  Gefängnisse  und  an* 
dare.  Beamte  veranlaissi  sind,  welchen  die  Gefängnisshaft  der  üntertbanen  des 
Kgojgs  aBvei]fjr^ut ist  in  vi^kiiqjliei^.oder  verm^i^cheD  CriiniDalfäIlcn,.iDdeni 
fiebei^der  Rüd^sendang  der  Habeas-Gorpus-Mandate**),  die  ihnen  zugegangen 
sind,  in  ihren  Beriäten  gegen  eins  und  das  andere  und  bisweilen  gegen  mehre 
BalMds-CorpHis-Mandate:  Einwand  machen»  und  durch  mancherlei  Verschie- 
iHif^9i|grüi)d^ Jhr^p,, willfährigen.  Gehorsavi  g^en,. solche  Befehle, zu  entziehen 
sucl^D,  gany  gegen  |hi;e  Pflicht  ui^d  die  bek^p.nten  Gesetze  des  Landes,  wo- 
darcfa'  naanche  Ünterthanen  des  Königs  zu  ihrer  grossen  Belästigung  und  Be- 
drückung^ in'  dem  Gefängnisse  verhaftet  gebliebien  sein  können,  selbst  in  sol- 


V  »An  Act  for  the  more  effeetuaü  pre$ermng  the  Kin^i  Person  and 
Govemmtnt  hy  disableing  PapUt'i  front  sitiing  in  either  Home  of  Parlia- 
menf;  abge4r.Jn  fien  Statut  <f,  tik,|l.  wil  F.  pg.,m-^.  .  ,  , 
*.i  .v.T'V  ^^  Veheri^^mg  ilijß,,ßah^'Qorpu$-'jfi..  umrde  ohne  Ufeitläufige 
ifiu€fi^rf^Mng  fitcA^  exffdg^  l^Qnn^,,j^shalb.  ick,  €$  vorziehe,  hiejr  die  Er- 
Imäerung  zu  gehen,  und  dafür  den  technischen  Ausdruck  in  der  fjeherseizung 
beizubehalten.  Das  Mandat  befiehlt  den  Gefangenen  vor  seinen  ordentlichen 
Riehier  zu  stellen  und  verlangt  von  Jedem  Geßngnissaufseher  gleich  nach  der 
Verhaftung  dem  zustehenden  Richter  Bericht  iiber  die  Gefangennehmung  zu 
eraieiUen. 
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their  great  charge  and  vexation.  For  the  prevention  whereof  and  the  more 
speedy  Releifc  of  all  persons  imprisoned  for  any  such  criminall  or  supposed 
criminall  llatters,  Bee  it  enacted  by  tbc  Kings  most  ExceUent  Majestie  by 
and  witb  the  Advice  and  Consent  of  tbe  Lords  Spirituall  and  Temporall  and 
Conunons  in  Ibis  prcsent  Parlyament  assembied  and  by  the  aathoritie  ihereo( 
That  whensocver  any  person  or  persons  shall  bring  any  Habeas  Corpus  di- 
rectedunto  any  SherifTrorSberifTes  Goaler  Minister  or  otber  Person  whatsoeTcr  for 
any  persun  in  bis  or  their  Custody,  and  the  said  Writt  shall  be  served  upon 
the  Said  OfTicer  or  lefl  at  the  Goale  or  Prison  witb  any  of  the  Under  Officers 
Underkeepers  or  Deputy  of  the  said  Olflicers  or  Keepers,  that  the  satd  Officer 
or  Officers  bis  or  their  Under  Ofliccrs  Underkeepers  orDeputyes  shall  witbin 
Three  dayes  afler  the  ser\ice  thcrcof  as  aforcsaid  (unlesse  the  Committment 
aforesaid  were  for  Treason  or  Fellony  plainely  and  specially  expressed  in  tbe 
Warrant*)  of  Committment)  [  upon  Payment  or  Tender  of  the  Charges  of  brin- 
ging  the  said  Prisonner  to  bc  ascertained  by  the  Judge  or  Court  that  awarded 
the  same  and  endorscd  u|)on  the  said  Writt  not  exceeding  Twelve  pence  per 
MiJc]  and  upon  security  given  by  bis  owne  Bond  to  pay  the  Charges  of  car- 
rying  backe  tbe  Prisoner,  if  be  shall  bee  remanded  by  the  Court  or  Judge  to 
which  he  shall  be  brought  according  to  the  tnie  intent  of  this  present  Ad, 
and  Üiat  he  will  not  make  any  escape  by  the  way  make  Retume  of  such 
Writt  or  bring  or  cause  to  be  brought  the  Body  of  the  Partie  soe  committed 
or  restrained  unto  or  before  the  Lord  Chauncellor  or  Lord  Keeper  of  the 
Great  Seale  of  England  for  the  time  being  or  the  Judges  qr  Barons  of  the 
said  Court  from  whence  the  said  Writt  shall  issue  or  unto  and  before  such 
otber  person  and  persons  before  whome  the  said  Writt  is  made  retumable 
according  to  the  Command  thereof,  and  shall  likewise  then  certific  the  true 
causes  of  bis  Detainer  or  Imprisonment**),  unlesse  theCommittmentof  the  said 
Partie  be  in  any  place  beyond  Üie  distance  of  Twenty  miles  from  the  place 
or  places  where  such  Court  or  Person  is  or  shall  ce  resideing,  and  if  beyond 
the  distance  of  Twenty  miles  and  not  above  One  hundred  miles  then  within 
tbe  Space  of  Ten  dayes,  and  if  beyond  tbe  distance  of  One  hundred  miles  Üien 
within  the  space  of  Twenty  dayes  afler  such  delivery  aforcsaid  and  not  longer. 


V  Warrant,  ein  solcher  GerichMefeM,  der  von  dem  daxu  berechtig- 
ten Richter  oder  der  Obrigkeit  schrifllieh  ausgestellt  und  mit  dem  Amtssiegd 
untersiegelt  ist  und  die  Gründe  enthalten  miuss,  weshalb  die  Verhaßung  der 
bestimmten  Person  erfolgen  soll 

*V  Dies  ist  der  Schlusssatz  zu  der  Auslieferung  eines  Verhaßeten  an 
seinen  ordentlichen  Richter  in  dem  Zeitraum  von  3  Tagen  nach  dem  Mandat, 
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^htsfaUen,  welche  nach  dem  Gesetze  nur  eine  Bürgschaft  erfordern, 
an  Missbrauch  zuvorzukommen  und  eine  schnellere  Rechtshülfe  allen 
m  Personen  zu  gewähren,  welche  (Ür  einige  solche  wirkliche  oder 
liehe  Criminallälle  in  gefängliche  Had  gorathen  sind,  ist  durch  Be- 
»tgeselzt  von  des  Königs  durchlauchtigster  Majestät,  mit  dem  einge- 
ath  und  Zustimmung  der  geistlichen  und  weltlichen  Lords  und  der 
D,  die  in  diesem  gegenwärtigen  Parlamente  versammelt  sind,  und  mit 
elben  darüber  zustehenden  Gewalt,  dass  wenn  künftighin  zu  irgend 
t  eine  oder  mehrere  Personen  ein  Habeas-Corpus-Mandat  bringen 
gerichtet  an  einen  Shcriff  oder  den  Gefängnissaufseher  eines  SherifTs 
»d  eine  andere  Person,  in  Betreff  eines  Gefangenen  in  seiner  oder 
ft,  und  dies  genannte  Mandat  den  erwähnten  Beamten  vorgezeigt 
*T  in  dem  Kerker  oder  dem  Gefängniss  einem  von  den  Unter-Beam- 
'  Unter-Aufsehern  oder  einem  Abgeordneten  der  genannten  Be- 
ier  Aufseher  zurückgelassen  wird;  der  genannte  Beamte  oder  seine 
,  Unterbcamten,  Unteraufseher,  oder  der  Abgeordnete  der  genannten 
innerhalb  dreier  Tage  nach  dem  Auftrage  darüber,  wie  vorher  er- 
t,  die  gerichtliche  Uebcriieferung  des  Gefangenen  verabfolgen  lassen, 
nicht  die  vorher  erwähnte  Verhaftung  ftir  Verrath  oder  Felonie  er- 
1  dies  ganz  ausdrücklich  in  dem  gerichtlichen  Verhafts  -  Befehl  ge- 
.  gegen  die  Bezahlung  oder  das  Anerbieten  der  Rosten  für  die 
liing  des  Gefangenen,  welche  von  dem  Richter  oder  Gerichtshofe  fest 
I  sind,  von  dem  das  Mandat  ausgegangen  ist  und  die  auf  der  R Uck- 
genannten Mandats  zu  verzeichnen  sind,  nicht  über  12Penee  für  die 
id  ferner  gegen  die  Sicherstellung,  die  durch  eine  eigne  Handschrift 
ist,  die  Kosten  für  die  Zürückführung  des  Gefangenen  zu  bezahlen, 
von  dem  Gerichtshofe  oder  dem  Richter  wieder  zurückgesandt  wer- 
Ton  welchem  er  in  Uebereinstimmung  mit  der  wahren  Absicht  dieser 
ügen  Acte  gebracht  werden  sollte,  endlich  dass  er  dem  Gefangenen 
icht  auf  dem  Wege  machen  lassen  und  das  bezügliche  Mandat  zu- 
en  wird,  nachdem  er  den  straffälligen  oder  zurückgehaltenen  Gefan- 
bracht  oder  veranlasst  hat,  dass  er  gebracht  werde  vor  den  Lord- 
oder den  Lord-Gross-Siegelbewahrer  von  England,  der  in  dieser  Zeit 
.  bekleidet,  oder  vor  die  Richter  und  die  Barone  des  genannt6n  Ge- 
^  von  welchen  das  erwähnte  Mandat  ausgehen  wird,  oder  vor  solche 
ersonen,  von  welchen  das  genannte  Mandat  mit  Bericht  zurückge- 
rerden  kann,  in  IJehereiiistimmung  mit  der  darin  enthaltenen  Vor- 
nd  er  soll  dann  in  gleicher  Weise  die  wahren  Veranlassungen  seiner 
ng  oder  seines  Verbleibens  im  Gefangnisse  angeben;  Wofern  nicht 
gliche  Haft  der  genannten  Partei  an  einem  Orte  stattfindet,  der 
Entfernung  von  20  Meilen  hinaus  ist  von  dem  Orte  oder  denjenigen 
>'o  ein  solcher  Gerichtshof  oder  die  Richter  sich  aufhalten  oder  auf- 
erden. Und  wenn  es  über  die  Entfernung  von  20  Meilen,  aber  nicht 
Meilen  ist,  dann  koII  in  dem  Zeiträume  von  10  Tagen,  und  wenn 
lie  Entfernung  von  100  Meilen  hinausgeht,  dann  soll  in  dem  Zeit- 
en 20  Tagen  nach  Eingang  des  Mandats  die  vorhin  erwähnte  Ueber- 
des  Verhafteten  und  nicht  später  erfolgen. 

also  stattfinden .  urini  das  Gefängniss  innerhalb  10  (engl.)  Meilen 
Sitz  des  zuständigen  Gerichts  ist:  für  eine  grössere  Entfernung  wird 
Zeitraum  für  die  U eberlief erung  bis  auf  10  und  20  Tage  ausgedehnt. 
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tend  ignoratice  of  ihe  imporl  pf  anj-  such  Writt,  Bee  it  enacted  b;  Ute  Au  Um 
ritie  iforeMid,  That  all  sacli  WdUs  shallbc  marbed  in  this  mapiier  ,,1^ 
Statutum  Tricesima  primo  Caroli  Secundi  ßrgis"  and  shall  bo  signed  by  u 
person  that  awards  Üie  saine|.  And  ir  any  pcrson  or  persona  shull  hc  or  suS 
römmitled  or  detained  as  aforesaid  for  anj  Crime  unleue  Tor  Trca^uii  ( 
IVlon;  plainely  eipiTssed' iri  thi;  Warrant  of.  CommittmeDt  in  the  VacjüS 
limf  and  out  of  Trnnc,  it  shall  and  may  be  Ia«TuII  to  and, Tor  Ihe  perMnt 
persona  soe  commilt«!  or  detained  (other  then  persona  Conviclor.ip  £ipei 
lioti)  by  Irgall  Processc  or  an^  oiie  in  tiis  ur  Ihcir  behalie  to  appe^e,  or  coä 
plainc  to  the  Lonl  Chaancellour  or  Lord  Keeper  of  anv  otie  of  itis  fitajflü^ 
Junlces  either  of  the  one  tiench  or  of  the  other  or  tue'  Barons  of  the  Ex^ 
quer  of  the  Degree  of  Ihe  Colfe  and  (he  said  Lord  äiaiiiicellor  Lord  K'ee^ 
JiuUces  or  Barons  or  any  of  them  lipon  view  qf  the  Copy  pr  C^piei  of  t^ 
Warrkot  or  Warrants  of  Commitlment  and  Detainrr  or  otherwise  u|)on  P^tl 
made,  {bat  suchCopy  or  Copycs  were  denyed  to  be  given  by  such  persoD  « 
penons  iii  whose  Custody  the  Prisoner  or  Prisonera  is  or  are  deljuiied.  n 
herd>y  aiilboriied  and  required  (upon  Bequeal,  made  in  \(^ritein^  .by  liic 
person  or  persona  or  any  on  his  her  or  their  bchalFe  alteated'  aixl  sü^scrtlMl 
by  two  Witnesses,  that  were  prepenl  at' tl(e  dellvery  of  the  samel  tö  awär 
and  grant  an  Habeas  COrpua  ander  tho  Seal«  of  such  Court,  whereof  ,be  ihi 
Ihen  be  one  of  the  Judges,  lo  be  directed  to  the  OtTtcer  pr  Ofüi^n'in  wbä 
Custoifie  the  Party  soe  committed  or  detained  stall  be  rcturnable  iniihfäUt 
before  the  said  Lord  Chaüncellöf  or  Lord  Keeper  or  siieh  Juätice  Baran'.t 
any  olhcf  Juatice  or  Baron  of  the  Degree  of  llie  Coife  of  anr  of  the  vS 
CouHs  and  upon  Scnice  Ihereof^s  aforeaaid  the  ÖfBfer  or  OfDc^rs  hii'o 
Iheir  Inrfer-Ornccr  or'Under-Ofßcers  tinder  Keeper  or  linder  Keepers  of  tliä 
Depuly,  in  vhoac  cuslodie  thel>artie  is  sbe  comnultedof- detained,  ah'all  witlfi' 
Ihe  tinua  rcspn;tively  before  limilteä  bring  such  Prisoner  or  ^riMn«^^  Ijefiiir 
Ihe  said  l^^rd' Chjuncellor  or  Lord  Keeper  or  such  Justiees  Barpns'or  one't 
Ih^em  (.before  whome  the  said  Writt  is  made  rcturnable,  and  in  case  oT  U 
abaence  before  any  other  of  thcm)  with  the  Retiirne  pf^  such'Writtj  and  iS 
triie  Causes  of  the  Commitlment  ahd  Oetainer,  and  thereupon'wil)iTn'  tiro  di 
yes  ffter  the  Partie  shall  be  brought  before  them  the  aaid  Lord  CfiauDfelK 
or  Lonl  Keeper  or  such  Justice  or  Baron  before  whome  Ihe  Prisoner  il|i 
be  btought  as  aforesaid.  ahall  dischar^  the  said  Prisoner  from'his  Iraprbqi 
menf,  takeing  his  or  their  Recognizance  with  one  or  more  Surctie  pr  Sur^ 
in  .any  summe  according  lo  their  discretions  haveing  regaard  to,  the  quilij 
of  the  Prisoner  and  nature  of  the  Offenes  Tor  his  or  th«r  appearancc'  in '  tt 


V  Ditt  tind  die  vitr  obrrtfeR  GerieUthÖfi  jn  Englanä,  dar  CStwi '. 
Common  PUat„  der  Court  of  King'i  Beneh,  der  Court  <4  Exehtguer  wul  4 
Court  of  Chancery,  b«i  welchen  autser  dem  Lord  A'amltr  vnd  dem  Tiedia» 
ter  du  strölf  Lord-OberriehUr  ihre  FuHelionen  autiben;  vtrgt.  mti»  Üa» 
bwh  d.  Staatdmtule  Bd.  II.  tiroubriüm.  S.  «03  U*  tOi. 
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u  dem  /weck,  dass  kein  SherifT,  (iefängnissauCseher  oder  ein  an- 
e  die  Nichlkeiintniss  von  dor  Wichtigkeit  eines  solchen  Mandats 
kann,  ist  durch  BcschJuss  vermittelst  der  oben  erwähnten' Aucto- 
^t:  dass  alle  solche' Mandate  in  folgender  Art  ausgeführt  sein 
Statutum  tricesimo  prinlo  Caroli  Secundi  Regis'S  und  siie  sollen 
•t  seih  von  derselben  Person,  voä  Welcher  sie  ausgehen.  Und  wenn 
ehrere  Personen  in  vorerwähnter  Art  verhaftet  oder  itis  Gefang- 
werden sollten  für  irgend  ein  Verbrechen,  wofern  es  nichl  für 
]  Felonie,  die  vollständig  in  deim  Vefhäftsb^fehl  angegeben  sein 
d  dies  zur  Zeit  dtr  (jerichtsferien  und  ausserhalb  des  ^  efmins  der 
(chieht,  so  soll  es  gesetzlich  erlaubt  sein  für  jede  auf  solche  Weise 
ad  im  Gefängniss  gehaltene  Person  (ausser  den  Personen,  die  des 
;  überführt  oder  zum  Tode  verurtheilt' sind),' auf  g^lzlichem 
oder  durch  einen  Anderen  in  seiner  Vertretung  zu  appcUiren, 
i  beklagen  bei  dem  Lord-Kanzler,  oder  dem  Lord-Siegelbewahrer, 
einem  von  Seiner  Majestät  Oberrichter  von  dem  einen  oder  dem 
ersten  Gerichte  ,  oder  von  den  Baronen  der  Schatzkammer  aus 
1er  Rechtsgelehrten,  und  die  erwähnten  Lord-Kanzler,  Lord-Siegel- 
^berrichter  oder  Barone  oder  einer  von  diesen  sind  auf  die  Vorle- 
jder  mehrerer  Abschriften  eines  oder  mehrerer  gerichtlicher  Ver- 
oder  andrerseits  aUf  den  darüber  abgelegten  Eid,  dass  solche  eine 
c  Abschriften  von  denjenigen  Persofich  ven»'eigert  wäreh,  in'  deren 
die  Verhafteten  sich  böfäiidcft.  sind  (jene  Richter}  hiedurch  bie- 
und  aufgefordert  cäuf  eine  schriftliche'6fttschrift  solcher  Personen 
1  ihnen  bevollmächtigten,  bezeugt  und  unterschrieben  vöh  iWei 
gegenwärtig  waren  bei  der  Leberlieferung  derselben)  zu  bewilH- 
szustellen  ein  Ilabeas-Corpus-Mandat  unter  dem  Siegel  eines  sol- 
itshofcs,  zu  welchem  einer  dieser  Richter  gehören  wird,  und  ge- 
en  oder  die  Beamten,  in  deren  Haft  der  Gefangene  sich  bcGndet. 
Mandat  soll  unmittelbar  darauf  zurückgesandt  werden  an  den  er- 
rd-Kanzler  oder  Lord-Siegelbewahrer  oder  solchen  Lord-O.berrich- 
cn  anderen  Baroh  aus  der  Classc  der  Rechtsgc^lehrleh  von  einem 
en  Gerichtshöfe;  und  nachdem  der  Auftrag  darüber,  wie  oben  ge- 
1  Beamten  oder  den  Beamten  oder  ihrem  llriterbeamlen  oder  Un- 
Unteraufscher  oder  ünleraufsehern  oder  ihrem  Abgeordneten  vor- 
Icren  Bewachung  der  belrcflcndc  Verhaftete  oder  Gefangehe  sich 
soUen  sie  denselben  oder  dieselben  in  der  vorhin  genau  bestimm- 
den  genannten  Lord -Kanzler,  Lord -Siegelbewahrer  6der  solche 
chter  oder  einen  von  dicseh  gerichtlich  stellen,  (vor  welchen  das 
indät  wieder  vorgelegt  werden  kann,  und  im  Fall  ihrer  AbWesen- 
em  andern  von  diesen )  mit  dem  Berichte  über  solches  Mandat 
hrhaften  Veranlassungen  zur  Verhaftung  und  GcfangchschaYl,  unid 
diesen  inrterhälb  zweier  Tage,  nachdem  der  Angeklagte  vor  d'eti 
.ord-Kanzler  oder  l.ord-Siegclbewahrcf  oder  Solchen  Öbeitichler 
^i;stellt  ist,  vor  >^  eichen  er  wie' vorhin  gesagt  i^t  gebracht  Wci*den 
^nannte  Verhaftete  oder  mehrere  derselben  aus  seiner  (ihrer)  Gc- 
gelösl  werden  soll  (sollen),  iiidem  der  Richter  seine  oder  ihre 
igspflicht  zur  Gestellung  vor  Gericht  mit  geringerer  oder  grösserer 
i  einer  Summe  annimmt,  die  riadi  ihrem  Gutachten  geeignet  er- 
1  indem.er  Rücksicht  nimmt  auf  den  Stand  des  Verhafteten  und 
fei^heil!  seines  Vergehens,  um  ihn  oder  sie  v-or  dem  GcrichtshQfe 
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Cuurt  of  Kings  Bcnch  (he  Tcrnie  following,  or  al  tbe  ncxt  Assizes  Sessions  or 
General  Guale-Delivery  of  and  for  such  Counly  City  or  Place,  where  tbe 
Comoiiltment  was  or  where  Ihe  Oflcnce  was  committcd  ur  in  such  otber 
Court  where  thc  said  Oflcnce  is  properly  cognizablct  as  the  Gase  shall  reqnire 
and  then  shall  certific  thc  said  Writt  with  thc  Returne  therc  of  and  the  Said 
Recognizance  into  the  said  Cuurt  where  such  Appearance  is  to  bc  made,  un- 
lesse  it  shall  appeare  unto  the  said  Lord  Chaunccllor  or  Lord  Keeper  or  Ju- 
stice or  Justiccs  or  Baron  or  Barons,  that  the  Party  soe  committed  is  detained 
upon  a  legall  Processe  Order  or  Warrant  out  of  some  Court  that  hath  Jufh- 
diction  of  Criminall  Matters  or  by  some  Warrant  signed  and  sealed  with  tbe 
Hand  and  Scale  of  any  of  the  said  Justices  or  Barons  or  some  Justice  or 
Justices  of  the  Peace  for  such  Matters  or  Offences  for  tbe  whidi  by  the  Law 
the  Prisoner  is  not  Baileable. 


Provided  alwayes  and  bee  it  enacted,  That  if  any  person  shall  bare 
wilfully  neglecled  by  the  spacc  of  two  whole  Termes  after  bis  Imprisonmenl 
to  pray  a  Habeas  Corpus  for  bis  Enlargement,  such  person  soe  wilfiiHy  oe- 
glecting  shall  not  have  any  Habeas  Corpus  to  be  granted  in.Vacation  time  in 
pursuance  of  this  Act. 


And  bee  it  further  enacted  by  the  Authoritie  aforesaid,  That  if  inj    -; 
OfCcer  or  Officers  bis  or  their  Under-Ofßcer  or  Under-OfGcers  Under-Keepcr 
or  CJnder-Keepers  or  Deputy  shall  neglect  or  refuse  to  make  the  Rctimes 
aforesaid  or  to  bring  the  Body  or  Bodies  of  the  Prisoner  or  Prisoners  aooM^  *1 
ding  to  the  Command  of  the  said  Writt  within  the  respective  times  aforenid   y 
or  upon  Demand  made  by  the  Prisoner  or  Person  in  bis  behalfe  shall  refine    ^ 
to  deliver  or  within  the  space  of  Six  houres  afler  demand,  shall  not  delifer 
to  the  person  soe  demanding  a  true  Copy  of  the  Warrant  or  Warrants  of 
Committmcnt  and  Detayner  of  such  Prisoner,  which  he  and  they  are  hereby     .-; 
required  to  deliver  accordingly  all  and  cvery  the  llead  Goalers  and  Keepers    f 
of  such  Prisons  and  such  olher  person  in  whose  Cuslodie  the  Prisoner  slaD 
be  detained,  shall  for  thc  Grst  Oflcnce  forfcite  to  thc  Prisoner  or  Partie  gri^     : 
ved  the  summe  of  One  hundred  pounds  and  for  the  sccondOfience  thesomiM 
of  Two  hundred  pounds,  and  shall  and  is  hereby  made  incapeable  to  hold  or     '- 
eiecute  bis  said  Office,  the  said  Penalties  to  be  recovered  by  thc  Prisoner  or 
Partie    gricved    bis   £xecutors    or    Administrators   against    such    Offendtf  S.'. 
bis    Executors     or    Administrators    by    any    Action    of   Debt    Saite  BDI    '^ 
Plaint  or  Information  in  any  of  the  Kings  Courts  at  Westminster,   whcxtui  ^ 
noe  Essoigne  Protection  Priviledge  Injunction  Wager  of  Law  or  stay  of  Pro-  0f 
secution  by  „iNon  vult  ulterius  prosequi"  or  otherwisc,  shall  bee  admitted  or  ; 
allowed  or  any  more  then  one  Imparlance,  and  any  Rocovery  or  Jodgemeal 
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der  Königsbank   cCourt   of  Kings-Bench)    in  dem  nächslcn  Gerichtslermine, 
oder  Tor  den  nächsten  Assisen  oder  vor  der  allgemeinen  Ueberlieferung  aus 
den  Gerangnissen  solcher  Grafschaft,  Stadt  oder  Ortschaft  erscheinen  zu  lassen, 
in  welchen  die  Verhaftung  stattgefunden  oder  wo  das  V^ergehen  vorgekommen 
war,  oder  auch  vor  jedem  anderen  Gerichtshofe  zu  erscheinen,  zu  dessen  rich- 
terlichen Entscheidung  das  bezügliche  Vergehen  eigenlhümlich  gehört,  als  ein 
Rechtsfall,  den  er  untersuchen  soll:  und  dann  soll  dieser  das  gcnannteMandat 
bescheinigend  anerkennen  mit  dem  Berichte  darüber  und  den  erwähnten  Ver- 
pflichtungsschriflcn  zur  Stellung  vor  ein  solches  Gericht,  wo  die  Aburtheilung 
Inn  gehört:  wofern  der  Verhaftet«  nicht  ausdrücklich  erscheinen  soll  vor  dem 
Lord-Kanzler  oder  Lord -Siegelbewahrer  oder  einem  der  Lord-Oberrichter,  und 
der  also  beschuldigte  Angeklagte  auf  Grund  eines  gesetzmässigen  Gcrichts- 
Befehls   oder  Verhafl-Ordre  in  gcrauglichc  Haft  gelegt  ist,   die  von   solchen 
Gerichtshöfen  ausgegangen  ist,  welchen  die  Gerichtsbarkeit  über  Criminalfälle 
zusteht,  oder  wenn  die  Verhaftung  auf  Grund  eines  Verhaftbefehls  erfolgt  ist, 
der  von  einem  der  genannten  Oberrichter  oder  Barone  oder  einem  Friedens- 
richter unterschrieben  und  untersiegelt  ist,  und  zwar  bei  solchen  Rechtsfällen 
und  Vergehen,  für  welche  das  Gesetz  den  Gefangenen  nicht  gegen  Bürgschaft 
freflässL 

Femer  ist  für  immer  vorgesehen  und  durch  Beschluss  festgesetzt,  dass, 
venn  irgend  eine  Person  mit  Willen  versäumt  hat,  während  des  Zeitraums 
TOD  zwei  ganzen  Gerichtsterminen  nach  seiner  Verhaftung  ein  Habcas-Corpus- 
Mandat  für  seine  Freilassung  sich  zu  erbitten,  so  soll  eine  solche  absichtlich 
versämnende  Person  kein  Habcas-Corpus-Mandat  erhalten,  welches  zur  Zeit 
der  Gerichtsferien  in  Folge  dieser  Acte  zu  ertheilen  wäre. 

Und  es  ist  ferner  durch  die   obengenannte  Auctorität  festgesetzt,   dass 
wenn  ein  Beamter,  oder  seine  Unterbcamtc,  Unter-Aufseher  oder  Stellvertreter 
vernachlässigen  oder  verweigern  sollten,  den  Bericht  auf  das  vorgelegte  Mandat 
n  machen  oder  die  Verhafteten  vor  Gericht  zu  stellen,  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  Auftrage  in  dem  genannten  Mandate,  innerhalb  der  vorher  erwähn- 
ten Zeiträume,  und  wenn  sie  auf  die  Forderung,  die  von  dem  Gefangenen 
oder  seinem  Bevollmächtigten  gestellt  ist,  verweigern  den  Gefangenen  auszu- 
liefern in  dem  Zeiträume  von  sechs  Stunden  nach  der  Forderung,  oder  wenn 
sie  der  also  bittenden  Person  nicht  eine  treue  Abschrift  des  Verhaftsbelehls 
solcher  Gefangenen  übergeben  wollen,  welche  sie  hiedurch  zu  Übergeben  auf- 
gefordert werden,  und  zwar  alle  Gefängniss- Aufscher  und  Wärter  solcher 
Gefängnisse  und  solche  andere  Personen,  in  deren  Bewachung  Verhaftete  ge- 
halten werden:  so  sollen  sie  für  das  Vergehen  gegen  den  Verhafteten  oder  die 
beeinträchtigte  Parthei  zum  ersten  Afale  die  Summe  von  100  Pfd.  St  zahlen, 
und  für  das  Vergehen  zum  rw-eiten  Male  die  Summe  von  200  Pfd.  St,  und 
sollen  dadurch  unfähig  gemacht  sein  ihr  genanntes  Aufseher-Amt  zu  behalten 
und  auszuüben.    Die  genannten  Strafgelder  sollen  wieder  verthcilt  werden  an 
den  Verhafteten  oder  die  beeinträchtigte  Parthei,  an  die  Executorcn  und  Ad- 
ministratoren gegen  solchen  Verletzcr,  durch  eine  Schuldklage  in   der  Form 
»Snite  Bill  Plaint  or  Information"  bei  einem  der  Gerichtshöfe  zu  Westminster, 
wobei  kein  sonstiges  gerichtliches  Hiudcmiss,  Schutz,  Privilegium,   noch  das 
Aiierfoieten  eines  Eides,  sich  von  der  Schuldverpflichtung  loszuschwören»  noch 
das  Stehenbleiben  in  der  weiteren  Verfolgung  des  Processes  durch  „non  vult 
riterius  proscqui "  oder  sonst  etwas  Aehnliches  angenommen  werden  soll ,  oder 
eingeräumt  wenlen  soll:  es  sei  denn  die  Bitte  um  einen  nur  Tage  langen  Auf- 
schobert, Vcrfo<^  iin(;sarkundeii.  y 
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at  the  Suite  of  any  Partie  grieved,  shall  be  a  suffident  Gonviction  for  Übt  UM 
Offence,  and  any  afler  Recorery  or  Judgement  at  the  Suite  of  a  PaHie  grieved 
for  any  OfTence  aller  tbe  first  Judgement  shall  bee  a  sufficient  Convietkm  lo 
bring  the  Officers  or  Person  wilhin  the  said  Penaltie  for  the  aecond  Offnes. 

And  for  the  prevention  of  unjust  vexation  by  reitirated  Gommiltmentf 
for  the  same  Offence,  Bee  it  enacted  by  the  Authoritie  aforesaid,  That  noe 
person  or  persons,  iiehich  shall  be  deUvered  or  sett  at  large  upon  any  fli- 
i)eas  Corpus,  shall  at  any  time  hereafter  bee  againe  imprisoned  or  committed 
for  the  same  OfTence  by  any  person  or  persons  whatsoever  other  thea  by  th6 
legall  Order  and  Protesse  of  soeh  Court,  wherein  he  or  they  shall  be  boond 
hy  Uccognizance  to  appeare  or  other  Court  havcing  Jurisdiction  of  the  Cause, 
and  if  any  other  person  ör  persons  shall  knowingly  contrary  to  this  Act  re- 
committ  or  imprison  or  knowingly  procure  or  cause  to  be  recomimtied  or 
imprisoned  for  the  same  Offence  or  pretended  jOffence  any  person  or  persons 
delivered  or  sett  at  large  as  aforesaid  or  be  knowingly >iding  or  assisting  the- 
rein,  then  he  or  they  shall  forfeite  to  the  Pnsoner  or  Party  grieved  the  suniiae 
of  Five  hundred  poünds,  Any  colourable  pretence  or  Variation  in  the  War- 
rant or  Warrants  of  Conunittment  notwithstanding  to  be  reoovered  aa  afore- 
said. 

Provided  alwayes  änd  bee  it  fuiiher  enacted,  That  if  any  person  or  pi^ 
sons  shall  be  committed  for  High  Treason  or  Fellony  plainely  and  spichBj 
expressed  in  the  Warrant  of  Committment,  upon  his  Prayer  or  Petition  in 
open  Court  the  first  Weeke  of  the  Tenne  or  first  day  of  the  Sessions  of  O^tt 
and  Terminer  or  Generali  Goale  Deliyery  to  be  brought  to  his  Tryall,  sÜl 
not  be  indicted  sometime  in  the  next  Terme    Sessions  of  Oyer  and  Termi- 
ner*) or  Generali  Goale  Delivery  after  such  Committment,  it  shall  and  may  be 
lawfull  to  and  for  the  Judges  of  the  Court  of  King*s  Bench   atid  Justieev  of 
Oyer  and  Terminer  or  Generali  Goale  Delivery,  and  they  are  hereby  reqmrtd 
upon  motion  to  them  made  in  <  pen  Court  the  last  day  of  the  Tentie  Seäsiott 
nr  Goale*Delivery  either  by  the  Pnsoner  or  any  one  in  his  bebaUb  to  seti  It 
Liberty  the  Pnsoner  upon  Baile,  unlesse  it  appeare  to  th^  Judges  and  JW^ 
cos  upon  Oath  made,  that  the  Witnesses  for  the  Ring  conld  not  be  prodocH 
the  same  Terme  Sessions  or  Generali  Goale-Delivery.     And  if  any  persoll  «r 
persons  committed    as  aforesaid  upon  his  Prayer  or  Petition  in  open  Court 
the  first  weeke  of  the  Terme  or  first  day  of  the  Sessions  of  Oyer  and  Tenril' 
nor  or  Generali  Goale  Delivery  to  be  brought  to  his  Tryall,  shall  not  be  faf- 
dicted  and  tryed  the  second  Tenne  Sessions  of  Oyer  and^Terminer  or  GcM- 
rall  Goale  Delivery  after  his  Committment  or  upon  his  Tryall,  shall  be  acqoHv 
tcd  he  shall  be  discharged  from  his  Imprisonment 


V  Juiticei  of  Oyer  and  Terminer  9ind  richterliche  BetmUn,  äu  «Ak 
Commission  bilden  und  zweimal  jährlich  in  Jeder  Englischen  Grafiekeip  «er 
dem  Anfang  der  grossen  Gerichtstermine  die  RechtsfäUe,  namentHeh  #i  9^ 
zug  auf  Hochverrath  und  Felonie,  untersuchen  um  darikher  gu  entsükeUkn, 
ob  diese  den  Assisen  zur  Aburtheilung  Obergehen  werden  sollen.  Diese  Cßmmii 
sion  hat  auch  zugleich  die  Verpflichtung,  die  Gefangenen  nach  gemädiier 
Prüfung  den  Richtern  bei  den  Assisen  zu  überliefern,  und  dieser  Aufiret§  W- 
detdie  Oeneral'Goale-Delivery. 
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ichiib  zur  Ueberkgung.  Und  eine  Wiedererlangung  oder  ein  gerichtliches  Unheil 
in  Folge  des  Verfahrens  einer  beeinträchtigten  Partbci  soll  als  eine  ausrei- 
chende Ueberführung  gelten  für  das  Vergehen  zum  ersten  Mal,  und  eiu  zwei- 
tes geiichtliches  Urtheil  (nach  einer  Wiedererlangung  oder  einem  ersten  Ur- 
theile  in  Folge  des  Verfahrens  einer  beeinträchtigten  Parthei)  iür  ein  Verge- 
hen nach  dem  ersten  Urtheile  soll  als  eine  ausreichende  Ueberfühning 
gelten,  um  den  Beamten  in  die  erwähnte  Strafe  fllr  ein  Vergehen  zum  zwei- 
len  Jfale  fallen  zu  lassen. 

Und  um  jeder  ungereciiten  Belästigung  durch  wiederholte  \'erhaflungen 
fiir  dasselbe  Vergehen  zuvorzukommen,  ist  durch  Beschlu>s  festgesetzt, dass keine 
Person,  welche  inFreiheitgesetzlistaufGrund  eines  ilabeas-Corpus-Mandats,  in  ir- 
gend einer  spätem  Zeil  nochmals  für  dasselbe  Vergehen  veriiaftet  werden  soll  durch 
iigicnd  welche  andere  Person,  als  auf  den  gesetzlichen  Befehl  und  Anordnung 
eines  solchen  Gerichtshofes,  vor  welchem  zu  erscheinen  der  Entlassene  durch 
seine  Verpflichtungschrift  sich  verbunden  hat  oder  auf  den  Befehl  eines  sol- 
chen Gerichtshofes,  welchem  die  Gerichtsbarkeit  in  diesem  Rechtsfalle  zusteht: 
und  wenn  irgend  eine  andere  Person  oder  mehrere  dergleiclien  wissentlich  ge- 
gen diese  Acte  die  Wiedcrverhaflung  eines  auf  die   \orhin   erwähnte  Weise 
aos  dem  Gefängnisse  Entlassenen  anordnen,  oder  absichtlich  veranlassen  soll- 
ten, dass  jener  fUr  dasselbe  Vergehen  wieder  verhallet   und   im  <iefängnisse 
fotgehalLen  würde,  oder  auch  nur  mit  Absiclit  dabei  lliilfc  und  Beistand  lei- 
tUien,  so  50llen  solche  Personen  zu  Gunsten  des  Verhafteten  oder  der  beein- 
IfjAligtep  Parthei  in  eine  Geldstrafe  von  5ü0  Pfd.  St.  verfallen. 

Es  ist  auch  fernerhin  vorgesehen  und  durch  Beschluss  festgesetzt,  dass 
vepn  eine  oder  mehrere  Personen  für  llochverrath  oder  Felonie,  die  vollstän- 
dig und  ausdrücklich  in  dem  Verhaflsbefehl  anzugeben  ist,  zur  Haft  gebracht 
seio  ^Ulc^  dieselben  auf  ihr  Bitten  oder  Begehren  in  oflener  Gerichtssitzung 
9  der  ersten  Woche  des  Gericht-Termins,  oder  am  ersten  Tage  der  Sitzungen 
der  Gommisbion  of  Oyer  and  Termincr  oder  der  allgemeinen  Ueberlieferung 
der  Verhafteten  aus  den  Gefängnissen  sofort  vor  Gericht  gestellt  werden  sol- 
len, und  es  soU  nicht  bis  auf  den  nächstfolgenden  Termin  der  Sitzungen  of 
Ojer  aqd  Tenniner  oder  der  allgemeinen  Ueberlieferung  der  Verhafteten  aus 
den  Gelangnissen  verschoben  werden.  Es  soll  aber  fernerhin  gesetzlich  sein 
fllr  die  Richter  des  Gerichtshofes  von  der  Rönigsbank  (Rings  Bench)  und  der 
Gommission  of  Oyer  and  Terminer  oder  der  allgemeinen  Ueberlieferung  der 
Verhafteten  aus  den  Gelängnissen,  und  sie  sind  demnach  hiedurch  aufgefor- 
dert auf  einen  Antrag,  der  an  sie  in  oflener  Gerichtssitzung  am  letzten  Tage 
der  Termins-Sitzungen  oder  der  allgemeinen  Ueberlieferung  der  Verhafteten 
aas  den  Gefängnissen  gerichtet  ist  (sei  es  von  dem  Verhafteten  oder  einer  sei- 
ner Bevollmäichligten),  den  Verhafteten  gegen  Caution  in  Freiheit  zu  setzen, 
es  sei  denn ,  dass  die  Richter  auf  abgelegten  Eid  die  Ueberzeugung  haben 
wDten,  dass  die  Ronigszeugen  nicht  an  demselben  Termine  der  allgemeinen 
Ueherlieferung  der  Verhafteten  aus  den  Gefängnissen  wUrden  hert)eigeschaflt 
werden  können.  Und  wenn  eine  oder  mehrere  veriiaftetc  Personen,  die  auf 
ihr  Bitten  und  Begehren  ein  vorerwähnter  Weise)  in  oflener  Gerichtssitzung 
in  der  ersten  Woche  des  Gerichts-Termins  oder  an  dem  ersten  Tage  der  Ses- 
sionen of  Oyer  and  Termincr  oder  der  allgemeinen  Ueberlieferung  der  Ver- 
hafteten sofort  Tor  Gericht  gestellt  zu  werden ,  auch  nicht  an  dem  zweiten 
nächsten  Termine  derselben  Sessionen  of  Oyer  and  Terminer  oder  der  allge- 
BODeii  Ueberiieferu^g  der  Verhafteten  nach  solcher  Verhaftung  vor  ihr  Ge- 
richt gestellt  liodi  so  sollen  sie  von  ihrer  Verhaftung  befreit  sein. 
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Provided  alwayes,  Thal  nolhing  in  Ihis  Act  shall  extend  lo  discharg« 
out  of  Prison  any  person  charged  in  Dcblor  other  Action  or  wilh  Processe  in 
any  Civil!  cause,  but  thal  aller  he  shall  be  discharged  of  bis  Imprisonment 
for  such  his  Criminall  Offence,  he  shall  bc  kcpt  inCuslodic  according  toLaw 
for  such  other  Suite.  *) 

Provided  alwaycs  and  bee  it  enacted  by  thc  Authoritic  aforesaid,  Thal  if 
any  person  or  persons  Subject  of  this  Realme  shall  be  committed  to  any  Pri- 
son or  in  Custodie  of  any  Officcr  or  Ofticers  whalsoever  for  any  Criminall  or 
»upposcd  Criminall  maller,  That  the  said  person  shall  not  be  removed  from 
tlie  Said  Prison  and  Custody  inlo  the  Custody  of  any  other  OfScer  or  OfR- 
cers,  unlessc  it  be  by  Uabeas  Corpus  or  some  olher  Legall  Wrilt,  or  wbere 
Ihe  Prisoner  is  delivercd  to  the  Constable  or  olher  inferiour  Ofliccr  to  carry 
such  Prisoner  to  some  Common  Goalc,  or  wherc  any  person  is  senl  by  Order 
of  any  Judge  of  Assize  or  Justice  of  the  Peace  lo  any  common  Workc-honse 
or  Ilouse  of  Corrcclion,  or  where  Ihc  Prisoner  is  removed  from  one  Prison 
or  place  lo  anolhcr  mithin  thc  same  Country  in  order  to  his  or  her  Tryall  or 
Discharge  in  due  course  of  Law  or  in  casc  of  suddaine  Fire  or  Infection  or 
other  necessity,  and  if  any  person  or  persons  shall  aRer  such  Committment 
aforesaid  makc  out  and  signe  or  counlersignc  any  Warrant  or  Warrants 
for  such  removcall  aforesaid  contrary  to  this  Act,  as  Tvell  he  that  makcs  or 
signes  or  counlersignes  such  Warrant  or  Warrants,  as  the  Officer  oir  0^' 
cers  that  obey  or  execulc  the  same,  shall  suffer  and  incurr  the  Paines  and 
Forfeitures  in  this  Act  beforc-mentioned,  bolh  for  the  first  and  second  Offence 
respeclively  to  be  recovered  in  manner  aforesaid  by  the  Partie  grieved. 

Provided  alsoe  and  bee  it  further  enacted  by  the  Authoritie  aforesaid, 
That  it  shall  and  may  be  lawfull  to  and    for   any  Prisoner  or  Prisoners  as 
aforesaid  to  move  and  obtaine  his  or  Iheir  Habeas  Corpus,  as  well  out  of  tbe 
High  Court  of  Chauncery  or  Court  of  Exchequer  as  out  of  thc  Courts  of 
Kings  Bench  or  Common  Pleas**)  or  eilher  of  them,   And  if  the  said  Lord 
Ghauncellor  or  Lord  Keeper  or  any  Judge  or  Judges  Baron  or  Barons  Ibr 
the  time  being  of  thc  DegreC  of  the  Coife  of  any  of  the  Courts  aforesaid  in 
ttie  Yacation  time  upon  vicw  of  the  Copy  or  Copies  of  the  Warrant  or  War- 
rants of  Committment  or  Detainer,  or  upon  Oath  made   that  such  Copy  or 
Copyes  were  denyed  as  aforesaid,  shall  deny  any  Wrilt  of  Habeas  Coipos  by 
this  Act  required  lo  be  granled  being  moved  for  as  aforesaid,  they  shaU  sere- 
rally  ibrfeite  to  the  Prisoner  or  Partie  grieved  the  summe  of  Five  hundred 
pounds  to  be  recovered  in  manner  aforesaid. 

And  i)ec  it  enacted  and  declared  by  the  Authority  aforesaid ,  that  an 
Habeas  Corpus  according  to  the  true  intenl  and  meaning  of  this  Act  may  be 
direcled  and  runn  inlo  any  County  Palatine,  The  cinque  Ports***)  or  other  pri- 
viledged  Places  wilhin  thc  Kingdome  of  £ngland,  Dominion  of  Wales  or 


^. 


V  Diese  Bestimmung  ist  dem  Original  dieser  Acte  in  einem  heswUerm 
Anhange  beigeßgt, 

**)  Die  vier  höchsten  Gerichtshöfe  in  England ,  welche  ihren  Süx  in 
Westminster  hohen. 

**V  Die  bekannten  5  Häfen  Dover,  Sanduneh,  Rumney,  WineheUea  wd 
Rye,  wekhe  noch  jetxt  unter  einer  hes<mderen  Vertpaltung  stehen. 
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Es  ist  ferner  festgesetzt ,  dass  Nichts  in  dieser  Acte  soll  angewandt 
werden  auf  die  Lösung  der  gefänglichen  ilafl  für  eine  Person,  die  wegen 
Schulden  oder  wegen  eines  anderen  Gvil-Rechtsfalles  verhaftet  ist,  sondern 
sie  soll  Tielmehr,  wenn  sie  auch  aus  ihrer  Verhaftung  für  solches  Griminal- 
Vergehen  befreit  ist,  für  dergleichen  andere  Rechtsfällc  in  der  mit  dem  Ge- 
setxe  ttbereinstimmenden  Haft  bewacht  bleiben. 

Es  ist  femer  vorgesehen   und  durch   den  Beschluss  derselben  Gewalt 
festgesetzt,  dass,  wenn  eine  oder  mehrere  Personen,    Unlerthanen  dieses  Kö- 
nigreichs  in  gefängliche  Haft  gesetzt  sind  von  irgend  einem  Beamten  wegen 
eines  Griminal- Vergehens  oder  des  Verdachtes  auf  ein  solches,  diese  genann- 
im  Personen  nicht  aus  diesem  Gefängnisse  oder  Kerker  entfernt  und  in  ein  an- 
deres gefängliches  Gewahrsam  von  einem  anderen  Beamten  gebracht  werden 
können,  wofern  es  nicht  durch  ein  Habeas-Corpus-Mandat  geschieht,  oder  aul 
Grand  eines  anderen  gesetzlichen  Befehls,  oder  wenn  der  Verhaftete  an  einen 
Constabler  oder  einen  anderen  Unterbeamten  zu  überliefern  ist,   um  solchen 
Verhafteten  in  ein  allgemeines  Gefängniss  zu  führen,  oder  wenn  eine  Person 
BBt  einem  Befehle  von  einem  Richter  der  Assisen  oder  von  einem  Friedens- 
richter gesandt  ist,  den  Verhafteten  in  ein  allgemeines  Zuchthaus  oder  in  eine 
Baserangsanstalt  zu  bringen,  oder  wenn  der  Verhaftete  aus  einem  Geflingnisse 
in  ein  anderes  in  derselben  Grafschaft  abzuführen  ist,  um  ihn  in  dem   ange- 
nessenen  Rechtsgange  vor  Gericht  zu  stellen,  oder  in  dem  Fall  einer  plötzli- 
dien  Fenersbrunst   oder  Epidemie  oder  eines  anderweitigen  Nothzustandes. 
Und  wenn  eine  oder  mehrere  Personen  nach  solcher  Verhaftung  einen  so  eben 
erwähnten  Verhaftsbefehl  zur  Uebersiedelung  in  ein  anderes  Gefängniss  aus- 
stfflen,  unterzeichnen  oder  contrasigniren  sollten  gegen  die  Bestimmungen  dieser 
Ade,  so  sollen  dieselben  eben  so  wie  der  eine  oder  mehrere  Beamte,  welche  ;9 

diesen  Verhaftbefehlen  Folge  leisten,  in  dieselben  Geldstrafen  und  Nachtheile  ^ 

verfaDen,  die  in  dieser  Acte  für  das  erste  und  zweite  Vergehen  in  dieser  Art  ^ 

festgesetzt  sind,  in  Rücksicht  auf  die  Entschädigung  der  dabei  beeinträchtigten      % 
hrthei. 

Femer  ist  vorhergesehen  und  durch  den  Beschluss  der  vorgenannten 
Andorität  festgesetzt,  dass  es  gesetzlich  sein  soll  für  jeden  Verhafteten  ein  Ha» 
beas-Corpus-lfandat  zu  beantragen  und  zu  erhalten  sowohl  von  dem  hohen 
Gerichtshofe  der  Kanzlei  und  der  Schatzkammer,  als  auch  von  den  Gerichts- 
htfen  der  Rönigsbank  und  Common  Pleas:  und  wenn  der  genannte  Lord- 
laniler  oder  Lord-Siegelbewahrer  oder  irgend  ein  Oberrichter  oder  einer  der 
Barone  aus  der  Classe  der  Rechtsgclehrten  von  einem-  der  genannten  Gerichts- 
höfe zur  Zeit  der  Gerichtsferien  auf  die  Ansicht  einer  Copie  eines  Verhafts- 
Mandats,  oder  auf  den  Eid,  dass  eine  solche  Copie  verweigert  wäre,  selbst  die 
Ertheilung  eines  Habcas-Corpus-Mandats,  das  durch  diese  Acte  in  der  vorge- 
nannten Weise  beantragt  war,  abschlagen  sollte,  so  werden  auch  diese  zu 
Gunsten  des  Verhafteten  oder  der  beeinträchtigten  Parthei  in  die  Strafe  von 
M)  Pfund  St  verfallen. 

Und  femer  ist  durch  die  vorgenannte  Auctorität  festgesetzt  und  erklärt, 
dass  ein  Habeas-Corpus-Mandat  in  Uehereinstimmung  mit  dem  wahren  Inhalt 
und  Meinung  dieser  Acte  gerichtet  und  bestimmt  werden  kann  an  einen 
Pfalzgrafen*},   an  die  fünf  Häfen  oder  an  andere  privilegirte  Ortschaften  in 


V  JH€  Landschdften  von  Durham  und  Chester  bilden  Pfalxgrafschaften 
fOmniy  PalaÜneJ. 
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Towne  of  Berwicke  lipon  Tweedc  and  thc  Islands  of  Jersey  or  Gnemsey»  Any 
Law  or  Usage  to  the  contrary  notwithstanding. 

And  for  prcvenling  illcgall  Jraprisonmcnts  in  Prisons  beyond  tbe  Seas. 
Bee  ii  further  enacted  by  thc  Anthoritie  aforesaid,  Thal  noe  Subject  of  Ihis 
Realme  Ihat  now  is  or  hercafler  shall  be  an  InhabiUnt  or  ResiaDt  of  Hhift 
Kingdome  of  England  Dominion  of  Wales  or  Towne  of  Berwicke  upon  Tweede, 
shall  or  may  be  sent  Prisoner  into  Scotland,  Irland,  Jersey,  Guemaey»  Taa- 
geir  or  into  any  Parts  Garrisons  Islands  or  Places  beyond  the  Seas,  which 
are  or  at  any  time  hereafler  shall  be  within  or  without  the  Dominions  of 
llis  Majcstie,  His  Ileires  or  Successors,  and  that  c?ery  such  Inprisonneot 
is  hereby  enacted  and  adjudged  to  be  illegal! ,  and  that  if  any  of  the  said 
Subjects  now  is  or  hereafler  shall  bee  soe  imprisoned  (every  such  persea 
and  persons  soe  imprisoned)  shall  and  may  for  every  [such  Imprisonment  maiE- 
taine  by  vertue  of  this  Act  an  Action  or  Actions  of  Düse  Imprisonmeiit  in 
any  of  His  Majestyes  Courts  of  Record*)  against  the  person  ur  persons ,  by 
wbome  he  or  shc  shall  be  soe  committed  detained  imprisoned  S(ent  Prisoner 
or  tntnsporlcd,  contrary  to  the  true  meaning  of  this  Act  and  againsl  all  er 
any  pierson  or  persons  that  shall  frame  contrivp  writ^  scale  or  counleruQie 
any  Warrant  or  Writeing  for  such  Gommittment,  Detainer  Imprisonment  or 
Transportation,  or  shall  be  adviscing  aiding  or  assisting  ia  the  same  or  aoj 
of  them  and  the  Plaintiffe  in  every  such  Action,  shall  have  Judgemeni  to  k- 
cover  his  treble  Gosts  besides  Damages,  which  Damages  soe  to  be  given  ihajl 
not  be  le&se  then  Five  hundred  pounds.  In  which  Action  noe  delay  sUy  QT 
Mopp  of  Proceeding  by  Rule,  Order  or  Gonunand,  nor  noe  Injunction**)  Pro- 
tection or  Privüedge  whastsoevcr,  nor  any  more  then  one  Imparl^tfuce  fiujl  be 
allowed  (excepting  such  Rule  of  the  Court  wherein  the  Aotioo  sball  ^ssfead 
milde  in  open  Court,  as  shall  bee  thought  in  Justice  nccessary  for  ^eciall  caw 
to  be  expressed  in  the  said  RuleJ  and  the  person  or  persons  who  afaiall  im»- 
wingly  frame  contrive  write  seale  or  countersigne  any  Warrant  for  soflh 
Committment  Detainer  or  Transportation ,  or  shall  soe  committ  4i^^e  im- 
prisop  or  transport  any  person  or  persons  contrary  to  thi$  Act  or  t)e  apy 
wayes  adviseing  aiding  or  assisting  thereln  being  lawf/jUy  oonvicted  tl^cDColi 
shall  be  disabled  from  thencefbrth  to  beare  any  Office  of  Trust  or  PrOGBlt 
within  the  said  Realme  of  £ngland,  Dominion  of  Wales,  or  Tpwne  offer- 
wicke  upon  Tweede,  or  any  of  the  Islands  Territories  or  Dominions  th/eveffnlo 
bdonging,  and  shall  incurr  and  sustaine  the  Paines,  Penalties  an4  Forftitiirtt 
limitted,  ordained  and  provided  in  the  Statute  of  Provision  and  Premumre*'*) 
made  in  the  Sixtcenth  yeare  of  king  Richard  the  Second  and  bc  incape|dik 


V  Court  of  Record,  ein  GerichUhoft  bei  wekh^n  sehrifllicke  wii 
protoeollariiche  Verhandlungen  stattfinden,  im  Gegensätze  der  Courts  not 
ofßecord,  solcher  Gerichtshöfe,  bei  denen  nur  mündUche  Verhßn^tbngen 
vorgenowimen  werden» 

**J  Injunction  ist  ein  solcher  Zwischenbescheid,  der  einem  GeriMihofe 
zugestellt  wird,  um  den  Rechtsgang  eine  Zeit  lang  zu  sistiren, 

las  Statut  ofProvis,  and  Premunire  setzt  die  JMirafm§  für 
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inigreich  England,  oder  im  Fürstenlham  Wales  oder  au  die  Stadt 
Ic  an  der  Tweed,  oder  an  die  Inseln  Jersey  oder  Guemsej,  ungeach- 
>  ein  Gesetz  oder  ein  Herkommen  dem  entgegenstehen  sollte. 

rnd  am  den  üngesetzAiässigen  YerhaflofigeD  in  den  überseeischen  Be- 
«  entgegen  zu  treten,  ist  ferner  durch  die  vorgenannte  Auctorität  fest- 
dass  kein  Unterthan  aus  diesem  Königreiche,  welcher  jctxt  oder  in 
i  ein  Bewohlier  oder  Angehöriger  ist  aus  dem  Königreich  England, 
krstenthum  Wales  oder  der  Stadt  Bcrwick,  als  Gefangener  nach  Schott- 
land, Jersey,  Guemsey,  Tanger  oder  nach  anderen  Plätzen  und  Inseln 
überseeischen  Besitzungen,  welche  jetzt  oder  in  Zukunft  mit  den  Be- 
ptt  Seiner  Majestät,  oder  Ihrer  Erben  und  Nachkommen  verbunden  sind 
:  werden  darf:  und  dass  jede  solche  gefängliche  Haft  hiedurch  für  un- 
A  erklärt  und  festgesetzt  ist:  und  dass,  wenn  einige  von  den  genann- 
;«tthanen  jetzt  oder  in  Zukunft  auf  solche  Weise  in  Haft  gehalten  sein 
[jede  auf  solche  Weise  verhaftete  Person),  so  soll  und  kann  für  jede 
^fängliche  Uafl  auf  Grund  dieser  Acte  eine  Klage  über  falsche  Verhaf- 
:i  einem  der  Gerichtshöfe  Seiner  Uajestät  für  schrifUichc  Verhandlon- 
^eslellC  werden  gegen  diejenigen  Personen ,  durch  welche  die  Bethei- 
^erhaflet  und  eingekerkert  oder  als  Verhaftete  fortgeführt  sind,  gegen 
ire  Bestimmung  dieser  Acte.  Und  auch  gegen  alle  diejenigen  Personen, 
einen  gerichtfichen  Befehl  für  solche  V^erhaflung  oder  Fortfühnmg 
gtv  gefördert,  geschrieben,  untersiegclt  oder  contrasigiiirt  haben ,  oder 
ind  eine  W^eise  dabei  Unterstützung  geleistet»  soU  der  Kläger  in  jedem 
Processc  ein  Urthcil  erhalten,  und  seine  dreifachen  Kosten  ausser  def 
shallung  wieder  zu  erlangen,  wobei  die  Entschädigung  nicht  unter 
;  St  bestimmt  werden  soll.  Bei  diesem  gerichtlichen  Verfahren  soü 
Verzögerung  durch  eine  Rechts- Vurschrifl  oder  Befehl  stattfinden,  noch 
ein  Zwischenbescheid,  Protection  oder  was  immer  für  ein  Privilegium 
ining  der  Procedur,  und  nicht  mehr  als  tagelangcr  Aufschub  zur  Vor- 
ig eingeräumt  werden  (mit  Ausnahme  solcher  Anordnungen  des  Ge- 
>fes,  bei  welchem  die  Klage  geführt  wird ,  und  welche  in  offener  Ge- 
zung  gemacht,  als  nothwendig  für  specielle  Fälle  erachtet  und  in  der 
ten  Anordnung  als  solche  bezeichnet  sind).  Und  diejenigen  Personen, 
mit  Absicht  einen  gerichtlichen  Befehl  für  solche  Veriiaflung  oder 
trung  beantragen,  fürdem,  schreiben,  untersiegeln  oder  contrasigniren 
,  oder  welche  die  Verhaftung  und  Fortführung  einer  oder  mehrerer 
n  gegen  die  Bestimmungen  dieser  Acte  bewirken  werden,  oder  welche 
nd  eine  Weise  dabei  als  Helfer  und  Förden^  gesetzlich  überführtwerden,  sol- 
diesem  Zeitpunkte  ab  für  unfähig  erachtet  werden,  ein  Amt  des  Ver- 
oder  mit  Vorthcilen  verknüpft  in  dem  genannten  Königreich  England, 
Ihum  W*ales,  oder,  in  der  Stadt  Berwick  an  der  Tweed  oder  in  irgend, 
2r  Inseln  und  überseeischen  Besitzungen  zu  übernehmen,  und  sie  sol- 
M^rdem  in  die  Strafen  und  Nachtheile  verfaUen,  welche  bestimmt  und 
tzt  sind  in  dem  Statut  of  Provision  and  Premunirc    aus  dem  sechs- 


'erbrechen  fest,  tcelche  die  Erklärung  ausser  Gesetz  foutlawj,  Confiseatian 
\er,  härtere  Gefängnissstrafe  und  grosse  Geldstrafe  nach  sich  xiehen, 
ftnunire  wurde  besonders  häufig  angewandt  in  der  Periole  der  Tren- 
>n  der  Rihnischcn  Kirchs  gegen  die  Anhänger  der  alten  Kirche, 
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of  any  Pardon  from  the  king  His  Heires  or  Successon  of  the  said  Forfeitares 
Losses  or  Disabilities  or  any  of  them. 

Provided  alwayes,  Tftiat  nothing  in  this  Act  shall  cxtend  to  give  benefitt 
to  any  person,  who  shall  by  Contract  in  writeing  agree  with  any  Merdumt 
or  O^ner  of  any  Plantation  or  other  person  whatsoever  to  be  transported  to  any 
parts  beyond  Seas  and  receive  eamest  upon  such  Agreement,  although  that  alter- 
wards  such  person  shall  rcnounce  such  Contract 

Provided  älwaycs  and  bee  it  enacted,  That  if  any  person  or  persons 
laivfully  convicled  of  any  Felony  shall  in  open  Court  pray  to  be  transported 
beyond  the  Seas,  and  the  Court  shall  thinke  fitt  to  leave  him  or  them  in 
Prison,  for  that  purpose  such* person  or  persons  may  be  transported  into  any 
parts  beyond  the  Seas,  This  Act  or  any  thing  therein  contained  to  the  con- 
trary  notwithstanding. 

Provided  alsoc  and  bee  it  enacted,  That  nothing  herein  contained  shal 

De  deemed  construed  or  taken  to  extend  to  the  Imprisonment  of  any  person 

^before  the  First  day  of  June  One  thousand  six  hundred  seaventy  and  nine  or 

to  any  thing  advised  procured  or  othcrwise  done  relateing  to  such  In^rison- 

ment,  Any  thing  herein  contained  to  the  contrary  notwithstanding. 

Provided  alsoe,  That  if  any  person  or  persons  at  any  time  resiant  io 
this  Realme  shall  have  committed  any  Capitall  Offcnce  in  Scottland  or  Irland 
or  any  of  the  Islands  or  Forreigne  Plantations  of  the  Ring  His  Heires  or  So^ 
>^<    cessors,  where  he  or  the  ought  out  to  be  tryed  for  such  Offence  such  person 
or  persons,  may  be  sent  to  such  place  there   to   receive  such  Tryall  in  such 
.  '  manncr ,  as  the  same  might  have  beene  used  beforc  the  makeing  of  this  Act, 
f       Any  thing  herein  contained  to  the  contrary  notwithstanding. 

Provided  alsoe  and  bee  it  enacted,  That  noe  person  or  persons  shall  be 
sned  impleaded  molested  or  troubled  for  any  Ofience  against  this  Act,  miksw 
the  Partie  offending  be  sued  or  impleaded  for  the  same  within  Two  yeares  it 
the  most  after  such  time,  whercin  Üic  Offence  shall  be  conmiitted  (in  case  the 
partie  grieved  shall  not  be  then  in  Prison,  and  if  he  shall  be  in  Prisen  thcn 
"^within  the  space  of  Two  yeares  after  the  decease  of  the  Person  imprisoned 
or  his  or  her  delivcry  out  of  Prison  which  shall  llrst  happen).*) 

And  to  the  intcnt  noe  person  may  avoid  his  Tryall  at  this  Asuks  or 
Generali  Goalc-Delivery  by  procureing  his  Removeall  before  the  Assixes  at 
such  time,  as  he  cannot  be  brought  bacJcc  to  receive  his  Tryall  there,  Bee  it 
enacted,  That  afler  the  Assizes  proclaimed  for  that  County,  where  the  Prisoner 
is  dctained,  noe  person  shall  be  removed  from  the  Common  Goale  upon  any 
Habcas  Corpus  granted  in  pursuance  of  this  Act,  but  upon  such  Habeas  Cor- 
pus shall  be  brought  before  the  Judge  or  Assize  in  open  Court,  who  is  theitQ- 
pon  to  doe  what  to  Justice  shall  appertaine. 


V  Diese  in  der  Parenthese  eingeschlossene  Bestimmu  ng  ist  der  Ongi^ 
nalacte  in  einem  besonderen  Anhange  beigefügt. 
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Uten  Regierangsjahre  des  Königs  Riebard  [11.,  und  sollen  unfähig  sein, 
isl  Ton  dem  Könige,  seinen  Erben  oder  Nachkommen  eine  Befreiung  von 
ien  Strafen,  Verlusten  und  Unfäliigkeil  zu  Aemtem  zu  erlangen. 

(Es  ist  indess  festgesetzt,  dass  keine  Bestimmung  in  dieser  Acte  soll 
gedehnt  und  cum.  Nutzen  für  irgend  eine  Person  verwandt  werden,  welche 
I  durch  einen  schrifdichen  Contract  mit  einem  Kaufmanne  oder  einem 
^thOmer  einer  Pflanzung  oder  sonst  irgend  einer  anderen  Person  Ter- 
ichtet,  sich  in  die  iiberseeisdien  Besitzungen  überführen  zu  lassen  und  im 
Ien  Vertrauen  und  auf  ein  solchesUebereinkommen  Handgeld  empfangen  hat, 
im  dieselbe  späterhin  einem  solchen  Gontracte  entsagen  will] 

Es  ist  femer  vorhergesehen  und  festgesetzt,  dass  wenn  eine  oder  meh- 
ne  Personen,  die  gesetzlich  des  Verbrechens  der  Felonie  überführt  sind,  in 
euer  Geriditssitzung  bitten  werden  in  die  überseeischen  Besitzungen  trans- 
rtirt  lo  werden,  der  Gerichtshof  aber  für  dienlich  erachtet  sie  im  GefSng- 
ise  iD  belassen,  solche  Personen  in  jene  überseeischen  Besitzungen  können 
mspoctirl  werden,  ohne  dass  diese  Acte  oder  eine  in  derselben  enthaltene  Be- 
Bunimg  daran  hindern  soll. 

Eben  so  ist  vorhergesehen  und  festgesetzt,   dass  keine  in  dieser  Acte  ^ 
tfaaltene  Bestimmung  genommen  und  angewandt  werden  soll  auf  die  ge- 
Df^idbe  Hall  irgend  einer  Person  vor  dem  ersten  Tage  des  Juni  1679,  oder   * 
i  irgend  eine  andere  Sache,   die  in  Bezug  mit  solcher  Verhaftung  steht, 
ine  dass  eine  in  dieser  Acte  enthaltene  Bestimmung  dem  entgegen  stehen 
IL 

i^en  so  ist  auch  festgesetzt,  dass  wenn  eine  oder  mehrere  Personen, 
e  fhr  eine  gewisse  Zeit  ihren  Wohnsitz  in  diesem  Königreiche  (England) 
tai,  ein  Capital- Verbrechen  in  Schottland  oder  Irland,  oder  auf  einer  der 
sein  und  auswärtigen  Besitzungen  des  Königs,  seiner  Erben  oder  Nachfol- 
r  begangen  haben  sollten,  und  wenn  solche  Personen  für  solche  Verbrechen 
irt  gerichtet  werden  mussten,  dieselben  Personen  nach  solchen  Ortschaften 
Dgesandt  werden  können,  um  dort  ihr  Urtheil  auf  solche  Weise  zu  cmpfaa- 
n,  als  dies  hätte  geschehen  müssen  vor  der  Errichtung  dieser  Acte,  ohne 
ISS  eine  in  derselben  enthaltene  Bestimmung  daran  hindern  soll. 

Eben  so  ist  vorhergesehen  und  festgesetzt,  dass  Niemand  soU  verfolgt, 
geklagt  und  belästigt  werden  für  irgend  ein  Vergehen  gegen  diese  Acte, 
)fem  nicht  die  schuldige  Parthei  fUr  dieses  Vergehen  in  dem  Zeiträume  von 
idistens  zwei  Jahren,  nachdem  dasselbe  begangen  sein  soll ,  angeklagt  und  • 
r  Gericht  gestellt  wird  (falls  die  beeinträchtigte  Parthei  nicht  mehr  im  Ge- 
Dgniss  sein  sollte,  und  wenn  »ie  noch  im  Gefängniss  sein  soUte,  da^m  in  dem 
»träum  von  zwei  Jahren  nach  dem  Ableben  dieser  verhafteten  Person,  oder 
ich  ihrer  Befreiung  aus  dem  Gefängnisse,  so  wie  diese  zuerst  vorgekom- 
en  ist) 

Und  in  der  Absicht,  dass  Niemand  sich  der  gerichtlichen  Stellung  vor 
n  Assisen  oder  der  allgemeinen  Ueberlieferung  aus  den  Gefängnissen  dazu 
itziehen  soll,  indem  er  seine  Entfernung  zu  solcher  Zeit  vor  der  Eröffnung 
V  Assisen  zu  veranlassen  sucht,  dass  er  nicht  dorthin  gebracht  werden  kann, 
n  sein  richterliches  Urtheil  zu  empfangen,  ist  hiedurch  festgesetzt,  dass  nach 
T  öflentlichen  Bekanntmachung  der  Assisen  für  diejenige  Grafschaft,  in  wei- 
ter der  Gefangene  verhaftet  ist.  Niemand  mehr  aus  dem  aUgemeinen  Gefäng- 
is  auf  Grund  eines  Hal)eas-Corpus-Mandats  entfernt  werden  soll ,  das  in 
ilge  dieser  Acte  gewährt  ist ,  sondern  er  soll  auf  Grund  eines  solchen  IIa- 
as-Corpus-Mandats  vor  den  Richter  oder  die  Assisen  in  offener  Sitzung  ge- 
firt  werden,  wo  dem  Rcchle  geschehen  soll,  »as  ihm  gebührL 
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Provided  neverthelesse,  That  afler  the  Assizes  are  ended  any  person  or 
persons  detained  may  have  bis  or  her  Habeas  Corpus  according  to  the  Direc- 
tion  and  Intention  of  this  Act. 

And  bee  it  also  enacted  by  the  Authoritic  aforesaid,  That  if  any  Infor- 
mation Suite  or  Action  shall  be  brought  or  cxhibited  against  any  persoo  or 
persons  for  any  Offence  committed  or  to  be  committed  against  the  Fomie  of 
this  Law,  it  shall  be  lawfull  for  such  Defendants  to  pleade  the  Generali  1mm; 
that  thcy  are  not  guilty,  or  that  they  owe  nothing  and  to  give  such  qieddl 
matter  in  Evidence  to  the  Jury,  that  shall  try  the  same  which  matter  bcng 
pleaded  had  beene  good  and  sufücient  matter  in  Law  to  have  diseharged  the 
Said  Defendant  or  Defendants  against  the  said  Information  Suite  or  Actio^ 
and  the  said  matter  shall  be  then  as  availeable  to  him  or  them  to  all  inteflli 
and  purposes,  as  if  he  or  they  had  sufficiently  pleaded  sett  forth  or  alledfBd 
the  same  matter  in  Barr  or  Discharge  of  such  Information  Suite  or  AclioiL 

And  because  many  times  Persons  charged  with  Petty  Treason*)  or 
Fclony  or  as  Accessaries  thereunto  are  committed  upon  Suspicion  onely,  whm 
upon  thcy  are  Baüeable  or  not  according  as  the  Gircumstances  makeiiig  oali 
that  Suspicion  are  more  or  lesse  weighty  which  are  best  knowne  to  the  Jnf- 
tices  of  Peace,  that  committed  the  persons  and  have  the  Examinations  before 
them  or  to  other  Justices  of  the  Peace  in  the  Gounty,  Bee  it  therefore  eiu«- 
ted,  That  where  any  person  shall  appeare  to  be  committed  by  any  Judge  or 
Justice  of  the  Peace  and  charged  as  Accessary  before  the  Fact  to  any  Petty 
Treason  or  Felony  or  upon  Suspicion  thereof  or  with  Suspidon  of  Pdtf 
Treason  or  Felony,  which  Petty  Treason  or  Felony  shall  be  plainely  and  spe- 
cially  expressed  in  the  Warrant  of  Committment,  that  such  Person  ^all  not 
be  removed  or  bailed  by  virtue  of  this  Act,  or  in  any  other  manner  then  tbef 
might  have  beene  before  the  makeing  of  this  Act. 


Die  letzten  sechs  Regierungsjahre  Garl's  IL  brachten  inzwiscfaea 
neue  Verletzungen  der  noch  nicht  sicher  befestigten  Englischen  Yer- 
,j  4  fassung.  Die  Habeas-Corpus-Acte  selbst  wurde  gleich  in  den  ersten 
•^:  Jahren  nach  ihrer  Sanctionirung  zu  wiederholten  Malen  auf  das 
aiigenf illigste  verletzt;  von  der  Testacte  Hess  der  König  häuflg  Dis- 
pensationen ertheilen  und  stellte  verfassungswidrig  Katholiken  im 
Heere  and  in  der  Verwaltung  an.  Die  innere  Gährung  wurde  noch 
durch  die  gewaltthätigsten  Angriffe  auf  die  Privilegien  London*8  und 
anderer  grosser  Städte  gesteigert,  und  nur  die  Zersplitterung  der 
Pariheien  und  ihre  gegenseitige  Engherzigkeit  und  Eifersucht  auf  das 


V  Petty-Treason,  im  Gegensatz  des  High-Treason,  HochverraUu»  he* 
zeichnet  ah  kleiner  Verrath,  Mord  und  Todschlag  im  häuslichen  Verhält- 
nisse, z.  B.  wenn  die  Frau  den  Mann  tödtet,  der  Diener  den  Herrn  ^  der  Geist- 
liche den  Bischof  u.  s»  w. 
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Niditsdestoweniger  ist  festgesetzt,  dass  nach  den  geschlossenen  Assisen 
icfae  verhaftete  Personen  ihr  Habeas-Corpus-Mandat  erhalten  mögen,  in 
«reinstimmung  mit  der  Anordnung  und  Absicht  dieser  Acte. 

Und  eben  so  ist  durch  die  oAgenannte  Aactorität  festgesetzt,  dass,  wenn 
i  Untersuchung  oder  eine  gerichtliche  Verfolgung  oder  Klage  gegen  eine 
r  mehrere  Personen  für  ein  Vergehen  gegen  den  Inhalt  dieses  Gesetzes 
icbracht  werden  sollte,  es  für  gesetzlich  erachtet  werden  soll  in  Bezug  auf 
fiidi  Tertheidigende  Parthei,  dass  sie  an  dem  Schlüsse  der  Rechtsverfaand- 
g  sich  nicht  für  schuldig  bekennen,  oder  sie  nicht  nöthig  haben  solche  spe- 
Ik  Beweise  der  Jury  zu  liefern,  um  diese  selbst  gerichtlich  zu  prüfen 
sie  in  der  eingeklagten  Sache  für  gut  und  für  einen  nach  dem  Cresetze 
reiciiendoi  Beweis  zu  halten,  um  die  genannte  sich  vertheidigende  Parthei 
^  die  fernere  Untersuchung  und  Verhandlung  zu  entlasten,  und  diese  Be* 
isflUining  soll  dann  für  sie  nützlich  in  allen  Beziehungen  sein,  als  wenn  sie 
h  hinlänglich  vertheidigt  und  dieselben  Sachen  zur  Vertheidigung  oder 
r  Entlastung  von  solcher  Untersuchung  oder  Anklage  auseinandergesetzt 
Ite. 

Und  da  bisweilen  manche  Personen  des  Verbrechens ,  des  Mord  und 
HJschlag«  im  häuslichen  Verhältnisse  und  der  Felonie  angeschuldigt  und 
sbalb  oder  als  Gehülfen  dabei  lediglich  auf  Verdacht  verhaftet  werden,  wo 
nn  die  Erlaubniss  zur  Bürgschaft  gegeben  oder  verweigert  werden  kann, 
ie  die  Umstände  es  bedingen,  indem  der  Verdacht  mehr  oder  weniger  bela- 
md  fQr  diejenigen  erscheint,  welche  von  dem  Friedensrichter  am  besten  ge- 
umt  sind,  und  da  hiebei  einer  die  Personen  verhaften  lässt,  und  die  Untersu- 
longen  über  diese  vor  einen  anderen  Friedensrichter  dieser  Grafschaft  gehören, 
ist  es  deshalb  fest  gesetzt,  dass  wo  eine  Person  erscheinen  soll,  um  verhaf- 
l  zu  werden  von  einem  Friedensrichter  und  belastet  als  Gehülfe  bei  einem 
erbrechen  des  Mord  und  Todschlags  im  häuslichen  Verhältnisse  oder  der 
ek>nie,  oder  auf  den  Verdacht  darüber  oder  mit  dem  Verdachte  auf  Mord 
id  Todschlag  im  häuslichen  Verhältnisse  oder  Felonie,  so  soll  es  ganz  voll- 
indig  und  spedell  in  dem  Verhall-Mandat  ausgedrückt  sein,  dass  solche  Per* 
D  in  Kraft  dieser  Acte  nicht  aus  dem  Gefängnisse  entlassen  oder  gegen 
&rgschaft  in  Freiheit  gesetzt  werden  darf,  oder  auf  irgend  eine  andere  Art 
id  Weise,  als  dies  auch  vor  der  Errichtung  dieser  Ade  hätte  geschehen^ 
kmen. 


lelingen  besonderer  Pläne  gewährte  der  königlichen  Gewalt  das 
lebei^ewicht,  und  erleichterte  ihr  den  Sieg  über  die  vereinzelten 
erschwörungs-Unternehmiingen.  Die  Ausschliessung  des  Herzogs  von 
ork  von  der  Thronfolge  konnte  trotz  seines  allgemein  bekannten 
ebertrilts  zur  römiscb-katholischen  Kirche  nicht  zu  Stande  gebracht 
nrderu  selbst  Carl  II.  legte  noch  auf  dem  Todeslager  das  Bekennt- 
B  seiner  Verbindung  mit  der  katholischen  Kirche  ab. 

Aber  unter  der  Regierung  Jacob's  II.  (6.  Febr,  1685|  ereot- 
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flieht  aas  England  23.  Dec.  1688)  musste  der  innere  Zwiespalt  b 
dem  entschiedenen  Gliaracter  des  Königs  bald  zu  einem  neuen  Biii 
gerkriege  führen.  Jacob  Hess  ganz  unverholen  seine  Nicht^chtnii 
der  Auctorität  des  Parlaments  überall  durchblicken;  die  aligemrine 
Landesfreiheiten  und  die  Privilegien  der  Englischen  Kirche  wurde 
tiiglich  gekrankt,  über  300  Hinrichtungen  in  seinem  ersten  Begk 
rungsjahre  hatten  in  den  politischen  Processen  hinlänglich  bekunde 
wie  v\enig  bei  solcher  königlichen  Willkühr,  unterstützt  durch  fei 
Bichlcr  und  eine  stets  fertige  Truppenzahl  zur  Ausführung  verfiu 
sungswidriger  Massregeln,  die  vorsichtig  gefassten  BestinunungeD  de 
Hubeas-Corpus-Acte  die  persönliche  Freiheit  sicher  zu  stellen  Ter 
mochten.  Nur  die  Aussicht  auf  das  hertingerückte  Alter  und  da 
hinfälligen  Körper  Jacob's  IL  und  auf  die  besseren  Zeiten  für  Wie 
derherstellung  der  eingebürgerten  Verfassung  unter  den  Protestant! 
sehen  Töclitern  des  Köm'gs  verzögerte  die  Vereinigung  der  antika 
tholisclien  Partiieien  und  den  Ausbruch  des  Bürgerkriegs.  Als  abe 
diese  Aussicht  durch  die  unerwartete  Geburt  des  Prinzen  Jaool 
*  (10.  Jan.  1688)  verschwand,  die  Bekanntmachung  der  Gewissensfrei 

heit  mit  der  Beseitigung  der  Test-Acte  ohne  Einwilligung  des  Paria 
meuts  den  Katholiken  Viberall  Gleichstellung  mit  den  Evangeliscba 
zu  gewähren  verhiess,  um  dann  auf  Kosten  der  evangelischen  Kirch 
die  katholische  wieder  zur  Herrschaft  zu  bringen :  da  war  die  Verei 
nigung  einflussreicher  Bischöfe  und  weltlicher  Peers,  so  wie  der  viel 
vermögendsten  OfTiciere  im  Heere  und  auf  der  Flotte  mit  Wilhebn  III 
von  Oranien,  dem  kirchlich  und *[ politisch  festen  und.  genau  beredi 
uenden  Gemahle  der  älteren  Tochter  Jacob's  IL  bald  zum  entschei 
denden  Kampfe  abgeschlossen.  Nach  der  Landung  Wilhelms  III 
in  England  C^.  Nov.  1688)  kam  es  bei  der  Missstin^mung  in  den 
Heere  und  der  Flotte  seines  Gegners  nicht  einmal  zur  ernsten  Yei 
tlieidigung  der  Bechte  des  Mannsstanunes  des  Hauses  Stuart ,  da  h 


-/ 


3JL.  An  Act,  dedarelns  tlie  Rislito  and  Über 
ties!^  of  tlie  Sufejects  and  Setleing  tlie  Sueces- 

sion  of  tlie  CTroinne  1689  *) 

^Vhereas  the  Lords  Spirituall  and  Temporal]  and  Commons  assembled 
Wcslminstcr  la^fully  fully  and  frccly  reprosenting  all  the  Estates  of  the  Peop 
of  Ihis  Rcaimo,  did  upon  Ihc  thirtcenth  day  of  February  in  Ihc  ycarc  of  our  Lo 
one  thousand  sii  hundrcd  cighty  nine  present  unto  their  Majcsücs  then  call 
and  known  by  the  Namcs  and  Stile  of  William  and  Mary  Prince  and  Pri 


V  Abgedruckt  aU  Chapt.  IL  1.  GuUL  et  Mary  Sess.  2.  in  den  Statutes 
th.  Ä.  vol.  YL  pag,  142—15.  —  M  habe  auch  bei  dieser  toic  bei  den  friti 
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cob  II«  selbst  an  ihrer  Behauptung  verzweifelte  und  durch  rasche 
Flucht  dem  befürchteten  Geschicke  seines  Vaters  sich  entzog.  In 
dem  nea  versammelten  Parlamente  (seit  dem  22.  Jan.  1689]  waren 
die  Commoners  und  Peers  bald  darüber  einig ,  dass  ein  katholischer 
Fiirst  mit  der  Wohlfahrt  Englands  wivereinbar  wäre,  und  daraus 
folgte  die  Entsetzung  Jacob's  II.  und  seines  jüngst  gebornen  Sohnes 
Jacob.  Aber  die  Erblichkeit  des  Hauses  Stuart  für  den  Englischen 
Thron  blieb  in  der  weiblichen  Linie  erhalten,  und  da  Wilhelm  III., 
der  selbst  von  seiner  Mutter  her  dieser  Abstammung  angehörte,  nicht 
Mos  als  Gemahl  einer  Königin  leben  wollte,  sondern  bei  dieser 
Beschriinkung  der  Königlichen  Würde  für  ihn  nach  den  Ne- 
derianden  wieder  zurückzukehren  bestimmt  erklärte,  in  Wilhelm  aber 
der  feste  Beschirmer  der  alten  unter  den  Plantagenets  erlangten 
I^andesfreilieiten  der  Majorität  des  Parlamentes  wiedergegeben  zu  sein 
schien,  so  wurden  Wilhelm  III.  und  seine  Gemahlin  Maria  beide  nach 
ihrem  eigenen  Rechte  als  Könige  Englands  anerl^annt  und  nach  ihrem 
Tode  Anna,  die  Schwester  Marias,  und  ihre  Nachkommenschaft  in  der 
Thronfolge  gesichert.  Und  als  das  erwünsdhteste  Document  der 
Emigung  zwischen  der  Dynastie  und  dem  Parlament  erfolgte  am  13. 
Febr.  1689  die  Declaration  of  Rights,  welche  von  den  drei  ge- 
setzgebenden Gewalten  dieses  Reiches ,  den  Commoners,  den  Peers 
ond  der  königlichen  Gewalt  berathen  und  sanctionirt  als  Grundgesetz 
nodi  heute  den  Schlussstein  für  das  gegenseitige  Yerhältniss  zwischen 
der  Regierung  und  den  Regierten  in  der  britischen  Yerfassimg  bildet. 
Alle  späteren  Grundgesetze  können  nur  als  Ergänzungen  derselben, 
für  die  Mittheilnahme  Schottlands,  Irlands,  der  Katholiken,  zweckmäs* 
siger  gewählten  Commoners  an  der  parlamentarischen  Vertretung  an- 
gesehen werden,  haben  aber  nicht  mehr  das  Yerhältniss  der  königli- 
chen Gewalt  dem  Parlamente  und  der  politischen  Freiheit  gegenüber 
wesentUch  geändert.  Der  Originaltext  dieses  Gesetzes  —  Bill  of 
Rights  —  lautet  also: 

IlL.  Acte  9  welclie  die  Reebte  und  Fretbelten 

der  IJntertlianen  und  die  Festeteilung  In  der 

Tlironfolge  erklärt^  aui»  d.  JT.  1689. 

Da  die  geistlichen  und  weltlichen  liOrds  und  die  Commoners,  welche  zu 
W'pslminstcr  Tcrsammelt  sind  und  gesetzlich,  vollständig  und  frei  alle  Stände 
des  Volkes  aus  diesem  Königreiche  rcp rasen tircn,  an  dem  13.  Februar  in  dem 
Jahre  unseres  Herrn  1680  an  Ihre  gegenwärtigen  Majestäten,  nach  dem  Namen 
und  Sfamme  als  Wilhelm  imd  Maria  Prinz  und  Prinzessin  Ton  Oranien   ge- 

ren  Urkunden  genau  die  in  den  Originalen  vorkommende  Orthographie  bei- 
behalten,  da  oß  durch  den  Gehrauch  der  grossen  Buchstaben  bei  Substanti- 
ven, Adjectiven  und  Participicn  eine  objcctivc  Wichtigkeit  des  Gegenstandet 
ausgedrückt  werden  soll 
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cessc  of  Orange  bcing  present  in  their  proper  Persons  a  ccrtaine  Dcdaration  in 
Writeing  made  by  the  said  Lords  and  Commons  in  Words  following  vix. 

Whcreas  Ibc  latc  Ring  James  thc  Second  by  the  Assistance  of  diverse 
evill  Gouncellors  Judges  and  Ministers  imployed  by  bim  did  endeavour  to  snb- 
vert  and  extirpate  the  Protestant  Reh'gion  and  the  Lawes  andLiberlies  ofthn 
Kingdome. 

By  Assumeing  and  Exerciscing  a  Power  of  Dispensing  with  and  Sus- 
pending  of  Lawes  and  thc  Execution  of  Lawes  without  Consent  of  Parlya- 
ment. 

By  Committing  and  Prosecuting  diverse  Worthy  Prelates  for  inunbly 
Petitioning  to  be  excused  from  Goncurring  to  the  said  Assumed  power. 

By  Issueing  and  Causeing  to  be  executed  a  Gommission  under  the 
Great  Seale  for  Erecting  a  Court  calied  The  Court  of  Commissioners  for  &- 
desiasticall  Causes. 

By  Levying  Money  for  and  to  the  Use  of  the  Crowne  by  pretence  of 
Prerogative  for  other  time  and  in  othcr  manner  then  the  same  was  granted 
by  Parlyament. 

By  Raising  and  kceping  a  Standing  Army  within  this  Kingdome  in  time 
of  Peace  without  Consent  of  Parlyament  and  Quartering  Soldiers  coDtnry 
to  Law. 

By  Causing  scverall  good  Subjects  being  Protestants  to  be  disarmed  al 
the  same  time  when  Papists  wcre  both  Armed  and  Imployed  contrary  to  Law. 

By  Violating  the  Freedome  of  Election  of  Members  to  serve  in  Par- 
lyament. 

By  Prosecutions  in  the  Court  of  Kings  Bench  for  Matters  and  Causes 
cognixable  onely  in  Parlyament  and  by  diverse  other  Arbitrary  and  Ue^U 
Courses. 

And  whercas  of  late  yeares  Parliall  Comipl  and  Unqualifyed  Persons 
have  beene  retumcd  and  served  on  Juryes  in  Tryalls  and  particularly  diverse 
Jurors  in  Tryalls  for  High  Treason  which  were  not  Freeholders. 

And  excessivc  Baile  hath  beene  required  of  Persons  committed  in  Cri- 
minall  Cases  to  elude  the  Benefitt  of  thc  Lawes  made  for  the  Liberty  of  the 
Subjects. 

And  excessive  Fines  have  been  imposed. 

And  illegall  and  cruell  Punishments  inflicted. 

And  sevcrall  Grants  and  Promiscs  made  of  Fines  and  Forfeitures  beforc 
any  Conviction  or  Judgement  against  the  Persons  upon  whome  the  same  were 
to  be  levycd. 

All  which  are  utterly  and  directly  contrary  to  the  knowne  Lawes  and 
Statutes  and  Freedome  of  this  Realme. 

And  whercas  the  said  late  King  James  the  Second  haveing  Abdicated 
the  Government  and  the  Throne  being  thcrcby  Vacant,  His  Highnesse  the 
Prince  of  Orange  (whome  it  hath  pleascd  Almighty  God  to  make  the  glori- 
ous  Instrument  of  Delivcring  this  Kingdome  from  Popery  and  Arbitrary  Po- 
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hont,  die  in  ihrer  eigenen  Person  gegenwärtig  waren,  eine  beslimmle  schrifl- 
ficfae  Erklärung  gerichtet  haben,  welche  von  den  genannten  Lords  und  Ge- 
meinen in  folgenden  Worten  aufgestellt  war: 

Da  der  letzte  König  Jacob  11.,  durch  den  Beistand  verschiedener  übler 
Ratbgeber,  Richter  und  Minister,  die  von  ihm  angestellt  waren,  den  Versuch 
gemacht  hat,  die  Protestantische  Religion  und  die  Gesetze  und  Freiheiten  die- 
ses Königreiches  zu  untergraben  und  zu  vernichten. 

Da  derselbe  sich  angemasst  und  ausgeübt  hat  eine  Dispensations-Gewalt 
mit  Aufhebung  der  Gesetze  des  Landes  und  der  Ausführung  dieser  Gesetze 
ohne  Zustimmung  des  Parlamentes. 

Da  derselbe  verhaftet  und  verfolgt  hat  verschiedene  ehrwürdige  Präla- 
ten, weil  sie  eine  unterthänige  Petition  stellten ,  um  sich  als  entschuldigt  für 
die  Nicht-Einwilligung  zu  der  ermähnten  usurpirten  Gewalt  zu  erklären. 

Da  derselbe  es  unternommen  und  veranlasst  hat,  dass  ein  Gomroissions- 
Mandat  unter  dem  grossen  Staatssiegel  ausgefertigt  wurde,  um  einen  Gerichts- 
hof zu  errichten,  welcher  genannt  wurde  „der  Gerichtshof  der  Gommissarien 
für  kirchliche  Angelegenheiten.** 

Da  derselbe  Geld  erhoben  hat  zum  Nutzen  der  Krone  unter  dem  Vor- 
geben der  königlichen  Prärogative,  und  zwar  zu  anderer  Zeit  und  auf  andere 
Weise,  als  diese  vom  Parlamente  gewährt  war. 

Da  derselbe  ein  stehendes  Heer  gebildet  und  unterhalten  hat  zur  Frie- 
densieit  in  diesem  Königreiche  ohne  Zustimmung  des  Parlaments,  und  Solda- 
ten in  Privat-Quartiere  legen  liess  ganz  gegen  die  Gesetze. 

Da  derselbe  mehrere  gute  protestantische  Unterthanen  veranlasste  zu 
derselben  Zeit,  unbewafihet  zu  bleiben ,  als  die  Papisten  bewaffnet  und  ver- 
wandt wurden,  beides  gegen  das  Gesetz  des  Landes. 

Da  er  die  Freiheit  in  der  Wahl  zu  Mitgliedern  des  Parlamentes  ver- 
letzt hat 

Und  da  er  vor  dem  Gerichtshofe  der  Königsbank  Verfolgungen  für 
Recfatsfalle  angestellt  hat,  die  allein  im  Parlamente  abzuurtheilen  waren,  und 
da  er  verschiedenes  anderes  willkührliches  und  ungesetzliches  Rechtsverfahren 
iicfa  hat  za  Schulden  kommen  lassen. 

Und  da  femer  in  den  letzten  Jahren  bestechliche  und  ungeeignete  Par- 
tkeimänner  zurückgekehrt  und  bei  den  Junes  zu  Rechtsentscheidungen  ge- 
braudit  sind,  und  auch  verschiedentlich  als  besondere  Gcschwome  in  Hoch- 
Temths-Processen,  obschon  sie  nicht  Freeholders  waren. 

Und  da  eine  übertrieben  hohe  Bürgschaft  von  Personen  gefordert  ist, 
die  in  GriminalTällen  zur  Haft  gekommen  waren ,  um  die  Wohlthat  der  ftir 
die  Freiheit  der  Unterthanen  gemachten  Gesetze  zu  vernichten. 

Und  da  sehr  hohe  Geldbussen  auferlegt  und  ungesetzliche  und  grausame 
Bestrafungen  festgesetzt  sind. 

Und  da  mehre  Gewährungen  und  Verheissungen  gemacht  sind  in  Bezug 
auf  Gekibussen  und  andere  Bestrafungen,  bevor  eine  Ucberführung  oder  Ver- 
ortheflong  gegen  solche  Personen  erfolgt  ist,  von  welchen  eine  Geldbusse  oder 
lestraiiiDg  genommen  werden  konnte. 

ADe  diese  Sachen  sind  aber  gänzlich  und  ausdrücklich  gegen  die  be- 
bonten  Gesetze  und  Statuten  und  die  Freiheit  dieses  Königreiches. 

Und  da  der  genannte  letzte  König  Jacob  H.  der  Regierung  entsagt  hat, 
md  der  Thron  dadurch  erledigt  ist,  so  hat  Seine  Hoheit  der  Prinz  von  Ora- 
aicn  (den  zum  ruhmwürdigen  Werkzeuge  der  Befreiung  dieses  Königreiches 
FOD  nipismus  und  willkührlicher  Gewalt  zu  machen  Gott  gefallen  hat)  auf 
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vcr)  did  (by  the  Advice  of  the  Lords  Spirituall  and  Temporal!  and  divene 
principall  Persons  of  the  Gommons)  cause  Letters  to  be  wrilten  to  the  Lords 
Spirituall  and  Tcmporall  belog  Protestants  and  other  Letters  to  the  severall 
Goontyes  Gtyes  Universities  Burronghs  and  Ginque  Ports  for  the  Ghoosing  of 
such  Persons  to  represent  thcm,  as  wcre  of  right  to  be  sent  to  Pariyament  to 
meete  and  sitt  at  Westminster  upon  the  two  and  twentyeth  day  of  January  in 
this  Yeare  one  thousand  six  hundred  eighthy  and  nine  in  'order  to  sudi  an 
Establishment,  as  that  their  Religion  Lawes  and  Libertics  might  not  againe  be 
in  danger  of  being  Subvcrted,  upon  which  Letters  Elections  haveing  beene 
accordingly  made. 

And  thereupon  the  said  Lords  Spirituall  and  Temporall  and  Commons 
pursuant  to  their  respective  I^ters  and  Elections,  being  now  assembled  in  a 
füll  and  free  Representative  of  this  Nation,  takeing  into  their  most  serioos  Gon- 
sideration  tfie  best  meanes  for  attaining  the  Ends  aforesaid,  Doe  in  the  Grst 
place  (as  their  Auncestors  in  like  Gase  have  usually  done)  for  the  Yindica- 
ting  and  Asserling  their  auntient  Rights  and  Libertics,  Declare.*) 

That  the  pretendcd  Power  of  Suspending  of  Laws  or  the  Eiecution  of 
Lawes  by  Regall  Authority  without  Gonscnt  of  Pariyament  is  illegaU. 

That  the  pretended  Power  of  Dispenstng  wiüi  Laws  or  the  Execntion  of 
Lawes  by  RegaU  Authority,  as  tt  hath  beene  assumed  and  exercised  of  late,  b 

illegall. 

That  the  Gommission  for  erecting  the  lale  Gourt  of  Gommissioners  for 
Ecdesiasticall  Gauses  and  all  other  Gomnussions  and  Gourts  of  like  natore 
are  Illegall  and  Pemicious. 

That  levying  Money  for  or  to  the  Use  of  the  Growne  by  pretence  of 
Prerogative,  without  Grant  of  Parlyiunent  for  longer  time  or  in  other  manner 
then  the  same,  is  or  shall  be  granled  is  Illegall. 

That  it  is  the  Right  of  the  Subjects  to  Petition  the  King,  and  jbIIGoid- 
miCtments  and  Prosecations  for  sudi  Petitioning  are  Illegall. 

That  the  raising  or  keeping  a  Standing  Army  within  the  Kingdome  in 
4ime  of  Pcaoe,  unlosse  it  be  with  Gonsent  of  Pariyament,  is  against  I^w. 

That  the  Subjects  which  are  Protestants  may  have  Arms  for  their  De- 
fence  soitable  to  their  Gonditions,  and  as  allowcd  by  Law. 

That  ^ection  of  Members  of  Pariyament  ought  to  be  free. 

That  the  Freedome  of  Speech  and  Debates  or  Procedings  in  Pariya- 
ment ought  not  to  be  impeached  or  questioned  in  any  Gourt  or  Plvce  out  of 
Pariyament. 

That  excessive  Baile  ought  not  to  be  rcquired  nor  excessife  Eines  im- 
posed  nor  cruell  and  unusuall  Punishments  inflictcd. 

That  Jurors  ought  to  be  duely  impannclled  and  retnmed  aad  Juron 
which  passe  upon  Mcn  in  Trialls  for  High  Treason  ought  to  by  Frediolders. 

That  all  Grants  and  Promiscs  of  Eines  and  Forfeitures  of  particular  per- 
sons before  Gonvictione  are  illegall  and  void. 

And  that  for  Redresse  of  all  Grievances  and  for  the  amending  atreng- 
Ihening  and  prcscrvcing  of  the  Lawes,  Pariyaments  ought  to  be  held  fireqoently. 

And  they  doe  Glaime  Demand  and  Jnsist  upon  all  and  singolar  the 
Premises  as  their  undoubted.    Rights  and  Libertics,  and  that  noe  Dedarations 


*)  Den  vorausgetandten  Motiven  mit  der  Aufzählung  aller  VeHetz^m- 
gen  bestehender  Landcspririlegien  folgt  nun  dir  Erklärung  der  gemeinttrhaß' 
tick  anerkannten  ReclUe  für  die  Landesverfasnung. 
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ikfiMiMa  Üit  geiiüichen  und  welUidien  I^ords  Biid  verschiedener  ausj^ezeich- 
Mter  MiBoer  tos  den  Gemeinen  Briefe  schreiben  lassen  an  die  geistlichen 
ud  weltlidhen  Lords,  welche  Protestanten  sind,  und  andere  Briefe  an   ver- 
schiedene Grabcfasrften,  Städte,  Universitäten,  Flecken  und  an  die  fünf  Häfen, 
um  sdiche  Personen  wählen  za  lassen  f&r  die  Volkaivertretung,  die  von  Rechts 
wMeo  (Ür  gMigiiet  selten  Siti  und  Stimme  im  Parlamente  tu  führen,  welches 
in  weitlninfte^  «n  diem  dSL  JaUtaar  in  diesem  Jahre  1680  eröffnet  wird,   und 
oa   eine    solche  Staatseinrichtung   anzuordnen,    auf  dass    ihre    Religion, 
Geselle  und  Freiheiten  nicht  wieder  in  Geiahr  genithen  vernichtet  zu  werden : 
m^lge  dieser  Bride  sind  (kbereinstiknmend  die  Ptiriamentswahlen  gemacht 
vefvfliL 

UM  fibdete  hiettiuf  die  genannt«!!  geistliehen  tmd  weltlichen  Lords  und 
die  GoDimunen,  in  Folge  dieser  becüglidkeft  Briefe  und  Wahlen  nun  zu  einer 
vettcü  and  freien  Repräsentation  dieees  Volkes  sich  versammelt,  und  in  die 
cnisthalkeste  JSrwSgung  die  besten  Mittel  ziehen,  um  diesen  vorgenannten 
fwtck  IQ  etreichieJki,  geben  sie  zuvörderst  die  Erklärung  ab  (wie  ihre  Vorfah- 
ta  ift  fteidien  FlUen  gewMnlich  gethan  haben),  indem  sie  ihre  alten  Rechte 
lad  Fnwieiten  in  folmi  Ansprudi  nehmen  und  sich  zusichern: 

Diss  die  anaemaasste  uewalt,  durch  königliche  Auctorität  Gesetze  oder 
je  AnslÜhrung  der  Gesetze  au£iuheben  ohne  Zustimmung  des  Parlamentes, 

Dms  die  anipemaafisst^  G«%a1t,  dnrch  königlidie  Auctorität  Diispensation 
IM  den  Gteetien  oder  der  Aüsnkhrang  der  Gesetze  zu  ertheilen,  wie  dies  in 
dsr  IcfrtMi  Zeit  unternommen  und  ausgeübt  worden,  ungesetzlich  ist. 

Dasi  die  Ccmimission  zur  Errichtung  des  letzten  Geriditshofes  für  kirdi- 
Kche  Anftdegenhdten  und  alle  anderen  Commissioncn  und  Gerichtshöfe  von 
tendier  Besdnffenhefit,  nngesetzKch  und  verderblich  sind. 

Dias  die  Erhebong  von  G^d  f^  und  zum  Gebrauch  der  Krone,  unter 
dnn  Vorwande  der  Prärogative  obnt  Gewährung  des  Parlamentes,  für  längere 
2dt  oder  in  andrer  Weise,  als  dieselbe  gewährt  ist  oder  gewährt  werden 
Nttte»  nngeeetilich  ist 

Dafti  es  ein  Redit  der  Unterthanen  ist.  ihre  Petitionen  an  den  König 
IQ  riditen*  und  dass  alle  Verhaftungen  und  gerichtliche  Verfolgungen  für  sof 
cbes  Milioniren  ungesetzlich  sind. 

DttS  die  Ernehtunfs  oder  Beibehaltung  eines  stehenden  Heeres  im  Kö- 
nigreidbe  zur  Zeit  des  Friedens»  wofern  es  nicht  mit  Zustimmung  des  Parla- 
BHntM  geschieht,  gcnni  das  Gesetz  ist 

Km  die  Unterthanen»  welche  Protestanten  sind,  WafFen  fQhren  dürfen, 
fc  ihfttn  Stahde  togemesscm  und  von  den  Gesetzen  erlaubt  sind. 

Dass  die  Wahl  zu  Mitgliedern  des  Pariamentes  frei  sein  muss. 

Dass  idie  Frnlieit  zu  sprechen  und  die  Debatten  und  Verhandlungen 
m  Parianente  nidit  gehindert  oder  Gegenstand  zu  Untersudiungen  in  irgend 
dncm  Gerichtshofe  oder  an  einem  andern  Platze  werden  sollen,  ausserhalb 
des  Päiriämeötes. 

Dass  weder  eine  übertriebene  Bürgschailssumme  gefordert,  noch  zu 
grosse  Geldstrafen  auferlegt,  noch  grausame  oder  ungewöhnliche  Bestrafungen 
«Hftgt  werden  dürfen. 

Dass  die  Listen  der  Geschworenen  in  gesetzlicher  Form  angefertigt  und 
bdibnt  gemacht  Werden ,  und  dass  die  Geschworenen  welche  über  Personen 
tattocfaverraths-Processen  zu  entscheiden  haben,  Besitzer  freier  unabhängiger 
Güter  sein  müssen. 

DaiB  alle  Verpflichtungen  und  Versprechungen  in  Bezug  auf  Geldstra- 
fen nnd  verfallene  Güter,  welche  von  Privatpersonen  vor  der  gerichtlichen 
DebeifÜhrung  gemacht  sind,  für  ungesetzlich  und  nichtig  gelten. 

Und  dass  zur  Abstellung  aller  Beschwerden  und  zur  Besserung,  Kräfli- 
|Mg  ind  Aufirechthaltung  der  Gesetze   häufig  Parlamente  gehalten  werden 


Und  sie*)  nehmen  in  Anspruch,    fordern  und  beharren  hei  allen  und 
jeden  der  vorangeschickten  Bestimmungen,  als  bei  ihren  unzweifelhaften  Rech- 

V  '^lut  thiy  doe,  nämlich  die  geittiicken  und  weUHehen  Lords  des  Ober- 
kmmt  «md  dj#  Gemeinen. 

iehttbtrt»  VtifMianparfcaod«D.  g 
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Judgements  Doeitigs  and  Proceedings  to  the  Prejadiee  of  the  People  m 
the  Said  Premisses  onght  in  any  wise  to  be  drawne  hereafter  into  Consk 
or  Exemple.  To  which  Demand  of  their  Rights  they  are  particularly 
raged  by  the  Declaration  of  bis  Higbnesse  the  Prince  of  Orange,  as  be 
one  by  meanes  for  obtaining  a  füll  Redresse  and  Remedy  therein.  I 
therefore  an  intire  Gonfidence,  That  bis  said  Higbnesse  the  Prince  of 
will  perfect  the  Deliverance  soe  farr  advanced  by  bim  and  will  still  p 
them  from  the  Violation  of  their  Rights,  which  they  have  bere  assert 
from  all  other  Attempts  upon  their  Religion  Rights  and  Liberties;  TT 
Lords  Spirituall  and  TexQporall  and  Gommons  assemblcd  at  Westminsi 
Resolve,  That  William  and  Mary,  Prince  and  Princesse  of  Orange,  be 
declared  King  and  Queene  of  England,  France  *)  and  Ireland  and  the 
nions  thereunto  belonging  to  hold  the  Crowne  and  Royall  Dignity  of  I 
Kingdomes  and  Dominions  to  them  the  said  Prince  and  Princesse  4 
their  Lives  and  the  Life  of  the  Survivour  of  them;  And  that  the  sole  s 
£icrcise  of  the  Regall  Power  be  onely  in  and  executed  by  the  said  Fi 
Orange  in  the  Names  of  the  said  Prince  and  Princesse  dureing  their 
Lives,  And  after  their  Deceases  the  said  Crowne  and  Royall  Dignity 
said  Kingdome  and  Dominions  to  bc  to  the  Heires  of  the  Body  of  th< 
cesse,.And  for  default  of  such  Issue  to  the  Princesse  Anne  of  Denmai^ 
the  Heires  of  her  Body,  And  for  default  of  such  Issue  to  the  Heires 
Body  of  the  said  Prince  of  Orange.  And  the  Lords  Spirituall  and  Ten 
and  Gommons  doe  pray  the  said  Prince  and  Princesse  to  acce| 
same  accordingly,  And  that  the  Oathes  hereafter  mentioned  be 
by  all  Persons,  of  whome  the  Oathes  of  Allegiance  and  Supremacy  mi] 
required  by  Law  instead  of  them,  And  that  the  said  Oathes  ofAllegiai 
Supremacy  be  abrogated. 

I  AB  doe  sincerely  promise  and  sweare,  That  I  will  faithfull  and 
Irue  Allegiance  to  their  Majestyes  Ring  William  and  Queene  Mary, 
hclpe  me  God. 

I  AB  doe  sweare,  That  I  doe  from  my  Heart  Abhorr,  Detest  u 
jure  as  Impious  and  Hereticall  this  damnable  Doctrine  and  Position, 
Princes  Excommunicated  or  Deprived  by  the  Pope  or  any  Authority 
S(*e  of  Rome  may  be  deposed  or  murdered  by  their  Subjects  or  any 
whatsocver.  And  I  doe  declare,  That  noe  Forreigne  Prince,  Person,  I 
State  or  Potentate  halb  or  ought  to  have  any  Jurisdiction  Power  Supe 
Preeminence  or  Autboritie  Ecclesiasticall  or  Spirituall  within  this  B 
Soe  helpe  me  God. 

Upon  whith  their  said  Majestyes  did  accept  the  Growne  and  ! 
Dignity  of  the  Kingdome  of  England  France  and  Ireland  and  the  Don 
thereunto  belonging  according,  to  the  Resolution  and  Desire  of  the  said 

V  I^er  Titel  eines  Königs  von  Frankreich  wurde  bekanntlich  Vi 
Englischen  Königen  noch  als  eine  Folge  ihrer  Siege  in  Frankreich  tßl 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  geführt,  da  Heinrich  VI.  noch  als  Ki 
seinem  ersten  Lehensjahre  die  Französische  Krone  mit  der  Englischen  % 
zu  tragen  bestimmt  wurde,  und  späterhin  nach  den  Niederlagen  seiner 
pen  gegen  Carl  VIL  von  Frankreich  mindestens  den  leeren  Titel  sta 
Franifisischen  Reiches  sich  vorbehielt  und  auf  seine  Nachfolger  in  der 
Uschen  Regierung  forterben  liess.  Dieser  Titel  ist  auch  bis  in  "die  ne 
Zeilen  von  den  Königen  GrossbrÜaniens  fortgeführt  und  erst  nach  der 
ren  Vereinigung  GrossbriUmiens  mit  Irland  vom  h  Jon.  IWl  ab  wfgi 
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m  und  Freiheiten,  und  es  sollen  Leine  Erklärungen,  gerichtliche  Urtheile, 
Imdlaiigen  oder  Verhandlungen  zum  Nachtheile  des  Volkes  in  einer  der 
H^esannteo  Bestimmungen  auf  irgend  eine  Weise  in  Zukunft  zur  Nachfolge 
der  nr  Exemplificalion  gezogen  werden.  Zu  dieser  Forderung  ihrer  Rechte 
ind  sie  ganz  besonders  ermuthigt  durch  die  Erklärung  Seiner  Hoheit  des 
iwnntn  yon  Oranien,  welcher  allein  die  Mittel  zur  Erlangung  einer  vollstän- 
Bgen  AbstdluDg  aller  Beschwerden  und  Abhülfe  hierin  dargeboten  hat.  In- 
In  se  daher  ein  volles  Vertrauen  haben«  dass  Seine  Hoheit  der  Prinz  von 
lniiie&  die  Befreiung  vollenden  wird,  die  von  ihm  so  weit  schon  gefördert 
rt,  imd  dass  er  sie  immer  schützen  wird  gegen  die  Verletzung  ihrer  Rechte, 
rddie  sie  hier  in  Anspruch  genonuncn  haben,  und  gegen  alle  andere  Angriffe 
if  ihre  Rdigion,  Rechte  und  Freiheiten:  fassen  die  genannten  geistlichen 
■d  welUidien  Lords  sowie  die  Gemeinen,  hier  zu  Wcstminster  versammelt, 
Ibb  Bcachliiss,  dass  Wilhelm  und  Maria,  Prinz  und  Prinzessin  von  Oranien, 
HB  soUen  und  erklärt  sind  als  König  und  Königin  von  England,  Frankreich 
od  Iriand  und  den  davon  abhängenden  Besitzungen,  und  dass  sie  behalten 
oDcn  die  Krone  und  königliche  Würde  in  den  genannten  Königreichen  und 
kiitmugep»  dergenanntePrins  und  die  Prinzessin  für  die  Dauer  ihres  vereinten 
LdwBS  und  lür  die  Lebenszeit  des  von  ihnen  Ueberlebendcn,  und  duss  die 
und  yoUe  Ausübung  der  königlichen  Gewalt  ausschliesslich  von  dem 
Prinzen  von  Oranien  ausgehe,  in  dem  Namen  der  genannten  Prin- 
Kl  and  Prinzessin  während  ihres  vereinten  Lebens ,  und  dass  nach  ihrem 
ÜMtarbeii  die  genannte  Krone  und  königliche  Würde  dieser  Königreiche  und 
Mtnnigeii  Obergehen  soll  auf  die  leiblichen  Erben  der  genann- 
M  Primessin:  und  in  Ermangelung  solcher  Nachkommenschaft  auf  die  Prin- 
NMin  Anna  von  Dänemark  und  ihrer  leiblichen  Erben,  und  in 
Bnaangdung  solcher  Nachkommen  auf  die  leiblichen  Erben  des  ge- 
laanteii  Prinzen  von  Oranien.  Und  die  geistlichen  und  weltlichen  Lords 
iowie  die  Gemeinen  riditen  ihre  Bitte  an  den  genannten  Prinzen  und  Prin- 
cmSd,  diesen  Antrag  in  Uebereinstimmung  anzunehmen.  Und  dass  die  unten 
wHbalm  Eide  von  allen  Personen  abgenommen  werden  sollen,  von  welchen 
fi  Bade  des  CJnterthanen-Gehorsams  (Allegiance)  und  des  Supremats  erfor- 
kd  POL  werdra  pflegen  und  in  Stelle  derselben,  und  dass  diese  genannten 
Kide  der  Dnterthanen-Treue  und  des  Supremats  aufgehoben  sein  sollen. 

Ich  N.  N.  verspreche  aufrichtig  und  schwöre,  dass  ich  treu  sein  und 
reuen  Ünterthanen-Gehorsam  Ihren  Majestäten  dem  König  Wilhelm  und  der 
Un%in  Maria  leisten  will.    So  wahr  mir  Gott  helfen  möge. 

Ich  N.  N.  schwöre,  dass  ich  in  meinem  Herzen  verabscheue,  vcrUuche 
md  abschwöre  als  gottlos  und  ketzerisch,  die  verdammungswürdige  Lehre  und 
iibong»  dass  mit  dem  Bannfluch  belegte  oder  für  abgesetzt  erklärte  Fürsten 
WS  Papste  oder  von  irgend  einer  Auctorität  des  Römischen  Stuhls  von  ihrer 
Wftrde  entsetzt,  oder  von  ihren  Unterthanen  oder  von  sonst  irgend  einer  an- 
ton  Person  getödtet  werden  können.  Und  ich  erkläre,  dass  kein  ausländi- 
lAffFQrst»  noch  sonst  eine  Person,  Prälat,  Staat  oder  Potentat  hat  oder  haben 
nl  irgend  eine  Gerichtsbarkeit,  Gewalt,  Oberhoheit,  Vorrang,  oder  kirchliche 
ite  wdtlicfae  Aoctorität  in  diesem  Königreiche.    So   wahr  mir  Gott  helfen 


Hierauf  haben  die  genannten  Majestäten  die  Krone  und  königliche 
WMe  der  Königrddie  England,  Frankreidh  und  Irland  und  der  davon  ab- 
Bcsitzongen  angenommen,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Beschluss- 
nnd  dem  Wunsche  der  genannten  Lords  und  Gemeinen,  die  in  der 
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and  CommoM  conUined  iq  tb#  faid  Qedaration.  And  Üier«iipDa  tMfi  Mi 
styes  were  pleased,  That  Um  aaids  Lord  Spiriioall  and  Temj^onll!  and  Cd 
mons  bdng  tbe  two  Houses  of  Fariyameiit  shooM  €Otk\ktm%  to  stIl  and  V 
iheirj  Majesties  Royall  Concurrence  ma^e  efTectuall  Provision-,  for  tbe  M 
ment  of  tlie  Religion  liiwes  and  Lit)«rties  of  tlu«  Kiot^oQ^  loe  thal  tbe.« 
for  ihe  fiilure  qiigfit,  Qot  1^  it^  daoger  agai^e  of  beiog  nibvarUAf.  lo  Hi 
the  Said  Lord»  Spintvall  andltspoiiU  and  Gommona  cid  agrae  «üt  pme« 
to  act  aocordingly,  Now  in  pursuance  of  the  Fremifiaes  dto  Mad*  ft« 
Spiriluall  spnd  Temporall  and  Commons  in  P^rlyament  asierabM 
the  ratifyin|[  confinping  and  estaUislHQg  the  «aid  Dedaration  a^d  1 
Articles  Clauses  )f aUera  and  Things  theram  oootained  by  tbe  loKce  of  a  i 
made  in  due  Forme  by  Authoriiy  of  Pariyament,  doe  pray  that  ifc  wqr 
declared  and  enaoted,  That  all  and  sin^ar-  the  Rights  and  Libaitie»  asMii 
and  claimed  in  the  said  Dectaration  are  tbe  true  anntient  and  indbbUaj 
Rights  and  Liberties  of  the  Peopte  Qf  this,  Songdove»  and.  soe  shall  he  Ott 
med  allowed  adjudged  deemed  and  takan  to  bq,  aDd  tfaat  au  and:  cw^  t 
particulars  afbresaid  ahall  be  finnly  and  atrietiy  holden  and*  obflemed,  aa  ll 
are  expressed  in  the  said  Declaration.  And  all  Oftioers  and  MinistBn  «M 
soever-shall  serve  their  Majestyes  and  th^r  Successors  according  to  the  ufl 
in  all  times  to  come.  And  the  said  Lords  Spirituall  and  TemponJL  a 
Commons  seriously  considering»  bow  it  halb,  pleasid  Almightf  Gad.  in  i 
marvellous  Providence  and  mercifnll  Goodness  to.  tlna  Nation  to  pmfidtt  a 
preserve  their  said  Majestyes  Royall  Person»  raost  happfly  to  Raigne  ew 
upon  Ihe  Throne  of  their  Anncestors»  for  wbich  they  render  unto.  him  ftc 
the  bottome  of  their  Hearts  their  humblest  Xhank».  and  Kraises»  doe  tDM 
firmely  assurelly  and  in  the  ^incerity  oi  their  Haart«-  tbinktt  and  do»  hcnl 
reoogniie  acknowledge  and  dadare^  That  King' Jamea  tte  Saoand  haiiinyi 
dicated  the  Government  and  their  Majestyes  harang  aoeepted  tfie  Glt^wir  m 
Royall  Dignity  as  aforesaid,  Their  said  M^^tyes  did'become  were  aca  ai 
of  right  ought  to  be  by  the  Lawes  of  tbis  Redme  Qiir  Soverajgne  Xia|e.La 
and  Lady  King  and  Queene  of  Jgogland,  Franpe  and.  Irdiand:  and  tfcoDaa 
nions  thereunto  bekmgingk  in  and  to  nhosePrinoely  Persona  the  Royni  Sti 
Crowne  and  Dignity  of  the  &aid  Realines  with  aD  Honoara  TRks  Regriüi 
Prerogatives  Powers  Jurisdictions  and  Authorities.  to  tte  same  belOnging  ai 
apperUining  are  most  fully  rightfuDy  aiid.  intirely  iuyested  and  incoxponi 
united  and  annexed.  And  lor  prefvanüng  all  QuiatiAn»;  and  Divisiona-  in  ll 
Reahne  by  reason  of  any  pretended  titles.  tn  the  Gnaiime  andr  teprcaami 
a  Certainty  in  the  Sucoession  tfaereef'in  and  «ppon  whid^  theünily Pai 
Tranquillity  and  Safety  of  this  Nation  doth  nnder  God  wholiy  consist  and  i 
pend«  The  said  Lords  Spirituall  and  Temporall  and  Commona  doe  h^see 
their  Majestyes,  That  it  may  be  e^acted*  e^tahUihad  and  daehral,  "Bial  t 
Crowne  apd  ^egall  Goffrerwnenftof  the  said  Kiwginn»  indnaniinioni  wüb 
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iwnnifn  ErUirang  enlbalten  sind    Und  darauf  hat  es  Ihren  MajestäUB  §ar 
CdIflB,  daas  die  genannten  geisllichen  und  weltlichen  Lords  und  die  Gemeineni. 
vdcfae  die  beiden  Hüuser  des  Parlaments  bilden,  ihre  Sitzungen  fortsetien 
und  unter  der  Mitwirkung  Ihrer  Königlichen  Majestäten  einer  eriblgreicben 
Tlkuxgß  sich  hingeben  aoUen  filr  die  Befestigung  der  Religion,  GcBOtie  und' 
IMheilen  dieses- Königreiches,  so  dass  dasselbe  für  die  Zukunft  nicht  in  Ge» 
&hr  gerathen  könne  zu  Grunde  gerichtet  tu  werden:  woni  die  genannte» 
gwitlirhwi  und  weltlichen  Lords  wie  die  Gemeinen  ihre  Zustimmung  gegeben^ 
und  demgemäss  fortfahren«  in  Uebereinstimmung  zu  handeln^  Deshalb  in  Ver^ 
Ugnug  der  vorausgeschickten  Festsetzungen  bitten   die  genannten  und  im 
PiarJamente  Tersammelten  geistliche  und  weltlichenLords  sowie  die  Gemeinen;. 
BT  Anerkennung»  Bestütigung  und  Feststellung,  der  genannten  BrkUrnnf 
and  ihrer  emsdnen  Artikel,  Clause!,  Gegenstände  nnd  Bestimmungen,  welche 
m  denclbeB  enthalten  ond  mit  Gesetzeskraft  durdi  die  Auetoritäi  des  Parias 
Beate»  in  der  angemessenen  Form  erlassen  sind,  (bitten  sie),  das»  es  erklärt 
and  gasetalich  festgestellt  werden  solle,  dass  alle  und  jede  Redite  und  Frei- 
Itoten,  wddie  in  der  genannten  Erklärung  (Declaration  of  Right)  au%efttbct 
vnd  in  Anspruch  genommen  sind,  die  wahren  alten  und  unzweifelhaften 
KccktB  und  Freiheiten  de»  Volks  in  diesem  Königreiche  sind,  und  dass  sie 
ib  mkhn  geachtet,  anerkannt,  beurtheilt  und  angenommen  werden  soUen». 
ttd  daM  aUe  und  jede  oben  aufgefllhrte  Bestimmungen  sicher  und  genau  ge- 
Uten  und  beobachtet  werden  sollen,  als  wären  sie  in  der  genannten  Dedar 
latioB  ausdrücklich  aufgenommen;    und  dass  alle  Beamten  und  Minister» 
velflhe  auch  immer  nur  ihren  Majestäten  und  deren  Nachfblgeni  dienen  wer- 
tet in  Uebeaeinstimmung  mit  derselben  zu  allen  Zeiten  handehi  sollen;  Und 
Bdena  die  ynanntm  geistlichen  und  wdtlichen  Lords   und  Gemdnen  auf 
«aste  Weise  in  Erwägung  ziehen,   wie  es  dem  allmächtigen  Gott  in  sdner 
hawQDdemawttrdigen  Vorsehung  und  dankenswerthen  Gnade  flkr  dieses  Volk 
lefaDen  hat*  daflir  zu  sorgen  und  in  Schutz  zu  nehmen,  das»  Ihrer  jetagen 
Uniglidicn  Majestäten  Personen  sehr  glücklich  über  uns  auf  dem  Throne 
biw  Vorviter  regieren,  wofür  sie  aus  dem  innersten  Grunde  ihrer  Herae» 
ihaen  dcmOthigsten  Dank  abstatten  und  ihn  dafür  wahrhaft,  treu,  und  hochr 
preisen«  so  denken  sie  in  der  Aufrichtigkdt  ihres  Herzens  und  erkennen  hie- 
tech  in  Wahrheit  an  und  erklären,  dass«  nachdem  König  Jacob  IL  die  Re- 
gicnmg:  abgedankt,  und  Ihre  Majestäten  die  Krone  und  königliche  Würde 
Myiwinmiin  haben,  wie  oben  gesagt  ist,  dieselben  von  Rechtswegen  wären, 
dnd  nnd  seht  aollen,  kraft  der  Gesetze  dieses  Königreichs  Unser  sou^erainer 
Undesherr  und  Landesherrin,  König  und  Königin  von  England,  Frankrdch 
üd  Irland  und  den  dazu  gehörigen  Besitzungen:  und  welche  fürstlicba  Per- 
laMB  mit  dem  Königlichen  Stande,  der  Königlichen  Krone  und  Würde  in 
dm  gsnanDten  Reichen,  mit  allen  Ehren,  Stellen,  Titehi»  königlichen  Präro- 
grtiTcn,  Gewalt,  Gerichtsbarkeit  und  Auctorität,  die  zu  densdben  gehören, 
veOstindig  und  rechtmässig  bekleidet,  verbunden  und  verknüpft  werden  sollen. 
Dnd  nm  allen  Weiterungen  und  Partheiungen  in  diesem  Königreiche  zuvorzu- 
kommen ,  die  auf  Grund  einiger  angemassten  Ansprüche  auf  die  Krone  sich 
erheben  könnten,   und  um  eine  Gewissheit  in  der  Thronfolge  zu  bewahren, 
mf  deren  Grundlage  die  Einigkeit,  der  Frieden,  die  Ruhe  und  die  Sicherheit 
diüerWatioBi  unter  Gottes  Schuta  beruhen   und  von  derselben  gändich  ab- 
iJUigig  ahidv  »e  riditett  die  genannten  geisüichen  nnd  weHlichen  Lords  und 
die  Gemeinen  an  Ihre  Majestäten  die  Bitte,  dass  es  möge  durch  BesoUnsa 
faCgeseCzl  und  erklärt  werden,  dass  die  Krone  und  die  königliche  Regierung 
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and  smgalar  the  Premisses  thereimto  belonging  and  appertaining  shall  bei 
and  continue  to  their  said  Majestyes  and  the  Suirifour  of  them  dureing  tbeir 
Lives  and  the  Life  of  the  Survivour  of  them,  And  that  the  entire  perfect  and 
Alu  Exercise  of  the  RegaU  Power  and  Gofemment  be  onely  in  and  executed 
by  his  Majestie  in  the  Names  of  both  their  Majestyes  dureing  their  joynt  Li- 
ve«, And  after  their  deceases  the  said  Crowne  and  Premisses  shaU  be  and 
remaine  to  the  Heires  of  the  Body  of  her  Majestie  and  for  default  of  Idcii 
Issue  to  her  Royall  Highnesse  the  Prinoess  Anne  ofDenmarke  and  theHeiret 
of  her  Body,  and  for  default  of  such  Issue  to  the  Heires  of  the  Body  of  hb 
Said  Majestie.  And  thereunto  the  said  Lords  Spirituall  and  Temporall  and 
Gommons  doe  in  the  Name  of  all  the  People  aforesaid  most  humbly  and 
ftithfuUy  submitt  themseWes  their  Heires  and  Posterities  for  ever,  and  doe 
faithfiilly  promise,  That  they  will  stand  to  maintaine  and  defend  their  said 
MajesUes  and  alsoe  the  Limitation  and  Suocession  of  the  Crowne  herein  ape- 
cifled  and  contained  to  the  utmost  of  their  Powers  with  their  Lives  and  Es- 
tates  against  all  Persons  whatsoever,  that  shall  attempt  any  thing  to  the 
contrary. 


And  whereas  it  hath  beene  found  by  Experience,  that  it  is  ii 
with  the  Safety  and  Welfoire  of  this  Protestant  Ringdome  to  be  gOTenied  by 
a  Popish  Prince  or  by  any  King  or  Queene  marrying  a  Papist,  the  said  Lordi 
Spirituall  and  Temporall  and  Commons  doe  further  pray,  that  it  may  be  en- 
acted,  That  all  and  every  person  and  persons,)  that  is  are  or  shall  be  reoon* 
ciled.to  or  shall  hold  Communion  with  the  See  of  Churdi  of  Rome,  or  diaO 
profess^  the  Popish  Religion,  or  shall  marry  a  Papist,  shall  be  exduded  and 
be  for  ever  uncapeable  to  inherit  possesse  or  enjoy  the  Crowne  and  Goven- 
ment  of  this  Realme  and  Ireland  and  the  Dominions  thereunto  belonging  or 
any  part  of  the  same,  or  to  have  use  or  exercise  any  Rcgall  Power,  Authori- 
tie  or  Jurisdiction  within  the  same.  [And  in  all  and  every  such  Gase  or 
Cases  the  People  of  these  Realmes  shall  be  and  are  hereby  absolved  of  their 
Allegiance]*).  And  the  said  Crowne  and  Government  shall  from  time  to  iime 
descend  to  and  be  enjoyed  by  such  person  or  persons  t>eing  Protestants,  as 
dhould  have  inherited  and  enjoyed  the  same,  in  case  the  said  person  or  per- 
sons soe  recondled  holding  Communion  or  Professing  or  Marrying  as  afore* 
said  were  naturally  dead.  [And  that  every  King  and  Queene  of  this  Reibne, 
who  at  any  time  hereafler  shall  come  to  and  succeede  in  thefmperiallGrowne 
of  thisKingdome,  shall  on  the  first  day  of  the  meeting  of  the  flrstParlyament 
next  after  his  or  her  comeing  to  the  Crowne  sitting  in  his  or  her  Throne  in 
the  House  of  Peeres  in  the  presence  of  the  Lords  and  Conunons  therdn  as- 
sembled  or  at  his  or  her  Coronation  before  such  person  or  persons,  iHw 
shall  administer  the  Coronation  Oath  to  him  or  her  at  the  time  of  this  or  her 
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der  genaimten  Königreiche  und  Besitzungen  mit  allen  und  jeden  vorgenannten 
Eediten  und  Zubehör  soll  fortdauernd  gehören  Ihren  genannten  Majestäten 
und  dem  Ueberlebenden  unter  ihnen  während  der  Dauer  ihres  gemeinsamen 
Lebens  und  der  Lebenszeit  des  Ueberlebenden  unter  ihnen.    Und   dass  die 
game  und  ToDstandige  Ausübung  der  königlichen  Gewalt  und  Regierung  allein 
ausgeübt  werden  soll  durch  Seine  Magestät  in  dem  Namen  Ihrer  beiden  Ma- 
jcstUen  wlhrend  ihres  gemeinsam  verbundenen  Lebens:  uud  nach  ihrem  Ab- 
leben soll  die  genannte  Krone  nebst  den  zugehörigen  Rechten  auf  die  leib- 
Kcbeo  Eii)en  der  Königin  Majestät  fallen  und  bei  Ermangelung  solcher  Nach- 
kommenschaft auf  ihre  königliche  Hoheit  die  Prinzessin  Anna  von  Dänemark 
und  ihre  leiblichen  Nachkommen,  und  bei  Ermangelung  dieser  Nachkommen- 
schaft auf  die  Erben  der  leiblichen  Nachkoounenschaft  Seiner  Majestät  des 
Königs.    Und  unter  diesen  Umständen  unterwerfen  sich  die  genannten  geist- 
lidien  und  weltlichen  Lords  und  Gemeinen  in  dem  Namen  des  ganzen  vor- 
genannten Volkes  sehr  demUlhig  fUr  immer  und  erfüllt  von  Treue,  sich  selbst, 
ihre  Erben  und  Nadikommen,  und  geben  getreu  das  Versprechen,  dass  sie 
stets  bereit  sein  werden  aufrecht  zu  erhalten  und  zu  vertheidigen  ihre  ge- 
Mnnten  Majestäten,  und  auf  gleiche  Weise  die  Begränzung  und  Erbfolgeord- 
Dong  fikr  die  Krone,  die  hierin  genauer  bezeichnet  und  enthalten  ist,  und  dies 
n  thnn  siit  der  stärksten  Aufbietung  aller  ihrer  Kräfte,   mit  ihrem  Leben 
und  Gut  gegen  alle  Personen,  die  auf  irgend  welche  Weise  etwas  dieser  Er- 
Uinmg  Entgegengesetztes  auszufahren  wagen  werden. 

Und  da  es  durch  die  Erfahrung  sich  gezeigt  hat,  dass  es  mit  der  Sicher- 
heit and  der  Wolilfabrt  dieses  Protestantischen  Königreichs  nicht  bestehen 
wQI,  wenn  dasselbe  von  einem  päpstlichen  Fürsten  regiert  wird,  oder  von 
onan  Kdnige  oder  einer  Königin,  die  mit  einem  Papisten  verheirathet  ist,  so 
riditen  die  genannten  geistlichen  und  weltlichen  Lords  und  die  Gemeinen 
Imerfaln  darauf  ihre  Bitte,  dass  es  möge  durch  eine  Acte  festgesetzt  werden, 
(hss  alle  und  jede  Personen,  welche  sich  ausgesöhnt  haben  oder  aussöhnen 
Verden,  oder  irgend  eine  Vereinigung  mit  dem  Stuhle  der  Römischen  Kirche 
Uten,  oder  die  päpstliche  Religion  bekennen,  oder  einen  Papisten  heirathen 
Verden,  ausgeschlossen  und  für  immer  unfähig  sein,  zu  erben,   zu  besitzen 
•der  sa  erlangen  die  Krone  und  die  Regierung  dieses  Königreichs  und  des 
Keicfas  Irland  und  der  dazu  gehörigen  Besitzungen,  oder  irgend  eines  Theils 
dersdbeDt  oder  den  Gebrauch  oder  die  Ausübung  irgend  einer  königlichen 
Gewalt,  Auctorität  oder  Gerichtsbarkeit  zu  erhalten.  [Und  in  allen  und  jedem 
d&zdnen  solcher  Fälle  wird  das  Volk  dieses  Königreichs  hicdurch  von  seiner 
Unterthanentreue  entbunden  sein.)    Und  die  genannte  Krone  und  Regierung 
wird  von  Zeit  zu  Zeit  Obergehen  auf  andere  Personen,  und  kann  von  solchen  Per- 
sonen, wenn  sie  dieselbe  ererbt  haben,  angenommen  und  geführt  werden,  wenn 
ne  Protestantoi  sind,  sobald  jene  genannten  Personen,  welche  mit  der  katho- 
ÜMfaen  Kirche  wieder  vereinigt  waren,  in  dieser  Vereinigung  verblieben  oder 
äe  bekannten  oder  mit  einem  Katholiken  sich  verheirathet  hatten,  wie  oben 
erwähnt  ist  eines  natürlichen  Todes  verstorben  sind.    [Und  jeder  König  und 
ümigin  dieses  Reiches,  welcher  dereinst  in  der  Zukunft  zu  der  königlichen 
Krone  gelangen  und  in  die  Thronfolge  eintreten  wird,  soll  an  dem  ersten 
Tage  nach  der  Eröffnung  des  ersten  Parlamentes,  das  zunächst  nach  seiner 
Ihnmgebngung  kömmt,  sitzend  auf  seinem  (oder  ihrem)  Throne  in  dem 
Hanse  der  Peers,  in  der  Gegenwart  der  daselbst  versammelten  Lords  und  Ge- 
■einen,  oder  bei  seiner  (oder  ihrer)  Krönung,  vor  solchen  Personen,  welche 
kstinunt  sind  su  dieser  Zeit  ihm  (oder  ihr;  den  Krönungseid  abiunebmen 
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UdEemg  the  Said  Oath  (wfaidi  shall  first  happen)  malcc  snbscribe  and  andiU] 
repeale  theDedaration  mentioDed  in  the  Statute,  made  in  the  thirtyeth  yean 
of  the  Raigne  of  King  Charles  the  Second,  £ntitaled  An  Act  for  the  knon 
dfectuall  Pr»ervdng  the  Kings  Person  and  Government  by  disableing  Papisb 
from  sitting  in  either  Hoose  of  Parlyuneift*).  Bat  If  it  shall  happen,  Aa) 
sndiKing  orQneene  upon  his  or  herSaccession  to  theCrowne  of  this  RealiiM 
shall  be  under  the  Age  of  twel?e  yeares,  then  every  such  King  or  Qaeem 
shidl  make  sübscribe  and  andibly  repeate  the  said  Dedaration  ad  his  or  hei 
Coronation  or  the  first  day  of  the  meetmg  of  the  firstParlyamelit  as  afbresaid 
which  shall  first  happen  after  sndi  King  or  Queene  diall  have  attained  thi 
Said  Age  of  twehre  yeares.]*^)  All  which  Thdr  Ma\{estyes  ate  oo&tented  and 
pleased,  shall  be  dedared  enacted  established  by  authoritie  of  thisParlyament, 
and  ahall  stand  remaineland  be  the  Law  of  .this  ftealme  fbr  titt.  And  thi 
same  are  by  thdr  Said  Mayesties  by  and  with  the  advi6e  alid  cOkiSent  of  thi 
Lords  Spiritoall  and  Temporall  and  Gomtnons  in  Parlyament  assembled,  and 
by  the  authoritie  of  the  same  dedared  enacted  and  established  accordin^y. 

And  bee  it  fhrther  dedared  and  enacted  by  the  Authofriäe  aforcttid 
That  flrom  and  aller  this  present  Session  of  Pariyament  noe  Dist>efliatSon  If] 
J9on  obstante^  of  or  to  any  Statute  or  any  pari  thereof  shall  be  aüowed 
but  tbat  the  same  ähall  be  held  yoid  and  of  noe  effect,  Except  a  Dist^eüsaüoi 

V  Die  Teitacie  äut  dem  J.  1673  beetimmte  dtee^  Eiä,  d^mh  F^mm 
tar  in  der  im  Texte  angeßhrten  Acte  aue  dem  /  tfi78  fim  dHimigtie* 
Regierungefahre  CarTi  IL  von  dem  Teife  der  HhnricMung  eeina  VeUett  m 
gereefmHJ  aUo  lauiei,  abgedruckt  in  den  SMMe$  of  iK.  R,  v^.  FL  pg.  804-QII 
„I  A.  B:  doe  eolemnely  and  eineerely  in  the  preeenee  efOod  profmee  tMüßi 
«ntf  decUnre,  Thai  I  doe  beheve,  theit  in  the  Saermeni  of  the  Lord  ^^pe 
there  w  not  any  Traneeubetanttaüm  of  the  BlemenU  of  BteeA  aiA  W^ 
ffifo  the  Body  and  Bhod  of  Chriet  at  or  after  the  ComeeraUmi  there  of  k[ 
any  perwon  whateoever;  And  UuU  the  Intoeation  or  Adoraüon  of  the  Vkfii 
Mary  ^  any  other  Saint,  and  the  Sacrifiee  of  the  Maeee,  ai  they  are  tton 
ueed  in  the  Church  ofRome,  are  ev^ersHtioui  and  idola^iroui.  And  I  doe  eo 
kmnely  in  the  preeenee  ofGod  profeae  teeUfie  and  deelare,  Thai  I  4oe  mak 
thie  Beelaration  and  every  pari  thereof  in  the  pUUne  amd  ordinary  eence  o, 
the  Werde  reoA  «nfo  me,  ae  they  an  commoniy  underetood  by  EngH^  iVa 
teeiante  withoui  any  Evasion,  Efnivocation  or  MentaU  ReiervaHon  u)haieoe 
ver,  and  wMoul  any  IHipemaltion  already  granted  me  for  thie  purpowe  bi 
the  Pope  or  any  oither  Au^^oriiy  or  Person  whatsoever  or  teithimd  oiijf  hap 
of  any  euch  Dispensation  from  any  person  or  OMihority  u>haisoever  o 
wi^unU  thinking,  thailamor  tan  be  aequiU^  beforeGod  orMan,  or  abeoha 
of  this  Deelaration  or  any  pari  thereof  although  the  Pope  or  any  oiher  Pef 
se/n  orPersons  or  Power  whatsoever  should  dispenee  with  or  anmaU  I^mmm 
er  deelare  thai  ii  was  nmü  and  void  from  the  beginning."  Die  üebeteeismni 
dieser  Formel  Umtet:  „Ich  N.  N,  bekefme,  bezeuge  und  erkläre  feierlieh  um 
aufriehOg  in  der  GegenwaH  Ooties,  dass  ich  glaube,  dass  in  dem  Saitastm 
des  heiligen  Mendmahls  keine  Verwandlung  der  Stoffe  des  Brodee  und  d§ 
Weines  in  den  Eörper  und  das  BhU  Christi  stattfinde,  weder  vor  odar  um 
der  Weihwng  derselben  durch  irgend  welche  ^son:  und  dass  die  Annita, 
oder  Verehrung  der  Jungfrau  Maria  oder  irgend  eines  anderen  BeiHgen,  un 
daee  die  Messopfer,  wie  sie  noch  Jetzt  in  der  Römischen  Kirche  Üblich  sim 
ßr  aberfUhlbieeh  und  gCtwendiinerisch  zu  halten  sind*    und  ich  Mkfim 
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(wddier  nent  feieistet  werden  soll),  madieii,  imterschreibeii  und  hörbar 
wiederholen  die  Erklärung,  welche  in  dem  Statute  aus  dem  dreissigsten  Re- 
gienmgsjahre  Ctrb  U.  sich  befindet,  das  betitelt  ist  „Acte  zur  kräaigeren 
BeschQtiQDg  der  königlichen  Person  und  Regierung  gegen   die  Schwächung 
derselben  durch  Papisten,  und  gegen  die  Sitzungstähigkeit  der  leUteren   in 
anem  der  betdenHiuser  des  Parlaments.*^  Aber  wenn  es  sich  ereignen  sollte, 
diss  cm  saldier  König  oder  Königin  bei  seiner  Nachfolge  zur  Krone   dieses 
Reiches  sidi  noch  unter  dem  Alter  von  zwölf  Jahren  befände,  dann  soll  sol- 
dber  König  oder  Königin  die  genannte  Dedaration  machen,   unterschreiben 
lud  hörbar  wiederholen.  Bei  seiner  oder  ihrer  Krönung,  oder  an  dem  ersten 
Tage  nach  der£röfihung  des  ersten  Parlamentes,  welches,  wie  vorher  ermähnt 
ist,  merst  znsanmien  kommen  wird,  nachdem  solcher  König  oder  Königin  das 
gaannte  Alter  von  zwölf  Jahren  erreicht  haben  werden.].  Alle  diese  Bestim- 
■ongen,  welche  Ihren  Migestäten  geilen  und  zur  Zufriedenheit  gereicht  ha- 
ben, foUen  durch  die  Auctorität  dieses  Parlamentes  erklärt  festgesetzt  und  in 
einer  Acte    angestellt  werden,  und  sollen  flir  immer  als  Gesetz  dieses  Reiches 
pMfen  nnd  verbleiben.    Und  dieselben  Bestimmungen  sind  darauf  von  ihren 
genannten  Majestäten  und  mit  dem  Beitritt  und  der  Zustimmung  der  im  Par- 
hnente  versammelten  geistlichen  und  weltlichen  Lords  und  Gemeinen  und 
vemHlelst  der  Auctorität  derselben  in  voller  Uebereinstimmung  erklärt,  fest- 
gesetit  und  m  einer  Acte  aufgestellt 

Und  ferner  ist  durch  die  obenerwähnte  Auctorität  erklärt  und  in  einer 
Ade  festgesetzt  dass  von  und  nach  dieser  gegenwärtigen  Session  des  Parla- 
ments keine  Dispensation  durch  die  Form  „ohne  dass  daran  hindern  soll'^  von 
ii|end  einem  Statute  oder  einem  Theile  derselben  gewährt  werden  soll,  son- 
dern dais  eine  soldbe  Dispensation  für  nichtig  und  ohne  alle  Wirksamkeit  ge- 
halten werden  soll,  ausgenonunen  eine  solche  Dispensation,  die  in  einem  solchem 

Uuii§t  imi  §rklän  feUrUth  «md  aufrichtig,  in  der  Gegenwart  Gottes,  da$s 

id  dJeae  Erklärung  und  jeden  Theil  derselben  in  dem  vollständigen  und  or- 

isnüieken  Sinne  der  gelesenen  Worte  mache,  so  wie  sie  gewöhnlich  von  den 

EngUseken  Protettanten  verstanden  werden^  ohne  irgend  eine  Ausflucht,  Zwei- 

oder  irgend  welche  MentcU-Reservation,  und  ohne  mir  eine  Dispen- 

w  üeam  Zwecke  im  Voraus  von  dem  Papste  oder  von  irgend  welcher 

Jketoritäi  oder  Pereon  gt^en  %u  lassen^  oder  auch  nur  eine  Hoffnung  zu  einer 

sfkken  Dispensation  von  irgend  einer  Auctorität  xu  hohen,  oder  zu  denken, 

ktt  ichvor  Gott  und  Menschen  von  dieser  Erklärung  oder  auch  nur  von 

mm  Theile  derselben  entbunden  oder  befreit  werden  kann,  sei  es  dass  der 

Ayiff  oder  irgend  welche  andere  Person  oder  Gewalt  von  dieser  Erklärung 

Dispens  eriheilen  oder  dieselbe  annulliren  will,  oder  sie  für  eine  solche  er- 

kleei,  die  von  Anfang  an  null  und  nichtig  gewesen  wäre."    Diese  eidliche 

Erklärung  musste  seit  der  Gesetzeskraß  dieser  Acte  von  jedem  Peer  und  Mit- 

§lied  des  Unterhauses  nach  der  Eröffnung  eines  neuen  Parlamentes  od.:r  bei 

seinem  späteren  Eintritte  in  dasselbe  geleistet  werden,  um  dadurch  die  Sicher- 

sieOmng  lu  gewähren,  dass  er  zur  Protestantischen  Kirche  gehöre.  Eine  Ver- 

nderumg  des  confessionellen  Verhältnisses,  nach  bereits  geleistetem  Eide,  zog 

den  st^ortigen  Verlust  des  Sitzes  im  Parlamente  nach  sich:  vgl.  die  übrigen 

ßedwunungen  dieser  Acte  a,  angcf.  0.  S.  895— U6. 

♦V  Die  beiden  Sätzt,  welche  in  der  grossen  Parenihese  eingeschlossen, 
sind  wiederum  auf  einer  besonderen  Schedula  dem  Originaldocumcnte  dieser 
Mk  beigefügt. 
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be  allowed  of  in  such  Statute  [and  etcapi  in  suchv£ases  as  Bhäll  be 
provided  for  by  one  or  more  Bill  or  Bills  to  be  passed  dureing  this  P9ia 
Sesskm  of  Parlyament]*) 

f  Provided,  that  noe  Charter  or  Grant  or  Pardon  granted  before  the  thri 
and  twentyeth  Day  of  October  in  the  yeare  of  our  Lord  one  .thousand  si 
bundred  eighty  nine  shall  be  any  wayes  impeached  or  invalidated  by  tli 
Act;  but  that  the  same  shall  be  and  remaine  of  the  same  force  and  eShA  i 
Law  and  noe  other  then  as  it  this  Act  had  never  beene  mi^ft. 

Die  folg^endtti  Grundgesetze  der  Britischen  Verfossung  bezieHe 
sich  nicht  m^hr  auf  die  Feststelhing  des  Verhältnisses  zwischen  de 
königlichen  Gewalt  und  den  Rechten  des  Parlaments  und  den  allgc 
meinen  Landesfreiheiten,  welche  nach  der  Declaratlon  of  Right  al 
vollständig  für  Grossbritanien  dastehen,  sondern  nur  auf  die  Gewäbi 
leistung  der^i^lben  bei  Veränderung  der  Dynastie,  auf  die  gemeioM 
mere  und  innigere  Theilnahme  an  derselben  für  Schottland  und  Ii 
land  vermittelst  der  Unionsacten  beider  Reiche,  endlich  auf  die  Dane 
und  Zusammensetzung  des  Parlamentes,  insoweit  die  confessionelto 
Verhältnisse  und  die  Berechtigung  gewisser  Ortschaften  dabei  Beschran 
kungen  auferlegt  haben,  und  mit  der  Lösung  derselben  die  UebertragUDj 
dieser  Rechte  sowohl  auf  die  Katholiken  als  auch  auf  andere  Ortschai 
ten  veranlasst  wird.  Ich  lasse  diese  Grundgesetze  nach  der  chronologi 


XLt    An  Act  for  the  ftirOier  Iilmltatlon  ef  tlii 
Crovm  and  better  secnrlng  the  Rlshts  amj 
Iilberties  of  the  SulUeet  1701**) 

IMThereas  in  the  First  Year  of  the  Reign  of  Your  Majesty  and  of  our  hti 

"J  Derselbe  Fall,  toie  in  der  hervorgehenden  Anmerkung,  ist  auch  für  §U 
sen  Ausnahmefall  zu  bemerken:  die  eingeschlossenen  Worte  sind  auf  einet 
besonderen  Schedula  dem  Originaldocumente  beigefugt. 

*V  Abgedruckt  als  chap,  2  in  St.  12  et  l^  Wilhelm  III  in  den  Statutes  o| 
th.  R.  voL  VIL  pg.  636—38.  Eine  Französische  üebersetzung  dieser  Ade  lie- 
ferte bereits  Dumont  im  Corps  univ,  diplomat.  vol.  VI  IL  part.  1.  pg.  3—4 
und  nach  derülben  Dufäu,  Collect,  des  Constit.  vol,  I.  pg.  396—401.  Dien 
Acte  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  einer  etwa^  späteren  noch  aus  den  letzt» 
Monaten  der  Regierung  des  Königs  Wilhelm  III,  (Dec.  1701^  herruhrendei 
Acte,  welche  das  hier  abgedruckte  Grundgesetz  der  Englischen  VerfasnoH 
bestätigt  und  noch  insbesondere  gegen  die  Erneuerung  der  Ansprüche  de 
Kronprätendenten  lacob  Stuart  und  dessen  Anhänger  gerichtet  ist,  Sie, führ 
den  Titel:  „An  Act  for  the  further  Security  of  His  Majesties  Person  and  Ift« 
Suecession  of  the  Crown  in  the  Protestant  Line  and  for  exstinguishing  th 
ilapes  of  the  pretended  Prince  of  Wales  and  all  other  Pretenders  and  thei\ 
open  and  secret  Abettors"  (Acte  für  die  fernere  Sicherheit  der  Person  Seine 
Majestät  und  ßr  die  Nachfolge- Ordnung  der  Krone  in  der  Protestantische} 
Linie  und  für  die  Vernicfüung  der  Hoffnungen  des  Prätendenten  PrinzeH  vm 
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SUtntc'  bereits  togesagt  Ist  (und  ausgenommen  in  solchen  Fallen,  in  welchen 
dies  besonders  dorch  eine  oder  mehrere  Bills  festgesetzt  ist,  die  in  der  Dauer 
dieser  gegenwirtigen  Parlaments-Session  durchgegangen  sind.). 

Audi  ist  es  festgesetzt,  dass  Icein  Freiheitsbrief  oder  Garantie  öder  Par- 
don, wdcher  vor  dem  23.  Tag  desOctober  des  Jahres  unsers  Herrn  eintausend 
Mchabundert  neun  und  achtzig  ertheilt  ist,  in  irgend  welcher  Weise  durch 
diese  Acte  Terhindert  oder  entkräftigt  werden  soll,  sondern  dieselben  sollen 
sdn  und  bleiben  von  derselben  Kraft  und  Gesetzes- Wirkung,  und  nicht  anden, 
all  wenn  diese  Ade  gar  nicht  gemacht  wäre. 

nAün  Beibe  folgen,  indem  ich  mit  der  Succassion^^cte  beginne, 
welche  noch  König  Wilhelm  III.  kurz  vor  seinem  Tode  in  firmange- 
hing  der  eigenen  Nachkommen  aus  der  Ehe  mit  Maria  (f  1695)  und 
der  seiner  Schwägerin  Anna  mit  Georg,  Prinz  von  Dänemark,  zu 
GoBsten  des  Hauses  Braunschweig  -  Lüneburg  -  Hannover  am  12.  Jun. 
1701  sanctionirte  (ins  Parlament  gebracht  am  10.  Febr«  1701)  und 
didordi  den  katholischen  Nachkommen  des  Hauses  Stuart  namentlich 
dem  Prätendenten  Jacob,  Prinz  von  Wales,  und  seinen  Nachkommen 
die  Aussicht  auf  die  Besitznahme  des  Englischen  Thrones  entzog. 
Durch  diese  Acte  erlangten  aber  gleichzeitig  die  Nachkommen  der 
Briüsdien  Princessin  Elisabeth,  Tochter  Jacobs  I.  und  Gemahlin  des 
Kurf&rsten  Friedrich  V.  von  der  Pfalz  und  Königs  von  Böhmen,  ihr 
Amecfat  auf  die  Britische  Krone,  indem  Elisabeths  einzige  Tochter 
Sophia  an  den  ersten  Kurfürsten  von  Hannover,  Ernst  August,  ver- 
flnblt  war,  und  von  ihren  beiden  Söhnen  der  Kurfürst  Karl  von  der 
MJi  keine  männliche  Nachkommenschaft  hinterlassen  Iiatte,  der 
xweite  Edaard  zur  Römisch-katholischen  Kirche  übergegangen  war. 
Diese  Acte  bezeichnet  Hall  am*)  „als  das  Siegel  der  Englischen  Yer- 
bssongs-Gesetze,  als  die  Vollendung  der  Revolution  im  siebzehnten 
Miriranderte  und  der  Bill  of  Rights,  als  das  letzte  grosse  Statut, 
wddies  die  Gewalt  der  Krone  beschränkt  und  auf  eine  sehr  sicht- 
bire  Weise  eine  Eifersucht  des  Parlamentes  in  Vertretung  seiner 
dgnen  Privilegien  und  der  des  Englischen  Volks  hervortreten  lässt.'' 

V  ComtütUumal  hUtary  voL  IV,  Chap.  XVL,  die  Anfangsworie  dieses 


%0   Aete  für  die  fernere  Bestlminnng  der 
Kr^nfelge- Ordnung  nnd  die  bessere  Slelier- 
ilelliins  der  Reelite  nn4  Frellielten  der  IJn- 

tertlianen  aus  dt  JTt  1701t 

Da  in  dem  ersten  Jahre  der  Regierung  Ihrer  Königlichen  Majestät  und 
Wdei  und  aUe  andere  Präiendenkn  und  ihre  offenen  und  geheimen  Ärihän- 
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mo8t  gradous  Sovereign  Tady  Qaeen  Mary  (of  bleised  Memory),  An  Ajet  of 
Parliament  was  madeiDlituled.^nActfordedaringtheHightsandLibertiesof  tbe 
Subject  and  for  setUing  theSuccession  of  the  C^own^  wherdn  it  was  «mollert 
other  (hings  enacted  esUblished  and  dedired,  Thai  Ihe  Crown  and  RepiD 
Government  of  the  Ringdoms  of  England,  France  and  Ireland  and  tke  Dawir 
nions  thereunto  belongtng  sbould  be  and  continue  to  Your  Majesüe  and  the 
Said  late  Queen  during  Ihe  joynt  Lives  of  Your  Majesty  and  tbe  said  Queen 
and  to  the  Survivor:  And  that  aller  the  Decease  of  Your  Majesty  and  of  th^ 
Said  Queen  the  said  Crown  and  Regall  Government  should  be  and  remain  to 
the  Heirs  of  the  Body  of  the  said  late  Queen,  And  for  default  of  such  Issoe 
to  Her  Royall  Highness  the  Princess  Ann  of  Denmark  and  the  Heirs  of  fler 
Budy,  And  for  Default  of  such  Issue  to  the  Heirs  of  the  Body  of  Your  Ma- 
jesty.   And  it  was  thereby  further  enacted,   That  all  and  every  Person  and 
Persona,  that  then  were  or  afterwards  should  be  reconciled  to  or  shall  hotd 
Communion  with  the  See  or  Church  of  Rome,  or  should  professe  the  Popiib 
Religion,  or  marry  a  Papist,   should   be  excluded  and  are  by  that  Ad  inadi 
for  ever  incapable  to  inherit  possess  or  enjoy  the  Crown  and  Govemmenl  of 
Ibis  Realm  and  Ireland  and  the  Dominions  thereunto  bclonging  or  any  part 
of  the  same,  or  to  have  iise  or  exercise  any  regall  Power  Authority  or  Jurii- 
diction  within  the  same:  And  in  all  and  every  suchCase  and  Gases  thePeopk 
of  these  Realms  shall  be  and  are  thereby  absolved  of  their  Allegianoe.    And 
that  the  said  Crown  and  Government  shall  from  time  to  time  descend  to  uA 
be  cnjoyed  by  such  Person  or  Persons,  being  Protestants  as  should  hai^  nr 
herited  and  enjoyed  the  same,  in  case  the  Person  or  Persons  so  reooadki 
holding  Communion  professing  or  marry ing  as  aforesaid  were  naturaUy  deai 
After  the  making  of  which  Statute  and  theSettlement  Iherein  contained«  Toor 
Majesties  goodSubjects  who  were  restored  to  the  füll  and  freePossesrion  and 
Enjoyment  of  their  Religion,  Rights  and  Liberties  by  the  Provjdenoe  of  God^ 
giving  Success  to  Your  Majesties  justUndertakings  and  unweariedEndeavomi 
for  that  Purpose,  had  no  greater  temporall  Felidty  to  hope  or  wiah  for«  tbea 
to  See  a  Royall  Progeny  descending  from  Your  Majesty,   to   whom  (ander 
God)  they  owe  their  Tranquillity,  and  whose  Ancestors  have  for  many  Tean 
been  prindpall  Assertors  of  the  reformed  Religion  and  the  Liberties  of  Ea- 
rope,  and  from  our  said  most  gracious  Sovereign  Lady,  whose  Memory  vi 
always  be  precious  to  IheSubjects  of  these  Realms:  And  it  having  lineeljikiir 
sed  Almighty  God  to  take  away  our  said  Sovereign  Lady  and  also  the  noA 
hopefull  Prince  William  Duke  of  Gloucester  Cthe  only  surviving  Issue  of  Ber 


gerj.  Dien  Utüeu  ul  ahgedrwM  oJi  tha^  6  in  Sl.  13  et  14  WiXkdmW.  i» 
dftt  Statute»  of  the  H  vaL  VIL  pg.  747--dO  und  iet  später  noehmak  wdet 
der  Regierung  der  Königin  Anna  1705  tu  einer  beeondem  Acte  beetäiifL  M^ 
sich  in  den  Stattä^s  of  the  H  vol  YUL  pg.  «)8-d03  ots  Che^riX.  %  i 
et  5  Anna  abgedruckt  befindet 
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sedieen  pä^ttm  Landeshmia,  der  Königin  Miria  (Ükr  iOBMr  gd- 
m  Andenkens)  eine  Purlamentsacte  gemadit  ist,  betitelt:  „Acte  tor 
iDg  der  Rechte  und  Freiheiten  der  Unterthanen  und  zur  SidierstelUing 
bfolgeordnung  der  Krone",  In  welcher  unter  anderen  Dingen  beaddoa» 
itgesetzt  und  erklärt  war,  dass  die  Krone  und  Königliche  Reglerong 
inigreiche  England,  Prankreidi  und  Irland  und  der  daiu  gehörigen 
Dgen  gehören  und  verbleiben  solle  Ihrer  gegenwirtigen  M ajestit  und 
stfinten  seeligen  Königin  Maria,  für  die  Dauer  des  gemeinschaftlichen 

Ihrer  Majestät  und  der  genannten  KÜoigin,  und  dann  dem  Ueber- 
m :  und  dass  nach  dem  Ableben  Ihrer  Majestät  und  der  genanoteii 
n  die  genannte  Krone  und  Königliche  Regierung  gehören  und  Terblei- 
üe  den  leiblichen  Nachkommen  der  genannten  seeligen  Königin»  und 
mangelung  solcher  Nachkommenschaft  Ihrer  Königlichen  Hoheit  der 
Bin  Anna  von  Dänemark  und  deren  leiblichen  Nadikommen,  und  bei 
mangelung  auch  solcher  Nachkommenschaft  den  MblichenNadikomme» 
etzigen  Königlichen  Majestät.  Auch  war  in  dieser  Acte  ferner  featge- 
tass  alle  und  jede  Personen,  welche  damals  mit  der  katholischen  Kirche 
)hnt  waren  oder  es  später  werden  sollten ,  oder  eine  Verbindung  mit 
ömischen  Stuhl  halten,  oder  die  papistisc^e  Religion  bekennen,  oder 
Risten  heirathen  würden,  ausgeschlossen  sein  und  durch  diese  Acte 
ner  unfähig  gemacht  sein  sollten  zu  erben,  m  besitzen  oder  zu  erian- 
s  Krone  und  die  Regierung  von  diesem  Königreich  und  von  Irland  und 
za  gehörenden  Besitzungen,  oder  auch  nur  von  einemTheile  derselben« 
gend  eine  .königliche  Gewalt,  Auctorilät  oder  Gerichtsbarkeit  in  den- 
anszuQben.  Und  in  allen  solchen  Fällen  soll  das  Volk  dieser  König- 
hiednrch  von  seinem  Unterthanen-Gehorsam  gelöst  sein.  Und  dase  die 
te  Krone  und  Regierung  von  Zeit  zu  Zeit  auf  solche  Personen  über* 
and  von  denselben  erworben  werden  wird,  welche  Protestanten  sind« 
m  sie  dieselbe  ererbt  und  erworben  haben  würden  in  dem  FaUe,  dass 
lannten  Personen,  die  sich  mit  derRömischen  Kirche  ausgesöhnt  haben, 
ine  Verbindung  mit  dtm  Römischen  Stuhl  halten  oder  die  Papistische 
n  bekennen  oder  sich  mit  einem  Papisten  vermählt  haben,  wie  vorher 
it  ist,  eines  natürlichen  Todes  verstorben  wären.  Nach  der  Erriditung 
Statutes  und  derFeststellung  der  darin  enthaltenen  Thronfolge-Ordnung 
rer  Majestät  treue  Unterthanen  zu  dem  vollen  und  freien  Besitz  und 

ihrer  Religion,  Rechte  und  Freiheiten  unter  göttlicher  Vorsehung 
zurückgeführt,  welche  Ihrer  Majestät  gerechten  Unternehmungen  und 
Idlichen  Anstrengungen  für  diesen  Zweck  den  glücklichen  Erfolg  ge- 
,  und  sie  hatten  kein  irdisches  höheres  Glück  zu  hoffen  oder  ftkr  sich 
ischen,  als  eine  königliche  Nachkommenschaft  von  Ihrer  Mijestät  ent- 
n,  welcher  sie  unter  Gottes  Beistand  ihre  Ruhe  verdanken,  und  deren 
reu  die  vorzüglichsten  Vertheidiger  der  Reformirten  Religion  und  der 
ten  von  Europa  gewesen,  und  von  Ihrer  seeligen  gnädigsten  Landes- 
defen  Andenken  für  alle  Zeit  den  Unterthanen  dieser  Reiche  kostbar 
ird.  Da  es  aber  seitdem  Gottes  Allmacht  gefallen  hat,  unsre  genannte 
ste  Königin  und  eben  so  den  hoffhnngsvoUen  Prinzen  Wilhelm  Herzog 
oucester*)  (den  einzig  übrig  bleibenden  Nachkommen  Ihrer  Königlichen 

'J  Er  war  kun  vorher  am  II.  Auguii  1700  verstorben,  alt  er  gerade 
fU  Jahr  beendet  hatte  f geboren  am  3.  Augtut  \e89J;  Anna  hatte  zwar 
Um  noch  12  Kinder  erhalten,  5  Söhne,  7  Töchter,  von  denen  aber 
änger  als  bis  in  das  zweite  L^ensfahr  hinein  Mte. 
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Royall  Highness  the  Princeas  Ann  of  D«nmarlc)  lo  the  unspeakable  Grief  and 
Sorrow  of  Your  Majcsty  and  Your  said  good  Subjects,  who  under  such  Lös- 
ses  being  sensibly  put  in  mind,  tbat  it  standeth  whoUy  in  the  Pletson  of 
Almighty  God  to  prolong  the  Lives  of  Yonr  Majesty  and  of  Her  Royall  Higiir 
nesa  and  to  grant  to  Your  Majesty  or  to  Her  Royall  Highnesa  sudi  Issue*  a» 
may  be  inheritable  to  the  Crown  and  Regall  Government  aforesaid  by  the  le- 
spective  Limitations  in  the  said  recited  Act  contained,  doe  constantly  imidoft 
the  Divine  Mercy  for  those  Blessings.  And  Your  Majesties  said  Sobjects  ba- 
ving  Daily  Experience  of  Your  Royall  Gare  and  Concern  for  the  presenl  and 
future  Wellfare  of  these  Kingdoms,  and  particularly  recommending  from  Your 
Throne  a  further  Provision  to  be  made  for  the  Succession  of  the  Crown  in 
the  Protestant  Line  for  the  Happiness  of  the  Nation  and  the  Secority  of  our 
Religion.  And  it  being  absolutely  necessary  for  the  Safety  Peace  and  Quid 
of  this  Realm  to  obviate  all  Doubts  and  Contentions  in  the  same  by  TeasoB 

of  any  pretended  Titles  to  the  Crown,  and  to  maintain  a  Certainty  in  theSa^ 
cession  thereof  to  which  Your  Subjects  may  safely  have  Recourse   for  thdr 
Protection,  in  case  the  Limitations  in  the  said  recited  Act  should  determinc: 
Therefore  for  a  further  Provision  of  the  Succession  of  the  Crown  in  the  Pnh 
testant  Line,  We  Your  Majesties  most  dutifull  and  Loyall  Subjects,  the  Lofdi 
Spirituall  and  Temporall  and  Commons  in  the  present  Parliament  assefldM, 
do  beseech  Your  Majesty,  that  it  may  be  enacted  and  dcclared  and  be  it  en- 
acted  and  dcclared  by  the  Kings  most  Excellcnt  Majesty  by  and  with  the 
Advice  and  Consent  of  the  Lords  Spirituall  and  Temporall  and  Gonunoos  in 
this  present  Parliament  assembled  and  by  the  Authority  of  the  same:  Thal 
the  most  Excellent  Princess  Sophia,  Electress  and  Dutchcss  Dowager  of  Han- 
nover, Daughter  of  the  most  Excellcnt  Princess  Elizabeth,  late  Queen  of  Bohe- 
mia,  Daughter  of  our  late  Souvereing  Lord  King  James  the  First  of  happy 
Memory,  be  and  is  hercby  declared  to  be  the  next  in  Succession  in  the  Pro- 
testant Line  to  the  Imperiall  Crown*)  and  Dignity  of  the  Realms  of  F«ng|andi 
France  and  Ireland  with  the  Dominions  and  Territories  thereunto  bdongingi 
after  His  Majesty  and  the  Princess  Ann  of  Denmark,  and  in  Default  of  Inoe 
of  the  Said  Princess  Ann  and  of  His  Majesty,  and  that  from  and  after  tha 
Deceases  of  his  said  Majesty  our  now  Sovereign  Lord  and-  of  Her  Royall 
Highness  the  Princess  Ann  of  Denmark  and  for  Default  of  Issue  of  the  said 
Princess  Ann  and  of  His  Majesty,  respectively  the  Crown  and  Regall  Gofcrn- 
ment  of  the  said  Kingdoms  of  England,  France  and  Ireland  and  of  the  Domi- 
nions thereunto  belonging   with  the  Royall  SUte  and  Dignity  of  the  said 
Realms  and  all  Honours,  Stiles,  Titles,  Regalities,  Prerogatives,  Powers,  Jnrif- 
dictions  and  Authorities  to  the  same  belonging  and  appertaining,  shall  be  re- 
main  and  continue  to  the  said  most  Excellcnt  Princess  Sophia  and  the  Heires 
of  her  Body  being  Protestants.    And  thereunto  the  said  Lords  Spirituall  and 


V  Imperiall,  Eaiserlich  wurde  die  Englische  Krone  aU  eim 
herrliehe  genannt,  die  mehrere  Reiche  unter  sich  vereinigt :  so  vmris  au^ 
das  Britische  Parlament  nach  der  Vereinigung  Grosshriianiens  mü  tfiand, 
von  seiner  ersten  Sitzung  am  2.  Februar  1801  ah,  staatsreehUieh  mU  dem 
Titel  Imperial-Parlament,  ReichsparUament,  bexeichneU 
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ffPrinzessin  Anna  von  Dänemark)  von  der  Erde  zu  nehmen  zum 
:hljchen  Bedauern  und  Schmerz  Ihrer  Majestät  und  Ihrer  getreuen 
m,  welche  sich  bei  solchen  Verlusten  tröstend  nur  darah  erinnern 
ISS  es  gänzlich  in  dem  Gefallen  des.  allmächtigen  Gottes  stände,  die 

Ihrer{Majestät  und  Ihrer  Königlichen  Hoheit  zu  verlängern,  und 
sstat  oder  Königlichen  Hoheit  solche  Nachkommenschaft  zu  gewäh- 
le  zur  Erbfolge  berechtigt  wäre  fllr  die  genannte  Krone  und  Köm'g- 
erung,  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen,  welche  in  der  vorher 
t  Acte  enthalten  sind,  so  flehen  wir  inständig  die  göttliche  Gnade 
iese  Segnungen  zu  erlangen.  Und  da  Ihrer  Majestät  Unterthanen 
he  Erfahrung  von  Ihrer  Königlichen  Sorgfalt  und  Theilnahme  ftir 
artige  und  zukünftige  Wohlfahrt  dieser  Königreiche  haben,  auch  ganz 

dadurch  dass  von  Ihrem  Throne  eine  fernere  Yorherbestimmung 

wird,  welche  gemacht  werden  soll  für  die  Nachfolge  in  der  Krone 
»testantischen  Linie,  um  das  Glück  des  Volks  und  die  Sicherheit 
llgion  zu  erhalten;  und  da  es  durchaus  nothwendig  für  die  Sicher- 
Frieden  und  die  Ruhe  dieses  Königreichs  erscheint,  allen  Zweifel 
igkeiten  zuvorzukommen,  welche  innerhalb  desselben  auf  der  Grund- 
er behaupteten  Anrechte  auf  die  Krone  entstehen  könnten,  und  mn 
ssheit  in  der  Thronfolge  fllr  diejenigen  aufrecht  zu  halten,  zu  wel- 
r  Majestät  Unterthanen  vertrauungsvoU  eine  Zuflucht  für  ihre  Be- 

baben  können,  für  den  Fall  dass  die  Bestimmungen  über  die 
e  in  der  vorher  erwähnten  Acte  ihr  Endziel  erreicht  haben  sollten: 

Wir  aus  diesen  Gründen  für  eine  fernere  Vorherbestimmung  der 
chfolge  in  der  Protestantischen  Linie,  Wir  Ihrer  Majestät  sehr  ver- 
und  loyale  Unterthanen,  wir  die  geistlichen  und  weltlichen  Lords 
remeinen,  in  diesem  Parlamente  versammelt,  an  Ihre  Majestät  die 
i  es  möge  festgesetzt  und  erklärt  werden,  und  so  sei  es  festgesetzt 
rt  durch  des  Königs  durchlauchtigste  Majestät  und  durch  die  Aner- 
ind  Zustimmung  der  in  diesem  Parlamente  versammelten  geistlichen 
ichen  Lords  und  Gemeinen,  und  mit  der  Auctorität  derselben,  dass 
lauchtigste  Prinzessin  Sophia,  Karfürstin  und  verwittwete  Herzogin 
over,  Tochter  der  durchlauchtigsten  Prinzessin  Elisabeth,  vormaligen 
ron  Böhmen,  Tochter  unsres  vormaligen  souverainen  Landesherm 
cob  I.  glücklichen  Angedenkens,  hiedurch  als  die  Nächste  zur  Thron- 
er Protestantischen  Linie  erklärt  sei  und  ist,  um  die  Reichskrone 
ie  der  Königreiche  England,  Frankreich  und  Irland  mit  den  dazu 
;n  Besitzungen  und  Territorien  zu  tragen,  nach  dem  Ableben  Seiner 
md  der  Prinzessin  Anna  von  Dänemark,  und  in  Ermangelung  der 
nenschaft  der  Prinzessin  Anna  und  Seiner  Majestät,   wie  oben  er- 

und  dass  von  und  nach  dem  Ableben  Seiner  Majestät,  unsres  jetzt 
*n  souverainen  Königs,  und  Ihrer  Königlichen  Hoheit  der  Prinzessin 

Dänemark  und  in  Ermangelung  der  Nachkommenschaft  der  Prin- 
na  und  Seiner  Majestät,  die  Krone  und  die  königliche  Regierung 
inten  Königreiche  England,  Frankreich  und  Iriand  und  der  dazu  ge- 
Besitzungen mit  dem  königlichen  Stande  und  Würde  der  genannten 
he  und  allen  Ehren,  Würden,  Titeln,  Regalien,  Prärogativen,  Gewal- 
htsbarkeiten  und  Aucloritäten,  welche  von  denselben  abhängen  und 
ben  gehören,  verbleiben  und  übergehen  sollen  auf  die  genannte 
htigste  Prinzessin  Sophia  und  ihre  leiblichen  Erben,  wenn  sie  Pro- 
sind.   Und  deshalb  sollen  und  wollen  die  genannten  geistlichen  und 
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Temporatt  and  Commons  «hall  and  will  in  the  Name  of  all  the  PMple  of  tUi 
Realm  most  humbly  and  (aithfullj  submitt  themselres  their  Hein  and  Foste- 
rities»  and  do  faithfuUy  promise ,  That  after  tbe  Deeeases  of  Bh  Mijestj  and 
Her  Royall  Highness  and  the  failure  of  tbe  Hein  of  their  respective  Bodles 
to  stand  to  maintain  and  defend  the  said  Prinoe»  S(^a  and  the  Hein  d 
Her  Body  being  Protestants,  according  to  the  Limitation  and  Snooesakm  of 
the  Crown  in  this  Act  spedGed  and  contained  to  the  ntmost  of  their  Powen^ 
with  their  Li?es  and  Estates  against  all  Persona  whatsoerer  that  shall  attenpt 
any  thing  to  the  contrary. 

Provided  always  and  it  is  hereby  enacted,  That  au  and  erery  Fvaan 
and  Persons,  who  shall  or  may  take  or  inherit  the  said  Crown  by  Tertoe  of 
the  Limitation  of  this  present  Act,  and  is  are  or  shall  be  reconciled  to»  or 
shall  hold  Communion  with  the  See  or  Church  of  Rome,  or  shall  profesa  the 
Popish  Religion,  or  shall  marry  a  Papist,  shall  be  subject  to  such  Incuparitka, 
as  in  such  Case  or  Cases  are  by  the  said  redted  Act  provided  eaaeted  and 
estabüshed.    And  that  every  King  and  Queen  of  this  Realm,  who  shall  ooae 
to  and  succeed  in  the  Imperiall  Crown  of  this  Kingdom  by  vertue  of  this  Act 
shall  ha?e  the  Coronation  Oath  adminiislred  to  him  her  or  them  at  (hör 
respective  Coronations,  according  to  the  Act  of  Parliam^t  made  in  fli#  FSnt 
Year  of  the  Reign  of  His  Majesty  and  the  said  late  Qaeen  Mary  intitiled 
„An  Act  for  estabiishing  the  Coronation  Oath''  and  shall  mak^  sütbscribe  aad 
repeat  the  Dedaration  in  the  Act  fint  above  redted  mentioned  or  refened  to 
in  the  Manner  and  Form  thereby  prescribed. 

And  whereas  it  is  requisite  and  necessary,  that  some  fortber  Proftai 
be  made  for  securing  our  Religion  Laws  and  Liberties  from  and  «Her  Ite 
Death  of  His  Majesty  and  the  Princess  Ann  of  Denmaric  and  in  definilt  of 
Issue  of  the  Body  of  the  said  Prmcess  and  of  His  Mjgesty  respeetivdy;  Be  it- 
enacted  by  the  Kings  most  Exeellent  Majesty  by  and  with  the  Advioe  mA 
Consent  of  the  Lords  Spiritoall  and  Temporall  and  Commons  in  Pttüawil  1 
assembled  and  by  the  Authority  of  the  same:  l 

That  who  soever  shall  hereafter  come  to  the  Possession  of  this  GrowBi    - 
shall  joyn  in  Communion  with  the  Church  of  England,  as  by  Law  establidwi- 

That  in  case  the  Crown  and  Imperiall  Dignity  of  this  Realm  shaD  ho»*' 
after  come  to  any  Person  not  being  a  Native  of  this  Kingdom  of  KngliBilp 
this  Nation  be  not  obliged  to  ingage  in  any  Warr  for  the  0efenoe  of  BCf 
Dominions  or  Territories,  which  do  not  belong  to  the  Crown  of  KnifnA 
without  the  Consent  of  Parliament 

That  no  Person,  who  shall  hereafter  come  to  the  Poasesaioa  of  Ihi0 
Crown,  shall  go  out  of  the  Dominions  of  England  Scotland  or  Irdand  wilhiNli  j 
the  Consent  of  Parliament  ,  t, 

Thal  tim  and  after  the  Time»  that  the  ftirther  LimiUtion  bj  this  Adj 
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rdükhen  Lords  und  die  Gemeinen  in  dem  Namen  des  gesammten  Volks  die- 
es  Königsretcfas  unlerthänigst  und  getreu  sich  selbst  unterwerfen,  sowie  ihre 
Uhtn  und  Nachkommen,  und  geben  in  lautrer  Treue  das  Versprechen,  dass 
k  nach  dem  Alileben  Seiner  &lajestät  und  Ihrer  Königlichen  Hdieit  und  in 
Ermangelung  der  beiderseitigen  lei blichen  Nachkonunen  unterstützen,  aufrecht- 
trhaltenundTertheidigen  werden  die  genannte  PrinaessinSophiaundihreleiblichen 
Xarhkommen,  wenn  sie  Protestanten  sind,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Fest- 
teUong  der  Kronfolge,  wie  sie  in  dieser  Acte  auseinander  gesetzt  und  enthal- 
m  ist,  mit  allen  ihren  Kräften,  mit  ihrem  Leben  und  Vermögen  gegen  alle 
Personen,  welche  auch  immer  einen  Versuch  zur  fieeinträchtigung  derselben 
vagen  sollten. 

£s  ist  femer  vorgesehen  und  hiedurch  festgesetzt,  dass  alle  und  jede 
Personen,  welche  die  genannte  Krone  in  Anspruch  nehmen  oder  ererben 
Verden  oder  können,  auf  Grund  der  Feststellung  der  Thronfolge  in  dieser 
Ide,  jedoch  mit  der  Römischen  Kirche  ausgesöhnt  sind  oder  sich  aus- 
löhnen werden,  oder  eine  Verbindung  mit  dem  Römischen  Stuhle  oder  der 
Ionischen  Kirche  unterhalten,  oder  die  Papistische  Religion  bekennen,  oder 
■ch  mil  einem  Papisten  vermählen  werden,  solchen  Unfähigkeiten  zur  £rlan- 
gang  der  Krone  unterworfen  sein  sollen,  als  in  solchen  Fällen  durch  die  vor- 
her erwähnte  Acte  vorhergesehen,  festgesetzt  und  erklärt  sind.  Und  jeder 
König  ond  jede  Königin  dieses  Reiches,  welche  zur  Reichskrone  dieses  Kö- 
nigreichs auf  Grund  dieser  Acic  gelangen  und  nachfolgen  werden,  sollen  den 
Kronnngseid  leisten,  welcher  ihm  oder  ihr  bei  ihren  gegenseitigen  Krönungen 
vorgelegt  werden,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Parlamentsacte,  die  in  dem 
«sten  Regierungsjahre  Seiner  Majestät  und  der  genannten  seeligen  Königin 
Maria  gemacht  und  betitelt  ist  ,,eineActe  zur  Feststellung  des  Krönungseides"  : 
Hiid  ftberdies  sollen  sie  macheu,  unterschreiben  und  laut  vorlesen  die  Erklä- 
niDg  der  Rechte  aus  der  oben  zuerst  erwähnten  und  angeführten  Acte,  und 
ia  der  Art  und  Form,  wie  es  daselbst  vorgeschrieben  ist 

Und  da  es  erforderlich  und  notbwendig  ist,  dass  noch  eine  ausgedehn- 
tere Fürsorge  für  die  Sicherstellung  unsrer  Religion,  Gesetze  und  Freiheiten 
iaacht  werde,  in  Bezug  auf  die  Zeit  nach  dem  Tode  Seiner  Majestät  und  der 
Friniessin  Anna  von  Dänemark  und  bei  Ennangclung  der  beiderseitigen  leib- 
Bchen  Nachkommenschaft  der  genannten  Prinzessin  und  seiner  Majestät;  so 
it  liiedurch  festgesetzt  von  des  Königs  durchlauchtigster  Majestät  und  durch 
nnd  mit  Anericennung  und  Zustimmung  der  im  Parlamente  versammelten 
leisüichen  und  weltlichen  Lords  und  Gemeinen,  und  mit  der  Auctorität 
taelben: 

Dass  Jeder,  wer  auch  immer  dereinst  zum  Besitz  dieser  Krone  gelangen 
«ird,  in  der  Kirchengemeinschaft  mit  der  Kirche  von  England  verbunden 
lein  soll,  wie  sie  durch  das  Gesetz  festgestellt  ist. 

Dass  in  dem  Falle,  wenn  die  Krone  und  die  königliche  Würde  dieses 
leiches  in  Zukunft  auf  eine  Person  übergehen  sollte,  welche  nach  ihrer  Ge- 
hurt nicht  dem  Königreiche  von  England  angehört,  dieses  Volk  nicht  genöthigt 
lein  soll,  sich  in  einen  Krieg  zur  Vcrlheidigung  einiger  Besitzungen  oder 
Territorien  einzulassen,  welche  nicht  zu  der  Krone  von  England  gehören, 
ohne  die  Zustimmung  des  Parlamentes. 

Dass  die  Person,  welche  in  Zukunft  zu  dem  Besitze  dieser  Krone  ge- 
bogen wird,  nicht  ausserhalb  der  Besitzungen  von  England,  Schottland  oder 
Ifbod  ohne  Zustimmung  des  Parlamentes  hinausgehen  soll. 

Dass  von  und  nach  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  weitere  Feststellung 
»  c  b  a  b  c  r  t ,  Verfassiuigsurkuaüeo.  \f 
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shall  take  Effect,  all  Malters  and  things  relating  to  the  well  govenung  of  thls 
Kingdom,  which  are  properiy  c<^isable  in  the  Privy  Conncill  by  the  Laws 
and  Gustoms  of  this  Realme,  shall  be  transacted  there,  and  all  Resolutions 
taken  thereupon  shall  be  signed  by  such  of  the  Privy  Coandll,  as  shdl  ad- 
vise  and  consent  to  the  same. 

That  after  the  said  Limitation  shall  take  Effect  as  aforesaid  no  Person 
bom  oul  of  the  Kingdume  of  England,  Scotland  or  Ireland  or  the  Domiiiions 
thercunto  belonging  (althongh  he  be  naturalized  or  made  a  Denisen,  exeepl 
sucli  as  arc  bom  ofEnglishParents)  shall  be  capable  to  be  of  the  PrivyCoan- 
cill,  or  a  Membcr  of  either  Housc  of  Parliament,  or  to  enjoy  any  Office  or 
Place  of  Trust  either  Civill  or  Military,  or  to  l\^ve  any  Grant  of  Lands Te- 
nemcnts  or  Ilereditaments  from  the  Crown  to  himself,  or  to  any  other  or 
uthers  in  Trust  for  him, 

That  no  Person,  who  has  an  Office  or  Place  of  ProQt  under  the  Kfing. 
or  rcMsieves  a  Pension  from  the  Crown,  shall  be  capable  of  senring  as  a  Moh 
ber  of  the  Ilouse  of  Commons. 

That  aller  the  said  TJmitation  shall  takeEffect,  as  aforesaid  Jttdg^s  Cmi- 
missions  be  made  „Quam  diu  se  bene  gesserint"  and  their  Salaries  ascertancd 
and  established,  but  upon  the  Adress  of  both  Houses  o!  Parliament  It  mj 
be  lawfull  to  remove  them. 

That  no  Pardon  under  the  Great  Seal  of  England  be  pleadable  lo  m 
Impeachment  by  the  Commons  in  Parliament. 

And  whereas  the  Laws  of  England  are  the  Birthright  ot  thePsofrie 
thereof,  and  all  the  Kings  and  Queens,  who  shall  ascend  the  Throne  ofllib 
Rcalmc,  ought  to  administer  the  Government  of  the  same  accordiog  to  tbe 
said  Laws,  and  all  their  Officen»  and  Ministers  ought  to  serre  them  respedi- 
vely  according  to  the  same:  The  said  ^Lords  Spirituall  and  Temporall  asd 
Commons  do  therefore  furthcr  humbly  pray,  That  all  the  Laws  and  Stalottt 
of  this  Realm  for  securing  the  established  Religion,  and  the  Rights  and  Liber 
lieg  of  the  People  thereof  and  all  other  Laws  and  Statutes  of  the  same  now 
in  Force,  may  be  ratified  and  confirmed.  And  the  same  are  by  His  Mi^jesQ 
by  and  with  the  Advice  and  Consent  of  the  said  Lords  Spirituall  andTeo^M- 
rall  and  Commons  and  by  Authority  of  the  same  ratified  and  cooflrned 
accordingly. 


Das  nun  folgende  Grundgesetz  über  die  engste  VereJnigUQg  der 
beiden  Königreiche  England  und  Schottland,  wodurch  Great'^Bri- 
tain  (Gross-Britanien)  die  staatsrechtliche  Bezeichnung  für  das 
vereinte  Reich  gesetzlich  wird,  ist  als  eine  notli wendige  Folge  der 
vorhergehenden  Acte  of  Settlement  anzusehen,  um  in  dem  eigent- 
lichen Stammreiche  der  männlichen  Linie  des  Hauses  Stuart  die 
Rechte  der  Protestantischen  Kirche  und  der  bürgerlichen  Fk'eBMit 
gleichmassig  wie  in  England  gegen  alle  Angriffe  der  Anhänger  Stuarts 
sicher  zu  stellen.  Der  Einigungsvertrag  wurde  \on  den  Gommissarien 
des  Englischen  und  Schottischen  Parlaments  am  22.  Jul.  170t^  unter- 
zeichnet, und  erhielt  am  nächstfolgenden  Tage  die  Königliche  Sanetkn. 
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tr  Thronfolge  Tennittebt  dieser  Acte  ins  Leben  getreten  sein  wird,  alle  Ge- 
nstiinde  und  Angelegenheiten,  die  in  Beziehung  mit  der  auf  das  Wohl  die- 
f  Königreichs  gerichteten  Verwaltung  stehen,  und  welche  nach  den  Ge- 
tien  und  Anordnungen  dieses  Reiches  eigcnthümüch  vor  den  Geheimen- 
ath  (the  PriTy-G)uncil)  gehören,  auch  nur  daselbst  verhandelt  werden,  und 
MS  alle  darüber  gefassten  Beschlilsse  von  so  vielen  Mitgliedern  des  Geheimen- 
aths  anteneichnet  werden  sollen,  als  zu  denselben  ihren  Beirath  und  ihre 
mtimninng  gegeben  haben  werden. 

Dass  nachdem  die  genannte  Feststellung  der  Thronfolge  wie  vorher  ge- 
gt  im  Leben  getreten  sein  wird,  jede  Person,  die  ausserhalb  der  Königreidie 
Bgland,  Schottland  oder  Irland  und  den  dazu  gehörigen  Besitzungen  geboren 
l  (wenn  sie  auch  naturalisirt  sein  oder  das  Bürgerrecht  gewonnen  haben 
Ate»  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  von  Englischen  Eltern  geboren  sind) 
dit  fähig  sein  soll,  eine  Stelle  in  dem  Geheimen-Rath  einzunehmen,  oder 
Ü^iied  eines  der  beiden  Häuser  des  Parlamentes  zu  werden,  oder  irgend 
ne  Stellung  oder  ein  Amt  des  Vertrauens  im  Civil-  oder  Militärfache  zu  er- 
logen, oder  für  sich  irgend  eine  Verleihung  von  Ländereien,  Pachtungen 
kr  firbbesitzongen  von  der  Krone  oder  auch  für  irgend  eiiien  Anderen  als 
in  f&r  ihn  anvertrautes  Gut  zu  erwerben. 

Dass  eine  Person,  welche  ein  Amt  oder  eine  SteUung  mit  daran  ge- 
■apAen  Vortheilen  dem  Könige  verdankt  oder  eine  Pension  von  der  Krone 
niesit,  nicht  fähig  sein  soll  als  Mitglied  des  Hauses  der  Gemeinen  Dienste 
■  leisten. 

Dass  nachdem  die  genannte  Feststellung  der  Thronfolge  wie  vorher  ge- 
igt m  das  Leben  getreten  sein  wird,  die  in  Commissionen  beauftragten  Rieh- 
!r  Ar  so  lange  ernannt  sein  sollen,  als  sie  angemessen  ihre  Dienste  ver- 
idrten  (quam  diu  se  bene  gesserintX  und  dass  sie  in  ihren  Besoldungen  ge- 
cfaerl  und  festgestellt  bleiben,  und  dass  es  nur  gesetzlich  sein  soll,  dieselben 
nf  die  Adresse  von  beiden  Häusern  des  Parlaments  aus  dem  Amte  zu  entfernen. 

Dass  kein  Pardon  unter  dem  grossen  Siegel  von  England  ausgefertigt 
li  eine  haltbare  Entschuldigung  gegen  eine  Anklage  von  dem  Hause  der 
«Beinen  im  PMamente  gelten  soll 

Und  da  die  Gesetze  von  England  das  geborene  Recht  des  Volks  in  die- 
m  Lande  sind,  und  alle  Könige  und  Königinnen,  die  den  Thron  dieses 
adbes  besteigen  werden,  die  Regierung  dieses  Reiches  in  Uebereinstimmung 
it  den  genannten  Gesetzen  führen  müssen,  uixl  alle  ihre  Beamten  und  Mi- 
ister  ihnen  dienen  sollen  gleichfalls  in  Uebereinstimmung  mit  denselben  Ge- 
izen: so  richten  die  genannten  geistlichen  und  weltlichen  Lords  und  Gemei- 
BB  ihre  fernere  gehorsame  Bitte  dahin,  dass  alle  Gesetze  und  Statuten  dieses 
Sm'greichs  zur  Sicherstellung  der  dort  eingerichteten  Kirche,  sowie  die  Rechte 
od  Freiheiten  des  Volks  in  diesem  Lande  und  alle  andern  Gesetze  und  Sta- 
lten dessdben,  welche  gegenwärtig  noch  in  Kraft  sind,  bestätigt  und  gesi- 
mt  sein  sollen.  Und  in  Folge  davon  sind  dieselben  Gesetze  und  Statuten 
«I  Seiner  Majestät  und  mit  Beirath  und  Zustimmung  der  genannten  geist- 
ften  und  weltlichen  Lords  und  Gemeinen  und  mit  der  Auctorität  derselben 
voller  Uebereinstimmung  bestätigt  und  gesichert 
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JLM.   An  Act  fmr  an  Ilnlon  of  the  Two  MIbs« 
doins  of  England  and  Scotland  llWl*). 

Most  Gracious  Sovereign 

Whereas  Articles  of  Union  were  agrced  on  the  Twenty  second  Day  of 
the  July  in  the  Fifth  Year  of  Your  Majesties  Reign  by  the  Commissionenr 
nominatcd  on  Behalf  of  the  Ringdom  of  £ngiand  under  Your  Majesties  Great 
Seal  of  England,  bearing  Date  at  Westminster  the  Tenth  Day  of  April  theo 
last  pasU  in  pursuance  of  an  Act  of  Parliament  made  in  England  in  the  Third 
Year  of  Your  MajcstiesReign  and  the  Commissioners,  nominated  on  the  Bdialf 
of  the  Kingdom  of  Scotland  under  Your  Majesties  Great  Seal  of  ScotlaiML 
bearing  Dale  the  Twenty  seventh  Day  of  February  in  the  Foorth  Year  of 
Your  Majesties  Reign,  in  pursuance  of  the  Fourüi  Act  of  the  Third  Session  of 
the  present  Parliament  of  Scotland  to  treat  of  and  conceming  an  Union  of  the 
Said  Kingdoms.  And  whereas  an  Act  hath  passed  in  the  Parliament  of  Scot- 
land at  Edinburgh  the  Sixteenth  Day  of  January  in  the  Fifth  Year  of  Yoür 
Majesties  Reign,  wherein  'tis  mentioned,  that  the  Eslates  of  Parliament  cottd* 
dering  the  said  Articles  of  Union  of  the  Two  Kingdoms,  had  agreed  to  and  '1 
approved  of  the  said  Articles  of  Union  wilh  some  Additions  and  Explanationii 
and  that  Your  Majesty  with  Advice  and  Consent  of  the  Estates  of  Parliament 
for  establishing  the  Protestant  Religion  and  Presbyterian  Ghurcfa  Govenunent 
within  the  Kingdom  of  Scotland,  had  passed  in  the  same  Session  of  Parliament 
an  Act  intituled  „Act  for  securing  of  the  Protestant  Religion  and  Presbyteriu 
Church  Government",  which  by  the  Tenor  thereof  was  appointed  to  be  inse^ 
ted  in  any  Act  ratifying  the  Treaty,  and  expressly  declared  to  be  a  fbndameih 
tal  and  essential  Condition  of  the  said  Treaty  or  Union  in  all  Times  comiii|. 
the  Tenor  of  which  Articles  as  ratified  and  approved  of  with  Additions  and 
Explanations  by  the  said  Act  of  Parliament  of  Scotland  follows. 

Article  I. 

That  the  Two  Ringdoms  of  England  and  Scotland  shall  opon  the  First 
Day  of  May,  which  shall  be  in  the  Year  One  thousand  seven  hundrcd  and 
seven,  and  for  evcr  alter  be  united  into  One  Kingdom  by  the  Name  of  Grett 
Britain,  and  that  the  Ensigns  Armorial  of  the  said  United  Kingdom  be  such 
as  Her  Majesty  shall  appoint,  and  the  Grosses  of  St  George  and  St  Andrew 
be  conjoyned  in  such  Manner,  as  Her  Majesty  shall  think  fit  and  used  in  afl 
Flags  Banners  Standards  and  Ensigns  both  at  Sea  and  Land. 

Article  II. 

That  the  Succession  to  theMonarchy  of  the  United  Kingdom  ofGreaiBri- 
tain  and  of  the  Dominions  therennto  belonging,  alter  Her  most  Sacred  Migesty 


V  Abgedruckt  ah  Chap.  XL,  SL  0.  Anna  in  den  SUUutes  ofihetLvoL 
VIIL  pg.  dö6— 77.  Eine  FrantöHeche  Ueherseitung  lieferte  Dumoni  Coffi 
univ.  dipL  voi  VIIL  pg.  199—203  u,  Schmauss  Corp.  Jur.  gent.  Acai.  ««l 
//.  pg.  1193-1205;  dienlbe  Dufau  Collect,  d,  Const.  vol.  L  p.  401-14.  h 
dieser  Acte  sind  allerdings  viele  administrative  Bezieltungen  enthaUen,  die 
nur  eine  vorübergehende  Bedeutung  besitzen  und  jetzt  längst  bei  dem  vielfach 
umgestalteten  Gewerbsverkehre  aufgehoben  sind;  aber  ich  mochte  sie  deshalb 
nicht  auslassen,  weil  sie  das  Verhältniss  der  beiden  Reiche  im  Augenblick  der 
totalen  Vereinigung  genauer  bezeichneten,  und  weil  auch  diese  SamnUumg  so 
wenig  als  möglich  fragmentarisch  die  in  ihr  aufgenommenen  Urkunden  <iif«m 
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IUI«   Ade  fl&r  die  Verelnignns  der  beiden 
Mftnlgrelelie  England  und  üelietfland. 

Aus  d.  J.  1707. 

Gnädigste  Königin, 

Da  die  Artikel  zur  Union  an  dem  zweiundzwanzigsten  Tage  des  Juli  in 
lÜniten  Regierungsjahre  Ihrer  Majestät  einerseits  von  den  Gommissarien 
Dgenomiiien  sind,  welche  zur  Vertretung  des  Königreichs  England  durch  den 
onif^cben  Befehl  unter  dem  grossen  Siegel  von  England,  datirt  zu  West- 
nnster  am  10.  Tage  des  letztverflossenen  April,  und  zur  Erfüllung  einer 
ariamentsacte  ernannt  sind,  die  in  England  im  dritten  Jahre  der  Regierung 
irer  Majestät  erlassen  ist;  anderseits  von  den  Gommissarien  zur  Vertretung 
es  Königreichs  Schottland,  unter  Ihrer  Majestät  grossem  Siegel  von  Schott- 
md  am  27.  Tage  des  Februars  in  dem  vierten  Jahre  der  Regierung  Ihrer 
bjesUt  ernannt,  um  in  Ausfllhrung  der  vierten  Acte  aus  der  dritten  Session 
et  gegenwärtigen  Parlamentes  von  Schottland  eine  Union  der  genannten 
USngreiche  zu  verhandeln  und  zu  vermitteln.  Und  da  eine  Acte  in  dem 
^lamente  von  Schottland  zu  Edinburgh  am  16.  Tage  des  Januars  in  dem 
iknften  Jahre  der  Regierung  Ihrer  Majestät  durchgegangen  ist,  in  welcher 
tvähnt  wird,  dass  die  Stände  des  Parlamentes  nach  Erwägung  der  genannten 
Artikel  der  Union  dieser  zwei  Königreiche,  sie  die  genannten  Artikel  mit 
»igen  HinzufDgungen  und  Erläuterungen  angenommen  und  gebilligt  haben, 
md  dass  Ihre  Majestät  mit  Beirath  und  Zustimmung  der  Stände  des  Parla- 
MDtes,  zur  Feststellung  der  Protestantischen  Religion  und  der  Presbyteriani- 
icfaen  Kirchen-Regierung  in  dem  Königreiche  Schottland,  eine  Acte  in  der- 
ielboi  Session  des  Parlaments  genehmigt  hat,  betitelt  „Acte  fUr  die  Sicher- 
iteUung  der  Protestantischen  Religion  und  der  Presbyterianischen  Kirchen- 
IfgieroDg^,  deren  Inhalt  bestimmt  war  in  diejenige  Acte  aufgenommen  zu 
Verden«  welche  die  Verhandlung  über  die  Union  bestätigen  sollte,  indem 
losdrOcklich  erklärt  wurde,  dass  sie  als  eine  Grundlage  und  wesentliche  Be- 
lingong  des  genannten  Unionsvertrags  zu  allen  Zeiten  gelten  solle:  so  wird  hiedurch 
ier  Inhalt  dieser  Artikel  bestätigt  und  gebilligt  sammt  den  Zusätzen  und  Er- 
iirteningen,  weldie  durch  die  genannteActe  desParlamentes  von  Schottland  fest- 
lesetzt  sind,  wie  folgt: 

Artikel  1. 

Dass  die  zwei  Königreiche  von  England  und  Schottland  von  dem  ersten 
iai  des  J.  1707  ab  iür  immer  in  Zukunft  in  ein  Königreich  unter  dem  Na- 
nenGrossbritanien  vereinigt  werden ,  und  dass  die  Wappen  des  genannten 
vereinigten  Königreichs  so  sein  sollen,  wie  Ihre  Majestät  bestimmen  wird, 
lad  dass  die  Kreuze  des  heiligen  Georg  und  des  heiligen  Andreas  in  solcher 
Vetse  vereinigt  sein  sollen,  als  es  Ihre  Majestät  angemessen  finden  wird,  und 
b»  sie  auf  allen  Flaggen,  Bannern,  Fahnen  und  Feldzeichen  sowohl  zur  See 
h  m  Land  gebraucht  werden  sollen. 

Artikel  II. 
Dass  dieThronfolge  für  die  Monarchiedes  vereinigten  Königreichs  vonGrossbri- 
inicn  und  den  dazu  gehörigen  Besitzungen,  nach  dem  Ableben  Ihrersehr  geheiligten 

0,  und  Hei  nur  dann  xu  reehtfertigcn  bleibt,  wenn  die  einzelnen  Bestim- 
mten Loealrerhältnisse  und  nicht  die  gegenseitigen  Zugeständnisse  der  Re- 
frung  imrf  der  Stände  oder  zteeier  incorporirter  Völker  betreffen. 
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and  in  defauU  of  Issue  of  tier^Majesty,  be  remain  and  coiiliuue  tu  tha  mM 
£xcellenl  Princess  Sophia  Elecloress  and  DiUchess  of  Hanover  and  tha  Hein 
of  Her  Body,  being  Proleslants,  upon  whom  the  Crown  of  England  is  settled 
by  an  Act  of  Parliament  made  in  England  in  the  Twelflh  Year  of  the  Reign 
of  his  latc  Majesty  King  William  Ihc  Third  intituied  ,,An  Act  for  the  further  ' 
Limitation  of  the  Crown  and  bctler  securing  the  Rights  and  Libertks  of  the 
Subject":  And  tbat  all  Papists  ,-indPersons  marrying  Papists  shall  be  exdudad 
from  and  for  ever  incapablc  to  inherit  possess  or  enjoy  the  Imperial  Cruwn 
of  Great-Britain  and  the  Dominions  thcreunto  belonging  or  any  Part  thcreof. 
And  in  every  such  Case  the  Crown  and  (jovcmment  shall  from  time  to  tinw 
descend  to  and  be  enjoyed  by  such  Person  being  a  Protestant,  as  shoold  bare 
inhcrited  and  enjoyed  the  same,  in  case  such  Papist  or  Person  marrying  a 
Papist  was  naturall y  dead,  according  to  the  Provision  for  the  Descent  of  the 
Crown  of  England,  made  by  anothcr  Act  of  Parliament  in  England  in  the  First 
Year  of  the  Reign  of  Thcir  late  Majesties  King  William  and  Queen  Mary  in- 
tituied „An  Act  dcclaring  the  Rights  andLiberties  of  the  Subject  and  settlini^'»^ 
the  Succession  of  the  Crown'*.  ' 

Arüde  Uf. 

That  the  United  Kingdom  of  Great-Britain  be  represented  by  One  and 
thf  same  Parliament  to  be  stiled  „The  Parliament  of  Great  Britain.** 

Arüde  IV. 

That  all  the  Subjecls  of  the  United  Kingdom  of  Great  Britain  shall  fron 
and  afler  the  Union  have  füll  Freedom  and  Intercourse  of  Trade  and  Naviga- 
tion to  and  from  any  Port  or  Place  within  the  said  united  Kingdom  of  Greit 
Britain  and  the  Dominions  and  Plantaüons  thereunto  belonging,  and  that  there 
be  a  Communicaüon  of  all  other  Rights  Privileges  and  Advantages,  wbidi  do 
or  may  bclong  to  the  Subjects  of  eilher  Kingdom,  except  where  it  is  otho- 
wise  eipressly  agreed  in  thcse  Arücles. 

Arüde  V. 

That  all  Ships  or  Vessels  belonging  to  Her  Majesües  Subjects  of  Soot- 
land  at  the  Time  of  raüfying  the  Treaty  of  Union  of  the  Two  Kingdoras  in 
the  Parliament  of  Scotland,  though  Foreign  built  be   deemed  and  pass  as^ 
Ships  of  the  Built  of  Great  Britain,  the  Owner  or  where  there  are  more 
Owners,  One  or  more  of  the  Owners  within  Twelve  Months  after  the  First  of 
May  next  making  Oath,  that  at  the  Time  of  ratifying  the  Treaty  of  Union  in 
the  Parliament  of  Scotland,  the  same  did  inWhole  or  in  Part  bdong  to  him 
or  them  or  to  some  other  5ubject  or  Subjects  of  Scuüand,  to  be  partiralaiif 
named  with  the  Place  of  their  respective  Abodes,  and  that  the  same  doththen 
at  the  Time  of  the  said  DeposiÜon  wholly  belong  to  him  or  them;  And  thal 
no  Foreigner  direcüy  or  indirecüy  hath  any  Share  Part  or  Interest  thenni: 
which  Oath  shall  be  made  before  the  Chief  OfBcer  or  OfBeen  of  tbt  Guitoiis 
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pai  und  in  Bnnaiigelaiig  der  Nachkommenschafl  von  Ihrer  MajcstäU  vcr- 
}ea  ond  luiaUen  solle  der  diirrhlauchtigüton  Prinzessin  Sophia,  Kurfürstin 
Termitlt^eten  Herzogin  von  Hannover  und  Ihren  hMblichon  Krhen.  wenn 
^teslanten  sind,  für  welche  die  Krone  \on  England  bisliiniul  ist  durch 
Acte  des  Parlaments  von  England,  aus  dem  zwölften  Jahre  der  Regierung 
sr  sdigen  Majest&t,  des  Königs  Wilhelms  HL,  betitelt  „eine  Acte  fiir  die 
ere  FestsCelliing  der  Krone  und  für  die  bessere  Sicherung  der  Rechte  und 
heiten  der  Unterthanen":  und  dass  alle  Papisten  und  Personen,  die  sich 
Papisten  vermählen  würden,  von  der  Thronfolge  ausgeschlossen  sein  und 
immer  unTähig  sein  sollen,  zu  erben,  zu  besitzen  oder  zu  enterben  die 
liskrone  von  Grossbritanicn  und  den  dazu  gehörenden  Besitzungen,  oder 
m  Theile  derselben.  Tnd  in  einem  jeden  solchen  Falle  soll  die  Krone 
die  Regierung  von  Zeit  zu  Zeit  auf  eine  solche  Person  übergehen  und 
einer  solchen  erworben  werden,  die  Protestant  ist,  als  wenn  sie  dieselben 
bt  und  erworben  hätte  in  dem  Falle,  dass  solche  Papisten  oder  Per- 
n,  die  mit  einem  Papisten  verheirathet  waren,  eines  natürlichen  Todes 
torben  irären,  in  Uebercinstimmung  mit  der  gesetzlichen  Anordnung  für 
Ueber§ang  der  Krone  von  England,  festgesetzt  durch  eine  andere  Acte 
Parlaments  von  England  aus  dem  ersten  Jahre  der  Regierung  Ihrer  seeli- 
Majestäten  des  Königs  Wilhelm  und  der  Königin  Maria,  betitelt  „eine 
e  erklärend  die  Rechte  und  Freiheiten  der  ünterthanen  und  der  Feststel- 
S  der  Erbfolge  fllr  die  Krone."  . 

Artikel  HI. 
Dass  das  vereinigte  Königreich  von  Grossbritanicn  durch  ein  und  das- 
t  Parlament  vertreten  werden  soll,  welches  zu  nennen  ist  „das  Parlament 
Grosabritanien". 

Artikel  iV. 

Dass  alle  Ünterthanen  des  vereinigten  Königreichs   von  Grossbritanicn 

nd  nach  der  Union  volle  Freiheit  und  Verkehr  des  Handels   und   der 

Uirt  haben  sollen,  \-on  und  nach  einem  jeden  Hafen  oder  Handelsplatze 

alb  des  genannten  vereinigten  Königreichs  von  Grossbritanicn  und  der 

ehörigen  Besitzungen  und  Anpflanzungen,   und  dass   daselbst  eine  ge- 

bafUiche  Theilnahme   sei   an  allen  anderen  Rechten,  Privilegien  untl 

len,   welche  den  Ünterthanen  von  einem  der   beiden  Königreiche  zu- 

tnögen,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Fälle,  für  welche  es  ausdrücklich 

blgeoden  Artikeln  auf  andere  Weise  bestimmt  ist. 

Artikel  V. 

ISS  alle  SchilTe  oder  Gefässe,  die  den  Schottischen  ünterthanen  Ihrer 

gehören  zur  Zeit  der  RaUficirung  des  Unionsvertrags  für  die   zwei 

he  in  dem  Parlamente  von  Schottland,   wenn  sie  auch  im  Auslande 

d,  für  SchilTe  von  Grossbritanischeni  Bau  geachtet  wenicn  und  als 

en  sollen,  wenn  der  Schiffseigner,  oder  falls  mehre  Eigner  zu  einem 

i,   einer  oder  mehre  dieser  Eigner,  innerhalb  zwölf  Monate   nadi 

Tage  des  nächsten  Mainiouats  eidlich  versichert,  dass  zu  der  Zeit 

rang  des  Unionsvertrags  in   dejn  Parlamenti^   von  Schottland  das- 

im  Ganzen  oder  zum  Theile  ihm,  oder  ihnen  oder  einigen  ande- 

anen  von  Schottland  zugehürte,  welche  noch  besonders  zu  nennen 

der  Ortschaft  ihrer  gegenseitigen  Wohnungen,  und  dass  dasselbe 

!t  der  genannten  Aussage  vollständig  ihm  oder  ihnen  gehört;  und 

swärtiger  mittelbar  oder  unmittelbar  einen  Antheil  oder  ein  In- 

nselbcu  besitzt,  und  welche  eidliche  Aussage  vor  dem  Ghef-Be- 
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in  the  Port,  next  to  the  Abode  of  the  said  Owncr  or  O^-nen;  and  the  nid 

Officer  or  Officers  shall  be  impowered  lo  administer  the  said  Oäth,   and  the 

Oath  being  so  administred  shall  be  attested  by  the  Oflßeer  or  Offleen,  who 

administred  the  same,  and  being  registred  by  the  said  OfGcer  or  OfBcen  shaD 

be  delivered  to  the  Master  of  the  Ship  for  Security  of  her  Navigation»  mda 

Duplicate  thereof  shall  be  transmitted  by  the  said  OfDcer  or  Officers  to  tfw 

Chief  Officer  or  Officers  of  the  Customs  in  the  Port  of  Edinbur^,  to  be  there 

entred  in  a  Register,  and  from  thence  te  be  sent  to  the  Port  of  London,  to 

be  there  entred  in  the  General  Register  of  all  trading  Ships  bdonging  to 

Great  Britain. 

Arücle  YL 

That  all  Parts  of  the  United  Kingdom  for  ever  from  and  after  the 

Union  shall  have  the  same  Allowances  Encouragements  and  Drawbtcks»  and 

be  ander  the  same  Prohibitions  Restrictions  and  Regulations  of  Trade 

liable  to  the  same  Customs  and  Duties  on  Import  and  Export    And  that 

Allowances,  Encouragements  and  Drawbacks,   Prohibitions  Restrictioiis 

Regulations  of  Trade,  and  the  Customs  and  Duties  on  Import  and  Export, 

settled  in  England  when  the  Union  commenccs,  shall  from  and  after  the  Dnkn 

take  place  throughout  the  whole  United  Kingdom,   excepting  and  resernng 

the  Duties  upon  Export  and  Import  of  such  particular  Commoditiei •  fron 

which  any  Pcrsons  the  Subjects  of  eithcr  Kingdom  are  specially  liberated  aod 

exempted  by  Iheir  Private  Rights,  which  after  the  Union  are  to  remain  nk 

and  cntire  to  them  in  all  Respects  as  before  the  same.    And   that  from  and 

after  the  Union  no  Scots  Catle  carried  into  England   shall  be   liable  to  any 

other  Duties  either  on  the  Public  or  Private  Accompts,    than  thoae  Dotiai  Id    i 

which  the  Cattle  of- England  are  or  shall    be  liable  within  the  said  KingdM*  5 

And  seeing  by  the  Laws  of  England,   there  are  Rewards  grantcd  lipon  Ite  ^ 

Exportation  of  certain  Kinds  of  Grain,  wherein  Oats  grinded  or  imgrimH   ^ 

are  not  expressed,  that  from  and  alter  the  Union,  when  Oats  shall  be  aold  ä  .  ^ 

Fifteen  Shillings  Sterling  per  Quarter  or  under,  there  shall  be  paid  Two  Sid-  ^' 

lings  and  Six  Pence  Sterling  for  every  Quarter  of  the  Oatmeal  exported  ii 

the  Terms  of  the  I^w  whereby  and  so  long,  as  Rewards  are  granted  ior  Ei*  irr^ 

portation  of  othcr  Grains;  and  that  the  Beer  of  Scotland  have  the  same  tit  ^ 

wards  as  Barley.    And  in  respect  the  Imporlations  of  Victual   into  Scoüal  ^ 

from  any  Place  beyond  Sea,  would  prove  a  Discouragement  to  Tillage  Ihan-  SÜ 

fore,  that  the  Prohibition  as  now  in  force   by  the  Law   of  Scotland  agaM  ^ 

Importation  of  Victuals  from  Ireland  or  any   other  Place  beyond  Sea  tali  "iz^ 

Scotland,  do  after  the  Union  remain  in  the  same  force  as  now,   it  b  ufll  Tr 

more  proper  and  eflcctual  Ways  be  provided  by  the  Parliament  of  Grcitr  ^ 

Britain  for  discouraging  the  Importation  of  the  said  Victuals  from  beyond  Sn*  f 

Artide  VIL  ,  } 

That  all  Parts  of  the  United  Kingdom  be  for  ever  from  and  after  tk  .^ 

Union  liable  to  the  same  Excises  upon  all  exciseable  Liquors,  excepting  oilj  T 
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clien  Beamten  der  Zölle  in  demjenigen  Hafen  abgelegt  Werden  sull, 
;  dem  Wohnorte  des  genannten  einen  oder  mehrer  SchifTneigner 
genannten  Beamten  sollen  ermächtigt  sein  den  bezeichneten  Eid 
,  und  der  so  abgelegte  Eid  soll  von  den  Beamten,  die  ihn  abge* 
)en,  bescheinigt  werden ;  und  nachdem  derselbe  Eid  von  den  ge- 
imten  registrirt  ist,  soll  er  dem  SchifTspatron  für  die  Sicherheit 
fahrt  ausgeliefert  werden,  und  einDtipHcat  desselben  soll  von  den 
•eamten  an  den  Chef-Beamten  der  Zölle  im  äafen  von  Edinburgh 
«rden,  um  daselbst  in  ein  Register  eingetragen  und  von  dort  nach 
von  London  geschickt,  und  auch  dort  in  das  General-Register  Aller 
Te  eingetragen  zu  werden,  die  zu  Oross-Britanien  gehöret!. 

Artikel  VI. 
lUe  Theile  des  vereinigten  Königreichs  für  immer  von  und  nach 
tieselben  Vergünstigungen,  Unterstützungen  und  Rttckzölle  haben 
eben  so  unter  denselben  Behinderungen,  Beschränkungen  und 
n  des  Handels  stehen  und  zu  denselben  Zöllen  und  Abgaben  für 
I  Ausfuhr  verpflichtet  sein.  Und  dass  die  Vergünstigungen,  Unter- 
and  Rückzölle,  sowie  die  Behinderungen,  Beschränkungen  und 
n  des  Handels,  und  die  Zölle  uiid  Abgaben  Air  die  Einfuhr  und 
'Iche  in  England  festgesetzt  waren,  als  die  Union  ihren  Atifleing 
md  nach  der  Union  durch  das  ganze  vereinigte  Königreich  gelten 
iusnahme  und  Vorbehalt  der  Abgaben  ftir  die  Ausfuhr  und  Ein- 
eichen einige  Personen,  die  Unterthanen  eines  der  beiden  König- 
ausdrücklich befreit  und  durch  ihre  Privat-Berechtigungen  ausge- 
id.  welche  denselben  nach  der  Union  eben  so  sicher  und  voUstän- 
Beziehungen  verbleiben  müssen,  wie  vor  derselben.  Und  dass 
ch  der  Union  das  Schottische  Vieh,  welches  in  England  eingeführt 
zu  irgend  einer  anderen  Abgabe,  weder  für  Staats-  hoch  für  Pri- 
ig  verpflichtet  sein  soll,  als  zu  den  Abgaben,  zu  welchen  das  Vieh 
l  innerhalb  des  genannten  Königreichs  verpflichtet  ist  oder  werden 
ndem  man  aus  den  Gesetzen  von  England  ersieht,  da^s  dort  einige 
ir  die  Ausfuhr  gewisser  Getreide- Arten  gewährt  werden,  unter 
nahlener  oder  ungemahlener  Hafer  nicht  aufgeführt  sind,  so  soll 
ch  der  Union,  wenn  Hafer  mit  15  Shilling  Sterling  für  den  Quar- 
runter bezahlt  werden,  dann  2  Shilling  und  6  Pence  Sterling  für 
er  von  ausgeführtem  Hafermehl  gezahlt  werden,  in  den  dort  durch 
gestimmten  Gränzen  und  so  lange,  als  Prämien  für  die  Ausfuhr  von 
treidearten  gewährt  werden;  und  dass  das  Bier  von  Schottland 
günstigung  erhalten  soll  als  die  Gerste.  Und  in  Bezug  auf  die 
n  Lebensmitteln  in  Schottland  aus  einem  überseeischen  Platze, 
ine  Entmuthigung  für  den  Ackerbau  hier  veranlassen,  und  deshalb 
'hinderung  welche  jetzt  Kraft  eines  Gesetzes  von  Schottland  gegen 
von  Lebensmitteln  aus  Irland  oder  einem  anderen  Überseeischen 
Schottland  besteht  auch  nach  der  Vereinigung  in  derselben  Kraft 
«stehen  bleiben,  bis  mehr  geeignetere  und  wirkungsvollere  Wege 
irlamente  von  Grossbritanien  aufgefunden  sind,  um  die  Einfuhr  der 
Lebensmittel  aus  einem  überseeischen  Lande  zu  entmuthigen. 

Artikel  VU. 
alle  Theile  des  vereinigten  Königthums  für  immer  von  und  nach 
zu  derselben  Accise  auf  alle  steuerpflichtige  geistige  Getränke  ver- 
in  sollen,  mit  alleiniger  Ausnahme,  dass  34  Gallons  Englischen 

9- 
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that  Ihe  Thirty  four  Gallons  English  Barrel  of  Beer  or  Ale  amottnting  to 
Twelve  Gallons  Scots  prescnt  Measure  sold  in  Scotland  by  the  Brewer  it 
Mne  Shillings  Six  Pence  Sterling  excluding  all  Duties,  and  retailed  ÜMJading 
Duties,  and  the  ReUilers  Profit  at  Two  Pence  the  ScoU  Pint  or  Eight  PM  of 
the  Scots  Gallon,  be  not  afler  the  Union  liable  on  accompt  of  the  present 
£xcise  upon  exciseable  Liquors  in  England  to  any  higher  ImpositioD^  than 
Two  Shillings  Sterling  upon  the  aforesaid  Thirty  four  Gallons  English  Band 
being  Twelve  Gallons  the  present  Scuts  Measure,  and  that  the  Exdae  settkd 
in  England  on  all  other  Liquors,  when  the  Union  commence^  take  plan 
throuf^out  the  whole  United  Kingdom. 

Arüde  VUL 
That  from  and  aflcr  the  Union  all  Foreign  Salt,  which  shall  be  impor- 
ted  into  Scotland,  shall  be  charged  at  the  Importation  there  with  the  saflK 
Duties,  as  the  lUfe  Salt  is  now  charged  with  being  imported  intoEnglaiid,  ttd^ 
to  be  levied  and  sccured  in  the  sameManner,  but  in  regard  theDuties  of  | 
Quantities  of  Foreign  Salt  imported  may  be  very  heavy  upon  the 
Importers,   that  therefore  all  Foreign  Salt  imported  into  Scotland 
cellar'd  and  locked  up  under  the  Gustody  of  the  Merchants  Importert  and  fkt 
OfYlcers  employed  for  levying  the  Duties ,  upon  Salt,  and  that  the  Iferdiiiil 
may  have  what    Quantiiy  thereof  his  Occasion  niay  require  not  under  a  Wej 
or  Forty  Busheis  at  a  Time,  giving  Security  for  the  Duty  of  what  Quantfly  he 
receives  payable  in  Six  Months.    But  Scotland  shall  for  the  Space  of  Sem 
Years  from  the  said  Union  be  cxempted  from  paying  in  Scotland  for  SA 
made  thcre  the  Duty  or  Excise  now  payable  for  Salt  made  in  England ,  bot 
from  the  Expiration  of  the  said  Seven  Years  shall  be  subject  and  Uable  to  ttf 
same  Duties  for  Salt  made  in  Scotland,  as  shall  be  then  payable  for  Salt  maie 
in  England,  to  be  levied  and  secured  in  the  sameManner  and  with  proportkmalik 
Drawbacks  and  Allowances  as  in  England,  with  this  Exception,  that  Seodaii 
shall  aller  the  said  Seven  Years  remain  exempted  from  the  Duty  ciT^StSIr 
lings  Four  Pence  a  Bushel  on  Home  Salt,  imposed  by  an  Act  made  in  £n^ 
land  in  the  Ninth  and  Tenth  of  King  William  the  Third  of  England,  mi  M  } 
the  Parliament  of  Great  Britain  shall  at  or  before  the  expiring  of  the  uU  ^ 
Seven  Years  Substitute  any   other  Fund   in  Place  of  the   said  Two  ShiHiiigi  / 
Four  Pence  of  Excise  on  the  Bushel  of  liome  Salt,  Scotland   shall   alter  die 
said  Seven  Years  bear  a  Proportion  of  the  said  Fund  and  have  a  EqoiYaM 
in  the  Terms  of  this  Treaty:  and  that  during  ^he  said  Seven  Years  tl^reiUI 
be  paid  in  England  for  all  Salt  made  in  Scotland  and  imported  from  tbcM 
into  England  tlie  same  Duties  upon  the  Importation,  as  shall  be  ptyibfe  iir 
Salt  made  in  England,  to  be  levied  and  secured  in  the  same  Männer«  m  tb 
Duties  on  Foreign  Salt  are  to  be  levied  and  secured  in  En^nd.    And  IM 
afler  the  said  Seven  Years,   as  long  as  the  said  Duty  of  Two  Shilling»  Pov 
Pence  a  Bushel  upon  Salt  continued  in  England,  the  said  Two  Shillinp  mi 
Four  Pence  a  Bushel  shall  be  payable  for  all  Salt  made  in  Scotland  and  i» 

ported  into  England  to  be  levied  and  secured  in  the  same  Manner,  and  thA. 

;« 
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fon  Bier  oder  Ale,  die  12  Gallons  gegenwärtigen  Schottischen  Maasses 
anmachen,  niid  in  Schottland  von  dem  Brauer  zu  0  Shilling  6  Pence  Sterling 
veriuuft  werden  sollen,  mit  Ausschluss  aller  Abgaben,  und  im  Detail  wieder 
verkauft  werden  sollen  mit  Einschluss  der  Abgaben,  wobei  der  Nutzen  der 
Verkäufer  im  Detail  zu  2  Pence  för  den  Schottischen  Pint  oder  den  achten 
Theil  des  Schottischen  Gallons  besteht,  nach  der  Union  dir  Bechnung  der  ge* 
genwärtigen  Accise  auf  steuerpflichtige  geistige  Getränke  zu  keiner  höheren 
Aollage  verpflichtet  sein  sollen,  als  2  Shilling  Sterling  auf  die  vorhergenannten 
34  GaBons  Englischen  Fasses,  die  12  Gallons  des  gegenwärtigen  Schottischen 
Maatscs  sind;  und  dass  die  in  England  auf  alle  andere  geistige  Getränke  auf- 
friegte  Accise,  wenn  die  Union  ihren  Anfang  nimmt,  durch  das  ganze  verei- 
nigte Königreich  Anwendung  finden  soll. 

Artikel  VIII. 
Dass  von  und  nach  der  Union  alles  ausländische  Salz,  welches  in  Schott- 
land eingeführt  werden  soll,  bei  der  Einfuhr  mit  denselben  Abgaben  belegt 
werden^soU,  als  das  gleiche  Salz  nun  belastet  ist,  wenn  es  in  England  cinge- 
'.'JHirl  wird,  und  dass  es  auf  gleiche  Weise  erhoben  und  gesichert  werde:  aber 
^Irlt  Besi^  anf  die  Abgaben  von  grossen  Quantitäten  des  eingeführten  auslän- 
'*  'teilen  Salses,  damit  es  nicht  zu  schwer  für  die  einführenden  Kau  Heute  falle, 
sofl  deswegen  alles  in  Schottland  eingeführte  ausländische  Salz  aufgespeichert 
UDd  verKlilossen  werden,  unter  der  Ueberwachung  der  einführenden  Raufleute 
and  derjenigen  Beamten,  die  zur  Erhebung  bei  den  Abgaben  von  Salz  ange- 
sldit  rind,  und  soll  der  Kaufmann  davon  eine  so  grosse  Quantität  erhalten, 
ili  er  für  seinen  Gebrauch  verlangt,  jedoch  nicht  unter  einem  Wispel  oder 
IftBinhel,  indem  er  Sidierheit  fUr  die  Abgabe  von  der  Quantität,  die  er  er- 
bilCp  in  6  Monaten  zahlbar  stellt    Aber  Schottland  soll  für  den  Zeitraum  von 
Tliiiren  von  dem  Anfange  der  Union  ab  von  der  Zahlung  einer  Salzabgabe 
oder  Aedse,  die  gegenwärtig  auf  Salz  in  England  gelegt  ist,   ausgenommen 
MiB.  jedoch  nach  dem  Ablauf  der  genannten  7  Jahre  denselben  für  Schott- 
bad  auf  Sali  aufzulegenden  Abgaben  unterworfen  und  zahlungspflichtig  sein,  als 
ieie  dann  fÜrSalz  in  England  zu  zahlen  sein  werden,  und  diese  sollen  dann  in 
fasdben  Weise  erhoben  und  gesichert  werden  und  mit  den  verhältnissmässi- 
|n  Begünstigungen  und  KUckzöllen  wie  in  England,  doch  mit  der  Ausnahme, 
k»  Siftottland  auch  nach  den  7  Jahren  befreit  bleiben  soll  von  der  Abgabe 
n»  3  Shilling  4  Pence  für  einen  Bushel  einheimisches  Salz,  die  durch  eine 
Ade  in  &i^nd  in  dem  0.  und  10.  Begierungsjahre  des  Königs  Wilhelm  III. 
von  England  festgesetzt  ist,  und  wenn  das  Parlament  von  Grossbritanien  zur 
leil  des  Ablauft  der  genannten  7  Jahre  oder  noch  vor  demselben  einen  an- 
dem  Fond  in  Stelle  der  genannten  2  Shilling  4  Pence  Accise  auf  den  Bushel 
einheiBiischen  Salzes  setzen  sollte,  so  soll  Schottland  nach  den  genannten  7 
IdkrcD  einen  verhältnissmässigen  Theil  an  dem  genannten  Fond  tragen  und 
«in  Accfnivalenl   in   den  Gränzen  dieses  Vertrags  erhalten.     Und   während 
der  genannten  7  Jahre  sollen  dort  in  England  fUr  alles  Salz,  das  in  Schottland 
Seaacht  und  von  hier  nach  England  eingeführt  wird,  dieselben  Abgaben  von 
der  Einlohr  erlegt  werden,  als  für  das  in  England  gemachte  Salz  zu  zahlen 
siad.  vnd  aof  dieselbe  Weise  erhoben  und  gesichert  werden,  als  die  Abgaben 
ytm  dem  ausländischen  Salz  in  England  erhoben  und  gesichert  werden.    Und 
9Mh  den  genannten  7  Jahren,  so  lange  als  die  erwähnte  Abgabe  von  2  Shil- 
Kag  4  Pence  für  einen  Bushel  Salz  in  England  fortdauert,  sollen  die  genannten 
2  Shilling  4  Pence  für  alles  Sabs  erlegt  werden,  das  in  Schottland  gemacht  und 
in  En^and  eingeführt  wird,  und  auf  dieselbe  Weise  erhoben  und  gesichert 
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daring  ihe  Continuanc«  from  ScoÜand  to  £Bgla|id  bj  Laid  ii|  ^f  MWW« 
ander  thc  Penalty  of  forfeiting  the  Salt  and  the  CatUe  and  Carriages  nade 
ose  of  in  bringing  the  same  and  paying  Twenty  Shillings  for  every  BmM 
of  such  Salt,  and  proporlionably  for  a  greater  or  lesser  Quantity,   for  whidi 
the  Carrier  as  well  as  the  Owner  shall  be  liable  joyntly   and  severally,  and 
the  Persons  bringing  or  carrying  the  same  to  be  imprisoned  by  any  one  Jos-    i 
tice  of  the  Peace  by  the  Space  of  Six  Months,  withuut  Bail  and  until  ihe  Pe- 
nalty be  paid.    And  for  establishing  an  JGquality  in  Trade,  that  all  Fl^di  ex- 
ported  from  ScoUand  to  England  and  put  on  Board  in  ScoUand,  to  b«  ei^porttd 
to  Parts  beyond  the  Scas  and  Provisipus  fpr  Shipa  in  Sootlaod  and  for  Foreigpa 
Yoyages,  may  be  sallcd  with  Scots  S^lt,  pajing  the  sam,9  Duty  for  w^t  Sah 
is  so  employed  as  the  like  Quantity  of  such  Salt  pays  in  England,  and  onder 
the  same  Penalties  Forfeitures  and  Provisions  for  preventing  of  Fravds»  u  are 
mentioned  in  thc  Laws  of  England.    And  that  frooB  and  afler  the  Um»  thf 
Laws  and  Acts  of  Parliament  in  Scotland  for  pining  curing  and   paddag  of 
Herrings  \^*hite  Fish   and  Salmon   for  Exportation   with  Foreign  Sali  oolf»^ 
without  any  Mixture  of  British  or  Irish  Salt,  and  for  prevenling  of  Prauds  a^ 
curing  and  packing  of  Fish,  be  continued  in  force  in  Scotland  subj^  to.  such 
Alteralions,  as  shall  be  made  by  thc  Parliament  of  Great  Britain.    Apd  tl^at 
all  Fish  exported  from  Scotland  to  Parts  beyond  the  Seas,  which  sfaill  be 
cured  with. Foreign  Salt  only  and  without. Mixture  of  British  or  Iriih  Saftt 
shall  have  the  same  Eases  Premiums  and  Drawbacks,  as  are  or  shali  be  aDa- 
wed  tu  such  Persons,  as  export  the  like  Fish  from  England,  andlhat  te  Eb- 
couragement  of  the  Herring-Fishing,  there  shall  be  aUowed  and  paid  le  Iha 
Subjects  Inhabitants  of  Great  Britain,  during  the  present  Allowances  Ibr  oAer 
Fish,  Ten  Shillings  Five  Pcnce  Sterling  for  every  Barrel  of  white  Henüfs» 
which  shall  l)c  exported  from  Scotland,   and  that  there  shall  be  aUowed  fhe 
Shillings  Sterling  for  every  Barrel  of  Beef  or  Pork   salted  ;,witJb  Foreisp  S|k 
without  Mixture  of  British  or  Irish  Salt  and  exported  for  Säle  from  Spotbn'    ^ 
to  Parts  beyond  Sea,  alterable  by  the  Parliament  of  Greal  Britain.   Ai|d  H    \ 
any  Matters  of  Fraud  relating  to  the  said  Duties  on  Salt  shall  iMreaAar  if*    } 
pear,  which  are  not  sufßciently  provided  against  by  tbia  Artide»  tbe  um    > 
shall  be  subject  to  such  iurther  Provisions,   as  shall  be  thoughi  Ü  by  tti    ^ 
Parliament  of  Great  Britain.  f 


Artide  IX. 

That  whensoever  the  Sum  of  OneTmillion  nine  hundred  ninetjt 

thousand   seven  hundred  and  sixty  tbree  Pounds  Eight  Shilling  and  Foar  5 

Pence  half  Penny  shall  be  enacted  by  the  Parliament  of  Gr^at  Britein,,  tp  te  : 

raised  in  that  Part  of  the  United  Ringdom  now  called  England,  or  Land  ^  ^ 

other  Things  usually  charged  in  Actes  of  Parliament  there  for  grantii^  aa.  S: 

Aid  to  the  Crown  by   a  Land  Tax,  that  Part  of  the  United  y'JigdfflB  nflt  ^ 
caUed  Scotland  shall  be  charged  by  the  same  Act  with  a  furtlier  Sum  9I  ^ 
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«erden.  Und  dies  soll  forldauernd  für  den  Landtransport  von  Schottland  naeb 
England»  auf  welcher  Weise  er  auch  geschehen  mag,  beobachtet  werden  bei 
Stnfe  des  Veriustes  des  Salzes  und  des  Zugviehes  und  des  Fuhrwerkes,  das 
bei  den  Transporte  gebraucht  ist,  indem  ausserdem  noch  20  Shilling  für  je- 
den Buskri  von  solchem  Salze  zu  zahlen  sind.  Lud  dies  soll  verhältnissmässig 
fUir  eine  grössere  oder  geringere  Quantität  geschehen,  für  welche  sowohl  der 
Fuhrmann  als  der  Eigenthlimer  verbunden  und  einzeln  zahlungspflichtig  sind, 
und  die  Personen,  welche  das  Salz  bringen  oder  transportiren,  sollen  von  einem 

während  des  Zeitraums  von  0  Monaten   verhaftet  gehalten 
ohne  Bürgschaft  stellen  zu  können  und  bis   die  StrafgebUhr   bezahlt 
ist    Und  um  eine  Gleichheit  im  Handel  herzustellen,  kann  alles  Fleisch,  das 
ans  Schottland  nach  England  ausgeführt,  oder  das  in  Schottland  verladen  wird, 
iHi  nach  den   überseeischen  Ländern   versandt  oder  als  Schiffsprovision  in 
Schottknd  und  für  fremde  Nationen  gebraucht  zu  werden,  mit  Schottischem 
SalM  eingesaiien  werden,    indem  man  dieselbe  Abgabe  für  das   angewandte 
Salz  zahlt,  als  eine  gleiche  Quantität    solchen  Salzes  in  England   zahlt,   und 
nnler  der  Androhung  derselben  Strafen,    Verluste  und  Vorkehrungen,   um 
.  thtfcrscUeife  su  verhüten,   wie  sie  in  den  Gesetzen  von  England  aufgeführt 
simi    Und  von  und  nach  der  Union  sollen   die  Gesetze  und  Parlamentsacte 
von  Schottland  über  das  Einpacken  und  Einsalzen  der  Häringe,   Weissfische 
wai  Lachse  zur  Ausfuhr  mit  ausländischem  Salz  ohne  alle  Vermischung  mit 
BritiscfacBi  und  irländischem  Salze,   um  die  Unterschleife  bei  der  Einulzong 
nd  Verpackung  der  Fische  zu  verhüten,  in  Gesetzeskraft  in  Schottland  fort- 
daoem  und  solchen  Abänderungen  unterworfen  sein,  als  späterhin  vom  Par- 
farnnte  von  Grossbritanien  getroffen  werden  sollten.  Und  aUe  ans  Schottland 
lach  ttbcrseuschen  Ländern  ausgeführte  Fische,   welche  mit  ausländischem 
Silie  ohne  aHe  Beimischung  von  Britischem  und  Irländischem  Salze  eingesal* 
KD  sind,  sollen  dieselben  Erleichterungen,  Prämien  und  Rückzölle  erhalten, 
ah  SM  demjenigen  Personen  zugestanden  sind  oder  werden,   welche  gleiche 
nfihi  am  Engend  ausnihren*    Und  zur  Aufmunterung  der  Häringsfischerei 
idHmi  dorl  den  ünterthanea  und  Bewohnern  von  Grossbritanien,  für  die  Zeit 
dar  ftgenwirtigen  Zugeständnisse  für  andere  Fische,  10  Shilling  öPenceSter- 
Kig  fikr  jedes  Barrel  frischer  Häringe,  welches  aus  Schottland  ausgeführt  wer- 
dm  wird,  gezahlt  werden,  und  5  Shilling  sollen  für  jedes  Barrel  Rindfleisch 
oder  Schweinefleisch  zugestanden  werden,  das  mit  ausländischem  Salze  ohne 
aHe  Bcimischnng  mit  Britischem  oder  Irländisdiem  Salze  eingesalzen  und  aus 
Schottknd  nach  den  überseeischen  Ländern  ausgefi)hrt  wird,  jedoch  mit  Virnr- 
behalt  der  späteren  Abänderungen  vom  Parlamente  von  Grossbritanien.    Und 
wenn  in  Zukunft  einige  Arten  von  Unterachleif  in  Bezug  auf  die  genannten 
Abgaben  von  Salz  vorkommen  sollten,  gegen  welche  nicht  genügend  durch 
dieses  Artikel  Vorkehrungen  getroffen  sind,  so  sollen  dieselben  solchen  wei- 
teren Maasregeln  unterworfen  sein,   als   sie  von  dem  Parlamente  von  Gross- 
britanien iestgesetzt  werden. 

Artikel  IX. 
2b  jeder  Zeit  wenn  von  dem  Parlamente  Ton  Grossbritanien  angeordnet 
«ir4  dase  die  Summe  von  1,007,763  Pfd.  8  Shillg  und  4V»  Pence  in  demjeni- 
goi  Thiila  des  vereinigten  Königreichs,  das  nun  England  benannt  ist,  von 
Grund  nnd  Boden  und  anderen  dort  nach  Parlamentsacten  gewöhnlich  mit 
Abgaben  belasteten  Dingen,  als  Beihülfe  für  die  Krone  durch  eine  Landtaxe 
cfteben  werde,  soll  derjenige  Theil  des  vereinigten  Königreichs,  der  nun 
Sehottland  benannt  ist,  durch  dieselbe  Parlamentsacte  mit   einer  weiteren 
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Forty  eigfat  thousand  Poimds  free  of  all  Charges  as  the  QuoU  of  SooUaiid  to 
such  Tax,  and  so  proportionablT*)  for  any  greater  or  lesaer  Soni  niied  n 
England  by  any  Tax  on  Land  and  otber  Things  usoaUy  cbarged  togaÜMr 
with  the  Land,  and  that  such  Quota  for  Scotland  in  the  Gases  aforeiaMl  be 
raised  and  collected  in  the  same  Manner,  as  the  Cess  now  is  in  Scotland,  bA 
snbjeci  to  such  Regulations  in  the  Manner  of  coUecting,  as  shall  be  made  by 
the  Pariiament  of  Great  Britain. 

Artide  X. 

That  during  the  Continuance  of  the  respective  Düties  on  Stampi  Paper 
Vellum  and  Pardiment  by  the  severalActs  now  in  force  inEn^and,  Sootbnd 
shall  not  be  charged  wlth  the  same  respective  Doties. 

Artide  XI. 

That  during  the  Continuance  of  the  Duties  payable  in  Knglaiid  on 
Windows  and  Lights,  which  detennine  on  the  First  Day  of  Augnst  One  thoe> 
sand  seven  hundred  and  ten,  Scotland  shall  not  be  charged  with  tbe  saoK 
Duties. 

Artide  XIL 

That  during  the  Continuance  of  the  Duties  payable  in  England  on  Coab  ^ 
Culm  and  Cynders,  which  detennine  the  Thirtieth  Day  of  September  One 
thousand  seven  hundred  and  ten,  Scotland  shall  not  be  chaiiged  therewidi 
for  Coals  Culm  and  Cynders  consumed  there,  but  shall  be  diarged  with  the 
same  Duties,  as  in  England  for  all  Coab  Culm  and  Cynders  not  consomed  m 
Scotland. 

Arüde  XIU. 

That  during  the  Continuance  of  the  Duty  payable  in  England  ^mni 
Malt,  which  determines  the  Twenty  fourth  Day  of  June  one  thoosand  sevn 
hundred  and  seven,  Scotland  shall  not  be  charged  with  that  Duty. 

Arüde  XIV. 

That  the  Kingdom  of  Scotland  be  not  charged  with  any  other  Duties 
laid  on  by  the  Pariiament  of  England  before  the  Union,  except  tfaese  oonsen- 
ted  to  in  this  Treaty,  in  regard  it  is  agreed,  that  all  necessary  Provirion  ahall 
be  made  by  the  Pariiament  of  Scotland  for  the  Public  Charge  and  Service  of 
that  Kingdom  for  the  YearOne  thousand  seven  hundred  and  seven:  Provided 
nevertheless,  that  if  theParliament  of  England  shall  think  fit  to  lay  any  fother 
Impositions  by  way  of  Customs  or  such  Exdses,  with  whidi  by  virtoe  of  tUi 
Treaty  Scotland  is  to  be  charged  equally  with  England  in  sudi  Case^  ScoÜand 
shall  be  liable  to  the  same  Customs  and  Exdses,  and  have  an  Equivalenl  to 
be  setUed  by  the  Pariiament  of  Great  Britain  with  this  further  Proviaon. 
That  any  Malt  to  be  made  and  consumed  in  that  Part  of  the  United  Kingdon 
now  called  Scotland,  shaQ  not  be  charged  with  any  Imposition  on  Malt  doring 
this  present  War.    And  seeing  it  cannot  be  supposed,  that  the  ParUamenl  «f 


V  Ei  war  mühin  das  VerhäUniss  der  zwischen  England  und  Sekeäf 
land  hei  der  Be(heüigung  von  direeten  Steuern,  1,097,763:48,000  fsusammm 
ßr  Graeshriianien  %045^763  Pfd.  SiJ  festgesteüt,  d.  i.  wie  41«:  1,  em  V^ 
häUnisi,  welches  uns  zugleich  auch  als  Maassstab  sowohl  für  den  meUerieUen 
Wohlstand,  wie  ßr  die  WerthsehäUwng  und  die  EHragsßhigkeU  des  Grmdr 
heeUitkums  in  dieser  ZeU  gelten  kann.  Das  Verhäliniss  bei  denZoUeninArL  IV. 
steht  ßr  Schottland  xuEngland,  wU  90,000;  U41,dd9.  d.h.  wie  1:44';  und  hei 
der  Äceise  von  geistigen  Getränken,  wie  33,500:047,602,  d  h.  wie  1:28*» 
Schotiland  ist  mithin  verhältnissmässig   hei   den  geistigen  GeMnken 
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Ton  48^000  Pfd.  fm  von  allen  £rbebungs-Lastra  ab  die  Quote  von 
SchotUandbdegt  IQ  solcher  Taxe  lahlen:  und  so  verfaHiltnissmässig  lu  jeder  grös- 
wrcn  oder  kleineren  Summe ,  die  in  England  durch  eine  Steuer  von  Grund 
and  Boden  und  anderen  Dingen,  gewöhnlich  mit  der  Landtaxe  lugleidi  be- 
Meuert«  erhoben  werden  soll.  Und  solche  Quote  flllr  Schottland  soll 
in  den  vorher  genannten  Fällen  auf  dieselbe  Weise  erhoben  und  eingesam- 
mdt  werden,  als  die  Landsdiatzung  (Cess)  jetxt  in  Schottland  stattfindet,  je- 
dodi  solchen  Anordnungen  für  die  Art  des  £insammelns  unterworfen  bleiben, 
wie  sie  vom  Parlamente  von  Grossbritanien  späterhin  getroffen  werden  sollten. 

Artikel  X. 
Oass  während  der  Fortdauer  der  bezüglichen  Abgaben  von  gestempelf 
lern.  Velinpapier  und  Pergament,  die  durch  einige  Acte  jetzt  in  England  ein- 
geführt sind,  Sdiottland  nicht  mit  denselben  bezüglidien  Abgaben  belastet 
werden  soll. 

Artikel  XI. 
Dass  während  der  Fortdauer  der  Abgaben,  die  in  England  von  Fen- 
tfcm  und  Lichtem  gezahlt  werden  müssen  und  die  mit  dem  I.  August  1710 
aofliörai,  Sdiottland  nicht  mit  denselben  Abgaben  belastet  werden  soll. 

Artikel  XIL 
Dass  während  der  Fortdauer  der  Abgaben«  die  in  England  von  Stein- 
ind  fikihkohlen  und  Kohlenstaub  gezahlt  werden  müssen,  und  die  mit  dem 
IL  September  1710  aufhören,  Schottland  nicht  mit  denselben  Abgaben  von 
SCeiii-  und  Holzkohlen  und  Kohlenstaub,  welche  daselbst  verbraucht  werden, 
bdiitet  werden  soll;  aber  es  soll  mit  denselben.  Abgaben,  wie  in  England,  für 
a&e  Stein-  und  Holzkohlen  und  Kohlenstaub  belegt  werden,  die  nicht  in 
Sdiottland  sdbst  verbraucht  werden. 

Arükel  XIU. 
Dasa  während  der  Fortdauer  der  Abgabe,  welche  in  England  auf  Malz 
aoferlegl  ist,  und  die  mit  dem  24.  Juni  1707  aufhört,  Schottland  nicht  mit  die- 
Mr  Abgabe  belegt  werden  soll. 

Artikel  XIV. 
Dmb  das  Königreich  von  Schottland  nicht  mit  einigen  anderen  Abgaben 
bdigt  werden  soll,  die  von  dem  Parlamente  von  England  vor  der  Um'on  fest- 
leMbt  sind»  mit  Ausnahme  derjenigen,  über  weldie  man  in  diesem  Vertrage 
Ibereingekoinmen  ist  in  Rücksicht  darauf  ist  angenommen,  dass  jede  noth- 
voMÜge  Vorkehrung  von  dem  Parlamente  von  Schottland  für  die  öffentlichen 
Lartfln  ond  den  Staatsdienst  dieses  Königreichs  während  des  Jahres  1707  ge- 
tnffen  werden  soll.  Nichtsdestoweniger  ist  angeordnet,  dass  wenn  von  dem 
Mamenle  von  Eni^and  einige  weitere  Auflagen  in  der  Reihe  der  Zölle  oder 
mUm  Aodsoi  festgesetzt  werden  sollten,  mit  welchen  in  Folge  dieses  Vertrags 
Sdiottknd  g^chmässig  mit  England  in  solchem  Falle  zu  belasten  ist,  so  soll 
SdiotÜaDd  zo  dmselben  Zöllen  und  Accisen  verpflichtet  sein  und  ein  Aequi- 
nlent  erhalten,  wddies  von  dem  Parlament  von  Grossbritanien  zu  bestimmen 
km  jedoch  mit  der  weiteren  Vorkehrung,  dass  das  Malz,  welches  in  demjeni- 
gm  llieile  des  vereinigten  Königreichs,  den  man  Schottland  heisst,  gemacht 
md  verbraucht  wird,  nicht  mit  irgend  einer  Auflage  auf  Malz  für  die  Dauer 
diaies  gegenwärtigen  Krieges  belegt  werden  soll.  Gesetzt  ^ber,  dass  es  vor- 
iommen  könnte,  dass  das  Pariament  von  Grossbritanien  irgend  eine.  Art  von 


fimreh  den  Mrkeren  VerbrauchJ  mehr  betheiligt  als  bei  den  direeten  Steuern 
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Great  Britain  will  ever  lay  any  Sort  of  Bnrthens  upoD  the  United  KioBdoB, 
bnt  what  they  shall  find  of  Necessity  at  hat  Time  for  the  Preaeh^ation  «mI 
Good  of  the  Whole,  and  with  dae  regard  to  the  Gircumstances  and  Abiiities 
of  every  Part  of  the  United  Kingdom,  thercfore  it  is  agreed,  that  there  be  no 
fiiTther  fiiemption  insisted  upon  for  any  Part  of  the  United  Kingdom,  bst 
that  the  Gonsideration  of  any  Exemptions,  heyond  what  are  already  agrecd 
on  in  this  Treaty,  shall  be  left  to  the  Determination  of  the  Parliament  of 
Great  Britain. 

Artide  XV. 
That  whereas  by  the  Terms  of  this  Treaty  the  Subjects  of  Scotland,  for 
preserving  an  £quality  of  Trade  throughoat  the  United  Ringdom,  will  be 
iiable  to  several  Gustoms  and  Excises  nuw  payable  in  En^and,  which  will  ht 
applicable  towards  Payment  of  the  Dcbts  of  England,  contracted  befon  tbe 
Union :  It  is  agreed,  that  Scotland  shall  have  an  Equivalent  for  what  the  Sub- 
jects thereof  shall  be  so  charged  towards  Payment  oif  the  said  Debts  of  Eng- 
land in  all  Particulars,  whatsoever  in  Männer  following  viz.  That  before  the 
Union  of  the  said  Kingdoms  theSum  of  Three  hundred  ninety  eighl  thousand 
and  eighty  five  Pounds  Ten  Shillings  be  granted  to  Her  Majesty  by  the  Par- 
liament of  England  for  the  L'scs  after  mentioned,  heing  the  Equivalent  to  be 
answered  to  Scotland  for  such  Parts  of  the  said  Gustom<i  and  Excisea  npOD 
all  Exdseablc  Liquors,  with  which  that  Kingdom  is  to  be  charged  upon  the 
Union,  as  will  be  applicable  to  the  Payment  of  th«  said  Debts  of  EnglaMl, 
according  to  the  Proportions ,  which  the  prcsenl  Customs  in  Scotland  being 
Thirty  thousand  Pounds  per  Annum  do  bear  to  the  Gustoms  in  Englaad, 
compuled  at  One  million  three  hundred  forty  onc  thousand  five  hundred  and 
fifty  nine  Pounds  per  Annum,  and  which  the  present  Excises  or  Exciseable  Liqoon 
in  Scotland  being  Thirty  three  thousand  and  five  hundred  Pounds  per  Annnm 
do  bear  to  the  Excises  on  Exciseable  Liquors  in  England,  compnted  at  Nine 
hundred  forty  seven  thousand  six  hundrcd  and  two  Pounds  per  Annnm:  which 
Sum  of  Three  hundred  ninety  eight  thousand  eighty  live  Pounds  Ten  Shilling 
shall  he  due  and  payable  from  the  Time  of  the  Union.  And  in  regard  that 
aller  the  Union  ScoÜand  bccoming  Iiable  to  the  same  Gustoms  and  Duties 
payable  on  Import  and  Export  and  to  the  same  Excises  on  all  Exciseable  Li- 
quors as  in  England,  as  well  upon  that  Accompt  as  upon  the  Accompt  of  the 
Encrease  of  Trade  and  People,  which  will  be  the  happy  Gonsequence  of  tkt 
Union*),  the  said  Revenues  will  much  improve  beyond  the  before  mentioned 
annual  Values  thereof,  of  which  no  present  Estimate  can  be  made,  yet  nevM*- 
theless  for  the  Reasons  aforesaid,  there  ought  to  t>e  a  proportionable  Eqoi- 
valent  answered  to  Scotland,  it  is  agreed,  that  after  the  Union  there  »B  be  a 
Accompt  kept  of  the  said  Duties  arising  in  Scotland  to  theEnd  it  may  appcar, 
what  ought  to  be  answered  in  Scotland  as  an  Equivalent  for  such  ProporfieB 
of  the  said  Encrease,  as  shall  be  applicable  to  the  Payment  of  the  Debts  d 
England.  And  for  the  further  and  more  eflcctual  answering  the  several  Eodi 
hereafter  mentioned,  it  is  agrccd,  that  from  and  after  the  Union  the  whok 
Encrease  of  the  Revenues  and  Gusloms  and  Duties  on  Import  and  Export  and 


V  £ine  ganz  richtige  Schlussfolge,   die  für  jenes  ZeitaUer  eime 
kinswerthe  politische  Schätzung  national- Ökonomischer  Verhältniss$ 
und  die  vornehmlich  für  Südschottland  sowohl  in  Bezug  auf  techniseks  Os^    \ 
für,  fßie  auf  Uanddsterkehr  sich  in  der  späteren  Zeit  so  auss§rwr4tMUk    { 
günstig  herausgestellt  hat. 
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öffentlichen  Lasten  dem  vereinigten  Königreiche  auferlegen  miisste,  welche 
daaselbe  za  dies^er  Zeit  iUr  die  Erhaltung  und  das  Wohl  des  ganzen  Reichs 
fllr  nothwendig  erachtet,  und  mit  der  schuldigen  Rücksicht  auf  die  Umstände 
und  die  Tragungsfähigkeit  eines  jeden  Theiles  des  vereinigten  Königreichs,  so 
ist  deswegen  beschlossen,  dass  dann  keine  weitere  Ausnahme  für  irgend  einen 
Thcil  des  vereinigten  Königreichs  stattfinden  soll,  sondern  dass  dann  die  Be- 
ri&cksichtigung  einiger  Ausnahmen,  über  welche  man  bereits  in  diesem  Ver- 
trage sich  geeignet  hat,  der  Entscheidung  des  Parlamentes  von  Grossbritanien 
überlassen  werden  soll. 

Artikel  XV. 
Da  durch  die  Bestimmungen  dieses  Vertrags  die  Unterthanen  von  Schott- 
land, um  eine  Gleichmässi^eit  des  Handels  durch  das  vereinigte  Königreich 
aufrecht  in  erhalten«  zu  einigen  Zöllen  und  Acdsen  verpflichtet  sein  werden, 
die  jetzt  in  En^and  gezahlt  werden  müssen,  und  die  zur  Abzahlung  der  vor 
4er  Union  contrahirten  Schulden  von  England  verwandt  werden  sollen;  so  ist 
beschlossen  und  angenommen  worden,  dass  Schottland  ein  Aequivalent  daflir 
haben  soll,  dass  die  Unterthanen  dieses  Reiches  zur  Bezahlung  der  genannten 
Schulden  von  England  in  allen  einzelnen  Fällen  in  folgender  Weise  belastet 
werden  sollen.    Es  ist  vor  der  Union  der  genannten  Königreiche  die  Summe 
T<m  396,065  Pfd.  10  Shillg.  Ihrer  Majestät  von  dem  Parlament  von  England 
fftr  die  später   erwähnten  Venv'cndungen  bewilligt,    als  ein  entsprechendes 
Aequivalent  für  Schottland  für  solche  Antheile  an  den  genannten  Zöllen  und 
Acdsen  von  allen  aodsepflichtigen  geistigen  Getränken,  mit  welchen  dieses 
Königreieh  von  der  Union  ab  belastet  sein  wird,  um  sie  verwenden  zu  lassen 
fllr  die  Abzahlung  der  genannten  Schulden  von  England:  in  Uebereinstimmung 
mit  den  betreffenden  Antheils- Verhältnissen,  welche  die  gegenwärtigen  Zölle 
in  Schottland,  im  Betrage  von  30,000  Pfd.  jährlich,  zu  den  Zöllen  in  England 
einnehmen,  die  auf  1,341,550  Pfd.  jährlich  gerechnet  werden,  und  eben  so  wie 
die  gegenwärtigen  Accisen  auf  steuerpflichtige  geistige  Getränke  in  Schottland, 
imBetage  von  33,500  Pfd.  jährlich,  sich  zu  den  Accisen  auf  steuerpflichtige 
gotige  Getränke  in  England  sich  verhalten,  die  auf  947,602  Pfd.  jährlich  ge- 
rechnet werden.  Jene  Summe  von  308,085  Pfd.  10  Shillg.  soll  fällig  und  zahl- 
bar fün  dem  Zeitpunkte  der  Union  ab  sein.    Und  in  Betracht,  dass  nach  der 
Dbob  Schottland  zu  denselben  ZöUen  und  Abgaben  zahlungspfliclitig  sein 
ritdf  welche  in  England  von  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  zu  entrichten  sind, 
nd  za  denselben  Accisen  auf  alle  steuerpflichtige  geistige  Getränke  wie  in 
En^and,  so  werden  sowohl  auf  diese  Rechnung,  als  auf  die  Rechnung  des 
Wachstbmns  des  Handels  und  des  Volks  (welches  die  glückliche  Folge  der 
Union  sein  vrird)  die  genannten  Einkünfte  sich  mehr  vergrössem  über  die 
fothet  erwähnten  jährlichen  Werthc  derselben  hinaus.    Da  von  diesen  gegcn- 
liitig  keine  Schätzung  gemacht  werden  kann,  aber  nichtsdestoweniger  aus 
den  vorher  genannten  Gründen  ein  verhällnissmässiges  Aequivaleat  an  Schott- 
had  überwiesen  werden  muss,  so  ist  beschlossen  und  angenommen,  dass  nach 
d«  Union  ein  Conto  für  die  genannten  Abgaben,  welche  in  Schottland  erho- 
ken  werden,  daselbst  zu  dem  Zwecke  gehalten  werden  soll,  um  daraus  zu  enl- 
nefanien»  welche  Summe  an  Schottland  zu  überweisen  ist  als  ein  Aequivalent 
Ar  ein  richtiges  Verhältniss  an  dem  genannten  Wachsthum,  wenn  sie  ange- 
wandt werden  soll  zur  Abzahlung  auf  die  Schulden  von  England.     Und  um 
feiner  und  wirksamer  einigen  später  erwähnten  Zwecken  zu  entsprechen,  so 
ist  beschlossen,  dass  von  und  nach  der  Union  die  gcsammte  Zunahme  in  den 
Eiokllnllen  und  Zöllen  und  Abgaben  von  der  Einfuhr  und  der  Ausfuhr  und 
Sehabcrt,  Yerfufungsürkundfu.  |q 
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Exdses  upon  £xciseable  Liquors  in  Scotland,  over  and  above  tbe  anniul  Pro- 
duce  of  Ihe  said  respecüve  Duties  as  above  stated,  shall   go  and  be  applied 
for  tbe  Term  of  Seven  Years  to  the  Uses  hereafter  mentioned,  and  that  upon 
tbe  Said  Accompt  there  shall  be  answered  to  Scotland  annuallj  from  tbe  End 
of  Seven  Years  after  the  Union  an  Equivalent  in  Proportion  to  sach  Part  of 
the  Said  Encrease,  as  shaU  be  applicable  to  the  Debts  of  England:  and  gene- 
rally  that  an  Equivalent  shall  be  answered  to  Scotland  for  such  Parts  of  the 
English  Duties,  as  Scotland  may  hereafter  become  liable  to  paj  bj  Reaaon  of 
the  Union  other  than  such»  for  which  Appropriations  have  been  made  by  Pir- 
liament  in  England  of  the  Gustoms  or  other  Duties  on  Export  and  Import, 
Excises  on  all  Exciseable  Liquors,  in  respect  of  which  Debts  Equivaknis  are 
herein  before  provided.    And  as  for  the  Uses,  to  which  the  said  Sum  ofThree 
hundred  ninety  dght  thousand  eighty  five  Pounds  Ten  Shillings  to  be  granted 
as  aforesaid,  and  all  other  Monies,  which  are  to  be  answered  or  allowed  lo 
Scotland  as  aforesaid  are  to  be  applied,  it  is  agreed,   that  in  the  first  Place 
out  of  the  aforesaid  Sum,  what  Gonsideration  shall  be  found  necessary  to  be 
had  for  any  Losses,  which  private  Persons  may  sustain  by  redudng  the  Coin 
of  Scotland  to  the  Standard  and  Yalue  of  the  Coin  ot  England,  may  be  made 
good  in  the  next  Place,  that  the  Capital  Stock  or  Fund  of  the  Afiican  and 
Indian  Company  of  Scotland  advanced,  together  with  Interest  for  the  said  Ca- 
pital-Stock  after  the  Rate  of  Five.  per  Centum  perAnnum  from  the  respectnre 
Times  of  the  Payment  thereof  shall  be  paid.    Upon  Payment  of  whidi  Capi- 
tal Stock  and  Interest  it  is  agreed,  that  the  said  Company  be  dissolTed  and 
cease,  and  also  that  from  the  Time  of  passing  the  Act  of  Parliament  in  Eng- 
land for  raising  the  Sum  of  Three  hundred  ninety  eight  thousand  ei^ty  five 
Pounds  Ten  Shillings,  the  said  Company  shall  neilher  trade  nor  grant  Lioenoe 
to  trade  providing,  that  if  the  said  Stock  and  Interest  shall  not  be  paid  in 
Twelve  Months  aller  the  Commencement  of  the  Union,   that  then   the  lakl 
Company  may  from  thenceforward  trade  or  give  Licence  to  trade,  nntfl  tbe 
Said  whoie  Capital  Stock  and  Interest  shall  be  paid,   and  aS  the  Overplus  of 
the  said  Sum  of  Three  hundred  ninety  eight  thousand  eighty  five  Pounds  Teo 
Shillings  after  Payment,  of  what  Gonsideration  shall  be  had  for  Losses  in  re- 
pairing  the  Coin  and  paying  the  said  Capital  Stock  and  Interest,  and  also  the 
whole  Encrease  of  the  said  Revenues  of  Customs  Duties  and  Excises  above 
the  present  Yalue,  which  shall  arise  in  Scotland  during  the  said  Term  ofsevea 
Years  together  with  the  Equivalent,  which  shall  become  due  upon  the  Impro- 
vement  thereof  in  Scotland  after  the  said  Term,  and  also  as  to  all  other  Somi^ 
which  according  to  the  Agreements  aforesaid  may  become  payable  toSootland 
by  Way  of  Equivalent,   for  what  that  Kingdom  shall  hereafter  become  liaUe     'i 
towards  Payment  of  the  Debts  of  England,  it  is  agreed,  that  the  same  be  i^    -^ 
plied  in  Manner  following  viz.    That  all  the  public  Debts  of  the  Kingdon  of   ^ 
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in  den  Aecisen  inf  steaerpflichtige  Getränke  in  Schottland ,  welche  über  das 
jihrlidie  oben  festgesetzte  Einkommen  aus  den  genannten  bezüglichen  Abga- 
ben hinansreicbt,  Hlr  den  Zeitraum  von  sieben  Jahren  zu  dem  hier  unten  er- 
wähnten Gebrauch  verwandt  werden  soll,  und  dass  auf  das  hier  genannte  Conto 
an  Scbottland  jährlich  von  dem  Endpunkte  dieser  sieben  Jahre  nach  der  Union 
ein Aeqoifalent  ikberwiesen  werden  soll,  im  Verhältnisse  zu  einem  solchen  An- 
theile  an  dem  erwähnten  Wachsthum,  als  verwandt  werden  soll  Hir  die  Schul- 
den Ton  England:  und  im  Allgemeinen   soll   ein  Aequivalenl  an  Schottland 
überwiesen  werden,  das  solchen  Antheilen  an  den  Englischen  Abgaben  ent- 
spridit,  sowie  Schottland  in  der  Zukunft  auf  Veranlassung  der  Union  andere 
Abgiaben  in  zahlen  verpflichtet  sein  kann,  als  solche  für  welche  von  dem  Par- 
lamente in  England  die  Verwendung  der  Zölle  oder  anderer  Abgaben  von 
derAnsftihr  nnd  Einfuhr,  sammt  denAcdsen  von  allen  steuerpflichtigen  geisti- 
gen Gelränken  bestimmt  ist,  und  für  welche  in  Bezug  auf  die  Schulden  schon 
voiber  in  dieser  Urkunde  Aequivalente  festgestellt  sind.    Und  was  dieVerwen- 
dong  anbelangt»  zu  welcher  die  genannte  Summe  von  308,065  Pfd.  10  ShiUg 
bewilligt  ist,  wie  oben  gesagt,  und  alles  andere  Geld,   welches  an  Schottland 
ftbcrwiesen  oder  zugeeignet  werden  soll,  um  wie  oben  erwähnt  verwandt  zu 
wcfdeut  so  ist  beschlossen  worden,  dass  in   der  ersten  Stelle  ausserhalb  der 
vorgenannten  Summe  eine  Entschädigung  Platz  nehmen  soll,  welche  für  noth- 
wendig  erachtet  werden  sollte,  um  einige  Verluste  zu  entschädigen,  die  Privat- 
pcTMNien  bei  der  Redudrung  des  Geldes  von  Schottland  auf  den  Münzfiiss 
ttid  den  Werth  des  Geldes  von  England  erlitten  haben   mögen.     Und  zur 
oidisten  Stelle  möge  dann  fUr  gut  erachtet  werden,   dass  der  Capital-Stock 
oder  die  Fonds  der  Africanischcn  und  Indischen  Compagnie  von  Schottland 
losuimen  Torausbezahlt  werde,  mit  Interessen  für  den  genannten  Capital-Stock  ' 
aadi  dem  Zinssatze   von  Fünf  Procent  für  das  Jahr  von  dem   betreffenden 
Zotponkte  ab,  von  welchem  die  Zahlung  erfolgen  soll  Nach  der  Zahlung  die* 
SB  Capital-Stocks  und  der  Interessen  ist  beschlossen,  dass  die  genannte  Com- 
pi^iie  aufgelöst  werden  und  aufhören  soll,  und  dass  auf  diese  Weise  von  dem 
Zotfionkte  der  Annahme  der  Parlamentsacte  in  England  zur  Erhebung  der 
Süie  Yon  398»085  Pfd.  10  Shillg ,   die  genannte  Compagnie  weder  handeln 
noch  Licenzen  zum  Handeln  gewähren  soll ,  indem  man  festsetzt,   dass  wenn 
der  genannte  Stock  nnd  die  Zinsen  nicht  in  zwölf  Monaten  nach  dem  Anfange 
der  Union  bezahlt  sein  sollten,  dass  dann  die  genannte  Compagnie  von  diesem 
Zatponkte  ab  wieder  handeln  und  Licenzen  zum  Handel  geben  dürfe,  bis 
te  der  gesammte  Capital-Stock  und  Zinsen  bezahlt  sein  würden.  Und  wenn 
ein  üeberschnss  von  der  genannten  Summe  von   998,065  Pfd.  10  ShiUg  nach 
der  Bezahlung  bliebe,  so  soll  derselbe  verwandt  werden  für  die  Verluste  bei 
der  Umarbeitung  der  Münze  und  bei  der  Auszahlung  des  genannten  Capital- 
Slocks  und  der  Zinsen.    Und  auf  diese  Weise  soll  die  ganze  Vermehrung  der 
fenannten  Einkünfte  aus  Zöllen,  Steuern  und  der  Accise  über  das  gegenwär- 
tijp  Wertbverhältniss,  welche  in  Schottland  während  des  genannten  Zeitraums 
von  sieben  Jahren  zusammen  erhoben  werden,  mit  dem  Aequivalente  verbun- 
den werden,  welches  aus  dem  verbesserten  Zustande  derselben  in  Schottland 
ladi  dem  genannten  Termine  sich  nothwendig  ergeben  wird:   und  also  soU 
dies  zu  allen  andern  Summen  hinzugefügt  werden,  welche  in  Folge  der  vorher 
fenannten  Bewilligungen  an  Schottland  auf  dem  Wege  des  Aequivalents  ge-         .^ 
zdhk  werden  sollen,  wofür  dieses  Königreich  auch  in  Zukunft  zur  Bezahlung 
der  Schulden  von  England  verpflichtet  sein  soll:  und  demnach  ist  beschlossen, 
dam  diese  Zthlong  in  folgender  Weise  angewandt  werden  soll  Alle  öffentliche 
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Scotland,  as  shall  be  a4)usted  by  this  Pariiament,  sbaU  be  paid»  and  IfaatTwo 
thousand  Poonds  per  Annum  for  the  Space  of  Seven  Years  shaU  be  applied 
towards  enconrageing  and  promoting  the  Manufadure  of  coane  Wooll  within 
thoseShires,  irhich  produce  theWooU,  and  that  the  fintTwo  thoosand  Poonds 
Sterling  bc  paid  at  Martinmass  next,  and  so  yearly  at  Martinmass  dnring  tbe 
Space  aforcsaid,  and  afterwards  the  same  shall  be  whoHy  applied  towards  Uie 
enconrageing  and  promoting  the  Fisheries  and  such  other  Manofäctores  and 
Improvcments  in  Scotland,  as  may  most  conduce  to  the  general  Good  of  the 
United  Ringdom.  And  it  is  agreed,  that  Her  Msgesty  be  impowered  to  a^ipoint 
Commissioncrs,  who  shall  be  accomptable  to  Uie  Parliament  of  Great  BriUin 
for  disposing  the  saidSum  ofThree  hundred  ninety  eigfat  thousand  and  ei^ty 
fi?e  Pounds  Ten  Shillings,  and  all  other  Monies  shall,  whicfa  shall  m»  to 
Scotland  upon  the  Agreements  aforesaid  to  the  Pnrposes  before  mcBtiowd, 
which  Commissioners  shall  be  impowered  to  call  for  receive  and  dispoae  of 
the  Said  Monies  in  Manner  aforesaid,  and  to  inspect  the  Books  of  the  sevenll 
Collectors  of  the  said  Revenucs  and  of  all  other  Dutics,  from  whence  anEqoi- 
valcnt  may  arise,  and  that  the  Collectors  and  Managers  of  the  said  Rerenoes 
and  Dutics  be  obliged  to  give  to  the  said  Commissioners  subscribed  authentic 
Abbreviates  of  the  Produce  of  such  Revenues  and  Duties  arising  in  thcir 
respective  Districts,  and  that  the  said  Commissioners  shall  have  their  OflSioe 
wiüiin  the  Limits  of  Scotland,  and  shall  in  such  Office  keep  Books  containiag 
Accompts  of  the  Amount  of  the  Equivalents,  and  how  the  same  shall  hive 
been  disposed  of  from  timc  to  time,  which  may  be  inspected  by  any  of  the 
Subjects,  who  shall  desire  the  same. 

Artide  XVL 
That  from  and  aller  the  Union  the  Coin  shall  be  of  the  same  Standani 
and  Value  throughout  the  United  Ringdom  as  now  in  England,  and  a  IGdI 
shall  be  continued  in  Scotland  under  the  same  Rules  as  the  Mint  inEn^ml  ? 
and  the  present  Ofßcers  of  the  Mint  continued  subject  to  such  RegulatioDS  ^ 
and  Alterations,  as  Her  Majesty  Her  Heirs  or  Successors,  or  the  Parfiamoü  l 
of  Great  Britain  shall  think  fit  ) 

♦ 

Arücle  XVII.  ' 

That  from  and  aller  the  Union  the  same  Weights  and  Measures  sbaB  : 
be  used  throughout  the  United  Ringdom,  as  are  now  etablished  in  Rngland. 
and  Standards  of  Weights  and  Measures  shall  be  kept  by  those  Bnrghs  ia 
Scotland,  to  whom  the  keeping  the  Standards  of  Weights  and  Measures  bov 
in  Use  there  does  of  special  Right  belong.  All  which  Standards  shall  be  Mit 
down  to  such  respective  Burghs  from  the  Standards  kept  in  the  Rxdieqaer 
at  Westminstcr,  subject  nevertheless  to  such  Regulations,  as  the  Partiament  of 
Great  Britain  shall  think  fit. 

Arücle  XVIII. 
That  the  Laws  conceming  Regulation  of  Trade  Customs  and  sudi  £x-  ^ 
cises,  to  which  Scotland  by  virtue  of  this  Treaty  to  be  liable,  be  the  same  in  v 
Scotland  from  and  aller  the  Union  as  in  England,  and  that  all  other  Laws  in 
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ScIiolieiideftK^^iiigrticbs  Schottland,  sowie  sie  von  diesem  Pariamente  (ttr  richtig 
anetkaimt  sind,  sullcn  beiahlt  werden,  und  2000  Pfd.  sollen  jährlich  für  den 
latnam  toq  7  Jahren  Terwandt  werden  zur  UntersUttcung  und  Förderung 
der  MaAo&dsrea  in  grober  Wolle  in  demjenigen  Grafschaften,  welche  die 
WoUe  prodadren,  und  die  ersten  2000  Pfd.  Sterling  sollen  zum  nächsten 
Martinsfeste  gezahlt  werden,  und  so  jährlich  zum  Martinsfeste  während  des 
genannten  Zeitraums,  und  späterhin  soU  dieselbe  Summe  ganz  verwandt  wer- 
den zur  Unterstützung  und  Förderung  der  Fischereien   und  solcher  anderen 
Vannfacturen  und  Verbesserungen  in  Schottland,   wie  sie  am  besten  für  die 
aflgcoieine  Wohlfahrt  des  vereinigten  Königreichs  passen.  Und  es  ist  besdüos- 
sen,  dass  Ihre  Majestät  ermächtigt  sein  solle  Conmiissarien  zu   ernennen, 
wdche  dem  Parlamente  von  Grossbritanien  verantwortlich  sind  für  die  Ver- 
wendung der  genannten  Summe  von  398,085  Pfd.  10  Shillg  und   für  alle  an- 
dere Geldsummen,  welche  für  Schottland  erhoben  werden  sollen  in  Folge  der 
oben  genannten  Bewilligung  zu  den  vorher  erwähnten  Zwecken.    Diese  Com- 
ousiarien  sollen  bevollmächtigt  sein  zum  Empfange  und  zur  Verfügung  über 
die  genannten  Geldsummen  in  der  vorher  erwähnten  Weise,  und  zur  Beauf- 
nchtignng  der  Bücher  der  einzelnen  Sammler  der  genannten  Einkünfte  und 
iDer  anderen  Steuern,  aus  welchen  ein  Aequivalent  hervorgehen  kann,  und 
die  Einsammler  und  Verwalter  der  genannten  Einkünfte  und  Steuern  sollen 
m[»fli€hlet  sein,  den  genannten  Commissarien  unterschriebene  authentische 
Anzüge  der  Einnahme  solcher  Einkünfte  und  Steuern,  die  in  ihren  betreffenden 
Boufcen  erhoben  werden,  vorzulegen,  und  die  genannten  Commissarien  sdlen 
ikr  Ami  innerhalb  der  Grämen  von  Schottland  verwalten  und  soUen  in  sel- 
cher Amisverwaltung  Bücher  führen,  weldie  die  Gonto's  der  Einnahmen  der 
Aequiralenle  enthalten,  und  wie  dieselben  von  Zeit  zu  Zeit  verwandt  werden 
soUen,  weldie  Bücher  von  einem  jeden  Zahlungspflichtigen  eingesehen  werden 
ItÖDDen,  der  dieses  wünschen  sollte. 

Artikel  XVI. 
Dass  von  und  nach  der  Union  die  Münze  denselben  Münzfuss  und 
Weith  wie  jetzt  in  England  durch  das  ganze  vereinigte  Königreich  haben  soll, 
und  dne  Münzstätte  soll  in  Schottland  unter  denselben  Vorschriften  ihre 
GcMiiäfte  verrichten  wie  die  Münzstätte  in  England,  und  die  gegenwärtigen 
Beamten  bei  der  Münze  sollen  solchen  Anordnungen  und  Veränderungen 
unterworfen  sein,  als  Ihre  Majestät,  deren  Erben  oder  Nachfolger,  oder  das 
Paiiament  von  Grossbritanien  vorzunehmen  für  gut  eraditen  werden. 

Artikel  XVII. 
Dass  von  und  nach  der  Union  dieselben  Gewichte  und  Maasse  durch 
dtt  ganze  vereinigte  Königreich  gebraucht  werden  sollen,  wie  jetzt  in  England 
angeführt  sind,  und  dass  die  Muster-Modelle  der  Gewichte  und  Maasse  in 
den  BurgOecken  in  Schottland  aufbewahrt  werden  sollen,  welchen  jetzt  die 
Anfbewdirung  der  Muster-Modelle  der  nun  im  Gebrauche  befindlichen  Ge- 
wichte und  Maasse  als  ein  speciciles  Recht  angehört  Alle  diese  Muster-Mo- 
ddk,  weldie  in  die  betreffenden  Burgflecken  nach  dem  Muster  der  in  der 
Schatitonroer  zu  Westminster  aufbewahrten  Modelle  gesandt  werden,  sollen 
nicfalsdesioweniger  solchen  Anordnungen  unterworfen  sein,  als  das  Parlament 
fon  Grossbritanien  zu  treffen  für  gut  finden  wird. 

Arükel  XVUI. 
Die  Gesetze,  welche  die  Regelung  des  Handels,  der  Zölle  und  solcher 
Acdsen  betreffen,  zu  welchen  Schottland  krafl  dieses  Vertrags  verpflichtet  sein 
wird,  sollen  von  und  nach  der  Union  dieselben  sein  wie  in  England,  und  alle 
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Use  within  the  Kingdom  of  SooUand  do  after  the  Union  and  notwithsUnding 
thereof  remain  in  the  same  Force  as  before  (except  such^as  are  contrary  to 
or  inconsistent  with  this  Treaty),  but  alterable  by  the  Parliament  of  Great 
Britain,  with  this  Diflerence  betwixt  the  Laws  concerning  public  Right,   Vo- 
licy  and  Gvil  Government,  and  those  whicfa  concem  private  Right,  that  Uie 
Laws  which  concem  public  Right  Policy  and  Civil  Government,  may  be  made 
the  same  througfaout  the  whole  United  Kingdom.  But  that  no  Alteration  be 
made  in  Laws  which  concem  private  Right,  except  for  evident  Utility  of  tiie 
Subjects  within  Scotland. 


Article  XIX. 

''  That  the  Court  of  Session  or  Colledge  of  Justice  do  after  the  Unkm 
and  notwithstanding  thereof  remain  in  all  Time  coming  within  Scotland»  ii 
it  is  now  constituted  by  th^  Laws  of  that  Kingdom  and  with  the  same  Aa- 
thority  and  Privileges  as  before  the  Union,  snbjcct  nevertheless  to  snchRegn- 
lations  for  the  better  Administration  of  Justice,  as  shall  be  made  by  the  I^ 
liament  of  Great  Britain;  and  that  hereafler  none  shall  be  named  by  Her 
Majesty  or  Her  Royal  Successors  to  be  Ordinary  Lords  of  Session,  bnt  neb 
who  have  served  in  the  Colledge  of  Justice  as  Advocates  or  Principal  Qeiis 
of  Session  for  the  Space  of  Five  Years,  or  as  Writers  to  the  Signet  ht  Um 
Space  of  Ten  Years  with  this  Provision,  that  no  Writer  to  the  Signet  be  c^ 
pable  to  be  admitted  a  Lord  of  the  Session,  unless  he  nndergo  a  private  and 
public  Tryal  on  the  Civil  Law  before  the  Faculty  of  Advocates,  and  be  fonnd 
by  them  qualified  for  the  said  Ofßce  Two  Years,  before  he  be  named  to  be 
a  Lord  of  the  Session,  yet  so  as  the  Qualifications  made  or  to  be  made  rar 
capadtating  Persons  to  be  named  Ordinary  Lords  of  Session,  may  be  altered 
by  the  Parliament  of  Great  Britain.  f  And  that  the  Court  of  Justiciary  do  abo 
after  the  Union  and  notwithstanding  thereof  rjemain  in  all  Time  Coming  withia 
Scotland,  as  is  it  now  constituted  by  the  Laws  of  that  Kingdom  and  with  tbe 
same  Authority  and  Privileges  as  before  the  Union,  subject  neverthelM  I* 
such  Regulations,  as  shall  be  made  by  the  Parliament  of  Great  Britain,  aad 
without  Prejudice  of  other  Rights  of  Justiciary.  And  that  all  Admiralty  Jurii- 
dictions  be  undcr  the  Lord  High  Admiral  or  Commissioners  for  the  Adminltj 
of  Great  Britain  for  the  Time  being,  and  that  the  Court  of  Admiralty  now 
established  in  Scotland  be  conlinued,  and  that  all  Reviews  Reductions  or  Sos- 
pensions  of  the  Sentences  in  maritime  Cases,  competent  to  the  Jurisdiction  of 
that  Court,  remain  in  the  same  Manner  after  the  Union,  as  now  in  Soothoid, 
untU  the  Parliament  of  Great  Britain  shall  make  such  Regulations  and  Alt^ 
rations,  as  shall  be  judged  expedient  for  the  whole  United  Kingdom»  so  ii 
there  be  always  continued  in  Scotland  a  Court  of  Admiralty  sudi,  as  in  Eng* 
land  for  Determination  of  all  maritime  Cases   rclating  to  private  Rights  in 
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dem  Königreiche  Schottland  noch  gebräuchlichen  Gesetxe  sollen 
der  Union,  ohne  dass  dieselbe  daran  verhindert,  in  der  gleichen 
rorher  verbleiben  (mit  Ausnahme  derjenigen  die  diesem  Vertrage 
Lehen  oder  mit  ihm  unvereinbar  sind),  aber  sie  dürfen  durch  das 
von  Grossbritanien  verändert  werden,  jedoch  mit  dem  Unterschiede 
len  Gesetzen,  welche  das  öffentliche  Recht,  die  Polizei  und  die  Gi- 
ng betreffen,  und  den  welche  auf  das  Privatrecht  sich  beziehen: 
ie   Gesetze,   welche   das   öffentliche  Recht,   Polizei  und  die  Givil- 

betreffen,  in  gleichen  Bestimmungen  durch   das   ganze  vereinigte 

gemacht  werden  können.  Aber  keine  Abänderung  darf  in  Gesez- 
it  werden,  welche  sich  auf  das  Privatreclit   beziehen',   es  sei   denn 

den  offenbaren  Nutzen  der  Bewohner  in  Schottland  geschieht 

Artikel  XIX. 
obere  Gerichtshof  (Court  of  Session)  oder  das  CoUegium  der  Justiz 
ach  der  Union,  ohne  dass  dieselbe  daran  hinderlich   ist,  zu  aller 

Gestalt  in  Schottland  verbleiben,  als  er  jetzt  durch  die  Gesetze 
igreichs  hier  eingerichtet  ist,  und  mit  derselben  Auctorität  und 
als  vor  der  Union,  jedoch  soll  er  nichtsdestoweniger  für  die  bessere 
;  der  Rechtspflege  solchen  Anordnungen  unterworfen  sein,  wie  sie 
aente  von  Grossbritanien  getroffen  werden  sollten.  Und  in  Zukunft 
id  von  Ihrer  Majestät  oder  Ihren  königlichen  Nachfolgern  zu  or- 
(Lords  of  Session)  Oberrichtem  ernannt  werden,  als  solche  welche 
legium  der  Justiz  als  Advocatcn  oder  erste  Gerichtsschreiber  für 
m  von  5  Jahren,  oder  als  Schreiber  für  das  Königliche  Siegel  für  den 
on  10  Jahren  gedient  haben,  mit  der  näheren  Festsetzung,  dass 
iber  für  das  Königliche  Siegel  fähig  sein  soll,  als  Oberrichter  ange- 
1  werden,  wofern  er  nicht  zu  einer  öffentlichen  und  privaten  Prü- 
das  Civil  recht  vor  der  Facultät  der  Advocaten  sich  gestellt,  und  in 
ak  geeignet  für  das  genannte  Amt  befunden  ist,  und  zwar  2  Jahre 
lerzu  einem  Obernchter  ernannt  werden  kann.  Doch  dürfen  die Qua- 
(estimmungen,  welche  gemacht  sind  oder  gemacht  werden  sollten, 
igkeit  der  Personen  zu  bezeichnen,  welche  zu  Oberrichtern  ernannt 
inen,   von  dem  Parlamente  von  Grossbritanien  verändert  werden. 

so  wird  der  Gerichtshof  der  Justiciary  (Court  of  Justidary) 
nion,  und  ohne  dass  dieselbe  daran  hinderlich  ist,  in  Schottland 
iflig  verbleiben,  wie  er  jetzt  durch  die  Gesetze   dieses  Königreichs 

ist,  und  mit  derselben  Auctorität  und  Privilegien  als  vor  der 
1  nichtsdestoweniger  solchen  Anordnungen  unterworfen  sein,  wie 
1  Parlamente  von  Grossbritanien  getroffen  werden  dürften,  und 
diz  von  anderen  Rechten  dieses  Gerichtshofs.  Und  alle  Admirali- 
e,  welche  unter  dem  Lord- Gross- Admiral  oder  unter  den  Commis- 
Admiralität  von  Grossbritanien  stehen,  die  zu  dieser  Zeit  sind,  und 

Schottland  errichtete  Gerichtshof  der  Admiralität  sollen  erhalten 
id  alle  Revisionen,  Rcductionen  oder  Suspensionen  von  Urtheils- 
1  See-Angelegenheiten,  die  zu  der  Gerichtsbarkeit  dieses  Gerichts- 
en,  verbleiben  in  derselben  Weise  nach  der  Union,  wie  sie  jetzt 
id  bestehen,  bis  dass  das  Parlament  von  Grossbritanien  solche  Aü- 
und  Veränderungen  treffen  wird,  wie  sie  für  geeignet  erachtet 
ten  für  das  ganze  vereinigte  Königreich.  Eben  so  wird  hier  in 
in  solcher  Gerichtshof  der  Admiralität,  wie  in  England,  fortdauernd 
r  die  Entscheidung  aller  See- Angelegenheiten,  welche  sich  auf  das 


in 

SootUnd,  coB^eCent  io  the  Jurisdiction  of  the  Admiralty  Court,  sobjed  never- 
theless  to  such  Regulations  and  Alterations,  as  shall  be  thonght  proper  Io  Im 
made  bj  the  Parliament  of  Great  Britain.  And  that  the  Heretable  Rights  ol 
Admiralty  and  Vice  Admiralties  in  Scotland  be  reserved  to  the  req^ectivc 
Proprietora,  as  Rights  of  Property,  subject  nevertheless  as  to  the  Hanner  ol 
exerdsing  such  Heretable  Rights  to  such  Regulations  and  Alierationf,  as  iball 
be  thought  proper  to  be  made  by  the  Parliament  of  Great  Britain.  And  that 
all  otber  Courts  now  in  being  within  the  Ringdom  of  Scotland,  do  remain  bot 
subject  to  Alterations  by  the  Parliament  of  Great  Britain»  and  that  au  inferioor 
Courts  within  the  said  Limits  do  remain  subordinate,  as  they  are  now  io  tbi 
supream  Courts  of  Justice  within  the  same  in  all  Time  Coming.  And  that  no 
Causes  in  Scotland  be  cognosciblc  by  the  Courts  of  Chancery,  Queen*s  Bencfa 
Common  Plcas,  or  any  othcr  Court  in  Westminster  Hall,  and  that  the  said 
Courts  ur  any  other  of  the.  like  Nature  after  the  Union  shall  have  nc 
'  Power,  to  cugnosce  review  or  alter  the  Acts  or  Sentences  ot  the  Judicatarca 
within  Scotland,  or  stop  the  £xecution  of  the  same.  And  that  tfaere  be  i 
Court  of  Exchequcr  in  Scotland  afler  the  Union  for  deciding  Questions,  con- 
ceming  the  Revenues  of  Customs  and  Exciscs,  there  having  the  same  Powei 
and  Authority  in  such  Cases,  as  the  Court  of  Exchequer  hath  in  Englandi 
and  that  the  said  Court  of  Exchequer  at  present  in  Scotland  have  Power  ol 
passing  Signatures  Gifls  Tutories  and  in  other  Things,  as  the  Coart  of  Exche- 
quer at  present  in  Scotland  hath,  and  that  the  Court  of  Exchequer,  that  now 
is  in  Scotland,  do  remain  until  a  new  Court  of  Exchequer  be  settled  by  the 
Parliament  of  Great  Britain  in  Scotland  afler  the  Union.  And  that  after  the 
Union  the  Queens  Majesty  and  Her  Royal  Successors  may  continue  a  Prifj 
Council  in  Scotland  for  prcserving  of  Public  Peace  and  Order,  antil  the  Pa^ 
liament  of  Great  Britain  shall  think  fit  to  alter  it  or  establish  any  other  effee- 
tual  Method  for  that  End.'] 

Article  XX. 
That  all  Heretable  OfGces  Superioritics,  HereUble  Jurisdictions,  Offto 

for  Life  be  reserved  to  thcOwners  thereof,  as  Rights  ofProperty  in  the  same 

Manner,  as  they  are  now  enjoyed  by  the  Laws  of  Scotland  notwithstandiai 

this  Treaty. 

Article  XXI. 
That  the  Rights  and  Privileges  of  the  Royal  Burghs  in  Scotland,  as  thej 
now  are,  do  remain  entire  afler  the  Union  and  notwithstanding  thereoC 

ArUde  XXIL 

That  by  virtue  of  this  Treaty  of  the  Peers  of  Scotland  at  the  Time  ol 

the  Union  Sixteen  shall  be  the  Number  to  sit  and  vote  in  the  Hoose  of  Lonh 

and  Forty  Five  the  Number  of  the  Representativcs  of  Scotland  in  the  Housc 

of  Commons  of  the  Pariiament  of  Great  Britain,  and  that  when  Her  Majestj 

V  Uelm'  die  Vereinigung  dieses  Fnvy  Ccuhcü  mU  dem  vcm  Ei^lasd 
SU  einem  gemmnsehafUiehin  Geheimen  Roth  ßr  das  vereinig»  Mönigreieh  ves 
Groubritanien  vergl  das  nächst  folgende  Grundgesetz  unter  Ar.  JJL 
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robl  in  SchoUland  beziehen  und  die  der  Gerichtsbarkeit  des  Admirali- 
rrichtsbofs  zugchören,  jedoch  nichtsdestoweniger  solchen  Anordnungen 
eränderungen  unter^'orfen  sein,  wie  sie  ?om  Parlamente  von  Grossbrita- 
ir  geeignet  erachtet  und  gemacht  werden  sollten.  Und  die  erblichen  Rechte 
imiralität  und  Vice-Admiralitäten  in  Schottland  werden  den  betrefTen- 
habem  als  Eigenthumsrechte  vorbehalten,  nichts  destoweniger  sind  auch 
erbliehe  Rechte  in  der  Art  sie  auszuüben  solchen  Anordnungen  und 
derungen  unterworfen,  wie  sie  vom  Parlamente  von  Grossbritanien  für 
et  erachtet  und  gemacht  werden  sulltcn.    Und  alle  andere  Gerichtshöfe, 
i  jetzt  im  Königreiche  Schottland  vorhanden  sind,  sollen  verbleiben,  aber 
rorfen  den  Abänderungen,  die  vom  Parlamente  von  Grossbritanien  ge- 
I  werden,  und  alle  niedere  Gerichtshöfe  sollen   in  den  genannten  Ab- 
mgen  untergeordnet  verbleiben,   wie  sie  jetzt  den  oberen  Gerichtshöfen 
[cordnet  sind,  und  auch  in  derselben  Weise  für  die  ZukunfL    Und  keine 
»fälle  in  Schottland  sullen  erkannt  werden  von  den  hohen  Gerichtshöfen 
inzlei,  der  Königsbank,  des  gemeinen  Rechts  oder  irgend  einem  anderen 
itshofe  in  Westminstcr  Hall,  und  die  genannten  Gerichtshöfe  oder  irgend 
iderer  von  gleicher  Beschaffenheit  sollen  nach  der  Union  keine  Gewalt 

zu  erkennen,  Revision  zu  halten  oder  zu  verändern  die  Acte  oder  Ur- 
•prüche  der  Rechtspflege  in  Schottland  oder  die  Ausführung  derselben 
lalten.  Und  es  soll  auch  hier  in  Schottland  nach  der  Union  ein  Gerichts- 
er  Schatzkammer  bestehen,  zur  Entscheidung  in  den  Untersuchungen, 
ch  auf  die  Einkünfte  aus  den  Zöllen  und  der  Accise  beziehen,  und  die- 
Gewalt  und  Auctorität  in  solchen  Fällen  haben,  wie  der  Gerichtshof  der 
ikanuncr  in  England  besitzt ;  und  der  genannte  Gerichtshof  der  Schatz- 
ler,  der  gegenwärtig  in  Schottland  ist,  soll  die  Macht  haben  Unterschrif- 
Vermächtnisse,  Tutorien  und  andere  Dinge  anzuerkennen,  wie  sie  der 
htshof  der  Schatzkammer  in  Schottland  gegenwärtig  besitzt,  und  dieser 
fatshof  der  Schatzkammer,  welcher  nun  in  Schottland  ist,  soll  so  lange 
eiben,  bis  ein  neuer  Gerichtshof  der  Schatzkammer  von  dem  Parlamente 
jrossbritanien  in  Schottland  nach  der  Union  eingesetzt  wird.  Und  nach 
Inion  können  der  Königin  Majestät  und  ihre  königlichen  Nachfolger  einen 
imen  Ratli  in  Schottland  fortbestehen  lassen,  um  den  öffentlichen  Frieden 
die  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  bis  dass  das  Parlament  vonGrossbrita- 
es  für  angemessen  finden  wird,  darin  eine  Aenderung  zu  treffen,  oder 
andere  wirksame  Massregel  für  diesen  Zweck  einzuführen. 

Artikel  XX. 

Alle  erblichen  Aemtcr  und  obrigkeitliche  Gewalten,  erbliche  Gerichts- 
eiten, Aemter  auf  Lebenszeit  werden  den  Inhabern  derselben  vorbehalten, 
iechte  des  Eigenthums  in  derselben  Weise,  wie  sie  jetzt  nach  den  Ge- 
n  von  Schottland  genutzt  werden,  ohne  dass  dieser  Vertrag  daran  hinder- 
sdn  soli 

Arükel  XXI. 
Die  Rechte  und  Privilegien   der  königlichen  Burgflecken  in  Schottland 
D,  wie  sie  jetzt  bestehen,  vollständig  nach  der  Union  verbleiben,  und  ohne 
dieselbe  daran  hinderlich  sein  soll. 

Arükel  XXII. 

In  Folge  dieses  Vertrages  sollen  von  den  Peers  von  Schottland  von  dem 

nnktc  der  Union  ab  se  chszehn  die  Zahl  sein,  um  in  dem  Hause  der  Lords 

imdStimme  zu  haben,  und  fünfundvierzig  die  Zahl  der  Repräsentanten 

Schottland  in  dem  Hause  der  Gemeinen  des  Parlaments  von  Grossbritanien 

10* 
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Her  Hdres  or  Soccessors  shall  dedare  Her  or  Their  Pleasore  for  holdmg  the 
First  or  any  subsequent  Parliament  of  Great  Britain,  untfll  the  Paiiiament  of 
Great  Britain  shall  make  further  Provision  therein,  a  Writ  do  issae  tinder  Ihe 
Great  Seal  of  the  United  Kingdom,  directed  to  the  Priyy  Council  of  Scotland, 
commanding  them  to  cause  Sixteen  Peers,  vho  are  to  sit  in  the  Höose  of 
Lords,  to  be  summoned  to  Parliament,  and  Forty  Flve  llembers  to  be  dedcd 
to  Sit  in  the  House  of  Conmions  of  the  Parliament  of  Great  Britain,  acoording 
to  the  Agreement  in  this  Treaty  in  such  Manner,  as  by  an  Act  of  this  pr^ 
sent  Session  of  the  Parliament  of  Scotland  is  or  shall  be  settled,  whidi  Ad 
is  hereby  dedared  to  be  as  valid,  as  if  it  were  a  Part  of  and  ingroased  in 
this  Treaty.     And  that  the  Names  of  thefPersons  so  summoned  and  deded 
shall  be  retumed  by  the  Privy  Council  of  Scotland  into  the  Court,  fron 
vhence  the  said  Writ  did  issue.    And  that  if  Her  Ifajesty  on  or  before  tbe 
First  Day  of  May  next,  on  which  Day  the  Union  is  to  take  place,  shall  dedare 
under  the  Great  Seal  of  England,  that  it  is  expedient,  that  the  Lords  of  Pw- 
liament  of  England  and  Commons  of  the  present  Parliament  of  England  shaD 
be  the  Members  of  the  respective  Houses  of  the  First  Parliament  of  Great 
Britain  for  and  on  the  Part  of  England:  And  Her  Majesty  may  by  Her  Royal 
Prodamation  under  the  Great  Seal  of  Great  Britain  appoint  the  said  First 
Parliament  of  Great  Britain,   directed  to  the  Privy  Council  of  Great  Britam 
to  meet  at  such  Time  and  Place,  as  Her  Majesty  shall  think  fit ;  which  Tiaie 
shall  not  be  less  than  Fifty  Days  aller  the  Day  of  such  Prodamation,  and  the 
Time  and  Place  of  the  Meeting  of  such  Parliament  beeing  so  appointed,  a 
Writ  shall  be  immediately  issued  under  the  Great  Seal  of  Great  Britain  di- 
rected to  the  Pri?y  Council  of  Scotland  for  the  Summoning  the  Sixteen  Feen 
and  for  Electing  Forty  Five  Members,  by  whom  Scotland  is  to  be  represenled 
in  the  Parliament  of  Great  Britain.    And  the  Lords  of  the  Parliament  of  Eng- 
land and  the  Sixteen  Peers  of  Scotland,  such  Sixteen  Peers  being  summonog 
and  retumed  in  the  Manner  agreed  in  this  Treaty,  and  the  Members  of  Ik 
House  of  Conunons  of  the  said  Parliament  of  England,  and  the  Forty  Fiie 
Members  of  Scotland,  such  Forty  Flve  Members  being  elected  and  retnned 
in  the  Manner  agreed  in  this  Treaty,  shall  assemble  and  meet  respeelivdy  in 
the  respective  Houses  of  the  Parliament  of  Great  Britain  at  such  Time  aod 
Place,  as  shall  be  so  appointed  by  Her  Majesty,  and  shall  be  the  TwoHoaitt 
of  the  First  Parliament  of  Great  Britain,  and  that  Parliament  may  oontiBie 
for  sudi  Time  only,  as  the  present  Parliament  of  England  migfat  have  conti- 
nued,  if  the  Union  of  the  Two  Kingdoms  had  not  been  made  nnleas  sootfr 
dissolved  by  Her  Majesty.     And  that  every  one  of  the  Lords  of  Fai)ia|iiei& 
of  Great  Britain  and  every  Member  of  the  House  of  Commons  of  die  Paifit- 
ment  of  Great  Britain  in  the  First  and  all  succeading  Parliamoits  of  Greit 
Britain,   until  the  Parliament  of  Great  Britain  shall  otherwise  direct,  shall   1 
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wenn  Ihre  Majestät,  ihre  Erben  oder  Nadifolger  ihr  Belieben  er- 
len,  das  erste  oder  ein  darauf  folgendes  Parlament  Ton  Grossbrita- 
ten,  so  soll,  bis  dass  das  Parlament  yon  Grossbritanien  darin  eine 
immung  treffen  wird,  ein  Ausschreiben  unter  dem  grossen  Siegel 
(ten  Königreichs  erlassen  werden,  gerichtet  an  den  GeheimiQ  Rath 
ind,  welches  demselben  aufträgt  zu  veranlassen,  dass  die  sechszehn 
be  in  dem  Hause  der  Lords  sitzen  sollen,  zu^dem  Parlamentt^uf- 
erden,  und  dass  fünf  und  vierzig  Blitglieder  erwiUilt  werden,  um 
nse  der  Gemeinen  des  Parlaments  von  Grossbritanien  ihren  Sitz 
n,  in  Uebereinstimmung  mit  der  VerwiUigung  in  diesem  Vertrage 
her  Weise,  wie  es  durch  eine  Acte  der  gegenwärtigen  Session  des 
von  Schottland  festgesetzt  ist  oder  festgesetzt  werden  soll,  welche 
rch  für  so  rechtsgültig  erklärt  ist,  als  wenn  sie  ein  Theil  dieses 
:nd  in  demselben  aufgenonunen  wäre.  Und  die  Namen  der  so  auf- 

und  erwählten  Personen  sollen  von  dem  Geheimen  Rath  von 
an  den  Hof  zurückgesandt  werden,  von  welchem  das  genannte 
m  erlassen  ist  Und  wenn  Ihre  Majestät  an  oder  vor  dem  ersten 
lächsten  Maimonats,  an  welchem  Tage  die  Union  ihren  Anfang 
-d,  unter  dem  grossen  Siegel  von  England  erklären  sollte,  dass  es 
»cheint,  so  werden  die  Lords  des  Parlaments  von  England  und  die 
ies  gegenwärtigen  Parlaments  von  England  die  Mitglieder  der  be- 
Säuser  des  Ersten  Parlamentes  von  Grossbritanien  für  und  von 
ile  von  England  bilden.  Und  Ihre  Majestät  mag  dann  durdi  itim 
Proclamation  unter  dem  grossen  Siegel  von  Grossbritanien  das  ge- 
e  Parlament  von  Grossbritanien  bestimmen,  welche  an  den  Gehei- 
^on  Grossbritanien  gerichtet  sein  wird,  um  dasselbe  zu  solcher 
1  solchem  Platze  anzusetzen,  als  Ihre  Majestät  für  dienlich  finden 
ß  Zeit  soll  jedoch  nicht  geringer  sein,  als  fünfzig  Tage  nach  dem 
r  Proclamation,  und  wenn  die  Zeit  und  der  Ort  des  Zusammen- 
ines solchen  Parlamentes  so  bestimmt  sein  wird,  so  soll  unmittel- 
ischreiben  unter  dem  grossen  Siegel  von  Grossbritanien,  gkrichtet 
leimen  Rath  von  Schottland,  erlassen  werden,  um  die  sechüMn 
fordern  und  die  fünf  und  vierzig  Glieder  wählen  zu  lassen,  durch 
>ttland  in  dem  Parlamente  von  Grossbritanien  repräsentirt  warden 
die  Lords  des  Parlaments  von  England  und  die  sechszehn  Peers 
md,  —  solche  sechszehn  Peers  in  der  Weise  angefordert  und  ab- 
5  es  in  diesem  Vertrage  bewilligt  ist  — ,  und  die  Mitglieder  des 
Gemeinen  des  genannten  Parlamentes  von  England,  und  die  fünf 
Mitglieder  von  Schottland,  ~  solche  fünf  und  vierzig  Mitglieder 
se  erwählt  und  abgesandt,  wie  es  in  diesem  Vertrage  bewilligt  ist, 
ch  versammeln  und  bezüglich  Sitzung  halten  in  den  beiden  Häu- 
rlamentes  von  Grossbritanien  zu  solcher  Zeit  und  an  solchem  Orte, 
Ihrer  Majestät  bestimmt  sein  wird,  und  sollen  sein  die  zwei  Mau- 
ten Parlamentes  von  Grossbritanien,  und  dieses  Parlament  soll  für 
illein  bestehen,  wie  das  gegenwärtige  Parlament  von  England  hätte 
Verden  können,  wenn  die  Union  der  zwei  Königreiche  nicht  ge- 

und  es  nicht  früher  von  Ihrer  Majestät  aufgelöst  worden.  Ein 
len  Lords  im  Parlamente  von  Grossbritanien  und  ein  jedesMitglied 
luse  der  Gemeinen  in  dem  Parlamente  von  Grossbritanien,  sowohl 
ten  als  in  allen  folgenden  Parlaments  von  Grossbritanien,  bis  dass 
mt  von  Grossbritanien  es  auf  andere  Weise  bestimmen  wird,  soll 
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Jizk  Ast  for  *J«  aLrwtzas  '^  'lie  0«:bs  Gf  S^i^naatT  lad 
ipfpoic!in^  '>ii?rOa!h»  ii»i  Eiü*  ^üibKnbe  i=»f  i-s^lr  rcpes!  tfae  IMfa 
sKsrioiMrd  z&  «&  Act  c^  Fft:LfcSK&:  Bjfde  ix:  Eiirbzid  ia  tix  Umtirtl 
of  *Jm:  ftebs  «f  Ek  Qnrla  ük  Seoxyl  isliiäed  «is  Act  Ibr  tht 
«fiocSaal  ^TfX0sniat  tbe  Ei»  P«n»  aod  GcT^nBOi!  bj  di^Mffnf  1 
brm  ütÜLt  in  erJb«'  Hoose  of  Pir&acEf"  :  zod  «haD  lake  »d  nl 
tl«  Oath  meclMDed  id  an  Ad  c/  Paribanä  iB»ie  m  FiiglMwt  in  Ih 
Teir  of  Her  Maj^säe«  Bwdl  icütsJtd  ,Aa  Ad  :3  dedm  tbe  Altmti 
tbeOatiL  appoio>d  V,  be  täken  bj  tbeAd  iiüit;^«!  ^An  Act  for  tiie  I 
SecorftT  of  Hb  3faj«äes  P«rK«  uxi  tfj^  Sopcesson  ü/  tbe  Crcnm  in  th 
tKum  lis«.  SDd  for  exsdsfci«h?cr  tbe  Hrf<^  of  tbe  pieiepded  M 
Wales  aud  au  otber  Pr^jnAtn  ai>l  ÜKir  c^wc  ax>d  «MTCt  Abettorr-*** 
fcr  dedarinis  tbe  \»jäilyyQ  to  L«  öKemiiud  a:  axb  Time  and  11 
Kanner.  as  tbe  Memt^n  of  h^±  Hoo«««  c-f  Partumect  of  En^and  are  1 
n^ßtxint  Acts,  directed  \o  tale  mak«  and  fabfcribe  tbe  «asie  npon  tl 
nahie«  and  DisabiÜtie«  iL  tbe  «aij  re<pe<.ti»e  Acts  rr^Dtaine^  .ind  it 
dared  and  agreed .  tbat  tbes«  Wordf  JHäs  Reafan.  Tbe  Crovn  of  tbis 
and  Tbe  Qoeen  of  tbis  fteabn~  mentioned  in  :be  Oatbs  and  Dcdaralio 
taincd  in  tbe  aforesaid  Act*,  vhkb  vere  intesied  to  «isnifie  tbe  Cnm 
Beafan  of  England,  shall  lie  c^ndentcM  of  tbe  Crovn  and  Reabn  of 
Britain,  and  tbat  io  tbat  Sense  Ihe  «aid  Oatbs  and  Dedaration  be  takc 
mbfcribed  bj  tbe  Memli-ers  of  b'Oth  Mooses  of  tbe  Pai&inent  of  Grrat  I 

Artide  XXIIL 
Tbat  tbe  aforesaid  Siiteen  Peers  of  Scotland.  mentioned  in  tbe  la: 
ceding  Artide  to  sit  in  tbe  Hoose  of  Lords  of  tbe  Parüament  ol  GreatI 
sball  bave  all  Priviledges  ofParliament.  vbicb  tbe  Peers  of  England  non 
and  wbicb  tbey  or  anj  Peers  of  Great  Britain  sball  have  aller  tbe  Umo 
particnlariy  tbe  Rigbt  of  Sittinc  opon  tbe  Trials  of  Peers.  And  in  case 
Trial  of  anj  Peer  in  Time  of  Adjoumenient  or  Proro^tion  of  Parti 
tbe  Said  Sixteen  Peers  sball  be  sommoned  in  tbe  same  Manner  and  ha 
same  Powers  and  Prirfleges  at  such  TriaL  as  any  otber  Peers  of  Great  1 
and  tbat  in  case  any  Trials  of  Peers  sball  hereafter  bappen.  when  tb 
no  t)  Parliament  in  bdog,  tbe  Sixteen  Peers  of  Scotland.  wbo  sat  at  t 
preceding  Parliament,  sball  be  snmmoned  in  tbe  same  Manner  and  hi 
same  Powers  and  PriTfleges  at  such  Trials  as  any  olher  Peers  of  Great  E 
and  tbat  all  Peers  of  Scotland  and  their  Successors  to  their  Honours  at 
nities  sball  from  and  alter  the  Union  be  Peers  of  Great  Britain.  and  hart 
and  PrecedencT  next  and  immediatelv  after  the  Peers  of  the  llke  Orde 


V  Ahfftdmeki  in  den  SiaimUs  of  th,  R.  vol.  TL  pg.  51 -GO. 

*V  DU  oben  amf  5. 91.  Animerkg.  L  angeführte  Acte  vom  30.  Abr 
aui  dem  dreiisigtien  Begierungsfahre  Carls  IL,  tretl  die  Regiemngsseit 
Königs  ton  dem  Tage  der  Hinrichtung  seines  Taters  gerechnet  irird. 
die  Eide,  tgl.  S.  120.  meine  Anmerkg. 

•-;  Vergl  das  Citai  oben  auf  S.  122. 

ij  Wenn  gar  kein  Parlament  vorhanden  ist,  also  der  Zeitraut 
Auflösung  eines  Parlamenies  bis  zur  ersten  Sitzung  des  darauffolgend 
Gegensatt  des  Zeitraumes  zwischen  den  einielnen  Einberufungen  ein 
froTogirien  ParUxmenies, 
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4m  b€ri&^ichen  EMe  leisten,  welche  bestimmt  sind,  in  Stelle  der  Eide  der 
UnlerthaneDtreae  and  des  Suprematseides  geleistet  zu  werden,  nach  einer  in 
dem  ersten  Regiemngsjahre  des  verstorbenen  Königs  Wilhelm  und  der  Köni- 
gin Maria  gemachten  Parlamcntsacte,  betitelt  ,«cine  Acte  lur  Abschaflung  der 
Eide  des  Supremats  und  der  Untcrthanentreue'*,  und  welche  festsetzt,  dass 
andere  Eide  geleistet  und  unterschrieben  werden  und   die  Erlclärung  hörbar 
vafgetragen  werden  solle,  welche  in  einer  Englischen  Pariamentsacte  aus  dem 
dreiiehntenRegierungsjahre  des  Königs  Carbi!,  erwähnt  ist,  betitelt  „eine  Acte  zur 
wiAtamem  Beschützung  der  Person  des  Königs  und  der  Regierung,  indem  die 
Pi^nslen  von  dem  Sitzen  in  einem  der  beiden  Häuser  des  Parlamentes  abge- 
halten werden.**    Auch  sollen  sie  den  Eid  leisten  und  unterschreiben,  der  in 
einer  Engliscfaen  Pariamentsacte  aus  dem  ersten  Regierungsjahre  Ihrer  gegen- 
wirtigen  Majestät  erwähnt  ist,  betitelt  „eine  Acte  zur  Erklärung  der  Abände- 
rongen  in  dem  Eide,  welcher  bestimmt  ist  geleistet  zu  werden  durch  eine  an- 
dere Acte,  betitelt  „Acte  zur  ferneren  Sicherstcllung  der  Person  Ihrer  Maje- 
itti  nnd  der  Thronfolge  in  der  Protestantischen  Linie  und  zur  Vernichtung  der 
HoflhoBgen  des  Prätendenten  Prinzen  von  Wales  und  aller  anderen  Prilten- 
dnlen  and  ihrer  offenen  und  geheimen  Anhänger**.    Und  zur  Erklärung  der 
Veriändnng  soll  dieselbe  Handlung  zu  solcher  Zeit  und  in  solcher  Art  festge- 
Mtif  sdn,   wie  die  Mitglieder  beider  Häuser  des  Parkmentes  von  En^and 
Avdi  die  betreffenden  Acte  verpflichtet  sind,   dieselben  Eide  zu  leisten,  ab- 
■l^gen  nnd  zu  unterschreiben,   unter  Festsetzung  von  Strafen  und  Unfihig- 
kdtoeiUarang  zu  öffentlichen  Aomtern,  die  in  den  genannten  betreffenden 
Aden  enthalten  sind.    Auch  ist  es  erklärt  und   beschlossen,  dass  dienerte 
wfiescs  Königreich,  die  Krone  dieses  Königreichs  und  die  Königin  dieses 
Köoigreicfas*',  welche  in  den  Eiden  und  der  erwähnten  Erklärung  in  den  ge- 
amtfen  Acten  vorkommen,  und  welche  zu  verstehen  sind,  dass  sie  die  Krone 
md  das  Königreich  von  England  bezeichnen,   verstanden  werden   sollen  von 
der  Krone  und  dem  Reiche  von  Grossbritanien,  nnd  dass  in  diesem  Sinne  die 
Seanmien  Eide  und  Erkläning  von  den  beiden  Häusern  des  Pariamentes  von 
firabritanien  geleistet  und  unterschrieben  werden  sollen. 

Artikel  XXHI. 
Die  vorgenannten  sechszehn  Peers  von  Schottland,  welche  in  dem  tu- 
ta  vorhergehenden  Artikel  erwähnt  sind,  um  einen  Sitz  in  dem  Parlamente 
von  Grossbritanien  einzunehmen,  sollen  alle  Privilegien  des  Parlamentes  besitient 
vckiie  die  Peers  von  England  gegenwärtig  geniessen,  und  welche  sie  oder 
Peers  von  Grossbritanien  nach  der  Union  erlangen  sollten,  und  insbe- 
das  Redit  hei  gerichtlichen  Untersuchungen  der  Peers  ihren  Sitz  ein- 
nDeUaen.  Und  in  dem  Falle  der  gerichtlichen  Untersuchung  eines  Peers, 
nr  Zeit  der  Vertagung  oder  Prorogation  des  Parlamentes,  sollen  die  genann- 
ta  sechszehn  Peers  in  derselben  Weise  zum  Parlamente  aufgefordert  werden 
und  dieselbe  Berechtigung  und  Privilegien  für  solche  gerichtliche  Untersuchung 
htou  wie  irgend  ein  anderer  Peer  von  Grossbritanien.  Und  für  den  Fall, 
te  in  Zukunft  einige  gerichtliche  Untersuchungen  bei  Peers  vorkommen 
soOfcn,'  wenn  gar  kein  Parlament  vorhanden  ist,  so  sollen  die  sechszehn  Peers 
von  Schottland,  welche  in  dem  zuletzt  vorhergehenden  Parlamente  gesessen, 
aaf  diekfibe  Weise  eingeladen  werden  und  dieselben  Berechtigungen  und 
Prirffegicn  habm,  als  für  solche  gerichtliche  Untersuchungen  irgend  ein  ande- 
rer Peer  von  Grossbritanien  besitzt.  Und  alle  Peers  von  Schottland  nnd  ihre 
Xadkfolger  in  ihren  Ehren  und  AVürden  sollen  von  und  nach  der  Union  Peers 
von  Grossbritanien  sein,  und  den  Rang  und  Vortritt  haben  unmittdbar 
nach    den  Peers    von    dem    gleichmässigen  Stande    und    Graden   in  Eng- 
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D^rees  in  Eaglaiid  tt  tha  Time  of  Union,  tnd  before  lU*)  Peen  o 
Biitain  of  tke  like  Orden  and  Degrees,  who  may  be  creited  after  thc 
and  shall  be  tryed  as  Peers  of  Great  Britain,  and  shall  enjoy  all  Prifi 
Feen  as  folly,  as  the  Peers  of  England  do  now,  or  as  they  or  any  alli 
of  Great  Britain  may  hereafler  enjoy  the  same,  except  the  Ri^t  and  1 
of  sitting  in  the  Honse  of  Lords  and  the  Priviledges  depending  thei« 
partkolarly  the  Ri^t  of  sitting  upon  the  Tryals  of  Peers. 

Artide  XXIY. 

That  from  and  after  the  Union  there  be  one  Great  Seal  for  thc 
Kingdom  of  Great  Britain,  which  shall  be  diflerent  from  the  Great  S 
nsed  in  either  Kingdom.  And  that  the  quartering  the  Arms  and  tl 
and  Precedency  of  the  Lyon  King  of  Arms  of  the  Kingdom  of  Scotlan 
may  best  suit  the  Union,  be  lell  to  Her  Majesty.  And  that  in  the  mc 
the  Great  Seal  of  England  be  used  as  the  Great  Seal  of  the  United  K 
and  that  the  Great  Seal  of  the  United  Kingdom  be  nsed  for  sealing  ^ 
elect  and  summon  the  Parliament  of  Great  Britain,  and  for  sealing  au 
with  Foreign  Princes  and  States  and  all  Public  Acts  instrumoits  and 
of  State,  which  concem  the  whole  United  Kingdom,  and  in  all  otbcr 
relating  to  En^and,  as  the  Great  Seal  of  England  is  now  used:  and 
Seal  in  Scotland  after  the  Union  be  always  kept  and  made  use  in  all 
relating  to  pri?ate  Rights  or  Grants,  which  have  usually  passed  the  Gl 
of  Seotland,  and  which  only  concem  Offices  Grants  Commissions  and 
Rights  within  that  Kingdom,  and  that  until  such  Seal  shall  be  appoi 
Her  Ifijesty,  the  present  Great  Seal  of  Scotland  shall  be  used  for  as 
poees»  and  that  the  Privy  Seal  Signet  Casset  of  the  Justiciary  Court» 
Seal  and  Seals  of  Courts  now  used  in  Scotland  be  continued,  but  t 
Said  Seals  be  altered  and  adapted  to  the  State  of  the  Union,  as  Her 
shall  think  fit,  and  the  said  Seals  and  all  of  them  and  the  Keepers  i 
shall  be  subject  to  such  Regulations,  as  the  Parliament  of  Great  Brifa 
hereafter  make.  And  that  the  Crown  Scepter  and  Sword  of  State,  the 
of  Paiüament  and  all  other  Records  Rolls  and  Registers,  whatsoev 
Public  and  Pri?ate,  General  and  Particular  and  Warrants  thereof  con 
be  kept,  as  they  are  within  that  Part  of  the  United  Kingdom  now  call 
landv  and  that  they  shall  so  ronain  in  all  Time  coming,  notwithstan 
Union. 

Arüde  XXV. 

That  an  Laws  and  Statutes  in  either  Kingdom,  so  far  as  they  i 
trary  to  or  inoonsistent  with  the  Terms  of  these  Artides  or  any  of  Uie 
from  and  after  the  Union  cease  and  become  void,  and  shall  be  so  dec 
be  by  the  respective  Parhaments  of  the  said  Kingdoms. 


V  ^11^  SehoUiichi  P$9rs  im  GtgmuaUe  der  nehsiehn, 
dm  iüHrigen  Reehien  auch  noch  Sitx  und  SHwnne  im  Parlamente  wn 
Mianien  haben. 

*V  Wappenkönigf  der  ertte  Reiehsherold,  Eben  wie  Lyon  (L 
itähende  Bezeichnung  fir  den  Schottischen  ittp  so  hat  England  det 
mit  den  eigenihünUiehen  Namen,  Carter  f Hosenhand J,  Garende 
Norroy  (Nord-Roi),  weit  sein  Amtsbexirk  sich  auf  die  Nordseite  de 
ßueees  beechränkt 
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nr  Zeit  der  Union,  und  sollen  Yor  allen  Peen  ?on  Grossbritanien  Ton 
in  Stande  und  Grade  stehen,  welche  erst  nach  der  Union  ernannt  sind, 
iBen  gerichtet  werden  als  Peers  von  Grossbritanien,  und  vollständig  al- 
hritegien  der  Peers  sich  erfreuen,  wie  die  Peers  von  £ngland  gegenwär- 
reditigt  sind,  oder  wie  sie  oder  einige  andere  Peers  von  Grossbritanien 
it  erlangen  sollten,  mit  Ausnahme  des  Rechtes  und  des  Privilegiums  in 
fanse  der  Lords  su  sitzen  und  der  davon  abhängenden  Privilegien,  und 
undere  des  Rechts  bei  gerichtlichen  Untersuchungen  der  Peers  einen 
inzunehmen. 

Artikel  XXIY. 

Von  nnd  nach  der  Union  soll  ein  einziges  Grosssiegel  für  das  vereinigte 
reich  von  Grossbritanien  gebraucht  werden,  welches  verschieden  sein 
•a  dem  Jetzt  gebrauchten  Grosssiegel  in  einem  der  beiden  Königreidie. 
crtheilnng  des  Wappens  in  Quartiere,  der  Rang  und  die  Stdlung  des 
I,  des  Wappenkönigs  von  dem  Königreiche  Schottland,  wie  sie  am  besten 
1er  Union  folgen  mögen,  soll  dem  Belieben  Ihrer  Majestät  aberlassen 
Und  mittler  Weile  soll  das  Grosssiegel  von  England  als  das  Grosssiegel 
reinigten  Königreichs  gebraucht  werden,  und  dieses  Grosssiegel  des  ver- 
m  Königreichs  soll  dienen  zur  Besiegelung  der  Wahl-Aussdireiben  nnd 
oflbrderungen  zum  Parlamente  von  Grossbritanien,  und  zur  Besiegelung 
Verträge  mit  auswärtigen  Fürsten  und  Staaten,  nnd  aller  öffentlichen 
Docomente  und  Verordnungen  des  Staates,  die  das  gesammte  vereinigta 
rdch  betreffen,  und  endlich  für  alle  andere  Gegenstände,  die  sich  aof 
id  beziehen  und  für  welche  jetzt  das  Grosssiegel  von  England  gebräodi- 
L    Ein  Siegel  in  Schottland  soll  auch  nach  der  Union  stets  aufrecht  er- 

ond  in  allen  denjenigen  Dingen  angewandt  werden,  welche  auf  Privat- 
i  oder  Bevnlligungen  sich  beziehen,  und  die  gewöhnlich  das  Grosssiegel 
tetiland  erfordert  haben,  und  welche  lediglich  Aemter,  Verwilligungen, 
isakmen  und  Privat-Rechte  in  diesem  Königreiche  betreffen;  und  bb 
I  Siegel  von  Ihrer  Majestät  bestimmt  sein  wird,  soll  das  gegenwärtige 
iegel  von  Schottland  zu  solchen  Zwecken  gebraucht  werden.  Und  das 
•  oder  Hand- Siegel  des  oberen  Gerichtshofes,  sowie  die  gewöhnlichen 
gebrauchten  Siegel  der  Gerichtshöfe  in  SchottlanA  sollen  beibehalten 
d:  doch  können  die  genannten  Siegel  so  geändert  und  dem  Zustande 
mon  so  angepasst  werden,  wie  Ihre  Majestät  anzuordnen  für  gut  finden 

und  alle  genannte  Siegel,  sowie  die  Bewahrer  derselben  sollen  solchen 
mmgen  unterworfen  sein,  wie  das  Parlament  von  Grossbritanien  in  Zu- 
machen wird.  Die  Krone,  Setter  und  das  Schwert  des  Staates,  die 
lents-Archive  und  andere  Archive,  Documente  und  Registraturen,  weldie 
ch  sein  mögen,  den  Staat  Betreffende  und  Private,  Allgemeine  nnd  Be- 
•e  und  die  dazu  gehörenden  Decrete  sollen  auch  fernerhin  so  aufbewahrt 
D,  wie  sie  jetzt  sind  in  diesem  Theile  des  vereinigten  Königreidis,  das 
en  Namen  Schottland  führt,  und  sie  sollen  eben  so  in  aller  Zukunft  ver- 
D,  ohne  dass  die  Union  daran  hinderlich  sein  sollte. 

Artikel  XXV. 

Aue  Gesetze  und  Statuten  in  einem  jeden  der  beiden  Königreiche  sol- 
»  fem  sie  dem  Inhalte  dieser  Artikel  oder  einigen  derselben  entgegen 
und  sich  nicht  vereinigen  lassen,  von  und  nach  der  Union  aufgehoben 
Dd  für  nichtig  gelten,  und  sie  sollen  dafür  von  den  beiderseitigen  Pw^ 
«n  der  genannten  Königreiche  erklärt  werden. 


IM 

As  bj  the  Said  Arlides  of  Uoioo  ratified  and  ipproved  by  the  Mid  Act 
of  Parliament  of  Scoüand,  Relation  (being  thereunto)*)  had  may  tppear. 

And  the  Tenor  of  the  aforesaid  Act  for  securing  theProtoBtanlReligMB 
and  Presbyterian  Ghurch  Government  within  the  Kingdom  of  Sootlanid  is  '» 
foUows. 

Dur  Sovereign  Lady  and  the  Estates  of  Parliament  considering,  tbat  by 
the  late  Act  of  Parliament  for  a  Treaty  wilh  England  for  an  Union  df  fallh 
Kingdoms,  it  is  provided,  that  the  Commissioners  for  that  Treaty  sbould  not 
treat  of  or  conceming  any  Alteration  of  the  Worship  Discipline  and  Gorenh 
ment  of  the  Ghurch  of  this  Kingdom,   as  now  by  Law   established»  whicfa 
Treaty  being  now  reported  to  the  Parliament,  and  it  being  reifonaMe  and 
necessary,  that  the  true  Protestant  Rdigion*  as  presently  profess«d  fWithia  thii. 
Kingdom  with  the  Worship  Oisdpline  and  Government  of  this  Ghurch  shonld 
be  effectually  and  unalterably  secured,  therefore  Her  Magesty  with  Advioe . 
and  Gonsent  of  the  said  Estales  of  Parliament  doth  hereby  establish  and.  coiir 
firm  the  said  true  Protestant  Religion  and  the  Worship  Discipline  andGavem- 
ment  of  this  Ghurch,  to  continue  without  any  Alteration  to  the.Peqile.of  tUi 
Land  in  all  succeeding  Generations»  and  more  especially  Her  Majealy  with 
Advice  and  Gonsent  aforesaid  ratifies  approves  and  for  ever  confinns.lheFiftli 
Act  of  the  First  Parliament  of  King  Wüliam  and  Queen  Mary,  intitoled  nAct 
ratifying  the  Gonfession  of  Faith  and   seLtling  Presbyterian  Ghurch  Goveofc* 
ment''**)  with  all  othcr  Acts  of  Parliament,  relating  thereto  in  Prosecntion  of 
the  JDeclaration  uf  the  Estates  ol  this  Kingdom,  containing  the  Glaim  of  Rigbt 
bearing  Date  the  Elevcnth  of  April  One  thousand  sixhundred  and  eighty  mau 
And  Her  Mi^^^y  ^^^  Ad\ice  and  Gonsent  aforesaid  expressly  provides  and 
dedaresi  that  the  foresaid  true  Protestant  Religion,  containedin  the.  above 
mentioned  Gonfession  of  Faith  wilh   the  Form  and  Parity  of  Worship  pre- 
sently in  Usc  within  this  Ghurch  and  ils  Presbyterian  Ghurch  Govenusent 
and  Discipline,  (that  is  to  say)  the  Government  of  the  Ghnrch  by  Kiric  Sei- 
sions  Presbyteries  Provindal  Synods  and  General  Assemblies,  all.  esUblished 
by  the  foresaid  Acts  of  Parliament,  pursuant  to  Ihe  Glaim  of  Right,  shaU  re- 
main  and  continue  unalterable,  and  that  the  said  Presbyterian  GoTemauBl 
shall  be  the  only  Government  of  the  Ghurch  within  the  Kingdom  of  Sootland. 

And  forlher  for  the  greater  Security  of  the  foresaid  Protestant  Reügioa 
and  of  the  Worship  Discipline  and  Government  of  this  Ghurch  as  aboie  eiti* 
blisbed,  Her  Majesty  with  Advice  and  Gonsent  [foresaid  Statutes  apd  ordaäük 
that  the  Universities  and  Golledges  of  Saint  Andrews,  Glasgow,  Aberdeon  ani  M 
Edinburgh***),  as  now  established  by  Law,  shall  continue  within  this  Ka^    % 
dorn  for  ever,  and  that  in  all  Time  Coming  no  Professors  Prindpals  RegcBtt- 
Masters,  or  olhers  bearing  Office  in  any  University  Goliedge  or  School  witUa 
this  Kingdom  be  capable  or  be  admitt^  or  alfowed  to  continue  in  the  Eitf^. 
eise  of  thdr  said  Functions,  but  such  as  shall  own  and  acknowledge.  the  GM' 


V  I^iese  beiden  Worte  fehlen  in  anderen  Exemplaren  der  Urkunde. 

*V  J>ie  fünße  ParlamenUacU  des  ertten  Schottischen  PariamtiOt 
wUer  Kimig    Wükeim  III   und  Maria  abgedruckt  in  den  StaMm  of  ^    ^ 
Kingd.  ScoUand.  .J 

**V  £<  ^ind  dies  die  vier  noch  jeUt  bestehenden  ünivereiUUm.  Wk.j 
SehattUndp  zu  welchen  seit  den  Anfangt  des  achtzehnten  Jahrhundni»  kern  \ 
neue  hinzugefügt  ist.  ^ 
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tie  fgenannten  Artikel  der  Union  durch  die  genannte  Acte 
on  Schottland  ratificirt  und  gebilligt  sind,  wird  aas  dem 
ierichtc  darüber  hervorgehen. 

der  vorher  genannten  Acte  für  die  Sicherstellung  der  Pro- 
gion  und  der  Presbyterial-Kirchen- Verwaltung  in  dem  C5- 
lottland  lautet  folgender  Gestalt: 

eraine  Landesherrin  und  die  Stände  des  Parlamentes  haben 
SS  durch  die  letzte  Parlamentsacte  über  einen  Vertrag  mit 
Union  beider  Königreiche  festgesetzt  ist,  dass  die  Gommis- 
Vcrtrag  nicht  verhandeln  sollen  über  irgend  einen  Gegen- 
jf  den  Gottesdienst,  die  Kirchenzucht  und  die  Verwaltung 
Königreichs,  ^ie  sie  nun  durch  das  Gesetz  eingeführt  ist, 
;  dass  dieser  Vertrag  gegenwärtig  dem  Parlamente  vorgdegt 
imunflgemäss  und  nothwendig  erscheint,  dass  die  wahre 
cligion,  wie  sie  gegenwärtigen  diesem  Königreiche  bekannt 
ttesdienste,  der  Kirchenzucht  und  der  Verwaltung  der  Kirdie 
i,  wirksam  und  unveränderlich  sicher  gestellt  sei:  haben  Ihre 
ichtcn  und  Zustimmung  der  genannten  Stände  des  Pariamen- 
gesetzt  und  bestätigt,  dass  die  wahre  Protestantische  Religion 
lienst,  die  Kirchenzucht  und  die  Verwaltang  dieser  Kirche 
Veränderung  für  das  Volk  dieses  Landes  in  allen  noch  fei- 
nen verbleiben,  und  ganz  insbesondere  ratifldre,  genehmige 
e  Majestät  mit  der  vorhererwähnten  Genehmigung  und  Zu- 
lile  Acte  des  £rsten  Parlaments  unter  König  Wilhelm  und 
ia,  betitelt  „Acte  zur  Bestätigung  des  Glaubensbekenntnisses 
des  Prcsbyterial-Kirchcn-Regiments",  mit  allen  anderen  Par- 
:  sich  darauf  beziehen,  in  Folge  der  Erklärung  der  Stände 
s,  welche  die  Wiederherstellung  der  Rechte  enthält  unter 
1.  April  16B9.  Und  Ihre  Majestät  setzt  mit  der  vorher  er^ 
gung  und  Zustimmung  fest  und  eridärt,  dass  die  vorgenannte 
sehe  Religion,  enthalten  in  dem  oben  erwähnten  Glaubens- 
1er  Form  und  Reinlieit  des  Gottesdienstes,  wie  sie  gegenwärtig 
in  dieser  Kirche  und  ihrer  Presbyterial-Kirchen- Verwaltung 
t,  und  um  deutlicher  es  auszudrücken,  die  Verwaltung  der 
dien-Synoden,  Presbyterial-Provindal-Synoden  und  General- 
weiche sämmtlich  durch  die  vorher  genannten  Parlaments- 
sind,  in  Folge  der  Wiederherstellung  der  Rechte,  unverän- 
i  und  fortdauern  sollen,  und  dass  die  genannte  Presbjterial- 
illeinige  Kirchenverwaltung  in  dem  Königreiche  Schottland 

zur  grösseren  Sichcrstellung  der  vorgenannten  Protestanti- 
id  des  Gottesdienstes,  der  Kirchenzucht  und  der  Verwaltang 
e  sie  oben  eingerichtet  ist,  setzt  Ihre  Majestät  mit  der  vorher 
migung  und  Zustimmung  fest  und  ordnet  an,  dass  die  Uni- 
)ilogien  von  Sl.  Andrews,  Glasgow,  Aberdeen  und  Kdinbuigh, 

dem  Gesetz  eingerichtet  sind,  in  diesem  Königreiche  für 
in,  und  dass  in  Zukunft  keine  anderen  Professoren,  Prindpal- 
ter  oder  andere  Beamten  an  dnem  Universitäts- Collogium 
lule  in   diesem  Königreiche  befähigt  sdn  sollen  angestellt 

Bewilligung  zu  erhalten  zur  Fortsetzung  ihrer  amtlichen 
Iche,  welche  sich  bekennen  und  einverstanden  erklären  werdao 
Verfossuiigs-Ürkuiidca.  *  ^ 
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Gefemntnl  in  Männer  prescribtd  or  to  be  preserihcd  by  tfae  Adi  of  Parlia- 
ment,  as  ah«  that  before  or  at  tbeir  AdmiaaioBS  tbey  da  and  täiaSt  wfkDOW^ 
ledge  and  profess  and  shall  subscribe  to  tbe  foresaid  Confession  of  Failh  u 
tbe  Confession  of  iheir  Faith,  and  tbat  they  will  practise  and  confonn  thcmr 
»eWes  to  the  Worsbip  presently  in  Use  in  this  Cborch  and  subnit  ÜMnoidiKl 
to  tht  Government  and  Disdpline  thereof;  and  nevw  endeawmr  direcdy  or  in- 
direeüy  the  Prejadice  or  SnbTersion  of  the  same,  and  that  before  the  respe- 
ctirePresbyteries  of  their  Bounds»  by  whatsoever  CÄd  Presentation  or  PronaiOB 
they  may  be  thereto  provided. 

And  further  Her  Majesty  with  Advice  aforesaid  ezpressly  dedafM  and 
italotes,  that  none  of  the  SnbjecU  of  this  Kingdom  shall  be  liable^  to  bot  al 
and  every  one  of  them  for  ever  free  of  any  Oath  Test  or  Subscription  witUa 
this  Kingdom,  contrary  to  or  inconsistent  with  the  foresaid  tnie  Protestast 
Religion  and  Presbyterian  Giurch  Government  Worsbip  and  Disdpline  ai 
above  established»  and  thai  the  same  wiihin  the  Bounds  of  tbis  Ghordi  and 
Kingdom  shall  never  be  imposed  upon  or  required  of  them  in  any  Sort  And 
lastly  that  after  the  Decease  of  Her  t)resent  Majesty  (whomGod  long  presene) 
the  Soveraign  succeeding  to  Her  in  the  Royal  Government  of  the  Kingdon 
of  Great  Britain  shall  in  all  Time  Coming  at  His  or  Her  Aocession  to  the 
Crown  swear  and  sob^cribe,  tbal  they  sball  inviolablj  maintain  and  preseiv« 
the  foresaid  Settlement  of  the  troe  Protestant  Religion  with  the  Govvnunenl 
Worsbip  DiscipKne  Right  and  Privileges  of  this  Church,  as  above  estabiisbed 
by  the  Laws  of  that  Ringdom  in  Prosecution  of  the  Claim  of  Right 

And  it  is  hereby  Statute  and  ordained«  that  this  Act  of  Parliamcnt  vidi 
th«  Establishment  therein  oontained  shall  be  held  and  observed  in  all  üb* 
Coming,  as  a  ftindamental  and  essential  Conditaon  of  any  Treaty-  or  Unieo  la 
be  condaded  betwixt  the  Two  Kingdoms  without  any  Alteration  thereof  or 
Derogation  Ihereto  in  any  Sort  for  ever:  Also  that  this  Act  of  Parliament  and 
Settlement  therein  contained  shall  be  insert  and  repeated  in  any  Act  of  Btf* 
liament,  that  shall  pass  for  agreeing  and  conduding  the  foresaid  Tcesty  tf 
Union  betwixt  the  Two  Kingdoms»  and  that  the  sarae  shall  be  tfaereiii  eipm^ 
ly  dedared  to  be  a  Aindamental  and  essential  Condition  of  the  said  Treaty  or 
Union  in  all  Time  coming,  which  Artides  o(  Union  and  Act  immediatelj  abofe 
written«  Her  Majesty  with  Advice  and  Consent  aforesaid  Statutes  enacts  and 
ordains  to  be  and  oontinue  in  all  Time  Coming  the  sure  and.  perpetnaL  Fasn^ 
dation  of  a  compleat-  and  entire  Union  of  the  Two  Kingdoms  of  Seotland  adl 
England  under  the  Express  Condition  and  Provision,  that  this  ApproMkm 
and  RatiGcation  of  the  foresaid  Articles  and  Act  shall  be  no  ways  binding  ob 
this  Kingdom,  until  the  said  Articles  and  Act  be  ratified  approved  and  cor 
irmed  by  Her  Majesty  with  and  by  the  Authority  of  the  Pariianent  <tf  Bug'  3 
land,  as  they  are  now  agreed  to  approved  and  confirmed  by  Her  Majesty  with  ; 
and  by  the  Authority  of  the  Parliamcnt  of  Scotiand,  dedaring  neveitbclesi^  s 
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ar  CMhrtrm$tang,  irie  sie  durdi  die  PaiHUMfUsacte  ^«tgeMhric  ben  ist 
dBgtricMet  'werden  «eH:  so  dass  tor  uImI  bei  ihrer  Znhssong  tvn  Attite 
h  einverstanden  erklären,  bekennen  und  unterschreiben  sollen  das  vor- 
ate  Glaubensbekenntniss  als  das  Bekenntniss  ihres  Glaubens,  und  dass 
iosftben  wollen  und  sich  selbst  hallen  zu  dem  Gottesdienste,  der  ge- 
artig  m  dieser  Kirc^  gebräuchlich  ist,  tmd  sich  selbst  unterwerfen  dieser 
»rRegicrong  und  dieser  Kffchenzucht,  und  niemals  sieh  bestreben  wef^ 
mittelbar  oder  unmittelbar,  tum  Nachtheil  oder  mr  Untergrabung  der^ 
.  sa  handeln ,  und  diese  Erklärung  vor  den  betreffenden  Presbyterien 
Verbände  abgeben  werden,  durch  deren  Vergebung,  Vorschlag  oder 
onigung  sie  tu  diesen  Aemtem  gelangen  sollen. 
Und  ferner  erkfärt  Ihre  Majestät  mit  der  Torfaergenannten  Getiehiüi- 
and  setzt  fest,  dass  keine  Unterthanen  dieses  Königreichs  verpflichtet 
sRen»  irgend  einen  Eid  zu  leisten  mid  für  immer  befreit  sein  von  einem 
einfer  Beieogang  oder  der  Unterschrift  eines  Reverses,  die  entgegen 
)  oder  nicht  übereinkomme  mit  der  vorgenannten  wahren  Protestantin 
Religion,  dem  Presbyterial- Kirchen-Regiment,  dem  Gottesdienste  und 
irchenzucht,  wie  sie  oben  festgesetzt  sind,  und  dass  denselben  in  den 
tnden  dieser  Kirche  und  dieses  Königreichs  niemals  in  irgend  einer 
!  ein  solcher  Eid  auferlegt  oder  von  ihnen  verlangt  werden  soll.  Und 
Wn  nach  dem  Ableben  Ihrer  gegenwärtigen  Majestät  (welche  Gott  lang» 
en  möge"),  soll  der  Ihr  in  der  Königlichen  Regierong  des  Königreidis 
jrossbritanien  folgende  Sou verain  in  aller  Zukunft  bei  Seiner  (oder 
(ab  Konigin)  Thronbesteigung  schwören  and  unt«rscbreib«il,  dass  er 
onverietzlich  aufrecht  erhalten  und  bewahren  werde  die  Feststellung  der 
n  Protestantisehen  Religion  mit  dem  Kirchenregimenie,  dem  Gottes- 
e.  der  Rirchenzucht,  den  Rechten  und  Privilegien  dieser  Kirch(%  wie  sie 
dOTch  die  Gesetze  dieses  Königreichs  in  Folge  der  Wiederherstellung 
6ciite  fsstgesetxt  sind. 

Und  es  ist  hi^urcfa  festgestellt  und  angeordnet,  <foss  diese  Parltmenfs- 
sit  den  darin  enthaltenen  Einrichtungen  in  alkr  Zukmoft  als  eine  Fon- 
ital-  and  wesentliche  Bedingung  des  Unionsvertrags  für  immer  gehalten 
leobachtet  werden  soll,  der  zwischen  den  beiden  Königreichen  abge- 
sen  ist,  ohne  irgend  eine  Abänderung  derselben  oder  eine  Verkürzung 
e^mmungen  auf  irgend  wdche  Weise.  Und  diese  Parlatncntsacte  und 
im  enthaltene  Feststellong  soll  in  einer  ParlalMntsicte  aufgenommen 
riederhoH  werden,  welche  für  die  GenehoMgang  und  Beschliessung  duJ 
nannten  Unionsvertrags  zwischen  den  beiden  Königreichen  durcfagebracht 
in  soll,  und  sie  soll  daselbst  ausdrücklich  für  eine  Fundamental-  und  we- 
±e  Bedingong  des  genannten  Unionsvertrags  für  alle  Zukunft  eiwTärt 
»,  welche  Unions-Artikel  und  Acte  nnmiitelbar  voran  geschrieben  Ihre 
tu  mit  der  vorerwähnten  Genehmigung  undZostifMnnng  fcüstMit,  besänvot 
inordnet,  dass  sie  für  alle  Zukunft  eine  sichere  und  fortdauernde  Be- 
lang für  eine  vollständige  und  gänzliche  Vereinigung  der  beiden  König- 
t  England  und  Schottland  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  und  Fest- 
ig sein  soll,  dass  diese  Billigung  und  Genehmigung  der  vorgenannten 
el  und  Acte  so  lange  kein  bindendes  Mittel  für  dieses  Königreich  sehi 
ris  die  genannten  Artikel  und  Acte  von  ftrer  Majestät  mit  und  doith 
ortoriat  des  Parlamentes  von  England  genehmigt*  gebilligt  and  bestätigt 
wie  sie  nun  gegenwärtig  genehmigt,  gebilligt  und  bestäügt  sind,  von 
Vajestät  mit  und  durch  £e  Zustimmung  des  Parlamentes  von  Schott- 
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that  tbc  Parliament  of  England  may  provide  for  the  Saenrity  of  thd  Gbnidi 
of  England,  as  they  think  expedient  to  take  place  witbin  the  Bomids  of  the 
Said  Ringdom  of  England,  and  not  derogating  from  the  Sccurity  above  pro- 
vided  for  establishing  of  the  Ghurch  of  Scotland  within  the  Bounds  of  this 
SLingdom:  as  also  the  said  Parliament  of  England  may  extend  the  Addition! 
and  other  Provisions  contained  in  the  Articles  of  Union»  as  above  msert  in 
Favours  of  the  Sabjects  of  Scotland,  to  and  in  Favours  of  the  Subjects  of 
England,  vfhlüi  shall  not  suspend  or  derogate  from  the  Force  and  EflTect  of 
this  present  RatiGcation,  but  shall  bc  understood,  as  herein  induded  without 
the  Necessity  of  any  new  Ratification  in  the  Parliament  of  Scotland. 

And  lastly  Her  Majesty  enacts  and  dedares,  that  all  Laws  and  Statolei 
in  this  Kingdom,  so  far  they  are  contrary  to  or  inconsistent  with  the  Terms 
of  these  Articles  as  above  mentioncd,  shall  from  and  afler  the  Union  ceise 
and  become  Toid. 

And  whereas  an  Act  hath  passed  in  this  present  Session  of  Parliament, 
intituled  ,^AnAct  for  sccuring  the  Ghurch  of  England,  as  by  Law  established,'* 
the  Tenor  vhereof  follows. 

Whereas  by  an  Act  made  in  the  Session  of  Parliament,  held  in  Um 
Third  and  Fourlh  Year  of  Her  Majesties  Reign,  whereby  Her  Majesty  was 
impowered  to  appoint  Commissioners  (under  the  Great  Seal  of  England),  to 
trcat  with  Gommissioners  to  be  authorized  by  the  Parliament  of  Scotland,  con- 
ceming  an  Union  of  the  ELingdoms  of  England  and  Scotland,  it  is  provided  and 
enaeted,  that  the  Gommissioners  to  be  named  in  pursuance  of  the  said  Act 
should  not  treat  of  or  conceming  any  Alteration  of  the  Liturgy  Rites  Gere- 
monies  Discipline  or  Government  of  the  Ghnrch,  as  by  Law  established  within 
this  Realm.  And  whereas  certain  Gommissioners  appointed  by  Her  M^esty 
in  pursuance  of  the  said  Act,  and  also  other  Gommissioners  nominated  by 
Her  Majesty  by  the  Authority  of  the  Parliament  of  Scotland,  have  meet  and 
agreed  upon  a  Treaty  of  Union  of  the  said  Kingdoros,  which  Treaty  is  now 
onder  theGonsideration  of  this  presentParliament.  And  whereas  the  said  Treaty 
(with  someAlterationstherein  made)  is  ralified  and  approvcd  byanAct  ofPa^ 
liament  in  Scotland,  and  the  said  Act  of  Ratification  is  by  Her  MajestiesRoyal 
Gommand  laid  before  the  Parliament  of  this  Kingdom.  And  whereas  it  ii 
reasonable  and  necessary,  that  the  true  Protestant  Religion  professed  and' 
established  by  Law  in  the  Ghurch  of  England,  and  the  Doctrine  Worship  Dis- 
cipline and  Government  thereof  should  be  effectually  and  unalterably  secured: 
Be  it  enacted  by  the  Queens  most  Excellent  Majesty  by  and  with  the  Advice 
and  Gonsent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal  and  the  Gommons,  in  this 
present  Parliament  assembled,  and  by  Authority  of  the  same,  Tliat  an  Act 
made  in  the  Thirteenth  Year  of  the  Reign  of  Queen  Elizabeth  of  famous  Me- 
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id;  jedoch  niditsdestoweiiigtfr  mit  der  Ericlärong,  dass  das  Parlament  von 
ifand  i&r  die  Sichersiellung  der  Kirche  von  England  diejenigen  Maasregeln 
ffenkann,  wie  sie  dieselben  für  angemessen  erachtet  innerhalb  der  Abgränzun- 
II  des  genannten  Königreichs  England,  und  ohne  Verminderung  der  Sicher- 
llang,  welche  vorher  für  die  Einrichtung  der  Kirche  von  Schottland  inner- 
Ib  der  Abgränznngen  dieses  Königreichs  festgesetzt  sind.  Auf  gleiche  Weise 
%e  das  genannte  Parlament  von  England  die  Zusätze  und  andere  Maass- 
sein,  die  In  den  Artikeln  der  Union  enthalten  sind,  wie  dieselben  oben  zu 
msten  der  Unterthanen  von  Schottland  eingerückt  sind,  eben  so  auch  zu 
iBSlen  der  Unterthanen  von  England  ausdehnen,  welche  nichts  aufheben 
er  tennindem  sollen  von  der  Stärke  und  Wirksamkeit  dieser  gegenwärtigen 
itification,  sondern  sie  sollen  so  verstanden  sein,  als  wenn  sie  hierin  einge- 
Uoflsen  wären,  ohne  die  Nothwendigkeit  einer  neuen  Genehmigung  dersel- 
n  in  dem  Parlamente  von  Schottland. 

Und  endlich  setzt  Ihre  Majestät  fest  und  erklärt,  dass  alle  Gesetze  und 
atnten  in  diesem  Köm'greiche,  sofern  sie  den  Bestimmungen  dieser  oben 
^{efÜhrten  Artikel  entgegen  stehen,  oder  mit  denselben  unvereinbar  sind, 
n  mid  nach  der  Union  aufgehoben  werden  und  für  nichtig  gelten  sollen. 

Und  da  eine  Acte  in  dieser  Parlaments -Session  durchgegangen  ist,  die 
etiteU  ist  „Acte  zur  Sicherstellung  der  Kirche  von  England,  wie  sie  durch 
19  Gesetz  eingerichtet  ist*',  so  ist  der  Inhalt  derselben  hier  aufgenommen, 
ie  folgt: 

Da  durch  eine  Acte,  die  in  der  Parlaments-Session  während  des  dritten 
od  vierten  Regierungsjahrs  Ihrer  Majestät  gemacht  ist,  Ihre  Majestät  ermäcfa- 
^  war,  Commissarien  zu  ernennen  cunter  dem  grossen  Siegel  von  England), 
D  mit  den  Commissarien  zu  verhandeln,  welche  von  dem  Parlament  von 
iiottland  eine  Bevollmächtigung  erhalten  hatten  in  Bezug  auf  den  Abschluss 
ler  Union  der  Königreiche  England  und  Schottland,  so  ist  beschlossen  und 
tgesetzt,  dass  die  Commissarien,  welche  in  Folge  der  besagten  Acte  ernannt 
iren,  nicht  verhandeln  sollten  über  irgend  eine  Aenderong  in  der  Liturgie, 
n  Ritus,  den  Ceremonie-Gebräuchen,  der  Kirchenzucht  oder  der  Kirchen- 
giening,  wie  sie  gesetzlich  in  diesem  Königreiche  fest  eingeftlhrt  sind.  Und 
bestimmte  Commissarien,  die  von  Ihrer  Majestät  in  Folge  der  besagten 
te  ernannt  sind,  und  eben  so  andere  Commissarien,  von  Ihrer  Majestät 
■ittdst  der  Autorität  des  Parlamentes  von  Schottland  erwählt,  dch  ver- 
mdt  und  über  einen  Unionsvertrag  der  genannten  Königreiche  vereinigt 
>en.  so  liegt  dieser  Vertrag  gegenwärtig  zur  Erwägung  des  jetzigen  Parla- 
ntes  vor.  Und  da  dieser  besagte  Vertrag  (mit  einigen  in  denselben  ge- 
cliten  Abänderungen)  durch  eine  Acte  des  Parlamentes  von  Schottland 
«Digt  und  genehmigt  ist,  so  ist  auch  diese  Genehmigungsacte  auf  Ihrer 
jestat  königlichen  Befehl  dem  Parlamente  dieses  Königreichs*)  vorgelegt 
rden.  Und  da  es  vemunflgemäss  und  nothwendig  ist,  dass  die  wahre  Pro- 
antische  Religion,  wie  sie  in  der  Kirche  von  England  bekannt  und  einge- 
rt  ist,  und  die  Lehre,  der  Gottesdienst,  die  Kirchenzucht  und  Kirchen- 
ienmg  derselben  wirksam  und  unabänderlich  gesichert  bleiben  sollen:  so 
dorcb  der  Königin  durchlauchtigste  Majestät  mit  Zustimmung  und  Geneh- 
liiDg  der  geistlichen  und  weltlichen  Lords  sowie  der  Gemeinen,  die  in 
icni  gegenwärtigen  Parlamente  versammelt  sind,  festgesetzt  und  durch  die 
loritat  derselben  beschlossen  worden,   dass  eine  Acte  aus  dem  13.  Regie- 
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mory,  intitiiM  ..An  Act  for  tlie  Ministerv  of  the  Onmii  to  be  of  «nnid  B 
HgfoD***),  and  also  an  other  Ad,  made  in  the  Tliirtoentli  Tear  oT  Iha  EM| 
of  tlie  late  King  Charles  the  Second,  intitnled  ,Jin  Ad  for  the  UnlknlxStj 
the  publik  Prayers  and  Administration  of  Sacraments  and  other  ftitea  u 
Ceremonies,  and  for  establishing  the  Form  of  making  ordaining  and  oottü 
crating  Bishops,  Priests  and  Deacons  in  the  Church  of  England*^**)  (oihet  Ok 
such  Qauses  in  the  said  Ads  or  either  of  them,  as  have  repealed  or  alten 
by  any  fubsequent  Ad  or  Ads  of  Parliament),  and  all  and  singidar  otbi 
Ads  of  Pariiamient  now  in  forte  for  the  EstablishiMAt  and  PresorvalMa  4 
the  Chnrch  of  £n^nd,  and  the  Doctrine  Worship  Disdpline  «nd  GovcmMl 
thereoC  shall  remain  and  be  in  fnll  force  for  ever. 

And  be  it  hirther  enaded  by  the  Anthorlty  aforeaaid,  ITittt  ifter  H 
Demise  of  Her  Hajesty  (whom  God  long  preserre)  the  Sofvereign  neit  sttedi 
ding  to  Her  Majesty  in  the  Royal  Government  of  the  KingdoAi  öf  Great  Bri 
täin,  and  so  for  ever  hereafler  every  King  or  Queen  succeeding  and  ebütt 
to  the  Royal  Government  of  the  Kingdom  of  Great  firitain,  ät  His  or  Bi 
Coronation  shall  in  the  Presence  of  all  Persons,  who  shall  be  atlendiqg,  m 
sisting  or  otherwise  then  and  there  present  take,  and  subscribe  an  <tatti  1 
maintain  and  preserve  inviolably  the  said  Settlement  of  the  Cbordi  of  fii| 
land  and  the  Dodrine  Worship  Disdpline  and  Government  thereoC  la  fe 
Law  estabKshed  within  the  Kingdoms  of  England  and  Irdand,  the  IMünio 
of  Wales  and  Town  of  Benn<±  npon  Tweed  and  the  Terrilories  URmÜ 
belonging. 

And  be  it  forther  enaded  by  the  Anthority  aforesaid,  Thal  thls  Ai 
and  all  and  every  the  Matters  and  Things  therein  contained,  be  aiid  shaH  il 
ever  be  holden  and  adjndged  to  be  a  fundamental  and  essential  Part  öf  aii 
Treaty  of  Union  to  be  condnded  between  the  said  Two  Kingdoms,  and  id» 
that  Ulis  Ad  shall  be  inserted  in  express  Terms  in  any  Ad  of  PaHiaacil 
wUdi  shall  made  for  sdtling  and  ratifying  any  such  Treaty  of  Union,  m 
shall  be  therein  dedared  to  be  an  essential  and  fundamental  Pari  tliertot 

Vay  it  therefore  please  Yoor  most  Exoellent  Majesty,  that  H  nay  fci 
enaeted  and  be  it  enaded  by  the  Queens  mostExcdlent  Ma}esty  by  aad  wH 
the  Advice  and  Consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal  and  CdiMM 
in  this  present  Pariiament  assembled  and  by  Authority  of  the  snie:  Thal  i 
and  every  the  said  Artides  of  Union  as  ratified  and  approved  by  the  sd 
Ad  of  Parliament  of  Scotland,  as  aforesaid  and  herein  before  partficoMt 
nentioned  and  inserted,  and  also  the  said  Ad  of  Parliament  of  Scotland  U 
establishing  the  Protestant  Rdigion  and  Presbyterian  Church  GoveniBli 
within  the  Kingdom,  intitoted  nAd  for  securing  the  Protestant  Rdipon  m 
Pmbyterian  Church  Government",  and  every  Clause,  Matter  and  Wag 4 
the  Said  Artides  and  Ad  contained  shall  be,  and  the  said  Artidto  nd  M 
are  hereby  for  ever  ratified  approved  and  confinned. 

And  it  is  hereby  hirther  enaded  by  the  Authority  aforesaid,  IM  1 
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r  Köoigin  £li9abtih  berikhmten  Anywteiiifims  beütdi  nAde  Air 
!r  Kirche  zum  Verharren  in  der  wahren  ReligioD^  und  eben  so 
LCte,  gemacht  in  dem  dreizehnten  Regierungsjahre  des  seeligen 
I.,  betitelt  „Acte  zur  Üebereinstimmung  in  den  öffentlichen 
der  Verwaltung  der  Sacramente,  so  wie  in  anderen  Gebräuchen 
it»,  und  zur  Feststellung  der  Form  bei  der  Wahl,  der  Qfdina« 
veihung  der  ftischöfe,  Priester  und  Diakone  in  der  Kirehe  voa 
it  alleiniger  Ausnahme  solcher  Gausein  in  den  genannten  Acten, 

von  beiden,  welche  durch  eine  oder  mehrere  spätere  Parlaments- 
;n  und  abgeändert  sind:  sowie  auch  alle  andere  Parlamentsacte, 

in  Kraft  stehen  für  die  £inf&farung  und  Erhaltung  der  £ngli- 

dc&  GoUesdienstes,  der  Lehre,  der  Kirchennicbt  und  der  Kir- 
(  derselben  Kirche,  sollen  in  \ oller  Kraft  für  immer  aulrecbt  er- 
1  und  verbleiben 

-ner  ist  durch  die  vorher  erwähnte  Auctorität  festgesetzt,  dass 
leben  Ihrer  Majestät  [welche  Gott  lange  erhalten  möge)  der  Ihrer 
der  Königlichen  Regierung  des  Königreichs  von  Grossbritaniett 
nde  Landesherr,  und  so  fttr  inuner  in  Zukunft,  jeder  König  oder 

SU  der  Königlichen  Regierung  des  Königreichs  von  Gros^bfita- 
i  wird,  bei  Seiner  oder  Ihrer  Krönung,  in  Gegenwart  aller  der- 
nen,  welche  dabei  im  Dienst,  oder  zur  Assistenz  oder  sonst  auf 

I  dann  gegenwärtig  sein  werden,  einen  Eid  ablegen  und  unter- 
;  lu  unterstützen  und  unverletzt  aufrecht  zu  erhalten  cBe  ge^ 
ellaBg  der  Kirche  von  England,  sowie  die  Lehre,  den  Gottes- 
irchenzucht  und  Kirchenregierung  derselben,  wie  sie  durch  das 
ichtet  sind  in  den  Königreichen  England  und  Irland,  dem  Für- 
les  und  der  Stadt  Rerwick  an  dem  Tweed  und  in  den  dazu  ge- 
itorien. 

mer  ist  durch  die  vorhergenannte  Auctorität  festgesetat,  dasS' 
id  alle  und  jede  darin  enthaltenen  Dinge  und  Gegenstände  für 
ht  erhalten  und  fQr  einen  Fundamental-  und  wesentlichen  Tbeü 
ertrages  erachtet  werden  sollen,  der  zwischen  den  genannten  beiden 
abgeschlossen  wird,  so  dass  diese  Acte  in  ausdrücklichen  ffestim- 
ine  Pariamentsacte  aufgenommen  werden  soll,  welche  fthr  die 
md  Genehmigung  eines  solchen  Unionsfertrags  gemacht  werden- 

II  sie  in  denelben  für  einen  wesentlicben  und  Grund-BestandtbtU 
gs  erklärt  werden. 

lurchlauchtigsten  Majestät  möge  es  dann  gefallen  festsetzen  zu 
0  sei  es  von  der  Königin  durchlauchtigsten  Majestät  mit  Zustim- 
enehmignng  der  in  diesem  gegenwärtigen  Parlamente  versammel- 
n  und  weltlichen  Lords  wie  der  Gemeinen,  und  mit  der  Ancto^ 
A  festgesetzt,  dass  alle  und  jede  der  genannten  Artikel  der  Union 
t  und  gebilligt  durch  die  genannte  Acte  des  Parlamentes  von 
rie  vorhergesagt  und  hierin  vorher  besonders  erwähnt  und  aufge- 

und  eben  so  die  besagte  Acte  des  Parlamentes  von  Schottland 
mg  der  Protestantischen  Religion  und  des  Presbyterial'Kirchen- 
n  diesem  Königreiche,  b^telt  „Acte  zur  Sicherstelluog  der  Pro* 

Religion  und   des  Presbyterial-KirchenrRegimentea*^,  und  jede 
Materie,  die  in  den  besagten  Artikeln  und   der  Acte  enthalten 
wie  die  genannten  Artikel  und  Acte  hiedurch  für  inuner  geneb- 
t  und  bestätigt  sein. 
\  ist  hiedurch  lerner  von  der  genannten  Auctorität  festgesetzt, 
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Said  Act  passed  in  this  present  Session  of  Parliament  intituled  „An  Act  9i 
securing  the  Chnrch  of  England  as  by  Law  established**,  and  all  and  evei 
the  Matters  and  Things  therein  contained,  and  also  the  said  Act  of  Piuiiainei 
of  Scotland,  intituled  „An  Act  securing  the  Protestant  Religion  and  PresbyU 
rian  Ghurch  Government  with  the  Establishment  in  the  said  Act  oontainedv  h 
and  shall  for  ever  be  held  and  adjudged  to  be  and  observed  as  fundamenti 
and  essential  Conditions  of  the  said  Union,  and  shall  in  all  Times  comiDg  b 
taken  to  be,  and  are  hereby  dedarcd  to  be  essential  and  fundamental  Fnt 
of  the  said  Artides  and  Union,  and  the  »aid  Artidcs  of  Union  so  as  aforesaii 
ratified  approved  and  conGrmed  by  Act  of  Parliament  of  Scotland  and  by  lU 
present  Act,  and  the  said  Act  passed  in  this  present  Session  of  Parlianmli 
intituled  „An  Act  for  securing  the  Ghurch  of  England  as  byLaw  established** 
and  also  the  said  Act  passed  in  the  Parliament  of  Scotland,  intituled  »Act  foi 
securing  the  Protestant  Religion  and  Presbyterian  Ghurch  Governmental« 
hereby  enacted  and  ordained  to  be,  and  continue  in  all  Times  ooming  the 
complete  and  intire  Union  of  the  Two  Kingdoms  of  England  and  Scotland. 

And  whereas  since  the  passing  the  said  Act  in  the  Parliament  of  Scot- 
land for  ratifying  the  said  Articlcs  of  Union,  one  other  Act,  intituled  mAcI 
setUing  to  Männer  of  decting  the  Sixteen  Peers  and  Forty  five  Memben  to 
represent  Scotland  in  the  Parliament  of  Great  Britain,  hath  likewise  passed  ia 
the  said  Parliament  of  Scotland  at  Edinburg  the  Fifth  Day  of  Febmary  Oae 
thousand  seven  hundrcd  and  seven,  the  Tenor  whereof  foUows: 

Our  Soveraign  Lady  considering,  that  by  the  Twenty  Sccond  Artide  of 
the  Treaty  of  Union,  as  the  same  is  ratified  by  an  Act  passed  in  this  Sesskm 
ot  Parliament  upon  the  Sixteenth  of  January  last,  it  is  provided,  That  bj 
virtue  of  the  said  Treaty  of  the  Peers  of  Scotland  at  the  Time  of  the  üniOD 
Sixteen  shall  be  the  Number  to  sit  and  votc  in  theHouse  of  Lords,  and  Forty 
five  the  Number  of  the  Representativcs  of  Scotland  in  theHouse  of  GommoDi 
of  the  Parliament  of  Great  Britain,  and  that  the  Sixteen  Peers  and  Forty  fivt 
Members  in  the  House  of  Gommons  be  named  and  choscn  in  sach  Manneri 
as  by  a  subsequent  Act  in  this  present,  Session  of  Parliament  in  ScotbaA 
should  be  scttled,  ^hich  Act  is  thercby  dedared  to  be  as  valid,  as  if  it  weie 
a  Part  of  and  ingrossed  in  the  said  Treaty.  Thercfore  Her  Magesty  with  Adr 
vice  and  Gonsent  of  the  Estates  of  Parliament  Statutes  enactes  and  ordainfc 
that  the  said  Sixteen  Peers,  who  shall  have  Right  to  sit  in  the  House  of  Pwis 
in  the  Parliament  of  Great  Britain  on  the  Part  of  Scotland  by  virtne  of  tu* 
Treaty,  shall  be  named  by  the  said  Peers  of  Scotland,  whom  they  rqircscil 
thdr  Hdres  or  Succcssors  to  their  Dignities  and  Honours,  out  of  their  OWD 
Number,  and  that  by  open  Election  and  Plurality  of  Voices  of  the  Peeis  prr 
sent  and  of  the  Proxies  for  such,  as  shall  be  abscnt,  the  said  Proiies  bciag 
Peers  and  produdng  a  Mandate  in  Writing  duly  signed  before  Witnesscs» 
and  both  the  Gonstituent  and  Proxy  being  qualified,   according  to  Law  de- 


ie  gemuU  Acte,  welche  in  dieser  ^gegenwirtiBeo  Pariamentsfiesuon 
>igaii8eD  ist  unter  dem  Titel  „eine  Acte  rar  Sicherstellung  der  Kirche 
^and,  wie  sie  durch  das  fiesetz  eingerichtet  ist**,  und  dass  aOe  in  der* 
enthaltenen  Dinge  uAd  Materien,  und  auf  g^cbe  Weise  die  betafite 
s  Parlametttes  ton  Schottland,  betitelt  „Acte  rar  Sietkerslellüng  det* 
mtischen  Religion  otkl  des  Presbyterial-iürcbcil-Regknenter'  intt  der 
genannten  Acte  enthaltenen  Einrichtung,  fttr  immer  aufrecht  erhalten 

und  als  ein  Grundbestandtheil  und  wesentliche  Bedingung  der  genann- 
ion  beobachtet  werden;  und  sie  sollen  fbr  alle  Zukunft  hindurdh  (Ar 
»estandtheile  der  genannten  Artikel  und  Uteion  erklärt  werdifih,  xxüd  die 
ten  Artikel  der  Union,  wie  sie  yoHier  durch  eine  Acte  des  PartaiMnteS 
Mttknd  genehmigt,  gebilligt  und  bestätigt  snid,  und  eben  so  dnMh 
egcbwartige  Acte,  imgleichen  die  besagte  Acte,  welche  in  dieser  Par- 
^Session  unter  dem  Titel  durchgegangen  ist  „Acte  rar  SidiersteUung 
rche  Ton  England,  wie  sie  gesetzlich  eingerichtet  ist**,  und  endlich  die 
!  Acte,  die  in  dem  Parlamente  von  Schottland  unter  dem  Titd  dürchgii- 

ist  „Acte  rar  SidiersteUung  der  Protestaniisdien  Religion  nd  des  PMS* 
I-Kirchen-Regiments**,  sind  hiedarch  ab  Acte  festgestellt  und  a^eörd- 
r  alle  kommende  Zeiten  die  vollständige  und  ganzliche  Union  der  beiden 
eiche  England  und  Schottland  ra  bilden  und  fortrasetzen. 
Und  da  es  seit  dem  Durchgehen  der  genannten  Acte  in  diem  Parlamente 
hottland,  rar  Genehmigung  der  genannten  Artikel  deir  Union,  eine  an- 
de,  betitdt  „Acte  zur  FeststeHung  des  Wsiil*  Modus  für  ^  1«  P^ers 
•  Mitglieder  nr  Vertretung  Schottlands  in  dem  Padam^te  von  Ohmb- 
m**  auf  gleiche  Weise  in  dem  besagten  Parlamente  von  Schottland  ra 
irgfa  durchgegangen  ist,  am  5.  Februar  1107,  so  geben  wir  den  Inhalt  der- 

wie  folgt: 

[Jnsre  souveraine  Landesherrin  hat  in  Erwägung,  dass  durch  den  Ar- 
!X3L  des  Unionsvertnges,  wie  derselbe  durch  eine  in  dieser  Purlamettts- 
I  am  letzten  Id.  Januar  durchgegangenen  Acte  genehmigt  worden,  fest* 

ist,  dass  in  Folge  des  genannten  Vertrags  von  den  Peers  von  Schottland 
Ü  der  Union  sechszehn  erwählt  werden  sollen,  um  Sitz  und  Stimme  im 
der  Lords  ra  ftihren,  und  45  die  2^1  der  Repräsentanten  von  Schoft- 
a  dem  Hause  der  Gemeinen  des  Parlamentes  von  Grossbritanien  sein 
ind  dass  die  genannten  16  Peeis  und  45  Milf^der  in  dem  Hanae  der 
len  gewählt  und  emankit  werden  soUeiw  wie  durch  eine  ttachfiolgehde 
s  dieser  gegenwärtigen  Session  des  Parlamentes  in  Schottland  bestimmt 
1  ist:  diese  Acte  wird  hiedurch  Hlr  so  gtdtig  erklärt,  als  wenn  sie  einTheil 
^nannten  Vertrages  und  in  demselben  wortlich  aul^enommiin  wäre, 
b  bestimmt  Ihre  Ma^jestät  mil  Genehmigung  und  Zustimmung  d^r  Stände 
riamentes,  setzt  fest  und  befiehR,  däss  die  besagten  10  Peers,  welche 
idbt  haben  sollen^  in  dem  Hause  der  Peers  in  dem  Parlamente  von 
«tanien  von  Seiten  Schottlands  ra  süzen,  kraft  dieses  Vertrages  von  den 
sn  Peers  von  Schottland,  die  sie  zu  vertreten  haben,  oder  von  deren 

und  Nachfolgern  in  ihren  Würden  und  Ehren,  aus  ihrer  eignen  Annhl 
t  werden  sollen.  Die  Wahl  soll  öffentlich  sein  und  die  Stimmenmehr- 
er  anwesenden  Peers  und  der  fievollmächtigten  für  die  abwesenden 
entscheiden,  wenn  die  genannten  Bevollmächtigten  selbst  Peers  sind 
n  schriftliches  Mandat  vorzeigen,  was  in  ordentlicher  Form  vor  Zeugen 
«Ut  und  unterschrieben  ist,  und  wenn  beide,  der  Mandant  und  der  Be- 
shtigte,  in  Ucbereinstimmung  mit  dem  Gesetze  qualificüi  sind.    Eben  so 

ir 


m 

daring  also,  fhat  such  Peers,  as  are  absent  being  qualifled  as  aforesaid,  m 

send  to  all  such  Meetings  Lists  of  tbe  Peers,  whom  |they  judge  ßttest  valid 

signed  by  tbe  said  absent  Peers,  wbich  sball  bc  reckoned  in  tbe  same  Mai 

ner»  as  if  tbe  Parties  bad  been  present  and  given  in  tbe  said  List,  and  in  os 

of  tbe  Deatb  or  legal  Incapacity  of  any  of  tbe  said  Sixteen  Peers,  that  IK 

aforesaid  Peers  of  Scotland  sball  nominate  anotber  of  tbeir  own  Number  h 

tbe  place  of  tbe  said  Peer  or  Peers  in  Manner  before  and  after  mentioned 

And  tbat  of  tbe  said  Forty  five  Representatives  of  Scotland  in  the  Hoase  ol 

Gommons  in  tbe  Parliament  of  Great  Britain,  Thirty  sball  be  cboosen  bj  thc 

Sbires  or  Steuartrics,  and  Fifleen  by  the  Royal  Burrows  as  follows  vit.  Odc 

for  eyery  Sbire  and  Steuartry,  excepting   the  Sbires  of  Bute  and  Cathnoi. 

wbich  sball  choosc  One  by  Tums,  Bute  baving  the  First  Election,  the  Shira 

of  Naim  and  Cromarty,  wbich  sball  also  choose  by  Tums,   Naim  having  tbe 

First  Election,  and  in  like  Manner  tbe  Sbires  of  Qackmanan  and  Eion» 

sball  choose  by  Tums,  Clackmanan  having  tbe  First  Election,  and  in  case  <tf 

tbe  Deatb  or  legal  Incapacity  of  any  of  tbe  said  Members  from  tbe  respeclive 

Sbires  or  Steuartries  above  mentioned  to  sit  in  tbe  House  of  Gommons,  it  is 

enacted  and  ordalned,  that  tbe  Shi  re  or  Steuartry,  wbo  elected  the  said  Men- 

ber,  sball  dect  anotber  Member  in  bis  Place,  and  tbat  tbe  said  Fifteen  Repit- 

sentatives  for  tbe  Royal  Burrows  be  cboosen  as  follows  vii,  tbat  the  Town  ä 

Edinburgh  sball  bave.Right  to  elect  and  send  One  Member  to  the Parüamenl 

of  Great  Britain,  and  that  each  of  the  other  fiurgbs  sball  elect  a  Gommissio- 

ner  in  tbe  same  Manner,  as  they  are  now  in  use  to  elect  Commissioners  lo 

tbe  Parliament  of  Scotland,  wbich  Commissioners  and  Burghs  (Edinburgh  es- 

cepted)  being  divided  in  Fourteen  Qasses  or  Districts,  sball  appoint  and  eled 

one  for  each  District,  viz  tbe  Burghs  of  SLirkwall,  Week,  Domock,  DingwaB 

and  Taine  One,  the  Burghs  of  Fortrose,  Inveraess,  Naim  andForress  One,  the 

Burghs  of  Elgin,   GuUen,   BapfT,  Inverary  and  Kintore  One,   the  Buii^  of 

Aberdeen,  Inverberry,  Montrose,  Abcrbrothock  and  Brochine  One,  the  Bar^ 

of  Forfar,  Perth,  Dundee,   Goupar  and  Saint  Andrews  One,  the  Burghs  d 

Graill,  Rilrennie,  Anstruther  Easter,  Anstmther  Wester  and  Pittenweem  One, 

tbe  Burghs  of  Dysart,  EJrkaldic,  Kinghera  and  Bruntisland  One,  the  Borglis 

of  Innerkitben,  Dunfermline,   Queensferry,    Gulross  and  Sterling  One,  tbe 

Burghs  of  Glasgow,  Renfrcw,   Ruglcn  and  Dumbarton  One,   the  Burghs  of 

fi[addington,  Dunbar,  North  Berwick,  Lander  and  Jedburgh  One,  the  Burgb 

of  Selklrk,  Peebles,  Linlithgow  and  Laner  One,  the  Burghs  of  Dumfries,  San- 

guhar,  Annan,  Lockmaben  and  ELirkendbright  One,   the  Burghs  of  Wigtoi4 

New  Galloway,  Stanraver  and  Wbitehera  One,  and  tbe  Burghs  of  Air,  Irvin, 

Rothesay,  Gampletoun  and  Inverary  One.    And  it  is  hereby  dedared  and  o^ 

dained,  tbat  wbere  tbe  Votes  of  tbe  Gommissioners  for  tbe  said  Burg^  met 

to  choose  Representatives  from  tbeir   several  Districts  to   the  Parliament  of 

Great  Britain,  sball  be  equal  in  tbat  case  the  President  of  the  Meeting  shaB 
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Uddoi  aokfae  abwesende  Peen,  wenn  sie  wie  Torfaer  gesagt  qoalificirt  sind, 
n  den  WahlTersammlungen  Listen  derjenigen  Peers  einsenden,  welche  sie  für 
äe  geeignetsten  achten:  nnd  solche  sicher  unteneichnete  Wahlzettel  sollen 
jvf  diesdbe  Weise  gerechnet  werden,  als  wenn  die  Partbeien  anwesend  ge- 
woen  wären  and  die  Namen  zu  der  genannten  Liste  gegeben  hätten.  In  dem 
Falle  des  tödtlicfaen  Abganges  oder  der  gesetzlichen  Unfähigkeit  eines  der  gewähl- 
en  10  Peers,  sollen  die  Torgenannten  Peers  Ton  Schottland  einen  anderen  aus 
brer  eigenen  Zahl  in  die  Stelle  des   genannten  Peers  in  vorher  erwähnter 
Woaie  erwählen.    Von  den  45  Repräsentanten  Ton  Schottland  in  dem  Hause 
kr  Gemeinen  des  Parlaments  von  Grossbritanien  sollen  30  aus  den  Grafschaf- 
en oder  Verwaltongs-Bezirken  (Stewartry)  und  15  von  den  Königlichen  Flek- 
un  in  nachfolgender  Art  erwählt  werden.    Einer  für  jede  Grafschaft  und 
iTcrwaltnngsbezirk,  mit  Ausnahme  der  Grafschaften  fiute  und  Gathness,  welche 
sinen  abwecbsebd  wählen  sollen,   indem  Bute  die  Erste  Wahl  hat;   eben  so 
MÜen  aodk  die  Grafschaften  Nairn  und  Cromarty  abwechselnd  einen  wählen 
und  Nairn  dabei  die  Erste  Wahl  haben:  und  in   gleicher  Weise  sollen   die 
Gnbchaften  Clackmannan  und  Kinross  abwechselnd  wählen  und  Clackmannan 
ihbei  die  erste  Wahl  haben.    Im  Falle  des  tödtlichen  Abganges  oder  der  ge- 
letdkhen  Unfähigkeit  eines  der  von  den  Grafschaften  oder  Yerwaltungs-Be- 
orken  für  das  Haus  der  Gemeinen  erwählten   Mitgliedes  ist  festgesetzt   und 
angeordnet,  dass  die  Grafschaft  oder  der  Verwaltungsbezirk,  welcher  das  ge- 
nannte Mitglied  erwählt  hatte,  ein  anderes  Mitglied  wieder  in  seine  Stelle  er- 
wählen soll.    Die  besagten   15  Repräsentanten  für  die  Königlichen  Flecken 
soDa  in  nachfolgender  Weise  erwählt  werden.    Die  Stadt  Edinburgh  soll  das 
Recht  haben  ein  Mitglied  zu  wählen  und  in  das  Parlament  von  Grossbritanien 
n  senden,  nnd  jeder  der  anderen  Flecken  soll  einen  Gommissarius  in  gleicher 
Wäae  erwählen,  wie  es  jetzt  gebräuchlich  gewesen  ist,  Gommissarien  zu  dem 
Mamente  von  Schottland  zu   erwählen.    Diese  Gommissarien  sind  wie  die 
Mcen  selbst  (mit  Ausnahme  von  Edinburgh)  in   14  Glassen  oder  Districte 
angetheilt,  nnd  sollen  zu  solcher  Zeit  in  ihren  betreffenden  Districten  Wahl- 
«nammlungen  halten,  wann  Ihre  Majestät  oder  deren  Erben  und  Nachfolger 
wHiamien  werden:   nnd  sie  sollen  ein  Mitglied  für  jeden  District  wählen, 
limlidi  Einen  für  die  Flecken  Kirkwall,  Week,   Domock,  Dingwall  und 
faine.  Einen  für  die  Flecken  Fortrose,  Invemess,  Nairn  und  Forress,  Einen 
Ür  die  Flecken  Elgin,  Gnllen,  BanfT,  Inverury  und  Kintore,  Einen  für  die 
necken  Aberdeen,  Inverberry,  Montrose,  Aberbrothock  und  Brochine,  Einen 
tar  die  Flecken  Forfar,  Perth,  Dundee,  Coupar  und  St  Andrews,  Einen  für 
ie  Flecken  Graill,  Kilrennic,   Ost-Anstruther,   West-Anstruther  und  Pitten- 
reem,  Einen   fUr  die  Flecken  Dysart,  Kirkaldie,  Kinghem  und  Bmntisland, 
Smcn  für  die  Flecken  Innerkithen,  Dunfermline,   Qneensferry,  Gulross  und 
Üerling,  Einen  ftir  die  Flecken  Glasgow,  Renfrew,   Ruglen  und  Dumbarton, 
&en  für  die  Flecken  Haddington,  Dunbard,  Nord-Berwick,  linder  und  Jed- 
iMgb,  Einen  für  die  Flecken  Sdkirk,  Peebles,  Linlithgow  und  Lanerk,  Einen 
Ir  die  Flecken  Dumfries,  Sanguhar,  Annan,  Lockmaben  und  Kirkendbright, 
inen  für  die  Flecken  Wigtoun,  New-GaUoway,  Stranraver  und  Whiteherm 
nd  Einen  für  die  Flecken  Air,  Irvin,  Rothesay,  Gampbletoun  und  Inverary. 
nd  es  ist  hierdurch  erklärt  und  angeordnet,  dass  wo  die  Stimmen  der  Gom- 
issarien  für  die  genannten  Flecken,  wenn  sie  eine  Wahlversammlung  halten 
r  ihre  einzelne  Bezirke  zur  Absendung  eines  Repräsentanten  in  das  Paria- 
ent  von  Grossbritanien,  gleich  vertheilt  ansfallen,  in   diesem  Fall  soll  der 
isident  der  Wahlversammlnng  eine  entscheidende  Stimme  haben,  und  diese 
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bftve  a  ctfUif  or  4ecirife  Voie»  and  that  bj  uA  «ccondiBg  to  km  Vote  is  « 

Commissioner  from  the  Burf^,  from  which  be  is  sent  the  Conunissloiier  tnm 

Übe  eldest  Bur^,  prefiding  io  tbe  Fif»t  Meeting,  and  Üie  ComnoMilMeKf  tm 

the  other  Bur|^s  in  their  respecjlive  Districts  presiding  afterwards  bj  Itai 

in  the  Order,  as  the  said  Burgbs  are  now  c^Ued  in  the  Reib  uf  the  PvUiiBcpt 

d  Sootland.     And  that  in  Gase  any  of  the  said  Fiftecn  GomminiaMn  hm 

Burj^s  shall  decease  or  become  legally  incapable  to  sit  in  the  Home  of  Go^ 

mons,  then  the  Town  of  Edinburgh,  or  the  Districl  vhicb  choose  the  nW 

Member,  riiall  elect  a  Member  in  his  or  their  Place.     It  is  äkw9tjs  beicbj 

expressly  provided  and  declared,  that  none  shall  be  capable  to  elect  or  k 

eledcd  for  any  of  the  said  fistatss,  but  such  as  are  Twenty  ona  Yean  of  A91 

complete  and  Protestant,  excluding  all  Papists,  or  such  who  beeing  supcd 

of  Popery  and  required  reftise  to  swear  and  subscribe  Che  FersmU  ow^tiMi 

in  the  Third  Act,  made  in  the  Eighth  and  Ninlh  Sessions  of  Kmg  WIMm 

Parliament,  intituled  .»Act  for  pr^venling  the  Gcowth  of  Popery'*.     And  aho 

dedaring ,  that  none  shall  be  capable  to  elect  or  be  deoted  to  refvemt  1 

Shire  or  Bur^  in  the  Parliament  of  Great  Britain  for  thjs  Part  of  the  Vnitri 

Kingdom,.  ei^cepi  such  as  are  now  capable  by  tha  Laws  of  this  Kingdop  Jto 

elect  or  be  elected  as  €ommiss ioners  for  Shires  or  Borgbs  to  the  PariiamaA 

of  Scotland.   And  further  Her  Majesty  with  Advice  and  Consent  aforMM 

for  the  effectual  and  orderly  £lection  of  the  Persons  to  be  choosen,  to  sit,  fsll 

and  senre  in  the  respecÜTC  Houses  of  the  Parliament  of  Great  Britaini  wbci 

Her  Majesty  Her  Heires  and  Snccessors  shall  dedare  Her  or  Tbeir  VUmm 

for  hdding  the  First  or  any  subsequent  Parliament  of  Great  Britain,  aal 

when  for  that  Effect  a  Writ  shall  be  issued  out  under  the  Great  Seal  of  tlyi 

Uniled  Kingdom,   directed  to  the  Prirjr  Council  of  Scotland,  eonform  to  ths 

said  Twenty  second  Arüde,  Statutes  enacts  and  ordains,  Thal  untfl  the  Ftriiir 

meat  of  Great  Britain  shall  make  hirtber  Provision  therein,   the  sapd  Will 

shall  contain  a  Warrant  and  Command  to  the  said  Privy  Council  to  issoe  eat 

a  Proclamation  in  Her  Mijestics  Name,  requiring  Ihe  Peers  of  Scotland  for  tks 

Time  to  meet  and  assemble  at  such  Time  and  Place  within  Soottand ,  as  ■» 

Majesty  and  Ruyal  Successors  shall  think  fit  to  make  Election  of  the  uii 

Sixteen  Peers,  and  requiring  the  Lord  Clerk  Register  or  Tvo  Otrks  of  9^ 

sion  to  attend  all  such  Meetings  and  to  administer  the  Oaths,  that  are  m 
shall  be  by  Law  required,  and  to  ask  the  Votes ,  and  having  made  np  tfai 
Lists  in  the  presenee  of  the  Meeting,  to  return  the  Names  of  Uie  Six&eei 
Paars  chooscii  Coertiied  nnder  theSubscription  of  the  seid  t4»rdQeric  Hcsistai 


173 

ifdnmang  mit  leincm  Votum,  dai  er  als  Commisiariiis  für  den 
Seseben  hat.  von  weldiem  er  gesandt  ist  Der  GommissariDt  aus 
D  Flecken  führt  in  der  ersten  Wahlversammlung  den  Vorsitz,  und 
Bsarien  aus  den  anderen  Flecken  in  ihren  betreiendtrn  Bezirken 
erhin  nach  der  Reihe  in  derselben  Ordnung  den  Vorsitz,  als  die 
necken  jetzt  in  den  Parlaments^Registem  von  Schottland  verzeich- 
ünd  in  dem  Fall,  dass  einer  der  besagten  fünfzehn  Abgeordneten 
»cken  versterben  oder  gesetzlich  unfähig  werden  sollte,  in  dem  Hause 
len  zu  sitzen,  dann  soll  die  Stadt  Edinburgh  oder  derDistrict,  wel- 
enannte  Mitglied  gewählt  hat,  ein  anderes  Glied  in  seine  Stelle 
s  ist  femer  hiedurch  ausdrücklich  bestimmt  und  erkISrt«  dast  Nie- 
sein soll  zu  wählen  oder  gewählt  zu  werden  für  einen  der  genann- 
wenn  er  nicht  ein  vollständiges  Alter  von  21  Jahren  bat  und  Pfo- 
indem  alle  Papisten  oder  solche,  welche  des  Papstthums  verdächtig 
(dilossen  bleiben,  so  wie  diejenigen,  welche  verweigern  zu  bcadiwö- 
unterschreiben  die  Formel,  welche  in  der  dritten  Ade  aus  der 
neunten  Parlamcnts-Session  des  Königs  Wilhelm  in  der  Acte  unter 
v4cte  zur  Verhütung  des  Wachsthums  des  Papismus**  vorkommt*), 
'alls  ist  hiedurch  erklärt,  dass  Niemand  fähig  sein  soll  zu  wählen 
It  zu  werden,  eine  Grafsdiafl  oder  einen  Flecken  in  dem  Parlamente 
ritanien  für  diesen  Theil  des  vereinigten  Königreichs  zu  vertreten, 
welche  jetzt  fähig  sind,  nach  den  Gesetzen  dieses  Königreichs  zu 
r  gewählt  zu  werden,  als  Commissarien  für  die  Grafschaften  oder 
dem  Parlamente  von  Schottland.  Und  femer  wird  Ihre  Majestät 
m  erwähnten  Genehmigung  und  Zustimmung  fUr  die  wirksame  und 
kssige  Wahl  der  Personen  erklären,  wann  sie  gewählt  werden  sollen, 
mme  zu  haben  und  Dienste  zu  leisten  in  den  betreflenden  Häusern 
mtes  von  Grossbritanien,  und  so  oft  Ihre  Majestät,  Ihre  Erben  und 
Ihr  Gefallen  erklären  werden,  das  erste  oder  ein  nachfolgendes 
von  Grossbritanien  zu  halten,  und  wenn  zu  diesem  Zwecke  ein 
!n  unter  dem  grossen  Siegel  des  vereinigten  KÖnigreidis  von 
ien  erlassen  werden  wird,  gerichtet  an  den  Geheimen  Rath  von 
Und  in  Uebereinstimmung  mit  dem  genannten  zwei  und  iwamig- 
I  bestimmt,  verordnet  und  befiehlt  Ihre  Mi^estät,  dass  bis  das  Par- 
Grossbritanien  hierin  eine  weitere  Bestimmung  treffen  wird «  das 
usschreiben  einen  Befehl  an  den  besagten  Geheimen  Rath  eothaK 
le  Proclamation  in  Ihrer  Majestät  Namen  zu  erlassen,  um  die  Peers 
and  aufzufordern,  zu  solcher  Zeit  an  einem  bestimmten  Orte  sieb 
u  versammeln,  wie  Ihre  Majestät  und  die  königlichen  Nachfolger 
t  halten  werden,  die  Wahl  der  besagten  18  Peers  zu  veranstalten: 
Befehl  soll  auch  zugleich  den  Lord  Clerk  Register  (—  Ober-Staats- 
er  die  obere  Aufsicht  über  die  Pariamentsacten-Urknnden  führt—) 
rerichtsschreiber  auffordem,  allen  solchen  Wahlversammlungen  bei- 
[iie  Eide  abzunehmen,  welche  gesetzlich  erfordert  werden,  die  Vota 
$en  und  sie  auf  die  Listen  in  der  Gegenwart  der  Wahlversanmluiig 
endlich  die  \amen  der  gewählten  16  Peers  ( bescheinigt  mit  der 
des  genannten  Ober-Staatsschreibers  oder  der  anwesenden  Gericbts- 

e  achte  und  neunte  Parlamentssesiion  bezeichnet  die  Versammlung 
entes  im  achten  und  neunten  Regierungsjahre  König  Wilhelms  JJL, 
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Clerk  or  Qeriu  of  Session  attending)  to  the  Clerk  of  the  Prirf  Coondl  nf 
Sootland:  and  in  like  Manner  requiring  and  ordaining  the  sereral  Fraeholdaf 
in  the  respective  Shires  and  Steuartries  to  meet  and  conyeen  at  the  Heitf 
Barghs  of  their  several  Shires  and  Steuartries  to  elect  their  Comiasioncii; 
confonn  to  the  Order  above  set  down,  and  ordaining  the  Clerks  of  the  nal 
Meetings  immediately  after  the  said  Elections  are  over  respectively  to  retm 
the  Names  of  the  Persons  elected  to  the  Clerks  of  the  Privy  Coondl:  nd 
lastly  ordaining  the  City  of  Edinburgh  to  elect  their  Commissioner  and  tk 
other  Royal  Burrows  to  elect  each  of  them  a  Commissionert  as  tbey  have  hm 
in  nse  to  elect  Commissioners  to  the  Pariiament,  and  to  send  the  said  rttp» 
tive  Commissioners  at  such  Times  to  such  Burf^s  within  their  respediic 
Districts»  as  Her  Majesly  and  Successors  by  such  Proclamations  shaD  appoint, 
requiring  and  ordaining  the  Common  Clerk  of  the  respective  Burghs,  idicR 
such  Election  shall  be  appointed  to  be  made  to  attend  the  said  Meetings  iBd 
immediately  afler  the  Election  to  return  the  Name  of  the  Person  so  elected 
(certiGed  under  his  Hand)  to  the  Clerk  of  Privy  Council  to  the  End,  tbat  1k 
Names  of  the  Sixteen  Peers,  Thirty  Commissioners  for  Shires  and  Fifteoi 
Commissioners  for  Burghs  being  so  retumed  to  the  Privy  Council»  may  bc 
retumed  to  the  Court,  from  whence  the  Writ  did  issue  under  the  Great  SoI 
of  the  United  Kingdom,  confonn  to  the  said  Twenty  Second  Arttde.  Aad 
whereas  by  the  said  Twenty  second  Artide  it  is  agrced,  that  if  Her  MajeilJ 
shaU  on  or  before  the  First  Day  of  May  next  declare,  that  it  is  expedient  tk 
Lords  andCommons  of  the  present  Parliament  of  England  should  be  theMe» 
bers  of  the  respective  Houses  of  the  First  Parliament  of  Great  Britain  for  and 
on  the  Part  of  England,  they  shall  accordingly  be  the  Members  of  the  laUl 
respective  Houses  for  and  on  the  Part  of  England.  Her  Majesty  with  Adfiei 
and  Consent  aforesaid  in  that  Case  only  doth  hereby  Statute  and  ordain»  tkl 
the  Sixieen  Peers  and  Forty  flve  Commissioners  for  Shires  and  Burghs,  wk 
shall  be  chosen  by  the  Peers,  Barons  and  Burghs  respectively  in  this  presot 
Session  of  Parliament  are  usually  now  chosen,  shall  be  the  Members  of  tk 
respective  Houses  of  the  said  First  Parliament  of  Great  Britain  for  and  on  tk 
Part  of  Scotland ,  which  Nomination  and  Election  being  certifled  by  a  Wift 
under  the  Lord  Clerk  Register*s  Hand,  the  Person  so  nominated  and  dectad 
shall  have  Right  to  sit  and  vote  in  the  House  of  Lords  and  in  the  House  of 
Commons  of  the  said  First  Parliament  of  Great  Britain. 

As  by  the  said  Act  passed  in  Scotland  for  setüing  the  Manner  of  ek^ 
ting»  the  Sixteen  Peers  and  Forty  Gve  Members  to  rcpresent  Scotland  in  tk 
Parliament  of  Great  Britain  may  appear,  Be  it  therefore  further  enacted  and 
dedared  by  the  Authority  aforesaid,  That  the  said  last  mentioned  Act  paiMd 
in  Scotland  for  settling  the  Manner  of  electing  the  Sixteen  Peers  and  Fottf 
five  Members  to  represent  Scotland  in  the  Parliament  of  Great  Britain  as  afo- 
resaid shall  be,   and  the  same  is  hereby  dedared  to  be  as  valid,  as  if  the 
same  had  been  Part  of  and  engrossed  in  the  said  Artides  of  Union  ratüM 
and  approved  by  the  said  Act  of  Parliament  of  Scotland  and  by  this  Act  ai 
aforesaid. 
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i  den  Schreiber  des  Geheimen  Raths  von  Schottland  einiiisenden. 
!ier  Weise  sollen  die  einzelnen  Grundbesitzer  (Freebolders)  in  den 
Grafschaften  und  Verwaltungsbezirken  aufgefordert  werden,  an 
rtem  ihrer  einzelnen  Grafschaflen  und  Vcrsammlungsbezirke 
i  kommen,  um  ihre  Commissarien  zu  wählen,  in  Uebereinstim- 
m  vorher  niedergelegten  Befehlsschreiben,  und  die  Schreiber  der 
bl- Versammlungen  sind  zu  beauftragen»  unmittelbar  nach  den  ge- 
ilen die  Namen  der  gewählten  Personen  an  die  Schreiber  des 
iths  einzusenden.  Und  gleichzeitig  ist  die  Stadt  Edinburgh  auf- 
iren  Commissarius  zu  wählen,  sowie  die  anderen  königlichen 
durch  eine  jede  derselben  ihren  Commissarius  wählen  zu  lassen, 
lie  betreffenden  Commissarien  nach  solchen  Flecken  in  ihren  be- 
istricten  und  zu  der  Zeit  zu  senden,  wie  Ihre  Majestät  und  deren 
1  solchen  Proclamationen  bestimmen  werden:  indem  sie  den  Ge- 
liber  der  betreffenden  Flecken  beauftragen,  in  welchen  eine  solche 
mt  sein  wird,  den  besagten  Wahlversammlungen  beizuwohnen 
bar  nach  der  W^ahl   den  Namen  der  also   erwähnten  Person  (be- 

seiner  Unterschrift)  an  den  Schreiber  des  Geheimen  Rathes  zu 
einzusenden,  dass  die  Namen  der  16  Peers,  der  30  Commissarien 
chatten  und  der  15  Commissarien  für  die  Flecken,  die  an  den 
ith  in  der  angegebenen  Weise  eingesandt  sind,  eben  so  an  die- 
Behörde  eingesandt  werden,  von  welcher  das  Ausschreiben  unter 
Siegel  des  vereinigten  Königreichs  ausgegangen  ist,  in  Ueberein- 
t  dem  genannten  Artikel  XXII.  Und  da  nach  demselben  Ar- 
)eschlossen  ist,  dass  wenn  Ihre  Majestät  an  oder  vor  dem  ersten 
iisten  Maimonats  erklären  sollte,  dass  es  flir  geeignet  gehalten 
)rds  und  Gemeinen  des  gegenwärtigen  Parlaments  von  England 
;e  ab,  als  die  Mitglieder  der  betreffenden  Häuser  des  Ersten  Par- 
Grossbritanien  für  und  von  Seiten  Englands  anzunehmen,  so  sol- 
bereinslimmung  damit  die  Mitglieder  der  genannten  Häuser  für 
en  Englands  sein.  Für  diesen  selben  Fall  bestimmt  Ihre  Majestät 
mnter  Genehmigung  und  Zustimmung  und  orddet  an,  dass  die 
l  45  Commissarien  für  die  Grafschaften  und  Flecken,  welche  jetzt 
'S,  Baronen  und  Flecken  für  diese  gegenwärtige  Parlamentsses- 
hnlichcr  Weise  gewählt,  die  Mitglieder  der  betreffenden  Häuser 
Ersten  Parlamentes  von  Grossbritanien  für  und  von  Seiten  Schott- 
llen,  durch  welche  Ernennung  und  W^ahl,  bescheim'gt  durch  ein 
It  der  Unterschrift  des  Ober-Staatsschreibers,  die  so  ernannte  und 
son  das  Recht  erlangen  soll,  Sitz  und  Stimme  zu  haben  in  dem 
ords  und  in  dem  Hause  der  Gemeinen  des  genannten  Ersten 
on  Grossbritanien. 

:h  der  in  Schottland  durchgegangenen  Acte  für  die  Feststellung 
lus  die  16  Peers  und  45  Mitglieder  für  die  Vertretung  Schott- 
m  Parlamente  von  (irossbritanien  erscheinen  können,  so  ist 
ferner  durch  eine  Acte  festgestellt  und  mit  der  vorgenannten 
klärt,  dass  die  zuletzt  erwähnte  Schottische  Acte  über  die  Fest- 
Wahlmodus  für  die  16  Peers  und  45  Mitglieder  bei  der  Vertre- 
nds  im  Parlamente  von  Grossbritanien  hiedurch  für  so  vollgültig 

als  wenn  dieselbe  ein  Bestandtheil  der  genannten  Artikel  der 
ind  in  dieselben  wörtlich  aufgenommen  wäre,  und  demgemäss 
?ar1amentsactc  gcnchnrugt  und  bestätigt  wird,  wie  es  durch  die 
c  des  Parlamentes  von  Schottland  geschehen  ist 
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Ab  SchhiM-  imd  Erganzungsacte  für  die  fdtMmiife  IMm  Eni 
laiida  mR  Schottland  ist  noch  aus  derselben  ersten  ParfamentSiSMic 
des  vereinigten  Parlaments  nachstehende  aurzunehmen. 

XII«    An  Act  fmr  rendiins  tbe  IJnlaa  #f  Um^ 
Tw#  Mlii|sd€Hmi  liiere  liittre  and  emnkjfäHe*h 

A.  1707. 

Whereas  by  Her  Hsgestics  great  Wisdom  and  Coadness  tlie  Union  o 
the  Two  ttingdoms  bath  becn  happily  effected  and  tbe  whole  Island  is  thenb] 
subject  to  One  Sovereignty  and  represented  by  One  Parliament,  to  tbe  Em 
therefore  tbat  the  said  Union  may  be  rendred  more  complete  and  intiRi  h 
it  enacted  by  the  Queens  Most  Excellent  Majesty  by  and  with  the  Adm 
and  Consent  of  the  Lords  Spiritoal  and  Temporal  and  Commons  in  the  pn 
sent  Parliament  assembled  and  by  ,the  Authority  of  the  same:  That  from  m 
after  the  First  Day  of  Hay  in  the  Tear  of  our  Lord  One  Thoosand  um 
hundred  and  eight  the  Queen's  Majesty  Her  Heirs  and  Successors  shaD  ht» 
but  One  Privy  Council  in  or  for  the  KJngdom  of  Great  Britain,  to  be  fwon 
to  Her  Majesty  Her  Heires  and  Successors  as  Sovereigns  of  Great  Britain,  m 
such  Privy  Council  shall  have  the  same  j^owers  and  Authorities,  as  the  Prir; 
Council  of  England  kwfully  had  used  and  excrcised  at  the  Time  of  Dnia 
and  none  other. 

And  to  the  end  the  Publik  Peace  may  be  in  like  manner  preserm 
throu^out  the  whole  Kingdom,  be  it  further  enacted  by  the  Authority  ab 
resaid,  That  in  every  Shire  and  Stewartry  within  that  Part  of  Great  Brittf 
called  Scotland,  and  also  in  such  Cities  Boroughs  überties  and  Prednets  witU 
Scotland,  as  Her  Majesty  Her  Heirs  or  Successors  shall  think  fir,  there  lU 
be  appointed  by  Her  Majesty  Her  Heirs  or  Successors  under  the  Great  SM 
of  Great  Britain  a  sufßcient  Number  of  good  and  lawful  Men,  to  be  Jostifl 
of  the  Peacc  within  their  respective  Shires  Stewartries  Cities  Borou^  Liba 
ties  or  Precincts,  which  Persons  so  appointed  over  and  above,  the  seven 
Powers  and  Authorities  rested  in  Justices  of  the  Peace  by  the  Laws  of  SO0I 
land,  shall  be  further  authorized  to  do  use  and  exerdse  over  all  Persons  witbi 
their  several  Bounds,  whalcver  doth  appertain  to  the  Office  and  Trust  of 
Justice  of  Peace  by  virtue  of  the  Laws  and  Acts  of  Parliament  made  in  Em 
land  before  the  Union,  in  relation  to  or  for  the  Preservation  of  the  pubfi 
Peace :  Provided  nevertheless,  that  in  tbe  Sessions  of  Peace  the  Methodi  1 
Tryal  and  Judgments  shall  be  according  to  the  Laws  andCustoms  ofSootlaH 

Provided  that  notbing  in  this  Act  contained  shall  be  construed  to  alli 
or  infringe  any  Rights  Liberties  or  Privileges,  heretofore  granted  to  the  Cü 
of  Edinburgh,  or  to  any  other  Royal  Borough  of  bcing  Justices  of  Peace  witU 
their  respective  Bounds. 

And  whereas  by  an  Act  made  in  Scotland  in  the  Third  Session  of  tft 
Second  Parliament  of  the  late  Ring  Charies  the  Second,  intituled  ^An  A 
conceming  the  Regulation  of  the  Judicaturies*',  several  good  and  wfaoln 

V  Ähgedruekt  aU  Chapter  XL.  St.  6  Anna  in  den  StahUes  of  Üu 
voU  tili  pg.  736-37.  Früher  war  He  aU  Chapter  VI.  St.  6  Anna  benam 
da  in  den  älteren  Ausgaben  die  34  ersten  Chapt.  dieser  Session  noch  in  d 
V%te  Regierungtjahr  der  Königin  Anna  übertragen  wurden,  und  erst  wdt  d 
Chapter  XXXV,  das  6te  Regj,  dieser  Königin  begann.  Eine  Franxösisi 
Uebersetxung  dieser  Acte  liefert  Dufau  a,  o.  0,  /,  pg.  412—14. 
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XII#  Aete  fTir  die  noeb  Innlsere  nnd  to11-> 
fttndlsere  TerknApriins  der  tlnioii  der  beiden 

BLönlsrelelie« 

Aus  d.  J.  1707. 

a  durch  die  grosse  Weisheit  und  Gnade  Ihrer  M^'estät  die  Vereinigmig 
lieier  beiden  Königreiche  glücklich  zu  Stande  gebracht,  und  die  ganze  Insel 
ladarch  einer  Souverainität  unterworfen  und  durch  ein  einziges  Parlament 
wrtreten  ist,  so  ist  zu  dem  Endzwecke,  dass  die  besagte  Union  noch  vollst'än- 
iiger  und  inniger  gemacht  wird,  durch  der  Königin  durchlauchtigste  Majestät 
nd  mit  Genehmigung  der  in  diesem  Parlamente  versammelten  geistlichen  und 
wdlUchen  Lords  und  Gemeinen  und  mit  der  Auctorilät  derselben  festgesetzt, 
fas  von  und  nach  dem  ersten  Tage  des  Maimonats  im  Jahre  unsres  Herrn 
1108  der  Königin  Majestät,  Ihre  Erben  und  Nachfolger,  nur  einen  einzigen 
Geheimen  Rath  in  und  für  das  Königreich  Grossbritanien  halten  werden, 
vddier  Ihrer  Majestät  und  Deren  Erben  und  Nachfolgern,  als  Souverainen 
m  Grofisbritanien,  geschworen  haben  wird:  und  dieser  Geheime  Ralh  soll 
teelbe  Gewall  und  Auctorität  besitzen,  wie  der  bisherige  Geheime  Rath  von 
England  zur  Zeit  der  Union  gehabt  und  ausgeübt  hat,  und  keine  andere. 

Und  damit  der  üfTentliche  Friede  in  gleicher  Weise  durch  das  ganze 
Königreich  aufrecht  erhalten  werde,  so  ist  ferner  durch  die  vorgenannte  Au- 
ctorität festgesetzt,  dass  in  jeder  Grafschaft  und  in  jedem  Yerwakungs- Bezirk 

10  diesem  Tbeile  von  Grossbritanien,  der  Schottland  genannt  wird,  und  dem- 
genass  in  diesen  Städten,  Flecken,  Freibezirken  und  Gerichtsbezirken  in 
Schottland,  wie  es  Ihrer  Majestät,  Ihren  Erben  oder  Nachfolgern  geeignet 
dünken  wird,  in  diesem  Lande  von  Ihrer  Majestät,  Ihren  Erben  oder  Nach- 
feigem  unter  dem  grossen  Siegel  von  Grossbritanien  eine  ausreichende  Zahl 
KÄtschaflener  und  gesetzlicher  Männer  als  Friedensrichter   bestimmt   werde, 

11  ihren  betreficndcn  Grafschaften,  Verwaltungsbezirken,  Städten,  Flecken, 
Freibeancken  oder  GerichUbezirkcn,  welche  in  solcher  Weise  ernannte  Perso- 
■OH,  ausser  dass  sie  die  verschiedenen  den  Friedensrichtern  durch  die  Gesetze 
um  Schottland  eingeräumten  Gewalten  und  Auctoritäten  besitzen,  ferner  noch 
ermächtigt  sein  sollen,  über  alle  Personen  in  ihren  einzelnen  Bezirken  die- 
jcttgen  Rechte  zu  gebrauchen  und  auszuüben,  welche  zu  dem  Amte  und  der 
Fefepflichtung  eines  Friedensrichters  nach  den  in  England  vor  der  Union  ge- 
Mefaten  Gesetzen  und  Parlamentsaclcn  gehören,  in  Beziehung  auf  oder  für  die 
Brfaakung  des  öficnllichen  Friedens.  Nichlsdeslowcniger  ist  festgesetzt,  dass 
Ä  den  Gerichtssitzungen  der  Friedensrichter  das  Verfahren  bei  der  ünter- 
nchung  und  der  Fällung  der  Urtheilc  in  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen 
und  dem  Gewohnheitsrechte  von  Schottland  bleiben  soll. 

Es  ist  auch  festgesetzt,  dass  keine  der  in  dieser  Acte  enthaltenen  Be- 
ftimmungen  dazu  gebraucht  werden  soll,  zu  verändern  oder  zu  beeinträchti- 
pn  irgend  welche  Rechte,  Freiheiten  und  Privilegien,  die  hier  früher  der 
Sudt  Edinburgh  oder  irgend  einem  anderen  Königlichen  Flecken  gewährt 
sumL  das  Amt  der  Friedensrichter  in  ihren  betreflenden  Gränzen  selbst  zu 
ftbreo. 

Und  da  durch  eine  Acte,  welche  in  Schottland  in  der  dritten  Versamm- 
Ing  des   zweiten  Parlamentes  des   verstorbenen  Königs  Carl  II.   unter  dem 
Titel  gemacht  ist,  „Acte  betreffend  die  Regelung  der  Gerichtsbezirke*S  einige 
Schaben,  Verfassangsarkanden.  J2 


178 

Provisions  were  made,  ooncerning  the  Justice  Court  and  amongst  others  il.w 
thereby  enacted,  that  once  a  Year  Circuit  Courts  should  be  kept  at  llie  Tin 
and  Places  in  the  saidAct  mentioned  now  „for  the  better  and  speedierAcfan 
nistration  of  Justice  and  furtherPresenration  of  the  poblicPeace  in  thalPart  of  tl 
Kingdom  of  Great  Britain  called  Scotland**:  be  it  also  enacted  by  Ihe  Autln 
rity  aforesaid,  That  for  the  future  Twice  in  the  Year,  that  is  to  say  in  tii 
Honths  of  April  or  Hay  and  in  the  Month  of  October  Circuit  Courts  shaH  Im 
kept  in  the  several  Places  in  the  said  Act  mentioned,  and  in  Manner  aa^ 
Form  as  in  the  said  Act  contained. 

And  for  the  more  uniform  and  express  Method  of  eleoUng  and  ntar- 
ning  Hembers  of  Parliament  be  it  likewise  farther  enacted  by  the  Anthaiil} 
aforesaid,  That  wfaen  any  Parliament  shall  at  any  Time  hereafter  be  so— 0 
ned  or  called,  the  Forty  five  RepresentatiTes  ofScotland  in  theHouse  ofGoB- 
mons  of  the  Parliament  of  Great  Britain  shall  be  elected  and  chosen  by  tl» 
Authority  of  the  Queens  Writts  under  the  Great  Seal  of  Great  Britain,  dir» 
ted  to  the  several  Sheriffs  and  Stewarts  (of  the  respedive  Shires  and  Sterne 
tries);  and  the  said  several  Sheriffs  and  Stewarts  shall  on  Receipt  of  ndi 
Writts  fortwilh  give  Notice  of  the  Time  of  ElecUon  for  the  Knights  or  Co» 
missioners  fpr  their  respective  Shires  or  Stewartries:  and  at  such  Tiiae  d 
Election  the  several  Freeholders  in  the  respective  Shires  and  Stewartries  dnl 
meet  and  convene  at  the  Head  Burghs  of  their  several  Shires  and  Stewartrieik 
and  proceed  to  the  Election  of  their  respective  Commissioners  or  Knights  ftr 
the  Shire  or  Stewartry,  and  the  Clerks  of  the  said  Meetings  immediately  aftv 
the  said  Elections  are  over  shall  respectively  retum  the  Names  of  the  PefSOM 
elected  to  the  Sheriff  or  Stewart  of  the  Shire  or  Stewartry,  who  shall  annei 
it  to  his  Writ  and  retum  it  with  the  same  into  the  Court  out,  of  whidi  ÜK 
Writ  issued.  And  as  to  the  Manner  of  Election  of  the  Filleen  Representatiftt 
of  the  Royal  Boroughs,  the  Sheriffs  of  the  Shire  of  Edinburgh  shall  od  fkH 
Receipt  of  the  Writ,  directed  to  him,  fortwith  direct  his  Precept  to  the  L«i 
Provost  of  Edinburgh,  to  cause  a  Burgess  to  be  elected  for  that  City:  and  da 
Receipt  of  such  Precept  the  City  of  Edinburgh  shall  elect  their  Member,  n^ 
their  Common  Clerk  shall  certify  his  Name  to  Ihe  Sheriff  of  Edinburgh»  lAi 
shall  annex  it  to  his  Writt,  and  retum  it  wilh  the  same  into  the  Court,  tnm 
whence  the  Writ  issued.  And  as  to  the  other  Royal  Burghs,  divided  wk^ 
Fourteen  Classes  or  Districts,  the  Sberifis  or  Stewarts  of  the  several  Shirti 
and  Stewartries  shall  on  the  Receipt  of  their  several  Writts  forthwith  dinc| 
their  several  Precepts  to  every  Royal  Borough  within  their  respective  SkSm 
or  Stewartries,  reciting  thercin  the  Contents  of  the  Writ  and  theDate  thcfMt 
and  coomianding  them  forthwith  to  elect  each  of  them  a  Commissionffr,  « 
they  used  formeriy  to  elect  Commissionerl  to  the  Parliament  of  Sootland;  aü 
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Isame  Bestimmangen  getroffen  sind,  so  war  dabei  unter  anderen 
(  obersten  Gerichtshofes  festgesetzt,  dass  einmal  im  Jahre  herum- 
dite  zu  der  Zeit  und  an  den  Orten  gehalten  werden  sollen. 
r  erwähnten  Acte  fUr  die  bessere  und  schnellere  Verwaltung  der 
und  für  die  fernere  Erhaltung  des  öffentlichen  Friedens  in  die- 
es  Königreiches  von  Grossbritanien  (genannt Schottland)  bestimmt 
M>  ist  es  nun  durch  die  vorgenannte  Auctorität  festgesetzt,  dass 
oft  zweimal  im  Jahre,  nämlich  in  den  Monaten  April  oder  Mai 
tfonat  October  herumreisende  Gerichte  gehalten  werden  sollen, 
nen  Orten  und  in  der  Art  und  Form,  wie  dies  in  der  genannten 
inthalten  ist. 

r  den   mehr  übereinstimmenden  und  genauen  Modus  in  der 
nsendung  der  Mitglieder  des  Parlamentes  ist  auf  gleiche  Weise 
sn  genannte  Auctorität  femer  festgesetzt,  dass  wenn  in  Zukunft 
t  zu  einer  Zeit  einberufen  werden  soll,   so  sollen  die  45  Reprä- 
i  Schottland  in  dem  Hause  der  Gemeinen  des  Parlamentes  von 
1  gewählt  und  ernannt  werden,   auf  die  Auctorität  von  könig- 
ireiben  unter  dem  grossen  Siegel   von  Grossbritanien,   gerichtet 
len  Sheriffs  und  Grafschaftsverwalter  (der  betreffenden  Grafschaf- 
faltungsbczirke) ;  und  die  besagten  einzelnen  Sheriffii  und  Graf* 
er  sollen  bei  dem  Empfange  solcher  Aussdireiben  ohne  Aufschub 
der  Wahl  den  Rittern  (Rnights)  oder  Conmiis»arien  ftlr  ihre  be- 
afschalten  oder  Verwaltungs- Bezirke  Kenntniss  geben.    Und  zu 
ler  Wahl  sollen  die  einzelnen  Grundbesitzer  in  den  betreffenden 
ind  Yerwaltungs-Bezirken  zur  Versammlung  zusammen  kommen, 
^ahl  ihrer  betreffenden  Gommissarien  oder  Ritter  fllr   die  Graf- 
erwaltungsbezirk  schreiten;  und  die  Schreiber  der  genannten 
ilungen  sollen  unmittelbar  nach  den  genannten  Wahlen  die  Na- 
ähltcn  Personen   an  den  Sheriff  oder  Gralschaftsverwalter  der 
er  des  Verwaltungsbezirks   einsenden,   welche   dieselben  ihren 
königlichen  Ausschreiben  anschliessen  und  mit  denselben  an  die 
e  zurücksenden  sollen,  von  welcher  das  Ausschreiben  ausgegan- 
was  den  Wahlmodus  für  die  15  Repräsentanten  der  königlichen 
angt,  so  sollen  die  Sheriffs  der  Grafschaft  von  Edinburgh   bei 
;e  des  an   sie   gerichteten  Ausschreibens   sofort  einen  Auftrag 
)vost  von  Edinburgh  ertheilen,  die  Veranstaltung  zu  treffen,  dass 
^geordneter  (Burgess)  für  diese  Stadt  gewählt  werde.    Und   auf 
eines  solchen  Auftrages  soll  die  Stadt  Edinburgh  ihr  Mitglied 
.d  ihr  Gemeinde-Schreiber  soll  diesen  Namen  mit  seiner  Unter- 
inigen für  den  Sheriff  von  Edinburgh,  welcher  ihn  seinem  kö- 
schreiben  beifügen  und  mit  demselben  an  die  Behörde  zurQck- 
von  welcher  das  Ausschreiben  ausgegangen  ist    Und   was   die 
glichen  Flecken  anbelangt,  die  in    14  Classen   oder  Bezirke  ver- 
sollen die  Sheriffs  oder  Grafschaflsverwalter  der  einzelnen  Graf- 
Verwaltungsbezirke  bei  dem  Empfange  ihrer  einzelnen  könig- 
reiben ohne  Verzug  ihre  besonderen  Aufträge  an  einen  jeden 
'lecken    in   ihren   bezüglichen  Grafschaften   oder  Verwaltungs- 
ten,  indem   sie   in   denselben  den  Inhalt  des   königlichen  Aus- 
d  das  Datum  desselben   aufnehmen  und  ihnen  befehlen,   dass 
!n  sofort  einen  Commissarius  wähle,  wie  sie  früherhin  gewohnt 
arien  in  das  Parlament  von  Schottland  lu  wählen.    Und  die  be« 
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tu  Order  the  Said  respective  Commissioners  to  meet  at  the  presiding  BoroDQp 
of  thcir  respective  District  (naming  the  said  presiding  Boroagh),  opon  Ib 
Thirtieth  Day  afler  the  Day  of  the  Teste  or  the  Writ,   unless  it  be  upoQ  Um 
Lords  Day  commonly  calied  Sunday,  and  then  the  next  Day  after,  and  tbcs 
to  choose  their  Burgess  for  the  Parliament.   and  the  Common  Clerk   of  Ibe 
then  presiding  Borough  shall  immediateiy  after  the  £lcclion  retum  tbe  Nuw 
of  the  Person  so  eiccted   to   the  Sherifl*  or  Stewart  of  Shire   or  Stewartrj, 
wherein  such  presiding  Borough  is  ^ho  shall  annex  it  to  his  Writ  and  retin 
it  with  the  same  into  the  Court,  from  whrnce  the  Writ  issued.     And  m  ease 
a  Vacancy  shall  happcn  in  Time  of  Pariiament   by   the  Decease  or  legal  !■• 
capacity  of  any  Member,  a  new  Member  shall  bc  elected  in  his  Boom,  cod- 
formable  to  the  Alethod  herein  before  appointed,   and   in  case'such  Yaeancj 
be  of  a  Bepresentative  for  any  one  of  the   said  Fourteen  Classes  or  Distrids 
of  the  Said  Boyal  Boroughs,  that  Borough,  which  presided  al  the  Electiosof 
the  deceased  or  disablcd  Member,   shall  bc   the  presiding  Borough  at  sodi 
new  £1ection. 

Provided  always,  That  upon  the  issuing  of  Writts  of  Snmmons  for  tbe 
electing  of  a  Parliament,  if  any  Shire  or  Slewartry,  wherein  a  Boyal  Äm^ 
is  hath  not  then  a  Turn  or  Bight  to  elecl  a  Cummissioner  or  Knight  of  ÜR 
Shire  or  Slewartry  (ör  that  Pariiament,  that  then  it  shall  be  omillcd  oot  rf 
the  Writ,  dircclcd  to  such  Shcriff  or  Stewart,  to  cause  a  Knight  or  Commii- 
sioner  for  that  Shire  or  Stcwarlry  to  bc  elected  for  that  Parliament 

In  den  näclistfolgenden  Jahren  kamen  keine  wesentlichen  Aen- 
derungen  in  den  bürgerlichen  Rechten  für  die  privilegirten  Vniff- 
thanen  Grossbritaniens  vor,  abgerechnet  einige  kirchliche  Bedrückim- 
gen  gegen  die  Nonconformislen  (1711  und  1713)*),  die  imless  nur 
vorübergehend  waren  und  bereits  in  den  ersten  Regierungsjahren  König» 
Georgs  I.  (1719)  zurückgenommen  wurden  ♦♦).  Als  bemerkenswerth 
kann  indess  noch  hervorgehoben  werden,  dass  die  auf  Hochverralh  oder 
Verrath  und  Ungesetzhchkeit  (High-Treason,  or  Treason  and  Misprisioa) 
Angeklagten  eine  Erweiterung  ihrer  Berechtigung  in  Bezug  auf  die 
Geschworenen  und  Zeugen  erlangten,  indem  durch  eine  Parlament»- 
acte  aus  dem  J.  1708  „für  die  Verbesserung  der  Union  der  beiden 
Königreidie"  ***)  den  Verhafteten  \ erwilligt  wurde,  zehn  Tage  w 
der  gerichtlichen  Entscheidung  eine  Liste  der  Zeugen  und  der  JniJ 
mit  einer  Abschrill  der  Anklageacte  in  der  Gegenwart  von  zwei  oder 
mehreren  Zeugen  zu  erhalten. 

Aus  der  Regierung  Georgs  I.  (21.  Oct.  I7I4-f22.  Jun.  1727), 
mit  welchem  das  llaus  Hannover  in  Folge  des  unter  Nr.  X  aufgenom- 

V  ^n  Act  for  prcserving  the  Protestant  Religion,  abgedruckt  als  Char- 
ter Tl.,  10  Anna  in  Statutes  of  the  R.  voL  IX.  pg.  551-53,  und  An  Act  lo 
prevent  the  Grouth  of  Schism  an  for  the  further  Security  of  the  Churchü 
of  England  and  Ircland  as  by  Law  cstabtished,  abgedruckt  12  Anna,  Chaptit 
VII.  in  Stat.  of  th.  R.  vol.  IX.  1)15-17. 

V  Abgedruckt  als  5  Georg  I.  Chapter  IX. 

V  pfAn  Act  for  improving  the  Union  ofthe  Two  Kingdoms",  ahgedrud 
als  Chapter  XXI,  7  Anna  in  Statutes  of  th.  R.  vol  IX.  pg.  93—95. 
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ommissarien  siiid  zu  beauftragen,  lu  dner  WahlversammliiBg  in 
Flecken  zusammenzukommen,  welcher  den  Vorsitz  in  ihrem  be- 
czirke  führt  cindem  im  Auftrage  der  besagte  Vorsitzende  Flecken 
am  13.  Tage  nach  dem  Tage  des  Erlasses  im  Ausschreiben,  wenn 
if  den  Tag  des  Herrn  trifft,  der  gemeinhin  Sonnlag  genannt  wird, 
m  Falle  an  dem  nächstfolgenden  Tage«  um  dann  ihre  Bttrger- 
für  das  Parlament  zu  wählen,  und  der  Gemeindeschreiber  des 
ersitz  führenden  Fleckens  soll  unmittelbar  nach  der  Wahl  der 
50  erwählten  Person  an  den  SherifT  oder  Grafechaftsven*'allcr  der 
1er  des  Verwaltungsbezirks,  in  welchem  dieser  Vorsitzende  Flecken 
,  einsenden,  welcher  denselben  wiederum  seinem  königlichen 
1  beifügen  und  es  mit  demselben  an  die  Behörde  zurücksenden 
elcher  das  Ausschreiben  erlassen  ist.  Und  im  Falle  dass  eine  Er- 
Zeit der  Parlaments-Session  durch  den  Tod  oder  die  gesetzliche 
eines  Mitgliedes  sich  ereignen  sollte,  so  soll  ein  neues  Mitglied  in 
gewählt  werden,  in  voller  Uebereinstimmung  mit  dem  vorher  in 
bestimmten  Modus,  und  im  Falle,  dass  eine  solche  Erledigung  für 
litglied  aus  den  besagten  14  Classen  oder  Bezirken  der  genannten 
Flecken  einträte,  so  soll  derselbe  Flecken,  welcher  den  Vorsitz  bei 
'S  verstorbenen  oder  unfähig  gewordenen  Mitgliedes  führte,  auch 
V^orsilz  bei  dieser  neuen  Wahl  einnehmen, 
h  ist  festgesetzt,  dass  wenn  bei  dem  Erlasse  königlicher  Aus- 
r  Aufl'orderung  zu  Parlamentswahlen  in  irgend  einer  Grafschaft 
m\  Verwaltungsbezirke  ein  königlicher  Flecken  dann  nicht  im 
.  oder  das  Recht  hat,  einen  Commissarius  oder  einen  Ritter  der 
jer  dos  Verwaltungsbezirkes  für  dieses  Parlament  zu  wählen,  in 
dann  derselbe  im  königlichen  Ausschreiben  übergangen  werden 
an  den  betrelTenden  SherifT  oder  Grafschaftsverwal ter  zu  richten 
e  Wahl  eines  Ritters  oder  Commissarius  für  diese  Grafschaft  oder 
altungsbezirk  in  Bezug  auf  die  bevorstehenden  Parlamentswahlen 
;n. 


mdgesetzes  den  Thron  von  Grossbritanien  bestieg,  ist  nnr 
entsacle  über  die  siebenjährige  Dauer  der  Parlamente 
ben,  welche  einerseits  zwar  der  neuen  Dynastie  eine 
räftigung  gewährte,  sobald  sie  die  Majorität  mit  ihrem  ei- 
resse  zu  verbinden  vermochte,  anderseits  aber  auch  nicht 
erkennbare  Hindernisse  der  Regierung  entgegenstellte,  die 
r  durch  das  letzte  Mittel  der  königlichen  Gewalt,  dieAuf- 
Parlamintes  vor  Ablauf  der  Periode,  entfernt  werden 
Is  Haupthülfe  gegen  einen  zu  vorherrschenden  EinQuss  der 
uf  das  Parliimeiit  vermittelst  einer  geringenMajorität  gebrauch- 
hlor  das  Recht,  jedes  Milglied  des  Unterhauses,  das  zu  einer 
Stellung  gelangte  oder  bereits  in  derselben  zu  einem  hö- 
B  aufrückte,  oder  nur  von  dem  früheren  in  ein  anderes 
irde,  einer  neuen  Wahl  zu  unterwerfen,  wobei  die  Ent- 
jber  die  fernere  Verstärkung  der  ministeriellen  Majorität 
.'S  Mitglied  wie  natürlich  dem  Ausfall  der  Wahl  durch  die 
1  Wähler  anheimfiel. 
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X.III#  An  JLet  tmr  enlargliig  tbe  time  #f  CMitt 
naanee  of  ParUamente  ^  appolnted  by  mm  A« 
made  In  the  »iiMk  year  of  tlie  relgn  mt  Klag 
HTIlllani  and  Qneen  JUiury^  Intltnled^  An  Aii 
far  the  firequent  meetlng  and  ealllns  af  Pap* 

llaniente% 

A.  1715. 

^MFhereas  in  and  by  an  act  of  Parliament  made  in  the  sixlh  year  of  Ibe 
reign  of  their  late  majesties  King  William  and  Queen  Mary  (of  ever  hkmi 
memory)  intituled,  „An  Act  for  the  frequent  meeting  and  calling  of  pariia- 
ments:'*  it  was  among  other  things  enacted,  that  from  thenceforth  no  paifiih 
ment  whatsoever  that  sbould  at  any  time  then  after  be  called,  assembled,  or 
held,  should  have  any  continuance  longcr  than  for  three  years  only  at  tte 
furthest,  to  be  accounted  from  the  day  on  which  by  the  writ  of  summomth^ 
Said  parliament  should  be  appolnted  to  meet:  And  whereas  it  hasbeeDfonii 
by  experience,  that  the  said  clause  hath  proved  very  grievous  and  barthoh 
some,  by  occasioning  much  greater  and  more  continued  expences  in  onUf  tt 
elections  of  members  to  serve  in  parliament,  and  more  violent  and  lastiBg 
heats  and  animosities  among  the  subjects  of  this  realm,  than  were  e?er  knim 
before  the  said  clause  was  enacted;  and  the  said  provision,  if  it  should  €0i^ 
tinue,  may  probably  at  this  juncture,  when  a  restless  and  popish  faction  ut 
designing  and  endeavouring  to  renew  the  rebellion  within  this  Idngdom  and 
an  invasion  from  abroad,  be  destructive  to  the  peace  and  security  of  the  0IH 
vemment:  ße  it  cnacled  by  the  King's  most  excellent  Majesty,  by  and  vidi 
the  advice  ant  consent  of  the  lords  spirituall  and  temporall  and  commons  ii 
parliament  assembled,  and  by  the  authority  of  the  same,  that  this  preseii 
parliament  and  all  parliaments  that  shall  at  any  time  hereafler  be  called,  ai- 
sembled,  or  held,  shall  and  may  respectively  have  continuance  for  seven  yeiit 
and  no  longer,  to  be  accounted  from  the  day  on  which  by  the  writ  of  smi- 
mons  this  present  parliament  hath  been,  or  any  future  parliament  shall  Iw 
appointed  to  meet,  unless  this  present,  or  any  such  parliament  hereaftertobi 
summoned,  shall  be  sooner  dissolved  by  His  Majesty,  His  Heirs  or  Sucoeasooi 

Aus  der  drei  und  dreissigjährigen  Regierungszeit  Georgs  E 
(22.  Jun.  1727+25.  Oct.  1760),  in  welcher  die  letzten  Versuch 
der  männlichen  Linie  Stuart  den  Britischen  Thron  wieder  zu  hesMh 
gen  für  immer  beseitigt  wurden,  ist  kein  Grundgesetz  aufzufuhreoi 
das  wesentlich  die  politischen  Rechte  der  Briten  geändert  und  sid 
noch  jetzt  in  gültiger  Kraft  erhalten  hätte.  Aber  unter  der  langei 
Regierung  seines  Enkels")  Georg  III.  (25.  Oct.  1760+29.  Jtti 
1820),  für  welchen  aber  während  seiner  Gemüthskrankheit  derPrio; 

V  IHese  Acte,  bekannt  unter  dem  Namen  „The  Septennial  ÄUi^  id  SM 
2.  /.  Georg  L  Chapter  XXXVIIl,  abgedruckt  aus  Edg.  Taylor,  th€  Bm 
of  Rights  pg,  243-44.    Sie  ist  vom  Könige  sanctionirt  am  18.  Mai  1716. 

*V  Sein  Vater  Friedrich  Ludwig  war  als  Prinz  von  WäUs  UrH 
am  31.  März  1751  verstorben. 
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im.  Aete  snr  Terlftngemng  der  SEeltdaaer 
inr  PMrtemente^  wie  sie  dnreb  eine  Acte  ans 
imi  0ecli8teii  Reslerungiliahre  des  BLftnlss 
mUieliii  nnd  der  Kdiüsin  Maria  bestimmt 
mir,  die  den  Titel  fiUirte,  ,,Aete  für  die  hfta- 
■gere  Tersammliing  und  Beniftang  der  Par- 
lamente^^« 

Aus  dem  J.  1715. 

Dt  in  und  durch  eine  Parlamentsacte  aus  dem  sechsten  Regierungsjahre  der 

*n  Majestäten,  des  Königs  Wilhelm  und  der  Königin  Maria 
gesegneten  Andenkens),  die  den  Titel  ftkhrte  „Acte  für  die  häuflgere 
fcnmmlang  und  Berufung  der  Parlamente'*  unter  anderen  Dingen  festge- 
Kbt  wurde,  dass  kein  Parlament,  welches  auch  immer  zu  einer  Zeit  nachher 
iwamwen  berufen,  versammelt  oder  gehalten  werden  sollte,  keine  längere 
Dner  ab  hödistens  auf  drei  Jahre  haben  sollte,  gerechnet  von  dem  Tage,  an 
«ch^em  durch  die  Einladungsschreiben  das  besagte  Parlament  bestimmt  würde 
■dl  n  versammeln:  Und  da  es  durch  die  Erfahrung  befunden  ist,  dass  die 
femuite  Clausel  sich  als  sehr  drückend  und  lästig  bewährt  hat,  indem  es 
grinere  und  mehr  fortdauernde  Ausgaben  bei  der  Anordnung  zu  den  Wah- 
In  der  Pariaments-Mitglieder  veranlasste,  auch  heftigere  und  beschwerlichere 
BMler  nnd  Feindseeligkeiten  unter  den  Unterthanen  dieses  Königreichs  her- 
wrief,  ab  früher  bekannt  waren,  bevor  die  genannte  Clausel  festgesetzt 
varde;  und  dass  die  genannte  Festsetzung,  wenn  sie  länger  fortdauern  sollte, 
^ihrBchonlidi  in  diesen  Zeitläuften,  wenn  eine  unruhige  und  papistische  Fac- 
lioB  unternehmen  und  sich  bemühen  sollte  den  Aufstand  in  diesen  Königrei- 
fai  und  einen  Einfall  von  auswärts  zu  erneuem,  dann  für  den  Frieden  und 
db  Sicherheit  der  Regierung  zerstörend  sein  würde:  so  ist  von  des  Königs 
fadüaachtigster  Majestät  und  mit  Genehmigung  und  Zustimmung  der  im 
Mamente  versammelten  geistlichen  und  weltlichen  Lords  wie  der  Gemeinen 
■d  durch  die  Auctorität  derselben  festgesetzt,  dass  dies  gegenwärtige  Paria- 
int,  nnd  alle  Parlamente,  welche  zu  irgend  einer  Zeit  in  Zukunft  einberufen, 
Mianimelt  oder  gehalten  werden  sollen,  bezüglich  eine  Dauer  für  sieben 
hhre  haben  sollen  und  können,  und  nicht  länger,  gerechnet  von  dem  Tage, 
■  welchem  durch  das  Ausschreiben  der  Aufforderungen  dieses  gegenwärtige 
Nriament  seinen  Anlang  genommen  hat,  oder  ein  künftiges  Parlament  be- 
|tittnt  werden  soll  sich  zu  versammeln,  wofern  nicht  dieses  gegenwärtige  oder 
nnd  ein  solches  Parlament  in  Zukunft  früher  durch  seine  Majestät,  Seine 
Mn  oder  Nachfolger,  aufgelöst  werden  sollte. 

m  Wales  Georg  seit  dem  3.  Febr.  1811  als  Prinz-Regent  an  der 
^ßxG  der  Regierung  stand),  äusserte  die  sociale  Entwickelung  des 
iigeriichen  Lebens  und  der  öffentlichen  Meinung  einen  so  ent- 
eUedenen  Einfluss  auf  die  gesetzgebende  Gewalt ,  dass  zeitgemässe 
odemiigeQ  und  Reformeo  für  die  politische  und  kirchliche  Stel- 
Qg  der  Britischea  Staatsbiirger   durch  Parlamentsacte*)   getroffen 

V  Bwrch  dU  JHiserUing  Teacheft  RelUf  AcV*  aus  dem  J,  1719,  abge- 
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werden  mussten,  die  theils  die  Unkm  Irlands  mit  GrossbritanieD  1 
beiführten,  theils  die  Eroandpation  der  Katholiken  und  dne  wen 
mangeihafte  Vertretung  der  einzebien  TheUe  des  vereinigten  Kö 
reichs  anbahnten.  Doch  darf  ich  nach  dem  näheren  Zwecke  di< 
Sammlung  die  einzelnen  Pariamentsacte,  die  darüber  festgestellt  i 
hier  nicht  vollständig  aufnehmen,  weil  sie  durch  die  beiden  spati 
Grundgesetze  in  Bezug  auf  Emancipation  der  Katholiken  und  Refi 
vollständig  erledigt  und  überflüssig  geworden  sind.  Aber  die  Ui 
mit  Irland,  wodurch  das  Irische  Parlament  in  seiner  Selbstständig 
aufgelöst  und  nur  als  ein  durch  die  Zahl  seiner  Stimmen  eingeeoj 
Theil  dem  Parlamente  von  Grossbritanien  einverleibt  wurde,  hat  i 
fortdauernde  Einwirkung  auf  die  innere  Gestaltung  des  gesanuE 
politischen  Lebens  in  diesem  Reiche  geäussert,  und  zwar  mit  Je( 
folgenden  Jahrzehend  in  erweitertem  Maassstabe,  wobei  wir  die 
peal-Stürme  zur  Wiederauflösung  dieser  Union  ganz  ausser  Acht 
sen,  da  sie  doch  nur  mehr  Lärm  verursachen,  als  einen  wesentA 
Einfluss  auf  den  Gang  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  und  Ges 
gebung  ausüben.  Diese  Union  Grossbritaniens  mit  Irland,  besch 
nigt  durch  den  Fortgang  der  Französischen  Revolution,  und  di 
die  in  Folge  derselben  entstandenen  Verwickelungen  Irlands  in 
Französischen  Angelegenheiten  bei  dem  fortgesetzten  Kampfe  Gr 
britaniens  gegen  die  Revolution,  erfolgte  vermittelst  einer  Parlame 
acte  vom  2.  Juli  1800. 


druckt  als  St.  19.  George  IIL  Chaptcr  XLIV,  in  Taylor  B.  of  Ä. 
248—51.  umrde  die  Toleranz  in  Bezug  auf  die  Dissenter- Gemeinden  u 
ausgedehnt,  und  ihre  Lehrer  und  Prediger  von  aller  administraiixien  Vi 
gung  und  Beahndung  befreit.  Sie  wurden  nur  verpflichtet  nachfolgende» 
XU  beschicören  und  zu  unterschreiben:  „ich  N.  N.  erkläre  feierlich  in 
Gegenwart  des  allmächtigen  Gottes,  dass  ich  ein  Christ  und  Protesiani 
und  dass  ich  glaube,  dass  die  Schriften  des  Alten  und  Neuen  Testam^ 
wie  sie  gemeiniglich  unter  den  Protestantischen  Kirchen  aufgenommen 
den  geojfenbarten  Willen  Gottes  enthalten,  und  dass  ich  dieselben  oL 
Bichtschnur  für  meine  Religionslehre  und  meine  religiöse  Ilandlungsweisi 
nehme**.  Alle  Dissenters^  die  diesen  Eid  abgeleistet,  wurden  dadurch  befi 
ungehindert  den  Unterricht  der  Jugend  übernehmen  zu  dürfen,  und  überl 
alle  diejenigen  Stellen  einzunehmen,  die  nicht  ausdrücklich  für  die  Mitgi 
der  Englischen  Kirche  vorbehalten  waren.  —  Für  die  politische  Stelku 
noch  die  Libell-Acte  aus  dem  J.  1792  bemerkenswerth,  „An  Act  to  rt 
doubts  respecting  the  Functions  of  Juries  in  cases  of  Libel  *\  abgedrudi 
St.  32.  George  IIL  Chapter  LX.  bei  Taylor  B.  of  R.  pg.  247—48, 
welche  die  Zweifel  über  die  Functionen  der  Jury  in  den  politischen  . 
Processen  erledigt  wurden,  indem  dieselben  zu  dem  vollkommen  gleich) 
gen  Verfahren  hiefür,  wie  in  allen  anderen  Criminalßüen,  angewiesen  w\ 
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UnF#   IMe  IJal^iiMicte  Kwi«elien  Cirembrltai- 

alen  imd  Irland» 

ATIS  d.  J.  1800«) 

Da  für  das  Wohl  und  die  Sicherheit  Grofishritanieos  und  Irlands  und 

r  die  Befestigung  der  Stärke,  Macht  und  flülfequellen  des  Britischen  Reichs 

eignet  erscheint,  solche  Massregeln  zu  ergreifen,  welche  für  die  angemes- 

osten  erachtet  werden,  diese  heiden  Königreiche  Grosshritanien  und  Irland 

ein  einziges  zu  vereinigen,  in  der  Art  und  unter  den  Bedingungen,  welche 

lieh  die  Acte  der  betreffenden  Parlamente  von  Grosshritanien  und  Irland 

ordnet  sind. 

Artikel  L 

So  ist  festgesetzt,  dass  zur  Hersteilung  einer  Union  auf  der  Grundlage, 

e  auf  den  Beschlüssen  der  beiden  Häuser  des  Parlamentes  von  Grossbrita- 

ien  beruht,  und  auf  Befehl  Seiner  Majestät  in  der  an  das  Irische  Parlament 

ircfa  Seine  £xcellenz  den  Lord -Statthalter  gesandten  Botschaft  mitgetheilt 

t,  geeignet  erscheint  als  ersten  Artikel  der  Union  vorzuschlagen,   dass  die 

ÜBigreiche  Grosshritanien  und  Irland  vom  ersten  Tage  des  Januarmonats  im 

ihre  IH)1  für  immer  zu  einem  einzigen  Königreiche  vereinigt  sein  sollen, 

•dPdass  die  Form  des  königlichen  Titels  sowie  die  der  Reichskrone  des  Kö- 

igreichs  und  den  davon  abhängenden  Besitzungen  angehörenden  Titel,  eben 

D  auch  die  Wappen,  die  Flaggen  und  Fahnen  von*  solcher  Beschaffenheit  sein 

oDen,  wie  es  Seiner  Majestät  gefallen  wird,   dieselben  in  einer  königlichen, 

Bit  dem  grossen  Siegel  des  vereinigten  Königreichs  besiegelten  Prodamation 

D  bestinunen* 

Artikel  U. 

Es  ist  femer  festgesetzt,  dass  zu  demselben  Endzwecke  der  Vorschlag 

Br  geeignet  erscheint,  dass  die  Nachfolge  zu  der  kaiserlichen  Krone  des  ver- 

inigten  Reichs  und  der  davon  abhängenden  Besitzungen  in  Uebereinstim- 

BQDg  mit  den  bestehenden  Gesetzen  und  Formen  der  Union  zwischen  England 

ind  Schottland  geordnet  werden  soll. 

ArUkel  HL 
Es  ist  festgesetzt,  dass  vorgeschlagen  werden  soll,  dass  das  besagte  ver- 
inigte  Kom'greich  in  einem  einzigen   und   demselben  Parlamente  vertreten 
verde,  welches  man  das  Parlament  des  vereinigten  Köm'greichs  von  Gross- 
iritanien  und  Irland  nennen  wird. 

Artikel  IV. 

Es  ist  festgesetzt  vorgeschlagen  zu  werden,  dass  als  Peers  von  Irland, 

ran  der  Zeit  der  Union  ab,   vier  geistliche  Lords  nach  der  Reihenfolge  der 

Session  und  28  weltliche  Peers  in  dem  Hause  der  Lords  sitzen  und  Stimme 

Mbren  werden,  und  dass  100  Vertreter  der  Gemeinen**},  nämlich  je  2  für  jede 


V  Ich  liefere  von  denelben  nur  die  Deutsche  üehereetzung,  da  die  Acte 
tekn  allgemeinen  Rechte  enthält  und  nur  die  administrative  Vereinigung  und 
fkbertragung  Englischer  Rechte  auf  Irland  feststellt.  Eine  Französische  (Jeher- 
mtnmg  derselben  ist  bei  Dufau  Collect  d.  ConsU  L  p^r.  414—19.  Eine  recht 
kachUnswerthe  Abhandlung  über  diese  Union  liefert  Genx  polit.  Journal, 
Uirg.  I80a  pg.  449-710. 

*V  Unter  den  Irländischen  Mitgliedern  konnten  20  ßr  das  erste  verei- 
^igU  Parlament  die  Aemter  der  Regierung  behalten,  ohne  netten  Wahlen  Mn- 
kncorfen  zu  sein.  Der  Grafschaften  in  Irland  giebt  ef  dl>  also  62  Graf- 
idULfU-Mitglieder, 

12* 
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«mlMiall,  3  Ar  die  StM  IHibKri,  2  Ar  dfe  Sitdt  Cerir,  1  JM  ^e  d^^ÜK 
zu  Dublin,  und  je  1  für  eiDe  jede  der  d9  anfesehcDsten  Städte  und  Flecken, 
Irland  in  dem  Hause  der  Gemeinen  des  Parlamentes  des  vereinigten  R9m^ 
reichs  vertreten  sollen:  dass  einem  jeden  Besitzer  der  Flecken,  weldie  3iit 
Privilegien  für  den  Zutritt  zum  Parlament  verlieren  werden,  ^Is  EnlMhädignog 
die  SuAmie  von  15,000  Pfd.  Sterling  gezahlt  werden  sollte.     Dass  das  hirii- 
ment  von  Irland  noch  vor  der  Union  den  Modus  ordnen  soll,  nach  wdctai 
die  geistlichen  Lords,   die  weltlichcTi  Peers  und  die  Vertreter  der  GeflieiBeii, 
welche  bestimmt  sein  werden  in  dem  Parlamente  des  vereinigten  K5nigreiils 
ihren  Sitz  einzunehmen,  zu  dem  besagten  Partamebte  einberufen  werdeA  mÄ- 
len.   Dass  diese  Bestimmungen  als  ein  Theil  der  Union  betrachtet  und  in  da 
bezüglichen  Parlamentsacten  mitbegriffen  werden  sollen,  durch  welche  die  Iw- 
sagte  Union  genehmigt  und  eingerichtet  werden  soll.    Dass  alle  Anfr^en  in 
Bezug  auf  die  Wahl  der  Peers  von  Irland  für  das  vereinigte  Parlament  in 
demselben  durch  das  Haus  der  Lords  entschieden  werden  sollen,  und  dasi  aOe 
Male,  wo  Gleichheit  der  Stimmen  bei  den  Wahlen  stattfinden  sollte»  die  Ni- 
men  der  Peers,  welche  diese  Gleichheit  haben  werden,  auf  gleiche  PqiierKtld 
geschrieben  und  in  einer  Glasvase  eingeschlossen   werden  sollen:  der  tw, 
dessen  Name  zuerst  durch  den  Schreiber  des  Hauses  aus  der  Vase  goiogeD 
wird,  soll  der  erwählte  sein.    Dass  ein  Peer  von  Irland  nicht  gewählt  werdn 
kann ,  um  eine  Grafschaft,  eine  Stadt  oder  einen  Flecken  von  Grossbritainai 
in  dem  Hause  der  Gemeinen  des  vereinigten  Parlamentes  zu  vertretoi,  A 
nur  unter  der  Bedingung,  dass  er,  so  lange  er  in  dem  Hause  der  Gemeinca 
einen  Sitz  einnehmen  wird,  weder  wählbar  noch  Wahler  sein  kann  fOr  das 
Haus  der  Peers  von  Seiten  Irlands   und  dass  über  ihn  geurtheilt  werden  soÄ. 
wie  über  ein  Mitglied  des  Hauses  der  Gemeinen,  wenn  er  sich  in  eine  ge- 
richtliche Untersuchung  verwickelt  fände.     Dass  5eine  Majestät  und  Un 
Nachfolger  das  Recht  haben  sollen  Peers  ftlr  Irland  zu  erwählen,  jedoch  m, 
dass  die  Zahl  der  Peers  nicht  diejenige  übersteigen  darf,  welche  am  I.  Januar 
1801  bestand;  und  dass  man  nur  einen  Peer  erwählen  dürfe,  wenn  eine  1^ 
rie  während  eines  Jahres  erledigt  gestanden  hätte,   ohne  dass  sich  Jemaad 
eingefunden,  um  sie  als  Erbschaft  in  Anspruch  zu  nehmen,  indem  dann  der 
Titel  als  erloschen  zu  betrachten  wäre:  aber  wenn  sich  in  der  Folge  ein  wm 
Ansprüche  Berechtigter  meldete,   dessen  Ansprüche  als  begründet  befandet 
würden,   so  sollte  sein  Anspruch  anerkannt  werden,  und  man  würde  diDB 
nicht  einen  neuen  Titel  ernennen  können,  um  denjenigen  zu  ersetzen,  welcher 
als  vernichtet  gelten  sollte  vor  der  besagten  Reclamation.     Dass  alle  zmM- 
hafte  Fragen,  die  Wahlen  der  Vertreter  von  Irland  in  dem  Hause  der  Genei- 
nen  des  vereinigten  Parlaments  betrefllend,   auf  dieselbe  Weise  entschiedai 
werden  sollen,  als  für  die  Repräsentanten  von  Grossbritanien,  indem  nuinj^ 
doch  auf  die  Local- Verhältnisse  dabei  Rücksicht  nimmt:  dass  die  BedingungeB 
und  Erfordernisse,  welche  für  die  Stellung  eines  Vertreters  im  Hause  der  Ge 
meinen  verlangt  werden,  dieselben  für  Irland  mie  fllr  Grossbritanieta  ^in  loB- 
ten.    Dass  sobald  Seine  Majestät,  Seine  Erben  oder  Nachfolger  ihr  GdÜlen 
ericlären  sollten,   das  erste  vereinigte  Parlament  der  beiden  Könlgrddie  n 
halten,   oder  ein  jedes  andere  in  der  Zukunft,  eine  könig^idie  ProdamafioDi 
besfegelt  mit  dem  grossen  Siegel  des  vereinigten  Königreichs,  an  die  4  gdil* 
liehen  Lords,  an  die  28  welllichen  Peers  und  an  die  100  Mitglieder  des  Ha^ 
ses  der  Gemeinen  gerichtet  werden  sollte,  um  sich  zum  vereinigteil  Parlamenle 
zu  begeben,  in  der  Art,  welche  durch  eine  Acte  der  gegenwärtigen  Session 
geregelt  werden  soll:  und  dass,  wenn  Seine  Majestät  den  1.  Januar,  oder  Hoch 
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foäof^  dluwb  ein  mit  dem  groasen  Siegel  ran  Graasbriteiiieii  betiegeltes  Aus- 
«Mbcn  cridifte.  datt  et  ihm  aDgemessen  erschiene»  dass  die  Mitglieder  der 
gegniwirtigen  Sesnon  des  Parlamentes  von  Grossbrilanien  luglcich  dieMitglie- 
ier  d»  eiaten  Pariamentes  des  vereinigten  Königreichs  sein  sollten  fttr  Gross- 
irilanieii,  dann  die  das  gegeawärtige  Parlament  bildenden  Mitglieder  als  die 
l^ertreter  Grossbritaniens  in  dem  ersten  Parlamente  des  vereinigten  König- 
mhs  anerkannt  sein  sollten.  Und  dass,  sowie  Seine  Majestät  dieses  erste 
tehment  iUr  einen  vun  ihm  bestimmten  Tag  oder  Ort  zusammeqmfen  wird, 
Kn  Tier  geistlichen  Lords,  die  28  weltlichen  Peers  nnd  die  100  Vertreter  der 
Scmeinen  lu  dem  besagten  Parlamente  gesandt  werden  und  sich  mit  den 
IGlgKedem,  welche  Groasbritanien  vertreten  werden,  in  ihren  betreffenden 
Biasenn  vereinigen  sollen.  Dieses  Parlament  soll  aber  nur  soviel  Zeit  dauern 
icfinnen»  als  das  gegenwärtige  Parlament  von  Grossbrilanien  gedauert  haben 
«iirde^  wenn  die  Union  nicht  stattgefunden  hätte:  nichtsdestow^ger  würde 
Seine  M^estät  es  auch  noch  vorher  auflösen  können.  Dass  die  Lords  und  die 
Veitreter  der  Gemeinen  an  dieselben  Eide  und  Erklärungen  gebunden  sind, 
welche  das  Geseta  gegenwärtig  dem  Parlamente  von  Grossbritanien  vorschreibt, 
bis  tes  vom  Parlamente  des  vereinigten  Reichs  dariUier  anderweitig  beschlos- 
i|B  ifin  sollte.  Dass  die  4  geistlichen  Lords,  die  28  weltlichen  Peers  und  die 
MS  Mitglieder  der  Gemeinen  ftir  Irland  dieselben  Privil^en  geniessen  sollen^ 
ab  die  Peers  und  die  Mltgüeder  der  Gemeinen  von  Grossbritanien:  dass  die  ger 
nuiten  Lords  oder  Peers,  wenn  einer  oder  mehrere  von  ihnen  in  den  Fall 
Iwnen  sollten  in  eine  gerichtliche  Untersuchung  zu  gerathen,  auf  dieselbe 
WdM  msammenberufen  werden  und  Air  die  Aburtheilung  selbst  dieselben 
MnogaliTe  haben  sollen,  wie  die  anderen  Peers  des  vereinigten  Reichs.  Dass 
is  geistlichen  Lords  von  Irland  und  ihre  Nachfolger  den  Rang  und  den  Yor- 
Wg  anmittelbar  nach  den  geistlichen  Lords  von  Grossbritanien  haben  sollen, 
db  mn  demselben  Stande  und  Grade  sind;  dass  es  auf  dieselbe  Weise  bei 
dm  weltlieiien  Peefs  stafttGndcn  soll,  und  dass  sie  ihren  Rang  vor  denjenigen 
Bicn  einnehmen  sollen,  die  nach  der  Union  von  Grossbritanien  ernannt  wur- 
4m:  «ndSch  dass  sie  durchaus  dieselben  Privilegien  gemessen»  und  dass  der 
lang  der  für  Irland  nach  der  Union  ernannten  Peers  sich  nach  dem  Datum 
iMer  Peeo-Er^nnung  regeln  wird. 

Artikel  V. 

£f  ist  festgesetzt  vorgeschlagen  zu  werden,  dass  die  Kirche  von  England 
lad  die  von  Irland*)  in  eine  einzige  vereinigt  werden  sollen;  dass  die  Erzbi- 
ldi%>  Bischöfe  und  Prediger  von  England  und  Irland  zusammengerulSen  wer- 
ün  und  von  Zeit  zu  Zeit  sich  versammeln  können,  in  Uebereinstimmung  mit 
^nilbr  die  Kirche  von  England  bestehenden  Vorschriften:  dass  die  Lehre, 
tt  Gottesdienst  und  die  Kirchenzucht  der  vereinigten  Kirche  durch  die  An- 
iidaungen  anirecht  erhalten  werden  sollen,  welche  gegenwärtig  für  die  Kirche 
m  England  festgesetzt  sind;  und  dass  die  Kirche  von  Schottland  in  ihrem 
GflUeMÜenste,  ihrer  Lehre  und  ihrer  Kirchenzucht  nach  den  lür  die  Kirche 
IK  Schottland  festgestellten  Gesetzen  erhalten  werde. 

Artikel  VL 

Es  ist  festgesetzt  vorgeschlagen  zu  werden:  1)  dass  die  Unterthanen 
Majestät  in  Grossbritanien  und  in  Irland  von  dem  1.  Jap.  1801  ab  und 
ilder  Folgezeit  berufen  sein  sollen,  ganz  dieselben  Privilegien  und  VerglUi- 
ifiguigen  zu  geniessen,  für  dieselben  Gegenstände,  Producte  des  Bodens,  der 

V  WiAtcerstanden  ist  hier  n^r  v(m  der  Pro^stantiicbm  Kird^  die  A^di . 
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Industrie  oder  der  ManDfactnren  in  aflen  Hafenplätien  und  an  aDenOrtidiaf' 
ten  des  vereinigten  Königreichs  oder  der  von  ihm  abhüngenden  BesitnuigaL 
Eben  so  sollen  in  allen  Verträgen ,  welche  durch  Seine  Majestät  oder  dud 
Seine  Erben  mit  fremden  Mächten  geschlossen  werden.  Seine  Dnterthanen  fn 
Irland  zu  denselben  Privilegien  als  diejenigen  von  Grossbritanien  berufen  lea 
und  auf  demselben  Fnsse  stehen« 

2)  Dass  von  demselben  Tage  zu  rechnen,  nämlich  vom  1.  lan.  1801  ab» 
alle  Verhinderungs-Maassregeln  und  alle  Gebühren  von  der  Ausfuhr  der  h^ 
ducte  des  Bodens,  der  Industrie  und  der  Bfanufacturen  aus  dem  einen  in  dm 
andere  Königreich  aufhören,  und  dass  die  genannten  Gegenstände  in  Zukunft 
aus  einem  der  beiden  Länder  in  das  andere  ausgeführt  werden  können,  obae 
irgend  welche  Gebühmisse  zu  zahlen. 

3)  Dass  alle  diejenigen  (xegenstände,  welche  unter  den  hier  «ufgefBlu^ 
ten  sich  nicht  beflnden,  als  besonderen  Abgaben  unterworfen,  in  Zukunft  M 
einem  der  beiden  Länder  in  das  andere  frei  von  allen  Abgaben  eingefUut 
werden  sollen,  ausser  von  einer  Ausgleichungs-Abgabe  (Gountervailing),  ine 
sie  in  der  diesem  Artikel  beigefügten  Schedula  No.  L*)  angegeben  ist,  vid 
dass  die  darauf  aufgeführten  Gegenstände  während  20  Jahre  (von  der  Daifla 
ab  zu  rechnen)  denjenigen  Abgaben  unterworfen  bleiben  sollen,  weldie  ia 
der  diesem  Artikel  beigefügten  Schedula  No.  2.**)  näher  bezeichnet  sind:  dieie 
Gegenstände  sind  Kleider,  verarbeitete  Metallwaaren  u.  s.  w, 

ArÜkel  VIL 
Es  ist  festgesetzt  vorgeschlagen  zu  werden,  dass  die  Geldsummen,  wdd» 
sich  aus  der  Bezahlung  der  Zinsen  des  Tilgungsfonds  (Sinking  fiind)  ergebei, 
zur  Verminderung  des  Hauptstocks  der  in  beiden  Königreichen  vor  der  Unioii 
Contrahirten  öffentlichen  Schuld,  fortdauernd  getrennt  für  Grossbritanien  und 
Irland,  jede  für  den  sie  betreffenden  Antheil  verwaltet  werden  sollen:  Dm 
für  die  Dauer  von  20  Jahren,  von  der  Union  ab  zu  rechnen,  die  Auflagn 
von  Grossbritanien  und  Irland  für  die  jährlichen  Ausgaben  in  dem  eboh 
massigen  Verhältnisse  von  fünfzehn  Siebzehntheilen  ('Vit)  für  Grossbritanioi 
und  zwei  Siebzehntheilen  (%y)  fiir  Irland  gezahlt  werden  sollen.  Dass  naeb 
dem  Ablaufe  dieses  Zeitraums  von  20  Jahren  die  künftigen  Ausgaben  dtf 
vereinigten  Königreichs,  eben  so  wie  die  Zinsen  und  Steuern  für  die  vor  der 
Union  contrahirte  öffentliche  Schuld,  in  einem  Verhältnisse  gezahlt  werda 
sollen,  wie  das  vereinigte  Parlament  für  angemessen  erachten  wird,  nachdem 
man  eine  Vergleichung  des  wirklichen  Werthes  der  Einfuhr  und  der  Ausfobr 
in  den  beiden  Ländern  nach  einer  Schätzung  der  Preise  in  den  der  RerisisB 
unmittelbar  vorangegangenen  drei  Jahren  angestellt  hat:  oder  nachdem  nm 
eine  Vergleichung  der  Gonsumtion  der  Quantitäten  der  nachfolgöiden  Gegen* 
stände  während  der  letzten  drei  Jahre  gemacht  hat;  diese  Gegenstände  sini 
Bier,  Branntwein,  Wein,  Thee,  Taback,  Malz,  Salz  und  Leder:  oder  nach  dai 
Resultate  aus  diesen  beiden  Vergleichungen,  zusammengehalten  mit  dem  Be» 
trage  der  Einkünfte  in  einem  jeden  der  beiden  Länder,  wenn  man  den  Belüg 
einer  allgemeinen  Steuer  während  desselben  Zeitraums  von  Jahroi  und  dsi 
der  besonderen  Auflagen  von  den  oben   genannten  Gegenständen  (Ür  den 


V  Da  der  in  diesem  Vertrage  bestimmte  Zeitraum  bereits  abgeUm^ti^ 
ist,  und  diese  Abgaben  nicht  mehr  gezahlt  werden,  so  habe  ich  die  5dUMl 
ausgelassen. 

**J  Aus  dem  in  der  vorstehenden  Anmerkung  bezeichneten  Grtmäi  ii 
hier  auch  die  Schedula  No,  2.  ausgelassen. 
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Zeitraum,  sollte  man  dieselben  beiiubehalten  für  geeignet  erachten, 
inseitigen  Schätzung  zieht.  Und  dass  das  Parlament  des  Tereim'gten 
ichs  in  der  Folge  auf  gleiche  Weise  Terfahren  soll,  die  genannten  Vor- 
nadi  denselben  Regeln  zu  revidiren  und  fest  zu  stellen,  in  Zeiträumen 
istens  20  Jahre  und  mindestens  7  Jahre  von  einander  entfernt  liegen, 
mindestens  vor  Ablauf  Ton  20  Jahren,  aber  immer  nach  dem  1.  Jan. 
s  vereinigte  Parlament  zu  erklären  hat,  dass  die  allgemeinen  Ausgaben 
:hs  ohne  Unterschied  durch  gleichmässige  Steuern  aufgebracht  werden 
[ie  auf  Gegenstände  derselben  Gattung  in  den  beiden  Ländern  zu  legen 
SS  um  diesen  Ausgaben  zu  genügen,  die  Einkünfte  vun  Irland  in  Zu- 
nen  consolidirten  Fond  bilden  werden,  für  welchen  sogleich  die  eben- 
1  Auflagen  zum  Yortheile  der  tilgbaren  öffentlichen  Schuld  haf- 
den,  und  dass  der  Ueberrest  davon  verwandt  werden  soll,  um  den 
T  allgemeinen  Ausgaben  für  beide  Länder  zu  befriedigen,  für  welchen 
nch  verpflichtet  sein  wird.  Dass  diese  Steuern  in  den  beiden  Län- 
rmittelst  Auflagen  erhoben  werden  sullen,  welche  das  Parlament  des 
ten  Königreichs  festzusetzen  für  geeignet  eraditen  wird;  dass  der 
hnss  der  Einkünfte  von  Irland  an  dem  Ende  jedes  Jahres,  die  Zinsen, 
ung  der  öffentlichen  Schuld  und  die  dazu  gehörige  Verhältnisssumme 
Steuern,  endlich  die  besonderen  Abgaben,  welche  für  Irland  zu  lei- 
j,  durch  das  Parlament  nach  dem  eigenthümlichen  Herkommen  in 
nr  Verwendung  bestimmt  werden  sollen.  Dass  alles  Geld,  weldies  in 
^  auf  dem  Wege  einer  Anleihe  während  des  Friedens  und  während 
^es  für  den  Dienst  des  vereinigten  Königreichs  aufgebracht  werden 
eine  zur  öffentlichen  Schuld  hinzugefügte  Vermehrung  betrachtet  wer- 
id  die  dafür  durch  beide  Länder  au&ubringenden  Abgaben  in  dem 
lisse  ihrer  gegenseitigen  Beisteuern  bestimmt  werden  sollen.  Und 
Qn  dereinst  in  Zukunft  die  besonderen  Schulden  eines  Jeden  KÖnig- 
ezahlt,  oder  der  Werthbetrag  dieser  beiderseitigen  Schulden  in  dem- 
Terhältnisse  als  ihre  Beisteuer  sich  befinden,  oder  dass  mindestens  der 
orag  nidit  grösser  als  ein  Procent  sein  sollte,  und  wenn  das  vereinigte 
nt  für  gut  halten  sollte,  dass  die  beiden  Länder  für  die  Zukunft  ihre 
ohne  Unterschied  durch  gleichmässig  festgesetzte  Abgaben  von  den 
Inden  derselben  Gattung  aufzubringen  haben,  so  soll  von  diesem 
cte  ab  es  nicht  weiter  nothwendig  sein,  die  Besteuerung  des  einen  oder 
eren  Landes  nach  einem  specificirten  Maassstabe  oder  nach  den  oben 
rten  Yorschriflen  zu  regeln. 

Artikel  VIIF. 
s  ist  festgesetzt  vorgeschlagen  zu  werden,  dass  alle  Gesetze,  die  zur 
Union  in  Kraft  stehen  und  alle  Gerichtshöfe  der  weltlichen  und  geist- 
rerichtsbarkeit  in  der  Gestalt  verbleiben,  in  weldier  sie  sich  gegen- 
»efinden,  und  allein  den  Veränderungen  oder  Anordnungen  unterwor- 
,  welche  das  Parlament  des  vereinigten  Königreichs  von  Zeit  zu  Zeit 
len  für  nöthig  erachten  wird« 

I  dem  letzten  Jahrzehend  der  Begierungsperiode  Georgs  IIL, 
elmehr  in  den  ersten  Jahren  der  Verwaltung  des  Prinz-Be- 
GSeorg,  erforderten  die  immer  mehr  im  Parlamente  sich  künd- 
en Grundsätze  der  religiösen  Toleranz,  dass  durch  einzelne 
;ntsacte  die  noch  für  die  nicht-katholischen  Christen  bestehen- 
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den  Schranken   angehoben  worden.    So  erhielt  im  J.    1812^  eine 
Acte*)  die  königliche  Genehmigung,  „um   gewisse  Acte  miftokebfl» 
und  andere  Acte  zu  verbessern  in  Bezug  auf  den  Gottesdienst  und 
religiöse  Versammlungen  und  die  in  denselben  lehrenden  oder  predigen* 
den  Personen**.    Durch  diese  Acte  wurden  die  früheren  PerieoMOtSp 
acte  gegen  die  Nonconformisten  aus  dem  14.,    17.  und  32  B&- 
gierungsjahre  des  Königs  Carl  II.  zurückgenommen.    AUe  CoDTentt- 
kel  und  religiöse  Versammlungen  von  Protestanten   (d.  h.  solche  Iii 
denen  über  20  Personen  ausser  den  Hausgenossen  desjenigeo»  dar  & 
Versammhingen  halt)  werden  durch  das  Gesetz  geschützt,  wen»  di» 
religiösen  Versammlungen  dem  betreffenden  Bischöfe  odor  ArcbidtaeeMS 
des  Sprengeis  oder  den  Friedensrichtern  in  ordentlicher  Weise  mge- 
zeigt,  und  darüber  von  diesen  ein  CertiGcat  ausgestellt  wird,  die  rft>     | 
ligiösen  Versammlungen  selbst  aber  nicht  bei  verschlosseneo  TbwK     j 
gehalten  werden.    Die  dazu  gehörenden  Personen  haben   dieaeta     'i 
Eide  zu  leisten,  die  in  der  oben  angeführten  Pariamontsacte  9m  im     i 
10.  Regierungsjahre  Georges  III.  für  die  Dissenters   festgestellt  äni 
und  werden  dann  zu  denselben  Berechtigungen  zugelassen»  wie  jen^ 
bn  darauf  folgenden  Jahre  (1813)  wurden  auch  die  Pariamentaptfi 
gegen  die  Uni  tarier  aus  dem  ersten  und  zehnten  Regieniiigi|fifaie 
des  Königs  Wilhelm  III.  für  England  und   aus   den  beideB   erski 
Parlamentsversammlungen  der  Könige  Carl  IL  und  Wilbebn  IIL  üf 
Schottland  ausdrücklich  durch  die  »Unitarian  Belief  Act*"**}  aufgehobea    J 
So  war  der  Boden  vorbereitet,  auf  welchem  unter  der  Regj»-    ^ 
rung  Georg's  IV.    (29.  Jan.  1820+26.  Jun.  1830)   der   entiekli- 
dende  Kampf  über  die  Emancipation  der  Römischen  Katho- 
liken und  ihre  Gleichstellung  in   den  bürgerlichen  Rechten  daidfr 
geführt  werden  sollte.    Nachdem  die  früheren  Versuche»   theilveipi 
die  Katholiken  zu  grösserer  Berechtigung  in  ihrer   politiachea  Stak  j 
hing,  wie  z.  B.  durch  die  Aufiiahme  der  Katholischen  Peers  in  M 
Oberhaus,  gelangen  zu  lassen***),  gescheitert  waren,  eine  Maforilit  Ü    j 
Unterhause  aber  sich  bereits  für  diese  Angelegenheit  gebildet  hatten    i 
wurde  auch  der  Widerstand  des  Oberhauses  schwächer.   Die  inneif  .-; 
Gehrung  Irlands,  durch  den  Kathol  ischen  Verein  gelotet»  BriM  'i 
einen  so  drohenden  Charakter   an,  dass  selbst  Wellington,   dNUk    A 
das  leitende  Organ  der  Tones,  verzweifelte,  den  Bürgerkrieg  fbtk     j 
Gleichstellung  der  Katholiken  in  den  politischen  Rechten  langer  auf^    -. 

V  Abgedruckt  als  „Toleration  Amendment  Act",  92  Gearff  HL  Ck^gL  i 
CLV.  in  Taylor  the  B.  of  R,  pg.  252-58.  t 

*V  Abgednuski  bH  Taylor  the  B.  of  R.  p.  251-^  ^AeU  jw  MMr  | 
iMi^  der  Pertonen,  welche  die  Lehre  von  der  heiligen  Dreieini(ßuU  lfcü||nffOL  ^ 
von  getciuen  Straßestimmungen**. 

**V  ygl  m^n  Handbuch  der  SiaaUkunde,  Thl  IL  S.  W1-1KL 
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lMJt6h  ta  können.  Es  erschien  daher  zweckmässiger»  wenn  die  Re- 
giermig  selbst,  (fie  es  bis  dahin  streng  Termieden  hatte,  als  soldie 
■eh  bei  der  Katholiken-Frage  zu  betbeih'g^i  die  Initiative  ergrifiTe, 
nai  mJndeitelis  die  Leitung  der  so  bedeutsamen  Umgestaltung  der 
inneren  Politik  in  den  Händen  zu  behalten.  Als  daher  der  Herzog 
Wellington  am  28.  Jan.  1828  als  Premierminister  an  die  Spitze  der 
Staatsverwaltung  trat,  gab  er  die  oflene  Erklärung  ab,  dass  die  Re- 
I^MI^g  Mt  den  immer  mehr  gesteigerten  Unruhen  in  Irland  nach- 
gebe wolle,  um  einer  grosseren  Gefahr  vorzubeugen.  Man  hoffte 
BDch  mit  der  Aufhebung  der  Testacte  vom  J.  1673  durchzu- 
kommen. IxMrd  John  RusseU's  Bill  zu  ihrer  Aufhebung  ging  im  Fe- 
iMar  1828  mit  entschiedener  Majorität  im  Unterhause  durch,  und 
ttftieit  nach  Wellington's  veränderter  Stellung  in  dieser  Angelegen- 
liat  auch  die  Majorität  im  Oberbause,  worauf  die  königliche  Geneb- 
■ligBiig  am  28.  April  1828  erfolgte*),  welche  Acte  gemeinhin  ab 
jSicrameiitai  Test  Repeal**  bezeichnet  wird.  Man  vermeinte  damit  f&r 
eiie  Zeit  lang  völlige  Beruhigung  gegeben  zu  haben;  aber  noch  in 
dcMdben  Parlamentsversammlung  erneuerten  sich  die  Anträge  iiber 
die  ganzlidie  Emancipation  der  Katholiken.  Burdett's  Bill  vom  8.  Mai 
IffiS  über  die  völ^ge  Gleichstellung  der  Katholiken,  auch  für  die 
Mite  in  Bezog  auf  das  Kirchenwesen  und  den  ungemeinen  Zutritt 
tmn  Parlamente,  ging  im  Unterhause  schon  mit  einer  Majorität  von 
B  SiAimen  durch,  wurde  jedoch  im  Oberbause  am  10.  Jun.  1828 
uä  einer  Mqorität  von  44  Stimmen  verworfen. 

Aber  die  Unzufriedenheit  darüber  stieg  in  Irland  sofort  auf 
in  iioduten  Punkt,  Wellmgton  überzeugte  sich  von  der  Bedeutsam- 
keit der  Gefahr,  die  für  den  gesammten  Staat  aus  diesem  inneren 
Zwiste  hervor  zu  gehen  drohte,  und  deshalb  benutzte  er  seinen  Ein- 

auf  Köfflg  Georg  IV.,  um  auch  noch  weiter  der  Regierung 
die  Initiative  in  dieser  bedeutsamen  Angelegenheit  überneh» 
pBä  M  lassen.  Robert  Peel,  damals  Minister -Staatssecretär  für  die 
ItteMn  Angelegenheiten,  stimmte  ihm  hierin  völlig  bei  und  brachte 
selbst  im  Februar  1820  die  Emancipations  -  Bill  in  das  Haus  der  Ge- 
WBOfUL  Jetzt  war  die  glückliche  Durchführung  dieser  Bill  in  beiden 
kvlibik  fiesidiert,  da  das  Tory-Ministerium  und  seine  Anhänger  mit 
w  Mh^^  Gegnern  auf  Seilen  der  Opposition  in  den  Hauptpunk- 
)Mi  dieser  Angelegenheit  übereinstimmten ,  und  die  entschieden  be- 
hffüdieii  Feinde  der  Emancipation  sich  theils  des  Mitstimmens  ent- 
Uten,   theils  an  den  entscheidenden  Tagen  in  den  Debatten  über 
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V  ^^  ^cte  ist  abgedruckt  bH  Taylor  the  B.  of  R.  p.  264— 26».  „Acte 
Hr  airüdtnahme  einzelner  Acte,  welche  die  Nothwendigkeit  das  Sacrameni 
A  AkendmaUs  xu  empfangen  als  eine  Qualification  für  bestimmte  AewUer 
tu  ^äaisveirrkMimgen  festsetzen". 
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diese  Bill  gar  nicht  im  Parlamente  ersdnenea  Auf  soldbe  Weiie 
wurde  die  Biil  mit  wenigen  Abänderungen  yoa  beiden  Häoaem  und 
dem  Könige  genehmigt  und  bereits  im  April  1820  als  Parlamentsade 
—  Boman  Gatholic  Relief  Act  —  in  die  Reihe  der  Staatsgrundgesebe 
eingeführt. 

3LT.   An  Act  for  ttae  ReUef  of  Hto  Bl^tefty^i 

Roman  Catbollc  Sufejecto*)« 

A.  1829. 

Actf  reUUng  to  DedarAÜons  tgaiiiBS  Transsubitanüftdoii  Repealed. 
L  Whereas  by  various  Acts  of  Parliament  certain  Restraints  and  Dil» 
abilites  are  imposed  on  the  Roman  Gatholic  subjects  ofHisMajesty,  to  wIhA 
othersubjects  ofHisMajesty  are  not  liable:  And  whereas  is  it  expedienl  ttUt 
such  restraints  and  disabilities  shall  be  from  henceforth  discontinued:  Aild 
whereas  by  various  Acts  certain  Oaths  and  certain  Dedarations  •  comiiMiiy 
called  the  Dedaration  against  Transsubstantiation,  and  the  Dedaration  agHMt 
Transsubstanliation  and  the  Invocation  of  Saints  and  the  Sacrifice  of  the  Hm 
as  practised  in  the  Ghurch  of  Rome ,  are  or  may  be  required  to  be  taktti 
made  and  snbscribed  by  the  subjects  of  His  Majesty,  as  qualifications  for  A- 
ting  and  voting  in  Parliament,  and  for  the  enjoyment  of  certain  Offices,  finm- 
chises  and  dvil  rights:  Be  it  enacted  by  the  Rings  most  Exodlent  11  a- 
jesty,  by  and  with  the  advice  and  consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Ton- 
poral  and  Gommons,  in  this  present  Parliament  assembled,  and  by  du 
Autority  of  the  same,  that  from  and  afler  the  commencement  of  this  Ad,  äl 
such  parts  of  the  said  Acts,  as  require  the  said  Dedarations,  or  eilher  of  thea 
to  be  made  or  subscribed  by  any  of  His  Majesty's  Subjects  as  a  qualiBcatiM 
for  sitting  and  voting  in  Parliament,  or  for  the  exerdse  or  enjoyment  of  ia] 
Office,  franchise,  or  dvil  right,  be  and  the  same  are  csave  as  hereinafter  pn 
vided  and  exccpted)  hereby  Repealcd. 

Roman  Catholics  may  sit  and  vote  in  Parliament,  upon  taking  Oalh. 

2.  And  be  it  £nacted,  that  from  and  afler  the  commencement  of  tti 
Act,  it  shall  be  lawful  for  any  person  professing  the  Roman  Gatholic  rdigiol 
being  a  Peer,  or  who  shall  after  the  commencement  of  this  Act  be  retuiM 
as  a  Member  of  the  House  of  Gommons,  to  sit  and  vote  in  either  Hoase.< 
Parliament  respectively,  being  in  all  other  respects  duly  qualifled  to  sit  an 
Tote  therdn,  upon  taking  and  subscribing  the  following  Oath,  instead  of  tli 
Oaths  of  AUegiance,  Abjuration  and  Supremacy. 

Oath. 
hI  A.  R.  do  sincerely  promise  and  swear,  that  I  will  be  faithl 
and  bear  true  allegiance  to  His  Majesty  King  George  the  Fourth,  and  wi 
defend  him  to  the  utmost  of  my  power  against  all  conspirades  and  atteiD{ 
whatever,  which  shall  be  made  against  his  person,  crown  or  dignity;  and 
will  do  my  utmost  endeavour  to   disclose  and  make  known  to  His  Majeil 


V  IHe  darüber  eingebrachte  Bill  wurde  auf  Befehl  des  UtUerhaum  ( 
10.  Marx  1829  fGecrg  IV.  lO;  gedruckt,  zum  zweiten  MaU  amendirt  t 
dem  Comit^,  gedruckt  am  24.  März;  sie  erhielt,  nachdem  sie  durch  bü 
Hänser  gegangen  war,  die  königliche  Genehmigung  am  13.  Aprü  1820,    i 
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X¥«    Acte  fOr  die  freiere  Stellung  der  Rft- 
mlseli-Katliollselieii  IJntertlumeii  Seiner 

IHiOestftt« 

Aus  d.  J.  1829. 

Die  Ada  in  Betreff  der  Erklttmng  gegen  die  TrtnuubstanUaUon  aufgehoben. 

1.  Da  durch  Terschiedene  Parlamentsacte  gewisse  Beschränkimgen  und 
Gditbeßhiguiigen  den  Rdmisch- Katholischen  Unterthanen  Seiner  Miyestät 
eferiegt  sind,  xa  welchen  andere  Unterthanen  Seiner  Majestät  nicht  verpflich- 
etsind:  und  da  es  für  angemessen  erachtet  ist,  dass  solche  Beschränkungen 
od  Mchtbefähigungen  für  die  Zukunft  eingestellt  werden  sollen:  und  da 
ndi  verschiedene  Acte  bestimmte  Eide  und  bestimmte  Erklärungen»  ge- 
idbhin  genannt  die  Erklärung  gegen  die  Transsubstantiation  und  die  Erklä- 
mg  gegen  die  Transsubstantiation  und  die  Anrufung  der  Heiligen  und  das 
Icnpirfer,  wie  sie  in  der  Römischen  Kirche  stattfinden,  erfordert  sind  oder 
iftniert  werden  können,  um  sie  von  den  Unterthanen  Seiner  Majestät  lei- 
en  and  unterschreiben  zu  lassen,  als  die  Befähigung  für  den  Sitz  und  die 
ttsune  im  Parlament  und  für  die  Zulassung  zu  bestimmten  Aemtem,  Frei- 
eiten  nnd  bürgerlichen  Rechten:  so  wird  festgesetzt  von  des  Königs 
Bchlaocfatigster  Majestät,  nach  und  mit  der  Genehmigung  und  Zustimmung 
BT  in»dem  gegenwärtigen  Parlamente  versammelten  geistlichen  und  weltlichen 
uds  wie  der  Gemeinen,  und  durch  die  Auctorität  derselben,  dass  von 
ad  nach  der  Einführung  dieser  Acte  alle  solche  Bestimmungen  der  vorge- 
ffioien  Acten,  welche  die  besagten  Erklärungen  oder  eine  derselben  erfor- 
»,  um  sie  von  einem  der  Unterthanen  Seiner  Majestät  leisten  und 
itencfareiben  zu  lassen,  als  eine  Befähigung  für  den  Sitz  und  die  Stimme  im 
iriamente,  oder  für  die  Ausübung  oder  Zulassung  zu  einem  Amte,  einer 
neflieit  oder  eines  bürgerlichen  Rechtes,  hiedurch  aufgehoben  werden  und 
i4  mit  Ausnahme  desjenigen,  welches  hierin  später  festgesetzt  und  ausge- 
blossen  ist 

Wicbe  Katholiken  kOnnen  im  Parlament  sitzen  nnd  mitstimmen  nach  Ableistung  des  Eides. 

2.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  von  und  nach  der  Einführung  dieser 
cte  es  gesetzlich  erlaubt  sein  soll  für  einen  jeden  Bekenner  der  Römisch- 
ilholischen  Religion,  wenn  er  ein  Peer  ist,  oder  wenn  er  nach  der  EinfUh- 
Bg  dieser  Acte  als  ein  Mitglied  des  Hauses  der  Gemeinen  ernannt  wird, 
ti  und  Stimme  in  einem  der  beiden  Hätiser  nach  seinem  Stande  zu  haben, 
dem  er  in  allen  anderen  Beziehimgen  ordnuhgsmässig  befähigt  ist,  daselbst 
Ben  Sitz  einzunehmen  und  mitzustimmen,  nachdem  er  den  folgenden  Eid 
Stelle  der  früheren  Eide  der  Unterthanentreue,  der  Abschwönmg  und  des 
ipreoiats,  geleistet  tmd  unterschrieben  hat 

Eid. 

Ich  N.  N.  bekenne  aufrichtig  und  schwöre,  dass  ich  getreu  sein  will 
id  nnverbrüchlichen  Unterthanengehorsam  Seiner  Majestät  dem  Könige 
eorglV.  leisten,  und  ihn  mit  allem  meinem  Vermögen  gegen  alle  Verschwö- 
■gen  nnd  Angriffe  vertheidigen  will,  welche  auch  immer  gegen  seine  Person, 
rone  oder  Würde  gemacht  werden  sollten.  Und  ich  will  mich  soviel  ich 
tr  vermag  mich  bemühen,   Seiner  Majestät,  Ihren  Erben  und  Nachfolgern, 


Mftf  m  ±Bde.  der  Bills  in  der  ParlamenU- Session  voin  5.  Fehr,--  24.Jun. 
9,  als  Georg  IV.  10.  CK  7.  —  Ähgekünt  ut  sie  gedruckt  in  Taylor  the 
ofJLpg.  269-78.  - 

8  ch  a  be  r  t ,  Verfassongs-Urkonden.  *  "^ 
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His  htm  and  suooetton,  all  treaions  and  traiUraiis  «k^pirmep^  whic|  mj 
be  fbmed  against  hm  or  ihem:  And  1  do  fiitlilUly  proiaiMt  to  ipiitiin, 
Support  and  defend,  to  the  ulmofit  of  ay  po^wer,  the  saccession  of  Üie  Crown 
which  saccession  by  an  Act,  intituled^  „An  Act  for  the  fürther  Limitation  of 
the  Crown,  and  bottcr  securing  the  Rights  and  Liberties  of  the  Sabject**J> 
18  and  Stands  limited  to  to  the  Princess  Sophia,  Electresa  of  Hanover,  and  tbe 
heirs  of  her  body,  being  Protcstants;  hereby  utterly  renoundng  and  alrjonv 
any  obedience  or  allegiance  nnto  any  other  person,  daiming  or  pretoidbiga 
right  to  the  crown  of  these  realms:  And  I  do  fnrther  dedare,  that  it  ü  nA 
an  artide  of  my  faith,  and  that  I  do  renounce,  reject  and  abjure  the  opiim 
that  princes  excommunicated  or  deprived  by  the  Pope,  or  any  other  antiio- 
rity  of  the  see  of  Rome,  may  be  deposed  or  murdered  by  their  snbjeds»  « 
by  any  person  whatsoever:  And  I  do  dedare,  that  I  do  not  bdieve,  that  tfai 
Pope  of  Rome,  or  any  other  foreign  prince,  prelate,  person,  State  orpotentA 
hath  or  ought  to  have  any  temporal  or  dril  Jurisdiction,  power»  sopcriorill 
or  pre-eminence,  directly  or  indirectly,  within  this  nsalm.  I  do  iwear,  tfaall 
will  defend  to  the  utmost  of  my  power  the  settkment  of  property  wühiBthii 
realm,  as  etablished  by  the  laws:  And  I  do  hereby  disdaim,  disarow«  0i 
solemnly  abjure  any  intention  to  subvert  the  present  Church  EstabfishmeB^ 
as  settled  by  law  within  this  realm:  And  I  do  solemnly  swear,  that  I  iwfcr 
will  eiercise  any  privilege,  to  which  I  am  or  may  become  entitled,  to  distaih 
or  weaken  the  Protestant  religion,  or  Protestant  goyemment  in  the  DataA 
Kingdom:  And  I  do  solemnly  in  the  presence  of  God  profess,  testifjr  andda^ 
clare,  that  I  do  make  this  Declaration,  and  every  part  thereof,  in  the  plik 
and  ordinary  sense  of  the  words  of  this  Oath,  without  any  eyasion,  equifacf 
tion,  or  mental  reservation  whatsoever.    So  hdp  me  God.^ 

Soyereign  for  time  being. 

3.-  Be  it  further  enacted,  that  wherever  in  the  said  oath,  the  name  of Si 
present  Majesty  is  referred  to  the  name  of  the  Sovereign,  for  the  time  heilig 
by  virtue  of  the  Act  „for  the  further  limitation  of  the  crown  and  better  secmini 
the  rights  and  liberties  of  thesubject**,  shall  be  substituted  with  proper  woi^i-: 
of  reference.  Y 

Not  U>  be  eapable  of  sitting  or  ToUag  antil  Oalh  ukni.  k 

4.  Provided  always,  and  be  it  further  £nacted,  that  no  Peer,  proiBH|ii|^; 
the  Roman  Catholic  religion,  and  no  person,  professing  the  Roman  Catholic  rd^ . 
gion,  who  shall  be  retumed  a  Member  of  theHouse  of  Commons  after  theeoi^: 
mencement  of  this  Act,  shall  be  capable  of  sittiug  or  ?oting  in  either  Hoaiaijr! 
Parliament  respectively,  unless  he  shall  ßrst  take  and  subscribe  the  Oath  *  *^  ^ 
before  appointed  and  set  forth,  before  the  same  persons,  at  thesametimei 
places,  and  in  the  same  manner  as  the  Oaths  and  the  Dedaration  now 
by  law  are  respectively  directed  to  be  taken  made  and  subscribed;  and  that  1 
any  such  person  professing  the  Roman  Cathuh'c  religion^  who  shall  sit  or 

V  I>i€se  Acte  ist  oben  oU  Nr,  X  atrf  S.  122--31  äbgedrmekt. 
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ddi  ?iemtfc  and  YenMierischeii  Conspinltioneii  xu  .entdecken  and  kennen 
uteont  irddie  gegen  Ihn  oder  Sie  gebildet  werden  sollten.  Und  ich  Ter- 
fftchte  mich  getreolich  zu  unterstützen,  aufrecht  zu  erhalten  und  zu  verthei- 
dgen  mit  der  Aufbietung  aller  meiner  Kräfte,  die  Nachfolge  zur  Krone, 
vdche  Nachfolge  durch  eine  Acte  betitelt,  „Acte  ftlr  die  fernere  Bestimmung 
der  Kronfdige-Ordnung  und  die  bessere  SichersteUung  der  Rechte  und  Frei- 
heiten der  Ünterthanen*",  festgestellt  ist  für  die  Princessin  Sophia,  Korfttrstin 
Ton  Hannorer  und  deren  leibliche  Erben,  wenn  sie  Protestanten  sind:  indem 
kbhiednrch  gänzlich  entsage  und  abschwöre,  Gehorsam  und  Unterthanentreue 
bfjBod  einer  anderen  Person  zu  leisten,  die  ein  Anrecht  auf  die  Krone  dieser 
leiche  in  Anspruch  nimmt  oder  behauptet  Und  femer  erkläre  ich,  dass  es 
aidit  ein  Artikel  meines  Glaubens  ist,  und  dass  ich  entsage,  verwerfe  und  ab- 
idiw5re  die  Meinung,  dass  von  dem  Papste  oder  irgend  einer  anderen 
AnetoritSt  des  Römisdben  Stuhls  excommunicirte  oder  des  Thrones  ver- 
Mig  erkürte  Flinten  auch  von  ihren  Unterthanen  oder  von  irgend  welchen 
«hfoi  Personen  entsetzt  oder  ermordet  werden  können.  Und  ich  er- 
ttre,  da»  ich  nicht  glaube,  dass  der  Papst  von  Rom  oder  ein  anderer  aus- 
ttt^ger  Fürst,  Prälat,  Person,  Staat  oder  Macht  irgend  eine  weltliche  oder 
Uigeriidie  G^richlsbarkeit,  Gewalt,  Macht  oder  Auctorität,  mittelbar  oder 
— rilteibar  in  diesem  Königreiche  habe  oder  haben  dürfe.  Ich  schwöre, 
hm  ich  mit  der  Aufbietung  aller  meiner  Kräfte  die  vorhandene  Feststellung 
teEigenthums  in  diesem  Königreiche  vertheidigen  will,  wie  sie  durch  die 
Gesetze  eingerichtet  ist  Und  ich  entsage  hiedurch,  widerrufe  und  schwöre  ab 
fcMkbirgend  eine  Absicht  zu  hegen,  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Kirche,  wie  er 
ii  tieiedi  Königreiche  gesetzlich  befestigt  ist,  zu  untergraben.  Und  ich  be- 
■Inrtre  feiorüch,  dass  idi  nicht  irgend  ein  Privilegium  ausüben  will,  zu  wel- 
ikan  ich  bezeichnet  bin  oder  werden  könnte,  um  zu  zerstören  oder  zu  schwä- 
4hn  die  Protestantische  Religion  oder  die  Protestantische  Regierung  in  dem 
^RCÖiigten  Königreiche.  Und  feierlich  in  der  Gegenwart  Gottes  bekenne  ich, 
beieoge  und  erkläre,  dass  ich  diese  Erklärung  mache  ^und  einen  jeden  TheO 
denelben,  in  dem  offenbaren  und  gewöhnlichen  Sinne  der  Worte  dieses  Eides, 
flbie  irgend  eine  AusflucSit  Zweideutigkeit  oder  Mental-Reservation.  So  wahr 
ifr  Gott  helfen  möge! 

Einschaltoog  des  jedesmaUgen  Souv^rahii. 
3.  Es  ist  ferner  festgesetzt,  dass  überall  wo  in  dem  genannten  Eide 
kt  Name  Seiner  Majestät  angezogen  ist,  dies  sich  auf  den  Namen  des  jedes- 
L feigen  Souverains  zu  dieser  Zeit  bezieht,  in  Folge  der  Acte  für  die  fernere 
fettknauDg  der  Kronfolge-Ordnung  und  für  die  bessere  Sicherstellung  der 
Mite  und  Freiheiten  der  Unterthanen**,  und  dass  dieser  Namen  mit  den 
%Blh&mIichen  Worten  der  Reziehung  eingeschaltet  werden  soll. 

4    JSa  ist  beschlossen  und  wird  femer  festgesetzt,  dass  kein  Peer,  der 
ik  Römisch-Katholische  Religion  bekennt,   und  kein  anderer  Bekenner  der 
Ihüsch-Katholischen  Religion,  welcher  als  Mitglied  des  Hauses  der  Gemeinen 
t  ist  nach  der  Einführung  dieser  Acte,  befähigt  sein  soll,   seinen  Sitz 
nehmen  oder  mitzostimmen  in  einem  der  beiden  Häuser  des  Parlamentes 
Stande,  wenn  er  nicht  zuvor  den  hierin  vorher  bestimmten  Eid 
und  unterschrieben  hat,  und  zwar  vor  denselben  Personen,  zu  der- 
zeit und  an  demselben  Orte  und  in  derselben  Weise,  als  die  Eide  und 
EfU'ining  jetzt  gesetzlich  gefordert  und  in   betreffender  Weise  geleistet 
W  ontersdirieben  werden  müssen.    Und  solche  Personen,  die  die  Römisch- 
«tholiscbe  Reli^on  l^dpennen,  welche  io  einem  der  beiden  Häuser  ihren 
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in  either  House  of  Pariiament*  without  haying  fint  taken  and  anbscribed 
the  manner  aforesaid  the  Oath  in  this  Act  appointed  and  set  forth,  diaH 
subject  and  liable  to  the  same  penalties,  forfeitures  and  disabilities,  and  I 
ofTence  of  so  sitting  or  voting  shall  be  foUowed  and  attended  by  and  with  I 
same  consequences,  as  are  by  lawcnacted  and  proTided  in  ihecase  ofpenc 
sitting  or  Toling  in  either  House  of  Parliament  respecti?ely,  without  the 
lang,  making  and  subscribing  theOaths  and  theDedaration  now  reqoired  by  h 

Roman  GaUioIics  may  rote  at  Eleetions  and  be  eleded ,  «pon  Uking  the  Oalit 

5.  And  be  it  further  Enacted,  that  it  shall  be  lawful  for  persons  pi 
fessing  the  Roman  Gatholic  religion,  to  vote  at  Eleetions  of  Members  to  mt 
in  Parliament,  and  also  to  vote  at  the  Eleetions  of  representative  Peen 
Scotland  and  Ireland,  and  to  be  elected  such  representative  Peers,  bdi 
in  all  other  respects  duly  quaUGed,  upon  taking  and  subscribing  the  Oa 
hereinbefore  appointed  and  set  forth,  instead  of  the  Oaths  of  AUegiance,  & 
premacy  and  Abjuration,  and  instead  of  the  Declaration  now  by  law  reqaiic 
and  instead  also  of  such  other  Oath  or  Oaths,  as  are  now  by  law  required 
be  taken  by  any  of  His  Majesty's  subjects  professing  the  Roman  Gatholic  r 
ligion,  and  also  upon  taking  such  other  Oath  or  Oaths,  as  may  now  be  Iv 
fully  tendered  to  any  person  or  persons  ofTering  to  vote  at  such  eleetions. 

Hode  of  adminiatering  Oaibs  at  Eleetions. 

6.  And  be  it  further  Enacted ,  that  the  Oath  hereinbefore  appoioti 
and  set  fort  shall  be  administred  to  His  Majesty's  subjects  professing  the  B 
man  Gatholic  religion,  for  the  purpose  of  enabling  ihem  the  vote  in  any 
the  cases  aforesaid,  in  the  same  manner,  at  the  same  time  and  by  the  sii 
officers  or  other  persons,  as  the  oaths  for  which  it  is  hereby  substitoted  i 
or  may  be  now  by  law  administered;  and  that  in  all  cases,  in  which  a  eei^ 
ficate  of  the  taking  making  or  subscribing  of  the  Oath  hereby  appointed  ai 
set  forth,  shall  be  given  by  the  same  oflicer  or  other  person,  and  in  thesii 
manner  as  the  certificate  now  required  by  law  is  directed  to  be  given,  H 
shall  be  of  the  like  force  and  effect 

Administering  Oaths  at  Electioos. 

7.  And  be  it  further  Enacted,  that  in  all  cases  where  the  persons  Dff 
authorized  by  law  to  administer  the  Oaths  of  AUegiance,  Supremacy  and  AI 
juration  to  persons  voting  at  eleetions,  are  themselves  required  to  take  i 
Oath  previous  to  their  administering  such  Oaths;  they  shall  in  addition  tot! 
Oath  now  by  them  taken,  take  an  oath  for  the  duly  administering  the  Oll 
hereby  appointed  and  set  forth,  and  for  the  duly  granting  certificates  of  li 
same. 

Skotch  Formala  repealed. 

8.  And  whereas  by  a  certain  Act  of  the  Parliament  of  Scotland  mal 
in  the  eighth  and  ninth  Session  of  the  first Parliament  of  King  William  tl 
Th]rd*)f  iutituled,  „An  Act  for  the  preventing  the  growth  of  Popery**«  a  a 
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Sä  einnebmen  oder  mitstimmen  werden»  ohne  zuvor  in  der  vorgenannten 
Weise  den  in  dieser  Acte  bestimmten  Eid  geleistet  und  unterschrieben  su  ha- 
ben, soUen  denselben  Strafbestimmungen,  Nachtheilen  und  Nichtbefähigungen 
unterworfen  bleiben,  nnd  die  Straffalligkcit,  auf  diese  Weise  den  Sitz  einzu- 
nehmen  oder  mitzustimmen,  soll  von  und  mit  denselben  Folgen  begleitet  und 
bestraft  werden,  wie  sie  durch  das  Gesetz  bestimmt  und  festgestellt  sind,  ffir 
den  Fan,  dass  Personen  Sitz  und  Stimme  in  einem  der  beiden  Häuser  des 
Farhrnents  nach  ihrem  betreffenden  Stande  in  Anspruch  nehmen,  ohne  die 
Eide  und  die  Erklärung,  welche  jetzt  durch  die  Gesetze  erfordert  werden,  ab- 
fegeben*  geleistet  und  unterschrieben  zu  haben. 

VUlaAt  Katholiken  können  bei  den  Wahlen  miutimmen  und  gew&hU  werden ,  nach  der  Ab- 

legong  des  Eides. 

6.  Und  es  ist  femer  festgesetzt,  dass  es  zum  Gesetz  erhoben  werde, 
dw  Bd[enner  der  Römisch -Katholischen  Religion  bei  den  Wahlen  von  Mit- 
^Mem  lom  Parlamente  mitstimmen,  und  in  gleicher  Weise  bei  den  Wahlen 
n  den  Vertretern  der  Peers  von  Schottland  und  Irland  mitstimmen  und  auch 
n  solchen  vertretenden  Peers  gewählt  werden  können,  wenn  sie  in  allen  an- 
deren Beziehungen  gehörig  qualiflcirt  sind,  nachdem  sie  den  in  dieser  Acte 
iDrfaer  bezeichneten  Eid  geleistet  und  bekanntThaben,  in  Stelle  der  früheren 
Bat  der  Unterthanentreue,  des  Supremats  und  der  Abschwörung,  und  eben 
» statt  solches  anderen  Eides  oder  mehrerer  Eide,  wie  sie  nun  gesetzlich  er- 
Mert  sind,  um  von  den  Unterthanen  Seiner  Majestät,  die  Bekenner  der  Rö- 
Bisdi-Katholischen  Religion  sind,  geleistet  zu  werden:  und  dass  sie  also  nach 
der  Ablegnng  solcher  Eide,  wie  sie  jetzt  gesetzlich  geworden  sind  und  jeder 
feson  zugeschoben  werden,  die  zum  Abgeben  ihrer  Stimme  bei  solchen  Wah- 
\m  sich  einstellt,  wahlfähig  sind. 

Modus  bei  der  Abnahme  des  Eides. 

0.  Und  es  wird  femer  festgesetzt,  dass  der  vorher  angegebene  Eid  von 
doi  Unterthanen  Seiner  Majestät,  welche  die  Römisch -Katholische  Religion 
hAamen,  um  sie  fähig  zu  machen,  in  den  vorher  genannten  Fällen  mitzu- 
idmaien,  in  derselben  Weise,  zu  derselben  Zeit  und  von  denselben  Beamten 
abgenommen  werden  soll,  wie  die  Eide  abgenommen  worden  sind,  für  welche 
dSoer  hiedurch  in  die  Stelle  geschoben  ist:  und  dass  in  allen  Fällen,  in  wel- 
chen ein  Certificat  für  die  Abnahme,  Leistung  oder  Unterschreibung  eines 
Eides  oder  der  jetzt  erforderten  Erklärung  gegeben  werden  sollte,  ein  gleiches 
Certificat  für  den  durch  diese  Acte  bestimmten  Eid  von  demselben  Beamten 
oder  einer  anderen  Person  gegeben  werden  soll  und  in  derselben  Weise,  vrie 
I»  Certificat  jetzt  erfordert  wird. 

Eid  der  Personen,  welche  den  Eid  abzunehmen  haben. 

7.  Und  es  wird  ferner  festgesetzt,  dass  in  allen  Fällen,  in  denen  jetzt 
krsonen  authorisirt  waren,  die  Eide  der  Unterthanentreue,  des  Supremats 
mä  der  Absdiwörung  von  denjenigen  Personen  abzunehmen,  die  bei  den 
Wahlen  ihre  Stimme  abgaben,  dieselben  Personen  auch  gegenwärtig  vorläufig 
tii%efordert  sind,  den  Eid  abzunehmen:  sie  werden  selbst  bei  einem  Zusätze 
m  dem  Eide,  der  von  ihnen  geleistet  wird,  einen  Eid  schwören  für  die  ord- 
HDgsmässige  Abnahme  des  in  dieser  Acte  festgestellten  Eides  und  für  die 
■rdDungsmässige  Ausstellung  der  Certificate  über  diese  Handlung. 

Die  Schottische  ErklXning  oder  Formel  wird  aufgehoben. 
8.    Und  da  in  einer  Acte  des  Parlamentes  von  Schottland,   die   in   der 
Kfaten  und  neunten  Versammlung  des  ersten  Parlamentes  von  König  Wilhelm 
(emacfat  ist,  betitelt  „Acte  um  dem  Wachsthum  desPapismus  zuvorzukommen*', 
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tain  DeclaratioQ  or  Formula  is  therein  contained,  wbich  it  is  ezpedmt 
no  kmger  be  required  to  be  takfea  and  subscribed;  fie  k  therelbre  S 
that  80  much  and  such  parts  of  any  Acts,  as  antborize  the  8^  Bedtätä 
Formula  to  be  tendered,  or  require  the  same  to  be  taken,  swom  and 's 
bed,  be  and  the  same  are  bereby  Repealed,  except  as  to  such  offlces 
and  rights  as  are  hereinaiter  excepted;  and  that  from  and  alter  the  oo 
cement  of  this  Act,  it  shall  be  lawful  for  persons  professing  the  Rom 
tholic  religion,  to  ekct  and  be  elected  Members  to  derre  in 
liament  for  Scotland,  and  to  be  enrolled  as  Freeholders  in  atiy  ah 
stewartry  ofScotland,  and  to  be  chosen  commissioners  or  ddegil 
choosing  Burgesses  lo  serve  in  Parliament  for  any  districts  of  bur^  in 
land,  being  in  all  other  respects  duly  qualified,  upon  taking  and  subsi 
the  Oath  hereinbefore  appointed  and  set  forth,  instead  of  Che  Oaths  o 
giance  and  Abjuration  as  now  required  by  law.« 

No  Roman  GaUioUc  Priest  to  sit  in  the  House  of  Commons. 

9.  And  be  it  fiirther  Enacted,  that  no  pcrson  in  holy  Orders 

Ghurdi  of  Rome,  shall  be  capable  of  being  elected  to  serre  in  Parlian 

a  Member  of  the  House  of  Commons;  änd  if  any  such  person  shall  be  < 

to  serre  in  Pariiament  as  aforesaid,  such  election  shatl  be  Toid;  and 

person,  being  elected  to  serre  in  Parliament  as  a  Member  of  the  Hoi 

Commons,  shall  after  bis  election  take  or  receive  holy  Orders  in  the  ( 

of  Rome,  the  seat  of  such  person  shall  immediately  become  void,  and 

such  person  shall,  in  any  of  the  cases  aforesaid,  presume  to  sit  or  toI 
Member  of  the  House  of  Commons,  he  shall  be  subject  to  the  same  pe 
forfeitures  and  disabilities,  as  are  enacted  by  an  Act  passed  in  the  For 
year  of  the  reign  of  King  George  the  Tbird,  intituled,  ^ An  Act  to  i 
Doubts  respeding  the  Eligibility  of  Persons  in  Holy  Orders  to  sit  in  the 
of  Commons;"  and  proof  of  the  celebration  of  any  religious  Service  b] 
person  accolrding  to  the  rites  of  the  Church  of  Rome,  shall  be  deeni< 
taken  to  be  prima  facie  evidence  of  the  fact  of  such  person  being  ii 
Orders,  within  the  intent  and  meaning  of  this  Act 
Roman  Gatholics  may  bold  Civil  and  MiHtary  Offices,  ander  HisHaJesty,  wilh  certainEac« 

10.  And  be  Enacted,  that  it  shall  be  lawful  for  any  of  His  M 
subjects  professing  the  Roman  Catholic  religion,  to  hold,  exercise  and 
all  civil  and  military  ofBces  and  places  of  trust  or  profit  undcr  His  iA 
His  heirs  or  successors,  and  to  exercise  any  other  franchise  or  ciril  rig 
cept  as  hereinafler  excepted,  upon  taking  and  subscribing,  at  the  tioM 
in  the  manner  hereinafler  mentioned,  the  Oath  hereinbefore  appointe 
set  forth,  instead  of  the  Oaths  of  Allegiance,  Supremacy  and  Abjuratio 
the  Dedaration  against  Transsubstantiation,  and  instead  of  such  othe 
or  Oaths,  as  are  or  may  be  now  by  law  required  to  be  taken  for  the  p 
aforesaid  by  any  ofHisMajesty's  subjects  professing  the  Roman  Catholic  r 

Not  to  ezempl  Roman  Catholies  on  adm  isston  into  office  from  taking  any  other  Oalii 

tboae  mentioned  in  the  Act 

11.  Providedalways,  and  be  it  Enacted,  that  nothing  berein  contain« 
be  constru«d  to  exempt  any  person  professing  the  Roman  Catholic  i 
from  the  necessity  of  (aking  any  Oath  or  Oaths,  or  making  any  DttA 
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gemM  EridSrung  oder  Formel  enthalten  ist ,  welche  gegenwiirtig  nicht 
JkfIBt  ftr  nothwendig  erachtet  wird:  so  wird  hiedurch  festgesetzt,  dass  solche 
Thefle  Ton  einigen  Parlamentsacten,  welche  die  genannte  Erklärung  oder  For- 
Bd  Terlangen,  aufgehoben  werden,  mit  Ausschluss  der  Beziehung  auf  die 
Aemter,  SteUen  und  Rechte,  die  später  in  dieser  Acte  ausgenommen  werden. 
(U  data  Penoaen,  wc^e  die  Römisch-KathoMsche  Religion  bekennen,  wäh- 
ks  Qiid  gewählt  werden  können  zu  Mitgliedern  im  Parlamente  für  Schottland« 
and  dass  sie  in  die  Wahlrollen  als  Freeholders  in  einer  Grafschaft  oder  einem 
Yerwaltangsbezirke  cStewartry)  von  Schottland  aufgenommen  und  zu  Gommis- 
nrien  oder  Abgeordneten  gewählt  werden  können,  um  die  Abgeordneten  zum 
Bnse  der  Gemeinen  för  einige  Districte  oder  Flecken  in  Schottland  zu  er- 
mam,  wenn  sie  in  den  übrigen  Beziehungen  gehörig  qualificirt  sind:  solche 
hnoaen  haben  aber  den  vorher  bezeichneten  £id  zu  leistend  in  Stelle  der 
Mher  verlangten  £ide  der  Unterthanentreue  und  Abschwörung,  und  zwar  zu 
Kifcfaer  Zeit,  wie  die  zuletzt  erwähnten  £ide,  oder  einer  derselben,  gegenwär- 
tig abgeleistet  werden  soUen. 

Keine  KaUioliBcheii  Priester  im  Hanse  der  Gemeinen. 

9.    Es  ist  femer  festgesetzt,  dass  keine  Person,  welche  die  heilige  Weihe 

der  Römischen  Kirche  empfangen  hat,  fähig  sein  soll  gewählt  zu  werden  zu 

cipcni  Hause  der  l^tglieder  der  Gemeinen:   und  wenn  er  doch  gewählt  wer- 

kä  sollte,  so  soll  eine  solche  Wahl  nichtig  sein.    Und  wenn  irgend  eine  Per- 

iaa,  welche  als  Mitglied  des  Hauses  der  Gemeinen  gewählt  ist,  nach  ihrer 

Wahl  die  beiligen  Weihen  der  Römischen  Kirche  empfangen  sollte,  so  soll 

ihr  Sitz  dadurch  erledigt  werden.     Und  wenn  dieselbe  in  irgend  einem  der 

fenannten  Fälle  einen  Sitz  einnehmen  oder  mitstimmen  sollte,   so  vdrd  sie 

denselben  Strafbestimmungen,  Nachtheilen   und  Nichtbefähigungen  verfallen 

sein,  welche  durch  eine  Parlamentsactc  bestimmt  sind,   die  in  dem  41.  Regie- 

rmigqahre  des  Königs  Georg  lU.  durchgegangen  ist,    betitelt  „Acte  zur  £nt- 

ftmung  der  Zweifel«  welche  sich  auf  der  Wahlfähigkeit  der  Personen,  die  die 

be9i|e  Weihe  empfangen,  für  das  Haus  der  Gemeinen  beziehen:  und  der  Be- 

ciner  religiösen  Handlung  bei  einer  solchen  Person,  in  Uebcreinstimmung 

den  Gebräuchen  der  Römischen  Kirche,   soll  prima  iacie  als  der  Beweis 

hriligen  Weihen  genommen  werden,  mit  den  weitem  Bestimmungen 

Acte. 


KMboUken  können  Gvil-  and  MiliUlr-Aemter  erhallen  unter  Seiner  Miuestät 
Verwaltung  mil  gewissen  Ausnahmen. 

10.  Und  es  ist  ferner  festgesetzt,   dass  diejenigen  unter  den  Untertha- 
Seiner  Majestät,  welche  die  Römisch-KathoHsche  Religion  bekennen,  alle 

und  Civil-Aemter  und  öfifentliche  Stellen  des  Vertrauens  erhalten, 
sonst  einen  Vortheil  aus  der  Verwaltung  Seiner  Majestät  beziehen,  und  jede 
hciheit  oder  jedes  bürgerliche  Recht  ausüben  können,  mit  Ausschluss  des  spä- 
flvansgeDOinnieiieD,  nachdem  sie  zu  der  oben  erwähnten  Zeit  den  vorher  be- 
Sj^neteB  £id  geleistet,  in  Stelle  der  früheren  £ide  der  Unterthanentreue, 
4p  Supremats  und  der  Abschwörung,  und  in  Stelle  solcher  anderen  Eide  und 
jmii  Ableistung  für  den  vorhergenanulen  Zweck  von  Seiner  Majestät  Unter- 
ftmcn,  die  die  Römische  Religion  bekennen,  gegenwärtig  erfordert  wird. 

kslM  A^fPf**—  vom  Eide  bei  der  Zulassung  eines  Katholiken  oder  Ablegung  eines  anderen 
'  Eides,  als  der  in  dieser  Acte  erwähnten. 

11.  Es  ist  femer  festgesetzt,   dass  von  keiner  Bestimmung,   die  hier  in 
Acte  enthalten  ist,  ein  Bekenner  der  Römischen  Religion  ausgenommen 

soll,  onthin  nicht  von  der  Nothwendigkeit  der  Ableistung  der  Eide,  oder 
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not  hereinbefore  mentioned,  whidi  are  or  may  be  hj  law  reqnireck  to  1 
taken  or  subscribed  by  any  person  or  their  admission  into  any  sadi  offic 
or  place  of  trust  or  profit  as  aforesaid. 

Offices  ezcepted. 

12.  Provided  also,  and  be  it  further  Enacted,  that  nothing  herein  coi 
tained  shall  extend  or  be  construed  to  extend,  to  enable  any  person  or  pe 
sons  professing  the  Roman  Gatholic  religion,  to  hold  or  exerdse  the  olfioe  ( 
Guardians  and  Justices  of  the  United  Kingdom,  or  of  Regent  of  the  Dnita 
Kingdom,  under  whatever  name,  style  or  tittle  such  ofBce  may  be  constitnted 
nor  to  enable  any  person,  otherwise  than  as  be  is  now  by  law  enabled,  U 
hold  or  enjoy  the  Office  of  Lord  High  Ghancellor,  Lord  Keeper  or  Lord  Caor 
missioner  of  the  Great  Seal  of  Great  Britain  or  Irtland,  or  the  ofBce  of  Loni 
Lieutenant,  or  Lord  Deputy,  or  other  Chief  Govemor  or  Govemors  of  Irdiiid 
or  His  Majesty*s  High  Commissioner  to  the  General  Assembly  of  the  Chord 
of  Scotland. 

Not  to  repeal  7  Georg  IV.  c.  73. 

13.  Provided  also,  and  be  it  further  Enacted,  that  nothing  herein  am 
tained  shall  be  construed  to  affect  or  alter  any  of  the  provisions  of  an  Ad 
passed  in  the  seventh  year  of  His  present  Majesty's  reign,  intitnled,  »An  Ac 
to  consolidale  and  amend  the  Laws,  which  regulate  the  levy  and  applicitioi 
of  Church  Rates  and  Parish  Gesses,  and  the  election  of  Churchwardens  att 
the  maintenance  of  Parish  Gcrks  in  Ireland"  *^) 

Roman  Catbolics  may  be  Membera  of  Lay  Corporations. 

14.  And  be  it  Enacted,  that  it  shall  be  lawful  for  any  of  His  Hijesty*: 
subjects  professing  the  Roman  Gatholic  religion,  to  be  a  member  of  anyla] 
body  corporate,  and  to  hold  any  civil  office  or  place  of  trust  or  profit  thereöi 
and  to  do  any  corporate  act,  or  vote  in  any  corporate  election  or  other  pio* 
ceeding,  upon  taking  and  subscribing  the  Oath  hereby  appointed  and  set 
forth,  instead  of  the  Oaths  of  Allegiance,  Abjuration  and  Supremacy,  iDd 
instead  of  the  Declaration  against  Transsubstantiation;  and  upon  taking  abo 
such  other  Oath  or  Oaths,  as  may  now  by  law  be  required,  to  be  taken  bj 
any  persons  becoming  members  of  such  lay  body  corporate,  or  being  adouUci 
to  hold  any  ofTice  or  place  of  trust  or  profit  wilhin  the  same. 

Such  Members  of  Corporations  not  to  vote  in  Ecclesiastical  AppointmcaU. 

15.  Provided  nevertheless,   and  be  it  further  Enacted,   that  noÜia| 
*'          herein  contained  shall  extend,  to  aulhorize  or  empower  any  of  His  Majeity^< 

subjecls  professing  the  Roman  Gatholic  religion,  and  being  a  member  of  an^ 
lay  body  corporate,  to  give  any  vote  at  or  in  any  manner  to  join  m  tbi 
election,  presentation  or  appointment  of  any  person  to  any  eodesialical  bi 
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KM  deo  Abgaben,  oder  indem  er  macht  eine  hierin  nicht  vorher  erwähnte 
Erklärung,  welche  durch  das  Gesetz  von  einer  Person  bei  ihrer  ZBlaasang  zu 
dnem  solchen  Amte  oder  Yerlrauens-Stellung,  wie  vorher  gesagt  ist,  erfordert 
werden  könnte. 

Die  auftgenommenen  Aemter. 

12.    Eben  so  ist  beschlossen  und  wird  festgesetzt,  dass  keine  in  dieser 
Acte  enthaltenen  Bestimmungen  sich  ausdehnen  oder  so  gedeutet  werden  soll, 
ib  ob  sie  sich  darauf  ausdehnen  könne,  die  Bekenner  der  Röraisch-Katholi- 
icfaen  Religion  fähig  zu  machen,  die  Aemter  der  obersten  Bewahrcr  und  Rich- 
ter des  vereinigten  Königs,  oder  des  eines  Regenten  des  vereinigten  König- 
rdchs  zu  erlangen  und  zu  verwalten,  unter  welchem  Namen,  Form  oder  Titel 
loch  ein  solches  Amt  eingerichtet  werden  mag:   und  eben  so  wenig  irgend 
ant  Person  auf  andere  Weise  fähig  zu  machen,  als  wie   sie  jetzt  gesetzlich 
lihig  gemacht  ist,  zu  erlangen  oder  zu  verwalten  das  Amt  des  Lord-Kanzlers, 
da  Lord-Siegelbewahrers  oder  des  Lord-Commissarius  von  dem  grossen  Sie- 
felvon  Grossbritanien  oder  Irland,  oder  das  Amt  des  Lord-Statthalters,  oder 
des  Lord-Stellvertreters,  oder  eines  anderen  Chef-Gouverneurs  oder  Gouver- 
Kurs  von  Irland«  oder  des  Ober-Commissarius  Seiner  Majestät  bei  der  Gene- 
nl-Sjnode  (General- Assembly)  der  Kirche  von  Schottland. 

Die  P.  Acte  7  Georg  IV.  e.  73,  nicht  aufgehoben. 
13.  £ben  so  ist  beschlossen  und  wird  festgesetzt,  dass  keine  der  in 
ftser  Acte  enthaltenen  Bestimmungen  gedeutet  werden  soll,  ab  ob  sie  ent- 
legen trete  oder  verändere  irgend  eine  der  Festsetzungen  aus  der  Parlaments- 
Mte  aos  dem  7.  Regierungsjahre  Sr.  Majestät  des  gegenwärtigen  regierenden 
K&ings.  betitelt  „Acte  zur  Befestigung  und  Verbesserung  der  Gesetze,  welche 
die  JErhebung  und  Verwendung  der  festen  Beiträge  zur  Erhaltung  der  Kirchen 
QQd  der  Kirchspiel-Abgaben,  die  Wahl  der  Kirchenvorsteher  und  den  Untere 
halt  der  Kirchendiener  in  Irland  regeln'*. 

EOmische  Katholiken  liönnen  Mitglieder  von  Bürgerlichen  Gorporationen  werden. 

14  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  es  für  einen  jeden  Unterthan  Seiner 
Hajcstit,  der  die  R<kBisch-KathoUsche  Religion  bekennt,  gesetzlich  erlaubt 
i^  ein  Mitglied  einer  jeden  bürgerlichen  Corporation  zu  werden,  und  ein 
Jedes  bürgerliches  Amt  oder  Pflegerschail  oder  Nutzungsrecht  in  derselben  zu 
erlangen  und  eine  jede  Acte  der  Corporation  mit  zu  vollziehen,  oder  bei  einer 
Corporations-Wahl  oder  jeden  anderen  Verhandlung  mit  zu  stimmen,  nachdem 
er  den  in  dieser  Acte  bezeichneten  und  bekannt  gemachten  £id  geleistet  und 
anterschrieben  hat,  in  Stelle  der  Eide  der  Unterthanentreue,  der  Abschwö- 
rang  und  des  Supremats  und  in  Stelle  der  Erklärung  gegen  die  Transsub- 
iUntiation;  und  nachdem  er  in  gleicher  Weise  solchen  anderen  Eid  oder  Eide 
geldstet,  wie  sie  eben  durch  das  Gesetz  erfordert  werden,  um  von  jeder  Per- 
son abgetiommen  zu  werden,  die  ab  ein  Mitglied  in  eine  solche  bürgerliche 
CorporatkHi  einzutreten,  oder  zu  einem  Amte,  einer  Pflegerschaft  oder  einem 
KuUungsredite  in  derselben  zugelassen  zu  werden  wünscht. 

Mche  Mitglieder  der  Gorporationen  dürfen  aber  nicht  mitstimmen  bei  iLircfalicheii  Angelegen- 
heiten, 
15.  Nichts  destoweniger  ist  beschlossen  und  weiter  festgesetzt,  dass 
kdne  in  dieser  Acte  enthaltenen  Bestimmungen  sich  dtirauf  ausdehnen  soll, 
einen  Unterthan  Seiner  Ms^estät  ;t/on  Römisch -Katholischem  Glaubensbekennt- 
Äisfe,  wenn  er  ein  Mitglied  einer  bürgerlichen  Corporation  ist,  zu  authurisi- 
ren  oder  tu  ermäditigen,  eine  Stimme  abzugeben,  oder  in  irgend  einer  Weise 

bct  einer  Wahl  mitzuwirken,  oder  bei  der  Präsentation  oder  Bezeichnimg 
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nefice  vhalsoever,  or  any  office  or  place  bdongiiig  to  or  oonneded  «j( 
the  United  Ghorch  of  England  and  Ireland,  or  the  Gharch  of  SeoÜuk 
bejng  in  the  gift,  patronage  or  disposal  of  such  laj  corporate  body. 

Not  to  eztend  to  ofOces  etc.  in  the  Establisbed  Cborch ,  or  Ecclesiaitical  Courts ,  Cnlrenkiei 

Colleges  or  Schools,  nor  to  Presentations  to  Bcnefioes. 

16.  Provided  also,  and  be  itEnacted,  Ihat  nothing  in  thisActcontain« 
shall  be  construed,  to  enable  any  persons  otherwise  Ihan  as  they  are  now  b] 
law  enabled,  to  hold,  enjoy  or  exercise  any  oflice,  place  or  dignity,  of  in  oi 
belonging  to  the  United  Cburch  of  England  and  Ireland ,  or  the  Ghordi  ol 
Scolland,  or  any  place  or  office  whatever  of,  in  or  belonging  to  any  of  tk 
ecdesiastical  courts  of  judicature  of  England  and  Ireland  respectively,  or  aq 
court  of  appeal  from  or  review  of  the  sentences  of  such  court  or  courts,  (N 
of  in  or  belonging  to  the  Commissary  Court  of  Edinburgh,  or  of  in  or  be 
longing  to  any  calhedral  or  collegiate  or  ecclesiastical  establishment  or  foundt 
tion;  or  any  office  or  place  whatever  of  in  or  belonging  to  any  of  the  Um- 
versities  of  this  realm;  or  any  office  or  place  whatever,  and  by  whatever  naiM 
the  same  may  be  called,  of  in  or  belonging  to  any  of  the  Colleges  or  Haft 
of  the  Said  Universities,  or  of  the  Colleges  of  Eton,  Westminster  or  Wi» 
ehester,  or  any  College  or  school  of  ecclesiastical  foundation  within  this  reala; 
or  to  repeal,  abrogate,  or  in  any  manner  to  interfere  wilh  any  local  statate; 
ordinance  or  rule,  which  is  or  shall  be  established  by  competent  authorft] 
within  any  such  University,  College,  Hall  or  School,  by  which  Roman  Catbo* 
lies  shall  be  prevented  from  being  admitted  thereto,  or  from  residing  or  tt* 
king  degrees  therein:  Provided  also,  that  nothing  herein  contained  shall  extend 
or  be  construed  to  extend*  to  enable  any  person  otherwise,  than  as  he  is  now 
by  law  enabled  to  exercise  any  right  of  presentation  to  any  ecclesiastical  b^ 
nefice  whatsoever;  or  to  repeal  vary  or  alter  in  any  manner  the  laws  now  ia 
force  in  respect  to  the  right  of  presentation  to  any  ecclesiastical  benefice. 

ProTiso  for  Presentations  to  Benefices  connected  with  oCBoes. 

17.  Provided  always,  and  be  it  Enacted,  that  where  any  right  of  pre- 
sentation to  any  ecclesiastical  benefice  shall  belong  to  any  office  in  the  gü 
or  appointment  of  His  Majesty,  His  beirs  or  successors,  and  such  office  dnS 
be  held  by  a  person  professing  the  Roman  Catholic  religion,  the  right  of  pre- 
sentation shall  devolve  upon  and  be  exercised  by  the  Archbischop  of  Cantcr; 
bury  for  the  time  being. 

Ko  Roman  Catholic  to  advise  the  Crown  inlthe  appointment  of  offices  in  the  BiUblished 

Chnrch. 

18.  Provided  also,  and  be  it  Enacted,  that  it  shall  not  be  lawful  fix 
any  person  professing  the  Roman  Catholic  religion,  directly  or  indirectly  tu 
advise  His  Majesty,  His  heirs  or  successors,  or  the  Lord  Lieutenant  or  Lor 
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Person  xa  irgend  einem  kirchlichen  Amte,  oder  zn  einem  Dienste  oder 
cmer  Stelle^  welche  der  vereinigten  Kirdie  von  England  und  Irland,  oder  der 
Kirche  von  Schottland  gehört  oder  mit  derselben  verknüpft  ist,  mag  die  Stelle 
inr  Verleihnng,  Patronat  oder  Verfügung  solcher  bürgerlichen  Corporation 
itdheiL 

IQekl  nszndeliDen  auf  die  Aemter  etc.  In  der  Staatskircfae,  bei  den  Kirchen-Gerichten,  Univer- 
•ititen,  Collegien,  Schulen ,  noch  auf  die  Präsentation  za  Beneflcien. 
10.  £s  ist  in  gleicher  Weise  beschlossen  und  wird  festgesetzt,  dass  keine 
der  in  dieser  Acte  enthaltenen  Bestimmungen  so  gedeutet  werden  soll,  irgend 
wdche  auf  andere  Weise  befähigt  zu  machen,-  als  sie  jetzt  nach  dem  Gesetze 
befähigt  sind,  zu  erlangen  oder  zu  verwalten  ein  Amt,  eine  Stelle  oder  eine 
Würde,  die  der  vereinigten  Kirche  von  England  und  Irland,  oder  der  Kirche 
TOI  Schottland  angehört,  oder  irgend  ein  Amt  oder  dienstliche  Stellung, 
wdcfae  den  kirchlichen  Gerichtshöfen  von  England  und  Irland  angehört,  oder 
aneni  Apellationsgerichtshofe  für  die  Revision  der  Urlheile  solcher  Gerichts- 
Ufe,  oder  dem  Gerichtshofe  des  Ober-Gommissarius  von  Edinburgh,  oder 
iifend  einer  KathedraK  Collegiat-  oder  kirchlichen  Stiftung  angehört;  oder 
iiieDd  ein  Amt  oder  eine  Stellung  bei  einer  der  Universitäten  dieses  König- 
rddis;  oder  irgend  einAmt  oder  eine  Stellung,  mit  welchem  Namen  auch  dieselbe 
beoannt  werden  mag  bei  einem  der  Colleges  oder  Halls  der  genannten  Uni- 
versitäten, oder  bei  den  Colleges  von  Eton,  Westminster  oder  Winchester, 
Mkr  bei  einem  College  oder  einer  Schule  von  kirchlicher  Stiftung  in  diesem 
Unigreidi;  oder  aufzuheben,  abzuschaffen,  oder  auf  irgend  eine  Weise  sich 
CBigegenzusetzen  einem  Local-Statute,  einer  Anordnung  oder  Vorschrift,  welche 
ODgefÜhrt  ist  oder  werden  sollte  durch  eine  competente  Behörde  bei  einer 
nkfaen  Universität,  College,  Hall  oder  Schule,  bei  welchen  Römische  Katho- 
liken verhindert  werden  sollen  daselbst  zugelassen  zu  werden,  oder  ihren  Sitz 
M&oschlagen  oder  Grade*)  bei  denselben  anzunehmen.  Eben  so  ist  beschlos- 
MB,  dass  keine  der  in  dieser  Acte  enthaltenen  Bestimmungen  soll  ausgedehnt 
odff  so  gedeutet  werden  als  ob  sie  sich  darauf  ausdehne,  eine  Person  auf  an- 
dere Weise  befähigt  zu  machen,  als  sie  jetzt  durch  das  Gesetz  befähigt  wird, 
ein  Recht  zur  Präsentation  zu  irgend  einem  kirchlichen  Beneficium  auszuüben 
oder  aufzuheben,  abzuändern  oder  umzugestalten  in  irgend  einer  Weise  die 
(iesetie,  welche  jetzt  in  Bezug  auf  das  Präsentationsrecht  zu  einem  kirchlichen 
Benefidam  in  Kraft  stehen. 

Bcftimmang  fllr  das  Priaentationsrecht  m  Beneficien,  das  mit  Staats&mtem  verbanden  ist 

17.  Für  alle  Zeiten  ist  es  beschlossen  und  wird  festgesetzt,  dass  wo  ein 
Mbentationsrecht  zu  einem  kirchlichen  BeneGdum  zu  einem  Amte  gehören 
Vifd,  welche  von  der  Verleihung  oder  Bestimmung  Seiner  Majestät,  deren 
Eiben  oder  Nachfolgern,  abhängt,  und  solches  von  einer  Person  erlangt  wer- 
den lonte,  welche  die  Römisch-Katholische  Religion  bekennt,  das  Präsenta- 
tioosrecht  übergehen  und  von  dem  Erzbischofe  von  Canterbury  fUr  die  Zeit 
dieser  Amtsverwaltung  ausgeübt  werden  soll. 

Ml  Römischer  Katholik  darf  der  Krone  einen  Vorschlag  machen  zur  Besetzung  der  Aemter 

in  der  Landeskirche. 

18.  Eben  so  ist  beschlossen  und  wird  festgesetzt,  dass  es  für  einen  Be- 
eoner  der  Römisch-Katholischen  Religion  gesetzlich  nicht  erlaubt  sein  soll, 
Rttdkar  oder  unmittelbar  einen  Vorschlag  Seiner  Majestät,  Deren  Erben  oder 


V    J>i^  verschiedenen  gelehrten  Grade  vom  FeUmo  fBaccalaureusJ  bis 
ßiKtar. 
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Deputy,  or  other  Chief  Gorernor  er  Govemon  of  Ireland,  toaehiiig  6r  eon- 
cerning  the  appuintment  to  or  disposal  of  any  office  or  prefennent  in  the 
ÜDitcd  Church  of  England  and  Ireland  or  in  the  Church  of  Scoüand;  and  U 
any  such  person  shall  ofTend  in  the  premises,  he  shall,  being  thereof  ooBfi* 
cted  by  due  course  of  law,  be  deemed  guilty  of  a  high  misdemeanor,  |«4 
disabled  for  ever  froni  holding  any  office,  cifil  or  milltary,  under  ^e  Crown. 

Time  and  manoer  or  takiog  Oaths  for  Corporate  oflices. 
10.  And  bc  itEnacted.  that  every  person,  professing  the  Roman  Catho- 
lic  religion,  who  shall  afler  the  commencement  of  this  Act  be  placedt  ele^ted 
or  chosen  in  or  to  the  office  of  mayor,  provost,  alderman,  reoorder«  baOift 
town-clerk,  magistrate,  concillor  or  common  concilman,  or  in  or  any  ofRce 
of  magistracy  or  place  of  trust  or  employment,  relating  to  the  go- 
vernment  of  any  city,  corporation,  borough,  burgh  or  district  within  the  Uni- 
ted Kingdom  of  Great  Britain  and  Ireland,  shall  wilhin  One  calendar  month 
next  before  or  upon  his  admission  into  any  of  the  same  respectively,  take  and 
subscribe  the  Oath  hereinbefore  appointed,  and  set  forlh  in  the  presence  of 
such  person  or  persons  respectively  as  by  the  charters  or  usages  of  the  said 
rcspeclive  cities,  corporations,  burghs,  boroughs  or  dislricts,  ought  to  adnini- 
ster  the  Oath  for  duc  execulion  of  the  said  oflßces  or  places  respectively,  and 
in  dcfault  of  such,  in  the  presence  of  Two  Justices  of  the  peace«  CoandllDis 
or  Magistrates  of  the  said  cities,  corporations,  burghs,  boroughs  or  distrietit 
if  such  there  bc,  or  olherwise  in  the  presence  of  Two  Justices  of  the  peace 
of  the  rcspcctive  countics,  ridings,  divisions  or  franchises,  wherein  the  said  ci- 
ties, corporations,  burghs,  boroughs  or  districts  are:  which  said  Oath  shdl 
eilhcr  bc  entcrcd  in  a  book,  roll  or  othcr  record,  to  be  kept  for  that  purpoacy 
or  shall  be  filcd  amongst  the  records  of  the  city,  corporation,  burgh«  boroo^ 
or  district 

Time  and  manner  of  takiog  OaUis  for  other  oCGcea. 
20.  And  bc  it  Enacted,  that  every  person  professing  the  Roman  Calhop 
lic  religion,  who  shall  aflcr  the  commencement  of  this  Act  be  appointed  to 
any  office  or  place  of  tnist  or  profit  underHisMajesty,  Hisheirs  or  successors, 
shall  withinThrcc  calcndar  months  next  before  such  appointment,  or  otherwise 
shall  before  hc  prcsumcs  to  exercise  or  enjoy  or  in  any  manner  to  act  in  sudi 
Office  or  place,  take  and  subscribe  the  Oath  hereinbefore  appointed  and  sat 
forth,  either  in  His  Majesty's  High  Court  of  Chancery,  or  in  any  of  his  lla- 
jesty*s  Courts  of  Kings  Bench,  Common  Pleas  or  Exchequer*)  at  Westminster 
or  Dublin,  or  before  any  Judge  of  assizc,  or  in  any  Court  of  General  orQuar» 
ter  Sessions  of  the  pcacc  in  Great  Britain  or  Ireland  for  the  county  or  place, 
wbere  the  person  so  making  taking  and  subscribing  the  same  shall  reside;  or 


*J  Die  vier  höchsten  Gerichtshöfe  Englands  in  Westminsterhalt^  Vjg/L 
oben  S.  94.,  tinter  demselben  Namen  auch  die  vier  obersten  GeriMe  Mandt 
lU  Dublin,  vgl.  mein  Handbuch  der  Staatskunde.  Bd.  //.  S.  005. 
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aohfelgen,  oder  dem  Lopd-SUtthalter  oder  dem  Lord-Stellvertreter,  oder 
nm  anderen  CheMjioa?erDeur  oder  den  Gouverneurs  von  Irland  su  macbeiv 
Betreff  der  Bestimmung  oder  der  VerRigung  fUtr  irgend  ein  Amt  oder  eine 
iförderung  in  der  vereinigten  Kirche  von  England  und  Irland  oder  in  der 
irdie  von  Schottland;  und  wenn  eine  solche  Person  sich  in  den  vorange- 
iMilen  PaDen  vergehen  sollte,  so  soll  er,  wenn  er  dariiber  in  dem  gesets- 
kn  Recbtslanf  überfuhrt  wird,  fttr  schuldig  eines  grossen  Vergehens  (high 
idoBeanor)  ^Uen,  und  unfähig  für  immer  sein,  ein  Civil-  oder  Militärant 
D  der  Krone  lo  erlangen. 

Zeit  and  Modus  fllr  die  Aboahme  der  Eide  für  Gemeinde-Aemter. 

19.  Und  es  wird  festgesetzt,  das  jeder  Bekenner  der  Römisch-Ratholi- 
Im  Religion,  welcher  nach  der  Einführung  dieser  Acte  angestellt  oder  ge- 
Udt  wird  in  oder  zu  dem  Amte  eines  Mayor,  Provost,  Alderman,  Recorder, 
lOiff,  Stadtschreiber,  Magistrats,  Rathshcrrn  oder  gemeinen  Rathmannes, 
er  zu  irgend  einem  anderen  Amte  der  Magistratur,  oder  einer  PflegerschafL 
or  auutigen  Anstellung,  die  sidi  auf  die  obere  Leitung  einer  Stadt,  Corpo- 
tion»  Burg  eines  Fleckens  oder  eines  Districles  in  dem  vereinigten  KÖnig- 
icbe  von  Grossbritanien  und  Irland  bezieht,  der  soll  innerhalb  eines  Galen- 
riQonats  unmittelbar  vor  seiner  Zulassung,  und  in  einer  jeden  derselben  nach 
Dcm  Verhältnisse,  den  in  dieser  Acte  vorher  bezeichneten  Eid  leisten  und 
terMhreiben,  und  in  der  Gregenwart  von  solchen  Personen  nach  dem  belref- 
dm  Verhättoisse  bekannt  machen,  wie  nach  den  Freiheitsbriefen  oder  Her- 
men der  genannten  Städte,  Corporationen,  Burg -Flecken  oder  Distriet^ 
le  abgelegt  werden  müssen  für  die  gehörige  Verwaltung  der  genannten 
nter  oder  Pflegerschaflen  nach  ihren  Verhältnissen;  und  in  Ermangelung 
iier  Personen  in  Gegenwart  von  zwei  Friedensrichtern,  Rathsherren  oder 
pstratspersonen  der  genannten  Städte,  Corporationen.  Flecken  oder  Districte, 
m  soldie  daselbst  vorhanden  sind,  oder  andernfalls  in  der  Gegenwart  von 
I  Priedensrichtem  der  betreffenden  Grafschaften,  Bezirke,  Sprengel  oder 
ibearke,  wo  in  deti  genannten  Stadien,  Corporationen,  Flecken  oder  Di^ 
EltB  dieselben  vorbanden  sind.  Dieser  besagte  Eid  soll  in  ein  Buch,  oder 
sine  Rolle  oder  in  eine  andere  Registratur  eingetragen  werden,  um  für 
ien  Zweck  aufbewahrt  zu  werden,  oder  er  soll  in  die  Archive  der  Stadt, 
porationen,  Borgen,  Flecken  oder  Dislricte  niedergelegt  werden. 

Zeit  und  Modus  der  Eidesabii«hme  iUr  eadfue  Aemter. 
SO.  Und  es  wird  festgesetzt  dass  jeder  Bekenner  der  Römischen  Reli- 
II,  welcher  nach  der  Einführung  dieser  Acte  zu  einem  Amte,  einer  Pfleger- 
ift  oder  Nutzungsrechte  unter  der  Verwaltung  Seiner  Majestät,  Deren  Erben 
r Nachfolgern  bestimmt  wird,  innerhalb  drei  Calendermonaten  unmittelbar  vor 
her  Bestimmung,  oder  mindestens  bevor  er  es  sich  herausnimmt,  die  Ver- 
liiDg  auszuüben,  oder  ihre  Rechte  zu  gcniessen,  oder  auf  irgend  eine  Weise 
»oem  solchen  Amte  oder  solcher  Stellung  zu  handeln,  den  in  dieser  Acte 
lier  angegebenen  Eid  leisten  und  unterschreiben  soll,  entweder  bei  Seiner 
cslü  hohem  Kanzleigerichtshof,  oder  bei  einem  der  oberen  Gerichtshöfe 
ler  Ifajesiät  von  der  Königsbank,  des  gemeinen  Rechts  oder  der  Schat»* 
wutr  zu  Weslminster  oder  Dublin,  oder  vor  einem  Richter  der  Assisen» 
r  bei  einem  Gericht  der  allgemeinen  oder  vierteljährigen  Sitzungen  der 
idensricbter*)  in  Grossbritanien  oder  Irland  für  die  Grafschaft  oder  den 
dieselbe  Person,  die  den  Eid  ablegt  und  unterschreibt,  ihren  Sitz  neh- 
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in  any  of  HisMajestj*«  Courts  of  Session,  Josticiary;  Excheqner  or  JurjCcoK 
or  in  any  Sheriff  or  Stewart  Court,  or  in  any  Burgh  Court,  or  before  theHi 
gistrates  and  Conncillors  of  any  Royal  Burgh  in  Scotland,  between  the  how 
of  Nine  in  the  morning  and  Four  in  the  aflemoon;  and  that  the  proper  dl 
cer  of  the  court,  in  which  such  Oath  shall  be  so  made,  taken  and  siibicrifad 
shall  cause  the  same  to  be  presenred  amongst  the  records  of  the  said  OMri 
and  such  officer  shall  make,  sign  and  deliver  a  certificate  of  such  Oath  bavia 
been  duly  taken  and  subscribed,  as  often  as  the  same  shall  be  demanded« 
him,  upon  payment  of  Two  Shillings  and  sixpence  for  the  samot  and  snd 
certificate  shall  be  sufßcient  evidence  of  the  person  therein  named  hiviBg  dri 
taken  and  subscribed  such  Oath  as  aforesaid. 

Penalty  on  acting  lo  OfQces  without  taking  Uie  Oalh. 

21.  And  be  it  £nacted,  that  if  any  person  professing  the  Roman  G 
tholic  religion,  shall  entcr  upon  the  exercise  and  enjuyment  of  any  oflSee  i 
franchise,  or  of  any  office  or  place  of  trust  or  profit  under  His  Majesty»  im 
having  in  manner  and  at  the  time  aforesaid  taken  and  subscribed  the  Oil 
hereinbefore  appointed  and  set  forth,  then  and  in  every  such  case  such  pem 
shall  forfeit  toHisMajesty  the^sum  ofTwo  hundred  pounds;  and  the  appofai 
ment  of  such  person  to  the  ofßce,  franchise  or  place  so  by  him  held»  Al 
thereupon  become  altogether  void,  and  the  ofBce,  franchise  or  place  ahaU  1 
deemed  and  taken  to  be  vacant  to  all  intents  and  purposes  whatsoeTer. 

OaUis  by  Military  and  Naral  OfBcers. 

22.  Provided  always,  that  for  and  nothvithslanding  any  thing  in  ttj 
Act  contained,  the  Oath  hereinbefore  appointed  and  set  forth  shall  be  Ukm  l| 
the  ofßcers  in  His  Majcsty's  Land  and  Sea  Service,  professing  the  Roman  Cl 
tholic  religion,  at  the  same  times  and  in  the  same  manner,  as  the  Oaths  tä 
Declaralions  now  required  by  law  are  directed  to  be  taken,  and  not  othenrin 
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No  other  Oaihs  neeesiary  to  be  taken  by  Roman  Catholies. 
23.  And  be  it  further  Enacted,  that  from  and  afler  the  passing 
Act,  no  Oath  or  Oaths  shall  be  tendered  to,  or  required  to  be  laken 
Majesty's  subjects,  professing  the  Roman  Catholic  religion,  for  enabling  Ifc^ 
to  hold  or  enjoy,  and  real  or  personal  property,  other  than  such  as  may  ^ 
law  be  tendered  to  and  required  to  be  taken  by  His  Majcsty*s  other  sabjedl 
and  that  the  Oath  herein  appointed  and  set  forth,  being  taken  and  subscfiU 
in  any  of  the  courts,  or  before  any  of  the  persona  above  mentioned»  shall  | 
of  the  same  force  and  efiect,  to  all  intents  and  purposes,  and  shall  stand  | 
thft  place  of  all  Oaths  and  Dedarations  required  or  prescribed  by  any  lawitf 
in  force  for  the  relief  of  His  Majesty*s  Roman  Catholic  subjects  fh>m  any  fl 
abililies,  incapacities  or  penalties:  and  the  proper  officer  of  any  ofthe  cm 
above  mentioned,  in  which  any  person  professing  the  Roman  Catholic  rdigjjl 
shall  demand  to  take  and  subscribe  the  Oath  herein  appointed  and  set  foil! 
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■a  soll;  oder  bei  irgend  einem  der  Gerichte  seiner  Majestät,  Schatikammer 
oder  Jory-Gerichtshof,  oder  bei  einem  Sberiff-  oder  Stewart-  oder  Burg-Ge- 
Dcbt.  oder  vor  den  Magistraten  und  Rathsberren  in  einem  königlichen  Flecken 
ii  Schottland*  iwiscben  9  Uhr  Morgens  und  4  Uhr  Nacbmiltags;  und  dass  der 
qgenlhttmliche  Beamte  derjenigen  Behörde,  bei  welcher  ein  solcher  Eid  ab- 
fdegt,  abgenommen  und  unterschrieben  wird,  veranlassen  soll,  dass  derselbe 
m  dem  Archive  der  genannten  Behörde  aufbewahrt  wird.  Und  ein  solcher 
iemte  soll  ein  Ceriiflcat  ausstellen,  unterzeichnen  und  ausliefern,  dass  ein 
irieher  £id  ordnungsmässig  abgenommen  und  unterschrieben  worden,  und 
üei  so  oft»  als  ein  solches  CertiGcat  von  ihm  erfordert  werden  wird,  gegen 
ie  Beiahlang  von  2  Shllg.  6  Pence  für  dasselbe,  und  ein  solches  CertiGcat 
mH  ak  ausreichender  Beweis  für  die  darin  genannte  Person  dienen,  dass  sie 
üdnungMnissig  einen  solchen  £id,  wie  vorbenannt  ist,  abgeleistet  und  unter- 
idurieben  hat 

StnflieiUiiimuiig  lür  Amtshandlongen  ohne  Ableistung  des  Eides. 
21.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  wenn  ein  Bekenner  der  Römisch-Ka- 
thofischen  Eeligion  in  die  Ausübung  und  den  Genuss  irgend  eines  Amtes  oder 
ODcr  Gereditsame,  oder  einer  Pflegerschaft,  oder  eines  Nutzungsrechtes  unter 
kt  Yenraltung  Seiner  Majestät  eintreten  sollte,  nachdem  er  noch  nicht  in 
kt  vorbesagten  Weise  und  Zeit  den  vorher  bezeichneten  Eid  abgelegt  und 
Vtanehrieben  hätte,  dann  eine  solche  Person  in  jedem  einzelnen  Falle  gegen 
in  eine  Strafe  von  2U0  Pfd.  St.  verfallen  sein  soll;  und  die  Re- 
dner solchen  Person  zu  dem  von  ihm  erhaltenen  Amte,  der  Gerecht- 
oder Pflegerscbafl  soll  deshalb  vollständig  nichtig  werden,  und  das  Amt, 
ie  Gerechtsame  oder  Pflegerscbafl  soll  fUr  alle  Bestimmungen  und  Zwecke 
'tk  erledigt  angesehen  und  genommen  werden. 

Eide  bei  Militär-  und  Marine-Aemter. 

21  £s  ist  für  alle  Zeiten  beschlossen,  dass  ohne  Verhinderung  durch 
i|Bid  eine  Bestimmung  in  dieser  Acte,  der  vorher  bezeichnete  Eid  von  allen 
(■gestcUlen  in  Seiner  Majestät  Land-  und  See-Dienst,  welche  die  Römische 
leljgioB  bekennen,  zu  derselben  Zeit  und  auf  dieselbe  Weise  geleistet  werden 
iB»  wie  die  jetzt  durch  das  Gesetz  erforderten  Eide  und  Erklärungen  bestimmt 
bd  abgelegt  zu  werden,  und  nicht  auf  andere  Weise. 

andern  Eide  sind  oölbig  von  den  Römischen  Katholiken  abgenommen  xa  werden. 
23L  Und  es  wird  ferner  festgesetzt,  dass  von  und  nach  der  Annahme 
Parlamentsacte  kein  anderer  Eid  oder  keine  andern  Eide  erfordert  oder 
hgenommen  werden  sollen  von  den  Unterthanen  Seiner  Majestät,  welche  die 
LüBisdi-Katboliscbe  Religion  bekennen,  um  sie  befähigt  zu  machen,  ein  Real- 
tePersonal-Eigenthum  zu  erlangen  und  zu  geniessen,  als  solche  Eide,  welche 
ildi  TOD  anderen  Unterthanen  Seiner  Majestät  erfordert  und  abgenonmien 
Und  der  in  dieser  Acte  bezeichnete  und  bekannt  gemachte  Eid* 
er  bei  einer  der  vorher  erwähnten  Gerichte,  Behörden  oder  Magistrats- 
abgelegt und  unterschrieben  ist,  soll  dieselbe  Kraft  und  Wirksam- 
IßL  babciu  für  alle  Bestimmungen  und  Zwecke,  und  soll  in  der  Stelle  aller 
Eide  und  Erklärimgen  stehen ,  welche  durch  ein  jetzt  noch  gültiges 
für  den  Glauben  der  Römisch -Katholischen  Unterthanen  Seiner  Ma- 
wegen  einiger  Nichtbefähigungen,  Nichtzulassungen  und  StrafTälligkeiten 
KhnlfrT  oder  vorgeschrieben  sind.  Und  der  eigenthUmliche  Beamte  von  einer 
kr  forher  genannten  Behörden,  bei  welcher  ein  Bekenner  der  Römisch-Ka- 
piictoi  Religion  verlangen  wird,  den  in  dieser  Acte  bezeichneten  und  be- 
inot  gemaebten  Eid  abzulegen  und  zu  unterschreiben,  ist  hiedurch  authorisirt 
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if  Ivmby  anthoriffed  and  reqnired  to  administer  fSht  flaid  Oafth  to  sadi  pflMBt 
and  such  ofßcer  sfaall  make  sign  and  deli?er  a  certificate  of  sodi  Oath  biiffeg^ 
been  dnly  taken  and  sobscribed,  as  oflen  as  tbe  same  sball  be  demuMit, 
bim,  upon  payment  of  One  Shilling,  and  such  certificate  diall  be  rafBcMl 
evidence  of  tbe  person  therein  named  having  duly  taken  and  lobscribed  mk 
Oath. 

Titles  to  Sees,  etc.  not  lo  be  assumed  bj  Eomaa  Calholioi. 

24.  And  whereas  ihc  Protestant  Episcopal  Ghurcb  of  England  and  k^ 
land  and  the  doctrinc,  discipline  and  government  Ihereof»  and  likewise  Ibo 
Protestant  Presbyterian  Church  of  Scotland,  and  the  doctrine,  diacipÜM  aiA 
government  thereof,  are  by  the  respeclive  Acts  of  Union  of  England  andSol- 
land  and  of  GreatBritainandlre]and*)established  permanenlly  and  invIoMljfi 
And  whereas  the  right  and  title  of  Archbishops  to  thcir  respectSre  provftMl 
of  Bishops  to  their  sees,  and  of  Dcans  to  their  deanerics,  as  well  in  Enfl^ 
as  in  Ireland,  have  becn  setlied  and  establisbed  by  law:  Be  it  thereforeEo»: 
ted,  t)iat  if  any  person  aller  the  commencement  of  thls  Act,  other  thanttü 
person  thereunto  authorizcd  by  law,  shall  assume  or  use  the  name,  styk 
title  of  Archbishop  of  any  province,  Bishop  of  any  bishoprik,  or  Dean  of 
deanery,  in  England  or  Ireland*  be  sball  for  every  such  offence  forfdt  and 
the  sum  of  One  hundred  pounds. 

Jadidal  or  oiher  oflieen,  not  to  aUend  wiih  insignia  of  oCQce  ai  anj  plaM  of  Wonfaip,  H 

Established  Church. 

25.  And  be  it  further  Enacted,  that  if  any  person  holding  any  j 
or  civil  ofYice,  or  any  mayor,  provost,  jurat,  bailiff  or  other  corporate 
shall  after  the  commencement  of  this  Act,  resort  to  or  be  present  at  any 
or  public  meeting  for  religions  worship,  in  England  or  in  Ireland,  other 
that  of  the  United  Church  of  England  and  Ireland  or  in  Scotland,  other 
that  of  the  Church  of  Scotland,  as'  by  law  established,  in  the  robe,  gowB, 
uther  peculiar  habit  of  bis  offke,  or  attended  wilh  the  ensign  or  insignia, 
any  part  thereof,  of  or  belonging  to  such  bis  ofßce;   such  person  shall, 
thereof  convicted  by  due  course  of  law,  forfeit  such  ofßce,  and  pay  tbe  MI 
of  One  hundred  pounds. 

Penalty  on  Roman  Cotholie  Ecclesiastics  ofBciating,  except  in  nsna!  Plaoes  or  WoMp^ 

26.  And  be  it  further  Enacted,   that  if  any  Roman  Catholic  Ecdedl 

Stic,  or  any  member  of  any  of  the  Orders,  communilies  or  sodeties  bereii 

mentioned,  shall  aflcr  the  commencement  of  this  Act  exercise  any  of  the 

or  ceremonics  of  the  Roman  Catholic  religion,  or  wcar  the  habits  of  bis  oi 

save  within  the  usual  places  of  worsbip  of  the  Roman  Catholic  religion 

in  private  houses;   such  ecclcsiaslic  or  other  person  shall,   being  thereof 

victed  by  due  course  of  law,   forfeit  for  every  such  offence  tbe  sum  of 

pounds.  -^ 

Not  to  repeal  sutate  i.  George  IV.  eh.  SS.  :| 

27.  Provided  always,  and  be  it  Enacted,  that  nolhing  in  this  AÜ  iri 
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V   Di$  beiden  Uniomacte  $ind  oben  abfftdmelU  alt  JVr.  XI.  S.  13&I 
flg.  u.  Nr.  XI  y.  S.  192  u.  flg. 
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■1  lofgefordert  den  genannten  Eid  solcher  Personal  abxunehmen,  und  der- 
«ik  Beamte  soU  ein  Certificat  ausstellen,  untersiegeln  und  ausliefern,  dass 
Mhiier  Eid  ordnungsmässig  abgeleistet  und  unterschrieben  ist,  und  iwar  so 
lA  ils  dieses  Certificat  von  ihm  verlangt  werden  sollte,  gegen  die  Beiahlung 
m  1  Shillg,  und  ein  solches  Certificat  soll  als  ausreichender  Beweis  für  die 
Mn  benannte  Person  dienen,  dass  sie  ordnungsm'ässig  diesen  Eid  abgelegt 
nd  untersdirieben  hat. 

M  von  BbthQmern  v.  i.  w.  kOnoen  nicht  von  Römischen  Kalhoüiien  angenommen  werden. 

24.  Und  da  die  Protestantische  Gpiscopalkirche  von  England  und  Irland, 
■d  die  Lehre,  Kirchenzucht  und  Kirchenregierung  derselben,  und  auf  gleiche 
RTeise  die  Protestantische  Presbyterialkirche  von  Schottland  und  die  Lehre, 
Ürcbemacht  und  Kirchenregierung  derselben,  durch  die  betreffende  Unions- 
irte  swischen  England  und  Schottland  und  zwischen  Grossbritanien  und 
Und  dauernd  und  unverletzlich  festgestellt  sind:  und  da  das  Recht 
lod  der  Titel  von  Erzbischöfen  fUr  ihre  betreffenden  Provinzen,  von 
Ksdiofen  für  ihre  Bisthttmer  und  von  Dechanten  für  ihre  Dechanten-Spren- 
[ri  sowohl  in  England' wie  in  Irland  gesetzlilch  wohl  begründet  und  festge- 
Idtt  sind:  so  wird  deswegen  festgesetzt,  dass  wenn  Jemand  nach  Einfiihrung 

Acte,  ausser  die  hiezu  durch  das  Gesetz  authorisirten  Personen,  den 
n  und  den  Titel  des  Erzbischofs  einer  Provinz,  des  Bischofii  eines  Bis- 
oder des  Dechanten  eines  Dechanten-Sprengcls,  in  England  oder  Irland, 
nehmen  sdlte,  derselbe  für  ein  jedes  solches  Vergehen  in  Strafe  verfallen 
■d  die  Suomie  von  100  PftL  Sterlg.  zahlen  soll. 

InkhUkh«  oder  andere  Beamte  aollen  nicht  mit  den  Amta-Inaignien  an  einem  Orte  des  Got- 

teadienstet  encheineo,  anaaer  in  der  Staalaldrche. 

25i  Und  es  wird  weiter  lestgesetzt,  dass  wenn  eine  Person,  die  ein 
iciileriiches  oder  ein  Verwaltimgsamt  besitzt,  oder  ein  Mayor,  Provost,  Ge- 
diwomer,  BaiUiff  oder  ein  anderer  Gorporations-Beamter ,  nach  der  EinfQh- 
Mg  dieser  Acte  zu  einem  Orte  oder  einer  öffentlichen  Versammlung  lUr  re- 
igpöien  Cullus  gehen  oder  bei  demselben  zugegen  sein  sollte,  in  England  oder 
n  Irland,  es  sei  denn  bei  dem  Gottesdienste  der  Unirtcn  Kirche  von  England 
lod  Irtand  oder  in  Schottland,  oder  der  Presbyterialkirche  von  Schottland, 
rie  sie  gesetzlich  eingerichtet  sind,  und  dabei  in  der  Amtsrobe,  Mantel  oder 
iutm  anderen  eigenthümlichen  Kleidungsstücke  seines  Amtes  erscheinen 
oDte,  oder  bekleidet  mit  dem  Ehrenzeichen  oder  den  Insignien  oder  einem 
rhcile  derselben,  die  zu  seinem  Amte  gehören:  so  soll  dieselbe  Person,  wenn 
w  deshalb  auf  dem  ordentlichen  Rechtsgange  überführt  ist,  solches  Amt  vcr- 

tind  die  Siunmc  von  100  Pfd.  St  zahlen. 


der  Rümisch-Katholiachen  Geistlichen,  die  aasaer  den  gewöhnlichen  Orten  geist* 
liehe  Verrichtungen  steh  erlauben. 

26.  Und  es  wird  weiter  festgesetzt,  dass  wenn  ein  Römisch-Katholischer 
Gcisllidier,  oder  ein  Mitglied  von  einem  der  geistlichen  Orden,  Verbindungen 
•der  Genossenschaften,  die  hier  später  erwähnt  werden,  nach  der  Bekannt- 
Mchung  dieser  Acte  einige  der  Gebräuche  oder  Ceremonicn  der  Römisch- 
Katholischen  Religion  ausüben  oder  die  Kleider  seines  Ordens  tragen  sollte, 
ausser  in  den  gewöhnlichen  Orten  des  Gottesdienstes  der  Rümisch-Katholischen 
Religion;  so  soll  solcher  Geistliclicr  oder  jede  andere  Person,  wenn  sie  des- 
Mb  auf  dem  ordentlichen  Rechtsgange  überführt  ist,  für  ein  jedes  solches 
Vergehen  die  Summe  von  40  Pfd.  St  zahlen. 

Nicht  anficuheben  daa  Sutut  aua  dem  5.  Reg).  Georg's  lY.  ch.2&. 

27.  Es  ist  für  immer  beschlossen  imd  wird  festgesetzt,   dass  keine  der 
Schobert,  Verfaaaungaorknnden.  j[4 
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'  ■  *  -        . 

taWd  shaiH  in  aby  männer  repcai.  älter  or  affect.'any  proYi3ion  of  ai 
made  iii  thc  tiftb  ycar  Sf  His  present  Majesty's  reigh,  intituied*),  «An.^ 
repeal  so  much  öf  an  Jtcl  passcd  in  the  Ninlh  year  of  the  reign  of  Kiii| 
liatn  the  Third,  as  relätcs  xö  Buri^ls  in  suppressed  Monasteries,  Abbe}] 
Convents  in  Ireland,  and  to  inake  Turtber  Provision  witb  respect  to  tbe  j 
in  Ircland  of  Persons  dissenting  from  the  Established  Gburch." 

For  tbo  ioppresiiQii  of  Je»uiu  and  Religioiii  orden. 
28.    And  wbereas  Jesuits  and  membera  of  other  religioi»  Orders, 
munities  or  societies  of  the  Chnrch  of  Home,  boand  by  monastk  or  rdi 
Y0W8,  are  resident  wilhin  the  United  Ringdom;  and   it  is  expedieot  to 
Provision  fbr   the  gradual  suppression  and  final  prohibition  of  the 
tberein:  Be  it  therefore  £nacted,  that  every  Jesuit,  and  every  member  <M 
other  religious  order,  Community  or  soctety  of  the  chnrdi  of  Rome,  b 
by  monastic  or  religious  yows,  who  at  the  time  of  the  commenoement  o 
Act  shall  be  within  the  United  Kingdom,  sball  within  Sex  calendar  m 
afler  the  commenoement  of  this  Act  deliver  to  the  deilc  of  the  peaoe  c 
oounty  or  place,  where  such  person  shall  reside,  or  his  deputj,  a  notii 
Statement,  in  the  form  and  containing  the  particulars  set  förth  in  the  Sk 
to  ihis  Act  annexed**}:  which  notice  or  Statement,  such  derk  of  the  ] 
or  bis  deputy,  is  hereby  required  to  preserve  and  register  amongst  the  i 
records  of  such  county  or  place,  for  which  no  fee  shall  be  payable;  i 
copy  of  which  said  notice  or  Statement  shall  be  by  such  derk  of  the  ] 
or  his  depi|ty,  fprthwit^  transmitted  tp  th^  chief  secretary  of  the  Lord  Li 
nant,  or  olher  Chief  Governor  or  Govemors  of  Ireland,  if  such  person 
reside  in  Ircland,  or  if  in  Great  Britain,   to  one  of  His  Majesty*s  prin 
Secrctarics  of  State;  and  in  case  any  peraon  shall  ofTend  in  the  premise 
shall  iorfeit  and  pay  to  His  Majesty  for  every  calendar  month,  durkig  t 
he  shall  remain  in  the  United  Kingdom  without  having  delivered  such  t 
or  Statement,  as  is  hereinbefore  required,  the  sum  of  Fifly  ponnds. 

Jesuit  or  otber  Member  ot  Religious  Order  Coming  into  Üie  Realm  to  be  baaisbtl 

29.  And  be  it  farther  Enacted,  ihat  if  apy  Jesuit  or  member  d 
such  religious  order,  communily  or  society  as  afbresaid^  shall  aher  the 
mencement  of  thls  Act,  come  into  this  realm,  such  person  shall  be  da 
and  taken  to  be  guilty  of  a  Misdemeanour,  and  being  thereof  kwfuUj 
vicled,  shall  be  sentenced  and  ordered  to  be  banished  from  the  United  1 
dom,  for  the  term  of  bis  natural  life. 

^ttural  boni  Subjects  may  retam  into  ibe  Kiagdom  and  be  Eegistertd. 

30.  Provided  always,  and  be  it  further  Enacted,  that  in  case  an] 
tural  bom  subject  of  this  realm,  being  at  the  time  of  the  commencem« 
this  Act  a  Jesuit,  or  olher  member  of  any  such  religious  order,  commi 


V  Abgedruckt  als  Stat  5.  George  IV.  chapt.  25  in  den  PMk . 
1824,  vol.  l 

*V  In  dieser  Shedula  sind  Rubriken  für  den  Namen,  das  Älttr^ 
Geburtsort,  Namen  des  geistlichen  Ordens  oder  Vereins,  von  welchem  de\ 
treffende  Mitglied  ist,  endlich  für  den  Namen  und  den  gewöhnlichen  Woh 
des  Vorstandes  des  geistlichen  Ordens,  und  den  gewöhnliehen  Aufentkai 
der  betreffenden  Person. 


211 

fl  diea^  A^te  enthaUenen  Bestimmungen  auf  irgend  eine  Weise  aufheben, 
nertndern  o4er  beeinträchtigen  soll  irgend  eine  j^estimmung  aus  einer  Paria- 
Miitncte  aus  dem  fünften  Jahre  der  Regierang  des  jetzt  regierenden  Königs, 
ictitelt  «eine  Acte  lim  mehrere  Bestimmungen  aus  einer  Acte  aus  dem  0. 
Icgieningsjabre  des  Königs  Wilhelm  III.  aufzuheben,  welche  sich  auf  die 
lidcheDbestattnngen  in  den  aufgehobenen  Klöstern  und  Abteien  in  Irland  be- 
iehen,  and  um  eine  fernere  Bestimmung  in  Bezug  auf  die  Leichenbestattung 
ler  Ton  der  Staatskirche  dissentirenden  Personen  in  Irland  zu  treffen." 

Zur  Colerdrttckang  der  Jesuiten  und  andrer  geistlicher  Orden. 

2B.  Und  da  Jesuiten  und  Mitglieder  andrer  geistlicher  Orden,  Vereine 
4er  Genossenschaften  der  Römischen  Kirche,  welche  durch  klösterliche  oder 
ilig;Köse  GelQbde  YerpQichtet,  sich  in  dem  vereinigten  Königreiche  aufhalten; 
md  da  es  förderlich  erscheint  eine  Bestimmung  ftlr  die  allmähliche  Aufhe- 
Nmg  und  endliche  Verhinderung  derselben  in' diesem  Königreiche  zu  treflTen: 
io  wird  deshalb  festgesetzt,  dass  jeder  Jesuit  und  jedes  Mitglied  eines  andern 
ivligiöfen  Ordens,  Vereins  oder  Genossenschaft  der  Römischen  Kirche,  wel- 
dicr  Terpflichtet  ist  durch  klösterliche  oder  religir>se  Gelübde,  und  zu  der 
Ui  des  Anfanges  dieser  Parlamentsacte  sich  in  dem  vereinigten  Königreiche 
Minden  wird,  innerhalb  sechs  Calender-Monate  nach  dem  Anfänge  dieser 
Ade  dem  Schreiber  des  Friedensrichters  der  Grafschaft  oder  der  Ortschaft, 
wo  sokhe  Person  sich  aufhalten  wird,  eineNachricht  oder  einen  Bericht  über- 
Briien  soll,  in  der  Form  und  mit  der  Beantwortung  der  eigenthümlichen  Ru- 
kdktn  •  die  in  der  dieser  Acte  beigeft)gten  Schedula  angegeben  sind.  Dieser 
Schreiber  des  Friedensrichters  oder  sein  Stellvertreter  ist  hicdurch  aufgcfor- 
dort,  diese  Nachricht  oder  diesen  Bericht  aufzubewahren  und  zu  rcgistriren 
nlar  die  anderen  bezQglichen  Registraturen  solcher  Grafschaft  oder  Ortschaft, 
tüAkr  keine  Gebühr  gezahlt  werden  soll.  Und  eine  Abschrift  von  dieser  be- 
ugten Nachricht  oder  diesem  Berichte  soll  von  diesem  Schreiber  des  Friedens- 
richters oder  seinem  Stellvertreter  sogleich  an  den  Chef-Secret'ar  des  Lord- 
Slatthalters  oder  eines  andern  Chef-Gouverneurs  oder  Gouverneure  von  Irland 
Ibcrsandt  werden,  wenn  solche  Person  ihren  Aufenthalt  in  Irland  haben 
•rille,  oder  wenn  sie  in  Grossbritanicn  sich  aufhält,  an  einen  der  obersten 
Slait»ecretäre  Seiner  Majestät  Und  Tür  den  Fall  dass  eine  Person  gegen  die 
üiiftiergenännten  Bestimmungen  sich  vergehen  wird,  so  soll  er  straffällig  sein 
to  Seiner  Majestät  ftir  jeden  Calender-Monat,  während  welches  er  in  dem 
vltmnigten  Rönigreidie  verbleiben  wird,  ohne  eine  solche  hier  vorher  erfor- 
derte Notiz  oder  Berichterstattung  übergeben  zu  haben,  'die  Summe  von  50 
Pfd.  St  zahlen. 

Jaohen  oder  Mitglieder  andrer  geistlicher  Orden,  die  in  Zulcunfl  in  das  Reich  kommen ,  wer- 
den «US  demselben  yerbanni. 

29.  Und  es  wird  ferner  festgesetzt,  dass  wenn  ein  Jesuit  oder  ein  Mit- 
^fed  eines  solchen  geistlichen  Ordens,  Vereins  oder  Genossenschaft,  wie  vor- 
hergesagt ist,  nach  der  Einführung  dieser  Acte  erst  in  dieses  Königreich  kom- 
iwn  sollte,  so  soll  solche  Person  für  schuldig  eines  Vergehens  (misdemeanour) 
erachtet  werden,  und  wenn  sie  darüber  in  gesetzmässiger  Weise  überführt 
vird,  so  soll  sie  verurtheilt  und  ihr  befohlen  werden,  für  die  Zeit  ihres  gan- 
an  Lebenslaufs  aus  dem  vereinigten  Königreiche  verbannt  zu  sein. 

Btagebome  UnterUianen  iLÖnnen  in  das  Königreich  zuraclckehren  und  einregistrirt  werden. 

30.  Es  ist  für  immer  beschlossen  und  wird  weiter  festgesetzt,  dass  Falls 
ein  gebomer  Unterthan  dieses  Reichs,  welcher  zur  Zeit  des  Anfangs  dieser 
icte  ein  Jesuit  oder  ein  anderes  Mitglied  eines  religiösen  Ordens,  Vereins 
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or  50ciet j  as  aforesaid,  shall  at  ihe  time  of  tbe  commeneement  of  Ibis  Act  be 
out  of  the  realm,  it  shall  be  lawful  for  auch  person  to  return  or  to  oomeiirfo 
this  realm:  and  upon  such  his  retura  or  ooming  into  the  realm,  he  b  bercby 
required,  within  the  Space  of  Six  months  after  his  firsl  retuming  or  oonmg 
into  tbe  Uoited  Kingdom,  to  deliver  such  notice  or  »talement  to  tbe  derk  of 
the  peace  of  the  county  or  place  where  he  shall  reside,  or  bis  deputy,  for  Ihe 
purpose  of  being  so  registered  and  transmitted  as  bereinbefore  directed;  and 
in  case  any  such  person  shall  neglect  or  refuse  so  to  do,  he  shall  for  sodi 
offence  forfcit  and  pay  to  His  Majesty,  for  every  calendar  montb  during  vluch 
he  shall  remain  in  the  United  Kingdom  without  having  delivered  such  notiee 
or  Statement,  the  sum  of  Fifly  pounds. 

Admilting  any  Member  of  a  Religioos  Order  a  msdemeaiMir. 

31.  And  be  it  further  Enacted,  that  in  case  any  Jesuit,  or  member  of 
any  such  religious  order,  Community  or  sodety  as  aforesaid,  shall  after  the 
commeneement  of  this  Act  within  any  part  of  the  United  Kingdom  admit  anj 
person  to  become  a  regulär  Ecdesiastic  or  brother,  or  member  of  any  sudi 
religious  order,  Community  or  sodety,  or  be  aiding  or  consenting  tbereto,  or 
shall  administerorcause^tobe  administered,  orbe  aiding  or  assisting  in  thead- 
ministering  or  taking  any  oath,  vow  or  engagement,  purporting  or  intended 
to  bind  the  person  taking  the  same  to  the  rules,  ordinances  or  ceremoniei  of 
such  religious  order,  Community  or  sodety,  e?ery  person  offending  in  the  pr^ 
mises  in  England  or  Ireland,  shall  be  deemed  guilty  of  a  Misdemeanor,  aad 
in  Scotland  shall  be  punished  by  fine  and  imprisonment 

Any  person  admilted  Member  of  a  Religfoos  Order,  to  be  banbbed. 

32.  And  be  it  further  Enacted,  that  in  case  any  person  shall  alter  tbt 
commeneement  of  this  Act,  within  any  part  of  this  United  Kingdom,  be  id* 
mitted  or  become  a  Jesuit  or  brother  or  member  of  any  other  such  religion 
Order,  Community  or  sodety  as  aforesaid,  such  person  shall  be  deemed  and 
taken  to  be  guilty  of  a  Misdemeanor,  and  being  thereof  lawfuUy  convidei 
shall  be  sentenced  and  ordercd  to  be  banished  from  the  United  Kingdom  Cor 
the  term  of  his  natural  lifc. 

The  Party  offending  may  be  banished  by  His  Majesty. 

33.  And  be  it  further  Enacted,  that  in  case  any  person  sentenced  and 
ordercd  to  bc  banished  under  the  provisions  of  this  Act,  shall  not  depart  fron 
this  United  Kingdom  within  Thirty  days  afler  the  pronouncing  of  such  sen- 
tencc  and  order  as  aforesaid,  it  shall  and  may  be  lawful  to  and  for  His  Ma- 
jesty, to  cause  such  person  to  be  conveyed  to  such  place  out  of  tbe  United 
Kingdom,  as  His  Majesty  by  and  with  the  advice  of  His  Privy  Council  shall 
direcL 

And  if  at  large  after  three  months,  may  be  transported  for  Life. 

34.  And  be  it  further  Enacted,  that  if  any  offender  who  shall  be  so  senten- 
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ider  Genossenschaft  war,  wie  vorhergesagt  ist,  und  in  der  Zeit  des  Anfangs 
lieser  Acte  ausserhalb  dieses  Reichs  sein  sollte,  so  soll  es  für  emen  solchen 
esetiüch  erlanht  sein  zurückzukehren  und  in  dieses  Königreich  zu  kommen: 
nd  bei  seiner  Rückkehr  oder  Ankunft  in  diesem  Königreiche  wird  er  hie- 
orcfa  angefordert,  innerhalb  des  Zeitraums  von  sechs  Monaten  nach  seiner 
rsten  Rückkehr  oder  Ankunft  in  dem  vereinigten  Königreiche,  eine  solche 
lOtiz  oder  Benachrichtigung  dem  Schreiber  des  Friedensrichters  der  Grafschaft 
kr  der  Ortschaft,  wo  er  seinen  WohnsifiE  nehmen  wird,  oder  dessen  Stell- 
nlreter  zu  überliefern,  zu  dem  Endzwecke,  dass  diese  Benachrichtigung  so 
inregistrirt  und  dann  übersandt  wird,  wie  in  dieser  Acte  vorher  bestimmt  ist 
(nd  in  dem  Falle,  dass  eine  solche  Person  dies  zu  thun  vernachlässigen  oder 
erweigem  würde,  so  soll  sie  für  ein  solches  Vergehen  straffällig  werden  und 
II  Seine  Majestät  für  einen  jeden  Calender-Monat,  während  welches  sie  in 
em  vereinigten  Königreiche  verbleiben  wird,  ohne  eine  solche  Nachricht  oder 
krichterstattung  übersandt  zu  haben,  die  Summe  von  50  Pfd.  St  zahlen. 

Die  Anftiahiiie  eines  Bfilgüedes  in  einem  geistliclien  Orden  gilt  für  ein  Vergehen. 

31.  Und  es  wird  femer  festgesetzt,  dass  falls  ein  Jesuit  oder  ein  Mit- 
fkd  eines  solchen  religiösen  Ordens,  Vereins  oder  Genossenschaft,  wie  vorher 
gesagt  ist,  nach  dem  Anfange  dieser  Acte  in  irgend  einem  Theile  des  verei- 
ugten  Königreichs  eine  Person  bewegen  sollte  ein  regulirter  Geistlicher,  oder 
an  Bruder  oder  ein  Mitglied  eines  solchen  geistlichen  Ordens,  Vereins  oder 
jcaossenschaft  zu  werden,  oder  ihm  dazu  zu  verhelfen  oder  ihm  darin  beizu- 
limmen,  oder  ihm  dafür  einen  Eid  abzunehmen,  oder  auch  nur  zu  veranlas- 
len,  dass  ihm  ein  solcher  abgenommen  werde,  oder  Hülfe  und  Beistand  zu 
ölten  bei  der  Ableistung  eines  Eides,  Gelübdes  oder  Verpflichtung,  welcher 
In  Zweck  oder  die  Absicht  hat,  jene  Person  zu  binden  an  die  Hegeln,  An- 
fdnimgen  oderCeremonien  eines  solchen  geistlichen  Ordens,  Vereins  oder  Ge- 
lonenschaft,  so  soll  jede  solche  Person,  die  in  England  oder  Iriand  in  den 
nransgesdiickten  Fällen  sich  vergeht,  für  schuldig  eines  Vergehens  erachtet 
rerden  und  in  Schottland  mit  Geldbusse  und  Gefängnisshaft  bestraft  werden. 

Bine  Penon ,  die  als  Mitglied  in  einen  geistlichen  Orden  targenommen  wird ,  loll 

Terbannt  werden. 

32.  Und  es  wird  ferner  festgesetzt,  dass  falls  eine  Person  nach  dem 
Ldange  dieser  Acte  in  einem  Theile  dieses  vereinigten  Königreiches,  als 
Fesnit  oder  Bruder,  oder  Mitglied  eines  solchen  geistlichen  Ordens,  Vereins 
ider  Genossenschaft  aufgenommen  würde,  so  soll  soldie  Person  für  schuldig 
nes  Vergehens  erachtet  werden,  und  wenn  er  darüber  in  gesetzmässiger 
H^'eise  überführt  ist,  vemrtheilt  und  ihm  befohlen  werden,  für  die  Zeit  seines 
janzen  Lebens  aus  dem  vereinigten  Königreiche  verbannt  zu  sein. 

Die  strainilige  Partliei  Iiann  dorcli  den  Kttnig  verbannt  werden. 

33.  Und  es  wird  ferner  festgesetzt,  dass  falls  eine  zur  Verbannung  un- 
er  den  Bestimmungen  dieser  Parlamentsacte  verurlheilte  Person  nicht  aus 
fiesem  vereinigten  Königreiche  innerhalb  30  Tage  nach  dem  Ausspruch  sol- 
bes  Urtheils  und  Befehls  (wie  vorher  gesagt  ist)  abreisen  sollte,  so  soll  und 
Hg  es  für  Seine  Majestät  gesetzlich  erlaubt  sein,  zu  veranlassen,  dass  eine 
dche  Person  nach  einem  sulcfacn  Platze  ausserhalb  des  vereinigten  König- 
whs  fortgeführt  wird,  wie  es  Seine  Majestät  nach  und  mit  dem  Gutachten 
dnes  Geheimen  Raths  bestimmen  wird. 

id  wenn  foiche  Person  sich  längstens  nach  3  Monaten  noch  im  Reiche  befindet,  soli  sie  fQr 

Lebensdauer  fortgeführt  werden. 

31    Und  es  wird  femer  festgesetzt,  dass  wenn  ein  eines  solchen  Ver- 
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ced  aqd  ordered  by  anj  tnch  ooart  as  afbresaid » to  ift  banished  in  maviei 
aforesaid,  sball,  aft^r  tbe  end  of  Tbree  calendar  months  from  tbe  tip^'  sncb 
sentfincQ  and  order  hath  been  pronounced»  be  at  large  withiu  a^  pari  of  the 
United  Kingdoro,  withoyt  somc  lawful  cause;  every  such  offend^r  being  so  aj 
iarge  as  afbresaid,  being  tbereof  lawfully  convicted,  sball  he  transported  (o 
$uch  place  as  sball  be  appoii^ted  by  flis  Majesty,  lor  tbe  tejrm  of  Ui  n^ 
ral  lUe. 

Not  u»  eilend  to  Fenule  Sodeüe«. 
23*    Provided  always  and  be  it  £nacted,  tbat  nothing  herein  conUJDed 
sball  eztend  or  be  conslrued  to  eilend  in  any  manner  to  afilect  anT  religiou 
Order,  qommunity  or  establishment  consisting  of  Females  bound   by  rd^ioof 
or  mooastic  tows. 

Penalües  now  to  be  reeorered. 

36.  And  be  it  further  £nacted,  Ihat  all  penalties  imposed  by  this  Act 
sball  and  may  be  recovered  as  a  debt  du^  to  His  Uages^y,  by  Infonnatijm  tp 
be  filed  in  the  name  of  His  Majcsly's  Attomey  General  for  England  or  for 
Ireland,  as  the  case  may  be  in  the  Courts  of  Eichcquer  in  England  or  Irdaod 
liespediyely,  or  in  the  name  of  HisM^jesty'sAdvocate-General  in  theCoo^of 
E:(Chequer  in  Scotlai^d. 

Power  to  repeal  or  alier^Act  during  the  Setsion. 

37.  And  be  it  further  Bnacted,  that  tbis  Aa  or  any  part  thereof  mq 
b^  repealedi  altered  or  varied  at  any  time  wilbin  tbis  present  Session 'o( 
Parliament. 

CommeitPemeDt  of  Act, 

38.  And  be  it  fnrther  Enactcd,  that  this  Act  sball  Comreence  and 
t«ke  effect  at  the  expiration  of  Ten  days  from  and  afler  the  passing  fb^teot 

Die  Reform  versuche  für  die  Rechte  der  Wähler  und  Ar 
die  Bedingungen,  welche  die  zu  dem  vereinigten  Parlamente  in 
London  gewählten  Mitglieder  zu  erfüllen  haben»  griffen  gleichfflÖl 
seit  der  Bqgierung  Georg  IV.  mehr  in  das  politische  Leben  der  Bri- 
ten ein.  Sie  begannen  in  der  siebenten  Parlaments-Session  dieser 
Regierung,  die  vom  21.  Novb.  1826  bis    zum  2.  Jul.   182Y  dauerte. 

kvi.  An  Act  to  make  ftirtUer  pesidwtt^pi^  pKK 

prerenfinjS  eorriipt  Praefieeft  at  EleeilmM  if 

Rleiiibeini  to  serrc  In  Parllament^  and  tor  dl« 

mlnlslünilf  the  Expense  of  siieh  IBleetlmni*)« 

A.  1827. 

^Vhereas  it  is  expedient  to  make  fnrtber  Regulations  for  preventing  compl 
Practices  at  EIcctions  of  Members  to  serve  in  Parliament,  and  for  diminiShiog 
the  Expense  of  such  Elections: 

PenoDS  emplojed  bj  C«ndidates,  to  be  disqaalifled  from  Totiqg. 
1.    Be  it  therefore  Enacted  by  the  Rings  most  Eicellent  Mj^jestj,  bj 

V  Sie  bildet  das  37.  Cap.  der  von  dieser  Session  ausgegangene^  IMt 
liehen  Acte.  Die  Bill  umrde  am  8.  Mdi  1827  auf  Befehl  des  Unterhauses  sim 
ersten  Male  und  nach  der  Amendirung  ein  CommittS  am  18.  Mai  xum  sirrf 
ten  Male  gedrucfU:  im  2.  Bde,  der  Public  Bills  dieses  Jahres, 


febens  StrftffiJlfgerTop  einem  solchen  Gerichtshöfe  in  ?orbesi^eir  ,^e|M 
öurüieflt  und  ihm  befohlen  vird,  in  vorbiesagter  Weise  aus  <)em  ^önig- 
iiche  Yefbtitint  zu  sein,  und  er  doch  Jüngstens  nach  dem  Ablauf  von  drei 
alender- Monaten  nach  der  VerkQndigung  des  UrtHeils  und  des  Befebts  in 
bem  Theile  des  vereiniglen  Königreichs,  ohne  irgend  eine  gesetzliche  Ver^ 
dasspng,  sich  noch  befinden  sollte;  so  wird  ein  solcher  Straffälliger,  wenn 
* darOber.  gesetzlich  überführt  ist,  für  seine  Lebenszeit  nach  einem, sol- 
len Orte  Übergeführt,  wie  derselbe  ?on  Seiner  Majestät  bezeichnet  werden 
fite. 

Nicht  anszodebnen  auf  weibliche  reliffiOie  Vereine. 

35.  Es  ist  für  alte  Zeiten  beschlossen  und  wird  ferner  festgesetzt,  dass 
eme  der  hierin  enthaltenen  Bestimmungen  ausgedehnt  oder  so  aus^legt  wer- 
m,  als  ob  er  sich  auf  irgend  eine  Weise  erstrecke  und  sich  beziehe  auf  einen 
di^osen  Orden,  Verein  oder  eine  Stiftung,  die  fUr  Frauen  besteht,  welche 
srai  reli^öse  oder  klösterliche  Gelübde  verpflichtet  sind. 

Wie  man  Ton  den  SU-an>esünunongen  befreit  werden  kann. 
30.  Und  es  wird  ferner  festgesetzt,  dass  alle  Strafbestimmungen,  die 
[ordi  diese  Acte  auferlegt  sind,  gelöst  werden  können  als  eine  Seiner  Ma- 
esQt  zukommende  Schuld,  auf  eine  in  dem  Namen  Seiner  Mayest'at  von 
lern  General- Fiscal  für  England  oder  Irland  geführte  Information,  wie  die 
iicfae  selbst  bei  den  Gerichtshöfen  der  Schatzkanimer  in  England  odcjr  Irland 
lieh  den  Umständen,  oder  in  dem  Namen  Seiner  M^estät  von  dem  Ge- 
ienl-Advocaten  bei  dem  Gerichtshofe  der  Schatzkammer  in  Schottland  zu 
fihren  ist. 

Ke  Ade  kann  w&hrend  dieser  Parlamentsseuion  larückgenommen  oder  ? erlndert  werden. 

37.  Und  es  wird  femer  festgesetzt,  dass  diese  Acte  oder  ein  Theil  der- 
dben  zn  Jeder  Zeit  innerhalb  dieser  fortdauernden  Parlaments-Session  zurück- 
loommen,  verändert  oder  umgestaltet  werden  kann. 

Anfang  der  Acte. 

38.  Und  es  wird  endlich  festgesetzt,  dass  diese  Acte  ihren  Anfang  neh- 
icn  und  in  Kraft  treten  soll  nach  dem  Verlaufe  von  zehn  Tagen,  nachdem 
e  durchgegangen  ist. 

!i  erliiett  am  21.  Jun«  1827  eine  Acte  zur  Vermindenuig  der  Gor- 
iptioii  bei  den  Wahlen  die  königliche  Bestätigung  und  lautet  folgen- 
er  Gestalt 

LTI«  Acte  nm  fernere  Anordnungen  cur  Ter- 
Meldnn]^  der  Besteehnngsmlttel  bei  den  ÜTah- 
en  der  Parlamentomltj^lleder  nnd  senr  Tejr- 
Mtnderilnl;  der  Ausgaben  bei  solehen  UTahlen 

SU  machen« 

Aus  d.  J.  1827. 

la  es  fikr  angemessen*erachtet  ist,  weitere^ Anordnungen  zur  Verminderung 
■r  Bestechungsmittel  bei  den  Wahlen  der  Parlamentsglieder  und  lur  Ver* 
inderung  der  Ausgaben  bei  solchen  Wahlen  zu  treffen: 

FanoBen»  die  ven  Wahl-Candidaien  tich  g^bnocbcn  lassen,  werden  anftUg  ram 

fernem  UitstimmeQ. 

1.    So  wird  deshalb  festgesetzt  durch  des  Königs  durchlauchtigste  Ha- 
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and  wifh  the  advice  and  consent  of  the  Lords  Spiritual  ant  Temporali  and  the 
Commons,  in  this  Parliament  assembled,  and  by  the  anthority  of  the  tarne, 
that  from  and  after  the  fifth  day  of  July  one  thoosand  eight  hnndred  lad 
twenty  seven,  if  any  person  shall,  either  during  any  Election  of  a  Ifember  or 
Members  to  scrve  in  Pariiament  for  any  Gounty,  County  of  a  City*),  Coimtj 
of  a  Town,  City,  Borough,  Cinque  port,  or  olher  place,  or  within  six  calendar 
months  previous  to  such  Election,  or  within  fourteen  days  after  it  thall  hm 
been  completed,  be  employed  at  such  £lection,  as  counsd,  agent,  attoney, 
poll-derk,  flagman,  or  in  any  other  capacity,  for  the  purposes  of  such  Eke- 
pion,  and  shall  at  any  time,  either  before,  during  or  after  such  Eledkm, 
accept  or  take  from  any  such  Candidate  or  Candidates,  or  from  any  perMm 
whatsoever  for  or  in  consideration  of,  or  wilh  reference  to  such  employnMB^ 
any  sum  or  sums  of  money,  retaining  fee,  Office,  place  or  employment,  or 
any  promise  or  security  for  any  sum  or  sums  of  money,  retaining  fee,  oflioe, 
place  or  employment,  such  Person  shall  be  deemed  incapable  of  voting  d 
such  £lection,  and  bis  Yote  if  given  shall  be  utterly  void  and  of  none  efÜBcL 

Coekades  and  Ribbons  not  to  be  giren  by  Candidates. 

2.  And  be  it  further  Enacted,  that  no  person  to  be  hereafter  dected 
to  serve  in  Pariiament  shall,  aller  the  teste  of  the  writ  of  summons,  or  aflef 
such  place  becomes  vacant  in  time  of  Pariiament,  before  his  Election,  bj 
himself  or  agent ,  directly  or  indirectly  give  or  allow  to  any  person  hafing 
a  vote  at  such  Election,  or  to  any  inhabitant  of  the  county,  dty,  town,  bo- 
rough, port  or  place,  any  cockade,  ribbon  or  other  mark  of  distinction. 

Penalty  on  Persona  giving  or  allowhig  Ribbons  or  lockades. 

3.  And  be  it  further  Enacted,  that  any  person  so  giving  or  allowingi 
shall  for  evcry  such  ofTcnce  forfeit  the  sum  of  Ten  pounds,  and  to  such  ptf* 
son,  as  shall  sue  for  the  same,  to  be  sucd  for  and  recovered  in  any  of  Ilis 
Majcsty's  courts  of  record  **)  by  action  of  debt,  bill ,  plaint  or  infonnatioo, 
wherein  no  essoign,  protection,  privilege,  wager  of  law,  or  more  than  one 
imparlance  may  be  allowed. 

No  Notes  to  received  or  Persons  wearing  Ribbons  or  Gockades  at  place  of  Pollinf. 

4.  And  be  it  further  Enacted,  that  it  shall  not  be  lawful  to  or  for  any 
retuming  ofOcer  to  receive  the  Vote  of  any  person,  who  shall  at  the  tiiie 
and  place  of  lendering  such  vote,  appear  with  any  cockade,  ribbon  or  other 
mark  of  distinction,  hereinbefore  prohibited  to  be  given  at  an  Election. 

Voten  exempt  from  serving  as  Constables  during  Elections. 

5.  And  be  it  further  Enacted,  that  no  person,  having  a  right  to  vote 
at  the  Election  for  any  connty,   county  of  a  dty,  county  of  a  town*  dtfi 


V  City,  als  grössere  Stadt  im  Gegensatze  von  Town,  bexeiehnH  no- 
menilich  die  Städte,  in  welchem  ein  bischöflicher  Sitz  ist,  während  mÜ  Toie% 
auch  ein  Flecken  gemeint  sein  kann,  wenn  er  nur  das  Marktrecht  hol, 

**J  Court  of  record — ein  Gerichtshof,  wo  schriftliche  oder  protoeoltarisehe 
Verhandlungen  verstattet  sind,  im  GegenscUze  des  Court  of  no  record^  wo  nur 
mündlich  verhandelt  werden  darf 
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Kat,  naeh  und  mit  dem  Gutachten  und  der  Zustimmung  der  in  dieiem  Par- 
MQte  fcnammelten  geistlichen  und  weltlichen  Lords  wie  der  Gemeinen, 
td  durch  die  Auctorität  derselben,  dass  wenn  von  und  nach  dem  5.  July 
27  eine  Person  während  einer  Wahl  von  Mitgliedern  zum  Parlament  fUr 
leGnischaft,  Grafschaft  aus  eiaer  Stadt,  Grafschaft  aus  einem  Flecken,  fOr  sich 
hst  gebildet,  einen  der  fünf  Häfen  oder  eine  andere  Ortschaft,  oder  innerhalb  der 
Icher  Wahl  vorausgehenden  6  Monate,  oder  innerhalb  14  Tage  nach  dersel- 
D  als  Rathgebcr,  Agent,  Anwalt,  Stimmschreiber,  Fahnenträger,  oder  in  ir- 
ad  einer  anderen  Beschäftigung  gebraucht  oder  benutzt  sein  sollte,  zu  den 
Michten  solcher  Wahl,  und  zu  irgend  einer  Zeit,  sei  es  vor,  während  oder 
ch  einer  sokhen  Wahl  von  einem  solchen  Candidaten,  oder  von  einer  Per- 
a  die  irgend  in  welcher  Beziehung  mit  demselben  steht,  oder  im  Verhält- 
sse  zu  einer  solchen  Benutzung  verwandt  ist,  eine  oder  mehrere  Geldsum- 
en  erhallen  haben,  oder  Gebühren,  ein  Amt,  eine  Stellung  oder  Verwen- 
mg.  oder  irgend  ein  Versprechen  oder  Sicherstellong  für  eine  oder  mdirerc 
dtammen,  Geb&hren,  Amt,  Stellung  oder  Verwendung  sich  ausbedungen 
ibeo  sollte,  solche  Person  soll  für  unfähig  erachtet  werden,  seine  Stimme 
ner  bei  solcher  Wahl  abzugeben,  und  wenn  seine  Stimme  bereits  abgegeben, 
)  soll  sie  ganz  nichtig  sein  und  keine  Wirkung  haben. 

Cocarden  und  Bänder  tollen  nicht  Ton  den  Candidaten  gegeben  werden. 

Sl  Und  es  wird  ferner  festgesetzt,  dass  Niemand  in  Zukunft  als  Bfitgüed 
In  Parlamentes  gewähH  werden  soll,  welcher  nach  dem  Erlass  des  Wahkus- 
dutibens,  oder  nach  der  Erledigung  eines  solchen  Platzes  im  Parlamente, 
or  seiner  Wahl,  entweder  selbst  oder  durch  einen  Agenten,  mittelbar  oder 
iDBiiltelbar  irgend  einer  Person,  die  bei  dieser  Wahl  mitzustimmen  hat,  oder 
iKD  Bewohner  der  Grafschaft,  Stadt,  Flecken,  Hafen  oder  Ortschaft,  eine 
lacnde,  Bandschkife  oder  ein  anderes  Zeichen  zur  Unterscheidung  geben  oder 
crthdlen  lässt 

Strafttlligkeit  flir  .Personen,  die  Bandsehleifen  oder  Cocarden  ▼ertbeilen. 
3.  Und  es  wird  ferner  festgesetzt«  dass  jede  Person  welche  in  dieser 
?eise  Vertheilungen  oder  Verleihungen  macht,  fUr  jedes  solches  Vergehen 
InfiTäDig  sein  und  eine  Summe  von  10  Pfd.  St.  zahlen  soll,  und  solche  Person, 
wui  sie  für  das  Vergehen  vor  Gericht  stehen  soll,  soll  sie  bei  einem  der  Courts  of 
eeord  Seiner  Majestät  gerichtlich  verfolgt  oder  frei  gesprochen  werden ,  auf 
ine  förmliche  Schuldklage,  KlageschrifU  Beschwerde  oder  Information,  wobei 
hr  weder  eine  durch  die  Gesetze  gebilligte  Verhinderung  von  persönlichem 
Sncheinen  vor  Gericht,  noch  eine  Protection,  Privilegium,  noch  das  Anerbie- 
en  einen  Eid  wegen  der  Anschuldigung  zu  schwören,  noch  überhaupt  mehr 
ib  die  Bitte  um  einen  Aufschub  von  einem  Tage  zur  Voii)ereituhg  einge- 
iifflit  werden  kann. 


ujne  Stimnen  sollen  Ton  Personen  angenommen  werden ,  die  Baodscfaleifeo  oder  Cocarden 

auf  dem  PlaUe  der  Wahlversammlungen  tragen. 

4.  Und  es  wird  ferner  festgesetzt,  dass  es  gesetzlich  für  einen  die  Par- 
«mentswafal  leitenden  Beamten  nicht  erlaubt  sein  soll,  die  Stimme  von  irgend 
ioer  Person  anzunehmen,  welche  zur  Zeit  und  auf  dem  Platze  des  Abstimmens 
Bit  einer  Cocardc ,  Bandschlcife  oder  einem  anderen  Kennzeichen  der  Unter- 
cheidung  erscheinen  sollte,  indem  in  dieser  Acte  vorher  verboten  ist,  dass  ein 
^otum  von  einem  solchen  zur  Wahl  abgegeben  werde. 

1H9  MiiaiiaiBcnden  sind  von  den  Gonslabler-Diensten  w&brend  der  Wahlen  befreit 

5.  Und  es  wird  endlich  festgesetzt,  dass  Niemand,  der  bei  den  Wahlen 
ir  eineGrafechaft,  Grafschaft  aus  eincrStadt,  Grafschaft  aus  einem  Marktflecken 

14* 
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boroogb,  cinque  port  or  other  place,  shall  be  liable  lor  compdled  to  scn 
a  Special  Constable  at  or  during  any  £lection  for  Ifembers  to  ser?e  in 
liament  for  such  cponty,  county  of  a  city,  connty  of  a  tovn,  city,  boro 
cinque  port  or  other  place,  unless  he  shall  consent  so  to  act;  and  thal 
shall  not  be  liable  to  any  fine,  penalty  or  punishment  whatever  for  refa 
so  to  act,  any  Statute,  law  or  usage  to  the  contrary  notwithstanding. 

Damit  sind  in  Verbindung  zu  setzen  die  einzelnen  BQIs,  di 
welche  einigen  Englischen  Flecken  wegen  vorgefallener »  sehr  n 
rischer,   lange  fortgesetzter  und  allgemeiner  Bestechungen  bd 
Wahlen  ihrer  Parlamentsglieder  („whereas  there  has  been  the  n 
notorious,   longcontinued  and  general  corruption  in  the  Election 
Bui^esses  to  serve  in  Parliament**)  das  Wahlrecht  genommen  wu 
und  auf  andere  noch  nicht  repräsentirte  Städte  übertragen  wen 
sollte.    Das  erste  Beispiel  davon  wurde  durch  die  Bill  über  den  A 
schluss  des  Boroughs  East  Betford  in  der  Grafschaft  Nottin^iam 
geben*),   aber  die  Uebertragung  seiner  beiden  Stimmen  ging  ni 
auf  die  Stadt  Birmingham  über,    sondern  vermehrte   die  Zahl 
Stimmen  der  betreffenden  Gra&chaft:  es  folgte  bald    darauf 
Flecken  Penryn,  in  der  Grafschaft  Gomwall,   die  überiiaupt  va 
allen  Gounties  in  England  die  meisten  heruntergekommenen  Fied 
besass,  so  dass  sie  allein  durch  die  Beformbill  30  Stimmen  im  I 
lamente  für  Boroughs  einbüsste  oder  über  zwei  Drittel  aller  Stimn 
dieser  Grafechaft. 

Femer  ist  als  Vorläufer  der  Ilaupt-Beformbill  für  Irland  n 
die  Beformacte  für  die  Verhältnisse  der  Wähler  in  dieser  Insel 
dem  J.  1829  hinzuzufügen.  Sie  erhielt  an  dem  13.  April  1820 
köm'gliche  Genehmigung**)  als  „an  Act  to  amend  certain  Acts  of 
Parliament  of  Ireland  relative  to  the  Election  of  Members  to  se 
in  Parliament,  and  to  regulate  the  Qualification  of  Persons  entit 
to  vote  at  the  Election  of  Knights  of  the  Shires  in  Ireland''.  (Jl 
zur  Verbesserung  gewisser  Acte  des  Parlamentes  von  Irland,  wefa 
sich  auf  die  Wahl  der  Mitglieder  für  das  Parlament  beziehen,  Q 
zur  Begulirung  der  Qualifications-Bestimmungen  für  die  Stinmiffiih 
bei  der  Wahl  der  Bitter  für  die  Grafschaften  in  Irland*^.)  Ich  wei 
lüer  nur  die  ersten  fünf  Artikel  dieser  Acte  geben ,  welche  von  4 
gemeinem  Interesse  für  die  Bildung  des  Britischen  Parlamentes  si 
während  die  übrigen  37  nur  für  die  Ausführung  genauere  Vorschi 

V  Gedruckt  auf  Befehl  des  Unterhauies  am  11.  Jim.  1827,  im  i  J 
4er  Public  BüU  der  7.  Session  Georg' s  IV. 

*V  SU  hUdet  Cap.  8  der  10.  SesHon  unter  König  Georg  /F.;  al 
druckt  zueret  auf  Befehl  des  Unterhauses  am  10.  März  1829,  und  amtm 
vom  CommiU4  am  90.  März;  im  2.  Bde.  der  Public  Bills  dieser  SessUm. 
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Mr  lidi  selbst  gebildet,  für  eine  Stadt,  Flecken,  einem  der  Häfen  oder  eine 
ttdere  Ortschaft  ein  Recht  mitzustimmen  besitzt,  verpflichtet  oder  genöthigt 
werden  soQ,  als  Special-Constabler  Dienste  zu  leisten  bei  oder  während  einer 
WaUzaParlaments-Mitgliedem  für  diese  Grafschaft,  Grafschaft  aus  einer  Stadt, 
Grafechafl  aus  einem  Marktflecken  tUr  sich  selbst  gebildet,  ftlr  eine  Stadt,  Markt- 
flecken, einen  der  fünf  Häfen  oder  eine  andere  Ortschaft,  wofern  er  nicht 
selbst  einstimmt,  dabei  auf  solche  Weise  mitzuwirken:  dass  er  nicht  verpflich- 
tet sein  soll  zu  irgend  einer  Geldbusse.  StraflTälligkeit  oder  irgend  einer  Art 
roD  Bestrafung,  wenn  er  verweigert  in  solcher  Weise  dabei  thätig  zu  sein, 
olme  dass  irgend  ein  Statut,  Gesetz  oder  Herkommen  dem  entgegen  gestellt 
vnden  dar£ 


toi  geben  und  mehr  localen  Inhalt  in  sich  aufgenommen  haben.  Jene 
fimf  lauten*). 

Preamble. 

1.  Whereas  by  an  Act  of  the  Parliament  of  Ireland,  passed  in  the 
ttirtj*tliird  year  of  Ihe  reign  of  King  Henry  the  Eigth,  intituled,  „An  Act  for 
Ike  A^joamement  of  the  Parliament,  and  the  place  to  hold  the  same,  and 
«ta  Persons  shalt  be  chosen  Knights  and  Burgesses'S  i&  it  amongst  other 
IIbi|i  enacted,  that  every  Knight,  Citizen,  and  Burgess,  for  every  Parliament 
tecafter  within  the  realm  of  ireland  to  be  summoned,  appointed,  or  holden, 
Ad  be  diosen  and  elected  by  the  greater  number  of  the  Inhabitants  of  the 
ttid  Counties,  Cities  and  Towns,  being  present  at  the  said  Election,  by  virtue 
of  the  Kings  Writs  for  that  intent  addressed,  and  also  that  every  Elector  of 
Ibe  laid  Knights  shall  dispend  and  have  lands  and  tenements  of  estate  of 
FVeefaold  within  the  said  Counties,  at  the  least  to  the  yearly  valne  of  Forty 
AOlings  over  and  above  all  charges. 

And  whereas  by  an  Act  passed  in  the  Parliament  of  Ireland  in  the 
liuity-fifth  year  of  the  reign  of  bis  late  Majesty  King  George  the  Third,  inti- 
tuled, „An  Act  for  regulating  the  Election  of  Members  to  serve  in  Parliament, 

V  JHe  Uebersetsung  dieser  6  Artikel  gehe  ich  in  dieser  Anmerkung: 

Emgomg, 

I.  Da  durch  eine  Acte  des  Parlamentes  von  Irland  aus  dem  33.  Ae- 
^knmgsfahre  des  Königs  Heinrich  VW.,  betitelt  „Acte  für  die  Vertagung  des 
Hdamenies  und  für  den  Ort,  wo  dasselbe  gehalten  werden,  und  ßr  die  Per- 
mm,  welche  als  Mitglieder  für  die  Knights  und  die  Parlamentsfiecken  ge- 
MilÜ  werden  sollen",  unter  anderen  Dingen  festgesetzt  ist,  dass  jeder  RiUer, 
hwihner  der  Städte  und  Flecken  ßr  jedes  Parlament,  das  späterhin  in  Ir- 
M  versammelt  oder  gehalten  würde,  von  der  grösseren  Zahl  der  Bewohner 
Itr  besagten  Grafschaften,  Städte  und  Flecken  gewählt  werden  sollte,  indem 
^  in  Folge  der  xu  diesem  Zwecke  erlassenen  königlichen  Aussehreiben  bei 
Ur  besagten  Wahl  zugegen  sind;  jedoch  so,  dass  jeder  Wähler  der  besagten 
htter  mindestens  ein  jährliches  Einkommen  von  40  Schiüg.  auuer  allen  Lo- 
ten von  seinem  Landbesitz  als  Freeholder  in  den  besagten  Grafschaften  ha- 
rn sollte. 

Und  da  durch  eine  Acte  des  Parlamentes  von  Irland  aus  dem  35.  Re- 
lerungejahre  des  Königs  Georg  III^  betitelt  „Acte  zur  Regulirung  der  Wahl 
m  ParlamentS'Mitgliedem  und  zur  Aufhebung  einiger  in  derselben  enüähn- 
n  früheren  Acte",  und  auch   noch  durch  nachfolgende  Parlamentsaete  die 
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and  for  repealing  the  sereral  Acts  therein  mentioned",  and  by  sabseqncnt 
Acts,  persons  having  Freehold  estates  are  required  to  register  their  FreÄoldi 
in  the  manner  therein  prescribed,  in  order  to  quallfy  them  to  TOte  at  B^ 
ctions  for  Members  to  servc  in  Parliament  for  Gounties  in  Ireland. 

Repe«!  of  so  mucb  of  33  Henry  Vin.,  relating  to  qaaliOcaton  of  Electon  for  CoaaU«  ii 

Ireland. 

2.  And  whereas  it  is  expedient  to  increase  the  amonnt  of  the  qoiliU- 
cation  necessary  to  entiüe  Persons  to  vote  at  such  Elections,  and  to  amendthe 
laws  now  in  Force  in  Ireland;  relating  to  the  Registry  of  Freeholds:  fie  it 
thercfore  enacted,  by  the  Rings  most  Excellent  Majesty,  by  and  viA 
the  advice  and  consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal  and  CommODS,  m 
this  present  Parliament  assembied,  and  by  the  Authority  of  the  same,  Ihit 
from  and  after  the  commencemcnt  of  this  Act  that  part  of  the  said  Act  of  tlie 
thirty-third  year  of  King  Henry  the  £ight,  hereinbefore  recited,  which  rdita 
to  the  amount  or  valuc  of  the  Freehold  necessary  to  qualify  persons  to  be 
electors  of  Knights  of  the  Shire  to  serve  in  Parliament  for  Gounties  in  Irdnd, 
shall  be  and  the  same  is  hereby  Repealed. 


No  Penon  to  Tote  at  any  Elecüon  of  Knight  of  tbe  Shire ,  nnless  lie  have  a  FrechoM 

of  L.  10.  a  year. 
3.  And  be  it  Enacted,  that  from  and  afler  the  coromencement  of  Üni 
Act,  no  person  shall  be  admilted  to  vote  at  any  election  of  any  Knigbt  of  tiN 
Shire  to  sen'e  in  the  Parliament  of  the  United  Kingdom  for  any  county  ii 
Ireland  (save  as  hereinafter  is  provided),  unless  such  person  shall  have  a 
estate  of  Freehold  in  lands,  tenements  or  hereditaments  in  sadi  county,  rf 


Freeholders  aufgefordert  sind,  ihr  Besitzthum  in  der  dort  näher  detdkrMf* 
nen  Weite  einregistriren  zu  lassen^  in  der  Absicht  sie  zur  Abgabe  ekusf 
Stimme  bei  den  Wahlen  zu  Parlamentsgliedem  ßr  die  GrafschafUn  in  h 
land  befähigt  zu  machen. 

Aufhebung  mehrer  Bettimmungen  aus  der  Arte  out  dem  33.  Mgj.  Heinrieht  Vül.,  in  Bttt/ 
der  Qwüi/ieation  der  Wahlen  für  die  Graftchafi'^  in  frland. 

2.  Und  da  es  für  angemessen  erachtet  wird,  den  Betrag  des  fio(fciofii- 
digen  Einkommens  für  di^  Qualißcation  bei  solchen  Wahlen  mitztutimmen, 
hoch  zu  vergrössem  und  die  jetzt  in  Irland  in  Kraft  stehenden  Gesetzt  is 
Bezug  auf  die  Registrirung  des  Besitzthums  der  Freeholder  zu  verbessern: 
so  wird  deshalb  durch  des  Königs  durchlauchtigste  Majestät,  nach  und  wM 
Genehmigung  und  Zustimmung  der  in  diesem  gegenwärtigen  Parlamente  tff^ 
sammelten  geistlichen  und  weltlichen  Lords,  und  durch  die  Auetoritai  dersdr 
ben  festgesetzt,  dass  von  und  nach  dem  Anfange  dieser  Acte  derjenige  TMl 
der  vorher  angeführten  Acte  aus  dem  33.  Regierungsjahre  Heinrichs  YUU 
welcher  sich  auf  den  nothwendigen  Werthbetrag  des  Besitzthums  des  FreM- 
ders  bezieht,  zur  Wahlfdhigkeit  für  die  Knights  als  ParlamenU-Mitglieder  pr 
die  Grafschaften  in  Irland,  hiedurch  aufgehoben  wird. 

Niemand  darf  bei  einer  Wahl  für  die  RiUer  der  Graftchafi  mittdmmen,  vofem  er  nirhi  m 
Einkommen  von  10  Pfd.  St.  aut  teinem  Betitslhum  alt  Freeholder  hak 

3.  und  es  wird  festgesetzt»  dass  von  und  nach  dem  Anfange  äitstr 
Acte  Niemand  zur  Abstimmung  bei  einer  Wahl  eines  Ritters  der  Grafschaß 
als  Mitglied  des  Parlamentes  von  dem  vereinigten  Königreiche  für  eine  Graf- 
schaft in  Irland  zugelassen  werden  soll  (mit  Ausnahme  der  hierin  tpäter  o»- 
geführten  Bestimmung J,  wofern  nicht  eine  solche  Person  ein  Besiizthum  als 
Freeholder,  in  Zinsgütem  oder Erbeigenthum  in  derselben  Grafschaft,  von  dem 
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ik  detr  yetrly  valae  of  Ten  poands  at  the  least,  over  and  above  all  Charge.«^, 
CMcpt  only  Public  or  Parlianientary  Tazes,  Gounty,  Ghurch  or  Parish  Cesses 
«r  Rates»  and  Cesses  on  any  Townland,  or  Division  of  any  Parish  or  Barony. 

Nor,  anle»  such  Freehold,  if  ander  L.  20.  a  year,  be  registered  according  to  thit  Act 

4.  And  be  it  Enacted,  that  trom  and  after  the  commencement  of  this 
Aet,  no  person  shall  be  admilted  tu  vote  at  any  election  of  a  Knight  of  the 
SUre  to  seire  in  the  Parliament  of  the  United  Kingdom  for  any  county  in 
Uuidt  by  Tirtue  or  in  respect  of  any  estate  of  Freehold  of  less  annuai  value 
Ihan  Twenty  poands,  of  the  late  currency  of  Ireiand,  unless  such  Freehold 
diall  be  registered  pursuant  to  the  provisions  of  this  Act,  save  only  as  herein- 
rfter  provided. 

A  ScfiioB  for  registering  Freebolds  to  be  bolden  in  eacb  Connty,  at  socb  days  and  places ,  as 

Üie  Lord  Lfenienant  shaU  appoint 

5.  And  be  it  Enacted,  that  after  the  commencement  of  this  Act  a  Ses- 
MQ  for  the  purpose  of  registering  Freeholds  within  this  Act  shall  be  holden 
ia  ind  for  each  county  in  Ireland,  by  and  before  the  Assistant  Barrister  of 
sodi  county,  on  such  days  and  at  such  places  in  each  such  county  respecti- 
«df,  as  the  Lord  Lieutenant,  or  other  Chief  Govemor  or  Govemors  of  Ire- 
iad,  shall  appoint;  and  the  derk  of  the  Peace  for  each  such  county  shall 
Firty  days  at  the  least  before  the  day  so  appointed  cause,  to  be  posted  in 
etdi  market  town  therein  Notices  in  the  form  spedßed  in  the  first  schedule*) 
to  this  Act  annexed,  that  such  Session  for  the  purpose  of  registering  Freeholds 
wiüun  this  Act  viiW  be  holden  on  the  days  and  at  the  places  so  appointedt 
and  that  applications  for  that  purpose  will  be  then  and*  there  tiJcen  into 
fiODsideration. 


r^iMn  jährliehen  Einkommen  von  10  Pfd.  St  mindestens  hat,  ausser  aUen 
luien,  wovon  jedoch  atugenommen  bleiben  die  Öffentlichen  Stewm  und  die 
Gfafschafts-,  Kirchen-  und  Kirchspiels-Abgaben  und  die  Abgaben  von  irgend 
iner  Stadt-Länderei  oder  Kirchspiels-Äntheü. 

Jfkmtmd  darf  bei  einer  tokhen  Wahl  teine  Stimme  abgebet^  wifem  er  niehi  alt  Freeholder 
eM  einem  jäkrUeken  Einkommen  unier  20  Pfd.  Si.  nach  den  BetUmmungen  dieser  Äde 

einregiitrirt  isL 

4  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  von  und  nach  dem  Anfange  dieser 
iäi.  Niemand  zugelassen  werden  soll,  seine  Stimme  bei  einer  Wahl  eines  ' 
htters  einer  Grafschaß  als  Mitglied  im  Parlamente  des  vereinigten  König- 
vieAi  für  eine  Grafschaß  in  Irland  abzugeben,  in  Folge  oder  in  Rücksicht 
Hff  den  Besitutand  eines  zinsfreien  Eigenthums  von  einem  jährlichen  gerin- 
Nrm  Einkommen  als  von  20  Pfd,  St.,  der  zuletzt  gangbaren  Münze  von  Ir- 
b^  wofern  nicht  ein  solcher  Freeholder  nach  den  Bestimmungen  dieser  Acte 
^ngisiriri  sein  sollte,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  später  in  dieser  Acte  ge* 
^enen  Bestimmungen. 

^  Session  xur  Einregisirirung  der  Freeholder  eoU  in  jeder  Grafschaft  an  denjenigen  Ta^en 
wnd  Orttehaflen  gehalten  verden,  welche  der  Lord-StaUhalter  betUmmen  wird. 

5.  Und  es  toird  festgesetzt,  dass  nach  dem  Anfange  dieser  Acte  eine 
kssion  xur  Einregistrirung  der  Freeholder  gemäss  dieser  Acte  in  und  ßr 
^  Grafschaft  in  Irland  gehalten  werden  soll,  durch  und  vor  dem  gericht- 
^en  Beisitzer  f Assistant  Barrister J  einer  solchen  Grafschaft,  an  solehen 
'agen  und  Orten  in  jeder  Grafschaft,  wie  der  Lord- Statthalter,  oder  ein  an- 
ter  Chef-  Gouverneur  oder  Gouverneure  von  Irland  bestimmen  werden,  und 
r  Schreiber  des  Friedensrichters  für  jede  Grafschaft  soll  wenigeiene  40  Tage 


Die  Durchführung  der  umfangreichen  Reform  in  der  GeMti- 
gebung  für  die  Wahlen  in  das  Britische  Parlament,  die  fc 
meisten  Veränderungen  für  England  selbst  erforderte,  konnte  indoi 
erst  unter  der  folgenden  Regierung  des  Königs  Wilhelm  TV.  (SB. 
Jnn.  1830+20.  Jun.  1832)  zu  Stande  gebracht  werden.  Wenige 
Wochen  nach  dem  Tode  Geon^'s  IV.  erfolgte  die  Französische  M- 
revolution,  die  bei  dem  damoligcn  inneren  Zustande  Grossbritam« 
und  den  damaligen  Bewegungen  in  den  politischen  Verhaltnissen  ßh 
ropas  ihre  Rückwirkung  auf  das  öflentliche  Leben  und  die  bestdieode 
Verwaltung  in  England  nicht  fehlen  liess.  DieTories  konnten  ante 
Wellington  m'cht  mehr  auf  die  Majorität  im  Unterhause  rechnen,  M 
mussten  den  einer  allgemeineren  Reform  geneigten  Whigs  den  PIsti 
räumen,  und  Graf  G  r  e  y  trat  an  die  Spitze  der  Britischen  Staatsvo- 
waltung  und  mit  ihm  wurde  Lord  John  R  u  s  s  e  I,  der  bereits  seit  1819 
die  Reform  eifrigst  verlangt  und  vertheidigt  hatte,  Mitglied  des  Briti- 
schen Gabinets.  Dieser  brachte  selbst  am  1.  März  1831  die  erste  Be- 
formbill  ins  Unterhaus,  indem  er  bei  dieser  Gelegenheit  trotz  senwr 
Stellung  aussprach,  dass  von  den  513  Englischen  Stellen  im  Unter- 
hause in  der  Regel  nur  70  durch  unverfälschte  Volkswahl,  die  übri- 
gen sechs  Siebentheile  aber  durch  aristokratischen  Einfluss  oder 
durch  erkaufte  Stimmen  besetzt  würden.  Nach  seinem  Vorschlage 
sollte  überhaupt  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Unterhauses  von  658 
auf  596  herabgesetzt  werden,  und  alle  Wahlflecken  (Pariiamentary 
Boroughs),  die  nach  der  ofGciellen  Volkszählung  aus  dem  J.  1821 
nicht  2000  Einwohner  gehabt,  ihre  beiden  Abgeordneten  verliereOi 
und  die  Walilflecken  mit  2000  bis  4000  Einwohner  künftighin  nur 
•einen  Abgeordneten  statt  der  früheren  zwei  ins  Parlament  sendeOi 
Dadurch  sollten  60  Wahlflecken  beide  Abgeordnete  und  48  einen 
einbüssen.  Von  diesen  gewonnenen  168  Stellen  sollten  62  ganz  ein- 
gezogen werden,  14  auf  sieben  grosse  noch  nicht  repräsenürte  Städte 
von  45,000  bis  160,000  Einwohner  zu  je  2  übergehen,  eben  so  SO 
Stellen  auf  20  noch  nicht  repräsentirte  Städte  von  10,000  bis  45,000 
Einwohner  zu  je  1  kommen,  ausserdem  London  und  27  stark  be- 
völkerte Grafschaften  eine  Vermehrung   von  64  Stellen   gegen  ihre 


vor  dem  so  bestimmten  Termine  veranlassen,  dass  in  jeder  Stadt  und  MaM' 
flecken  dieser  Grafschaft  Nachrichten  in  der  Form  ausgestellt  werden,  wie  üe 
dieser  Acte  heigefugte  Schedula  näher  angieht,  damit  eine  solche  Session  flr 
den  Zweck  des  Einregistrirens  der  Freeholder  gemäss  dieser  Acte  an  den  b^ 
stimmten  Tagen  und  Orten  gehalten,  und  diese  Nachrichten  für  den  angeg^ 
nen  Zweck  dann  und  dort  in  Erwägung  genommen  werden  könntn. 

V  Ist  ein  gewöhnlicher  Yorladungsiettel,  von  dem  Clerk  of  the  peaci 
einer  Grafschaft  ausgeschrieben,  um  das  oben  bezeichnete  Geschäft  auszufuhren. 


•*• 


Bberlgen  erhalten,  endlich  die  Repräsentation  von  Schottland  durch 
St  und  Yon  Irland  durch  3  St  vergrössert  werden.  Aber  bei  der 
weiten  Lesung  dieser  Bill  erhielten  die  Minister  bei  einigen  Ne- 
aifragen  die  Majorität  gegen  sich«  doch  genehmigte*der  König  nicht  ihr 
Ureten  bei  der  stark  ausgesprochenen  öffentlichen  Meinung  für  die 
efiNm,  und  so  wurde  das  für  England  seltene  Mittel  der  Auflösung  des 
iriamentes  (22.  Apr.  1831)  zur  Beibehaltung  des  Ministeriums  gewählt 
ten  nach  2  Monaten  brachte  Lord  John  Bussel  (25.  Jun.  1831) 
e  zweite  Reronnbill  mit  wenigen  Veränderungen  in  das  neue 
iterhans:  nur  eine  genauere  Prüfung  der  Volkszählung  hatte  eim'ge 
^ahlflecken  Yor  dem  Verluste  ihrer  Abgeordneten  gewahrt,  so  dass 
^otaupt  nur  31  Stellen  ganz  eingezogen  werden  sollten.  Diese 
U  erhielt  bei  der  dritten  Lesung  im  Unterhause  am  2L  Sept  1831 
B8  glänzende  Majorität  von  100  Stimmen,  aber  sie  wurde  dennoch 
)m  Oberbauae  am  T.October  mit  einer  Minorität  von  41  Stimmen 
srworfen,  unter  welchen  man  21  Bischöfe  zählte.  Dies  erzeugte 
doch  eine  so  ausserordentliche  Gährung.  und  Missstimmung  gegen 
ie  Tories  im  ganzen  Beiche ,  dass  es  an  einigen  Orten  zu  blutigen 
Witten  kam,  und  in  Bristol  sogar  ein  sehr  blutiger  Aufstand  berbei- 
eUirt  wurde.  Die  vertagte  Parlamentssession  musste  daher  zur 
enihigung  der  öffentlichen  Meinung  gleich  nach  ihrer  Wiedereröff- 
QBg  (6.  December  1831)  ihre  Arbeiten  wieder  mit  den  Berathungen 
ber  eme  neue  (die  dritte)  Beformbill  beginnen  (12.  Dea  1831),  in 
^ekben  die  alte  Zahl  der  Mitglieder  des  Unteiiiauses  auf  658  bei- 
ehiltai  und  nur  56  Wahlflecken  das  Wahlrecht  entzogen  wurde. 
Üese  Bill  ging  am  23.  März  1832  im  Untertiause  mit  einer  Majorität 
OQ  115  Stimmen  durch,  und  erlangte  am  4.  Juni  1832  die  Geneh- 
ugiing  des  Oberhauses  (Majorität  von  22  Stimmen)  und  am  1. 
Qoi  die  des  Königs. 

Diese  bedeutsame  Beform  in  der  Wahlgesetzgebung  gilt  zwar 
r  jetzt  als  der  Schlussstein  der  Verfassung  des  Britischen  Parla- 
lents,  vermochte  indess  nur  die  Ausgleichung  der  wichtigsten  her- 
umgetretenen Missstände  zu  vermitteln,  aber  keines^eges  die  Anfor- 
Tong  der  nicht  genugsam,  vertretenen  Beiche  Irland  und  Schott- 
id,  sowie  der  Englischen  Fabrikdistricte  zu  befrie<ligen.  Sie  hatte 
D  grössten  Theil  der  zweiten  Parlamentssession  des  Köm'gs  Wil- 
kn  rV.  beschäftigt,  welche  vom  6.  Decbr.  1831  bis  zum  16.  Au- 
)t  1832  währte,  und  die  darüber  eingebrachten  und  amendirten 
b  umfassen  den  ganzen  dritten  Band  der  Public  Bills  dieser  Ses- 
1.  Sie  bilden  zusammen  sechs  königliche  Acte,  von  denen  je 
»i  dieselbe  Ueberschrift  führen  und  nur  gesondert  für  England 
!  Wales,  für  Schottland  und  für  Irland  gegeben  sind.    Die  ersten 
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drei  haben  den  gemeinschaftlichen  Titel:  »^  Act  to  amend  the  Be> 
presentation  of  the  People  in  England  and  Wales*)  ( —  of  the  P^le 
in  Scotland,  —  of  the  People  in  Ireland)''  —  Acte  zur  VerbesseroDg 
der  Volks-Bepräsentation  in  England  —  in  Schottland  und  Irland  — 
und  haben  in  dieser  Reihenfolge  alsGhapt  45»  Chapt  05  undGhipL 
88  dieser  zweiten  Parlaments-Session  König  Wiltelms  IV.  am  7. 
Juni,  am  17.  Juli  und  am  7.  August  die  königliche  Genehmigung  e^ 
halten.  Die  folgenden  drei,  welche  die  näheren  Bestimmungen  äbei 
die  Wahlbezirke  enthalten,  führen  den  gemeinschaftlichen  Titel  »o 
Act  to  settle  and  describe  the  Divisions  of  Gounties  and  the  Uaäi 
of  Gities  and  Boroughs  in  England  and  Wales  (in  Scotland  —  m 
Ireland),  in  so  far  as  respects  the  Election  of  Members  to  serfe  ii 
ParHamenf'  —  ,^cte  zur  Feststellung  und  Beschreibung  derEinthei- 

IK^ITII.   An  Act  to  amend  the  RepresentatiM 
of  the  People  In  England  and  IVales« 

7.  Jun.  1832. 

Preamble. 

Wbereas  it  is  expedient  to  take  effectual  measures  for  correcting  difcn 
abases,  that  bave  long  prevailed  in  the  choice  of  Members  to  senre  in  tbe 
Commons'  House  or  Parliament,  to  deprive  many  iocoosiderable  Placei  of  the 
Right  of  retuming  Members,  to  grant  such  privUege  to  large«  popoloos  an' 
wealthy  Towns,  to  increasc  the  number  of  Knights  of  tbe  Shire*  to  extcad 
the  Elective  Franchise  to  many  of  His  Msgesty's  Subjects,  who  bave  not  here- 
tofore  enjoyed  the  same,  and  to  diminish  the  Expense  of  Blections: 

GerUiB  Boroughs  to  eease  to  send  Memben  to  ParliameBl. 
1.  Be  it  therefore  Enacted  by  the  Kings  most  ExceUent  Majesty. 
by  and  with  the  advicc  and  consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Temporal  and 
Commons  in  this  present  Parliament  asscmbled,  and  by  the  Authority  of  tbe 
same,  that  each  of  the  Fifty-Six  Boroughs  enuroerated  in  the  Schedide  mu- 
ked**)  (A.)  to  this  Act  annexed,  shall  from  and  after  the  end  of  this  presol 
Parliament  cease  to  retum  any  Members  to  serve  in  Parliament 


V  Diese  Bill  Ut  zuerst  auf  Befehl  des  Unterhauses  am  12.  Dee.  1831, 
die  für  Schottland  am  19.  Jan.  1832  und  ßr  Irland  am  SO.  Jan.  1698  §f 
druckt,  im  3.  Bande  der  Public  Bills  dieser  Session, 

**J  Es  sind  folgende  Wahlßecken  auf  der  Schedula  Ä  hemerkt: 
Namen  der  Boroughs.    Grafschaften.     Namen  der  Boroughs.   GrafsckafU^ 


1.  Old  Sarum. 

WilUhire. 

10.  Beer  aiston. 

Devonshire. 

2.  Newtown. 

Isle  of  Wight. 

11.  West  Looe. 

Comwall 

3.  St.  Michaels,  or 

12.  St.  Germains. 

Comwaü. 

Widshall 

Comwall. 

13.  Newpori. 

ComtoälL 

4.  Gatton. 

Surrey. 

14.  Blechingley. 

Surrey, 

5.  Braniber. 

Sussex. 

15.  Äldborough. 

Forkthire. 

6.  Bossiney. 

Comwall. 

16.  Camelford. 

Comwaü. 

7.  Dunwich. 

SuffoUc. 

17.  Hindon, 

WiUshire. 

8.  Ludgershall. 

WiUshire. 

18.  East  Love. 

ComweUl. 

9.  St.  Mave's. 

Comwall. 

19.  Corfe  Castle. 

Dortetihire. 
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pgeo  der  Graficfaaftea  und  der  Granzbezirke  der  Städte  und  Fiek- 
B  IQ  Eiigkind  und  Wales  —  Schotttand  —  Irland  —  in  Bezug  auf 
»  Wahl  TOD  MKgHedem  für  das  Parlament  —  und '  haben  die  kö- 
;lidie  Genehmigung  am  11.  Juli  und  7.  August  erhalten*).  Der 
reck  dieser  SammTung  bat  auf  die  drei  letzfen  Acte  keine  Rück- 
fat  zu  nehmen,  da  sie  nur  die  localen  Verhältnisse  betreffen,  welche 
r  Ausfuhniog  der  Refermacten  genauer  geregelt  werden  mussten. 
ter  aueh  von  den  ersten  drei  geben  wir  bei  dem  ausserordentlichen 
Afimge  derselben  nur  die  ersten  Theile,  welche  die  allgemeinen 
Stimmungen  enthalten,  weil  die  folgenden  Sätze  nicht  mehr  das  poUti- 
be  Leben  selbst  bedingen,  sondern  den  Territorial-Einrichtungen  ange- 


V  GUichfaüt  ak§eirMeki  im  3.  Edt.  der  PubUc  Bills  der  2.  Seenon 
4ir  MM§  Wilhthn  IV, 

LTII.  Acte  2iir  Werbessemns  der  Reprftsen« 
UMmn  dM  WoUls  In  EnslMid  iind  ITales. 

V.  7.  Jun.  1832. 

Einleitung. 
Da  es  aogemesseh  erscheint  wirksame  Haassregeln  zu  treffen,  scSrohl 
B  verschiedene  Missbräüche  zu  verbessern,  welche  lange  bei  der  Wahl  zu 
it^edem  im  Hause  der  Gemeinen  des  Parlamentes  vorgefaerrscht  haben* 
I  auch  um  einigen  nicht  ansehnlichen  Ortschaften  das  Recht  der  Wahl  zu 
iriamentsgliedem  zu  entziehen,  und  anderen  mehr  bevölkerten  und  woblha- 
iMien  Städten  ein  solcheis  Privilegium  zu  gewähren,  und  um  die  Anzahl  der 
iler  der  Grafschaften  zu  vergrössern  und  die  Wahlfreiheit  auf  manche  Un- 
Ihanen  Seiner  Majestät  auszudehnenfkirelche  bisher  derselben  sich  nicht 
beut  haben«  als  endlich  auch  um  die  nei  den  Wahlen  stattfindenden  Aus- 
ben zu  vermindern : 

<*ewisM  Flecken  verlieren  da«  Recht,  Mitglieder  in  da»  Parlament  zu  lenden. 
1.  So  wird  deshalb  festgesetzt  von  des  Königs  durchlauchtigster  Mä- 
ität,  von  und  mit  der  Genehmigung  und  Zustittamung  der  in  diesem  Paria- 
EMf  versaikiAieHen  geistlichen  und  weltlichen  Lords  wi«  der  Gemeinen,  und 
rcfa  dieAuetörität  derselben,  dass  jeder  der  56  Flecken,  welche  in  der  dieser  Acte 
sgefttgCefl  Md  mit  A.  b^ezeidinelen  Schedula  anfgezihlt  sind,  von  nnd  tiach 
mSärioMe  dieses  gegenwärtigen  Parlamentes  das  Recht  verlieren  soll  ein  oder 
d  MHjjBedte»  in  das  Prirlaibent  zu  Senden. 


iMaH  der  t^oughi.  Or&fsehaften.  Namen  der  Boroughe.  Gr&ftehaften. 

B^win  ftfreatj.  WilUhire.  26.  fTipt^Vef.  Buekin^ham- 

lormciMi/».  \Htmpshtre,  27.  Wedbly.  Herefordehire. 

Queei^ibtrmgh.  Kent.  28.  Winehilsea,  Suseex. 

CaeÜe  Biemg.  Norfolk,  29.  Tregony.  ComwaU. 

Eoit  Qrhukad.  Suseex.  30.  Hatlemete.  Surrey, 

Higham  Perrers.  Northampton-  31.  SalUuh.  Comwall. 

shire,  32.  Orford.  Suffolk. 


S  rh  11  be  r  t ,  Verfassangs-Urkunden. 
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CerUin  Boroaght  to  retorn  One  Menber  oalj. 

2.  And  be  it  Enaded,  that  fach  of  the  Thirty  Boroughs  emmicnlid  h 
the  Scfaedule  marked*)  (B.)  to  thit  Act  annexed,  Ab\1  from  and  aller  the 
eod  of  this  present  Parliameot  return  One  Member  and  no  nwre  to  $an  m 
Parliameot 

New  Boroughs  berealter  to  relora  Two  Meaben. 

3.  And  be  it  Enacted,  that  eaeh  of  the  Places,  named  in  the  Sdbedoli 
marked**)  (C.)  to  this  Act  anneied,  shall  for  the  pnrposes  of  this  Act  be  a 
Borough,  and  shall  as  such  Boroogh  include  the  PJaoe  or  Plaoct  respectivdjb 
wbich  shall  be  comprehended  within  the  Boundaries  of  such  Boroogh,  ai  aoA 
Boundaries  shall  be  settlcd  and  described  by  an  Act  to  be  passed  for  thi^ 
purpose  in  this  present  Parliament,  which  Act,  when  passed*  shall  be  deeoMl 
and  taken  to  be  part  of  this  Act,  as  fuUy  and  effedually  as  if  the  same  wwfe 
incorporated  herewith;  and  that  eadi  of  the  said  Borou^  named  in  the  laii 
schedule  cC),  shall  from  and  afLer  the  end  of  this  present  Parliameat  it^ 
tum  two  Members  to  sene  in  Parliament 

Kew  Bonraghs  hereaAer  to  reinm  Ono  Mumhtir. 

And  be  it  Enacted,  that  each  of  the  Places  named  in  the  SchecUi 
marked***)  (D.)  to  tliis  Act  annexed  shall  be  for  the  purposes  of  this  Act  bi 


^'amen  der  Barought 

.   GrafichafUn. 

Namen  der  Bn/romghM.   fini/Ma^. 

33.  Callington. 

ComwcUL 

46.  Downion» 

WiUshire. 

34.  Newton. 

Laneaehire. 

47.  Fowey. 

ComwalL 

35.  Ilchester, 

Sommereet- 

48.  MUbome  Port. 

Somsrsitskirt. 

ehire 

49.  Aldeburgh. 

SuffoOc. 

30.  Bwoughhrxdge. 

Yorkshire. 

50.  Minehead. 

Sownntrstir 

37.  Stockbridge. 

Hampshire. 

■ 

Mre. 

38.  Romney  (New). 

Kent. 

51.  Bishop's  Castle. 

Shropshirs. 

39.  Hedon. 

Yorkshire. 

52.  Okehampton. 

Dsvonshin. 

40.  Plympton. 

Devonshire. 

53.  Äppleby. 

Westmarelad. 

41.  Seaford. 

Sussex. 

54.  LoHwithiel 

Comwaü. 

42.  HeyUsbury. 

IViUshire. 

55.  Brackley. 

NortKaw^ioar 

43.  Steyning, 

Sussex. 

shire. 

44.  Whitchurch. 

Hampshire. 

56.  Amersham. 

Buekingkmih 

45.  Wootton  BasteU. 

WilUhire. 

shire. 

•J  Ei  nnd  folgende  30  Wahlßecken  auf  der  Schedula  B,  Umerki: 

Namen  der  Bonrnghs, 

.   Grafschaften. 

Namen  der  Boroughe, 

^pS  w    ^•W  ^r^#ff^WBB  ^^^^^B 

1.  Petersfield. 

Hampshire. 

15.  LauneesUm. 

ComwalL 

%  Ashburton, 

Devonshire. 

16.  Shaftedmry. 

DttraHshirs. 

3.  Eye. 

SuffoÜL 

17.  Thirsk. 

Yorkshirs. 

4.  Weetbury. 

WiUshire. 

la  ChrieUhureh. 

Hampshire. 

5.  Pareham, 

Dorsetshire. 

19.  Horsham. 

Sussex, 

6.  NidhursL 

Sussex. 

20.  Great  GHmsby. 

Lineoinskirs, 

7.  Wooditock. 

Oxfordshire. 

21.  Calne. 

WiUshirs. 

8.  WUton, 

WilUhire. 

22.  Arundel. 

Sussex, 

0.  Malmesbury. 

WilUhire. 

23.  St.  Ives. 

ComwM. 

10.  Liskeard, 

CornwaU. 

24.  Rye. 

Stisssx. 

11.  Reigate. 

Surrey. 

25.  Clitheroe. 

Lancashirem 

12.  Hythe, 

Kent. 

26.  Morpeth. 

Northmmber^' 

13.  Droitwich* 

WorcesUrshire 

lanä. 

14.  Lyme  Regie. 

DorseUhire. 

27.  Heiston. 

ComwaU. 
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GewiMe  Flecken  senden  fernem  nur  ein  HHglled  in  im  Farianent 
Und  et  wird  festgesetit,  dass  jeder  der  30  Flecken,  welche  in  der 

:te  beigefügten  nnd  mit  B.  bezeichneten  Schedula  anfgezählt  sind, 
nach  dem  Schlüsse  dieses  gegenwärtigen  Parlamentes  nur  ein  Mit- 

I  nicht  mehr  in  das  Parlament  senden. 

fene  Wahlfleeken,  die  In  Znknnlt  iwei  Mitglieder  In  dnt  Parlamenl  aenden. 
Und  es  wird  femer  festgesetzt,  dass  jede  der' Ortschaften,  welche  in 
r  beigefQgten  und  mit  G.  bezeichneten  Schednla  genannt  sind,  nach 
chten  dieser  Acte  Icttnftig  ein  Wahlflecken  sein,  und  gleich  einem 
Hecken  diejenige  Ortschaft  oder  Ortschaften  bezüglich  cinschliesscn 
'ht  in  den  Gränzen  eines  solchen  Fleckens  mitbegrilTen  sein  werden, 
»e  Gränzen  noch  näher  festgesetzt  und  beschrieben  werden  sollen 
le  in  diesem  gegenwärtigen  Parlamente  durchzuführende  Acte,  welche 
nn  sie  durchgegangen  sein  wird,  als  ein  Theil  dieser  Acte  gelten  und 
men  werden  soll,  gleich  als  ob  sie  vollständig  und  mit  aller  Wirk- 
derselben  hiemit  einverleibt  wäre;  und  dass  jeder  der  auf  der  besag- 
diila  genannten  Flecken  vun  und  nach  dem  Schlüsse  dieses  Regen- 
parlamentes zwei  Mitglieder  in  das  Parlament  senden  soll. 

Nene  Wahlflecltcn,  die  in  Zultunft  ein  Mitglied  in  da«  Parlament  senden. 

Und  es  wird  festgesetzt,  dass  jede  der  Ortschaften,  welche  auf  der 
cte  beigefügten  und  mit  D.  bezeichneten  Schedula  genannt  sind,  nach 

^  Borought,  Graftehaflen.      Name  des  Borough.       Grafsehaß, 
\  ÄUerton.       Torkehire,  30.  DartmoutK  Devmuhin. 

ingford.  Berkshire, 

Es  sind  nachstehende  22  grosse  Ortschaften  auf  der  Schedula  C. 
rt,  die  zu  Wahlßecken  mit  zwei  Mitgliedern  ßr  das  Parlament  er- 
rrden, 

Ortschaften, 

12.  Lambeth. 

13.  Bolton, 

14.  Bradford, 

15.  Blaekbum, 

16.  Brighton, 

17.  Halifax. 

18.  Maeclesfield, 

19.  Oldham. 

20.  Sioekport. 

21.  Stohe  upon  Trent,  Staffordshire. 

22.  Stroud,  Gloucestershire 
V  Es  sind  nachstehende  20  grössere  Ortschaften  auf  der  Schedula  D, 
%etp  die  zu  WaMflecken  mit  einem  Mitgliede  ßr  das  Parlament  er- 
frden, 

Ische^Un.  Grafschaßen.  Ortschaften, 

munder Lyne,  Laneashire,  7.  GaUshead. 

r.  Laneashire.  8.  Hudders^ld. 

harn.  Kent,  0.  Kidderminster. 

enham.  Gloucestershire    10.  Kendal. 

ey,  Worcestershire    11.  Rochdale. 

le.  Sommerset-  12.  Salford, 

shire,  13.  South- Shields, 


'Schäften. 

^ster. 

\ingham, 

9. 

nwieh. 
leid, 
lerland. 
nport. 
Terhampton. 
rr  Hamlets 
^ry, 
^  le  bone. 


Grafschaßen. 
Lancashire. 
Warwickshire. 
Yorkshire, 
Kent. 
Yorkshire. 
Durham, 
Devonshire. 
Staffordshire. 
Middlesex. 
Middlesex. 
Middlesex. 


Grafschaften. 

Surrey, 

Lancashire. 

Yorkshire. 

Lancashire. 

Sussex. 

Yorkshire. 

Cheshire. 

Lancashire, 

Cheshire. 


Grafschaßen, 
Durham. 
Yorkshire. 
Worcestershire 
Westmoreland. 
Lancashire. 
Lancashire, 
Purhatß. 
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a  Borough,  aod  sbail  as  suchBorough  indude  the  Place  orPlaeei  fespectivel) 
whicli  shall  be  comprehcnded  within  tbe  Boundaries  of  such  Boroegli,  ts  sue 
Boundaries  shall  be  setlled  and  described  bj  an  Act  io  be  patted  Ibr  thi 
purpose  in  Ibis  present  Parliament.  which  Act,  when  pasficd,  shaU  be  dcemai 
and  taken  to  bc  part  of  this  Act,  as  fuUy  aod  effeclually  aa  if  the  sane  «eit 
incorporatcd  berewiih;  and  that  each  of  the  said  Boroughs  ntaxwA  in  tbe  sik 
Schedule  (D.),  shall  from  and  after  the  end  of  Ibis  present  Parliament  reton 
One  Membcr  to  serve  in  Parliament. 

TbeBoroogh  of  Shoreham,  CricklMle,  Aylesbory  «nd  BastBeironl  fhaH  iachid«  etiUia  «4^ 

Dislricu. 

5.  And  be  it  £nacted,  that  the  ßorough  of  New  Shoreham  shaU  M 
the  purposcs  of  this  Act  include  the  wbole  of  tbe  Rape*)  of  Bramber  in  tti 
County  of  Sussex,  save  and  cxccpt  such  parts  of  the  said  Rape  as  shall  bj; 
included  in  the  Borougb  of  Horsham.  by  an  Act  to  be  passed  for  that  pat 
pose  in  this  present  Parliament;  and  that  the  Borougb  of  Cricklade  sbu 
ibr  the  purposcs  of  this  Act  indude  the  Hundreds  and  Divisions  of  Higb- 
worth,  Gricklade,  Staple,  Kingsbridge  andMalmsbury  in  theCouillJ 
of  Wilts,  save  an  except  such  parts  of  the  said  Hundred  ofMalmsbury,  4 
shall  bc  included  in  the  Borongh  of  Malm  sbu  ry,  by  an  Act  to  be  passed 
for  that  purpose  in  this  present  Parliament;  and  that  the  Borougb  of  A;les* 
bury  shall  for  the  purposcs  of  this  Act  indude  the  thre  Hundreds  of  Ajleir 
bury,  in  the  County  of  Buckingham;  and  that  the  Borougb  of  East  Ret 
ford  shall  for  the  purposcs  of  this  Act  include  the  Hundred  of  BassetU« 
in  the  County  of  Nottingham,  and  all  placcs  locally  situate  within  the  oal 
sidc  Boundary  of  limit  of  the  Hundred  uf  Bassetlaw,  or  surroonded  by  sudj 
Boundary  and  by  any  part  of  the  County  of  Lincoln  or  County  of  York. 

Weymoatb  and  Melcombe  ReKis  to  retora  Two  Memben  Joinüy  ol& 

6.  And  be  itEnacted,  that  thcTowns  of  Weymouth  andlfelcofflbl 
Regis  shall  for  the  purposes  of  this  Act  be  deemcd  and  taken  to  be  Om 
Borougb,  aAd  that  such  Borougb  shall  from  and  afler  the  end  of  this  prescVI 
Parliament  return  Two  Membcrs  and  no  more,  to  serve  in  Parliament;  all 
that  the  Borough  and  Town  of  Pcnryn  and  Town  of  Falmouth  shall  Ik 
the  purposcs  of  this  Act  be  deemcd  and  taken  to  be  one  Borougb;  and  tU 
the  Towns  of  Sandwich,  Deal  and  Walmer  shall  for  the  purposes  of  thii 
Act  be  deemcd  and  taken  to  bc  one  Borough,  and  that  each  of  the  said  B^ 
roughs  shall  from  and  after  the  en^  of  this  present  Parliament  retun  Tva 
Membcrs  to  serve  in  Parliament. 

Boundaries  of  ceruin  eiisting  BoronghSi  to  be  teUled. 

7.  And  be  it  £nacted,  that  every  City  and  Borougb  in  Englan^b 
which  now  relurns  a  Member  or  Membcrs  to  serve  in  Parliament»  Cc^cepC  tkf 
several  Cilies  and  Boroughs  enumerated  in  the  said  Schedule  (A.)  and  thi 
several  Boroughs  of  New  Shoreham,  Cricklade,  Aylesbury  and  Eisl 
Retford)  shall  for  the  purposes  of  this  Act  include  the  place  or  plaices  lO 

OrUchaflen,  Orafschaßen.  OrUchaften.  OrofKkMfkiu 

14.  Tynemouth.  Northumber-       18.  WUMy.  Yorktkirt. 

tand,  19.  Whitehwm,  CumbiHmi. 

15.  Waltefield.                Yorkihire.  20.  Merthyr  Tydvil 

16.  WahalL                  Staffordshire.  and  Aberdare,  Cfflwjrfo»- 

17.  Warringttm,           Laneashire.  «Air«. 

V  Rape  ist  die  eigenthümliche  Bezeichnung  für  ein^n  der  5  BniM 
der  Grafschaß  Sussex, 
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dm  Abttchiett  dieser  Acte  fenierhin  ein  Wahlfleckea  sein,  vnd  als  ein  m)I- 
dier  Wahlfledb»  diejenige  Ortschaft  oder  Ortschaften  einscbliesscn  soll,  welche 
in  den  Grimen  dieses  Fleckens  milhegriflen  sein  werden,  wie  lokhe  Grunzen 
festgestellt  und  beschrieben  werden  sollen  durch  eine  in  diesem  Parlamente 
XB  diesem  Zwed^e  noch  durchcubriogende  Acte,  welche  Acte,  wenn  sie  durch* 
gegangen  sein  wird,  als  ein  Theil  dieser  Acte  gelten  und  angenommen  werden 
aoU,  als  ob  sie  TollsUlndig  und  mit  aller  Whrksamkeit  derselben  hiemit  einvtfr 
leibt  wäre :  vnd  dasa  jeder  der  auf  der  besagten  Scheduk  D.  genannten  Wahlr 
flecken  von  und  nadi  dem  Schlüsse  dieses  gegenwärtigen  Parlamentes  ein 
üitgliiiri  in  das  Parlament  senden  soll. 

Di«  Flecken  Shoreham,  GridÜade,  Ayleslrary  and  Easl-BetAnrd  sollen  beftinmte  anliegende 

■ezirke  einachUeiiien. 

5l  Und  es  wird  festgescUt,  dass  der  Flecken  New  Shoreham  für  den 
Zweck  dieser  Acte  den  ganzen  Bezirk  Bramber  in  der  Grafschaft  Sussev 
einschliessen  soll,  mit  Ausnahme  derjenigen  Theile  des  genannten  Bezirks, 
wddw  in  dem  WaUflecken  Horsbam  eingeschlossen  sein  werden  durch  eine 
noch  in  diesem  gegenwärtigen  Parlamente  su  diesem  Zwecke  durchzuführende 
Acte:  und  dass  der  Flecken  Cricklade  so  den  Zwecken  dieser  Acte  die 
Gaiitene  (Hundreds)  und  Bezirke  von  Highworth,  Cricklade,  Staple, 
Kingsbridge  und  Malmsbury  in  der  Gralschaft  Wiltshire  einschliessen 
aofl,  mit  Ausnahme  derjenigen  Theile  des  besagten  Ganton  Malmsbury, 
welcher  in  den  Flecken  Malmsbury  eingeschlossen  werden  soll,  durch  eine 
n  diesem  Zwecke  in  diesem  gegenwärtigen  Parlamente  durchzuführende  Acte; 
wud  daes  der  Wahlflecken  Aylesbury  für  die  Zwecke  dieser  Acte  die  drei 
Cantone  von  Aylesbury  in  der  .Grafschaft  Buckingham  einschliessen  soll;  und 
daas  der  Wahlflecken  £ast-Retford  zu  den  Zwecken  dieser  Acte  den  Gantop 
Bassetlaw  in  der  Grafschaft  Nottingham  und  alle  Ortschaften  einschliessen 
aeilfl  wekhe  innerhalb  der  äussersten  Gränze  des  Gantons  Bassetlaw  gelegen, 
ader  ?ob  sokher  Grenze  und  einem  Theile  der  Grafschaft  Lincoln  oder  Qraf- 
,«ii^  York  omgeben  sind. 

ffwijmauük  und  Meloonbe  Regis ,  Penryn  und  Falnwioth  u.  •.  w.  sollen  ▼erbunden  Je  zwei 

Milglieder  ins  Parlament  senden. 

6.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  die  Städte  Weymouth  und  Mel- 
combe  Regis  zu  den  Zwecken  dieser  Acte  für  einen  Wahlflecken  gelten 
mid  angenommen  werden  sollen,  und  dass  dieser  Wahlffecken  von  und  nadi 
den  Sdilusse  dieses  gegenwärtigen  Parlamentes  zwei  Mitf^eder  und  nicht 
mdir  ins  Parlament  senden  soll;  und  dass  der  Flecken  und  die  Stedt  Penryn 
und  die  Stadt  Falraonth  ftlr  die  Zwecke  dieser  Acte  für  emen  Wahlflecken 
gelten  und  angenommen  werden  sollen;  und  dass  die  Städte  Sandwich, 
Deal  und  Weimer  fQr  die  Zwecke  dieser  Acte  für  einen  Wahlflecken  gelten 
und  angenommen  werden  sollen,  und  dass  ein  jeder  der  genannten  Wahl- 
flehen  von  upd  nach  dem  Schlüsse  dieses  ge§enwärligen  Parl^entes  fwci 
Mittfrter  in  das  Parlament  senden  soll. 

Die  Grinzen  der  besümmten  vorhandenen  Wahlflecken  sind  festzusetzen. 

7.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  jede  Stadt  und  jeder  Wiiblfleclcen  >in 
England»  welcher  jetzt  ein  oder  zwei  Mitglieder  ins  Parlament  sendet,  (mit 
Ausnabme  der  einzelnen  Städte  und  Flecken,  wekhe  in  der  besagten  Schedula 
A.  aufgezählt  sind,  sowie  der  einzelnen  Flecken  New-Shoreham,  Crick- 
lade, Aylesbury  und  East-Retford),  fUr  die  Zwecke  dieser  Acte  die  Ort- 
schaft oder  Ortschaften  einschliessen  soll,  welche  in  den  Gränzen  einer  sdchen 
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fiptdirdy,  wbich  shall  be  oomprehended  witfain  the  Boondaries  «f  mdi  Oty 
or  Boroagh,  ai  so  sach  Boundaries  shall  be  setUed  and  described  by  te  Act 
to  be  passed  for  that  purposc  in  this  present  Paiiiament«  wbich  Act.  wbta 
passed*),  shall  be  deemed  and  taken  to  be  pari  of  Ibis  Act,  as  fiilly  and  if' 
fectoally  as  if  the  same  were  incorporated  herewith;  and  that  every  ladi 
City  or  Boroagh  shall.  togelher  with  the  place  or  places  respectmly,  io  to  hi 
oomprehended  therein  as  aforesaid  by  a  City  or  Borough  for  the  parpotc  rf 
retuming  a  Member  or  Members  to  serve  in  all  future  Parliameoti. 

PIftoes  In  Wales  to  ha?«  a  ihare  in  Electfons  ftr  Ihe  BUre-Toims. 

8.  And  be  it  Enacted,  that  each  of  the  places  named  in  the  flnt  oa- 
lumn  of  the  Schcdule**)  iß.)  to  this  Act  annexed,  shall  ha?e  a  share  in  the 
Election  of  a  Member  to  serve  in  all  future  Parliaments  for  the  Shire-Town 
or  Borough,  wbich  is  menlioned  in  conjunction  therewith  and  named  in  tha 
second  coluron  of  the  said  Schedule.  cB) 

Boandariet  of  rertain  Ptaeei  in  Walea  to  ht  setUed. 

9.  And  be  it  Enacted,  that  each  of  the  places  named  in  the  firrt  ca> 
lumn  of  the  said  schedule  (£j,  and  each  of  the  Shire-Towns,  or  Borongbi^ 
named  in  the  second  column  of  the  said  schedule  (E.)  and  the  Borough  af 
Brecon,  shall  for  the  purposes  of  this  Act  indude  the  place  or  places  re- 
spectively,  which  shall  be  comprehended  within  the  Boundaries  d  eadi  of  the 
Said  Places,  Sbire-Towns  and  Boroughs  respectively,  as  such  Boundaries  ihaD 
be  settled  and  descrihed  by  an  Act  to  be  passed  for  that  purpose  in  tfah 
present  Pariiament,  which  Act***)«  when  passed,  shall  be  deemed  and  takaa 
to  be  part  of  this  Act,  as  fully  and  eflectually  as  if  the  same  were  iDCorpon- 
ted  herewith. 

Swanaea,  Loogbor,  Neath,  Aberaron  and  Kenflg  to  form  one  Boroogb,  and  Eledort  thcfMf  alt 

to  Tote  for  Memben  for  Cardiff. 

10.  And  be  it  Enacted,  that  each  of  the  Towns  of  Swansea,  Loog* 
bor,  Neath,  Aberavon  and  Kenfig  shall  for  the  purposes  of  this  Act  kt 
clude  the  place  or  places  respectively,   which  shall  be  comprehended  wilhiB 

V  IHese  AcU  erhielt  ßr  England  und  Wales  am  U.  Juli  1832  die  ft5- 
nigUeke  Genehmigung  unter  dem  Titel  „An  Act  to  settle  and  describe  tki 
JHvisiant  of  Countiee  and  the  Limits  of  CiUes  and  Boroughs  in  EngUuid 
and  Wales  in  so  far  a  respects  the  election  of  Members  to  serve  in  ParUs^ 
meni"*,  abgedruckt  in  den  Public  BilU  für  18%  vol  IL :  ßr  Irland  wurde  <a 
einer  ähnlichen  Acte  unter  dem  7.  Aug.  18%  an  demselben  Tage  wie  der  Ir- 
ländischen Reformbill,  die  königliche  Genehmigung  ertheilt 

'*J  Dieu  Scheäula  giebt  folgende  Uebersicht  ßr  die  sur  Wahl  derPar- 
lamentsglieder  berechtigten  Ortschaften  im  Fürstewthume  Wales, 
Plae$s  «Aarm^  m  (he  EUclüm  of  Membert,    Shwe-Tovnt  or  FrimeqmL    Count^  •»  wkkk  seA 

Boroughs  are  eikieki. 

(Oritchaften,  wekh»  Theü  tm  den  PaKia-     (Houptflecken  der  Gref-         (Graf$chafle%  i»  wd' 

menleuiahUn  haben.)  tehafienj  eben  die  Omuplßsdtim 

Uegen,) 
(haben  Änfheümä.) 

1.  AmhßcK  Eolyhead  and  lÄangefni 

sharing  with. Beaumaris  Anglesey, 

2.  Aberystwith,  LampeterandAdpar  Cardigan.  Cardiganshire, 

3.  Llanelly Caermarthen.  CaermarthensiUre. 

4.  Pwllhelip  Nemn,  Conway,  Bangor 

and  Criccieth Caemarvon.  Caemovcnshire. 
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dt  oder  einet  solchen  Wthlfleckens  begriffen  werden  sollen,  wie  sdche 
inien  durch  eine  zu  diesem  Zwecke  in  diesem  Parlamente  durchzufahrende 
te- bestimmt  ond  beschrieben  werden  sollen.  Diese  Acte  soll,  wenn  sie 
rrhgfgangcn  ist,  als  ein  Theil  der  vorliegenden  Acte  angesehen  und  ge- 
vnen  werden,  gleich  als  ob  dieselbe  vollständig  und  mit  aller  Wirksamkeit 
stf  Acte  hiemit  einverleibt  wäre:  und  jede  solche  Stadt  oder  jeder  solcher 
aliflecken  soll  gemeinschaftlich  mit  den  bezüglichen  Ortschaften,  welche 
cfa  vorgenannter  Weise  mit  denselben  zusammen  genommen  sind,  ftlr  den 
rede  der  £rwihlung  eines  oder  zweier  Mitglieder  für  alle  zukünftige  Parla- 
Ate  handefai. 

Mhaien  fai  Wales,  welche  einen  Anthefl  an  den  Pariameott- Wahlen  nU  den  Haaptfleckea 

der  GraBchaften  haben. 
8.  Und  es  wird  femer  festgesetzt,  dass  jede  der  Ortschaften,  welche  in 
r  ersten  Columne  der  dieser  Acte  beigefügten  Schedula  (E.)  genannt  sind, 
«1  Antheil  an  der  Wahl  zu  einem  Milgliede  für  alle  zukünftige  Parlamente 
i  dem  Hauptflecken  oder  Stadt  der  Grafschaft  haben  soll,  welche  für  diese 
■einschaftliche  Verbindung  mit  denselben  in  der  zweiten  Columne  der  be- 
llen Sdiedula  cE.)  aufgeführt  ist 

Die  Grinaen  bestimmter  Ortschaften  in  Walea  sind  festsustellen. 

Ol  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  jede  der  in  der  ersten  Columne  der 
tagten  Sdiedula  cE.)  genannten  Ortschaften,  und  jeder  der  Hauptfleeken, 
ilcfae  in  der  zweiten  Columne  der  besagten  Schedula  £.  beaeiehnet  sind, 
irie  der  Flecken  Brecon,  sollen  für  die  Zwecke  dieser  Acte  die  Ortschaft 
er  Ortschaften  bezüglich  einschliessen,  welche  in  den  Gränzen  jeder  der  be* 
^  Ortschaften  und  HanptOecken  mit  begriffen  sein  sollen,  wie  solche 
iuen  durch  eine  zu  diesem  Zwecke  in  diesem  gegenwärtigen  Parlamente 
ickzoführende  Acte  festgestellt  und  beschrieben  werden  sollen,  welche 
le«  wenn  sie  durchgegangen  ist,  als  ein  Theil  dieser  vorliegenden  Acte 
tten  und  angenommen  Verden  soll,  gleich  als  ob  sie  vollständig  und  mit 
9er  Wirksamkeit  derselben  hiemit  einverleibt  wäre. 

iMea,  Longhor,  Neath,  Aberaron  und  Kenfig  bilden  einen  Wahlfledcen  flir  sieh,  ond  die 

Wlbler  aus  demselben  haben  kein  SUmmrechi  für  die  Mitglieder  lOr  CardUT. 

lOL    Und  es  wird  femer  festgesetzt,  dass  jede  der  Städte  Swansea, 

iflghor,  Neath,  Abejavon  und  Kenfig  für  die  Zwecke  dieser  Acte  die 

(sdiaft  oder  die  Ortschaften  bezüglich  einschliessen  soll,  welche  indenGrän- 

«•  tmmHm§  in  lk§  SUditm  of  Membert,    Skire-Tovons  or  PrineiimL    Cmmiy,  in  whieh  mek 

Barmtgkt  an  tHuüitd, 

ittkafitn,  wHekt  Theü  m  ä§n  Pixrh-     (Uaupi/Uekm  dtr  Graf-        (GrafteKaflen  m  wl- 

wtenUwahUn  habtn.)  tehaflen.J  ehen  die  Haupt/Udun 

Hegtn.) 
ttaihin,  HoH,  ToumofWreiBham.  Dehbigh,  Denbigthire. 

AHydl/an,  OvertoHt  CaerwUj  CaeV' 

mUy,  SLAßopK  HolyweU,  Mold.  Flint.  FUnUhire. 

CaiiAriä09p  JdatUrissent  .    .    .    Cardiff.  Glatnarganihin, 

Uanidioe»,  WeUh  Pool,  Machyn- 

!fCA,  Uanfyüin,  Newtown     .    .    Montgomery.  Montgofmrythire, 

^^arberth»  FUhguard  ....    Haverfordwest,        Pembrokeshire, 
Tenby,  Wuton,  Toum  ofMUford.  Pembroke.  Pemhrokeshire. 

Enighion,  Rhayder,  Kevinleeee, 

tmekUu,  Toum  of  PresUigne  .    Radnor.  Radnorthire, 

**V  ^9^'  ^*^  vorhergehende  Anmerkung  auf  8.930  und  S.  9S&. 
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übt  Boandaries  of  eäth  of  the  stfkl  Towns»  a»  radi  Boondarief  shall  be  ietti 
and  described  by  an  Act  to  be  passed  for  that  purpoae  in  tiiis  prescnl  P 
liament,  which  Act,  when  passed,  shall  be  deemed  and  taken  (o  be  pait 
this  Act,  as  fuHy  and  effectuallj  as  if  the  same  were  incoiporated  hereirf 
and  that  the  said  Five  Tovns,  so  including  as  aforesaid,  shall  for  the  porpo 
of  this  Act  be  one  Borough,  and  shall  as  such  Borou|^  from  and  «Her  I 
end  of  this  Parliament,  return  One  Member  to  senre  in  Parlianient;  and  tl 
the  Portreeve*)  of  Swansea  shall  be  the  Retnming  OfBcer  for  the  said  i 
rough;  and  that  no  person  by  reason  of  any  right  accruing  in  any  of  the« 
Five  Towns  shall  have  any  Vote  in  the  Eiection  of  ajllcmber  to  senre  in  ai 
future  Parliament  for  the  Boroogh  of  Gardiff. 

Deicriptioa  of  Ihe  Eetanuiig  officen  for  tho  aew  Boro«ihf . 

11.  And  be  it  £nacted,  that  the  persons  respectivdy  described  in  tl 
said  schednles  (C.)  and  cD-)  shall  be  the  Retnming  OfOeers  at  au  Electioi 
of  a  Member  or  Members  to  serve  in  Parliament  for  the  Boroo^,  in  m 
junction  with  which  such  persons  are  respectively  mentioned  in  the  nid  sde 
duies  (C>  and  (D.) ;  and  that  for  thosc  Boronghs  for  which  no  persons  in 
mentioned  in  such  Scheduies  as  Retuming  Olficcrs,  the  Sheriff  for  the  ti» 
being  of  the  Goanty,  in  which  such  Boroughs  are  respectively  litualei  ibil 
witbin  Two  Months  afler  the  passing  of  this  Act,  and  in  every  suoeeeding  re 
speelive  year  in  the  month  of  March,  by  writing  under  bis  band,  to  be  dcK 
vered  to  the  clerk  of  the  Peace  of  the  County  within  one  weeb  and  to  be  b] 
such  Cterk  of  the  Peace  flied  and  preserved  with  the  Records  of  bis  ofBoi 
nominale  and  appoint  for  each  of  such  Boroughs  a  fit  person,  being  rewtai 
therdn,  to  be,  and  such  person  so  nominated  and  appointed  shall  aoeordiail) 
be  the  Retuming  Officer  for  each  of  such  Boroughs  respectively,  nntil  tln 
nomination  to  be  made  in  the  succeeding  March;  and  in  the  event  of  (h 
death  of  any  such  person,  or  of  bis  bccoming  ineapable  to  act  by  reasoA  ö 
sickness  or  other  sufficient  impediment.  the  Sheriff  for  the  time  being  shafl 
on  notice  thereof,  forthwith  nominale  and  appoint  in  his  stead  a  fit  perNB 
being  so  resident  as  aforesaid,  to  be,  and  such  person  so  nomioated  and  af 
poinled  shall  accordingly  bc  the  Retuming  OfGcer  for  such  Borough  for  thi 
reroainder  of  the  then  current  year;  and  no  person,  having  been  so  nomina 
ted  and  appointed  as  Retnming  Officer  for  any  Borough,  ihall  after  tbe  e» 
piration  of  his  office  be  compellable,  at  any  time  thereatter  to  serve  again  ii 
the  said  office  for  the  same  Borough.  Providcd  always,  that  no  person  biiii| 
in  Holy  Orders,  nor  any  Ghurchwarden  or  Overseer  of  the  Poor  within  ang 
such  Borough  !^aA  be  nominated  or  appointed  as  such  Retumilig  Ofltar  iü 
the  same;  and  that  no  person  nominated  or  appointed  aa  Retuming  OAod 
for  any  Borough,  now  sending  or  hereafler  to  send  Merabers  U»  ParliaBcrf 
shall  be  appointed  a  Ghurchwarden  or  Overseer  of  the  Poor  thereht  dotim 
the  time,  for  which  he  shall  be  such  Retuming  Oflicer.  Provlded  abo,  tbü 
no  person  qualified,  to  be  elecled  to  serve  as  a  Member  in  Parliament  fitf 


V   Tht  Portreev$  iH  der  Baiüif  einer  Bafenäaä^,  mWitn  ein  M 
Mayor  einer  solchen  OrUchaß  xiemiich  gleich  kommendes  obrigkeiüiehet  Äwi 
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i  der  besagten  Städte  mit  begrifTen  werden  sollen,  wie  diese  Grämen  dnrch 
t  ni  diesem  Zwecke  in  diesem  Parlamente  noch  durchzuführende  Acte  fest- 
iteflt  und  beschrieben  werden  sollen,  welche  Acte,  wenn  sie  durchgegangen 
,  als  ein  Theil  dieser  vorliegenden  Acte  gelten  und  angenommen  werden 
I»  gleidi  als  ob  sie  Yollstandig  und  mit  voller  Wirksamkeit  derselben  hiemit 
iverleibt  wäre:  Und  dass  die  genannten  itUif  Städte,  mit  ihren  eingeschlos- 
nen  Ortschaften  wie  oben  gesagt  ist,  zu  den  Zwecken  dieser  Acte  zusammen 
Ben  Wahlflecken  bilden  und  wie  dergleichen  Wahlflecken  von  und  nadi 
m  Schlüsse  dieses  Parlamentes  ein  Mitglied  in  das  Parlament  senden  sollen : 
id  dass  der  BaiUiff  von  Swansea  als  Beamter  bei  der  Parlamentswahl  für 
lesen  Wahlflecken  fungiren  soll:  und  dass  Niemand  aus  dem  Grunde  eines 
cdites,  das  ihm  in  einer  der  genannten  flinl  Städte  zustdit,  einen  Anspruch 
langen  soll,  bei  der  Wahl  zu  einem  Mitgliede  eines  zukünftigen  Parlaaäenles 
kr  den  Flecken  Cardiff  mitzustimmen. 

Bexeichirang  der  Wahlbeamten  flir  die  neaen  Wablfleeken. 
11.    Und  es  wird  festgesetzt,  dass  die  in  den  besagten  Schedula's  C  und 
.  bezeichneten  Personen  die  Wahlbeamten  bei   allen  Wahlen  Air  künftige 
irlamentsglieder    sein   sollen  ftlr  die  Wahlflecken,    in  deren  Verbindung 
liehe  Personen  bezüglich  in  den  besagten  Schedula's  G.  und  D.  erwähnt 
Dd:  und  dass  für  diejenigen  Wahlflecken,   fttr  welche  keine  Personen  in 
Ksen  Schednla's  als  Wahlbeamten  erwähnt  sind,  der  zu  dieser  Zeit  fungi- 
eade  Sheriff  der  Grafschaft,  in  welcher  solche  Wahlflecken  bezüglich  gelegen 
an  werden,  innerhalb  zweier  Monate  nach  Annahme  dieser  Acte,  und  in  je- 
em  nachfolgenden  Jahr  in  dem  Monate  März,  durch  ein  Aussdireiben  unter 
äncs  Namens  Unterschrift,   (welches  an   den  Schreiber  des  Friedensrichters 
a  Gra£M±Aft  innerhalb  einer  Woche  zu  übersenden,  und  von  diesem  Sdirei- 
er  des  Friedensrichters  in  die  Registratur  seines  Amts  niederzulegen  und 
ifrabewahren  ist),  für  jeden  solcher  Flecken  eine  angemessene  und  daselbst 
Hren  Wohnsitz  habende  Person  bestimmen  und  ernennen;  und  diese  ernannte 
cnon  soll  ebenmässig  der  Wahlbeamte  für  jeden  solchen  Wahlflccken  sein 
od  ftkr  so  lange,    bis  die  künftige  Ernennung  im  folgenden  März  gemacht 
an  wird.    Und  f&r  den  FaU  des  Todes  einer  solchen  Person,  oder  bei  seiner 
(nfahig^eit  zu  verhandeln   aus  der  Veranlassung  einer  Krankheit  oder  einer 
äderen    ausreichenden    Verhinderung,  soll  der  ftir  diese  Zeit  fungirende 
beriff,   auf  die  Benachrichtigung  davon,  sofort  in  dessen  SteHe  eine  andere 
■gemessene  in  diesem  Orte  ihren  Wohnsitz  habende  Person,  wie  oben  ge- 
igt ist,   bestimmen  und  ernennen,   und  solche  auf  diese  Weise  ernannte 
toon  soll    ebenmässig  der  Wahlbeamte  für  diesen  Wahlflecken  ftkr  den 
Teberrest  des  dann  laufenden  Jahres  sein.      Und  Niemand,   der  auf  solche 
H^eise  als  Wahlbeamter  für  einen  Wahlflecken   bestimmt  und  ernannt  ist, 
•fl  Dach  der  Erlöschung  seines  Amtes  genöthigt  werden  können,  za  einer 
päteren  Zeit   wiederum  in  dem  besagten  Amte  lür  denselben  Wahlflecken 
(ienste  lu  leisten.      Es  ist  ferner  fllr  alle  Zeiten  beschlossen,  dass  Niemand, 
er  die  heiligen  Weihen  empfangen,   noch   ein  Kirchenvorsteher,   noch  ein 
kafieber  der  Armen  in  einem  solchen  Wahlflecken  als  ein  solcher  Wahl- 
eamter  für  denselben  bestimmt  und  ernannt  werden  soll;  und  dass  keine  als 
bahlbeamter  bestimmte  oder  ernannte  Person  für  einen  Wahlflecken,  welcher 
lUt  oder  in  Zukunft  Mitglieder  in  das  Pariament  sendet,  zu  einem  Kirdien- 
»rsteher  oder  Aufseher  der  Armen  in  demselben  Orte  ernannt  werden  soll, 
iforend  der  Zeit,  für  welche  er  ein  solcher  Wahlbeamter  sein  solL    Eben  so 
beschlossen,     dass  Niemand,   der  für  geeignet  gctelten  wird,  als 


« 
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any  such  Borough,  sbaU  be  compdlablc  to  serve  as  Retunring  Offieer  fbr  md 
Borougfa,  if  wiüun  one  wedf,  afler  he  shall  hare  reoeived  notioe  of  iiis  nomi 
nation  and  appointment  as  Returning  Offieer,  he  shall  make  oath  of  and 
qualificaiion  before  any  Justice  of  the  Peaoe,  and  shall  forihwith  notifr  tfae 
same  to  the  Sheriff.  Provided  also,  that  in  case  His  Majestj  shall  be  pleised 
to  grant  His  Royal  Charter  of  Jncorporation  to  any  of  the  Boronghiv  named 
in  the  said  Schedules  (C)  and  <D.),  which  are  not  now  incorporatedv  and 
shall  by  such  Charter  give  power  to  elect  a  Mayor  or  other  Chief  Munidpal 
OfBcer  for  any  such  fiorough,  then  and  in  erery  sueh  case  such  Mayor  er 
other  Chief  Mimicipal  Offieer  for  the  time  being  shall  be  the  only  RctnniiiY 
Offieer  for  such  Borough;  and  the  provisions  hereinbeibre  contained  irilb 
regard  to  the  nomination  and  appointment  of  a  Returning  Offieer  for  üA 
Boroo^  shall  thenoeforth  cease  and  determine. 

Der  Inhalt  der  beiden  nächstfolgenden  S8.  geht  schon  ans  der  Uebc^ 
Schrift  klar  hervor:  S.  12.  Six  KnighU  of  the  Shire  for  Yorkshire;  Two  ibr 
each  Riding;  f^  13.  Four  Knights  of  the  Shire  fbr  Lincolnshire.  Two  for  the 
.partfi  of  Lindsey;  Two  for  Kesteven  and  IloUand*). 

Cortaia  Counties  (o  be  divided,  and  to  return  Two  KniglilB  of  Ibe  Skire  for  räch  DIvIriM. 

14.  And  be  it  Enacted,  that  each  of  the  Counties  enumerated  in  the 
Sdiedole  marked  (F.)**)  to  this  Act  annexed  shall  be  dirided  into  Two  Divi- 
«ons,  which  Divisions  shall  be  settled  and  described  by  an  Act  to  be  paued 
for  that  porpose  in  this  present  Parliament»  which  Act,  when  passed,  shall  be 
deemed  and  taken  to  be  part  of  this  Act,  as  fully  and  effectualiy  as  if  the 
same  were  incorporated  herewith,  and  that  in  all  future  Pariiaments  thcR 
shall  be  Four  Knights  of  the  Shire,  instead  of  Two,  to  serve  for  eadi  of  the 
Said  Connties;  (that  is  to  say)  Two  Knights  of  the  Shire  for  each  Divinoo 
of  the  Said  Counties;  and  that  such  Knights  shall  be  cfaosen  in  the  snie 
manner  and  by  the  same  dasses  and  descriptions  of  Voters,  and  in  reiped 
of  the  same  several  Rights  of  Voting,  as  if  each  of  the  said  DivisionB  were  a 
separate  County;  and  that  the  Court  for  the  Klection  of  Knights  of  the  Sbile 
for  each  Division  of  the  said  Counties  shaU  be  hokien  at  the  place  to  be  na- 
med for  that  purpose  in  the  Act  so  to  be  passed  as  aforesaid,  fbr  settling  and 
describing  the  Divisions  of  the  said  Connties. 

Three  Knfglils  of  Ihe  Shhre  for  eertain  Countiot. 

Id.  And  be  it  Enacted,  that  in  all  future  Pariiaments  there  AaU  be 
Three  Knights  of  the  Shire,  instead  of  Two,  to  serve  for  eadi  of  the  Go«- 
ties»  enumerated  in  the  Schedule  marked  (F.  %)**"}  to  this  Act  annesed,  «d 


V  Es  ioUen  demnach  für  44$  Grafsehaß  York  6  RUter  der  GrafM^ß 
f Knights  of  the  Shire)  in  das  Parlament  statt  der  bisherigen  4  gewMt  «Pff^ 
den,  und  xwar  je  2  für  jeden  der  drei  Bezirke  dieser  Grafsehaß,  als  ek  Ht 
selben  eine  Grafsehaß  für  sich  bildeten;  zu  York,  Wakefield  und  Beeedti 
sind  die  WahhiersaieMidungen,  Eben  so  sollen  für  die  Grafschaft  Lncdk 
4  Knights  of  the  Shire  statt  der  bisherigen  2  in  das  »Parlament  gewiÜUt  wer- 
den, und  xwar  2  ßr  die  Theile  von  Lindsey  in  der  Stadt  Lincoln  und  S  ßr 
die  Theile  Kesteven  und  Holland  in  dem  Wahlflecken  Sleaford. 

^)  Nach  der  Schedula  fF.J  soUen  folgende  25  Grafschaften  in  nm 
Wahlbezirke  getheilt  werden:  Cheshire,  Comwall,  Cumberland,  JPgrftyifcifgi 
Devonshire,  Durham,  Eseex,  Gloucestershire,  Keni,  Hampshire,  iMneashm» 
Leicestershire,  Norfolk,.JSorthumberland,  Sorthamptvnshire,  Nottinghamshin 


m  ParUmeDt  fUr  einen  solchen  Wahlflecken  gewählt  lu  werden,  genöthigt 
den  soll,  als  Wahlbeamter  für  diesen  Wahlfledcen  Dienste  lu  leisten,  wenn 
onerhalb  einer  Woche,  nachdem  er  die  Benachrichtigung  von  seiner  Be- 
ipimg  und  Ernennung  als  Wah]l>eamter  empfangen  hat,  einen  Eid  über 
he  Qualifi^tion  vor  einem  Friedensrichter  ablegen  und  er  dasselbe  sofort 
fteriff  anieigen  wird.  Eben  so  ist  beschlossen,  dass  falls  es  Seiner  Ma- 
lt gefallen  sollte»  Seine  königliche  Incorporations-Urkunde  einem  der  Wahl- 
Ifm  zu  verleihen,  die  in  den  besagten  Schedula's  (C)  und  (D.)  genannt 
I.  und  welche  jetzt  nicht  incorporirt  sind,  und  falls  Seine  Majestät  duirch 
he  Urkunden  die  Ermächtigung  gewähren  sollte,  einen  Mayor  oder  einen 
eren  Chef-Munidpal-Beamten  lür  einen  solchen  Flecken  zu  erwählen,  so 
i  dann  in  einem  jeden  solchen  Falle  dieser  Mayor  oder  andere  Chef-Mu- 
pal-Beamte  für  die  Zeit  seiner  Ausdauer  der  alleinige  Wahlbeamte  für 
hen  Flecken  sein:  und  die  in  diesen  vorher  enthaltenen  Bestimmungen  in 
»g  anf  die  Bezeichnung  und  Ernennung  eines  Wahlbeamten  für  einen 
iien  Wahlflecken  sollen  dann  aufhören  und  ihr  Ende  haben. 

12—13.  vgl.  den  Englischen  TexL 

tee  Grafrcliaften,  die  in  xwei  BeziriLe  getheilt  werden  and  fUr  jeden  dieser  Beiirke  iwd 
RiUer  der  Gra&chaft  für  das  Parlament  wählen  sollen. 

14.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  jede  der  Gra6chaften,  welche  in  der 
(F.)  bezeichneten  und  dieser  Acte  beigefügten  Schedula   aufgezählt  sind, 

cwei  Bezirke  getheilt  werden  soll,  welche  Bezirke  durch  eine  in  diesem 
^wirtigen  Parlamente  zu  diesem  Zwecke  noch  dnrchzufOhrende  Acte  fest- 
tdlt  and  beschrieben  werden  sollen:  diese  Acte  soll,  wenn  sie  durchgegan- 
I  sein  wird  fQr  einen  Theil  der  vorliegenden  Acte  gelten  und  angenommen 
^den,  als  ob  sie  vollständig  und  mit  voller  Wirksamkeit  derselben  hiemit 
rerleibt  wäre,  Und  dass  in  alle  zukünftige  Parlamente  von  denselben  vier 
ter  der  GrafiKrhaft,  statt  der  früheren  zwei,  für  jede  der  besagten  Graftohaf- 
in  das  Parlament  gesandt  werden  sollen:  das  soll  sagen  je  zwei  Bitter  der 
Aehafl  für  jeden  Bezirk  der  besagten  GrafiM:haflen.  Und  dass  solche  Rit* 
Inf  dieselbe  Weise  und  von  denselben  Qassen  der  Mitstimmenden,  und  m 
ckaicht  auf  dieselben  einzelnen  Rechte  zum  Abgeben  der  Stimme  gewitfilt 
iden  sollen,  als  wenn  jeder  der  besagten  Bezirke  eine  besondere  GrafiMdiaft 
sich  wäre.  Und  dass  die  Wahlversanmilung  fUr  die  Ritter  der  GrafechafI 
jeden  Bezirk  der  besagten  Crrafschaften  an  demjenigen  Orte  gehalten  wer* 
I  soll,  welcher  in  derfzu  diesem  Zwecke,  wie  vorhergesagt  ist,  für  die  Fest- 
DoDg  und  Bezeichnung  der  Bezirke  der  besagten  Grafschaften  noch  darcb- 
Uurenden  Acte  genannt  werden  soll. 

kn  Hitler  der  Grafschaft  sind  von  gewissen  Grabchaften  für  das  Parlament  u  wKhIea. 

15.  Und  es  wird  ferner  festgesetzt,  dass  in  alle  zcjcüiiflige  Parlamente 
!!  Ritter  der  Grafschaft,  statt  der  früheren  zwei  für  eine  jede  der  Graf- 
iflen  gesandt  werden  sollen,  welche  in  der  dieser  Acte  beigefügten  und 
(F.  2.)  bezeichneten  Schedula  aufgezählt  sind,  und  ebenso  sollen  zweiRit- 


opshire,  Sommenetskire,  Staffordshire,  Suffolk,  Surrey,  Sustex»  fFanotdi;- 
e,    WiUthire  und  WorcesUrshire, 

***)   Nach  der  Schedula  (F.  2,J  gehen  nachstehendfi,  7  Grafschaften  je 
Enights  in  das  Unterhaus:    Berkshire,   Buekinghatnshire,   C<imbridq^' 
\  Dorsetshire,  Herefordshire,  Uertfordshire  und  Oxfordshire, 
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Two  Knigbts  of  the  Sbire»  instead  of  One,  to  serve  for  each  of  the  GounUes 
of  Carraarthen,  Denbigh  and  Giamorgan. 

Der  Inhalt  der  drei  nicbstfolgenden  8S.  ist  wiederum  aus  den  lieber- 
Schriften  erkennbar:  S.  16.  Isle  of  Wight  severcd  from  Hampshire,  lo  retan 
a  Member;  $.  17.  Towns*)  which  are  Gonnties  of  themselves  to  be  induded 
in  adjoining  Counties  for  Gounty  Elections;  S.  18.  No  Freehold  for  live, 
shall  give  a  Vote  for  a  Countj,  or  for  a  City  being  a  County  of  itself,  un- 
less  it  be  wortb  10  Pd.  a  year;  Ezception  as  to  present  40  Shillg.  Freebokkn 
for  life. 

Righl  of  Yoting  in  Coanties  extended  to  Gop]fbolden. 

10.  And  be  it  Enacted,  that  every  Male  Person  of  fall  age,  and  not 
subject  to  any  legal  incapacity,  who  shall  be  seised  at  law  or  in  equily  of 
any  Lands  or  Tenements  of  Gopy  hold  or  any  other  tenure  whatsoeTer  exoqM 
Freehold*,  for  bis  own  life  or  for  the  life  of  an  other,  or  for  any  lives  what- 
soever,  or  for  any  larger  estatc,  of  the  clear  yearly  valoe  to  bim  of  not  less 
than  Ten  Pounds  over  and  above  all  rents  and  charges  payable  out  of  or  io 
respect  of  the  same,  shall  be  entitied  to  vote  in  the  Election  of  a  Knightor 
Rnights  of  the  Shirc  to  ser\'e  in  any  future  Parliament  for  the  Gounty,  or  for 
the  Riding,  Parts  or  Division  of  the  Gounty,  in  which  such  lands  or  tenements 
shall  be  respectively  situate. 

Right  of  Totlng  in  Coonües  extcnded  i#  Lemeholden  and  Occapiers  of  Premiset  of  ceitahi 

valae  above  charges. 

20.  And  be  it  enacted,  that  every  Male  Person  of  füll  age,  and  not 
subject  to  any  legal  incapacity,  who  shall  be  entitied  either  as  lessee  or  u- 
signee,  to  any  lands  or  tenements,  whether  of  freehold  or  of  any  other  tenure 
whatever,  for  the  unezpired  residue,  whatever  it  may  be,  uf  any  term  origi- 
nally  created  for  a  period  of  not  less  than  Sixty  years  (whether  determinaÜe 
on  a  life  or  lives,  or  not)  of  the  clear  yearly  value  to  him  of  not  less  than 
Ten  Pounds  over  and  above  all  rents  and  diarges  payable  out  of  or  in  re- 
spect of  the  same,  or  für  the  unexpired  residue,  whatever  it  may  be«  of  any 
term  originally  created  for  a  period  of  not  less  than  Twenty  years,  (whetiMr 
determinable  on  a  life  or  lives,  or  not,)  of  the  clear  yearly  value  to  him  of 
not  less  than  Fifiy  Pounds  over  and  above  all  rents  and  charges  payable  cot 
of  or  in  respect  of  the  same,  or  who  shall  occupy  as  tenant  any  lands  or  t^ 
nements  for  which  he  shall  be  bona  fide  liable  to  a  yearly  rent  of  not  lea 
than  Fifiy  Pounds,  shall  be  entitied  to  vote  in  the  Election  of  a  Knigbt  or 
Knights  of  the  Shire  to  serve  in  any  future  Parliament  for  the  Gounty,  or  for 
the  Riding,  Parts  or  Division  of  the  Gounty,  in  which  such  lands  or  teoemeBti 
shall  be  respectively  situate;  Provided  always,  that  no  person,  being  only  t 
sub-Iessce  or  the  assignee  of  any  underlease,  shall  have  a  right  to  voteii  l 
such  Election  in  respect  of  any  such  term  of  Sixty  years  as  aforesaid,  unlc« 
he  shall  be  in  the  actual  occupation  of  the  premises. 


[ 


V  Nach  der  SehedtUa  (G.)  iind  folgende  10  SiädU  mit  den  Grafi^ 
ten  XU  gemeintchafllichen  Wahlen  verbunden,  Caermarthen  mit  CaerwmHke»' 
ihire,  Cheiter  mit  Cheshire^  Coventry  mit  Warwiekshire,  Gloueeder  mA  \ 
Gloueestershire,  Kingston-upon-Hill  mit  East-Riding  of  Torkihire,  Line9bi 
mit  den  Parts  of  Lindsey  und  Lineolnehire,  London  mit  Middlesex,  iVinocoiflr- 
upon-Tyne  mit  Northumberland,  PooU  mit  Dorsctshire,  WoreetUr  mÜ  Ww' 
eedershire,  York  and  Ainsty  mit  North-Riding  of  Yorkshire  tcnd  SonühoiiipfM 
mit  Hampshire, 
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ler  Grafschaft,  in  Stelle  des  frtthcrn  einen,  fBr  jede  der  Grafschaften 
larthen,  Denbigh  und  Glamorgan  in  das  Parlament  gesandt  werden. 

Für  die  i$.  16—18.   gentigt  wiederum   die  kurze  Angabe  des  Inhalts. 

1&  Die  Insel  Wight  soll  eine  Grafschaft  für  sich  bilden,  getrennt  von 
ipshire  und  einen  Ritter  der  Grafschaft  ins  Parlament  senden. 

17.  Es  werden  die  Städte  aus  der  Schedula  (G.)  angegeben,  welche 
sdiaften  fUr  sich  selbst  bilden,  aber  doch  bei  den  Grafschaflswahlen  mit 
benachbarten  Grafschaften  verbunden  bleiben  sollen. 

18.  Kein  Freeholder  mit  einem  Besitzthum  auf  Lebenszeit  soll  eine 
une  für  eine  Grafschaft  oder  für  eine  Stadt  abgeben  dürfen,  die  für  sich 
it  eine  Grafschaft  bildet,  wofern  dasselbe  nicht  ein  jährliches  Einkommen 
10  Pfd.  St  liefert:  eine  Ausnahme  findet  nur  für  die  gegenwärtigen  40 
Ig.  Frceholders  auf  Lebenszeit  statt. 

Das  Recht  ia  den  Grafschafiren  mitzuftimmeD,  ausgedehnt  aaf  die  GopyhoMen. 

19.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  jede  männliche  volljährige  Person»  die 
t  einer  gesetzlichen  Unfähigkeit  unterworfen  ist,  und  welche  einige  Län- 
lien  auf  Lebenszins  oder  Erbpacht,  oder  sonst  auf  irgend  eine  andere  Erb- 
it- Verpflichtung,  mit  Ausnahme  des  Besitz  als  Freeholder,  für  sein  eignes 
ea  oder  für  das  Leben  eines  andern,  oder  für  eine  ausgedehntere  Nutz- 
$mig  übernommen  hat,  von  dem  reinen  und  nicht  geringeren  Werthe  als 
H±  Sterl.  für  ihn  seihst  nach  Abzug  aller  Renten  und  Belastungen,  die 
diese  Ländereien  ausserdem  zu  bezahlen  sind,  berechtigt  sein  soll  bei  der 
ü  von  Rittern  der  Grafschaft  für  ein  zukünftiges  Parlament,  für  die  Graf- 
ft  oder  für  die  Bezirke  derselben  mitzustimmen,  in  welchen  solche  Län- 
ien  oder  Pachtungen  bezüglich  gelegen  sind. 

Recht  bei  den  GrarsrhaAswahlen  mitzustirompn  wird  ausgedehnt  auf  die  ZeilpXchter  von 
Mindereien  von  einem  gewissen  Werlhc  nach  Abzug  aller  Lasten. 

20.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  jede  männliche  volljährige  Person, 
he  keiner  gesetzlichen  Unfähigkeit  unterworfen,  und  welche  entweder  als 
hspächter  oder  alsBevolImächügtcr  bei  einigen  Ländereien  oder  bei  irgend 
r  anderen  Verpachtung  für  den  noch  nicht  abgelaufenen  Rest  der  Pacht* 
betheiligt  ist,  wie  gross  derselbe  auch  sein  mag  wenn  nur  ursprünglich 
eitraum  auf  eine  nicht  geringere  Dauer  als  60  Jahre  bestimmt  ist,  (welche 
lauer  ftir  ein  oder  mehrere  Leben  festgesetzt  sein  mag),  von  dem  reinen 
ichen  Einkommen  von  wenigstens  10  Pfd.  St  für  ihn  nach  Abzug  aller 
en  und  Lasten;  oder  welche  fQr  den  nicht  abgelaufenen  Rest  derPacht- 
wie  gross  derselbe  auch  sein  mag.  bei  einer  ursprünglichen  Pachtperiode 
nicht  weniger  als  20  Jahre  (ftir  eines  oder  mehrerer  Lebensdauer  bestimmt) 
einem  reinen  jährlichen  Einkommen  von  nicht  weniger  als  50  Pfd.  St, 
Abzug  aller  Renten  und  Lasten  betheiligt  ist;  oder  endlich  welche  alsMieths- 
>r  einige  Ländereien  benutzen  wird,  mit  der  Verpflichtung  bona  fide  eine  Rente 
licht  weniger  als  50  Pfd.  SL  jährlich  zu  zahlen :  dass  alle  solche  Personen 
•Jitigt  sind,  bei  der  Wahl  eines  oder  mehrerer  Ritter  der  Grafschaft  ftir 
:ünftiges  Parlament  mitzustimmen,  und  zwar  für  diejenige  Grafschaft  oder 
lezirke  derselben,  in  welchen  solche  Ländereien  oder  Pachtungen  gelegen 

Eben  so  ist  ftir  alle  Zeiten  beschlossen,  dass  Niemand,  der  nur  ein 
Pächter  oder  der  Bevollmächtigte  von  einer  Afterpacht  ist,  ein  Recht 
1  soll  bei  einer  solchen  Wahl  seine  Stimme  abzugchen,  in  Bezug  auf 
solche  Pachtzeit  von  60  oder  20  Jahren,  wie  vorhergesagt  ist,  wofern  er 
in  der  wirklichen  Benutzung  der  vorgenannten  Pachtverhältnisse  sich 
iet. 
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21.  And  be  it  Dedared  and  finacted,  that  bo  F^blic  or  f  arÜMM 
Tax,  nor  any  Ghvrch  Rate  or  Parodiia)  Rate,  shall  be  deemed  to  b 
Charge,  payable  out  of  or  in  respect  of  any  lands  or  tenements  witfai 
m^aning  of  this  Act. 

ComlT  Voiori  boI  be  «weBsed  la  tb»  ianA  Tai. 

22.  And  be  it  £nactcd,   that  in  order  to  entitle  any  person  to  v 
any  Election  of  a  Knight  of  the  Shire  or  other  Member  to  serre  in  any 
Parliaxpent,  ip  respect  of  any  messuages,  lands  or  tenements  whelherFn 
or  otherwise,  it  shall  not  be  necessary,  that  the  saroe  shall  be  assossed 
Land  Taxt  any  Statute  to  the  contrary  notvithstandiog. 

Provision  as'  Co  Tniateea  and  Mortgagees. 

23i.  And  be  it  Enacted,  that  no  person  sbaJl  be  allowed»  to  hai 
vole  in  the  Election  of  a  Knight  or  Knights  of  the  Shxre,  for  or  bj  rea 
any  Trust  Estate  or  Ifortgage,  unless  such  Trustee  or  Mortgagee  be  m 
possession  or  receipt  of  the  rents  aod  profits  of  the  same  Estate,  but  th 
Mortgagor  or  Ctetoiqtte  Trust  in  possession  shall  and  may  TOte  for  tbc 
Estate,  notwithstanding  such  Mortgage  or  TrusL 

Für  den  Inhalt  der  nächsten  zwei  SS.  geben  wir  nur  die  Ueber 
als  genügend:  S.  24.  No  person  to  voL^  for  a  Gounty  in  respect  o 
Freebold  House,  Ware  House,  Counting-Bouse  or  Shop  occupied  by  b 
which  would  confer  a  Vote  for  a  Borougfa,  whether  he  shall  or  no 
actually  acquired  the  right  to  vote  for  such  dty  or  Borough,  in  i 
ihereot  S.  25.  No  person  to  vote  for  a  County  in  respect  of  certain 
holds  and  Leaseholds  in  a  Borough. 

Poneialoii  br  a  eertain  time  and  RegisU-aÜon  eaaential  lo  the  Bight  of  Vottag  ior  a  C 
Exceptio«  in  caae  of  Propart;  Coming  by  deaoent,  t uoeeasion,  marriagfL 

26.  And  be  it  Enacted,  that  notwithstanding  any  thing  bereit 
contained  no  person  shall  be  entitled  to  vote  in  the  Election  of  a  Kni 
Knighis  of  the  Shire  to  serve  in  any  future  Parliavent,  unless  he  sha 
been  duly  registered,  aocording  to  the  provisions  hereinafter  containec 
that  no  person  shall  be  so  registered  in  any  year,  in  respect  of  bis 
or  intercst  in  any  lands  or  tenements  as  a  Freeholder,  Copyholder,  Gus 
Tenant  or  Teswit  in  ancienl  demesne,  unless  he  shaU  have  been  m  the 
possession  thereof,  or  in  the  receipt  of  the  rents  and  profits  thereof 
own  use,  for  Six  calendar  Months  at  least  next  previous  to  the  last 
July  in  such  year,  which  said  pcriod  of  Six  Calendar  Months  shall  b 
cient,  any  Statute  to  the  contrary  notwithstanding;  and  that  no  perso 
be  so  registered  in  any  year,  in  respect  of  any  lands  or  tenements  l 
bim  as  such  lesscc  or  assignce,   or  as  such  occupier  and  tenant  as  af< 
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.  und  es  wird  erklärt  und  festgesetzt,  dass  keine  o#Hit1iche  oder 
Kssteuem,  keine  Rirdien-  oder  Kirchspieb-läträge  lllr  eine  Last  an- 
werden  sollen,  die  nach  der  Anforderung  dieser  Acte  «nsierdem  jähr- 
Kexug  auf  dies«  Ländereien  oder  Pachtungen  zu  zahlen  sind. 

■Bueff  bei  den  Grafrehaflswaklen  ilUffen  nlefal.BOtkveBdig  mit  der  Gnuulsieaer  be- 
schallt sein. 
.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  zu  dem  Zwecke  eine  Person  zu  be- 
U  eine  Stimme  b^  einer  Wähl  zu  einem  Kitter  der  Grafschaft  oder 
ideren  MitgKcde  in  einem  künftigen  Parlamente  albgeben  zu  können, 
itebt  aof  einige  Vorwerke,  lündlidie  Besitzungen  oder  Pachtungen, 
r  ab  Freeholder  oder  auf  andere  Weise,  es  nicht  nothwcndig  sein  soll, 
lelbe  mit  der  Grundsteuer  (Land  Tax)  hesdhützt  ist,  ohne  dass  davon 
in  Statut  mit  einer  Bestimmung  für  das  Gegentheil  hinderlich  sein  soll. 

BestimmoDgen  in  Bezug  auf  anrenraute  Guter  und  PfaDdbesiuangen. 
I.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  Niemand  berechtigt  sein  soll,  eine 
bei  der  Wahl  eines  Ritters  der  Grafschatt  zu  haben,  für  oder  wegen 
nspruches  auf  ein  ihm  anvertrautes  oder  verpfändetes  Grundstück 
irofem  nicht  ein  solches  anvertrautes  oder  verpfändetes  Grandstttck  in 
nirklichen  Besitze  ist  oder  die  Einnahme  der  Eealen  und  Nutzungen 
n  Grundstücks  ihm  zustehen,  aber  dass  der  Pfandbesitzer  und  Inhaber 
n  anvertrauten  Gutes  im  wirklichen  Besitze  für  dasselbe  Grundstück 
Den  kann  und  soll,  ohne  dass  daran  die  Art  des  Besitzes  hinderlich 

• 

I.  (Niemand  soll  mitzustimmen  bereditigt  sein  .für  eine  Grafschaft  in 
lit  auf  ein  Freeholders^Haus,  "Waaren-Magazin,  Geschäfts-Gomptoir  oder 
fenen  Laden  (Werkstätte),  die  von  ihm  im  Besitz  behauptet  werden 
Iche  aof  ihn  eine  Stimme  für  einen  Wahlflecken  übertragen  sollten, 
er  nicht  wirklich  das  Reoht  erworben  hat  mitaustimmen  für  eine 
»tadt  oder  Wahlflecken  in  Bezug  auf  den  Besitz  derselben.) 
y  (Dasselbe  gilt  für  das  Recht  initzustimmen  für  eine  Grafechaft  in 
uf  gewisse  £rbzinsgüter  oder  verpachtete  und  vermiethete  Grundstücke 
a  Wahlfleckcn.) 

mögen  für  eine  gewisse  Zeil  und  die  lu  demStinunrechte  lUr  eine  Chralwhaft  DO(h- 
legistrirung.    Die  stattfindenden  Ausnahmen  (Ür  den  Fall ,  dass  man  durch  Erbschaft 
oder  Verheiralhung  xum  Eigenthum  gelangt 

i.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  Niemand,  ohne^Widerspruch  einer  der 
r  Acte  vorher  enthaltenen  'Bestimmungen,  zu  einer  Stimme  bereditigt 
I  bei  der  Wahl  eines  Ritters  der  Grafschaft  für  ein  zukünftiges  Parla- 
rofem  er  nicht  in  ordnungsmässiger  Weise  registrirt  ist,  inUeberein- 
ig  mit  den  hier  später  noch  aufgeführten  Anordnungen:  und  dass 
d  in  einem  Jahre  registrirt  werden  soll,  in  Bezug  auf  seinen  tBesitz- 
1er  sein  Nutzungsrecht  einiger  Ländereien  oder  Pachtstüoke  als  ein 
der,  Copyholdcr,  Gustomary-Tenant,  oder  als  ein  Pächter  in  einer  alten 
e,  wofern  er  nicht  in  dem  wirklichen  Besitze  derselben  sein  sollte, 
dem  Genuss  der  Renten  und  Nutzungen  derselben  für  seinen  eigenen 
!fa,  mindestens  6  Calendermonaten  früher  als  der  letzte  Juli  in  einem 
Jahre,  welcher  besagte  Zeitraum  von  sechs  Monaten  für  hinlänglich 
oU,  ohne  Einspruch  eines  entgegen  stehenden  Statuts:  und  dass  Nie- 
1  einem  Jahre  registrirt  werden  soll,  in  Rücksicht  auf  einige  Lände- 
ier Pachtungen,  die  von  ihm  als  ein  solcher  Pacht-  oder  Miethsmann 
I  werden,  wie  vorher  gesagt  ist,  wofern  er  nicht   in   dem   wirklichen 
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unless  he  shall  havc  been  in  Ihe  actual  possession  thereof,  or  in  (he  receipt 
of  the  rcnU  and  profits  thereof  for  his  own  use,  a»  the  case  may  require,  for 
Twelwe  Calendar  Monlhs  next  preyious  to  the  last  day  of  Joly  in  sudi  year; 
Provided  always,  that  ^here  any  lands  or  tenements,  which  would  othenrise 
entitle  the  owner,   holder  or  occupier  thereot  to  vote  in  any  sach  Electkm, 
shall  come  to  any  person  at  any  time,   mithin  such  respective  periods  of  Sil 
or  Twelve  calendar  Monlhs  by  descent,  succcssion,  marriage,  marriage  Bettle- 
ment,  devise,  or  promotion  to  any  beneGce  in  a  äiurch»  or  by  promotion  to 
any  ofGcc,  such  person  shall  bc  entitled  in  respect  thereof  to  have  bis  moK 
inserled  as  a  Voter,  in  the  Election  of  a  Knight  or  Knights   of  the  Shire  ii 
the  Lists,  then  next  to  be  made  by  virtue  of  this  Act  as  hereinafter  umd- 
tioned. 

Right  of  Voting  In  Boroughs  to  be  enjoycd  by  Occupiers  of  Hooftes  etc.  of  the  anniul  viloe  tf 
10  Pd.    No  Occupier  to  vote  unless  rated  to  the  Poor  Rate ;  Rate  and  Auetsed  Ttiet  mnst  kc 

paid.    Residence  required. 

27.    And  be  it  Enacled,   that  in  every  City  or  Borough,  ,which  duO 
rctum  a  Member  or  JMerobcrs  to  serve  in  any  future  Parliament,  every  Male 
Person  of  füll  age,  and  not  subject  to    any  legal  incapacity,  who  shall  ocoipy 
within  such  City  or  Borough,  or  within  are  place  sharing  in  the  ElectioD  f» 
such  City  or  Borough,   as  owncr  or  tenant,  any  house,  warehouse,  ooantiqi- 
house  or  shop,   being   cither  separately  or  joinlly  ^ilh  any  land  within  sudi 
Cily,  Borough,  or  Place,   occupicd  thcrewith  by  him  as  Owner,  or  occu|md 
thcrcwith   by  him  as  Tenant  under  the  same  landlord,   of  the   clear  yciriy 
value  of  not  less  than  Ten  Pounds,  shall,  if  duly  registered,  accordiog  to  iie 
provisions  hereinafter  containcd,  be  entitled  to  vote  in  the  Election  of  a  Mm- 
ber  or  Membcrs  to  sene  in  any  future  Parliament  for  such  City  or  Borou^: 
Provided  always,  that  no  such  person  shall  bc  so  registered  in  any  year,  un- 
less he  shall  have  occupied  such   premises   as  aforesaid  for  Twelve  calendtf  : 
Months  next  previous  to  the  last  day  of  July  in  such  year,   nor  unless  nd  \ 
person,  where  such  premises  are  situate  in  any  Parish,  or  Township,  in  whick  , 
there  shall  be  a  Rate  for  the  relief  of  the  Poor,   shall  have  been  rated  in  it  , 
spect  of  such  premises  to  all  rates  for  the  relief  of  the  pover  in  such  Pütt 
or  Township,  made  during  tlie  time  of  such  his  occupation  as  aforesaid,  nor 
unless  such  person  shall  have  paid,   on  or  before  the  Twentieth  day  of  Jflf 
in  such  year  as   aforesaid,  all  the  Poor's  Rates  and  Assessed  Taxes,  whidk  { 
shall  havc  become  payable  from  him  in  respect  of  such  premises,   prerioaij  i 
to  the  Sixth  day  of  April  then  next  proceding:    Provided  also,    that  no  snck  j 
person  shall  be  so  registered  in  any  year,   unless  he  shall  have   resided  far  ■ 
8ix  calendar  Montlis  next  previous  to  the  last  day  of  July  in  such  year  wiftii 
the  City  or  Borough,  or  within  the  place  sharing  in  the  Election  for  the  Gif 
or  Borough,  in  respect  of  which  City,  Borough  or  Place  respectively  he  shilj 
be  entitled  to  vote,  or  within  Seven  Statute  miles*)  thereof. 

Für  den  Inhalt  der  nächsten  vier  SS.  genügt  hier  wiederum  die  I 

schriil:    S.  28.   Provision  as  to  Premises   occupied  in  succession»   as  U 

'i 

V  AUo  ctica  ein  Umkreis  von  1%  Deutschen  Meilen. 
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tenclben,  oder  in  dem  Genüsse  der  Renten  und  Katiungen  aus  den- 
Ir  seinen  eigenen  Gebrauch  sich  beGndet,  (und  swar  zwölf  Monate 
Is  der  letzte  Juli  in  solchem  Jahre,  in  welchem  die  Registrirung  ver- 
rd.  •  Es  ist  indess  beschlossen,  dass  in  dem  Falle,  wo  Ländereien  oder 
^n,  welche  sonst  den  Eigenthiimer  oder  Inhaber  derselbeQ  zu  einer 
bei  einer  solchen  Wahl  berechtigen  würden,  zu  irgend  einer  Zeit  auf 
son  in  solchen  bezüglichen  Zeiträumen  Yon  6  oder  12  Monaten  über- 
kUten  durch  AnÜBdl,  Erbschaft,  Verheirathung,  Ehe- Vertrag,  Yennächt- 
fdrderung  zii  eineni' kirchlichen  Beneficium,  oder  durch  Beförderung 
I  Amte;  so  soll  solche  Person  berechtig^  sein,  in  Bezug  auf  diese  Be- 
1  ihren  Namen  als  einen  Mitstimmer  bei  der  Wahl  eines  Ritters  der 
ft  in  die  Listen  eingetragen  zu  sehen,  welche  dann  zunächst  in  Folge 
cte  gemacht  werden,  wie  hier  unten  weiter  erwähnt  iit. 

EosUmmen  in  den  Wahlflecken,  ^eldies  von  allen  Haosbesitzem  n.  i.  w. ,  deren  Ein« 
Iber  10  Pfd.  St  belrlgl,  wahrgenommen  werden  kann.  Kein  Besitzer  darf  mitalim- 
cn  er  nicht  die  Armenstener  and  die  directen  Steoem  bezahlt  hat  fiea tiaumung  aber 

den  Aufenthaltsort  solcher  Mitstimmer. 

.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  in  jeder  Stadt  oder  Wahlflecken,  wel* 
oder  mehrere  Mitglieder  in  ein  künftiges  Parlament  senden  solL  jede 
Se  männlidb^  Person,  die  nicht  einer  gesetzlichen  UqTähigkeit  Unter- 
st, und  in  solcher  Stadt  oder  solchem  Wahlflecken,  oder  in  einer  prt- 
ie  bei  der  Wahl  für  solche  Stadt  oder  Wahlflecken  Theil  nimmt,  ent- 
I  Eigner  oder  alsMiether  ein  Haus,  Waarenmagazin,  ein  Comtoiroder  einen 
Laden  (Werkstätte),  allein  oder  verbimden  mit  einem  Stück  Land  in 
Stadt,  Wahlflecken  oder  Ortschaft,  daselbst  besitzt  als  Eigner,  oder  als 
von  demselben  Grundherrn,  von  einem  reinen  jährlichen  Werthe  von 
;ns  10  Pfd.  St.  —  berechtigt  sein  soll,  bei  der  Wahl  eines  oder  mehrer 
er  für  ein  künftiges  Parlament  für  solche  Stadt  oder  Wahlflecken  mit- 
en,  wenn  sie  in  ordnüngsmässiger  Weise  regislriri  ist,  in  Uebereinslim- 
it  den  später  unten  in  dieser  Aete  enthaltenen  Anordnungen.  Es 
!odi  festgesetzt,  dass  solche  Person  nicht  in  einem  Jahre  registrirt 
soll,  wofern  sie  nicht  jenen  Besitzstand,  wie  er  vorher  bestimmt  ist, 
ite  vor  dem  letzten  Juli  in  solchem  Jahre  inne  gehabt  hlat,  und  eben 
(  wofern  nicht  eine  solche  Person  in  einem  Kirchspiele  oder  einer 
aeine,  in  welcher  ihre  Besitzungen  sich  befinden  und  eine  Annensteuer 
sm  Kirchspii^le  odef  Stadtgemeinde  eingeführt  ist,  in  Bücksicht  auf 
t  Besitzverhältnisse  zu  allen  Baten  der  Armensteuer  abgeschätzt  ist, 
±es  Kirchspiel  oder  Stadtgemeine  während  der  Zeit  ili^res  Be- 
iltnisses,  wie  vorher  gesagt  ist,  oder  wofern  sie  nicht  an  oder 
.  2().  Juli  in  solchem  Jahre  alle  Armensteuern  und  dirdcte  Steuern 
d-Taxes),  welche  von  dieser  Person  in  Bezug  auf  solche  Besitzungsver- 
!  gezahlt  werden  müssen,  vor  dem  sechsten  Tage  des  nächst  vorher- 
n  ApriU  gezahlt  hat.  Eben  so  ist  angeordnet,  dass  Niemand  in  einem 
nregistrirt  werden  soll,  wofern  er  nicht  während  der  letzten  sechs 
>Monate  vor  dem  letzten  Juli  in  solchem  Jahre  seinen  Aufenthalt  ge- 
;  in  der  Sladt,  oder  in  dem  Wahlflecken,  oder  in  einer  bei  der  Wahl 
Stadt  oder  Wahlflecken  betheiligten  Ortschaft,  für  welche  Stadt,  Flek- 
r  Ortschaft  er  berechtigt  sein  sollte  seine  Stia)me  abzugeben,  oder  in 
gesetzten  Umkreise  von  sieben  Meilen  um  dieselben. 
(.  (Bestimmung  für  dieselben  Besilzverhällnisse,  wie  im  vorhergehen- 
r7^  wenn  dieselben  aus  unmittelbarer  Erbfolge  hervorgegangen  sind« 

berl,  Ycrfossungsurkamlen.  Jg 
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Oecupien.  S.  39.  OcenpierB  may  demand  io  bt  nütd.  f.  dO.  PMfUoa  ••  b 
Frediolders  Yoting  for  Gties  and  Towns  belog  Coontiea  oi  (hemselYei:  to  ei* 
tend  to  Freebolds  within  the  new  Bonndariies»  (•21.  Frefimcn  orBofBiMiiil 
to  TOte  in  Borooghs,  onless  resident 

Beserrttion  of  other  BighU  of  YoUng  in  Bonraghs.    Keffdeaet  reqidred.  Pmviia. 

S2.  And  be  It  Enacted,  that  no  penon  shall  be  entilled  to  TOte  in  tke 
Elecüon  of  a  Member  or  Memban  to  serve  ia  any  fa^ure  Faiiiameol  fv  aaj 
City  or  Borougfa,  save  and  eicept  in  respect  of  aome  lighi  eonforred  by  tkb 
Act,  or  as  a  Burgess  or  Freeman  and  lirery  man,  or  in  tbe  case  of  aCitj  er 
Town  being  a  Goonty  of  itself,  as  a  Frodiölder  or  Brngago  ToDant  m  bcvehi- 
before  mentioned:  Provided  always,  tbat  every  person  now  having  a  xiglit  li 
▼ote  in  the  Election  for  any  City  orBoroogh  [txcept  thqso  cniiiiieraM  in  tti 
Said  Schedule  (A.)]  in  Yirtoe  of  any  other  qoalifieation  than  «s  a  Böigen  m 
Freeman,  or  as  a  Freemann  and  Livery  man»  or  in  tht  casc  of  a  Qty  orXmm 
being  a  Coonfcy  of  itadf,  u  a  Frediolder  or  Bargage  Tcoant  aa  berclDbclii 
mentioned,  shaü  retain  such  Ri^t  of  Voting  so  lon^  u  he  shall  be  qoalilai 
as  an  Elector  acoording  to  the  usages  and  customs  of  such  €ity  or  Bwaii^ 
or  any  Law  now  in  force,  and  such  Person  shall  be  entitled  to  fole  isllv 
Election  of  a  Member  or  Members  to  senre  in  any  fatoieParlianient  fiir 
Gty  or  Borougfa,  if  duly  registered  aoooiding  to  the  proYisiona 
contained;  bat  that  no  sach  person  shall  be  so  registered  in  any  year» 
he  shall,  on  the  last  day  of  July  in  such  year,  be  qoaliied  u  sodh  Blicl«  fei 
sach  manner,  as  woold  entitle  him  then  to  Yote,  if  sach  day  were  die  day  rf 
Election,  and  this  Act  had  not  been  passed,  nor  anless  he  shaU  haie  icaiMi 
for  Siz  Calendar  If onths  next  previoos  to  the  last  day  of  Joly  in  aadh  yvil 
within  the  City  or  Borough,  or  within  the  place  sharing  In  the  JStedioo  Ir 
the  City  or  Boroagh,  in  respect  of  which  City,  Borou^  or  Place  reapeclinlik 
he  shall  be  entitled  to  vote,  or  within  Seven  statate  miles  from  the 
where  the  Poll  for  such  Qty,  Boroagh  or  Place  shall  heretoloie  have 
taken:  Proyided  nevertheless,  that  snch  person  shall  fbr  ever  tease  Ia  eqfif 
sudi  Right  of  Voting  for  any  sudi  City  or  Borough  as  aforeaaid,  if  la$ 
shall  ha?e  been  omitted  for  Two  suocessife  yeart  from  the  Register  e( 
Voters  for  such  Qty  or  Borough  hereinafter  directed  to  be  made*  ludeM  id 
shall  have  been  so  omitted  in  consequence  of  bis  haring  reoeivod  panM^ 
relief  within  Twelve  calendar  Honths  next  pcevioas  to  the  last  day  of  Joly  li 


3<S 

BMBte  JknlNr  tnf  anen  BeiitiUMHi  AiaitD  dkmihm  BedinguDgeii  er- 
len»  wofSmi  sie  mitstimmen  woUen.) 

n.  (Die  Besitser  können  fordern,  bei  den  Armensteuem  abgeschätzt 
werden,  wofern  dies  vernachlässigt  werden  sollte.) 

dO.  (Batiainning  für  die  Freefaolders  für  Städte  und  Marktflecken  ihre 
Auoen  abiugeben,  wenn  diese  fttr  sich  aUein  Grafschaften  bilden:  auslu- 
den auf  die  Frediolders  in  den  neu  bestimmten  Gränzfoezirken. ) 

31.  (Die  sonst  wahlfähigen  Leute  dürfen  nicht  in  den  WahlGecken 
I»  wofern  sie  nidit  ihren  Aufenthalt  dort  haben,  nach  den  in  S.  27  be- 
Teminen.) 

VtefeeUt  taimu  lethc«  dat  BfUliBBieiis  in  WaUfleeken.   YeriageB  des  WohüHnf. 

SchlnaslMtliBmniig. 

33.  Und  es  wird  festgesetzt,  ^ass  Niemand  berechtigt  sei,  bei  der  Wahl 
oet  odier  mehrerer  Mitglieder  für  ein  künftiges  Parlament  für  eine  Stadt 
wt  WaUfleeken  mitzostimmen,  unter  Vorbehalt  und  mit  Ausnahme  bezüg- 
k  a«f  einige  durch  diese  Acte  übertragenen  Rechte,  als  entweder  ein  Bür- 
r  «der  ein  freier  Grund-Besitzer  und  Zunftgenosse,  oder  in  dem  Falle  einer 
Mit  oder  eines  Marktfleckens,  die  eine  Grafschaft  für  sich  selbst  bildet,  als 
n  Freeholder  oder  ein  Stadtgutpächter  oder  Miether,  wie  hier  vorher  ange- 
bt ist  Es  ist  überdies  angeordnet,  dass  jede  Person,  welche  jetzt  ein 
hanrecht  besHzt  bei  der  Wahl  für  eme  Stadt  oder  dnen  Wahlflecken, 
■t  änwuban  der  in  der  besagten  Sdiedula  A.  angeführten)  in  Folge  irgend 
■er  anderen  Qualification,  als  eines  Bürgers  oder  freien  Grundbesitzers» 
er  als  eines  Zunflgenossen,  oder  in  dem  Falle  für  eine  Stadt  und  Markt- 
dEen,  die  für  sich  sdbst  eine  GraflM^haft  bildeten,  als  eines  Freeholders  oder 
idtgotpächters«  wie  Torher  afigeführt  ist,  soll  solches  Stimmrecht  so  lange 
rliddiebalten,  als  bis  er  befähigt  sein  wird,  als  ein  Wähler  mitzustimmen, 
Biss  dem  Herkommen  und  dem  Gewohnheitsrechte  solcher  Stadt  oder  sol- 
OL  Wahlfleckens  oder  einem  noch  jetzt  in  Kraft  stehenden  Gesetze,  und 
le  solcfae  Person  soll  zum  Stimmrecht  bei  der  Wahl  eines  Mitgliedes  für 
I  fcflnftigfai  Parlament  für  diese  Stadt  oder  Wahlflecken,  wenn  er  in  ord- 
Bffinissigec  Weise  nach  den  hier  unten  enthaltenen  Bestimmungen  re- 
rtikt  seia  wird:  aber  solche  Person  soll  nicht  auf  diese  Weise  in  einem 
hrt  ngjstrirt  werden,  wofern  sie  nicht  an  dem  letzten  July  eines  solchen 
hm  als  ein  solcher  Wähler  ausgewiesen  hat,  und  zwar  in  derjenigen  Weise, 
ia  sie  dieselbe  dann  nutzusümmen  berechtigt  haben  würde,  wenn  solcher 
lg  der  Tag  der  Wahl  wäre  und  diese  Acte  nicht  durchgegangen  wäre.  £ben 
wenig  soll  die  Registrirung  erfolgen,  wofern  diese  Person  nicht  in  den  letz- 
1  aedia  Monaten  vor  dem  letzten  July  in  solchem  Jahr  ihren  Wohnsitz  ge- 
nnen  hat  in  der  Stadt  oder  dem  Wahlflecken,  oder  in  der  bei  der  Wahl 
r  die  Stadt  oder  Flecken  betheiligten  Ortschaft,  für  welche  Stadt,  ?lecken 
ier  Ortschaft  dieselbe  zum  Mitstimmen  berechtigt  werden  sollte,  oder  inner- 
Ib  der  festgestellten  7  Bleuen  Entfernung  Ton  dem  Platze,  wo  die  Abstim- 
mg  für  sokhe  Stadt,  Flecken  oder  Ortschaft  vormals  Torgenommen  worden, 
ichtsdestoweniger  ist  festgesetzt,  dass  solche  Person  für  immer  dieses  Stimm- 
eht  für  eine  Stadt  oder  Wahlflecken,  wie  vorhergesagt  ist,  Yerlleren  sofl, 
mir  ihre  Namen  für  zwei  auf  einander  folgende  Jahre  aus  dem  Ilegister  sd- 
m  Mitstimmenden  (dessen  Einrichtung  hier  unten  näher  angegeben  werden 
ft  für  diese  Stadt  oder  Flecken  ausgelassen  sein  soUte,  wofern  sie  nicht  in 
%fi  der  Ton  ihr  erhaltenen  Armenuntersttttzung  innerhalb  der  nächst  ?or- 
rgehenden  12  Calender^Monate  vor  dem  letzten  Juli  tn  eifern  Jahre»  oder 
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any  year,  or  in  consequence  of  hte  absence  on'the  Navd  or  WBütuj  Serrfiee 

of  His  Majesty. 


Die  übrigen  $.  33 — 82.  enthalten  nur  ausfuhrliche  Anordnungen 
über  die  Anfertigung  und  Gontrolle  dcnr  Wähleriisten,  sowie  über  das 
bei  den  Wahlen  selbst  zu  beobachtend^  Verfahren,  welche  ich,  da 
sje  fast  nur  locale  Beziehungen  betreffen^  als  nicht  wesentlich  für  den 
Zweck  dieser  Sammlung  gehalten  und  deshalb  nicht  aufgenommen 
habe.  Ich  bemerke  nur  aus  $.  38.,  dass  die  Wählerlisten  in  jeder 
Gemeine  von  den  Armenpflegem  (Overseers  of  every  parish  and 
township]  in '  alphabetischer.  Reihenfolge  angefertigt  und  jahrlich  vor 
dem  letzten  Juli  öffentlich  ausgelegt  werden,  indem  bei  dan  Namen 
und  Vornamen  jedes  Wählers  die  Berechtigung  zu  seinem  Stimm- 
recht aus  dem  detaillirten  Nachweis  seines  Besitzstandes  hinzugelegt 
ist.  Diese  Listen ,  nachdem  sie  durch  die  Ober-Gonstabler  der  Be- 
zirke gesammelt  und  an  den  Schreiber  des  Friedensrichters  zurAut 
bewahrung  in  den  letzten  Tagen  des  Augusts  eingesandt  sind,  werden 
jährlich  im  Septeimber  und  October  von  den  umherreisenden  Ob^ 
richtem  revidirt  (S.  41.)  und  dabei  die  eingelaufenen  Bescbtt^erden 
und  vorgelegten  Einwände  beseitigt.    Die  Wahlbeamten  selbst  haben 


Preamble. 

1.  Whereas  tbc  Laws,  which  regulate  the  Election  of  Möäbers  to  Mm 
in  tbe  Commons  House  of  Parliament  for  Scotland  are  defective,  wherd^y 
great  inconveniences  aud  abuses  have  been  oecasioned;  And  whereas  it  is 
expedient  and  wonld  be  for  Ihe  evident  Utility  of  the  Subjects  withih  Scot- 
land, that  those  defecls  should  be  rcmedied,  and  especially  that  Memben 
sbodid  be  pro\'ided  for  Places  hilhertho  unreprescnled,  and  the  Right  d 
Election  extended  to  Persons  of  property  and  intelligence,  and  that  tbe  Mode 
6f  cönducting Eicctions  should  be  beUer  regulated  and  ordered:  Be  it  there> 
före  Enacted,  by  the  Kihgs  most  Excellent  Majesty,  by  and  with  the  Ad- 
vice and  Consent  of  the  Lords  Spiritual  and  Tempot^I  and  Commöns  in  thb 
present  PaHiament  assembied,  and  by  the  Authority  of  the  saine,  that  from 
and  afler  the  end  of  this' present  Parliament,  and  in  all  futurc  Parliaments  to 
be  assemblöd,  therc  shall  be  Fifty-thrce  Rcprcsentatives  relümed  for$cot- 
\atid  to  the  Commons  House  of  Parliament,  of  whom  Thirty 'shätl  be  for  the 
several  or  conjoined  Shires  or  Stewartries  hereinafter  enumerated,  and  TWenly* 
three  für  the  scveral  Cilies,  Bnrghs  and  Towns,  or  Districts  of  Cities,  Barghs 
and  Towns,  hereinafter  enumerated  or  describcd. 

Burghs  of  Peebles  and  Selkirk  to  be  held  as  parls  of  Coanües  of  Peebles  an<t  Solkirk,  Bm^ 

of  Rolhesay  to  form  part  of  Bute. 

2.  And  be  itEnacted,  that  after  the  end  of  this  present  Parliamebt,  tfao 
Burghs  of  Peebles  and  Selkirk  shall  no  longer  from  parts  of  the  DistridL 
to  which  they  now  belong,  or  be  entitled  to  contribute  with  any  other  Bar^ 
in  the  Election  of  any  Member  of  Parliament,  but  shall,  in  the  matter  of 
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in  Folge  ihrer  Abwesenheit  wegen  des  Marine-  oder  Hilitärdienstes  für  Seine 
anf  solche  Weise  übergangen  sein  sollte. 


weiter  keine  Berechtigung,  die  Richtigkeit  der  Listen  zu  prüfen,  son- 
dern sind  nur  befugt,  sich  von  der  Identität  der  mitstimmenden 
Wähler  mit  den  Namen  in  den  Wahlh'sten  sich  zu  überzeugen,  im 
iweiTelhaflen  Falle  von  dem  Wähler  selbst  einen  Eid  darüber  in  der 
▼orgeschriebenen  Form  (§.  58.)  abzunehmen,  wohl  auch  darüber,  ob 
er  noch  dieselbe  QualiGcation  besitzt,  mit  welcher  er  in  der  Wähler- 
Kate  regjstrirt  ist,  oder  ob  er  schon  einmal  in  derselben  Wahlange- 
legenhdt  seine  Stimme  abgegeben  hat 

Aus  der  Beformbill  für  Schottland,  deren  Datum  oben 
schon  angegeben  ist,  führe  ich  nur  die  vier  ersten  S§  aus  der  Ein- 
leitung an,  da  die  übrigen  politischen  Bedingungen  für  Wähler  und 
W^ahlen  wesentlich  mit  dem  Gesetz  für  England  und  Wales  überein- 
stimmen..   . 


Die  Uebersetzung  der  vier  ersten  SS.  der  Reformbill  für  Schott- 
lind  laatet  folgendermaassen: 

Einleltang. 

1.  Da  die  Gesetze,  welche  die  Wahl  der  Mitglieder  in  dem  Haase  der 
Gemeinen  des  Parlamentes  fQr  Schottland  anordnen,  mangelhaft  sind,  wo- 
dorch  grosse  Uebelstände  und  Missbräuche  veranlasst  sind:  und  da  es  iUr 
geeignet  erscheint  und  von  offenbarem  Vortheil  Air  die Unlerthanen  in  Schott- 
land sein  wird,  dass  diese  Mängel  abgestellt  werden,  und  ganz  besonders  dass 
Ifilglieder  für  .die  bisher  jioch  nicht  vertretenen  Ortschaden  bestimmt  werden, 
and  das  Recht  der  Wahl  auf  Personen  von  eigenlhümlichen  Besitz  und  £in- 
Mfat  ausgedehnt,  und  dass  das  Verfahren  bei  Leitung  der  Wahlen  hesser  ge- 
ngelt und  geordnet  werde:  so  ist  deswegen  festgesetzt  von  des  Königs 
darchlauchtigster  Majestät,  durch  und  mit  Genehmigung  und  Zustimmung  der 
iB  diesem  gegenwärtigen  Parlamente  versammelten  geistlichen  und  weltlichen 
Lords  wie  der  Gemeinen,  und  durch  die  Auctorität  derselben,  dass  von  und 
lach  dem  Schlüsse  dieses  gegenwärtigen  Parlamentes  und  in  allen  kttnflig  zu 
rersaromelnden  Parlamenten,  dorthin  Drei  und  fünfzig  Repräsentanten  für 
SdioUland  in  das  Haus  der  Gemeinen  des  Parlamentes  gesandt  werden  sol- 
kn,  voa  welchen  Dreissig  för  die  einzelnen  oder,  vereinigten  Grafschaften  und 
SUtthalterschi^ften  hier  unten  aufgezählt,  und  drei  und  zwanzig  fUc  die  einzel- 
Ben  Städte,  Flecken  und  Marktfle^en,  oder  Dislricte  von  Städten,  Burgen  und 
Marktflecken  hier  unten  aufgezählt  und  verzeichnet  werden  sollen. 

Die  Flecken  Peeblet  und  Selkirk  sind  fUr  Theile  der  Grafschaften  Peebles  and  Selkirk  in 
hallen,  und  der  Flecken  Rothesay  bildet  einen  Thell  der  Graftchaft  Bote. 

2.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  nach  dem  Schlosse  dieses  gegenwärti- 
gm  Parlamentes,  die  Fleckeq  Peebles  und  Selkirk  nicht  länger  Theile  des- 
^nigen  Districts  sein  sollen,  zu  welchem  sie  jetzt  gehören,  oder  verpflichtet 
idfü  mit  beizutreten  zu  einem  anderen  Flecken  bei  der  Wahl  eines  Parla- 
ments-Mitgliedes; sondern  sie  sollen  fQr  die  Angelegenheit  der  Wahlen  ftkr 
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Eltctionf «  be  heU  to  be  parts  of  tbe  Counües  of  Peebles  asd  of  Sdkiik  n- 
specUvelj:  and  in  Hke  manner  that  the  Bvarf^  of  Rothesay«  in  the  Coinity 
of  Bnte,  shall  no  longer  from  pari  of  the  district,  to  whi<i  it  now  beUng^ 
bat  in  tbe  matter  of  Elections,  to  be  part  of  the  County  of  Bute. 

ftiidBeralioo  of  Counües,  heretfter  to  retoni  Menbert  MfenDy  or  ioMj. 
3.  And  be  it  Enacted,  that  of  the  Thirtj  Membera  hereafter  to  be  i»- 
twned  to  Parliament  by  the  separate  or  combined  Shim  of  Seoll«n4»  Oie 
aball  always  be  retumed  by  each  of  the  separate  Shires,  or  parta  of  Shim 
enomerated  in  the  Schedule  (A.)*)  hereunto  annexed,  and  Two  by  eftcfa  One 
of  the  combined  Shires  or  parts  of  Shires  enumerated  and  described  in  Sehe- 
dnle  (E.)**)  hereunto  annexed:  ProTtded  always.  that  all  properties  lyingW- 
cally  within  the  Hmits  of  any  County  or  Shire,  though  hitherto  eanflilntiiiK 
part  of  some  other  County,  shall,  for  the  porposes  of  thii  Act»  be  held  U  be 
part  of  tbe  Coynty,  within  which  they  are  actually  induded. 

BwMieratira  9t  Inrahs  aad  Tovni  bercafler  to  reliin  Monbo»  io?enly  or  Joietly« 
4  And  be  it  £naeted,  that  of  tbe  Twenty-three  Members  to  be  nUm" 
ned  for  the  sevtral  or  combined  Gties,  Burgbs  andTowns  oCS.cotUad^Twe 
shall  always  be  retumed  by  each  of  the  separate  Cilies,  Barths  and  Towni 
enomerated  and  described  in  Schedule  (C)  hereunto  annexed***)»  One  by  eadi 
of  the  separate  Cities,  Bui^  und  Towns  enumerated  and  described  in  Sche- 
dule (D.)  hereunto  annexed  t).  and  One  by  each  of  the  Districts  or  aets  of 
Cities»  Burgbs  andTowns  enumerated  and  described  inSdiedule(E.).herenBli 
annexedft). 


V  DU  Stheduia  (A,)  enthält  die  C&wnties  to  reiitm  Ont  m^mWßf 
eiuh  fGrafsehaften,  tPeUfhe  Je  ein  Mitglied  eendenj:  es  sind  2T  Aberdten^  ät^ 
gyle,  Ayr,  Banff,  Bute,  Bertnek,  Caithness,  Dunibarton,  DumfHet,  BdMmrf/k, 
FIfe,  Forfar,  Baddingtm,  Invemeu,  Kincardine,  Kirkeudbrighi,  Lmmk 
Linlithgaw,  Orkney  and  ShHland,  Peebles,  Perth  (mit  AusscKtuss  dir  Mifd^ 
spiele  TSUlialan,  Culross,  Miuckhart,  Logie  and  Fossaway,  welche  mu  Eüntm 
und  Claekmannan  in  der  Schedula  B,  gesehlagen  sind),  Renfrew,  IheAwgk 
Selkirk,  Stirling  fmit  AuucMuu  des  Sürehspiels  Alva,  das  xu  MRnr&s$u.s.w. 
htnsugeßgt  ut  in  Schedula  B.J,  Sutherland,  Wigtaum. 

*•)  Die  Schedula  (BJ  giebt  die  „Combined  Counties  each  Tteo  fo  rebsm 
One  M^nber^  (die  Grafschaften,  von  denen  je  zwei  verbunden  sind  und  oitA 
noch  andere  Theile  von  Grafschaften  in  sich  einschliessen,  um  ein  MUtgM 
11»  wäMenJ  Elgin  und  Naime,  Boss  und  Cromarty,  Claekmannan  und  Evs' 
ross,  meammen  mü  demjenigen  T^heile  von  Perthshire,  ioelchen  die  Ekdr 
spiele  7\Ulialan,  Culross  und  Muckhart  büden,  und  die  xu  Perthehire  gehSresr 
den  Antheile  der  Eirchspiele  Logie  und  Fossaway,  und  derjenige  JMt  Mi 
der  Grafschaft  Stirling,  welcher  bildet  das  Kirchspiel  Alva, 

***;  DU  Schedula  (CJ  enihäU  nur  die  beiden  Städte  Edinbwrgf^  «ad 
Glasgow^  von  denen  jede  iwei  Mitglieder  ins.  Parlament  sendet 

iJ  Die  Scheduln  /DJ  nennt  die  ßnf  Stä4te  Abtrdeen,  Paitley.  Dmdse, 
Greenock  und  Perth,  von  denen  jede  ein  Mitglied  fSkr  das  Parlameed  n 
wählen  hat. 

nj  Die  Schedula  (EJ  liefert  die  14  Verbindungen  von  StädUn  tat 
Flecken,  die  gemeinschaflUch  je  ein  Mitglieder  das  Parlatnemt  Mm.wW$tk 
haken: 


«t 


vr  ütdhABSben  Ton  Peebks  ond  Selkirk  gdiaHen  werden;  und  in 

VdM  aoO  der  Flecken  Rothesay  in  der  Graftchaft  Bote  nidit  likn- 

lieil  de$  Dislrictes  verbleiben,  lu  welcbeia  er  jeUt  gehört,  sondern 

der  Angelegenheit  der  Wahlen  ein  Theil  der  Grafschaft  fiute  seia 

4fr  Gnfrciuileii,  die  spIterUa  eliiseln  oder  vtreiiilgt  MÜgUedBr  alMBeadea  haiea. 

Und  es  wird  festgesetzt,  dass  fon  den  dreissig  Mit^Bedeni,  die  spi« 
das  Parlament  von  den  einzelnen  und  vereinigten  Giaftchaften  inon 
nd  gesandt  werden,  je  £ines  immer  von  einer  jeden  der  für  sich 
len  and  in  der  beigefügten  Schedula  (A.)  aufgezihlten  Gra&chaften 
ilen  derselben,  und  Zwei  von  einer  der  vereinigten  GrafiMfaaflen  oder 
lendben  gesandt  werden  sollen,  wdche  in  der  hier  nnten  beigefttg- 
iila(B.)  aufgezählt  und  bezeichnet  werden.  Es  wird  jedodi  bestimmt, 
Grondbesiizungen,  welche  innerhalb  der  Grunzen  einer  Grafschaft 
em  Localverhältnisse  liegen,  wenn  sie  auch  bisher  einen  Ibeil 
eren  Graüichaft  ausgemadit  haben,  für  die  Zwedce  dieser  Acte  für 
ü  derjenigen  Grafschaft  gehalten  werden  »olleni  in  welcher  sie  wirk- 
schlossen  sind. 

Und  es  wird  festgesetzt,  dass  von  den  drei  imd  awaniig  Milgliedenl, 
ie  einzelnen  und  vereinigten  Stidte,  Flecken  und  Marktfledran  von 
nd  in  das  Parlament  zu  senden  sind,  je  Zwei  von  einer  jeden  der 
lestehenden  Städte,  Flecken  und  Bf  arktOedcen,  die  in  der  hieizn:bei* 
Schedula  cC)  aufgezählt  und  verzeichnet  werden»  und  je  £ins  von 
Ich  bestehenden  Städten,  Flecken  und  MarkifledEen»  wddie  in  der 
{gefügten  Schedula  CD.)  aufgezählt  und  verzeichnet  werden,  und  je 
den  Districten  oder  Vereinen  der  Städte,  Fkcken  ond  Ifarktfledien 
rerden  sollen,  wdche  in  da  hienui  beigefügten  Sehedola  (£ )  anfg»- 
verseichnet  werden. 


Toriqbeüo,  MuueWurgh,  Fisherrow    •    .    •    Mutamm§n  1  MUgli§i, 
ToU,  Wich,  Darnach,  DingvoaU,  Tain,  Cnh 


THt  Tnvemsst,  Naime,  Farku 

,  Cu/Ieit.  Banff,  Iwoerary,  KitUare»  Pffsrüfod 
^me,    MofUraie,    Abtrbrathunek ,    Bruhin, 

T 

ir,  St.  Andrew't,  Atutruther  EasUr,  Andnh 
We»Ur,  Crail^  Kilrenny,  Fittenwemn  .... 
i»  Ktrkaldy,  Kinghom,  BurtUisland  .  .  . 
iiUking,  Dur^ermline,  Queituferry,  Culrou, 

^9 

^p  Rüther gUn,   Dumbartan,    Kümamaek, 

Glasgow 

Ington,  Dunbar,  North  Bertoiek,  Länder,  Jed- 

hgaw,  Lanark,  Falkirk,  Airdrie,  Hamilton 
"ie»»  Sanguhar,  Annan,  Loehmaben,  JKtr- 

right 

n,  New  Galloway,  Stranraer,  flliitham  .  . 
Irvine,  Campbetttawn,  Inverary 
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Aus  der  Reformbill  für  Irland,  die  gldcfafidls  sclum  oben 
nachgewiesen  ist,  geben  wir  nur  die  ersten  sechs  SS-&ls  eigendmin- 
lidi  für  die  gegenwärtige  Britische  Verfassung,  Indem  von  den  SS. 
7—68  dieselbe  Bemerkung  wie  bei  England  und  Schottland  zu  wk- 
derholoi  ist,  ausserdem  aber  noch  für  Irland  auf  die  oben  unter 
Nr.  XV.  mitgelheilte  Acte  vom  13.  April  1829  Rücksicht  genomim 
werden  muss. 


Preambla.    Right  of  VoUng  in  Counlles  tt  largc  eztendcd  lo  iMehoUn 

1.  Whereas  it  is  expedient  to  eilend  the  Elective  Franchise  to  iounj 
of  Eis  Migesty's  Subjects  in  Ireland,  wbo  bave  not  beretofore  enjoyedthe 
same,  and  to  increase  the  Number  of  Represenlatives  for  certain  Ciües  and 
Borougbs  in  tbat  part  of  tbe  United  Ringdom,  and  to  diminish  the  fixpeuei 
of  £lections  tberein;  Be  it  therefore  Enacted,  by  the  Kings  most  Eicd- 
lent  Majesty,  by  and  with  the  Advice  and  Consent  of  tbe  Lords  Spiritual  and 
Temporal  and  Commons  in  tbis  present  Parlament  assembled,  and  by  the 
Authority  of  the  same,  tbat  in  addition  to  the  persons  now  by  law  qwÄUM 
to  TOte  at  the  Election  of  Knigfats  of  tbe  Sbire  for  the  several  Gotmties  ii 
Irelandr  erery  Male  person  of  füll  age,  and  not  snbject  to  any  legal  inci- 
pacity,  wbo  sball  be  entiUed,  eitber  as  Lessee  or  Assignee,  to  any  Lands  or 
Tenements»  whether  of  freehold  or  of  any  otbef  tenure  whatever,  ibr  d» 
anexpired  residue,  whatever  it  may  be,  of  any  term  originally  created  fori 
period  of  not  less  than  Sixty  Years,  whether  determinable  on  a  life  or  livdi 
or  not,  of  tbe  clear  yearly  value  to  bim  of  not  less  than  Ten  Poonds  over 
above  all  rent  and  cbarges,  except  only  Public  or  Pariiamentary  Taxes,  ooU' 
ty,  church,  or  parish  cesscs  or  rates,  or  for  tbe  unexpired  residue,  whatefcr 
it  may  be,  of  any  term  originally  created  for  a  period  of  not  less  than  Foo^ 
teen  Years,  whether  determmable  on  a  lue  or  lives,  or  not,  of  the  dcir 
yearly  value  to  bim  of  not  less  than  Twenty  Pounds  over  ahd  above  all  reat 
and  charges»  except  only  Public  or  Pariiamentary  taxes,  cöunty,  diurcfa  or 
parish  cesses  or  rates»  shall  be  entitled  to  vote  in  (he  Election  of  Kni^t  (jr 
Knights  of  the  Shire  lor  the  County,  in  which  such  lands'or  tenenients  sball 
respectively  be  situate:  Provided  always,  tbat  no  person  being  only  a  sab- 
lessce,  or  the  assignee  of  any  underlease,  shall  have  a  right  to  vote  in  respect 
of  any  such  term  of  Sixty  Years  or  Fourteen  Years  as  aforesaid»  ünless  be 
shall  be  in  the  actual  occupation  of  the  premises.  And  provided  also,  thil 
any  renewal  or  new  lease  of  the  same  premises,  for  the  same  rent  and  for  a 
term  not  less  than  such  original  term,  shall  for  the  purpdses  of  tbis  Act  be 
deemed  to  be  a  continuance  of  tbe  same  qualiflcation  as  aforesaid. 


Not  to  affeci  present  Voten  in  CounUes. 

2.  And  be  it  Enacted»  tbat  nothing  in  tbis  Act  contained' shall  take 
away  or  in  any  manner  affect  tbe  Rights  of  Voting  for  Knights  of  the  Shire 
at  present  enjoyed  by»  or  which  may  bereafter  accrue  to  any  person  by  virtiie 
of  any  law  now  in  iorce,  except  so  far  as  berein  specially  provided. 
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Die  Vebersetzung  der  ersten  sechs  SS.  aus  der  Reformbill  für  Ir- 
id  lautot  lolgendermaassen: 

EinldUmg.   Dai  Recht  zu  stimmen  ist  weiter  ausgedehnt  aof  die  Pächter  n.  i.  w. 

1.  Da  es  angemessen  erscheint,   die  Wahlfreiheit  auf  mehrere  Unter- 
anen  Seiner  Majestät  in  Irland  auszudehnen,  welche  sich  bisher  nicht  der- 
Iben  erfreut  haben,  und  die  Anzahl  der  Repräsentanten  fQr  gewisse  Städte 
id  Flecken  in  diesem  Theile  des  yereinigten  Königreichs  zu  vermehren,  und 
e  Ausgaben  bei  den  hier  stattfindenden  Wahlen  zu  vermindern:  so  wird 
swegen  festgesetzt,  durch  des  Königs  durchlauchtigste  Majestät;  durch  und 
it  Gen^migung  und  Zustimmung  der  in  diesem  gegenwärtigen  Pariamente 
rsammelten  gdsüichen  und  weltlichen  Lords,  sowie  der  Gemeinen,  und 
ureh  die  Auctorität  derselben,  dass  in  Hinzufügung  zu  denjenigen  Personen« 
eiche  jetzt  berechtigt  sind  bei  der  Wahl  von  Rittern  der  GrafiKJiaik  für  dit 
meinen  Grafschaften  in  Irland  mitzustimmen,  jede  männliche,  volljährige 
Dd  nicht   einer  gesetzlichen  Unfähigkeit  unterworfene  Person,  welche  be- 
scbtigt  sein  wird,  sei  es  als  Pächter  oder  Mietber  für  einige  Ländereien  oder 
aditungen,  sei  es  als  Freeholder  oder  Inhaber  irgend  eines  anderen  Zins- 
Qtcs«  (Ar  den  noch  nicht  abgelaufenen  Zeitraum  der  Pacht-  oder  Zinsieit, 
it  gross  derselbe  auch  sein  mag,  von  einer  Periode,  die  ursprünglich  minde- 
iens  auf  nicht  weniger  als  60  Jahre  bestimmt  ist,  entweder  abhängig  von  der 
ebensdauer  Emes  oder  Mehrerer,  oder  nidit,  von  dem  reinen,  jährlichen 
fafctmmen  für  sich  von  nicht  weniger  als  10  Pfd.  St  nach  Abnig  aller  Ren* 
ea  und  Lasten,  mit  alleinigem  Ausschluss  der  öffentlichen  oder  vom  Parla- 
KDte  auferlegten  Steuern,  und  der  Gra£schafts-,  Kirchen-  und  Kircbenspielft- 
teuem;  oder  für  den  noch  nicht  abgelaufenen  Zeitraum  der  Pacht-  oder 
Soneit,  wie  gross  derselbe  auch  sein  mag,  von  einer  Periode  die  ursprüng- 
lA  mindestens  auf  nicht  weniger  als  14  Jahre  festgesetzt  ist,   entweder  ab- 
ilopg  von  der  Lebensdauer  Eines  oder  Mehrer,  oder  nidit,  von  dem  reinen 
Ehrlichen  Einkommen  für  sich  von  nicht  weniger  als  20  Pfd.  St  nach  Abzug 
dkr  Renten  und  Lasten  und  mit  alleinigem  Ausschluss  der  öffentlichen  oder 
iVD  Parbmente  auferlegten  Steuern,  und  der  Grafschafls-,  Kirchen-  und  Kir- 
sfaempielssteuem,  berechtigt  sein  soll' mitzustimmen  bei  der  Wahl  der  Ritter 
kr  Grafechafl  für  diejenige  Grafschalt,  in  welcher  solche  Ländercien  oder 
Uitongen  bezüglich  gelegen  sein  werden.  Doch  ist  bestimmt,  dass  Niemand, 
kt  nur  ein  Allerpäcbter  oder  Aflermiether  von  einer  Aflerpachtung  ist,   ein 
lecht  haben  soll  milzustimmen,  mit  Beziehung  auf  einen  solchen  Termin  von 
D  oder  14  Jahren,  wie  vorhergesagt  ist,  wofern   er  nicht  in  dem   wirklichen 
hsitz  der  vorbezeichneten  Verhällnisse  sich  befindet.    Und  eben  so   ist   be- 
timmt,  dass  eine  Erneuerung  oder  neue  Verpachtung  derselben  vorbezeichne- 
a  Verhältnisse,  für  dieselbe  Rente  und  für  einen  nicht  geringeren  Zeitraum, 
ib  der  ursprüngliche  beträgt ,  für  die  Zwecke  dieser  Acte  als  eine  Fortdauer 
lerselben  Qualification  gelten  soll,  wie  vorher  gesagt  ist 

Nicht  ta  beliehen  «af  die  gegenwärtigen  Stimmberechtigten  in  den  Grafschafteii. 

2.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  keine  der  in  dieser  Acte  enthaltenen 
tcstimmtmgen  auf  irgend  eine  Weise  den  Rechten  mitzustimmen  für  die  Rit- 
sr  der  Gratschaft  entgegen  treten  oder  dieselben  beeinträchtigen  soll,  für  die- 
inigen,  welche  sie  jetzt  besitzen,  oder  welche  sie  später  in  Folge  irgend  eines 
M  noch  in  Kraft  stehenden  Gesetzes  erlangen  sollten,  mit  Ausnahme  derje- 
igen  Fälle,  in  welchen  ausdrücklich  dieses  vorher  bestimmt  ist 

16* 
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Ifo  Vo(e  oat  oT  Teoementi  io  Coontj  wliich  gife  «  Bight  lo  Tole  in  a  Oty ,  T«vb  or  IffMgk 

3.  And  be  it  Enacted,  thal  notwithsUnding  any  thing  heran  cmitai- 
ned,  no  person  shall  be  entiüed  to  vole  in  the  Election  of  a  Knight  orKnights 
of  Ibe  Shire  to  serve  in  any  fulure  Parliament»  in  respect  of  bis  eslale  or  io- 
terest  in  any  house,  warebouse,  counting-boase  or  sbop  occupied  by  bimielC 
or  in  any  land  occupied  by  bimself,  togetber  wilb  any  house»  warthooK^ 
counting-bouse  or  sbop,  such  bouse,  warebouse,  counting  -  house  or  shop^ 
being  either  separatcly  or  jointly  with  tbe  land  so  occupied  therewith,  of 
such  value  as  would,  according  to  tbe  Provisions  bereinafter  contained,  coofar 
on  bim  tbe  Rigbt  of  Yoting  for  any  Gty,  Town  or  Borough»  wbetber  be  . 
shall  or  shall  not  bave  actually  acquired  the  Rigbt  to  ?ote  for  sodi  City, 
Town  or  Borougb  in  respect  thereof. 


Biffat  of  VoÜng  in  CoonUei  of  Cities  and  CoanUei  of  Towns  eztended ;  10  Poimdf  VnAtkkn.    \ 

90  Pocmdf  LeaieboMers.   10  Poondi  Hooaeholdan.  z 

4,    And  be  it  Enacted,  tbat  in  every  City  or  Town«  being  a  Gouiity  of  i 
a  City  or  County  of  a  Town  by  itself ,  and  wbich  shall  retum  a  Member  er    i 
Members  to  serve  in  any  future  Parliament,  in  addition  to  the  persons  nov    j 
by  law  qualified  to  vote  at  tbe  Election  of  such  Member  or  Members,  eveiy    ^ 
Male  person  of  füll  age,  and  not  subject  to  any  legal  incapadty,  who  shaDlii  '• 
seised  at  law  or  in  equity  af  any  freehold  estate  in  any  lands  or  tenemcnli 
within  such  City  or  Town,   and  shall  be  in  tbe  actual  occupation  thereof,  of 
tbe  clear  yearly  value  to  bim  of  Ten  Pounds  at  the  least,  above  all  chargel 
payable  out  of  tbe  same,  except  only  Public  or  Parliamentary  Taxes,  coootji 
churcb  and  parish  ccsses  or  rates,  or  who  shall  hold  as  lessee  or  assignee  «y 
lands  or  tcnements  within  such  City  or  Town,  of  tbe  clear  yeariy  value  to 
bim  of  Twenty  Pounds,  for  such  term,   of  such  value,  and  subject  to  sacb 
provisions  as  would,  under  this  Act,   if  such  lands  or  tenements  were  sitmlt 
in  a  County  at  large  without  the  limits  of  such  City  or  Town,  entiüe  such 
person  to  register  bis  Vote  for  such  Guunty,  or  who  shall  hold  and  ooonn 
within  such  City  or  Tuwn,  as  tenant  or.owner,  any  bouse,  warebouse,  cool- 
Ung-house  or  sbop,  wbich  either  separetely  or  jointly  with  any  land,  witln 
such  Gty  or  Town  occupied  therewilh  by   bim  as  tenant  under  the  same 
landlord,  or  occupied  therewith  by  bim  as  owner,  shall  be  bona  fide  sahj/td 
to  the  yearly  rent  of  Ten  Pounds,  payable  half-yearly  or  otherwise,  or  for 
wbich  a  solvent  and  responsible  tenant  could  afford  to  pay  fairly  and  without 
collusion  tbe  clear  yearly  rent  of  Ten  Pounds,  shall,  if  duly  registered  aooor* 
ding  to  tbe  provisions  of  this  Act.   be  entitled  to  vote   in   the  ßectioD  of  8 
Member  or  Members  to  serve  in  any  fulure  Parliament  for  such  Qty  or 
Town:   Provided  al^ays,  tbat  no  such  occupier  as  last  above-mentioned  shall 
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Re^  miliQBtiiiiiiien  von  PachtuDgen  in  einer  Grafiichaft,  welche  ein  Recht  za  stimmen  in 
einer  Stadt,  MarlLlflecken  oder  Wahlflecken  geben. 

3.  Und  es  wird  festgesetzt,   dass  ohne  Widerspruch   von  Seiten    einer 
hierin  enthaltenen  Bestimmungen,  Niemand  berechtigt  sein  soll  mitzostim- 

bei  der  Wahl  eines  Ritters  der  Grafschaft  für  ein  künftiges  Parlament,  in 
ehang  auf  seinen  Besitzstand  oder  Nutzniessung  von  irgend  einem  Hause, 
onenmagazin,  Comptoir  oder  offenen  Laden  (Bude),  die  von  ihm  besessen 
len,  oder  von  einem  Stück  Land,  das  von  ihm  zusammen  mit  einem  Hause, 
irenroagazin,  Comptoir  oder  offenen  Laden  besessen  wird,  weil  ein  solches 
s,  Waarenmagazin,  Comptoir  oder  offener  Laden,  sei  es  für  sich  bestehend 

mit  Land  verbunden,  von  welchem  Werthe  es  auch  sein  sollte,  in  Ueber- 
immang  mit  den  hier  unten  enthaltenen  Bestimmungen,  auf  ihn  das 
imrecht  f&r  eine  Stadt,  Marktflecken  oder  Wahlflecken  überträgt,  wofern 
icht  wirklich  das  Stimmrecht  für  eine  solche  Stadt,  Marktflecken  oder 
tUlecken,in  Rücksicht  auf  seinen  Besitzstand  erworben  haben  sollte. 

Recht  xa  stimmen  in  Grafschaften  von  Städten  ond  Marktflecken  wird  ausgedehnt;  auf 
Freeboiders  von  10  Pfd.  St,  Pächter  von  20  Pfd.  St. ,  flaushaltongen  von  10  Pfd.  SU 

4.  Und  es  wird  festgesetzt,  dass  in  jeder  Stadt  oder  jedem  Marktflecken, 
eine  Grafschad  für  eine  Stadt  oder  eine  Grafschaft  für  einen  Marktflecken 
sich  selbst  allein  bildet,  und  welche  ein  oder  mehrere  Mitglieder  in  ein 
ftiges  Parlament  zu  senden  hat,  in  Hinzufügung  zu  den  Personen,  die  jetzt 
higt  sind  bei  der  Wahl  eines  solchen  Mitgliedes  zu  stimmen,  jede  männ- 
i,  volljährige  und  nicht  einer  gesetzlichen  Unfähigkeit  unterworfene  Person, 
he  gesetzlich  den  Besitzstand  eines  Freeholder's  in  einigen  Ländereien 
'  Zinsgütern  in  solcher  Stadt  oder  solchem  Marktflecken  einnehmen  und 
in  dem  wirklichen  Besitze  derselben  beflnden  wird,  von  einem  reinen 
Beben  Einkommen  für  sich  von  wenigstens  10  Pfd.  St.,  nach  Abzug  aller 
en  die  für  denselben  zu  zahlen  sind,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  öffent- 
m  und  vom  Parlamente  auferlegten  Steuern,  sowie  der  Grafschafts-,  Kir- 
h  and  Rirchspielsabgaben;  und  eben  so  dass  jede  männliche  Person, 
he  in  Pacht  einige  Ländereien  oder  Zinsgüter  in  solcher  Stadt  oder  Markt- 
:en  haben  wird,  von  einem  reinen  jährlichen  Einkommen  für  sich  von 
igstens  20  Pfd.  St.,  f\ir  solchen  Termin  von  solchem  Werthe  und  solchei^ 
immungen  unterworfen,  als  nach  dieser  Acte  erfordert  würden,  wenn 
le  Ländereien  oder  Pachtungen  mindestens  in  einer  Grafschaft  gelegen 
m  ohne  innerhalb  der  Gränzen  einer  solchen  Stadt  oder  Marktfleckens  zu 

berechtigt  sein  soll  ihre  Stimme  für  solche  Grafschaft  registriren  zu  las- 
Eben  so  soll  jeder  Mann,  welcher  in  einer  Stadt  oder  Marktflecken  alt 
her  oder  Eigenthümer,  ein  Haus,  Waarenmagazin,  Comptoir  oder  einen 
en  Laden  (Bude)  besitzt,  welche  für  sich  besonders  oder  verbunden  mit 
D  Stück  Land,  innerhalb  derselben  Stadt  oder  Marktflecken  von  ihm  als 
ter  gleichzeitig  von  demselben  Grundeigenthümer  in  Besitz  genommen, 
von  ihm  besessen  als  Eigenthümer,  bona  flde  einer  jährlichen  Rente  von 
Id.  St.  unterworfen  sein  soll,  halbjährflch  zu  bezahlen  oder  auf  andere» 
e,  oder  für  welches  ein  zahlungsfähiger  und  verantwortlicher  Pächter 
:hem  kann,  vollständig  und  ohne  heimliche  Einverständigung  die  reine 
iche  Rente  von  10  Pfd.  zu  zahlen,  ein  solcher  Mann  soll,  wenn  er  ord- 
smässiger  Weise  nach  den  Bestimmungen  dieser  Acte  regislrirt  ist,  be- 
tg^  sein  mitzustimmen  bei  der  Wahl  eines  oder  mehrer  Mitglieder  für 
Dnftiges  Parlament  für  solche  Stadt  oder  Marktflecken.  Es  ist  jedoch 
omt,  dass  kein  solcher  Besitzer,  wie  zuletzt  oben  erwähnt  ist  zugelassen 
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be  admitled  to  be  registered  uoder  tbls  Act,  uoless  be  sball  bave  oecopied 
such  premises  as  aforesaid  for  Six  caleodar  Montbs  next  previous  to  tbe  thne 
of  bis  registry,  nor  unless  such  occupier  sball  bave  paid  or  disdiarged  aO 
sucb  Grand  Jury  and  Munidpal  Ccsses,  Rates  and  Taxes,  if  any,  A  shall 
bave  become  due  and  payable  by  bim  in  respect  of  such  premisea»  orer  iDd 
above  and  except  One  half  year*s  amount  of  sucb  Gesses,  Rates  and  Tum 
aforesaid. 


No  freehold  of  \eu  than  10  Poimds  jearly  Talae  to  give  a  Tote  in  a  City  or  Towb.     Striof  rf 

registered  40  Sh.  Freeholden  now  enÜUed  to  vote. 

5.  And  be  it  £nacted,  that  from  and  after  tbe  commencement  of  thti 
Act  no  person,  saVe  as  berein  is  provided,  shall  be  registered  or  admitted  to 
▼ote  as  a  Freebolder  at  any  Election  of  any  Member  or  Members  to  seme  in 
any  future  Parliament  for  any  Gounty  of  a  City,  or  County  of  a  Towd  in 
Irel  and,  unless  such  person  sball  bave  an  estate  of  Freebold  in  lands,  teno* 
ments  or  hereditaments  in  sucb  Gounty  of  Gity  or  Gounty  of  a  Town ,  of  Üie 
clear  yearly  value  of  Ten  Pounds  at  tbe  least  aboTe  all  charges,  except  onlj 
Public  or  Parliamentary  Tax^s,  Gounty,  Gburch  or  Parish  cesses  or  ratei»  vi 
cesses  on  any  toiKuland  or  division  of  any  Parish  or  ßarony,  any  law  or  Sta- 
tute to  tbe  contrary  notwitbstanding;  Provided  always,  that  nothing  in  tbe 
Act  contained  sball  prevent  any  person  now  being  a  Forty-sbilling  Freeholder, 
entitled  to  rcgister  as  such,  from  retaining  (so  long  as  he  shall  continue  tobe 
seised  of  tbe  same  lands  or  tenements)  tbe  Right  of  Voting  in  such  EleGtisB 
in  respect  thereof,  if  duly  registered,  according  to  the  provisions  of  this  AcL 


Rigbt  of  Voting  in  Borooghs  to  be  ei^oyed  by  Occnpfers  of  Bonses  etc.,  of  tho  äumä  nftM 

of  10  Poondf. 


6.    And  be  it  Enactcd,   that  at  all  Elections  of  a  Member  or  Membcn 
to  serve  in  any  future  Parliament  for  any  Gity,  Town  or  Borougb  in  Irelani 
not  being  a  Gounty  in  itself,  every  Male  person  of  füll  age»  and   not  subjid 
to  any  legal  incapacity,  and  duly  registered  according  to  the  provisions  of  th* 
Act,  wbo  sball  hold  and  occupy  wilhin  such  Oty,  Town  or  Rorough,  as  toini 
or  owncr,  any  house,  warehouse,  counting-bouse  or  shop,  which  either  scpa* 
rately  or  jointly  witb  any  land  wilhin  such  Gity,  Town  or  Roroughi  occufM 
therewith  by  bim  as  tenant  under  tbe  same  landlord,  or  occupicd  therevüli 
by  bim  as  owner,  sball  be  bona  fidc  subject  to  the  yeariy  rent  of  Ten  Paandii 
payable  half-ycarly  or  olberwise,   or  for  which  a  solvent  and  responsible  te- 
nant could  afford  to  pay  fairly  and  wilhout  collusion  the  clear  yeariy  rent  of 
Ten  Pounds,  sball  be  entitled  to  vote  in  the  choice  of  a  Member  or  Menben 
to  serve  in  any  future  ParMnnent  for  such  Gity,  Town  or  Boroo^:  Provided 
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"dea  soll»  nach  dieser  Acte  registrirt  zu  werden»  wofern  er  nicht  die  vor- 
genannten BedtzTerhällnisse,  wie  vorhergesagt  ist»  in  den  sechs  zunichst 
hergegangenen  Monaten  vor  der  Zeit  seiner  Registrirung  inne  gehabt  haben 
te^  oder  wofern  nicht  ein  solcher  Besitzer  alle  Gross-Jury-  und  Municipal- 
Saben,  Steuern  und  Taxen  gezahlt  haben  sollte,  wenn  aber  einige  Abgaben 
i  ihm  in  Bezug  auf  diese  Besitzverhältnisse  noch  zu  zahlen  sein  wQrden,  er 
selben  mindestens  so  weit  befriedigt  hätte,  dass  nur  ein  halbjähriger  Betrag 
ser  vorgenannten  Steuern  und  Abgaben  rückständig  wäre. 

I  Freeholder  tob  weniger  als  10  Pfd.  jlbrüchen  SiiikoBmeiis  darf  Mine  StimoM  fllr  eine 
l«mentswahl  in  einer  Stadt  oder  Marktflecken  abgeben,  mit  Ansnabme  der  Jetxt  bereits  aof 
40  Shillg.  regisirirten  nnd  stiounbereebtlgten  Freeholders. 

5.  Und  es  ^ird  festgesetzt,  dass  von  und  nach  dem  Anfange  dieaer 
te  Niemand,  mit  Ausnahme  deijenigen,  für  welche  es  hier  anders  bestinmit 
registrirt  oder  zugelassen  werden  soll  mitzustimmen  als  ein  Freeholder  bei 
ler  Wahl  eines  oder  mehrer  Mitglieder  zu  einem  künftigen  Parlamente  für 
le  Grafschaft  aus  einer  Stadt  oder  für  eine  Grafschaft  aus  einem  Marktflek- 
D  bestehend  in  Irland,  wenn  nicht  eine  solche  Person  einen  Besitzstand 
Freeholder  in  Ländereien,  Zinsgütern  oder  Brbschaflsstücken  in  solcher 
afechaft  aus  einer  Stadt  oder  in  solcher  Grafschaft  aus  einem  Marktflecken 
stehend,  von  einem  reinen  jährlichen  Einkommen  mindestens  von  10  Pfd. 
nach  Abzug  aller  Lasten,  mit  alleiniger  Ausnahme  aller  öffentlichen  und 
n  Parlamente  auferlegten  Steuern,  Grafschafts-,  Kirchen-  und  Kirchspiels- 
igaben  oder  Steuern  und  Zehnten  von  einer  Stadtländerei  oder  Antheil 
les  Kirchspieb  oder  Baronie,  ohne  dass  irgend  ein  Gesetz  oder  Statut  dem- 
ben  widersprechen  soll.  Jedoch  ist  bestimmt,  dass  keine  der  in  dieser  Acte 
lialtenen  Bestimmungen  Jemanden  beeinträchtigen  soll,  welcher  gegenwärtig 
I  aof  40  Shillg.  registrirter  Freeholder  ist  und  berechtigt  ist  als  solcher  in 
'  Stimmregister  eingetragen  zu  werden,  in  der  Behauptung  seines  Stimm- 
lits  (so  lange  als  er  in  dem  Besitze  derselben  Ländereien  und  Zinsgüter 
tdauemd  verbleiben  wird)  bei  einer  solchen  Wahl  in  Rüdcsicbt  auf  diese 
Sitzungen,  wenn  er  ordnungsmässig  nach  den  Bestimmungen  dieser  Acte 
jsüirt  ist 

imreebt  bei  den  Parlamentiwablen  in  den  Wabiflecken  wird  ansgeObt  tob  im  Beflixeni 

der  Häuser  a.  s.  w.  von  einem  jAbrlicben  Einkommen  von  10  PM.  SU 

G.    Und  es  wird  festgesetzt,  dass  bei  allen  Wahlen  eines  oder  mehrerer 

tglieder  für  ein  künftiges  Parlament  von  Seiten  einer  Stadt,  Marktflecken 

iT  WahlOecken  in  Irland,  die  nicht  eine  Grafsdiaft  für  sich  selbst  bilden, 

e  männliche,  volljälirigc  und  keiner  gesetzlichen  Unfähigkeit  unterworfene 

"son,  welche  ordnungsmässig  nach  den  Bestimmimgen  dieser  Ade  registrirt 

und  welche  in  solcher  Stadt,  Marktflecken  oder  Wabiflecken  ab  Miether 

IT  EigenlhiUner  ein  Haus,   Waarenmagazin,  Gomptoir  oder  offenen  Laden 

ide)  besitzen  wird,   entweder  für  sich  abgesondert  oder  verbunden  mit 

cm  Stück  Land  in  solcher  Stadt,  Marktflecken  oder  Wahlfleckcn,  von  ihm 

chzeitig  als  Pächter  von  demselben  Grundherrn  mit  in  Besitz  genommen, 

r  von  ihm  gleichzeitig  als  Eigenthümer  besessen,  und  welcher  Gesammtbe- 

bona  fide  einer  jährlichen  Rente  von  10  Pfd.  St   unterworfen  sein  soll, 

»jährlich  zu  bezahlen  oder  in  anderer  Weise,  oder   für   welchen  ein  zah- 

pfähiger  und  verantwortlicher  Pächter  versichern  kann,  vollständig  und 

e  heimliche  Einverständigung  die  reine  jährliche  Rente  von  10  Pfd.  St  zu 

en,  dass  eine  solche  Person  berechtigt  sein  soll  mitzustinunen  bei  der  Wahl 

s  oder  mehrer  Mitglieder  zu  einem  zukünftigen  Parlament  für  eine  solche 


254 


M 


always^  that  no  such  occupier  as  last  aforesaid  shall  be  admhted  to  be  Kgis- 
tered  under  this  Act,  unless  he  shall  bave  occupied  such  premises  as  afoRSaid  • 
for  Sil  calendar  Months  next  previous  to  the  time  of  Registry,  nor  unless  sad 
occupier  shall  have  paid  or  dischargcd  all  such  Grand  Jury  and  munidpil 
cesses,  rates  and  taxes,  if  any,  as  shall  have  become  due  and  payable  by  hbii 
in  respcct  of  such  premises,  over  and  above  and  except  One  half  year's  amoont 
of  sudi  cesses,  rates  and  taxes  aforesaid. 

Zur  leichteren  Uebersicht  der  Veränderungen  für  die  Paria- 
mentswahlen,  welche  durch  diese  drei  Beformbills  herbeigef&hrt  sind, 
gebe  ich  eine  Tabelle  über  die  Zusammensetzung  des  Unterhauses 
vor  der  Reform  (A.)  und  nach  der  Reform  (B.)*) 

CA.) 

Die  Gesammtzahl  der  Mitglieder  des  Unterhauses  beträgt  65(1 

woraus  aus: 

L  England  und  zwar 489 

1.  Von  40  Shires  je  2  Knights  of  the  Shire     ...      80 

2.  Von  25Cities  (alte  grössere  Städte  od.  m.  bischöfl.  Sitze) 

je  2  Citizens 50 

3.  Von  167  Boroughs  (WahlQecken  od.  Städte)  je  2 
Burgesses 334 

4.  Von  5  kleinen  Boroughs  je  1  Burgess      ....       5 
!i.  Von  den  Ginque  Ports  und  den  3  Nebenhäfen  **) ,  je 

2  Burg 16 

6.  Von  den  beiden  alten  Englischen  Universitäten  (Oxford 

und  Cambridge)  je  2  Abgeordnete        ....    . 4 

459 

II.  Dem  Fürstenthume  Wales M 

1.  Aus  den  12  Shires  je  1  Knight  of  the  Shire    .    .      12 

2.  Aus  12  Boroughs  je  1  Burgess _^ 12 

24 

III.  Scho;ttland 45 

1.  A.  d.  30  Shires  od.  Stewartries  je  1  Knight  of  t  Sh.      30 

2.  Aus  den   65  Cities  u.  Boroughs  zusammen   in    15 
Wahldistricten _-      15 

45 

IV.  Irland •    •    •. ** 

1.  Aus  den  32  Counties  je  2  Knights  of  the  Sh.  .    .      64 

2.  Aus  17  Boroughs  je  2  Burgesses 34 

3.  Von  d.  Universität  Dublin _;        2 

reo 

V  Vergl  mein  Handbuch  der  Staatskunde,  Bd.  IL  5.  566—72. 
*V  Tgl.  oben  S.  35  u.  5.  100  die  Anmerkungen  über  die  5  Häfen. 
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Ml;  Hafttflecken  oder  Wahlflecken.  Es  ist  jedoch  bestimmt,  dass  ein'sol- 
der  fiesitier,.  wie  er  zuletzt  bezeichnet  bt,  nicht  zugelassen  werden  soll  regi- 
itrirt  za  werden  nach  dieser  Acte,  wofern  er  nicht  solche  yorhergenannte 
Bcsitaverhältnisse  in  dea  sechs  zunächst  vorhergehenden  Calender^Monaten'vor 
ier  Zeit  des  Registrirens  bereits  für  sich  erlangt  hat,  oder  wofern  er  nicht 
iDe  solche  Grosse-,  Jury-  und  Munidpal-Abgaben  und  Stenem  bezahlt  hat, 
md  wenn  einige,  welche  von  ihm  in  Bezug  auf  diese  Besibivertiältnisse  zu 
tiiden  waren,  rückständig  geblieben,  diese  doch  nur  höchstens  einen  hblbjähr- 
Bdien  Betrag  dieser  vorgenannten  Steuern  und  Abgaben  betragen. 


CB.) 

Die  Gesammtzahl  der  Mitglieder  des  Unterhauses  bleibt  dieselbe, 
4»  658,  von  denen  aus  England  471,  aus  Wales  29,  aus  Schottland 
53  und  aus  Irland  105  gesandt  werden.  Nach  den  Ländern  hat  mit- 
hin England  allein  Stimmen  im  Unterhause  eingebüsst,  nämlich  18, 
Too  denen  je  5  auf  Irland  und  Wales  und  8  auf  Schottland  gekom- 
nen  sind.  Aber  die  Yertheilung  der  Stimmen  nach  der  Repräsenta- 
tion der  Grafschaften,  Städte  und  Wahiflecken  ist  namentlich  für 
England  durch  die  Reform  wesentlich  anders  gestaltet,  wie  sich  dies 
im  nachstehendem  Tableau  crgiebt,  welchem  ich  ein  zweites  nach- 
folgen lasse  mit  den  Verhältnissangaben  für  die. Bevölkerung  der  ein- 
idnen  Grafschaften  nach  der  letzten  Zählung  im  J.  1841  und  fiirdie 
derselben  zustehende  Repräsentation. 

l  England  . 471 

1.  Aus  den  40  Shires  je  2,  3,  4  u.  6  Knights  of  the 
Shire*),  zusammen 143 

2.  Aus  London  (4)  mit  der  dazu  gehörenden  City  West- 
minster,  und  den  Boroughs  Finsbury,  Marylebone 
und  Tower  Hamlets  (je  2)        12 

3.  Aus  den  12  Cities  und  Boroughs,  und  zwar  von  129         ^ 
je  2  und  von  54  je  1  Burgtess**)       312  ^ 

4.  Von  den  beiden  Universitäten  Oxford  und  Cambridge 

je  2 4 

V  Yorkihire  allein  sendet  6  Kn.  of  the  Sh.;  Chethire,  Comwaü,  Cmn- 
Mud,  Derbysh.,  Devonth.,  Durham,  Eteex,  Gloucetlereh.,  Hampshit^  Keni, 
Uneashire,  Leieeeterehire»  Lincolnsh.,  Norfolk,  Northamptonsh,,  Norikhum-' 
Mand,  NoUinghamsh.,  Shroptfiire,  Sommereeteh.,  Staffordsh.,  Su/folk,  Surrey, 
kuex,  Warwik,  Wiltshire  und  Worceetershire  senden  je  A  Kn,  of  th,  Sh.; 
hrksh.,  Buekinghamsh.,  Camhridgesh.,  Donetsh.,  Hertfordsh.,  Herefwdth,  und 
hfordsh  je^Kn^ofthe  Sh. ;  Bedfordsh.,  Huntingdond^.,Middlettex,]Uonmouthth„ 
bUlandshire  und  Westmoreland  haben  nur  ihre  früheren  2  Kn,  ofth.  Sh.  behal" 
m.  Die  Insel  Wight,  die  für  die  Parlamentswahl  eine  Grafschaß  für  sich 
9detp  hat  das  Becht  1  zu  senden,  und  ausserdem  ihr  Borough  Newport  2. 

^J  üeber  die  verloren  gegangenen  und  neu  übertragenen  Stimmen  der 
Wnmghs  vergl.  oben  5.  228  «.  ßg,  die  wü^eren  Angaben  in  der  BeformkiU. 
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IL  Wales ".......       29  ^ 

1.  Aus  den  12Sbires  jc$  IKn.  of  lb.Sh^  mit  Ausnahme 
von  Gannarthensb.,  Denbighsh.  u.  Glamorgansh^  die 

2  senden;  zusammen 15 

2.  Aus  den    zu  Wablbezirken  zusammengelegten   90 
Borougbs 14 

IIL  Schottland 53 

1.  Aus  den  30  Shires  je  1  Kn.  of  tbe  Sh.     ....  30 

2.  Aus  Edinburgh  und  Glasgow  je  2  Gtizens     ...  4 

3.  Aus  den  tbeils  für  sich  bestehenden,  theils  zu.  Wahl- 
bezirken zusammengelegten  Borougbs     ....  19 

IV.  Irland W 

1.  Aus  den  32  Gounties  je  2  Kn.  of  tbe  Sh.  .    •    .    .    64 

2.  Von  der  Universität  Dublin 2 

3.  Von  den  5  Gities  Dublin,  Gork^  Lnnerik,  Galway  u. 
Waterford  je  2  Gtizens       10 

4.  Aus  den  übrigen  Borougbs  je  1  Burgess   ....    29 

zusammen  .  .  65? 
Nachdem  die  Beformbills  eine  siebenjährige  Periode  ihre  WM- 

samkeit  geäussert  hatten,  zählte  man  in  den  Jahren  1830 — 40:  m 

Wähler.  Wähler.        Wähkr. 

England  f.  d.  Grafschaften  452,081  f.  d.  QUes  u.  Borougbs  319,180;  zus.  mjS» 

Wales          -          -  38,833,  -               -  10,930;  -      MkTA 

Schottland   -          -  47,002,  -               -  35,697;  -      8^600 

Irland          -          -  122,537,             32,150;  -     154,681 

zusammen  .  .    661,653,  -               -  397.975;'  -  1,0MMNN) 

Versuchen  wir  diese  numerischen  Verhältnisse  für  die  Britischen 
Wähler  mit  der  letzten  Volkszählung  dieses  Reichs  aus  dem  J.  184  i  zusam- 
men zu  stellen,  so  erbalten  wir  bei  der  Gesammtvolkszahl  von  27,019,558 
K^  dass  etwa  auf  26  Bewohner  fiir  das  Durcbscbnittsverbältniss  in  diesem 
Reiche  1  Wähler  kommt.  Aber  in  £ngland  kommt  bei  13,993,138 
IL  Bevölkerung  bereits  1  Wähler  auf  19  Bewohner,  in  Wales  bd 
einer  Bevölkerung  von  911,603  ist  das  Verhältniss  noch  etwas  günsti- 
ger, 1  Wähler  auf  18  Bewohner:  dagegen  finden  wir  in  Schottland 
bei  der  Bevölkerung  von  2,620,184  S.  1  Wähler  erst  auf  32  Bewoh- 
ner und  in  Irland  bei  der  Bevölkerung  von  8,175,124  K.  1  Wähler 
erst  auf  53  Bewohner.  , 

Stellen  wir  aber  die  Repräsentanten  im  Unterhause  selbst  lO ; 
der  Bevölkerung  der  Länder  ins  Verhältniss  (nach  der  Zählung  im  1 
1841),  ftir  welche  und  durch  welche  sie  ins  Parlament  gesandt  we^ 
den,  so  erhalten  wir  das  Ergebniss,  dass  in  England  ein  Reprasei^; 
tant  für  das  Unterhaus  auf  31,837  Bewohner,  in  Wales  auf  3l,4Sf 
Bewohner,  aber  in  Schottland  erst  auf  49,438  Bew.  und  in  Irlani 
selbst  erst  auf  77,859  Bew.  kömmt    Also  auch  nach  dieser  Refom 


■> 
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hat  frtand  in  Bezog  auf  die  Kopfkahl  dne  tun  IM  Proc  geriogere 

I 

Beprisentation  als  England. 

Die  Verschiedenheit  der  Repräsentation  fiir  die  einzelnen  Graf- 
ichaflen  und  Wahlflecken  in  ihrem  Verhältnisse  tu  den  bereditigten 
Wählern  erscheint  aber  noch  viel  auflallender,  wenn  man  dies  Ver- 
haltniss  Yor  und  nach  der  Reformbill  genauer  für  England  insbe- 
sondere prüft»  während  Virales,  Schottland  und  Irland  hiefür  weniger 
bemerkenswerthe  Verschiedenheiten  darbieten.  Wir  nehmen  die  Eng« 
lisdien  Grafschaften  nach  der  alphabetischen  Reihenfolge,  und  haben 
das  Verhältniss  der  gesammten  Deputirten,  die  aus  einer  Grafschaft 
in  das  Parlament  kommen,  zur  Vergleichung  mit  der  Bevölkerung*)  im 
J.  1841  zu  Grunde  gelegt,  und  mit  Absicht  diese  Volkszahl  auch  für 
die  Berechnung  des  Verhältnisses  vor  der  Reform  beibehalten,  um 
daraus  zu  entnehmen,  in  welchem  Zustande  sich  gegenwärtig  die 
Volksvertretung  befinden  würde,  wenn  die  Reform  nicht  durchgeführt 
^äre.  Man  bemerke  nur  die  weit  grösseren  Schwankungen  gegen 
das  Durchschnittsverhältniss  in  der  ersten  Rubrik,  die  von  7609  Be- 
i^ohner  bis  auf  107,079  Bewohner  auf  1  gewijiltes  Mitglied  variirt, 
Vi^ahrend  in  der  zweiten  Rubrik  für  die  meisten  Gratschaften  das 
Dorchschm'ttsverhältniss  dem  für  ganz  England  sich  annähert,  nämlich 
lie  meisten  zwischen  16,000  bis  33,000Bew.auf  1  gew.  UitgL  bleiben 
l>ei  dem  allgemeinen  Durchnittsverhältnisse  von  1  auf  31,837  Bew. 


•;  BUkImi  mt  dm  offUietten  TabUt  of  0$  Btteime,  PopMtoHtm,  Cmnurc*  He,  kl.  FM. 
Imim  1843; t^  verdm  wutammtn  getUlU  aus  dm  itmgegomgmmUümwid  fOr  dmG^krauch 
kr  Mdm  Hikutr  du  ParUmmki  obg^dnukL  V$rgU  omc*  !*•  Cmptmim  to  tk$*^äkmm§9 
^  tm,  pg.  SB.  und  ßg. 
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8  ch  a  bc  r  t ,  VerCusangs-Urkimdeii. 
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{Joter  der  gegenwärtigea  Regierung  dn-  Königin  Victor 
(seit  den  SO.  Jon.  1837)  haben  wir  nur  der  Parlamentsacte  vom  S 
Jul.  1838  zu  gedeokäi,  welche  feststellt,  daas  jedes  PaHamentsin 
glied  im  üotertiause,  wenn  es  für  die  Grafscbsflen  gesandt  od 
Knight  of  the  Sbire  ist,  600  Pfd.  St,  wenn  a  fiir  Städte  od 
WahlOecken  Repräsentant  ist  (Citizen  ur  Burgess)  300  Pfd.  St  rc 
Der  jährlicher  Einnahme  aus  Grundbesitzungen  oder  ando« 
Vermögen  bezieben  müsse.  —  Die  Wah)  des  Beron  L.  v.  Rothschi 
zum  Parlamentsmitgfiede  Tür  l^ndun  bei  der  letzten  allgemdii 
pArlaments\vahl  im  Sommer  desj.  1847,  brachte  die  NichlberecfatigD 


Büneitar 

SevSlkerang 
im  J.  1841 

1  WlgULd. 

1  Mitgid.  d. 

BUMii  Ar 

FUioheii-lDlialt 

Unterh.  vor 

Unterh.  nadi 

eiiiiige 

(Bcwofancr. 

in  Aeres*) 

d.  Reform  auf 

d.  Reform  auf 

^^ 

^W  V»    ""    ^^MBM^VB   • 

?  Bewohner. 

?  Bewohner. 

» 

107,930 

297,632 

26JM4 

20.964 

— 

16M47 

47a920 

17.905 

17,903 

•** 

185.083 

463,880 

11.141 

14,180 

A 

164,459 

536313 

27,610 

23,403 

4 

395^660 

649,050 

98.915 

39.566 

— 

341.279 

854.770 

8,125 

24,377 

i 

178.038 

960,490 

29,673 

19.782 

— 

272.217 

663,180 

68,056 

45^369 

t 

53^460 

1.636,450 

20^^18 

24,948 

1 

17Sij048 
324J84 

627,220 
679,530 

8,752 
81.071 

^ 

— 

344.^9 

979,000 

4ai22 

34,498 

3 

431,383 

79a470 

53,923 

33,183 

— 

355.004 

1.018,550 

13,654 

18,684 

— 

113.878 

543.800 

14.235 

16.268 

— 

157.207 

40a350 

26,201 

22.458 

— 

58,549 

242.250 

14,637 

14.637 

9 

548,337 

972.240 

30,463 

aa403 

13 

1,667.054 

1.117,260 

119,075 

04,118 

— 

215,867 

511,340 

53,967 

35,978 

— 

362,002 

1,663.850 

^3a217 

27,892 

6 

1^76.636 

179.590 

197,079 

112,617 

— 

134.355 

324,310 

44,785 

44,785 

-« 

412.664 

1.292,300 

34,380 

•  94,389 

— 

199,228 

646,810 

22,136       j 

24.903 

1 

250578 

1.165.43U 

31,284 

25.028 

— 

240.910 

525.800 

31,239 

24,991 

— 

161,643 

467,230 

17,819 

17,849 

— 

21,302 

97,500 

10,651 

10.651 

— . 

230,048 

864.360 

19,171 

19,171 

1 

435,982 

1.028,090 

25,332 

29,065 

5 

510,504 

736.290 

"51,050 

30.029 

• 

315,073 

918,760 

19.692 

28.643 

"i 

5^678 

474,480 

41,619 

52.971 

s 

299.753 

907,920 

10,705 

16,098 

s 

401,715 

567,930 

66^952 

40^171 

1 

56,454 

485.990 

14.113 

18,818 

_ . 

258.733 

868,060 

7,609 

1*22! 

2 

233,336 

4591710 

25,926 

19,435 

11 

1.591,480 

3.669,510 

49.734 

4a013 

im.  63         I     14,995,138      |    31,770,615      |  30,665      |  31,837 

Juden  zum  Eintritt  in  das  Unterhaus  bei  den  bestehenden  Vor- 
iften  zur  Sprache.  Die  im  Decbr.  1847  zur  Beseitigung  dieser 
ttande  durdi  Lord  John  Russell  ins  Parlament  eingebrachte  Bill 
bei  der  ersten  Lesung  im  (Jnterbause  eine  entschiedene  Majorität 
och  erlangt  und  gewährt  wohl  die  festbegründete  Aussidit»  mit  eben 
elben  bei  der  dritten  Lesung  durchzukommen :  worauf  denn  auch 
Entscheidung  im  Oberhause  wohl  kaum  zweifelhaft  sein  dürfte. 
Hei  der  Thronbesteigung  der  Königin  Victoria  wurde  die  Zahl 


•;  IhrAens  43.560  Q,  Fm«  Mk  s=  83,3tt  (?,  FiusJ^rmtSt, ;  mUhii^  Und  IQAcrt  «w 
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der  im  Oberhause  sitzenden  Peers  auf  304  angegeben,   wovon 
erst  seit  dem  Regierungsantritte  des  Königs  Georgs  IIL  1760  zo 
ser  erblichen  Wurde  erhoben  waren.    Ifach  dem  neuesten  Y&rt 
nisse  derselben  für  die  gegenwärtige  Parlamaitssession*),  die  mit 
Nov.  1847  ihren  Anfang  genommen,  beträgt  die  Zahl  der  Peers 
wovon  14  minderjährig  sind  und  430  an  den  Sitzui^en  Theil  ndi 
können.    Unter  den  letzteren  sind  3  Prinzen  vom  königlichen 
blute,  26  Herzöge,  33  Marquesses,  168  Grafen,  32  Yiscounts  und 
Barone,  3  Erzbischöfe  und  27  Bischöfe  der  Englischen  Kirche 
England  und  Irland).  —  Die    16  Schottischen  und  28  Irländis 
Repräsentations-Peers  der  Schottischen  und  Irländischen  Nobility 
schon  unter  den  oben  angerührten  Marquesses,  Grafen  und  Yisco 
begriffen,  denn  von  jenen  sind  1  Marq^  7  Grafen,  1  Yiscount  ui 
Barone,  von  diesen  sind  1  Marq.,  14  Grafen,  5  Yiscounts  und  8 
rone.  —  Nach  der  politischen  Färbung  werden  mit  Aussrliluss 
Prinzen  von  Geblüt  262  Gonservative  und    174  Whigs   unter 
Peers  gezählt. 

Standing-orders  (Geschäftsordnungen)  giebt  es  sowohl 
das  Oberhaus,  wie  für  das  Unterhaus;  sie  sind  aber  theilweise 
altet,  und  theilweise  gilt  nur  ein  allmählich  eingeführtes  Herkommen,  s 
Die  Session  des  Oberhauses  gilt  für  vollzählig,  wenn  3  weltliche 
1  geistlicher  Lord  anwesend  sinfl.  Die  jährlichen  Sitzungen  des 
Inments  dauern  6  bis  8  Monate;  ihr  Anfang  ist  verschieden,  gew 
lieh  im  Novbr.,  Decbr.  oder  Januar;  der  Schluss  erfolgt  in  derl 
im  Juni  oder  Juli.  Eine  der  längsten  Parlamentssessionen  war 
erste  unter  der  Regierung  der  Königin  Yictoria,  sie  dauerte 
Novbr.  1837  bis  zum  16.  August  1838,  in  welcher  das  VtAei 
173  Sitzungen,  zusammen  von  1134  Stunden  Dauer  gehalten  bat 
Das  vollständigste  Werk  über  die  jetzt  vorkommenden  Gebrauche 
bestehenden  Privilegien  des  Parlaments  ist  das  nachfolgende:  Tho 
Erskine  (Barrister  at  Law  and  Assistant  librarian  of  the  Houi 
Commons)  a  Treatise  upon  the  Law,  Privileges,  Proceedings 
Usage  of  Parliament,  London  1844,  gr.  8vo.  496  pg.  Das  erste  I 
behandelt  in  6  Capiteln  die  Yerfassung,  die  Gewalt  und  die  Privih 
des  Parlaments,  das  zweite  Buch  erläutert  in  17  Capiteln  das 
fahren  und  die  Praxis  im  Parlament  bei  den  Petitionen  und  den 
blic  Bills,  das  letzte  Buch  handelt  in  sechs  Capiteln  von  demVei 
ren  bei  Privat-Bills. 

V  Olivier'i  Parliamentary  and  Polüieal  JHret^ar,  f»r  ike  S9i 
1848;  New  PßrlamerU  eorreeted  to  September  1847,  London  8^. 


Die  vereinigten  Staaten 

von 

ÜVord-Amerlka. 


9v^ll«ii«  HazardthistoricalGollectionoftheStatePapenandpablieDo- 
oflhe  DüitedSUtes,  Philadelphia  1702,  2vol. 4to.:  Diese Sammlang  enthili 
iBe  Uri^onden  über  die  wichtigen  inneren  und  aoswärtigen  Angelegenheitea 
ler  vereinigten  Staaten  bis  cur  Errichtung  der  Präsidenten- Würde  für  George 
Washington  im  J.  1780.  An  diese  Sammlung  schliesst  «ich  als  ofUcielle  Fort- 
Mnag  in  einem  nodi  Tollständigeren  Umfange  an:  State  Papers  and  pu- 
lic  Docoments  of  the  united  States,  from  the  accession  of  George  Wa- 
liiglon  lothepresidency,  exhibiting  a  complete  view  of  our  Foreign  re- 
doos  since  that  time.  Pnblished  under  the  Patronage  of  Congress.  Indoding 
nAdential  Documents,  now  first  publisbed.  Boston.  Second  edition  X.  T<d. 
f%»  1817.  Diese  sehr  wichtige  Sammlung  reicht  bis  lum  J.  1816  und  ist  als 
■•  volbtändige  Quellensammlung  für  das  allgemeine  spedelle  Staatsrecht  und 
^errecht  der  vereinigten  Staaten  anzusehen.  —  John  fiiören,  Duane 
äiladelphia  and  R.  C  Wightmann,  Laws  of  the  united  States  of  Ame- 
ca  from  the  4th  of  March  1789  to  the  4lh  of  March  1815,  induding  the  con- 
itntion  of  the  united  States,  the  old  act  of  Gonfederation,  treaties  and  many 
berviliiableordinances.  Publisbed  under  the  authority  of  an  act  of  congress, 
'jMbiDgtondvoL8vo.l81&  DieseSammlungist  gleichfalls  durch  eine Congressacte 
iLcben  geführt,  und  als  ofndelle  Handsammlung  der  wichtigsten  Congressacten 
id  Staatsvertrage  seit  der  Präsidentschaft  Washington's  zu  beachten.  Als  Fortp 
liODg  dieser  Sammlung  ist  der  6.  Band  zu  Washington  1822  in  8vo.  erschio- 
D  und  reicht  bis  zum  4  März  1821.  Die  ganze  Sammlung  enthielt  mit 
■schluss  dieser  Fortsetzung  2337  Congressacten  und  143  politische  Verträge 
KAlTsMiittcl»  Josph.  Story  commentaries  on  the  Constitution  of 
e  united  states  with  a  preliminary  review  of  the  constitutional  history  of 
le  colonies  and  states  before  the  adoption  of  the  Constitution.  Boston  1833. 
w  Dieses  recht  brauchbare  Werk,  sowohl  über  die  frühere  Verfassung  der 
imdnen  Colonien,  als  über  den  Bundesstaat  seit  1776,  ist  in  einer  deut- 
den  Uebersetzung  zu  Leipzig  bei  Hinrichs  1838.  8vo.  erschienen:  zu  vergld- 
benist  dafür  Hittermaier  kritische  Zeitschrift  der  Rechtswissenschaft  des 
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Auslandes  Bd.  VIII.  1—34.  q.  Bd.  IX.  1—39*).  —  Die  Verfassangen  der 
vereinigten  Staaten  Nord-Amcrika's,  aus  dem  Engl,  übersetzt  von  Ge.  Hnr. 
Engelhard,  Frankfurt  a.  M.  1834.  2  Bde.  8vo.:  eine  wortgetreue  und  an- 
gemessene Uebcrsetzung,  die  an  einzelnen  Stellen  bei. den  Special- Verfammgoi 
der  Staaten  auch  mit  Anmerkungen  begleitet  ist.  —  Rob.  Hohl,  das  Band» 
staatsrechtd. Ver.  Staaten  V. N.Amerika, Tübing.  1828. 8vo.  —  Benj.  L.  O  li Ter,  the 
rights  of  an  American  Citizen,  niith  a  commentary  on  State  reigbts  andonthe 
Constitution  and  policy  of  united  States,  Boston  1832.  8vo.  —John  Mars  ha  II 
(Chief  Justice  of  the  United  Sutes)  the  writings  upon  the  federal  GonstitatkN^ 
Boston  1839,  gr.  8vo.  —  Alexis  de  Tocqueville  de  la  Democratie  en  Ah» 
rique,  Paris  1835,  6dit.  2de.;  Deutsch  bearbeitet  von  Rtlkde r,  mit  einem  An- 
hange tlkber  die  Nord-Amerikanischen  Verfassungen,  Leipzig  1836.  2  Bde.  8f0. 
Zur  allgemeinen  Kenntnissnahme  von  den  geschicbUfchen,  bQrgeriicbcB 
und  sittlichcnZuständen  der  vereinigten  Staaten  sind  vorsng^weise  la  empfeh- 
len: Dav.  Ramsay  the  history  of  the  American  revolation,  Boston  1789.  SfOL 
8vo,  ins  DeuUche  übersetzt  von  G.  R.  Seidel.  Berlin  1794,  4  Bde.  8vo.:  M 
reicht  bis  zum  Frieden,  und  ist  dann  im  Original  von  Raraiay  selbst  aas  dci 
Acten  des Congresaes  liia  1808.  und  von  Samuel  Stanhop«  Smith  bis  1811 
fortgesetzt,  Boston  1817.  8vo.  —  JamesGrahame  (Esq.)  the  history  of  the 
united  states  of  North-AmeriCa  from  the  plantation  of  the  British  Coloniei  tu 
their  revolt  and  declaration  of  Independance,  London  1836.  4  voL  dvo : 
treue  und  genaue,  aber  sehr  weitläufige  Compilation,  die  jedoch  mit 
dener  Vorliebe  für  Nordamerika  geschrieben  ist  — Th.  Bancroft  the  iurtaif 
of  the  united  States  of  America  from  the  discovery  of  theAmericiBGoiilioeili 
London  1834-37.  4  vuL  8vo.  —  L.  Kufahl,  Geschichte  der  wtvünflbtm  Slaa* 
ten  von  Nord-Amerika  bis  auf  die  neueste  Zeit  Beriin  1832--34»  3  Bite.  dmt 
ein  recht  brauchbares  und  übersichtliches  Handbach  für  die  GcsoUdite  ^iaMi  - 
Staates.  —  Chevalier,  Lcttres  sur  Ics  6uts  de  l'Ameriqae  Septuahianahf  h 
Paris  1836.  2  vol.  8vo.;  deutsche  Ucbersetzung.  Leipaig  1837,  2  Bdt.  8ra^  —  « 
Francis  Grund,  die  Amerikaner  in  ihren  moralischen,  politischea  md  |B*  ^ 
sellschafllichen  Verhältnissen,  von  dem  Verfasser  selbst  aas  dem  ftulhnhw 
übersetzt,  Tübingen  1837.  8\i).:  ein  lebendiges  und  wohl  auch  «lArelti  fiU  ^ 
dieser  Lande.  —  N.  H.  Julias  (Dr.)  Nordamerika's  sittliche  Zattinde*  ttaab-^ 
eigenen  Anschauungen  in  den  J.  1834—36,  2  Bde.  Leipzig  1839l  fiftt.  —  i 
F.  V.  Raum  er,  die  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  Ltipög  194X  S  ^ 
Bde.    8vo.  I 

Während  die  Entwickelung  der  Britischen  StaatsverfaMong  k-l 
allen  ihren  Grundgesetzen  fortdauernd  ein  geschichtliches  FoiUehret'  j 
ton  bekundet,  und  vor  jeder  allgemeinen  Umgestaltung  zoriickfartt^  ^ 
die  nach  bestimmten  Principien  auf  einmal  durchzuruhreo  wäre^  sdm  j 
wir  in  der  Nordamerikanischen  Verfassung  eine  völlig  neue  poiitticht 
Erscheinung,  die  weder  auf  die  Britische ,  noch  auf  irgend  one  «- 

V  Eine  Verglriehung  der  verschiedenartigen  Verhandtungnoeim  in  4m 
gesetzgebenden  Körpern  von  Grossbritanien  und  den  vereinigten  Sta&kn  9m 
ffordamerika  gewährt  das  Handbuch  des  ParlamentarrechU  von  TheM  Ji^  i 
ferson  (der  selbst  Präsident  der  vereinigten  Staaten  in  denJ.  1801^9  wstfft  i 
vantDelchem  Leop.  v.  Henning  eine  Deutsche  Üeber9etxung  geHefmihai» 

IvHV.    ovo. 


"allerg  im  AUerthom  oder  Mitlelatter,  ab  auf  eine  Nom  für 
iitlwüuMg  der  sourerainea  Staatsgewalt  und  die  verschiedenen 
brGeteIxgebiuig  und  Verwaltung  zuriückbiicirt.  Die  dreixebn 
dMrColDmen^  die  im  mbzdinten  und  in  der  ersten  Hüfte  des 
iBtBD  Jafaiiiunderts  auf  der  Ostlcüste  des  Nordamerikaniseben 
BHlB'  begründet  waren,  hatten  sämmtlich  nach  dem  altgemeinea 
ter  von  AckerbaFii4>>ionien  den  seibststandigeren  Entwidtelung»- 
mer  für  sich  bestehenden  und  in  ilirer  Yertheidigung  verougs«* 
■taf  sieb  selbst  hmgewiesenen  Natioa  genonunen.  Diese  unter» 
ir  so  lange  die  Verbindung  mit  dem  Mutterlande«  als  das  ge? 
haftKdie  Interesse  dadurch  beiden  grösseren  Vortheü  briogti 
cht  au  drückende  Anforderungen  des  Multeriandes  aus  dnsei- 
Swectei  Opfer  verlangen»  welche  mit  den  Vortfaeiien  jeder 
dang  in  keinem  Gleicbgewichte  mehr  stehen»  und  deren  Ab* 
durch  die  Entfernung  der  zwingenden  Macht  des  Multerstaates, 
Inrch  das  erstarkte  Selbstständigkeitsgefühl  der  zu  einer  grossen 
Msse  vereinigten  Golonisten  erleichtert  wird.  Die  eigentfaümlichen 
tnisse  dieser  EngKschen  Colonien  bestandea  aber  besonders 
das»  sie  nicht  wie  andere  Europäische  Colonien  in  Amerikai 
•od  Africa  hauptsächlich  auf  einzelne  Stationen  beschränkt 
die  grössere  Masse  aus  Eingeborenen,  Mischlingen  und  Scla^ 
snamengesetzt  blieb,  dass  sie  eben  so  wenig  unmittelbar  von 
fievung  des  Mutterlandes  als  abgesonderte  Provinzen  militärisch 
verwettet  wurden,  sondern  vielmehr  dass  sie  in  unrahigen 
deft  Mutterlandes  als  Asyle  vieler  Tausende  von  Unzufriedenen 
II  politischen  und  religiösen  Verhältnissen  der  Heimath,  unter 
imtie  ¥enFreiheitsbriefenf  zumTheä  als  ^dargebotener  Lohn  fiw 
oder  bisweilen  auch  nur  für  scheinbare  dem  Vaterlande  ge- 
Dienste, auf  der  Basis  der  freien  Engiisehen  Goairaunalver<* 
;  und  der  dort  erworbenen  practiscben  Erfiihrong  sich  ent- 
I9U  Nur  die  jüngste  Golonie  Georgien  wurde  mit  unmittelbarer 
ibne^  von  Seiten  der  Englischen  Regierung  seit  1733  unter- 
mi'  behauptet,  um  für  die  älteren  Colonien  eine  Schutzwehr 
Floricta  und  die  Französischen  Ansiedhingen  am  Missisippi 
efleoL 

lie  Charters  oder  Freiheitsbriefe  der  vier  unter  König  Carl  I; 
^tea  Colonien  (1629—38)*),  welche  gemeinschaftlich  unter  dem 


'  MattaehAtiettt  erhielt  seinen Frmheitebfief  am  i.Märx  1038^  abf^ 
ff  Baxard's  hiitor.  CottecHon  vfd.  /.  pf,  327;  New^Hampikirw, 
ründft,  $iand  bis  1679  mit  MassachnieUe  vereinigt  und  wurde  vemda 
fine  eigne  Provinz.  Conneetieui  war  ah  Manie  bm-eOe  I93l^bi*» 
theils  von  Maaa^meeUs,  theik  durekneue  Einwandenr  ans  Eng- 
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TOD  Onrcoi  ersten  Beschreiber  J.  Smith  ÜineD  gegebenen  Na 

England  bekannt  sind,  führten  unmittelbar  in  einer  deoM 

Terfatsong.    Maryland  von  verfolgten  Katholik^  in  den 

begründet,  erhielt  von  Carl  L  am  20.  Jim.  1632*)  einen  m 

dehnten  FIreiheitsbrief  mit   voller  Religionsfreiheit  zu  Gu 

Lord  George  Calvert  von  Baltimore»   eines  ausgezeichneb 

secretars  unter  Jacob  L,  der  indess  selbst  America  m'cbt  i 

der  Chartergingaberaof  seine  beiden  Sohne Gedl  Lord  Baltimon 

nard  Calvert  über.  Haryland*s  Bevölkerung  vermehrte  sich  bald 

sehnlich  bei  seinen  Bestimmungen  für  religiöse  Toloimz,  und  die 

vinzialverBammlung  der  Golonbten  für  Gesetzgebung  und  Vi 

der  Gokmie  wurde  hier   bereits  1635  gehalten.    Pennsyl 

eine   umfangreiche  Landschaft,  in  dem  damaligen  Deiawa 

wurde  von  Carl  IL  am  4  März  1681  in  einem  sehr  über 

statteten  Freibriefe  an  William  Penn  fiir  eine  bedeutende 

nem  Vater,  dem  Admiral  Penn,  ererbte  Scbuldforderung  d 

rung  iibaiassen«    Penn  kam  mit  2000  Auswanderern,  md 

Quackon,  1682  in  dieses  Land,  erbaute  1683  die  nach  dei 

Hebe  sdner  Secte  benannte  Stadt  Philadelphia,  weldie  8| 

Sitz  des  Congresses  für  den  ganzen  Bundesstaat  wurde  und 

J.  1800  blieb.  Pennsylvanien,  durch  freundliche  Verbrndungen 

efngebomen  Landbewohnern  im  Territorialbestande  sehr  erwe 

rasch  aufblühend,  blieb  bis  zum  Unabhängigkeitskriege  ein  I 

taryGovernment,  d.  h.  im  ungestörten  Besitz  der  urspri 

Eigenthümer  und  deren  Erben,  welche  auch  nach  ihrer  Bückk 

England  die  Verwaltung  derColonie  dmrch  die  in  denColoni 

nenden  Deputirten  fuhren  Hessen,  jedoch  in  völUg  demcd 


lamd,  aber  ei  erhieU  enl  nach  der  Reetauraiion  der  Stuarts  mm 
FreiKeiiibrief  am  2a.  Apr.  160%  M  Ha%ard  hüL  CoüecL  IL  pg. 
in  FranxöHicher  UebersetMung  in  der  Collect,  von  Dufau,  voL  F. 
Rhode-liland  xwar  auch  eehon  1038  gegründet,  aber  er$t  1044  i 
FreiheUshriefe  versehen,  welcher  indess  hei  der  erweiterten  Änsiedh 
Mi  1M3  durch  einen  neuen  Charter  ersHst  wurde,  der  noch  bis  Jet 
tiger  Kraft  ist,  während  alle  übrigen  Staaten  in  Folge  des  ünabhä 
briefes  sich  neue  Verfassungen  gegeben  haben.  Er  ist  abgedruckt  bei 
bist.  Collect.  voL  IL  612.  und  in  DeuUcher  üeberseUung  bei  En 
Verf.  d.  V.  St.  Ä.  L  pg.  157—73.,  in  IVaiudfwc^ier  bei  Dufau  CoUrn 
Die  beiden  letzten  Charters  stellten  bereUs  die  ünabhängigkeü  de 
und  Communen  väüig  fest,  gewährten  religiöse  Toleranx  und  besi 
sehr  enge  denEinfluss  des  Mutterlandes  auf  die  innere  Verwaltung  de\ 
Schon  bald  nach  der  Restauration  der  Stuarts  erklärten  die  odoniei 
EngUmd  ihre  Verbindung  mit  England  fUr  eine  blos  freiwillige,  weil 
äurdk  eigene  Mittel  und  Krü^  erworben  hätten. 

V  AbgedruM  in  HaMard  hut.  Collect.  L  pg.  m. 
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^orm,  wenngleich  erst  1776  mit  dem  Eintritte  in  die  Union  eine  alN 
smneiae  Yerfasraog  vom  Volke  angenommen  wurde*).  —  In  Dela- 
ware waren  zuerst  1727  von  Schweden  und  Finuländern  Niedcrlas- 
migen  angelegt,  welche  1655  in  den  Besitz  der  Holländer  kamen 
und  1664  den  Engländern  überlassen  werden  mussten.  Sie  wurden 
nent  unter  die  Verwaltung  des  Gouvernements  von  Kew-York  ge- 
iMIU  aber  schon  1683  mit  Pennsylvanien  vereinigt.  Seit  1701  bil- 
Men  sie  eine  eigene  Provinz  Tür  sich  und  hielten  ihre  selbstständige 
geaetigebende  Versammlung  zu  New-Castle  (die  erste  1704).  wenn 
lldch  der  Schutz  in  der  ausübenden  Gewalt  bis  zum  Unabhängig- 
keitskriege dem  Statthalter  von  Pennsylvanien  überlassen  blieb»  und 
Mch  idfet  im  J.  1776  mit  der  Union  eine  vollständige  Verfassung  vom 
Volke  angenommen  wurde**)« 

V  ir  g  i  n  i  e  n  erhielt  zuerst  unter  allen  vorher  genannten  eine  dauernd 
untoratützteEnglischeGolonie^  bereits  unter  der  Regierung  des  Königs  Ja- 
cob]. 1607***),  welche  1624  unmittelbar  unter  die  Verwaltung  der  Engiis- 
Aen  Krone  gestellt  wurde,  und  von  welcher  man  1630  die  Carolina's 
liaaite.  DasRoyal  Government  wurde  von  einem  von  der  Krone  er- 
aai«  lenGovemor  unter  Mitwirkung  eines  Council  geleitet,  dessen  Mi  tglie- 
der  gldchtalls  die  Regierung  des  Mutterlandes  wählte.  Dagegen  ent- 
itiBdeQ  für  die  Verwaltung  der  inneren  Angelegenheiten  Golonial- 
Venammlungen,  zu  welchen  das  Volk  gemeinde  weise  seine  Reprä- 
sentanten ernannte,  und  welchen  die  Befehle  der  Regierung  zur  An- 
nahme vorgelegt  werden  mussten,  sowie  aber  auch  seinerseits  der 
Govemor  den  Beschlüssen  dieser  Versammlungen  seine  Genehmigung 
icnagen  konnte.  Die  Richter  wurden  von  der  Krone  erwählt,  aber 
van  den  Golonisten  besoldet;  das  Rechtsverfieihren  und  die  Geschwor- 
aengerichte  waren  hier  ganz  nach  dem  Englischen  Muster  eingerich- 
tet—  Die  Landschaft  Carolina,  zuerst  ein  Theii  des  umfang- 
isidien  Virginiens,  wurde  im  März  1662  an  acht  reiche  Lords  als 
klroprietors  mit  der  Bestimmung  verliehen,  dass  sie  die  Verwaltung 
i  dv  Colom'e  nach  ihrem  Gutbefinden  einrichten  konnten.  Die  Colo- 
^lirten  wurden  1663 — 70  in  mehreren  Fahrten  dorthin  geführt,  und 
l'fir  dieaelbe  eine  Verfassung  nach  der  bestehenden  Englischen  durch 

l' 

p,         V  ^^  ^1  nochmals  am  2.  Sept.  1700  umgestaltet,  und  in  dieser  Form 
^id  iU  in  Deutscher  üebersetxung  bei  Engelhard  am  ang.  0.  L  S.  214—34. 
^^Ikgedrueki,    Die  ältere  vom  28.  Sept.  1770  befindet  sich  in  Französischer  üe- 
ImHnmy  M  Dufau  a.  a.  0.  F.,  pg,  388. 

*V  Abgedruckt  in  Fransösischer  üebersetxung  bei  Dufau  a.  a.  0.  V„ 
«f.  41A. 

**V  2^  dm  ältesten  Freiheitsbriefe  dieser  Coloni^  vom  10.  Apr,  163Q, 
«0fli  23.Jfai  10ÜO  und  vom  2.  Märt  1611  befinden  sich  in  der  Originalsprache 
in  der  oben  angeführten  Sammlung  von  Haxard  vol.  L  pg.  dü.,  58  und  72. 

17* 
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Locke  and  Shoftesbnry  entworfim«  die  indess  inehr  theoretisch  al 
praktisch  ausfuhrber  sieh  be«hiligte  tmd  1603  wljgchobcn  MVA 
Durch  den  MissbrMich  der  Teriiehenen  Gewalt  von  SeRen  der  I¥o 
prietäre,  linirden  diese  durch  wiederholte  Aofttande  (1710  o.  I7H! 
gcnötliigt,  ihre  Patente  an  die  Krone  zurfickingeben,  und  CaroliM 
erhielt  jetit  wie  Virginiea  ein  Royal  GoYemnent  mR  eiaem  kSi^ 
liehen  Council  und  einer  Provinfiai-VersaDanlung  der  Golonislen.  hl 
J.  1721  wurden  die  drei  Grafschaflen  Garofina^s  in  iwef  Colonialkvi^ 
vinien  getrennt,  indem  die  beiden  nördlichen  zosammA  Nord  Ca* 
roiina,  die  südliche  allein  Süd  Carolina  bildeten.  In  diese  M 
den  Provinzen  sind  bereits  seit  1733  sehr  viele  Einwanderer  aal 
verschiedenen  Theilen  von  Deutschland,  der  Schweiz  und  Iiiand  ehh 
gezogen:  sowie  auch  in  denselben  und  Virginien  (hier  sdion seil  I64I)  dfe 
seit  dem  Anfhnge  des  achtzehnten  Jatehonderts  ikiit  dem  Plant^^ 
bau  genehmigte  Einfährung  der  Negersciaven  sich  am  stärkstes  ao^ 
gebreitet  hat. 

In  New- York  waren  die  firühesten  Niederiassangen  von  dM 
Holländern  bereits  1014  begründet,  die  dann  in  die  Hände  der  B^ 
länder Gelen*),  undnnterderRegierungGari'sII.VeraDlassunggabeB,clae 
ausgedehntere  Niederlassung  über  den  gegenwärtigen  Landstrich  i«a 
New-York  und  New-Jersey  anzulegen,  welche  nach  dem  toi 
1G64  ausgefertigten  Patente  unter  derLeihmg  des  Herzogs  voliTsrl^ 
des  nachmaligen  Königs  Jacob  II.,  ausgeführt  werden  sollte.  Aber 
diese  Colonie  wurde  von  den  Holländern  1673  erobert,  und  nadMM 
sie  bald  darauf  von  den  Engländern  wieder  surückgenommeB  wir, 
erhielt  sie  gleich  Yirginien  und  den  Carolfaias  ein  Royal  Govemneal 
mit  einem  königlichen  Council  und  einer  Provinzial-Yersaramlung  dtt 
DepuUrten  aus  der  Colonie,  welche  letztere  allein  das  Redit  beaari; 
Steuern  zu  verwilllgea  Geschw<Hiien- Gerichte  und  das  Englisdi 
Rechtsverfahren  waren  hier  wie  in  den  übrigen  Colonien  eingefüM 
New-Jersey  war  unterdess  selbst  1682  in  seinem  westNehennsrii 
mit  New-Y'ork,  in  seinem  östlichen  Theile  mit  Pemisylvanien  VMi- 
nigt:  aber  1702  wurden  die  beiden  getrennten  Theile  als  eine  M- 
vinz  unter  dem  Namen  New-Jersey  verbunden,  und  zur  Yeiwalto|| 
dem  damaligen  Governor  von  New-York  anvertraut.  Mit  dem  l 
1738  erhielt  New-Jersey  seinen  eigenen  Governor  und  dfe  Provtai 
ganz  dieselbe  Ycrfassung,  wie  New-York,  in  welcher  sie  auch  bis  zu 
Ausbruch  des  Unabhängigkeitskriegs  verblieb,  und  dann  am  SL  M 
1776  als  besonderer  Steat  eine  neue  Yolksverfassong  annahm**)  — 

V  Aui  dieser  Zeit  rühren  zwei  FreüieiUbrisfe  vom  la  Jar.  1641  her, 
icelche  sich  in  der  Originalsprache  hei  Hazard  Collect,  /.  iVL  480  vorfindn. 

'V  In  Französueher  üebersetzung  abgedruckt  bei  Dufau  CdteeU  f« 
pg,  388;  in  Deutseher  bei  Engelhard  a.  a.  O.  /.  S.  S05. 


an 

tiel  fM  GtOTgien,  «ndlieh  4ie  jikigste  unter  den  13  Colo» 
eliSrte  unpringlich  za  den  Carolina*«  und  wurde  durch  einen 
*  vom  0.  J«n.  1732  an  den  General  Oglethorpe  und  einige 
Proprietäre  zur  Anlegung  einer  grösseren  Niederlassung  durch 
JS€be  Einwendffl^r  iUMämriesen.  Die  Colom'sirupg  begann  1733 
vannah  aus  und  erhielt  seit  1736  ihre  Bevölkerung  vorzüglich 
«tschland  und  SchottlamL  Die  Propriefäre  stellten  wegen  der 
rigka't  in  der  Vertlieidigung  des  Landes  im  J.  1752  ihre  Pa« 
n  die  Englische  Regierung  zurikk,  obgleich  ein  förmliches  für 
stehendes  General -Government  hier  erst  nach  dem  Frie- 
Paris  mit  Frankreich  und  Spanien  im  J.  1763  eingerichtet 
Georgien  trat  zuletzt  der  Union  der  vereinigten  Staaten  bei 
b  sieb  am  5.  Febr.  1777  eine  volksmässige  Verfassung*)* 
liese  Englischen  Colonien  in  America  waren  nach  jenem  Frie^ 
63  unbezweifelt  blühender  als  die  Französischen,  Spanischen 
rtugiesfschen  hi  diesem  Erdtheile,  aber  bei  ihren  demokrati- 
Sinrichtungen  war  auch  die  Erhaltung  des  Verbandes  mit  dem 
ande  um  so  bedenkKcher,  wenn  dieses  ihren  Handel  bedrückte 
lenAtiflagen  gegen  ihre  Gokmial-Interessen  aufzwingen  wollte, 
iteuernng  der  Colonien,  welche  im  Britischen  Parlamente  nicht 
m  waren,  für  die  durch  den  siebenjäbr^;en  Land-  und  See- 
esteigerten  Geldbedürfhisse  Grossbritaniens ,  die  strengere  An- 
ig  der  Britischen  SchiflfTahrts-  und  Zollgesetze  in  diesen  Golo- 
it  1764,  die  Beschränkung  mancher  Zweige  der  Industrie  der 
lerikanischen  Colonien  wurden  die  Angelpunkte  des  Kampfes 
n  Mutterlande,  und  als  dieses  nicht  zeitgemäss  nachgab  und 
incip  der  Neuerungen  in  der  Gesetzgebung  für  die  Colonien 
ntsagte,  war  der  Abfall  dieser  Colonien  entschieden.  Schon 
ober  1766  hatten  die  Abgeordneten  der  9  nördlichen  Colonien 
'-Y(Nrk  den  Beschluss  gefasst,  dass  sie  nur^  durch  ihre  eigenen 
dneten  besteuert  werden  könnten.  Theilweises  Nachgeben 
Ken  der  Britischen  Regierung  verzögerte  den  Ausbruch  des 
des  bis  in  den  Decbr.  1773.  Das  Zusammenhalten  der  im 
len  Charakter  und  politischer  Selbstständigkeit  ausgebildeten 
ten  gegen  den  verringerten  TbeezoH,  weil  es  die  Aufrechthal- 
des  Princips  galt,  führte  den  Excess  in  Boston  am  18.  Decbr. 
erbei,  in  welchem  342  Kisten  Thee  von  den  als  Indianer  ver- 
n  Colonisten  ins  Meer  geworfen  wurden.  Die  Folgen  davon» 
e  zur  Sperrung  des  Hafens  von  Boston  vom  30.  März  1774^ 
'änderungen  der  Verfassung  von  Massachusetts  durch  diePar- 

In  Französiicher  üebertetMung  abgedruckt  bei  Dufau  Coüect,  V^ 


lamentsocte  im  Mni  1774  veranlossten  den  ersten  Congittt  dar . 
geordneten  aller  Colonialproiinzen  (bis  auf  Georgien)  am*  S.  Sep 

1774  zu  Pliiladelphia,  und  seine  Beschlüsse  reclaroirtcn  für  die  C 
nieii  das  alleinige  Besteuerungsrecht,  die  Entfernung  der  Englbc 
Soldaten ,  das  Gericht  über  die  Colbnialbürger  auf  eignem  Bo 
u.  s.  w.  Die  Vorschlage  des  Britischen  Ministeriams  und  der  Hi 
ritat  des  Britischen  Parlaments  zur  Ausführung  wurde  von  den  z 
Millionen  Ck)lonisten,  die  sich  fühlen  gelernt  hatten,  nicht  mdir 
Vertrauen  aufgenommen:  sie  wurden  nur  der  augenblickKchen  1 
legenheit  zugeschrieben,  die  wenn  sie  verschwunden,  nur  um  so  < 
schiedener  die  Ansprüche  der  Britischen  Regierung  auf  unbedin 
Gewalt  über  die  Colonicn  hervortreten  lassen  würden.  Der  Ausbr 
des  Bürgerkrieges  nach    dem  Gefechte  bei  Lexington   am    19.  A 

1775  beschleunigte  die  Zusammenkunll  des  zweiten  Congresses 


I«   Dedaration  of  Independence  by  Uie  B 
preseiilatlwes  of  tlie  United  States  of  Americ 
In  Congresa  asaembled  4*  Jliily  1726  *)• 

^ll^hcn.  in  coiirsc  of  human  events,  it  becomes  nccessary  for  one  pcopl 
dissolvc  ihc  poliiical  bands  whtch  have  connected  them  wiih  anotherp  am 
assiimc,  among  thc  powers  of  thc  carlh,  thc  separate  and  equal  statioi 
\i'bich  thc  laws  of  nalurc  and  of  naturc's  God  entille  ihem,  a  decent  rtg\ 
to  thc  opinions  of  mankind  rcquires,  that  they  should  dcclare  the  causes  id 
impei  (hem  to  thc  Separation. 

Wc  hold  thcsc  trulhs  to  bc  self-evident,  that  all  men  are  created  cq 
that  they  are  cndowcd  by  their  Creator  vilh  certain  nnalienablc  ri^ti, 
among  these  are  life.  liberly  and  Ibe  pursuit  of  happiness.  —  That  to  sei 
thesc  rights,  governemenls  are  insliluted  among  men,  derifing  tbefr  just 
vers  from  the  consent  of  the  governed;  that  wheneter  any  form  of  gof< 
ment  becomes  destruclive  to  these  ends,  it  is  right  of  the  pcople  to  alte 
to  abolish  it,  and  to  Institute  new  govemment,  laying  its  foundation  od  i 
principles  and  organizing  its  powers  in  such  form,  as  to  them  shall  seem  i 
iikely  to  effect  their  safely  and  happiness.  Prudence  indeed  will  dictate, 
governemenls  long  eslablisbed  should  not  be  cbanged  for  light  and  trani 
causes;  and  accordingly  all  experience  hath  shcwn,  that  mankind  are  n 
disposed  to  sufTer,  white  evils  are  sulTerables,  than  to  right  themself« 
abolishing  the  forms  of  which  they  are  accustomed  But  wben  a  long  t 
of  abuses  and  usurpalions,  pursuing  invariably  tbe  samc  object«  eriDO 
design  to  rcduce  them  undcr  absolute  despotism,  it  is  their  right,  it  is  tl 
duly  to  throw  of  such  govcrnment,  and  to  provide  new  guards  for  t! 
future  secnrity.     Such  has  been  the  patient  sufferance  of  these  colonies, 


V  Abgedruckt  in  Martern  Recueil.  vol  L  pg.  580—85. 


hddphia  am  10.  Mai  1775,  dessen  Beschlüsse  nnr  die  gegenseitige 
bittening  fa  Grossbritanien  me  in  den  Colonien  eitöhten.  Denn 
20.  Mai  1775  wurde  bereits  die  erste  Conföderation  der 
reinigten  Colonien  von  Nordamerica  festgesetzO.  Die 
oberung  Boston's  durch  die  Colonisten  am  17.  März  1776,  die 
Sdosigiceit  der  Britischen  Statthalter  und  ihr  Hangel  an  zwingen- 
1  Kräften  garantirten  den  Erfolg  der  Unternehmungen  der  Golo- 
o.  Auf  dem  dritten  Congresse  zu  Phnadelpliia  erfolgte  am  4.  Juli 
76  die  Unabhängigkeits-Erklärung  der  Provinzen,  welche 
I  hier  in  der  Sprache  des  Originals  und  in  der  Uebersetzung  gebe. 


ITBAbliftiisiskelte-ErUftraiis  der  ITerelüls^ 

ten  Stoaten» 

^  Gegeben  im  Congresse  am  4  Juli  1770. 

Fenn  im  Laufe  der  Begebenheiten  ein  Volk  genölhigt  wird,  die  poliüschen 
ode  aufzulösen»  die  es  mit  einem  tndem  vereinten*  und  unter  den  Mich- 
\  der  Erde  die  gesonderte  und  gleiche  Stellung  einiunehmen,  wozu  es  durch 
(  Gesetze  der  Natur  und  deren  Schöpfer  berechtigt  ist,  so  fordert  die  ge- 
■ende  Achtung  vor  den  Meinungen  der  Menschen,  dass  es  die  Jene  Tren- 
Dg  veranlassenden  Ursachen  öfTentlicfa  verkünde. 

Wir  hallen  folgende  Wahrheiten  für  klar  und  keines  Beweises  bedür- 
d,  nimlich:  dass  alleMenschen  gleich  geboren,  dass  sie  von  ihrem  Schöpfer 
t  gewissen  unveräusserlichen  Rechten  begabt  sind,  dass  zu  diesen  Leben, 
eflieit  und  das  Streben  nach  Glückseligkeit  gehöre ,  dass,  um  diese  Rechte 
sidiem,  unter  den  Menschen  Regierungen  eingesetzt  sind,  deren  gerechte 
wallen  von  der  Zustimmung  der  Regierten  herkommen,  dass  allemal,  wenn 
end  eine  Regierungsform  zerstörend  in  diese  Endzwecke  eingreift,  das  Volk 
I  Recht  hat,  jene  zu  ibidem  oder  abzuschaffen,  eine  Regierung  einzusetzen 
d  diese  auf  solche  Grundsätze  zu  gründen  und  deren  Gewalten  in  der  Form 
ordnen,  wie  es  ihm  zu  seiner  Sicherheit  und  seinem  Glücke  am  erforder- 
listcn  scheint.  Die  Klugheit  zwar  gebietet,  schon  lange  bestehende  Regie- 
igen nicht  um  leichter  oder  vorübergehender  Ursachen  willen  zu  ändern, 
d  demgemäss  hat  alle  Erfahrung  gezeigt,  dass  die  Menschen  geneigter  sind, 
I  Leiden  zu  ertragen,  so  lange  sie  zu  ertragen  sind,  als  sie  durch  Vemich- 
ig  der  Formen,  an  welche  sie  sich  einmal  gewöhnt,  selbst  Recht  zu  ver- 
udTen.  Wenn  aber  eine  lange  Reibe  von  Missbräuchen  und  unrechtmässi- 
a  EiogrifTen,  weldie  unabänderlich  immerdar  den  nämlichen  Gegenstand 
rfbigen,  die  Absicht  beweist,  das  Volk  dem  absolutenDespotismus  zu  unter- 
!rien,  so  hat  dieses  das  Recht,  so  ist  es  seine  Pflicht,  eine  solche  Regierung 
Dsustossen  und  neue  Schutzwehren  ft&r  seine  künftige  Sicherheit  anzuordnen, 
m  der  Art  war  auch  das  stille  Dulden  dieser  Colonien,  und  von  der  Art  ist 

V  Si$  ul  tu  13  Artikeln  aufgesetst  und  batimnU  tinen  fartdau§mden 
M  zur  Vertheidigung,  die  SelbtUtändigkeU  der  Colonien  in  ihren  inneren 
H^Ugenheiten,  einen  General-Congrea  und  die  MiUel  xum  Veriheidigungi- 
^pft:  abgedruckt  in  der  Sprache  des  Originale  in  Martene  Recueil  des 
r«tl^i,  voL  L  pg.  52^32. 


sodi  ii  Dov  the  necctrity«  whidi  coptfraini  tbem  to  «lUr  Ihflir  fmi 
Systems  of  govcraemeDt  The  historj  of  the  present  finf  of  Eo|^ 
is  a  histoiy  of  repeated  injaries  and  nsurpalions»  dl  hating  in  direct  obje 
the  etablbhment  of  an  absolote  lyraDoy  over  these  States.  To  pro««  lUi,  I 
feds  be  submitted  (o  a  candid  worid: 

fle  has  reAised  to  assent  to  laws  the  most  wholesome  a|id  necoMi 
fbr  the  pablick  good. 


He  has  ibrbjdden  his  Gorernors  to  pass  lawt  of  UMnediflte  ipd  fm 
mg  importance«  unless  suspended  in  4heir  Operation  tili  his  afsent  sheal 
be  obtained;  and  when  to  suspended,  he  hu  ntteriy  neg^eded  to  altcp 
to  them. 

He  has  refused  to  pass  other  laws  for  the  acoommodation  of  lai| 
dbWds  of  pcoplc,  miesa  äioso  peuplo  «doM  rfMmqßith  tto  ligbt'  of  repn 
sentation  in  the  legislature;  a  r4;ht  ioeslimiW^  to  them,  and  fonnidable  ti 
tyranns  only. 

He  has  called  together  legislation  bodfes  at  plaees  onasnal,  «Deaoihr 
table  and  distant  from  ihe  despository  of  Iheir  pnMick  records  finr  the  sik 
parpose  of  faligumg  them  inlo  compliance  with  his  measaras. 

He  has  dissolfod  representative  honses  npeatedly  for  opposiog^  wä 
manly  firmness,  his  invasions  on  the  rights  uf  the  people. 

He  has  refused  for  a  long  time  afler  such  dissolutions,  to  cause  otbc« 
to  be  eleded;  whercby  the  legislative  powers,  incapable  of  anqihilation  Im 
retnmed  to  the  people  at  large  for  their  exercise;  the  State  remaioii^  i| 
the  mean  time,  ecposed  to  aU  the  dangers  of  inTasion  from  wilhout  and  oon 
Tulsions  wilhin. 

He  has  endeavoured  to  prerent  the  population  of  these  states;  lor  thi 
pnrpose  obstnicting  the  laws  for  naturalisation  of  fbreigners,  reftising  to  p0 
othen  to  encourage  their  migratioiis  hither,  and  raising  the  eon<fitions  of  sei 
appropriations  of  lands. 

He  has  obstructed  the  adminisüration  of  justice,  by  refiisii^  bis  aooi 
to  laws  Ibr  eslablishiiHS  judiciary  powers. 

He  has  made  judges  dependent  on  his  will  alone  for  the  temire  of  tbd 
Offices  and  the  amount  payment  of  their  salaries. 

He  has  erected  a  mnititude  of  new  Offices  and  sent  hither  swams  a 
officers  to  harrass  oar  people,  and  eat  ont  their  snfostance. 

Be  has  kept  among  us,  in  times  of  peace,  Standing  araues  withMit  thi 
consent  of  our  legislatures. 

He  has  affected  to  render  the  military  independent  of  and  superior  t( 
the  civil  power. 

He  has  combined  with  olhers  to  subjeet  us  to  a  Jurisdiction  foreiga  i 
our  Constitution  and  unacknowledged  by  our  laws;  giving  his  assent  to  tbd 
acts  of  pretended  legislation: 


tn 

thwefidliglteit,  wetdie  sie  das  frUhere  System  der  Regiening  xii 
Igt  Die  Geiehichte  des  gegenwärtigen  KSnigt  troa  England  ist 
eilte  von  wiederholten  Ungerechtigkeiten  und  unrechtmässigen  An- 
wclche  alle  die  Errichtung  einer  unumschr'anktenTyrannei  über  diese 
precken.  Zum  Beweise  dessen,  seien  hiermit  Thatsachen  der  un- 
.  M'elt  vorgelegt 

it  seine  Genehmigung  den  heilsamsten  und  nothwendigsten  Gesetzen 
j  Wohlfahrt  verweigert. 

It  seinen  Statthaltern  verboten,  Gesetxe  ipon  iraaoftdiiebbarer  und 
WieUigkeit  rechtskrilflig  zu  machen,  oder  er  fant  ihre  Wirkung 
1)is  seine  Genehmigung  dazu  erlangt  wurde,  und  die  so  aufge- 
hat  er  zu  hcachten  gänzlich  vernachlässigt 
at  es  verweigert,  andere  Gesetze  zu  zweckmässiger  Einrichtung 
;r  Districte  des  Volks  zu  genehmigen,  es  sei  denn,  dass  dieses  Volk 
lungsrecht  bei  der  Gesetzgebung  aufgeben  würde  —  ein  Recht, 
unschätzbar  und  nur  furchtbar  den  Tyrannen, 
it  gesetzgebende  Korper  in  ungewöhnliche,  unbequeme  und  von 
nngsörtem  ihrer  SfTentlichen  tJrkmiden  entfernte  Plätie  zusammen- 
d  dies  aus  der  alleinigen  Absicht,  sie  zur  WüUIhrigkeit  gegen  seüae 
durch  Ermüdung  zu  zwingen. 

at  zu  v^iedcrholtcnmalen  die  Häuser  der  Repräsentanten  aufgelöst 
li  mit  mannhafter  Festigkeit  seinen  Eingriffen  in  die  Tolksrechte 
ft. 

at  nach  solchen  Auflösungen  für  eine  geraume  Zeit  die  Wahl  an- 
räsentantenhäuser)  zu  veranstalten  sich  geweigert,  wodurch  die 
,de  Gewalt,  die  nicht  vernichtet  werden  kann,  vollständig  zum  Volk 
niüben  zurückgekehrt  ist  nnd  mittlerweile  der  Staat  allen  Gefahren 
ichen  Einfalls  von  aussen  und  Erschütterungen  im  Innern  aosge- 

at  sich  Mühe  gegeben,  das  Steigen  der  Bevölkerung  dieses  Staates 
!m,  indem  er  zu  dem  Endzweck  den  Gesetzen  für  die  Naturalisa- 
!er  Hindernisse  in  den  Weg  legte,  andere  Gesetze  zum  firmuntem 
derungen  hieher  zu  erlassen  verweigerte»  und  die  Preisbedingungen 
Ländererwerb  steigerte. 

at  die  Handhabung  der  Gerechtigkeitspflege  gestört,  indem  er  seine 
g  zu  Gesetzen,  die  Errichtung  richtertidier  Gewalten  bezweckend, 

I 

'• 

at  die  Richter  von  seinem  Alleinwillen  abhängig  gemacht,  in  Hin- 
3auer  ihrer  Acmter  und   des  Betrags  und  der  Bezahlung  ihrer 

at  eine  Menge  neuer  Aemter  errichtet.  Schwärme  von  Beamten 
chickt,  um  unser  Volk  zu  belästigen  und  seinen  Lebensunlerhdt 

L 

at  mitten  unter  uns  in  Friedenszeiten  stehende  Heere  ohne  Zustim- 
rer  gesetzgebenden  Behörden  gehalten. 

ar  sein  Bestreben,  die  Kriegsmacht  unabhängig  von  der  bürger- 
alt und  erhaben  über  sich  zu  stellen. 

at  sich  mit  andern  (Mächten)  verbündet  uns  einer,  unsrer  Veriai- 
Fremden  und  von  unscm  Gesetzen  nicht  anerkannten  Gerichtsbar* 
erwerfen,  indem  er  seine  Genehmigung  ihren  Aussprüchen  angeb- 
tzgebnng  ertheitte,  diesen  nämlich: 


27S 

For  qnartering  large  bodiei  of  »rmcd  troops  among  ns: 
For  protecüng  them  by  a  mook  trial,  fh>m  panbhment  te  my  »v* 
den  which  they  should  commit  on  the  inhabitanU  of  Iheie  italci: 

For  cutling  of  our  trade  wilh  au  parts  of  the  worid: 

For  imposing  taxes  on  u$  without  our  consent: 

For  depriving  us  in  nuny  cases  of  the  beneflts  of  trial  by  Jury: 

For  traniporting  ni  beyond  leaa  to  be  tried  for  pretcoded  oicncei: 

For  abolishing  the  frtt  System  of  English  laws  in  «  nei^Uboariig  pit* 
▼ince  establishing  therein  an  arbitrary  goTemement  and  enlaiging  Hs'boa^ 
daries»  so  as  to  render  it  at  once  an  exemple  and  fit  instrament  te  iatnd» 
dng  the  same  absolute  rale  into  these  colonies: 

For  taking  away  our  charters  abolishing  our  most  Taloable  laws  ai 
altering  fundamenlally  the  forma  of  our  govemments: 

For  sospending  our  own  legislatures  and  dedaring  themseWes  inmM 
with  power  to  legislate  for  us  in  all  cases  whatsoerer. 

He  has  abdicated  goTemment  here  by  dedaring  us  out  of  bis  protectioB 
and  waging  war  against  us. 

He  has  plundered  our  seas,  ravaged  our  coasts,  bumt  our  towns  anl 
destroyed  the  lives  of  our  people. 

He  is  at  this  time  transporting  large  armies  of  foreign»  merocnariM  ts 
complete  the  works  of  death,  desolation  and  tyranny;  already  begun  wÜ 
circumstances  of  crudty  and  perfidy,  scaroely  paralleled  in  the  most  bart^ 
rous  agcs  and  totally  unworthly  the  head  of  a  dvilized  nalion. 

He  has  constrained  our  fellow  dtizens  taken  captive  on  the  high  IM 
to  bear  arms  against  thdr  country,  to  become  the  executioners  of  thor 
IKends  ano  brethren  or  to  fall  themselTcs  by  their  hands. 

He  has  exdted  domestic  insurrections  amongst  us  and  has  endcavoord 
to  bring  on  the  inhabitants  of  our  frontiers  the  merciless  Indian  safigK 
whose  known  nile  of  warfare  is  an  undislinguished  destruction  of  all  agefc 
sexes  and  oonditions. 

In  every  stage  of  these  oppressions  we  have  petitioned  for  redrtfi  * 
the  most  humble  terms;  our  repealed  petitions  have  been  answered  od; 
by  repeated  iqjury. 

A  Prince,  whose  character  is  thus  marked  by  every  acf  whidi  mf 
define  a  Tyran,  is  unflt  to  be  the  niler  of  a  free  people. 

Nor  have  we  been  wanting  in  attentions  to  our  British  breüiren.  ^'* 
have  wamed  them  from  time  to  time  of  attempts  by  their  legislatine  ^ 
extend  an  unwarrantable  Jurisdiction  over  us.  We  have  reminded  theo  i 
the  drcumstances  of  our  emigration  and  settlement  here.  We  have  appesld 
of  their  native  justice  and  magnanimity  and  we  have  coigarod  them  by  tk 
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nr  Eioquartieniiig  starker  bewaffneter  Tnippenoorps  bei  uns ; 
■r  Bcfcfaittxaiig  derselben  durch  ein  Scheingericht,  Tor  der  Strafe?'auf 
Usdilag»  wenn  sie  ihn  an  den  Bewohnern  dieses  Staates  begehen  würden ; 
or  Abschneidung  unsers  Handels  mit  allen  Theilen  der  Welt; 
or  Auflage  von  Abgaben  auf  uns,  ohne  unsre  Zustimmung; 
nr  Beraubung  der  Wohlthat  des  GerichtSTerfahrens  durch  Geschworne 
cherlei  Fällen; 

Q  unserer  Transportirung  Obers  Meer,  um  angeblicher  Verbrechen 
Berichtet  lu  werden; 

ur  Vernichtung  des  freien  Systems  der  Englischen  Gesetie  in  einer  be- 
llen Provinz*),  indem  er  eine  WillkQhrregierung  in  derselben  einführte 
V  Grenzen  erweiterte,  um  sie  su  gleicher  Zeit  als  Muster  und  als  taug- 
MTerkzeug  flkr  die  Einführung  der  nämlichen  unumschränkten  Herr- 
nnerhalb  dieser  Colonien  gebrauchen  zu  können; 
ur  Wegnahme  unserer  Freiheitsbriefe,  Vernichtung  unserer  werthvoH« 
esetze  und  Veränderung  unsrer  Regierungsformen,  von  Grund  aus; 
nr  Suspendirung  unsrer  eignen  Gesetzgeber  und  zur  Ermächtigung 
uns  in  allen  und  jeglichen  Fällen  Gesetze  zu  geben. 
Ir  hat  der  Regierung  hier  entsagt,   indem  er  uns  ausserhalb  seines 
IS  erklärte  und  Krieg  gegen  uns  führte. 

It  hat  unsre  Meere  geplündert,  unsre  Küsten  verwüstet,  unsra  Städte 
mt  und  Tod  und  Verderben  über  unser  Volk  gebracht« 
If  hat,  indem  er  gegenwärtig  grosse  Heere  ausländischer  Söldlinge 
lifll,  um  das  Werk  des  Todes,  des  Elends  und  der  Tyrannei  zu  voUen- 
llbereits  mit  Handlungen  von  Treulosigkeit  und  Tyrannei  begonnen, 
kaum  ihres  Gleichen  in  den  sehr  barbarischen  Zeitaltem  haben,  und  des 
s  einer  civilisirten  Nation  völlig  unwürdig  sind.  Er  hat  unsere  auf 
See  gefangene  Mitbürger  gezwungen,  die  Waffen  gegen  ihr  eigenes 
jid  zu  tragen,  die  Henker  ihrer  Freunde  und  Brüder  zu  werden,  oder 
iurch  deren  Hände  zu  fallen. 

Sr  hat  unter  uns  innere  Aufstände  erregt  und  gegen  die  Bewohner 
Grenzen  jene  grausamen  Indianer  aufzubringen  getrachtet,  deren  be- 
Kriegsweise  ein  rücksichtsloses  Vertilgen  jeglichen  Alters,  Geschlechtes 
andes  ist 

M  jeglicher  Stufe  dieser  Unterdrüdcung  haben  wir  auf  das  allerunter- 
Xt  um  Abhülfe  gebeten:  unsem  wiederholten  Bitten  wurde  nur  mit 
[loltem  Unrecht  geantwortet 

Sin  Fürst,  dessen  Charakter  durch  eine  jede  Handlung  so  sehr  einen 
ten  bezeichnet,  ist  untauglich,  eines  freien  Volkes  Herrscher  zu  sein. 
0Vir  haben  es  aber  auch  nicht  an  Aufforderungen  an  unsre  Britischen 
'  fehlen  lassen.  Wir  haben  sie  von  Zeit  zu  Zeit  vor  dem  Unternehmen 
t,  durch  ihre  Gesetzgebung  eine  unerlaubte  Rechtspflege  über  uns 
ebnen.  Wir  haben  sie  an  die  Umstände  unserer  Auswanderung  und 
igen  Niederlassung  erinnert  Wir  haben  an  ihre  angeborene  Gerech- 
liebe und  Hochherzigkeit  appellirt  und  sie  bei  den  Banden  unsrer  ge- 


J  Dies  bezieht  sich  auf  die  Veränderungen  in  der  Verfassung  und  Ver- 
gvon  Canada,  welches  Land  Grossbritanien  im  Frieden  zu  Paris  1703  van 
*eich  erst  erwarben  hatte,  und  von  denen  die  älteren  Amerikanischen 
m  befürchteten,  d<us  dieselben  Veränderungen,  für  sie  bedeutende  Be- 
iungen,  bei  ihnen  eingeführt  werden  sollten, 

abert,  Yerfas «angsurkanden.  \Q 
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lies  of  onr  oommon  kinilffei  to  dtnvow  ihflse  uniii^liiM  winfh  ImmI 
tably  mternipl  oor  oonntelioos  and  correspondenct.  licy  Im  liai 
de«f  to  tbe  v^m  ol  jufiiee  and  to  eonsanguiiiity.  We  bibsI  tfaerefoic  m 
in  the  neoessity,  whkk  deoovnoes  oar  Separation  and  hold  Um  «t  i 
the  rest  of  maiÄuid  enemias  in  war,  in  peace  frmda. 

We  thcrefin«  Ibe  reprascotatifei  of  the  ünitod  Staica  of  Aom 
General  Congress  assembled,  appealing  to  the  Supreme  Jndfa  of  tki 
for  the  roctitnde  of  oor  inteniions,  do  in  Ihe  name  and  by  the  «olhc 
the  good  people  of  these  Colonies  solemnely  publish  and  dedaie,  tha 
United  Colonies  are  and  of  rigbt  onght  to  he  free  and  independenl 
that  they  are  ahsohred  from  all  allegianoe  to  Ihe  British  Crown,  and  1 
politica)  conneetion  between  them  and  the  State  ol  Grttl  Britain  is  an 
to  be  totally  dissolved;  and  that  as  tee  and  independeiH  Stalea,  Ih 
füll  power  to  levy  war,  condade  peacoi  oontract  allianoes,  establiah  ca 
and  do  all  other  acta  «nd  Ihings,  which  independent  Stales  may  of  ri 
And  for  the  support  of  this  dedaration,  with  a  fim  rclianoe  on  the  pm 
of  divioe  providenpe,  we  nmlnally  pftedge  to  eaeh  other  oor  Urea,  our  i 
and  our  sacred  honovr- 

Sigoad  by  order  and  'm  bfbalf  pf  the  Gongnm. 

John  Hancecfc,  Pkreaidenl. 
ChaikB  Thops on,  Seceetary*). 

i    I'  I      "II   in        I  ,i|    i;  III  I  II" 

Der  erste  selbstindige  Staat  auf  d^  Grupdiage  6ßt  polü 
Bildung  und  Erfabning  der  Europäer  war  numnehr  ausserhalb 
Erdtheils  ins  Leben  ^etretea  Es  galt  sein^  Rebaivtung.  Zu 
Ber&cMchtiguiig  früher  politisober  Verbältnwc^  au  einer  Aah 
an  andere  Staaten,  aa  einer  Empfehhmg  für  irgend  eine  fffen 
uastie  fehlte  hier  jede  Veranlassung.  Das  poh'tiscbe  Gebäude 
ches  man  für  die  Verfassung  des  isolirt^n  Staates  zu  errichten 
konnte  nach  einer  neuen  Fonn  als  ein  organisches  Ganze  g 
werden  y  wie  wenig  es  auch  den  yorhandenen  Europmehen  i 

V  AuHfrdpm  hahi^  mofih  f0lg0ndt  aa  BeproMnianUn  dies«  Efi 
wU$ri(hrieb$n: 

New'Hampihire.  Sanmfl  Btmtingdm^ 

Joriah  BarHeU.  WilUam  WiUiamt. 

Wimam  WhippU.  Qlimr  WokotL 
Matihtw  I^omton.  New- York 

MauaehHSiHi  Bßy.  Wüliam  Floy4. 

Samuel  AOanu.  p^^.^p  iM^g^m. 

^^  ^7,^  ^««^-  Letcu  MorrU. 

EIhrtdgg  Gerry. 

Rhode  liland    and  Providenee  New- Jersey. 

Planta tionß.  Bichard  StockUm. 

Stephen  Bopkine.  John  WUher^oan. 

William  ElUry.  Frwmt  Hopkingemi. 

Connecticut.  Jlphn  Bart, 

Roger  Shermann.  Abraham  Clark, 
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bnift  beschworen,  jener  angeüatttai  Herrsdiaft  ni  cntsaieiu 
ich  uösre  Verbindungen  und  Gemeinschaft  unterbrechen  würde, 
waren  taub  gegen  die  Stimmen  der  Gerechtigkeit  und  der 
chafl.  Daher  müssen  wir  der  Noth wendigkeit,  welche  unsre 
ihnen  erheischt,  nachgeben,  und  sie  für  das  halten,  wofür  uns 
ischheit  gilt,  für  —  Feinde  im  Krieg,  für  Freunde  im  Frieden, 
er,  die  Volksrepr&BentanteD  der  Vereinigten  Stalten  ton  Ame- 
It  im  Generalcongress,  und  den  höchsten  Richter  der  Welt  für 
Qsrer  Absichten  zum  Zeugen  anrufend,  verkünden  hiermit  feier* 
Iren  im  Namen  and  aus  MadittoUkommenheit  dd  guten  Volks 
I,  dais  diese  vereiiiten  Cokmlen  frtie  und  unabhingige  Staaten 
i  sein  das  Recht  haben  sollen,  da«  sie  yoq  allem  Gehorsam 
ische  Krone  los  und  lodic  gesprochen  siod,  und  dass  aUe  politi- 
ng  zwischen  ihnen  und  dem  Britischen  Reiche  gSnzlicb  aufge- 
m  soll,  dass  sie  als  flreie  uäd  unabhängige  Staaten  volle  Gewalt 
inzufangen,  Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  einzugehen,  Han- 
und  alle  andere  Handlungen  und  Dinge  zu  verrichten,  wozu 
laaten  rechtlich  befugt  sind.  Und  zur  Aufrecbthaltung  dieser 
Jürgen  wir  uns,  mit  festem  Vertrauen  auf  den  Sdiutz  der  gött- 
ing,  wechselseitig  mit  unserm  Leben,  unse^r  Habe  und  Gut, 
verletzlichen  Ehre, 
ebnet  auf  Befehl  und  in  Vertretung  desselben. 

John  Hancode,  Priiident, 
Gharies  Thompson,  Secretär. 


4ta 


kr  bequem  encbeiDen  mochte.  Dies  geschah  in  dem 
svertrage  der  dreizehn  vereinigten  Staaten  vom 
1776.,  nachdem  bereits  vorher  einzelne  derselben  sich 
Iksm&ssige  Verfassung  gegeben  hatten,  wie  New-Jersey 
Virginien  am  5.  Juli«  Maryland  am  14  August  und 


insylvania. 

Virginia. 

< 

George  Wyihe. 

h. 

Uichard  Henry  Lee. 

hklin. 

Tkomas  Jefferean, 

Benjamin  HarriitnL 

• 
• 

TKomas  Nelson,  Jr. 

Franeii  Idghifoot  Lee. 

1 
• 

Carter  BraxUnu 

North  Carolina. 

k      1  — 

Edward  RnOedge. 

fflattare. 

Thmnoi  Heytoard,  fr. 

ThomoM  I^fneK  Jr. 

in. 

Arthur  MiddUton. 

Maryland. 

•^ 

Georgia. 

■ 

Burton  Gwintiet. 

ft 

Lyman  ttaU* 

'^arrolUm. 

George  WäUon. 
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PennsylvaDien  am  28.  Septbr.  desselben  Jahres"):  ich  gebe  diofa 
Bundesvertrag  als  das  zweite  Grundgesetz  des  Nordam^kanisdia 
Bundesstaate^,  gleichfalls  in  der  Sprache  des  Originals  und  derCeber 
Setzung. 


II»  Artldes  of  Confederatlon  and  perpetiud 
Union  betwen  the  Staten  of  Mew-Bteoipslilre, 
Massaelinsete-Bay^Rliode-Island^Connectlciit) 
ÜTew-Tork^  Pennyliranlfi^  Oie  Countles  otNewt' 
eastle^HentandSnssex^  on  Delaware-RIvM*^ 
Maryland  9  Tlrglnla^    IVortli-Carallna^  SaoflH 

Carolina^  Georgia. 

(Anno  1774,  4.  October.) 

Art  I. 

The  Thirteen  States  above  mentioned,  confederate  tbemselYes  ander  tbelilb 
of  The  United  Slates  of  America. 

Art  IL 

They  contractu  each  in  their  ovn  name,  by  the  present  consÜtDtioii  t 
reciprocal  treaty  of  alliance  and  friendship  for  their  common  defence  for  Ae 
maintenance  of  their  liberties  and  for  their  general  and  mutual  adfantife; 
obliging  themselves  to  assist  each  other  against  all  violence,  that  may  threata 
all  or  any  one  of  thcm  and  to  repel  in  common  all  the  attaks,  that  may  be 
erelled  against  all  or  any  one  of  them,  on  account  of  religion,  aofcrdgaty« 
commerce  or  under  any  other  prelext  vhatsoever. 

Art.  III. 

Each  State  reserves  to  themselves  alone  the  exclusiTe  right  of  regulatii| 
their  internal  govemmcnt  and  of  framing  laws  in  aH  matters,  that  «re  not  id* 
duded  in  the  articies  of  the  present  Confederatlon,  and  whichcannot  anyvij 
prejudice  the  same. 

Art.  IV. 

No  State  in  particular  shall  either  send  or  receive  embassies,  begin  aq 
negociations,  contract  any  engagements,  form  any  alliances,  condude  any  tnn* 
ties  wilh  any  king,  prince  or  power  whatsoever,  without  the  consent  of  As 
United  States,  assembled  in  General  Congress. 

No  Person,  invested  with  any  post  whatever  under  the  authurity  of  tbe 

United  States  or  of  any  of  them,  whether  he  has  appointments  bdongiag  to 

bis  employment,  or  whcther  it  be  a  commission  purely  confldential,  shall^  be 
allowed  to  accept  any  presents,  gratuities,  emoluments,  nor  any  ofRcesortitto 

of  any  kind  whatever  from  any  kings,  princes  or  fordgn  powers. 

And  the  General  Assembly  of  the  United  States,  nor  any  State  in  p«^ 

ticular,  shall  not  confer  any  title  of  nobility. 

V  Von  Penntylvanien  und  New-Jerseys  Verfassung  amt  dem  John 
1776  habe  ich  bereits  gesprochen.  Virginiens  und  Marylands  VerfassuM§ei^ 
sind  in  französischer  üebertragung  bei  Dufau  a.  a.  0.  voL  V,  pg.  ^  issi 
455  XU  finden;  die  von  Maryland  auch  in  deutscher  Sprache  hei  ingelhari 
0.  a.  0.  /.  S.  266-94. 


!•  ArtUiel  der  TerMiiAnns  und  eirlgen  Ter- 
nlgims  wswiBeUen  den  StiMten  Ten  Mew- 
nnipililre^  IHassaelinseto-nay^  Rlrade-Is- 
nd^  Cenneetlent^  ÜTew-Terk^  Pennsylvanlen. 
sn  CimllMhaften  von  NTew  Castle^  Kent  und 
UHMx  am  Delaware-Flusse^  IHaryland^  Tlr- 
Slnlen,  Merd-Carellna^  ^Ad-Carollna, 

CSeerglen« 

Vom  4.  Octbr.  1776. 

Artikel  I. 

Die  dreifehn  in  der  Auftchrift  angefahrten  Staaten  verbinden  sich  ge- 
Dseitig  unter  dem  Titel  der  vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Artikel  ü. 

Sie  sclüiesaen,  ein  jeder  Staat  in  seinem  eignen  Namen,  durdi  die  ge- 
Bwiitige  Verfassung,  einen  gegenseitigen  Bundes-  und  Freundschaft»- Ver- 
ig  für  ihre  gemeinschaftliche  Vertheidigung,  für  die  £rhaltung  ihrer  Frei- 
iften,  und  für  ihren  allgemeinen  und  wechselseitigen  Vortheil :  indem  sie 
h  verpflichten  einer  dem  anderen  Beistand  zu  leisten  gegen  alle  Gewaltthä- 
JLdiCKu  mit  denen  man  sie  alle  oder  einige  von  ihnen  bedrohen  könnte,  und 
neinschafUich  alle  Angriffe  zurückzuweisen»  welche  gegen  sie  alle  oder  ge- 
B  dnige  von  ihnen  erhoben  werden  könnten»  sei  es  unter  dem  Vorwande 
r  Religion,  Souverainität,  Handel  oder  aus  irgend  einem  anderen  Grunde 
Mier  es  auch  sein  mag. 

Artikel  IH. 

Jeder  Staat  behält  sich   selbst  allein  das  ausschliesslidie  Recht  vor, 

se  innere  Regierung  anzuordnen  und  Gesetze  für  alle  Gegenstände  zu  ge- 

D,  welche  nicht  in  den  Artikeln  der  gegenwärtigen  Verbindung  einge> 

dessen  sind,  und  welche  nicht  auf  irgend  eine  Weise  dieselben  beeinträch- 

m  könnten. 

Artikel  IV. 

Kein  Staat  soll  für  sich  allein  weder  Gesandtschaften  absenden  no^ 
pfiingen,  irgend  welche  Unterhandlungen  beginnen,  irgend  welche  Ver- 
iditnngen  eingehen,  oder  Bündnisse  machen,  oder  irgend  welche  Verträge 
t  einem  Könige,  Fürsten  oder  einer  anderen  Macht  abschliessen,  ohne  die 
itimmung  der  Vereinigten  Staaten,  welche  im  General -Congresse  yersam- 
tt  sind. 

Keiner  Person,  die  mit  irgend  einem  Amte  unter  der  Auctorität  der 
reinigten  Staaten  oder  eines  derselben  bekleidet  ist,  möge  dieselbe  Besol- 
sg  für  ihr  Amt  beziehen,  oder  möge  sie  in  einer  rein  confidentiellen  Beauf- 
gong  sidi  befinden,  darf  sich  erlauben  irgend  welche  Geschenke»  Gratifica- 
Ben  oder  Emolumente,  noch  irgend  welche  Verpflichtungen  oder  Titd, 
lebe  sie  auch  sein  mögen,  von  Königen,  Fürsten  oder  fremden  Mächten 
onehmen. 

Und  weder  die  General -Versammlung  der  Vereinigten  Staaten,  noch 
md  ein  einzelner  dieser  Staaten,  sollen  irgend  einen  Adels-Titel  yerieiben. 

*V  1>M««  drei  Graftehaflen  bilden  den  Staat  Delaware,  —  Dieeee  Grund- 
rff  des  Bundesstaates  ist  in  der  Sprache  des  Originals  kei  Martens  Me* 
il,  vol.  l  680-705  abgedruckt. 
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Artide  V. 

Two  Dor  tevend  of  die  said  Staio  shatt  boI  Imto  power  to 

cei  ur  coDfedentions,  nor  condude  anj  private  treaty  among  tlKnaalf 

thout  the  consent  of  ihe  United  States  assembled  m  General-Googn 

wilhotll  t&e  dim  alid  dufälioA  of  thjit  private  cotivelitiön  be  exadlf  s| 

Artjcle  VI. 

No  State  shall  laj  on  any  hbposts,  nor  establish  anj  duties  wb 
tbe  effect  of  wbich  night  alter  diredlj  or  indirecüy  the  dauses  of  ihn 
ties  to  be  conduded  hereafter  by  (he  Assembly  of  tbe  United  States  wi 
kings.  princea  or  power  wbatsoever. 

■ 

Articie  VII. 

Theire  shall  not  be  kept  by  any  of  tbe  said  Slales  iii  pnlicdä 
TttMh  or  lihipt  of  war  above  ihe  nombet  jndged  necessary  by  the  Ait 
öf  the  United  States  iät  the  defence  of  that  State  and  its  ooifiiMrcei  alM 
HtM  not  be  kept  on  Foot  in  tim^  of  peaee  by  any  of  th^  iaid  SUt« 
troops  aböve  the  nnmber  determined  by  the  Assenäbly  of  iht  tinited 
to  gnard  the  stnmg  places  or  foris  neicessai'y  for  the  d^fhice  of  thit 
bnt  eäcfa  State  shall  älwäys  keep  up  a  welldisdplined  miltitia»  siiAeM 
med  and  e^uippild,  and  shall  careAil  to  procore  and  ke^p  in  eotastloit 
heto  ih  tbe  public  taagannes  a  soffident  nmnber  öf  fldd  piectt  älk< 
with  a  proper  quantity  of  anununition  and  implement^  Of  War. 

Artide  VIII. 
When  aiiy  of  the  said  States  shall  rtiise  troops  for  Ihe  ootottMM^ 
all  the  ofßcers  of  the  rank  of  colonel  abd  nnder  shall  be  apt>oflited 
legislative  body  of  the  State,  that  shall  have  raised  the  troops,  or  in  M^ 
ner  as  that  State  shall  have  judged  proper  to  regulate  the  nonliüaübii 
when  any  vacancy  happens  in  these  posts,  they  shall  be  filled  up  ] 
ftäid  ^ate. 

Artide  tiL 
All  the  expence^  of  war  and  all  ötber  disbursements,  thät  ^atl  b 
tot  the  commoA  defeüce  or  the  general  weal,  aAd  that  shäll  be  ordert 
Assembly  of  the  United  States,  shall  be  paid  out  of  the  funds  of  a  ö 
Irea^ry. 

That  eoiinnöA  tMikury  shall  be  fbrmed  by  the  eontribtitlofa  of  t 
the  aföresäid  States  in  ptt>portion  to  tbe  nufaibef  of  ibhribitints  of  eve 
sex  or  qüality,  etcept  the  Indiana  ex<*tept  fröiii  taxes  in  e^di  State  ^ 
Order  to  fik  the  qdota  of  the  contributiön,  ev^ry  three  y^rs  tb^  itibi 
shall  be  numbered,  in  whidi  enumeration  the  number  of  white  {>e^ 
b^  distibguished;  atid  Üiat  ettumeration  shall  be  sent  to  the  AMuMy 
UbitM  SUtes. 

The  Uxes  approf^rilitM  \6  pay  this  quota  Iball  be  laid  töd  ICI^ 
the  exteüt  of  each  State  by  the  authority  aiid  ordert  of  its  legislativ« 
within  the  time  fixed  by  the  Assembly  of  tbe  United  States. 


Artikel  V. 

Wedrr  ivei  noch  mehrere  der  be$agt^  Staaten  sollen  ennlditigt  sein, 
ijöiisc  oder  Vfrbindungen,  noch  irgend  einen  anderen  Vertrag  unter  sich 
osdiljessen,  ohne  die  Zustimmung  der  Vereinigten  Staaten,  welche  in  dem 
leraKiCongresse  versammelt  sind,  und  ohne  dass  der  Zweck  und  die  Dauer 
ler  besonderen  Uebereinkunft  in  der  Zustimmung  genau  angegeben  ist. 

Arükel  VI. 

Kehl  Staat  soH  irgend  welche  Auflagen  erheben  lassen,  noch  irgend 
che  Abgaben  feststellen,  deren  Folgen  mittelbar  oder  unmittelbar  die  Be- 
gangen deijenigen  Vertiüge  Ycründera  könnten,  welche  spiterhin  von  der 
nammlung  der  Vereinigten  Staaten  mit  irgend  welchen  Königen,  Fftrsten 
!r  Mäditen  abgeschlossen  werden. 

Artikel  VIL 

Es  soUcQ  nicht  yon  einem  der  genannten  Staaten  für  sich  besonder 
!h  einige  ScbiQe  oder  Kriegsfahrzeuge  über  die  Zahl  unterhalten  werden« 
Iche  yon  d^  Versammlung  der  Vereinigten  Staaten  flkr  die  Vertheidigung 
fei  Staates  und  seinem  Handelsverkehr  als  nothwendig  erachtet  werden 
ke:  und  eben  so  wenig  sollen  irgend  welche  Truppen  sur  Zeit  des  Frie- 
M  von  einem  der  genannten  Staaten  gehalten  werden,  ausser  der  von  der 
rsammlong  der  Vereinigten  Staaten  festgesetzten  Anzahl,  um  die  ftkr  die 
rtheidignng  dieses  Staates  nothwendigen  festen  Plätze  oder  Forts  zu  be- 
Ittien.  Aber  jeder  Staat  soll  allezeit  eine  wohldisciplinirte  Miliz  unterhal- 
,  wdcfae  hinlinglich  bewaffnet  und  ausgerüstet  ist,  und  eben  so  soll  er 
Ir  Sorge  tragen  und  in  fertigem  Zustande  in  den  öffentlichen  Kriega- 
rathafaiiisani  eine  hinlängliche  Anzahl  von  Feldstücken  und  Zellen  bereit 
Wf  mit  einer  angemessenen  Quantität  vonAnmumition  undKriegsmbehör. 

Artikel  Vlll. 

Sobald  einer  der  genannten  Staaten  fUr  die  gemeinschaftliche  Verthei- 
mg  Truppen  ausheilen  soll,  so  werden  alle  Officiere  von  dem  Range  eines 
OB^  und  unter  demsettHen  von  dem  gesetzgebenden  Körper  desjenigen 
Ats  evoaniU,  wdcher  die  Truppen  gestellt  haben  wird,  oder  auf  solche 
pt^  wie  da^er  Staat  es  lOr  geeignet  halten  wird,  diese  Kmennungen  in 
len;  und  jMtbald  eine  Vacani  in  diesen  Anstellungen  sich  ereignet,  so  soll 
roD  dem  genannten  Staate  wieder  besetzt  werden. 

Artikel  IX. 

Alle  Kriegskosten  und  alle  anderen  Ausgaben,  welche  für  die  gemein- 
tUiche  Vertheidigung  oder  für  da«  allgemeine  Wohl  gemacht  werden,  und 
he  von  der  Versammlung  der  Vereinigten  Staaten  anbefohlen  werden, 
n  ans  den  f  onds  cyies  gemeinsamen  Schatzes  bezahlt  werden. 

Dieser  gemeinsame  Schatz  soll  durch  die  Beisteuern  eines  joden  der 
cnannten  Staaten  gebildet  werden,  im  Verhältniss  zu  der  Zahl  seiner  Be- 
aer  von  jedem  Alter,  Geschlecht  oder  Stande,  mit  Ausschluss  der  Indianer, 
|ie  von  den  Steuern  in  jedem  Staate  ausgenommen  sind:  und  m  dem 
to  der  Quote  dieser  Beisteuer  zu  bestimmen,  sollen  alle  drei  Jahre  die 
ahner  gezahlt  werden,  bei  welcher /ählung  die  Anzahl  der  weissen  Be- 
ming  unterschieden  werden  soll;  und  diese  Zählung  soll  an  die  Versamm- 
der  Vereinigten  Staaten  gesandt  werden. 

Die  Steuern,  welche  lur  Bezahlung  dieser  Quote  bestimmt  sind,  soüeii 
ar  Ausdehnung  eines  jeden  Staates  unter  der  Auctorität  und  anf  Befohl 
s  gtaetigebenden  Körpers  auferlegt  und  erÜMOben  werden,  innerhalb  des 
der  Versammlung  der  Vereiniglen  Stiaten  dazu  festgesetzten  Zeitraums» 
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Artide  X. 

Each  of  tlie  said  SUtes  shall  submit  to  the  dedsions  of  the  AswmUj  of 
the  Dnited  SUtes  in  all  matters  or  questions  resenred  to  that  Anenbly  bj 
Ibe  present  act  of  confederaticm. 

Artide  XL 

No  State  shall  engage  in  war  without  the  consent  of  the  Dnited  State! 
assembled  in  Congress,  except  in  case  of  actoal  invasion  of  same  enemy,  or 
from  a  certain  knowledge  of  a  resolution  taken  bj  some  Indian  nation  to  a^ 
tack  them  and  in  that  case  onlf »  in  which  the  danger  is  to  urgent  to  allow 
them  time  to  consult  the  other  States. 

No  particolar  State  shall  give  anj  commissiota  to  TOttels  or  other  shipi 
of  war,  nor  any  letters  of  marqne  or  reprisal,  tili  aAer  a  dedantion  of  wir 
made  by  the  assembly  of  the  United  States;  and  even  in  that  case  they  ihaH 
be  granted  only  against  the  kingdom  or  the  power  or  against  the  subjeets  of 
the  kingdom,  or  of  the  power  against  which  war  shall  have  been  so  dedaredi 
and  shall  cunform  rcspecting  these  objects  to  the  regulations  made  by  d» 
Assembly  of  the  United  States. 

Artide  XIL 

In  Order  to  watch  over  the  general  interest  of  the  United  States  and 
direct  the  general  affairs,  there  shall  be  nominated  every  year  aocording  to  the 
form  settled  by  the  legislative  body  of  each  State,  a  oertain  nomber  of  dda- 
gates,  who  shall  sit  at  Philadelphia,  until  the  General  Assembly  of  the  Dniled 
States  shall  have  ordered  otherwise;  and  the  first  Monday  in  November  of 
each  year  shall  be  the  aera  fixed  for  their  meeting. 

Each  of  the  above  mentioned  States  shall  preserve  the  right  and  powff 
to  recall,  at  any  time  wathever  of  the  year,  their  ddegates  or  any  one  of  tbca 
and  to  send  others  in  the  room  of  them  for  the  remainder  of  the  year;  uA 
eadi  of  the  said  States  shall  maintain  thdr  ddegates  dnring  the  time  of  the 
General  Assembly,  and  also  during  the  time  they  shall  be  membres  of  Ük 
Council  of  State,  of  which  mention  shall  be  made  hereafler. 

Artide  XIII. 

Each  State  shall  have  a  vote  for  the  decision  of  questions  in  the  GeB^ 
ral  Assembly. 

Artide  XIV. 
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The  General  Assembly  of  the  United  States  shall  alone  and  exdosivdj 
have  the  right  and  power  to  dedde  of  peace  and  war ,  except  in  the  tue  ^ 
mentioned  in  artide  XI. ;  --  to  establish  rules  for  judging  in  all  cases  the  te-  i 
gitimacy  of  the  prizes  taken  by  sea  or  land,  and  to  determine  the  manner  ia 
which  the  prices  taken  by  the  land  or  sea  forces,  in  the  service  of  the  United 
States  shall  be  divided  or  employed;  --  to  grant  letters  of  marqoe  or  reprinl 
in  time  of  peace;  —  to  appoint  tribunals,  to  take  cognizance  of  piracies  and 
all  other  capital  crimes  committed  on  the  high  scas;  —  to  establish  tribunih 


m 

ArUkeIX. 
der  genaonlen  Staaten  soll  sich  den  Eotsdidduagipii  der  Ver- 
T  Vereinigten  Staaten  in  allen  Gegenständen  oder  Anfiragen  uq- 
e  dieser  Versammlung  durch  die  gegenwärtige  Bnndesacte  Yor- 
L 

Artikel  XI. 
»taat  soll  sich  in  einen  Krieg  ohne  die  Zustimmung  der  im  Gon- 
imelten  Vereinigten  Staaten  einlassen,  mit  Ausnahme  des  pltoli- 
eines  Feindes,  oder  der  erlangten  sicheren  Kenntniss  von  dem 
iniger  Indianischen  Völkerschaften   zu   einem  solchen  Angriffe» 
Icm  Falle  allein,  in  welchem  die  Gefahr  zu   dringend  ist,   um 
r  Berathung  mit  den  anderen  Staaten  zu  gewähren, 
»taat  soll  für  sich  irgend  welche  Aufträge  ipi  Schiffen  oder  (in- 
fahrzeugen  noch  irgend  welche  Kaperbriefe  gehen,  bis  nachdem 
-kiärung  von  der  Versammlung  der  Vereinigten  Staaten  erfolgt 
er  sollen  in  diesem  Falle  jene  Maasregeln  nur  gegen  das  König- 
ejcnige  Macht,   oder  gegen   die  Unterthanen   dieses  Königreichs 
!ht  gerichtet  werden,  gegen  welche  der  Krieg  auf  solche  Weise 
^n  ist,   indem  man  bei  allen  diesen  Maasregeln  nch  nach  den  * 
rsammlung  der  Vereinigten   Staaten  getroffenen  Anordnungen 

Artikel  XII. 
-  Absicht,  um  über  das  allgemeine  Interesse  der  Vereinigten 
achen  und  die  allgemeinen  Geschäfte  zu  leiten,  soll  jedes  Jahr 
imniung  mit  der  von  dem  gesetzgebenden  Körper  jedes  Staates 
Form,  eine  bestimmte  Zahl  von  Abgeordneten  ernannt  werden, 
Versammlung  zu  Philadelphia  so  lange  haben  sollen,  bis  dass  die 
ammlung  der  Vereinigten  Staaten  es  auf  andere  Weise  angeord- 
rd:  und  der  erste  Montag  im  November  jedes  Jahres  soll  die  be- 
zum  Anfange  ihrer  Versammlung  sein. 

1er  oben  crw'ähnten  Staaten  soll  das  Recht  und  die  Macht  sich 
u  jeder  Zeit  des  Jahres  seine  Abgeordneten  oder  einen  einiigen 
ückzurufen  und  in  die  Stelle  derselben  lür  den  Rest  des  Jahres 
nden:  und  jeder  der  genannten  Staaten  soll  seine  Abgeordneten 
Zeit  der  General- Versammlung  unterhalten,  und  in  gleicher 
sie  während  dieser  Zeit  Mitglieder  des  Staatsrathes  sein,  von 
bber  noch  weitere  Erwähnung  geschehen  wird. 

Artikel  XUI. 
»taat  soll  eine  Stimme  für  die  Entscheidung  der  Fragen  in   der 
Versammlung  haben. 

Artikel  XIV. 
neral- Versammlung  der  Vereinigten  Staaten  soll  allein  und  aus« 
3S  Recht  und  die  Macht  haben,  über  Krieg  und  Frieden  9U  ent- 
Ausnahme des  im  Artikel  XI.  erwj^hnten  Falles  — ,  die  Regeln 
nach  welchen  die  Rechtmässigkeit  der  zur  See  und  zu  Land  ge- 
?n  beurlheilt  werden  soll,  und  die  Weise  zu  bestimmen,  in  wel- 
rh  die  Land-  und  Seemacht  genommenen  Prisen  in  dem  Dienste 
:en  Staaten  vertheilt  und  angewandt  werden  sollen  — ;  Kaper^ 
it  des  Friedens  auszustellen  — ;  Gerichtshöfe  zn  ernennen,  um 
»erci  und  alle  andere  auf  hober  See  begangene  (Kapitalverbrechen 
- ;  andere  Gerichtshöfe  einzusetzen,  um  in  der  Appellations-Instani  lUd 
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to  receive  appeals,  and  jadge  finany  in  all  cases  of  prizes;  —  to  send  i 
receive  Amkasfadors;  —  to  negociate  and  condude  treaties  or  aUiaieef; 
to  dedde  all  differences  actually  subsisting  and  that  may  arise  hereaftor  t 
ween  two  or  several  of  the  afore  mentioned  States  about  limits,  jorisdidj 
or  any  otber  cause  whatsoever;  to  coin  money  and  fix  its  Talae  a 
Standard;  to  fix  tbe  weights  and  measures  throoghoat  the  whole  extent  oft 
United  States,  ^  to  regulate  commerce  and  treat  of  all  afiairs  with  the  Indii 
who  are  not  members  of  any  of  the  States;  -^  to  establish  and  regulate  t 
posts  from  one  State  to  another»  in  the  whole  extent  of  the  United  States,  « 
to  receive  on  the  letters  and  packets  sent  by  post,  the  necessary  tax  to  dein 
the  expence  of  that  establishment;  —  to  appoint  the  general  ofBcers  of  H 
land  forces  in  the  Service  of  the  United  States;  —  to  give  connnissions  to  tl 
other  officers  of  the  said  troops,  who  shall  have  been  appointed  by  Tirtue 
artide  VIII.;  —  to  appoint  all  the  officers  of  marine  in  the  Service  of  tl 
United  States;  to  frame  aU  the  ordinances  necessary  for  the  govemmoit  ai 
disdpline  of  the  said  land  and  sea  forces;  and  to  dtrect  thdr  Operations. 

The  Goieral  Assembly  of  the  United  States  shall  be  authorixed  to  a| 
point  a  Goondl  of  State  and  such  Gommittees  and  dvil  officers.  as  they  ihi 
judge  necessary  for  guiding  and  dispatching  the  general  affairs  under  the 
authority  whilst  they  remain  sitting:  and  afler  their  Separation  under  the  n 
thority  of  the  Council  of  State.  —  They  shaU  choose  for  president  one  of  the 
members,  and  for  secretary  the  person  whom  they  shall  judge  fit  for  thi 
place;  and  they  may  adjoum  at  what  time  of  the  year,  and  to  what  (rfaoe  i 
the  United  States  they  shall  think  proper.  ~  They  shall  have  the  rig^t  tn 
power  to  determine  and  fix  the  sums  necessary  to  be  raised  and  the  desboi 
sements  necessary  to  be  made;  —  to  borrow  money  and  to  create  hüls  o 
the  credit  of  the  United  States;  —  to  build  and  fit  out  fleets;  —  to  deteraui 
the  number  of  troops  to  be  raised  or  kept  in  pay;  —  and  to  require  of  cd 
of  the  aforesaid  States  to  compose  the  army  a  contingent  proportioned  to  th 
number  of  its  white  inhabitants.  —  These  requisitions  of  the  General  A9MB 
bly  shall  be  binding,  and  in  consequence  the  legislative  body  of  eadi  Stal 
shall  nominate  the  particular  officers,  levy  the  men,  arm  and  equip  them  pro 
perly;  and  these  ofQcers  and  soldiers,  thus  armed  and  equipped  shall  proce« 
to  the  place  and  within  the  time  fixed  by  the  General  Assembly. 

But  if  the  General  Assembly  from  some  particular  drcumstances  sbonU 
think  proper  to  exempt  on  or  several  of  the  States  from  raising  troops»  or  U 
demand  of  them  lest  than  their  contingent,  and  should  on  the  contrary  jndgi 
et  convenient,  that  one  or  several  others  should  raise  more  than  their  cooiäaf 
gent;  the  number  extraordinary*)  demanded  shall  be  raised,  provided  with  o^ 
ficers,  armed  and  equipped  in  the  same  manner  as  the  contingent,  unlcs»  Üu 

V  Man  überithe  nicM,  dan  die$er  Bundesvertrag  lu  Anfcmg  em 
Bürgerhriegti  geteMotssn,  in  welchem  der  Feind  über  alU  StaaUn  oertibfd 
war  und  in  Jedem  Staate  seine  Anhänger  sähUe,  also  pläUlieh  eins  Gnftk 
für  d€n$e\lben  auehrei^^m  h(mnU,  von  der  die  General-  Vereammlwng  Mm 
Ähnung  hatte» 


aDoi  Prisen- ADgelegenheüen  la  entocheiden;  —  Gesandte  ab»' 
anranehmen;  —  tu  unterhandeln  oder  abiuschHessMi  Vertrige 
e;  —  zu  entscheiden  über  alle  Streitigkeiten,  wddie  gegen- 
n  und  welche  in  Zukunft  entstehen  k5nnen  iwisdien  swei  oder 
vorerwähnten  Staaten,  tkber  die  Grämen,  Gerichtsbarkeit  oder 
ne  andere  Veranlassung ;  —  MQnzen  zu  prägen  nnd  ihren  Werth 
»tsustellen;  Gewichte  und  Maasse  durch  die  ganze  Ausdehnung 
n  Staaten  festzustellen:  ~  den  Handelsyerkehr  zu  regeln  und 
alle  Angelegenheiten  mit  den  Indianern  zu  machen,  welche 
tj^eder  eines  der  Staaten  sind;  —  einzurichten  und  zu  ordnen 
1  den  einem  Staate  zu  dem  andern,  in  der  ganzen  Ausdehnung 
n  Staaten,  und  fttr  die  durch  die  Post  versandten  Briefe  und 
»th wendige  Taxe  festzustellen,  Um  die  Ausgaben  fQr  diese  Em- 
«ken;  —-  zu  ernennen  die  General-Offlciere  für  die  Landmadit 
e  der  Vereinigten  Staaten;  —  Aufträge  'den  übrigen  OfBderen 

Truppen  zu  ertheilen,  welche  nach  der  Bestimmung  des  Arti* 
innt  werden  sollen;  —  alle  Ofßciere  der  Marine  in  dem  Dienste 
n  Staaten  zu  ernennen;  —  alle  nöthigen  Anordnungen  fttr  die 
nd  Disciplin  der  genannten  Land-  und  Seetruppen  zu  machen 
*aUonen  zu  leiten. 

leral- Versammlung  der  Vereinigten  Staaten  soll  ermächtigt  sein, 
Ih  zu  ernennen  und  so  viele  Gommitte's  und  Gvil-Beamte,  als 

erachten  wird,  zur  Führung  und  Verwaltung  der  allgemeinen 
er  ihrer  Auctorität,  so  lange  sie  versammelt  bleiben  wird;  und 
Innung  unter  der  Auctorität  des  Staatsraths.  —  Die  Generalver- 
I  eins  ihrer  Mitglieder  zum  Präsidenten,  und  diejenige  Person 

wählen,  welche  sie  für  geeignet  zu  dieser  Stellung  erachten 
kann  sich  vertagen  zu  welcher  Zeit  des  Jahres  sie  wiH  und  an 

den  Vereinigten  Staaten  sich  wieder  versammdn,  welchen  sie 
messen  hält.  —  Sie  soll  das  Recht  und  die  Madit  haben  die 
men,  welche  erhoben  werden  sollen,  und  die  nöthigen  Ausgaben 
it  werden  sollen,  zu  bestimmen  und  festzustellen;  —  Geld  lu 
apiergeld  auf  den  Credit  der  Vereinigten  Staate  auszugeben;— 
len  und  auszurüsten;  —  die  Zahl  der  Truppen  zu  bestimmen, 
oben  und  in  Sold  genommen  werden  sollen;  —  und  von  einem 
hergenannten  Staaten,  um  das  Heer  vollständig  zu  machen,  ein 
T  weissen  Bewohner  verhältnissmässiges  Contingent  zu  verlangen, 
erungen  der  General- Versammlung  sollen  bindend  sein,  und  in 
n  soll  der  gesetzgebende  Körper  eines  jeden  Staates,  die  ihm 
(fficierc  ernennen,  die  Mannschaften  ausheben,  bewaffnen  und 
isrüstcn:  und  diese  Offidere  und  Soldaten,  auf  solche  Weise  be- 
usgerüstet,  sollen  nach  dem  Orte  und  zu  demjenigen  Zeitpunkte 
!lcbe  von  der  General- Versammlung  bestimmt  sein  werden, 
enn  die  General- Versammlung  aus  einigen  besonderen  Ilmstän- 
gemessen  erachten  sollte,  einen  oder  mehrere  der  Saaten  auszn- 
er  Stellung  der  Truppen,  oder  von  diesen  weniger  Mannschaf- 
ntingent  zu  fordern,  und  wenn  sie  eben  so  auf  der  entgegenge- 
»  für  geeignet  hallen  soUte ,  dass  einer  oder  mehrere  Staaten 
\  als  ihr  Contingent  stellen  soUten:  so  muss  auch  die  ausseror- 
ierte  Zahl  gestellt,  mit  Offlderen  versehen,  bewafihet  und  ans- 
tn,  ganz  auf  dieselbe  Weise»  wie  das  Contingent:  wofern  nidU 


legislatifo  bödy  of  ibA^  ör  of  tboee  of  (be  States,  to  whMH  tha  mpiii 
shflN  bave  been  itMde»  shoukl  deem  it  dangerous  for  tbenuelvet  to  be  dtii 
of  ihhi  nuttibef  extraordinary,  and  in  that  case  tbey  shall  fumish  nor  d 
than  what  Ihey  Ihink  compatible  with  theirsafety;  and  the  offioers  and  sok 
80  rais^d  and  equippcd,  sball  go  to  the  placö  and  witbin  tbe  time  flxed 
tbe  General  Assembly. 

The  General  Assembly  shall  never  engdge  in  any  war,  nor  grant  let 
of  marque  or  reprisal  in  time  of  peace,  nor  contract  any  treaties  of  allii 
or  other  Conventions,  exccpt  to  make  peacc,  nor  coin  money  or  regulato 
value;  nor  determinc  or  fix  the  sums  necessary  to  be  raised,  or  the  disbüi 
mcDts  necessary  to  he  made  for  the  drfcncc  or  advantage  of  the  United  i 
tes,  or  of  some  of  them,  nor  create  hüls,  nor  borrow  money  on  the  credit 
tbe  (Jnited  States,  nor  dispose  of  any  sums  of  money,  nor  resolve  on  the  ai 
her  of  ships  of  war  to  be  buill  or  purchased,  or  on  the  number  of  troops 
be  raised  for  land  or  sea  Service,  nor  appoint  a  Commander  or  cbief  of 
land  or  sea  forces,  but  by  the  United  consent  of  nine  of  the  States;  and 
question  on  any  point  whatsocver,  cxcept  for  adjouming  from  one  day 
anolher,  shall  be  decided  but  by  a  majority  of  the  United  States. 

No  delegate  shall  be  chosen  for  more  than  three  years  out  of  nt^ 

No  person  invested  with  any  employment  whatever  in  the  exttfit 
tbe  United  States  and  receiving  by  virtue  of  that  employment  eilber  by  h 
seif,  or  tfarough  tbe  hands  oi  any  other  for  bim,  any  salaries,  wages  or  a 
Imnents  whatever,  shall  be  chosen  a  delegate. 

The  General  Assembly  shall  publish  every  month  a  Journal  of  tli 
sessions,  except  what  shall  relate  to  treaties,  alliances  or  military  operatk 
when  it  shall  appear  to  them  that  these  matters  ought  to  be  kept  secret  1 
opinions  pro  and  contra  of  the  delegates  of  each  State,  shall  be  entered  in 
Journals  as  oflen  as  any  one  of  the  delegates  shall  require  it;  and  there  sl 
be  delivered  to  the  delegates  of  each  State,  on  their  demand,  or  even  to  a 
one  of  the  delegates  of  each  State,  at  his  particular  requisition,  a  copy  of  1 
Journal,  except  of  the  parts  above  mentioned ,  to  be  carried  to  the  legishti 
body  of  his  respective  State. 


Art.  XV. 

The  Cooncil  of  State  shall  be  composed  of  one  delegate  of  each  of  tt 
States  nominated  annuaüy  by  the  other  delegates  of  his  respective  State,  ao 
the  case  where  these  electors  might  not  be  able  to  agree,  that  delegate  sha 
be  nominated  by  the  General  Assembly. 

The  Council  of  State  shall  be  authorised  to  receive  and  open  all  th 
letters  addressed  to  the  United  States,  and  answer  them;  but  shM  not  09C 
tract  any  engagements  binding  to  the  United  Staies.  —  They  shall  oorres|K)i 


igdMode  Körper  dieses  einen  oder  mehrer  Staaten »  an  welcbe  die 
n  erlassen  sein  sollte,  es  für  gefährlich  für  sie  selbst  erachten  würde, 

ausserordentliche  Anzahl  entziehen  zu;  lassen:  und  für  diesen  Fall 
nicht  mehr  Truppen  geben,  als  wie  sie  verträglich  mit  ihrer  eignen 

halten  würden.  Und  die  Oificiere  und  Soldaten,  die  in  dieser 
ilellt  und  ausgerüstet  worden,  sollen  nach  demjenigen  Orte  und  zu 
I  Zeit  abgehen,  welche  von  der  General -Versammlung  bestimmt 
• 

General- Versammlung  soll  sich  niemals  in  einen  Krieg  einlassen, 
erbriefe  zur  Zeit  des  Friedens  ausstellen,  noch  irgend  welche  Bünd- 
ige oder  andere  Uebereinkünfle  abschliesen,  mit  Ausnahme  eines 
:hlusses,  noch  Geld  prägen  oder  seinen  Werth  regeln,  noch  die  noth- 
ifzubringenden  Geldsummen  bestimmen,  oder  die  nolhwendigen  Aus- 
lebe für  die  Verthcidigung  oder  den  Vortheil  der  Vereinigten  Staa- 
eines  derselben  gemacht  werden  sollen,  noch  Papiergeld  machen, 
I  borgen  auf  den  Credit  der  Vereinigten  Staaten,  noch  über  irgend 
^Idsummen  Verfolgung  treffen,  noch  Beschluss  fassen  über  die  Zahl 
sschiflen,  welche  gebaut  oder  gekauft  werde»  sollen,  oder  über  die 
Truppen,  welche  für  den  Land-  oder  Seedienst  ausgehoben  werden 
:h  einen  Befehlshaber  oder  Chef  der  Land-  oder  Seetnippen  ernen- 
?enn  von  den  Vereinigten  Staaten  die  Zustimmung  von  nenn  dieser 
folgt  Und  keine  Frage,  über  welchen  Gegenstand  sie  auch  vorge- 
nag,  mit  Ausnahme  der  Vertagung  von  einem  Tage  zum  andern, 
s  entschieden   werden ,   als   durch   die  Majorität   def  Vereinigten 

Q  Abgeordneter  soll  Tür  länger  als   drei   Jahre  auf  sechs  gewählt 

le  Person,  die  mit  irgend  einem  Amte  in  der  Ausdehnung  der  Ver- 
taaten  bekleidet  ist,  und  in  Folge  dieser  Anstellung  entweder  selbst 
1  die  Hand  eines  Anderen  für  sich,  irgend  welche  Besoldung,  Lohn 
umente  empfange,  von  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen,  datf  zn 
■geordneten  erwählt  werden. 

General  Versammlung  soll  jeden  Monat  ein  Journal  von  ihren  Sii- 
kannl  machen,  mit  Ausnahme  derjenigen  Sachen,  welche  sich  auf  die 
Bündnisse  oder  militairischen  Operationen  beziehen  werden,  wenfteS 
für  gut  erscheinen  sollte,  dass  diese  Gegenstände  geheim  gehalten 
Die  Meinungen  pro  und  contra  von  Seiten  der  Abgeordneten  eines 
tes  sollen  in  diese  Journale  so  oft  eingetragen  werden,  als  einer  der 
ten  es  verlangen  wird:  und  deshalb  sott  den  Abgeordneten  eines 
les  auf  sein  besonderes  Verlangen,  eine  Copie  des  Journals  ausge- 
;rdcn,  mit  Ausnahme  der  oben  erwähnten  Theile,  um  es  dem  ge- 
en  Körper  seines  betreffenden  Staates  Torlegen  zu  können. 

ArÜkel  XV. 
Staatsrath  soll  zusammengesetzt  werden  aus  einem  Abgeordneten 
1  Staates,  der  jährlich  von  den  anderen  Abgeordneten  seines  betrd'- 
ates  ernannt  wird:  und  in  dem  Falle,  wo  diese  Wähler  sich  nicht 
ligen  können,  soll  dieser  Abgeordnete  von  der  General  -  Versamm- 
nt  werden. 

Staatsrath  soll  ermächtigt  werden,  alle  Briefe,  die  an  die  Vereinig- 
i  gerichtet  werden,  in  Empfang  zu  nehmen,  sie  zu  öffnen  und  zu 
n :  aber  er  darf  keine  für  die  Vereinigten  Staaten  verbindliche  Ver- 


286 

iftith  the  legislaihre  bodies  of  etdi  State  and  with  all  penona  ciiii^ywl 
the  authority  of  the  United  States  or  of  some  of  the  particular  legislalife  bo- 
dies. —  They  shall  address  themselves  to  these  legislative  bodies,  or  to  the 
ofGcers,  to  inrhom  each  State  shall  have  entrasted  the  execati?e  power,  for  aid 
and  assistance  of  every  kind,  as  occasion  shall  require.  --  They  shall  giTe  In- 
structions to  the  generals,  and  direct  the  military  Operations  by  land  or  by 
sea;  but  without  making  any  alterations  in  the  objects  or  expeditioos  dete^ 
mined  by  the  General  Assembly,  unless  a  change  of  circumstanoes  iDterrening 
and  Coming  to  their  knowledge  since  the  breaking  upoftheAssembly,  should 
render  a  change  of  measures  indispensably  necessary.  They  shall  be  cardiil 
of  the  defence  and  preservation  of  the  fortresses  or  fortifeid  porta.  —  Thef 
shall  procure  Information  and  designs  of  the  ennemy;  They  shall  pat  in  eie* 
cution  the  measures  and  plans,  that  shall  have  been  resolved  by  the  G«Mni 
Assembly,  by  virtue  of  the  powers  with  which  they  are  invested  by  the  pte* 
sent  confederation.  —  They  shall  draw  upon  the  treasures  for  the  sums,  the 
destination  of  which  shall  have  been  settled  by  the  General  Assembly  and  fcr 
the  payment  of  the  contracts,  which  they  may  have  made  by  virtue  of  the 
powers  that  are  granted  to  them.  — They  shall  inspect  and  reprove»  theyshal 
even  suspend  all  officers  civil  or  military  acting  under  the  authority  of  the 
United  States.  —  In  the  case  of  death  or  Suspension  of  any  officer,  whose  no- 
mination  belongs  to  the  General  Assembly,  they  may  replace  bim  by  wbit 
person  they  think  proper  until  the  next  Assembly.  ->  They  may  publish  and 
dispense  authentic  accounts  of  the  military  Operations.  —  They  may  oonvcse 
the  General  Assembly  for  a  nearer  term  than  that  to  which  they  had  a^u^ 
ned  when  they  separated,  if  any  important  and  unexpected  eveni  shoold.  re- 
quire it  for  the  welfare  or  benefit  of  the  United  States  or  of  some  of  them.  — 
They  shall  prepare  the  matters,  that  are  to  be  submitted  to  the  inspection  of 
the  General  Assembly,  and  lay  before  them  at  the  next  sitting  all  the  lettcii 
or  advice  by  them  received,  and  shall  render  an  exact  account  of  all  thit 
they  have  done  in  the  Interim.  —  They  shall  take  for  the  secretary  a  penoa 
fit  for  that  employment,  who  before  he  enters  on  bis  function  shall  take  an 
oath  of  secrecy  and  fidelity.  —  The  presence  of  seven  membres  of  the  Coun- 
cil will  empower  them  to  act  —  In  case  of  the  death  of  one  of  their  men- 
bers,  the  Council  shall  give  notice  of  it  to  the  colleagues  of  the  deceased,  that 
tbsy  may  chuse  one  of  themselves  to  replace  bim  in  the  Council  until  the 
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pfliciitiiiig  afaflcUiesMiL  —  Er  soll  die  Correspondeni  führen  mit  den  gesetz- 
gebenden Körpern  eines  jeden  Staates  und  mit  allen  Personen,  die  unter  der 
Anctorität  der  Vereinigten  Staaten  oder  einiger  der  besonderen  gesetzgeben. 
den  Körper  angestellt  sind.  —  Er  soll  sich  selbst  wenden  an  diese  gesetzge- 
benden Körper,  oder  an  die  Beamten,  welchen  ein  jeder  Staat  die  ausübende 
Gewalt  anrertrant  haben  wird ,   in  Bezug  auf  Hülfe  und  Beistand  in  irgend 
einer  Art,  so  oft  es  die  Gelegenheit  erfordern  wird.  —  Er  soll  den  Generalen 
Instructionen  geben  und  die  militairiscben  Operationen  zu  Lande  und  zur  See 
leitoi,  aber  ohne  einige  Aenderungen  in  denjenigen  Objecten  und  Untemeh- 
Bungen  zu  treffen,  welche  von  der  General- Versammlung  bestimmt  sind,  wenn 
Bicfat  eine  Veränderung  der  Umstände  dazwischen  tritt  und  zu  seiner  Kennt- 
^  fcUmgtf  nachdem  die  General- Versammlung  sich  getrennt  hat,  und  dies 
eine  Veränderung  der  Maassregeln  als  unabwendbar  nothwendig  machen  sollte. 
Er  soll  Sorge  tragen  für  die  Vertheidigung  und  Erhaltung  der  Forts  und  be- 
festigten Hafenplätze.  —  Er  soll  sich  Kenntniss  über  die  Lage  und  die  Ab- 
siditen  des  Feindes  verschaffen.  —  Er  soll  die  Maassregeln  und  Pläne  zur 
Aasffthrang  bringen,  welche  von  der  General- Versammlung  beschlossen  sind 
in  Folge  der  Vollmachten,  mit  welchen  dieselbe  durch  die  gegenwärtige  Ver- 
bindung versehen  ist  —  Er  soll  Anweisungen  aussteUen  auf  die  Schatzmeister 
f&r  diejenigen  Summen,  deren  Bestimmung  von  der  General -Versammlung 
festgesetzt  sein  wird,  und  für  die  Bezahlung  derjenigen  Gontracte,   welche  er 
Mlbst  Kraft  der  ihm  gewährten  Ermächtigung  abgeschlossen  haben  kann.  — 
Er  soll  über  alle  Civil-  und  Militair-Beamte,  welche  unter  der  Auctorität  der 
Vereinigten  Staaten  amtlich  handeln,  die  Aufsicht  führen,  dieselben  zurecht- 
weiien  und  selbst  von  ihrem  Amte  suspendiren  können.     In  dem  Falle  des 
Todes  oder  der  Suspension  eines  Beamten,  dessen  Ernennung  der  Generalver- 
ssBunlung  angehört,  soll  er  denselben  durch  eine  solche  Person  ersetzen  kön- 
Beo*  die  ihm  bis  zur  nächsten  Versammlung  für  geeignet  erscheint  —   Er 
hon  authentische  Berichte  über  die  militairiscben  Operationen  bekannt  ma- 
dienond  verbreiten.  — •  Er  kann  die  General- Versammlung  zu  einem  nähern 
Zeitpankte  zusanunen  konmien  lassen,  als  zu  welchem  sie  sich  bei  ihrer  Tren- 
Ug  vertagt  hat,  wenn  einige  wichtige  und  unerwartete  Ereignisse  es  für  die 
Wohlfdirt  und  den  Nutzen  der  Vereinigten  Staaten  oder  einiger  derselben 
cifordem  sollten.  —  Er  soll  diejenigen  Gegenstände  vorbereiten,  welche  der 
hftfmig  der  General- Versammlung  vorgelegt  werden  sollen,   und  er  soll  der- 
idben  bei  der  nächsten  Zusammenkunft  alle  die  Briefe  oder  Nachrichten  vor- 
lasen, welche  er  empfangen  haben  wird,  und  einen  genauen  Bericht  von  allen 
tonen  Handlungen  in  der  Zwischenzeit  abstatten.  —  Er  soll   zu  der  Stelle 
CQes  Secretairs  eine*  für  ein  solches  Amt  passende  Person  wählen,  welche 
l^eror  ne  dieses  Amtsgeschäft  übernimmt,   einen  Eid  der  Geheimhaltung  und 
Treue  leisten  soll.  —  Die  Anwesenheit  von  hieben  Mitgliedern  des  Staatsrat!» 
^  denselben  ermäditigen,  amtliche  Handlungen  vorzunehmen.  —  In  dem 
Falle  des  Ablebens  eines  seiner  Mitglieder  soll  der  Staatsralh  die  CoUegen*) 
fo  Verstorbenen  davon  benachrichtigen,  dass  sie  einen  aus  ihrer  Mitte  wäh- 
H  mn  denselben  in   dem  Staatsrath  bis  zur  Zusammenkunft  der  nächsten 
^^eaend- Versammlung  zu  ersetzen:   und  in  dem  Falle,  dass  nur  ein  einziger 
^  seinen  GoUegen  noch  am  Leben  sein  sollte,  so  soU  dieselbe  Benachrichti- 


V  iHe  mit  ihm  MugUieh  erwählten  Abgeordneten  des  Staates,  fiir  toef- 
^er  aU  ftitglied  dem  Staatsrath  beigesellt  war. 


hddiiig  of  tbe  next  general  meeting;  and  in  case  there  sbonld  be  bot 
bis  Goneagues  living,  the  same  notice  shall  be  gnren  to  bim,  tbat  be  loa; 
and  take  bis  seat  unüQ  tbe  next  silling. 

Art  XVL 

In  case  tbat  Canada  sbould  be  ivUling  to  accede  to  tbe  presenl  oo 
ration  and  come  into  all  tbe  measures  of  tbe  United  States,  it  sball  be 
ted  into  tbe  union  and  partidpate  in  all  its  benefits.  But  no  otber 
sball  be  admitted  witbout  tbe  consent  of  nine  of  tbe  States.  Tbe  abo? 
des  sball  be  proposed  to  tbe  legislatiTe  bodies  of  all  tbe  United  States, 
examin<^  by  tbem;  and  if  tbey  approve  of  tbem,  tbey  are  desired  to  i 
rise  tbeir  delegates  to  ratify  them  in  tbe  General  Assembly;  after  wbi 
tbe  artides,  wbidi  constitate  tbe  present  confederation,  sball  be  inviolabl 
served  by  all  and  every  of  tbe  United  Slates;  and  tbe  union  shall  be  e 
sbed  for  ever. 

Tbere  sball  not  be  made  bereafter  any  alteration  in  tbese  artides 
in  any  of  tbem»  unkss  tbat  tbe  alteration  be  previously  detennined  ii 
General  Assembly  and  oonfirmed  afterwards  by  the  legislative  bodies  oi 
of  tbe  United  SUtes. 

Resolved  and  signed  at  Philadelphia  in  Gongress  tbe  4th  Odober 

Der  Erfolg  des  Unabbängigkeitsluunpfes  war  bei  den  gr 
AnstrengtiDgen  der  Briten  in  den  ersten  beiden  Jahren,  sowi 
dem  Mangel  an  Uebung  und  Kriegszucht  von  Seiten  der  Ameril 
nicht  selten  sehr  zweifelhaft.  Die  Energie  des  Cougresses  un 
Besonnenheit  und  unermüdliche  Standhafligkeit  des  Oberbefeblsb 
George  Washington  erhielten  inzwisdieo  die  Vertheidigungs 
zum  Erringen  der  Selbstständigkeit  aufrecht,  bis  die  Niederlage 
Englischen  Generals  Bourgoyne  bei  Saratoga  am  16.  Oct.  1777 
die  Verbindung  Frankreichs  mit  den  vereinigten  Staaten  am  6.  1 
1778,  welcher  bald  darauf  die  mit  Spanien  und  den  Kiederla 
folgte  die  Souverainität  der  Nordamerikanischen  Freistaaten  ai 
Zweifel  stellten.  Unterdessen  hatten  auch  Nord-Carolina  am  18. 
1776,  Georgien  am  5.  Febr.  1777,  New-York  am  20.  April  1777  und 
Carolina  am  19.  März  1778  neue  volksmässige  Gesetze  für  ihre  Verfas 
angenommen*).  Grossbritanien  erkannte  jetzt  zu  spät  das  Veriäilte 
ner  Maassregeln:  die  vier  Parlaroentsacte  vom  11.  März  1778,  wt 
die  früheren  Forderungen  der  Amerikanischen  Colonisten  aus 
Jahr  1774  bewilligten,  auf  das  Recht  der  Besteuerung  der  Colc 
Verzicht  leisteten,   die  beschränkenden  Veränderimgen  in  der 

V  Georgien's  Verfassung  aus  d.  J.  1777  habe  ich  schon  oben  » 
gevDtesen;  die  von  New -York  befindet  sich  in  Französischer  Uebersetiuni 
Dufau  a.  a.  O.  V,  pg.  373,  die  der  beiden  Carolina* s  ebendaseiM  to 
pg,4ßlQ  und  481;  in  Deutscher  Sprache  ist  die  Verfassung  von  Nord-Cart 
bei  Engelhard  a.  a.  O,  II.  23  und  die  von  Süd- Carolina  nach  der  n 
Revision  der  Verf,  vom  3.  Jun.  1790,  ebendas.  IL  S.  9b,  -^ 


sang  fttr  flin  selbst  gegeben  werden,  dtmit  er  kommen  und  seinen  PUti  im 
fitatmtbe  bis  war  nidisten  Sitsung  der  General- Versimmlimg  nehmn  möge. 

Artikel  XVL 

FBr  den  Fall,  dass  €anada  WiNens  sein  sollte  der  gegem^Mi^BB  Ge»- 
(odention  beisatreten,  und  sich  mit  allen  Maassregeln  der  Vereinigten  Staaten 
n  ?eii)inden,  so  soll  es  in  die  Union  zugelassen  werden  und  an  allen  ihren 
Vsrtheilen  Anthefl  nehmen.  Aber  keine  andere  Colonie  soll  lu  derselben  zu- 
fdassen  werden,  ohne  die  Zustimmung  von  neun  Staaten. 

Die  hier  oben  verzeichnoten  Artikel  sollen  den  gesetzgebenden  Körpern 
iler  Vereinigten  Staaten  vorgelegt  werden,  um  von  denselben  geprüft  zu  wer- 
dm:  and  wenn  sie  dieselben  billigen,  so  sind  sie  hiedurch  aufgefordert  ihre 
Abgeordneten  zu  bevollmächtigen,  dieselben  in  der  General- Versammlung  zu 
ntificiren:  worauf  alle  die  Artikel,  welche  die  gegenwärtige  Verbindung  fest- 
sldlen,  ttnrerletzlich  von  allen  und  jedem  einzelnen  der  Vereinigten  Staaten 
beobachtet  werden  sollen:  und  die  Union  soll  für  immer  festgesetzt  sein. 

Es  wird  in  Zukunft  keine  Veränderung  in  diesen  Artikeln  oder  in  einem 
dendben  gemacht  werden,  wofern  nicht  diese  Veränderung  zuvor  in  der  Ge- 
oeral-Versammkmg  bestimmt,  und  darauf  durch  die  gesetzgebenden  Körper 
QBcs  jeden  der  Vereinigten  Staaten  bestätigt  ist 

Besehloasen  und  unterzeichnet  zu  Philadelphia  im  Congresse  am  4tcB 
October  1770^ 


fiissMg  von  Massachusetts  zurücknahmen  und  die  Krone  ermächtig«- 
(cn,  Commissarien  zur  Beilegung  des  Zwistes  mit  den  Colonien  zu 
ernennen  y  vermochten  jetzt  keine  günstige  Wirkung  mehr  für  Wie- 
tleriiavtellung  des  alten  Verhältnisses  hervorzurufen.  Die  Amerika- 
niieb^  Fk^istaaten  antworteten  darauf  mit  einem  noch  iniugeren 
Bundesvertrage  auf  ewige  Dauer  vom  9.  Jul.  1 778»  welchen  ich  hier 
ab  das  dritte  Gnmdgesctz  dieses  Bundesstaates  liefere*),  aber  nur 
io  Deutscher  Uebersctzung ,  da  die  wesentlichen  Bestandtheile  dessel- 
bai  schon  in  Nr.  II.  enthalten  sind,  und  der  Zweck  dieser  Sammlung 
die  ihr  entsprechende  Ersparung  des  Baumes  erlieischL 

MMMm  Artikel  der  ConfSderatton  iind  ewigen 
Terelnlguns  zwiseben  den  Staaten  iron  Mew- 
Maatpsldre  ^  Massaeliniietts  ^  Rliode  -  Island 
«nd  ProTldenee  -  Pflanznnsen  9  Conneetfeiit^ 
Xew-T^rk^  Mew-JTersey^  Pennsylvanlen^  De^* 
laware^  Maryland^  Ylrglnlen^  Mord-Carolina^ 
fUld-Carollna  und  Cieorglen» 

Vom  9.  Juli  1778. 

Artikel  1. 
Der  Utel  dieser  Confoderation  soll  sein:  „Die  Vereinigten  Staaten  von 
Mord  A"-»5«ri» " 


V  Äbgedruekt  in  der  Sprache  des  Originals  in  den  ofr.  angef.  Lawi 
<f  tke  tniUd  States,  voL  L,  in  Französischer  Uebersetxung  bei  Dufau 
••  tt.  0.  F.  0BO  Wut  in  Deutseher  hei  Engelhard  a,  a.  0.  /.  S.  6—16. 

Sehaberti  Verfassungsarkandrn.  i^ 
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Artikel  II. 

Jeder  Staat  behält  seine  Souverainität,  Freiheit  und  UnabhäDgigkq 
jegliche  Gewalt,  Gerichtsbarkeit  and  Recht,  weldies  nicht  durch  dieses  1 
niss  ausdrttdclich  den  Vereinigten  Staaten   im  versammelten  Gongress 
tragen  wird. 

Artikel  HI. 

Die  benannten  Staaten  treten  hierdurch  miteinander  in  einen  i 
Freundschaftsbund,  für  gemeinsame  Vertheidigung,  Sicherheit  ihrer  Frei! 
und  wechselseitige  wie  allgemeine  Wohlfahrt:  sie  verbinden  sich,  einer 
andern  beizustehen  gegen  allen  und  jeden  sich  zeigenden  Zwang,  oder  | 
die  Angriffe,  welche  in  Bezug  auf  die  Religion,  Souverainität,  den  Handel 
unter  einem  andern  Vorwand  gemacht  werden. 

Artikel  IV. 

S.  1.  Zu  besserer  Sicherung  und  wechselseitiger  Freundschaft  und 
bindung  zwischen  dem  Volk  der  verschiedenen  Unions-Staaten,  sollen  die  I 
Bewohner  eines  jeden  dieser  Staaten  (Arme,  Vagabunde  und  vor  der  i 
Flüchtige  ausgenommen)  zu  allen  Gerechtsamen  und  Freiheiten  freier  Bl 
in  den  besonderen  Staaten  berechtigt  sein;  und  das  Volk  eines  jeden  Sl 
•soll  freien  Ein-  und  Auszug  zu  und  aus  jedem  andern  Staat  haben  nn< 
innerhalb  derselben  alle  Vorrechte  zu  Handel  und  Gewerbe  geniessen,  unc 
nämlichen  Auflagen,  Verpflichtungen  und  Beschränkungen  unterworfen  seio 
dessen  eigentliche  besondere  Bewohner;  unter  dem  Beding  jedoch,  dass  s 
Beschränkungen  nicht  so  weit  gehen,  dass  sie  den  Abzug  eines  innerhal 
gend  eines  Staates  eingeführten  Eigenthums,  in  irgend  einen  andern  ! 
welchen  der  Eigenthümer  bewohnt,  verhindern;  noch  dass  Auflagen,  Zölle 
Beschränkungen  durch  irgend  einen  Staat  auf  das  Eigenthum  der  Verein 
Staaten  oder  eines  einzelnen  derselben  gelegt  werden. 

$.  2.  Wenn  irgend  Jemand,  der  des  Verraths,  der  Felonie  oder 
andern  hohen  Vergehens  in  einem  Staate,  überfikhrt  oder  angeklagt  ist,  de 
rechtigkeit  entflohen,  in  irgend  einem  der  Vereinigten  Staaten  gefunden  ' 
so  soll  er  auf  Begehren  des  Statthalters  oder  der  ausübenden  Gewalt  des  SU 
dem  er  entflohen,  ausgeliefert  und  in  den  Staat  zurückgebracht  werden, 
chem  die  Gerichtsbarkeit  Über  sein  Verbrechen  zusteht. 

S.  3.    Volle  Treue  und  Glauben  sollen  in  jedem  dieser  Staaten, 
schriillichen  Urkunden,  Actenstücken   und   gerichtlichen  Verfahren  der 
richtshöfe  und  Magistraten  jedes  andern  Staates  geschenkt  werden. 

Arükel  V. 

9.  1.  Zu  zweckmässiger  Führung  der  allgemeinen  Interessen  der 
einten  Staaten,  sollen  in  der  Art,  wie  es  die  Gesetzgebung  eines  jeden  Sti 
vorschreiben  wird,  zum  Gongress  Abgeordnete  alljährlich  am  1.  Montai 
November  gesandt  werden,  mit  der  einem  jeden  Staat  vorbehaltenen  Ge 
seine  Abgeordneten,  oder  doch  einige  von  ihnen,  zu  jeder  Zeit  innerhall) 
Jahres  zurückzurufen,  und  andere  an  ihre  Stefle  für  den  übrigen  Theil 
Jahres  zu  senden. 

S.  2.  Kein  Staat  soll  im  Gongresse  durch  weniger  als  zwei,  noch  d 
mehr  als  sieben  Mitglieder  vertreten  werden;  und  Niemand  soll  für  lä 
als  3  Jahre  innerhalb  6  Jahren  zum  Abgesandten  gewählt  werden  kön 
auch  soll  kein  Abgeordneter  irgend  ein  unter  den  Vereinigten  Staaten  ste 
des  Amt  zu  bekleiden  fähig  sein,  wofür  er  oder  irgend  ein  Anderer  zu  sei 
Nutzen  einen  Gehalt,  Gebühren  und  Vortheile  bezieht 

S.  3.    Ein  jeder  Staat  soU  seine  eigenen  Abgeordneten  bei  einer 
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mhiiig  der  Stiaieii,  und  so  lange  sie  als  MitgKeder  des  Aossdiasses  dieser 
tl^i  handeln,  selbst  erhalten. 

S.  4  Bei  der  Entscheidung  ttber  Fragen  in  den  Vereinigten  Staaten, 
I  im  Tersammelten  Congresse  ein  jeder  Stant  nur  eine  Stimme  haben. 

8.  5.  Die  Freiheit  der  Rede  und  Debatten  im  Congresse  sollen  an  keinem 
riditshofe  oder  Orte  ausserhalb  des  Gongresses  einer  Anklage  unterworfen, 
dl  in  Frage  gestellt  werden,  und  die  Mitglieder  des  Gongresses  sollen  fUr 
t  Person  gegen  Haft  und  Einkerkerung,  während  der  Zeit  ihrer  Hin-  und 
kekreise  und  ihrer  Anwesenheit  bei  dem  Gongress,  geschützt  sein,  ausge- 
imien  wegen  Verrätherei,  Felonie  oder  Friedensbnujh. 

Artikel  VI. 

S*  !•  Kein  Staat  soll  ohne  Zustimmung  der  im  Gongress  Vereinigten 
laten  weder  irgend  einen  Gesandten  absenden,  noch  empfangen,  noch  in 
pod  eine  Conferenz,  Uebereinkunfl,  Bündniss  oder  Vertrag  mit  einem  Kö- 
Sc;  Prinzen  oder  Staate  treten  dürfen,  auch  soll  Niemand,  der  ein  besoldetes 
er  Ehrenamt  von  den  Vereinigten  Staaten  oder  einem  einzelnen  derselben 
Ueidet,  von  wem  es  auch  sei,  von  einem  Könige,  Fürsten  oder  fremden 
Ute»  Geschenke,  Emolumente  oder  Titel  annehmen,  auch  sollen  weder  die 
icinigten  Staaten  im  yersaroroelten  Gongresse,  noch  einzelne  derselben,  ir- 
id  einen  Adelstitel  verleihen. 

%,  2.    Weder  zwei  noch  mehrere  Staaten  sollen  untereinander  in  irgend 

eo  Vertrag,  eine  Goniöderation  oder  Bündniss  treten  dürfen,  ohne  Zustim- 

Dg  der  im  Gongresse  versammelten  Vereinigten  Staaten,  und  sie  müssen  da- 

gjenaa  die  Zwecke  namhaft  machen,  wofür  jene  eingegangen  sind,  und  wie 

ge  ne  dauern  sollen. 

^  3.  Kein  Staat  soll  Zölle  oder  Abgaben  auflegen  dürfen,  die  irgend 
eben  Bedingungen  derjenigen  Verträge  widerstreiten,  welche  die  Vereinigten 
Congresse  versammelten  Staaten  mit  einemKönige,  Fürsten  oder  Staate  zufolge 
risser,  bereits  schon  durch  den  Gongress  den  Höfen  von  Frankreich  oder' 
inien  vorgeschlagenen  Verträge,  eingegangen  haben. 

&  4.  Es  sollen  weder  Kriegsschiffe  in  Friedenszeiten  von  irgend  einem 
ite  gehalten  werden,  mit  Ausnahme  der  Anzahl,  weldie  der  versammelte 
igress  der  Vereinigten  Staaten  zur  Vertheidigung  eines  solchen  Staates  oder 
lesHandels  für  gut  erachtet,  noch  gleicherweise  bewaffnete  Streitkräfte,  nur 
Ausnahme  einer  solchen  Anzahl,  wie  sie  nach  dem  Urtheil  der  im  Gon- 
ise  versammelten  Vereinigten  Staaten  als  Besatzung  der  zur  Vertheidigung 
htr  Staaten  benöthigten  Forts  eriorderlich  erachtet  wurden;  doch  soll  ein 
er  Staat  stets  eine  gut  eingerichtete,  disciplinirte,  hinreichlich  bewaffnete 
I  ausgerüstete  Miliz  bereit  halten,  ferner  eine  gehörige  Anzahl  von 
dslücken  und  Zelten  anschaffen  und  beständig  fertig  zum  Gebrauch  hal- 
I  sowie  eine  dazu  geeignete  Menge  von  Waffen,  Schiessbedarf  und  Feld- 
ith  verschiedener  Art 

8.  5.  Kein  Staat  soU  ohne  Zustimmung  der  im  Gongresse  versammelten 
"einigten  Staaten  sich  in  einen  Krieg  einlassen  dürfen,  es  sei  denn,  dass 
ii  ein  Staat  grade  feindlich  angefallen  würde,  oder  die  bestimmte  Nachricht 
dem  Entschlüsse  einer  oder  der  anderen  Völkerschaft  der  Indianer  erhalten 
te«  in  einen  solchen  Staat  einzufallen,  und  wo  die  Gefahr  so  drohend  ist, 
(  sie  den  Verzug,  bis  die  Vereinigten  Staaten  im  versanunelten  Gongresse 
Iber  berathen  hätten,  nicht  zuliesse;  auch  soll  kein  Staat  irgend  Fahrzeuge 
r  Kriegsschiffe  auf  den  Kriegsfuss  setzen,  auch  nicht  Kaper-  oder  Repressa- 
briefe  geben,  ausgenommen  nach  einer  Kriegserklärung  durch  die  im  Con- 
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greiw  ▼efsammdlfliiVereiiugteiiSUateiu  und  auch  dann  nur  gegea  daiKdoigr 
reich  oder  den  Staat  und  die  dahin  gehörigen  Unterthanen,  gegen  die  der 
Krieg  erklärt  irurde,  und  unter  solchen  Anordnungen,  wie  lie»  doroh  die  im 
Congress  tersammelten  Vereinigten  Staaten  gemacht  wurden,  es  sei  denn,  da» 
ein  solcher  SUat  durch  Seeräuber  angefallen  würde,  in  welchem  Falle  Kriegs- 
schiffe für  diese  Gelegenheit  ausgerüstet  und  so  lange,  als  die  Gefahr  dauern 
wird,  oder  bis  die  im  Gongresse  versammcllen  Vereinigten  Staaten  anders 
dartiber  verfügen,  gehalten  werden  dürfen. 

ArUkel  VII. 

Wenn  durch  irgend  einen  Staat  eine  Landmacht  xur  gemeinsamen  Ver- 
theidigung  zusammengezogen  wird,  so  sollen  alle  Officiere  vom  oder  unter 
dem  Range  eines  Obristen  durch  die  gesetzgebende  Behörde  eines  jeden 
Staates,  welcher  die  Streitkräfte  gesammelt  hatte,  oder  in  der  Art,  wie  die- 
ser Staat  es  anordnen  würde,  angestellt  werden.  Und  alle  erledigten  SteDea 
sollen  durch  den  Staat,  weldier  die  erste  Anordnung  getroffen  hat»  wieder  be- 
setxt  werden. 

AHikel  VIIL  i 

Alle  Kriegslasten  und  andere  Ausgaben,  welche  für  die  gemeinuM 
Vertheidigung  oder  allgemeine  Wohlfahrt  gemacht  werden«  und  durdi  die 
Vereinigten  Staaten  im  versammelten  Gongresse  bewilligt  sind»  sollen  auseinef 
gemeinsamen  Schatzkammer  bestritten  werden,  welche  nach  Ifaassgnbe  aller 
Ländereien  in  jedem  Staate,  die  irgend  Jemanden  eingeräumt,  oder  ihn  fcr 
messen,  und  wie  solches  Land  und  dessen  Bebauung  und  darauf  verwaadle 
Verbesserungen  abgeschätzt  worden  sind,  durch  die  verschiedenen  Stialii 
mit  Mitteln  versehen  werden  soll,  und  zwar,  wie  es  die  Vereinigten  Stattet 
im  versammelten  Gongresse  demgemäss  von  Zeit  zu  Zeit  anordnen  nnd  bestim- 
men werden.  Die  zur  Bezahlung  dieses  Antheils  nöthigen  Steuern  soileii  m- 
ter  Auctorität  und  Leitung  der  geselzmässi^n  Gewalten  eines  jeden  Staaten 
wie  sie  binnen  der  Zeit  im  Gongresse  der  Vereinigten  Staaten  verabredet  im- 
den,  auferlegt  und  erhoben  werden. 

Artikel  IX. 

S.  1.  Der  Gongress  der  Vereinigten  Staaten  soll  das  ausachlies4idtf 
und  alleinige  Recht  haben,  Krieg  und  Frieden  zu  beschliessen,  (mit  Ausnahme 
bei  den  im  Art  VI.  erwähnten  Fallen),  Gesandte  abzusenden  nnd  lu  enp^aa- 
gen,  Verträge  und  Bündnisse  abzuschliessen,  mit  der  Bedingung,  dass  kdi 
Handelsvertrag  abgeschlossen  werde,  wobei  die  gesetzgebende  Gewalt  derr^ 
spectiven  Staaten  abgehalten  würde.  Ausländem  eben  solche  Abgaben  lad 
Zölle  aufzulegen,  wie  ihr  eignes  Volk  denselben  unterworfen  ist,  oder  ein  VcfM 
der  Aus*  undEinfuhr  von  Gütern  und  Waaren,  was  sie  für  Namen  haben  md|eai 
ergehen  zu  lassen.  £r  soll  das  alleinige  und  ausschliessliche  Recht  haben»  Gesdtf 
fest  zu  setzen,  womach  in  allen  Fällen  über  die  Legalität  der  Beute  zu  Wm* 
ser  oder  Land  entschieden  würde,  und  in  welcher  Art  Prisen,  von  der  im 
Dienst  der  Vereinigten  Staaten  stehenden  Land-  oder  See-Macht  gemadit 
vertheilt  oder  überiassen  werden  sollen;  femer,  Kaperbriefe  in  Friedensseitea 
zu  verieihcn;  Gerichtshr)fe  zu  besleUen,  zur  Untersuchung  von  Seeräuberei« 
uodGapitalverbrechen,  die  auf  hoher  See  begangen  sind,  oder  auch  zur  Annahme 
und  letzter  Appellationsentscheidung  in  allen  Fällen  von  Prisen,  mit  der  Be- 
dingung, dass  kein  Mitglied  des  Gongresscs  als  Richter  bei  irgend  einem  der 
besagten  Gerichtshöfe  angestellt  werde. 

g.  2.    Die  im  Gongresse  versammelten  Vereinigten  Staaten  sollen  auch 
die  letzte  Appellatiunsinstanz  in  pJlcn  bereits  vorhandenen  oder  nachher  iwi* 
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Kbea  SWCM&  und  mehreren  Staaten  entstehenden  Streitigkeiten  und  Mitshellig- 
beitai  aeim  aie  betreffai  die  Grenzen»  die  Geriditsbarkeit  oder  was  sonst  für 
eine  Sadie»  und  diese  Befugniss  soll  immer  in  folgender  Art  ausgeübt  werden 

Sobald  die  gesetzgebende  oder  ausübende  Gewalt,  oder  ein  gie- 
letaKeb  Eevoihnächtigter  irgend  eines  in  Streitsachen  mit  einem  andern  be- 
griffenen Staates,  eine  Petition  dem  Congresse  übergiebt,  worin  der  frag- 
Kdie  Gegenstand  bestimmt  und  um  Gehör  gebeten  wird,  so  soll  hiervon  auf 
Befehl  des  Gongresses  der  gesetzgebenden  oder  ausübenden  Gewalt  des  andern 
im  Streit  liegenden  Staates,  Nachricht  gegeben,  und  soll  ein  Tag  zum  Erschei- 
nen der  Partheioi  durch  deren  gesetzlich  BeToUniik|^tigte  bestimmt  werden, 
wdche  dann  durch  vereinigte  Zustimmung  Commissarien  oder  Richter  zur£r- 
ridituDg  eines  zum  Abhören  und  Entscheiden  des  fraglichen  Gegenstandes  sich 
eooatitiiirenden  Hofs  festzusetzen  ermächtigt  sein  sollen;  wenn  sie  aber  nicht 
■Heinander  übereinstimmen  können,  so  soll  der  Congress  3  Personen  aus  Je- 
dem der  Vereinigten  Staaten  benennen  und  aus  der  Liste  solcher  Personen 
loU  eine  jede  Parthei  abwechselnd,  die  Bittsteller  zuerst.  Einen  ausiiosBen« 
bis  dass  die  Zahl  auf  13  vermindert  würde.  Von  dieser  Zahl  sollen  nicht  we» 
u^er  all  7,  nicht  mehr  als  0  Namen,  wie  der  Congress  es  anordnen  wird,  in 
Gegenwart  desselben  durch  das  Loos  gezogen  werden. 

Die  Personen,  deren  Namen  durch  das  I..00S  herauskommen,  oder  nir 
noch  fttnf  von  ihnen,  sollen  Commissarien  oder  Richter  zum  Abhören  und  end«- 
lieber  Entacfaeidung  der  Streitsachen  sein,  und  zwar^so,  dass  die  Mehrzahl  der 
Richter,  welche  die  Sachen  abhören,  die  Entscheidung  giebt.  Würde  eine 
Parthei  am  bestimmten  Tage  zugegen  zu  sein  versjj^umen,  ohne  von  dem 
lir  hinreichend  erachtete  Gründe  anzugeben,  oder  aber,  wenn  sie 
ist,  auszustreichen  sich  weigern,  so  soll  der  Congress  drei  Personen 
ans  jedem  Staate  ernennen,  und  der  Secretär  des  Congresses  soll  zu  Nutz  und 
Prammea  einer  solchen  abwesenden  oder  verweigernden  Parthei  das  Ansschliesaen 
besorgen.  Der  Richterspruch  und  Gutachten  des  in  vorgeschriebener  Art  einge- 
setzten Gerichtshofs,  soU  die  letzte  und  entscheidende  Instanz  sein,  und  wenn  es 
eine  der  Partheien  verweigerte,  sich  der  Auctorität  eines  solchen  Gerichtshof  an 
«lerwerfen,  oder  zu  erscheinen,  oder  seine  Ansprüche  oder  Sache  zu  ver^ 
tMdigra,  so  soll  der  Hof  nichts  desto  weniger  seinen  Spruch  falWn,  oder  sein 
Gnlaobten  abgeben,  welche  gleicherweise  die  letzten  und  entscheidend  sein  sollen. 
Bai  Gutachten,  der  Richter-Spruch  und  andere  Verhaniflungen  sind  in  beiden 
FiUoi  dem  Congresse  zu  überiiefem  und  zur  Sicherheit  der  sie  betreffenden  Par- 
thcien  den  Acten  des  Congresses  einzuverieiben:  dabei  ist  aber  noch  die  Vor- 
Mmmg  getroffen,  dass  jeder  Commissarius,  bevor  er  Sitz  im  Gericht  nimmt, 
dnen  Eid  ablegt,  der  ihm  von  einem  der  Richter  des  höchsten  oder  oii^rn 
Gerichtshofs  desjenigen  Staates,  wo  die  Sache  untersucht  wird,  abgenonmien 
werden  soll,  nämlich,  „rechtlich  nnd  wahrhaftig  den  fraglichen  Gegenstand  zu 
hören  und  zu  entscheiden,  nach  seinem  besten  Urtheil,  ohne  Gunst  und 
Neignng  oder  Hoffnung  auf  Belohnung.'* 

Der  Vorbehalt  ist  auch  festgesetzt,  dass  kein  Staat  eines  Territoriams 
mm  Nutzen  der  Vereinigten  Staaten  beraubt  werde. 

%.  3.  Alle  Streitigkeiten,  welche  das  Privatrecht  auf  dien  unter  ver- 
iduedenen  Rechtstiteln  von  zweien  oder  mehren  Staaten  in  Anspruch  genom» 
Baeoen  Grund  und  Boden  betreffen,  und  deren  Gerichtsbarkeit,  soweit  sie  diese 
Uüidereien  und  die  Staaten  belrifil,  die  solche  Rechtstitel  gegeben  haben, 
nrar  entschieden  isU  wo  jedoch  diese  Rechtstitel  oder  einer  von  ihnen,  wie  be- 
lauptot  wird  9  vor  einer  solchen  Entscheidung  der  Gerichtsbarkeit  entstanden 
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sein  soll.  —  dei^eidien  Streitigkeiten  sollen  auf  die  Ton  einer  oder  der  uh 
dem  Parthei  an  den  Gongress  der  Vereinigten  Staaten  gerichtete  Bitte 
schliesslich  entschieden  werden,  soweit  dies  thunlich  ist,  und  in  dersdbcB 
Art  und  Weise,  wie  es  vorher  hinsichtlich  der  Entscheidung  von  Streitigkei- 
ten wegen  der  Territorialgerichtsbarkeit  zwischen  verschiedenen  Staaten  TOh 
geschrieben  worden. 

8.  4  Der  Gongress  der  Vereinigten  Staaten  soll  auch  das  aDeinige  nod 
aussdiliessliche  Recht  und  die  Macht  haben,  den  Gehalt  und  den  Werth  der 
unter  seiner  oder  der  Anctorit'ät  der  respectiven  Staaten  gesdilagenen  MQmeo, 
zureguliren.  Gewicht  und  Maass  durchaus  durch  die  ganzen  Vereinigten  Stuten 
fest  zu  bestimmen,  den  Handel  und  alle  Angelegenheiten  mit  den  Indianen, 
die  nicht  Mitglieder  eines  oder  des  'andern  Staates  sind,  zu  leiten,  mit  der 
Bedingung,  dass  das  Recht  der  Gesetzgebung  irgend  eines  Staates,  inneriulb 
seiner  eigenen  Grenzen,  dadurch  nicht  übertreten  oder  verietzt  werde;  fenier 
Postämter  von  einem  zum  andern  Staate  durch  die  ganzen  Vereinigten  Staaten 
hindurch  zu  errichten  und  so  viel  Postgeld  für  die  durch  dieselben  gehenden 
Papiere  zu  fordern ,  als  zur  Bestreitung  der  Rosten  besagter  Postamter  erfin^ 
derlich  sein  möchte;  ferner  alle  Officiere  der  Landmacht  im  Dienste  der  Ve^ 
einigten  Staaten  mit  Ausnahme  der  über  die  einzelnen  Regimenter,  ebensa 
alle  Offidere  der  Seemacht  anzustellen,  und  alle  und  jede  Beamten  im  Dienste 
der  Vereinigten  Staaten  zu  ernennen  und  Verordnungen  zur  Befehligung  nnd 
Regulirung  besagter  Land-  und  Seemacht,  und  zur  Leitung  ihrer  Operationen 
zu  machen. 

S.  5.  Die  im  Gongresse  versammelten  Vereinigten  Staaten  sollen  einen 
Ausschuss  einzusetzen  ermächtigt  sein,  der,  wenn  derGongress  keine  Sitzungen 
hält,  dauernd  verbleibt  und  den  Namen  hat:  ,.Ausschuss(Comit6)  der  Staaten", 
und  aus  einem  Abgeordneten  von  jedem  Staat  besteht;  femer  solche  andre An»- 
schüsse  undGvilbeamte  zu  bestellen,  als  zurGeschäflsfahning  allgemeiner,  unter 
seiner  Leitung  stehenden  Angelegenheiten  nöthig  ist;  sodann  einen  aus  seiner 
Mitte  zum  Präsidenten  einzusetzen,  mit  dem  Vorbehalt,  dass  Niemanden  g^ 
stattet  werde,  länger  als  ein  Jahr  in  einem  Zeitraum  von  drei  Jahren  du 
Amt  des  Präsidenten  zu  bekleiden;  femer  die  zum  Dienst  der  Vereinigten 
Staaten  nothwendig  zu  erhebenden  Summen  festzustellen  und  dieselben  nr 
Bestreitung  öffentlicher  Ausgaben  anzuweisen  und  zu  verwenden;  ferner  An- 
leihen zu  machen  oder  Staatspapiere  (bills>  auf  den  Gredit  der  Vereinigten 
Staaten  in  Gours  zu  setzen,  wobei  jedes  halbe  Jahr  ein  Rechenschaftsberidit 
über  die  geliehene  Geldsumme  oder  die  contrahirten  Anleihen  den  respecL 
Staaten  zu  geben  ist;  eine  Flotte  zu  bauen  und  auszurüsten,  sich  über  die  7M 
der  Streitkräfte  zu  Land  zu  vereinigen  und  von  jedem  Staate  den  gebührenden 
Theil  im  Verhältniss  zu  der  Anzahl  seiner  weissen  Bewohner  in  Anspruch  n 
nehmen,  welche  Forderang  verbindlich  sein  soll.  Hierauf  soll  der  gesetzgebende 
Körper  eines  jeden  Staats  die  Regimcntsofficiere  einsetzen.  Gemeine  steüen. 
kleiden,  bewafTnen  und  soldatisch  auf  Rosten  der  Vereinigten  Staaten  nn 
Feldzug  ausrüsten,  und  die  also  bekleideten,  bewaffneten  und  equipirten  Of- 
flciere  und  Mannschaften  sollen  zum  bestimmten  und  mittlerweile  vom  Gon- 
gress der  Vereinigten  Staaten  passend  befundenen  Orte  vorrücken.  Wenn  es 
aber  der  Gongress,  in  Erwägung  von  Umständen,  passender  finden  sollte,  dus 
irgend  ein  Staat  keine  Mannschaft  oder  eine  geringere,  und  dass  ein  anderer 
Staat  eine  grössere  Zahl  als  seine  bezügliche  Quota,  stellen  sollte,  so  soll  dies" 
überzählige  Anzahl  gestellt,  mit  OfUcieren  versehen,  bekleidet,  bewaffnet  up' 
auf  den  Kriegsfuss  ganz  wie  die  eigentliche  Quota  eines  solchen  Staats  gestc'. '. 
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TOdm,  es  sei  denn,  dass  der  gesetzgebende  Körper  eines  solchen  Staates  nach  sei- 
noDErachten  keine  solche  ausserordenllicheZahl  mit  Sicherheit  ausserhalb  missen 
kaoo,  in  welchem  Falle  dieser  Staat  so  viel  Ofßciere,  Kleidung,  Waffen  undEqui- 
p^e  in  ausserordentlicher  Anzahl  stellen  soll,  als  er  nach  seinem  Urtheil  mit 
Sicherheit  missen  kann,  und  die  so  bekleideten,  bewaffneten  und  equipirten 
Oflidere  und  Mannschaft  sollen  zu  dem  bestimmten  Ort  und  innerhalb  der 
von  dem  Congress  der  Vereinigten  Staaten  genehmigten  Zeit  vorrücken. 

S.  ^  Die  im  Congresse  versammelten  Vereinigten  Staaten  sollen  sich 
sie  in  einen  Krieg  einlassen,  noch  Kaper-  und  Repressalienbriefe  in  Friedensieiten 
erlassen«  noch  in  irgend  welche  Vertrüge  und  Bündnisse  eingehen,  noch  Geld 
idilagen,  noch  dessen  Werth  bestimmen,  noch  die  Summen  und  Ausgaben, 
wdche  zur  Vertheidigung  und  Wohlfahrt  der  Vereinigten  Staaten  oder  eines 
derselben  nöthig  sind,  festsetzen,  noch  Staatspapiere  (bills)  ausgeben,  noch 
Gdd  auf  den  Credit  der  Vereinigten  Staaten  aufnehmen,  noch  Geld  anweisen, 
Bodi  Ober  die  Zahl  der  zu  bauenden  oder  zu  kaufenden  Kriegsschiffe,  oder 
die  Zahl  der  aufzubringenden  Land-  oder  Seemacht  Übereinkommen,  noch 
einen  Oberbefehlshaber  der  Landarmee  oder  der  Flotte  bestimmen,  wenn 
nicht  neun  Staaten  übereinstimmend  sind.  Auch  soll  über  keine  irgend 
cineQ  andern  Punkt  betreffende  Frage,  eine  Bestimmung  getroffen  werden,  es 
sei  denn  Ober  die  Vertagung  von  Tag  zu  Tag,  wenn  nicht  eine  Stimmenmehr- 
beit  der  im  Congresse  versammelten  Vereinigten  Staaten  Slatt  findet 

%,  7.  Der  Congress  der  Vereinigten  Staaten  soll  die  .Gewalt  haben, 
sdi  auf  irgend  eine  Zeit  im  Jahr  und  nach  irgend  einem  Platz  innerhalb  der 
Vereinigten  Staaten  zu  vertagen,  jedoch  so,  dass  keine  Vertagungsperiode  länger 
ils  lechs  Monate  dauert;  er  soll  das  Tagebuch  seiner  Verhandlungen  monat- 
lidi  feroffentlichen,  mit  Ausnahme  von  solchen  auf  Verträge,  Bündnisse  oder 
Bülitlrische  Operationen  bezüglichen  Theilen,  die  nach  seinem  eigenen  Urtheil 
(ine  Geheimhaltung  erfordern.  Die  bejahenden  und  verneinenden  Vota  der 
Abgeordneten  jedes  Staats  über  aufgeworfene  Fragen  sollen,  wenn  es  durch 
u^end  einen  Abgeordneten  verlangt  wird,  in  das  Journal  eingetragen  werden; 
nnd  die  Abgeordneten  eines  Staats  oder  irgend  einer  derselben,  sollen  auf 
denen  oder  deren  Verlangen  mit  Abschrift  des  gedachten  Journals  versehen 
"beiden,  mit  Ausnahme  der  oben  schon  ausnahmsweise  gedachten  Theile,  um 
^  den  gesetzgebenden  Körpern  der  einzelnen  Staaten  vorzulegen. 

Artikel  X. 

DerAusschuss  der  Staaten  oder  je  neun  derselbeifsollen  ermächtigt  sein, 
"fahrend  der  Congress  keine  Sitzungen  hält,  die  Gewalten  des  Congresses  aus- 
miiben,  mit  welchen  ihn  die  im  Congress  versammelten  Vereinigten  Staaten 
Biiter Zustimmung  von  neun  Staaten,  von  Zeit  zu  Zeit,  zu  bekleiden  für  räthlich 
Stalten  werden,  mit  der  Bedingung,  dass  keine  Gewalt  dem  besagten  Ausschusse 
übertragen  werden  darf,  zu  deren  Ausübung  nach  diesen  Bundesartikeln  die 
Stimnie  von  9  Staaten  im  versammelten  Congresse  der  Vereinigten  Staaten  er- 
forderlich ist 

Artikel  XL 

Tritt  Canada  diesem  Bunde  bei  und  vereinigt  sich  mit  den  Maassregeln 
der  Vereinigten  Staaten,  so  soll  es  in  die  Union  aufgenommen  und  zu  allen  ihren 
Vortheilen  berechtigt  werden.  Keiner  anderen  Colonie  soll  jedoch  die  nam- 
idie  Befiigniss  gestattet  werden,  es  sei  denn,  dass  solche  Zulassung  von  9 
baten  genehmigt  wird. 

Artikel  XIL 

Alle  durch  oder  unter  Auctorität  des  Congresses  vor  der  Zusammenkunft 
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der  Vereinigten  Staaten  ausgegebenen  Staatspaptere,  geborgten  Gelder  und  eont 
trahirten  Schulden,  sollen  zu  Folge  gegenwärtiger  Conf5deratkm  als  eine  Be- 
lastung der  Vereinigten  Staaten  erachtet  und  angesehen  werden,  für  deren 
Becahlung  und  Abtragung  die  besagten  Vereinigten  Staaten  und  der  Staats- 
credit  sich  hiermit  feierlicfast  verborgen. 

Artikel  XIII. 

Ein  jeder  Staat  soll  dem  Beschluss  der  im  Gongresse  tersammelten  Ver- 
einigten Staaten  in  allen  Fragen,  die  durch  diese  Gonfoderation  ihm  unte^ 
worfen  sind,  Gehursam  leisten.     Und  dieser  Bundesartikel  soll  unverletzM 
von  jedem  Staat  beobaditet  werden,  und  die  Union  soll  für  alle  Zeiten  daaera. 
Auch  soll  keine  Acndening  zu  irgend  einer  Zeit  nachher  in  irgend  einerBestiD- 
mung  gemacht  werden,  es  sei  dann,  dass  man  sich  flber  eine  solche  Aende- 
rung  im  Gongresse  der  Vereinigten  Staaten  vereinigt  hat,  und  sie  nachher 
durch  die  gesetzgebende  Behörde  eines  jeden  Staats  bekri/tigt  Ist    Und  di 
es  dem  höchsten  Lenker  der  Welt  gefallen  hat,  die  Herzen  der  Gesetzgeber, 
die  wir  gegenseitig  im  Gongresse  repräsentiren,  geneigt  lu  machen,  dass  sie  be* 
sagte  Artikel  des  Bundes  und  immerwährender  Union  gut  heisaen  und  n 
deren  Bestätigung  uns  ermächtigen,  so  sei  hiermit  kund  und  lu  wissen,  am 
wir  unterzeichnete  Abgeordneten,  Kraft  der  Gewalt  und  £miächtigang,  die 
uns  zu  dem  Endzwecke  gegeben  ist,  im  Namen  und  zum  Nutzen  und  FroBOMi 
unserer  gegenseitigen  Bevollmächtiger,  alle  und  jede  Artikel  dieses  Boodtt 
und  immerwährender  Union,  sowie  alle  einzelnen  hierin  enthaltenen  Gegea- 
stände  und  Dinge  völlig  und  ganzlich  genehmigen  und  bestätigen.     Und  kf- 
ner  geloben  wir  hiedurch  feierlichst  und  verpfänden  hiermit  das  Wort  unserer 
gegenseitigen  Vollmachtgeber,  dass  sie  bei  den  Beschlüssen  der  im  Gongre« 
versammelten  Vereinigten  Staaten  in  allen  Fragen,  welche  durch  besagte  Uniaa 
ihnen  unterworfen  sind,  verharren  und  ihnen  gehorchen  wollen,  und  dass  die 
Artikel  unverletzlich  durch  die  von  uns  gegenseitig  vertretenen  Staaten  beob* 
achtet  werden  und  die  Union  immerwährend  sein  soll. 

Zum  Zeugniss  dessen  haben  wir  uns  Im  Gongresse  eigenhäindig  hierM- 
terzeichnet. 

Gegeben  zu  Philadelphia  im  Staat  Pennsylvanien,  am  9.  Juli  im  Jabe 
unseres  Herrn  1778,  und  im  dritten  Jahre  der  Unabhängigkeit  Amerika's. 
New-Hampshire.  Oliver  Wolcott. 

Josiah  BartletL  Titus  Hosmer. 

I* 

John  Wenthworth,  Jnn.  Andrew  Adams. 

Massachusetts  Bay.  Ncw-York. 

John  Hancock.  ^^^y^  ^^^ 

Samuel  Adams.  p^„^3  ^e^i^ 

-Elbndge  Gerry.  ^^  ^^^^ 

Francis  Dana.  ^^^^  ^^^^^ 

James  Lovel. 

Samuel  Holten  New-Jersey. 

Rhode  Island  und  Providence         Jonathan  Witherspoon. 

Pflanzungen.  ^^Ül  Scudder. 

William  Ellery.  Pennsylvania. 

Henry  Marchant.  Robt.  Morris. 

John  Gollins.  Daniel  Roberdeau. 

Gonnecticut.  Jonathan  Bayard  Smith. 

Roger  Sherman.  William  Ghngan. 

Samuel  Huntington.  Joseph  Reed. 
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Delaware.  *    North  Carolina. 

.  M'KeaiL  ^^^^  P«an. 

DicIdnsoD.  ^^s*  Harnett 

las  Van  Dyke.  Ino»  Williams. 


Maryland. 


Hansen. 


South  Carolina. 
Henry  Laurens. 


"*       „  William  Henry  Drayton. 

^  ^"^  Ino.  Malhews. 

.     Virginia.  Richard  Hutson. 

ard  Henry  Lee.  Thomas  Heyward,  Jon. 
i  Banister.  Georgia, 

nas  Adams.  Ino.  Walton. 

Harvie.  Edward  Telfair. 

eis  Lightfoot  Lee.  Bdward  Langwortho. 


Während  des  Kampfefl  zur  Erringung  der  Unabbäii|igkeit  batto 
Dnföderations-Acte  ausgereicht,  denn  das  geoieinsc^ftliche  in- 
e  gegen  Grossbritanien  hatte  zur  Einheit  in  den  Bestrebungen 
merikaner  aufgefordert  und  die  Aufbringung  auch  der  bedea* 
;en  Leistungen  gerechtrertigt.  Als  aber  die  Selbatständiglpeit 
taates  von  dem  Mutterlande  in  dem  Friedensvertrage   xii  Ver« 

(3.  Sept.  1783)  anerkannt  war,  als  George  Washington,  der 
;8te  Erhalter  der  Eintracht  und  Vermittler  der  widerwärtigsten 
i^eiten,  seine  Stelle  als  Oberbefehlshaber  niederlegte  (23.  Decbr. 
,  war  auch  die  innere  Ordnung  dahin.  Es  kam  zur  Emeue« 
des  Bürgerkrieges  unter  den  verschiedenen  Parthei^  dar  Ame- 
»*,  wie  dies  die  traurigen  VolksauSstände  in  Massachusetts  und 
Hampshire  bezeugen;  die  Verschiedenartigkeit  der  Steuer-,  Zoll- 
landels-Systeme  in   den   einzelnen  Staaten  des  Nordamerikaiu- 

Bundesstaates,  die  oft  die  widersprechendaWb  Bedingungen  g^ 
linander  aufstellten,  der  Mangel  an  einer  zweckmässigen  allge» 
in  Leitung  erforderten  unabwendbar  eine  neue  Verfassung,  wenn 

der  kaum  gebildete  Staat  wieder  in  sich  zerfliilen,  und  daa 
;eBiId  eines  dauernden  Bruderkrieges  bis  zu  seinem  aUo^bligen 
gange  gewähren  sollte.  Und  diese  Verfassung,  die  |iqh  bin 
heutigen  Stunde  als  das  Hauptgrundgesetz  des  Amerikaniseheo 
^Staates  erhalten  hat,  wurde  durch  die  ernsten  BemiUiungoi 
m  sich  *in  ihren  politischen  Ansichten  oft  entgegengesteiften 
er,  wie  Washington,  Adams  und  Jefferson,  auf  dem  Gongresse 
iladelphiaam  17.  Sept.  1787  angenommen.  Es  ist  folgendes  Grundge* 
«vie  es  einstimmig  durch  die  Abgeordneten  auf  dem  Congresse  be» 
»en,   und  in  dem  Laufe  von  drei  Jahren  nach  und  nach  aueh 

19* 
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von  den  gesetzgebenden  Körpern  der  übrigen  Staaten  förmlich  ny 
tionirt  wurde*)* 

IT.    The  Confiitltutlon  of  tlie  Viüted  States  i 

Aiiierlea^^3« 

V.   n;  Sept.    1787. 

^IWe,  the  people  of  tbe  United  States,  in  order  to  form  a  more  perfect  umt 
etablish  justice,  insure  domestic  tranquillity,  provide  for  the  common  defenc 
promote  the  general  welfare,  and  secure  the  blessings  of  liberty  to  oaneb< 
and  cur  posterity»  do  ordain  and  etablish  this  Constitution  for  the  United  Sti 
tes  of  America. 

Art.  L 
LegblaÜYe  power. 
Sect  1.    All  legislative  powers  herein  granted  sball  be  vested  in  a  Cod 
gress  of  the  United  States;  vthidi  shall  consist  of  a  Senate  and  house  of  re 
presentatives. 

Hoase  of  represenUtiTes. 

Sect  2.  The  house  of  representatives,  shall  be  composed  of  membn 
chosen,  every  second  year,  by  the  people  of  the  several  states;  and  the  dec 
tors  in  each  State  shall  have  Üie  qualifications  requisite  for  electors  of  tb 
most  numeroos  branch  of  the  State  legislature. 

No.  person  shall  be  a  representative  who  shall  not  have  attained  to  Ih 
age  of  twenty-Gve  years,  and  becn  seven  years  a  Citizen  of  the  Uniled  State 
and  Vho  shall  not  when  elected  be  an  inhabitant  of  State  in  which  be  sha 
be  chos^n. 

Representatives  and  direct  taxes  shall  be  apportioned  among  the  seien 
States,  which  may  be  included  within  this  union,  according  to  their  respedh 
numbers,  which  sball  be  determined  by  adding  to  the  wbole  number  of  frc 
persons,  including  those  bound  to  Service  for  a  term  of  years,  and  exdadii 
Indians  not  taxed,  thrce-Gflhs  of  all  persons.  The  actual  enumeration  sht 
be  made  within  three  years  afler  the  flrst  meeting  x)f  the  G)ngress  of  th 
United  States,  and  within  every  subsequent  term  of  ten  years,  in  such  maiiM 
as  they  shall  by  law  direct.  The  number  of  representatives  shall  not  exoee 
one  for  every  thirty  thousand,  but  each  State  shall  have  at  least  one  repreiei 
tative  and  until  such  «enumeration  shall  be  made,  the  State  of  New-Ebnushir 
shall  be  entitied  to  chuse  three,  Massachusetts  eight,  Rhode  Island  and  Prc 
vidence  Plantations  one,  Connecticut  five,  New  York  six,  New  Jersey  foo! 
Pennsylvania  eight,  Delaware  one,  Maryland  six,  Virginia  ten,  North  CaroÜD 
five»  South  Carolina  five,  and  Georgia  three. 

V  ^^  Delaware  am  3.  Dec.  1787,  in  Penntylvanien  am  13.  Dee.  178 
in  NeuhJersey  am  19.  Dec,  1787,  in  Georgien  am  2.  Jan.  178?,  in  CanneHie* 
am  9.  Jan,  1788,  in  MastachwetU  am  6.  Febr.  1788,  in  Maryland  am  fi 
April  1788,  in  Süd^Carolina  am  23.  Mai  1788.  in  New-Hampshire  am  21 
Juni  1788,  in  Virginien  am  25.  Juni  1788,  in  New-York  am  2ß.  ^t  IM 
in  Nord-Carolina  am   27.  Nov,  1779  und  in  Rhode  Island  am  20.  Mai  ITDI 

V  Abgedruckt  in  der  Sprache  des  Originals  bei  Martern  Recueü  A 
traitds,  tom.  HL  pg,  78-93  und  in  Deutscher  Uebersetzung  in  den  Zusätu 
XU  Ramsay,  Bd.  IT,  S.  235-55,  bH  Engelhard  a.  a.  O.  /.,  5.  17-3 
Das  bei  Martens  a.  a.  O.  pg.  76—77  abgedruckte  Einleitungsschreiben  i 


IT«   mb  Terftimiiiis  der  Terelnlgten  Staaten. 

Vom  17.  September  1787. 

Wir,  das  Volk  der  Yereinigten  Staaten,  haben  um  eine  ▼ollkommene  Union 
m  idiüessen,  um  Gerechtigkeit  und  innere  Ruhe  zu  befestigen,  für  die  ge- 
BMinsame  Vertheidigung  zu  sorgen,  die  allgemeine  Wohlfahrt  zu  fördern,  und 
uns,  so  wie  unsern  Nachkommen  den  Seegen  der  Freiheit  zu  erhalten,  diese 
Yerlassung  fQr  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  verordnet  und  eingeführt 

Artikel  I. 
Gesetzgebende  Gewalt 
Sect  1.  Die  gesammte,  hierdurch  verliehene,  gesetzgebende  Gewalt,  soll 
eJneiD  Congresse  der  Vereinigten  Staaten  anvertraut  sein,  der  aus  einem  Se- 
nate und  einem  Hause  der  Repräsentanten  bestehen  soll. 

Das  Haus  der  Reprisentanten. 

Sect  2.  Das  Haus  der  Repräsentanten  soll  aus  Mitgliedern  bestehen, 
(fie  alle  zwei  Jahre  von  dem  Volke  der  verschiedenen  Staaten  gewählt  wer- 
den; und  die  Wählenden  in  jedem  Staate  sollen  die  Eigenschaften  besitzen, 
welche  bei  denjenigen  erforderlich  sind,  die  den  zahlreichem  Theil  des  gesetz- 
gebenden Körpers  jedes  Staates  wählen. 

Niemand  soll  ein  Repräsentant  werden,  wenn  er  nicht  fünfundzwanzig 
Jahr  alt,  sieben  Jahre  lang  ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  gewesen,  und 
wenn  er  nicht  zur  Zeit  der  Wahl  ein  Einwohner  des  Staates  ist,  in  welchem 
er  gewählet  wird. 

Die  Zahl  der  Repräsentanten  und  die  directen  Taxen,  sollen  in  den 
rmdiiedenen  Staaten,  welche  in  diese  Union  eingeschlossen  werden  mögen, 
lach  ihrer  respectiven  Volkszahl  bestimmt  werden.  Diese  Volkszahl  soll  dergestalt 
tttgesetzt  sein,  dass  zu  der  ganzen  Zahl  freier  Personen,  worunter  diejenigen 
nit  inbegriffen  sind,  die  sich  nur  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  zum 
Kenen  verpflichtet  haben,  wovon  aber  die  nicht  beschatzten  Indianer  ausge- 
vUossen  werden,  noch  drei  Fünflheile  aller  anderen  Personen  hinzugeftkgt 
rarden. 

Die  wirkliche  Zählung  soll  binnen  drei  Jahren  nach  der  ersten  Ver^ 
unmlung  des  (Kongresses  der  Vereinigten  Staaten  veranstaltet,  und  sofort  in 
edcm  Zeiträume  von  zehn  Jahren  also  wiederholt  werden,  wie  dieadbcn  nach 
bn  Gesetze  angeordnet  werden  sollen.  Die  Zahl  der  Repräsentanten  soll  sich 
bo  verhalten,  dass  nicht  mehr  als  einer  auf  dreissig  tausend  gewählt  werde; 
iber  jeder  Staat  soll  wenigstens  einen  Repräsentanten'  haben. 

Bavor  jedoch  die  genannte  Zählung  geschehen  kann,  soll  der  Staat  von 
i'ew-Hampshire  das  Recht  haben  drei  zu  wählen;  Massachusetts  acht;  Rhode- 
dand  und  Providence  Plantations  einen;  Connecticut  fünf;  New- York  sedis; 
few- Jersey  vier;  Pennsylvanien  acht;  Delaware  einen;  Maryland  sedis;  Virgi- 
ien  zehn;  Nord-Carolina  fünf;  Süd-Carolina  fünf;  und  Georgien  drei.*) 


^äsidenten  George  Washington  an  den  Congress  von  demselben  Tage  fll, 
tpU  Vl^l)  documentirt  die  oben  angegebenen  inneren  Zustände  der  Amerika- 
sehen  Staaten  in  dieser  Zeit, 

V  Dieser  Artikel  ist  durch  neue  Gesetze  bereits  genauer  bestimmt,  Nath 
\tr  Congressacte  vom  14.  April  1792  sollte  von  33*000  Einwohnern  Jedes 
uUes  ein  Repräsentant  gewählt  werden.  Die  Zahl  der  RepräserUanten  im 
1703  war  105.  Im  J,  1846  wurde  bereiU  auf  70,680  Einw.  erst  ein  Reprä- 
iant  gewählt. 


soo 

When  vacauMs  liapp«B  to  the  rcpreMBtaüoB  inm  ny  iUltf  flw  m 
cotiTe  authority  thereof  shall  issue  writs  of  dection  to  fiU  such  Tacancieft. 

The  hoaae  of  representatives  shall  chuse  Iheir  Speaker  and  other  ofBciai 
ind  UM  lMi?e  Äe  sole  power  of  laspeachraent 


Senate. 

Sect  3.  The  Senate  of  the  United  States  shall  be  composed  of  Iwo  s 
nators  from  each  State,  chosen  by  the  legislature  thereof  for  six  years;  an 
each  Senator  shall  have  one  vote. 

Immediately  afler  they  shall  be  assembled  in  consequence  of  the  fin 
election,  they  shall  be  divided,  as  nearly  as  roay  be,  into  three  dasses.  Th 
seats  of  the  Senators  of  the  first  dass  shall  be  vacatcd  at  the  expiration  o 
the  second  ycar;  of  the  second  dass  at  the  expiration  of  the  fourth  year;  «k 
of  the  third  dass  at  the  expiration  of  the  sixlh  year;  so  that  onethird  ni) 
be  chosen  every  second  year;  and  if  vacancies  happen  by  resignation,  « 
otherwise,  during  the  recess  of  the  legislature  of  any  State,  the  execalfn 
authority  thereof  may  make  temporary  appointments  untU  the  nexl  meetiBf 
of  the  legislature»  which  shall  then  All  sudi  vacandes. 

No  person  shall  be  a  Senator  who  shaU  not  have  attained  to  the  age « 
thirty  years,  and  been  nine  years  a  Citizen  of  the  United  States»  and  whi 
fhall  not,  when  dected,  be  an  inhabitant  of  that  sUte  for  which  he  shaU  Ix 
diosen. 

The  vice-president  of  the  United  States  shall  be  President  of  the  seoite; 
but  shall  have  no  vote,  unless  they  be  equally  divided. 

The  Senate  shall  chuse  their  other  ofßcers,  and  also  a  president  pn 
tempore,  in  the  absence  of  the  vice-president,  or  when  he  shall  exerdse  11m 
Office  of  President  of  the  United  States. 

The  Senate  shall  have  the  sole  power  to  try  all  impeachmenls.  ^te 
sitti'ng  for  that  purpose,  t^ey  shall  be  on  oath  or  affirmation.  ^lien  Ibi 
President  of  the  United  States  is  tried,  the  chief  justice  shall  preside;  and  M 
person  shall  be  convicted  withont  the  concurrence  of  two  thirds  of  the  wUff 
ben  present 

Judgement  in  cascs  of  impeachment  shall  not  extend  further  than  U 
remoral  from  officc,  and  disquaÜficalion  to  hold  and  enjoy  any  office  of  bo 
noor,  trust,  or  profit  under  the  United  States:  but  the  party  convicted  shil 
nefcrtbeless  be  liable  and  subject  to  indictment,  trial,  judgement,  and  ponid 
ment,  aecording  to  law. 


ElectioBS  for  Senate  and  repreeentatires. 

Sect.  4.  The  times,  places,  and  roanner  of  holding  elections  for  senalQR 
and  representatives,  shall  be  perscribed  in  each  slate  by  the  legislature  tbfr 
reof;  but  the  G)ngress  may  at  any  lime  by  law  make  or  alter  such  regulaticM 
except  as  to  the  places  of  chusing  Senators. 

TheCon^ss  shall  assemblc  at  leafl  once  in  every  year;  and  such  mec 
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Weän  bei  4er  ReprÜBUtiitiöii  irgend  eines  Staates  Vacanten  entstehen, 
die  executif  e  Auctorität  desselben  eine  Waiil  ausschreiben,  tun  diese  Va* 
:en  za  l>esetzen. 

Das  Haus  der  Repräsentanten  soll  seinen  Sprecher  und  seine  übrigen 
mten  wählen,  und  es  soll  allein  das  Recht  der  Anklage  gegen  untreue 
itsbeamten  besitzen. 

Der  Seoat 

Sect  3.  Der  Senat  der  Vereinigten  Staaten  soll  aus  zwei  Senatoren 
jedem  Staate  bestehen,  welche  von  dem  gesetzgebenden  Körper  desselben 
sechs  Jahre  gewählt  werden;  und  jeder  Senator  soll  eine  Stimme  haben. 

Sobald  sie  sich  nadi  der  ersten  Wahl  versammlen,  sollen  sie  sobald  als 

glich  in  drei  Klassen  verthetlt  werden. 

Die  Stellen  der  Senatoren  von  der  ersten  Klasse  sollen  nach  Verlauf 

zweiten  Jahres  erledigt  werden;  die  von  der  zweiten  Klasse  nach  Verlauf 

vierten  Jahres;  und  die  von  der  dritten  Klasse  nach  Verlauf  des  sechsten 

ures:  so  dass  ein  Drittheil  alle  zwei  Jahre  neu  gewählt  werde;  und  wenn 

ti  Vacanzen  durch  Resignation,  oder  auf  andere  Art,   während  der  Nicht- 

sammlung  des  gesetzgebenden  Körpers  irgend  eines  Staates,  ereignen  soll* 

I,  so  soll  die  execotive  Auclorität  desselben  die  erledigte  Stelle  provisorisch 

Mtien,  bis  zur  nächsten  Zusammenkunft  der  gesetzgebenden  Körper,  welchen 

dinn  solche  Vacanzen  ausfiiUen  soll. 

Niemand  kann  ein  Senator  werden,  wenn  er  nicht  bereits  dreissig  Jahre 
I  neun  Jahre  ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  gewesen,  und  nicht,  wenn 
gewählt  wird,  ein  £inwohner  des  Staates  ist,  für  welehen  er  gewählet  wird. 

Der  Vicepräsident  der  Vereinigten  Staaten  soll  Präsident  des  Senates 
B,  aber  keine  Stimme  haben,  ausgenommen  wenn  die  Stimmen  der  Sena- 
tn  gleich  gelheilt  sind. 

Der  Senat  soll  seine  übrigen  Beamten  wählen,  so  wie  auch  einen  Prä- 
leoten  pro  tempore,  in  der  AbwesenheK  des  Vicepräsidenten,  oder  wenn 
ser  das  Amt  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  versehen  müsste. 

Der  Senat  soll  allein  das  Recht  haben,  jede  Anklage  gegen  untreue 
utsbeamten  zu  untersuchen.  Wenn  er  zu  diesem  Endzwecke  eine  Sitzung 
It,  soll  er  dazu  vorher  vereidigt  werden.  Wenn  ein  Präsident  der  Vereinig- 
I  Staaten  verhört  wird,  soll  der  Ober^Richter  präsidiren;  und  Niemand  soll 
nirtheilt  werden  können,  wenn  nicht  zwei  Drittheite  der  gegenwärtigen 
ilglieder  für  das  Urtheil  gestimmt  haben. 

Ein  Urtheil  im  Falle  einer  Anklage  gegen  untreue  Staatsbeamten  soll 
üi  nicht  weiter  erstrecken  können,  als  auf  Entfernung  vom  Dienste  und  Ab- 
Rchung  des  Rechtes,  irgend  ein  Amt,  welchesEhre,  Zutrauen  oder  Vorilieile 
iwähr^  in  den  Vereinigten  Staaten  erhalten  und  führen  zu  dürfen.  Aber 
T  Überführte  Theil  soll  dem  ungeachtet  noch  der  gerichtlichen  Anklage,  dem 
iminal-Processe,  der  Verurtheilung  und  Bestrafung  nach  dem  Gesetze  unter- 
)rfen  sein. 

W«faIeB  für  den  f^eiat  «id  die  ReprUetitaiilen. 

Sect  4.  Zeitt  Ort  und  Art  der  Wahl  der  Senatoren  und  Repräsenlan- 
W  soll  jeder  Staat  durch  seinen  gesetzgebenden  Körper  bestinnnen;  aber  der 
igress  kann  fli  jeder  Zeit  solche  Verfügungen  durch  ein  Gesetz  machen 
MT  verändern,  ausgenommen  die  Bestimmung  des  Ortes,  wo  die  Senatoren 
rifalt  werden. 

Der  Gongress  soll  sich  wenigstens  einmal  in  jedem  Jalure  venamoi^; 
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tiojs  sbaD  be  on  Um  fint  Monday  in  Deeembcr»  uiikii  thejr  didl  bj kvip 
poim  a  differeiU  daj. 


QnaUficaUoDi  of  elecüon,  •4ioonioieiiL 

Sect  5.  Each  house  shall  be  the  jadge  of  the  eleclioiii,  Ktonis,  ind 
qDaUficatioDS  of  its  uwn  members,  and  a  majority  of  each  shall  oonfütiite  a 
quorom  to  do  business;  but  a  smaller  number  may  adjourn  from  day  to  dij, 
and  may  be  authorised  to  compel  the  attendance  of  absent  memben,  in  ni 
manner,  and  linder  such  penalties,  as  each  house  may.  pronde. 

Each  house  may  detennine  the  rules  of  its  proceedings,  ponish  itsmctt' 
bers  for  disorderly  bdiaviour,  and  with  the  concurrence  of  two-thirds»  eipd 
a  member. 

Each  house  shall  keep  a  Journal  of  its  proceedings,  and  from  time  ts 
time  pnblish  the  same,  excepting  such  parts  as  may  in  their  judgemoit  n* 
quire  secrecy;  and  the  yeas  and  nays  of  the  members  of  either  house  on  aij 
question  shall,  at  the  desire  of  one-fiflh  of  those  present,  be  entered  od  tke 
joumaL 

Neither  house,  dnring  the  Session  of  Gongress,  shall  withoat  Ihe  oODMt 
of  the  other,  adjourn  for  more  than  three  days,  nor  to  any  other  place  Üua 
that  in  which  the  two  houses  shall  be  sitting. 


PrlYOeges  of  Sentlors  and  representatiYet. 

Sect  6.  The  Senators  and  representatives  shall  receife  a  compematioa 
for  their  Services,  to  be  ascertained  by  law  and  paid  out  of  the  treasory  of 
the  United  States.  They  shall  in  all  cases,  except  treason,  felony»  and  bread 
of  the  peace,  be  privileged  from  arrest  during  their  attendance  at  the  sesaot 
of  their  respeclive  houses,  and  in  going  to  and  retuming  from  the  same;  and 
for  any  speech  or  debate  in  either  house,  they  shall  not  be  qoestioned  in  toy 
other  place. 

No  Senator  or  representative  shall,  during  the  time  for  which  he  wn 
dected,  be  appointed  to  any  civil  oiFice  under  the  authority  of  the  ODitei 
States,  which  shall  have  been  increased  during  such  time;  and  no  penoB» 
holding  any  ofDce  under  the  United  States,  shall  be  a  member  of  either  how 
during  bis  continuance  in  office. 


Bills  for  raUiog  revenae  etc. 

Sect  7.  All  bills  for  raising  revenue  shall  originate  in  the  house  of 
representatives;  but  the  Senate  may  purpose  or  concur  with  amendments,  tf 
on  other  biUs. 

Every  biU  which  shaU  have  passed  the  house  of  representatives  and  tbe 
Senate,  shall,  before  it  become  a  law,  be  presented  to  the  President  of  the 
United  States:  if  he  approve,  he  shall  sign  it,  if  not,  he  shall  retum  it  witb 
bis  objeclions  to  that  house,  in  which  it  shall  have  originated,  who  shall  enttf 
the  objeclions  at  large  on  their  Journal  and  proceed  to  reconsider  it.  If^  afUr 
such  reconsideration,  twu-thirds  of  that  house  shall  agn6e  to  pass  the  bill,  il 
shall  be  sent,  together  with  the  objections,  to  the  other  house,   by  which  H 


ttd  diese  Versarnmlang  soll  am  ersten  Montage  im  Deeember  gehalten  wer- 
den, wenn  sie  nicht  durch  ein  Gesetz  auf  einen  andern  Tag  anberaumt  worden. 

Die  Qualificationen  zur  Wahl.  Vertagung. 

Sect  5.  Jedes  Haus  soll  Über  die  Wahl  und  die  Eigenschaften  seiner 
Ifitgüeder  Richter  sein;  die  grossere  Zahl  der  Mitglieder  eines  jeden  Hauses 
mo»  versammelt  sein,  um  ein  Geschäft  vornehmen  zu  können;  aber  eine 
Udnere  Anzahl  kann  sich  von  Tage  zu  Tage  vertagen,  und  ist  berechtigt,  die 
abwesenden  Mitglieder  auf  solche  Art  und  mit  solchen  Straten,  als  jedes  Haus 
ftr  gnt  finden  wird,  zu  zwingen,  sich  zur  Versammlung  einstellen. 

Jedes  Haus  setzt  die  Regeln  seines  Verfahrens  fest,  straft  seine  Mitglie- 
der wegen  schlechter  Aufführung  und  kann  mit  Uebereinstimmung  von  zwei 
Drittbmlen  ein  Mitglied  ausstossen. 

Jedes  Haus  führt  ein  Tagebuch  seiner  Verhandlungen  und  macht  das* 
sdbe  von  Zeit  zu  Zeit  bekannt;  ausgenoinmen  solche  Theile,  die  nach  seiner 
Beurtheilung  geheim  gehalten  werden  müssen.  Auch  das  Ja  imd  Nein  der 
Ifit^eder  eines  jeden  Hauses  Über  irgend  eine  Sache,  soll  auf  Verlangen  von 
önem  Fünftheile  der  gegenwärtigen  Mitglieder,  in  das  Tagebuch  eingeschrie- 
ben  werden. 

Keines  von  beiden  Häusern  soll  während  der  Sitzung  des  Gongresses, 
ohne  Einwilligung  des  andern,  sich  länger  als  auf  drei  Tage  vertagen,  noch 
m  dnem  andern  Orte  sich  versammeln,  als  da,  wo  die  beiden  Häuser  ihre 
SilinDg  halten« 

Die  PriYtlegien  der  Senatoren  and  Reprisentanten. 

Sect  6.  Die  Senatoren  und  Repräsentanten  sollen  eine  Entschädigung 
Hir  ihre  Dienste  erhalten,  die  ihnen  durch  das  Gesetz  zugesichert,  und  aus 
ier  Schatzkammer  der  Vereinigten  Staaten  ausgezahlt  werden  soll.  Sie  sollen 
b  allen  Fällen,  ausgenommen  Verrätherei,  Felonie  und  Brechung  des  Frie- 
loB  während  ihres  Dienstes,  während  der  Versammlung  ihres  betreffenden 
Banses  und  während  ihrer  Hinreise  und  ihrer  Rückreise  von  demselben,  von 
Seßn^cher  Haft  frei  sein,  auch  sollen  sie  nicht  an  irgend  einem  andern  Orte 
vegen  ihrer  Reden  oder  Streitigkeiten  in  einem  von  beiden  Hänsem  belangt 
«erden  können. 

Kein  Senator  oder  Repräsentant  soll  während  der  Zeit,  für  welche  er 
lewählt  ist,  zu  irgend  einem  bürgerlichen  Amte  unter  der  Auctorität  der 
Vereinigt  n  Staaten  berufen  werden  können,  welches  während  dieser  Zeit  er- 
nditet,  oder  dessen  Emolumente  indessen  vermehret  worden;  und  Jeder,  der 
v|eiid  ein  Amt  der  Vereinigten  Staaten  bekleidet,  soll  unfähig  sein,  während 
ieiiies  Amtes  ein  Mitglied  eines  der  beiden  Häuser  zu  werden. 

Bills  fUr  die  Erhebung  der  Einkünfte. 

Sect  7.  Alle  Bills  wegen  Erhebung  der  Abgaben  sollen  ursprünglich 
^00  dem  Hause  der  Repräsentanten  ausgehen;  aber  der  Senat  kann  Verbesse- 
fvngen  vorschlagen,  und  dabei  wie  bei  andern  Bills  concurriren. 

Jede  Bill,  die  in  dem  Hause  der  Repräsentanten  und  im  Senate  durch- 
Kegangen  ist,  soll  dem  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  vorgelegt  werden, 
^  lie  Gesetzeskraft  erlangt.  Billigt  er  sie,  so  soll  er  sie  unterschreiben;  wo 
bliebt,  so  soll  er  sie,  mit  seinen  Einwendungen,  dem  Hause  zurückschicken, 
R^oae  ihren  Ursprung  erhalten;  und  dasselbe  soll  diese  Einwendungen  ins- 
foammt  in  sein  Tagebuch  einschreiben,  und  die  Bill  noch  einmal  in  Erwä- 
[oiig  nehmen. 

Wenn  nach  dieser  zweiten  Ueberlegung  zwei  Drittheile  dieses  Hauses 
tr  die  Bill  stimmen,  soll  sie  zugleich  mit  den  Einwendungen  an  das  andere 
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shall  likewife  be  reeoüsidendi  and  i(  approved  by  two-tiurd»  oi  thit  Immbc^ 
ahall  beooDie  a  law.  But  in  all  such  cases  the  votes  of  bolh  booMS  shall 
determined  by  yeas  and  nays;  and  the  names  of  the  persons  TOting  fbr  a 
against  the  bUl  shall  be  entered  on  the  Journal  of  each  hoose  respectivi 
If  any  bill  shall  not  be  retumed  by  the  President  within  ten  days  (Suad 
excepted)  alter  it,  shall  have  been  presented  to  bim,  the  sane  shall  be  a  1{ 
in  like  manner  as  if  he  had  signed  it,  unless  the  Gongress  by  thiir  a4Jott 
ment  preveni  its  retum,  in  which  case  it  shall  not  be  a  kw. 

£very  order,  resolution,  or  vote,  to  which  the  concurresce  of  tfaescn 
and  house  of  representatives  may  be  necessary  (exoept  oa  a  qoostion  of  i 
journment),  shall  be  presented  to  the  President  of  the  United  States:  and  I 
fore  the  same  shall  take  effect,  shall  be  approved  by  him,  or  baing  dis^pi 
▼ed  by  him,  shall  be  repassed  by  two-tbfrds  of  the  Senate  and  hoose  of  i 
presentatives,  according  to  the  rules  and  limitations  prescribed  in  the  caie 
abilL 


Power  of  the  Gongress. 

SecL  8.  The  Gongress  shall  have  power  to  lay  and  collect  taxes,  dati 
iinposts  and  excises,  to  pay  the  debts  and  provide  for  the  common  defen 
and  general  welfare  of  the  United  States;  but  all  duties,  imposts  and  exdi 
shall  be  uniform  throoghout  the  United  States: 

To  borrow  money  on  the  credit  of  the  United  States. 

To  regulate  commerce  with  foreign  nationsT  and  among  the  serersl  s 
tes»  and  with  the  Indian  tribes. 

To  etablish  and  uniform  rule  of  naturalisation,  and  uniform  lawsool 
subjects  of  bankruptcies,  throughout  the  United  States. 

To  coin  money,  regulate  the  value  thereof  and  of  foreign  coin,  and 
the  Standard  of  weights  and  measures. 

To  provide  for  the  punishnient  oi  counterfeiting  the.'secnrities  and  o 
rent  coin  of  the  United  States. 

To  establish  post-ofGces  and  post-roads. 

To  promote  the  progress  of  science  and  useful  arts,  by  securing  for 
mited  times  to  authors  and  inventors  the  exdusive  right  to  their  resped 
writtings  and  discoveries. 

To  constilute  tribunals  inferior  to  the  supreme  court 

To  define  and  punish  piracies  and  felonies  committed  on  the  high  u 
and  oifences  against  the  law  of  nations. 

To  declare  war,  grant  letters  of  marque  and  reprisal,  and  make  m 
conceming  capturcs  on  land  and  water. 

To  raise  and  support  armies;  but  no  appropriation  of  money  to  tbati 
shall  be  for  a  longer  term  than  two  years. 

To  pruvide  and  malntain  a  navy. 

To  make  rules  fbr  the  government  and  regulaüon  of  the  land  and  na 
forces. 

To  provide  for  calling  forlh  the  mililia,  to  execute  the  laws  of  the  Uni 
suppress  insurrections»  and  repel  invasions. 

To  provide  for  organizing  and  disciplining  the  militia,  and  for  gof 
ning  such  pari  of  them  as  may  be  employed  in  the  Service  of  the  Uni 
States;  reserving  to  the  states  respectively  the  appointment  of  the  ofüo 
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s  geadiickt  werden,  welches  dieselbe  gleichfaHs  nodi  einmal  in  ErwSgang 
nen  soll;  wird  sie  auch  hier  von  zwei  Drittheilen  gebilligt,  so  soll  sie 
stieskrafl  erhalten. 

Aber  in  allen  diesen  FäUen  sollen  die  beiden  Häuser  durch  Ja  und 
1  ihre  Summe  ablegen,  und  die  Namen  der  Mitglieder,  welche  für  oder 
m  die  Bill  stimmen,  sollen  in  das  Tagebuch  eines  jeden  Hauses  eingetra- 

werden.  Wenn  der  Präsident  eine  Bill  nicht  binnen  lehn  Tagen,  (die 
ntage  abgerechnet)  nachdem  sie  ihm  vorgelegt  worden,   zuracksendet;  so 

sie  Gesetzeskraft  erhalten,  als  wenn  er  sie  unterzeichnet  hätte;  es  miksste 

n  der  Congress  ihre  Rücksendung  dadurch  verzögern,   dass   er  $ich  auf 

e  längere  Zeit  vertagte;  in  diesem  Fall  soll  sie  nicht  Gesetze^rafl  erhallen. 

Jede  Verordnung,  Beschlussnahme,  oder  jedes  Votum,  wozu  die  Gon- 

rcnz  des  Senates  und  des  Hauses  der  Repräsentanten  nöthig  ist,  (den  Fall 

Vertagung  ausgenommen)  soll  dem  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten 
gelegt  werden;  er  muss  sie  billigen,  wenn  sie  gellen  sollen;  wenn  er  sie 
billigt,  so  müssen  sie,  nach  denselben  Regeln  und  Einschränkungen,  wie 
!  Bills,  von  zwei  Dritlhcilen  des  Senates  und  des  Hauses  der  Repräsentant 
I  noch  einmal  genehmigt  werden,  um  Gültigkeit  zu  erlangen. 

Macht  des  Coogresses. 

Sect.  8.  Der  Congress  hat  das  Reditt  Taxen,  Abgaben,  Auflagen  und 
eise  aufzulegen  und  zu  erheben,  Schulden  zu  bezahlen,  und  für  die  gemein- 
ne  Vertheidigung  und  Wohlfahrt  der  Vereinigten  Slaaten  zu  sorgen;  aber 
e  Abgaben,  Auflagen  und  die  Accise  müssen  in  den  gesammten  Vereinigten 
Uten  gleichförmig  sein. 

Er  kann  femer  auf  den  Credit  der  Vereinigten  Staaten  Geld  borgen. 

Den  Handel  mit  auswärtigen  Völkern,  und  unter  den  verschiedenen 
Mten,  wie  auch  mit  den  Indianischen  Völkerschaften  anordnen; 

Gleichrürmige  Regein,  nech  welchen  Fremde  naturalisirt  worden,  und 
uchfurmige  Gesetze  über  Bankrutte  in  den  Vereinigten  Staaten  vorschreiben; 

Geld  münzen,  den  Wcrih  desselben,  sowie  der  ausländischen  Münzen 
sauren,  und  Maass  und  Gewicht  festsetzen; 

Diejenigen  strafen,  welche  Banco-Noten  und  laufende  Münzen  der  Ver- 
aigten  Staaten  nachmachen; 

Postämter  und  Poststrassen  anlegen; 

Das  Aufblühen  der  Wissenschaften  und  nützlichen  Künste  dadurch  be- 
rdero,  dass  er  den  Schrinstellern  und  Erfindern  ausschliessende  Privilegien 
r  ihre  Schriften  und  Erflndungcn  auf  bestimmte  Zeit  verleiht; 

Tribunale  errichten,  die  unter  dem  Obergerichte  stehen; 

Seeräuberei  und  Felonie  auf  offener  See  und  Vergehen  gegen  das  VÖl- 
irrecht  genau  bestimmen  und  bestrafen; 

Kri<:g  erklären,  Erlanbniss  zu  Repressalien  ertheilen,  und  Ober  Kape* 
ien  zu  Wasser  und  zu  Lande  verfügen; 

Heere  errichten  und  unterhalten:  aber  das  dazu  erforderliche  Geld  kann 
cht  Tanger  als  auf  zwei  Jahr  bewilligt  werden; 

Eine  Flotte  anlegen  und  unterhalten: 

Uebcr  die  Einrichtung  einer  Land-  und  Seemacht  Gesetze  vorschreiben. 

Die  Miliz  versammeln,  die  Gesetze  der  Union  in  Ausübung  bringen, 
ifstände  unterdrücken  und  Angriffe  zurückschlagen; 

Er  sorgt  für  die  Organisation,  Bewaffnung  und  Disciplin  der  Miliz,  und 
*  die  verwaltende  Leitung  eines  solchen  Theiles  derselben,  der  im  Dienste 
-  Vereinigten  Staaten  gebraucht  wird;   doch   überlässt  er  den  Staaten  die 

S  ch  u  be  r  t ,  Vcrfassungs-Ürkunden.  «^0 


306 

and  the  «uthority  of  tmining  the  militia,  acoording  to  thedisdpliiiepKicribed 
by  Gongress. 

To  exerdse  eidasive  legislalion  in  all  cases  wbatsoever»  orer  smh 
districi  (not  exceeding  ton  miles  Square],  as  may  by  cession  of  partkolar  Sta- 
tes, and  the  acceplance  of  G»gres8,  foecome  the  seat  of  the  goreniBieiit  of 
the  United  States;  and  to  exercise  like  aathority  over  all  plaees  imrchased  by 
the  consent  of  the  legislature  of  the  State,  in  which  the  same  shall  be,  for  tbe 
erection  of  forts,  magazines,  arsenals,  dockyards  and  other  needful  baildiiigs. 

Andto  make  all  laws  which  shall  be  necessary  and  proper  for  carrying  iolo 
execntion  the  foregoing  powers,  and  all  other  powers  vested  by  this  omstiti- 
tion  in  the  govemment  of  the  Cnited  States,  or  in  any  department  or  ofBce 
thereot 


Rights  of  PriYtteen. 

Sect  9.  The  migration  or  importation  of  such  persons  as  any  of  Um 
States  now  existing  shall  think  proper  to  admit,  shall  not  be  prohibited  bj 
the  Gongress,  prior  to  the  year  one  thousand  eight  hundred  and  eight;  bot  a 
tax  or  duty  may  be  imposed  on  such  importation»  not  exceeding  ten  dollafs 
for  eacb  person. 

The  priYÜege  of  the  writ  of  habeas  corpus  shall  not  be  suspended,  mi- 
less  when,  in  cases  of  rebeUion  or  invasion,  the  public  safety  may  reqvire  it 

No  bill  of  attalnder,  or  ex  post  &cto  law,  shall  be  passed« 

No  capitation,  or  Qther  direct  tax,  diall  be  laid,  nnless  in  proportion  to 
the  census,  or  enumeration  herein  before  directed  to  be  taken. 

No  tax  or  duty  shall  be  laid  on  artides  exported  from  any  sfate.  N« 
preference  shall  be  given,  by  any  regulation  of  commerce  or  revenue,  to  tbe 
ports  of  one  State  over  those  of  another:  nor  shall  vesseb  bound  to  or 
from  one  State  be  obliged  to  enter,  dear,  or  pay  duties,  in  another. 

No  money  shall  be  drawn  from  the  treasury,  but  in  consequeoce  of 
appropriations  made  by  law,  and  a  regulär  Statement  and  aocount  of  the  re> 
ceipts  and  expendilures  of  all  public  money  shall  be  published  from  tiflH 
to  time. 

No  title  of  nobility  shall  be  granted  by  the  United  States:  and  no  pc^ 
son  holding  any  ofTice  of  profit  or  trust  under  them  shall,  without  the  conseBt 
of  the  Gongress,  accepl  any  present,  emolument,  Office,  or  title  of  any  \bi 
whatever,  from  any  king,  prince,  or  foreign  State. 


Bestriction  of  the  power  of  tingle  sutes. 

Sect.  10.  No  State  shall  enter  into  any  treaty,  alliance,  or  confederation: 
grant  letters  of  marque  and  reprisal;  coin  money;  emit  bills  of  eredit;  make 
any  tbing,  but  gold  and  silver  coin,  a  tender  in  payment  of  debts ;   pass  any 
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»eetite  Enemiiing  ihrer  Offleiere,  und  das  Recht  die  Mili^  nadi  der  vom 
gresso  Torgeschriebenen  Disciplin  zu  bilden. 

£r  UM  aiBschlicssend  die  gesetzgebende  Gewalt  in  alten  Fallen  Übet  einen  sol- 
BDistriGt  aus,  der  (nicht  über  zehn  eilgtische  Quadratmeilen  gross)  Ton  den 
anderen  Staaten  abgetreten,  von  dem  Gongresse  angenommen,  und  der 
t  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  geworden  ist;  so  auch  über 
i  Pütze,  die  mit  Einwilligung  des  gesetzgebenden  Körpers  des  Staates,  in 
a  sie  liegen,  angekauft  sind,  um  Festungen,  Magazine,  Arsenale,  SchifTdoCks, 
1  andere  nothwendige  Gebäude  darauf  anzulegen. 

Endlich  giebt  er  auch  alle  Gesetze,  die  nöthig  und  dienhdi  sind,  um 
I  genannten  Rechte,  und  die  durch  diese  Verfassung  der  Regierung  der 
fdnigten  Staaten,  oder  einem  Departement,  oder  einem  Beamten  dersel* 
D  verliehene  Gewalt  in  Ausübung  zu  bringen. 

Rechte. 

Sect  9.  Die  Einwanderung  oder  Einführung  solcher  Personen,  als  einer 
r  gegenwärtigen  Staaten  zuzulassen  für  gut  findet,  soll  nicht  vor  dem  Jahre 
36  von  dem  Gongresse  verboten  werden;  es  soll  aber  eine  Taxe  oder  Ab- 
be auf  solche  Einführung  gelegt  werden,  doch  soll  sie  nicht  über  zehn  Dol- 
s  för  jede  Person  betragen. 

Die  Habeas  corpus  Acte  soll  nicht  eher  suspendirt  werden,  als  wenn 
» im  Falle  eines  Auistandes  oder  eines  Angriffes  für  die  öffentliche  Sicher- 
it  nothwendig  gemacht  wird. 

Keine  Bill  auf  Gonfiscation  des  Vermögens  oder  Entziehung  der  bürger- 
iiea  Rechte*),  noch  ein  Gesetz  ex  post  facto**),  soll  gegeben  werden. 

Weder  Kopfgeld  noch  eine  andere  Steuer  soll  anders  auferlegt  werden, 
I  nach  diem  Gensus  oder  der  Zählung,  die  oben  angeordnet  worden. 

Auf  Waaren,  die  aus  einem  der  Staaten  ausgefiihrt  werden,  sollen  we- 
r  Taxen  noch  Abgaben  gelegt  werden.  Es  sollen  auch  nicht  durch  irgend 
«Einrichtung  des  Handels,  oder  der  Hafengelder  des  einen  Staates,  Vor- 
ge  vor  denen  eines  andern  eingeräumt  werden;  noch  Schiffe,  die  nach  oder 
B  einem  Staate  auslaufen,  verpflichtet  sein,  an  einem  andern  auszulegen, 
er  Abgat^n  zu  bezahlen. 

Aus  der  Schatzkammer  kann  nicht  anders  Geld  genommen  werden,  als 
cSi  den  Anweisungen,  die  vom  Gesetze  bestimmt  sind;  auch  soll  von  Zeit  zu 
it  eine  genaue  Berechnung  [aller  Einnahme  und  Ausgabe  der  öffentlichen 
ider  bekannt  gemacht  werden. 

Die  Vereinigten  Staaten  sollen  keine  Adels-Titel  verleihen:  auch  soll 
ijcnigc,  der  ein  besoldetes  Amt,  oder  ein  Amt  des  Vertrauens  und  mit 
rtbeilen  verknüpft,  von  denselben  erhalten  hat,  ohne  Einwilligung  des  Gon- 
ases^  weder  ein  Geschenk,  noch  eine  Begünstigung,  ein  Amt,  oder  einen 
el  welcher  es  auch  sein  mag,  von  irgend  einem  Könige,  Fürsten,  oder  von 
em  auswärtigen  Staate  annehmen. 

BeschrfiDkuBg  der  Macbl  der  einiehieD  Staaten. 

Sect.  10.    Kein  Staat  soll  für  sich  in  Verträge,  Bündnisse  oder  Gonfö- 

itionen  treten;  Greditbülets  ausgeben;  mit  irgend  etwas  anderem,   als  mit 

Id  oder  Silber-Münzen  Schulden  bezahlen;  keine  Bills  auf  Gonfiscation  des 

rmögens  oder  Entziehung  der  bürgerlichen  Rechte,  oder  Gesetze  ex  post 


V  Vg^'  Story' s  Abhandlung  über  Ämerikanuchei Staatsrecht  beiMit- 
maier  Zeitschriß  für  atuländ,  R,  Bd.  /X  S,  14. 
•V  Wegen  längst  vergangener  Verbrechen, 
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bin  of  attainder,  ex  post  facto  law,  or  law  impairing  the  oMigitioii  of  ooih 
tracls,  or  grant  any  title  of  nobility. 

No  State  shall,  witbout  the  consent  of  the  Congress,  lay  any  inposts  or 
duties  on  imports  or  exports,  except  what  may  be  absotutely   necesstry  of 
executing  its  inspection  laws;  and  the  net  produce  of  all  duties  and  imposts^ 
laid  by  any  State  on  imports  or  exports,  sball  be  for  the  use  of  the  treasory 
of  the  United  States;  and  all  such  laws  shall  be  subject  to  the  revisioD  and 
controul  of  the  Congress.     No  State  shall.   witbout  the  consent  of  Congrest» 
lay  any  duty  of  tonnage,  keep  troops  or  ships  of  war  in  time  of  peace,  eater 
into  any  agreement  or  compact  with  another  State,  or  with  a  foreign  power, 
or  engage  in  war;   unless  actually  invaded,   or  in  such  immineot  dangerai 
will  not  admit  of  delay. 


Art  EL 

Execuüve  power.    President 

Scct  1.  The  executive  power  shall  be  vesled  in  a  President  of  tbc 
United  States  of  America.  He  shall  hold  bis  ofßce  during  the  term  of  foor 
years;  and  toghetcr  with  the  vicepresidcnt,  chosen  for  the  same  term,  be 
elected  as  follows: 

Each  State  shall  appoint,  in  such  manner  as  the  legislature  thereof  may 
direct,  a  numbcr  of  electors,  equal  to  the  wbole  number  of  Senators  and  re- 
presenlatives,  to  which  the  State  may  bc  entitled  in  the  Congress;  but  do 
Senator  or  representative,  or  person  holding  an  Office  of  trust  or  proGt  under 
the  United  States,  shall  be  appointed  an  elector. 

The  electors  shall  meet  in  their  respective  states,   and  vote   by  ballot 
for  two  pcrsons,  of  whom  one  at  least  shall  not  be  an  inhabitant  of  the  sme 
State  with  themselvcs.     And   thcy   shall   make  a  list  of  all  the  persons  votcd 
for,  and  of  the  number  of  votes  for  each;   which  list  they  shall  sign  and  to- 
tify,  and  transmit  scaied  to  the  seat  of  the  govemment  of  the  United  StatOi 
dirccled  to  the  president  of  the  Senate.    The  president  of  the  Senate  sball,  in 
the  presence  of  the  Senate  and  house  of  rcpresentatives,   open  all  the  certtt* 
cates,  and  the  votes  shall  then  be  counted.     Tbc  person  having  the  greateit    ; 
number  of  votes  shall  be  the  president,  if  such  number  be  a  majority  of  the    i 
whole  nurober  of  electors  appointed ;   and,    if  there   be  more  than  one  who    ^ 
have  such  majority,   and  have  an  equal  number  of  votes,   then  the  bonse  rf    \ 
rcprescntatives  shall  iromcdiately  choose  by  ballot  one  of  them  for  presideit;    3 
and  if  no  person  have  a  majority,   then   from  the  five  highest  on  the  list  the    ; 
Said  house  shall  in  like  roanncr  choose  the  president     But,  in  choosing  (hfi 
President,  the  votes  shall  be  taken  by  the  states,  the  representation  from  each 
State  having  one  vote;   a  quorum  for  this  purposc  shall  consist  of  a  member 
or  members  from  two-thirds  of  the  states,   and  a  majority  of  au  the  statö 
shall  bc  nccessary  to  a  choice.     In  evcry  case,   afler  the  choice  of  the  Pre- 
sident,  the  person  having  the  greatost  number  of  votes  of  the  electors  shatt    j 
be  the  vice-president.     ßut,   if  thcre  should  rcmain  two  or  more  who  have    ^ 
equal  votes,  the  Senate  shall  choose  for  them  by  ballot  the  vice-president 

The  Congress  may  detcrmine  the  time  of  choosing  the  electors,  and  Ibe 
day  on  which  they  shall  give  thcir  votes;  which  day  shall  be  the  same  troog* 
hout  the  United  States. 
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tOi  oder  solche  Gesetze  geben,  wodurch  die  Gülti^eit  der  Gontrade  aufgc- 
ytn  w&rde;  noch  Adels-Titel  verleihen. 

Kein  Staat  soll,  ohne  Einwilligung  des  Congresses,  Auflagen  oder  Ab* 
len  auf  die  Einfuhr  oder  Ausfuhr  legen,  ausgenommen  so  viel,  als  nolh- 
ndig  ist,  um  seine  Aufsichts-Gesetze  in  Ausübung  zu  bringen.  Der  reine 
trag  aller  Abgaben  und  Auflagen,  die  von  einem  Staate  auf  Einfuhr  und 
Hfuhr  gelegt  werden,  fliesst  in  die  Schatzkammer  der  Vereinigten  Staaten  ; 
d  alle  dergleichen  Gesetze  sind  der  Durchsicht  und  der  GontroUe  des  Gon- 
esies  unterworfen.  Kein  Staat  soll  ohne  Einwilligung  des  Gongresses  Ton- 
Bgeld  aoflegen:  Truppen  oder  Kriegsschifle  im  Frieden  halten;  in  irgend 
ue  Uebereinkunfi  mit  einem  andern  Staate,  oder  mit  einer  auswärtigen 
acht  treten;  oder  Krieg  anfangen,  wenn  er  nicht  wirklich  angegriffen  wird, 
ler  die  Gefahr  so  dringend  ist,  dass  kein  Aufschub  stattfinden  kann. 

Artikel  IL 
Ausübende  Gewalt    Präsident 

Sect  1.  Die  ausübende  Gewalt  soll  einem  Präsidenten  der  Vereinigten 
taten  übertragen  werden.  Er  behält  sein  Amt  vier  Jahre  lang;  so  auch  der 
cepräsidcnt.    Sie  werden  auf  folgende  Art  gewählt 

Jeder  Staat  ernennt  nach  der  Vorschrift  seines  eignen  gesetzgebenden 
irpers  eben  so  viel  Wähler,  als  ei^  Senatoren  und  Repräsentanten  zum  Gon- 
?sse  zu  schicken  berechtigt  ist;  aber  kein  Senator  oder  Repräsentant!  oder 
ist  jemand,  der  ein  Amt  im  Dienste  der  Vereinigten  Staaten  bekleidet,  soll 
dieser  Wahl  zugelassen  werden. 

Die  Wähler  versammeln  Mch  in  ihren  betreffenden  Staaten,  und  stim- 
tD  durch  Kugel  für  zwei  Personen,  von  denen  einer  wenigstens  nicht  ein 
iwohner  desselben  Staates  sein  soll.  Sic  machen  ein  Verzeichniss  aller 
rsonen,  für  die  gestimmt  worden,  nebst  der  Zahl  der  Stimmen«  die  jede  er- 
(en  hat.  Sie  unterschreiben  und  beglaubigen  dieses  Verzeichniss,  und 
iidten  es  versiegelt  an  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten,  und  zwar 
den  Präsidenten  des  Senates.  Der  Präsident  des  Senates  eröffnet,  in  Gc- 
iwart  des  Senates  und  des  Hauses  der  Repräsentanten  alle  Gertificate;  wor- 
f  die  Stimmen  gezahlt  werden.  Derjenige,  der  die  meisten  Stimmen  hat, 
I  Präsident  werden,  wenn  die  Zahl  dieser  Stimmen  die  Mehrheit  von  allen 
ihlenden  ausmacht;  wenn  mehr  als  einer  eine  solche  Stimmenmehrheit,  und 
e  gleiche  Anzahl  der  Stimmen  für  sich  hat,  dann  soll  das  Haus  der  Reprä- 
itanten  sogleich  durch  Kugeln  einen  davon  zum  Präsidenten  wählen:  wenn 
ner  eine  Stimmenmehrheit  für  sich  hat,  dann  soll  besagtes  Haus  von  den 
if  Gandidaten,  welche  die  meisten  Stimmen  ftlr  sich  haben,  auf  gleiche  Art 
1  Präsidenten  wählen.  Aber  bei  der  Wahl  des  Präsidunten  sollen  die 
mmen  nach  den  Staaten  gesammelt  werden,  so  dass  die  Repräsentation 
tes  jeden  Staats  nur  eine  Stimme  hat;  zu  diesem  Behufe  müssen  wenigstens 
I  Mitglied  oder  mehrere  von  zwei  Drittheilen  der  Staaten  zugegen  sein;  und 
!  Stimmenmehrheit  aller  Staaten  entscheidet  die  Wahl. 

Nach  der  Wahl  des  Präsidenten  wird  derjenige,  der  in  jedem  Falle  die 
issere  Anzahl  der  Stimmen  der  Wählenden  für  sich  hatte,  zum  Vicepräsi- 
tten  ernannt  Sollten  aber  zwei  oder  mehrere  übrig  bleiben,  die  gleich 
I  Stimmen  für  sich  haben,  dann  soll  der  Senat  durch  Kugeln  den  Vice- 
sidenten  aus  ihnen  wählen. 

Der  Gongress  bestimmt  die  Zeit,  wenn  die  Wähler  ernannt  werden, 
:  den  Tag,  an  dem  sie  ihre  Stimmen  geben  sollen;  doch  muss  es  an  dem- 
en  Tage  in  allen  Staaten  geschehen. 


.i 
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No  p«f»n,  «cept  a  nataral-born  citiun,  m  a  dtnen  of  die  VtäUi 
States  at  the  limc  of  tbe  adoptioa  of  this  conslitatioa,  shiQ  ba  digiMc  to  tbt 
offlce  of  prendent;  neitber  shdl  an;  pmon  b«  eligible  lo  UM  ofBci,  wbo 
diall  not  bave  attained  to  (he  age  lo  thirly-five  jets,  and  been  iMrtMi 
yean  a  resident  «ilbin  thc  Uniied  Statet'j. 

In  case  of  the  removal  of  the  president  from  ofGce,  or  oT  hii  dtatt. 
resignatioD,  or  iaabilitj  to  dischai^  the  powert  and  dnlies  or  tfae  Wid  Mtt, 
tbe  sam«  shalt  devoive  on  Ihe  fice-p resident :  and  ihe  CoDgres  miy  by  law 
provide  Tor  the  case  of  removal,  death,  resignation,  or  inability,  botb  of  ÜH 
President  and  vice-president,  declaring  «hat  olficer  shall  theo  actwi 
and  such  offlcer  shall  act  accordin^y,  nnlil  the  diiability  be 
President  shall  be  elected. 

The  President  shall,  at  sUted  times,  nxeive  Ibr  bis  serrieei  a  comp» 
satioo,  «hieb  shall  neither  be  increased  or  diminished  daring  tbe  period.  kt 
whicb  be  shall  have  been  elected;  and  be  shall  not  receire  within  that  pcmd 
any  otber  emolument  from  tbe  United  Stale^  or  aoy  (rf  Ibem. 

Before  he  cnier  on  tbe  execution  of  bis  ofGce,  be  sball  t^  tbe  M» 
wing  oath  or  affiinnation: 

„I  do  solemnly  swear  (or  afBrm),  Ihal  I  will  fatlbfully  «ccate  tbe 
ofCce  of  President  of  the  United  States,  and  will  to  the  best  of  my  abillll 
preserre,  protect  and  defend  the  conslitution  uf  tbe  United  States." 

Tbe  PmidCDt'i  orBee, 

Sect.  2.  The  president  shall  be  Commander  in  chieC  of  the  anny  anl 
■Mvy  of  tbe  United  SUles.  and  of  the  militia  of  the  several  stMcs,  when  caM 
imo  Üie  aclual  senifc  of  the  Tniled  States;  he  may  require  Ihe  opinion,  to 


V  Zum  erttm  PräiideTtten  wurde  Waihington  mit  132  SHmnm  mtit 
135  gea>ählt,  und  im  Februar  1793  irord  n-  trtVdir  luin  PräiidenU*  mi 
Adamt  tum  ritrpratidmten  durch  die  Majorität  aller  15  Staaten  gewdUl, 
da  Vermont  am  6.  Dec.  1790  und  Kentucky  am  1.  Juni  1702  ab  eigm 
Staaten  in  die  Union  aufgenommen  worden.  Da»  StimmenvertHehnia  ww 
folgendt 
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Nv  OB  eiDgeboner  Bürger,  oder  derjenige,  der  ein  Bürger  der  Ver- 
{ten  Staaten  aur  Zeit  der  Annahme  dieser  Verfassung  war,  kann  zum 
■doiien  gewählt  werden;  aocb  muss  derjenige,  der  zu  diesem  Amte  f ge- 
lt werden  soll,  bereits  fünfunddreissig  Jahr  alt,  und  seit  vierzehn  Jahren 
leii  Vereinigten  Staaten  ansässig  sein. 

Wenn  ein  Präsident  von  seinem  Amte  entfernt  wird,  stirbt,  es  nieder- 
.  oder  unfähig  würde,  es  zu  verwalten,  so  übernimmt  der  Vicepräsident 
m  GcochäAe*),  s<^te  aber  auch  einer  dieser  Fälle  aich  bei  dem  Vicepräsi- 
tok  ereignen,  so  muss  der  Congress  durch  ein  Gesetz  erklären,  welcher 
nte  die  Stelle  des  Präsidenten  vertreten  soll.  Derselbe  soll  alsdann  das 
it  des  Präsidenten  verwalten,  bis  die  Unfähigkeit  wieder  gehoben,  oder  ein 
ler  Präsident  gewählt  ist 

Der  Präsident  soll  auf  bestimmte  Zeit  eine  Entschädigung  für  seine 
mte  erhalten,  die  während  der  Zeit,  auf  welche  er  gewählt  ist,  weder  ver- 
hrt  noch  vermindert  werden  soll;  er  darf  während  dieser  Zeit  keine  andere 
rgfinstigtmg  von  den  Vereinigten  Staaten,  oder  von  einem  derselben  an- 
unen**). 

Ehe  der  Präsident  sein  Amt  antritt,  muss  er  folgenden  Eid  oder  Ver- 
lierang  schwören: 

„Ich  schwöre  (oder  bekräftige)  feierlich,  dass  ich  das  Amt  des  Präsiden- 
I  der  Vereinigten  Staaten  treu  ven»alten,  und  die  Verfassung  der  Vereinig- 
\  Staaten  nach  meinen  Kräften  aufrecht  erhalten,  beschützen  und  vertheidi- 
I  will 

Das  Amt  des  Prisidenteii. 

Sect  2.  Der  Präsident  ist  Oberbefehlshaber  der  Armee  und  der  Flotte 
r  Vereinigten  Staaten  und  der  Miliz  der  einzelnen  Staaten,  wenn  sie  wirk- 
ti  zum  Dienste  der  Vereinigten  Staaten  versanmielt  ist 

Er  kann  schriftlich  die  Meinungen  der  höhern  Beamten  der  verwalten- 
1  Departements  über  jeden  Gegenstand,  der  die  Pflichten  ihrer  betreffenden 
■ter  betrifft,  einfordern. 


Washington  1797  ßlärzj  die  PräsidentemUlle  niederlegU,  trat  John 
ams  als  Präsident  ein,  mit  71  Stimmen  erwählt,  und  Thomcu  Jefferson 
rtfe  «Hl  08  Stimmen  VicePräsident,  Als  Adams  1801  zuriUktrat,  hatten 
^son  vnd  Burr  die  gleiche  Zahl  von  73  Stimmen,  und  dadurch  kam  die 
MUnten-  Wahl  an  die  Versammlmg  der  Repräsentanten,  welche  erst  nach 
BaüoHrvngen  in  gesetzlicher  Majorität  für  Jefferson  sich  erklärte.  Jef- 
$ön  Ufwrde  aber  1805  wieder  zum  Präsidenten  erwählt,  und  eben  so  sind 
m  beiden  nächsten  Nachfolger  James  Madison  und  James  Monroe  zwei- 
I  hinter  einander  zu  Präsidenten  ernannt  worden.  Ausserdem  ist  nur 
k  Andrew  Jackson  von  1829—37  zweimal  hinter  einander  Präsident 
«am. 

*J  Der  Fall  trat  zum  ersten  Male  durch  den  Tod  des  Präsidenten  Har- 
on  am  4.  April  1841  ein,  nachdem  derselbe  erst  einen  Monat  sein  Amt  ver- 
tet  hatte.  In  seine  Stelle  trat  sofort  der  Vice-Präsident  John  Tyler  ein, 
\  verwaltete  das  Amt  bis  zum  gesetzliehen  Ende  dieser  Präsidenten- Periode 
Urz  1815. 

*V  Der  jährliche  Gehalt  des  Präsidenten  beträgt  25,000  Dollars;  auch 
er  den  Niesbrauch  der  Möbeln  und  übrigen  Effecten,  die  den  Vereinigten 
Wien  zttgehoren,  und  ihm  schon  vorher  übergeben  worden.  Der  Viceprä- 
ni  bekommt  jährlich  öOOO  Dollars  in  vierte{jährlichen  Zahlungen, 
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wriÜDg,  of  the  principal  officer  in  each  of  the  cxecutive  dqMtftmeBti,  opoo 
any  subject  relating  to  the  daties  of  their  respeclive  ofBoes:  and  be  sball 
have  power  to  grant  reprieves  and  pardons  for  oflences  against  the  United 
States,  except  in  cases  of  impeachment 

He  shall  have  power,  by  and  wiih  the  ad%]ce  and  consent  of  the  s^ 
nate,  to  make  treaties,  proTided  two  thirds  of  the  Senators  prescnt  Concor; 
and  he  shall  nominate,  and  by  and  with  the  advice  and  consent  of  the  scntfi; 
shall  appoint  ambassadors.  other  public  ministers  and  consuls,  jodges  of  the 
supreme  coort,  and  all  other  officers  of  the  United  States,  whose  appoim- 
ments  are  not  herein  othcr^ise  provided  for,  and  which  shall  be  established 
by  law.  fiut  the  congress  may  by  law  vest  the  appointment  of  such  inferior 
ofTicers  as  they  may  think  proper,  in  the  president  alone,  in  the  eonrts  ef 
law,  or  in  the  heads  of  departments. 

The  President  shall  have  power  to  611  up  all  Tacandes»  that  may  htppa 
during  the  recess  o(  the  Senate,  by  granting  oommissions,  whidi  shall  ei|»ire 
at  the  end  of  their  next  Session. 

Sect  3.  He  shall  from  timc  to  time  give  to  the  congress  informatioD  of 
the  State  of  the  Union,  and  recommcnd  to  their  consideration  such  measoret» 
as  he  shall  judge  nccessary  and  expedicnt:  he  may,  on  extraordinary  occt- 
sions,  convene  both  houses,  or  either  of  them;  and  in  case  of  disagreeDeot 
between  them  with  respect  to  the  time  of  adjoumment,  he  may  adjoum  tbea 
to  such  time  as  he  shall  think  proper;  he  shall  receive  ambassadors  andpÜMr 
public  ministers:  he  shall  takc  care,  that  the  laws  be  faithfully  executed;  aod 
shall  commission  all  the  officers  of  the  United  States. 

When  remoTed  tnm  offic«. 
Sect.  4.    The  prcsidcnl,  vice-president,  and  all  civil  olBcers  of  the  (loi- 
ted  States,  shall  be  removed  from  ofßce,  on  impeachment  for  and  oonvictiofi 
of  treason,  bribery,  or  olher  high  crimes  and  misdemcanours. 

Art  III. 
Judidal  Power. 

Sect.  1.  The  judicial  power  of  the  Uniled  States  shall  be  fcsted  ia ' 
one  supreme  court  and  in  such  inferior  courts,  as  the  congress  may  ta. 
time  to  time  ordain  and  eslablish.  The  judges,  bot  of  the  supreme  and  ii* 
ferior  courts,  shall  hold  their  officcs  during  good  behaviour,  and  sbaUi  ^  < 
stated  times,  receive  for  their  Services  a  corapcnsation,  which  shall  not  bedi* 
minished  during  their  conlinuance  in  ofGce.' 

nis  exicnsioiL 

Sect.  2.  The  judicial  powers  hall  extend  to  all  cases  in  law  and  eqoitf» 
arising  under  this  Constitution,  the  laws  Uniled  States,  and  treaties  made.er 
which  shall  be  roade,  under  their  authorily;  to  all  cases  aflecting  ambas»i' 
dors,  and  other  public  ministers  and  consuls;  to  all  cases  of  admiralty  ai^' 
maritime  Jurisdiction;  to  controversies  to  which  the  United  States  shall  bei 
party,  to  controversies  between  two  or  more  stales,  between  a  State  and  Ci- 
tizens of  another  State,  between  Citizens  of  difrercut  states,  between  dliienl 
of  the  Same  State,  claiming  lands  under  grants  of  difTcrent  states,  and  betvea 
a  State,  or  the  Citizens  thcreof,  and  foreign  states,  Citizens,  or  subjects. 

In  all  cases  affecting  ambassadors,  other  public  ministers  and  consalK 
and  those  in  which  a  State  shall  be  party,  the  supreme  court  shall  have  ori- 
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Er  kann  die  Strafen  ftkr  Vergehungen  gegen  die  Vereinigten  Staaten 
dem,  oder  erlassen,  nur  nicht  im  Falle  der  Anklage  gegen  die  Staatsrer- 
Inng. 

Er  hat  das  Recht,  mit  Rath  und  Einwilligung  des  Senates,  BOndnisse 
sdüiessen;  doch  müssen  zwei  Drittheile  der  gegenwärtigen  Senatoren  dabei 
wiiken;  er  ernennt  und  bestallt,  mit  Rath  und  Einwilligung  des  Senates, 
iandte,  andere  Öflentliche  Minister  und  Consuln,  die  Richter  des  Oberge- 
lies  und  alle  übrige  Beamte  der  Vereinigten  Staaten,  deren  Ernennung 
il  in  dieser  Verfassung  anders  festgesetzt  ist,  oder  durch  ein  Gesetz  be- 
unt  wird.  Der  Congress  kann  aber  durch  ein  Decret  die  Ernennung  sol- 
r  niedem  Beamten,  als  ihm  gutdQnkt,  dem  Präsidenten  allein,  oder  den 
iditshöfen,  oder  den  Chefs  der  Departements  auftragen. 

Der  Präsident  hat  das  Recht,  alle  erledigten  Stellen  zu  besetzen,  die 
irend  der  Zeit  des  nicht  versammelten  Senates  vorkommen;  aber  diese  Be- 
Inngen  gdten  nur  bis  zu  dem  Ende  der  nächsten  Session. 

Sect  3.  Der  Präsident  soll  dem  Congresse  von  Zeit  zu  Zeit  Nachricht 
I  dem  Znstande  der  Union  ertheilen,  und  ihm  solche  Maassregeln  zur  Er- 
dung anempfehlen,  als  er  für  nothwendig  und  nützlich  hält  Er  kann  in 
serordentlichen  Fällen  beide  Häuser,  oder  eines  derselben  zusammen  be- 
en;  sollten  beide  Häuser  über  die  Zeit  nicht  einig  sein,  auf  welche  sie  sich 
tagen  wollen,  so  kann  er  sie  auf  einen  Zeitpunkt  vertagen,  wie  er  für  gut 
len  wird.  Er  empfängt  Gesandte  und  andere  öflentliche  Minister;  er  soll 
Ür  sorgen,  dass  die  Gesetze  treu  ausgeübt  werden,  und  er  soll  alle  Beamte 
'  Vereinigten  Staaten  bestallen. 

GrODde  rar  Bntieliang  der  oberen  Beamten. 
Sect.  4.   Der  Präsident,  Vioepräsident  und  alle  Gvil-Beamte  der  Verei- 
|tcn  Staaten  sollen  auf  Anklage  und  UeberfÜhrung  der  Verrätherei,  Beste- 
mg,  oder  anderer  grosser  Verbrechen,  ihres  Amtes  entsetzt  werden. 

ArUkel  HL 
Die  richterliche  Gewalt 
Seet  1.  Die  richterliche  Gewalt  der  Vereinigten  Staaten  ist  einem 
)ergerichte  und  den  niedem  Gerichten  übertragen,  die  der  Congress  von 
it  zu  Zeit  anordnen  wird.  Die  Richter  des  Ober-  und  der  Niederen-Gerichte 
hakai  ihr  Amt,  so  lange  sie  es  gut  verwalten;  sie  empfangen  auf  besimmte 
it  eine  Entschädigung  für  ihre  Dienste,  die  während  der  Dauer  ihres  Amtes 
±i  vermindert  werden  soll. 

Die  Aosdehnong  derselben. 

Sect.  2.  Die  richterliche  Gewalt  erstreckt  sich  über  alle  Fälle  des  streu- 
D  Gesetzes  und  der  Billigkeit,  die  sich  gegen  diese  Verfassung,  gegen  die 
isetze  der  Vereinigten  Staaten,  und  gegen  Bündnisse,  die  unter  ihrer  Auc- 
ität  geschlossen  sind,  oder  noch  geschlossen  werden,  ereignen;  femer  auf 
e  Fälle,  welche  Gesandte,  oder  andere  öffentliche  Minister  und  Consuln  be- 
sffen;  auf  alle  Gegenstände  der  Gerichtsbarkeit  der  Admiralität  und  der 
irine;  auf  Streitigkeiten,  welche  die  Vereinigten  Staaten  betreffen;  aufStrei- 
keiten  zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten,  zwischen  einem  Staate  und 
Q  Bürgern  eines  andern,  zwischen  ({en  Bürgern  verschiedener  Staaten,  zwi- 
len  Bttrgem  eines  Staates,  die  Ländereien,  welche  von  andem  Staaten  ver- 
ben  sind,  zurückfordern,  und  zwischen  einem  Sfaate,  oder  dessen  Bürgem, 
d  auswärtigen  Staaten,  Bürgem  oder  Unterthanen. 

In  allen  Fällen,  welche  Gesandte,  oder  öffentliche  Minister  und  Consuln 
;ehen,  oder  bei  denen  ein  Staat  betheiligt  ist,  soll  das  Obergericht  ur- 

20* 
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Jurisdiction.  la  all  the  otber  cue$  befort  moitiOBedi  fh^  m»i<M)  coort 
«Ml  baie  9f>pel|ate  jurisdictioOi  botb  «s  to  law  and  fact,  vitb  mch  oof- 
tions,  and  under  sadx  regulatiens,  as  the  congress  shall  make. 

The  trial  of  au  mmes,  except  in  cases  of  impeacfament,  ihall  be  bj 
jorj;  and  soch  trial  shall  be  held  in  the  State  where  tfie  said  crimes  ihd 
have  been  committed;  bat,  when  nor  committed  within  any  ftate,  die  tibi 
thall  be  at  such  place  or  places,  as  the  congress  maj  by  law  hate  dlredel 


Sect  3.  Treason  against  the  United  States  ^hall  consist  only  in  kfyiHg 
war  against  them,  or  in  adhering  to  their  enemies,  giWng  tb^m  aid  and  con- 
fort  No  person  shall  be  convicted  of  treason,  unless  on  the  testimonj  of 
two  witnesses  to  the  same  OTert-act,  or  on  confesdon  in  open  coort 

The  congress  shi^U  have  pow?r  to  dedare  the  ponishment  of  treason; 
bat  HO  attainder  of  treason  shall  work  comqption  of  blood  or  fMieitne 
txoepl  dttring  the  lifo  of  the  person  altaintd. 


Art  IV. 


FaHhlta  pibHo 


SecL  1.  Füll  faitb  and  credit  ihall  be  giTen  in  each  M^  lo  ChepoUie 
acts,  records  and  jodicial  proceedings  of  eyer j  otber  State.  And  the  congrofi 
may  by  general  laws  prescribe  the  manner,  in  which  such  acts,  records  and 
proceedings  shall  be  proved,  and  the  affect  thereo£ 


Redproe«!  righu  on  sobjectt  of  sereral  sut«t. 

Sect  2.  The  Citizens  of  each  State  shall  be  entitled  to  aD  priffleges  lari 
immanities  of  Citizens  in  the  several  states. 

A  person  charged  in  any  stale  with  treason,  felony,  or  otber  criM 
wbo  shall  fly  from  justice,  and  be  found  in  another  State,  ahall,  on  ^eanii 
of  the  executive  authority  of  the  State  from  which  be  fled,  be  deüimd  i|^ 
to  be  remoTed  to  the  State  having  Jurisdiction  of  the  crime. 

No  person  held  to  Service  or  labour  in  one  stale,  under  the  laws  tbe- 
reo(  escaping  into  any  other,  shall,  in  consequence  of  any  law  or  regiflatiop 
therein,  be  discharged  from  such  Service  or  labour;  but  shall  be  ddireredqb 
on  Claim  of  the  party  to  whom  such  Service  or  labour  may  be  due. 

Ifew  f utef  a^fliaued« 

Sect.  3.  New  states  may  be  admitted  by  the  congress  into  tbis  CnioK 
but  no  new  State  shall  be  formed  or  erected  within  the  Jurisdiction  of  aiij 
other  State;  nor  any  State  be  formed  by  the  junction  of  two  or  more  statcti 
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M  OlKciMM rtteit  aiisOb^ik  In  äk&a  llbn§«ii  bennnten  Pittcii: 
dfts  Obergericht  die  Appellation  annehmen,  sowoU  wegen  dei  Gesetzet 
^M^  det*  ThilMclie^  doch  onler  solchen  £inscfariiüciiiigen  naA  Verf&gun- 
1 9M  der  Gtingt'ess  machen  wird. 

Alle  PjMietsst  gegen  alle  Arten  von  Verbrechen,  nur  die  gegen  die 
atif  erwiltnng  abgerechnel*),  sollen  durch  Geachworne  entschieden  werden, 
r  Process  mnss  in  dem  Staate  geführt  werden,  wo  das  Verbrechen  began* 
i  worden;  ist  es  aber  in  keinem  Staate  begangen,  so  moss  der  Process  an 
B  Orte  instmirt  werden,  den  der  Congress  durch  ein  Decret  anweisen  wird. 

VcrrMInraL 

Sect  a  Verrätherei  gegen  die  Vereinigten  Staaten  besteht  alleiti  darin, 
an  jemand  Krieg  gegen  sie  erhebt,  oder  sich  mit  ihren  Feinden  verbindet, 
er  diesen  HQlfe  leistet  Es  kann  Niemand  der  Verrätherei  überführt  wer- 
1,  wenn  nicht  zwei  Zeugen  der  offenbaren  That  gegen  ihn  auftreten,  oder 
sdber  in  offnem  Gericht^ofe  es  eingesteht 

Der  Congrete  hat  das  Recht,  die  Strafe  wegen  Verrath  zu  bestimmen; 
Ir  kdH  Drtheil  g^en  Verrath  soll  eine  Entziehung  der  bürgerlichen  Rechte 
tt  ConÜscation  der  Güter  des  Verurtheilten  auf  länger  als  auf  Lebenszeit 
t  Vemrtheirten  bewirken. 

Artikel  IV. 
Glanbirtlfdigkdt  der  StaatMCtfle. 

Sect  L  Allen  öffentlichen  Gesetzen,  Urkunden  und  gerichtlichen  Ver- 
liAangen  der  übrigen  Staaten  wird  in  jedem  Staate  volle  Glaubwürdigkeit 
i  tolles  Vertrauen  gegeben.  Der  Congress  kann  durch  atlgenieine  G^tze 
i  Art  torsdirdben,  wie  solche  Gesetze,  Urktnbden  und  Verfaandhingen  be^ 
■bigt  werden,  und  welche  Gültigkeit  sie  haben. 

Gegenseitige  Rechte  der  Ubterthtnen  der  einzelnen  Statten. 

Sect.  2.  Die  Bürger  einea  jeden  Staate»  sind  zu  allen  Privilegien  und 
BMtn  dbr  Borger  der  übrigen  Staaten  beredittgt 

Wenn  lemand,  der  in  einem  der  Staaten  des  Verrathes,  der  Felonie, 
IT  anderer  Verbrechen  angeklagt  ist,  dem  Gerichte  entfliehen  will,  und  in 
alt  ändern  Staate  angetroffen  werden  sollte;  so  soll  er,  auf  Begehren  der 
ÜMudeni  Gewalt  des  Staates,  aus  dem  er  entflohen»  ausgeliefert^  und  nach 
kiSlaate  abgeführt  werden,  der  dieGerichtsbarkettiÜier  das  Verbrechen  hat 

Wenn  Jemand,  der  in  einem  Staate  zu  Diensten  oder  Arbeiten  ver- 
chtet  ist,  nach  einem  andern  entläuft,  so  kann  er  nicht  nach  irgend  einem 
MtK  oder  einer  Anordnung  in  demselben  von  jenem  Dienste  oder  jener 
Mt  (hi  geaprochen  werden;  sundem  er  muss  auf  Verlangen  desseut  dem 
lelcfaen  Dienst  oder  solche  Arbeit  schuldig  bt,  wieder  ausgeliefert  werden. 

Nene  Staaten  Unnen  aaTgenommea  werden. 
Sect  3.    Der  Congress  kann  neue  Staaten  in  diese  Union  anfnehmen; 
r  es  kann  kein   neuer  Staat   innerhalb   der  Gerichtsbarkeit  eines  andern 
ites  errichtet  werden;  ebenso  auch  nicht  durch  Vereinigung  zweier  oder 


V  ifn  FaUe  des  impeaehmeni  klagt  da$  Hans  der  Rtpräsentanien;  der 
ai  richtet;  aber  das  Urtheil  erstreckt  sich  nur  auf  die  Absetzung  und  üf^ 
'\gmmehung  vom  Dienste,  S.  oben  Art.  1.  Da  eine  soUhe  Eloge  nur  gegen 
iUbeanUe  wegen  Veruntreuung,  oder  wegen  Terletjntng  der  Verfassung 
l  finden  kann,  so  kann  also  natürlich  die  Jury  darüber  nicht  richten. 
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or  pirts  of  statei^  without  the  consent  of  Ibe  legislatiires  of  the  stales  com 
ned,  BS  wen  as  of  the  congress. 

The  congress  tball  have  power  to  dispose  of  and  make  all  needfid  n 
and  regolations,  respecting   the  territory  or  other  pnperty  beknging  to 
United  States;  and  nothing  in  this  Constitution  shatf  be  so  oonstmed  as 
prejndice  any  daims  of  the  United  States,  or  of  any  particiliar  State. 

Eferj  ftates  eoDSÜtoUon  gaannted  by  tbe  Unkm.' 
Sect  4.    The  United  States  shall  gaarantee  to  e?ery  State  in  this  Uni 
a  republican  form  of  go?emment,  and  shall  protect  each  of  them  against  i 
Tasion;    and,  on  application  of  the  legislalure,   or  of  the  executive  (wben  f 
legislature  cannot  be  con?ened),  against  domestic  Yiolence. 

Art.  V. 

AmeDdmenti  to  Ihlt  eonsUtntion. 
The  congress,  whenever  two  thirds  of  hoth  houses  shall  deem  it  neo 
sary,  shall  propose  amendments  to  this  Constitution,  or,  on  the  applicatioQ 
the  legislatures  of  two  thirds  of  the  several  states,  shall  call  a  Gonventioa  I 
proposing  amendments,  which,  in  eilher  case,  shall  be  valid  to  all  intenti » 
purposes,  as  part  of  this  Constitution,  when  ratified  by  the  legislatures 
three  fourths  of  the  several  states,  or  by  Conventions  in  three  fourths  theit 
as  the  one  or  the  other  mode  of  ratification  may  be  proposed  by  the  oo 
gress;  provided  that  no  amendment,  which  may  be  made  prior  to  the  yc 
one  thousand  eight  hundred  and  eight,  shall  in  any  manner  affect  the  i 
and  fonrth  dauses  in  the  ninth  section  of  the  first  Artide;  and  that  no  sb 
without  its  consent  shall  be  deprived  of  its  equal  suffrage  in  the  Senate. 

Art  VI. 

Debti  tnd  engagement 

All  debts  contracted  and  engagements  entered  into,  before  the  adopti 
of  this  Constitution,  shall  be  as  valid  against  the  United  States  under  this  a 
stitution,  as  under  the  confederation. 

This  Constitution  and  the  hiws  of  the  United  States,  which  shaU 
made  in  pursuance  thereof,  and  all  treaties  made,  or  which  shall  be  mai 
under  the  authority  of  the  United  States,  shall  be  the  supreme  law  of  I 
land;  and  the  judges  in  every  State  shall  be  bound  thereby,  any  thing  in  I 
Constitution  or  laws  of  any  State  to  the  contrary  notwithstanding. 

The  Senators  and  reprcsentatives  before  mentioned,  and  the  memb 
of  the  several  State  legislatures,  and  all  executive  and  judidal  officers,  bc 
of  the  United  States  and  of  the  several  states,  shall  be  bound  by  oath 
affirmation  to  su[^ort  the  Constitution;  but  no  religious  test  shall  ever  be  i 
quired  as  a  qnalification  to  any  ofBce  or  public  trust  under  the  United  Stal 

Art  VIL 

The  ratification  of  Ihe  Conventions  ofNine  States  shall  be  suffident*) 
the  establishment  of  this  Constitution  between  the  states  so  ratifying  the  sai 


V  BereiU  am  la  Sept  1788  erklärte  der  Cangreu,  daa  die  Verfatn 
von  einer  auireiehenden  Anxahl  von  Staaten  angenommen  wäre,  htm  i 
auch  aui  meiner  Anmerkung  auf  5.  297.  näher  documentirt  hervorgeht. 
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Siaatdi»  oder  einielner  Theile  riniger  SUatent  ohoe  Einwilligoiig 
iiriptteligebeDdeii  Körper  der  dabei  beüfeiligten,  so  wie  des  Coogreases. 

Ikr  GoQgrets  hat  Tolle  Gewalt  über  das  Gebiet,  oder  das  ttbrige  Eigen- 
iim  der  Yerciiiigten  Staaten  zu  verfügen,  und  deswegen  alle  nöthigen  £in- 
icbtimgen  xu  treffen;  uiid  kein  Theil  dieser  Verfassung  soll  so  gedeutet  wer- 
SD,  dass  er  irgend  einem  Ansprüche  der  Vereinigten  Staaten  oder  eines 
meinen  Staates  nachtheilig  würde. 

Di«  yerCttsangen  der  elnielaen  Statten  werden  durch  die  Union  garantirt 
Sect  4  Die  Vereinigten  Staaten  garantiren  jedem  Staate  dieser  Union 
le  republicanische  Regierungsform;  sie  schützen  jeden  derselben  gegen  An- 
ifle;  und  auf  Ansuchen  der  gesetzgebenden  Körper»  oder  (wenn  diese  nicht 
Nunmen  berufen  werden  könnten),  der  ausübenden  Gewalt,  gegen  einhd- 
sehe  Gewaltth'atigkeit. 

Artikel  IV. 

Verbesseningen  lu  dieser  Yerfauang. 
Wenn  zwei  Drittheile  beider  Häuser  es  für  nöthig  finden,  sdl  der  Gon- 
Bss  Verbesserungen  dieser  Verfassung  vorschlagen;  oder  wenn  die  gesetige- 
nden  Körper  von  zwei  Drittheilen  der  verschiedenen  Staaten  darauf  antra- 
D,  soD  er  eine  Versanunlung  berufen,  um  Verbesserungen  vorzuschlagen,  die 
jedem  Falle,  zu  allen  Absichten,  als  Theile  dieser  Verfassung  gelten  sollen, 
msk  sie  von  den  gesetzgebenden  Körpern  von  drei  Viertheilen  der  verschie- 
aen  Staaten,  oder  durch  Versammlungen  von  drei  Viertheilen  derselben, 
f  eine  oder  die  andere  Art,  wie  es  der  Congress  vorschlagen  mag,  geneh- 
igt  worden.  Doch  wird  dabei  festgesetzt,  dass  keine  Verbesserung  vor  dem 
hr  1806  die  erste  und  vierte  Gausei  in  der  neunten  Section  des  ersten  Ar- 
iels verändern  soll;  noch  dass  ein  Staat,  ohne  seine  Einwilligung,  seines 
neben  Stimmrechtes  im  Senate  beraubt  werde. 

Artikel  VL 
Sclmlden  and  VerpfUditangen. 

Die  Vereinigten  Staaten  sind  zu  allen  vor  Annahme  dieser  Verfassung 
Dtrahirten  Schulden  und  übemonmienen  Verpflichtungen  unter  dieser  Ver- 
»mig  eben  so  verpflichtet,  als  unter  der  früheren  Conföderation. 

Diese  Verfassung  und  die  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten,  welche  ihr 
Folge  gemacht  werden,  sowie  alle  unter  der  Auctorität  der  Vereinigten 
Uten  geschlossene  oder  noch  zu  schliessende  Bündnisse,  sind  die  höchsten 
indesgesetze;  und  die  Richter  in  jedem  Staate  sind  an  sie  gebunden,  jeder 
»ftkgang  ungeachtet,  die  ihnen  in  der  Verfassung  oder  in  den  Gesetzen 
lend  eines  der  Staaten  zuwider  sein  sollte. 

Die  oben  genannten  Senatoren  und  Repräsentantai,  die  Blitglieder  der 
ncfaiedenen  gesetzgebenden  Körper  der  Staaten,  und  alle  ausübende  und 
bteriiche  Beamte  sowohl  der  Vereinigten  als  der  einzelneu  Staaten,  sollen 
ith  einen  Eid  oder  eine  Bekräftigung  verpflichtet  werden,  diese  Verfassung 
)tcht  zu  erhalten;  aber  kein  an  ein  religiöses  Gelübde  geknüpfter  Eid  soll 
zur  Fähigkeit  zu  irgend  einem  Amte  der  Vereinigten  Staaten  gefordert 
rden. 

Artikel  VII. 
Bestltignng. 

Die  Genehmigung  von  den  Versammlungen  von  neun  Staaten  soll  hin- 
bend  sein  diese  Verfassung  in  die  Staaten  einzuführen,    die  sie  ratifidrt 


sid 


ÜMM  in  GoBfentiMi,  fty  lii#  miiiiiaioai  tmmmt  aC  tte 
the  sefentMoUi  day  of  8cpleMb«r,  fai  the  year  af  our  l/md 
serai  hdtidred  and  eiglity-ser«i,  and  of  ÜM  mdepattdem  af  tba  UoMI  Sta- 
tes of  America  tbe  twelAh.  In  witne«  wfaereaf  we  kave  haraoot»  liikMriM 
oor  naaea. 

:;  and  Depatf  from  VirginiL 

Dilawara. 


George  Waiihington, 
New  Hampshire. 
John  Lan0don* 
NididUs  Gilmann. 


Massachusetts. 
Natb*  Gorbam. 
Rnfbs  King. 

Gonnecticat 
W.  Sam.  Johnson. 
Rog^t  tterman. 

New  Toi^ 
Aleir.  Bamflton. 

New  Jersey. 
Wm.  IiTingston. 
David  Brearley. 
Wnt  Paterson. 
Jonathan  Dayton. 

Pennayhaaia. 
Bei^  Franklin. 
Thomas  Mififlin. 
Robert  Morris. 
George  Gymer. 
Thos.  Fitasinxms. 
Jared  IngersoL 
James  Wilson. 
Gof  emor  Morris. 


George  Read. 
Gun.  Bcdford»  Jon. 
John  Dickinsoo. 
Riehard  EasaetL 
James  Baoom. 

Marylaad. 
Janas  M.  Henry. 
Danid  ef  SL  Thos.  Jenifer. 
Danid  GarralL 

Virginia. 
John  Mair. 
Is.  Madfson«  jon. 

North  GaroKna. 
William  Bknint 
R.  Dobbs  Spaight 
fingh  Williamson. 

Sooth  Cirolhia. 
Jöh.  Ratkdge. 

Charles  Goteiworth  Pindolay. 
Charies  Pinckney. 
Pierre  Botler. 

Georgia. 
Williaiki  Few. 
Ahim.  Baldwin. 

Atlest 
William  Jackson*  See. 


In  Gonfention,  Monday,  Sept  17.  1787. 
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2u  dieser  Ha aptur künde,  die  noch  gegen wirtfg  dh 
Grundbestimmungen  der  Nordamericanischen  Verfassung  eollial, 
und  die  durch  keine  neue  allgemeine  Revision  ergänzt  ist,  siad 
indess  bald  nach  ihrer  Bekanntmachung  einige  Zusätze  (Ameod^ 
ments)  erfolgt»  die  in  Folge  des  Artikels  Y.  der  Verfttssuiig  gleM 
verbindliche  Gesetzeskraft  mit  derselben  erlangt  haben.  Gleidihlder 
ersten  Sitzung  des  neu  gebildeten  Gongresses,  welcher  zu  New-Toil 
gehalten  wurde,  schlug  man  12  Amendements  zur  Verfassung  vwi 
von  denen  indess  zwei  *)  nicht  die  erforderUche  Majorität  der  geseb- 


\ 


V  Ei  iind  diu  die  beiden  zuerst  vorgeschlagenen,  deren 

IrhaU  folgender  iH: 

'  Artikel  L 

Nach  der  im  ersten  Artikel  der  Verfassung  angeordneten  läkhmg  Hl* 


«19 

Gegeben,  in  anmQthiger  UeberetütUmmung  aHer  gegenwirtigen  Staaten, 
IIp  September  im  Jahre  dei  Herrn  1787,  mid  im  ivolften  der  Unabhün- 
\m%  der  Vereinigten  Staaten  von  Kordamerika.   Zar  Beieegnng  deiselben 
Nn  wir  hier  nnten  unsre  Namen  untencbrieben. 


b€Dden  Körper  der  Staaten  (drei  Viertel  derselben)  erlangten,  die 
rigen  10  aber  am  15.  Decbr.  1791  als  Bestandtheile  der  Yerbs- 
Dgsurkunde  ratifidrt  worden.    Dieselben  lauten  folgender  Gestalt: 

iLmueiifliiieiito  ader  ZiuiAtee  xiir  TerflMMMns 
ar  Terelnlsten  Staaten  tob  Nordamerika^)« 

Artikel  L 

Der  Congress  soll  nie  ein  Gesetz  geben,  wodurch  eine  ReL'gion  xur 
mchenden  erklärt,  oder  die  freie  Ausübung  einer  andern  verboten»  oder 
Nhirch  die  Freiheit  im  Reden  und  die  Pressfreiheit,  oder  das  Recht  des 
ilkes,  sich  friedlich  zu  versammeln,  und  der  Regierung  Petitionen  wegen 
»tellang  von  Mlssbrl&uchen  zu  Oberreichen,  vermindert  würde. 

Arükel  IL 

Da  eine  gut  geordnete  Müiz  zur  Sicherheit  eines  Freistaates  nothwendig 
,  so  muss  das  Recht  des  Volkes»  Waffen  zu  haben  und  sie  zu  tragen,  un- 
iletit  bleiben. 

Artikel  DI. 

Nie  soll  in  Friedenszeiten  ein  Soldat  in  irgend  ein  Haus  ohne  I^iiwilli- 
mg  des  Eigenthümer9  einquartirt  werden;  auch  nicht  im  Kri^^;  ausser  in 
r  Weise,  wie  es  das  Gesetz  vorschreiben  wird. 

Artikel  IV 

Das  Recht  des  Volkes,  seine  Person,  sein  Haus,  seine  Papiere  und  £f- 
üen  gegen  jedes  ungerechte  Einziehen  oder  Durchsuchen  gesichert  zu  wis- 
D,  soll  nicht  verietzt  werden;  und  es  soll  dazu  kein  Befehl  ertheilt  werden, 
r  sich  nicht  auf  eine  wahrscheinliche  Ursache  begründet,  die  durch  einen 
d,  oder  eine  Versicherung  an  Eides  Statt  bekräftigt  worden,  und  der  nicht 
n  zu  durchsuchenden  Ort,  und  die  einzuziehenden  Personen  genau  bezeichnet 


f  ireiisigtausend  Penonen  ein  Repräsentant  gewählt  werden,  bis  dU  Zahl 
r  fepri^enianten  auf  hundert  steigt.  Hierauf  soll  der  Congress  das  Yer- 
Uniss  aiso  anordnen,  dass  nicht  weniger  als  hundert  Repräsentanten,  und 
M  weniger  als  einer  auf  vierzigtausend  Personen  gewälUt  werde.  Ins  die 
AI  der  Repräsentanten  auf  zweihundert  steigt.  Alsdann  soU  der  Congress 
$  Yerhältniss  also  bestimmen,  dass  nicht  weniger  als  Mweihunderi  Reprär 
Imilnir  und  nicM  mehr  als  ein  Repräsentant  auf  funfzigimteend  Personen 
vähU  werden. 

Artikel  IL 
Die  Entschädigung  ßr  die  Dienste  der  Senatoren  und  Repräsentanten 
I  nieht^wr  durch  ein  Geset»  verändert  werden,  bis  vorher  eine  Wahl  der 
träeentanten  angestellt  isL 

V  SU  befinden  sich  bH  G.  E.  F.  Seidel,  die  Staateverfassung  d.  Ter. 
atenv.  Nordamerika,  Berin9^  8eo^  5.255-^;  dieser  Bernd  bildet  zugleitk 
4.  Theil  der  Deutschen  Uebersetzung  von  Ramsay's  Gesch,  d.  Amerikor 
hen  Revolution,  als  Zusätze:  und  bH  Engelhard  a.  a.  0.  /.  S.  35-90. 
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Artikel  V. 

Es  soll  Niemand  verpflichtet  sein,  sich  gegen  eine  GapitalbeMfauldvgnn^ 
oder  eine  entehrende  Anschuldigung  zu  Tertheidigen,  wenn  er  nicht  foo  der 
grossen  Jury  angegeben  oder  angeklagt  worden;  ausgenommen  in  aolcbai 
Fallen,  die  sich  bei  den  Land-  und  See-Truppen,  oder  bei  derlülii,  wenn  sie 
wirklich  im  Dienste  ist,  zur  Kriegeszeit  oder  bei  öffentlichen  Gefahren  erd^ 
nen.  Jemand  soll  wegen  eines  und  eben  desselben  Verbrechens  zweimal  der 
Gefahr  ausgesetzt  werden,  das  Leben  oder  ein  Glied  zu  verlieren;  audk  loll 
Niemand  gezwungen  werden,  in  einer  Criminalsache  gegen  sidi  selber  n 
zeugen;  noch  soll  jemand  sein  Leben,   seine  Freiheit,  oder  sein  Eigenthn 
verlieren»  ohne  rechtmässig  gerichtet  zn  sein.   Auch  soll  kein  Prititeigendun 
zum  öffentlichen  Nutzen  genommen  werden,  ohne  eine  gerechte  Entschäidigm^ 

Artikel  VL 

Bei  jedem  Criminalprocesse  soll  der  Angeklagte  sowohl  das  Redit  hi- 
ben,  schnell  und  öffentlich  durch  unpartheiische  Geschwome  aus  dem  SUite 
und  dem  Districte,  wo  das  Verbrechen  begangen  ist,  nachdem  dieser  DiHrict 
vorher  rechtmässig  ausgemittelt  worden,  gerichtet  zu  werden;  als  aodi  fos 
der  Beschaffenheit  und  der  Ursache  der  Klage  unterrichtet«  mit  den  Zeapi 
gegen  ihn  zugleich  verhört  zu  werden,  und  einen  Befehl  zu  erhalten,  Zeuges 
für  sich  vorzuladen  und  einen  Advocaten  zum  Beistand  zu  ndimen. 

Artikel  VIL 

Bei  Processen,  nach  dem  gemeinen  Rechte,  wo  die  streitige  Sidie  ndlir 
als  20  Dollars  betrifft,  soll  das  Recht  durch  Geschwome  gerichtet  zu  werden 
verbleiben;  und  eine  durch  Geschwome  entschiedene  Thatsache  soll  inkeinei 
andern  Gerichtshofe  der  Vereinigten  Staaten  von  neuem  durchgesehen  wer 
den,  als  nur  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes. 

Artikel  VIIL 

Es  sollen  nicht  iibertrieben  grosseBürgschaften  gefordert,  nochsogrotfe 
Geldstrafen,  oder  grausame  und  ungewöhnliche  Gefangnissstrafen  zuerkanoi 
werden. 

Artikel  HL 

Die  Benennung  gewisser  Rechte  in  der  Verfassung  soll  nicht  als  eine  ■ 
Verneinung  oder  Vemachlässigung  anderer  vom  Volke  beibehaltener  Redite  j 
gedeutet  werden.  i 

Artikel  X.  :• 

Die  Rechte,  welche  die  Verfassung  den  Vereinigten  Staaten  nicht  fibtf*   i 
trägt,  oder  die  sie  den  Staaten  nicht  untersagt,  sind  den  betreffenden  Staita  | 

oder  dem  Volke  verbehalten.  i 

J 

1 

Bei  der  ersten  Sitzung  des  dritten  Congresses  wurde  ein  neoff  | 
Zusatzartikel  (XI.)  vorgeschlagen  und  in  der  Botschaft  des  PrasideD- 
ten  an  den  Senat  vom  8.  Jan.  1 795  als  von  der  Majorität  angenommen  er-  i 
klärt    Eben  so  wurde  in  der  ersten  Sitzung  des  11.  Congresses  en 
neuer  Zusatzartikel  zur  Verfassung  vorgelegt,  und  nach  der  Bekaonft- 
machung  des  Staatssecretairs  vom  25.  Septb.  1804  durch  die  conati- 
tutionelle  Majorität  gleichfalls  für  angenommen  erklärf^}.    Dieselboi 
lauten  in  wörtlicher  Uebertragung  also: 

V  Der  in  dm  Lawi  of  the  united  States  vol.  l  pg.  74.  ang^U^tU  ud 
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Artikel  XL 
Me  richterliche  Gewalt  der  Vereinigten  Staaten  soll  sich  unter  keiner 
%  ttber  Irgend  einen  Rechtshandel  in  Gesetzes-  oder  Billigikeitssachen 
oen,  welcher  durch  Bürger  eines  andern  Staates,  oder  durch  Bürger 
nterthanen  irgend  eines  fremden  Staates  gegen  Einen  der  Vereinigten 
n  angefangen  oder  betrieben  wurde. 

Artikel  XIL 
).l.  Die  Wähler  sollen  sich  in  ihren  respectiyen  Staaten  Tersammeln  und 
sin  Scrutinium  über  einen  Präsidenten  und  Vicepräsidenten  abstimmen, 
nen  einer  wenigstens  kein  Miteinwohner  ein  und  desselben  Staates  mit 
sein  darf.  Sie  sollen  auf  ihren  Stinunzettehi  die  Person,  welche  sie  zu 
mten,  und  auf  davon  verschiedenen  Zetteln  diejenigen  namhaft  machen, 

sie  zu  Vicepräsidenten  bestimmen.  Sie  sollen  sodann  getrennte  Listen 
a  zu  Präsidenten  und  von  den  zu  Vicepräsidenten  bestimmten  Personen,  so 
*n  der  Anzahl  der  Vota  für  jeden  verfertigen.  Gedachte  Listen  sollen  sie 
dehnet,  beglaubigt  und  versiegelt  nach  dem  Sitze  der  Regierung  der 
igten  Staaten,  addressirt  an  den  Präsidenten  des  Senats,  übersenden, 
^ident  des  Senats  soll  darauf  in  Gegenwart  des  Senats  und  des  Repri- 
benhauses  alle  Certificate  eröffnen,  und  hierauf  sollen  die  Stimmen  ge- 
rerden. Die  Person,  welche  die  höchste  Stimmenmehrheit  zumPrisidenten 
)ll  Präsident  sein,  falls  eine  solche  Zahl  eine  Majorität  der  ganzen  An- 
»tgesetzter  Wähler  ist,  und  wenn  Niemand  diese  Majorität  besitzt,  so 
IS  Haus  der  Repräsentanten  von  den  Personen,  welche  auf  der  Präsi- 
i-Stimmliste  die  meisten  Stimmen  haben,  jedoch  aus  nicht  mehr  als 
,  unmittelbar  hierauf  durch  ein  Scrutinium  den  Präsidenten  wählen.  Da 
>ei  der  Präsidentenwahl  die  Stimmen  nach  Staatin  genommen  werden, 

die  Repräsentation  eines  jeden  Staates  nur  Eine  Stimme  hat,  so  soll 
i  diesen  Endzwecken  nöthige  Wählerzahl  aus  einem  oder  mehreren  Mil- 
m  von  zwei  Drittheilen  aller  Staaten  bestehen,  und  eine  Stimmenmehrheit 
en  Abgeordneten  aller  Staaten  soll  zur  Wahl  notiiwendig  sein.  Sollte 
das  Haus  der  Repräsentanten  zu  jeder  Zeit,  wenn  es  im  Besitze  des 
rechts  ist,  den  Präsidenten  nicht  vor  dem  vierten  Tag  des  nächst  fol- 
n  Monates  März  wählen,  so  soll  alsdann  der  Vicepräsident,  gleichwie  bei 

Todesfalle  des  Präsidenten  oder  einer  anderen  constitutioneUen  Behin- 
g  desselben,  als  Präsident  fungiren. 

S.  2.  Die  Person,  welche  die  grösste  Stimmenmehrheit  zum  Vioepräsi- 
n  hat,  soll  Vicepräsident  werden,  sobald  eine  solche  Zahl  eine  Majorität 
inzen  Anzahl  bestellter  Wähler  ist,  und  wenn  Niemand  eine  Mehrzahl 
;t  hat,  so  soll  der  Senat  aus  den  zwei  höchsten  Zahlen  auf  der  Liste  den 
r'äsidenten  erwählen;  die  zu  dem  Endzwecke  nöthige  Wählerzahl  soll  aas 
Drittheilen  der  ganzen  Senalorenanzahl*  bestehen,  und  eine  Majorität  der 
Q  Anzahl  soll  zur  Wahl  nöthig  sein. 

f$.  3.  Aber  Niemand,  der  verfassungsmässig  unwählbar  zum  Präsiden- 
ite  ist,  soll  wahlfähig  zum  Amte  des  Vicepräsidenten  der  Vereinigten 
m  sein. 


r  stffeUen  Sitzung  de$\\.  Congresses  vorgeichlagene  und  als  angenommen 
rie  13.  Artikel  hat  nicht  die  erforderliche  Majorität  der  Legislaturen  in 
Hnxelnen  Staaten  erlangt,  ist  also  auch  nicht  den  verfassungsmässigen 
mmismgen  xuzufügen, 

hoben,  VerrassuDgtrurkanden.  ^1 


Seit  der  Annahme  dieser  Amendements  sind  keine  wesefil 
Vetäkideniugen  in  die  altgemeine  Verrassung  deä  Nord-AmeiikM 
Bundesstaates  eingeführt,  obschon  seit  der  Erkennung  der  Qu 
gigkeit  von  Englischer  Seite  die  Zahl  der  Staaten  sich  Biehr  al 
doppelt,  und  das  Gebiet  und  die  Bevölkerung  dersciben  bis  m 
rünffache  Verhältniss  des  damaligen  Zustandes  sich  vergrössert 
[im  Jahr  1847  bei  78,300  geogr.  QMeilen  mit  mehr  als  18JSI 
Einwohnern*)]. 

Die  Zahl  der  Bundesstaaten  ist  gegenwärtig  30^  weldie  in 
stehender  chronologischer  Folge  seit  1791  zu  den  bei  der  Sl 
betheiligten  Bundesstaaten  in  die  ewige  Union  aufgenommen 
14)  Vermont  im  J.  1791,  15)  Tennessee  im  J.  1796,  19) 
tucky  im  J.  1799,  17)  Ohio  im  J.  1802^,  18)  Louisiana 
1812,  19)  Indiana  im  J.  181«,  20)  Missisippi  im  J.  1817 
Illinois  im  J.  1818,  22)  Alabama  im  J.  181»,  23)  Mai 
und  24)  Hissourif)»  beide  fan  J.  1820,  2S)  Arkansas  un 
Michigan,  beide  itn  J.  1836.  Die  vier  jüngsten  Staaten  aln 
Florida,  welches  durch  die  Acte  vom  3.  Harz  1845  und  28)  Tc 
weldies  durch  die  Acte  vom  1.  April  1845  die  Aubahme  ii 
Union  erlangten  und  beide  schon  im  29.  Congresse  (4.  llarz 
bis  3.  Mörz  1847)  an  den  Verhandhingen  der  beiden  geselzgeb 
Gewalten  Antheil  nahmen.  Die  bis  dahin  nur  als  verbundene  ' 
tonen  behandelten  Länder  29)  Jowa  und  30)  Wisconsin 
durch  die  Acte  vom  4.  und  6.  August  1846  gleichfalls  als  Sl 
mit  2  Repräsentanten  bis  zum  neuen  Census  in  die  Union  i 
nommenft),  und  haben  zum  ersten  Male  das  Recht  ihr^  volM 

V  J)ie  Zählung  nach  dem  sechsten  (dem  letxUn)  Cenmu  am  k/iM 
gab  mit  Hinzußgung  von  Texas  im  J,  1844  bereiU  17,l04>dl5  Sinw. 

**)  Die  demokratischen  Special-  Verfauungen  fUr  Vermont  vmn  i 
1793,  für  Tennessee  vom  6.  Febr.  1796»  /tir  Keniiuky  vom  17.  Aug.  179! 
für  Ohio  vom  1.  Novbr.  1802  sind  in  Französischer  üebersHxun, 
Dufau  a.  a.  O.  voL  VI.  pg.  5—75  und  in  Deutscher  bei  Engelhard 
0.  /.  pg.  141  und  IL  pg.  90—131  abgedruckt. 

•*V  Die  fünf  demokratischen  Special- Staaten^  Verfassungen  für 
siana  vom  22.  Jan.  1812,  für  Indiana  vom  29.  Jun.  1816,  für  Missisippt 
15.  Aug.  1817,  ßr  Illinou  vom  26.  Aug.  1818  und  für^Maine  vorn  29.  ( 
1819  sind  in  Französischer  Vebersetzung  bei  Dufau  a.  a.  O.  VI 
76—182  und  in  Deutscher  bei  Engelhard  a.  a.  0.  1.,  S.  28  und . 
132—227  abgedruckt. 

y  Die  beiden  demokratischen  Special  -  Verfassungen  der  Staaten 
bama  vom  2.  Aug.  1819  und  Missouri  vom  12.  Jun.  1820  befinden  si( 
Deutscher  Ueber Setzung  bei  Engelhard  a.  a.  O.  vol.  IL,  S.  228  und  2E 

ÜJ    Beide  Staaten  Jowa  und  Wisconsin  waren  auf  dem  29.  Coii^ 
im  Staate  noch  ohne  Vertretung,  und  hatten  als  Territorien ,  jeder  nur 
Delegirten  im'  Hause  der  Repräsentanten, 
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m  TcrfNUuig  in  dem  Senate  und  dem  Hause  der  Bepräsontantea 
I  dem  gegenwärtigeQ  30.  GuogresBe  (4.  März  1847  bis  3.  März 
i849)awgeübL 

Der  Senat,  in  welchen  jeder  Staat  ohne  Rücksicht  auf  seine 
Bsvölkenuig  je  2  Mitglieder  la  entsenden  hat ,  besteht  demnach  ge- 
IHWirijg  nif  dem  30.  Congresse  aus  60  Mitgüedern.  Das  Haus 
hr  Repräsentanten  richtet  sich  in  der  Zahl  seiner  Mitgh'eder 
ihsls  nach  dem  unmittelbar  vorhergehenden  Gensus  der  Bevölkerung, 
MBDwirtfg  dem  sechsten  aus  dem  J.  1840*).  Dieser  bestimmt 
•f  70,680  Köpfe  (wobei  indess  .5  Sciaven  nur  für  3  Personen,  die 
WcA  Farbigen  aber  gleich  den  Weissen  gezählt  werden)  einen  Bo- 
riMitanten  und  überdies  einen  Deputirten  mehr,  wenn  der  Best 
kr  Revölkerung  mehr  als  die  Hälfte  von  70,680  K.  beträgt:  z.  B.  es 
ndet  der  SUat  New-Jersey,  dessen  Bevölkerung  im  J.  1840  351,588 
ITeMe«  21,044  freie  Farbige  und  674  Sciaven  zählte,  fünf  Beprä- 
BitinteB,  da  die  zur  Repräsentanten-Wahl  geeignete  Gesammt-Yolks- 
lU  s  373,030  K.  betrug,  weil  die  674  Sciaven  nur  für  404  Köpfe 
ritsiUton,  das  Fünflache  des  Gensus- Verhältnisses  (70,680)  =  353,400 
MMchtt  und  der  danach  überbleibende  Best  von  10,636  K.  nicht 
Mkr  die  Hafte  von  70,680  K.  übersteigt  Die  Gesammtzahl  der  Be- 
ri«entanten  steigt  auf  dem  gegenwärtigen  30.  Congresse  bis  auf 
30  Mitglieder,  von  denen  auf  New-York  allein  fest  ein  Sechstel  mit 
4  K^iräaenL  (bei  2,428.919  K.  Bevölkerung),  nächstdem  auf  Penn- 
flpnien  24,  auf  Ohio  21,  auf  Yrginien  15,  auf  Tennessee  11,  auf 
ia  dkrei  Staaten  Massachusetts,  Kentucky  und  Indiana  je  10,  auf 
kvd-Garelina  0,  auf  Georgien  8,  auf  die  vier  Staaten  Süd-Carolina, 
bne,  Alabama  und  Ulmois  je  7,  auf  Maryland  6,  auf  New-Jersey 
od  Ifiasoiui  je  5,  auf  die  fünf  Staaten  Connecticut,  New-Ibmpshire, 
^ennont,  Missisippi  und  Louisiana  je  4,  auf  Michigan  3,  auf  die  vier 
llHtoi  Rbode-Mand,  Texas,  Jowa  und  Wisconsin  je  2  und  auf  die 
M  Staat»  Delaware,  Arkansas  und  Florida  je  1  Repräsentant 
Kumen. 

Was  die  Special-Verfassungen  der  einzelnen  Staaten  anbelangt, 
10  müssen  die  Senatoren  mindestens  25  Jahr  alt  sein  (Pennsylva- 
wn,  Maryland,  Illinois,  Georgien,  Indiana,  Maine),  in  Delaware, 
tlabama,  Louisiana  27  Jahre,  in  den  übrigen  Staaten  aber  bereits 
hs  ifa^eissigste  Jahr  erreicht  haben,  1,  2  bis  4  Jahre  ansässig  sein 
oor  Siid-Carolina,  Maine,  Massachusetts,  Kentucky,  New-Hampslure 
od  Georgifin  haben  dafür  einen  langem  Zeitraum  von  fünf  bis  neun 

V  Sixih  CemuM  üt  Enumeration  of  the  inhabitanU  of  the  miüed 
täiii  OS  cümäed  at  ihe  Departmerd  of  State  in  IS40,  Washington  1841  : 
lUmmi  ffemaeht  auf  Befehl  des  Congresses  unter  der  Aufsicht  des  Staais^ 
trttars. 


324 

Jahren),  und  ein  freies  Eigenthum  von  1000  bis  3000  Dolhn  a 
Werth  besitzen.  Für  die  Repräsentanten  ist  in  den  meisten  Stille 
gegenwärtig  nur  ein  Alter  von  21  Jahren  und  Ansässigkeit  Yoi 
bis  3  Jahren  erforderlich,  und  nur  in  den  Garolina's,  Georgieiiy  Uu 
sachusetts  und  Louisiana  ist  noch  ausdrücklidi  ein  Eigentbuni  lo 
250  bis  1000  Dollars  lisstgestellt  Jn  Delaware,  Kentucky  und  H 
souri  wird  das  erforderliche  Alter  bis  auf  das  zunickgelegte  24.  Jah 
in  Yirginien,  New- York,  Georgien  und  Arkansas  bis  auf  das  zorad 
gelegte  25.  Jahr  und  in  New  -  Hampshire  bis  auf  das  30.  Lebeujiji 
ausgedehnt  Ueberall  werden  sie  vom  Volke  gewählt  und  swvi 
den  meisten  Staaten  für  ein  Jahr,  in  Rhode-Islard  nur  für  6  ModM 
dagegen  in  Süd-Carolina,  Tennessee,  Illinote  und  Louisiana  fürSJibi 
Um  Wähler  sein  zu  können,  werden  für  alle  Staaten  nur  ein  Alk 
von  21  Jahren,  Ansässigkeit  während  eines  Jahres  (in  TennsM 
Michigan,  New-Hampshire,  Georgien  und  Ariumsas  nur  auf  6  Monrt 
in  Maine  nur  auf  3  Monate  erforderlich)  und  der  Beweis  geiiUk 
Steuern  verlangt.  —  In  allen  Verfassungen  der  einzelner  Staak 
kommt  die  Haupt  -  Eintheilung  der  Gewalten  in  die  gesetzgdml 
vollziehende  und  die  richterliche  vor.  Die  vollziehende  ist  vorzugswefe 
dem  Statthalter  (Govemor)  und  den  von  ihm  abhängigen  Obrigkeiten  übe 
lassen.  Die  richterliche  steht  zwar  als  ein  unabhängiger  Verwattuog 
zweig  da:  aber  die  Richter  werden  in  eim'gen  Staaten  vcm  den  Statüu 
tem,  in  andern  von  den  gesetzgebenden  Körpern  ernannt,  und  h 
halten  in  den  meisten  Staaten  so  lange  ihr  Amt,  „als  sie  sich  in  den 
selben  gut  betragend  Nur  in  einigen  Staaten  können  sie  berer 
nach  7  Jahren  (Indiana,  Michigan,  Ohio),  oder  nach  einem  noch  ka 
zeren  Zeitraum  entlassen  werden,  wie  in  Alabama  und  Missisq)] 
nach  6  Jahren,  in  Arkansas  nach  4  Jahren  und  in  Georgioi  nac 
3  Jahren. 

Gegen  Beschwerden  über  Verletzungen  durch  den  Gongre 
oder  die  vollziehende  Gewalt  muss  die  Abhülfe,  wenn  die  Beschwere 
eine  richterliche  Untersuchung  und  Entscheidung  verstattet,  dim 
die  Gerichte  der  einzelnen  Staaten  oder  die  allgemeinen  des  Bunde 
Staates  gesucht  werden,  welche  die  angeklagte  Handkmg  des  Co 
gresses  oder  der  vollziehenden  Gewalt  für  verfassungswidrig  erkfir 
können:  eine  Befugniss,  die  schon  zu  wiederholten  Malen  ausgeu 
ist*).    Trägt  dagegen  die  Beschwerde  die  Eigenschaft  einer  Bech 

V  Vgl.  Story,  über  AmerikanUchei  Staatirecht  hei  Mittermaii 
Zeitsehrifl  ßr  RechUuns$enichaß  und  GeseUgebung  des  Auilands,  Bd,  1 
5.  23.  ^$  sind  viele  Fälle  vorgekommen,  in  welchen  Anordnungen  einul 
Staaten  von  dem  höchsten  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten j /ürjoer] 
iungswidrig  erklärt  wurden,  ^ 
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Nche  nicht  an  sieb«  und  bleibt  sie  daher  einer  richterlichen  Unter- 
ndiimg  anxaganglichy  so  kann  man  nur  das  Mittel  der  öffentlichen 
Anklage  gegen  sie  anwenden,  oder  die  öffentliche  im  Volke  darüber 
«meqirochene  Meinung  muss  bei  den  nächsten  Wahlen  der  Beprä-  i^ 

Mutanten  die  Veranlasser  der  Beschwerden  zu  entfernen  suchen,  oder 
ni  bescmderen  VerbesserungsTorschlägen  seine  Zuflucht  nehmen.  — 
Bei  Gonflicten  zwischen  der  Begierungsgewalt  der  emzelnen  Staaten 
nd  der  Nationalregierung  des  Bundesstaates,  die  auch  bei  der  ge- 
onesten  Sonderung  der  Gränzen  und  Unterscheidungslinien  durch 
ie  weitere  Entwickelung  der  inneren  politischen  Zustände  veranlasst 
mrden,  muss  die  erstere  der  letzten  nachstehen:  doch  sind  bis  jetzt 
niche  vorgekommene  Conflicte  immer  auf  friedlichem  Wege  geschlich- 
tet, indem  man  sich  bei  den  Entscheidungen  beruhigt  hat,  die  dar- 
Itar  von  dem  Gerichte  in  letzter  Instanz  ausgesprochen  sind.  —  Für 
fa  Privatrecht  bietet  das  Englische  in  allen  Staaten,  ausser  Loui- 
ima  und  Florida,  die  Grundlage.  In  Louisiana  ist  das  Französische 
Gri^eaetzbudi  ausdrücklich  angenommen,  und  in  Florida  stehen  noch 
ie  Spanischen  Gesetze  in  voller  Kraft. 


•i.X. 


Frankreicb. 


fu^llMi«  Bulletin  des  Loi»  du  royaimie  Ae  Fnitoe»  tae  Serie, 
Mi  L  Fnis »14;  Ana.  IMd  tom  lU;  Ann.  IMi,  tim  i  oad  derM «niiUme 
t  den  iMUeffmde«  Miran.  —  P.  A.  Dvlan,  J.  Jk  Dtti^ersiet  et  J.  fint« 
et»  CoUection  des  Goistitutkma»  Paris  1823,  Um.  L  pg.  l--30r). 

KAlflnBtlttel«  Lanjainais  iGomte)  Gonstittitioiis-  de  la  nation 
fOttMe»  Pirb  1819,  3^toL  8?o.  —  De  Salvandy,  Ta  constUiitioii  de  Tan 
961  Faria  1831.  Desselben,  Sehse  mois  tM  la  revohitSbn  et  les  rei^utkniaH 
%  hris  1831.  —  Tliifers^  la  manaicfaie  de  1899,  Pam  1831.  --  J.  C  L.  S»- 
•ade  de  Sisaotndi  sor  les  oonstitulians  despeiifks  libves,  Paris  1830^  8vo. 
MigeoB,  la  France,  ses  institutions^  ses  assemblto  poUüqueiU  son  tet  so- 
ll e(  monf  et  le  developpement  de  ses  libert^s  potitiqaes,  Paris  1840,  tom. 
-  Ah  gescfafdrtlitfae  HülfomUtel  sind  hiefür  Äib  beiden  Extreme  In  der 
itehen  ftetnchtvng  «nd  histarisohen  DanAeÜung  nidit  «nberMcsieMgt 
isisn:  €apefigae,  Ustoire  de  la  restisiratiili  et  dea  eauses,  ^  onl 
mk  U  chnte  de  la  brauche  aio^  des  Bourbons,  8  voL,  Paris  1831-33»  8vei 
d  als  Fortsetsungen  von  demselben  Verfasser  la  KTolation  de  JuiUet  et  le 
Hi?emement,  Paris  1835,  8vo.;  le  Ministire  de  Mr.  Thiers^  les  Chambres  et 
pposition  de  Mr.  Goizot,  Paris  1836,  8to.  und  riuitipe  depuls  favteemelit 
roi  IxMds  Pblllppe,  Paris  1M5,  4  vol.»  8^  -^  Bugsgea  L.  Blane,  hislolM 
dix  ans,  Paris  7  foL  d?o.  1842-44.  —  A.  de  Vaiaiabiell«,  Ghote  <b  lern« 
e;  histoire  des  deia  restauratioas  jusqa'  i  la  duile  de  Ghariea  X«  en  1830^ 
oL    Paris  1843-47.  8vo. 


Nicbl  wie   bei  Englaml  darf  mm  in  der  EUwiekehiag  der 
Bueeieciien  Verbnuag  auf  die  iribera  lurickseiieii,  4mm  die  Be^ 


V  Vgl  mein  Bandbueh  der  SUutUkmde^  Md.  li.  Mfreuikreiehr  M*  ^ 
10.  —  Eine  t)eui$che  üebeneUung  der  Framöiisehen  Verfaeeungeurkunden 
1791  his  tum  Oeeetx  über  die  Pairskammer  vom  20.  D§e.  1831  giM  Pö- 
',  M  eeirnr  Sammbmg,  Bd.  IT.  &  1--II8. 
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Tolotion  im  J.  1780  hat  durch  die  Verschmelznng  der  etats  ffanfanssm 
in  die  Assemblee  nationale  und  durch  die  Decrete  seit  dem  4  Augi 
1789  die  früheren  Yerfiissungszustände  so  vollständig  yersch winden 
lassen,  dass  mehr  die  Englische  und  die  Nordamerikanische  Yer&s- 
sung  für  die  spätere  politische  Gestaltung  dieses  Staates  Au6chl&sie 
gewähren,  als  die  firuhere  Französische.    Dies  erkennen  wir  ▼ollstän- 
dig  in  der  ersten  JPranzösischen  Verfassungsurkunde  vom   3.  SepL 
1791*),  die  mit  „der  Erklärung  der  Rechte  des  Menschen  und  Bor- 
gers*' beginnt  Aber  weder  diese,  noch  die  folgenden  rasch  Yo^lbe^ 
gehenden  Yerfassungsurkunden  können   in   dieser  Sanunlung   mt 
Aufiiahme  finden,   weil  sie  als  ephemere  Kinder  der  Revoluti<m  so  ! 
wenig  einheimisch  sich  machten,  dass  die  folgenden   im  Organismoi  ' 
der  Yorfassung  ohne  Zusammenhang  mit  den  früheren  neue  Anfinge  | 
verlangten  und   doch  nicht  Zeit  gewamiea  sieh  fest  zu  wm^eta.  i 
Doch  ist  das  Grundgesetz  vom  3.  Sept   1791    unzweifelhaft  für  A 
gegenwärtige  Französische  Constitution  noch  das  wichtigste,  da  Lud- 
wig XYUI.  bei  der  Charte  constitutionelle  vom  4.  Jjini  1814  unver* 
kennbare  Rücksichten  auf  dasselbe  nahm,  obgleich  es  seit  zwölf  Jib- 
ren  aus  dem  öffentlichen  Leben  verschwunden,  und  in  Wafariieit  n 
sagen  eigentlich  gar  nicht   zum   thatkräftigen  Leben  gelangt  w«: 
aber  Ludwig  XYIII.  hatte  in  den  letzten  acht  Jahrra  vor  1814  dnrdi 
seinen  Aufienthalt  in  Grossbritanien  ein   lebendiges  Bild   der  pncfr 
sehen   constitutionellen  Wirksamkeit  und   ihres  Einfiusses   aÖT  ät 
Yolkszustände  in  sich  aufgenommen.  —  Nach  der  Erklärung  der  RecUe 
des  Menschen  und  B&rgers  zerfallt  jenes  Grundgeseu  in  7  Titel.  Die 
beiden  ersten  handeln  von   den   durch  die  Constitution   verbürgten 
Grundeinrichtungen,  der  Eintheilung  des  Königreichs  und  dem  Stande 
der  Bürger,  welche  nebst  der   obigen  Erklärung  dem   öflfentlidien 
Rechte  der  Franzosen  in  der  Charte  von  1814   emigermaasten  ent- 
sprechen.   Der  dritte  Titel  handelt   von  den  öflfentlichen  Gewallen 
und  erscheint  als  der  prägnanteste  Abdruck  jener  Zustande,  unter 
denen  die  Yerfassung  von  1701  zu  Stande  kam.  Es  wird  in  demset 
ben  die  Souverainität  als  untheilbar,  unveräusserlich  und  unveijili^ 
bar  dem  gesammten  Yolke  zugesprodien ,  und  daher  folgen  zoeiri 
die  Bestimmungen  über  die  gesetzgebende  Nationalversanunlung  oad 
dann  über  das  Königthum,    die  Regentschaft  und  die  Minister.    Die 
gesetxgebende  Gewalt  ist  einer  Kammer  von   745  National -Re|iri- 
sentaoten  überlassen»  die  alle  zwei  Jahre  aus  den  83  DqMurteoMBto 
nach  den  drei  Yerhältnissen  des  Territoriums   (247  Rqpr.),   der  Be- 
völkerung (249  Repr.)  und  der  directen  Besteuerung  (249  Repr.)  ge- 
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vihlt  wiHen  solten.  In  der  (äarte  vob  1814  inieo  wir  luwrt 
fe  Fonneii  der  B^'erwg  und  der  konJgVcbea  ^iewiilt  beittaiiit, 
tenn  die  gesetzgebende  Gewalt  zvvischen  den  liiimg  MOd  ivei  üoiro- 
Mm  Tertlieik,  iron  denen  die  erste  der  Pairs  «rblidi  H«  die  lewate 
ler  Depatirten  auf  fünf  Mire  auf  der  idiejnigen  Grandiege  einer  fie- 
len Besteuerung  m  den  directen  Steuern  (1000  Frcs.)  newäUt  i^L 
Ji  dem  dritten  Titel  der  ¥erfiissung  von  1701  werden  dann  noch 
lehr  autfubrlicb  die  BeatimoMAgen  über  die  Ausübung  der  gesel#ge- 
Maden  Gewalt  iihgeigränzt,  und  sodann  die  Bestimmungen  über  die 
nmbende  Gewalt,  über  die  Bekanntmachung  der  Gesetie,  «her  «die 
VorwaHung  der  inneren  und  auswärtigen  VerhäUnisse,  ^vie  über 
ÜB  rictateriiche  Gewalt  biniugefügt  Alles  dies  Ast  bis  auf  den  Ab- 
Kbnitt  uba*  den  richterlichen  Stand,  der  ^ine  besondere  Stallmg 
■ach  in  der  Charte  von  1614  einnimmt,  in  wenige  Worte  als  Acte 
der  lioniglichen  Gewalt  ^'ch  bei  der  Bestimmung  ^ber  dieselbe  «u- 
mm\i  iigecfc-ä^  Der  vierte  Titel  der  Verfassung  von  1791  haodett 
HB  dar  oftntHoben  Gewalt,  unter  welcher  die  Valheidjgungaluifte 
m  Lande  und  zur  See  f^en  andere  Staaten  und  fur  Anftachlhii* 
lang  der  inneren  Ordnung  verstanden  ^werden:  hier  sind  vomebmlidh 
Mhrere  voniWtergehende  Bestimmungen  «ifgeführt,  die  nur  idurch  den 
lafohituMWuatand  des  Landes  als  wesentlich  AQthig  sich  geltend 
aNchan  konnten.  Der  fünfte  Titel  «nttilUt  die  Beatimmimgen  über 
ia  olitaUicben  Abgaben,  der  seobste  über  die  Verbültnisse  dqs  Rran- 
■Mschen  Volks  zu  den  Itemden  Völkern»  «Kibeint  als  ^mz  unge- 
koqg,  weil  sein  JnhnK  vertheilt,  weit  angemessener  den  firüheren 
nUn  angehört,  und  der  siebente  Titel  ist  ausschüessUch  den  BestHfQ- 
■nagen  über  die  Revision  der  constitutionellen  Beschlüsse  gewidmet 
Diese  Verfassung  wurde  von  Ludwig  XVL  am  14.  Sept.  1J91 
ii  der  Ifitto  der  NaMonal-Versammlung  beschworen,  die  constitairettde 
IMionalversanunlung  löste  am  30.  Sept.  1701  ihre  Sitzungen  auC  um 
adt  dem  1.  October  der  legislativen  Nationalversammlung  von  745 
lilgiiedem  die  weitere  Gestaltung  der  inneren  Verhältnisse  JFraak- 
nidis  nach  der  gegebenen  Verfassung  zu  überlassen.  Aber  4er 
Iwist,  der  sofort  über  die  Verhältnisse  der  Emigranten  undder  unbeeidig- 
kn  Priester  zwischen  dem  Könige  und  der  gesetzgebenden  Versamm- 
bog  ausbrach,  die  Verdächtigung  des  Hofes  über  ein  EinverstSndnias 
■it  den  yenbündeten  Mächton  zur  Unterdrückung  des  FranzösisohQn 
Mkes,  der  Ausbruch  des  Kampfes  von  Seiten  der  Vevbündeten  ge- 
jm  Frankreich  sdbst,  gaben  den  Jaoobinem  das  lang  erstrebte  Ue- 
^ergewicht  Die  in  Paris  zusammengerotteten  Pöbelmassen  aus  ganz 
'rankreich  dienten  den  Jacobinern  zur  Ausruhrung  der  Gräoelscenen, 
lie  mit  dem  20.  Jun.  1792  ihren  Anfang  nahmen,   mit  der  Erstür- 
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mung  der  Thuillerien  am  10.  Ang.  sich  zur  vollen  Anarchie  steiger- 
ten, und  in  den  ersten  Tagen  des  Septembers  1792  ihren  Colnuna- 
tionspunkt  erreichten. 

Die  Verfassung  vom  3.  Sept.  1791  hatte  noch  kein  Jahr  gedau- 
ert, als  ihre  Aufhebung  durch  die  Suspension  der  königlichen  Gewaft 
(13.  Aug.  1792)  eintrat,  und  eine  neue  National-Versammlang,  — 
der  National-Gonvent  —  zur  gleichzeitigen  Handhabung  der  aus- 
übenden und  gesetzgebenden  Gewalt  einberufen  wurde.  Jeder  Frao- 
zose  von  25  Jahren  sollte  zum  Mitglied  des  Gonvents  gewählt  wer- 
den, jeder  Franzose  von  21  Jahren  das  Wahlrecht  ausiiben  könneB. 

Der  National-Gonvent  eröffnete  am  21.  Sept.  1792  sose 
Sitzungen,  er  begann  mit  dem  einstimmigen  Beschlüsse  iiber  die 
Abschaffung  der  Königlichen  Gewalt,  worauf  am  25.  Sept 
die  Prociamation  der  Französischen  Republik  erfolgte.  Nsdi 
der  Hinrichtung  Ludwigs  XVI.  (21.  Jan.  1793),  iiber  welchen  derCoa- 
vent  selbst  wenn  auch  nur  mit  geringer  Majorität  das  Todesurthefl 
gefällt  hatte,  herrschte  die  extremste  Parthei  der  Jacobiner,  die  des 
Berges  (la  Montagne)  im  Gonvente  und  durch  den  aus  ihrer  IfiUe 
am  6.  Apr.  1793  gebildeten  Wohlfahrts-Ausschuss  über  gau 
Frankreich.  Die  Periode  des  Terrorismus  war  angebrochen,  der 
Sturz  und  die  Vernichtung  der  Girondisten  am  31.  Hai  1793  8da6 
nen  die  letzte  Kraft  des  Widerstandes  zu  vermochten ,  und  miter  der 
Einwirkung  solcher  Zustände  wurde  von  dem  National  -  Gonvente  die 
neue  Verfassungsurkunde  vom  24.  Jun.  1793  dem  FVaniSst- 
schen  Volke  zur  Annahme  vorgelegt  Sie  wurde  zwar  als  das  ente 
Grundgesetz  der  Französischen  Revolution  angenommenst  aber  ihre 
Unausführbarkeit  würde  ihr  niemals  eine  längere  Dauer  zugesichert 
haben,  wenn  sie  auch  nicht  von  den  Terroristen  schon  nach  sedis 
Wochen  am  13.  Aug.  suspendirt,  und  nun  Frankreich  ohne  Verb- 
sungsgesetz  unter  eine  revolutionäre  Regierung  bis  zum  Ab* 
schluss  des  allgemeinen  Friedens  gestellt  worden,  die  demWohliahrlh 
Ausschusse  anheimgestellt  blieb  (Decr.  19.  Vendem.  II.  =  10.  October 
1793).  Sie  beginnt  auch  mit  der  Erklärung  der  Rechte  des  Met' 
sehen  und  des  Bürgers,  theilt  das  Französische  Volk  für  die  Aus- 
übung derSouverainität  in  Gantone  (durch  die  Wählerversamm- 
lungen  —  assembides  primaires  —  aus  200  bis  600  Bürgern  gebil- 
det), für  die  Verwaltung  und  Rechtspflege  in  Departements,  Districte 
und  Municipalitäten  ein,  und  stellt  einen  gesetzgebenden  Körper  fot, 
der  untheilbar,  permanent  und  auf  ein  Jahr  gewählt  ist,   indem  auf 
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¥ifiOO  Seelen  an  Deputirter  ernannt  werden  soll,  die  Bevölkenmgs- 
ubl  ab  die  einzige  Basis  der  Volksvertretung  (N.  Amerikan.  Frei- 
staaten) gilt»  und  jeder  Französische  Bürger,  d.  h.  jeder  einundzwan- 
ligjahrjge  von  seiner  Arbeit  oder  seinem  Vermögen  lebende  und  seit 
einem  Jahre  in  Frankreich  ansässige  Mann,  im  ganzen  Umfange  der 
Kepoblik  wahlfähig  ist.    Die  vollziehende  Gewalt  sollte  einem  Gon- 
seil  executif  aas  24  Mitgliedern  (ohne  besondere  Fach-Mim'ster)  an- 
vertraut werden,  zu  welchem  die  Wahlversammlungen  der  Departe- 
ments je  einen  Candidaten  vorschlagen,   die  Wahl    selbst   aber  dem 
gesetzgebenden  Körper  zustehen  sollte,  der  jährlich  denselben  auch  zur 
ffilfte  zu  erneuem  hat.    Es  ist  indessen  dieser  Verwaltungsrath  nie^ 
mals  ernannt  worden.  In  Bezug  auf  die  Rechtspflege  wird  die  Givil- 
Justiz  den  von  den  Mitbürgern   der  Bezirke  oder   in  den  Wahlver- 
sammlungen gewählten    Friedensrichtern    und    öffentlichen 
Schiedsrichtern  überlassen;  die  Criminalfälle   werden  durch  die 
Geschworenen  (welche  schon  nach  der  Verfassung  von  1701  in  Frank- 
reicfa  eingeführt  waren)  entschieden,  die  Strafen  durch  Criminal-Ge- 
riebte  ausgesprochen  und  ausgeHihrt.   Aber  die  Oiminalrichter  sollen 
ebenso  wie  die  Mitglieder  des  einzigen  für   die  gesammte  Bepublik 
eiogesetzten  Cassations-Gerichtes  jährlich  durch   die   Wahlversamm- 
hutgen  erwählt    werden.     Die  allgemeine  Vertheidigungsgewalt  ist 
ans  dem  ganzen  Volke  zusammengesetzt,  und  obgleich  auch  in  Frie- 
deoszeiten eine  bewaflnete  Land-  und  Seemacht  unterhalten  werden 
soll,  giebt  es   doch   keinen  Oberbefehlshaber,  und  die   militärischen 
Grade  bestehen  nur  für  die  Dienstzeit.  Am  widerwärtigsten  erscheint 
in  dieser  Verbssungsurkunde  des  Terrorismus  der  vorletzte  S  (123), 
der  wie  zum  Spott  des  damaligen  allgemeinen  Unglücks  des  Franzö- 
Mchen  Volks  in  hochtrabenden  Worten  ausspricht :  „die  Französische 
Bepoblik  ehrt  die  Gesetzlichkeit  (la  loyaute),  den  Muth,  das  Alter, 
die  kindliche  Liebe  und  das  Unglück.    Sie   stellt   den  Schutz   ihrer 
Verfiissung  unter  die  Obhut  aller  Tugenden''. 

Der  Sturz  des  Terrorismus  nach  der  Hinrichtung  Bobespierre's 
and  seiner  wildesten  Anhänger   (10  Thermidor  11=28.  Jul.  1704) 
f&farte  auf  dem  Wege  des  Moderantismus,  bei  dem  allmählichen  Ue- 
bergewk^te  der  militärischen  Kräfte  durch  die  glücklichen  Kämpfe 
gegen  die  verbündeten  Mächte    und   die   darauf  folgenden  Separat- 
Flriedensschlüsse,  zu  einer  noth wendigen  Annäherung   der  Partheien 
und  möglichen  Wiederherstellung  der  inneren  Ordnung.    Die  voll- 
ziehende Gewalt  aus  dem  Schoosse  des  National-Gonv^tes  ausgeübt, 
erschien  für  die  Fortdauer  eben  so  unmöglich,  als  die  Ueberlassung  der 
gesetzgebenden  Gewalt  an  eine  ungetheilte  Versammlung  der  Depu- 
tirten.    Es  kam  zur  dritten  Verfassung,    welehe  Boissy  d'Anglas 


«B  23.  JuD.  17S5  dem  Nitkmal-Gomrenle  fürtegle;  xmä  Bachdkn 
TOB  diesem  am  5.  Fnictidor  IiL=22.  Aug.  1799  mgmmmnm  ^ 
wurde  sie  dem  gesammten  FraDiösiscben  Volke  zur  Geiidimq|aB| 
deo  UrversammluDgeo  (assemblees  primaires)  derCaBtone  iibofe 
Nach  der  ZusammeDtahlaag  der  etoaeloen  Vota  hatteD  1,094 
Bürger  für  diese  Verfassung  gestimmt  und  49|977  dieselbe  Yenroi 
Der  National-GonteBt  verkündete  am  1.  Voidemaire  IV.  s 
Sept  1709  die  Annahme  dieser  Verfassung  durch  das  Volk,  und  I 
bald  darauf  die  letzten  Sitaungen  fbr  sein  unheilvolles  dre^falv 
Walten,  indem  noch  die  Tage  des  Ueberganges  zu  der  neuen  jm 
sehen  Gestaltung  durch  die  Wiederholung  blutigster  Auftritte 
Bärgerkrieges  bezeichnet  wurden.  Diese  Verfassung*),  schon  auf  i 
SS.  ausgeddint,  stellt  zwar  auch  noch  die  Erklärung  der  Hechle 
Menschen  an  die  Spitze,  aber  verbindet  sie  mit  d^  Pflichten  < 
Bürgers.  Die  letzten  werden  „aus  zwei  PrincipieB  abgdd 
welche  durch  die  Natur  in  alle  Herzen  eingegraben  sind:  Thue  i 
Andern  nicht,  was  du  nidit  willst,  dass  mau  dir  thue,  und  tl 
bestandig  dem  Andern  das  Gute,  was  du  selbst  von  ihm  zu  empl 
gen  vninschst^.  Darauf  folgen  14  Titel,  von  denen  die  enten  bei 
von  der  Eintheilung  des  Staatagebietes  und  dem  politischen  Sta 
der  Bürger  handeln.  Aber  der  Stand  des  Citoyen  Eran^ais 
in  dieser  Verfassung  schon  mehr  eingeengt,  denn  nur  der  in  Fra 
reich  geborne  und  ansässige  Mann,  welcher  das  2t.  Jahr  zuri 
gelegt  hat,  in  das  Borger-Register  seines  Gantons  eingeschrieben 
mindestens  ein  Jahr  lang  auf  dem  Französischen  Territorium  ! 
au%ehalten  hat  und  eine  directe  Grund-  und  Personalsteuer  u 
ist  Französischer  Bürger.  Von  den  Auslandern  wird  ausser  i 
Ben  Eigenschaften  ein  siebenjähriger  ununterbrochener  Aufenthalt 
Frankreich,  der  Besitz  eines  Grundeigenthums  oder  eines  landwi 
schaftlichen  oder  gewerblichen  Etablissements,  oder  die  Veiiieirathi 
mit  einer  Französin  verlangt,  um  das  Französische  Bürgerrecht 
erwerbe».  Der  dritte  Titel  ist  den  Un*ersammlongen  gewidc 
welche  aus  den  in  einem  Ganton  wohnhaften  Büigem  gebildet  v 
den;  ist  der  Ganton  so  gross,  dass  mehrere  gebildet  werden  köni 
so  besieht  jede  wenigstens  aus  iSO  Bürgern  und  höchstens  aus  { 
Im  vierten  Titel  sind  die  Verhälbiisse  der  Wahlversammlungen  i 
hallen,  indem  auf  Je  200  Bürger  ein  Electeur  erwählt  wird,  der 
29.  Jahr  zurückgelegt  haben»  und  in  den  Gemeinden  mit  mehr 
6000  Seelen  Eigentbiimer   oder  Nutzniesser   eines  Guts   mit   eii 
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len  von  dem  Werthe  von  200  Tage  Arbeifslofan  —  in  den 
m  unter  6000  Seelen  nnd  auf  dem  platten  Lande  Eigenthn- 
er  Nutzniesser  und  Pächter  eines  Gutes  von  150  bis  100 
beitslohn  sein  muss.  Die  Wahlrersammlungen  bestehen  for 
-tements,  versammeln  sich  alljährlich  am  20.  Germinal,  höch- 
*  10  Tage,  und  haben  sich  ausschiiesslich  mit  den  Wah- 
Repräsentanten,  Geschworenen,  Departements-YerwaKer  und 
zu  beschäftigen:  nicht  einmal  Adressen  oder  Petitionen  dur* 
nnehmen  oder  selbst  absenden.  Im  fünften  Titel  folgen  die 
mgen  über  die  gesetzgebende  GeM'alt,  welche  in  2  Kammern 
ist:  1)  den  Rath  der  Alten,  aus  250 Mitgliedern,  die  das 
steJahr  zurückgelegt  haben,  verheirathet  oder  Wittwer  sind, 
lestens  15  Jahre  vor  der  Wahl  ununterbrochen  das  Fran- 
Gebiet  bewohnt  haben;  2)  den  Rath  der  Fünfhundert, 
erlichaus  eben  soviel  Mitgliedern  zusammengesetzt,  die  das  30. 
ückgelegt*)  und  10  Jahre  das  Französische  Gebiet  bewohnt 
»er  Vorschlag  der  Gesetze  steht  ausschliesslich  dem  Redete 
rhundert,  die  Genehmigung  oder  Verwerfung  dem 
r  Alten  zu.    Der  sechste  Titel  handelt  von  der   vollzie- 

Gewalt;  sie  ist  einem  Directorium  von  fünf  Mitgfie- 
ertraut,  welche  durch  den  gesetzgebenden  Körper  ernannt 
ich  durch  ein  neu  gewähltes  erneuert  werden,  und  das  vier- 
hr  zurückgelegt  haben  müssen.  Das  Directorium  ernennt 
ter  (deren  Zahl  am  17.  Sept.  1795  auf  6  Fach  -  Minister  — 
ustiz,  die  inneren  und  auswärtigen  Angelegenheiten,  flir  die 

den  Krieg  und  die  Marine  —  bestimmt  wurde),  die  Gene- 
obersten Verwaltungs-  und  Finanz-Beamte  und  sorgt  nach 
tzen  für  die  innere  und  äussere  Sicherheit  der  Republik, 
mte  Titel  ist  der  Departemental  -  und  Municipalvenvaltnng 
:,  der  achte  Titel  der  Rechtspflege,  die  stets  unentgddKcfa 
(werden  soll,  der  neunte  Titel  der  bewaflheten  Macht,  wobei 
gesehen  wurde,  dass  niemals  e  i  n  Generalissimus  iiber  sämmt- 
ire  der  Republik  ernannt  werden  sollte.  Die  Rückkdur  zur 
3rdnung  wird  durch  den  zehnten  Titel  documentirt,  der  von 
itlichen  Unterrichte  handelt  Die  vier  letzten  Titel  enthalten 
nmungen  über  die  Finanzen  und  Steuern,  über  die  auswär- 
*hältnisse  und  die  Revision  der  Verfassung  und  allgemeine 
gen. 

iur  für  die  ersten  7  Jahre  der  Republik  ioUten  vorläufig  25  Jahre 
,  eine  Bedingung  um  vielen  Conventi-Mitgliedem,  die  noch  nicht 
hr  erreicht  hatten,  den  EintriU  in  diesen  Roth  möglich  gu  machen; 
dem  Gesetze  vom  5.  Fructidor  wurden  die  (kmvenii'MitgUedier  fOr 
Mbar  erklärt. 
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Diese  Verfassung,  welche   die  Rückkehr  zum   monarchisdien 
Elemente  schon  anbahnte,  würde  nicht  einmal  die  vierjährige  Dauer 
erreicht  haben,  wenn  nicht  der  glückliche  Fortgang  des  Waflenglucks 
den   vorherrschenden  Mitgliedern  im  Directorium  (und  namentlich 
Barras)  durch  die  engere  Verbindung  mit  den  siegreichen  Französi- 
schen Generalen  und  den   denselben   ergebenen  Heeren  ein  ausrei- 
chendes Gegenwicht  verschaOl  hatte.    Aber  die  Abwesenheit  Bona- 
parte*s  auf  der  Aegyptischen  Expedition ,  die  neue   durch  RusslaiMb 
Beitritt  verstärkte  Coaiition  gegen  Frankreich  Hessen  17*^9»  diese Ceber- 
legenheit  der  Französischen  Waffen  in  Italien  und  Deutschland  ver- 
schwinden: und  sogleich  wird  der  reagirende  Einfluss  davon  auf  die 
politische  Gestaltung  in  Paris  bemerkbar.    Die  Verletzung  der  Yer-     ] 
fassung  durch  den  Beschluss  vom  27.  Prairial  VIL  (16.  Jua  1799), 
durch  welchen  sich  das  Directorium  und  die  gesetzgebenden  Körper 
für  permanent  erklärten,  zeigte  die  Spaltung  zwischen  den  hödisten 
Gewalten  des  Staates  in  der  auffalligsten  Weise.    Die  Bückkehr  Na- 
poleon Bonaparte's  (15.  Oct.  1799)  und   seine  Verbindung  mit  den 
Generalen  und  der  durch  diese  geleitete  bewaffnete  Macht  vollendete 
den  Sturz   der  bestehenden  Regierung.     Die  Militär-Revolution  vom 
la  Brumaire  VIII.  (0.  Novbr.  1799)  führte  die  Gonsular-VerbssoDg 
herbei,  entschied  aber  auch  zugleich ,   dass  fortan  in  Frankreich  die 
Gewalt  wieder  bei  dem  Machthaber  stehen  werde,   der   über  die 
grossen  Soldatenmassen  zu  gebieten  verstände. 

Ein  neues  Grundgesetz  wurde  sofort  entworfen,  nachdem  das 
Directorium  durch  drei  Gonsuln  ersetzt  und  den  purificirten  beiden 
gesetzgebenden  Räthen  die  Berathung  über  die  Verfassung  überlassen 
war,  jedoch  unter  der  vollständigen  vorausgegangenen  Bearbeitung 
von  Seiten  des  ersten  Consuls  Napoleon  Bonaparte.  Diese  sogenannie 
Gonsular -Verfassung  wurde  nach  ihrer  Genehmigung  von 
den  beiden  gesetzgebenden  Körpern  am  22.  Frimaire  VIIL  (17.  De& 
1790)  von  den  Consuln  bestätigt  und  trat  schon  am  25.  Dec  1799 
in  volle  Wirksamkeit,  obgleich  erst  am  12.  Febr.  1800  die  öffentliche 
Bekanntmachung  erfolgte,  dass  sie  vom  Volke  angenommen  wäre. 
Diese  Verfassung')  beginnt  nicht  mehr  mit  der  Erklärung  der  Men- 
schenrechte,  sie  spricht  gleich  im  ersten  Titel  nur  von  der  Ausübung 
der  Rechte  des  Bürgerstandes,  wobei  sie  in  Bezug  auf  die  Qualifica- 
tion  zum  Französischen  Bürger  nicht  wesentlich  von  dem  Grundge- 
setz vom  3.  Sept  1795  abweicht,  nur  bei  dem  Ausländer  statt  des 
siebenjährigen  Aufenthalts  auf  dem  Französischen  Gebiete  einen  zehn- 
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rigen  fordert    In  jedem  Gemeinde-Bezirk  ( Arrondissement  Com- 
mal)  wird  ein  Zehntel  der  Bürger  bezeichnet,  welche  das  öflRsnt- 
lie  Vertrauen  Tür  die  Verwaltung  der  Comrounal-Aemter  besitzen.  Aus 
»en  Communallisten   wird   eine  Departementaliiste   gemacht,   die 
edemm  durch  Wahl  ein  Zehntel  der  Bürger  m  den  Communallisten 
sammenstellt  zur  Verwaltung   der  Departements-Aemter«    Endlich 
M  aus  den  Departementslistcn  eine  dritte  Liste  gebildet,  dis  wie- 
nun  nur  durch  Wahl  ein  Zehntel  der  Bürger  aus  diesen  Departe- 
entalltsten  zusammenstellt,    welche  wahlfähig  zu   den   öffentlichen 
itional-Functlonen  sind,  und  aus  denen   der  Senat  das  National- 
srzeichniss  (la  liste   nationale)  zusammensetzt.    Als  ein   ganz 
genthümliches  politisches  Organ  neben  der  gesetzgebenden  Gewalt 
veter  Kammern  und  der  vollziehenden  Gewalt  der  Consuln,  wird  im 
^ten  Titel  der  Erhaltungs-Senat  (Senat  conservateur)  einge- 
Stil,  aus  80  auf  Lebensdauer  gewählten  und  unabsetzbaren  Hitglie- 
ern,  die  mindestens  40  Jahre  alt  sein  müssen,  einen  jährlichen  Ge- 
dt  von  25,000  Frcs.  beziehen,  aber   kein  anderes  öffentliches  Amt 
irwalten  können.    Zuerst  sollen  nur  60  Mitglieder  sein,    die   von 
BQ  beiden  zurückgetretenen  Consuln  Sieyes  und  Boger  Ducos,  sowie 
m  dem  zweiten  und  dritten  Consul  nach   dieser  Verfassung  (Cam- 
aoer^  und  Lebrun)  gewählt  werden  sollen.    Späterhin  ergänzt  der 
enat  sich  selbst  durch  Wahl,  indem  für  jede  erledigte  Stelle  drei  Candi- 
iten  vorgeschlagen  werden,  je  einer  von  jedem  der  beiden  gesetz- 
ebenden  Körper,  der  dritte  vom  ersten  Consul.  Im  Laufe  des  ersten 
ihres  (VIIL  der  republ.  Zeitrechnung),  sollen  zwei  neue  Mitglieder 
mzQlreten,  und  dann  jährlich  zwei  mehr,  bis  dass  nach  dem  Schlüsse 
er  ersten  10  Jahre  die  vollständige  Zahl  der  80  Mitglieder  erreicht 
eia  wird.    Als  das  Hauptgeschäft  des  Senats,  dessen  Sitzungen  nicht 
AeDtlich  sein  sollen,  wird    die  Wahl   der  beiden  gesetzgebenden 
hmmem,  der  Consuln,  der  Richter  des  Cassationsgericbts  sowie  der 
iommissarien  des  Rechnungshofes  aus  dem  oben  genannten  National- 
meichnisse  bestimmt;  nächstdem  die  Bestätigung  oder  Veranlassung 
liier  Verhandlungen,  welche  ihm  von  dem  Tribunate  oder  dem  Gou- 
vernement als  verfassungswidrig  bezeichnet  werden :  zu  seinen  Arbeiten 
ollen  aber  auch  die  Listen  der  Wählbaren  gerechnet  werden. 

Für  die  gesetzgebende  Gewalt,  mit  welcher  sich  der 
ritte  Titel  beschäftigt,  nimmt  das  Gouvernement  die  Initiative.  Die 
OD  demselben  ausgehenden  Propositionen  werden  zuerst  dem  Tri- 
unat  aus  100  Mitgliedern  zur  Berathung,  Annahme  oder  Verwer- 
[Dg  vorgelegt  und  dann  durch  drei  Mitglieder  vor  den  gesetzgeben- 
;n  Körper  (Corps  legislatiQ  aus  300  Mitgliedern  gebracht,  welcher 
ine   weitere  Discussiouen   von  Seiten   seiner  Mitglieder,   nur   die 
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Gründe  d^  drei  Mitglieder  des  Tribunals   mid    deren  «twaige  8e- 
kamp&iQg  durch  Commissarien  der  Regierung  anhört,  und  dann  durch 
geheimes  Scrutinium   über  die   Gesetzesvorschläge   abatunraL    Für 
beide  gesetzgebende  Körper  liegt  die  Wahl  allein  in  der  fiand  des 
Senats,   der  nur  die  sehr  zahlreiche  Nationalliste  zu  beachten  hä, 
und  in  Bezug  auf  das  Corps  l^latif  mindestens  für  jedes  Departe- 
ment ein  demselben  zugehöriges  Mitglied  ernennen  musL    Die  Mft- 
gUeder  des  Tribunats  müssen  mindestens  25  Jahre,  die  des  Corps  le- 
gislatif  30  Jahre  alt  sein:  beide  Classen  sind  besoldet,  jene  jähr- 
lich mit  15,000,  diese  mit  10^000  Frcs.    Die  Sttzungen  sind  ölW- 
lieh,   doch  darf  die  Zahl  der  Zuhörer   in  den  einzehien  Sitiuafea 
nicht  200  übersteigen :  für  das  Corps  I^blatif  sind  sie  auf  4  MxmiHiß, 
jährlich  bestimmt  vom  1.  Frimaire  (21.  Novbr.)  ab;  für  das  IriboMt 
unbestimmt,   das  aber  während  seiner  Vertagung  eine  ConuMäoa 
aus  10  bis  15  Mitgliedern  ernennt  —  Die  oberste  vollziehende 
Gewalt  oder  das  Gouvernement,  welches  die  gesaaunte  Leitnai 
der  inneren  und  äusseren  Verwaltung  zu  führen  hat,  wird  nach  den 
vierten  Titel  dreien  Gonsuln  für  den  Zeitraum  auf  10  Jahre  aa- 
vertraul*),  und  zwar  mit  dem  Rechte  sogleich  wieder  erwädt  u 
werden,  aber  mit  einem  genauen  Unterschiede  als  erster,  zwei« 
ter  und  dritter  Consul,  und  durch  diese  Verfassung  selbat,  wie  « 
ausdrücklich  dort  heisst,  wird  der  Bürger  Bonaparte  zum  «raten,  der 
Bürger  Cambac^rös  zum  zweiten  und  der  Bürger  JLebnm  cum  drittea 
Consul  ernannt    Der  erste  Consul  noacht  alle  Gesetze  bekannt,  et- 
nennt  A'e Minister,  alle  höhere  Beamte  bei  der  Civil*  und  Militärvcr 
waltung,  bei  der  letzteren  sämmtiiche  Officiere  des  Heeres  und  der 
Flotte,  sowie  sämmtiiche  Civil-   und  Criminahrichter  mit  AuanahiDe 
der  Richter  beim  Cassationsgerichte  und  der  Friedensrichter.    In  des 
übrigen  Verhandlungen  des  Gouvernements  haben  der  iWfÜB  mvi 
dritte  Consul  noch   eine   berathende  Stimme**).    Die  Hinister 
sorgen  für  die  Ausführung  der  Gesetze  und  der  Anordnungen  der 
öffentlichen  Verwaltung,  so  dass  kein  Act  des  Gouvernements  in  Wr 
kung  treten  kann,  wenn  er  nicht  von  einem  Mmister  unterzeichaet 
ist    Neben  den  Ministern  wird  schon  durch  dieses  Grundgeaetz  ii0 
Staatsrath***)  (Conseil d'Etat)  eingesetzt,  welcher  unter  derLeibng' 

V  Aber  der  dritte  Consul  Lehrun  tcurde  gleich  autnahmsweite,  veH 
Bünaparie  e$  eo  verlangte,  nach  einer  noch  in  der  Verfauungiurkunde  om- 
drücktieh  bemerkien  Bettmmung  nur  auf  5  Jähre  erwähU. 

*V  ^o«  Gehalt  de$  ersten  ContuU  wurde  für  das  erste  Jahr  smf  UXUSJÜ 
Frcs^  das  der  andern  beiden  auf  löQ^OÜO  Free,  festgesetzt, 

'***J  Der  Staatsrath  muss  als  ein  eigenihümliches  Institut  des  Verval- 
tungstälents  von  Bonaparte  angesehen  werden,  dem  er  aud^  später  stets  lotirl 
Aufmerksantkeit  zuwandtet  dass  der  Staatsrath  in  der  Napolamisdun  Fom 
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ler  CoDSuIn  beauftragt  ist,  „die  Vorschläge  zu  Gesetzen  und  Yerord- 
lUDgen  der  öffentlichen  Verwaltung  zu  unterwerfen  und  diejenigen 
icfawierigkeiten  aufzulösen,  welche  sich  über  Yerwaltungsgegenstände 
srfaeben".  Aus  demselben  sollen  stets  die  Gomniissarien  gewählt 
wtrden ,  welche  vor  dem  Corps  l^latif  im  Namen  des  Gouveme- 
nents  das  Wort  zu  führen  haben,  doch  niemals  mehr  als  drei  für 
naexk  und  denselben  Gesetzesentwiirf.  Die  IVlinister  und  Staatsräthe 
nuss  jedoch  der  erste  Gonsul  aus  den  Personen  der  oben  angeführ- 
len National-Liste  wählen. —  Die  Rechtspflege  wird  ausschliesslich 
im  fünften  Titel  behandelt.  Jeder  Gemeindebezirk  erhält  einen  oder 
mehre  Friedensricliter,  welche  unmittelbar  von  den  Bürgern  auf  drei 
lahre  erwählt  werden.  Alle  andere  Richter  erhalten  ihr  Amt  auf 
Lebensdauer,  es  sei  denn,  dass  sie  für  pflichtwidrige  Handlungen  ver- 
urtheilt  werden,  oder  nicht  mehr  auf  den  (oben  erläuterten)  Listen 
iler  Wahlfähigen  yerzeichnet  bleiben.  Für  die  Civil-Rechtspflege  wer- 
den Gerichtshöfe  erster  Instanz  und  Appellationsgerichte  eingerichtet. 
In  der  Criminal-Rechtspflege  entscheiden  zwei  Jury's,  die  erste,  ob 
die  Anklage  stattfinden  soll  oder  nicht,  die  zweite  im  Fall  der  ange- 
nommenen Anklage  über  den  Thatbestand,  worauf  die  Richter,  welche 
das  Criminalgericht  bilden,  die  Strafe  anwenden,  ohne  dass  eine 
Appellation  weiter  stattfindet  Die  Vergehen,  welche  keine  Leibes- 
oder entehrende  Strafe  nach  sich  ziehen,  werden  durch  die  Zucht- 
Polizeigerichte  (Tribonaux  de  police  correctionelle)  abgeurtheilt,  von 
welchen  eine  weitere  Appellation  an  die  Criminalgerichte  statt- 
findeL  Für  die  gesammte  Republik  bleibt  nur  ein  Cassationsgericht, 
dy  indess  nie  über  den  Gegenstand  der  Processe  erkennt,  son- 
dern es  hebt  nur  die  in  Rechtssachen  ergangene  Rechtsortheile  auf, 
nwiefieni  in  denselben  die  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  verletzt 
siody  oder  inwiefern  sie  eine  ausdrückliche  Uebertretung  des  Gesetzes 
enthalten :  worauf  dann  der  Gegenstand  des  Processes  wieder  an  das 
Gericht  zurückgewiesen  wird,  der  nach  der  Ordnung  darüber  ent- 
icheiden  soll.  —  Die  Verantwortlichkeit  der  öffentlichen 
Beamten  wird  in  einem  besonderen  Titel  (dem  sechsten)  behandelt 
Die  Functionen  der  Mitglieder  des  Senats,  Tribunals,  des  Corps  1^ 
liilaüX  der  Consuln  und  der  Staatsräthe  führen  keine  Verantwort- 
lichkeit mit  sich.  Die  persönlichen  Verbrechen,  die  von  denselben 
l>egangen  werden  (mit  alleiniger  Ausnahme  der  Consuln,  deren  mög- 
icher  Straflalligkeit  gar  nicht  Erwähnung  geschieht),  und  eine  Lei- 
»es-  oder  infamirende  Strafe  nach  sich  ziehen  könnten,  werden  vor 
len  gewöhnlichen  Gerichten  verfolgt      Die  Verantwortlichkeit   der 

ueh  noch  nach  dem  Sturze  det  Franxögiichen  Kaisers  in  sehr  vielen  Staa- 
m  Eurqpa's  eingeführt  wurde, 

S  ch  n  be  r  t ,  Y errtsf angs-Urkandtn.  22 
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Minister  besteht  1)  Für  jeden  Act  des  Gouvernements,   der  von 
ihnen  unterzeichnet  ist  und  von  dem  Senat  für  verfiissungswidrq;  er- 
klärt wird;  2)  für  die  Nichtausführung  der  Gesetze  und  der  Verord- 
nimgen  der  öffentlichen  Verwaltung;  3)  für  ihre  eigenen  Befehle  und 
Anordnungen ,   wenn  diese  der  Verfassung,  den  Gesetzen  oder  den 
Verordnungen  des  Gouvernements  zuwider  laufen.     In  diesem  Falle 
hat  das   Tribunat   die  Anklage   vor  den   Corps  legislatif,   welches, 
nachdem  es  den  Geklagten  gehört  oder  vorgefordert  hat,   den  Ad- 
klagezustand  beschliesst  oder  verwirft.     In  dem  ersten  Falle  wird 
der  Minister  durch  einen  hohen  Gerichtshof  verurtheilt,   ohne  du 
Rechtsmittel  der  Appellation  oder  des  Recurses  um  Cassation  zn  b^ 
ben:  dieser  hohe  Gerichtshof  wird  aus  Mitgliedern  des  Cassatkms- 
gerichtes,   die  von  demselben  dazu   erwählt  werden,   und  aus  G^ 
schworenen  aus  der  Nationalliste  zusammengesetzt.  —   Die  Richter 
werden  wegen  ihrer  Vergehen  in  amtlichen  Handlungen  durch  das 
Gassationsgericht ,    nachdem    es   die  straffälligen   richterhchen  Acte 
vernichtet,  vor  ein  bestimmtes  Tribunat  gestellt    Alle  übrigen  Beam- 
ten mit  Ausnahme  der  Minister,  können  wegen  amtlicher  Vergehen 
nur  in  Folge  einer  Entscheidung  des  Staatsraths  gerichtlich  verfolgt 
werden:   dies  geschieht  dann  aber  vor  den  gewöhnlichen  Gerichten. 
In  dem  siebenten  und  letzten  Titel  sind  allgemeine  Verfügungen  eat- 
halten,  die  besonders  auf  die  Sicherstellung  der  Person  gegen  wHI- 
kührliche  Verhaftungen  ausgehen  und  das  Haus  einer  jeden  auf  den 
Französischen  Gebiete  w  ohnenden  Person  für  eine  unverletzbare  FVei- 
stältc  erklären,    in   die  man  wider  den  Willen  des  Bewohners  nur 
bei  Tage  auf  Grund  eines  Gesetzes  oder  auf  den  Befehl  einer  Meot- 
lichen  Gewalt  eingehen  darf,   während  der  Nacht  aber  dies  nur  bei 
Feuersbrunst,  Ueberschwemmung  oder  auf  Hülferuf  der  Bewohner 
verstattet  ist.    Ueberdies  ist  unter  denselben  jeder  Person  das  aHp- 
meine  Petitionsrecht  an  jede  eingesetzte  Obrigkeit,  vorzugsweise  aber 
an  das  Tribunat,  eingeräumt.    Aber  auch  die  Fürsorge  für  die  Wis- 
senschaften und  Künste  war  nach   der  zügellosen  Vernichtung  so 
vieler  denselben  gewidmeten  Anstalten  und  Sammlungen  wieder  ab  » 
ein  Bedürfniss  für  die  Stellung  des  Französischen  Volkes  anerkannt:^ 
denn  nach  §.  88  erhält  ein  National  -  Institut   den  Auftrag,  die 
neuen  Entdeckungen  zu  sammeln  und  für  die  Vervollkommnung  der 
Vi^issenschaften  und  Künste  zu  wirken. 

Die  ausserordentliche  Bevorzugung  der  Gewalt  des  ersten  Con- 
suls  durch  diese  Verfassung  niusste  bei  einer  bedeutenden  Persön- 
lichkeit der  mit  derselben  bekleideten  Person  fast  nothwendig  lur 
Monarchie  führen.  Und  in  der  That  wirkte  Napoleon  Bonaparte 
eben  so  kräftig  unternehmend  und   consequent  verfolgend  in  allen 
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:en  der  inneren  Verwaltung,  wie  er  grossartig  als  kühner,  ge- 
und  siegreicher  Feldherr  dastand:  keine  der  ihm  gegenüber 
iden  Persönlichkeiten,  auch  die  bedeutsamsten  Feldherren  und 
männer,  die  aus  der  Revolution  hervorgegangen  waren,  ver- 
;en  nicht  einmal  in  ihren  eigenen  Berufsfächern  ihm  das  Gleich- 
ht  zu  erhalten.  Es  ßelcn  mithin  bald  auch  die  letzten  Reste, 
e  von  freierer  republikanischer  Entwickelung  übrig  geblieben, 
ie  Wahlen  der  Gemeinde-Beamten,  die  Anfertigung  der  Wähler- 
Für  die  Departementswahlen  und  der  Gandidatcnlisten  zur  Na- 
liste  u.  s.  w^  und  die  monarchische  Gewalt  des  Selbstherrschers 
»1  Beziehungen  erschien  in  kurzer  Zeit  vollendet.  Ein  dieCon- 
Yerfassung  ergänzender  Beschluss  des  Senats  vom  4.  August 
machte  dazu  den  Uebergang  [Senatus-Consulte  Organique  de  la 
itution,  16  Thermidor  A.  X.  =  4.  Aug.  1802]*),  denn  Napoleon 
»arte  wurde  zum  lebenslänglichen  ersten  Gonsul  prociamirt, 
war  nach  Ernennung  von  Seiten  des  Französischen  Volks,  da 
s  in  dem  Protocolle  des  Erhaltungs-Senats  vom  14  Thermidor 
=  2.  Aug.  1802  heisst,  von  den  3,577,259  abgegebenen  Stim- 
der  Französischen  Bürger  3,568,885  Bürger  sich  dafür  erklärt 
:  „der  Senat  überbringt  dem  ersten  Gonsul  diesen  Ausdruck 
utrauens,  der  Liebe  und  der  Bewunderung  des  Französischen 
\  In  allen  zehn  Titeln  dieses  Senats  -  Gonsults  werden  die 
te  des  ersten  Gonsuls  erweitert  Nach  den  drei  ersten, 
le  von  der  Eintheilung,  den  Gantons -Versammlungen  und  den 
-Gollegien  handeln,  ernennt  der  erste  Gonsul  den  Präsidenten 
tlicher  Gantons  -  Versammlungen  auf  5  Jahre,  eben  so  alle  Frie- 
ichter  in  den  Gantonen  auf  10  Jahre,  alle  Maires  und  Adjuncte 
a  Municipalrathen  auf  5  Jahre,  immer  mit  dem  Rechte  der 
erernennung  nach  dem  Ablaufe  dieser  Zeit.  Die  Wahl-Golle- 
iD  den  Bezirken  ( Arrondissemens) ,  oder  wie  sie  seitdem  nach 
om  ersten  Gonsul  zu  ernennenden  Ghefs  Unter-Präfecturdistricte 
int  werden,  haben  ein  Mitglied  auf  500  im  Bezirke  ansässige 
T  zu  wählen,  doch  so,  dass  die  gesammte  Zahl  der  Mitglieder 
unter  120  und  nicht  über  200  sein  darf;  die  Departements- 
-Gollegien  haben  ein  Mitglied  auf  1000  im  Departement  ansässige 
T**)  zu  wählen,  jedoch  so,  dass  die  gesammte  Zahl  der  Mitglieder 


V  Abgedruckt  bei  Dufau  a,  a.  0.  /.  pg.  205--10  und  in  DeuUeher 
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*V  Aber  für  dieie  Departementi-  WM-  CoUegien  müsien  schon  beion- 
ie  unter  der  Leitung  det  Finani- Ministers  für  Jedes  Departement  an-- 
gten  Listen  der  daselbst  in  den  directen  Stiuem  am  höchsten  belegten 
irger  beriUhsichtigt  werden. 
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Über  200  sein  und  unter  800  verbleiben  muss:  diese 

iebenslänglich,   und   die  Präsidenten  werden  lu  jeder  Session  fc 

ersten  Consul  ernannt    Der  vierte  Titel  (§.  39—53)  ist  iwar  oh 

schrieben  ,,von  den  Gonsuln^  aber  er  handelt  fiist  nur  ausscbliessH 

von  dem  ersten  Consul,   welchem  das  Präsentationsrecht  zur  Wi 

des  zweiten  und  dritten  Consuls  für  den  Senat,  eben  so  wie  sein 

etwaigen  Nachfolgers  eingeräumt  wird,   der   indess  aCicb  schon  h 

seinen  Lebenszeiten  ernannt  werden  darf.     Im   funflen  Titel   erfai 

die  Verfassung  des  Senats  gleichfalls  wesentliche  V^änderungen.  1 

wird  nun  eine  doppelte  Classe  von  Senatsbeschlüssen  eingeführt,  die  di 

S^natus-Consultes  Organiques,  welche  sich  auf  die  gesanml 

Verfassung  des  Staates,   der  Golonien  oder  auf  einzelne  Bestimmoi 

gen  derselben  beziehen,  und  die  der  einfachen  Senatus-Consnite 

welche  die  Suspendining  der  Geschwornen-Gerichte  bis  auf  5  Jahn 

Auflösungen  der  gesetzgebenden  Körper,  Wahl  der  Consuln  u.  s. « 

aussprechen.    Die  Entwürfe  zu  den  Senats-Consulten  werden  tun 

in  einem  geheimen  Rathe  debattirt,  der  aus  den  Consuln,  undj 

2  Ministern,  Senatoren  und  Staatsräthen  bestehen   soll,   die   inde 

jedesmal  zuvor  von  dem  ersten  Consul   bezeichnet  werden  müssei 

Der  erste  Consul  kann  ausgezeichnete  Bürger   ohne  vorgängige  Pri 

sentation  aus  der  Nationalliste  zu  Senatoren  ernennen,  doch  müsse 

sie  das  erforderliche  Alter  haben,  und  die  Gesammtzahl  der  MitgR 

der  des  Senats  darf  nicht  über  120  vergrössert  werden.   Die  Minist« 

erhalten  einen  Sitz  im  Senate,    aber  ohne  berathschlagende  Stimn 

wenn  sie  nicht  selbst  Senatoren  sind;   da   ebenmässig   durch  die» 

Grundgesetz  für  die  Senatoren  die  Unfähigkeit  zu  anderen  Verwaltung 

Functionen  theil weise  aufgehoben ,   und  ihnen  die  Berechtigung  za 

Consulate,    zu  Ministerien,   Beamtenstellen  bei  der  Ehrenlegion,  i 

Außehem  des   öffentlichen  Unterrichts  und    zu   ausserordentlich 

Missionen  ertheilt  wurde.     Der  sechste  Titel  handelt  gedrängt  m 

kurzen  $§•  von  dem  Staatsrathe,   der  auf  höchstens  50  Mitgiiede 

festgestellt  wird,  die  in  Sectionen  nach  den  Verwaltungszweigen  in 

fallen;   die  Minister  haben  überdies  Sitz  und  Stimme  im  Staatsralh 

Im  siebenten  Titel  von  dem  Corps  Hgislatif  ist  nur  die  wesenl 

liehe  Veränderung  zu  bemerken,   dass  jedes  Departement  eine  dei 

Umfange  seiner  Bevölkerung  entsprechende  Zahl  von  Mitgliedern  ii 

Corps  legislatif  haben  soll,  und  dass  fernerhin  von  der  Regierung  di 

Einberufung,     Vertagung    und   Prorogirung    dieser    gesetzgebende 

Behörde   bestimmt   werden    soll.     Das  Tribunat  wird  nach  dei 

achten  Titel  auf  die  Hälfte  seiner  Mitglieder  bis  zum  J.  1805  reducii 

und  zerfällt  wie  der  Staatsrath  in  Sectionen.     Beide,   Tribunat  w 

der  gesetzgebende  Körper,   können  aber   auf  Beschluss  ies  Sena 
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ioOständig  aufgelöst  werden,  und  sind  dann  durch  neue  Wahlen  zu 
netzen.  In  den  beiden  letzten  Titebi  folgen  Bestimmungen  über  die 
Kechtspflege  und  das  Begnadigungsrecht  Dem  Justizminister  wird 
ils  Oberrichter  ein  besonders  ausgezeichneter  Platz  im  Senate  und 
Stastsrathe  angewiesen;  er  erhält  den  Vorsitz  im  Cassationsgerichte 
mid  den  AppellaUonsgertchten ,  wenn  es  die  Regierung  für  gut 
Bndet,  besonders  wenn  das  Recht  der  Gensur-Disciplin  über  Richter 
aQSgei'ibt  werden  soll.  Es  werden  bei  diesen  oberen  Gerichten  aus- 
serdem Regierungs-Gommissarien  angestellt.  Die  Mitglieder  des  Gas- 
sationsgerichtes  werden  auf  Präsentation  von  Seiten  des  ersten  Consuls 
(drei  Gandidaten  für  jede  erledigte  Stelle)  durch  den  Senat  ernannt. 
Db8  Begnadigungsrecht  wird  gleichfalls  von  dem  ersten  Gonsul  aus- 
geübt, nachdem  er  einen  geheimen  Rath,  aus  dem  Oberrichter  und 
je  zwei  Ministem,  Senatoren,  Staatsräthen  und  Mitgliedern  des  Gas- 
sationsgerichtes  zusammengesetzt,  befragt  hat. 

Es  fehlte  hier  nur  noch  wenig,  um  den  ersten  Gonsul  in  einen 
ziemlich  unbeschränkten  Kaiser  zu  verwandeln;  und  dies  geschah 
bereits  durch  das  organische  Senatus-Gonsult  vom  28.  Flor^l  A.  XII. 
=  18.  Mai  1804').  Dieses  Grundgesetz,  durch  welches  seit  1791 
die  sechste  Verrassung  dem  Französischen  Volke  dargeboten  würde, 
Mdet  die  sogenannte  Verfassung  des  Kaiserthums  —  les  Gonstitu- 
tions  de  l'Empire  — ,  welche  formell  auch  bis  zum  ersten  Sturze 
Napoleon's  als  allein  gültig  sich  erhalten  hat,  aber  überall,  wo  sie 
dem  entschiedenen  Willen  des  Kaisers  entgegen  stand,  unbeachtet 
blieb,  da  Napoleon  alle  Unterthanen  seines  so  überaus  vergrösserten 
Beiches  nur  die  EntSchliessungen  seines  Willens  und  die  von  den 
jedesmaligen  Umständen  abhängenden  Modiflcationen  desselben  als 
ihre  Verfassung  zu  ehren  gewöhnte.  Es  besteht  aber  jene  Kaiser- 
thuna-Verfassung  aus  142  Artikeln,  die  in  16  Titel  völheilt  sind. 
In  dem  ersten  Titel  wird  das  Gouvernement  der  Republik  einem 
Knier  anvertraut,  der  den  Titel  „Kaiser  der  Franzosen*"  führt: 
Jbpoleon  Bonaparte,  bis  dahin  erster  Gonsul  der  Bepublik  ist  (est) 
Kaiser  der  Franzosen''.  Der  zweite  und  dritte  Titel  handeln  von 
iler  Ertieblichkeit  der  kaiserlichen  Würde  und  der  kaiserlichen  Fa- 
milie, wobei  die  männliche  Erbfolge  nach  dem  Rechte  der  Erstge- 
burt, mit  beständigem  Ausschlüsse  der  Frauen  und  ihrer  Nachkom- 
nen  festgesetzt  wird:  die  Prinzen  der  kaiserhchen  Familie  sind  als 
okhe  nach  zurückgelegtem  achtzehnten  Jahre  Mitglieder  des  Senats 
od  des  Staatsraths.  Der  vierte  Titel  bestimmt  die  Regentschaft  im 
all  der  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers,   welche  mit  dem  vollen- 

V  Abgedruckt  bei  Dufau  a.  a.  0.  7.  pg.  217—40  und  in  Deutecher 
ibertetsung  bei  Pölitz  a.  a.  0.,  Bd.  IL  S.  73-84. 
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deten  acbtiehntea  Idire  aufhört.  Durch  den  fünften  und  ledMai 
Titel  sind  zwei  neue  Institutionen  in  das  Franiösische  Reich  enge- 
fiUirt,  die  der  Gross*Würdenträger  des  Reichs  (ies  Grandes 
Dignites  de  l'Empire)  und  der  Gross- Off iciere  des  Reidis 
(Grands  OfBciers  de  ITlropire),  welche  unabsetibar  sind:  jene  sedii 
an  der  Zahl  (Gross-Wahlherr,  Erzkanzler  des  Reichs,  Erzkanaler  des 
Staats  Of  Erzschatzmelster»  Gonnetable  und  Gross-Admiral)  geniesseo 
die  Rechte  der  Französischen  Prinzen  und  haben  den  Rang  unmiltel- 
bar  nach  denselben;  sie  sind  gleich  diesen  Mitglieder  des  Senats  und 
des  StaatsrathSy  Mitglieder  des  Geheimen-Raths  und  bilden  überdies 
den  Grossen -Rath  des  Kaisers  und  der  Ehrenlegion  (le 
Grand  Conseil  de  TEmpereur  und  le  Grand  Conseil  de  la  legioo 
dlionneur);  die  übrigen  Reziehungen  derselben  haben  gegenwärtig 
keine  staatsrechtliche  Redeutung,  da  die  Gross-Würdenträger  mit  dem 
Kaiserthum  vollständig  beseitigt  sind.  Zu  den  Gross -OfBcieren  des 
Reichs  gehören:  1)  die  Reichsmarschälle ,  die  unter  den  ausgezeich- 
netsten Generälen  des  Heeres  ausgewählt  werden,  deren  Zahl  jedoch 
nicht  16  übersteigen  darf,  wobei  indess  nicht  diejenigen  eingeschos- 
sen snid,  welche  Mitglieder  des  Senats  sind*');  2)  acht  Inspecteore 
und  General-Obristen  der  Artillerie,  des  Geniew^ens,  der  Reiterei 
und  der  Marine;  3)  Gvil-Gross-Oflicicre  der  Krone,  welche  durch 
besondere  Statuten  des  Kaisers  bestimmt  werden.  Der  siebente  Titd 
bestimmt  die  Eide,  welche  von  dem  Kaiser  in  den  zwei  ersten  Ta- 
gen nach  der  Thronbesteigung  in  Gegenwart  der  höchsten  Reichs- 
Gerichts-  und  Municipal-Rchörden,  von  den  Regenten  und  sammtli- 
chen  Staatsbeamten,  sowie  den  OiUderen  des  Heeres  und  der  Flotte 
geleistet  werden  müssen:  der  Eid  der  Staatsbeamten  und  Officieie 
ist  sehr  gedrängt  aufgefasst:  „ich  schwöre  Gehorsam  den  Ver&sson- 
gen  des  Reichs  und  Treue  dem  Kaiser^.  Der  achte  Titel  handalt 
von  dem  Senate,  dessen  Verfassung  wiederum  wesentlich  geändert 
wird.  Er  soll,  ausser  den  oben  genannten  Französischen  Prinzen  und 
Grosswürdenträgem,  aus  80  Mitgliedern,  welche  der  Kaiser  aus  dea. 
Departements-Wahllisten  selbst  ernennt  und  aus  den  Rürgem  besteheoi 
welche  der  Kaiser  zur  Senatorwürde  zu  erheben  für   gut  erachtet 


V  Archi' Chaneelier  de  l'Empire  und  Arehi-Chaneelier  d^Etat  LU 
affeeiirte  Nachbildung  der  Kronr  Würdenträger  dei  DeuUehen-RönUsehen  Reiehi 
liegt  untferkennbat  xu  Tage, 

^V  ^on  den  am  Tage  nach  der  Bekanntmaehung  dieser  Verfaenmg  er* 
nannten  14  ReiehimartcKäUen  Bertkier,  Murat,  Moncey,  Jcurdeung  Meuteiuk 
Augerean,  Bemadotte»  SauU,  Bntne,  Lannet^  Mortier»  Ney,  Daiooud  und 
Beisierei  lebt  gegenwärtig  nur  noch  der  einxige  Soult.  Ausserdem  erhieHen 
die  4  Senatoren  Kellermann,  Lefebre,  Perignon  und  Serrurier  noch  den  Mar- 
schalls-TiUL 


El  werden  zwei  fortdauernde  Commissionen  aus  je  7  Senato- 
ren gebildet,  fär  die  individuelle  Freiheit  (an  welche  sich  die 
VerfaaAeten  —  selbst  oder  durch  Stellvertreter  —  zu  wenden  haben,  die 
Bicht  lOTage  nach  ihrer  Verhaftung  vor  Gericht  gestellt  sind)  und  für 
die  Pressfreiheit,  an  welche Commission SchrifisteMer,  Drucker  und 
Badihandler  ihre  Beschwerden  über  Presshindemisse  zu  richten  ha- 
ben: jedoch  war  die  periodische  Zeitungspresse  nicht  den  An- 
ordnungen dieser  Commission  unterworfen,  genoss  also  auch  nicht 
diese  beschränkte  Pressfreiheit,  da  ihr  keine  Hülfe  gegen  die  drucken- 
den Maassregeln  der  kaiserlichen  Gensoren  zu  Gebote  stand.  Die 
Beschlüsse  des  Corps  legislatif,  welche  noch  am  Tage  der  Annahme 
dem  Senate  zu  übersenden  sind,  werden  in  den  nächsten  6  Tagen 
vom  Senate  geprüft  und  sodann  dem  Kaiser  zur  Annahme  oder  zur 
Verwerfung  vorgelegt.  Der  Kaiser  hört  darauf  über  denselben  Be- 
nchhiss  noch  den  Staatsrath  und  erklärt  demnächst  durch  ein  Decret 
entweder  seine  Zustimmung  zum  Beschlüsse  des  Senats,  oder  er  lässt 
audi  selbst  im  Fall  der  Verwerftjng  von  Seiten  des  Senats  den  Be- 
scbluss  des  Corps  legislatif  dennoch  als  Gesetz  bekannt  machen.  Im 
neunten  Titel  sind  die  Bestimmungen  über  den  Staatsrath  entbal» 
teil,  der  wenig  Veränderungen  erfährt.  Er  wird  in  sechs  bestimmte 
Abtheihingen  gegliedert,  für  die  Gesetzgebung,  für  die  inneren  Ange- 
legenheiten, die  Finanzen,  den  Krieg,  die  Marine  und  für  den  Handel. 
yfem  der  Staatsrath  über  Gesetzesenlwürfe  oder  über  Verordnungen 
der  öfientlichen  Ven^aitung  berathet,  so  müssen  zwei  Drittel  der 
Mitglieder  desselben  im  ordentlichen  Dienste  anwesend  sein,  und  ihre 
Cesumntcahl  darf  nicht  geringer  als  25  sein.  Im  zehnten  und  eiHlen 
Titel  folgen  die  Bestimmungen  über  das  Corps  li^gislatif  und  das  Tri- 
bimat.  Zur  Zersplitterung  ihrer  Auctorität  werden  sie  in  3  Sectio- 
neii  getheMt,  (für  die  Gesetzgebung,  für  die  inneren  Angelegenheiten 
Ud  fftr  die  Finanzen),  weiche  stets  gesondert  berathen  müssen,  na-> 
menffidi  über  Gesetzes-Vorschläge ,  und  nur  für  weniger  bedeutende 
ilBrts-Functionen  sich  vereinigen  können.  Die  IVibunen  werden  für 
lOMire  ernannt  und  alle  5  Jahre  zur  Hälfte  erneuert.  Der  zwölfte 
^ftel  handelt  von  den  Wahl-Gollegien  der  Departements,  welche  die 
Wahllisten  für  den  gesetzgebendai  Körper  zu  entwerfen  haben,  und 
^fann  gleichzeitig  auch  die  Listen  der  Gandidaten  für  den  Senat  er- 
neuern sollen.  Die  Gross- Würdenträger  oder  Gross-OfBciere  führen 
In  den  Departements,  wo  sie  wohnen,  den  Vorsitz  in  den  Wahl- 
CoUegien.  Die  Präfecten  und  Militär-Gommandauten  können  von  den 
HUiI-GoIlegien  der  Departements,  in  welchen  sie  ihre  amtliche  Func- 
Ikmen  ausüben,  nicht  als  Candidaten  für  die  Senats  -  Listen  gewählt 
werden.    Durch  den  dreizehnten  Titel  ist  ein  hoher  kaiserlicher 
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Gerichtshof  (la  haute  Cour  Imperiale)  eingesetzt,  welcher  i 
die  persönlichen  Vergehen  der  Glieder  der  kaiserlichen  Famifie» 
höchsten  Staatsbeamten,  über  Hochverrath,  über  die  Verbrechen 
Minister,  Staatsräthe,  Generäle,  Präfecten  im  Dienste»  über  Kb 
gegen  Appellations-,  Criminal- Gerichte  und  den  Cassationahof,  i 
Denunciationen ,  willkührliche  Verhaftung  und  Verietzung  der  Ift 
freiheit  entscheiden  soll  Er  ist  zusammengesetzt  aus  den  Franz 
sehen  Prinzen,  Gross-Würdenträgem,  Gross-Officieren  dar  Kronen 
Senatoren,  20  Alitgliedem  des  Staatsraths  (mit  Einschluss  der  le 
Sections-Präsidenten)  und  20  Mitgliedern  des  Cassationshofs.  1 
Sitz  desselben  ist  im  Senat,  der  Präsident  ist  der  Erzkanzler 
Reichs  und  im  Fall  der  Verhinderung  desselben  ein  andrer  Gn 
Würdenträger.  Das  öiTentliche  Ministerium  bei  demselben  wird  du 
einen  vom  Kaiser  auf  Lebensdauer  erwählten  General-Procurator  y 
waltet,  welchen  3  jährlich  durch  das  Corps  l^latif  ernannte  Triba 
und  3  jährlich  vom  Kaiser  aus  Appellations-  oder  Criminal-  gewil 
Rechtsbeamten  assisüren.  Nur  auf  die  gerichtliche  Verfolgung  die 
öffentlichen  Ministeriums,  oder  bei  den  höheren  Staatsbeamten  \ 
gen  amtlicher  Vergehen  auf  die  Forderung  des  Tribunats  und 
Denunciation  des  Corps  l^latif,  nimmt  der  hohe  Gerichtshof 
Prüfung  der  Anklage  an:  findet  er  nach  der  genau  yorgeschriebei 
Form  die  Anklage  zulässig,  so  erfolgt  die  gerichtliche  Vertiandlung  öfi 
lieh  wenigstens  vor  60  Mitgliedern  des  Gerichtshofs,  nachdem  lOMitg 
der  von  der  Gesammtzahl  von  dem  Angeklagten  ohne  weitere  Ang 
des  Grundes  zurückgewiesen  sein  können.  Die  gefällten  Urtb 
lassen  keine  weitere  Appellation  zu;  bestimmen  sie  aber  eine  k 
liehe  oder  infamirende  Strafe,  so  müssen  sie  vom  Kaiser  besti 
werden.  In  dem  vierzehnten  Titel  von  dem  richterlichen  St« 
kommen  keine  wes^tlichen  Aenderungen  in  Bezug  auf  die  Red 
pflege  vor,  nur  die  Titel  der  Gerichte,  Vorsitzer  und  Regienm 
Commissarien  ändern  sich  wie  eine  scheinbar  nothwendige  Folge  i 
monarchischen  Standesverhältnisse  in  Appellations-Criminal-Goid 
höfe,  erste  Präsiden te,  Präsident,  kaiserliche  General -Procurata 
und  kaiserliche  Procuratoren.  Die  beiden  letzten  Titel  enthalten  1 
Stimmungen  über  die  Form  der  öffentlichen  Bekanntmachung  und 
Proposition  znr  Annahme  der  Ertheilung  der  erblichen  kaiserlid 
Würde  für  Napoleon  Bonaparte  und  seine  rechtmässigen  und  ad 
tirten  Nachkommen,  sowie  für  dessen  Brüder  Joseph  und  Ludwig  i 
deren  Nachkommen  durch  das  Volk,  welchem  mithin  nicht  mehr 
scheinbare  Beistimmung  zur  ganzen  Verfassung,  sondern  nur  zur 
erkennung  des  Oberhauptes  zugestanden  wird,  dem  dann  das  Weil 
zu  überlassen  ist 
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Mit  dieser  Verfassungsform   wurden  auch  viele  Erinnerungen 
m  die  Torhergegangene  Revolution  beseitigt,  der  Revolutions-Galender 
wurde  abgeschafll  und  die  gevi^öhnliche  Zeitrechnung  trat  vi^ieder  ein, 
ein  neu  geschafTenes  Adels -Institut  mit  seinen  verschiedenen  Abstu- 
ftingen  von  Herzog,  Graf,  Baron  wurde   dem  Französischen  Kaiser- 
thume   viiedergegeben ,  und  jeder  Widerspruch  von  Seiten  der  ge- 
setzgebenden Körper  wurde  mit  Purificirung  der  Oppositions-Mitgliedcr 
oder  Aufhebung  der  betreffenden  Behörden  erledigt.     Im  Senate  hat 
sich  nach  Lanjuinais  trotz  der  grossen  Zahl  seiner  Mitglieder  niemals 
ein  stärkerer  Widerspruch  gegen  den  iLaiserliclien  Willen  als  von  14 
Mitgliedern  gezeigt;    eine  grössere  Opposition  von  Seiten  des  Tribu- 
nals wurde  durch  die  Aufliebung  desselben  vermittelst  des  organi- 
schen Senatus-Consults  vom  19.  August  1807  erledigt,  durch  welches 
iDgleich  die  Functionen  des  Tribunats  an  drei  Commissionen  des  Corps 
legislatif  überwiesen  wurde,  dieses  aber  fortan  kein  Mitglied  unter  40 
JAren  erhalten  sollte. 

Es  blieb  demnach  nur  die  Entscheidung  des  kaiserlichen  Willens 
als  die  alleinige  Gesetzgebungsgewalt  und  Gontrolle  für  Frankreich, 
bis  die  Siege  der  verbündeten  Mächte  nach  der  Schlacht  bei  Leipzig 
und  der  Einnahme  von  Paris  (31.  März  1814),  mit  der  Zurückfuhrung 
der  alten  königlichen  Familie  auf  den  Französischen  Thron,  auch  eine 
neue  Entwickelung  für  die  Französische  Verfassung  feststellten.  Be- 
reits am  1.  April  1814  ernaraitc  der  Senat  ein  provisorisches  Gou- 
Tcmement,  am  -3.  April  sprach  er  schon  die  Absetzung  des  Kaisers 
aus  und  hob  das  Recht  der  Erblichkeit  der  kaiserlichen  Würde  in 
Napoleons  Familie  auf,  indem  er  gleichzeitig  die  Franzosen  von  dem 
Eide  der  Treue  lossprach.  Drei  Tage  später  war  unter  Mitwirkung 
des  Kaisers  Alexander  von  Russland  das  provisorische  Gouvernement 
mit  einem  Yerfassungs-Entwurfe  fertig,  welcher  dem  Senate  noch  am 
6.  April  1814  zur  Annahme  vorgelegt  wurde  und  in  vielen  Punkten 
auf  der  Basis  der  Verfassung  von  1791  beruhte.  Der  Senat  geneh- 
niigte  denselben.  Es  wurde  in  Folge  desselben  im  Namen  des  Fran- 
xosischen  Volks  frei  Ludwig  Stanislas  Xavier,  der  ältere  Bruder  des 
letzten  Königs  von  Frankreich  auf  den  Thron  des  \^'ieder  hergestell- 
ten Königreichs  Frankreich  gerufen,  und  nach  ihm  die  übrigen 
Mitglieder  des  Hauses  Bourbon  nach  alter  Ordnung.  Die  Unver- 
lelzlichkelt  der  königlichen  Person,  die  Freiheit  der  religiösen  Gultus, 
die  Freiheit  der  Presse  werden  anerkannt:  die  öffentliche  Schuld,  der 
Verkauf  der  Nationalgüter  werden  nach  ihrem  damaligen  Bestand«) 
garantirt,  die  Confiscation  des  Vermögens  abgeschafll,  der  alle  und 
neue  Adel  aufrecht  erhalten.  Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  zwi- 
schen den  König  und  zwei  Kammern  gettieilt,  welche  gemeinschaft- 
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lieh  Diit  dem  Könige  die  Initiative  haben  sdlen.  Dem  Könige  bt  aUein 
die  Sanction  der  Rescblüsse  vorbehaitea    Das  Alter  für  die  liiiBlieder 
beider  Kammern  wird  auf  25  Jahre  bestimmt,  die  Senatorworde  iit 
unabsetzbar  und  erbt  nach  der  Erstgeburt  unter   den  mÜMilirhqi 
Nachkommen  der  Senatoren  fort :  auch  die  Dotation  des  Senats  hatte 
der  Senat  zur  Vererbung  für  sich  vorbehalten.  Besondere  Bestimmoa- 
gen  waren  noch  fiir  die  Particular-Interessen  zur  Sicherung  der  Aemtov 
Würden,  militärischen  Pensionen  und  individuellen  Meinungen  getrof* 
fen.   Aber  weder  der  Lieutenant  Gf^ral  du  Royaume  Graf  von  Artoii, 
der  Bruder  des  zum  Throne  berufenen  Königs,  noch  Ludwig  XVUI. 
nahmen  die  Verfassungsurkunde  als  verbindlich  an,  sondern  nur  den 
Act  ihrer  Berufung  auf  den  Französischen  Königsthron  im  Namen  dei 
Französischen  Volks:  doch  gaben  jener  aus  Paris  unter  dem  M.April, 


I«    C?hfirte  c^iMtituti^imelle*)« 

4.  Juni  1814. 

Hionis,  par  la  gräce  de  Dieu,  Roi  de  France  et  de  Navarre» 

A  tous  ceux  qui  ces  präsentes  Terront,  salut 

La  djvine  Providence,  en  nous  rappelant  dans  nos  iuts  apris  une  loi- 
gue  absence,  nous  a  impose  de  grandes  obligalioos.  La  paix  6tait  le  premicr 
besoin  de  nos  sujets:  nous  nous  en  sommes  occup^  sans  reläche;  et  ceUepaii 
si  nöcessaire  k  1a  France  commc  an  feste  de  TEurope,  est  8ign6e.  Une  chaile 
constilutionnelle  dtait  soI1icil6e  par  Tdtat  actuel  du  royaume;  noos  ra?oa 
promise,  et  nous  la  pubiions.  Nous  avons  considcr^  que,  bien  qae  Tautoril^ 
toule  enliere  residät  en  France  dans  la  personne  du  Roi,  nos  predteesaean 
n'avaient  point  hesite  a  en  modifier  l'exercice,  sui?ant  la  diflerence  des  tena|is; 
que  c*cst  ainsi  que  les  comoiunes  ont  dA  leur  afTranchisscment  k  Louis-Ie-Groii 
la  confinnation  et  Tcxtension  de  leurs  droits  4  Saint-Louis  et  ä  Pfailippe-k- 
Bel;  que  Tordre  judiciaire  a  6tc  etabli  el  d^cloppe  par  les  lois  de  LooisXl.. 
de  Henri  IL  et  de  Charles  IX.;  enfin,  que  Louis  XIV.  a  regle  presqoe  toota 
les  parties  de  Tadministration  publique  par  diiferentes  ordonnanoes  dontricB 
encore  n'avait  surpasse  la  sagesse. 

Nous  avons  du,  a  l'excmple  des  Rois  nos  pr^6cesseurs,  appr^der  ki 
efTets  des  progrös  toujours  croissans  des  lumi^rcs,  les  rapports  nouveaax  qoe 
ces  progr^  ont  introduits  dans  la  societ6,  la  direction  imprim^e  aux  esprits 
depuis  un  demi-siede,  et  les  graves  altcrations  qui  en  sont  r^oltto:  dom 
avons  reconnu  que  k  Toeu  de  nos  sujets  pour  une  Charte  consütutionndie 
^tail  l'expression  d*un  besoin  reel;  mais  en  c^dant  k  ce  voeu,  nous  avons 
pris  toules  les  precaulions  pour  que  cette  Charte  füt  digne  de  nous  et  du 
peuple,  auquci  nous  sommes  flers  do  Commander.  Des  hommes  sages,  pril 
dans  les  premiers  corps  de  Tfitat,  se  sont  reunis  k  des  commissaires  de  notre 
Conseil,  pour  travailler  a  cet  important  ouvrage. 

£n  mcme  temps  que  nous  rcconnaissious,  qu'une  Constitution  librc  et 
monarchique  devait  rcmplir  raltente  de  l'Europe  6clairee,  nous  avons  dA  nous 
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aas  St  Ouen  unter  dem  2.  Mai  1814  Erklärungen*),  dass  eine 
nie  y^fassung  mit  zwei  gesetzgebenden  Kammern,  mit  dem 
:ht  der  Zustinrmiung  zur  Besteuerung,  Garantirung  der  Religions- 
flieil»  Sicherheit  des  bestehenden  Eigenlhums,  Verantwortlichkeit 
:  Minister,  Unabsetzbarkeit  der  Richter,  Garantirung  der  öflTentli- 
3&  Sdiuld ,  aller  amtlichen  Ehren ,  Pensionen ,  sowie  der  Rechte 
i  alten  und  neuen  Adels,  Sicherheit  jedes  Franzosen  für  seine  Mei- 
ngen und  Vota  gegeben  werden  solle. 

Dieses  Grundgesetz  wurde  auch  in  Monatsfrist  gegeben  und 
ijet  noch  gegenwärtig  die  Grundlage  der  Französischen  Verfassung. 
)  ttt  folgendes : 

L   Terftissiings-IJrkunde  Tom  4«  jriinl  t814« 

Wir  Ludwig  von  Gottes  Gnaden  König  von  Frankreich  und  Navarra, 
Oen  denen,  welchen  Gegenwärtiges  zu  Gesichte  kommt,  Unsern  Gruss  zu?or. 

Die  göttliche  Vorsehung  legte  Uns,  indem  sie  Uns  nach  einer  langen 
)weseDheit  in  Unsere  Staaten  zurückrief,  schwere  Pflichten  auf.  Der  Friede 
ir  das  erste  Bcdürfniss  Unserer  Unterthaneti;  Wir  haben  Uns  ohne  Unter- 
«  mit  demselben  beschäftigt,  und  nun  ist  dieser  Friede,  dessen  Frankreich 
sehr  als  das  tibrige  Europa  bedurfte,  unterzeichnet  Der  dermalige  Zustand 
I  Königreichs  forderte  eine  neue  Staatsverfassung,  Wir  versprachen  sie,  und 
t  wird  hier  öflenUich  bekannt  gemacht  Wir  haben  erwogen,  dass,  obgleich 
Frankreich  aUe  öffentliche  Gewalt  auf  der  Person  des  Königs  beruht,  Un- 
ne  Vorfahren  dennoch  keinen  Anstand  nahmen,  deren  Ausübung  nach  den 
rscfaiedcnen  Zeitbedürfnissen  zu  modificiren,  dass  solchergestalt  die  Gemel- 
li unter  Ludwig  dem  Dicken  die  Befreiung  von  der  Leibeigenschaft  erhiel- 
%  dass  unter  dem  heiligen  Ludwig  und  Philipp  dem  Schönen  diese  Befrei- 
f  bestätigt  und  vermehrt  ward,  dass  durch  Ludwig  XI.,  Heinrich  IL  und 
tri  IX  die  Gerichtsverfassung  gegründet  und  entwickelt  worden  ist,  und  dass 
dlidi  Ludwig  XIV.  durch  mehrere  Verordnungen,  deren  Weisheit  noch 
iBbertroffen  blieb,  beinahe  alle  Zweige  der  öffentlichen  Administration  re- 
tlirt  hat  Wir  glaubten  nun  auch,  nach  dem  Beispiele  der  Könige  Unserer 
nliihren,  die  Wirkungen  der  immer  zunehmenden  Aufklärung,  die  neuen 
criüUtnisse,  welche  diese  Fortschritte  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  her- 
ffebracht  haben,  die  dem  menschlichen  Geiste  seit  einem  halben  Jahrhun- 
rt  dadurch  gegebene  Richtung,  und  die  tief  greifenden  Veränderungen, 
Me  daraus  hervorgegangen  sind,  würdigen  zu  müssen.  Wir  erblickten  in 
m  Wunsche  Unserer  Unlerthanen  nach  einer  neuen  Verfassungsurkunde  den 
isdruck  eines  wesentlichen  Bedürfnisses;  allein,  indem  Wir  diesem  Wunsche 
cfageben,  haben  Wir  zugleich  alle  Maassregeln  ergriffen,  diese  Verfassung 
irohl  Unserer  als  des  Volkes  würdig  zu  machen,  auf  dessen  Beherrschung 
ir  stolz  sind.  Mit  Commissarien  Unsers  Gonseils  haben  sich  weise  Männer 
I  den  ersten  Slaatskörpern  vereinigt,  um  an  diesem  wichtigen  Werke  zu 
leiten.  Indem  Wir  den  Grundsatz  anerkannten,  dass  eine  freie  und  monar- 
sche  Verfassung  den  Erwartungen  des   aufgeklärten  £uropa*s  entsprechen 
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somrenir  anssi  que  notre  premier  de? oir  envers  not  peoples  £tait  de  ei 
poDF  lenr  propre  inl6r6t,  les  droits   et  les  Prärogatives  de  notre  oo 
Nous  avons  esp^r6  qu'instruits  par  Texp^rience,   ils  seraient  convaiiM 
l'autorit^  supr^me  peut  seule  donner  aux  institutions  qu*e11e  ^tablit,  ] 
la  permanence  et  la  majest^  doDt  eile  est  elle-m^me  revMue;  qo'aiitfL 
la  sagesse  des  rois  s*accorde  libremeDt  avec  le  Toeu  des  peuples»  unc 
coDStitationnelle  peut  ^ire  de  longue  dur^e;  mais  que,  quand  la  viok 
racbe  des  concessions  k  la  faiblesse  du  GouTeraement,  la  libert^  p 
n'est  pas  moins  en  danger  que  le  trönc  m^mc.     Nous   avons  enfin 
les  principes  de  la  charte  constitutionnelle  dans  le  caractire  Francais, 
les  monumens  T^n^rables  des  si^des  pass^.     Ainsi,  nous  avons  vn 
renouvelleroent  de  la  pairie  une  Institution  vraiment  nationale»  et  qui  i 
tous  les  Souvenirs  k  toutes  les  esp^rances,  en  r^unissant  les  temps  an 
les  temps  modernes. 

Nous  avons  remplac^,  par  la  chambre  des  d^put^  ces  anciennei 
bldes  des  Cbamps  de  Mars  et  de  Mai,  et  ces  cbambres  du  tiers-^tat, 
si  souvent  donn6  tout-4-la  fois  des  preuves  de  zölc  pour  les  inter^ts  da 
de  fidelite  et  de  rcspect  pour  Tautoril^  des  rois.  En  chercbant  ain 
nouer  la  cbatne  des  temps,  que  de  funcsles  ^carts  avaient  interrorapu 
avons  eflac6  de  notre  souvenir,  comme  nous  voudrions  qu'on  p6t  les 
de  rhistoire,  tous  les  maux  qui  ont  ofDig^  la  patrie  durant  notre  i 
Heureux  de  nous  retrouver  au  sein  de  la  grande  famille,  nous  n*avoiu 
pondre  k  Tamour  dont  nous  recevons  tant  de  t^moignages,  qu*en  proi 
des  paroles  de  paix  et  de  consolation.  Le  voeu  le  plus  eher  k  notre 
c*est  que  tous  les  Fran^ais  vivent  en  fr^res,  et  que  jamais  aucun  s 
amer  ne  trouble  la  s^curit^,  qui  doit  suivre  Tacte  solennel  que  nous  1 
cordons  aujourd*hui. 

S6rs  de  nos  intentions,  forts  de  notre  conscience,  nous  nous  enfi 
devant  Tassembl^e  qui  nous  6coute,  k  ^Ire  fid^Ies  k  cetle  charte  const 
ndle,  nous  reservant  d*cn  jurcr  le  maintien,  avec  une  nouvelle  so 
devant  les  autels  de  celui  qui  p^se  dans  la  m6me  balance  les  roi 
nations. 

A  ces  causes, 

Nous  avons  volontairement,  et  par  le  libre  exercice  de  nolhe  i 
royale,  accord^  et  accordons,  fait  concession  et  octroi  k  nos  sujets,  tai 
nous  que  pour  nos  successeurs,  et  k  toujours,  de  la  Charte  constituti 
qui  suit: 


Droü  public  des  Francais, 

Art«  1.    Les  Frangais  sont  ^gaux  devant  la  loi,   quels  que  soien 
leurs  leurs  titres  et  leurs  rangs. 

2.  Ils  contribuent  indislincleroent,   dans  la  proportion  de  leor  ( 
aux  charges  de  r£tati 

3.  Ils  sont  tous  6galement  admissibles  aux  emplois  dvils   et  mi 

4.  Leur  libert6  individuelle  est  6galement  garantie,   personne  n 
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isie»  darften  Wir  xagleich  nicht  rergetten,  dass  Unsere  erste  Pflidit  gegen 
liiere  Völker  darin  bestand,  die  Rechte  und  Vorzüge  Unserer  Krone  in  ihrer 
nien  Reinheit  aufrecht  zu  erhalten.  Wir  hoffen,  dass  Unsere  Völker,  von 
erErlahrung  belehrt,  sich  davon  überzeugt  haben  werden,  dass  die  höchste 
Ittt^gewalt  allein  den  von  ihr  getroffenen  Einrichtungen  jene  Kraft,  jene 
ner  und  jene  Majestät  verleihen  kann,  womit  sie  selbst  bekleidet  ist;  dass 
liier  nur  dann ,  wenn  die  Weisheit  der  Könige  mit  den  Wünschen  ihrer 
Nker  im  iwanglosen  Einklänge  steht,  eine  solche  Verfassungsurkunde  von 
Dger  Dauer  sein  kann,  und  dass  dagegen  dort,  wo  Trotz  und  Gewaltthitig- 
it  einer  schijfachen  Regierung  Bewilligungen  abzwingen,  die  öffentliche 
idheit  in  eben  so  grosser  Gefahr  schwebt,  als  der  Thron  selbst  Wir  such- 
D  endlidi  die  Grundlagen  Unserer  neuen  Verfassungsurkunde  in  dem  Fran- 
sischen Charakter,  und  in  den  ehrwürdigen  Denkmälern  der  vergangenen 
hrfaunderte  auf  Daher  erblickten  Wir  in  der  Wiederherstellung  der  Pairs- 
Brde  eine  wahrhafte  Nationaleinrichtung,  wodurch  jede  Erinnerung  derVer- 
Dgenheit  mit  allen  Hoffnungen  verknüpft  und  die  alte  und  neue  Zeit  mit 
Dem  Bande  umschlossen  wird. 

Durch  die  Kammer  der  Deputirten  wollten  Wir  jene  alten  Versamm- 
Bgen  des  März-  und  Maifcldes,  sowie  die  Kammer  des  dritten  Standes,  er- 
zen, welche  insgesammt  so  viele  Proben  von  ihrem  Eifer  für  das  Wohl  des 
dkes  und  ihrer  Treue  und  Verehrung  gegen  ihre  Könige  abgelegt  haben, 
lern  Wir  auf  diese  Wei!»e  bemüht  waren,  die  Kette  der  Zeiten,  welche  trau- 
e  Verirrungen  zerrissen  hatten,  wieder  zusammen  zu  knüpfen,  bestrebten 
ir  Uns,  das  Andenken  an  alle  die  Uebel,  welche  das  Vaterland  während 
serer  Abwesenheit  erlitten  hat,  in  Unserem  Gedächtnisse  zu  verlöschen, 
J  wünscbten,  dass  dieses  in  dem  Buche  der  Weltgeschichte  eben  so  zu  be- 
rkstelligen  wäre.  Durch  Unsere  Zurückkunfl  in  den  Schoos  Unserer  grossen 
nilie  beglückt,  glaubten  Wir  den  vielfältigen  Beweisen,  die  Wir  von  ihrer 
he  empfangen,  nur  dadurch  entsprechen  zu  können,  dass  Wir  Worte  des 
edens  und  des  Trostes  an  sie  zu  richten  bemüht  sind.  Der  theuerste 
msch  Unseres  Herzens  besteht  darin,  dass  sich  alle  Franzosen  als  Brüder 
MD,  und  dass  kein  bitteres  Andenken  jene  Ruhe  und  Sicherheit  trüben 
ge,  die  ihnen  die  feierliche  Urkunde  gewähren  soll,  welche  Wir  ihnen  am 
itigen  Tage  bewilligen.    Unserer  guten  Absichten  gewiss,  und  stark  durch 

Reinheit  Unsers  Gewissens,  verpflichten  Wir  Uns  hiermit  im  Angesichte 
'  gegenwärtigen  Versammlung,  dieser  neuen  Verfassungsurkunde  getreu  zu 
II,  ond  behalten  Uns  vor,  deren  Aufrechthaltung  bei  einer  neuen  feierlichen 
ndlung  vor  dem  Altare  desjenigen  zu  beschwören,  welcher  die  Könige  und 

Nationen  in  der  nämlichen  Wagschale  abwiegt  Aus  diesen  Gründen  ha- 
1  Wir  freiwillig  und  in  freier  Ausübung  Unserer  königlichen  Gewalt  sowohl 

Uns,  als  für  Unsere  Nachfolger,  auf  ewige  Zeiten  Unsem  Unterthanen  diese 
rfassungsurkunde,  sowie  sie  hier  folgt,  zugestanden,  übergeben  und  bewilligt. 

SUuitsrechte  der  Franxo$en. 

Art  1.  Die  Franzosen  sind  vor  dem  Gesetze  gleich,  ihre  Titel  und  Rang 
n  übrigens,  welche  sie  wollen. 

2.  Sie  tragen  ohne  Unterschied,  nach  Verhällniss  ihres  Vermögens,  zu 
Lasten  des  Staats  bei. 

3w  Sie  können  alle,  ohne  Unterschied,  zu  den  Civil-  und  Militärämtem 
ngeo. 

4.    Ihre  individuelle  Freiheit  wird  ebenfalls   garantirt;  Niemand^kann 
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vaot  ^tre  poamiin  ni  arr^t^  que  dans  les  cas  prinu  par  k  loi.  «t  dan  la 
fonne  qa'elle  prescriL 

5.  Cbacun  professe  sa  religion  avcc  une  ^gale  liberte»  et  obciflot  pow 
soD  colle  la  mtme  protection. 

6.  CepeDdant  la  religion  catbolique,  apostolique  et  romaine^  cit  la  re- 
ligion de  r£tat 

7.  Les  ministres  de  la  religion  catholique,  apostolique  ei  romainet  d 
ceux  des  autres  cultes  chreliens,  recui?ent  seuls  des  traitemens  dn  trte 
royaL 

8.  Les  Fran^ais  ont  1e  droit  de  publier  et  de  faire  imprimer  Ican 
opinions,  en  se  conformant  aax  lois  qui  doivent  reprimer  les  ibos  de  cdU 
liberte. 

0.  Toutes  les  propriet^  sont  inviolables,  sans  ancime  exoeptioB  de 
Celles  qu'on  appelle  nationales,  la  loi  ne  mettant  aucune  difTereoce  entreclkfc 

10.  L'£tat  peut  exiger  le  sacrifice  d*une  propriete,  pour  cause  d*iDlM 
public  lögalement  constate,  mais  avec  une  indemnite  preaüble. 

11.  Toutes  recherches  des  opinions  et  votes  emis  jnsqu^i  la  restaonlioBi 
sont  interdites.  Le  m^me  oubli  est  comoiandc  aux  tribunaux  et  aux  dtojeii& 

12b  La  conscription  est  abolie.  Le  mode  de  recnitemeiil  de  Fanaee 
de  terre  et  de  mer  est  determin^  par  une  loi. 


Formes  du  Gouvemewkeni  du  Roi, 


13.  La  personne  du  Roi  est  inviolabte  et  sacree.  Ses  Biinistres  looi 
responsables.    Au  Roi  seul  appartient  la  puissance  executive. 

14.  Le  Roi  est  le  cbef  supr^me  de  ifut,  commande  les  forccs  de 
terre  et  de  mer,  declare  la  guerre,  feit  les  traites  de  paix*  d*aUianoe  et  de 
commerce,  nomme  k  tous  les  emplois  d'administration  publique,  et  fiiit  Ici 
reglemens  et  ordonnances  necessaires  pour  Fexecution  des  lois  et  la  sürele  do 
l'EtaL 

15.  La  puissance  legislative  s'cxerce  coUectivement  par  le  Roi,  la  cbambie 
des  pairs,  et  la  chambrc  des  d^putes  des  departemens. 

16.  Le  Roi  propose  la  loi. 

17.  La  proposition  de  la  loi  est  portee,  au  gre  du  Roi,  k  la  chambn 
des  pairs  on  k  celle  des  d^putes,  excepte  la  loi  de  Timpot,  qui  doit  to 
adressee  d'abord  k  la  chambre  des  d^putes. 

la  Toute  loi  doit  ^tre  discut^  et  votce  librement  par  la  majorite  di 
cfaacune  des  deux  diambres. 

10.  Les  chambres  ont  la  faculte  de  supplier  le  Roi  de  proposer  une  )d 
sur  quelquc  objet  que  ce  soit,  et  d'indiquer  ce  qu'il  Icur  parait  convenable 
que  la  loi  contienne. 

90l  Gette  demande  pourra  6lre  faite  par  cbacune  des  deux  cbambrei 
mais  apres  avoir  ctc  discutee  en  comite  secret:  eile  ne  sera  envoyee  k  Taatlt 
chambre  par  celle  qui  Taura  propos6e,  qu*apres  nn  delai  de  dix  jours. 

21.  Si  la  proposition  est  adoptce  par  lautre  chambre,  eile  ser»  niit 
sous  les  yenx  du  Roi;  si  eile  est  rejelee,  eile  ne  pourra  dtre  repriaentie  dam 
la  meme  Session. 

ä   Le  Roi  seul  sanctionne  et  promulgue  les  lois. 
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ligl  oder  verhaftel  werden,  ausser  in  den  Yon  den  Gesetzen  Torgesdiriebe- 
FaHen,  nnd  nur  nach  der  gesetzlichen  Form. 

5.  Jeder  übt  seine  Religion  mit  gleicher  Freiheit  aus,  und  erhält  fUr 
m  Gottesdienst  den  nämlichen  Schutz. 

6.  Indessen  ist  die  Römisch-katholische  Religion  die  Religion  des  Staats. 

7.  INe  Diener  der  Römisch-apostolisch-katholischen  Religion,  und  jene 
andern  christlichen  Gottesverehrungen,  erhalten  allein  ihre  Besoldungen 
den  königlichen  Schatze. 

8u  Die  Franzosen  haben  das  Recht,  ihre  Meinungen  öffentlich  bdcannt 
ben  und  drucken  zu  lassen,  wenn  sie  sich  nach  den  Gesetzen  Itkgen,  welche 
Mitsbniuche  dieser  Freiheiten  verhindern  sollen. 

9.  Alles  Eigenthnm  ist,  ohne  Ausnahme  von  demjenigen,  welches  man 
onaleigenthum  nennt,  unverletzlich,  da  das  Gesetz  zwischen  beiden  keinen 
ffsdiled  macht 

lOi  Der  Staat  kann  die  Aufopferung  eines  Eigenthums  für  ein  gesetzlich 
esenes  Staatsinteresse  verlangen;  jedoch  nur  nach  vorausgegangener  Ent- 
ittgvng. 

11.  Alle  Nachforschungen  über  Meinungen  und  Vota  bis  zur  Wieder- 
leNong  der  Jetzigen  Regierung  sind  untersagt  Die  nämlidie  Vergessenheit 
!  den  Tribunalen  und  den  BQrgem  anbefohlen. 

li.  Die  Conscription  ist  abgeschafft  Die  Art  der  Reerutirung  ftlr  die 
I-  und  Seearmec  wird  von  dem  Gesetze  bestimmt 

Formen  der  Regierung  de$  Eönige. 

13.  Die  Person  des  Königs  ist  unverletzlidi  und  heilig.  Seine  Minister 
verantwortlich.    Dem  Könige  allein  steht  die  vollziehende  Gewalt  zu. 

14.  Der  König  ist  das  höchste  Oberhaupt  des  Staates:  er  befehligt  die 
1-  «nd  Seemacht,  erklärt  Krieg,  schliesst  Friedens-,  Allianz-  und  Handels- 
lige,  ernennt  zu  allen  Stellen  der  öffentlichen  Verwaltung,  und  erlässt  die 
Vollziehung  der  Gesetze  und  zur  Sicherheit  des  Staates  nöthigen  VerHU- 
^  ond  Verordnungen. 

15.  Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschafllich  von  dem  Könige, 
Kanuner  der  Pairs  und  der  Kammer  der  Dcputirten  der  Departements 
efibt 

10.  Der  König  schlägt  das  Gesetz  vor. 

17.  Der  Vorschlag  eines  Gesetzes  geschieht,  nach  Gutbeflnden  des  Kö- 
,  in  der  Kammer  der  Pairs  oder  in  der  Kammer  der  Depuiirten,  das  die 
lagen  betreffende  Gesetz  ausgenomraenv  welches  zuerst  vor  die  Kammer 
Deputirten  gebracht  werden  muss. 

18.  Jedes  Gesetz  fordert  freie  Beralhung  und  Zostimmong  von  Seiten 
Mehrheit  jeder  der  beiden  Kammern. 

10.  Die  Kanmiern  haben  das  Recht  den  König  zu  bitten,  über  irgend 
Q  Gegenstand  ein  Gesetz  vorzuschlagen  und  anzugeben,  was  ihnen  angt- 
len  erscheint  dass  das  Gesetz  enthalten  solle. 

2(t  Ein  solcher  Vorschlag  kann  von  jeder  der  beiden  Kammern  ge- 
ll werden;  jedoch  muss  er  im  geheimen  Ausschusse  beratben  werden. 
larf  von  der  vorschlagenden  Kammer  erst  nach  Verfluss  von  10  Tagen 
andern  Kammer  zugefertigt  werden. 

21.  Wird  der  Vorschlag  von  der  andern  Kammer  angenommen,  so  wird 
sn  Könige  vorgelegt.  Wird  er  verworfen»  so  kann  er  in  der  nämlidien 
im  nicht  wiederholt  werden. 

22.  Der  König  allein  bestätigt  und  macht  bekannt  die  Gesetze. 
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23.  Li  liste  chrile  est  fiz^  poar  toute  la  dor^  du  rtgne,  ptr  li  f 
miöre  16gislature  asscmblee  depuis  rav^nement  du  Hol 

De  la  Chambre  dei  Pairt. 

24.  La  chambre  des  pairs  est  one  portion  essentielle  de  U  poissa 
legislative. 

25.  Elle  est  convoqu^e  par  le  Roi  en  m^ine  temps  que  U  chambre 
d^put^  des  d^partemeDS.  La  Session  de  Tune  commence  et  finit  en  m^ 
temps  que  celle  de  Tautre. 

26.  Toute  assemblee  de  la  chambre  des  pairs  qui  serait  tenue  hon 
temps  de  la  Session  de  la  chambre  des  d^putds,  ou  qui  ne  serait  pas  ordono 
par  le  Roi,  est  illidte  et  nulle  de  plein  droit 

27.  La  nomination  des  pairs  de  France  appartient  au  Roi.  Leur  nomi 
est  illimit4:  il  peut  en  ?arier  les  dignit^,  les  nommer  k  vie  oa  les  rem 
h^Mitaires,  selon  sa  volonte. 

28.  Les  pairs  ont  entree  dans  la  chambre  h  Tingt-dnq  ans.  et  n 
d^libintiTe  k  trente  ans  seulement 

20.    La  chambre  des  pairs  est  pr^dee  par  le  chancelier  de  France, 
en  son  absence,  par  un  pair  nomm^  par  le  Roi. 

30.  Les  membres  de  la  famille  royale  et  les  princes  du  sang  sont  pa 
par  le  droit  de  leur  naissance.  11s  si^ent  immediatenient  apr^  le  prbidei 
mais  ils  n'ont  voix  delib^rative  qu'k  vingt-cinq  ans. 

dL    Les  princes  ne  peu?ent  prendre  s6ance  i  la  chambre  que  de  l'orc 
du  Roi,   exprime  pour  chaque  Session  par  un  measage»  k  peine  de  nollile 
tout  ce  qui  aurait  ^le  fait  en  leur  pr^ence. 

32.  Toutes  les  delib^rations  de  la  chambre  des  pairs  sont  secrHes. 

33.  La  chambre  des  pairs  connatt  des  crimes  de  haute  trahison  et  ( 
attcntats  k  la  sQrete  de  l'£tat,  qui  seront  dcfinis  par  la  loi. 

34.  Aucun  pair  ne  peut  6tre  arrete  que  de  Tautorit^  de  la  chamh 
et  jugc  que  par  eile  en  mati^re  criminelle. 

De  la  Chambre  des  D^uU*  des  diparlemens. 

35.  La  chambre  des  deput^  sera  composee  des  döputes  ^lus  par  1 
culleges  eiectorauz,  dont  Torganisation  sera  determin6e  par  des  lois. 

36.  Chaque  departement  aura  le  m^me  nombre  de  d^put^  qu'il  a  • 
jusqu'^  prösent. 

37.  Les  deput^s  seront  61us  pour  cinq  ans,  et  de  maniöre  qne  la  cbai 
bre  soit  renouvelce  chaque  annce  par  cinqui^me« 

38.  Aucun  depute  ne  peut  etre  admis  dans  la  chambre  sll  n'est  k\ 
de  quaranle  ans,  et  s'il  ne  paye  une  contribution  directe  de  mille  francs. 

39.  Si  ncanmoins  11  ne  sc  trouvait  pas  dans  le  departement  cinqott 
pcrsonnes  de  Tage  indiquc,  payant  au  moins  mille  francs  de  contriboiio 
directes,  leur  nombre  sera  complet^  par  les  plus  impos^  au-dessous  de  mi 
fr.,  et  ceux-ci  pourront  ctre  elus  concurremment  avec  les  premiers. 

40.  Les  clecteurs  qui  concourcnt  a  la  nomination  des  d^put^s,  ne  pc 
vent  avoir  droit  de  suffrage,  s'ils  ne  payent  une  contribution  directe  de  ir 
Cents  francs,  et  s'ils  ont  moins  de  trente  ans. 

41.  Les  prcsidens  des  Colleges  electoraux  seront  nomm^  par  le  F 
et  de  droit  membres  du  coll^e. 
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83L  Die  Cffiniste  wird  darch  die  erste  Legidatar  nich  der  Thronbe- 
Qg  des  Königs  für  die  gante  Regiemngsdauer  festgesetit 

Vtm  der  Kammer  der  Paire. 

24.  Die  Kammer  der  Pairs  ist  ein  wesentlicher  Theil  der  Gesetigebang. 

25.  Sie  wird  von  dem  Könige  zu  gleicher  Zeit  mit  der  Kammer  der 
irten  des  Departements  lusammen  berufea  Die  Session  der  einen  be- 
und  endigt  zu  gleicher  Zeit  mit  der  andern. 

20.  Jede  Versammlung  der  Kammer  der  Pairs,  die  ausser  der  Zeit  der 
n  der  Kammer  der  Deputirten  gehalten,  oder  nicht  von  Könige  befoh- 
jn  würde,  ist  unerlaubt  und  in  sich  nichtig. 

27.  Die  Ernennung  der  Pairs  ?on  Frankreich  steht  dem  König  in. 
Eabl  ist  unbeschränkt;  der  König  kann  bei  denselben  nach  Willktthr  die 
en  verändern,  sie  auf  Lebenszeit  ernennen  oder  erblieh  machen. 

28.  Die  Pain»  haben  Zutritt  in  der  Kammer  mit  25Jahrent  eineDtlibe- 
Limme  aber  erst  mit  30  Jahren. 

29.  Die  Kammer  der  Pairs  wird  von  dem  Kanzler  von  Fnnkreklif  und 
isen  Abwesenheit  von  einem  durch  den  König  emannteii  Pair  pritaidirt 

30.  Die  Glieder  der  königlichen  Familie  und  die  Prinzen  vom,  Geblüte 
Piairs  durch  Geburtsrecht;  sie  haben  ihren  Sitz  unmittelbar  nach  dem 
lenten,  allein  eine  Deliberativstimme  erst  mit  25  Jahren. 

31.  Die  Prinzen  können  nur  auf  einen  in  einer  Botschaft  iür  Jede 
m  ausgedrücktien  Befehl  des  Königs  Sitz  in  der  Kammer  nehmen,  bei 
i  der  Nichtigkdt  von  Allem,  was  in  ihrer  Gegenwart  verhandelt  wor- 
rärc. 

32.  Alle  Berathscfalagungen  der  Kammer  der  Pairs  sind  geheim« 

33.  Die  Kammer  der  Pairs  erkennt  über  die  Verbrechen  des  Hochver- 
und  der  Gefährdung  der  Sicherheit  des  Staats,  worüber  daa  Gesetz  das 
ge  bestimmen  wird. 

34.  Kein  Pair  kann  in  Criminalsachen  anders»  als-  vermöge  eines  Be- 
der  Kammer,  verhaftet  und  gerichtet  werden. 

Von  der  Kammer  der  Deputirten  des  Departemente. 

35.  Die  Kammer  der  Deputirten  besteht  aus  den  von  den  Wahlcolle- 
deren  Organisation  durch  die  Gesetze  festgesetzt  werden  wird,  ernannten 
tirten. 

3S.  Jedes  Departement  behält  die  Zahl  der  Deputirten,  die  es  bis 
hatte*). 

37.  Die  Deputirten  werden  auf  5  Jahre  erwählt,  und  so,  dass  die  Kam- 
jedes  Jahr  zum  fünften  Theile  erneuert  wird. 

30.    Kein  Deputirter  kann  in  die  Kammer  zugelassen  werden,  wenn  er 

40  Jahre  alt  bt,  und  eine  directe  Steuer  von  1000  Fr.  bezahlt 

39.  Wenn  sich  inzwischen  in  einem  Departement  nicht  50  Personen 
lern  angegebenen  Alter,  die  nicht  wenigstens  1000  Fr.  directe  Steuern 
den,  vorfinden,  so  wird  deren  Zahl  durch  solche  ergänzt,  welche  die 
en  Steuern  unter  1000  Fr.  bezahlen,  die  jedoch  mit  erstem  nicht  zu- 
I  erwählt  werden  können. 

40.  Die  Wähler,  welche  an  der  Kmennnng  der  Deputirten  Theü  neh- 
haben  kein  Stimmrecht,  wenn  sie  nicht  eine  directe  Steuer  von  300  Fr. 

Jen,  und  wenigstens  30  Jahre  alt  sind. 

4L  Die  Präsident^  der  WahlcoUegien  werden  von  dem  Könige  ernannt, 
dnd  gesetzlich  Mitglieder  des  GoUegiums. 

y  d,h.ufiesie  bUjetxtßrdae  CwrpeUgislat^ unter Napolemhestandenhat. 
habtrt,  Verf«MaiissarkaDden.  23 
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42.  La  moitii  an  moins  des  d^pat^s  seni  choisie  parmi  des  fligibh 
qui  ont  leur  domicüe  politique  dans  le  dipartemenU 

43.  Le  President  de  la  chambre  des  d^puUs  est  iiomm6  par  le  Rg 
sor  une  liste  de  cinq  membres  pr^nt^e  par  la  chambre. 

44.  Les  s^nces  de  la  chambre  sont  publiques;  mais  la  demande  d 
ciDq  membres  sufGt  pour  qu*elle  se  forme  en  comit6  secret 

45.  La  chambre  se  partage  en  bureaux  pour  discuter  les  projets,  qu 
lui  ont  ^t^  pr^nt^  de  la  part  du  RoL 

46.  Aucun  amendement  ne  peut  ^tre  fait  k  une  loi,  s'il  n'a  kk 
propos6  ou  consent!  par  le  Roi,  et  s'il  n'a  ^te  renvoye  et  discut^  dam  ks 
bureaux. 

47.  La  chambre  des  dcput^s  recoit  tootes  les  propositions  d'impots;  ce 
n*est  qu'apr^  que  ces  propositions  ont  6t6  admises,  qu*ellcs  peuvent  itrepo^ 
lies  i  la  chambre  des  pairs. 

48.  Aucun  impöt  ne  peut  ^tre  itabli  ni  percu,  s*il  n*a  M  consenti  pir 
les  deux  chambres  et  sanctionn6  par  le  Roi. 

40.  L'impöt  foncier  n'est  consenti  que  pour  un  an.  Les  impositions  ia* 
directes  peuvent  l'^tre  pour  plusieurs  ann^es. 

50.  Le  Roi  convoque  chaque  ann^  les  deux  chambres:  il  les  proroge, 
et  peut  dissoudre  celle  des  d^put^s  des  d^partemens;  mais,  dans  ce  eis,  il 
doit  en  convoquer  une  nouvelle  dans  le  ddai  de  Lrois  mois. 

51.  Aucune  contrainte  par  corps  ne  peut  6tre  exerc^e  conlre  unmen- 
bre  de  la  chambre,  durant  la  Session,  et  dans  les  six  semaines  qui  raorod 
pr^d^e  ou  suivie. 

52.  Aucun  membre  de  la  chambre  ne  peut,  pendant  la  dur^  de  li 
Session,  6tre  poursuivi  ni  arr6t6  en  mati^re  criminelle,  sauf  le  cas  de  flagrant 
d61it,  qu'apr^  que  la  chambre  a  permis  sa  poursuite. 

53.  Toute  Petition  k  Fune  ou  k  l'autre  des  chambres  ne  peut  £(n 
faite  et  pr^ent^e  que  par  ecriL  La  loi  interdit  d'en  apporter  en  personne  et 
k  la  barre. 


Des  Miniitres, 

54.  Les  ministres  peuvent  6tre  membres  de  la  chambre  des  pairs  oo 
de  la  chambre  des  d^putes.  11s  ont  en  outre  leur  entr6e  dans  Tune  ou  Tautre 
chambre,  et  doivcnt  ^tre  entendus  quand  ils  le  demandenL 

55.  La  chambre  des  deputes  a  le  droit  daccuser  les  ministres,  et  de 
les  traduire  devant  la  chambre  des  pairs,  qui  seule  a  celui  de  les  juger. 

56.  Ils  ne  peuvent  ^tre  accuses  que  pour  fait  de  trahison  ou  de  co&* 
cussion.  Des  lois  particulieres  specifieront  cctte  nature  de  delits,  et  en  deter 
mineront  la  poursuite. 

De  r  Ordre  judiciaire. 

57.  Toute  justice  toane  du  Roi.  Elle  s'administre  en  son  nom  par  des 
Juges  qu'il  nomme  et  qu'il  institue. 

58.  Les  juges  nomm^s  par  le  roi  sont  inamovibles. 

59.  Les  cours  et  tribunaux  ordinaires  actuellcment  existans  sont  main- 
tenus.    11  n'y  sera  rien  change  qu*en  vertu  d'une  lui. 

60.  L'institution  acluelle  des  juges  de  commerce  est  conservee. 
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4L  Wenigstens  die  Hälfte  der  D^utirten  wird  ans  den  Wählbaren  er- 
int,  wdche  ihren  politischen  Wohnsiti  in  dem  Departement  haben. 

43.  Der  Präsident  der  Kammer  der  Deputirten  wird  von  dem  König 
dner  von  der  Kammer  vorgelegten  Liste  von  5  Mitgliedern  ernannt 

44.  Die  Sitzungen  der  Kammer  sind  öffentlich;  das  Begehren  von  5 
^iedem  reicht  aber  hin,  zu  bewirken,  dass  sie  sich  zu  einem  geheimen 
isefauss  bildet 

45.  Die  Kammer  theflt  sich  in  Bureaus,  um  die  ihr  von  Seiten  desKö- 
\  vorgelegten  Gesetzentwürfe  zu  berathen. 

46.  Keine  Abänderung  kann  in  einem  Gesetze  getroffen  werden,  wenn 
Dicht  in  einem  Ausschuss  vom  König  vorgeschlagen,  und  nicht  in  die 
eaux  geschickt  und  darin  berathen  worden  ist 

47.  Die  Kammer  der  Deputirten  empfängt  alle  die  Auflagen  betreffenden 
schlage,  und  nur,  wenn  dieselben  darin  zulässig  befunden  worden  sind, 
len  sie  in  die  Kammer  der  Pairs  gebracht  werden. 

48.  Keine  Auflage  kann  ausgeschrieben  noch  erhoben  werden,  wenn 
licht  von  beiden  Kammern  bewilligt  und  von  dem  Könige  sanctionirt 
Jen  ist 

49.  Die  Grundsteuer  wird  nur  für  Ein  Jahr  bewilligt.  Die  indirecten 
agen  können  für  mehrere  Jahre  bewilligt  werden. 

50.  Der  König  rufl  jedes  Jahr  beide  Kammern  zusammen;  er  vertagt 
und  kann  die  der  Deputirten  der  Departements  auflösen;  im  letztem  Falle 

muss  er  binnen  3  Monaten  eine  neue  Versammlung  zusammen  berufen. 

51.  Es  kann  keine  Verhaftung  gegen  ein  Mitglied  der  Kammer,  wäh- 
der  Session,  und  in  den  vorhergehenden  oder  folgenden  6  Wochen, 
haben. 

52.  Kein  Mitglied  der  Kammer  kann  während  der  Dauer  der  Session 
riminalsachen,  ohne  vorgängige  Erlaubniss  der  Kammer,  verfolgt  oder  ver- 
!t  werden,  den  Fall  einer  Ergreifung  auf  frischer  That  ausgenommen. 

53.  Alle  Petitionen  an  eine  oder  die  andere  Kammer  müssen  schriftlich 
fasst  werden.  Das  Gesetz  verbietet,  sie  persönlich  und  vor  den  Schranken 
berreichen. 

Von  den  Ministem, 

54.  Die  Minister  können  Mitglieder  der  Kammer  der  Pairs  oder  der 
mer  der  Deputirten  sein.  Sie  haben  Überdies  freien  Zutritt  in  einer  oder 
indem  Kammer,  und  müssen  gehört  werden,  wenn  sie  es  verlangen. 

55.  Die  Kammer  der  Deputirten  hat  das  Recht,  die  Minister  anzukla- 
und  sie  vor  die  Kammer  der  Pairs  zu  ziehen,  die  allein  das  Recht  hat, 

u  richten. 

56.  Sie  können  nur  wegen  Verrätherei  oder  Verantreuung  angeklagt 
len.  Besondere  Gesetze  werden  diese  Gattung  von  Verbrechen  und  das 
i  eintretende  Verfahren  bestimmen. 

Von  der  Gerichtsverfassung, 

57.  AUe  Rechtspflege  geht  vom  Könige  aus;  sie  wird  in  seinem  Namen 
1  Richter  verwaltet,  die  er  emennt  und  einsetzt 

58.  Die  vom  Könige  emannten  Richter  sind  unabsetzbar. 

59.  Die  gegenwärtig  bestehenden  ordentlichen  Gerichtshöfe  und  Tribu- 
werden  beibehalten.  Es  darf  in  Hinsicht  derselben  nichts  geändert  wer- 
als  vermittelst  eines  Gesetzes. 

60.  Die  gegenwärtige  Einrichtung  der  Handelsgerichte  wird  beibehalten. 
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61.    La  justice  de  paiz  est  %i1emeiit  conserrfe.    Les  ji^es  de  pair 
qnoique  nomm^  par  le  Roi,  ne  sont  point  inamovibles. 
02.    NaI  ne  pourra  ^tre  distrait  de  ses  juges  natords. 

63.  II  ne  pourra  en  cons^quence  ^tre  crhk  de  commisrioni  et  tribmuDz 
eitraordinaires.  Ne  sont  pas  comprises  sous  cette  denominalion  les  jaridictkNis 
pr^ötales,  si  leur  retablissement  est  jag6  n^cessaire. 

64.  Les  debats  seront  publics  en  matiere  criminelle,  k  moins  qne  cette 
pnblidt^  ne  soit  dangereuse  pour  l'ordre  et  les  moeurs;  et»  dans  ee  cas,  Je 
tribunal  le  d^are  par  an  jugement. 

65.  L*institution  des  jur^  est  conserrte.  Les  changemens  qn'one  phis 
longne  exp6rience  ferait  juger  n^cessaires,  ne  pea?ent  ^tre  effecta^  qnepir 
nne  loi. 

66.  La  peine  de  la  conflscation  des  biens  est  abolie,  et  ne  ponm  pis  ; 
Mre  rtoblie.  ^ 

67.  Le  Roi  a  le  droit  de  faire  gräce,  et  celni  de  commaer  les  pcinei 

68.  Le  Code  ci%il  et  les  lois  actuellement  eiistantes,  qui  ne  sont  ptf  i 
contraires  k  la  pr6sente  Charte,  reslent  en  vigueur  jasqu*i  ce  qn'il  y  seil  ; 
16galement  d6rogc.  : 

Droits  parlieuliers  garantU  par  VitaU 
60.    Les  militaires  en  acti?it^  de  senice,   les  ofGders  et  soldats  en  R-   ' 
traite,  les  venves,  les  ofßciers  et  soldats  pensionn6s,  conserreront  leurs  grades. 
honneurs  et  pensions. 

70.  l4i  dette  publique  est  garantie.  Toute  esp^  d'engagement  prii  ' 
par  r£tat  avec  ses  crcanciers  est  inviolable. 

71.  La  noblesse  ancienne  reprend  ses  thres.  La  noaveDo  consme 
les  siens.  Le  Roi  fait  des  nobles  k  volonte ;  mais  il  ne  leur  acootde  qne  da 
rangs  et  des  honneurs,  sans  aueune  exemplion  des  charges  et  des  devoirs  de 
la  soci6t6. 

72.  La  L6gion  dlionneur  est  maintenne.  Le  Roi  d^tenninera  les  r^  . 
mens  int^rienrs  et  la  d^ration. 

73.  Les  colonies  seront  r^es  par  des  lois  et  des  r^glemens  pv 
ticuliers. 

74  Le  Roi  et  ses  successeurs  jureront,  dans  la  solenniti  de  leur  sacre^ 
d'observer  fid^lement  la  präsente  Charte  constitutionnelle. 

ÄviieUi  trannMres. 

75.  Les  d^putes  des  d^partemens  de  France,  qui  siegeaient  au  corps 
l^gislatif  lors  du  demier  ajoumement,  continueront  de  sioger  k  la  chambre 
des  deputes.  jusqu^A  remplacemenL 

76.  Le  premier  renouvellement  d*un  cinqui^me  de  la  chambre  des 
däpat^  aura  lieu  an  plus  tard  en  Fann^  1816,  suivant  Fordre  etabli  entre 
les  s^ries. 

Nous  ordonnons  que  la  präsente  charle  constitutionnelle,  mise  sonski 
yeux  du  Si^nat  et  du  Corps  legislatif  conformcment  k  notre  proclamation  do 
2  mai,  sera  envoyee  incontinent  k  la  Chambre  des  Pairs  et  ä  ceUe  des  D«- 
put^s. 

Donn^  k  Paris,  Tan  de  gräce  1814,  et  de  notre  rigne  le  dix-neüti^me. 
yjg^.  Sign^  Louis. 

Le  Chancelitr  de  France.  r^  ■*•  .  #^  ^J^^  i»  1     ^u^§ 

g;^'  n  »k.  .  ^  Mtnuire  SecrÜaire  d^elalL 

Signa  Dambray.  g.^^^  j^,^^^^  ^^  MÖBtC8i|ni0iL 


Ol.  Die  'FriedensgerJcbte  werden  gleichftHs  beibehalten.  0ie .  Friedens- 
liter,  obgleich  vom  Könige  ernannt  sind  inzwischen  nicht  unabaetibar. 

0SL    Niemand  kann  seinen  natürlichen  Riditem  entzogen  werden. 

03.  Es  können  denmach  keine  aosserordenUiche  Commissionen  und 
ibnnale  errichtet  werden,  unter  welcher  Benennung  jedoch  die  Prefotiil- 
ifehte  nicht  begriflen  sind,  insofern  deren  Wiederherstellung  nöthig  eracfa- 
t  werden  sollte. 

64.  Die  Verhandlungen  in  Criminalfällen  sind  öffentlich,  inaoiem  diese 
ibUdtät  nicht  fUr  Ordnung  und  Sitten  gefährlich  ist;  in  diesemFalle  wird  das 
ibonal  dieses  durch  einen  Urtheilsspruch  erklären. 

OS.  Die  Geschwomen  werden  beibehalten;  die  Yeränderungen»  die  eine 
Dgere  Erfahrung  in  dieser  Einrichtung  anrathen  könnte,  dürfen  nur  veraiit- 
Ist  eines  Gesetzes  statt  haben. 

00.  Die  Strafe  der  GütcrconOscation  ist  abgeschafft,  und  kann .  nidit 
eder  eingeführt  werden. 

07.  Der  König  hat  das  Recht»  zu  begnadigen  und  die  Strafen  zu  mildem. 

08.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  und  die  gegenwürtig  bestehenden  Ge- 
ize, welche  der  vorliegenden  Urkunde  nicht  entgegen  sind,  bleiben 'in  Kraft, 
\  sie  auf  gesetzlichem  Wege  abgeschafft  werden. 

Besondere  vom  Staate  garantirte  Rechte, 

09.  Die  Mililärpersonen  in  Dienstthätigkeit,  die  auf  Wartegeld  stehen- 
Q  Officiere  und  Soldaten,  die  pensionirten  Wittwen»  OflQdere  und  Soldaten 
halten  ihre  Grade,  ihren  Rang  und  ihre  Pensionen. 

70.  Die  öffentliche  Schuld  ist  garantirt;  jede  von  Seiten  des  SUataifje- 
D  seine  Gläubiger  übernommene  Verbindlichkeit  ist  unverletzlich. 

71.  Der  alte  Adel  nimmt  wieder  seine  Titel  an;  der  neue  behält. die 
nigen.  Der  König  erhebt  nach  seinem  Willen  in  den  Adelstand;  aber  er 
rieibt  nur  Rang  und  Ehren  ohne  irgend  eine  Befreiung  von  den  Lasten  ühd 
lichten  der  Gesellschaff. 

72.  Die  Ehrenlegion  ist  beibehalten.  Der  König  wird  ihre  innere  Ein- 
^tung  und  Decoration  bestimmen. 

73.  Die  Golonien  sollen  nach  besonderen  Gesetzen  und  Reglements 
rwaltet  werden. 

74.  Der  König  und  seine  Nachfolger  werden  bei  derTeieriichkeit  ihrer 
rönung  schwören,  die  gegenwärtige  Verfisfssungsurkunde  treu  zu  bclobacbten. 

Artikel  von  vorübergehender  WirksamkeiL 

75.  Die  Deputirten  der  Departements  von  Frankreich,  welche  in  dem 
setzgebenden  Körper  zur  Zeit  der  letzten  Vertagung  desselben  Sitz  hatten, 
irden  bis  zu  ihrer  Ersetzung  Mitglieder  der  Kammer  der  Deputirten  verbleiben. 

70.  Die  erste  Erneuerung  eines  Fünftels  der  Kammer  der"  Deputirten 
ird  spätestens  im  Jahre  1810,  nach  der  unter  den  Serien  eingeflUirtcn  Ord- 
mg,  statt  finden. 

Wir  befehlen,  dass  gegenwärtige  Verfassungsurkunde,  Unserer  Proda- 
ition  vom  2.  Mai  gemäss,  dem  Senat  und  dem  gesetzgebenden  Körper  vor- 
legt, und  dann  sogleich  der  Kammer  der  Pairs  und  der  Deputirten  über- 
idt  werde. 

Gegeben  zu  Paris  im  Jahre  der  Gnade  1814,  und  Unserer  Regierung 
m  neunzehnten. 

Visa:  Ludwig. 

ir  Kander  von  Frankreich.  Der  Minisler-Staatssecretär. 

Dambray.  Der  Abb6  von  Montesquiou. 
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Diese  Verrassungsurkunde  wurde  als  eine  königliche  Vej 
willigung  dem  Französischen  Volke  (Goncession  et  octroi  k  n 
Sujets)  dargeboten  y  es  ist  daher  aus  derselben  die  Lehre  von  A 
Yolks-Souverainität  und  der  Volks  •  Repräsentation  verschwundei 
Aber  ihre  Einführung  in  das  Leben  musste  viele  Hindernisse  äba 
winden,  die  theils  in  der  zweideutigen  Stellung  der  aus  England  n 
riickgekehrten  einflussreichen  Franzosen  lagen,  weil  sie  den  ganze 
dazwischen  liegenden  Zeitraum  von  1789  bis  1814  vergessen  wollte! 
und  rückwärts  von  1789  das  Gouvernement  zu  steuern  sich  abnüh 
ten»  theils  aber  auch  in  dem  Widerstände  der  vielen  Tausenden  ent 
gegen  treten,  die  an  dem  Militär-Regiment  und  dem  kaiserlichen  Sie 
gesruhm  verwöhnt  waren  und  jetzt  auf  ungebahnte  Wege  zurück 
gestossen  wurden,  und  doch  nicht  die  von  ihnen  erwartete  Anerken 
nung  finden  konnten.  In  wenigen  Monaten  war  die  Missstiromuni 
in  Frankreich  allgemein,  die  Regierung  verlor  alles  Vertrauen  h 
dem  Volke,  und  in  der  Vertheidigungsmacht  besass  sie  gerade  ai 
wenigsten  Einfluss  und  war  auch  nicht  bestrebt  ihn  auf  würdig 
Weise  sich  zu  erwerben. 

Dadurch  wurde  Napoleon  von  Elba  nach  Frankreich  zurückgi 
rufen,  und  in  3  Wochen  (1—20.  März  1815)  stand  er  wieder  an  d( 
Spitze  der  kaiserlichen  Gewalt  in  Paris.  Er  konnte  begreiflich 
Weise  die  von  Ludwig  XVIII.  octroiirte  Verfassung  nicht  aufrecl 
erhalten,  aber  eben  so  wenig  durfte  Napoleon  es  daitals  wagen,  m 
dem  Grundgesetze  vom  J.  1804  dem  kaiserlichen  Despotismus  volle 
Zügel  schiessen  zu  lassen.  Er  hoflle  das  Mittel  in  einem  Acte  Add 
tionel  vom  22.  Apr.  1815*)  gefunden  zu  haben,  welcher  als  ein  Zi 
satz  zu  den  Constitutionen  des  Kaiserreichs  gegeben  wurde,  in  de 
That  aber  als  eine  vollständige  Umgestaltung  der  kaiserlichen  Verfai 
sung  erscheint,  und  nach  dem  wesentlichen  Inhalte  seiner  Hauptbestaik 
theile  der  Charte  constitutionelle  vom  4.  Juni  1814  derselben  sie 
sehr  stark  annäherte.  Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  zwischen  de 
Kaiser  und  die  Pairs-  und  Bepräsentanten-Kammer  getheilt,  voi 
welche  jene  erblich,  diese  durch  das  Volk  auf  5  Jahre  gewählt  isl 
Die  Zahl  der  Repräsentanten  (die  absichtlich  nicht  DepuÜrte  genano 
werden,  um  die  beliebtere  republikanische  Benennung  von  der  Volks 
repräsentation  beizubehalten)  wird  auf  629  bestimmt,  ihr  Lebensalte 
muss.das  fünfundzwanzigste  Jahr  schon  überschritten  haben.  Di 
Initiative  zur  Gesetzgebung  verbleibt  ausschliesslich  der  RegieruDi 
aber  die  Kammern  haben  das  Becht  zu  Amendements:  werden  ab€ 
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licht  Ton  der  Regierung  angenommen,  so  sind  die  Kammern 
fatet  über  das  Gesetz,  wie  die  Regierung  es  vorgeschlagen  hat, 
mmen.  Das  jährliche  Budget  sowie  die  Rechnungen  des  vor- 
mgenen  Jahres  sind  der  Kammer  der  Repräsentanten  zuerst 
gen;  alle  directen  Steuern  können  nur  auf  ein  Jahr,  die  in- 
n  auf  mehrere  Jahre  bewilligt  werden,  die  Bewilligung  muss 
iden  Kammern  erfolgen.  Alle  Regierungsacte  müssen  fünr  ihre 
eit  durch  einen  Fachroinister  contrasignirt  werden,  fiir  welche 
ister  eben  verantwortlich  bleiben,  wie  für  die  Ausführung  der 
^  und  durch  die  Kammer  der  Repräsentanten  angeklagt  und 
jie  der  Pairs  gerichtet  werden  können.  Die  beiden  letzten 
velche  von  der  Rechtspflege  und  dem  allgemeinen  Rechte  der 

handeln,  stimmen  fast  vollständig  überein  mit  den  entspre- 
n  SS  der  königlichen  Charte:  nur  dass  der  letzte  S  sich  auf 
:schiedenste  gegen  die  Wiederherstellung  des  Hauses  der  Bour- 
der  die  Rückberufung  eines  Prinzen  dieser  Familie  auf  den 
sischen  Thron  ausspricht,  und  nicht  minder  dem  Gouvernement 
iden  Kammern  einen  Vorschlag  hierauf  wie  auf  Wiederemeu- 
der  Feudal-  und  Grundherrenrechte,  der  Zehnten  sowie  auf 
iderruf  des  Verkaufs  der  Nationalgüter  förmlich  verbietet, 
her  die  Erhaltung  der  kaiserlichen  Familie  und  dieser  neuen 
eben  Verfassung  lag  nicht  in  der  Macht  des  Französische 
das  überdies  doch  in  mehreren  Departements  in  sehr  getheil- 
teressen  lebte.    Die  Niederlage  Napoleons   bei  Belle  Alliance 

Juni  1815  entschied  mit  einem  Male  das  fernere  Geschick 
3ichs.  Die  Bourbons  wurden  durch  die  verbündeten  Mächte 
i  Französischen  Thron  wieder  zurückgeführt  (Juli  1815),  und 
irte  constitutionelle  vom  4.  Juni  1814  trat  nach  kaum  vier- 
icher  Unterdrückung  wieder  in  ihre  volle  Rechte  ein.  Mehr 
mg  von  Seiten  der  Französischen  Regierung,  ein  geschickteres 
rium  und  die  dreijährige  Besetzung  des  östlichen  Frankreichs 
eine  bedeutende  Heeresmacht  der  Verbündeten  Hessen  jetzt 
rückgekehrte  Dynastie  auf  der  Grundlage  dieser  Verfassung 
Ä^urzcln. 

>ie  Verfassung  selbst  wurde  durch  drei  Wahlgesetze,  welche 
15.  der  Charte  const.  bereits  versprochen  waren,  aber  erst  am 
z  1818,  am  5.  Febr.  1820  und  am  29.  Jun.  1820  gegeben  wur- 
i^ervollständigt.  Nach  dem  ersten  ist  die  zum  Mitgliede  der  De- 
ikammer  nach  den  Bestimmungen  der  SS*  «)8  und  39.  der 
erwählte  Person,  welche  in  mehreren  Departements  ernannt 
pflichtet  in   dem  Monate  der  Eröfihung   der   ersten  Sitzung 
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nach  der  doppelten  Wahl  anzuzeigen,  für  welches  hepwtem&A  m 
die  Wahl  annimmt,  sonst  wird  es  durch  das  Loos  entschieden»  we 
chem  Departement  sie  als  Deputirter  angehören  soll.  Nach  dei 
zweiten  Gesetze  vom  5.  Febr.  1820  ist  jeder  Franzose,  der  sich  de 
vollen  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  erfreut,  das  dreuäfß 
Jahr  zurückgelegt  und  300  Frcs.  directe  Steuer  bezahlt,  berufen  bfl 
der  Wahl  der  Deputirten  in  denjenigen  Departement  mitzuwirka 
in  welchem  er  seinen  politischen  Wohnsitz  hat.  Um  das  QuaDton 
der  zur  WahUahigkeit  als  Wähler  und  als  Gewählter  (für  den  to 
ten  1000  Frcs.)  noihwendigen  directen  Steuern  zusammen  zu  bria- 
gen,  werden  alle  directe  Steuern  Tür  jeden  Fk'anzosen  zusammengfr 
rechnet,  die  er  im  ganzen  Königreich  bezahlt,  und  auss^dem  fu 
jeden  Ehegatten,  die  Steuern  seiner  Frau ,  wenn  sie  auch  nicht  in 
Gemeinschaft  der  Güter  mit  ihm  lebt,  Tür  den  Vater  die  Steuern  t« 
den  Gütern  seiner  minderjährigen  Kmder,  von  denen  er  die  Nutz 
niessung  hat*).  Der  politische  Wohnsitz  jedes  Franzosen  ist  in  den 
Departement,  in  welchem  er  wirklich  wohnt:  nichts  destoH'enige 
kann  er  ihn  auch  nach  einem  andern  Departement  verlegei 
in  welchem  er  gleichfalls  directe  Steuern  bezahlt,  wenn  er  secb 
Monats  vorher  eine  Erklärung  darüber  sowohl  an  den  Prafec 
ten  des  Departements  abgiebt,  in  welchem  er  bisher  seinen  Wohn 
sitz  hatte,  als  auch  an  den  Präfecten  des  Departements,  wohin  c 
seinen  Wohnsitz  verlegen  will.  Doch  wird  die  Ausübung  des  Wahl 
rechts  bei  der  Verlegung  des  Wohnsitzes  nur  von  demjenigen  angc 
wandt  werden  können,  der  es  nicht  in  den  vier  vorangegangene 
Jahren  in  einem  anderen  Departement  bereits  ausgeübt  hat  Bei  de 
Auflösung  der  Kammer,  durch  welche  im  ganzen  Reiche  neue  Wat 
len  veranlasst  werden,  hört  indess  diese  Beschränkung  auC  Kiema» 
kann  die  Rechte  eines  Wählers  in  zwei  Departements  ausüben.  De 
Präfect  jedes  Departements  wird  eine  Liste  der  Wähler  anfertiget 
welche  gedruckt  und  öfTeutlich  ausgehängt  werden  wird,  und  gega 
welche  Reclamationen  bei  dem  Präfecturrathe  eingebracht  werde 
können.  Betreffen  diese  Reclamationen  den  Genuss  der  bürgerlichei 
und  politischen  Rechte,  so  werden  sie  schliesslich  durch  die  königli 
eben  Gerichtshöfe  entschieden,  betreffen  sie  dagegen  die  Steuern  ode 
den  politischen  Wohnsitz,  so  werden  sie  von  dem  Staatsrath  entschic 
den.  Es  giebt  in  jedem  Departement  nur  ein  einziges  Wabl-Colb 
gium,  welches  aus  sämmtlichen  Wählern  des  Departements   gebildi 

V  Uitsu  kam  noch  durch  das  Geseix  vom  29.  Juni  1820,  dau  die  d 
rtcUn  Steuern  einer  WiUwe  ihrem  Sohne  tu  gut  gerechnet  werden  MoiVU 
und  in  Ermangelung  dee  Sohnes  den  Enkeln  und  in  Ermangelung  der  Enk 
dem  Schwiegersohn,  den  die  Wittwe  bezeichnen  würde,  zu  Gunsten  komm 
soUte. 
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wird.  Die  Wahl-Gollegien  werden  durch  den  König  zusammen  be- 
rufen, und  versammeln  sich  in  der  Hauptstadt  des  Departements  oder 
«nch  in  einer  anderen  Stadt,  welche  der  König  bezeichnet:  sie  kön- 
xa  sieh  nicht  mit  anderen  Gegenständen  als  mit  den  Wahlen  der 
Deputirten  beschäftigen,  jede  andere  Discussion  bleibt  ihnen  unter- 
sagt Uebersteigt  die  Zahl  der  Wähler  600  Mitglieder,  so  theilt  sich 
das  W^ahl-Collegium  in  Sectionen,  von  denen  jede  einzeln  aber  min- 
destens 300  Wähler  zählen  muss  und  unmittelbar  bei  der  Wahl 
aller  Deputirten  dieses  Wahl-Gollegiums  concurrirt.  Das  Bureau  eines 
jeden  Wahl-Gollegiums  wird  durch  einen  vom  Könige  ernannten 
Präsidenten,  und  vier  Scrutatoren  und  einen  Sccretär  gebildet,  welche 
das  Gollegium  erwählt:  wo  mehrere  Sectionen  bestehen,  bleibt  das 
Bureau  bei  der  Section  des  Wahl-Gollegiums,  und  jede  folgende 
Section  erhält  einen  gleiclifalls  vom  Könige  ernannten  Vice-Präsiden- 
ten  und  eben  so  vier  auf  die  obige  Weise  erwählten  Scrutatoren  und 
einen  Secretär.  Die  Versammlung  der  Wahl-Gollegien  dauert  höch- 
stens 10  Tage,  und  täglich  darf  nur  eine  Sitzung  stattßnden,  die  um 
8  Uhr  Morgens  anfängt.  Es  werden  nur  drei  Scrutinia  gehalten,  von 
denen  jedes  mindestens  sechs  Stunden  offen  gehalten  wird;  bei  den 
ersten  beiden  Scrutinien  ist  nur  derjenige  für  gewählt  zu  erachten, 
der  mindestens  eine  Stimme  über  ein  Viertel  sämmtlicher Mitglieder 
des  Wahl-Gollegiums,  und  eine  Stimme  über  die  Hälfte  der  wirklich 
abgegebenen  Stimmen  erlangt  hat.  Kömmt  es  bis  zum  dritten  Scru- 
tiniuro,  so  flndet  nur  eine  Wahl  unter  denjenigen  Namen  statt,  welche 
beim  zweiten  Scrutinium  die  meisten  Stimmen  erhallen  hatten,  und 
die  Ernennung  erfolgt  dann  nach  der  Mehrheit  der  Stimmen.  Bei 
Gleichheit  der  Stimmen  giebt  das  höhere  Alter  den  entscheidenden 
Vorzug.  Die  Präfectcn  und  die  commandirenden  Generale  können 
in  denjenigen  Departements  nicht  gewählt  werden,  in  welchen  sie 
ihre  amtiidien  Functionen  verrichten.  Die  Deputirten  erhalten  wäh- 
rend der  Session  der  Kammern  weder  Besoldung  noch  sonst  irgend 
eine  Entscliädigung. 

Nach  dem  dritten  Wahlgesetze  vom  29.  Juni  1820  können  in 
jedem  Departement  ein  Wahl-Gollegium  des  Departements  und  Wahl- 
Collegien  der  Arrondissements  stattfinden.  Nichts  destoweniger  sollen 
sich  alle  Wähler  in  einem  einzigen  Gollegium  für  diejenigen  Depar- 
tements vereinigen,  weiche  am  5.  Febr.  1817  nur  einen  Deputirten 
zu  ernennen  hatten,  oder  in  welchen  die  Zahl  der  Wähler  nicht  über 
300  steigt,  oder  welche  trotz  dem,  dass  sie  in  5  Unter-Präfectur- 
Arrondissements  getheilt  sind,  doch  nidit  über  400  Wähler  haben. 
Die  Wahl-Gollegien  des  Departements  werden  aus  den  am  höchsten 
besteuerten  Wählern  gebildet,  so  dass   ihre  Zaiil   den  vierten  Theil 

23* 


362 

sämmtlicher  Wähler  des  Departements  ausmacht.  Von  diesen  De- 
|)artemeuts->\'ahi-GoIlegicD  werden  172  Deputirte  nach  der  diesem 
Gesetze  beigefügten  tabellarischen  Uebersicht  gewählt ,  und  zwar  be- 
reits für  die  Session  des  J.  1820.  Die  Ernennung  der  übrigen  2SS 
Deputirten  ist  den  Wahl-Collegien  der  Arrondissements  überlasso^ 
von  denen  jedes  einen  Deputirten  zu  erwählen  hat«  Diese  Wahl- 
Collcgicn  werden  aus  sämmtlichcn  Wählern  gebildet,  die  ihren  poli- 
tischen Wotmsitz  in  dem  Bezirke  eines  solchen  Wahl-Arrondissements 
besitzen.  Die  Abgränzung  der  Wahl-Arrondissements  soll  proviso- 
risch nach  dem  Gutachten  des  Gonseil  General  jedes  Departements 
bestimmt,  und  später  nach  den  Anordnungen  des  Königs  mit  voraus- 
gegangener Billigung  von  Seiten  der  Kammern  geregelt  werden.  Die 
Wahlzettel  sollten  geheim  auf  dem  Bureau  geschrieben  und  dem 
Präsidenten  verschlossen  übergeben  werden ,  der  sie  sofort  in  die 
Wahlurne  zu  legen  hat.  Das  Minimum  der  Stimmenzalil  wird  für 
den  Gewählten  jetzt  erhöht,  so  dass  bei  den  ersten  beiden  Scrutioieo 
der  zum  Deputirten  Gewählte  mindestens  eine  Stimme  über  ein 
Drittel  sämmtlicher  Mitglieder  desWahl-Gollegiums  und  eine  Stimme 
über  die  Hälfte  der  dabei  abgegebenen  Stimmen  für  sich  haben 
müsse.  Die  Unterpräfccten  können  nicht  in  den  Wahl-Collegien  der 
Arrondissements  gewählt  werden,  in  welchen  sie  ihr  Amt  verwalten. 

Zur  Vervollständigung  der  Charte  constitutionelle  gehörten  nach 
§.  8.  noch  die  Gesetze  über  die  Pressfreiheit,  welche  fast  gleichzeitig 
mit  den  Wahlgesetzen  von  Ludwig  XVUI.  gegeben  wurden.  Es  war 
das  Gesetz  vom  17.  Mai  1819  über  die  Verbrechen  und  Vergehen"),  die 
durch  die  Presse,  oder  durch  einanderesMittel  der  öflentlicIienBekanntma- 
cliung  begangen  werden :  welchem  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1819  über  die  ge- 
richtliche Verfolgung  solcher  Verbrechen  und  Vergehen  folgte:  ferner  das 
Gesetz  vomO.  Jun.  181 9  über  die  periodische  Presse,  nach  welchem  dieEi- 
genthümer  und  Herausgeber  der  Journale  oder  periodischen  Schriften 
politischen  Inhalts  zu  einer  Caution  verpflichtet  wuiden,  die  nach  der 
Zahl  der  Blätter  in  der  Woche  und  nach  dem  Orte  des  Erscheinens 
(Paris,  Städte  von  50,000  Einwohner  und  kleinere  Städte)  von  200,000 
bis  15,000  Frcs.  abgestuft  war.  Die  verschiedenen  Abwechselungen 
in  diesem  Gesetze,  die  vorübergetiende  Wiedereinrührung  der  Censur 
in  dem  Zeiträume  von  1820— Jul.  1830  gehören  nicht  in  den  Bereich 
di(»ser  Sammlung. 

Die  feierliche  Beschwörung  der  Charte,  welche  nach  $.  74.  für 
den  König  und  seine  Nachfolger  bestimmt  war  und  bei  der  feier- 
lichen Krönung  vor  sich  gehen  sollte,  wurde  von  Ludwig  XVIIL 
wegen  seiner  Gesundlieitsumstände  so  lange  ausgesetzt ,    bis   in  den 

V  Abfjedruckt  bei  Dufau,  a,  a.  0.  I.  S,  270-74. 
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tatiten  Tier  Jahren  seines  Lebens  die  Anstrengung  eines  Krönungs- 
Kles  durch  seine  Hinfälligkeit  wirklich  unmöglich  gemadit  war.  Sie 
erfolgte  aber  von  seinem  Nachfolger  Carl  X.  bei  dessen  feierlichen 
bonung  zu  Rheims  am  29.  Mai  1825:  der  König  schwur  die  con- 
stitationelle  Charte  treu  zu  beobachten.  Indess  schon  in  den  niicli- 
sten  Jahren  stieg  die  innere  Gährung  ausserordentlich,  namentlich 
dnrch  die  Emigranten-Entschädigung,  für  welche  1,000,000,000 1  res. 
ab  Vermehrung  der  öOentlichen  Schuld  gefordert  wurde.  Die  Er- 
setzung des  Ministeriums  Vill^lc  durch  das  Ministerium  Martignac  (4. 
Jan.  1828)  beseitigte  den  Ausbruch  der  allgemeinen  Missstimmung 
auf  kurze  Zeit.  Als  aber  dieses  treffliche  Ministerium  dem  vom 
lürsten  Polignac  geleiteten  Platz  machen  musstc  (8.  Aug.  1829,  Mi- 
niste impossible),  wurden  die  inneren  Zustände  bald  düsterer  als  in 
fllgend  einem  der  früheren  Jahre.  Es  kam  zur  theilweisen  Abgaben- 
YerH'eigerung;  in  der  Eröflhungsrede  der  Kammern  ( 1 830)  bezeichnet  der 
König  die  treulosen  Verdächtigungen,  welche  das  Vertrauen  auf  die 
Regierung  im  Volke  untergrüben »  welche  er  aber  mit  Gewalt  zur 
Auflrechthaltung  des  öffentlichen  Friedens  zu  unterdrücken  wissen 
würde.  Darauf  folgte  die  Demonstration  der  221  Mitglieder  der 
Deputirtenkammer  oder  der  grösseren  Hälfte  derselben  (18.  März 
1830).  Die  Auflösung  der  Deputirtenkammer  am  lÜ.Mai  1830  gab  bei  den 
neuen  Wahlen  kein  günstigesltesultatfür  dieRcgierung,und  der  ungebeugte 
Sinn  des  nicht  gut  berathenen  Königs  Carl  X.  führte  zu  den  Ordonnanzen 
vom  25.  Juli  1830*),  welche  am  26.  Juli  bekannt  gemacht  mit  dem 
ominösen  Berichte  des  Ministerraths  an  den  König  begannen,  und 
durch  vier  besondere  Ordonnanzen  die  Freiheit  der  periodischen 
Presse  aufhoben,  die  schon  einberufene  Deputirtenkammer  auflösen, 
die  künftige  Wahl  der  Mitglieder  der  Deputirtenkammer  zu  grösserer 
Abhängigkeit  der  Regierung  organisirten  und  die  neuen  Wahlen  auf 
den  September  ausschrieben.  Da  erfolgte  am  27.  Juli  der  Protest 
von  03  in  Paris  bereits  versammelten  Deputirten,  unter  denen  die 
bedeutendsten  Männer  des  Landes  sich  befanden,  gegen  diese  Ordonnan- 
zen: eine  blutige  Revolution  wüthete  drei  Tage  lang  in  Paris,  in 
welcher  die  Macht  Carls  X.  völlig  erlag.  Die  anwesenden  Mitglieder 
der  Deputirtenkammer  constituirten  sich  in  der  Wahrheit  zu  einer 
Natronal- Versammlung,  welche  den  Herzog  von  Orleans  einlud,  die 
Functionen  eines  General-Lieutenants  des  Reichs  zu  übernehmen  (}il. 
M  1830),  und  sogleich  daran  ging,  die  Revision  der  constitutioncllen 
Charte  nach  den  seit  der  Restauration  gemachten  Erfahrungen  vor- 
zunehmen. Am  7.  Aug.  war  diese  Arbeit  fertig,  die  Zurücknahme 
der  Ordonnanzen  am  1.  Aug.,  die  Thronentsagung  von  Seiten  Carls X. 
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und  des  Dauphins  (Herzogs  von  Angonlane)  zu  Gunsten  des  Ber- 
zogs  von  Bordeaux  (Heinrich  V.)  am  2.  Aug.  vermochten  jetzt  kdne 
Einigung  mehr  hervorzubringen.  Der  Thron  wurde  factisch  und 
rechtlich  fiir  vacant  erklärt,  die  SS-  6>  19.  20,  21,  31.  36,  46,  47j 
o6,  75,  76  in  der  Charte  vom  4.  Juni  1814  wurden  ganz  getOgt,  ai- 
dere  wesentfa'ch  geändert,  einige  neu  hinzugefügt:  wie  dies  aus  der 
Vergleicbung  der  nun  folgenden  Charte  II.  mit  der  vom  4.  Juni  1814 


II«   Cbmrte  Constltiitlonelle  des  Fniiif«l0^)i 

7.  Aug.  1830. 

Droit  public  des  Franfais, 
Art  1.    Les  Francais  sont  egaux  devant  la  loi,   qaels  que  soient  d*ail- 
leurs  leurs  titres  et  leurs  rangs. 

2.  Us  contribuent  indistinctement  dans  la  proportion  de  lear  fortwie, 
aux  charges  de  Tetat. 

3.  lls  sont  tous  egalement  admissibles  aux  emplois  ci\ils  et  militaires. 

4.  Leur  liberte  individuelle  est  egalement  garantic,  personne  ne  poaTuü 
£tre  poursnivi  ni  arrclo  quc  dans  les  cas  prevus  par  la  loi,  et  dans  la  foriM 
qu'elle  prescrit. 

5.  Chacun  professe  sa  religion  arec  nne  egale  liberte,  et  obtienl  pour 
son  culte  la  m6me  protection. 

6.  Les  ministres  de  la  religion  catholique,  apostolique  et  Romaine,  pro- 
fesspe  par  la  majorite  des  Francais,  et  ceux  des  aulrcs  cultes  chretiens  re^ 
vent  des  traitements  du  tresor  public. 

7.  Les  Francais  ont  le  droit  de  publicr  et  de  faire  imprimer  leun 
opinions,  en  se  conibnnant  aux  lois. 

La  censure  ne  pourra  jamais  etrc  retablie. 

8.  Joutcs  les  proprietes  sont  inviolables,  sans  aucune  exception  de 
Celles  qu'on  appelle  nationales»  la  loi  ne  mettant  aucune  difförence  entrelles. 

9.  L*etat  peut  cxigcr  le  sacrifice  d'une  propriete  poar  cause  d'intM 
public  If^galerocnt  constatc*,  mais  avcc  nne  indemnite  pn^alable. 

10.  Toutcs  recherchcs  des  opinions  et  votes  emis  jusqu'äi  la  rcslauntimi 
sont  interdites.  Le  m6me  oubli  est  commande  aux  tribunaux  et  aux  citojeas. 

11.  La  conscription  est  abolie.  Lc  mode  de  recrutemcnt  de  I'annöc  de 
terrc  et  de  mer  est  doterroine  par  une  loi. 

Formet  du  gouvememeni  du  Roi. 

12.  La  personne  du  Roi  est  inviolable  et  sacn^e.  Ses  ministres  sonl 
responsables.    Au  roi  seul  appartient  la  puissancc  exvcutive. 

13.  Le  roi  est  le  chef  supnrme  de  l'i'tat,  il  commande  les  forces  de 
terre  et  de  mer,  dt'clare  la  guerre,  fait  des  trail«^  de  paix,  d'alliance  et  de 
commerce,  nomme  k  tous  les  omplois  d'administration  publique  et  fait  les  rf- 
glemcnts  et  ordonnanccs  nc'-ccssaircs  pour  rex«'cution  des  lois,  sans  punvoir 
jamais  ni  suspendro  les  lois  olles  mcmes  ni  dispenser  de  leur  cxrculion. 

Toutefois  aucune  troiipc  ölrang^rc  ne  pourra  ctre  admise  au  scnwe  de 
l,£tat  qu*cn  vertu  d'unc  loi. 
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Hk  deatlfch  ergeben  wird.  Von  252  anweseadeo  Deputirten  ent- 
ilueden  sich  219  Tür  die  Erhebung  des  Herzogs  von  Orleans  auf 
bi  Französischen  Tliron,  wenn  er  vorher  die  amendirte  Yerfassungs- 
■tamde  angenommen  haben  würde;  die  Vorschläge  auf  Annahme 
Uer  Wahl  von  Seiten  des  souverainen  Volkes,  auf  Einberufung  der 
Vihlcollegien  zur  Ertheilung  des  Mandats  an  die  Deputirten  eine 
lene  Dynastie  zu  wählen,  blieben  unbeachtet. 

II»   Die  eonstltiitlonelle  CTbarte» 

Vom  7.  Aug.  1830. 

Staatsrecht  der  Frantosen, 
ArL  1.    Die  Franzosen  sind  vor  dem  Gesetze  gleich,  ihre  Titel   und 
lang  seien  Übrigens,  welche  sie  wollen. 

2.  Sie  tragen  ohne  Unterschied,  nach  Verhältniss  ihres  Vermögens,  zu 
«B  Lasten  des  Staates  bei. 

3.  Sie  können  alle,  ohne  Unterschied,  zu  den  Civil-  und  Militair&iatem 
dangen. 

4w  Ihre  individuelle  Freiheit  wird  ebenfalls  garanlirt;  Niemand  kann 
niolgt  oder  verhaAet  werden,  ausser  in  den  von  den  Gesetzen  vorgeschriebe- 
m  Fällen,  und  nur  nach  der  gesetzlichen  Form. 

5.  Jeder  übt  seine  Religion  mit  gleicher  Freiheit  aus,  und  erhält  für 
■MB  Gottesdienst  den  nämlichen  Schutz. 

0.  Die  Diener  der  Römisch-Katholisch- Apostolischen  Religion»  ni  wel- 
ber  lieh  die  Mehrheit  der  Franzosen  bekennt,  und  jene  der  übrigen  christli- 
hen  Religionen  erhalten  ihre  Resoldungen  aus  dem  Staatsschatze. 

7.  Die  Franzosen  haben  das  Recht,  ihre  Meinungen  üflentlich  bekannt 
ttchen  und  drucken  zu  las^en,  wenn  sie  sich  nach  den  Gesetzen  richten. 

Die  Gensur  kann  niemals  wicilcr  eingeführt  werden. 

&  Alles  Eigenthum  ist,  ohne  Ausnahme  desjenigen,  welches  man  Na- 
tooaleigenthum  nennt,  unvcrletzlidi,  da  das  Gesetz  zwischen  beiden  keinen 
^■tenchied  macht 

9.  Der  Staat  kann  die  Aufopferung  eines  Eigenthums  für  ein  gesetzlich 
twiesenes  Staatsinteressc  verlangen;  jcdodi  nur  nach  vorausgegangener  £nt- 
diadjgung. 

10.  AUe  Untersuchungen  wegen  Meinungen  und  Abstimmungen,  welche 
)is  zur  Restauration  geäussert  worden,  sind  untersagt.  Die  nämliche  Verges- 
«obeit  ist  den  Gerichten  und  Rürgern  befohlen 

11.  Die  Conscription  ist  abgoschafll.  Die  Recrutirung  des  Land-  und 
Seeheeres  wird  durch  ein  Gesetz  festgesetzt 

Formen  der  Regierung  des  Königs» 

12.  Die  Person  des  Königs  ist  unverletzbar  und  heilig.  Die  Minister 
ini  verantwortlich.    Nur  dem  Könige  kommt  die  v<dlziehende  Gewalt  zu. 

13.  Der  König  ist  da»  Oberhaupt  des  Staats;  er  J>efehligt  die  Land-  und 
eemacht,  erklärt  Krieg,  macht  Frie<lcns-,  AUianz-  und  Handelsverträge,  er- 
eont  zu  allen  Anstellungen  bei  der  Staatsverwaltung  und  macht  die  zur 
usöbung  der  Gesetze  nötbigen  Anordnungen  und  Ordonnanzen,  jedoch  ohne 
mals  die  Gesetze  selbst  aufzuheben  oder  von  ihrer  Vollziehung  zu  entbinden. 

Fremde  Truppen  können  jedenfalls  nur  kraft  eines  (jesetzes  in  den 
aatsdienst  aulgenommen  werden. 
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14.  La  paissance  legislative  s'ezerce  collectirement  par  le  m»  la  cham- 
bre  des  pairs  et  la  chambre  des  depuUs. 

15.  La  proposition  des  lois  appartient  au  roi,   i  la  chambra  des  piin   ^ 
et  k  la  chambre  des  deputc^. 

Noanmoins  toute  loi  d*iinpdt  doit  Mre  d'abord  vot^  par  la  chambre  da 
df^putäs. 

16.  Toute  loi  doit  Mre  discutöe  et  votee  libremcnt  par  la  majoiite  de 
chacune  des  deux  chambres. 

17.  Si  une  proposition  de  loi  a  et^  rejetre  par  Tun  des  trois  pouvoirs, 
eile  ne  pourr^  6tre  represent^e  dans  la  mSme  session. 

18.  Le  roi  seul  sanctionne  et  promulgue  les  lois. 

19.  f^  liste  ci?ile  est  fixoe  pour  toute  la  duroe  du  r^gne,  par  la  pre- 
mi^re  legislature  assemblee  depuis  ravenement  du  roi. 


De  la  chambre  des  Pairs. 

20.  La  chambre  des  pairs  est  une  portion  essentielle  de  la  paiasum 
k^gislatiye. 

21.  Elle  est  convoquee  par  le  roi  en  m^me  temps  que  la  chambre  da 
d^putes.  La  Session  de  Tune  commcnce  et  finit  en  m^me  temps  qne  celle  de 
Tautre. 

22.  Toute  assemblee  de  la  chambre  des  pairs  qui  serait  tenae  hon  dn 
temps  de  la  Session  de  la  chambre  des  drput^s  est  illicite  et  nulle  de  plein 
droit,  sauf  le  seul  cas  oü  eile  est  rounic  comme  cour  de  justice,  et  alors  dk 
ne  peut  ezercer  que  des  fonctions  judiciaires. 

23.  La  nomination  des  pairs  de  France  appartient  au  roi.  Leur  mmibre 
est  illimite;  il  peut  cn  varier  les  dignitos,  les  nommer  k  vie  ou  les  rendrehe- 
reditaires,  selon  sa  volonte*). 

24.  Les  pairs  unt  entrt'e  dans  la  chambre  k  vingt-cinq  ans,  et  voix  d^ 
b^rative  k  trente  ans  seulement. 

25.  La  chambre  des  pairs  est  prosidi^e  par  le  chancelier  de  France;  en 
son  absence,  par  un  pair  nommö  par  le  roi. 

26.  Les  princes  du  sang  sont  pairs  par  droit  de  naissance;  ils  siegeot  | 
immediatement  apr^s  le  prvsident 

27.  Les  seances  de  la  chambre  des  pairs  sont  publiques  comme  cdks 
de  la  chambre  des  drputös. 

28.  La  chambre  des  pairs  connait  des  crimes  de  haute  trahison  et  da  ; 
attcntats  k  la  s6reto  de  Tt'tat  qui  scront  dofinis  par  la  loi. 

29.  Aucun  pair  ne  peut  6tre  arrc^tc  que  de  lautorite  de  la  chambre  el  I 
jugc  que  par  eile  en  mati^re  criminelle.  - 


De  la  chambre  desDiputes, 

•)0.    La  chambre  des  drput«>s  scra  composee  des  doput^s   olus   par  ks 
Colleges  t'-lectoraux,  dont  l'organisation  sera  diHerminre  par  de  lois. 

31.  Les  drputos  sont  ölus  pour  cinq  ans.  { 

32.  Aucun  döputc  nc  pout  ^trc  admis  dans  la  chambre,  s*il   n*e$t  i^  j 
de  trente  uns  et  s'il  ne  n'unit  les  autres  condiiions  determinces  par  la  loi. 


V  La  rrvision  de  cd  article  a  ete  ajoumie  ä  la  sessioti  de  1831. 
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14  Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschafUicb  von  dem  Könige, 
r  Eanmier  der  Pairs  und  der  Rammer  der  Denutirten  ausgeübt 

15i  Das  Recht,  Gesetze  vorzuschlagen,  steht  dem  Könige,  der  Kammer 
r  Piirs  und  der  Kammer  der  Deputirten  lu. 

Das  Abgabengesetz  muss  jedoch  zuerst  von  der  Depulirtenlcammer  vo- 
\  werden. 

16.  Jedes  Gesetz  muss  von  der  Majorität  einer  jeden  der  beiden  Kam- 
m  beratben  und  darüber  frei  abgestimmt  werden. 

17.  Wird  ein  Gesetzesvorschlag  von  einer  der  drei  Gewalten  verworfen, 
darf  er  in  derselben  Sitzung  nicht  wieder  vorgebracht  werden. 

18.  Der  König  allein  sanctionirt  und  macht  die  Gesetze  bekannt 

19.  Die  Gvüliste  wird  fUr  die  ganze  Dauer  der  Regierung,  von  der 
en  gesetzgebenden  Versammlung  nach  der  Thronbesteigung  des  Königs, 
gesetzt 

Von  der  Pairskammer, 

20.  Die  Pairskammer  ist  ein  wesentlicher  Theil  der  gesetzgebenden 
:ht 

21.  Sie  wird  von  dem  Könige  zu  gleicher  Zeit  mit  der  Kammer  der 
»allrten  zusammenbenifen.  Die  Sitzung  der  einen  beginnt  und  endet  zu 
eher  Zeit  mit  der  der  andern. 

22.  Jede  Versammlung  der  Pairskammer,  welche  ausser  der  Sitzung 
Deputirtenkammer  statt  fände,  ist  ungcsetzmässig  und  null  und  nichtig 
Rechts  wegen,  den  Fall  allein  ausgenommen,  wo  sie  als  Gerichtshof  verei- 

t  ist  und  wo  sie  alsdann  nur  richterliche  Functionen  ausüben  kann. 

23.  Die  Ernennung  der  Pairs  von  Frankreich  steht  dem  Könige  zu. 
e  Zahl  ist  unbeschränkt;  er  kann  ihnen  verschiedene  Würden  verleihen, 
1  sie,  nach  seinem  Willen,  auf  Lebensdauer  oder  erblich  ernennen  *). 

21  Die  Pairs  haben  Zutritt  in  der  Kammer  mit  25  Jahren,  berathende 
mme  aber  nur  mit  30  Jahren. 

25.  In  der  Pairskammer  führt  der  Kanzler  von  Frankreich  den  Vorsitz, 
i  in  seiner  Abwesenheit  ein  vom  Könige  dazu  ernannter  Pair. 

26.  Die  Prinzen  von  Geblüt  sind  Pairs  durch  das  Recht  der  Geburt; 
nehmen  ihren  Sitz  unmittelbar  nach  dem  Präsidenten  ein. 

27.  Die  Sitzungen  der  Pairskammer  sind  öffentlich,  wie  die  der  Kam- 
r  der  Deputirten. 

28.  Die  Pairskammer  erkennt  über  Hochverrathsverbrechen  und  über 
relhafle  Unternehmungen  gegen  die  Sicherheit  des  Staats,  welche  gesetzlich 
timmt  werden  sollen. 

29.  Ein  Pair  kann  nur  auf  Befehl  der  Kammer  verhaftet  und  in  pcin- 
len  Sachen  nur  von  ihr  gerichtet  werden. 

Von  (Ur  Deputirtenkammer, 
20.    Die  Deputirtenkammer  wird  zusammengesetzt  aus  den  Deputirten, 
che  die  WahlcoUegien,  deren  Organisation  durch  Gesetze  bestimmt  werden 
df  wählen. 

31.  Die  Deputirten  werden  auf  5  Jahre  erwählt 

32.  Kein  Deputirter  kann  in  der  Kammer  zugelassen  werden,  wenn  er 
it  90  Jahre  alt  ist  und  die  übrigen  durch  das  Gesetz  bestimmten  Eigen- 
iften  besitzt 


V    •2)i«  Revision  d\e$e$  Artikels  ist  auf  die  Sitzung  des  Jahres  1830 
ehoben. 
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33.  Si  neanmoins  il  nc  se  Irouvail  pas  dans  le  d^partement  daq 
personnes  de  Tige  indiquc',  payant  le  cens  d\*ligibilitö  di^tennhi^  par  l 
lear  nombre  sera  complote  par  les  plus  imposos  andessons  dv  tanxdece 
et  ceox-ci  pourront  ^tre  elus  concarrement  avec  les  premien. 

34.  Nul  n'est  electenr  8*il  a  moins  de  vingt-cinq  ans,  et  s'fl  ne  i 
les  autres  conditions  detenniaees  par  la  loi. 

35.  Les  pr^idens  des  Colleges  rloctoraux  sont  nommes  par  les  ded 

36.  La  moitie  au  moins  des  di'putcs  sera  choisie  panni  des  dig 
qui  ont  lear  domicile  politique  dans  le  departement 

37.  Jjt  President  de  la  cbambre  des  deputcs  est  öln  par  eile  i  Toi 
Iure  de  diaque  Session. 

38.  I..e8  seanccs  de  la  chambrc  sont  publiques;  mais  la  demand« 
Ginq  membres  suffit  pour  qu*clle  se  forme  en  comfte  secreL 

39.  La  chamhre  se  partage  en  burcaux  pour  discuter  les  projetsd 

40.  Aucun  imp6t  nc  pcut  6trc  etahli  ni  percü,  s'il  n'a  tHe  consent 
les  deux  chambres  et  sanclionne  par  le  roi. 

41.  L*imp6t  foncier  n'est  consent!  quc  pour  un  an.  Les  impositkm 
directes  penvent  Tetrc  pour  plusieurs  annees. 

^  Le  roi  convoque  chaquc  annve  les  deux  chambres:  il  les  prc 
et  peut  dissoudrc  celle  des  depuU's;  mais.  dans  ce  cas,  il  doit  en  conro 
une  nouvelle  dans  le  dölai  de  trois  mois. 

43.  Aucune  contrainte  par  corps  ne  peut  £tre  exerct^  contre  nn  n 
bre  da  la  chambre,  durant  la  Session,  et  dams  les  six  semaines  qui  Tiv 
prdc^dee  ou  suivie. 

44.  Aucun  membre  de  la  chambre  ne  pent,  pendant  la  dun^  d 
Session,  etre  poursuivi  ni  arröte  en  maticrc  criminelle,  sauf  le  cas  de  flif 
dt'lit,  qu'aprcs  que  la  chambre  a  permis  sa  poursuite. 

45.  Toute  Petition  d  l'une  ou  ä  lautre  des  chambres  ne  peut  Hn 
et  prt^ntde  quc  par  ecrit.    La  loi  intcrdit  d'en  apporler  cn  personne  i 
la  barre. 


Des  minutres. 

46.  Les  ministres  peuvenl  t^tre  membres  de  la  chambre  despairso 
la  chambre  des  di'>putcs.  11s  ont  on  outre  Icur  enlree  dans  Tune  ou  U 
chambre,  et  doivent  elrc  cntendus  quand  ils  le  demandont. 

47.  La  chambre  des  dcputes  a  le  droit  d'accuser  les  ministres,  et  d 
Iraduire  devanl  la  chambre  des  pairs,  qui  sculc  a  celui  de  les  juger. 


De  Vordre  Judiciaire, 

48.    Toute  justice  emanc  du  roi.  Elle  s  administre  en  son  nom  pa: 
juges  qu'il  nommc  et  qu*il  inslitue. 

40.    Les  juges  nommos  par  le  roi,  sont  inamovibles. 

50.  Les  cours  et  tribunaux  ordinaires  acluellement  existans  sont  i 
tenus.    II  n'y  sera  ricn  change  qu*en  vertu  d'une  loi. 

51.  L'institution  actuellc  des  juges  de  commerce  est  consenrve. 

52.  La  justice  de  paix  est  egalement  conservcc.    Les  juges   de 
quoique  nonunt's  par  le  roi,  ne  sont  point  inamovibles. 

53.  Nul  nc  pourra  etre  distrait  de  scs  juges  naturels. 


»  sich  jedoch  in  einem  Departement  nicht  50  Fenonen  Yon 
n  Alter,  die  den  gesetilich  bettimmten  WiUbailceiU-Censiu 
»11  ihre  Zahl  aus  den  Höcbstbatenerten  unter  Jenem  Steaer« 
,  und  diese  können  alsdann  gemeinsdiafUich  mit  Jenen  ge- 

land  ist  Wähler,  der  nidit  wenigstens  25  Jahre  alt  ist,  und  der 

•n  gesetzlich  bestimmten  Eigenschaften  iMsiUt 

Präsidenten  der  Wahlcollegien  werden  von  den  Wlhlem  er« 

igstens  die  Hälfte  der  Deputirten  muis  von  Wahlflhigen  ge- 
ile ihren  politischen  Wohnsiti  im  Departonent  haben. 
Präsident  der  Deputirtenkammer  wird  von  ihr  bei  der  EröfT- 
^n  Sitzung  erwählt 

Sitzungen  der  Kammer  sind  öffentlich;  al»er  das  Verlangen 
rn  ist  hinreichend,  dass  sie  sich  zu  einem  geheimen  CommittA 


Kammer  theilt  sich  in  Bureaus  zur  Erörterung  der  ihr  von 

gelegten  Gesetzentwürfe. 

e  Auflage  kann  eingeführt  noch  erhoben  werden»  die  nicht  fon 

n  bewilligt  und  vom  König  t>esUltigt  ist 

Grundsteuer  wird  nur  auf  ein  Jahr  bewilligt;  die  indirtetea 

;n  es  auf  mehrere  Jahre  werden. 

König  beruft  Jedes  Jahr  beide  Kammern  ein;  er  vertagt  die> 

m  die  der  Deputirten  auflösen;  allein  in  diesem  Fall  mnsa  er 

Monaten  eine  neue  wieder  einberufen. 

,e  Verhaftung  kann  gegen  ein  Mitglied  der  Kammer»  wUirend 

och  in  den  sechs  Wochen  vor  oder  nach  derselben,  verftgt 

{  Mitglied  der  Kammer  kann  während  der  Dauer  der  Sassion 
en,  ohne  vorgängige  Erlaubniss  der  Kammer,  verfolgt  oder  Ver- 
den Fall  einer  Ergreifung  auf  frischer  That  ausgenommen. 

Eingabe  an  die  eine  oder  die  andere  Kammer  kann  nur  schrift* 
ligt  und  vorgelegt  werden;  das  Gesetz  verbietet,  solche  in  eige- 
1  vor  die  Schranken  zu  bringen. 

Von  den  MinüUnL 
Minister  können  Mitglieder  der  Pairs-  oder  der  Deputirten- 
ausserdem  haben  sie  Eintritt  in  die  eine  oder  andere  Kammer 
Dhört  werden,  wenn  sie  es  verlangen. 

Deputiricnkammer  hat  das  Recht,  die  Minister  anzuklagen 
lirskammer  zu  ziehen,   die  allein  das  Recht  hat,   dieselben  zu 

Von  der ^GerichUver fastung. 

Rechtspflege  geht  vom  König  aus.     Sie  wird  in  seinem  Na- 
em  verwaltet,  die  er  ernennt  und  einsetzt 
vom  König  ernannten  Richter  sind  unabsetzbar, 
jetzigen  gewöhnlichen  Gerichtshöfe  und  Gerichte  sind  beibehal* 
,rd  von  ihnen  geändert,  als  vermöge  eines  Gesetzes. 
jetzige  Institution  der  Handelsrichter  wird  beibehalten. 

Friedensgerichte  werden  gleichfalls  beibehalten.    Die  Friedens* 

n  vom  König  ernannt,  sind  nicht  unabsetzbar. 

mand  kann  seinen  natürlidien  Richtern  entzogen  werden. 

t,  Verfauungf-I7rkiindtiL  ^^ 


I 

J 
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54.  II  ne  poarra  en  consequence  £tre  cr6^  de  commisiioiii  et  de  triba-< 
naux  extraordinaires,  k  quelque  titre  ei  sous  quelque  dvnomiluition  qoe  a 
puisse  ^ire. 

55.  Les  debaU  teront  publica  en  mauere  criminelle,  k  moina  qne  ecUa 
publicite  ne  soit  dangereuse  pour  Vordre  et  les  moeurs,  et  dans  ce  cas,  le  lii- 
bunal  le  dedare  par  un  jugemenL 

56.  L*institution  des  jures  est  conserv^e;  les  changemens  qu'une  plm 
longue  ezperience  ferait  juger  n^cessaires,  ne  peavent  £tre  effectaes  que  pv 
une  loi. 

57.  La  peine  de  la  confiscation  des  biens  est  abolie,  et  ne  pourra  ^tie 
r^tablie. 

58.  Le  roi  a  le  droit  de  faire  gräce  et  celui  de  commuer  les  peines. 

59.  Le  code  civil  et  les  lois  actuellement  existantes«.  qui  ne  soDt  p» 
contraires  k  la  pr^ente  Charte,  restent  en  vigueur  jusqu'Ji  ce  qu'il  y  soH  I^ 
lement  dörog^ 


Droits  partieuliers  garantii  par  ViiaJL 

(K>.  Les  niilitaires  en  activitr  de  service,  les  officiers  et  soldats  en  n-  • 
traite,  les  Yeaves,  les  officiers  et  soldats  pensionnes,  consenreront  lears  gndes,  ! 
bonnenrs  et  pensions. 

61.  La  dette  publique  est  garantie.  Toutc  espice  d'engagement  pris 
par  r^tal  arec  ses  cröanciers  est  inviolable.  j 

68.    La  noblesse  anciennc  reprend  ses  titres.    La  nouvelle  consenre  les  ' 
siens.    Le  roi  fait  des  nobles  k  volonte;  mais  fl  ne  leur  accorde  que  des  ranfs 
et  des  bonneurs,  sans  ancnne  exemplion  des  charges  et  des  deroirs  de  la 
soci^t^. 

63.  La  Legion-d'Uonneur  est  maintenue.  Le  roi  determinera  les  regle 
ments  int^rieurs  et  la  decoration. 

64.  Les  colonies  sont  r^gies  par  de  lois  particuli^res. 

65.  Le  roi  et  ses  successeurs  jureretot,  k  leur  avcnement,  en  presencf 
des  chambres  r^unies,  d'obscrv er  ßd^lement  la  charte  constitutionelle. 

66l  La  präsente  charte  et  tous  les  droits  qu'elle  consacre  demeurcnt 
confi^s  au  patriolisme  et  au  courage  des  gardes  nationales  et  de  tous  les  d- 
toyens  francais. 

67.  La  France  reprend  ses  couleurs.  A  TaTcnir,  il  ne  sera  plus  porttr 
d'autre  oocarde  que  la  cocarde  tricolore. 


Dispositions  partieuHhes. 

68.  Toutes  les  nominations  et  cr^ations  nouvelles  de  pairs,  foites  sons 
le  r^e  du  roi  Cbaries  X.,  sont  d^daräes  nuUes  et  non  arennes. 

L*arL  27,  (maintenant  l'article  23.)  de  la  charte  sera  souniia  k  im  noufd 
examen  dans  la  Session  de  183L 

60.  La  chambre  des  deputes  d^are,  qu*il  est  n^cessaire  de  pounoir 
luccessivement,  par  des  lois  scparees»  et  dans  le  plus  court  d<flai  poaaible: 

1.  k  Tapplication  du  jury  aux  d^ts  de  la  presse; 

2.  f^  rcsponsabilite  des  ministrcs  et  des  autres  agens  du  pouvoir; 

3.  La  reölection  des  deputes  promus  k  des  fonctions  publiquea  salariecs. 

4.  Le  vote  annuel  du  contingent  de  rarm^ 


871 

81  Denmtch  kSnnen  keine  Commissarien,  keine  ausserordentlichen  Ge- 
richte, aas  irgend  einem  Grunde  noch  unter  irgend  einer  Benennung,  errich- 
te Verden. 

5A.  Die  Debatten  in  peinlichen  Processen  sind  öffentlich;  es  sei  denn, 
m  diese  Oeffenllichkeit  für  Ordnung  und  Sitten  gefährlich  wäre.  In  diesem 
iD  erklärt  solches  das  Gericht  durch  ein  Urtheil. 

56.  Die  Institution  der  Geschwomen  wird  beibehalten;  die  nach  län- 
ger Erfahrung  etwa  für  nöthig  erachteten  Aenderungen  können  nur  durch 
9  Gesetz  verfügt  werden. 

97.  Die  Strafe  der  Giltereinziehung  ist  abgcschafil  und  kann  nicht  wie- 
r  eingeführt  werden. 

58.  Der  König  hat  das  Recht,  zu  begnadigen  und  die  Strafen  zu 
Mem. 

59.  Der  Code  civil  und  diejenigen  Gesetze,  die  gegenwärtiger  Ver- 
sungsurkunde nicht  zuwider  sind,  bleiben  gültig,  bis  sie  gesetzlich  aufge- 
ben werden. 

Beiondere  vom  Staate  garantirte  Rechte, 

60.  Die  im  Dienste  befindlichen  Militär- Personen,  die  Ofßciere  und 
Idaten  ausser  Dienst,  die  pensionirten  Wittwen,  Oflicierc  und  Soldaten  ho- 
lten ihre  Grade,  Ehrenstcllcn  und  Gehalte. 

Ol.  Die  Staatsschuld  ist  garantirt  Jede  Art  von  Verbindlichkeit  des 
aats  gegen  seine  Gläubiger  ist  unverletzbar. 

62.  Der  alte  Adel  nimmt  seine  Titel  wieder  an;  der  neue  behält  die 
nigen.  Der  König  ernennt  Adelige  nach  Belieben;  crtheilt  ihnen  aber  nur 
mg  und  Ehren,  ohne  irgend  eine  Befreiung  von  den  Lasten  und  Pflichten 
r  GeseOscbaft 

63.  Die  Ehrenlegion  wird  beibehalten.  Der  König  wird  ihre  innem 
*glemenls  und  ihre  Decoration  festsetzen. 

64.  Die  Golonieen  werden  durch  besondere  Goitiie  regiert 

65.  Der  König  und  seine  Nachfolger  schwören,  bei  ihrer  Thronbestci- 
Dg,  in  Gegenwart  der  versammelten  Kammern,  die  Yerfassungsurkunde  treu 
beobachten. 

66.  Die  gegenwärtige  Charte,  und  alle  durch  sie  geheiligten  Rechte, 
sben  dem  Vaterlandssinn  und  dem  Muthe  der  Nationalgarden  und  aller 
azösischen  Bürger  anvertraut. 

67.  Frankreich  nimmt  seine  Farben  wieder  an.  Künftig  wird  keine 
lere  Cocarde,  als  die  dreifache  getragen. 

Bewundere  Bettimmungen. 

68.  Alle  unter  der  l^cgicrung  des  Königs  Carls  X.  geschehenen  Pairs- 
ennungen  werden  für  null  und  nichtig  erklärt 

Der  Artikel  23  (früher  27)  der  Charte  soll  in  der  Session  von  1831 
er  neuen  Prüfung  unterworfen  werden. 

69.  Die  Kammer  der  Depulirten  erklärt,  dass  es  nothwendig  ist,  nach 
Inder  und  in  der  kürzesten  Frist  durch  besondere  Gesetze  für  nachfolgende 
^enstände  Fürsorge  zu  treffen: 

1.  die  Anwendung  des  Gcschwornengerichts  auf  Press-  und  politische 
-gehen; 

2.  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  übrigen  Staatsbeamten; 

3.  die  Wiedererwählung  der  zu  besoldeten  öffentlichen  Aemtem  beför- 
tCD  Deputirten; 

4.  die  jährliche  Bewilligung  des  Truppencontingents; 
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5.  L'organisaüon  de  ki  garde  nalionale,  avec  Intervention  da  gu 
natiooaux  dans  le  choix  de  leurs  officien; 

0.  Des  dispositions  assurant  d'ane  maniferc  legale  Tötat  des  ofBden 
tout  grade  de  lerre  et  de  mer; 

7.  Des  institutioDs  d<<partementales  et  municipales  fondto  sor 
systbne  i^lectif; 

8.  L*iDStruction  publique  et  la  libert^  de  renseignement; 

0.  L'aboliüoD  du  double  vote  et  la  fixation  des  conditions  cledonb 
d'^ligibilitö. 

70.  Toutes  les  dispositions  contenues  dans  IcsOrdonnancesetcontn 
h  la  Charte  sont  abolies. 

Moyennant  Taccrptalion  de  ces  dispositions  et  propositions,  la  chan 
des  d  putos  declarc  cnfin ,  qiic  rintoret  universd  et  pressant  du  peuple  f 
^is  apelle  au  tröne  Son  Ahesse  Royalc  Louis  Philippe  d* Orleans 
d'Orleans.  lieutcnant  gr'nt'ral  du  royaume  et  scs  descendans,  k  perp«Uuilö, 
male  en  male»  par  ordre  de  primogeniturc,  et  h  Tcxclusion  pcrpetuelle 
femmes  et  de  leur  descendancc. 

£n  consequence,  Son  Altesse  Ruyale,  Louis  Philippe  d*Orlea 
duc  d'Orleans,  lieutenant  g^'m^ral  du  royaume:  sera  invitc  k  accepter  et  a  ji 
les  clauses  et  engagemens  ci-dessus  enoncos,  Tohservalion  de  la  Charte  roi 
tutiunelle  et  des  modiOcations  indiqm'es,  et  apres  l'avoir  fait  devant  les  Ch 
bres  assembires»  ä  prendre  le  titre  de  Roi  des  Fran^ais. 


Um  7  Uhr  Abends  am  7.  Aug.  überbrachten  die  219  Deputii 
die  neue  Verfassung  und  den  Beschluss  ihrer  Wahl  dem  Herzog 
Orleans  in  das  Palais  Royal.    Er  empfing  die  Deputirten,  von  sei 
Famih'e  umgeben,  mit  den  Worten:  Jch  nehme  mit  einer  tiefen 
wegong  die  mir  vorgelegte  Erklärung  an,  ich  betrachte    sie  als 
Ausdruck  des  National-Willens,  und  sie  erscheint  mir  mit  den  po 
sehen  Grundsätzen  völlig  übereinstimmend,    welche  ich  mein  gai 
Leben  hindurch  bekannt  habe^  wurde  Ludwig  Philipp  König 
Franzosen.    Unterdessen  hatten  sich  auch  102  Pairs  zur  Session  ' 
sammelt  und  traten  am  8.  Aug.  mit  89  Stimmen  gegen  13  den 
Schlüssen  der  Deputirtenkammer  bei,  mit  Ausnahme  der  bosondc 
Bestimmung  über  die  Pairskammer  (§.  68.).    Hierauf  folgte  die 
nigliche  Sitzung  im  Palais  Bourhon  (der  Deputirtenkammer)  am 
Aug.,  in  welcher  Ludwig  Philipp  vor  den   vereinigten    beiden  K 
roern  die  Erklärung  ablegte,  dass  er  die  Clausel  und  Verpflichtur 
der  neuen  Verfassung  ohne  Beschränkung  und  Vorbehalt  snmint  i 
Titel  eines  Königs  der  Franzosen  annehme,    und    auf  dit.'seihe  ii 
stehenden  Eid  leistete:  „In  Gegenwart  Gottes,  schwöre  ich  Ihmi 
constitutionelle  Charte  zu  beobachten,  mit  den  in  der  Krkliirnng  i 
claration)  gemachten  Modificütionen,   nur    zu    regieren  (gouver 
durch  die  Gesetze  und  nach  den  Gesetzen,   Jedermann  nach  sei 
Rechte  gute  und  pünktliche  Gerechtigkeit  zu  gewähren»  und  üb 
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e  Organisation  derNationalgarde,  mit  derTheilnahme  der  Gardisten 

hl  ihrer  Officiere; 

Stimmungen,  die  den  Stand  der  Officiere  der  Land-  und  Seemacht 

rrades  auf  eine  gesetzliche  Weise  feststellen; 

spartemental-  undMunicipalinstitutionen,  gestutzt  auf  ein  Wahlsystem; 

r  Öffenllichc  Unterricht  und  die  Freiheit  im  Unterrichte; 

ß  Abschaffung  des  doppelten  Votums  und  die  Feststellung  der  Stimm- 

und  Wählbariweitsbcdingungen. 

Alle  Gesetze  und  Verordnungen,   insofern   sie   den  gegenwärtigen, 

!r  Reform  der  Charte  angenommenen  Bestimmungen  entgegenlau- 

nd  bleiben  von  nun  an  ungültig  und  abgeschafft 

:lst  der  Annahme  dieser  Bestimmungen  und  Vorschläge  erklärt  die 

?r  Deputirten  endlich,  dass  das  allgemeine  und  dringende  Interesse 

sischen  Volks  auf  den  Thron  ruft:   Seine  Königliche  Hoheit  Ludwig 

{  Orleans,  Herzog  von  Orleans,  Generallieutenant  des  Königreichs, 

S^achfolger  für  alle  Zukunft,   im  Mannsstamme,   nach  dem  Erstge- 

,   mit  steter  Ausschliessung  des  weiblichen  Geschlechts  und  seiner 

^m  zu  Folge  wird  Seine  Königliche  Hoheit  LudwigThilipp  von  Or- 
og  von  Orleans,  Genorallieutenant  des  Königreichs,  eingeladen  wer- 
ehmen  und  zu  beschwören,  vorgenannte  Clausein  und  Verbindlich- 
Beobachtung  der  verfassungsmässigen  Charte  und  der  angezeigten 
nen,  und,  nachdem  er  dies  vor  den  versammelten  Kammern  gethan, 
ines  Königs  der  Franzosen  anzunehmen. 


nzigcn  Cesichtspunkte  des  Interesses,  des  Glückes  und  des 
IS  Französischen  Volks  zu  handeln. 
Revision  des  Gesetzes  über  die  Pairie  bot  noch  imJ.  1831 
hst  bedeutungsvollen  Kampf  dar,  der  selbst  das  weitere  Be- 
"  Pnirskammer  in  Zweifel  stellen  konnte,  wenn  die  Regie- 
h  ein  eifriges  Beharren  bei  der  früheren  Verfassung  dieser 

dieselbe  dem  öfTentlichen  Widerwillen  und  der  kaum  zu 
den  Gefahr  eines  neuen  Aufstandes  aussetzte.  Drei  Fragen 
iif  das  hefligstc  hiebe!  in  öffentlichen  Blättern,  wie  von  den 
politischen  Fractionen  debattirt :  sollund  kann  die  Pairskammer 
noch  aus  erblichen  Mitgliedern  bestehen:  und  wenn  dieErb- 
ifgehoben  wird,  sollen  die  Mitglieder  der  Pairskammer  auf 
er  oder  nur  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  ge- 
den?  Endlich  wer  soll  wählen,  der  König,  wie  früher, 
die  Pairskammer  sich  selbst  aus    bestimmten  Nofabilitäten 

oder  soll  diese  Walilfunction  bei  der  Deputirtenkammer 
Icr  sollen  die  Departements- Wahl-Gollegien,  vrie  es  nach 
chen  Verfassung  geschieht,   zugleich   mit  den  Wahlen  der 

auch  Pairs  für  eine  Session  ernennen,  oder  wenn  die 
liehe  Dauer  der  Pairs  beliebt  würde,  so  oft  irgend  eine 
r  ein  bestimmtes  Departement  entstände?    Die  Fortdauer 
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der  Erblichkeit  der  Kammer,  so  wesentlich  sie  andi  fiir  die  C( 
dirung  der  Monarchie  erschien,  musste  bald  selbst  von  ihren  Yi 
digem  als  unausführbar  unter  den  vorliegenden  Umständen  an 
bcn  werden,  weil  die  Majorität  der  öffentlichen  Meinung  zu  ge 
dagegen  andrängte.  Es  konnte  nur  noch  die  Ernennung  der  Pai 
Lebensdauer  und  ihre  ausschliessh'che  Abhängigkeit  von  der  Wa 
Staatsoberhauptes  gerettet  werden,  weil  sonst  die  Pairskammc 
noch  dem  Namen  nach  als  ein  besonderer  Staatskörper  bestehen  v 
wesentlich  aber  mit  der  Bestimmung  der  Deputirtenkammer  z 
menfallen  müsste.  Unto*  der  sorgTältigsten  Berücksichtigung 
Umstände  legte  Casimir  Perier  als  Präsident  dos  Minister-Ct 
am  27.  Aug.  1831  das  neue  Gesetz  über  die  Ernennung  der 
in  unbeschränkter  Zahl  auf  Lebensdauer  aus  bestimmten  Notabii 
der  Deputirtenkammer  vor.  Nach  sehr  heftigen  Debatten,  die 
7  Wochen  dauerten,  wurde  das  Gesetz  ohne  wesentliche  Aend 
am  18.  Oct  mit  386  Stimmen  gegen  40  angenommen.  Ein  gl 
Kampf  war  in  der  Pairskammer  zu  durchfechten,  der  hier  voi 
NovInt.  bis  zum  28.  Dec.  dauerte,  bis  das  Gesetz  mit  einer  Ma, 
von  102  Stimmen  gegen  68  aucli  hier  durchging  (vier  Pairs  ei 
ten  sich  der  Abstimmung),  und  gleich  am  29.  Decbr.  die  köni 
Sanctionirung  empfing. 

Wir  lassen  dies  Gesetz  über  die  Pairs,  da  es  lediglich  di( 
schiedenen  Kategorien  enthält,  aus  denen  der  König  Mitgliedc 
diese  Kammer  zu  wählen  hat,  nur  in  Deutscher  Uebersetzung  C 

III*    Gesetz  über  die  Palrle« 

Vom  29.  Dec.  1832*). 

Louis  Philipp  n.  8.  w. 

Die  Ernennung  der  Mitglieder  der  Pairskammer  steht  dem  Köi 
welcher  sie  nur  unter  den  folgenden  Notabilitäten  wählen  kann: 

1.  der  Präsident  der  Deputirtenkammer  und  anderer  gesetzgel 
Versammlungen; 

2.  die  Deputirten,  welche  Theil  an  drei, Legislaturen  genomme 
sechs  Jahre  in  Amtsübung  sich  befunden  haben  werden; 

3.  die  Marschälle  und  Admirale  Frankreichs; 

4  die  Generallieutenants  und  Viceadmirale  der  [Land-  und  Se< 
nach  zweijährigem  Besitze  ihres  Grades; 

5.  die  Deparlementsminister ; 

6.  die  Gesandten  nach  dreijähriger  und^die  bevollmächtigten  IM 
nach  sechsjähriger  Ausübung  ihrer  Functionen; 

7.  dicStaatsräthe  nach  zohnjährigcm  ordcnlliclion  Dienst; 

8.  die  Departements-  und  Sce-Präfeclen  nach  zehnjähriger  Amts 


V  Iftt  Moniteur  A.  1832,  Ar.  8.  und  in  Deutscher  Uebersetzung  l 
litz  IL  116-18. 
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fll   die  Colonie-Gouvemeurc  nach  fünfjähriger  AmtsUbung; 

10.  die  Mitglieder  der  allgemeinen  Wahlconseils  nach  dreimaliger  Wahl 
ir  Prisidentschaft; 

11.  die  Maires  der  Städte  von  3(X000  Seelen  und  darüber,  nacb  wenig- 
CDS  iwei  Wahlen  als  Mitglied  des  Munleipalcorps  und  fünfjähriger  Amts- 
bong  als  Maire; 

12.  die  Präsidenten  des  Gassations-  und  der  Rechnungshöfe; 

13.  die  Generalprocuratoren  bei  diesen  zwei  Höfen  nach  fünfjähriger 
Dtstlbang  in  dieser  Eigenschaft; 

14  die  Räthe  des  Gassationshofes  und  die  Oberrechnungsrälhe  nach 
inQähriger,  und  die  Generaladvocaten  beim  Gassationshofe  nach  zehnjähriger 
ntsQbung;  * 

15.  die  ersten  Präsidenten  der  königl.  Gerichtshöfe  nach  fünQähriger 
erwaltung  des  Amtes  bei  diesen  Höfen; 

16.  die  Generalprocuratoren  bei  denselben  Gerichtshöfen  nach  zehn- 
hriger  AmtsUbung; 

17.  die  Präsidenten  der  Ilandelslribunalc  in  Städten  von  30»000  Seelen 
id  darüber  nach  vier  Ernennungen  zu  diesen  Functionen; 

18.  die  ordentlichen  Mitglieder  der  vier  Akademiecn  des  Instituts; 

19.  die  Bürger,  denen  durch  ein  Gesetz  und  in  Betracht  ausgezeichne- 
r  Dienste  namentlich  eine  Nationalbelohnung  bestimmt  werden  wird; 

20.  die  Grundbesitzer,  die  Ghefs  von  Manufacturen,  Handels-  und  Ban- 
rieriiäuscm,  welche  30Ü0  Fr.  directe  Steuern  zahlen,  sei  es  in  Folge  ihrer 
aQährigen  Patente,  wenn  sie  sechs  Jahre  hindurch  Mitglieder  eines  General- 
Dsdls  oder  einer  Handelskammer  gewesen  sind; 

21.  die  Grundbesitzer,  Inhaber  von  Manufacturen,  Kaufleute  oder  Ban- 
ien,  welche  tlOÜO  Fr.  Steuern  zahlen,  und  zu  Deputirten  oder  Richtern  bei 
D  Handelstribunalcn  angestellt  sind,  können  auch  ohne  andere  Bedingung 
r  Pairie  gelangen; 

22.  der  Beamte,  welcher  hintereinander  mehrere  der  eben  genannten 
Dctionen  ausübte,  kann  seine  Dienste  in  eins  rechnen,  um  bei  der  Stelle^ 
» ein  längerer  Dienst  erfordert  würde,  die  Zeit  zu  vervollständigen; 

23.  von  der  durch  die  SS.  ö.  7.  8.  9.  10.  14.  15.  16  und  17.  erforderten 
it  der  Amtsübung  sind  die  Bürger  dispensirt,  weichein  dem  auf  den  30.  Juli 
10  folgenden  Jahre  zu  den  in  diesen  SS.  genannten  Stellen  ernannt  wurden; 

24.  gleichergestall  werden  bis  zum  1.  Januar  1837  von  der  in  den  ob- 
bebten  SS.  3.  11.  12.  18  und  21.  erforderten  Dienstzeit  dispensirt,  die  seit 
D  30.  Juli  1830  zu  den  in  diesen  fünf  SS.  gedachten  Functionen  ernannten 
tr  seitdem  darin  gelassenen  Personen; 

25.  diese  Bedingungen  der  Zulässigkeit  zur  Pairie  können  durch  ein 
setz  modiOcirt  werden; 

26.  die  Ordonnanzen  der  Pairsemennungen  werden  persönlich  sein; 

27.  diese  Ordonnanzen  werden  die  Dienste  erwähnen  und  die  Titel  an- 
[cn,  auf  welche  die  Ernennung  gegründet  wird; 

28.  die  Zahl  der  Pairs  ist  unbeschränkt; 

29.  ihre  Würde  wird  auf  Lebenszeil  erlhcilt,  und  ist  nicht  durch  Erb- 
it  übertragbar; 

30.  den  Rang  haben  sie  unter  sich  nach  der  Ordnung  ihrer  Ernennung; 

31.  in  Zukunft  kann  kein  Gehalt,  keine  Pension,  keine  Dotation  mit 
Pairswürde  verbunden  werden. 

Gegenwärtige  Bestimmungen  durch  die  Pairs-  und  die  Deputirtenkam* 
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mer  licrnllicn  und  an(;cnommcn,  sind  heute  von  Tn^  sanctionirt,  und  werden 
als  St.ialsgesi»!'/  vollzo^on  worden.    >Vir  befehlen  datier  u.  s.  w. 

(Dieses  (lesetz  war.   von   dem  Könige  Ludwif;  Philipp  unlCRcichnet 
und  von  den  Ministern  Perier  und  Barthe  contrasignirl.) 


Als  Ergänzungen  der  Grundgesetze  in  Bezug  auf  die  regierende 
Dynastie  sind  noch  zu  berücksichtigen:  1)  das  Gesetz  vom  10.  April 
183'2,  welche  Carl  X.  und  seine  inännh'chc  und  weibliche  Nachkom- 
men auf  ewige  Zeiten  von  dem  Französischen  Boden  verbannt*),  und 
gleichzeitig  denselben  Bann  üh^r  die  Blutsverwandten  des  Kaisers 
Napoleon  und  die  mit  denselbtMi  durch  Heiralh  verbundenen  Personen 
verhängt:  von  dem  letzten  Theile  des  Gebots  ist  in  Bezug  auf  Hiero- 
nymus  Napoleon,  den  vormaligen  K<>nig  von  Weslphalen,  im  J.  I84i 
eine  Ausnahme  gemacht.  2)  das  Gesetz  über  die  Kegentschaft, 
welches  nach  dem  Tode  des  Herzogs  von  Orleans  (13.  Juli  1842) 
in  t)  SS-  Jen  Kammern  am  9.  Aug.  1842  vorgelegt  wurde,  indem 
sie  zur  Beralhung  dieses  Gesetzes  zu  einer  ausserordentlichen  Sitzung 
zusammen  berufen  waren.  In  der  Depulirtenkanuner  wurde  bei  die- 
ser Gelegenheit  von  neuem  der  Streit  angeregt,  ob  eine  so  wichtijje 
Angelegenheit  durch  die  vorhandenen  gesetzgebenden  Körper  bestimmt 
werden  könne,  ob  nicht  dazu  eine  eigene  constituirende  Versauimlung 
mit  besonderen  dazu  von  den  AX'iihlern  gegebenen  Mandaten  einbe- 
rufen werden  müsse.  Allerdings  ein  merkwürdiges  politisches  Para- 
doxon nach  den  Tagen  des  August  im  Jahre  IS'iO  und  zum  Tht'H 
von  denselben  Miinnern  vcrtheidigt,  die  keinen  Anstand  nahmen,  im 
Aug.  1830  der  nicht  einmal  vollständig  versammelten  Deputirtenkam- 
mer  auch  ohne  Mitwirkung  der  Pairskamuier  die  Befugniss  einzu- 
räumen, den  Französischen  Thron  nicht  nur  für  erledigt  zu  erklären, 
sondern  auch  auf  denselben  di(^  I)\nastie  Orleans   zu   berufen  und 

* 

vorher  noch  die  gesammte  Verfassung  des  Staates  zu  revidiren  und 
umzugestalten,  ohne  dafür  sich  um  den  Mangel  besonderer  Mandate, 
oder  auch  nur  um  den  Schein  einer  Begründung  der  dazu  erforder- 
lichen Berechtigung  sich  zu  kümmern.  D(t  parlamentarische  Kampf 
in  der  Depulirtenkammer  über  dieses  Gesetz  war  nicht  unbedeutend 
(10—20.  Aug.  1842),   wurde   aber   durch  eine  ausgezeichnete  Rede 


V  Bulletin  des  lois,  A.  1832;  Trimestrc  II.  »Xc  terrUoire  de  k 
France  est  interdit  ä  perpctuitv  ä  Charles  .V.,  dechii  de  la  royaute  par  k 
declaration  du  7.  AotH  IN«),  /;  ses  descendants,  aus  vpoux  et  vpouses  de  wi 
descendants*\  En  meme  temps,  eette  disposition  n  ete  declarec  applicable  aus 
ascendants  et  desccndants  de  yap(deon,  ä  ses  oneles  et  tantes,  ä  ses  mvevj  d 
nieces,  ä  ses  freres,  leurs  femmcs  et  Icurs  desccndants,  ä  ses  sovurs  et  a  Uüu 
maris." 


•    t 
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m  Hiien,  der  sich  hiefur  dem  Ministeriam  Soult-Goizot  anscfaloss, 
a  Gonslen  dar  Annahme  des  wiTeranderten  Gesetzes  -  Entwürfe  am 
Dl  Aug.  mit  einer  Majorität  yon  310  Stimmen  gegen  04  beendet 
B  der  Pairskammer  ging  es  rascher  ond  ohne  grossen  Widerspruch 
D  SO.  Aag.  mit  177  Stimmen  gegen  14  durch.  Das  Gesetz  wurde 
NB  Konige  am  30.  Aug.  1842  sanctionirt  und  am  1.  Sq)t  bekannt 
Boacht*),  und  hat  folgenden  Inhalt:  1)  Der  König  ist  nach  yollen* 
!tem  18.  Jahre  grossjährig.  2)  Während  der  Mindeijährigkeit  des 
ionigs  ist  deijenige  Prinz,  welcher  nach  der  durch  die  Declaration 
id  Charte  von  1830  festgestellten  Erbfolge- Ordnung  dem  Throne 
n  nächsten  steht,  mit  der  Regentschaft  für  die  Dauer  der  ganzen 
Inderjährigkeit  bekleidet  3)  Dem  Regenten  steht  die  volle  und 
inzliche  Aus&bung  der  königlichen  Gewalt  im  Namen  des  minder- 
injgen  Königs  zu,  und  zwar  unmittelbar  nach  dem  Ableben  des 
Soigs.  4)  Der  $.  12  der  Charte  und  alle  legislative  Bestimmungen, 
tfche  die  Person  und  die  constitutionellen  Rechte  des  Königs 
bntzen,  sind  auf  den  Regenten  anwendbar.  5)  Der  Regent  leistet 
ir  den  Kammern  den  Eid  „treu  zu  sein  dem  Könige  der  Franzosen, 
T  constitutionellen  Charte  und  den  Gesetzen  des  Königreichs  zu  ge- 
irdien,  und  in  allen  Dingen  nur  mit  der  einzigen  R&dksicht  auf 
18  Interesse,  das  Glück  und  den  Ruhm  des  Französischen  Volks  zu 
mdeln.  —  Wenn  die  Kammern  m'cht  versammelt  sind,  so  wird  der 
egent  sogleich  eine  Prociamation  veröffentlichen  imd  in  das  Bulletin 
!S  lois  einrücken  lassen,  worin  jener  Eid  ausgedrückt  und  das  Ver- 
fechen  ertheilt  wird,  ihn  zu  wiederholen,  sobald  die  Kammern 
rsammelt  sein  werden.  Jedenfalls  müssen  die  Kammern  spätestens 
Berhalb  40  Tagen  zusammenberufen  werdea  0)  Die  Aufsicht  und 
urmundschaft  über  den  minderjährigen  Kömg  stehen  der  Köm'gin 
kr  Princesstn,  seiner  Mutter»  zu,  falls  dieselbe  sich  nicht  wieder 
mahlt  hat,  und  im  Ermangelungsfalle  der  Königin  oder  Princessin, 
liner  Grossmutter  von  väterlicher  Seite,  wenn  diesdbe  sich  nicht 
ieder  verheirathet  hat. 

Die  stärkste  Zahl  der  Pairs  vor  der  Juli-Revolution  war  im  J. 
127,  ab  Carl  X.  um  die  Majorität  dieser  Kanmier  für  sein  Regie> 
mgssystem  nachhaltig  zu  verstärken,  am  5.  Novbr.  1827  auf  einmal 
I  neue  Pairs  ernannte :  die  Zahl  derselben  betrug  damals  342.  Nach 
r  Ausscheidung  dieser  Classe  der  Pairs  durch  die  neu  gestaltete 
BStitutionelle  Charte  vom  7.  Aug.  1830,  sowie  in  Folge  der  Auf- 
bang  der  Erblichkeit  der  Pairskammer  und  der  wenigen  neu  er- 
mten  Mitglieder  dieser  Kammer  war  die  Zahl  derselben  am  Anfang 

V  Mgiänida  im  Moniieur  vom  1.  Siptkr,  1842  und  in  dem  an  dm- 
kii  Tage  herausgegebenen  Bulletin  det  lois, 

24' 
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des  J.  1834  bis  auf  248  verminilert.  Am  11.  Sept.  1835  m 
3.  Ocl.  1S37  eriblgtca  zwei  starke  Ernennungen  durcli  Lud^ 
lipp,  jene  zu  HO,  diese  zu  50  Pairs.  Dadurcli  war  die  Zahl  de 
imOct.  1837  wieder  auf  326  gevvaclisen,  wovon  bereits  die  gl 
Häjfle  nach  dem  (losejtze  über  die  Pairie  vom  29.  Dec.  1831 
Ludwig  Philipp  mit  177  eniaimt  war,  und  nur  noch  die  k 
Hälfte  mit  149  den  Ernennungen  der  beiden  Könige  Ludwig 
und  Carl  X.  angehörte.  Im  üecbr.  1843  bestand  die  Pairsk 
aus  29()  Mitgliedern,  von  denen  41  mit  keinem  anderweitige) 
begabt  waren,  die  übrigen  den  des  Fürsten,  Herzogs,  Marquis 
fen,  Vicomtc's  oder  Barons  besassen:  im  üec.  1844  zählte  roa 
im  Dec   1845=304;  im  Dec.  1847=294  Pairs. 

Was  die  Anzahl  der  Deputirten  nach  ihren  politischen  Y 
nissen  anbelangt,  so  wird  unter  der  Regierung  Ludwig  Philiii 
der  Erößnung  jeder  Session  eine  eigene  Waldstatistik  theils 
öffentliche  Blätter,  theils  durch  besondere  Flugschriften  bekam 
macht*),  unter  der  Regierung  Carls  X.  waren  in  dem  letztei 
waltungsjahre  Villiile's  von  den  430  Mitgliedern  der  Deputirt« 
mer  337  Beamte  (175  besoldete  und  162  nicht  besoldete)  ur 
93  ganz  unabhängige  Deputirte.  Zehn  Jalire  später  bei  der  nu 
aur  459  erhöliten  Anzalil  der  Mitglieder  der  Deputirtenkammc 
deten  im  Febr.  1837  die  besoldeten  Staatsbeamten  sehr  wenig 
ein  Drittel,  nämlich  169  (darunter  5  Minister,  1  Marschall, 
sandte,  1  Vice-Admiral,  19  Generale,  20  Stabsofdciere,  18  Staat 
82  Justiz«  und  Künisterial-Beamte  u.  s.  w.):  unter  den  290 
besoldeten  befanden  sich  118  Grund -Eigentluaner,  Rentiei 
Landwirthe,  14  Fabriken-  und  Hütten-Besitzer,  39  Kaufleute 
Banquiers,  51  Advocate  und  Notare,  8  Aerzte.  Es  gehörtei 
denselben  164  dem  ministeriellen  Centrum  und  04  dem  rechte, 
trum  und  den  Doctriuärs  (Guizot),  zusammen  227;  141  dem 
Centrum,.  76  der  ultralibcralen  und  radicalen  Opposition,  15  d( 
gitimisten.  Die  Gesammtzahl  der  Wühler,  von  welchen  diese 
len  erfolgt  waren  (Oct.  und  Nov.  1837),  betrug  nach  den  Wah 
198,236,  während  bei  dem  um  50  Procente  höheren  Census  fi 
Wähler  unter  Ludwig  XVII 1.  und  Carl  X.  die  Gesammtzah 
Wähler  nie  auf  100,000  gestiegen  war.  fls  hatten  aber  an  den 
len  wirklich  nur  151,720  Berechtigte  Antheil  genommen,  also 
77  Procent,  während  bis  zum  J.  1830  trotz  der  beschränktere 
reditigung  die  Zahl  der  bei  den  Wahlen  sich  wirklich  betheilig 
Wähler  immer  unter  ^U  oder  75  Proc.  der  Berechtigten  gebliebei 

*J     Vgl.  M.  F.  Chatelain^  la  Statistique  de  la  Chavihre  dei  JD 
Paris  1835  und  ähnliche  Schriften  in  jedem  Jahre. 
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tie  innere  industrielle  Entwickelung  Frankreichs  hat  inzwischen 

I  den^  letiten  zehn  Jahien  die  Zahl,  der  Wahler  in  den  Wahllisten 
idinlidi  Tennehrt,  und  zwar  in  einem  weit  günstigeren  Yerhält- 
Wd,  ab  dies  etwa  aus  den  allgemeinen  Beziehungen  zur  Yolks-Pro- 
gation  abgeleitet  werden  könnte.  Denn  bei  der  vierten  W9I1I.  einer 
iwthrtenkammer  unter  Ludwig  Philipp  im  März  1839  gab  es  nach 

II  Wahllisten  201^71  Wähler,  von  welchen  wirklich  164,862  (über 
Proc.)  bei  den  Wahlen  Theil  nahmea    Bei  der  Tänften  Wahl  im 

Di  1842  fanden  sich  in  den  WahUjaj^  224J40  Wähler,  von  wel- 
in  178,500  bei  den  Wahlen  (gegen  .80  Proc.)  gegenwärtig  waren, 
i  der  letzten  Wahl*}  im  Aug.  1846  war  die  Zahl,  der  Wähler  in 
1  Wahlliste  auf  238,250  gestiegen,  die  der  wirklieh  bei  den  Wah- 
r  betheiUgten  Wähler  auf  193,000  (etwas  über  80  Proc).  Bleiben 
r  «her  bei  den  zur  Wahl  berechtigten  Bürger  stehen,  so  finden 
iV.dasB  nach  der  letzten  Volkszählung  in  Frankreich  gegen  den 
khisa  des  Jahres  1846**),  welche  auf  35,400^86  E.  abschliesst, 
(t  unter  148  Franzosen  ein  Wähler  sich  befindet,  während  wir  in 
ossbritanien  nach  S.  256.  in  England  auf  19  Bewohner,  in  Schott- 
d  auf  32  Bewohner  und  selbst  in  Irland  auf  53.  Bewohner  bereits 
D^ii  Wähler  fandea  Nach  dem  Grade  des  Wohlstandes,  der  in 
1  einzelnen  Departements  vorherrscht,  muss  das  oben  ang^ebene 
Qsus-Yerhältm'ss  die  ungünstige  Stellung  der  Wähler  zur  Gesammt- 
rolkerung  noch  mehr  erhöhen.  Denn  obschon  im  Departement 
ne  (Paris)  die  Zahl  der  Wähler  auf  20,000  ansteigt ,  und  in  noch 
Departements  zwischen  8000  und  4000  W.  verbleibt  (Seine -Infe- 
ure,  Nord,  Pas  de  Galais,  Giroude,  Calvados,  lUidne,  Somme,  Eure, 
incbe);  so  sinkt  sie  doch  auch  in  10  anderen  Departements  unter 
M)  bis  auf  317  Wälüer  herab  (Corsica  317,  tL  Alpes  431,  Basses- 
Des  562,  IL  Pyren^es  612,  Lozöre  790,  Creuse  805,  Arri^e  813; 
renees  Ur.  1029,  Gorröze  1137,  Landes  1202),  in  welchen  mithin 
f  300  bis  550  Franzosen  erst  ein  Wähler  durchschnittlich  anzu- 
zen  ist.  Dieses  allgemein  verletzende  Verhältniss  des  Gensus  bei 
I  Wählern  steigert  mit  jedem  Jahre  die  Beschwerden  über  die 
ihlbescbränkung  und  verallgemeinert  den  Ruf  nach  Reform  des 
ihlgesetzes***). 


V  IHe  Deputirten- Kammer  wurde  am  6.  Juli  1846  aufgelöst,  und  die 


dieser 

wudung^  da  bei  der  Correctur  dieses  Bogens  'die  Nachrichten  aus  Frank- 
h  vom  22.  6m  25.  Fbr.  1848  in  Königsberg  einliefen.  Die  Folgen  dieser 
V  sind  SU  ausserordentlich,  um  ihre  feste  Gestaltung  nicht  vollständig  ab- 
orlen,  ehe  von  Frankreich  und  seinen  westlichen  Nacftbarstaaten  die  wei- 
n  Qrimdgesetxe  und  ihre  Erläuterung  geliefert  werden. 


Drackfehler. 


S.    lU  Z.  11.  ▼.  anL  lies  ThiergSirten  statt  ScheoMO. 

-  8U  Z.   3.  ▼.  nnt  lies  auch  tt  euch. 

-  8(1,  Z.   3.  ▼.  anL  lies  plenius  st  plenos. 

-  89^  Z.  12.  Y.  oben  lies  als  sL  nachdem. 

-  00.»  Z.   A.  V.  oben  lies  folgenden  sL  folgende. 
•  182.«  Z.    8.  V.  unten  ist  aber  in  streidien. 

-  223.,  Z.  15.  ▼.  unten  lies  7.  Juni  sL  1.  Juni. 

-  256^  Z.    7.  ?.  unten  lies  dagegen  st  aber. 

-  257.,  Z.    5.  ▼.  unten  lies  Durchschnitts  st  Durchnitts. 

-  260.,  Z.    3.  V.  unten  ist  noch  hinzuzufügen:  Fort  Dwarrii«  a 

ral  treatise  on  Statutes,  their  rules  of  Gonstmetioo  antf 
the  proper  boundaries  of  Icgislation  and  of  judidal  inlMi» 
pretation,  London  1848,  second.  6dit  Sfo»  ist  ncbci 
Erskine  für  die  Kenntniss  der  parlamentarischen  Yc^ 
handlungsmethoden  zu  empfehlen. 

-  337.,  Z.    0.  V.  unten  lies  Tribunats  st  Tribunals. 

-  338.,  Z.  17.  y.  oben  lies  Tribunal  st  Tribunat 

-  338.,  Z.    7.  V.  oben  lies  dem  Corps  st  den  Corps. 

-  344.,  Z.  16.  V.  oben  lies  Criminal-Gerichtshöfen  st 

-  344.,  Z.    7.  V.  unten  lies  zur  st  znr. 

-  358.,  Z.  12.  V.  unten  ist  das  Wort  derselben  zu  streichen. 

-  372.,  Z.  26.  V.  oben  nach  umgeben  ist  ein  :  zu   setzen,  und  nadi 

den  Worten  das  :  zu  streichen. 

-  376.,  Z.    7.  V.  oben  lies  welches  st  welche. 
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Vorwort. 


\  ich  vor  drittelialb  Jahren  das  Vorwort  zum  ersten  Bande  die- 
Sammlung  sclirieb,  waren  wenige  Tage  seit  dem  Ausbruch 

Französisclien  Revolution  im  Februar  1848  vorüber  gegan- 
I,  und  doch  war  ich  durch  diese  schon  bestimmt  worden,  den 
^en  Band  unmittelbar  abzubrechen,  und  dafür  meine  näheren 
ude  anzugeben.  Es  ist  eine  inhaltschwere  Zeit  gefolgt,  deren 
eutungsvolles  Gewicht  für  dieses  Unternehmen  keinen  Augen- 
k  verkannt  werden  kann.  ,  Was  ich  in  jenem  Vorworte  da- 
8  vorhersagte,  es  ist  mit  der  gewaltsamsten  Erschütterung 
i  halb  Europa  zur. welthistorischen  Wahrheit  geworden!  —  Da- 
ch ist  aber  auch  mir  zugleich  die  Veranlassung  gegeben,  von  der 
Prospectus  verzeichneten  Anordnung  des  Materials  abzuweichen 
I  die  VerPassungsurkunden  für  die  Deutschen  Staaten  und  die 
m  eiz  ftir  den  dritten  Band  zurückzuhalten.  Der  jetzt  ersehe!- 
ide  zweite  Band  liefert  demnach  die  Grundgesetze  für  die  Re- 
)Iik  Frankreich,  für  Spanien  und  Portugal,  für  die  Niederlande, 
&emburg  und  Belgien ,  für  Schweden  und  Norwegen ,  welche 

auf  die  Französische,  Niederländische  und  Luxemburgische 
rfassung  aus  dem  Jahre  1848  bereits  vor  den  politischen  Um- 
$taltungen  der  drei  letzten  Jahre  festgestellt  waren. 

Die  Grundsätze^  welche  ich  lUr  die  Bearbeitung  dieser  Samm- 
ig in  dem  ersten  Vorworte  näher  erläutert  habe,  sind  (Qr  flie- 
I  zweiten  Band  genau  beibehalten,  so  dass  ich  neben  den 
Qtscben  Uebersetzungen  die  Grundgesetze  auch  in  der  Ori^inal- 
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spräche  geliefert  habe,  wo  es  das  Interresse  des  Gegenstandes  u 
die  Möglichkeit  einer  zweideutigen  Uebertragung  nach  meini 
Urtheile  erforderen.  Die  ausführlicheren  historischeu  Einleiti 
gen  und  Uebersichten  werden  liofTentlich  ihre  Rechtfertigung 
sich  tragen  und  dem  nothwendigen  Apparat  einer  solchen  Sam 
lung  fiir  die  betrcfTenden  wissenschaftlichen  Zwecke  entspreche 
Um  noch  ein  Wort  Ober  das  spätere  Erscheinen  dieses  Bai 
des  zu  sagen )  bemerke  ich,  dass  ich  bald  nach  der  Bckannbn« 
chuhg  des  ersten  Bandes  als  Abgeordneter  der  Deutschen  Natii 
nalversammlung  nach  Frankfurt  berufen  wurde,  und  die  dortig( 
Pflichten  in  den  Jahren  1848  und  1849  wenig  Müsse  vergöni 
ten,  um  für  die  Fortsetzung  literarischer  Arbeiten  zu  wirken.  : 
diesem  Jahre  hat  midi  mein  Mandat  als  Abgeordneter  des  Volk 
hauses  in  der  Unions-Versammlung  zn  Erfurt  wieder  einige  Ta 
von  der  Förderung  dieser  Arbeit  abgehalten.  Die  Ausgabe  d 
nächsten^Bandes  will  ich  nach  solchen  Vorgängen  noch  nie 
näher  bezeichnen,  da  ich  theils  meinerseits  als  Abgeordneter  d 
ersten  Preussischen  Kammer  fiir  die  nächsten  beiden  Jahne  and( 
weitigen  Arbeiten  entgegen  gehe ,  theils  das  für  diesen  Band  l 
stimmte  Material  von  der  politischen  Entwickelung  der  näclist 
Zeit  noch  manche  Bereicherung  und  Feststellung  zu  erwarten  hi 
deren  Berücksichtigung  nur  zum  Nachtheile  dieser  Sammlung  ai 
ser  Acht  gelassen  werden  könnte:  doch  hoffe  ich,  was  mich  i 
betrifft,  die  nöthigen  Vorarbeiten  noch  vor  Jahresfrist  beend 
zu  haben. 

Königsberg,  den  22.  August  1850. 
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Qf  ^'TeUt^ti  ^e'M 'Äeisi  mt^ü  ttifhaes'dii^  SäititälunR  schilt  täi 
:  lebersicht  der  Französischen  Grundgesetze  im  Ja)ire  1849  mit 
r  Bemerkung,  dass  bei  iler  Correclur  des  letzten  Bogens  die  Nach- 
hlen  von  der  Französischen  Revolution  im  Februar  IS48  eingetrof- 
I  wiiren,  nnd  dass  ich  demnach  auf  die  neue  Gestallung  dieses  im 
zten  Jahrhunderte  so  viellacli  veränderten  Staates  im  Tolgenden 
ndii  zurückkommen  inü^se.  Die  Stifilsform  der  constitutionelleli 
inareliie  ist  inxwisctit'n  in  Frankreich  in  die  der  Republik  iibei^- 
igen,  und  das  Grundgesetz  derselben  ist  jetzt  nis  die  nothwendige 
giinzuni;  d-T  friihcr  gelierericn  Französischen  Verfässungsurkunden 
zulegen. 

Zuseinel-  EHdeibiiig  mögen  nacliltehead«>  gedrtDgto  .geichicht- 
te  Nadirfchleo  dienen.  Der  üoMuid  dbs  .VaUies  in  Pttlerllo 
Uwulr  184%  welcher  sich  .in  wenigen  LTcgen  übar  gmn  .&öäm 
idehnte,  sction  nach  zwei -'WathfiifeiaiMbiiin  NtHpel.  (87„iM«u«} 
le  aygemetne  lErhebang  gegen  Aa- b«Maiiewie)  glMliVMWfltaHIg 
rvorrief  und  demDüchst  in  cbem  >o  kOKer  Mt  tlle  «biisea.'Mi^ 
«iien  Staat»  in  allgeineine:ftiifiregtti)»>sttilet.i v^n^lte^nkihRVlft 
Der  stürmiscli  forttroibendeQ.  MnaA.  aucfa  die  «leideoBGliiAMrte 
«ilnalime  bei  den  Fnmzoscn  lu  erwecken..  H«tte,ibereit9  dlöilQtli|to 
-öffiniRgsraik  .der  KBnMent.B»;28.  üeceatmrmj .4m>Kmt 
HlwigPhÜipp  au  dw  b«d«lUkiw»JMiMflruttgiveT|^«l)^4«HlM- 
ich  aofgewikUt  in  .jegHchttp  AgitaliMi.  ^weleh».  fli^lürligji Jjiijlw- 
laften  oder  blinde,  Verimlngfl&^kndetai,  dodi-^AMlipft)  ,d«M<;oiMli- 
tioneUtti  HonUthia^v  jn'4«r  EWgkfiikilwwr  8lDmiKÜ9}ll^i»m»\^ 
S(li«kfrt,  vatHfOMHifcvdw.  )lK  1 


ausreidMnden  Mitte)  zur  UeberviiMtap^  aNer  dieser  Steine  des  Ad- 
itosses  besitien  würde";  so  erklärte  bd  da-  «ufregeoden  Det«tte 
über  die  Refonn-Banquette  in  der  D^udrteDkatniner  die  0[^sitioDi- 
psrtei  gani  unumwundep,  „sie  wolle  die  Agitation  des  Volks  der 
Comiption  der  StaatsregieruDg  entgegenstellen,"  (7.  Februar  1848). 
Die  von  der  Opposition  beabsichtigte  (22.  Februar)  Anklageacte  g^ 
gen  das  gesaminte  Ministerinm  gab  das  Signal  zur  allgemeinen  Be> 
wegung  in  Paris,  der  Bücktritt  des  Conseil -Präsidenten  Guizot  an 
folgenden  Tage  gewahrte  keinen  nachhaltigen  Einduss  auf  die  Hem- 
mung des  Aubtandes.  Schon  nach  wenigen  Stunden  war  durch  da 
lurückgesclilagenen  Angriff  eines  Ministerhotels  dei^  Aufruhr  über 
ganz  Paris  und  die  Umgegend  verbreitet,  und  selbst  die  mit  so  aus- 
serordentlichem Kostjfaayfh'qBda  ^riahtoteB  'Berestigungswerke  der 
Hauptstadt,  als  derräi  zweck  man^tl  melir  aie  Zügelung  der  gros- 
sen Bevölkerung,  als  die  Abmhü'.Rnw-Qus wartigen  Feindes  anzusehen 
sich  gewohnt  hatte,  termocfatcn  trutz  ihrer  sehr  starken  militairischeD 
Be^atEQqg  nicht  eiiien  Tag  lang  dem  von  allen  Seiten  losbrerhendeD 
Angriffe  iler  aulgeregtcn  Vülksmasse  Widerstand  zu  leisten.  Ha 
^4-  Februar  Iklittags  entsagte  r,ud^^'ig  PliJlipp  nach  nclitzehnjäbriger 
Begierujig  seiner  Konigskronc  zu  Gunsten  seines  Enkels,  des  Grafen 
von  Paris,  ohne  jedoch  für  die  Anerkennung  desselben  auch  iidt 
einen  kräftigen  Versuch  zu  Stande  zu  bripgen.  Noch  an  dem  Abende  ' 
fies  24.  Februar  wird  eine  provisorische  hej^ierung  aus  sieben  Sfin- 
nein  eingesetzt,  tieicn  ersle  Proklamalion  die  Republik  als  den 
gemeinschaftlichen  Wunsch  ausspricht,  iedocfi  niit  dem  Vorbehalte 
der  Bestätigung  von  Seilen  des  Volks.  Die  Auflösung  der  Deputrr- 
tenkanuner  und  das  Verbot  an  die  Pairskammer  steh  zu  versammeln, 
-  waren  noch  die  letzten  Acte  dieses  Tages. 

'  '  Dyreh  <dM  PrwlnNbäön  <der  :pi«viiofiBetai  R^ivtadg  von 
•mt  P^niar  wnrde  -dhs  HöAJglkuRi  tdbgeaehaa,  die  Süddifehr  dv 
|fi4he>en'B)ina8tfen'?eH»bten,'dte'eliieund  «atbeilttstfeiRcpublit 
'f&nnNch^rottatBM,  Indihw  men'Ae/'spälVFe  SaactioifUerseifcal  4aib 
'4iW>g«UtWM«"Franwiabtlie'  VoA  TonusseMci '  Zbr  fiikwcrtong  der 
-''ViMiMner'waräe  am  IV  Mfit-z  eine' assek'lilje  nationale  coa- 
%«iti'ffbtä  V»li.  'der  tptwiaortBchas  BegKniBg  einbetnfis»  DieMlbe 
iriru  imii  mo  HitgUedem  bestehent'mit  Einsdihss  der  Bqirasntti- 
%h-'am  Atgerifln  UMI  den  OrionieD.  Aar  llieilnabnw  an  -dta  ItU- 
llQii'WMnle  JM%r  Flmiiiotb  MfeelUi^,  4er  As  «in  iM;  nnat^gite 
lihrinr6ck^|«l^l  und  niiideiteMaMhs' Monate  einsr.  QOBank  äs 
«risMkigCP  fng<^rM?'sm  satbirit  «eicäliH  werden  m<k<km^^  wurde 
M'^l^ei^'Bgsttscfaaft  dir  AntAsi^ksit  4n  cineF'iGfeineliDdBtd«  sa- 
i/M^AeigbfTimt-wai  tmui^-Mt  eribiriert  <(«»  WaUlM  nw- 


Im  «r  i»«w,HHW(wt  .fiiMil^wtont  auf  dmi».  .«fM^tMf^ 
■im.  .1  periiXepnin  '«iwn^rffitaiMgM^er  -f)(m»tituifiM<«:N(tt^^ 

lH0'l>i»>HffdBft,4MÄ-'V«rlwgerti^>(i   >r.i.    ■ (   .r.^.-.l,  i.„.(  ^d 

Unterdessen  wlirdc  der  Vfersücli  tcreilnit,  durch  dfe  anfgereg- 
tei)  Arbeiter- Massen  ffle  provisorisclie  Radierung  zu  Hünen  und 
furch  cincii'W'ollirahrts-Ausschuss  zu  PrSetl^n  (16.  April),  indem  die 
(cu nlTnL'ten  Bürger  von  Paris  sidi  allgemein  für  jene  erliliirten  und 
lie  iiachdrücliJidi  verttiöldiglen.  TSocIi  vor  dem  Zusammentritt'  ifer 
(alionalversammlung  errolglen  üwel  .<chr  bedeutsame  Deeretfe  d^ 
»rvviäöriscben  Regierung,  voti  denen  dfis  erste  aucii  selbst  in  delDa 
lanialigen  wilden  Taumel  der  Leidenschaften  grosse  Misbilligung  her- 
orrief ,  das  andere  dagegen  als  eine  nothwendige  Folge  der  FVeiheU 
iteicfiheit  iind  Brüderlichlfcit  in  d<?r  Republik  allgcnt^in  begrab 
^rAe.  Jenes  höh  die  Cnabsetzbnrkelt  dts  RicHterständes  Hof  iflT. 
Iprilj,  dieses  proclamirto  die  Aufhebung  der  Sdaverei  iii  bllfett'Fraä- 
loüisclteu  Colühieh,  welche  zwei  >)6nate  nach  Itekanntmachung  des 
tecrels  an  Ort  und  Sielle  ausgeffilirt  werden  soMle  nie  Entschä- 
ligung  der  Sclavenhesifzer  wurde  dem  spdtern  Beschlüsse  der  con- 
lituirenden  NationalversammJnng  anheim  gegeben.  Am  4.  Mai  be- 
■anu  die  consittulrende  Nationiilversamrtilling.  als  kaum  fiOfl  Vertreter  . 
les  Französischen  Volks  in  Porfs  versammelt  waren,  ihre  Sitzungen, 
ind  der  hochbrtagte  Dupont  du  TEure,  der  niemals  seine  republfka- 
lischcn  Grundsatze  verlÜugnel  hat,  legte  als  PrSsident  der  provisori- 
icheu  Regierung  die  bis  dahin  geführte  oberste  .Staatsgewalt  fn  die 
flündc  der  TVatJonalversammlung.  Diese  Stellte  nun  an  die  Spitzö  da" 
•xeputiven  Gewalt  eine  C<immissioii  von  fi"inf  Männern,  iri  weiche 
nil  sehr  starker  Majorität  Franfois  Arago,  Lamartine,  Gartiier  Pag^S, 
Marie  ulid  Ledru  ßollin  gewählt  wurden  (10.  Mai).  Es  gelang  dit- 
lelben  am  15.  Mai  einen  sehr  bedenkltcheh  Aul^tand  der  rnhcn  Volla- 
nassen  in  Paris  zu  dampfen,  welcher  die  Auflösung  der  constituifen- 
len  Nationalversammlung  und  der  Zusammensetzung  einer  neuen 
provisorischen  Regierung  aus  dcp  wildesten  Radicalen  und  Socialisten 
heiwccbte.  Aber  man  vermochte  nur  dadurch  auf  die  Dauer  Ruhe 
ind  Ordnung  zu  erhallen,  dass  mau  eine  starke  Truppenmacht  nach 
*aris  zusammenzog  und  mehrere  bewaffnete  Corps  {Garde  rq}utr1i' 
aine  u.  s.  w.)  und  Clubbs  aOfTiiste.  Unterdessen  halte  die  Natiobäl- 
ersammlung  fast  die  vollständige  Zahl  ihrer  Mitglieder  erreicht.  Für 
[ie  Vorberalhung  und  Prüfung  der  V(),rgelügtcn  Entwürfe  und  Af:tQii- 
tüctc  halte  sie  sich  in  15  Bwcims  (Ahtheiluwgea)  von  gleicher  Zahl  i 
[er  Mitglieder  verlheilt,  indem  jedes  v^JiMbUge  ftveou  .9M$  ,tM)  W^ 


/besteht  ^IKe.  -^  AI»  w^fentliehe  BeadiKisw  fär  die  lu- 
kÜMSgi^  Stellung  des  Staates  imsaen  aus  dieser  Zeit  ^  Mfreffendeo 
0eä^Me  über  die  fHiheren  Dynastieil  au^efSfbrt  werden.  Ein  Be- 
ikÜlliut^  tom  2«.  Mai  bestätigte  in  Bezug  auf  den  König  bidwig  Phi- 
lipp und  dessen  Familie  das  Dex^ret  der  ersten  ^provisoriidieii  Regie- 
nipg;  .^es  90II  das  Französtocbe  Gebiet  dieser  jungem  Unie  Bourbon 
gpf  ewige  ^Zeiten  in  gletcher  Weise  untersagt  sein,  wie  dies  durcb 
das  (Sesetz  vom  10.  April  1832  fiir  die  ältere  Linie  der  Bourbons 
gl^hehen  war.^  *)  Es  waren .  zwar  durch  dieses  frühere  Gesetz  aucb 
fäfDomicbe  Zweige  der  Familie  Napoleons  getroffen,  und  noch  jetzt 
jii^chte  sejbst  d|e  provisorische  Regierung  am  12.  Juni  einen  Antrag 
/Sur.diß  Aufrechterhaltung  dieser  Bestimmung  in  iilie  Nationalversamm- 
ipng^  abef ,  dii^e  erkannte  schon  den  T^  darauf  die  Wähl  des  Na- 
IpJieG^  (L^liis  Charles  )Son9|M|rte  als  ih'ren  ColJegeji,  als  den  Abge- 
V'^^t^iß^  für  jdas.  Departemept  Gbarente-  infÄienre  ^  vollständig  an, 
fff^Hl^  dadurch  die  J^uckkc^  aller  Napojeoniclen  auf  deji  frvDr 

Boden  ei|>. 

.  ii  •  ■  ■ 

ifezug  auf  ihr^  Hauptau^abe  setzte  .(|ie  copstituirende  Natio- 
iMlversamDBlung  bereits.  6m  17^  Mai  eine  Commission  aus  18  Mitglie^ 
^ßm  ein,  um  den  JEntwurf  zur  Verfassung,  zu  redig^rea  Diese  Commis- 
skn, vollendete  in  vier  Wochen  ihren  Auftrag»  so  dass  am  10.  Juni  das 
^y^rfiM^aungsproject  den  15  Bjureaqs  oder  Abtheilungen  der  Versainm- 
l\ing^^ur  weitem  Prüfung  in  den  einzelnen  Bestipunungen  überwieseD 
yRfkie.  Seit  der  .Vorlfige  dieses  Entwurfs  schien  jeder  Zweifel  über 
^e  Staatsform  geachwunden:  es  mua3te  eine  Bepublik  sein»  aber  keine 
.d^ipoßratische  und  sociale,  wie  Barbte  für  seine .  Partei ,  die 
y^iddßt  aufgelebte  Bergpartei  (Montagne)»  die  rothe  ftepublik  eu- 
phemistisch ausgerufen  hatte.  An  der  Spitze  der  Qxecutiven 
Qß.^ajt  sollte  ein  Präsident  auf  vier  Jahre  stehen,  dessen  WaM 
yiifi  der  relativen  Majorität  si^mmtlicher  Urwähler  in  der  Franzöii- 
sc^ßn  Republik  abhängen  sollte;  die  gesetzgebendefiewalt  wurde 
i^iCeJne  einzige  Versammlung  aus  750.  Yolksrepräsentanten  über- 
.j^ragqn,  deren  Zahl  pur  für  den  Fall  der  Revision  der  Verfassungi- 
|fli;kj^nde\  bis  .auf  900  Mitglieder  erhöbt  werden  sollte.  Dies  wareo 
die  .Grundzüge  für  die  Form  der  Bepublik.  Aber  die  Arbeiten  der 
(i;onsÜtMirendea  Nationalversammlung  für  die  Verfassung  wurden  dordi 
^  3C(fort  C20— 21.  Juni)  vorgenommenen  Berathungen  über  das  fer- 
Ifei;^  Bestehen  der  Nationalwerkstätben  unterbrochen.     Die  auf  der 

V  yrgLBd.  I.  S,  m,  wo  in  der  Anmerkung  aus  dem  Bulletin  des  ^ 
GeseütssÜile  im  Örigine^  angegeben  isi. 


M'eeseü^ 


'Et  icar  aMh  pleiehkeiHg  nodh  tm  den  Departement  der  Seine  «s4 


BTgäi» Hire^  gmzKchen  Aofbebolqf  geitetriiMi  A«itittoiNa.iialat, 
M  am  tt  Joni  «inen  altgenwnMBAii&tiaU  4n>ArtetMNn'ittiH 
bervon  GniBBe  Mawen  deitelba  wei§ertni.aicb'<iBr'4iB'Depwit«h 
tfs  abinetlien,  ob-vnhi  Bi&  IHiber^ffaigMnfligl-ihanili^^itiii^fÄtv««, 

provisorisfhen  Regiernng  dort  «DgSiwAMtw  AmMU»  nrmmM 

werden. :  Der  sehr  blQtfgr^Aafetand  daitetteüvom  Säi^Knn 
AiDffbri,  bis  er  durdi  die  I}eberi6genb«iti4er  I^ppe*  «MteTr; 
■4t  wuNe.-  Wihrmd  destettiea  6ridärteaietl>#c  NatioMfvfenHtWfrt 
;  am  24.  Juni  Für  permaiMmk,  n^MUteiPaill  rni  Magnuopwii, 
d'  and  iHiertrag  die  oberste  eieeiiüv»  Gewalt  anfides^^eBOnL' 
•iiga-aei  worauf  die  Mitglibder  der  ^räviioriacfaea;^Qgitmwg^ 
vifGg  Oht«)  Aemter  niederlegtea.  Nach  dem  vällli  Mterdrüektani 
rfande  kl  dei^Hauptsadt  gab  iwar  General  flavaigiaeim^a&ijlUBi 
ihm  anvertraute  bödwte  rollzielrtnde  flewtft  ■B.JieHatiowitfar»' 
nlung  zurück,  musste  aber  nocli  an  demselben  Tage  aufj 
chiedener  Majorität  gefaMten  Beacbln»  der  NatkinäTvei 
oberste  LeitUfig  ß^T  ex^cutiv^  Gew«)t .  QDler,  ^em  1 
sidenten  aeg*ni'nf«terratbVlN^U0^ffittmimei 
;aiid  soirte  bis  zur  VoHendtiifag'  dfer  VeHhMUdi  ^wi  n^'iM^feD 
letzung  des  nach  'derselben  bestimmten  Stäatsobertiauptes  fort- 
Tn:  die  BrneimtnBB- dtt  IfnMeHlihii  M»^^ 

dem  Präsidenten  ansschliaMlkh  übflriMsaart.  Oava)gntK%l<'V«rfü-  > 
jen»,  ,«d^as  die  National^rden  ai^Iqirt  wefdep  ^^i  ^ifelche 
t  auf  den  ßuf  zu  den  WaOen  sich  willig  cüut^lW)pri|nl^t,i^|Pfj . 
als  gefährlich  anerkannten  Clibbs  geacfaloasen  und  die  HertiDB- 
1  der  der  executiven  Gew<ilt  fL-imlliL'h  eotgegenslelienden  Journale*) 
«ndirt  werden  sollten,"  fanden  bereits  am  'iti.  Juni  die  Genehmi- 
;  der  Nationelversammlung.  Der  Kßmpf  gegen  die  wilden  Ele- 
te  des  Socialismus  und  Communismus  sollte  zum  entscheidenden 

dauerhaften  Sieg  Hir  die  innere  Ordnung  und  die  Existenz  des 
mmten  Staates  fortgeführt  werden-  Dies  blieb  das  Ziel  der  aus- 
iden  (iewalt,    es    schien  nur  durch  die  innigste  Verbinduug  mit 

Militärmacht  erreicht  werden  f,u  können,  und  die  überwiegende 
irheit  des  Französischen  Volkes  gewöhnte  sich  gleichfall^-ldBs  ste- 
te Heer  und  dessen  geachiclite  und  en^^sciw'f'ühra'  als  die 
:er  gegen  Anarchie  und  SelbsttKmichtung  gelten  lu  lassen. 

In  sicher  amgelnderler  Stimmung  des  FraäzdsfsclKiii'-VvIkiB 
lien  die  Arbeiten  über  das  Gitindgesetz  der  neugestattfetMt'-mjllf- 

fortgesetzt.     Am  30.  August  ersdiien  nach  voltendeter  Detäil- 


stellteii^Vevbsrängsentwiiiftiw^^^^         PrufoAg  deiii4t>e^  w^iiin^ 
iMi^iniiiluiigifiifM  dBp}  lofliMittchen^MeiiN^        gpnwmtflpi  VpliW 

Bn  Wm-ieBi  Jn  rdieäerSZälMiiirr.«^  acht  iLi«it^iider.{;ii)t^nK  kenh 
ttm'imd/iMi  !&  Säptenteri  lulKgeiiodlOMn;.  {>j«HB«rathwg  j^btr  d# 
dMMf  (blgeMkn  116  AHilidi^der  Verfeasu^r  wäbrt^  twoi»:^  S^ 
(bfitf»ebtir*lzdm>  28i/^Oclobeit'1848.  ifiailn  «rurd^  M^  jforaii^ 
guigeimr ^ 2Rt?isiiMi  viid  )|ledaetioii  \4^]  tfibireich  iapi«Dclirt w  ArÜl^ 
de'iii^ato'BaralHtBigiiVifergäiioihmeft»'^  w^       mri.Wß^m'^MB^  ^ 

NMMMif iwiaoriiiloBgif) /.iiütei^  (dei^^  Ruftüi^^  1^  die 

'"'  ;^^j^  iirisence  jie  bleu,  W'W^iiöd'  du' pebpld'ft^^ts,  TAksembKe 
( * »  ^^  tiitacift  ^e^i^^BfllM^«  i««  •  Repurikfn«; '  C&  4idopCanl  ^ttai  form 


■   f  >  ■ '  1 ' 


il  *■')' 


■»t»      ••• 


avantages^yt  de  rairfe  p^r^Miifiölis  le^  crfö^cffi^,  sank  liodfell^  eoftitndlioii,  fif 
ViäSoii^hdbt^Yt'k  ^^A€e  des  itiMÜütfoiis'MldilileSs,  audilegrätoqoan 

,     La^Repuhlique  francaise  ^t  democratiqne,  une  et  mdIVisiDTe. 
^^ly |EUft.*f>gBia^  dfs  4f^iU:^^JJfJ^^rfevf^^.,fflif^l;^  <^^^p^^p  lUX 

*J^j|!i  waren  in  dieser  Sitzung  der  NäHonalversamnUung  über  SOOMü^ 
glieder  ^Utufpesind;  von  diesen  stimmten  739  fü  r  Annahme  der  Verfassung,  30 
gVfjl  en^'üHttme  ^fS^0gUiimiskn^\init:C9mmmi9Un,\  rignmr^t  Jhgpv^  M^ndaUm- 


ik"  die  feisrljche  SchlnesdUiabnie  4er  gesammten  VeHaBSiii)^ 
}.  *Att'1ft'n>T«iAberl'ribfen'8(Mt«ge?<iw«M{eiimiaMi#Matw- 
!  auf 'det<  Piät%'  ^  ftt''CM)|cM-d«'M"t>tfMa'1!itfttir"<flail''>¥orsjtte 
uidenten  der  NatioDalversoiymlung,  in  Gegenwart  der  überaus 
wsBiam«ft(»i  Bev|iMkeriu(f ,.t)^. HiWEi«Mt(U  w4,#:,,W'mw»' 
iUk  Df^nlatioiHH  BiiftiirilMj|tepBiAaifWBto,id«ii.n«|Hi4wa  4Jt! 

Coche  später  (19.  Novemberl  folgte  gleichzeit^  diC  ölfenlKche 
pl^tipD.  der  ^y^^fsssuDg  in  ga^z  t^i^kreich.    leb  I^  hier,  wie 
«D  Bande,  diese  Verfas8Uiig8utl(!Hi^'|jfD!i^.',l^q^^^^ 
und  in  einer  UeberseUung  vor.  '  i 


nepablifc.  > 

unmeö  att  4.  NtoreWft^'  1*18  twi  "ftet^-lWHOBtfrJ 
muaeiiung  aer  Verfmmniitiili^ 

immen  am  15.  September  .|$48  von  der  NatitHialversanimliing. 

i  G^envurt  4ottei  uDd  i^fihmlii.deaiVifDiiiliMbpfl.Vaflaiprtdnnitt 
ofalicst'dle  KjüimalvetsanHnlDDgii     <<.>.<:  'i:.^    .;  hmmj  r.' ^'..r_4il'.i 

rantft'eltb  bat  siä)  als  R^piibtlfc  cbtiMitaliV  "Indata  tif 'AMA'H^iiK- 
'm  its  eint^'bltJbende  dtWltDiUt,  nät'«ä'jlt!If'fU[äZv«ke''$jeMeIR,  IMk 
I  Wege  des  ForUchrilts  tiVtld  dn  CItilltallori  Votxttttäittlt  idtfli'  tnSS"ltm 
um  biUigex  UaMsUba  die  VerlbeUiiiig  der  >l>a*lra  :uad  dar  Vbrtlwile 
dhdiaft  uBtar  dieStaBlsbiifior  m  MsbeiD,  <dincli.|iitedlniMim,4i|B- 
mg  der  Teilen  dieSkimiBa  der  ¥aMlMil«.Ucmi  ««mikKnvUBi^UMi^ 
He  Bürger,  «bne  neue  gewaltsame  £ncfafitUni»g(,tMrii  danfc  ■nfl 

nnd  besländige  Wirkung  der  SUatseinrichlungen  und  GestUe  za  et 
uen  erhühteren  drade  der  SitÜicbkeil,  der  Anflttarang  and  des  Wohl- 

gclangen  zu  lassen- 

ic   Franzüsische  Republik   ist  eine  demokratische,    einige  and   no- 

ie  crkmnt  Redile  tiBd>  POidilui  w,  weleln.aitOT  aul  liaii«nfind  ab 
tiTen  Geselle.  .,..-,  ,    ,,.^         r ,    ,    ,    .    ,,.,     ,•  i  " 


•leriten  Linken  enthielten  ttc^  der  Abstimmung.  Auch  VitUtr  thigv 
gegen  die  Yerfatnmg  und  r^jß^ertigte  »ieh  im  Moniteur  äarüber,  dam 
EiiJittmmertyiteiu  ah  h^M.^fifß^lii;b  ßr  die  Buhe  und  Wah^ahrt 
idet  erachtt,  daii  er  a^tyOH -Herien  iriinsche,  durch  die  Zukunft 
itieht  ttiderlegt  xm  uhm.  'TYowdKm  vnd  seine  (ileieligmnrttni  moti- 
hr  abtehnendei  Votvm  daäureh,  dau  sie  in  einer  RepubHjC  Jfttr  ftr- 
fiif  Oktrßiimig^Milkt*.  „.:■.  >i'|    .!...'    ,t,    i..-..iiii<  d  *,^  tyi    - 


-     ^iil«i'r,ti!.V  :i'ilff'nti.fii;,    :'it    .iilW.    ■.;:,(!-.      i  .-.m-.t    yo       ".';*,.i 
-•Hrri'^]HewpDiir>|iB#«S'li.LitMrU,L'BK^WBt-U'Fr>lBBiiW«  v  '  . 

,^)i.  :,J|U«,ii.poifi;)t)^;Jhftinille,  I9.  j^pipiiäi  «t  l'pn^  poblie. 

'       Ölt  ^VISMe?- Ol»  Ti'*ianVt^ai  Mkaäi'iifM^ 

f  i^lnin^äiliiiTp  tinn  rnntir  !■  Mtrrri'  il'iimn  fit*'!'    ... 

■"';"";'';■*;;•; -7;,;;   ;;  vt^-'-       ;;,,-;-      '    ■. 

;^\'''  vil'"" 

Les  dtoyens  doivcnl  aimer  la  Patrie,  senir  la  R^publique,  la  diente 
mfine  au  prix  de  leuT  vic,  parüciper  aui  charges  de  l'Etat  en  raison  de  leur 
fortune.  il»  »Joivenl  s'assurer.  psr  1e  iravail,  dei  meyciw  ifeiwtence,  «,|ik 
la  prevoyante,  des  ressourceg  pour  l'avetiirj  ils  doivenl  roncmirir  au  bieii- 
itre  oomviun  en  s'eutr'aidanl  [raUTnellemcnt  les  uns  les  aulres,  eL  i  iMidP 
gi'neral  en  obsenant  les  lois  morales  et  lc5  lois  i'criles  qui  ri-gbsent  la  sodM 
la  lamillc  e(  l'iiulivi4u. 

VIII. 
'■"I" '  UuR^pubü^a  doil'frtb^r  It'xilofcn  dant  u  petwnnf,  m  EuBillc,  » 
religioiu  u  propri^te,  md  travail,  etnutoe  i  la  ^fiorWe  de dnam fkuMKlM 
in^penitble  i  tous  les  hommes;  ejtc  doit,  par  une  assisUnce  fratemellc,  »- 
if)C^  resi^Dce  des  cito^ns  n^ce^iteui:,  soit  en  Ifur  [»tkciirsiDt  du  Innü 
4h>|>  I*I>  JuDJIei  de  ks,  resw^rces,  soit  en  dobnant,  k  d^üut  lietß TaipUlt.  ^ 
Ifjiimprs,^  ifetpi  ifui  «out'hors  d'^^t  A"  IravuDer.. 
Il  Hl  TM  de  racoompliiaenMint  de  lous  ces  äemiws,  ei  pcMr  la  gwaniia^ 
*  tBuk'ctM  droib.J'AsioDbite natiMiale,  AdMa  am  Iradiliona  dM<gtwiifaa«c*- 
UH»  tat  oniiMi^QF«!  la  R<^oHitien  (hn^aoe,  diecrMe  uUi  q«*»  amthüm- 
iHMtMn  de  ta  RqHibliqiM: ' 

,  ''i  Chapilre  I.   —   fl«  i«  SouveraintU. 

■■'■■  I  ^-rjMt'li' l4'«o«nlraiiwl<<  Temte  (Uiu  rbnnenAttidefriciUjciii  frinciB 
£llc  est  inali^nable  et  ibprescriptible. 
*  Aucun  isdividu,    aucnne  Traction  du  penple  ne  peot  s'ta  ittriban 

Chapi{re  It.  ~  BroiU  dti  eitof/mt  g^trantit  par  la  Conitiivtion. 

AtU  2.  Nut  ne  peul  ilie  urrele  uu  ilvtviiu  (fur  siiivant  lea  presen^ 
Utm  ile  U  lui. 

Art.  3.    La  demeure  de  toule  persunne  habilaiM  la  terre  Tmicauc  w 


•^ 


.  '       •       ,  «^ 

*.      .,  .„n.*l  IV.      ..      ,    .  . 

Sie  bit  ai  ihrm  Grundiilcen  die  Freiheit,  die  GInddieit  und  tue  tJn- 
i»Bg«keit 

Sie  hat  lu  ihren  Graodligen  du' Fimilicideb«!!,  duEigenlhnm  nnd  die 
tnüiefae  Ordnung. 

■■■•...  y.  ■  ■       .       ,,| 

Sie  achlet  die  fremden  NatioMÜtlleR,  wia  >ie  fltr-thre  eigene  Adlvng 
eriullen  gesonow  ist;  sie  unternimmt  keinen  Krieg  in  der  Abs^^  auf 
c^Kning  und  verifendel  niemals  ihire  Krifte  g^en  die  Freiheit  irgend 
es  VoUb.   ,  • 

VI. 
"'  Gtegenseltige  PUichten  verbinden  die  BBi^er  geg«t  dl«  fte^Ilk,  sowie 
:  Republik  gegen  die  BUi^er. 

VU. 
,^ J)ie  BUiger  roüs^n  das  Vaterland  lieben,  der  Republik  dienen,  sie  mit 
n  mise  ihres  Labens  vertheidigen,  an  den  Lasten  des  Staates  nach  tfem 
riiillnisse  ihres  Vermögens  Theil  nehmen  i  sie  mQsien  durdi  ihre 'A11>eK 
i  sowohl  die  Mittel  tum  Unterhalle,  all  auch  durch  Vorsicht  HUläquellen 
ilpe  Zukuufl  sichern ;  sie  müssen  für  das  Gemeinwohl  HlSfk  luaten, 
lein  sie  sich  gegenseitig  brDderlich  unterstDtxen,  und  Itlr  die  AumehtS«!- 
%  der  allgemeinen  Ordnung  die  Siltengesetie  nnd  die  geaettrieMiWta  tift- 
K  beobaduen,  wdche  die  Gesellsd»(t,  die  Familie  und  den  «otfdnfi|i  Hed- 
*n  regieren. 

vm. 

Die  Republik  mnss  die  Bürger  in  ihrerTenoU,  ihrer  Pamilie^'  ihrer  Be- 
ion,  ihrem  Eigenthum,  ihrer  Arbeit  beschUtien  und  (Or  Jedenyain  den 
tn  Menschen  unentbehrlichen  Unterricht  bereit  halten:  sie  mus>  dorch 
m  britdeilicfaen  Beistand  den  Unterhalt  ihrer  bedDrfligen  Btirger  sicher 
lltn,  sei  es  indem  sie  ihnen  Arbeit  in  den  Grämen  ihrer  HOlämittel  vei^ 
uOl.sei  ei  indem  siedenen,  welche  nicht  im  Stande  sind  tu  arbeit«i  und 
ist  dani  fähige  Familie  haben,  unmittelbare  HOlfe  gewährt 

In  Absicht  der  Erfüllung  aller  dieser  Pütchten  und  lur  Gewährleiihiri^ 
n  dieser  Rechte,  4)eMMieast  die  Nationaherummhing,  Irdh  den  UiAertie- 
Vigea  [der  grossen  Versammlungen,  welche  der  Frantösische^  Revtdff-. 
D  die  Weihe  gegeben  haben,  die  Verfasctmg  der  Bepublih  in  nachstehen<* 
r  Weise: 

, *  Er$Ut  Capitel.    Von  der  Soutitrainetät.  V. 

MArtikel  1.  Die  Souveraineläl  beruht  in  der  Gesammtheit  der  Fil|ilöH- 
m  Bürger.  ^ 

Sie  ist  nnferäusserUch  und  unverjährbar. 

Keine  einzelne  I'itsoii,  teine  I'arlhri  dos  Volks  kann  sich  die  Auittbung 
leiben  beilegen.  * 

ZteeiUs  Capitel.    Rethte  der  Bürger,  tcelekt  durch  die  Vtrfatimtg 

'*      gncährhitlet  liiid.  Y, 

Art.  2.  Nipuaiid  ki;nn  vc\iiit  verhärtet  oder  resIgemHumen  werd^^als 
nat^h  den  Vonchriften  Jps  Gr^i-ties,  '  ■    - 

'  Art,  3.    IM«  Wohnung  jeder  Person,  welche  du  Praniblädite  i&ebiet 


io 


inviolaj^le;   il  n'est  permis  d'y  p^nötrer  que  selon  les  Annes  et  dans  toi 
pr^s  par  1a  fois.  •  ^? 

All  4    Nul  nesera  dislrail  de  ses  joges  naturels. 

II  ne  pourra  elre  creö  de  commissions  et  de  tribunaux  extraordiiu 
k  fülque  türe  et  sooa  quelque  denooMaüoii  que  oe  soiL 

''^'^Ari.  5.    La  peine  de  mort  est  abolie  en  mati^re  poliliqQe. 

Art  6. .  L'esdaXge  ne  peut  exister  sur  aucune  terre  francaist; 

.   Ali.  7^   Chacun  pirofesse  librement  sa  rdigioo  et  rf^  de  r£tat,  | 
Texercice  de  son  culte,  une  egale  protection. 

Les  ministres,  soit  de  cultes  actuellement  reconnus  par  la  loi,  seit 
ceiq^  qui  seraient  recOnnus  k  Tavenir,  ont  le  droit  de  recevoir  on  traiten 
de  rEUt.        ,         ^         '  ...■ 

Art.  S.  Les  dtoyens  ont  le  dtbit  de  s'associer,  de  s'assembler  ptisü 
amt  et itans  ^^mes,  4<c  petitioner,  de  manifester  leurs  pens^es  par  Ui 
de^  ia  fycesse  oo,  autrement 

^  i.!exereiee  de  oea  droit»  Yi'a  pour  fitnltes  que  les  droits  tfautrai  et  li 
cuiitä  publique. 

,  Lfl  presse  ne  peut,  en  aucun  cas,  kite  sounüse  k  la  oensure. 

Ait  9.    L'enseignement  est  Hbre. 

La  libert6  de  Tenseignement  s'exerce  selon  les  conditions  de  capaciU 
de  inoralii^  determinees  par  les  lois,  et  sous  ia  surveillance  de  l'fitat 

Cette  surveillance  5^(^tcnd  k  tous  les  Etablissements  d'education  et  f  * 
sei^ment,  ^aos  aucune  cxception. 

Art.  10.  Tous  les  dtoyens  sont  ^galement  adnmaibles  k  toos  les  enpl 
pftblics,  sjins  autre  motif  de  pr^f^rence  que  leur  merite,  et  suifaBl  les  cos 
tionsl  qui  serdht  fixeres  par  lies  lois. 

Sont  abolis  n  tuujours  tout  titre  nobiliaire,  toule  dislinction  de  Di 
sance,  de  classe  on  de  caste. 

Art.  11.  Toutes  les  proprietcs  sonl  inviolables.  N6anit)oins  Tfitai  p* 
exiger  ^e  sacrifice  dNinc  propri^t^  poür  cause  d'ntilit6  publique  I^mMp 
cotilstärtie,  et  moyennant  une  jusle  et  pr^aläble  indemnil^.  '^ 

Art.  12.    f.a  confiscation  des  biens  ne  pourra  iamais  ^re  r«^tablk. 

ArJr.  13.  La  Constitution  garahlil  aux  citoyens  la  liberte  du  travail 
de  l'industüie.     .  ,  '  ^ 

La^iete  favorise  et  encourag^  le  «f^telonpSieiit  du  travaitp^r  Fe 
seignement  pnmaire  gratuit,  Teducation  pr^feHionelle,  T^lit^  dtsrapp^! 
entre  le  p^di»n  et  l'ouvricr,  l^s  iq^tituUons^d^  prevqyance^  ife  cr^^  ^ 
msdlutions  ,«^coles,  les  associations  Yolontaires  et  T^tablissemenVi  V^  ^'^* 
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btw^uit,  ift^  oBverlelsUch :  i^  ist  picht  anders  erlaiibt  in  dieselbe  einzudringen 
all  oar  uMtjk  den  vorgeschriebenen  Formen  und  in  den  durch  das  Gesetz  vor- 
Kesehenen  FäUen. 

Art  4.    Niemand  soll  seinen  natürlichen  Richtern  entzogen  werden. 

Es  sollen  weder  Gommissionen  noch  ausserordentliche  Gerichtshöfe  ernch- 
let  werden  können,  unter  welchem  Titel  und  »nter  welcher  Benennung  dies 
auch  immer  sein  mag.  m         ■ 

Art  5.    Die  Todesstrafe  in  politischen  FöIIpp  ist  abgeschafll. 

Art  €.  Die  Sclaverei  kann  auf  keinem  Theile  des  Französischen  Gebie- 
tes stattfinden.  ll 

Art  1.  Jedermann  bekennt  frei  seine  Religion  und  erhält  zur  Ausübung 
seines  Gultus  von  dem  Staate  einen  gleichmässigen  Schutz. 

Die  ReligioBsdiener  sowohl  für  die  gegenwärtig  vom  Gesetz  anerkannten 
CoHos,  als  auch  für  diejenigen,  welche  in  Zukunft  anerkannt  werden  sollten, 
haben  das  Recht  einen  Gehalt  aus  Staatsfonds  zu  empfangen. 

Art  8.  Die  Bürger  haben  das  Recht  sich  zu  vereinigen,  friedlich  und 
ohnt  Waffen  sich  zu  versammeln,  Petitionen  zu  machen  und  ihre  Gedan- 
ken durch  das  Mittel  der  Presse  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise  bekannt 
n  machen. 

Die  Ausübung  dieser  Redite  hat  keine  anderen  Schranken  «is  die  Rechte 
aAderer  Personen  und  diet  öffentliche  $j(cj^rheit      , 

Die  Presse  kann  in  keinem  Falle  der  C^^ur  unterworfen  werde^i. 

Art  0.    Der  Unterricht  ist  frei. 

Die  Freiheit  des  Unterrichts  wird  nach  den  durch  die  Gesetze  bestimm- 
ten Bedingungen  der  Fähigkeit  und  Sittlichkeit  und  unter  der  Auföcht  des 
Staates  ausgeübt 

Diese  Aufsicht  erstreckt  sich  auf  alle  Anstalten  für  Erziehung'uiid  Un- 
ttf rieht,  ohne  irgend  eine  Ausnahme. 

Art.  iO.  Alle  Bürger  sind  auf  gleiche  Weise  zulassungsfähig  flir  a])e 
öffentliche  Aemter,  ohne  einen  andern  Grund  des  Vorzugs  als  nach  ihrelKi 
Verdienste  iind  gemäss  den  Bedingungen,  welche  durch  die  Gesetze  bestimmt 
sein  werden. 

Jeder  Adelstitel,  jeder  Unterschied  der  Geburt,  de$  Ranges  oder  des 
Standes  sind  für  immer  abgeschafft.  f 

Art  11.  Alles  Eigenthum  ist  unverletzlich.  Kithtsdestoweiiiger  kann 
<^r  Staat  das  Opfer  eines  Eigenthums  für  den  Zw^k  des  5ffei^tlichen  Nutzens 
fordern,  wenn  dieser  gesetzlich  festgestellt  ist,  und  indem  ei'  eine  gerechte 
und  voiihergehe*bde  Entschädigung  ermittelt  •  ^   ^ 

Art  12.  .*  Die  Gonfiscation  der  Güter  soll  niemals  wieder  hergestelk 
^cjdtt  können. 

V^rt  13.    Die  Verfassung  garantirt  den  Bürgern  die  Freiheit  d^.  Arbeit 
undffes  Gewerbfleisses. 

Die  Gesellschaft  begünstigt  und  enhutU|||t  die  Entwickelung  der  Arbeit 
<iurch  den  unentgeldlichen  Elementarunterricht,  durch  die  Erziehung  zu  be- 
^'iBunten  ffandwericcn,  durch  die  Ausgleichung  der  Verhältnisse  zwischen  dem 
^nster  o$ler  Fabrik-Unternehmer  *)  und  dem  Arbeiter,  durch  Spar-  und  Gre- 
^AnstilCeit  durch  A($||jlau-AnaUlten,  durch  freiwüUy  Afsocia^pen  und 

^^  .  */  ^Hiie  hmsehreUhe^  tehien   nHr  in  der  Ueherseinmg  $iifHrmM^ 
^^.iajpiinmden  Qew&bmneut^r  iind  ntgMch  den  Fabrik^  fhUernehmer 


les  d^partements  et  les  commahes,  de  travaiix  publics  propres  h  eniploy«r 
bras  inorciipos:  ctte  foumit  Tassistance  aux  enfants  ^andonnns,  mx  inffri 
pt  aux  vieillards  sans  ressources,  a  qui  leurs  familles  nc  peuvent  secourir 

Art.  14.    La  delte  publique  est  garaqtie. 

Toule  espece   d'engagement   pris   par  TElat  avcc  scs  crcanciers 
inviolable.  ^ 

Art.  15.    Tout  impot  est  ctabli  pour  iutilite  commune. 

Chacun  y  contribue  en  proportion  de  ses  facultas  et  d«  sa  fortune 

Art.  16.    Aucun    impot    ne    peut   elre   elabli    ni    perru    qu*en  v( 
de  ia  loi. 

Art.  17.    l/impot  direct  n'est  consenti  que  pour  un  an. 

LeS  impositions  indirectes  peuveul  6tre  conscnties  pour  pluskurs  aun 

Chapilre  III.   —   Des  poupoirs  publics. 

■■  .  I  (  '  -    ' 

Art.  18.    Tous  les  pouvoirs  publics,   quels  qu'ils  Mnieni,   emanenl 
peuple. 

Ils  ne  peuvent  etre  deiegues  heredilairement. 

Art   19.    I^  Separation  des  pouvbirs  est  Ia  premi^re  condition  dun  ^ 
vemement  libre. 
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CKapÜTß  IV.   —  Du  pouvoir  leg^lßtif. 

Art.  20.  Le  peuple  francais  delegue  le  pouvoir  logislatif  h  une  Asse 
blee  uAique. 

Art.  21.  Le  nombre  total  des  represenlans  du  peuple  sera  de  seplce 
cinquanic,  y  compris  les  reprcsenlants  de  TAlgerie  et  des  colonics  francais 

ArL  22.    Ge  nombre  sVl^vera  a  neuf  cents  pour  les  asscmblces  qui 
ront  appelees  k  reviser  Ia  Constitution. 

Art.  23.  L'election  a  pour  base  Ia  popplation. 

Art  34.    Le  sufTrage  est  direct  et  universel.    Le  scrulin  est  secrel. 

Art«  25.  Sont  ^lecteurs  tous  les  Francais  ag6$  de  vingt-un  ans  eljou 
sant  de  leurs  droits  dvils  et  politiques. 

*Art.  26.    SoRt  ^ligibles,  sans  condition  de  domicile,  tous  les  äecki 
de  vingt  ^inq  ans. 

Art.  27.  La  loi  electorale  d^terminera  les  causes  qui  peuvent  privg, 
citoyen  francais  du  droit  dVlire  et  d*^tre  61u.  ^ 

Elle  designera  les  citoyep  qui,  exer^ant  ou  ayant  exerc^  des  foDCti< 
dans  un  departement  ou  un  ressort  territorial,  ne  pourront  y  ^trc  elus. 

Art  28.  Tonte  fonction  publique  retribuee  e&t  incompatibie  avec 
mandat  de  repir^sentant  du  peuple. 

Aucnn  membr«  de  l'Assembl^e  nationale  ne  pfit*  pendant  Ia  dur^ 
Ia  legislature,  Mre  nomm6  ou  promu  a  des  fonctions  publiqncs  salariees,  d< 
Ii»  Utulaires  sont  choisis  k  volont6  par  le  pouvoir  execulif.    «    , 

Les  exceptions  anx  dispositions  des  deux  paragraphes  preccdents  sen 
d^imnees  par  Ia  loi  Electorale  organique. 
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die  Vennstaltung  solcher  öfTentüoher  Arbeiten,  wekhe  eigentlich  nurzor  Ver- 
wenduDg  unbeschäftigter  Hände  von  dem  Staate,  den  Departements  und  Com- 
munen  ualernommen  werden:  sie  gewährt  Beistand  den  verlassenen  Kindern, 
den  Kranken  und  Greisen  ohne  Hülfsmittel,  welchen  ihre  eigenen  Familien 
keine  Hülfe  zu  .leisten  vermögen. 

Art^  14.    Die  Staatsschnld  ist  garanlirt. 

Jede  Art  von  Verpflichtung,  welche  von  Seiten  des  Staats  mit  seinen 
Gläubigern  getroiTen  i^t,  ist  unverletzlich. 

Art  15.    Jede  Steuer  ist  für  das  iillgem^e  Beste  festgesetzt. 

Jeder  trägt  dazu  bei  nach  den  Verhältnissen  seiner  Fähigkeiten  und  sei- 
nes Vermögens. 

Art.  16.  Keine  Steuer  kann  andere  als  nur  Kraft  des  Ge^Ues  einge- 
führt oder  erhoben  werden. 

Art  it.    Die  directen  Steuern  sind  nur  fUr  ein  Jahr  bewilligt. 

Die  indirecten  Steuern  können  für  mehrere  Jahre  bewilligt  werdetl. 

Drittes  CapiteL     Von  den  öffentlichen  Staat$gewalten. 

Art  18.  Alle  Staatsgewalten,  wie  sie  auch  beschaOeascJamwigeu,  get^ 
ius  dem  Volke  hervor. 

Sie  können  nicht  erblich  übertragen  werden. 

Art.  19.  Die  Trennung  der  Staatsgewalten  ist  die  erste  Bedmgang  ei- 
ner freien  Regiemog.  i  ,)  .1 

Vieris  CapiteL    Von  der  geietxgtlbenäeh  OeweAtl 

Art.  20.  Das  Französische  Volk  überträgt  die  gesetzgebend'e  G^iff^jit  auf, 
eine  einzige  Versammlung.  < 

Art,  21.  Die  vollständige  Zahl  der  Volksvertreter  soll  löO  sein,  mit 
liiiDSchluss  der  Vertreter  für  Algerien  und  die  Französischen  Göfonien.  ' 

Art.  22.  Diese  Zaht  wird  auf  900  für  diejenigen  Versammlungen  erhöht, 
welche  zur  Revision  der  Verfassung  einberufen  werden  sollen. 

Art.  23.    Die  Wahl  hat  zur  Grundlage  die  Bevölkerung. 

Art.  24.  Das  Stimmrecht  ist  direct  und  allgemein.  Die  Abstimmung 
islgeheim. 

Art.  25.  Wähler  sind  alle  Franzosen,  welche  das  ein  und  zwanzigste 
Jahr  ^rückgelegt  haben  und  im  Vollgenuss  ihr^  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  stehen. 

Art  26.  Wahlfähig  sind  alle  Wähler  nach  zurückgelegtem  Ifünf  und 
zwanzigsten  Jahre,  ohne  einschränkende  Bedingung  des  Wohnsitzes. 

Art  21.  Das  Wahlgesetz  wird  die  Veranlassungen  bestimmen,  "welche 
einem  Französischen  Bürger  das  Recht  zu  wählen  und  gewl&hlt  zu  wurden  enl* 
**chen  können.  i 

Das  Wahlgesetz^  wird  die  Bürger  bezeidmcn,  welche,  da  sie  in  amtli- 
chen Verrichtungen  in  einem  Departement  oÄr  einem  Territorialbezirke  sle- 
^^  oder  gestanden  haben,  da^lbst  nicht  gewählt  Werden  können. 

Art.  28.  Jedes  besoldete  Staatsamt  ist  unverträglich  mit  dem  Handaite 
<les  Yelksvertreters.  ;^  ^ . 

Rein  Mitglied  der  Nationalversammlung  kann  während  der  Dtuei'  der 
'<^slatQr  derselben  zu  besoldeten  Slaastämlcrn  ernannt  oder  iiefördert  werden, 
^^i'en  Inhaber  von  der  ausübenden  Geiralt  nach  Belieben  gewählt«  i^rden. 

'      Die  Ausnahmen  von  den  iSestiaunungen  der  zwei  \{orhes8ebenden  Para- 
fi^aphen  sollen  durch  das  organische. Wat^lgeselz  festgestellt  werden^  t    r»  .. 
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iirt.  20.  Les  dupoMlions  de  lartide  preoedent  ne  soBt  pa9  applicable 
aux  aMembl^  elues  pour  la  revision  de  la  Gonftiitution. 

Art  30.  L'electioD  des  representants  se  fera  par  d^partemenl,  et  a 
9cni(in  de  liste. 

Les  ^lecteurs  voteront  au  cbef-lieu  de  canUm.  NeanmoiBs,  en  raison  d( 
Girconstances  kKiales,  le  canlon  pourra  dtre  divis^  en  plosieurs  ciroonscription 
dans  la  forme  et  aux  condiüons  qui  seront  determiiiees  par  la  loi  c^ledorale. 

Art  31.  L'Assembl^e  nationale  est  ^lue  pour  trois  ans,  et  se  renouyell 
inl^gralement. 

Quarante-cinq  jours,  au  plus  tard,  avanl  la  fln  de  la  legislalare,  une  1« 
determinera  Tepoque  des  nouvelles  ^lections. 

Si  aucuBe  loi  n'est  intervenue  dans  le  delai  fixe  par  le  paragraphe  pn 
cedenlf  les  ^leoleurs  se  reunissent  de  plein  droit  le  trentifane  joiir  qui  pr^cH 
la  fin  de  la  l^gislature. 

La  nouvelle  Assembl^e  est  convoqoee  de  plein  droit  pour  le  lende 
main  du  Joor  o^  fhiH  le  mandat  de  rAssembl^e  precedente. 

Art  32.   Elle  est  penqanente. 

NeMMMina»  elk  peul  a^ijoiinior  i  nn  j^r  qii'elle  fixe. 

Pendant  la  dur^  de  la  Prorogation,  une  Commiaaion,  ampaa^e  di 
membres  du  bweav  tjL  de  viagt-cinq  fepresentants  nomm^s  par  TAssemble 
au  scnitin  secret  et  k  la  miyoritee  atisolue.  a  le  droit  de  la  convoquer  en  ca 
d'mrgekice. 

Le  President  de  la  R^publique  a  aussi  le  droit  de  convoquer  TAssembl^ 

L'Asseoblce  nationale  detennine  le  Heu  des  s^ances;  eile  fixe  Timpoi 
tance  des  forces  militaires  eiablie  pour  ßB  söretd,  et  eile  en  dispose. 

Art.  33.    Les  representants  soni  toujours  reeligibles. 

Art  34.  Les  membres  de  TAssemblee  nationale  sont  les  represenlant 
non  du  departement  qui  les  nomme.  mais  de  la  France  enti^re. 

Art  35.    Ils  ne  peHveat  recevoir  4e  mandat  imp^nitif. 

Art.  36.    Les  representants  du  p^ple  sont  inviolables. 

Ils  ne  pourront  Stre  recherches,  accuses,  ni  juges,  en  aucun  terops 
pour  les  opinions  qu'Os  auroiit  t*mises  dans  le  sein  de  TAssemblee  nationale 

Art.  37.  Ils  ne  peuvent  ^tre  arr6tes  en  mati^re  criminelle,  qu'au  cas 
de  flagrant  delit,  ni  poursuivis  qu*apr^s  que  TAssembiee  a  permis  la  poonake. 

En  cas  d'arrestation  pour  flagrant  delit,  il  en  sera  imm^iat^ment  r^^ 
a  rAssembl6e,  qui  autorisera  Ott  refosera  la  continuation  des  poursuHes. 

Gelte  disposition  s*app]ique  au  cas  oh  ijn  citoyen  d^tenu  est  Bomme 
rqpr^seiiiaat 

Art  38.  «Chaque  representant  du  peuple  recoit  une  indemnite  k  laquelle 
il  ne  peoC  renonoer. 

Art  39.    Les  seances.dc  r.\ssemb]ee  sont  pubiiques. 

N^aRBKNOB,  fAssenblee  peirt  «e  fonner  ob  cobhIc  seeret,  sur  la  demaode 
d*UB  Bombre  4t»  rtpfteBlants  ix^  par  le  r^gleoieBt. 


Art.  39.  Die  Beatimmangan  des>irollltergeheHden  Artiltdt  liiuf  nicht 
aniveiidbar  auf  die  VenammlungeD,  weldie  zur  Reristoti  der  Verftssung  ge- 
«ihltwerdcD. 

.  Alt.  30.  Die  Wahl  der  Volksverlreler  wird  niclt  dcD  Departement* 
«cramtallel,  und  vennittelsl  einer  Abstiramunfpliste. 

Die  Wlhhr  «erden  im  Hanptorte  de«  Cantons  ihr«  Stimmen  atigeben. 
nd>lidesl9«eniger  wird,  in  Ber&cksielitigng  locrier  Umstüode,  der  Canttn  in 
mdircre  Beaile  g«theilt  werden  können,  in  der  Form  und  anter  den  Bedi» 
pngen,  welche  durch  das  Wahlgesetz  festgeslellt  sind. 

Art  31.  Die  Nationalversammiung  ist  atif  drei  Jahr  crwähh  und  wird 
^ndicb  erneuert. 

Spaiotent  fQnf  und  vierüg  Tage  vor  dem  S<AluHe  der  LegislatDiTeriode 
>ird  ein  Gcseb  den  Zeitpunkt  für  die  neuen  Wahlen  restselien. 

Wenn  ein  solches  Gesetz  in  dem  durch  den  Torher^enden  SMi  fetlge- 
Hdhai  Znirainne  nicbl  bebannt  gemacht  ist,  %t>  tretm  die  WiJiUer  im  RechU 
■egCD  ai  neuen  Wahlen  am  dreissigsten  Tage  vor  dem  SchlHie  der  i-egidi- 

Die  neue  Nationalversammlung  ist  von  Rechts  wegen  auf  den  nätlmtftil 
ftaiea  Tag  des  Tages  einberuren,  an  welchem  das  Mandat  der  vorhei^ehen- 
iai  .Nitionahersammlung  abläutl. 

Art  32.    Die  I^ational- Versammlung  ist  permanent. 

Während  der  Dauer  der  Vertagung  erbllt  eine' Com mission,  welche  aus 
^  Uilgliedem  der  Rureaus  and  aus  2i  durch  die  Versammlung  in  geheimer 
Abslimmung  und  mit  absoluter  Majorität  gewihtten  V<ttt9Tertreteni  zusammen* 
KMdit  ist,  das  Redit  die  Versammlung  in  dringenden  FDHen  einznbemfen. 

Der  Präsident  der  Republik  hat  gleichraHi  das  R«aiit  die  VenaamloDg 
tiniDbentren. 

Die  Nstionalversanimlung  bestimmt  den  Ort  ihrer  Sitiungen;  sie  setzt 
die  Stärke  der  lu  ihrer  Sicherheit  aufgestelllen  mllitärisdien  Krä&e  fest  und 
'">  über  dieselben  die  Verfügung. 

Ari.  33,    Die  Volksvertreter  sind  sfels  wieder  «äfalbar. 

Art.  34.  Die  Mitglieder  der  NationalverMinmlung  lind  nidil  die  Ver- 
^tt  ßtr  das  Deparlemenl.  welches  sie  ernennt,  sondern  für  gatn  Frankreich. 

Art  K.    Sie  können  kein  bindendes  Mandat  erUlm. 

Art  36.    Die  Vertreter  des  Volks  sind  nnverletilich. 

Sie  idlen  m  keiner  Zeit  fttr  di«  Hdnwigcn,  welche  sie  im  SdMKMS« 
■kr  Mitnoatverummhingausgeaf  rochen  haben,  wader  verfirigL  BMh  angdtU|t, 
»Ol  (iiMai  rMKerlkhen  Urthatte  unterworfen  werden  ItftnMK. 

Art.  37.  Sie  können  auch  nicht  in  CriminainUen  verhaftet  werdob  mk 
AuMbaae  der  Ergreifung  auf  frischer  llul.  maA  kSaifa  sie  verfolgt  vierden, 
**■  nachdem  die  Veisammlung  die  Ertaabdis  ertboill  hat 

In  dem  PaUe  der  Verhaftung  niif  frischer  Thal  soll  unmittelbar  darauf 
^r  Vcnammlnng  Bericht  erstattet  ^^e^detJ.  welche  die  Forlt'Hzung  der  Ver- 
'■■'gUiig  genehmigett  oder  untersag«)  uird. 

Diese  Bestimmung  findet  andi  fiii-  den  Fall  sUtt,  wenn  ein  verhaAeter 
"Or|er  aum  Volksvertreter  emannl  «ird. 

Art  38.  Jeder  Volksverlreter  empfängt  eine  Entschüdigling,  auf  welche 
'f  nicht  Verlieht  leisten  kana 

Art  3Ek    Die  Sitzungen  der  Veniammlung  sind  gfrentiich. 

Niditsdestoweniger  bann  die  Versammlung  in  ein  geheimes  ComK^iidi 
Verwandeln,  auf  die  Forderung  einer  dithb  ^e  Gtsdtäftsörttnang  fUtgesetiien 
piä  von  Volksvertretern. 
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Cbaque  repr^seatant  a  1^  4p^  d'iniüative  parienentaire;^  il  Texerce 
sekm  les  formcs  d^tennin^es  p«r  le  n^ement.  % 

Art.  40.  La  presence  de  la  moitie  plus  un  des  membres  de  TAsm 
bKe  est  n^cessaire  poar  la  validitc*  da  vote  des  lois.  % 

♦  "  *  * 

Art.  4L  Aucim  projet  de  ioi,  sauf  le  cns  d'urgenee«  ne  sera  vote  dei 
nKivcmeiit  qo'apres  trois  d^liberations,  k  des  iotenraUet  qm  VJt  peuvenl  äi 
HMiMres  de  ciiiq  jours. 

Art.  42.  Toute  propositioD  ayanl  pour  objel  de  dedarer  Purgence  e 
precedee  d'ün  exposc  des  motifs. 

Si  VAssemblee  est  d'avis.  de  donner  suite  a  la  prpposiüon  d'urgenc 
eile  eu  ordonne  |e  renvoi  dans  les  bureaux,  et  Gxe  le  tpoment  oü  le  rappo\ 
9%r  Vwr§mc$  luistra  pnfwUe, 

^  :^r  ce  r^ipporip  n  TAssemblee  recottnait  Turgence,  eile  le  dedaie  * 
fiai4e  tnoment  de  la  diseussion. 

Si  eile  decide  qu*il  n'y  a  pas  d'urgence,  le  projet  suit  le  ooursdes  pn 
pofitkms  onffnaires. 


ChapUre  Vi .  Du  pouwnr  exieulif. 

^,^rt.  43.   i.e  P^ople  fran$ais  delegue  le  pouvoir  executiT  4  im  ciloje 
qui  regoitie  titre  de  pr^ident  de  la  Republique.  . 

Art.  44.  Le  pr^sident  döit  6tre  un  Fraiti^s,  ^tre  äge  de  trenle  ans  ai 
moiDS,  et  n'avoir  jamais  perdu  la  qualit«''  de  Francais. 

Art.  45.  Le  presIdent  de  la  R6publ]que  est  <^lu  pour  quatre  ans,  ei 
n'est  re^ligible  qu^pr^s  nn  Intervalle  de  quatre  annöes. 

Ne  peuvent,  non  plus,  Mre  61us  apr^s  lui,  dans^le  meme  intervalie,  ni 
le  yice*president,  niaueun  des  parents  ou  allies  dy  president,  jusqu  au  sixieme 
degr^  inclusivement. 

Art.  46.  L'election  a  lieu  de  plein  droit  le  deuxi^me  dimanche  du  moi« 
de   mfj. 

Dans  le  easo^,  par  suite  de  dnses,  de  deniission  ou  de  toute  aulrc 
ca«se<,  le  pr^ideat  serait  elu  k  une  aütre  epoque;  ses  pouvoirs  expireront  k 
deuxi^me  dimanehe  du  mois  de  mai  de  la  quatri^mc  a&n6e  qoi  suivra  soo 
äectMNi. 

Le  President  est  nonmi^  au  scnitin  secret  et  a  la  majorite  absolue  des 
votants,  par  le  sutTrage  direct  de  tods  les  rlecteurs  des  departements  francai) 
et  de  rAlg^rie. 

Art.  47.  Les  proc^-verbäux  des  ^lectiom  sont  transknis  immikliatemeDt 
^  TAssemblee  nationale,  qui  statue  sans  delal  sur  la  validite  de  F^lectioD,  et 
priDcIame  le  pr^sident  de  la  R6pub1ique. 

Si  aucun/^candiifat  n'a  obtenu  plus  de  la  moitie  des  suffrages  exprimes, 
et  au  moins  deux  millions  it  voix,  ou  si  les  conditions  exigees  parVartide 
44  ne  sont  pas  jeinplies,  l'Assemblee  nationale  elft  le  pn^sident  de  la  Repu- 
blique^, k  la  m^orit^  absolue  et  au  scrutin  secret,  parmi  les  cfnq  candidals 
digil^les^  qui  ont  obtenu  l|p  P^Q^  .de  vqix. 


Jeder  Volksvertreler  besilil  das  Recht  lur  parUmentariscben  1 
fiti  ti  in  den  durcb  die  GeschälUordiiung  bestimmten  Kot 

An  40.    Die  Anwesenheit  der  um  eins  UbeKleigendeo  Hälfte  I 
ler  der  Nationalversammlung  ist  nothwendig,   um  fDr  die   T 
Gesetze  p;iiHige  Kraft  lu  erlangen. 

ArL  il,  Uehcr  koinrti  (ieseiKcientwiirr,  ausser  in  dringunden,  Fillen, 
die  deteitin  BeadüuNnihme  anden  als  nach  <trei  Berathungen  nfolgen, 
iwar  in  Zwiichenriumen,  welche  nicht  wen^er  all  fOnf  Tage  vöh  ejnan- 
entfernt  idn  dürfen. 

Art  42.  Jedem  Antrag,  welcher  eine  DriiiBlicfakäU-ErkliniiiB  IDr  Ak 
tupraeb  nimmt,  mtiu  eine  Aiueinanderwtning  der  Gründe  Tonugil- 
.  worden. 

Wenn  die  Venaninlang  der  UeimiDg  ist,  den  Antrage  atif  Drin^kb- 
Folge  iD  geben,  so  ordnet  af e  dre  UebenreJsimg  desKlbei)  an  die  A^lMf- 
;ea  an,  und  bestimmt  den  Zeitpunkt,  an  welchem  Ihr  der  Berieht  tbtr 
DriDglicbkeit  Torgelegt  werden  (oU. , 

Anf  dicMD  Berioht,  soTem  die  Venumliuig  die  DruigUfihkeit  anet^ 
Dt,  erifläit  sie  dieselbe  und  setit  den  Zeilpunkt  lUr  Berittinng  fest. 

Wenn  die  Venammlnng  dagegen  entscheidet,  dass  bei  dem  Antrage 
w  DringHdikeit  vorliege,  so  ^  »  den  fhliädftsguig  Rlr  gewShnlicfae 
rtge.  ^■''"• 

FtlßifUt  CapiUl.    Von  4tr  v«IUMmim  fimaU. 

Art.  43.  Dal  Fraucösiscbe  Volk  ttbertrtgt  die  voBäAende  GemH  auf 
(D  Bürger,  welcher  den  Titel  des  Präsidenten  der  Republik  oiiilL 

Art  44.  Der  Präsident  muss  ein  gdiMwncr  Pnniose  sein,  mindes^iu 
dreissigste  Jahr  larQckgelegt  und  nienab  die  EJgensdaft  eines  Franuaea 
Iren  haben. 

Art  45.    Der  Prisidenl  der  Bepublik  ist  ant  vier  Jahre  erwShlt  und 

ir  nach  einem  Zwischenräume  von  rier  Jahren  wieder  wihlbar. 

Eben  so  wenig  können  nach  ihm  in  demnHteu  Zwitdtenranme  ron  tiar 

)  weder  der  Vicepräsident,  noch  irgend  einer  der  Verwandten  oder  Ver- 

;erteu    des  Präsidenten   bis  auf  den   sechsten   Grad  einschlieaalich   0S- 

IrL  46,    Die  Wahl  findet  von  Recht«  wegen  am  iweiten  SonnUgp  des 
Mai  statt: 

1  dem  Falle,  wo  in  Folge  des  Todes,  der  Abdanknng  oder  ans  ingend 
ndcren  Ursache  der  Präsident  n  ooer  anderen  Zeit  erwtUt  wer- 
e,  so  soll  doch  stine  Amtsgewalt  an  dem  tweiten  Süonlag  de«  MflMts 
lierlcn  Jahre  nach  seiner  Erwählung  auffadmL 
r  Präsident  wird  in  geheimer  Abstimmung  und  nach  abKdnter  Mqo- 
Himmgeber  durch  directe  AbstinmiaDg  aller  Wähler  der  Fraoi^iiscbai 
enl»  und  Algeriens  erwählt. 

,  47.  Die  Wahlpro loc olle  werden  unmittelbar  an  die  Nationalver- 
eingesandt, weldie  ohnt;  Verzug  Über  die  Gültigkeit  der  Wahl  Be- 
st und  den  Präsidenten  der  Republik  pruclamirl, 
in  kein  Candidal  mehr  als  die  Hälfte  der  abgegebenen  Stimmen  und 
zwei  Uillionen  Stimmen  ertuUen  hat,  oder  wenn  die  im  ArL  44 
Bedingungen  nicht  erf&lll  sind,  so  erwählt  die  Nalionalversanun- 
räsidenlen  der  Bepublik  nach  absoluter  Uajorilul  und  in  geheimer 
;  unter  den  ftUif  wählbaren  Candidaten,  welche  die  meisten  Slim- 
1  habea  i 


piCUvM  Mia'-de^lAMwMM  MtkMWlr.'te  MmeM  d«M  Ik  tnear  snih 

iiMlMi^;"}eifari>  Ue''^(Hffig^  M^Mii  It^nÄi^ne  une  et ^dirisible,  e 
remplir  lous  les  dctoirs  que  mimptüe  Ta CmutUntion.'' 
,'  l.jHlf'iiWri   jl,^  l?  4rj»it„i)p,rai|;e  pr^fcnter  ä«t  pintito  de  W  i  l'A» 

II  surveille  el  assurc  rex^cuüon  iles  lois.  i 

"•"'  "AMi'SO.    II  dts[kise''Afc'nr'f?lt^  ann>*e,  snns  pbuTOir  1a  commatidei 

,r,:,-    U.I^JP^M-  f^viT;  aifnme  poTlioa  4ri>teml4irf.  n>  diuoadn 
.^ji^mÜf*. M*^"!^'  W'S<*p^)dre,,c«  a^i«une  Basiere,   itm 


^^ 


Arl.  &2.    11  jirpseule  chaque  ■Hn^,  par  m  näsige  i  l'Assembl^ 
tiaiia]^  rcxyoafai'ie  Mtat  gAiM  iM  afhirts  de  la  if^äfiliqiK. 
AtiJ  59.   II  n'^gocie  et  ntiA.e  )<?  trail^   . 
',  ,,A«cW),tFaU^  a'tai  ^^ilff\i(  qu'tpri»  avoir  et^  ap^nq*«  par  VAtam 


Art.  M.  H  TCiUe  i'la  dtfcnae  de  rSUt,  mais  tl  We  tieul  «ntreprei 
BDcntie  gderts'sArk  «onununnrt  tfeTAssamtiK«  natJtorie'. 

Art.  .%.  li  a  1e  drqJt  cje  faire  gräce,  mais  il  ue  Jieul  exerrer  re  ( 
qtfaprt^'^VfWr  jiris  I'aTÜ  du  Coatfi\  d'EUL 

I.es  amneslies  ne  penvent  ftre  accord^es  qtie  par  une  loi, 

Le  prisidcDt  de  bi  Repubtiqnew  lei  minittree,  ainsi  qae  loutes  la  au 
personncs  coBdamn^  ,par  ia  ibaiile  Cour  tte  justice,  ne  peiivenl  cire  gn 
qiM  par  rAMemUee'  natioiuk. 

'     Art  SB.    fx  President  de  la  R^publiquc  promulguc  les  lois  au  nom 
pMiple'lhintais. 

^rl,,  ä1-  ■■es  lois  d'ur^nee  taot,  proniulfffee&  dans  le  ildai  de  1 
joärCet  les  autres  lois  Jans  le  ili^lai  d'un  moit,  n  p;irlir  diijour  oü  ellcs 
j^t  ^^1^  .udi^ptves  par  J'AsseiqUec  iialionale. 

y,;    Art.  iO.    U^r«  le  dülai  fii«  poiir  la  promulgalian.    Ig  prt^tdenl  ii 
l^^ttd^lique  (MUl,  faT  uu  pieasaHe  Burtive,  demander  une  nomellc  deliln-rali 

L'Asseinbli'i'  di'IH)^;  sa  n'soliilinn  «Wicnl  d<Tiiiiliie;  <-tle  rst  traiis 
au  ptteidont  de  la  Hipaliliqiie.  '  > 

"'  >'  '  En'  re  caS,   la  proiDtllgatioh  .1  llcii  dans  Ic  di^lai  lixe  par  les  lois  d 
geasc 

Art  59.  A  ilitanl  Up  proruuli^lioii  par  le  pr^siilcut  de  la  Kepiilliq 
dahs  les  d.'bis  d.'termim'  par  los  articles  pri-crdcnls.  il  J  sorail  pounii 
le  presiilcnl  Ue  lAssemMJe  nationale. 

ArL  6ü.  tjts  en\uyes  et  les  amba-'^aUeurt  des  jtUMsances  i:traiig( 
50nt  acrri-ditt's  aupres  dn  pn'-sideal  de  Li  Itüpnblique. 

4^1.  IS  1.    II  pceaidc  aut  Mleimiti-s  iialioiulea. 

Art  tt^.  II  est  Itigü  aai.  Trats  de  li  Itipabliqui-.  «I  recotl  an  trailoa 
de  nx  ceol  miUe  francs  par  an.  .i..  [    .       - 

l-  m%    fl....   ..v..,-, ■:■■ 


Art  46^>'Befnr'dMr:MiMieittMfM  AtnlagMnildMfitt^aeulet  Kfin  der 
Uilte  der  NaÜonil*erMinmioiiff 'de» ■BfAMgwmdn tob«Hti   ':'i.:  ••'    -»:i<.' 

_Id  Geseowart  Goltes  und  jä^  Fnntosischen  Volkes,  welches  durch  die 
Xatioiialv«ddiUnIunR  Vertreten  Mt^d,  scliwöre' ich  ffer^hngtM  ndd'  o&fiieilba- 
rm  R^ublik  treu  lu  bleiben  und  alle  Pflichten  zti  erfüllen,   welche  mii'^lBt^ 

ArL  4».'<'Br  bat  flaa'Befcht  der  NMWwwhurwiMnlmiB  GMkMMMwUfks 
dun*  tfie  MtiisMr  vonulegM.  '  ■  i.  '■  ^  ,-  .     ■•.  .     i|  .    h  >..,.ji; 

Er  ab«i'»aC)it  urid  stellt  sicher  die  AusfUining  der  Geee«x«. 

ArL  50.  Er  verfügt  über  die  bewaffnete  Gewalt,  ohne  jemals  illl><Mtn 
den  UberMcbl  über  dkaelbe  ffihrea  m  köniwn. 

Ai\.-St.  £»  kMin  keinen  Tfacil  des  Territoriums  abtraten,  eben  m  ifv- 
nig  die  .Vationalversanunlung  auflösen  noch  vertagen,  noch  in  irgend'tAier'ilirt 
die  Wirksatnkeil  der  Verladung  und  GeseUe  luspetidiren. 

ArL  aä  £r  1^  jedes  Jahr,  durch  «im  BolMiialt  an  die  NatioMto«^, 
Sammlung,  einen  Baricht  tibc^  den  ^Igenieinen  Zustand  der  Angele^euhdloi 
der  Republik  »or.  ■  '  i 

Art  fiS.    Br  unterhindctl  wi«  be9tl(i0l  die  Vertrige.   '        ' 

Jeder  Vertrag  ist  indess  uur  definitiv  gilWg.'  nachdem  er-  »n  Üer-Nv 
tHunlrenamniliHSigefailligt  wofdep' isL      ;     i -Ji;    •!  I       ,  ■  ,  i    j     ,i,-.  i 

Art  54.  Er  wacht  Über  die  Vertbeidigung  des  Staates,  aber  emknui 
liunen  Krieg  ob/^  ,die  Zustiipiquug  der  If^üo|i^vei:;ain^luug  untern^men. 


Art.  5ä.  Er  hat  das  Recbt  der  Begnadigung,  aber  wji^ji  ^^  ^1^\ 
nur  ausüben,  nacbdem  er  zuvor  das  Gutachten  des  Slaatsrätbs  etugeholt  hat. 

Die  AnneAieen  kßnnetl  lAir  dnrcll'ein'  0»sHC  bfWflHgtl  werdet«.' 

0er  Präsident  der  Repabifk,  die  SHrrisie^  «Wie  ilKr  itUKre' voB''«Wr' 
sleo  Gerichtshöfe  verurlheille  Personen,  können  aur  Anth'MitfNaMmltdP 
ummlung  begnadigt  werden.,  ,     ,■     >    ■         ■..,■.■! 

Art.  ^S..  Djer  Piäsident  d«r  ^epi)^lik  niaichl  die  t!9^set;}e  imN^fii^fjfH 
Fnntösischen  Volkes  b^^Dt.  .  --■- ji^',-. ,-  ,  .'''.   j,     .  ,.  t 

ArL  57.  Die  Gesetic  von  dringlicher  Wicht iglt ei t '  werden  in  otT  FriS 
«Hl  dtei  Tagen  ,nnd  die  übrigen  Gsselzq  in  dit  Frist  .etun  Monats,  bekannt 
piDMiiU  VM]  dem  Tage  za  rechnen,  an  wckbcm  lic-iioq  der  ffHiftniliiTnitnni 
'»nü  angenommen  sein  werden.  .<    i:t.:     •:  ■    ■■    .1.    74hT    ■•.,: 

Arl.  ^.  Inncrhall)  der  fitr  die  ölTontlirhc  Ockuuntmacliung  fL-slgestell- 
liii  Prisl  kann  der  Präsident  der  Ropublik  durch  eine  molivirle  Botsthad  'an 
äie  ^■ationalve^sammlQng  eine  neue  Bcrathimg  verlangen. 

Die  Versammlung  borathet  von  neuem;  ihre  Beschlijss nähme  wird  defl- 
"iliv  und  wird  als  solche  in  den  Pr*äsidcnlcn  der  Bepublik  iihersandt. 

In  diesem  Falle  miiss  die  Dcbanntmachnng  in  der  fiir  GeseUe  vnn  dring-  ■ 
licher  Wichtigkeit  bestimmten  Frist  erfolgen. 

ArL  5B.  Wenn  die  Bekanntmachung  durch  den  PräsidtMen  def  IIKtMi 
Uik  in  den  durch  die  vorhergehenden  Artikel  beslinunleu  Fristen  avä^leiben 
^le,  90  soll  dafUr  durch  den  Präsidenten  iler  Natitmalyeraunmlnqg  ^gige 
piragen  werden. 

AtL  flO.  Die  Gesandten  und  BotH^fler  dar  awnrärtigen'  Utile  sind 
bti  dem  Prisidenten  der  Repubfik  BceredfUrt.  '  : n      <.     j 

Art.  61.    Der  Prüsident  fUhrt  den  VaraiU  kei  Nationd-Peieriicfalnheu' 

Art  62.  Er  hat  eine  Wohnung  auf  Kosten  der  Republik  nndcAUl 
aiejiiM<4wBe8old)u«,TO4;6«(MiP0Fr^,.,,.,  .,- ,      ii     .^  .,,; 


>i  Alt.  «iL  n  Mäie  wüW'«*  n^  fA«emUia  lutioarie^  et  M  peut 
lorlir  ia  territoira  mu  j  Mtv^oImM  i»r  ane  I«. ' 

>     A^llf,  M.   La  President  de  ,k  B^pubUfoe  .Qpmme  et  r^oqne  les  nü- 

,  I[  uomme  ei  r6voque,  ea  Coiueil  des  miniBtres.  ies  tgcttU  diplomatiqm& 
lHiaMMM«dHit>  ^ofaef  dac  ttmhn  de  tem  tt  de  mer.  ImprUiis.  ie  coa- 
nundant  sup^rieur  des  girdes  natioDiles  de  la  Sww.  letigoiiveisean  de  l'Al- 
giiie  et  des  «dooias,  les  ppocareun  gön^rauz  et  let  foncliowuines  d'u  ordre 

U  noniDK  el  revoque,  irar  la  pn>pasitiea  dl  miaistre  conlpMent,  dam 
t«a  c«iidiliaiu  R^cmenlaiTes  d^t^nütiics  par  la  h».  lei  afleoU  secoodaires  da 


Art  63.  II  a  1e  dttil  de  nupendre,  ponr  ua  teme  qoi  ne  ponrr^ 
«tcMev  trofs  nois,  les  agetittf  du  ponroir  ex^entif  älas  ^r  Ica  citoyeiu. 

n  ne  peut  les  r^oquer  que  de  l'avis  du  Coiueil  d'Etät 

Ia  loi  d6tenniiW'la  cas.ok  les  «genU  r^voqik*.|MU*ciit  Ure  didare^: 
iiriülpblei  aox  mtaiei  ÜBnctioni 

Cette  declaration  d'ia^ligibititi  ne  poam  Hn  prononcte  qiK  par  an 


Art.  Om,  Le  nonibra  des  mtniatres  ^ t  leur*  attrtbtitHnii  xmt  ÄxA  par 
le  pouTOir  ligiaUtif. 

Alt  61.  Lcc  acte!  da  pr^aidenl  de  li  Käpubliqu  aulres  que  ceai  pv 
iMqMit  il  nomoe  ou  revoque  lei  iaiiiutra»..ii'oat  d'eflet  qoe  s'ils  lODtcoDln- 
»ignM  par  im  Biinütre. 

Art  68.  Le  pr^dent  de  1>  R^ublique,  les  minlslres,  les  agenU  el  d^ 
pMitaires  de  l'aulorite  publique,  som  responsablCs,  chacun  en  ce  qai  le  coa- 
cenie,  de  toua  les  actet  du  <»  ouvenunent  et  de  I'adniinistration. 

Toule  tnesura  par  laquelle  Ic  prMdent  de  la  R^ublique  diisout  l'As- 
aamblie  nationale,  la  prorogc  ou  met  obstade  Ji  l'exereic&  de  soo  BuodaL  «H 
nn  crine  de  baute  trahison. 

Par  ce  seul  (ait,  te  President  est  drchu  de  scs  fonction»;  \fi  citojciu 
sont  Unat  de  lui  reüiser  {^('issancej  le  pniiToir  ei^utif  passe  de  pleia  dnü 
ä  l'Anembl^  nationale;  les  jugca  de  la  haute  Cour  de  justice  se  rt'uoissdil 
inunedialement,  ä  pcine  de  Jorfailure;  ils  convoquenl  les  jures  dans  le  lin 
qu'ils  d^Uguenl,  [luur  prociidcr  au  jugemml  du  pri-sidcnl  et  de  ses  complica; 
-ntemei  les  raagislrals  charg^s  de  remplir  les  ronctioiu  du 
B  public 

Une  loi  ditemiinera  les  «utres  cas  de  responaabilit^,  ainsi  que  lei  bt- 
nes  et  les  contfttions  de  la  poursuite. 

Alt  W.  Lm  miuistres  oot  entrie  dani  le  sein  de  rAssemblee  natloBilt; 
ils  sont  entendus  toutes  les  fois  qu'Us  le  demandcnt,  el  peuveul  ae  faire  i^ 
tcrpar  dea  canmituires  nommei  par  un  dccret  du  President  de  Ja  R'' 
ftdtlaqne. 

ArL  10.    II  7  a  nn  rice-präideiit  de  Vt  R^abSqne  nnnarf  par  l'At- 


Art  63.  Er  bat  seinen  Wohnsitx  an.  dem  8it>ungsorte  der  Nationakei^ 
Sammlung,  und  kann  nicht  ausserhalb  des  Franiösiftchen  Terrttoriums  geht#, 
ohne  durch  ein  GeseU  dazu  bevollmächügt  lu  ^in. 

Art.  64.  Der  Präsident  der  Republik  ernennt  und  entlässt  die  Bfinister. 
Er  ementit  nnd  entlässt  im  Bfinlstertathe  die  diplomatischen  Agenten, 
die  Oberbefehlshaber  der  Landheere  und  der  Flotte,  die  Präfecten,  den  dbet^- 
CommaiidaBten  der  Nationaigarde  im  Departement  der  Selnt,  die  Gdur^eure 
von  AlgMrieii  und  den  Golonien,  die  General*Prokiiratorcn  und  die  Beamten 
eines  höheren  Ranges» 

Er  ernennt  und  entlässt  auf  den  Vorschlag  des  belreflienden  Ministers, 
unter  den  dorch  das  Gesetz  bestimmten  regelmässigen  Bedingungen,  die  Re- 
l^cruDgsbeamten  in  untergeordneter  Stellung. 

Art  65.  Er  hat  das  Recht  für  einen  Zeitraum,  der  jedoch  nicht  drcii 
BAonate  ibersdireiten  kann,  die  durch  die  Bürger  einivählten  Beamten  der 
voHiJehenden  Gewalt  zu  suspendiren  ,, , 

Er  kann  sie  indess  nur  in  Folge  eines  Gutachtens   des  Staatsräths^ 
entlassen.  ■'  '  -     * 

Das  Gesetz  bestimmt  die  Fälle,  m  welchen  die  entlassenen  Beartiten  f^i 
mcht  wieder  wählbar  zu  denselben  AmtsVettichtungen  erkIM  werden  k^^mtetl; 
Diese  Erklärung  der  ferneren  Nichtwäblbarkeitkaiui nur, durchbin  rich- 
terliches Urtheil  ausgesprochen  werden. 

Art  66.    Di>  Zahl  der  Minister  und  ihre  Befbgnisse  Skid  dnrdi  die  ge- 
^      setzgebende  Gewrit  festgestellt.  ' 

Art  67.    Die  Verfügungen  des  Präsidenten  der  Republik,  mit  Ausnahmt 
der  Ernennungen  und  Entlassungen  der  Bfinister,  haben  nu^  wirksame  Kraft, 
^^     wenn  sie  ?on  einem  Minister  con^rasignirt  sind^    '  ^ 
^  Art  6C(.   Der  Präsident  der  Republik,  die  Minister,   die  Agtsnten  üna 

Bewahi«r  der  öffentlichen  Anctorität  sind.  Jeder  soweit  es  ihn  betrifft,  fQr 
^f     alle  HandluBgwi  der  Regierung  und  Verwaltung  verantwortlich* 
,  ^  Jede  Maasaregel,  durch  welche  der  Piüsident  der  RepuUik  die  National^ 

versammiiipg  auflöst»  vertagt  oder  ihr  ein  Hindemiss  m  d^r  Ausübung  ihres 
^ndats  in  den  Weg  legt,  ist  ^in  Verbrechen  des  Hocbverraths. 

^  Durch  diese  Thatsache  allem  ist  der  Präsident  der  Republik  seiner  Amt^* 

''^     gewalt  entsetzt;  die  Bürger  sind  verpflichtet,  ihm  den  Gehorsam  zu  versagen; 

<üe  vollziehende  Gewalt  geht  von  Rechtswegen  auf  die  Nationalversammlung 
^^  über;  die  Richter  des  obersten  Gerichtshofes*)  treten  unmittelbar  darauf  t«- 
^  Gammen  bei  Strafe  grober  Pflichtverletzung;  sie  rufei;i  die  Geschwornen  an  dem 
^  Orte  zusammen,  welchen  sie  bezeichnen,  um  über  den  Präsidenten  und  seine 
; ;  Mitschuldigen  Gericht  zu  halten;  sie  ernennen  selbst  die  obrigkeitlichen  Per- 
^  ^nen,  welche  mit  der  Ausübung  der  staatsanwaltlichen  Verpflichtungen  be- 
e      aoftragt  werden. 

Ein  Gesetz  wird  die  übrigen  Fälle  der  Verantwortlichkeit  bestimmen, 

sowie  die  Formen  und  die  Bedingungen  ftkr  die  gerichtliche  Verfolgung. 
!!'  Art  6a.    Die  Minister  haben  den  Zutritt  zu  den  Beralfaungen.  der  Na* 

Uonalversammlung;  sie  müssen  so  oft  gehört  werden,  als  sie  es  fordern  «ad 

können  sich  durch  Gonuoissarien  unterstützen  lassen,  welche  durch  eii^  Decret 
.      des  Präsident^  der  Republik  ernannt  werden. 
'i  Art  70.    Der  VIcepräsident  der  Republik  wird  von    der  Nationalvef- 

^)  ikber  seine  ZuiommenseiMung  und  seinen  Oeschäfldareis^  v^rffL  unten 


semMee  naGonale,   sur  I»  pfesenlation  de trofe  candidalftV  fäite  parle  Presi- 
dent, dans  le  mois  qui  snitsmi  dectioo.     r 

Lc  vice  President  prdte  1e  m^OK^^etlteetil  que  Ici  pr^idbnl. 

Le  vice- President  ne  poiurra  6lrc;  cboisi  parml  J^  par9Dl$,  et  ailies  du 
pr^si^eiiU  jusqu*au  sixl^mc  degr^  iDclusivement.. 

fixk  cas  d^emp^cbement  d^i  presidepl»  le  vioetpmideQi  le  remplace. 

'    .  Si  la  pr^idenoc  deviem  vacante  par  dec^,  demisiioii  du  fin%ideiil  ou 
autrement,  il  est  procede,  dans  le  mois,  a  rclection  d'un 


Chapitre  Vl^JDu  (lomeil  d'Etat. 

Art.  71.  II  y  aiira  Hn  Consilil  d'Etal.  Le  vice-presidimt  de  h  Hepa 
blique  sera  de  droit  president. 

Art.  12.,  Les  membres  de  ce  Conscil  sont  iiomnies  [»oiir  six  am  pir 
rAssemblee  national^.  Ils  sont  renouveh^s  par  moi^e  daus  les  dfi^x  prenien 
moia  de  «haque  l^sgisli^ure,  au  scriUin  secret  et  a  h  najarite  absotue. 

••"   Ih^Mt  irid^fitoitaeilt  rtßälgibles.  -^    ■}  •      •      ■ 

<  Afit«  23i.  jGeux  dffsjn^mbres  d«  Goiis^l'd'£tat  qui aiiront  ete  pris  dam 
le  sein  de  TAssemblee  nationale  seront  immedialAiiieQt  repplaces  pomme  n- 
pff^eniaots  du  peuple. ;        ,       ,1  ,o 


;lf,'   '      ■•      ■■■■       '  ■     '  -  '■  •  '   • 


ArL  7^.  Les  membres  du  Cönseil  d^Btkt  ne^peav'etit  är^  t@fik|(Ai^M"^ 
par  TAßscjinblee,  et  sur  la  propbsitjipn  du  pr^^idöhi  ä6  ja  ft^übliiiiue. 

Art.  75.  I^  Conseil  d'fitat  est  consüUe  snr  les  p^qjels  de  lot  de  gba- 
vernement,  qui«  d'apr^  la  loi^  devront  6tre  soumis  a^BOB'exanien  preldable, 
et  sur  les  pro^  d'ittitiatife  parlementaire  que  PAss^mblee  lui  atttra  nnvoyes. 

t\  prepar^  les  r^gl^ent^  Ü'administratiön  pubKquerü  fait  seid  ccaxde 
ces  rcglemciits  h  P^gaH  desquels  I^Askemblee  nationale  lui  a  donnc  unc  de- 
16gat{uil  speciale 

II  rxercc..  a  l'ogard  des  adminislrations  publiques,  tous  les  jHiuiroirs  de 
OMitrole  et  desHrvieülanee,  qui  lui  sont  defercs  par  la  lüiv      ,*    - 


r- .    ' 


La  löl  Ngierä  sei  autfcs  attribütions. 


Chapitre  VIL    De  V Administration  inUrieure, 

'  -..»  ^*  •  •  ,•       .      , ,, 

Art.  7<}.  La  division  du  tcrritoire  en  d^partements^  arrofAüssemeoi». 
cantons  et  coromune^^  est  maintmuie.  i^s  ciro^nscriptions  aetucUes  ne  pour 
IPdnt  ^tr^  dla^6es  que  par  la  loi. 

Art.  77.  II  y  a:  l"*  dans  chaqUc  d<^arttMnent  ttht^  adrmnffstratibh  conripo- 
see  dun  prüfet,  d'un  Conscil  g(''|i6ral,  dtitt  Consef!  dr*  btefecitutc; 

2«  Dans  chaquc  arrondissemfent  un  sousprefct; 

>  Dans  chaqiM  caBtoir,  ^b  Ckmseil ,  eantonai;  neaunoint»  un  sQid  Conscil 
cantonal  sera  «stabil  dans  les  viiles  divis^es  en  plusieurs  cantons;    ; 


Hnmliiiig  aof  im  vom»  PriiidenUn  §imachiMiny«r8cWi9  dnk^  Candida- 
in dem  Monate  erwählt,  welcher  auf  die  Wahl  des  PrtisMksliten  fekgL  ■■* 

Der  Vicepräsident  leistet  denselben  £id  als  der  Präsidpnt. 

1>er  Vicepräsident  kann  nicht  gewählt  werden  unter  den  Verwandten 
den  Verschwägerten  des  Pr?isidenten ,   bis  aar  den  sec|)Sten  Grad  ein- 
iesslich. 

Inv den, fällen  der  Verhinderung  des  Präsidenten.  Iritl  4er  Vicepräsident 
eine  Stdiev. 

*Wenn  das  Ami  des  Präsidenten  Üurch  TodeablL  AbdaAkiuig  des  Präsi^ 
len  oder  auf  andere  Weise  erledigt  wird,  so  ist  in  Monatsfrist  zur  Wahl 
9  Präsidenten  zu  schr<siten. 

Seehites  Capitel.    Vm  Siaai^aihe. 

Art.  71.  £s  soll  ein  Staatsrath  eingesetzt  werden.  0er  Vicepräsident 
1  von  Amtswegen  der  Präsident  desselben  sein. 

ArL  72.  Die  Mitglieder  diesem  Staatsraths  sind  auf  sechs  Jahre  durch 
Nationalversammlung  ernannt  Sie  werden  zur  Hälfte  in  den  ersten  ziv'ei 
laten  jeder  Legislaturperiode  *)  in  geheimer  Abstimmung  und  n^ch  abso- 
r  Stimmenmehrheit  ernannt 

Sie  sind  ohne  weitere  Beschränkung  wieder  wählbar. 

Art  ^73.  Oij^^gen  Mitglieder  des  Staatsraths,  welche  aus  der,^itte 
Nationalveffä)9iiliplii^  gewählt  werden)  sollei  isofertaU  Vertreter  des  Volks 
üt  werden. 

Art  74  Die  Mitglieder  des  Staatsfathels  können  nur  durch  die  Na- 
alversammlung  entlassen  werden  und  zwar  auf  Vörst^lag  des  Präsidenten 
fiepubiik..  i  »    ^ 

Art.  75.  Der  Staatsrath  wird  sowohl  über  die  Gesetzentwürfe  der  Eer 
ung  befragt,  welche  nach  dem  Gesetze  seiner  vorgäogig,ei;  PrUfung  unter- 
fen  werden  sollen,  als  auch  iibcr  die  Entwürfe  der  parlamentarisoien  Ini- 
▼e,  welche  die  Nationalversammlung  ihiti  überweisen  wird. 

Kr  bereitet  die  Reglements  der  Staatsverwaltung  vor;  er  neeht  aHem 
enigen  Reglements,  für  welche  ihm  die  Natip^alversamiSflMng  ein^n  beson- 
a  Auftrag  gegeben  hat  '  , 

Er  übt  in  Bezug  auf  die  Staatsverwaltung  alle  amtlichen  Verrichtun- 
der  GontroUe  und  Beaufeichtigung  ans,  welche  ihm  gesetzlich  fibertra- 
werden.  . 

Das  Gesetz  wird  seine  übrigen  Befugnisse  anocdnen.         " 

Siebentes  CapiteL    Von  der  irmem  Verumikfng.  > 

Art.  76.  Die  £intheilung  des  Staatsgebietes  in  Departements,  Arrendlsf- 
cnls,  Cantone  und  Gemeinden  wird  aufrecht  erhalteii,  Die  gegenwärtigen 
)Tänzungen  werden  nur  durch  das  Gesetz  verändqri  werden  kopnen^ 

Art  77.  1)  Es  soll  in  jedem  Departement  eine  Verwaltung  yorhainden 
I,  weldie  gebildet  wird  aus  einem  Piräfecten,  einem  Conseit  general  und 
?m  Conseil  der  Präfectur.  ^ 

2)  In  jedem  Arrondissement  ein  Unterpräfect. 

3}  In  jefiem  Ganton  ein  Cantonsrath;  jedoch  soll  nur  ein  einziger  CaQ- 
;rath  in  solchen  Städten  errichtet  werden,  welche  in  mehrere  Gantone  ^• 
leilt  sind.  ~^        . 


<(!-! 


')  der  Nationalversammlung,  da  dieie  auf  drei  Jahr  gewählt  ist^  vergl. 


4*  Daiit  diMiaft  comauMie,  juie  adminiftritaoii  cmm^Q^  ^nm  mutt, 
A'adjoiüU,  et  cPuD  GoDieil  munidpal  ^ 

Art.  78.  Une  loi  dt^ermin^ra  la  composition  et  les  attributions  des 
donseils  generaux,  des  Gonseih  qantonaux,  des  Conseits  municipaiix,  et  le  mode 
de  nomination  des  maires  et  adjoints. 

Art.  10.  Les  Gonseils  g<^n^ax  et  les  Gonseils  moniciftatrz  sont  elus 
par  le  sufTrage  direct  de  tous  les  citovens  domicilii  dans  le  d^rtement  ou 
dans.Ia  eomniinie.    Giaque  canton  im  an  membre  d«  Gonseil  g^^raU 

Une  loi  sp^iale  r^gler^  le  mode  d'^lectioo  dans  le  d^partemeiit  de  la 
Sdne,  dans  la  ville  de  Paris»  ^  dans  les  viUes  de  plas  de  vingt  mille  ümes. 

Art.  80.  Les  Conseils  generaux,  les  Gonseils  cantonäux  et  les  Gonseils 
municipaux  peuvent  ^tre  dissous  par  le  pr^ident  de  la  ^Republique,  de  l'aiis 
di|  (lonseil  d'£tat.  La  loi  fixera  le  delai  dans  leqaet  il  sera  jprecede  4  b 
r^eleclion. 


■^^^  CkapUrt  VUL    Des  pow^s  judicUg^mfi» 

Art.  81.    La  justice,  est  rendue  gratuitement  au  i^om  du  p^ple  (rancais. 

I  )  Les  d^als  sönt  publics,  k  moins  que  la  publicit^  ne  soit  dangercns« 
pour  Tordre  et  les  nuBurs;  et,  dans  ce  cas,  le  tribunal  le  dMare  par  od 
jvgement. 

Art.  82.    Le  Jury  continuera  d'^tre  apptiqu^  eh  matiire  criminelle. 

Art.  83.  f^  connaissance  de  tous  les  d^lils  politiques  et  de  toos  les 
delHs  commis  par  la  vpie  de  la  presse,  appartient  exckisivement  au  jury. 

Art  84.  Le  jury  Statut  seul  sur  les  dommages-intcr^ts  reclam<^s  poor 
faits  ou  delits  de  presse. 

Art.  85.  Le  juges  de  paix  et  leurs  suppl^ants,  les  juges  de  preml^ 
instance  et  d'appel,  les  membres  de  la  Gour  de  Cassation  et  de  la  Goor  des 
comptes,  sont  nommes  par  le  pr^sideni  de  la  Rt^publique,  d'apr^  im  ordre 
de  candidature,  oa  d'apr^  des  conditions  qui  serOnt  reglees  par  les  lois  or 
ganiques. 

^  Les  lois  organiques  determineront  la  compelence,  en  mati^re  de  deüt' 
d'injures  ^t  de  diffamation  contre  Ics  particuliers. 

Art.  86.  Lei  magistrats  du  minisi^re  public  sont  nommes  par  le  pr<^- 
sident  de  la  R6publique. 

Art.  87.  Les  juges  de  premi^re  instance  et  d'appel,  les  membres  de  ia 
C^our  de  Cassation  et  de  la  Gour  des  comptes  sont  nommes  ,ili  vie. 

Ils  ne  peuvent  ^tre  revoques  ou  suspendus  que  par  un  jngement,  oi 
mis  ä  la  retraite  que  pour  les  causes  et  dans  les  formes  determin^es  pir 
les  lois. 

Art.  88.    Les  Gonseils  de  guerre  et  et  de  revision  des  armöes  de  terre 


4)  h  jeder  «cndDdsaiae  VtrwdM«)  nelcto  «auadet  «ird  «■  rineü 
^  «neu  Adjsncteo  und  einem  HqaiaqudnltE 

Art  78.  Eis  Geeeti  tM  die  Bilduitg  ntd  difr  BtAigniitt  (M  Conteib 
aux,  der  Cantoosntbe,  der  Uui(iGip«lrätbe  luu)  du  Vtriahren  bei  der 
ipimg  der  Uaires  und  der  A^uacUa  bqftüounen. 

Art.  7BL  Die  Conswb  geoenux  und  die  UiMieqMlräthe  wenial  4mA 
£  AbstimmuDg  aller  BUi^er  gewählt,  welche  in  dtm  DtpaittmiM  dAw 
r  Gemeinde  ihren  Wohasilz  hsbcp.  Jeder  CantoB  erwi^  «in  Jfit^ied 
^leil  general. 

Ein  besonderes  Gesett  wird  du  Veriahren  bei  du-  WaU  im  )}eHil|ltT 

der  Seine,  in  der  Sudt  Paris  und  in  den  gröuerea  Stadien  von  mÄ' 
i),ODD  Seelen  anordnen. 

Art.  W.   Die  Conseib  generaui,  die  CtnlonsrSfte  und  die  H^dpal- 

kötincn  durch  den  Prlsidenten  der  Republik  nach  Cfa^efadtem  Gutidk- 
deg  Sktatsratbs  aufgelösl  werden.  Das  Gesctr  -miri  die  Frist  besdbdüeti, 
ckher  man  u  einer  neuen  Wahl  sdveiten  nusa. 

Ächte*  Capütl.     Von  den  ru>fctorKefc«n  etMaiim.       >    >^*' 
Art  81.  pjfAkbüptlesß  wird  im  Kamen  dei  Franiösiscben  JMki  nn- 

skiiich  aiu(g(|fcf:-.  ,  ,  ■;■■■:■  ^v.,  ,1 

Die  Verhandlungen  sind  öETentlich,  sqfeni  die  Oeflentlicbkeil  niAb<ittr 
)rdnung  und  die  Sitten  gefährlich  erscheint;  und  in.die^m  Fal|e  ericUrt 
:r  Gerichtshof  durch  einen  richlerlichen  Ausspruch.  '    , 

ArL  82.  Das  Schwurgericht  »oll  in  Crimifulfallen  auch  fenierf>Mi  an- 
iDdt  werden.  '  ,  , 

Art  83.  Das  Erkenntniss  Obvr  alle  politischen  Vergehen  sowie  tMwc 
Pressvergeben  gehört  ausschliesslich  dem  Schwurgerichte  an.  .  .  , 

Art.  61.  Das  Schwurgericht  entscheidet  allein  tiber  dun  Scbadenersati, 
lier  für  Handlungen  oder  Vi.Tgi'lien  der  Presse  in  Anspruch  fseavfur- 
wirfl. 

ArL  Ü-"}.  Die  Friedens  rieh  li;r  und  ihre  Stcllverlreler,  die  Richter  bei 
Gerichten  der  ersten  Instani^  und  den  Apellationstiöfcn .  die  Mitglieder 
l^ssationshufcs  und  des  Rcclifimigslioros  wrrden  durch  den  Präsidenten 
Republik  crnanol,  und  zwar  nach  einer  Reihenfolge  in  der  Candidalur 
nach  den  Bedingungen,  wolchc  durch  die  organiM^hcu  Gesrtte  festgestellt 
werden. 

Die  organischen  Gesetic  werden  ilie  Compclenx  der  Gerichte  in  Bemg 
die  Vei^eben  der  Beleidigung  und  Vcrlaumdung  gegen  I>ri>atpeis«ncn 
itten. 

ArL  66.  Die  Beamten  der  Stuatsanwallsclialt  werde«  durch  den  Pi^- 
en  der  Republik  ernannt. 

ArL  87.  Die  Richter  bei  den  Gerichten  der  ersten  Instanz  und  bei  den 
Ittionsbcifen,  die  Mitglieder  des  Cassationshores  und  des  Rechnungshofes 
ien  auf  Lebensdauer  crnannL 

Sie  Lünncti  nur  durch  einen  richlcrliclien  Ausspruch  enl^ctit  oder  sut- 
irl  und  auch  nur  unter  den  durch  die  Gesetze  beslimralen  Gründen  und 
]en  pensionirt  werden. 

AxU  bü.    Die  Ki'iegsgc richte  und  die  Revisiunshüfe  beim  Landbecr  und 


«I  ät  ner.   hs  tribonnx'  buiMhih,  'Im   tribmiiK   de    eaouiMne,    1« 

prudliomDies  ')  et  aalre^  tribontDi  «pManx,  canMrreDt  hur  organiutiai  et 
JeaTf  attnbalioiu  acUMlIes,  jiuqU'i  «  qu'il  j  lit  iti  dirogi  par  um  loi. 
^''  Art.  89.  L«s  conflils  d'attribntioD  etitre  Taatoriti!  admiaütntiTe  et  Vtor 
torit^  judiciaire  seront  r^gl^s  pir  ud  tribnnal  sp^dal  de  membres  de  la  Gont 
daicusattm  et  de  CMueillen  d'Etat,  äimgo^t  tou  ks  tiwt  Uü  en  nombre 
<gtl  p>r  ienra  nrp*  resp«cti&. 
''     -  O'iribunat  Mra  prMdi  par  le  ministre  die  b  justice. 

Art.  90.  Les  recoan  pour  incomp^teuce  et  exc^  de  ponvoir  contre 
fdrlttefi  de  la  Cour  des  comptes,  seront  pört^s  derant  la  jnrJadiclioa  des 

I,  4rV  ?'r  V"^  baute  Cour  de  justice  juge,  sans  appel  ni  recoore  en  am- 
(ftibn,  ■  les  acouatioDi  portriet  par  rAueqtt^l^  Dalioii|ile  conlre  le  prWdaal 
dp  U.ftöpabliquc  ou  let  miiiistres.  ., 

Elle  juge  eplemeat  tostes  perumnes  'pr^ronves  de  crimei,  attefttati  o« 
Gomplou  coDtre  la  süret^  intdrieure  et  eit^rieure  de  t'Etat,  qne  rAssembl^ 
nationale  aura  reBToyiCB  dennt  die. 

-"'•    Vadf  le  cu  prriTV'psr  l'art  08^  «fle  ae  pevt  (tre  «■iiit"qu'en  vertn  4*01) 
dtcret  de  l'Assemblee  nationale,  qui  d^igne  la  ville  oii  li^Cöar  tiendn  » 


" ' "  Art  98.    La  haute  Coor  ett  composrie  de  dnq  ju^  et  de  trailc- 
■iz  jor^ 

Cha'qDe  ann^,  dans  les  qninie  premien  joun  du  mois  de  noretnbn. 
la  Cour  de  Cassation  numme,  parmt  ses  membres,  au  scrutin  sccret  etil) 
flnjonti  absolue,  les  jnges  d«  la  haute  Cour,  au  nombre  de  dnq  et  dem 
iuppl^aatj.    Les  änq  juges  ippelA  i  Sieger  fbront  dioii  de  lear  pr^deot, 

Les  maglstrats  remplis&anls  les  fonctians  du  ministfere  public  sont  de- 
il^ä  par  le  pr^ident  de  la  Rcpublique,  et,  en  cas  d'accusaüoii  du  pr^sidnt 
on  des  ministres,  ppr  l'Assenibke  natioDale. 

Let  juris,  an  nombre  de  trente-sii,  et  qualre  jurds 
Plii  parmi  les  memUrcs  des  Cosseib  grin^raux  des  d^partements. 

Lei  reiHT^entants  du  fieuple  n'en  peuvent  iaire  partie. 

Art.  93.  Lonqu'an  dto^l  de  l'Asseuiblde  nationale  a  ordönni  U  fenuliw 
de  la  baute  Cour  de  justice,  et,  daus  le  cas  prö?u  par  l'erticie  6E^  sur  Ii  re- 
qriiitioD  du  pr^sident  ou  de  Tun  des  jugei,  le  pn^ident  de  la  Cour  fappeL 
tifii  driftut  de  Coor  d'appel,  le  pr^ident  du  Uibunal  de  prenü^re  intIvK« 
dv  chef-Iieu  judiciaire  du  departement  tire  au  sorl,  en  audience  pubUqtK.  I* 
na^  4'iui  membre  dn  Conseil  g(!n4raL 


'J  Wmn  auch  durch  Gaetrbgerichte  nicht  volUländig  der  Unrats  i" 
BaehäfUthätigkeit  der  framSriiehm  Inttitution  der  l'ruU'hummfs  getiaff" 
wird,  to  ertehHnt  iitte  Bexeiehnmg  doch  noch  am  meisten  zn  enUprreh" 
DU  Oriprüngt  dUitr  fiutäuJton  con  laehverilandigm  SchifdtrirliUm  kuc 
Ücft  tn  Frankrtieh  hü  in  diu  viertehnU  Jahrhundert  zurückßhren.  Ali  li" 
MM»  xeitgtmiUu  tiutüutitm  wHrd«n  m  unter  der  Kaiifrlichen  Regimii 
JNreA  Am  i>*crK  wm  IS.  IKn  1806  Aw  LOkn  ttnftn,  vm  i»  Fabrik-  v>i 


MT  Ifarine,  die  Seegerichte,  die  Handelsgerichte,  d^e  Gewerbgerichte*)  (I^ 
rud'hoiiimes)  und  andere  Specialgeriehte,  behalten  ihre  Organisation  und 
igeiiwärtigea  Befugnisse  solange  bei,  bis  solche  durch  ein  Gesetz  abgeändeii 
erden  sollten. 

Art.  89.  Die  Competenz-GonOiete  zwischen  den  Verwaltungsbehörden 
nid  den  Gerichtshöfen  sollen  durch  einen  besondem  Gerichtshof  geregelt  wer- 
en,  welcher  aus  Mitgliedern  des  Gassationshofes  und  des  Staatsrathes  gebildet 
'ird,  indem  dieselben  alle  drei  Jahre  in  gleicher  Zähl  Ton  (fiesen  beiden  Be- 
örden  dazu  bezeichnet  werden. 

In  diesem  Gerichtshofe  wird  der  Juslizminister  den  Vorsitz  führen, 

Art  90.  Die  Recurse  über  die  Incompeten^  und  die  Ueberschreitang 
kr  Behörden  gegen  die  Erlasse  des  Rechnungsholes  sollen  der  Gerichtsbarkeit 
lieses  Competenz-Gerichtshofes  unterworfien  sein. 

Art.  91.  Ein  oberster  Gerichtshof  entscheidet,  ohne  weitere  Apeilation 
und  Recurs  auf  Cassation,  ttber  die  durch  die  Nationalrersainmlung  gegen  den 
Prisidenten  der  Republik  oder  die  Minister  geführten  Anklage-Acte. 

Er  entscheidet  auf  gleiche  Weise  über  alle  Personen,  welche  des  V^- 
brecfaens,  Attentats  oder  Complots  gegen  die  innere  und  äussere  Sichcfriieit  des 
Staates  angeklagt  sind  und  wekhe  die  NatiooalTersaoHDlQng  vor  deiiselben 
geteilt  haben  wird.  .  i 

Mit  Ausnahme  des  im  Art  68  vorgesehenen  Falles  kann  er  nur  eior, 
schreiten  kraft  eines  Beschlusses  der  Nationalversammlung,  welcher  die  SMiftf 
boeichnet,  wo  der  oberste  Crerichtshof  seine  Sitningeii  halten  soll. 

Art.  92.  Der  oberste  Gerichlshof  ist  zusammengesetzt  aus  fünf  Richtern 
and  sechs  und  dreissig  Geschwornen.  •    < 

Jedes  Jahr  in  den  ersten  fünfzehn  Tagen  des  Monats  November  ernennt 
derCassatioQshof  aus  der  Reihe  seiner  Mitglieder,  in  geheimer  Abstimmung  und 
nach  absoluter  Stimmenmehrheit,  die  Richter  des  oberstem  Gerichtshofes,  der 
Zahl  nach  fünf  Richter  und  zwei  Stellvertreter.  Die  iünf  Richter  werden  dann, 
wenn  sie  zur  Sitzung  berufen  sind,  ihren  Präsidenten  wählen. 

Die  Beamten,  welche  die  Verrichtungen  des  Staatsanwaltamtes  zu  erfüllen 
haben,  werden  durch  den  Präsidenten  der  Republik,  und  in  dem  Fall  der 
Anklage  des  Präsidenten  oder  der  Minister  durch  die  Nationalversammlung 
eroamit 

Die  Geschwornen,  der  Zahl  nach  sed»  und  dreissig  und  vier  Eriplaimigi- 
geschwome,  werden  aus  der  Reihe  derMüglieder  der  Gonseiligeneraiix.  in  den 
Departements  genommen. 

Die  Vertreter  des  Volks  können  dabei  nicht  betheiligt  sein. 

Art  93.  Wenn  ein  Beschluss  der  Nationalvertammlung  die  BiUMbg  des 
obersten  Gerichtshofes  angeordnet  hat,  und  in  dem  durch  den  Art  68.  tor^ 
l^risesdienen  Falle,  wird  anf  die  Auflbrderung  des  Prilsidenten  oder  eines  der 
Richter  (des  obersten  Gerichtshofes)  der  Präsident  des  Appellationsgeriditi^ 
und  wo  kein  Appellationsgericht  vorhanden  ist,  der  Präsident  des  Gerichts 
enter  Instanz  an  dem  Hauptgerichtsorte  des  Departements,  in  öff<bitlicber 
Sitzung  durch  das  Loos  den  Namen  eines  Mitgliedes  des  Ck>nseil  general  iflehen. 


^atideüiUidien  StreitigkeUen  xmtchen  dm  FabrikmUernehmern  und  andern 
irbiitiuntemehmem  oder  Vorstehern  und  den  Geieüen,  IrbeUem  und  Lehr» 
mgen  auexugleiehen.  Das  dabei  vorkommende  Verfahren  ist  ttiHimaHse^  und 
^i^eniffeldHeh.  Genauere  Voreehrißen  ßr  daeeelbe  sind  durch  Hn  epIU&ee 
luetM  vom  %  Auguet  ISIO  gegel^en.  ' 


m 

Art  M  All  joftr  ilidiqiii6  p«r  \t  jugemeni,  %'ü  y  m  moins  de  flooaiU 
jHräs  prtMDts»  «e  ntnibre  sera  complete  par  des  jur^  supplementaires  tirr 
an  Mffty.pwr  le  pn^sident  de  la  haute  Cour,  panoi  les  membres  daConseü  ge 
o<^ral  du  d6partement  oü  siegera  la  Cour. 

,  Art«  95.  Le$  jures  qui  n'auront  pas  produit  d'excuse  valable  seron 
oondamnes  a  une  aaiende  de  mille  a  dix  miUe  fraucs«  et  k  la  privation  de 
dnnts  p<diti(}iies  pendant  cioq  ans  au  plus. 

Art  96.  L'accusv  et  le  ministere  public  cxcrcent  le  droit  de  r^usation 
Gomme  eni  matiire  orc|inaire. 

Art  97.  La  declaralioii  du  jury,  portant  que  I'aocuse  est  coopabie,  im 
peut  6tre  rendue  qu'ä  la  majorite  des  deux  tiers  des  voix. 

,  ^\  Art  99. ;  Baus  ;tous  les.  cas  de  responsabiliti:  des  uiinistres,  rAssembla 
nationale  peut,  selon  les  cirobnstances,  renvoyer  le  roinistre  inculpe,  seit  de 
v^t  la  baute  Gpur(le.jiist^e,  soit  devant  les  tribunaux  ordinaires,  pour  Ic 
r^p^ratuui^  avii^. 

Atll  99.  VkkkiäAAkt  natioHane  et  le  pr^ident  de  la  Republique  peu 
▼ent,  dans  tous  les  cas»  deferer  Tcxamen  des  actes  de  tout  fbnctionnaire,  aotn 
dH^  le  pi'esident  de  h  Repubfiiqae,  au  Gonseil  d'fitat^  dont  le  rapport  est 
ra§4tt  public.  ■ 

4ft.  ,100«.  Le  prf^sident,  de  la  RepubUque  n'est  justiciable  que  de  la 
baute  Cour  de  justice. 

II  ne  peut/ ik  l'exei^tion  du  cas  pretu  par  Tart  68,  ^tre  poursuifi  que 
mt  racoiisation  portee  par  TAsseinblee  nationale  et  pour  crimes  ei  dtÜfts 
senmt  df^termin^s  par  la  \ak,   - 


1 1 


^.     I    •    r 


Chapitre  IX.    De  la  forte  publique. 


Art.  101.  La  furce  publique  est  instituee  pour  defendre  r£tat  cc»lR 
les  ennemif  dn  delKirs,  et  pour  assurer  au  dedans  le  maiptien  de  l^ordre  et 
Itetfeutiott  des  lobi  ^ 

Elle  se  compose  de  la  garde  nationale  et  de  rarttl^^  de  terre  et  de  tner. 

/      Atm  W%    Tout  Frfn^l,  sauf  les  exceptions  fixees  par  la  loi,  doitle 
seinric^  milM^ii^  f)t  celui  de  la  garde  nationale. ,. 

La  facultä'  poui^  chaque  ciloyen  de  se  liborer  du  servite  mflitairepe^ 
&atibfll  sera  r^glfe  i^ar  Ut  loi  de  recrutement 

.,Art*,lC)^    tJorganisation  de  la  garde  nationale  et  la  Constitution  de 
raMrai&e  fei-pnt.  r^glees  p^r  1^.  lof» 

Art.  104    La  force  publique  est  essentiellement  obeissante. 
'    ^  Ifui  cor(M  armi^  ne  p«m  d^ib^rer 

V,  ,  AifttlM^M^M^rce  publique»  en^plojee  pour  mainlenir  l'ordre  a  rin- 
tif^iir« .  a!agiV  fi¥e  ai;^Ja  rcq^^tipn  des  autorit^  con^tituftes,  suivant  1« 
ribgles  d^termin^es  par  le  pouvoir  legislatif.  ^^v» .  v   u  l  ^'^>\ 


i.  Wenn  an  dem  dfirch  riditertiehen  Atü^pitidi  angfeieigt^  Tag 
iechszig  Geschworene  anwesend  sind,  so  wird  diese  Zahl  düttli 
de  Geschworene  ergänzt,  welche  von  dem  Präsidenten  des  ober- 
ihofes  unter  den  Mitgliedern  des  Gonseil  general  in  dem  Departe- 
r  Gerichtshof  seine  Sitzungen  halten  wird,  vermittelst  des  Löoses 
ien. 

>.  Die  Geschworenen,  welche  keine  gültige  Entschuldigung  für 
en  vorgelegt  haben  werden,  sollen  zu  einer  Geldbusse  von  1000 
ancs  und  zur  Entziehung  der  politischen  Rechte  während  eines 
n  höchstens  ftknf  Jahren  verurtheilt  werden. 

{.  Der  Angeklagte  und  die  Staatsanwaltschaft  üben  das  Ableh- 
US  wie  bei  dem  gewöhnlichen  Verfahren. 

7.  Die  Erklärung  der  Geschworenen,  dass  der  Angeklagte  sehnl- 
I  nur  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  d^r  SiinMnen  abge- 
tt. 

).  In  allen  Fällen  der  Verantwortlichkeit  der  Minister  kann  4lie 
nmilung  nach  den  Umständen  den  angeschuldigten  Miai&Uc»  in 
livil- Entschädigung,  entweder  vor  den  obersten  Gerichtshof  oder 
hnlichen  Gerichte  verweisen. 

l  Die  Nationalversammlung  und  fler  Präsident  der  R^nblik 
illen  Fällen  die  Prüfung  der  Handtungen  jiediss  abdem  Beamten, 
ienten  der  Republik,  dem  Staatsrath  übertragen,  dessen  Beridit 
ifTentlichen  isL 

)0.    Der  Präsident  der  Republik  kann  nur  Tor  dem  oberston  Ge- 
Gericht stehen. 

in  mit  Ausnahme  des  im  Art.  68.  vorhergesehenen  Falles,  nur  auf 
Nationalversammlung  erhobene  Anklage  und  für  solche  Vorbre- 
rgehen  gerichtlich  verfolgt  werden,  welche  durch  das  Gesetz  be* 
werden. 

Neuntes  Capitel.     Von  d^r  effnUlidm^  Mfaeki. 

11.  Die  öffentliche  Macht  ist  gebildet,  um  den  Staat  gegen  die 
Feinde  zu  vertheidigen,   und  um  im  Innern  die  Anfirachilfaltung 

und  die  Ausführung  der  Gesetze  zu  sichern. 
ileht  aus  der  Nationalgarde,  dem  Landheere  und  der  Flotte. 

12.  Jeder  Franzose  ist,  mit  Ausnahme  der  durch  das  Gesetz  be- 
lle,  zum   Kriegsdienste  und  zum  Dienste  in  der  Nationalgarde 

^rgünstigung  für  jeden  BDrger,  sich  von  der  persönKehen  Ablei- 
iegsdienstes  zu  befreien,  wifd  dnrch  das  Recratirungsgesetz  ge- 

13.  Die  Organisation  der  Nationalgarde  und  die  Einrichtong  des 
;eres  sollen  durch  das  Gesetz  festgestellt  werden.  .- 

'4.  Die  öffentliche  Macht  ist  wesentlich  znm  Gehorsam  verpflichtet. 
ewaffnetes  Corps  darf  Befathsdilagutogen  halten. 

5.  Die  öffentliche  Macht,  welche  zi^  Aufrechthal tnng  der  Ord- 
eren verwandt  wird,  handelt  nur  auf  die  Anffordehiiig  der  ein- 
törden,  indem  sie  den  durch  die  gesetzgebende  Gew«ll  bettimm- 
agen  Folge  leistet.  .    >     . 


/ 
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Art  100.    Une  loi  d^terminera  les  cas  dans  lesquels  T^tiri'de  fliege  pourra 
hrt  declare,  et  reglera  les  formes  ei  les  eflets  de  cette  mesore. 

Art.  107.    Aucune  troupe  etrang^re  ne  peat  Are  iillroduite  sar  le  terri- 
toirefirancais  sans  le  consentement  pr^alaible  de  TAssembl^  natioDale. 


Chapiire  X,    DitpotUiofu  parHculihre$. 

Art  108.    La  L^gion-d'Honneur  est  maintenue;  ses  Statuts  seront  reri-. 
ses  et  mis  en  harmonie  aTec  la  Constitution. 

Art.  100.  Le  territoire  de  TAlg^rieet  des  oolonies  est  dedare  tenitoir« 
firan^s,  et  sera  regi  par  des  lois  particuli^res,  jusqu*i  ce  qu'une  loi  speciale 
le  place  sous  le  regime  de  la  presente  Constitution.    > 

Art.  110.  L'Assemblee  nationale  confie  le  d6p6t  de  la  presente  Con- 
stitution et  des  droits  qu'dle  consacre  ^  la  garde  et  au  patriotisme  de  tou5 
les  Francais. 


Qiapür$  XL     De  In  rMHon  de  la  CamMitUan.    . 

Art  in.  Lorsque,  dans  la  demi^re  ann^e  d'une  l^gislature,  rAssem- 
bl^e  nationale  aura  emis  le  voeu  que  la  Constitution  soit  modifi^  en  tout  oa 
en  Partie,  tl  sera  procede  k  oette  rMsion  de  la  tnani^re  suivante: 

Le  TQBU  expri^e  par  TAssemblee  ne  sera  converti  en  resolution  d^fini- 
üfe  qu'apris  trois  deliberations  consecutiVes,  prises  chacune  a  un  mois  d'in- 
tenraUe  et  aux  trois  quarts  des  suffrages  exprimes.  Le  nombre  des  votints 
d^yra  ^tre  de  cinq  cents  au  moins. 

L'assembl^  de  revision  ne  sera  nomm^  que  pour  trois  mois. 

£Ue  ne  devra  s'occuper  que  de  la  revision  pour  laquelle  eile  aura  ^te 
convoqui-e. 

Neamnoins,  eile  pourra,  en  cas  d'urgence,  pounroir  aux  necessitfs 
l^slativcs.  t 


Chapitre  XIL    Disposüiom  tramitoires^ 

Art  112.  Les  dispositions  des  Codes,  lois  et  r^glments  existants,  qoi 
ne  sont  pas  contraires  k  la  presente  Constitution,  restent  en  vigueur  jiuqitl 
ce  qu'il  y  soit  l^galement  deroge. 

Art.  lldb  Toutes  les  autorites  constitu^  par  les  lois  actuelles  demeo- 
rent  en  exercice  jusqu'^  la  publication  des  lois  organiques  qdi  les  concement 

A^  114.  La  loi  d'organisation  judiciaire  döterminera  le  mode  special 
de  nomination  pour  la  pnpp^re  composition  des  nouYeaux  tribunaux. 

Art  115.  Apr^  le  vote  de  la  Constitution,  il  sera  procM^,  par  TAs- 
semhl^  nationale  Constituante,  k  la  r^daetion  des  lois  organiques  dont  renn- 
m^ration  sera  d^tennin^  par  une  loi  sp^ale. 


ff 
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Art.  lOd.  Ein  Ge^U  wird  die  Falle  feststellen,  in  welchem  der  Bela- 
ingsnistand  erklärt  werden  kann,  und  wird  zagleidh  die  Formen  und  die 
"kungen  dieser  Maassregel  bestimmen. 

Art  107.  Keine  fremden  Truppen  könnentohne  die  vorausg^gangeaie  Zu- 
imung  der  NationalTersammlung  auf  das  Französische  Gebiet  geführt  werden. 

Zehntes  CapÜel,    Besondere  BesHmmmgen, 

Art  108.  Die  Ehrenlegion  treibt  aufrecht  erhalten;  ihre  Statuten  sollen 
dirt  und  in  Uebcu'einstimmung  mit  der  Verfassung  gebracht  werden. 

Art  109.    Das  Gebiet  von  Algerien  und  den  Golonien  wird  als  Fran- 
sches  Staatsgebiet  erklärt  und  soll  nadi  besonderen  Gesetzen  bis  zu  dem 
|)unkte  regiert  werden,  dass  ein  eigenes  Gesetz  dasselbe  unter  die  Leitung 
gegenwärtigen  Verfassung  stellt 

Art  HO.  Die  Nationalversammlung  vertraut  die  Obhut  der  gegenwär- 
»  Verfasung  und^  der  durch  sie  geheiligten  Rechte  der  BeschiHzung  und 
a  Patriotismus  aller  Franzosen  an. 

Eüftes  CapitiL     Von  der  Revision  der  Verfashmg. 

Art  111.  Sobald  in  dem  letzten  Jahre  einer  Legislaturperiode*)  die 
tionalversammlung  den  Willen  ausgesprochen  haben  wird,  dass  die  Verfas- 
ig  im  Ganzen  oder  theilweise  modifidrt  werden'  soll,  so  wird  bei  dieser 
Vision  in  folgender  Weise  verfahren  werden: 

Der  durch  die  Versammlung  ausgesprochene  Wille  kann  nur  in  einen 
Snitiven  Beschluss  nach  drei  auf  einander  folgenden  ßerathungen  verwan- 
It  werden,  von  denen  jede  in  dem  Zwischenräume  eines  Monats  gehalten 
d  mit  drei  Vier^l  der  Stimmen  zum  Beschluss  gekommen  ist.  Die  Zahl 
r  Siimmgeber  muss  wenigstens  aus  500  bestehen. 

Die  Nationalversanunlung  zur  Revision  wird  nur  auf  drei  Monate  erwähU. 

Sie  soll  sich  nur  mit  der  Revision  beschäftigen  dürfen,  für  welche  sie 
sammen  berufen  ist 

Doch  wird  sie  in  dringlichen  Fällen  nothwendige  legislative  Arbeiten 
sorgen  können. 

Zwöjpes  Capitel,    Vorübergehende  Bestimmungen. 

Art  112.  Die  Bestimmungen  der  bestehenden  Gesetzbücher,  Gesetze 
id  Reglements,  welche  mit  der  gegenwärtigen  Verfassung  nicht  im  Wider- 
röche  stehen,  bleiben  in  Kraft,  bis  sie  auf  gesetzliche  Weise  abgeändert  sind. 

Art.  113.  Alkknach  den  gegenwärtigen  Gesetzen  eingesetzten  Behörden 
rbleiben  in  AlisSU||;^g  ihrer  Functionen  bis  zu  der  Bekanntmachung  der 
säuischen  Gesefii|^;^^elche  sie  betreffen. 

Art  114  Das  besetz  über  die  Organisation  der  Gerichte  wird  das  bt- 
Ddere  Verfahren  bei  der  Ernennung  ftlr  die  erste  Biklung  der  neuen  Ge- 
•hte  bestimmen. 

Art  115.  Nach  der  Annahme  der  Verfassung  wird  von  der  cpnstitui- 
Qden  Nationalversammlung  zu  der  RedacUon  der  organischen  Gesetze  fort- 
scbritten  werden,  deren  Anzahl  durch  ein  Dji^nderes  Gesetk  bestimmt 
irden  soll. 


y  Also  möglicher  Weise  in  jedem  dritten  Jahre. 


''.^♦' 


Art.  11&   Ilscni  procM^  i  U  pragiin  «ed^  dn  pNsMnt  di  k  IC 
pnbÜque,  coslbniiteiait  >  la  ki  ap^cüle  reodae  |>ar  rAwönblte  nwliOBik 
28.  octobre  1848. 

^DdiUre  en  seuice  publique,  k  PacUt  le  1  .iM>ialit>nt  t848L 

Le  President  et  les  secr^taires-' 

Armand  MtaraA    Lio»  Robert    iMtuMm.    Bkmari.    £mile  Pean. 

Ptupin.    F.  Dtgtorgu, 

Le  preudent  de  TAsseinbi^e  nationale. 
Armand  Marrait. 


pa  ich  hier  nur  eioe  Sanunluug  der  Verä^suagsorkuaiteD  » 
Uafero  und  den  nothweodtgen  geschichtlicben  jnsammenhiBg  do- 
Thatsachen  zu  ertautera  habe,  so  enthalte  ich  mich  jed^  KrJtt  eAi- 
zelner  Bestimmunge)!  dieser  Verfassung,  die  an  sieb  rascb  genug  dai 
Fortgang  der  poliU'schen  Entwickelung  der  Repul)Iik  oufdräng(;n  wird 
Nur  so  viel  aug  doch  Bijchtig  bemerkt  werdeo,  dass  iclion  in  Jit 
resfiist  die  Verantwortlicfakei  t  ik-s  Präsiileiiten  der  Republik  nebtn 
der  Verantwortlichkeit  der  Minister,  die  allein  von  dem  verantwaiili- 
dien  Präsidenten  zu  ernennen  sind,  die  stüikslea  Schwankungen  in  der 
gesaniniten  Staatsverwaltung  iiervorgerufen  und  statt  eine  Garaolie 
der  Freiheit  zu.gewähreo,  geradezu  der  Willkülir  ein  geräumigM 
Feld  eröBhet  hat  Man  sehe  nur  auf  das  Beispiel  der  WerhseJDiig 
des  Ministeriums  am  1.  November  1849,  obschon  dasselbe  ^\^  iibw- 
wiegendste  Majorität  fiir  seine  Handlungen  in  der  Nalionalversamm- 
lung  besass.  ManNergleiche  damit  <\a&  frühere  Benehmen  des  Pro- 
sideoten  in  der  Röaitscben  Angelegi^nheit  (Mai,  Juni  1S4!))  und  an 
Entgegengesetzte  seiner  persüiiliclieii  Handlungsweise  mit  der  im 
Ministerrathe  vom  Präsidenten  gebilligten  Pülitik  der  PranzösisclM 
Regierung.  Solches  Verfahren  svU  in  der  jiersünlichen  ^'e^.1nlH'u^<' 
licbkeit  des  Präsidenten  seine  Rechtfertigung  linden.  Als  funlÜg 
Jahre  früher  die  Französische  Bepublik  bei  einer  ähnlichen  Gestal- 
tung djie  CoasuIarverfassuDg  orliidt,  wirkte  Naptrieoättonaparte  miO' 
destens  ganz  unverholen  dahin,  dsss  auch  in  der  ^arftissuugsurkuBdr 
nicht  einmal  der  Verantwortlichkeit  der  Consuln  gedaclit  «unk 
(Bd.  LS.  331).  Doch  praktisch  noch  unverträglicher  als  die  StellDiig 
des  Präsidenten  wird  sich  offenbar  der  ^Tosse  Anihei)  der  National- 
versammlung an  der  vollziehenden  Gewalt,  besonders  in  Bezug  aui 
die  auswärtigen  VeiiiäUqisse,  zum  grossen  Nachtheil  des  Staates  ha- 
ausstellen.  Die  Vergleichung  des  Senats  in  den  NordamerikanisclKB 
Freistaaten,  der  bei  der  geringen  Zahl  seiner  Mitglieder  wie  eine 
BebJHxle  liingirt,   mit  dem  schwerfälligra  Körper  einer  Natiooiher- 


All«»  dw  Nilloi>tli«nHMlnag.4m'  2li,OgMMr  lffll|m¥i^ 
kiQcMtiM'iMdiriitflii.'weniMV«  .  ■  ,i  ■ -m.  ■'■A,:^.  • 
iUffien  in  BlhPtiidicr  Sawaff;««  ging  »pi  i,W<^(«irfiflrjpiy. .,  . 

Mr  Pratidem  laA  die  Sttmlaini  i't 

tithmul     LwMKabML     Uaärim.    Aponl.    MtlH  ^nm.  w 
PtVin,   P.ptgoirga.  . 

Der  Priilidebt  d«r  NBlioDahentawiltas. 


;  aus  750  Mitgliedern  wird,  auch  abgeseben  Von  der  gUB 
eoHTligen  Stellung  der  Amerikanischen  Veriiültnisse  zu  dan 
:heu ,  die  unuiisbleillichen  Hindernisse  Tür  eine  Eweckniässige 
der  auswärtigen  Politili  der  Franiostscben  RepubHk  redit 

Licht  stellen.  Die  Artikel  313,  54,  66,  107  gewähren  min- 
ien Beweis,  dass  wohl  begründete  poHtische  Erfalimngen  bei 
filussnahtne  solcher  Bestimmungen  nicht  berücksichtigt  sind. 
)  im  Schlussartikel  der  Verfassungsurkunde  erwalinte  beson- 
eU  vom  2$.  October  1848  ordnbte  nn,  dass  die  Wahl  des 
Präsidenten  der  Bepublik  nach  Art.  46  der  Verfassung  am 
mber  stattfinden  sollte.  Der  Wahlact  wurde  an  dem  fest- 
Tage  vorgenommen  und  die  Wahlurnen  an  dem  Abend 
istfolgenden  Tages   geschlossen.     Vji  waren  über  7,000,000 

abzugeben,  welche  auf  sechs  Candidatcn,  Louis  Bonaparte, 

Cavaignac,  Ledru  Rollin,  Baspail,  Lamartine  nnd  General 
riicr,  aber  in  sehr  verschiedener  Anzald  gefallen  waren.  Die 
rende  Nationalversammlung  setzte  am  12.  Uecember  eine 
ion  Eur  Prüfung  der  Wahlacts -Protokolle  aus  25  MilgHedem 
jse  erstattete  am  20.  December  in  der  Nationalversammhing 
cht,  nacli  welchem  7,326,343  Wühler  constatirt  waren,  von 
434,000  für  Louis  Bonaparte  *)  und  l,44S,00O  für  Cavaignac 
1.    Der  Bericht  ermähnte,  dass  mit  Ausnahme  Grenoble's  die 

überall  ruhig  von  statten  gegangen  wären,  dass  zwar  meh- 
regelmäsaigkeiten  sich  bei  den  Wahlen  an  einigen  Orten  ein- 
len  hätten,  demungeachtet  die  Wahl  des  Bürgers  Louis  Ns- 
lonaparte  als  vollkommen  regelmässig  anzuerkennen  sei.  Der 
I,  dass  Louis  Bonaparte  im  Auslände,  (im  Schweizer  Canlon 

Am  21,  December  wurde  von  den  Seeretären  der  Committioit  lur 
der  WahlprolokoUe  ein  genauere!  Reiultat  der  WaMen  veröffenllieM. 
weUien  betrug  die  Gaammtsahi  der  abgegei>enen  Stimmen  7,449.41L 
n  5,534,5ÜÜ  fuT  louii  ^apl>lem  Btmaparte,  l.iAÜMi  /lir  CaoaiÖnat 


m 


mdi^W^mtik  «digeiibt  htbey  mmt  wtm .  iat^  (kmmimm  firorid 
stidAips  (;egen  seine  passive  WahlfKhigfeMt  bmlitat^'^l^ 
sion  mSui  dctoadb  ibr,  dbn  Mr^  Loirfs  Nlit>oleob^  1^^  al 
Präsidenten  zu  piroclMiiMD. :  Darauf-  MraV  fiMeral  Cavaignac  al 
MinJstei^-PrSfcident  mid  Oicf  der  proifeörisehen  VerwAltiiiqr -^  W 
büne  und  legte  für  sich  und  seine  Gollegen  die  Staatsgewalt ,  die  0 
sechs  Monate  grfSbrt^iMtle,  in'  die  Hände  der  NatiUnahersaniniloiM 
nieder.  Unmittelbar  3arauf  Mgfe  ?oii'  d^  Präsid^ten  der  Nationaf 
Tersammlung  Marrast  die  Proctamation  des  Ge^t^btteir  ndt  Mgendeo 
W«teii:  i»lm!NMDQ»  desPrandaiacliai  ToOri*  fMdaaim^^Ub^ 
mit,  to  B0Mi:U  dtlss  der  Bilrger  Qiiriet  i^^ 
t^  WMiUahfgMts-Bediii^^  BiiQUcht  Mfdh;«!!!- 

MKnaMielli  Oe  er  Tmhilgt»  des  BiMger  GhM«  Look  !lvfllMli 
Miaparte  Knft  *  der  TeHSisräBg  ma^  PrütidenMi  dei*  ftanioliAte 
K^poMHrirra  diesem 'hge  ab  üb  zmä  dritten  Bomrtag  deftliatelfiil. 
fcb  Ildedk  BärgerLouif  Nopoieoii^BteaH^ 
Hl  iilhehii«d  de»  Bitt:dar¥erAnsnng*^a^bMeB.^<  BoMpaitt  legte 
den  in^'Art  4a  der  Yerftssteg  TdriJbsiMebetien  uad^aoiMaiitt- 
*m  der  Jitfo^aMr^fanlMg;  TorgdeseiMi  EM  «i  dir  fHhn»il^ 
woravT  der  Letitere  die'  olentKfche  BtbnntatdM«  imiBfmkm- 
Htlmin  aBeff'GemeiiideD  der  FitaiSMacbea  Aeim 
dM  neuen  Präsidenten  das  Wort  la  eiov^AitfMfisMie  ffar  üi 
Amt  oHieiKe.  *  Autf^der  an  stdi  wenig '  bedeutend»  Imd.  teM 
Bedetedf^  nor  iwei' SäM  aAgefiUirt-Werd»^  um:  diftrwmiMii- 
denten  gleich  hei  sefnev  AmtMitritt  au^estelltcn^ 
adne  Polttik  näbei*  zu  erkKren.  /rieh  wiH  wie  Sie  {t 
der  Natieoalveraaninilung)  die  BepttbMk '  begründen, 
auf  ihren  Gnmdlagen  feststellen,  Iräffgeti  und  aHe  geeigBalM  MIW 
au&ttcfaen,  um  die  LeMev  dieses  edelmütUgen  und  eintfeMMrelii 
Vo^  z6  Mdtenir  welcbee  mh-^ein  so  giänxendes^ 
T^WHiens' gegeben  hat.  Mit  d^r  Onkrang  und  i  dv m  ^ Frieden 
unser  Land  sieh  aufkiditen,  seine  Wänden  heamt^db  Int gsüaflli 
Borger  zuröckfiihren,  die  'LeidenscUaften  beaäMJpBiimMladte  » 
gKddiefaen  Völkerschaften  unferdUitBen.''  «-^  Spl^'mi  dMMta 
TÜge  <90.  Deoember)  ^nannte  der^  neue  Präsident  des  AEMtsMoi 
Odilen  BarroC,«»)  weleher  neben  dem  JüftiEdeperiement  «lieb  migMii 
den  Vorsitz  im  Ministerium  erhreit,  jedoch  mit  der  Beschränken 


V  DahObe  hai  foitnn  Jahr  obm  weienOiehi  Abämiinm§  dfa  fmd- 

'iie  oSer  iiic^f  auf  iM  Wm$eh  der  tHnifier,  ici^derh  Ut  ffffge^m^t  SWtJtt- 
nmg  wm  SeUen  ied Frondentm  gegen  4m  WUlm der Minmer  vor'ri^ gm§. 


*'l    *     •»•.        I  it-,   •    i.r.rM!** 


ir  dann  lu  fiihren,  wenn  der  Präsident  der  Republik  daran 
iert  wäre.*)  l)os  Ministerium  wurde  in  neun  Factiministerien 
Ä,  »gl.  Art.  66.:  I)  Justiz,  2)  auswärtige  Angelegenheiten, 
Ve  Angclegenlicilen ,  4]  Kriegswesen,  5)  Marine  und  ColMiien, 
lltlrchcr  Unterricht  und  CuHus,  7)  Öflentliclie  Arbeiten,  8)  Acker- 
id  Handd,  9)  Finanzen.  —  Zum  Vicepräsidenten  der  He- 

wurde  in  Folge  des  Art,  70.  der  Verf.,  aus  den  drei  vom 
mten  Bonapiirte  vorgeschlagenen  Gsndidaten  Boulay  (de  la 
le),  General  Baraguay  d'Hilliers  und  J^taatsrath  Vivien,  von  der 
^Versammlung  in  der  Sitzung  am  20.  Januar  1840  Boulay 
7  Stimmen  erwählt  und  sofort  prociamirt.  Ueber  die  Dauer 
Amtes  ist  in  der  Verfasiiung  nichts  bestimmt, 
fie  Bedaction  der  organischen  Gesetze,  wetclje  im  Art.  llö. 
tfassung  noch  als  eine  Aufgabe  der  constituirenden  National 
mlung  in  Anspruch  genommen  wird,  bescliäftigle  noch  über 
bes  Jahr  neben  vielen  Gesetzentwürfen  der  einzelnen  Ministe- 
td  der  Prüfung  des  Budgets  für  1849  die  Thätigkeit  der  Nii 
Tsammlung.  Unter  jenen  verdienen  besonders  das  Gesetz  über 
[anisation  des  Steatsrothes  und  das  allgemeine  Wahlgesetz  her- 
»ben  zu  werden,  weil  sie  als  eine  wesentliche  Ergänzung»- 
Br  die  Verfassung  betrachtet  werden  können ,  vgl.  Art  27,  38 
'.  Am  29.  April  1849  hielt  die  conslitutrende  Nationalvir- 
mg  ihre  Schlosssilzung,  aber  in  einer  der  letzten  Sitznn- 
^  April)  zeigte  ihr  Beschluss  in  Bezug  auf  die   Verhältnisse 

and  Ungarns,  wie  die  Majorität  ihrer  Mitglieder  doch  sq 
lesonnenern  Haltung  bei  der  Würdigung  der  auswärtigen  Po^ 
r  Französischen  BepubNk  gelangt  wäre.  Der  Beschluss  (mft 
tnmcn  gegen  184  gefnsst)  lenkt  zwar  die  ernsthafte  Authierlc- 

der  Regierung  auf  die  Ereignisse  und  Truppen  bewegungoi 
D  Staaten  Europa's ;  durch  die  daraus  möglicherweise  für  die 
:  und  dag  Wohl  der  Republik  entstehende  Gefahr,  sowohl  io 
mem  wie  auswärtigen  Verhältnissen,  empfiehlt  der  Beschluss 
jierung  die  erforderliciien  Massregeln  zu  treflen,  um  sie  kräf- 

schützen;  aber  Flocon's  dringend  empfohlener  Zusatz  zuni 
e  „und  um  die  Unabhängigkeit  und  Freiheit  der  Völker  in 
xa  nehmen"**)  wurde  mit  346  gegen  269  Stimmen  abgelehnt; 
lit  unreife  HoSTnungen  im  Auslände  zu  nähren.  ■ 

I  Dem  nm  gebildeten  MinUlerium  mm   1    November  1849  fehlt  dtr 
\t  und  BmaparU  erklärte  demteOtm  in  der  erelen  Sit:ung,   dasi  m 
titietn  Palatte  tith  lu  venammtln  halK  untl  er  in  demielbmden  Vor- 
ftn  würde. 
I  „Et  po»r  lawegarder  l'indepmiance  et  la  libtrli  Act  ptupla." 


Hl^jip  gfsebgf^wade  Natioualversanunluiig  (l'Assemblee  oa- 
RliviOt'  j^acli  dßu  vorgeüchriebeiteu  Formea  der  Verfss- 
^^fHS  ISti  Uitgliddern  gebildet,  eröfTaele  ilire  SitzuDgen 
lil.^|itl.|84|||t  Sie  erhielt  die  nach  dem  Art.  52.  der  Verf.  an- 
••ft^RSt^  WCM!  Itoteetuirt  des  i'räsidi^eu  am  t>.  Juni,  wclclje  eioe 
ftMrtylb'W-Jlg^-  ÄflgClegenheitcii  der  Froiuöstscben  Republik  seit  dem 
AnlM|!h#t  itß  ^sidcnten  enthalt ,  uud  sowohl  die  allgemeinen  in- 
iP^.iiiHil,«MWiHt)8F'^  Verbiiltnisse,  wie  im  Specielleti  die  linanctellv 
m4  wJiDiifiitntim  tage  des  taudcä  erläutert.  Der  Vcrsucb  der 
tfwBtWtlWT  'den  jp^sidenlen  und  die  ganze  bestellende  Begierung 
49(  «(iiriti^fJM^ein  äf^r  Kampf  gegen  Rom  ohne  die  Zustimmung  der 
NatioDalvemmmliHiii,  n/s  eine  Verletzung  der  Verfassung  (jVrt.  54.) 
flUÜrt  iWinl*  ^^nti9rt  vüllig  an  der  Festigkeit  der  IVlajoritat  in  dcr 
MnoilnrPWfnlpW  General  Changarnier  übernimmt  den  Oberlw- 
9K<^^i^ic^,CHf>^oi)  und  die  9  mit  der  Hauptstadt  gleichieilig  in  , 
lim.  IMi'IIHHIIIIIJ'^'i'llliiil  erklärten  benachbarten  Departements  (erste 
HHHIiM^irillwOki  Pi>4  >'■  wenigen  Stunden  ist  in  Paris  der  Au&luid 
H<:Y&IIU([  WtfllriBMkt>  dass  (li<!  nachfolgenden  Bewegungen  in  den 
gl.iiUM|ll^|tii(HFn  .  dpe  mittleren  und  südlicben  Frankreichs  kvineo 
i4KMH<^M(WHQ4  durch  die  gewöhnlichen  Mittel  der  bewoQbelcii 
Micfel  l^«NU|t  wmUlpo.')  Die  gerichtliche  Verfolgung  der  Badelaruh- 
fw  JflWtl  '^"ffiftrrrilff"-  welche  theils  ins  Ausland  entfliehen,  (lidli 
fOraiAet  wonje«, .  befreit  die  Natinnalversammlung  von  den  radiul-  I 
■takJfJIglMnQ  dflr  Bergparthei,  indem  jene  durch  mehrmab  wie- 
4lrtMl>  Bpw:Wii)lin  (uuf  die  Requisitionen  des  Generalprocurators  fW 
BaiU  w  Hh  18*  Jind  30.  Juni)  die  Genehmigung  zur  Verhaftim 
Itiar^in  dmoi  Apfatand  verwickelter  Collegen  giebt.  Der  PröqN 
dMItlk  bWi'inw  November;  der  oberste  Gerichtshof  hatte  swl 
Sil|pi|WXQ<  Vw^es  angewiesen  erbalten,  das  Schwurgericht  nf 
ambülil.  Vk  v^i^.  d^  Verfassung  gebildet:  der  Urtbeilsspruti 
'^  I  «n^  U),  Kwtpraber  1849,  durch  welchen  2ä  Volksveii^ 
Von  diesen  waren  17  ins  Ausland  enlfloben  lut 
H  ifi;  zur  Deportation  verurtbeilt.  **)  Seit  dem  M« 
liMSiliMliSe  iMUflMl'  der  gesetzgebenden  Nationalversammlung  durdi 
IMÜi9,Jnppr4  Unii^i^  weiter  unterbrochen;  sie  hat  nocli  zwei  uo<J 
m  knik  Jfhn  kk  ^^^  Schlüsse  des  Mais  1352  zu  ta^en  und  kann 
bei  der  frermaiwin  ■'<r^^  V^sammlungsrechts  nach  Belieben  eioe 
l  auf  lane  Zeit  sich  gestatten. 


mmg*tuiland  erkläri  icurden. 


MX 
V»"* ■■ 

•■i,',: 'Spaolen.      * 


len*  Conslilucion  politica  de  la  Honarquia  Espatiola  pro- 
:a<li(  d  13  de  Uareu  de  1812  Gsdii  Fol.  54ä.  —  El  Estaluto 
gado  en  Madrid  el  lOdc  Abnl  1834,  Madrid  Fol.  -  In  der  Ga- 
Irid  befindca  steh  di«  oDIciellrn  Abdrücke  der  cAvndSesetze 
;n  18ai-37. 

■mlttelt  *]  Francisco  Uartinez  de  Marina,  tcoria  de  las 
ides  JuDlas  nacionales  de  los  reinos  de  Leon  y  Castitia,  Madrid 
'0.,  ins  Französische  Ubersclit,  Paris  WiO,  8to;  dieses  Buch  hat 
eiber  Er.  MUnch  vorzugsweise  gedient,  feiae  Düchligc  Cocapila- 
leuen  »die  Schicksale  der  alten  und  neuen  Cortes  in  Spanien," 
t— 27.  3  Bde.  8vo.  —  Spanien  und  die  Bevolution,  Leipzig, 
2l,Svo  —  Torcno  (Conde)  histori«  del  levan^amienlo,  guerra 
de  EtpalTa,  Madrid  IS35— 3fi.  4vol:  der  vierte  Band  reicht  in- 
tum  Jahre  ItJlä,  in  wclchem.die  Verfassung  der  Cortes  gegeben 

Schepeler  Geschichte  der  Bevolution  Spaniens  seil  dem  Jahre 
lS26~-27.  2  Bde.  Svo.;    desselb.  Geschichte  Spaniens  seit  der    'V 
Ferdinand's  Vli.,  Beriin  1S30,  fid.  I.  und  desscib.  Gesi^ichU    '  ^' 

1814-23.  Aachen  1832.  -  J.  B,  Pfeilschiflei^  DentwttriBg- 
panischen  Revolution.  AschafEmburg  1B36,  6to  :  sie  enthalten 
lung  Spanischer  Originaiabhandlun gen  aus  den  Jahren  1BD8-23; 
elh.  Hillheilongen  Über  Spanien,  AschaHenburg  1837.  ävo..  2Lie- 

Dufau,  iluvergier,  CollecLioo  des  Coastiluiions.  Paris  1923, 
jlitz,  Europaeische  Verfassungen,  Bd., II.  S.  :i;4ll— 9.5. 


twoi  Grundgesetze  Spaniens  sind  durch  die  neuern  con- 
1  Ümgeataltußgeri  dieses  Lnndes  so  vollstaadig  ausser 
Et,  dass  sie  DUr  noch  einen  historischen  Werth  für<i]ie 
atwickelußg  des  Volkes  behaupten   können.     Zwar    ver- 

;t.  mein  BatiiOnKh  der  StaaUlmntk,,  Bd.  iU..  S.  111  H.  folg. 


,  aiä^-iilE(iliez..<l^  1^  Rosa,  als  ef  in  serner  StdtuDg  ali.  I 
JMmNlf  ^  VisrfaWung  vom  10.  April  18;(,4  "voriegt^,'  mit  s^  | 
VmW  Fader  in  dem  dazu  gehöreaden  Kiulfltiingsttßricbte  i 
weisen,  (bVI  diese  Verlässuog  aur  rein  nationaler  EntwickeldUg  1 
Euhe,  and  dass  sie  sicii  durchaus  an  die  ständische  A(iBbilduii( 
den  letxteB  fcbrhunderten  des  Mittelalters  annähere.  Aber  < 
sich  weder  ia  der  Verfassung  der  Gortes  vom  J9.  .MfiTz  1812, 
JQ  der  zaietif  angeführten  oder  in  der  spatern  VernssungsurfcoB 
Yom  8.  Joni  t83T  Tür  ein  unbefangene«  LVlheil  verjtennen,  daas  ^ 
ninii  grölen  Theilf  als  theoretische  SchöpfuMgen  des  ncunzeliA 
Ahrfaunddp  entstanden  .sind,  und  die  Grundlage  ihicr' politiioB 
ntfahnilBrn  und  ihr  gäfizes  Gepräge  weniger  aus  den  Spaitiscbai 
^UfaältaJssen,  a^  aus  den  Franzosiscben  Revolutionen  und  dendsRi 
läpldbra  gebildeten  canetilutionellen  Formen  entlehnt  habeo-  ft^ 
DwiBen  mithin  aus  den  älteien  Grundgesetzen  nur  die  Bestinmn» 
die  Untheilbarkeit  des  Staates  für  die- Gegenwart  nnrij  tQ|| 
Bedeutsamkeit,  denn  selbst  die  dynastischen  inJltni! 
airfiita  EiWolgeordnung  gind~  durch  die  pragmatische  Sanction  Rt^ 
d^|k  jy.  vom  29.  Mürt  1S30  wenigstens  fiir  jeUt  bcseitigL  j 
'^»m  kn  dreizehnten  Jahrhunderic  hatte  König  Ferdinand  10 
Igl  CMtHicD  durch  die  Ley  de  Seüorio  aus  dem  Jahre  1230  Ai 
IwbeniWikeit  aller  mit  der  Krone  CastiÜen  vereTnigtcn  UdM 
IBBaortiirtt  Btid  dadurch  dem  auch  Tiir  die  Staaten  der  Pyreuai»clii 
riiMikael'vle  in  Deutschland  verderbliclien  Theilungsprincipe  der  (um 
1iä|nf!wl|ier  einen  Damm  entgegengestellt,  auf  welchem  der  sw 
fi^  .o9H  ^6r  Spanischen  Monarchie  mit  grosserer  ZuverlässiM^ 
ffT^ß^  Wiarden  konnte.  Mit  djesem  Gesetze  verband  derselbe  JdR 
■tdhtkBgBdaraurdas  Majora(8gesetz  (Ley  de  Alajoria),*)», 
des  vereiat  bleibende  Staat  nach  dem  Rechte  der  Erstgew 
i^  Jeioch  beineswegew  mit  ausschliesslichem  Vorzugsrechte  dl 
^^yil^ioes  vor  der  weiblichen  Naclikommenschaft  in  verSc^M 
'4pVJb|e^Ba#der8elben  geratlwt  Linie,  sondern  mit  der  au'sdriJcV' 
AatmSBUamnitg,  dus  bei  Ermangelung  des  mam^icheh  &1ms^ 
gn|dda'  NKUkommenschaft  der  w^lichc  Erbe  in  gleicher  Linie  rfw 
tmiinncfefen:  .tn  der  entfernteren  Linie  vorangeht. ") 

m      *)  mUi  iUtttie  befinden  lieh  in  keii^.  Sammlung,  auek  nicht  in  '•'' 
^  CtitHfmt,9«^it^teii  Coteeoim  generat  de  Cortei..Leyt*.  J^n'ri^ 
«am- aiätm.M»fJitfu-eMgaitien  Inhalte  abgedruckt.    Bugo   in  den  Gmiff 
tf'Vfji.  S.  3,  tweifelt  lelbif.  ob  lii  aveh  handKhriftlyi  •« 
■"  '     '  Wir  kennen  nur  ihre  Beitimmiingen  «w  dm  Chrm 
H  de»  $päUren  Oeietsen. 


jtMS^  'it  ^°"'S'   ''^^nn'MKmunff   mU  der  ii«Jk>WJBr«l 


•  , 
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iMliegv  ii#nnd -der  (dgemr  Genau  4enKlbm  n^^ 

KSnigbi  JahamM,  Ferdnani  der  latiRdiMÜ^'MV  idimi 

iM|[oaien  und  die  vondmiaeibeo  aMa^gNJ|ia  NeiMiliiaM 


'Egt  def  gemdmwhirfUidfe 


.V-  • 


iier),  Philipi»  8oin-(diireli  dyiM 

Küoig  von  CastiUen)  und  FerdiniiMtt  de*  Kath.  EnkM,  liH^ 

ddi:  Msto^  Ableb«  1516  fiw  den  Tminigten  GastiiiMhe» 

BesitlUgiin  ioEBropap  AMerika<^  Asie^lmd'MHIil 

me  SpsaMte  Monarchie»  welche  Bii|di8a6r  ZeMPikiiii  mI 

MtiidNB  Namen  Spanien  die  Mm  alMn  nbUclA*  Mrik^ 

I  dbr*  veneUedenen  Kötd^pwcfae  Gaalflien,  h^f  Anfoa^t^ 

rlftmhß^  Mijana  o.  i.  m:  venehintider  lleas.  •Aber  g^Rr 

nacscbwanden  auch  antar  den  ftagieramen  Carls  muf  seines 

4b$  KSpIga  HiUipp  U.»  die  fut  das^ganzä  sitehsiEehhte  JWi»- 

nnifcsten  (JU$  tfiOSj;  di^  gftwi^trolln  BeadnrBnkungen' M 

„^^ It  durch  &m  gcnwiiBme  Vernichbmg  der  fraMfen 

jpInnvunäisfgeD  lecbßder  Corm  von  Gaftjlien  w0Jmt^: 
Wdisotaiteale  ■lonarchilcfaaAllroIrWomite  lichin  den  LihAn 
b#o  noch  in  fanheftirten JSHubderlw ^  in  Ara^,  jüe  lilp 
Umm  Cortet  fleich  Aren  Kinige,  den  Tjtei  und  diel^iMe  Ar 
Mttli/iir  sidi  hl  Anspruch  nahmen.         ' 
p^tOil^lKJtav-  letzte: König  aus  dlBdrllMise  Haiwburg  in  S|$ln|BB, 
|rfih  QirfBhiger  Schwäcbltag  an  Geist^und  Körper,   duf  deslen 
HHWi  mK  seinem  Regierungsflrtrittd  Rrankreidi  und  OesMIfli 
P^eentalioneB  anl^giteD»  md  doeb  35  Jahre  lang  warten  om^ 
lif  <tBeB^n00),  VermochCe  zwar  nicht  selbständig  lHe'%MbML 
g^  BenMnft  auf  Kosten  der  Stindr  und  di^fraiter^n  Of^ 
||n>hi  seMen  Staaten  noch  zu  verstärlen,  abdr  er  toimle  flÄe^     ^ 
|pb  lassita,  wa»  sefaie  übermiithigta  «Minister  trets 
Mt  von  dem  Französischen  und  AirterreidMsdien 
iMd  durchidMftQB  verstanden.   Bei  setaieni«rscfatodeiieii  Stetim- 
ftgjää  über  die  Nachfolge  m  Spanien  und  fci  ion  diesen  Beicte 
(iMefttta  Landern  wuntai  weder  die  hff  de^  Seiioila^ocfa  dlt 

"*— *'       ■  ■     ♦  ■    •        ■  ■•    •  *•    ^;" 

fjghmm  «i  diiMT  fHi,  mk  äi^  Mi§net  mu  (Um  I¥ümMMm 
Pl^rdka^^  äin  NtgoAsäm^  niUUMim  iM  wiCgg<rf<a>'d>f|Mi^ -^yft 
\Äfä.  Ut^eiMm,  meint  Abhandhmg:  Spanien  in  seiiOik  fetWlJNg 
jbäk  Mittkn  Europa'i  «m  16dfif-fn  mankers  Mtf^r^T^MvMTJbM*- 


.•n 


■k 


%|»->il»  Mvorte  bMdlleL  .  Q«  teA  ÜpM  IM'IWMfiVafeBe   ^ 
S^eft  KrbfQlgtftiiag  filwta  «Uff  Um  ^k  ^um  MtiAm^mi 
^jj'ÜrtrtichM  Throo.  nod  n  Folge  d«  Dontfller.RMa«  i(lf  '-^ 
nuitlicb  SpaieB  mm  BeicJen.  NMpel  iM  SlnUMroalY 
tn  ItalieiAch«  Beribuman  für  immer  fetraoaL 
■feh  ait  der  Sfuüviim  Krooe  nur  BDch  dta  Ammv-J 
MtznoffH  vRlHUdeii,  ds  PkUipp  V^  dar'  «rtejfda^ii 
MB9«  DjBUtie  Boaitwa- Spanien,  flu-  dtese  das  Ifnfolge^eirA 
«Hn  10.  UoMTlS  ertfaeittt,  fai  wdcbet  .die  wesentlichsten  BestJot- 
Franiöriidien  Erbfulgeordnung    übertraf 


jpWfetf    Qenn  luSMr  dsr  FflftMtxüng  ita  Utrechter  Friedcnsverin- 
ilii»,'  dwSllB  Sp«iKih^|Jbt)iM  niemals  mit  der  eines  aodera  sootE' 

'  iMmbSUKm  in  Ecit<^  MraiDigt  werdoo  dürfte,  ordoete  dies  Erit- 
Jün^e^pb   da^ Tonugvedit  «lier  Zmlge  der  tnännliclien  Lue 

Wrider  #eIbliclieB  id,  ofane  jedod)  die  weibliche  Linie  gauliti 
rm  Bm^  ten  Hb^m  loaafdilieufld,  welche  jeducti  erst  sadi 
wilder  blöadimig  detllHiiMtaiitiu  In  Hause  BourboD-Spanieo  ia 
frfmefat  m&meinnen  loUl^  Die'Toiphrigbeit  des  Königs  wurde 
'— ^trifllifh.  nUt  wie  in  nwArddi  mil  dem  Anfange  des  viemho- 
Um  Wigijijiihre,  laadem  nj|^  dem  la/bickgelegten  vienehfltea 
JiMdiirdi  ein  bewadttM  CaxJHjd  der  Thronentsagung  Philipp'«  V 
ifbU  ftytiBiteUt  Zar  Aweriaia^iimm  Eitfolgeoidnung  als  eitt» 
Otundgeietui  für  die  Spanisdie  Hdnante  wurdan  noch  einmal  die  \ 
Cortes  nach  aller  Weise  Tersammett  (1713);  sie  iionnten  aoäi  eio- 
■ul  teraUum  ond  an  GranigesflU'  geoeliaiigen.  Aunenlem  Mea 
wi  de  ipäter  nur  noch  z^reimal  im  Lnrfe  des  achtzehnten  JaUup- 
d^  -TCTsUBmell,  *)  indasl  glekhUb  luir  um  der  FörmlichkiJLfl 
gewgeo  und  bei  der  Thronbeateigang  eines  neuen  KÖDi0i.4lNP 
der  HoUigdlig  in  leMea  Oeu  tb*We  bei  der  Kröiiuilg..Q«B(  V-i 
lÄ^I^'lTaB  B^vorden  über  cfngeKhlichene  IfiaakriMfca  w^ 
Tfj^tiuoc '.airer  Pnrllegien  tob  Seiten  der  B^ieroag  vofb^H  I 
iMfon,  wimlai  tie  nicU  boaefalet  and  sogleich  oitlassen,  b«if^| 
Mb'fönnUoie  BenthiiiigGD%rüba-  ostellen  konnten.  ''^1 

'&ir  VerMlIsUBdigai«  des  Erbfalgi^esetzes  Philipp's  V.  (BB*ff 
■odi.  die  pragmatische  Senetion  des  Königs  Carl  lU.  tm  1 
6.  Juli  lT7Q:.  diese  veri^liGfatele  saDuntKdie  mönnliclie  und  weiUkbe 
Mitglieder  des  Kräiigticlien  Hauses  zu  qjmt  standosgemässcn  und  tidi  ^ 
^öiiaupte  des  Stuta  geadimigten  TemiahluDg  mit  Printen  daI  i 
fifniffiiinnfrn  ann  den  sooferalbenillintenhüyseni  Europa's:  im  0it-  , 
ge^pnmiotifcq  Fklle  TerUeren  dieadbeii,  iowie  die  mu  fokbopHte  J 

V  AMt-««4Nf  Mffmit(r«9itfM4)bnin'dmn«4i(,««^  ] 


mm  NacbkmnineB  alle  Ansprüche  m/t  die  Thronfolge,  ühft- 
thnmuQ^-en,  wie  sie  für  uns  Brilische  Konigsliaui'  durcli  die 
iriBge  Act  aus    dem  Jahre  1772  von  Geurg  III.  iUigeoE^ 

li>iiiizüüii»clie  Bevoiutioii  konnte  niclit  verfehle»,  bei  den 
I  Berührungen  zwisibcii  beiden  (Ändern  eine  starke  A.ufra> 
sr  dea  gebildeteren  Classcn  des  Völlig  liervorzurufen.  D'ieaif 
in  so  stärker  zunehmen,  als  die  widerwürtige  Begierui^ 
üB&ürsten  nach  dem  frieden  zu  Basel  (17ää)  auf  der  eiuea 
die  engere  Verbindung  zwisdien  Sfuinien  und  Frankreich 
,   bei  der  Abgestumpftiieit  und  Tlieilii^hniloüigkeit  des  Kti- 

IV.  für  alle  Bef^ierungshaudluitgcn  und  Refurnien,  in  dem 
:tit  nur  die  stolze  Crinnerun^;  an  die  ulten  Vorrechte  der 
:  gegenüber  erweckten,  sondern  auci)  den  Umsturz  der  VQi^ 
Kegierungsgewalt  als  dt^n  einzigen  Uettungsuef:  seh^ 
im  Spanien  oüb  seiner  schniiihlicbGD  Ertuedrigung  wieder 
eben.     Zwar  versuclite    eine  l*arlhei  in  dem  Thronfolger 

den  Begünstiger  der  Beformea  aufzustellen,  und  es  gelang 
Gäewalt  des  übcrmüthigen  Premierministers,  des  xweideuti- 
Jings  des  Königs  und  der  KÖDigiu,  des  gegen  die  pragma- 
iction  Carls  111.  bis  in  die  Königliche  Faii>ilie  durcii  Vo^ 
;  erhobenen  Friedensl iirsten ,  durcli  einen  Aufsland  in  UW 
ürzcn.     Aber  damals  vermochte  ^^'eder  Ferdinand  noch  dos 

Volk  selbst  in  würdiger  Weise  die  der  Ehre  des  Landes 
e  Stellung  einiunefaiiien.  Das  Spanische  Volk  mussle  erst 
fen  LJiuterungsproccss  durch  den  Kampf  mit  Napoleoa 
n,  ehe  ein  neues  selbstständiges  politisclies  Leben  in  Sp«< 
BT  auDiomiBeii  kooitl»  <  ,  ;.,[-„  .  .,|.,|,,  -j  ,,,j.: ;  --... 
iwiitigGD  Hüopter  der  Spaoisabtn  fijmiAtle;.  Cn4  )V.  «nyl 

F^diaand  TIL,  wurden  bdde'Hadi:  Bajbotte  ffiaAti'-^ 
nd  des  mächtigen  SdmtzlKmi  deirsehiediriGlkterUctien^jMi»« 
er  ihre  beiderseitige  UnfäUi^t  zUr.KegiertHV  la  v«lfi|^. 
ie  wurden  von  Napoleon  ijnotoi^,  €arl  IV.  ua-^'mli 

VU.  am  m  Bf«  1808;  die  Ki^e  SpanfÄis  zu  GuBsten 
ül  Ojoastie  ouizugebcn,  welche  der  ältesle  Bruder  des 
loseph  Napoleon  Bnniipurle  be^riJnden  sollte.  Im  diesem 
ligsstamme  in  küriestcr  Zeit  eine  allgemeine  Beislimmung 
«ben  Tolks  zu  erwerben,  uurde  auf  den  uomittelbareu 
I  Kaiserg  Napoleon  eine  Versammlung  der  Spanischen  No- 

E^twerfung  eines  neuen  Grundgesetzes  für  Spanien  unter 
liem  Einflüsse  nach  Bayonne  berufen,    während    des   Kai- 
ig»  Joachin  Afiirat  ikn  dfr  ,Sf^;e  eines  nberl^^^,  Frau-, 
3» 


zöiitdieii  Heeres  ia  MidrU  die  tntennigtisdie  Begieniiig»>ltaiti  mkIi 

seinem    Willen    lenkte,   und   zu  Bittschrilten   für  das  voi^eschütite 
Spanische  Interesse  an  den  Französischen  Kaiser  drängte,    obscbao 
diese  nach  ihrem   Hauptinhalte    von    Napoleon  selbst  dictirt  waren. 
Diese  Verfassungsurkunde  Spaniens  wurde  am  6.  Juli  1808  be- 
kannt gemacht,    an  deiAselben  Tage,   an  welchem  Napoleon  seinen 
Bruder  Joseph  als  souverainen  König  von  Spanien  mid  Indien  iäer- 
lieh  erklärte,    und  ihm  die  Gewährleistung  der  Integrität  and  Unab- 
hängigkeit dieser  Staaten   in   allen   vier   Erdtheil(»t  zus^te.    DieK 
Verfassung   ist    nur  als    ein  vorübergehendes  Staatsgrandgcseti  Für 
Spanien  aniusehen,    da    es   mit  der  Entfernung  der  Napoleonisdn 
Dynastie  wirkungslos   von  dem  politischen  Schauplatze  verschwand, 
wie  es  denn  i4>erhaupt  sehr  wenig  die  nationalen  Eigenthümlicblret- 
ten  und  die  geschichtliche  Gestaltung  des  Spanischen  Volkes  benlct- 
sichtigt  hatte,  aber  überall  ein  Abbild  des  Französischen  Kaiserrcidii 
in  sich  trug.    Dasselbe  besteht  aus  dreizehn  Titeln,  welche  in  um- 
stehender Beihefolge  von  der  Religion,  von  der  Nachfolge  zurKroM 
von  den  Beamten  der  Krone,    vom  Staatsministerium,    vom  Seoit, 
vom  Staatsratlie,   von  den  Cortes,  von  den  Spanischen  KönigreiehM 
und  Provinzen  in  Amerika  und  Asien,  von  der  Gerichtsordnung,  v« 
der  Verwaltung  der  Finanzen,  zusammen   in   123  Paragraphen  h» 
dein,   und  darauf  im  letzten  Titel  noch  23  Paragraphen  anfülU  rat 
allgemeinen  Verfügungen  über  das  ewige  Schulz-  und  Trutzbüniluu 
mit  Frankreich,  über  die  Bechtspflege,  über  die  Majorate  und  Fido- 
Commisse,  über  die  verschiedenen  Grade  und  Classen  des  damaügtti 
Spanischen  Adels,  über  die  Ritterorden,  die  Vorrechte  der  BaskisciOi 
Ptovinzeo  und  über  die  Pressireiheit.   Am  Schlüsse  dieses  soodert«r 
gestalteten  Grundgesetzes  wird  noch  das  Versprechen  geliefert,  d«s 
nach   einem   Zeiträume   von   zwölf  Jahren  eine  Berathung  mit  den 
Cortes  über  Zusätze  und  Abänderungen  dieser  Verfassung  statt  ßndei 
sollte.    Aber  diesen  Zeitraum  von  zwölf  Jahren  eines  unverandertäi 
Bestehens  überlebte  das  Gesetz  kaum  zum   dritten  Theil,    weil  ia 
unmittelbar  darauf  ausbrechende  grossartige  Nationalkampf  dem  Spa- 
nischen Volke  frische  Kraft  zur  nationalen  Entwicklung  verlieb. 

Doch  halte  es  zuvor  bedenkliche  Stadien  zu  durchlaufen,  unJ 
in  einem  derselben,  als  die  Uebermaclil  des  gewaltigen  Siegers  mit 
seinen  Bundesgenossen  aus  Italien,  den  Rheinimndstaaten  und  Po- 
len doch  schon  ganz  Spanien  bis  auf  die  Halbinsel  von  Cadiz  sieb 
unterworfen  hatte,  wurde  von  dem  kleinen  Thelle  der  Widerstand 
leistenden  Spanier  die  Verfassung  der  Cortes  vom  19.  März  ISIS 
entworfen,  welche  auf  die  neuere  Gestaltung  dieses  Staates  den  be- 
deQtMmitaa  Eänlhus  ausüben  sollte,  'fisbea  dea  ProTiocial-JuD- 


a'i,  veMe  dt  LbKw  4S»^fttlb^tigm^ ^.tkaOam  Proiiozn 

^egen  die  Franzosen  durchzuführeo  hatten  und  jenen  denkwürdigen 
juerilla'skrieg  orgiinisirten,  war  in  Cadiz  eine  Generaijunta  ein- 
setzt, an  deren  Spitze  in  Ermangelung  der  in  Frankreidi  gefangea 
gehaltenen  Dynastie  die  BegentschaTt  stand.  Diese  berief  die  Gor- 
es als  Abgeordnete  aus  allen  Ständen  nach  Csdiz,  und  ea 
raren  183  Mitglieder  vorhanden,  die  mit  Einscbluss  des  Präsidenteo 
cne  Verfassung  vom  19.  März  1812  unterzeichneten.  Sie  enthält 
^,i|ieiclie  diftJEäQif^icta«  „Gewalt  in  dm  wMeiMicheD,ii(>tb- 
t  Actea.der  RegioniBj  ijber  dio  Gebühr  besdirankt,  weil 
riM  rnbige  imd  besonneDe  Vertretung  der  Interessen  der-^ecatiren 
Giwitt  bei  dieien  Gortes  oidbt  ■bttfimd.  Wir  finden  £aiiMch  äi 
im  betnAaden  ArtOnbi  üborall  ein  selbttregierew)^  j^ement  der 
Cortes  ohne  den  König  vorherrschen:  wir  kommeit  iiicfat  über  4l> 
säurfe  Urtheil  weg,  ditss  durch,  diese  Verfassungsurkunde  bwsts  Mb 
Uonarcfaie  in  eine  Republik  mit  einem  erblichen  Präsidentes  omgo- 
wmdelt  ist,  der  nur  durch  eine  grössere  Reprüsentatign  und  ritt 
^enderes  Hofleben  von  den  Oberhäuptern  in  andern  BepabUkiOl 
imicnchiedm  ist.  Aus  diesem  Grunde  ist  aber  auch  dieie  '!^1l*- 
SDi^urkunde  ausfiilirlicher  abgefasst,  als  irgend  ein  andete*  Stutk^r. 
gMetz  aus  neuester  Zeit,  weil  sie  zugleich  reglementariscbe 
Anordnungen  enlliält,  die  der  executiven  Gewalt  iiberlassoi  bleilmi 
»Uten.  Doch  hat  dieselbe  bei  dem  wesentlichen  Einflüsse  auf  die 
spatere  Gestaltung  des  Spanischen  und  zweier  italienischer  Staaten 
(Neapel  und  Sardinien)  einen  vollkommenen  Aui^pruch,  hier  nach 
iatsB  ganzen  Inlialte  aufgenommcu  zu  werden,  die  wir  indess  nur 
ioaner  getreuen  Deutschen  Uebcrsetzuu^  Torle^cn. 


Tb-K    "     -iWcrflinnnwgr'^er  CTorteak  •»*•*»    •  • 

"'*•'  vom  19.  Muri:  l»I2.  -.«i-ii  ■«■  #•.  s 

..■  -,.  ',i  i-.n...-' 

W'ir  Ferdinand  VII.,  vuu  GoLlcs  (;iudt:D  und  krtfi.  du  VeriMUing  der 
Spaniidico  Monarchie  König  vuii  S[ianicn,  und  in  seiner  Abwesenheit  uod 
riick&ichllich  seiner  Gpfapgcu^ihall.  die  vun  der  aiisscrürdcnUichcR  Ccncral- 
versammlimg  der  Corlrs  ernannte  ItegentscFinft  des  Reiche.  Ihun  Allen  und 
Jeden,  die  Gegenwärtiges  sehen  oder  hören,  tiund  und  zu  wiKen,  da»  die 
beSRfttcn  Gurtes  nächst  eh  ciiilc 

PofHinche  VerfamauHg  «Ter  Spantachett 
JKcMMircAfe 

dedftifrt  un«  iatoibhlrii  Mljtn.- '       ■■"'^''■■*    ■■!  ^'"'^^ -■'  i':- '  ■;-  '-^  "■ 
Im  Namen  des  alltniiehligen  r.oltes,  Vaters,  Sohnes  und  heiligen  GeilH 
des  l'iliebcrs  tin*^  hüehslen  Geselugi^wrs  der  menschlichen  üeseHsthaft, 

Die  auiserordenlliche  (ieneral Versammlung  der  Corics  der  Spanisdwi 
NvUon,  nachdem  sio  sich  nach  der  sonttal'iRsten  Üntenucbung  uod  rctflicfaiM 
Ueberiegung  Überzeugt  bat,  d&»  die  allen  (irundgcicUe  dieses  Kcictis.  oehil  da 
auf  die  feste  und  UaucrJwflc  Sicherst  diu  ng  der  VoIUicbui:^  derselben  ab- 
iwcckenden  Verfügungen  und  Vorsieb tsmussrcgeln,  den  grossen  Zwccb,  die 
Ruhe,  das  Glück  und  den  Wohlstand  der  garuen  Kation  lu  befOrdOT),  nidt 
gehörig  crrüllen  können,  decrelirt  nachstehende  polilisclic  Veriassung  fBrJie 
gut«  Regierung  uiid  gerechte  Verwaltung  des  Stiates 

Erslcr   Titel. 
Fett  der  Spamtdun  Ifalum  utul  den  ^täaüm.  -, 
Erster  AlNdinitt. 
Fm  4tr  5|>aiiü(!A«ti  AintiON. 
1..  nie  Spanüche  Natwn  twttebt.«iU-all«iSpaiuer«  liadar Hilbkii(rii' 
2.   Das  Spanische  Volk  ist  frei  mid  imabbiugig,  und  ist  und  kann  vä^ 
das  Erbtbeil  irgend  einer  Familie  noch  irgend  «nes  Uenschen  sein. 

ä  Die  SoUTerainetäL  wohnt  ihrem  Wesen  nach  im  Volke;  eben  desb^ 
steht  ihn)  ausschliesslich  das  Recht  ra.  seine  Gmndgesetic  anbnitellaL 

4.  Das  Volk  ist  verpflichtet,  die  bUrgediche  Freiheit,  das  EigenthU 
nnd  die  andern  gesetnnässigen  Rechte  aller  Individuen,  ans  wcklieB  ei  btstiU. 
mittelst  weiser  und  gerechter  Gesetze  lu  erbalten  und  lu  besditttsoL 

Zweiter  AbschnilL 
Fon   den    Spanüm. 
fi.   Spanier  nnd: 

a)  Alle  freie,  auf  dem  Gebi^  beider  Spanien  geborene  nnd  anüt- 
sige  Hanner  und  ihre  Söhne. 

b)  Auslinder,  die  von  den  Cortes  TfaturalisatioUS  •  Briefe  eriuUti 
haben. 

c)  Diqenigen,  wdche  ohne  dergleicboi  Naturalisations-Briefe  das  in 
irgoid  einem  Bezirke  der  Monarchie  geselinüssig  erlangte  Bfir 
gerrecht  lebn  Jahre  lang  aosgelibt  haben. 

d)  Die  Freigelasseiiea,  sobald  sie  ihre  Freiheit  in  den  beiden  Spaiata 


t.  Vatertanddidie  itt  mm  ydcTi  ««cwhtuUu  Pflichten  jedes  Spanien, 
n  so  wie  Gerechtigkeit  divI  WofillliatiKLciL 

.7.  Jeder  Spaoier  ist  geballeu.  Jcr  Vcrias»iiiiK  treu  tu  sein,  ilcii  (icscUcn  , 
{dMrdien  uiul  die  beatchcDdeaBuhÜrdcn  lu  aditi-ii, 

8.  Jeder  Spanier  ohnC  Unlerwiiied  ist  auch  gehallen.  im  Vcrballmss 
WS  Vermögens,  «1  dun  Ausgalen  Ucs  Staats  bei1ulrag1.11. 

8L  £ben  so  ist  jeder  Spanier  vcrjiflichtet,  lur  Vcrllicidjgupg  des  Valer- 
fcs  die  Waffen  lu  ei^reifen,  wenn  er  durcli  das  Ge^selz  dawi  aicFgefor- 
iVfd.  .    .      :■  ..,  ..,■    ,, 

I   . 

,•.!-...,■•  Zweiter    Titel. 

»llmi^tUHe-heidfr  Spanifn,  iter  Beliifion  uml  Hfgiitim'j  tIrrfrUirn, 
■rtotd  rti--.'  ■       y^|£  jj^  ^„(  Sptmhtken  Bürgern. 

Erster  Absuhnilt. 
Von  dem  Gebiete  brider  Spaniciu 

10.  Das  Sfiauischc  Gebiet  umfasst  auf  der  Halbinsel  und  seinen  uniliegeD- 
1  Landerp  und  liuelo:  Aragonien,Astiirien.Allcasti]ieu,  Neiiraslilicu,  Catali>- 
o,  Cordova.  Eslremadiu-a,  Galiuea.Granada.  Jaen,  I,eoD,  Molina,  Murciav  Nu- 
ra,  die  BaskiM^on  Provinzen,  Sevilla  und  Valencia,  die  Baloariscben  und  Cana- 
chen  Inseln  nebst  den  andern  Besitmngen  in  Afrika.  In  Nordamerika:  Neu- 
inien  ncLst  Neugalizicn  und  die  Halbinseln  Vucaian,  Guatiniala,  die  inncm 
Jidicn  und  die  innern  westlichen  Provinzen,  die  Insel  Cuha  mil  beiden 
iridasl,  den  Spanischen  Theil  der  Insel  St.  Domingo  und  die  Insel  Puerto* 
CO,  nebst  den  andern  !a  der  Nähe  dieser  Inseln  oder  des  Continents  in  einem 
er  dem  andern  Heere  gelegenen  Inseln.  In  Siidamerilta:  Neugrauada,  Vene- 
ra, Peru,  Cbili,  die  Provinzen  des  La -Plata- Stromes  und  alle  anliegenden 
>e1n  in  der  Südscc  und  im  atlantischen  Meere.  In  Asien:  die  Philippinischen 
d  die  TOD  der  Regierung  derselben  abliängigen  Inseln. 

11.  Sobald  als  es  die  politische  Lage  des  Volkes  gestattet,  soll  eine 
Hudere  £iiithoilung  des  Spanischen  (iebiets  vocgcnommea  werden. 

'  Zweiter  AbsäinitL 
Ym    der    R^im.  ■■ 

12.  ,  Di^  Religion  des  Spanischen  VoTkei  iA  'nnd  blrfÜt  f^  immer  die 
mU^'XaÄMnh-i^oiMitcKe,  einriß  «attre  fte^Mi:  Bu  Volk  sdiütit 
^UltdM 'veuä'^aAd  gerectiter  GeseUe  mi  uHütfÜ^d^  ^»ainmii  jeder 

.   .      ttriita  Abf<4nitL 

...  Fcp»   rf«;,  A^erwv...     '  ,,| 

ii.    Der  Zweck  der  Regierung  ist  die  Wohlfahrt  deiyfdkft,  dt  Veitie 

Uiiche  GesellKha^  eia  wdarw  ZM  l>*t;i.<di  äfi  (Udcki  der  {fndmdQen, 

tm  sieJMfle^.    ,  .'■,!,. 

Die  Regierung  des  Spaniscboi  VoUces  i(l -öM'ifMfafcf ,  gemäuigu 

Die  CorUt  Aotan  M«>4mi  JCMitf*  MftiM'dbfMrfiViKnule  GeuaU. 
Die  Gewall,  die  Gesetic  in  ämMmt<btvigßa  <  tm  hmrti,  whnt  dem 

17.  Die  Gewdt.  dk  Gesetieü  ChttirDttdGimüialHKtel'iuiniweiiden. 
il  den  dnrcfcidMUfiWI»  lMfcX|lltMl  THliwiliniW  m  umW  t» 


'     I  Vierter  AbiclimtL 

Von  den  Spaniichfn  Sürgtrn. 
•  k'    18.    BQr^r  siod  die  Spanier,    welche   ihrem  Vater  und  ihrer  HuUcr 
iflOi,  aus  dem  Spanischen  Gebiete  beider  tlalbkuecla  stammen  uDd  iD  irgenil 
einem  Bezirke  dieses  Gebiets  ansässig  sind. 

10.  Glcicbfalls  ist  Bürger  derjenige  Ausländer,  nelcher,  bereits  im 
Genüsse  der  Rechte  eines  Spaniers,  von  den  Cortcs  ein  besonderes  Bürger- 
diplom  erhalten  hat. 

SO.  Dam,  dus  ein  Audinder  ein  solches  Diplom  erfaallen  lonn,  M 
crfordertich ,  da;s  er  mit  einer  Sjianierin  vcrhciralhet  ist  und  irgend  eine  Er- 
findung, oder  einen  schätzbaren  Induslriezweig  nach  den  beiden  Spinieo  ver- 
pQanxt  und  in  Gang  gebracht,  oder  liegende  Gründe  crkaufljbat,  wovooercine 
dirccie  Steuer  heiahtU  oder  mit  einem,  nach  dem  Urtheile  der  Cortes  hinläng- 
lichen und  ansehnlichen  Capitale  ein  Handelshaus  errichtet,  oder  die  Wohl&brt 
und  Verlbeidigung  des  Volkes  durch  ausgezeichnete  Dienste  befürderL  haL 

£1.  Bürger  sind  gleichfalls  die  rechtmässigen  Sühne  der  in  Spanien 
ansässigen  Fremden,  nenn  sie,  auf  Spanischem  Gebiete  geboren,  es  nie  ohne 
Erlaubniss  der  Regierung  verlassen,  sich  nach  erlangtem  ein  und  iwaRrigsIen 
Jahre  in  einer  Stadt  dieses  OcbieL';  niedergelassen  haben,  um  daselbst  ein 
nDtilicbes  Gewerbe,  Geschäft  oder  nützlichen  Indusirieiweig  in  betreiben. 

22.  Was  die  Spanier  anlangt,  welche  von  irgend  einer  Seile  fQr  A&iki- 
niscben  Ursprungs  gellen  und  gehalten  werden;  so  können  sie  durch  Tugend 
und  Verdienst  zum  Bürgerrechte  gelangen.  DcmiuMge  werden  die  Corlei 
denjenigen,  die  dem  N'aterlandc  ausgezeichnete  Dienste  erwiesen  haben,  oder 
denen,  die  sich  durch  ihre  Talente,  ihr  Bestreben  und  ihr  Betragen  auszeidi- 
nen,  BUrgerdiplome  erlhcilcn,  unter  der  Bedingung  jedoch,  dass  sie  ans  reclil- 
mässiger  Ehe  von  freien  Vätern  erzeugt,  mit  einer  freien  Frau  verheintbct 
und  auf  Spanischem  Gebiete  wohnhaft  sind,  und  daselbst  irgend  ein  Geweriie, 
Gescchuft  oder  nützlichen  Industriezweig  mit  einem  hinreichenden  Capilik 
helreibcD. 

23.  Bk»  diesigen,  Ae  Bürger  siod,  kSnneD  HnnicipiIttMer  eüain 
nnd  in  den  durch  das  Geseti  bestimmten  FäDea  tfinner  dün  eracnBO. 

34.   Die  Eigensdull  eioes  Spaniicben  Bün^  gebt  verionn: 
8)  Durch  Natunlisation  im  AoiUnde. . 

b)  Wenn  man  sich  von  einer  indem.  Retpernng  «iMtB)kp  IM.  ' 
0  Durch  einen  Drtheilupnich,  wodnrdi  eine  .kBrpcrii^  nrf  <* 
r    ehrende  Strafe  lueriiannt  wird,   wem  man  nicht  du  Viadenil-. 

setiang  in  den  vorigen  Stand  eriangt. 
d)  Durch  einen,  ohne  Anftrag  od^  Briaubnisi  der  Regiening,  Bi' 

Jahre  lang  Ibrtgesetiten  Aufenthalt  ansierbaU)   det  Spinüta 

Gebietes. 
SL    Die  AusQbnng  des  BBrgertedils  wird  mtpendirt: 

a)  Kraft  eines  richterlichen  Verttots  wegen  phjiiidMr  oder  tuetr 


b)  Wenn  man  ein  insolventer  Sdtuldner  oder  Sdinidner  dtr  01 

kaae  (dndor  i  CoKanddei  pnblieos)iit 
e>  Weaa.Bui  fOr  Lohn  diaac  . 
d)  Wenn  man  kein  GeichUl  od«  Handirat^  hat«  utd  okM  M 

ist,  wn€o  aan  iicArnlfarL       ^ 


...0  .T<m  Jhhw  18g0  wjiBtiwi  4ii|imiawu  ir<B|dM'inB  tntm^ 
die  Auf ttbung  dei  BürgnrechU  intraten,  IcMo   jgA  ichwibga 

Sl. ,  Du  jf|ttniHTMl>t  k^m  eiiuig.  und  allÖD  itu  den  in  den  beiden  ttft|^' 
hf^Jjjpa«  AitilulB  erwUrnfn  GrüDdai  verigno  oder  uufwad^  «OW 
iDd  «to  kaUtem  «ndcrn. 

Dri  tter    Xittt. 

r  Ml  #M   VCTittf 

-•'  ~  J^jw^iA  i'ii  Erster  Abschnitt.  .    ^     ~  .    ' 

Fem  drr  Art  und  Wnie.  mt  dit  Cortei  gebildet  werden. 
21.    Die  Cortes  sind  die  Vereinigung  aller,    auf  die  unten  angegebene 
Weiie  van  den  Bürgern  ernannten  Depntirten,  welciie  das  Volt  reprasentiren. 
SS.    Die  Basis  fUr  die  Nationalrepräsenlation  ist  für  fieide  ilalbicugeln 
die  nämliche. 

S9.  Diese  Basis  ist  die  Bevölkerung,  tvelche  aus  den  Eingeborenen  be- 
sieht,  die  von  Vater  und  Hutler  her  von  Spanischem  Gebiete  herstammen; 
fetner  aus  denen,  welche  von  den  Gortes  ein  Bürgerdiplom  erhallen  haben, 
w  «ie  aus  denen,  die  im  Artikel  2l.  angegeben  sind. 

3D.  Zur  Berechnung  der  Bevölkerung  des  Spanischen  Gebiets  in  Europa 
wird  man  sich  der  letzten  Zahlung  vom  Jahre  1797  bedienen,  *)  bis  man  eine 
Hoe  wird  veranstalten  künnenj  und  eine  entsprechende  Zählung  soll  auch  zur 
Bciechnung  der  Spanier,  die  in  den  Überseeischen  Ländern  wohnen,  vorge- 
nnnnun,  unterdessen  aber  die  Zählungen  benutzt  werden,  die  unter  den  zu- 
Idzl  angestellten  die  am  meisten  authentischen  sind. 

31.  FÜT  jede  70,000  Seelen  der  aus  den  im  Artikel  2S.  angegebenen 
Individuen  bestehenden  Bevölkerung  erielieinl  ein  Deputirter  bei  den  Cortei. 
3z.  Wenn  sich  bei  der,  nach  den  verschiedenen  Provinzen  gemachten, 
Verlheilung  der  Bevölkerung  in  irgend  einer  derselben  eine  Uehnahl  von 
■ubr  als  3ä,000  Seelen  ergiebl;  so  sali  ein  Deputirter  mehr  erwählt  werden, 
ili  wenn  die  Zahl  sich  auf  70.00Q  belicfe.  Uebcrstcigt  die  Hehrzahl  aber  nicht 
^ifXß,  so  soll  sie  nicht  gerechnet  werden. 

33.  Wenn  sich  in  irgend  einer  Provin»  die  Bevölkerung  nicht  aur 
70,01X1  Serien  beläun.  aber  auch  nicht  unter  tlO.OÜO  betragt:  so  soll  ein  Depu- 
tirter für  sie  ernannt  werden.  Belauft  sich  aber  die  Bevölkerung  nicht  so 
Wh,  so  soll  diese  Provinz  mit  der  zunächst  gelegenen  zusammen  treten,  um 
<Ue  zur  Ernennung  eines  Dcpulirten  erforderliche  Zahl  voll  zu  machen.  Eine 
Anaabme  von  dieser  Regel  macht  die  Insel  St.  Domingo,  die  einen  Dcpuitrtcn 

(QBnmen  soll,  ungeachtet  die  Bevölkerung  derselben  Jene  Zahl  nicht  erreicht 
Zweiter  Abschnitt. 
Pol»  der  Emenmmg  der  Prputirten  zw  den  Cortes. 
34.    Um  die  Dcputirlcn  zu  den  Cortes  zu  wählen,  sollen  Wahhertamik^ 
timgtn  nach  den  Kirclispiclen,  Dislriclcn  und  Provinzen  gehalten  werden.       ' 
DriUer  Abschnitt.  r 

Fe«  itn  üarcAipüU  •  Wakb^rmmmlungm.  .  ,j. 

35.  Die  Kirchspiels  -  WihWenammlai^en  (Juntu  «lectofslei  de  pan«- 
ftia)  mIIch'  »u  allen,  «uf  itti  QMett  des  betreffnden  Klrctepieb  wohn- 

V  r«i  ««IN«  BtuMimäe  gi.  Hl  3.90. 


'.*-'.;       36.    Dieie  WahlrerMmmliingeti  wn'den  anf  der  HifMüW'imd  den  u- 
■■Eiidat  Insdn  'uiid  ItesiUM^n  }(!dflK^t'  m  liMtn  SoHM^frJlei  octobcn 

werden.  '"^''*-  "  ''"^  "'*  '  " 

37.  In  den  überseeischen  Provinien  werden  sie  am  eisten  SonoUfie  da 
Dec«nber-Honals,  fünfzehn  HocaW  vor  VeMiBlsKaig  der  Coctes,  anf  etne,  v 
rie  sowohl  als  an  jene,  von  Seitea  dcrlWbuMlt  [jusüdas]  ei^aitgeue  Naduidl 
f)chalWn  werden. 

38.  In  den  Kirdispielsiersanimlungen  soll  auf  jede  200  EiDwohoereiB 
Kirciispiel Wühler  ernannt  werden. 

30.  Wenn  die  Z.ihl  der  Einwohner  des  Kirchspiels  mehr  ab  300,  jedocli 
nicht  volle  400  beträgt,  so  sollen  ruei  Wahler  ernannt  »erden;  wenn  sie  mfk 
als  900,  jedoch  nicht  tolle  600  beträgt,  so  sollen  drei  ernannt  werden,  und  m 
immer  fort. 

40.  In  den  Kirchspielen,  wo  die  Zahl  der  Einwohner  &ieh  nicht  auf  200 
beianft,  soll,  im  Fall  deren  l.iO  sind,,  di^  Wahler  ernannt  werden;  in  j«» 
aber,  wo  sich  diese  Zahl  nicht  vordnaet.  sollen  die  Einwohner  mit  ilenen  eim 
benachbarten  Kirchspiels  zusammentrrün ,  um  den  oder  die  auf  sie  hdlendeo 
Wähler  m  ernennen. 

41.  Die  Kirch^pielsvcrsammlung  soll  mit  ^ttinimenmehrheil  II  Comni*' 
sarien  (comproinissarios)  Wahlen,  welche  den  Kirefaspielswähler  emennen. 

42.  Wenn  Iiei  einer  Kirchspielsversammlung  zwei  Kircfiapld Wähler  n 
ernennen  sind,  su  sollen  31  Coimnissarien.  und  wenn  drei  za  ernennen  siai 
31  ernannt  werden;  doch  soll  in  keinem  Falle,  lur  Vermeidung  von  Ver«ir 
rnng,  die  Zahl  der  CommJssarien  liiese  letzlere  übersteigen. 

4:1.  Zur  grüBscreit  Bequemlichkeit  bleiner  Flecken  ist  festgcselit.  iw 
ein  Kirchspiel,  weiches  20  Einwohner  erlhält,  einen  Afmeordnelen  wählen  soll; 
«in  Kirchsjiiel  lon  30  bis  4(1  Kinwohnern  zwei,  .-ins  ton  -50  bi'^  00  drei  nnd  » 
Ibrt  Die  Kirchspiäe,  wefcbe  tinter  30'  Einwohner  haben,  wMe»  «A'dM'to- 
lildnt  gelegenen  znsammentretent  tiro  den  Comtatisirnis  n  BtaÜiMtm"  •- ■  ' 

44.  Die  dergestalt  ernannten  Comnissanm  Uefncr  Wedltri ■  ^yöMMtüW 
pequeiTa^  »ölleR  m '  der  tunkchsC  liegMiden  GeneiRde  (pueUo)  loaMnnia 
kofftitien  un4,  wena  sie  II  'od«r  wen^tens  9  Ufif^ieder  teHf  liad',  ^M 
Kn-dtspielswihler  eraennen;  hn  Pall  ffife  Zahl  Kl  oder  «eBigBteas-tl  bctrl^ 
mH  sifr  derenS,  nnd  wenn  fhnr  31  oder  wesigstoM  U  bcta^inMn  iMvi  6  «dv 
d)e  «ntsprecbcKdeZaM  ernennen.  "-;  ■■'.  .  "- 1    "i  '■ 

4a.  ''Um  xnm  Kirdiapielswfiiter  enwint  n  wiOnUn^  wKs<Kiaft  Bfeiftt 
eü)  4nd  zwamig  Jtfare  alt  md  in  dem  tirdupiU  ansMrig  ipdwtibdidli* 

4G,  In  den  Kirchspiclsversammlungen  soll  der  Corregidor,  Alcade  odtt 
Richter  der  Stadt,  des  Fleckens,  oder  Dorfs  (ciudad,  «illa,  aldea).  wo  sie  in- 
saminen  kommen,  den  Vorsitz  führen,  um  dem  Acte  mehr  Felcrlicbkeil 'i* 
geben,  auch  der  Plarrer  des  Kirchspiels  dabei  zugegen  sein,  l'nd  wenn  u 
einem  und  demselben  Orte,  wegen  der  Zahl  der  darin  bcrindlichcn  Kirdispidft 
2  oder  mehrere  Versammlungen  gehalten  werden,  soll  in  der  einen  der  Cutw- 
gidor  oder  Alcade  und  in  den  ikbrigcn  die  nacli  dem  I..00SC  bestimmten  Rrp- 
dorn  de»  Yonki  nUtreo.  ..;     m     ' 

47.  Wenn  üp  Zeil  der  Venanmlnift  weidhe  in  itm  GetnwinJihiiiifP 
(casas  coniistoriales),  oder  au  dem  Orte,  wo  es  sonst  gebrätidil  ich  ist.  gebilUn 
wird,  da  iM,  und  die  BOrger,  welche  dam  Tfaeil 


% 

ne  sich  mit  ihrem  WfclilwHillfc  dl  1/ Kirche  äta  Kirdupidi  itxtOgta, 
IMvrriMBtflige-GtfttaMnvlHMtBiAdurf  cMe  Mf  dtelliMlnde 
Rede  halten  wird.  '      '  ' 

MMh  ier  Heue  wofAm  fie  ncti  m  de»  Ott,  woher  »egMmiiiiieti 
IdVetfllgeK  nnd  dt«  VerurnnriaHK  wird  Um  Arbeit  dunlt  beghuMb, 
^  ARe»  bei  offenen  TbBren  —  ai»  den  anwesendM  jnrgehi'ntQi 
]«n  (etcnididores)  lud  einen  SecreUir  ^khH.' 
,  Rieraul'  tM  der  Präsident  fragen,  ob  irgeoH  ei«  Borger  eine  Klige 
cMecbnng  nnd  VetflUHVn^  vm  Jemanden  «nr  Wahf  ni  brisf^en.  vor- 
habe, ond  wenn  eine  angebracht  wird,  so  moss  sidi  dtt  Bdlagte'tn 
I  TemmmlDDg  tiflentbcb  nnd  mondüdl  rMilAHtigen,  Ist  die  Be- 
lüg gegrOndet ,  so  verlieren  dlqenigen,  die  das  Vergehtn  begangen, 
re  und  passive  Summe.  Die  nimlidie  Btrtfe 'trifR'dle  Verlemäer, 
atesHD  tirthelle  ftndpl  teinp  Apprihtion  statt. 

.  Wenn  unicr  licn  Anwesenden  Zweifel  enlslehen,  ob  einer  Ton  den 
die  zum  Votiren  crTorderlichen  EigenschaRen  benixc,  so  soll  die 
alung  soglcicli  nach  Gutdünken  entscheiden,  und  was  sie  entscheidet, 
e  weitere  Appellation  (Ur  diesmal  and  blos  zu  dem  Ende  in  Vollzie- 
brachl  werden. 

.  Es  wird  sogleich  lur  Erneill^ng  der  Commissarien  geschritten.  Zu 
iaiie  wird  jeder  Bürger  so  vi^'Personen  bestimmen,  als  Commissarien 
m,  indem  er  sich  zu  dem  Tische  verfügt,  an  welchem  der  Präsident, 
ilzeugen  und  Sccrelärc  silwn,  und  in  ihrer  Gegenwart  die  Namen  der- 
uf  eine  Liste  schreibt.  We<ler  hierbei,  noch  bei  irgend  einer  andern 
inn  der  Bürger,   bei  Strafe,  sein  Stimmrecht  lu  verlieren,  sieb  selbst 

:.  Ist  dieses  geschehen,  so  eröffnen  der  Prisident,  die  Wahlxeogeil  Und 
retir  die  Listen,  und  MztcrA-  milcht  mit  Unter  Stidniie  die  Namen 
en  Bürger  h^annt,  welche  dmtft  ifie  MAHieit  der  SttmiUeD  ni  .Com- 
n  ernlhH  werdtn  sind.  "" 

I.  Die  ernannten  Commissarien  begeben  sich  vor  Autlösung  der  Ver- 
3g  an  einen  abgesonderten  Ort,  besprechen  sich  unter  einander  und 
1  zur  Ernennung  des  oder  der  Wähler  des  Kirchspiels,  und  detjenige 
^jenigen,  welche  mehr  als  die  Hälfte  der  Stimmen  für  sich  haben,  sind 
lählten.  Diese  Ernennung  wird  hierauf  der  Versammlung  ijfrenllich 
:tfian. 

l.  Der  Secretär  ferligl  den  Besdilnss  aus,  welchen  er,  der  Präsident 
Commissarien  unterschreiben.  Eine  gleichfalls  von  ihnen  unlcrzeieli- 
ischrirt  desselben  wird  auch  denterw'ahlCen  Personen  eingehändigt,  um 
nennang  darthun  tu  bünnen. 

ä.  Kein  Borger  soll  sieh  aus  irgend  einem  Beweggründe  und  Vorhände, 
ttelst  irgend  einer  Entschuldigung  diesen  Pllicbten  entziehen  können. 
B.    Kein  Bürger  soll  mit  Waffen  in  der  Kirchspicisversammlung  er- 

7.  Ist  die  Ernennung  der  Wähler  entschieden  und  hcbannt  gemacht, 
die  Versammlang  sugleich  auseinander,  unil  jede  weitere  Verhandlung, 
sie  sich  eioläsit,  soll  null  und  nichtig  üein. 

8.  Die  BQi^er,  welche  die  \'er9ammlung  gebildet  haben,  verfugen  sich 
Plarrkirche,  wo  ein  feierliches  Tc  üeum  gesungen  wird,  und  der  oder 
ihler  g^en  bei  dieser  Gelegenheit  zwischen  dem  Präsidenten,  den 
Mgea  und  dem  Secretär. 


Tb»  im  BmMt^W»kli>tn$wm}mim.    (iuu*  elwtoMiM,  <».|wiiip.> 

50.    Die  Bdirlu-Wiliheruinmlniigeti  bcftchw  Wi,  de»  'WSUw*  der 

,  Kircbifiele,  die  lich  m  Hsuptarle  «m»  jedtB  BniilM  v«HHPBh>>  ■■■  <ie» 

«der  die  WJOkr  m  pmnm.  wcUm  wli  MmIi  4er  Ha^mrft  4v  Pnw 

,|in;ebe|i  BltweB,  ^uh  detelbet  die  AbgeerdnclBn  an  den  CorU*  n  eerthl«. 

""    Diese  Wahlmsunailwgen  «ecden  uf  der  Hilhiiid  i«d  Aa  k- 

nfuelB  w>d'BMiUuB(ea  jedenait en  <i 


uc^ibactcn  fi 


,.       a|.   IndM ..   .     _ 

J^oi^ai^Mowrie  gäuhm  werden,  waltber  eNf  de«  Shomi)»  Ufi, 
m  JKiidmtidfrVjntiBnlBBgeB  tUUceTiMdeii  IwlMa    . 

0&  Um  m  erUrea,  wie  nd  Wihler  jatoiHoH*  w  iwniii  hH. 
,'  iipd.  mui  fol0Hide  Kcfleln  bsobediUa.  -  .  ... 

^  ,:    B3.  DüWüderBawlanrtUwHlldniml«lMuraw,«iitlwi«n 
wäblenden  Deputirten. 

61.  WrUD  die  Aniahl  der  Proviazialbuirke  (partidos  de  U  procioöa) 
grösser  isl.  als  die  der  Wabler,  »ekhc  dem  Torhergehenden  Artikel  nCalp 
tar  Ernennung  der  enlsprechenden  Dkpotirlen  erforderlidi  ist.  m  soll  ieauo 
ucgeachlet  in  jedem  Bexirke  ein  Wähler  ertiaoul  werden. 

65.  Wenn  die  Anzahl  der  Bezirke  geringer  isL  ab  die  der  in  enienMii- 
den  Wahler,  50  soll  jeder  Beiirk  einen  oder  zwei  oder  mehrere  emennra.  tu 
die  erforderliche  Zahl  voll  ist.  Fehlt  noch  ein  Wähler,  so  wird  er  von  dtei 
volkreichsten  Bezirke  erwählt,  und  mangelt  dann  noch  einer,  w  wird  er  im 
dem  Bezirke  erwählt,  welcher  nach  jenem  der  bevölkertstc  ist,  und  *o  ix- 
,  qier  totL      .f     ,     ■  .  - 

,  0&  'Nach  dem,  wu  in  den  Art  31.  38,^3.  uwl  in. de«  4r^«eikr 
.gnenden  feRtffCielit  worden,  beetipufit  ei  w^  nadi  der  ValloMbL  «ie  nd 
Diqnitine  jede  Provini  und  wie  riel  Wihler  jeder  Bendc  Wien  wÖ. 

67.  In  den  Bezirks  -  Wahlversammlungen  führt  der  Corregidor  odw 
Riehter  des  Uauptorts  in  dem  Bezirke  den  Vorsitz,  und  vor  diesem  müaa 
die  Kirchspiels- Wähler  mit  dem  üocumcnte.  welches  ihre  Wahl  beurLundU, 
erscheinen,  damit  ihre  Kamen  in  dem  Buche  angemerkt  werden,  worin  w 
die  Prolokolle  der  Versammlungen  eioträgL 

l>S.  Am  tiesliiomlen  Tage  versammeln  sieh  die  Kirchspiels- Wähler  mui 
der  Präsident  in  den  Versammlungisälen,  und  fangen  bei  offenen  Tbüren  di 
mit  an,  einen  Secrctar  und  zwei  Wabizeugen  aus  den  Wählern  zu  emeaDH- 

f>9.  llieraur  legen  die  Wähler  die  Certificate  Über  ihre  Ernennung  w. 
(I.imil  sie  von  dem  Secretär  und  den  Wabizeugen  unlersncbt  werden,  wekfct 
am  folgenden  läge  erklären  müssen,  ob  sie  in  ürdnung  sind  oder  üil- 
Diese  Bescheinigungen  des  Sccrelars  und  der  Wabizeugen  werden  von  aon 
eigens  ernannten,  aus  drei  Mitgliedern  der  Versammlung  bestehenden  Coo- 
mtssion.  untersurht,  welche  am  folgenden  Tage  Bericht  darüber  erslalteU 

7U.  An  diesem  Ta;;e  wird,  uenndicKirchspiels-Wähler  bcisaroinensiBil, 
der  Bericht  über  die  Certificate  vorgelesen,  und  wenn  binsichüich  eines  der- 
selben oder  gegen  einen  Wähler,  wegen  Ermangelung  der  erforderlidua 
Eigcnschaflen ,  etwas  einzuwenden  wäre,  so  soll  die  Versammlung  in  Irlzirr 
Jnslanx  darüber  Liitscbciden  und  nach  ihrem  Gulbefiriden  verfadiren,  und  du, 
wu  f'iK  liesehliesst,  soll  ohne  weitere  AppellatioPi  in  AusUbui^  gelirtdil 
werden. 


.^A. 


3t.  bl  dicMi  tMendigt,  w  begtbta  lieh  die  Kircliipiete  t  Wähler  mit 
■■  W^Mmtm  in  die  SrapAirchek  wo  ooe  Hoilige-Gaitlne««  von  den 
WhiMlMi  Gijiüichea  geMiDpBB  oNd  eiM  den  Unutänd«  a^tmuueatRi^' 
■keaviid. 

72.  Nachdem  diese  reUgiSM  FeierKdilcäl  Tor&ber  Ut,  kahrt  ■m4  hi  die 
■M— ilnngilile  iiif«d(,  und  wenn  die  Wühfer  ohM  URtcncUad  ihre  -Plätze 
|e»pinBit  bsben,  *o  li«t  der  SeorCUr  gegenwtotisBa  Ahtduiu  der  Vtr- 
iiBg  TOT,  wnat  der  Priiüfent  die  in  49.  ArL  Mthaltoie  Frage  UM.,'  omI 

I  iD  Allein  dem  gemäss  verrhhrl,  na-;  ilorl  vorgesrliricben  tsl. 

73.  Gleich  darauf  »chruitet  inan  zur  ErncnDuiig  Jus  udcr  der  Bezirks- 
der,  wobei  eioe  Wahl  nach  der  andern  mittelst  Zettel,  worauf  der  Käme 
wenigen,  den  man  wählen  will,  geschrieben  wird,  vor  sich  gehl. 

'4.  lat  das  Votiren  beendigt,  so  Ubcnählcn  der  Secrelär  und  die  Wahl- 
Ken  die  Summen,  und  derjenige,  der  wenigstens  die  Uällle  der  Slimmea 
I  «ine  darüber  für  sich  hat,  ist  gewählt,  und  der  Präsident  macbl  die  Wahl 
aanl.  Wenn  Jemand  Iteinc  absolute  SLinimeoniehrbeit  Air  sichlbat,  »o  wird 
I  die  zwei,  welche  die  meisten  haben,  nüchmals  ballotirl,  und  derjenige, 
dier  dann  die  meisten  Stimmen  DIU  sich  bat.  ist  erwählt.  Bei  gleicher 
I  entscheidet  das  Loo)^. 

7ö.  (Jm  Bczirkswahltr  zu  werden,  rau^B  man  Bürger  und  im  Genuss 
ler  Rechte,  fünf  und  zwanzig  Jabn:  all,  im  Bezirke  ansässig  und  wohidialt, 
weder  iaic  oder  WeltgeitUicher  sein,  tind  die  Wahl  kanti  sowohl  BUcgee, 
che  bei  der  Versammlung  gegenwärtig  sind,  als  Abwesende  irerTcD. 

10.  Bor  Secretär  bringt  die  Beschlüsje  zu  Papier,  welche  er,  der  fra- 
^nt  und  die  Wahlzeugen  uDlcrzcichncn,  und  wovon  der  oder  den  l'ersoncn, 
gewählt  worden,  eiiie  von  jenen  vidimirtc  .4bschrifl  zur  Beseitigung  ihrer 
hl  eingehändigt  wird.  Der  Präsident  dieser  Vcrsaiumliiug  Uberscbiekl  eine 
litc  von  ihm  and  dem  tüecretnr  unterzeichnete  Abschrift  an  den  i'rüüiiten- 
tier  ProTiuzial-^'e('Sa1^ml^ng,  und  dieser  Issst  die  ^^'ahl  in  den  üJTcnllichen 
ttem  bekannt  machen. 

37.  Bd  den  Bezirln  -  WahhonaBunlnngeDi  nll  aÜM' 4m  bMtH^tiM 
4eny  WH  in  dem  fiS„  M,  57.  und  9B.  Juiüka  Ar  die  fÜitlii^eli«  WA 
iMMulmiBcn  vorgsscbrielMn  wordm  M.  ■   <    ..     .^   t-  ■  ■ 


.    FtmawJ 

Tm  dm  JYoriiuH^-FfraanMtbmftfn.,  '■;.:,, 

76.  Dia  Proviniitl  -  VerumlansnK  beatdian  'au  dea  WätUqip  aljqr 
«iuiial'Beiirke,  welche  «ich  is  dar-JiavpUtwlt  TcrMi9oidor.imidit  cafr 
KbaiHle  ZaU  der  Deputirten,  die  tb  He^iieaUnteB  der  Natioa  dep  GwMir 
wcAoeti  sollen,  zu  erneDDen.  ■ ..,-. 

19.  Dies«  Versammlui^ea  OodW  .raf.  der  Belbiniel  and  deabenach- 
Mb  losein  und  Besitaungen  jedeiwit  •■  enlu  Sonnlaga  de»  NvMvben 
tem  laiue  lor  dem  lUU,  wo  die  C«te>  sahaken  Werden.  i;    . 

00.  In  den  Ubeneeiiefaen  Pronuen  wenkn  sie  den  cvetltt),  iSwuUag 
Hin-Monate  dewelbcn  Mira  gAalten,  «n  wekfaen  die  BmAt-Yjntflm- 
gen  stktt  fladen.  -  "    ii,  ,„,.. 

&t.  Bei  diewn  VewwBwhwgen  ahff  4«r  poUütcheCbtf  dwBwff»**^' 
magistrado  politico  de  la  capital  de  provincia)  dea  VeiailPr  fB«d  Jhi  ihm 
Seen  die  Bezitliswihler  mit  den  UDOonieDl«  tber  ihn  WaU.eifeheinen. 
■Dt  ibi»  »anra  in  dMfiMhe,  in  wddM  die  BflüUBiN  4er,  Veanamlaw 


88.  Am  bMtiiWitfln  Tig«  verHonadn  lich  die  BeuiktwUilcf  mit  dem 
Prüadarten  in  dm  GemdndflhiaKni  [cant  coasMiHalM)  odar  w  dt^iMt'wi 
Gebinde,  wdcbei  man  n  cMer  SohilMn'Mefrttabkdt  Or  im  pMMsaife  WK. 
bei  olTeneii  ThOren,  und  erwiblen  lavördent  dtircfa  "iliiniiiinfciiBliiit  Mi 
dm  WlMern  ehwo  Secretir  Hod-iwei  TTililiinmMi  ' 

S3.  Wenn  eine  Pronm  mir  einen  DepntiitM)  l^bM  toU,  m  :Md  jn 
Miur  Eraenanng  -mtai^ibeb»  tttnf  Wltdw  eriwderiid),  ind  a«  Kvlfaidl  ent- 
«eder  «ete  Zahl  auf  die  Beiirite,  woraus  lie  bwlebt,  od«-  MMet  Um  h 
iliescm  /wccLp  Bi-iirke. 

84.  E*  werden  die  »icr  Ahschnitle  d«r  Verfassung,  welche  von  den  Wjh 
len  handeln,  verlesen,  dann  tolgl  die  Vorlesung  der  von  den  req)erliven  fräiidfo- 
tcn  eingesandten  ^'eri^l^stion  der  Protorolle  Über  die  in  ilen  Hauptorlen  der  B^ 
zirbe  geschehenen  Wahlen,  und  die  Wähler  Obergeben  xugleich  die  Cenifirair 
ober  ihre  Ernennung,  damit  sie  von  dem  Secrelär  und  den  Wahlicugen  unlMSudii 
werden,  die  am  liilgcnden  Tage  erklären  müssen,  oh  sie  in  Ordnung  sind  od«r 
nichL  Diese  Erklärungen  des  Seerelars  und  der  Wahlieugen  werden  «iedenun 
von  einer,  aas  drei  Uilgiiedern  der  Versammlung  heslehcnden  CommiuioD 
untertriebt,  welcbe  lu  diesem  Ende  ernannt  wird,  um  am  folgenden  Tage  itara 
Bericht  darüber  zu  erstatten. 

6.3  Sind  die  Beiirhswühler  beisammen,  so  werden  die  Berichte  über 
•die  Certificate  vorgelesen,  uijd  wenn  gegen  einige  dcrse]l>en  oder  gegen  äk 
Wähler,  wegen  Ermangelung  der  dazu  erfordertrehen  Eigenscbaflea,  el*u 
fintuwenden  ist,  so  entscheidet  die  Versammlung  deHniliv  darüber  und  Fe^ 
fährt,  wie  sie  es  fUr  gut  befindet,  und  das,  was  sie  besebloMen,  wird,  ohnr 
dass  eine  weitere  Appellation  stattfindet,  in  Vollitebung  gebrach). 

'8H.  Die  Bczirhswahler  begeben  sich  hierauf  mit  ihrem  PrasidenlMi  in 
die^Kathedral-  oder  Hauptkirche,  wo  von  dem  Bischöfe,  oder  in  deuen  li^ 
itiangelnng  von  dem  vornehmsten  Geistlichen  eine  feierliche  Heilige-GeistmNH 
gehalten  und  dabei  eine  den  Umständen  angemessene  Rede  vorgetragen  wiri    < 

87.  Nach  dieser  religiösen  FcieHichkeit  kehren  sie  an  den  Ort  ntrWl, 
woher  sie  gekommen  sind,  und  der  Präsident  thut  bei  olTenen  Thüren  uol 
Mn  Ae  WkUer  ohne  weitem  Untendusd  ihre  PUUk  eiogenoBMcn  bh<i. 
die  ftage,  welche  im  40.  Artikel  entbdttD  iit,  and  «a  wird  AUet  Aialwchlrt. 
was  dort  Torgeschrieben  ist. 

88.  Bieranf  schreiten  die  anwesende  'WlMer  zur  Wahl  des  oder  dtr 
D^Dtirten.  welche  einer  nadi  dem  «ndeni  enriUt  werden,  indem  sie  an  da 
Tisch  Untreten,  an  wdcfaem  der  PrUdeat  die-  Wahlaeugen  «nd  der  Secretir 
silieo,  und  letiterer  trlgt  in  ihrer  fi^nwart  die  Namen  derPerata.  die  jedv 
wUdl.  in  eine  Liste  eia  Der  Secretir  und  die  Wahheogen  ^eben  Jhre  Ste 
men  loerst. 

89.  Ist  das  Abslinnen  beendigt,  »o  AbenlUen  der  Prtsidcnt,  die 
Wriifaengen  nnd  der  Seoretlr  die  Stimmen,  snd  detjeaäge.  «deher  w«nigitm 
die  Hilfle  und  eine  darUter  fDr  sich  hat,  ist  erwihlL  Wenn  Jemand  wü 
die  ibsolnle  Stimmenmehibdl  für  sidi  hat,  so  soll  ftberdls  beiden,  wddK 
die  neisteii  hüwn,  lum  Kweilenmal  tullotirt  -werden,  tnMt  dw^enige,  wekkr 
dann  die  meisten  Stimmen  bat,  ist  erwählt  Bei  gleicher  Mll  d«r  Slinat« 
«BtMlHMet  du  Lmb,  and  Jedesmri,  wem  einer  fmrthlt  ist,  madU  der  Pr>s- 
d«n(  die  Wihl  bdnmt. 

90.  Nich  der  Wahl  der  Dapnliiten  schreitet' «■■  aif^die  nlmtiebelrt 
■nr  Weise  nrWiU  ibnrVtenvettMer,  «nd  dii<Kibl  diHsItiB'wM  in  H^ 
Pnmu  den  dritten  Theil  der  DeputirteD'bMNge»,  TralHwÜn  frwips  awi 


t.  H>l  eJBc  Proviu  nar  «iwn  oder,  spti  Pepuürte  tu  wählen,  so 
»  ungeachtet  ein  Stelheiü:«ter  [DepuUd»  aipleate)  erwählt.  Diese 
Uc  geben,  sobtld  nuia.g«wiMe  Naduic^t  wn  deai>TiKle  des  Depu- 

«der  letilerer.  nach  dm  Aiucpnicfap  der  CvrtMt  ihiw  Venammlimg 
lohnen  kann,  su  den  Cortes  ab;  dieser  oder  jeiMr  F«ll,siag,  ui  wel- 
es  ist.  Dich  geichebnur  Wahl  eiuträMi,  < 

Um  Depulirter  ba^  den  CortM  ni  wcnkn, .  irp»  mt(t  Bürger  und 
laden  Genüsse  seiner  Eechte.  tOat  and  nvsow  Mm  alt.  in  der 
:boren  und  daselbst  wehntull  sein,  und  sich  wenigstoBSi  sieben  Jahre 
halten  haben,  and  «ndlicb  Lais^odar  :Wel|gMSÜi«bw  sei*.  Die  Wah, 
M  Blki^r,  ^  bei  der  Yenanwilung  wgegcn  *Mt  «^  sokhe,  die 
ind,  treffen.  . , 

Aiuserdam  nuas  Jedcr^  am  aiKi  Deputiiteo  d|ir.Qt>rtes  erwüAilt 
i  können,  ein  Terhalinissmissiges  jiUirMGhce  ^nkonuDon  aus  dgen- 
ihaa  SQgehörendvn  Gülcni  tiesitien. 

Die  VeriHgun^ten  des  rorhergehenden  Artikels  bleiben  90  lange 
..  bis  die  Cortes,  wt^ldic  >ou  jetzt  an  gehalten  werden,  die  Zqit  be- 
ben, wo  sie  in  Wirksamkeit  treten  können,  und  zugleich  die  Sndine 
mmou.oder  die  BeschalTenheit  der  (iüter,  wovon  man  u  benelian 
tiBiinen.  Das,  was  sie  alsdann  beschliessen.  soll  für  eben  $u  verfas- 
ig  angesehen  werden,  als  wenn  es  hiermit  ausgesprochen  wäre. 

Woin  «a  sich  trifll,  dass  ein  und  eben  dieselbe  Person  Ar  die 
Bwähll  wird,    lus  «elcher  sie  gebUrtig,   und  für  diejenige,   wn  sie 

ist,  so  gilt  die  Wahl  für  den  Aurenthallsort,  und  fUr  die  ProTini, 
er  sie  gebürtig  ist,   tritt   der  enlsprechende  Stellvertreter  bei  den 

Die  Minister  (los  SecreUrios  del  nw>«clu>),  9tu(^r|fth'e^'DiMk,*)iA| 
in  Hofhalt  des  Königs  angestellt  sibd,  können  Qiäi  in  |^)cpdn»p 
ä  erwählt  werden.  r    *   j  .,.'—- 

Ehen  so  wenig  kann  ein  Analinder  nun  Depuürlen  b^  obIl^hIh 
erden,  wenn  er  nicht  von  den  Corte*  das  BOrgeriredit  j^^wV  ijfi 
Kein  ton  der  Re^ening  ernannter  Staatabeaiqter  ^tum  AR  Xi 
ivinz,  in  welcher  er  sein  Amt  msübt.  nimDeputirtaa  bei  4n||  y^*^, 
erden. 

Der  Secretir  verfasst  das  Protocoll  ttber  die  Wa&leDi  rf^^  )ff^ 
lent  und  alle  Wähler  nnteisdirwben.  ^,        ^'^ 

Sodann  werden  alle  W^ler  allen  niicl  Jedöi  ditr  pepnltrfehf,  ,oiiM 
len  Vorbehalt,  Vollmachten  in  nachsteh enife^,l'Qrqi  ^uistelläl/'iiM 
entsprechende  Vollmacht  einhindigen,    um  W  den  dorl«i'  encba- 
innen. 
.    Die  Vollmachten  sollen  folgendermassen  lauten.' 

Nachdem  sich  in  der  Stadt  oder  dem  Flecken  ....  am  ...  . 
deä  Monats  ,  ...  des  Jahres  ....  in  den  ....  Sälen  die  Herren 
(hier  Tolgen  die  Namen  des  Präsidenten  und  der  Bezirkswähler, 
welche  die  Wahlversammlung  der  Pruvinx  bilden]  versammelt, 
haben  nie  vor  mir,  dem  Unterzeichnelen,  und  den  zu  diesem  Ende 
zusammen  berufenen  Zeugen  erklart,  dass,  nachdem  der  politischen 
Vertassung  der  Spanischen  Uonarchic  gemäss,  und  mit  allen  tn 
derselben  vorgeschriebenen  Feierlichkeiten,  wieausdcnCertificalcn, 
deren  Originale  man  bei  dieser  Gelegenheit  gebraucht,  erhellt,  zur 
Ernennung  der  Kirchspiels-  und  Bezirks  Wähler  ge&chritten  wordeq' 


flTVrillHl  ntbcn«  wuciHj  IM  Njpkii  um  HB  SlBln!CftrHtf  AdN 

>'  iWftai  Am  OiM  bcfwohwii  mDhi,  wid  dMte  HoTOi  Kfl 

'in  IMpBtRtra  dieser  Rrovifa  erw^R  «oidcat  *ie  nch  aas  dH 

voD  N.  N.  angi^fcrtigileii   und    unterzeichneten  Protorulle  crgiet 

*""  dl»  sie  in  Folge  dessen  ihnen   in.tgcsammt   und  Jedem  cinid 

*"  Vollmacht  eiiheilen,  um  die  wichtigen  VerricbluDgen  ihres  AiM 

ermiten    und  mit   den    Übrigen  Deputirten    bei    den  Cortw  t 

l'''  Repräsentanten  der  Spanischen  .Nation   alle«  benilligen  und  b 

*'  schtiessen  zu  können,  was  sie  dem  allgemeinen  Wohle  Dir  fönte 

lieh  hnllen,  jedoch  nur  krafl  der  Befugnisse,  welche  in  der  Ve 

*'  fassung  reslgesetit  sind  ond  innerhalb  der  Grenzen,  welche  besag 

Verfassung  vorschreibl,  <^nc  dass  sie  auf  irgend  eine  Wetseem 

vun  den  Artiteln  derselben  unter  ii^end" einem  Vorwande  aufhtM 

verändern  oder  anders  rauchen  können,  ond  dass  die  Conslituci* 

fUr  sich,  und  im  Namen  aller  Einwoher  dieser  Provini,  krall  t 

'".,  ihnen,  als  hicnn  ernannten,    Wählern  crtheillen  Vollmacht  A 

'""  verpflichten.  Alles  für  giltig  anmsehen.  Allem  Folge  zu  leiste 

sidi  nach  Allem  tu  fUgen,  was  die  besagten  Deputirten  bei  dl 

Corles  thun,  und  der  poiitisdien  Verfassung  der  Spanischen  II 

'"  narchie  gemäss,  beschlicssen  werden     Solches  haben  sie  erkll 

"  und   bewilligt  vor   den   Zeugen  N.  N.,  die  mit  den  KewilligH 

gegenwärtiges  Document  xur  Beglaubigung  unterschrieben  hiba 

101.  Der  Präsident,  die  Wahlitengen  und  der  Sccretar  sollen  onfti 
ibglich  eine  von  ihnen  unler^eicbncle  Abschrift  der  Prolocolle  über  die  Wi) 
ten  an  die  beständige  Deputation  der  Gurtes  übersenden,  die  gescbeheM 
Wahlen  durch  den  DrucV  ölTcntlich  bekannt  maclien,  und  jedem  Flecto 
oder  Dorf  dei'  Provinz  ein  Exemplar  davon  lukommen  lassen. 

102.  Um  die  Deputirten  schadlos  zu  halten,  sollen  ihre  betreffcDd« 
I^viiiien  ihnen  Diäten  bctahlcn,  welche  die  Corles  im  zweiten  Jahre  je<h 
allKemcinun  Deputation  fQr  die  nachfolgende  Deputation  bestimmen  werdo 
unQ  den  überseeischen  Deputirten  soll  noch  ausserdem  Tcrgljtet  werden,  «i 
sie.  nach  dem  Urlbcilc  ihrer  betrelfendcn  Provinzen,  zur  Bestreitung  ifiR 
Biß-  tUHi  Ilttreii«  liraucheo. 

,  108.  In  dm  proTinaal  -  WihtrcrsunmluDgen  s^U  alles  das  beobaditi 
■wwkxi.  Wiu  In  den  AK,  55.,  96,  5T.,  58.  Vorseacbrieben  ist,  mit  Ausuba 
dei^  wu  ipsi  XVäkef  378  beugt. 

Sechster  Abschnitt 
Von  der  Haltung  der  CotUs. 
101.    Die  Cortcs  werden  sich  alljährlich  in  der  Hauptstadt  des  K3oi( 
ttitbs  in  einem  blos  zu  diesem  Bchufe  bestimmten  Gebäude  versammeln. 

103.  Wenn  sie  es  für  dienlldi  erachten,  sieh  an  einen  andern  Ort  i 
begeben,  so  kSnnen  sie  es.  sobald  es  in  eine  Stadt  ist,  die  nicht  mehr  altswä 
Stiratlen  Oegaas)  von  der  Hauptstadt  entfernt  liegt,  und  zwei  Dritlheile  * 
anwesenden  Deputation  in  diese  Verlegung  eingewilligt  haben. 

lOfl.  Die  jährlidien  Sitzungen  der  f.orlei  dauern,  vom  1.  März  an  9 
rechnet,  drei  Monatt  hinler  einander. 

1(1?.  Die  Cortes  k&nnen  ihre  Sitzungen  bios  in  zwei  FäHcn  um  «» 
Monat  vetiingern;  erstlich,  wenn  es  der  König  verlangt,  und  zweitens,  «n 


108.    AUe  nDei  Jahre  werden  sämmilMie  DtßiMßk  tmmmi.    > 

100^  ^Smok  Krieg  otkt^P«iet«ui§:eiBai  TMIt^des  «GAkts  den^Monar- 
iMeABRli  dM  Feind  es  verbiiMkrt».  (daw  alk  tite  ete  IMl  der  tepiili^ 
Mb«  oder  iMiiNier  Ihwnuno  äch  iMti  Ketten  eioindi»  ttertei^  >eo,eilieD  die 
iteIeD  der  Abwesenden  dnreh  die  allen JkpntirteH  derfcfetreffcndeii  Pnoiinen 
enelzt  werden,  indem  sie  onter  sich  daruni^  lonsen»  bis  die  dtffmlerlidie  Zilil 
fsB^iil,  ,  =v^.  -w'«'' 

llQl   M^OlepoUrlen  können  niehl^msder  eevHUill  wwdentwm^ 
OM  andere  Bipvtaiion  swischen  den-beMan,*weiu  sie  geiwiMt  wnrden,  islatt 
idiiiiden  bat 

111.  Bei  ibrer  Ankunft  hl  der  fiaapistadt  nMMen  sie  sieb  bei  der  be^ 
sÜmligenillefNiUtion  der  €oiles;  welche  ihren  Heiden  nnd  den  dir  Provinz, 
1«  der  sie  erwihlt  jHn4  in  «in  beiden  Seoreteriel  der  iieiegte^GorUs  beiiti- 
K^  Rfligisler  antragen  lisst 

•^  llSL  bi'jdeni  Jehi|Bb.  wo  die  BefMdirten  etnenerl  werden,  wird  em 
Uk#ebraer»>  bei  .offenen  %ttren^  die  erHe  mtbeeeitende  Vemnanhlngi  fe- 
Ulsn^  w«bei  der  Prisidenl  i  dsr^  bcet'andigett  Bepoteion  den  Yonita  führt, 
und  diejenigen  das  Ami  des  SeeMärs  and  dei^  Wahleengen  vnririKn,  wekhc 
b«igte  üepnlalMn  aus^  ihren  Obrigen  Mitgühdeni  daanm^krUbüh  wM. 

I  iia^  In  «beser  «ersten  Versannnking  leieben  i^r0epin|iiile  ihre  «IWl- 
nMbten  ein»  und  es  werden  mit  Stittmenmebilheit  iwni)  Cktail^'i  eilHnnt, 
eins  Ton  fünf  Mitgliedem,  um  die  Voilniaebleni  aüerDcpntirlen  ■!  nnlewehtn, 
^Dd  ein  aiMlerea  von  dreien,  na  die  det  Onf  Mitglieder ^de^^rstttsComites 

^  tl4  Am  90s|en  desselben  ilfobatsPebrm  whrd  »dfo  itfwefle  vwMtti- 
hide  Versammteng,  ebenfirite  bei  .»ffisntti  Thttren,  i^gelpllin,  >«nd''4i  diifer 
werden  die  beiden  Gomit^'s  ihre  Berichte  Ober  die  GesetsmissifliMil  dNr 
IWMflblen  erstattnn;  wobei  sie. die  %eloeotte  der  FravhahNWahled  In 
Abschrift  siäh  foilsgMi  lanen. 

115.    In  dieser  Versamminng,  S)i  wie  m  de^  andern^«  die  Ws 
faielben  Honafts  Februar  erferderlicb  sind«  wird  deinftiv.ond  mit 
BMhriieit  Ober  aUe  Zweifel  in  fiinsi^  der  Gioeetnnissii^^der.Vt 
«adidcr  fiige|Bsehaften  der^Dqpaliflen  entscidodte.-  •  ^      "*  i 

1 1^.  In  dem  Jehrr,  welches  ml  das  Mgt ^  w»  die  Hepidiito'emjltert 
««den»  wird  am  I«  Februar  die  erste»  liid  bis  mm  Mif  >mid  ihronrigsten  bin 
<iie  weiteren^rbereitenden  YerSammhmgen  gehatan^!  weWm  man  iir »nftliig 
tnchtet»  itta  auf  die  in  den  ditei  vorbeigehenden' Arlikehi  angegebene'  Art 
«d  Weise  Ober  die  Rechtmässi^Deit  der  Vidhnacbteri  4er  nen  snAiiwiwi 
Deputirten  zu  entscheiden.  ***>  ^     i.  i> 

117;  AUe  Jahre  am  fftnf  und  twaniigslen  Fd>nnr  seil  die  Mtste  vor* 
befdtende  Versammloiig  gshaUen  werden»;tBid  in  diKielbiii '  leBsn  aMe  Bepn* 
tirten,  die  Hände  auf  das  heilige  fivangeHom  gei^gt^  Mgei^den  fiid  Mrtin: 
Schworen  Sie»  die  röaiiscb  -  katholisch  ^  aposleHBrheiBeMgien  mi  i  iitbiUiiLii 
SDd  in  ecbaken»  und  keine  andere  im  Königreiiiie  sniiihnsewt  «*^  Antndrt: 
Idi  ichwore  es.  —  Schwören  Sie»t  die^ron  den  aBgsmeintt  imd  a«ss#oidant- 
Kdien  Cortes  der  Nation  im  Jahre  iSft  sanctiobiele  fMditisehe  ¥eiiiBSlBBviler 
Spanischen  Monarchie  gewissenhaft  anireebl'mi'  cihtftim,'  and  dMnn^lselBäB» 
<Uss  sie  aulcecbt  erhaken . weidet  -^  Antworte,  leb  achwöre  ^  -««^Idiwören 
Sie,  sich. bei  der  Mission»«  wekhelhbenidii  NsMon«ivai«nmt«M,Üa»  «nd 


m 

haben?  —  Antwort:  Idi  sdiwöre  es.  —  So  belohne  Sie  GoUlf^'m^am  fib 
thnn,  wo  nidrt^fo  beftvifft'^rSiej  ^ 

.(«  i^ttft  'HMmf  ^eMflii  aus  diiMBi  U^miHen,«  nittilrt^feffMlikMMi 
iBMit  (Wid  Mit? 4MiiimnwM(hrfaeifc»  eü  PfiriiMt,  ein  VioeprMdenl  #m1  fi 
8ecr«R  feiiAhll»  #odMkfichdie€ortet^Aa 
wertwiV  Mi  >an  hMfadif ^  Ile|Wt«lMi  wM  toh  dem  AofloMbllcfte  aii 

:  ihic  AuHWMiiihlMlgcn  eimleUen, 

119.    An  demselben  Tage  wird  eine  Deputation  Yon  iwei  and  fw« 

pMsonen  uniMwi  iaoret&rei»  eraaiiAt;  um  nch  in  dem  KBoise  la  hegeb< 

«lid  ihm.aB  nKidan»  daasidie'GarteBi^ontitiBrt  sind,  und  wen  «e  anm  M 

denlen  erwählt  haben,  damit  der  König  zu  eri^ennen  gebe»  ob  er  derEK 

Mung  der  Gorlea  Aeiwahnen  wenfe^ die*  am  I.  Hirt  atatt  findet*     r 

:      i^im    WciiB  der  fiMig  nkht  M  dar  BmtptatadI  ist;  a«  wiid  ihm  di 

MiHheikmg  *  whwMwh  igämadil  «li  «ben  ab  ^mn  Eöoige  daraof  ^antwon 

121.    Der  König  wird  in  Person  der  Eröffiahng  4ar>€onea  bei  wohn 

undtirenB!  iMT  ^erhiodafl  iii;   wii|   flu   nüiiiimii   ilii  Omtin  im  besflai 

ten-iüga  diaaeibei  twaabman,  •ohne-  dasa^aioiflnar irgend  Einern  Vorirai 

ahf!  eineB  andbnfe 'fag  feHchobini'  werda»  kann.   DlMlben  Förmlichlmi 

agHan  heaidem/Sciitnai^  idar  Cattaa  beobichtet  werden. 

ütt«  IM^  Kteig  wild  afalie  Wachet  in  den  Saal  der  Gorles  emtre 
imM  Uaa  taiiiäanfenigan  JPenonen  begteüet  seine, ^weiche  nach  den  im  Re( 
aant.  fibetiidi^  innere  E^giertingidar  Oirlea  icalgeseliten  CeremonicUe  < 

.  /KJMMg  amjifaym  im^l^mriMLbegiBtoi. 

]  .M  viaa^^BerlKiriigiliMI  «iüe  ftede^ hallen»  worin  er  den  Gorläs  das,  ^ 

er  flkr  zweckmässig  halt,  Yorschlägt,  und  der  Präsiden^  wird  ihm  hieraal 

aUgMneina»  AmadMciMii  amwarieli^  Wdbm  dar  König*  aber  nicht  d^  Er 

mMig  M»  so  tyMM#ebt  er  aeifllB  Red^^dem'  Pümdcnten,  der  sie  6m  Gsi 

i^roriasfc.- -:  .;iA.-^  .-.»      '*.    .  :.u     ■.;.*;;,:* 

: '.  JM.  iJteCorteaftönüm  aic|t  in^egenwart  des*  Königs  terathsdilaf 

125.  Im  Fall  die  Staatssecretäre  (Secretarios  dal  fiespac»))  den  Gor 
^  J^aoMD  des  König»  einiga  VorseUäfe  machenV  aoüen  m  auf  so  Un^  a 

ftfdar'Art  wie  die  GariiMiea  l>esliBunin  werden»  den  Biscoseionen  beiwohn 
)  miA  aiMaehenbf  aber  bei*  der  Abstnnmong  -nidit  «ugegen  sein. 

126.  Die  Sitzangen  derGortes  aolkn  äffgtUH^  sem,  und  nnr  m  PÜ 
;  ;wlib/<iahaimhalt|Bng  nöthig  ist,  aolM  getiehne  Sitzungen  statt  finden. 

I  i     .:  l93ii.Aei  den  Biscnsaionen  der  Gortes  und  b^i  aUem»   was  die  inn 

j^JUgienrng^darseÜMn  betittt  wird  das  Reglement  beobachteti^^anlGhes  die  \ 

Mgeamimm  i|nd  ansfeerirdenllichen  GoHes  adaasen  werden»  imeschadet  d 

1  ¥«riftnddHmgen»  weiche  die  folgenden  Gortes  hierin  zn  ouehen  fllr  nötl 

erachten. 

!L  12&«   Man  kann  den  Deputirten  wegen  ihrer  Meinungen  nichts  anhab 

.ifoßd  sin  können'  deihalb  zu  keiiierZdt,  in  keinem  Falle»  und  von  keiner  1 

(.hordeanUnierswiMnggrimgen  werden.^  In  Griminalprocessen»  die  gegM 

aphilBgig  gemacht  wardad»  kinneii  sie  Mos  durch  das  Tribunal  der  Gortes, 

die  im  R^wnant  ttber  Ja»  iqnere  Regienmg  derselben  vorgeachriebeDe 

amdr^aiia^  ftenchlet  werden    Währuid  der  Skiongen  der  Gortes»  und  d 

i^Mfpat  damichb  können  die  i>eputirtdNredel>  wegen  Ginfsacben  belangt,  i 

Mmlden  halber  geriehtheh  verfolgt  wwden. 
1.  n.  f>  i  <t89*    Witfiretd  der  Daner  ihrer  Sendunf^  die  ton  dem  Tage  an  begi 
b  >  <wqi  >  ihre  B<niawng  ? oa  4ar  liaständigen  Deputation  der  Gottes  anerfc 


ii>  »Mi.Jit-ae|MMBM»iw<yKlW*<toApfc>W>S.aW^JMtitwawMt, 
iMM,  uocfa  fDr  ii^end  eäMn  Andon  An  ein  taMifn  ,|||rtnjtfm,  (Hier  eine 

laa  M>en  w  fcdiiiieD  lie,  wlhiiB*^  D»h»>iiiM  iMi*iiig.  and  «in 
piUfe  dwIaUM  AMibn«  «k«*  AnriHitridtMce^  uMtn  adbtt  ein« 
■Jon  oder  i^ead  mmmtmmickenj.-.mtU^-ilK'Mmäf  mü^ll.   ertulten. 

Siebenler  Abschnitt.        •  nnil 

i*^"  FoN  4m  BifitanUien  (faculdades)  der  <:;arto.>il>  tr 

131.    Die  Corles  sind  ennächtigt: 

a)  GeuUt  in   Vortchtag  tu  bringen  und  tu   btichlieuen,   lit  otuiu- 
legen  und  erforderlichen  Falle  abtiuehaffen: 
,   b]  den  Eid  des  Königs,   des  Prinzen  von  Ätlurien  und  der  Regent- 
1^,,.      schafl,  wie  er  gehürigen  Orts  vorgeschrieben  ist,  abzunehmen; 

c)  alle  faclische  und  rechtliche  Zweifel  (duda  de  hecho  u  de  derecho) 
zu  heben,  welche  in  Hinsicht  der  Ordnung  der  Thronfolge  ent- 
lUhen:  .,..,1.^*.      -.ul 

d)  in  den  F^Ukn,  wo  qe  VerfiMWi  ^  vonAröM,  dieR««iUctiaft 
'^0^  aetite«nt«i'^ft^^^'«ll^^^m'Crt«eB,  ia^ 

-•>       >    'hdb' weither  die  Ri^lvMI  *de<id»JUg«M>VieS9ni8lich« 


't>  i«  dm  In  httMvtluK^'  ii|igiHHn  Itfe »r  UM  hfaiiwjlhil- 

gen  KJSnig  einen  Yoi— d  A-ethnawf "      '  ti'^  '"   '" 

>  «)  «e  oMnünO'  AlllMUMliliffJf^toMfc^tlMl  j^tLliPLU  Hu- 
iMwgtrlgHTW  atwr  »MHnHilii-A  iiirirt^rid;  "  "'>:-'•" 
h)  die  Zolaunng  ffwadB^anpH"  Im mnjguma  MMtltKil  «*r 

'H.  i^.v«ikiM«n»  „Mi,.*-.  -.  !   -■:-     .■■)..■',.?'..):• 

i)!diB£nMdaaffiodelrttbNbdAinff  «onStdi»  M  *n'Mlc^«r 
VeriuHing  errichteten  'ßrMMfciiV  ctei ' W^Wk  'iM  BlliaHiag 
«b4  AiWdinftiDg  Ton^jitiitilMllii  iMMtt'  p«>i^  n  be- 

k>'«lta  JiiteiMrrilnVoi«MiK4cBBM9i  «•  Ut)»'nD#8eeD»dit 
<  »botinmen,  llilMn  MMlHlKlii'iweMe  nMttiMtt'ttrife- 
Jcnairiten  anlviMlen  <lM«#m,  ni«'<M«Hi»Ut  lle  in  KifiiftldUn 

deu  Zweige,  «»  dMH'dlMelbeilMlMlMi,  Vei«rdbBi^"ni 

erisssen;  ■  ■'  '  ■■-•    i-'i-  ■■  ■-  'i   ;■,.',.■■;    :<  i •■*  ^'- 

ai>  rfte  ilM^odw  *r'auuli<»l*lilliwiir TWHWdlWii;   "      ' 
n)/UrUA«r5fciierti<M«^>Ji^fdfMm  MHMMrn;'  '      "    '"" 
0)  im  »IM  ei  nbtbig  isl,'  laf  dm  Cre«W' db-  Natton  AfMielf'hi 

machen; 
p>  die  Verlheilung  der  Steuern  auf  die  Provinzen  la  genehmigen;    ' 
q>  die  Rechnungen    über    dU    Yrru'endung  dei-   Staaügeldtr   eintv- 

tehen  und  :u  gentbmigen : 
,1)  die  Zütle  und  die  /oUtarit'e  (araoceles  de  derecbos)  fettzuselien^ 
l>  die  nölbigcn  VerTügungen  fUr  die   Verwaltung,    Erhalinng   oder 
i.,    .    Veräusserung  der  NaIiooalgUler  m  IrefTeui 

4* 


Mi9  r*t  .Hl|hAMt<q-'ül'>^  m<  mu  aisU.i;  il'!*  -  t.fl-.Mi  lu  ,.  .nn  ,£nui,.-...  ■. 
id^i«  it*qi)1iH4e*<Bfc-''llta-*»^^ilMa<itiWh<lMitn,  'Wlh^ijllli^Bi  «b 

.n-.JI,.rti-.      I  iliwil    jilllMl    iBilirfll*  Wllliwl.  ■liilll«iMl.  ',L:   .>..,■■.. .^  ■. 

w)  deo  ■Qgcmeinen  Plan  tat  .*■.  VaitatnlUitMlH  r«ij-<M  tg— «a 
Monarchie  lu  entwerfen  und  lu  genehmigen,   was  für  die  finie- 
hung  des  Prinzen  von  A&larten  geechiehl; 
i)  die  allgemeinen  Vorachrincn  in  Minsichl  der  Polizei  und  des  Gt- 

sundheitszu Standes  des  Beichs  zu  genehmigen; 
y)  die  politische  Pressfreihcit  za  beschützen;  ' 

"'*'  ■         z)  dafUr  zu  sorgen,  dass  die  Minister  und  andere  Slaalsbeamien 

wirklich  zur  Rechenschaft  gezoRen  werden: 
'"''         afa)  endlich  steht  es  den  Cortes   zu.  fn  allen  Pällen  und  bei  alln 
,  Acten,    wo  der  Verrasstmg  zufolge  ihre  Einwitlignng  nüUu^iU. 

*"  dieselbe  m  crtheilen  oder  zn  verweigrt-n. 

-Ins  ' 

„    ;  ,  Achler  Al»dmiu.  ■.«■>:i>;-  ^ 

vornOtgtn,  und  die  GrOndorinpurf feruHdKMItAJIHiglfei^O 

133,  Z^wiiftg»^— ■^fc<''»KM™iätrjQM*whaiif  llfggftiM  «^ 
■  HWHSBBi »I. jwjfit  JT  JliM  iniilia.Wpl  i|iliw*i  i«iit  lin  Tirttr  fcrrtT"- ^'x* 
ob  er  lur  Spradie  Itommmaitär-odttijmkktu- /  ihuii  ^iuuW  n-ix. 
-atH  njtf*.-. .i^ktteBd.]— ii»idiM.4iratMr iiiriiHHi.iwW^iMM. mdili»  dieCm- 
ies  wegen  der  ,WillWtll«it  -*"  TTirr^"-'!-  *-  ^""-'g  -*- — "--  voriirt  in 
iWi  6wi(tjfc>fHiyeiwwi»iw.iii  lUi jif  ganhüi.t  uFi<.v-..tt.<.'i  -olAti 

135.    Liiqpletu  vier  Tage,  nftfadem  dieDia^iiiiiihi  HjiiirfMgtntl'- 

gJMMBi^QiKWWW-fcfllgWelAllMlridtbl    .:■  ■.■.\A;i\Ti  >.:ii">.)»/. 

»i  i,\  i^r.iiii>.|  dimBwi„t  FMi— Ml)  -.Jj^»;  »oltiOtB  m 
Ganzen  und 'Ober  jeden  Artikel  desselben  discuürt  wentabililx 
lih^w  ■■M>„:l^.^rt»  i»iUdqa«MriifMan,/w«fli4er.fih^itin 
.:)rH>l!9<4mii«Uwd,IMcMo«<«ri«:Ue4W(«Wl*»i..dM>4i^         FaU  ist.  wird 
iihW^ij|Bf^|ofri  lur  Ah*liiMB«g(  g4K(»nUeni«lNrfMirwlb  odBrii|M>t- 

13S.    Wenn  cnlschieden  Ist,  dass  iiii  lliillwiMitgmali|>l II    » 

m(^^i,lig'M*il*  d|im<«)HiinK«>.i  ilMll-lUe.  GMtWnMutf.Jetlwedcr  pv 
,,od|K^ltwAWM<!«e|«thM^,p«)Wiyen«WTfHbuod«(l  nacfc-^ea  teil  der  DiseüSMog 
gemachten  Bemerkungen  abgeändert  oder  modiOcirt.      .,  ..^^.ii . 

t3tt.  t)ic  AJkstwRH^ng,.«MNUehk.MehAMebM->dep.^8U■Ben;  ibcr- 
nm  »biusliniiiiffl,,jBm»i  w«nwitw^*.di>i.|iafla,rtmiil)illlir  iJjjeMtirteu,  aui 
i'^'Wtt  lt¥l  <^iA<»,^¥t<tM»>.inid.,4iner  Boch.dairabMr  amMMtodiScin. 

140.    Verwerfen  die  Corles  einen  Gesetzentwurf  wjteml  der  Zeit,  ib» 

.«tt^'%nt<«tff;ä*f<f«<il..>»,b«B  fr^kdMjiänticbMJltirttAicIlt  «iederia 

Vorichlag  gebracht  werden.  nc-n/    >  ,<  h:   .  lo^  nn«-. 

;a-<vi.-ulilil  'bt!en'.MMti  ■ügMiinieiit  rt-Wirt^ e>"-waiijfcl'lii 'CeaeUerfw 

i(iMga(HU|fl«lHlm<d)r'«Huai|'dw:CaHV<Wllta^.<'->MM«e«>dic*  gcacheh« 

ist  und  beide  OrigiDifetan  tmMfmnmi  «idwwi'SliwUrro  antencicb- 


Hh 

,  io  .,^,^n|ftft  die8eIbqD,<f,uf  ^<fer,^^flk^^Qitl)  eine  penn^ 

^jn^ft^Ttj        .l-.t[ii-i.    i-ili  fi  'lk|^,l^^     ,  r.^  ,.   .n-'^»'»    'ü-iihI 

S^U^  , Steht  t^Q&IH^Üi^  du  '  ' 

iLoDig  Toltrt&rt  ifiese  Suiclm.mi..'^^^^iiri[  itg^fHiW 

BMchriebcncr  Formel:  '" 

„Soll   als   Gesell  uffenttich   bckaiml  gcmachl  werden"   (l'uliliigneie 

com«  (ey).  "^^ 

144.    Der  König  verweigert  seine  Sanction  mit  rolfücndcr,  ebehfalli  HHf 

ihm  eigenhändig  gcschrichencr  Formel:  '    '  "'"' 

,.An  die  Cortcs  ziirQdigewteseii"  tViiel*a  h  la*  (>>rtes). 
und  Tügl  zugleich  eine  Üariegiing  der  Gründe  hei,  warum  er  seine  ^nMm 
lerweigerl  hat. 

I4Ö.  Der  HiiniK  hat  3(1  Tage  Zeil,  um  sich  dieses  Vorrechts  lu  hedicnen. 
Wenn  er  innerhalt)  dpRclben  seine  Sjnclion  weder  ertheilt  noch  »crweigert 
hat.  SU  wird  dieses  so  angeschen,  dass  er  sie  gegeben  bat  und  wirklich 
IcbeD  wird. 

14i^  Diu  Sancliüd  dc>  Königs  itiag  erfolgt  sein  oder  nicht,  so  gelang^ 
rioch  eins  von  den  beiden  Originalen  mit  der  betrefTendco  Formel  an  die 
l^rles  niriick,  un)  in  dcntelt>cn  Kcricbl  darüber  abzustallen.  Dieses  Original 
"ird  im  Arehitc  der  Cortcs  aufhewahri,  und  das  DiipÜcat  bltihl  in  den  IlÜn- 
dcD  des  Königs. 

147.  Verweigert  der  Kijnig  seine  Sanclioii,  so  darf  dieser  Ijcgcnstaud 
IQ  dem  nämlichen  Jahre  nicht  wieder  in  den  Cortes  verhandelt  werden;  di>ch 
kimn  es  in  denen  des  folgenden  Jahres  geschehen. 

148.  Wird  der  nämliche  Gesetzentwurf  in  den  Cortcs  des  folgenden 
iabres  von  neuem  vorgeschlagen,  zugelassen  und  genehmigt,  so  Ifann  der  Kü- 
ligi  nachdem  er  ihm  vorgelegt  worden,  demselben  zum  zweiten  Male  seine 
MDction  mit  den  im  Artikel  113.  und  144.  angegebenen  Ausdrücken  crtheilen 
Dfier  verweigern,  und  im  letztem  Falle  ndl  in  demselben  Jahre  dieser  Gegen- 
stand abermals  nicht  verhandelt  werde». 

149.  Wird  der  nämlidie  GesetEcntwurf  in  den  Cortcs  des  folgenden 
lihrcs  zum  dritten  Male  in  Vorschlag  gebracht  zugelassen  und  genehmigt,  so 
icrslebl  sich  von  selbst,  dass  der  König  seine  Sanction  crlheilt,  und  wird  er 
dieselbe,  wenn  inm  die  Entwürfe  vorgelegt  werden,  mittelst  der,  im  143.  Ar- 
tikel enthaltenen  Formel  wirklich  crtheilen. 

'lBe."<S(fflt^-«or  V«ttHtd^»'n%«<t«itiMrfwihta»«MKaaig  seine 
9u>««^'Mr«Hh«iM  od«-  td>erwa%«n  tat,  khr  Tri«  «mmJi*  dw.li«- 
M  aM'9MtM^1>^M(U(fM  MrilMti' »  UM  «er  CWi  tfMibfe  ifcd«k«n|«B 
STagni  dM"nMAl^'4tl-lbl|tMtoli'abiki  «rlMln  >ddtt  <*r*iiBN«tvlM 
rerstreidit  auch  diese  Frist,  ohne  dais  er  sie  ertheUt,  so  «ird  es  eben  so  an- 
seiehen  werden,  ab  ob  er  sie  gfat^jfa  bUw,  ,und  er  wird  sie  auch  wirklid) 
in  der  vorgeschriebenen  Form  gäiim.  '  Vmrdgert  aber  der  K5nig  seine 
SancüoD,  so  kä6ii«tt'dl^  Ci)Mkä'äKHiMS'"t»fr  tfeiMtwn  Gesetientworf 


vorgeschriebenen  Form  gebi^  '  Ymiä^ttt  aber  der  K5nig  i 
),   ä 
üicutireo. 

131.  Wenn  auch,  nachdem  der  Künig  einem  Gesetzentwürfe  die  Sanc- 
tion verweigert  bat,  ein  oder  mehrere  Jahre  hingehen,  ohne  dass  derselbe 
Entwurf,  so  wie  er  ursprünglich  zur  Zeit  derselben  Deputation,  die  ihn  das 
erste  Ual  angenommen  oder  während  der  I1^ei  darauf  folgenden  Deputationen 
run  neuem  in  Vorschlag  gebracht  wird,  so  soll  in  BctrefT  desselben,  was  die 
A'irliung  der  königlichen  Sanction  anlar^gt,  doch  immer  das  gelten,  was  in  den 
Irei  vorhergehenden  Artikeln  fcstgeselrt  worden.   Wird  derselbe  abet  im  Laufe 

■     ■  •!>   rlUil 


der  Sr^  eben  angegebeDen  Deputationen '  nictit  yoi  i 
brecfat.  Andern  später,  <^«olil  in  den  nkmlicfcen  AdMhl 

lä^.  Wenn  der  Geseiienlwarf  in  der  in  tontchendeia  Arlikel  ange| 
benen  Zntschenicil  lum  zwejifn  oder  drillen  Male  in  Vorschlag  gebracht  n 
von  den  Corte»  lenvorfen  wird,  so  wird  er,  er  mag  dann  in  der  Folge  wied 
vorgciragi-n  «erden,  »nnn  er  will,  als  ein  neuer  Entwurf  ange^hen. 

1^3.  Die  Gesetze  werden  mit  den  nämlichen  Formalilatcn  und  auF  di 
aunlidi«  WaiK'Wi«daf.Aufg«bobeD>  wie  MC  erluMBvcfdw-^  I  i,..,   i,,  i 

:'!*■""■'."  ;*''.".!.  !""»'*  '"«*'*'■' -■^:i""''„'''l"v" 

FoH  dtr  Kundmachung  dfr  GtieUt. 

154.  Ist  das  Gesell  in  den  Curles  bekannt  gemacht,  so  wird  es  *i 
Könige  angezeigt,  damit  unvenUglich  lur  feierlichen  Bebanntmachnng  desKi 
ben  i^eschritten  wird. 

„  , ,  IdS.    /ut  Bekanntmachung  der  Gesetze  wird  sich  der  König  nadislehei 
der  Formel  bedienen^ 

i,,ii  In       «Wir  —  [hier  folgt  der  Name  des  Königs]  —  von  Gottes  Gnaden  an 
it)ul>    •<•      '"''^  ^^^  VcrfassuDg  der  Spanischen  Monarchie,  König  *on  Sp 

nieo,  thun  Allen,  die  Gegenwärtige«  sehen  oder  hören,  kund  ui 
ontur-  F^  wissen,  dass  nachstehendes  Gesetz  von  den  Corles  beschlos« 

-itB  ■x  I  ^'"'  '"^^  '^"^  sanctionirt  worden,  ist  (hier  folgt  der  buchstäblid 

,,^,  Inhalt  desselben).     Denmach   befehlen  Wir  allen  GerichUhäre 

i)il)M>i  Magistraten,  Chcrs,  Gouverneuren  und  andern,  sowohl  bQrgnl 

•in»tki  ^''^"  *'^  Militair-  nnd  geistlichen   Bebfirden,    wess  Standes  ai 

Würden  sie  sein  mögen,  dieses  Gesetz  in  allen  seinen  Theilen  i 
1^^  ,,  beobachten,  und  beobachten,  erfüllen  und  voUftihren  lu  law* 
tii  tum  "'''  ''^''^  ^<A\\  darauf  zu  sehen,  dass  es  zur  Erflilluiig  komm 
i»ii)i<i  und  werdet  dafür  sorgen,    dass  es  gedructi,    öffentlich   bekam 

■if  ;  gemacht  und  in  L'ralauf  gesetzt  werde."    (Es  wird  an  den  betre 

Icnilen  Minister  gesehtckL) 
:^>>"  JWAAHb  6Mte»  «mdM -auf  BtflU  d«lUn|i  dwch  die  betntfendt 
HWüiir  MuMDt  »iwnrhl  und  .rerbniM. rwolc^  4iafe|bMi  mwiiUclbu  i 
«h  «n^Jeie  Uakita  —d yrifinriritPrkhtoliMa  md  uricr«,«bt(*  »d 01« 
fe«feöfd*»>Kkkken,.die'ne4iM  an  die  UatalMtör^  ikbfmden. 

■■■I'-  ,'.'^''V'  ■:■■.!.■  .^'r i!^^'%i^^h>\ '•■-■'■  ■   .'■'. 

11UV..,.". •-,-■,  ;  .,'..r«(l,'lfr-^f^ai4i||iF»J><1>N^^^  ,"/     , 

!5?.  Bevor  die  Cortes  aus  einander  gehen,  ernennen  sie  eine  Pfpnt 
lion,  welche  den  >'amon  „immerwährende  Deputation  der  Cortes'-  fUhrl,  in 
aus  sieben  aus  ihrer  Uitte  cmafilten  Mitgliedern  besteht,  nämlich:  drei  ■ 
den  Europäischen  Proiinren  und  drei  ans  den  überseeischen;  der  siebenfe  wii 
wie  das  l.ous  cnUeheidcl,  entweder  ein  Europaischer  oder  ein  ttberseeisct 
Deputirter  sein. 

(öö.  Zugleich  wei;den  die  Corles  zwei  Stellvertreter  für  diese  Depnl 
Üon  cmcnnen,  einen  Europäischen  und  einen  Qbertceischeq. 


# 


190.   Die  bcslüudige  l^eiHittÜon  duen  fon  der  einen  Sitiuog  der  Cor- 
■iinir  «DdeTR.  'i> '^ -A  »nv.  ^■- > 

160.    Diese  DepuUtion  bat  Nadistebendes  tu  beUrgen: 

1)  auf  die  fieob*chluiig-4er'  VodWiiiig  und  der  Getetie  lu  seken, 
am- bei  de«  Jttfllal<»flMtei  Rwhttndkfl.ftMi  den  Verietiangen 
■bnilegen,  welcbe  sii  wahnenommen  bat; 

b)  fit  dlm'  iÄ  der  Vd«t»mtK  VofgeM9MA>edeii/  Vtlllbp'  '^uuet^ördent- 
licbe  Corte«  luuDtmeD  lu  benifeni  '    '  "  '" 

c)  die  Im  ltl.<ond  l^>Artiktf'AigB)tebmM-AMheni|bbWitfcen  la 
■     arfUlai;  ■\,<M    •■    ;j--  ■\i\    ■„<■   i.^^./t     n      -■  ■ 

d)  4ki  MelhartMSndm  DcfMäric«  tiameitfim^-mma  thi-tmi-^m 
■f  -  eigknUitlMblilw  Säkunsrn  bnwoto«!  MOcn. :  vii4  «NM'ifcbi 

trim,   daw>die  DepsUrten  bimc  Prwffi^dwfcr  tbre-GMUeriMw 
..<  ainbIfljUha»:«dfr.|^f4^,f^c|a,,W}^nHi^]umiii0i,^ön^p.  die- 
.    .-.,  ,iiw,i(pT»wiw.;(llfc,»öllugeinL  B^M^.xmul^^  |a{^„e|f)ATn,imH» 
.-,,.-.,i,lVnW'«Kft»Hf*.,,,, ,^,.,    ;.|      ,,,,(., I  o 


Fon  den  wunTmÜ^äS^^  't^Sf^i 


j|i.>' 


'  Ifll,  Die  anBserordenllicheh  Cortcs  bestehen  aus  den  nämlichen  Depu- 
len, wrlchc  während  der  i»ci  Jahre  ihrer  Deputation  die  gewiihnlicben 
Bes  biMrn. 

162.  Die  bcMän'ligc  Deputation  rjer  Corles  wird  dieselben  in  folgenden 
A  Pillen  auf  einen  bestiromtcn  Tag  lusammen  hprofen: 
^  '  a]  bei  ErJedignng  der  Krone ; 
*'"  'd)  Wenn  der  RÖtiig  aus  irgend  eiticm  Grondc  die  Begicrung  nicht 
führen  kann,  oder  ro  Gunsten  seines  Nachfolgere  der  Krone  enl- 
'"^  '  sagen  will.  Im  ertten  Fall  ist  die  Deputation  ennÄclilii;!,  alle 
Meassregein  zu  treffen,  welche  sie  für  zweckmässig  hält,  um  sich 
■»«^  'von  den  Ursachen  tu  Übertcugen,  wclehe  den  König  lur  Regic- 
,.  _  ,        rung  unfähig  machen; 

*^''  c)  wenn  der  König  unter  sehr  bedenklichen  llmständen  oder  wegen 
schwieriger  Angelegenheiten  ihre  Zusammenkunft  für  zweckdien- 
""    '     lieh  halt,  und  die  beständige  Deputation  der  Corles  davon  benach- 
,■'*'"*!''■     richligt. 

ife.  Die  ausserordentlichen  Cortes  werden  sich  bloss  mit  tlern  Gegen- 
ade  beschäftigen,  weshalb  sie  zu;amoien  berufen  worden  sind. 

164.  Die  Sitzungen  der  ausserordentlichen  Corles  werden  mit  den  näm- 
Kn  Formt  ich  keilen  cröffaet  und  geschCosscn.  wie  die  gewöhnlichen. 

165.  Die  Hallung  der  ausserordentlichen  Cortes  soll  ilie  Wahl  neuer 
jUilirtcn  zu  der  bestimmten  Xeit  nichl  verhindern. 

106.  Wenn  die  nMersrdenUi(beD<]«rtes  nniNB  tax  Venammtaing  der 
rSbrtchen  bHitrant«  Tag«  ftarfc  SKfangt»  dtcbt.'boMKliKt  haben  so  stellen 
iMAmti^enSchtungeneln.  imdKe  gewehniiciiMl  CdrluRUen  das  Ge- 
Iftfttt,  -weshalb  entere  xuMnuiien  benAn' woMm<  «iadi '  n  ( 

IST.-  Clie  bestaadi|c^  DeptiUIIba'd^'iC|^te«  tdUin  aM'*in  voratelien- 
r  Art'^^t^MebM«ri'nllt'  »ii -ffir;'iltl  -m!'ati4  IR'  :i<ftil<tt*-ing;ewiesenen 


vierter  Jit^Jf 
Von  dtm  Mömge. 


atUworUiek.  ,, ,.-.>■,. t   .,>■.'•        i 

im  Der  Kfinig  hat  *uucfali«u1ich  die  Hacfat,  die  filHttae  in  Vonnt' 
■Mig  hringm'M'lisMB,  Md  ieinfl«itaU(nkmM^Ml'Mr-«le>t  «u  wti 
mT  ■rinnlng  der  Orfaat«  !■  Imtm  wd  Mf  dfvfiiAiHitil  «t  Stub  lud 
aMHH  MMit,  der  V    '  -  -      ~         ■        - 


I7f.    Ads^r  deto  dieW  V^taige'tfaäeMiittttTiinMtK.'  «He  GfstUe  » 

nMkmlWta  uAd  beUbit'  m  iii^fi&rh'at-M''Htii£%WelWe'Si)MnTTed>lc^ 

■>  d[e  Decrete.  Reglements  und  VertulWUgawMfc '^ftfefatigat.  die 

er  lur  Voütiehung  der  Geselie  für  nitri^id)  hält; 
b)  dafBr  tu  KRgcn,  ^a#'  W/CIWWfF: Könipwcfae  die  Jostü  idwrll 


d)  auf  Vondiltg  des  Stutsniths  die  Bemten  bei  alUk^^CiTit  i^ 


e)  alle  Civil-  V)d.  tfUippU^a  tf  Mjfljfpn 

0  auf  VoneUag  des  SlaatsraUn  m^  iBpKb«(«  W  vnBuem  und  ilk 
Übrigen  iMMlictifn  Aooler  widPfrDa^  w^tH;r;^,^öni«  d» 
fttnfBBdTMiH  auMtbU  ^  vciVebett{ „     ,,.- 

8)  BtttvmtttMk  «nd  AutriduviitBe^llei;  Ar^  deii,fieseUen  eemu 


b)  die  4t«BpeB  imd  HoUa«  sq  .f^obiigen  WB|d.d*e<(>«Ben1e  beiden- 


,  i)  Uicx,  difl^  ^eif«4beU  Macl^  zu  verfttso».  wu*  *ü"m  .  H  *er(liak(i. 

,  ~wa  M  an  4HUäcljcb«tcn  it^„      . 

fc>  die  diplDfulindiei)  und  UmKMtv«rl41miue  ^  andcni  Hidil« 
ZD  ieileii  und  Botschafter,  Gesandte  und  Consuln  m  emeniKD; 

i)  nir  (las  SchNigL'ii  ilfi  Müii/cri  /u  siir^en.  norauf  sein  Brii>llit!'I 
und  sein  Name  Bi-tirrt^l  isl; 

mj  über  die  Vvr«i'ntiiing  der  lür  alk  /wtige  der  Slaalsicr^allM« 
besUmrolen  Gelder  tu  entscheiden : 

n)  den  Gesetzen  gemäss  Verbrecher  /u  begnadigen: 

o)  den  Corics  sotchr  llesplrfund  Verbesserungen  vormschlagen.  »ff 
er  sie  lür  das  Wohl  de«  Volks  »m  r.ulr^gl lehnten  hall,  damit  dir« 
io  der  iMSlimntleii  t'wiii  darilliof  IwraLiisdilagi»: 

pj  die  sogenanDten  farelih  oder  HescrÄpte  lu  bewilligen,  oder  De 
crele  der  Kircheuversaimnlungen  uod  die  papsüicfaen  BuUeo  !&■' 
Einwilliguiig  der  Curlt^,  wenn  sii:  allgmwiue  Verfiigungeo  nl' 
■Nil*»,  f OÖK*  »Mi*^lWfn;,,«pW|m  yrii(ift-...((flet  l|egiei^ 
,..  „«elcp9lKi>n  taUrdfeil.  {^^^ä)f/drrÄbK.fft:Ji^i(^iMy 
n  iKh  aber  um  streiUge  Vanble  }tmMl„^^^<^il^i^t,^iiim 


tribunal  daVon  ift  Kmnlnfjs  rn  ^Ptin!  iMitiit'M  'd«n  Gemtien 
gpmS&s  darüber  entscheide; 
q)  die  StaaUministcr  m  ernennen  und  Trci  zu  wählen. 
173.  Folgende!  sind  die  Beiiehränkimgen  der  kilniglichcn  GewatL 
a>  der  KiiniK  kann  unter  keinem  Vnrwande  die  Abhaltung  der  Cor- 
te« zu  der  in  der  Verfassung  hestimmien  /Hl  und  in  den  darin 
angegebenen  F'illcn  hindern,  sie  vedcr  suspendircn.  noch  auflösen, 
''       noch  auf  irgend  eine  Weise  ihren  Silzmigen  und  Bcrathsehlagun- 
gen  Hindemts^e  m  den  Weg  legen     Itiejenigen,  welche  ihm  tu 
'  ""^  ■einem  solchei»  Versuche  raihen  itnd  dabei  bchlllflich  sind,  werden 
'"'•*    fBr  Verleiher  crhRrl,    und   sollen  als  solche  gerichtlich  betebgt 

werden ; 
'■  'bf  dir  KlVnifr  kann  »idi  r>hnc  Einwilligung  der  Cories  nicht  aus  dem 
'  ■*' "Hönigreieho  eiilfemfn.  und  wenn  er  c*  Ibut,  sn  wird  es  so  an- 
**•('  |CRhen,'»l<i  9h  er  der  Krone  enisngl  habe; 
'■"tft  <l*l"  Kilnig  kann  weder  dl''  k^-niglichc  Gewalt,  noch  irgend  eine* 
"I  ""'-sehler  Vorrechte  Terä^l<'i^r^ .  nblrcten,  noch  auf  irgend  eine  Art 
"  "■"■dhem  Andern  llbcrthisen  Sollte  er  aus  irgend  einer  Ursache 
'•'  "' "Aüd  Throne  t»  Gimsten  «rincs  nnmillelharen  Nachfolgers  cnlsa- 
■'■''  'jeh  WoBen,  So  kinn  er  et  nirtil  ohne  Einwilligung  der  Corles 
4  <•'  amn; 

'''>4l)-d«  Kiinig  kann  keine  l>rovln/.  keine  Sladl.  Leinen  Flecken,  keine    - 
'"M   OrtsrfrafX,  noch  irgend  cinrti  iheil  des  Spanischen  Geh icis.  er  sei 
"'■    'so  klein  als  er  wolle,  refiiu&serii,  alilreten  «dW  icrlauschen: 
'-'  t)'  der  König  kann  ohne  Einw'i1li)iulig  der  Corte*  mit  keiner  fremden 
'"'■    Macht  eine  OITm^iv-AIHan/  nnrh  einen  besondern  ITandcIsvertrag 
"  "     scHiessen; 

'  ""ft  (ben  ttt  vrwij.  k.-inn  't  sich  ulmc  Knwiltigung  der  Corles  durch 
'••"     rrgcnd  Hhcn  Verlrajr  verbindlich  machen,   irgend   einer  (rcmdeu 
Madtt  Snhsidfen  m  geben; 
g)  der  König  kann  ohne  Einwilligung  der  Corlcs  die  .Valioiialdomai- 

nen  weder  ahlrelcn  noch  veräussern; 
h)  der  König  kann  nir  sich  allein,  "hne  dass  die  Corles  sie  decretirt 
haben,  weder  nnmillclbar  noch  millclbar  Auflagen  machen  oder 
Steuern  erhel'cn,   sie  m'ögcn  Namen  haben,    welchen,    oder  be- 
stimmt sein,  / 1  WAS  sie  wollen; 
i)  der  König  kann  weder  einem  Kinzchien,  noch  ii^end  einer  Kor- 

persciiaft.  eiii  ausschliessliches  Privilegium  ertheilen; 
k)  der  König  kann  sich  weder  des  Eigenihuins  irgend  einer  Privat- 
person oder  irgend  einer  Körperschaft  bemächtigen,  noch  sie  hi 
— "  '    dem  Besitze,  Genitsse  oder  in  der  Nulzniessung  derselben  stören, 
^""  'und  sollte  c«  in  irgend  einem  Falle  für  irgend  Etwas,   das  dem 
™"*''     Staate  anerkannt  nöl/lich  ist.  nothwendig  sein,  irgend  Jemandem 
'      "'«ein  E^enthum  rn  nehmen,  so  kann  es  nur  geschehen,  wenn  er 
7U  gleicher  /eil  entschädigt  "wird,    oder,    nach    dem  Ausspruch 
'   ''    Sachverständiger,  eine  angetlicssenc  Vergiilung  dafür  crbäll; 
•M-'ttfder  König  kann   Niemand  seiner  Freiheit  berauben,   Docb  tut 
hVw'''  tich  irgend  eine  Strafe  auferlegen      Her  Minister,    welcher  den 
Befehl  dazu  unterzeichnet,  und  der  Richter,  der  ihn  vollzieht,  sind 
I   »rt- .  der  Nation  diifiir  verantwortlfch,  und  w  erden  als  eines  Vergehen» 
an  der  persönlichen  Freiheil  schuldig  bestraft.    Nur  in  dem  Falle, 


«.IM  wenn  du  Wolil  and  die  Sicherheit  des  SlaaU  die  Verhaftaii) 

irgend  einer  Person  erfordern  füllte,  kann  der  König  den  Befefa 

daiu  ertheileu,  jedoch  unter  der  BedinguDg.  das»  die  verbaHeli 

Person  binnen  48  Stunden  dem  gehörigen  Richter  oder  Gerichts 

^,  j ,  hofe  ühergeben  werden  luuss; 

ijj^^  ,  m)  dar  König  wird,  bevor  er  eine  EheierbtnduDg  schtiei&l;  solche 
^^^1,  ,  denCortes  anzeigen,  um  ihr«  Einwilligung  daiu  lu  erhallen;  uw 

-BwxiJ  ""*'  "  '^'^^  nicht,  so  soll  es  so  angesehen  werden,  als  ob  er  do 

^  ^,  Krone  entsage. 

ijljl^  173.  Der  Rijnig  leistet  bei  suiner  Thronbesteigung,  und  wenn  er  nod 
m^EiJäbrig  ist,  dann,  wenu  er  zur  selbst  stand  igen  Regierung  gelangt,  ii 
u^enwart  der  Cories  folgenden  Eid: 

„Ich  cbier  folgt  der  Name)  von  Gottes  Gnaden  und  durch  die  Ver 
Fassung  der  Spanischen  Monarchie,  König  beider  Spanien,  schwött 
bei  Gott  und  dem  heiligen  Evungelium.  die  KathoÜKh-Apostolisdi' 
^u,  Römische  Religion  tu  lieschüUen  und  aufrecht  au   hallen,   obw 

^.    _  ,  irgend  eine  andere  in  dem  Königreiche  zu  geslatlen;  die  poliliulM 

*^i^  Verfassung  und  die  Gesetze  der  Spanischen  Monarchie  zu  beob- 

achten und  beobachten  zu  lassen,  und  einzig  und  allein  ihr  WoU 
und  ihren  Vorthcil  im  Auge  zu  haben;    Leinen  Theil  des  König' 
reichs  7U   veräussern,    abzutreten  oder  zu   zersliieketn;    niMMÜ 
ii^end  eine  Quantität  von  FrUchten,  Geld  oder  etwas  Anderes  n 
verlangen,    wenn  es  nicht  von  den  Cortes  decretirt  worden  isl: 
,    ,       Niemandem  je  sein  Eigcnthum  zu    nehmen  und    tur    allem  die 
i-,i,  .t<,  '         politische  Freiheit  der  Nation  und  die  persönliche  jedes  EinielDHi 
'^T  '^  |U  rcspectiren.    Und  wenn  ich  von  dem,    was  ich  geschnorrt 

ganz  oder  mir  iura  Theil  das  Gcgentheil  thue,  lo  soll  man  mir 
^^  nichl  Gehorsam  leisten,   sondern  das,  wodurch  ich  dem  zui>id(r 

^^^,  handle,  soll  null  und  nichtig  sein.    So  wahr  mir  Gott  helfen  uml 

mich    beschützen,    und    wenn  ich  es    nicht   tbue,  mich  btsln' 
ftn  iDfigt." 

Zweiter  Abschnitt 
Fon   rfer   Kronerbfolge, 
',        174.    Das   Königreich   beider   Spanien   ist  untbeilbar;    die  ThroDfolli 
gebt,   nach  Bekanntmaciiung  der  Verfassung,    blos  in  r^elmässigcr  Ordniui 
nach  der  Ers^eburt  und  Erbrolge  auf  die  legitimen  männlichen  und  weibli- 
chen Ucseendenlen  der  unten  angegebenen  Zweige  Über. 

l7j.  Bios  legilime  Söboe,  die  während  der  Dauer  der  gcselzmus)(a 
Ehe  eneugt  sind,  können  Könige  von  Spanien  werden. 

I7G.  Bei  gleicliem  ^~crn andtschaRsgrade  und  in  t^ieher  Linie  geta 
die  mimnlichen  Nachkommen  immer  den  weiblichen,  und  der  Aeliere  ini«r 
dem  Jüngern  vor;  aber  die  Frauen  des  näheren  Zweiges  oder  näheren  (in- 
des in  der  nämlichen  Linie  bähen  den  Vorrang  >or  den  Männern  eines  ^ 
fernleren  Zweiges  oder  ^'erwaodtschafUgrades. 

W.  Der  Sohn  oder  die  ällesle  Tochter  de»  Sohnes  des  Königs.  * 
Falle  ihr  Vater  Trllber  Sterinen  sollte,  bevor  er  die  Erblolge  des  Königrcidtf 
angelrelen,  sollen  ihren  Oheimen  vorgehen,  und  Lrail  des  Erbrechts  ihm 
Gross\aler  unmittelbar  nachCuIgen. 

nd.    So  lange  die  Linie,    wcIcIilt  die  Erbfolge  zusteht,  nicht  erhndit 


m 

iaftf  JKiJiiiug  v«D  Sp^^ion  ist  fim  M^^ngnd  YJL  mm  ßfnwhwi,  der 
HHawirtig  »ggieil 

180.  In  Ennangelui^  Dtil  F«£4uM9i^  Vit  von  Böurboo»  «Mgoi^ 
HM  recfaMHiiifen  sowohl  iiiaimli(%ii  a|«  weib^i^oa  JDescc^idtnlen;  fehlen 
i0se>  sein«  BrQder  und. Schwestern«  Oheiiae  upd  .Tanten,  Brüder  und 
Awest^Mt  §eio(QS  Vaters,  und  ihre  rechtmäßigen  Mar^J|ffOB^H|lf n  in  der  von^ih 
:iiriebenen  Ordnung,  indem  sie  alle  unter  sich  das  ^rbfi^gerecht  ttn4  den 
fonwg  desnüt^m  Zweige  vor  den  entfernteren  J^^ohachtqi.  , 

181.  Die  Gortes  können  alle  und  jede  von  d^  Thronfolge  aussohÜ^PM 
k  nicht  fähig  sind  ^  regieren,  oder  Handlungen  beg^ogea  haben,  wodiurm 
ie  aidi  der  H^miie  unwUrdig  gemachte 

182.  ^enn  alle  hier  ang<f ebenen  Zweige  erlöschen,  so  sollen  diß  Cft- 
«laufii  neuenisammen  berufen  werden,  um  in  Erwägung  ^a  ziiehen,  imSt 
ict  Bdolgwig  der  hier  auiQsesteUlen  Ordnung  und  Bf^seln,  für  die  firbfejge 
ier  Nation  am  lUiräglichsten  ist 

i83.  Wenn  die  Krone  sogleich  oder  in.  der  Folge  einer  F^au  PAheim 
ütt,  so  kann  sich  dieselbe  ohne  Beistimmung  der  Cortes  keinen^  GiomaM  w^ 
il^  und  wenn  sie  das  Gegentheü  thut,  so  wird  dies  als  eine  Bntsegung  der 
Kfone  angesehen. 

-  184.  Im  Falk,  dass  eine  Frau  lur  Begiernng  gelaugt,  erhält  ihr  Ge- 
mU  kmd  Gewalt  über  das  Reich»  von  welcher  Art  sie  ^t  iHkcb  irgend  leiaeu 
Imheil  an  der  Verwaltung« 

I..  Dritter  AbschnitLi 

Von  der  Mindefjährigkeit  des  Königs  und  der  Reget^ehaft, 

*    IBtk    Der  K5nig  ist  bis  zum  vollendeten  achtsehnten  Jahre  minderjährig« 

ld&'  Wüybrend  der  Minderjährigkeit  des  Köhigs  wird  .das  Beich  dwn^ 
»oe  Begentschalt  regiert. 

187»  Bas  Nämliche  geschieht,  wenn  defiKiiinig  wegen  irgend  einer  phy- 
üchen  oder  moralischen  Ursache  die  Regierung  zu^  «führen  nicht  im  Stande  41t. 

i88.  Wenn  diese  Verhinderung  des  Königs  länger  als  zwei  Jahre 
auert,  und  der  unmittelbare  Thronfolger  achtzehn  Jahre  alt  ist,  so  können 
in  die  Cortes  stati  der  Regentschaft  zum  Regenten  des  Königreichs  emetanen. 

189.  Im  Falle  der  Thron  erledige  Wird  und  der  Prinz  von  Asturien 
ach  Minderjährig  ist,  so  soll»  wenn  die  ordentlichen  Qofte^  nic||t  venuanmelt 
nd,  so  lange,  bis  die  ausserordentlichen  zusammen  kommen,  die  proviMHTipohe 
egentschaft  aus  der  Königin  Mutter,  wenn  eine  da  ist,  jus  zwei  Mili^edem 
er  permanenten  Deputation  der  Cortes,  welche,  nach  tter  Ordnni^;  ihrer 
i^ahlVar  Deputation  die  ältesten  sind,  und  aus  den  zwei  ältesten  Staatsräthen 
imlich  dem  Aeltesten  und  dem,  der  auf  ihn  fol^t,  bestehen.  Wena  k^j^ 
dnigin  Mutter  vochanden  ist,  so  nimmt  der  der  Ancienuität  nach  dritte 
laatsrath  an  der  Regentschaft  Theil.    .  ,, 

HX).  Den  Vorsitz  bei  der  provisonschen  Regentschalt  lührt  die  ILönigin 
ntter,  wenn  es  eine  giebt,  und  in  deren  Ermangelung  daigenige  MilgKf# 
*r  permanenten  Deputation  der  Cortee,^  welches  zuerst  zu  dieser  Depnlal^ 
nannt  worden. 

^  101.  Die  provisorische  Begentschafl  wird  ^eine  andern  Geschäfte  ab- 
■n,  als  solche,  die  keinen  Aufschub 'leiden,  und  nur  interimistische  fiwoßl^ 
Dcnnen  und  absetzen.  n 

192.  Sind  die  ausserordentlichen  Goctes.  b^isaaunen,  so  werden  ^e  eine 
s  drei  bis  fünf  Personen  l>estehende  R^inMchaft  .emeimen.. 
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193.  Um  MitgKed  der  Regentsdnft  zn  wtt&m,  nrasi  muk  Btta^er  sein 
und  die  freie  Ausübung  seiner  Rechte  geniessen.  Ausländer,  selbst  wenn  ae 
Bitargerdiplbme  erhalten  haben,  sind, ausgeschlossen. 

104.  i>en  Vorsitz  der  Regentsdijjift  fOhrt  dttienige  Itttgüed  dcrselbai, 
welches  die  Gortes  dazu  bestimmen,  und  diese  haben  audi  kn  Nothfefl  fefln- 
stfien,  ob  die  PrftsidentsdiaA  nach  der  Reihe  herumgehen  und  auf  #ie  lange 
sie  geführt  werden*  soll. 

195.  Die  Regentsdiaft  wird  die  königlicfae  tiewalt  unter  der  IMiiigaDg 
«nsüben,  welche  die  Cortes  ftbr  gut  halten. 

196.  Sowohl  die  eine,  ab  die  andere  Regentschaft  wird  nach  der  in 
Art  173.  Yorgeschriebenen  Formel  einen  Eid  leisten  mit  HinraseMig  der 
Gausel:  „dass  sie  dem  Könige  treu  sein  will'*,  tind  die  permanente  Eege&t- 
sdiaft  wird  ausserdem  noch  hinzuflkgen,  dass  sie  die  von  den  Cortes  ünr 
Gewalt  gesetzten  Schranken  beobachten,  und  wenn  der  König  sor  Y^ßjßluifr 
keit  gelangt,  oder  seine  Unfähigkeit  aufhört,  die  Regierung  des  RöBigrcichs 
niederiegen  will,  bei  Strafe,  dass,  im  Fall  sie  es  einen  Augenblick  Tencfaiebt, 
flire  Ifitglieder  als  Yerrüther  angesehen  und  behanddt  werden  sollen. 

197.  Alle  Beschlösse  der  Regentschaft  Wjerden  im  Namen  des  löoigs 
bek^umt  gemacht. 

198.  Vormund  des  minderjährigen  Königs  soll  derjenige  sein,  wekber 
von  dem  verstorbeneii  Könige  in  seinem  letzten  Willen  dazu  emanh^wordeo. 
Hat  dieser  Niemand  ernannt,  so  ist  die  Königin  Mutter  so  lange  VormOoderin 
als  sie  Wittwe  bleibt  In  Ermangelung  derselben  wird  der  Vormi^  von  des 
Gortes  ernannt  In  dem  ersten  und  dritten  Falle  muss  der  Vormund  aus  dem  ^ 
Königreiche  gebürtig  sein. 

199.  Die  Regentschaft  wird  darauf  sehen,  dass  die  Erziehung  des  min- 
deljihrigen  Königs  in  Allem  dem  grossen  Zwecke  seiner  hohen  Wttrde  ent- 
spreche, und  nach  dem  von  den  Gortes  genehmigten  Plane  vor  sich  gehe. 

200.  Die  Gortes  bestimmen  den  (iehalt,  welchen  die  Milglieder  der 
Regentschaft  geniessen  sollen. 


Vierter  Abschnitt. 
Van  der  königliehen  Familie  und  der  Anerkennung  dee  Printen  «oa 

Asturien, 

201.  Der  erstgebome  Sohn  des  Königs  Okhrt  deh  Titel:  „Print  m 
Asturien.'* 

202.  Die  andern  Kinder  des  Königs  sind  und  heissen  ^nft^I^^  los 
Spanien  (In&intes  die  las  EspaiTas). 

203.  Die  Söhne  und  Töchter  des  Prinzen  von  Asturien  soUen  ^leicb- 
fidls  Infiinten  von  Spanien  heissen. 

204.  Die  Eigenschaft  Spanischer  Infanten  besdiränkt  sich  einzig  loii 
allein  auf  diese  Personen,  und  kann  nicht  auf  andere  ausgedehnt  werden. 

205k  Die  Infanten  von  Spanien  werden  die  bisher  genossenen  Ausieicb' 
nungen  und  Ehrenbezeugungen  geniessen,  und  können  zu  allen  Arten  vss 
Aemtem  ernannt  werden,  ausgenommen  zu  Gerichts-  ued  Deputirtenstdki 
bei  den  Gortes. 

206.  Der  Prinz  von  Asturien  kann  ohne  Einwilligung  der  Cortes  iiebl 
au^  dem  Königreiche  gehen,  und  wenn  er  es  ohne  ihre  Zustimmung  veiiM 
ist  er  dadurch  von  der  Thronfolge  ausgeschlossen. 

207.  Dass^>o4ndet  stMt»  wenn  er  längere  Zeit  ausserhalb  des  Radiei 
bleibt»  als  in  der  Eriauliniss  Isügssetit  ist,  und  auf  di«  vpn  den  Gurtes  an  ibi 


>  AnlKtrdenitig  cur  HMIcebr  in  der  tm  ibnan  beitiDBtni  Friit 

t  duldlL 

I.    Der  Prinz  von  Aslurieo.  die  InfiDten  und  Inlkntiiuieii,  ihre  Ein- 

Desccndenten ,  die  UnterUuineD  des  Könifp  und,  kännen  ohne  hidb 

Cortes  Einwitltgang.  bei  Stnft,  ihr  Becht  auf  die  Krone  ni  verüereit, 

t  vertieiratheD. 

I.    Die  Cortes  und  in  Ermangelung  denelben  die  perminente  Depu- 

lalt  eine  authentische  AbKfarifl  von  den  Über  die  Geburt,    die  Ver- 

and  den  Tod  aller  Glieder  der  königlichen  Familie  aurgenommenen 

m  sie  in  ihren  Archiven  aurrabe wahren. 

).    Der  Prini  von  AsturieA  wird  v«n  dea  Cortes  mit  den  in  dem  Ro- 

ntr  ihre  innere  Uegiening  Torfrcschriebenen  FnnbaiiUkten  uKriunnt 

>■    Diese  Anerkennung  geschiehl  in  der  enten  Verummlnng  der  Cor- 

lacb  seiner  Geburt  gehaltra  wird. 

L   Der  Prinz  von  Asturien  leistet,  wenn  er  viencfan  Jahre  alt  ist,  m 

rt  der  Cortes  folgenden  Eid: 

»leb  (hier  folgt  der  Name)  Prinz  von  Asturien,  schwöre  bei  Gott 
und  dem  heiligen  Evangelium,  das«  iA  di^  Apoeiolisi^-Rämi9ch- 
Katbolische  Religion  verlheidigen  und  aufredit  halten,  und  keine 
andere  im  Königreiche  gestatten,  (fie  Veifaisnng  der  Spanisdieo 
'  Monarchie  beobachten,  und  dem  Kiinige  Iren  und  gefaorsun  sein 
will.    So  wahr  mir  Gott  hdfe." 

FUnfler  Abschnitt 
To»  der  Dotation  der  könifUeiteH  Famiiü. 
l    Die  Cortes  setwn  fttr  den  Hofhält  des  Königs  jibriidi  eine  Summe 
he  der  buhen  Würde  seiner  Person  entspricht. 
I.    Dem  Könige  gehören  alle  königticben  Paläste,  deren  Besitt  seine 
T  genossen  habea  und  die  Cortes  werden  die  Ländereien  beslimiHB, 
ie   m  seinem  persönlichen  Vergnügen  Tonubeholten  Rtr  dienlitA 

>.  Für  den  Unterhalt  des  Prinaen  von  Astnrien  letien  die  Cortes 
m  Tage  seiner  Gebart  an,  fDr  die  Inf«nl«i  und  die  Infantinnen  aber, 
sie  sieben  Jahre  alt  gewtH^en  sind,  eine  jahrlidie,  ihrer  rpqiedivai 
Qtsprechende,  Summe  aus. 

>.  Die  Cortes  werden  den  Infantinnen  hei  ihrer  Verhciratbung  eine 
ene  Summe  als  Heiralhsgul  aussetien,  nach  deren  Bewilligupg  die 
srhalte  bestimmt  gewesenen  jährlichen  Summen  aufhören, 
i.  Wenn  sich  die  Infanten  verbeirathen  und  fn  Spanien  leben,  so 
bnea  die  bewilligten  Pensionen  ununterbrochen  befahlt:  verheiratben 
iber  und  hallen  sich  absserbalb  des  Landes  auf,  so  hören  die  Pen- 
if  und  sie  erhalten  ein  für  alle  Hai  eine  Summe,  welche  die  Cortes 
•.n. 

).  Die  Cortes  setzen  auch  die  Pension  fest,  welche  die  verwittwate 
erbalten  soll,  >' 

).    Die  Besoldungen  der  Hitglieder  der  R^entdOdt  werden  t<»  ier 
Sofbalt  des  Königs  angewiesenen  Snttme  gcnoOnneli. 
).    Die  Simimen  fDr  den  Holhatt  dtt  KBoigs  'Dtid  iKb  Pemiona  fOr 
lilie,  von  welchen  in  den  vorfaergdMadan  Artikda  4ie  Mla  iit,  war- 


dBB  fo>  dnCMtes  ni  AniMge  jeder  ncMcn Bt^ening  EwlgfliaM  und  kÄnnea 
während  der  Dauer  derselben  nidil  geändert  werden.  ■    •. 

St.  Alle  diese  Anweism^n  w^Men-bM  dem  NaliMnfcdMtze  itt  Brch- 
tfang  ff/btmM,  der  die  Kabtangen  an  den  vmd  Kitnige  enaMitiin  AAnMtra- 
Wt  MMet  und  mil  demMttiVn  ttfle  gt^emeMge  Acün  imd  Pman  ■  Ot^naf 
bringt. 

Sechsler  AbsdiniU. 
Ton  dm  Vinittem  od€r  Staaü-  und  DtptKhe-SetrHären. , 
ns.    Unister  (Secretarios  del  Despacho)'«!»!  sieben,  häaffch: 

a)  der  ertte  StaatMCcretär  (Seerelario  iM  Dctyvdio  de  Estdd«}; 

b)  der  Staatssecretär  Tür  die  Regierung  der  Halbinsel  and  dn  fcc 
nMMwrlen  Inseln  [S.  di  D.  de  la  Gobcmadon  de  ftejiMti 

c)  der  Staaluecretär  für  die  ItegienHig  der  UKrwenttei  Uodv; 
d}  da^  Slaatnecrtitir  für  die  Gnaden-  nnd  Itsätaiiaa'  (S.  d.  D.  de 

Grada'7  Justida); 
et  der  Staalssecretär  der  Finanzen  (S.  d.  D.  de'Uadenda'); 
■'  f>  der  Slaalssecretär  lür  das  Krii^^wesen; 

■^^  g)  der  Staalssecrelär  der  Marine. 

ttie  folgenden  CorifS  werden  in  dieser  Organisalioc  dor  Hinisteriea  äf 
Aendcrungen  vomrfamen,  welche  Erfahrung  und  rmstünde  itSlhifi  nucboi 
werden. 

223.  Um  Minister  werdet)  tu  kiJnncD,  muss  man  Bürger  und  imiui- 
Ubenden  Genüsse  seiner  Rechte  sein.  AnsISndcr,  auch  wenn  sie  BDrpr- 
diplome  erhalten  haben,  sind  aiiigwchlOT*en. 

EV4.  Ein  besonderes,  ton  den  Cories  ^t^ebmigles,  Rcg1«nenl  wird  die 
jedem  Minislerium  ziilfommcnden  Geschäfte  bestimmen. 

225.    Alle  Befehle  des  künigs  müssen  ton  dem  Minister  üesjeDigen  De- 
*  parUaenu,  wohin  sie  gehören,  unterzeichnet  wer<leii:   kein  Gericht  und  luiii 
Stubbeamlcr  soll  einem  Befehle  Folge  leisten,   hei  welchem  diese  Förmlich' 
keit  nicht  beobachtet  ist. 

i».  Die  Minister  sind  den  Cortes  fRr  die  Verordnungen,  wddif  « 
ArMrasignireR,  and  die  der  Verhssung  and  den  Gesetzen  ruwiderlaufcn,  nr* 
BBtftoTtltch,  ohne  dass  sie  zu  ihrer  Ret^lferlifcnng  den  Befehl  de;  Köoigt  n*^ 
sdiütien  können. 

2TI.  Die  Minister  vrrferligen  die  jähriichen  Anschlage  fiir  die  Ansgabt» 
der  StaatSTerwallung,  ndche  sie  in  ihrem  betreffenden  Departement  fSr  rTfc^ 
derlich  halten  und  legen  auf  die  Art  nnd  Weise,  die  weiter  unten  angr|Rb0< 
Werden  wird,  Recbenschafl  von  denen  ab,  die  sie  gehabt  haben. 

2^8.  lim  die  Minister  xur  Verantwortung  lu  tiehen,  werden  dir  Coitü 
vor  Allem  den  Beschluss  m  fassen  halten,  dass  ein  gerichtliches  VcrfahM 
statt  Onden  «iull. 

22U.  lil  ein  solcher  Beschluss  erlassen,  so  wird  derAlinisler  siupeoititt 
und  die  Cortes  übergelicn  dem  nbcrsten  Gerichtshofe  alle  .VclciistUckc,  "ekta 
4ie9«n  Process  betrelTen.  der  von  demselben  Gerichblit>(i'  anhängig  genucU 
werden  muss,  welcher  ihn  instiuirt  und  den  Gesetien  gemäss  ealiiCbeidcL 

liilO.  Die  CorUs  werden  die  Gi^alte  EestjcUen.  w«)cbe  die  UiniMt 
ivührtnd  thrt»  AmUt  gmiesMii  soUeo. 


Siebenter  Ab^c^itl.    ' 
FWt    dem    SiaAUrtMiet  '  ^ 

.  Es  soll  ein  Staatsrath  aus  vierzig -Mitgliedern  bestehen,  die  Bürger 
osübenden  Genüsse  ihrer  .Becillte  sind.  Ausländer,  auch  wenn  sie 
)lome  erhalten  haben,  sind  davon  aosgesehlossen. 

!.  Er  wird  ans  folgendeif  Mitgfiedem  zusammen  gesetzt  sein,  tiämlich : 
md  nicht  mehr  Geistlichen  von  aneilraiintem  Und  er|»robtem  Ver^ 
nd  Berühmtheit,  worunter  zwei  Bischöfe  seiil  9oHen;  aus  vl^r  und 
ir  Granden  von  Spanien,  die  mit  Tugenden,  Talenten  und  dM  nö^ 
^nnlnissen  geziert  sind;  iifid  die  Obrtgein  zwelanddreis^ig  soffen  -ariis 
gewähll  werden,  welche  sich  durch  ihre  Bei'ühffitbeit  und  Ketmtnisse 
;h  ihre  ganz  vorzüglichen  Dienste  in  einigen  der  vornehmsten  ^ireige 
sverwaltung  und  Regierung  ausgezeichnet!  haben.  Die  Cofle$  kdntt^tt 
Stellen  Niemand  vorschlagen,  der  m  der  Mt,  wo'  sie  besetzt  werden, 
r  bei  den  Gprtes  ist.  Wenigstens  tlrtHT  BlitgNedet  des  SMtsrMhs 
US  den  überseeischen  Provinzen  gebfkrti|f  sdhi. 

I.  Alle  Staatsräthe  werden  auf  den  VQrschli^gj.tler^  yprtfs  vpn  dem 
mannt,  ,  ,, 

.  Um  die  Bildung  dieses  Stnteraths  »  bewcititeliiep»  wifd  ■§  den 
1  dreifaches  Veneiehniss  aller  obmmadgfMurten  Kfattsen  von  Gandi- 
dem  angegebenen  Verhältnisse  aoisefeitigt,  wenn»  der  nKonif  die 
idividuen  wählt,  welche  den  jStaalarath  bilden  sollen»  Indult  er  die 
n  aus  der  Liste  ihrer  Klasse,  die  Gmndcti  aus  der«  der  Gnkndffi  iiinnnt, 
ich  bei  den  übrigen  verfährt.'  *■  •.    '  '  '  s 

».  Wenn  eine  Stelle  im  Staatsräthe  erledigt  wird,  so  werdi^  die  zu. 
sammen  tretenden  Gortes  dem  Könige  drei  Per9öliep  aus  derKlaiise, 
T  die  Erledigung  statt  findet,  vorschlagen,  damit  er  denjenigen  daraus 
?n  er  für  den  passendsten  hält.  .  ,  .    •     ^ 

K  Der  Staatsrath  ist  der  alleinige  Ratiigeber  de»  Königs;^  lelüerir 
selben  in  wichtigen  Regierungsangelegeidieiien,  >esonders  wegen,  lo 
1er  oder  zu  verweigernder  Sanction  der  Geselle»  liegen  Kriis$erklä- 
nd  Abschluss  von  Verträgen  um  seine  Meinung  frageik 

'.    Diesem  Rathe  steht  es  zu,  dem  Könige  ztti^  Fräsentatlön  fttt  "aHe 
Pfründen  und  zur  Besetzung  all^^r  richterticbeti  Stellen,  drei  Stib- 

:uschlagen.  ,        . 

\.  Der  König  wird  nach  vorhergegangener  Aiihörung  de«  Staats^^kf^ 
:ment  für  die  innere  Leitung  des ^(aatsrathes  DestsetlEeB«  und.ffmejil^ 
BS  zur  Genehmigung  vorlegen.  ,  ^j,.;, 

\.  Die  Staasräthe  können  ohne  eine  vor  dem  obenl^  GerkM^'fe* 
gte  Ursache  ihrer  Stelle  nicht  entsetzt  werden.  ' '* 

).    Die  Gortes  bestimmen  die  Gebake  des  Staatsraths. 

.  '  '11,    i',y     JfM»  t 


i.  Beim  Antritte  ihrer  Stellen  scbwdren  die  Staaftstfiliie  4n  dieflände 
^,  die  Verfassung  aufrecht  .in  eiMien»  dem  Kilnige  tieni an  ifin  und 
das  zu  rathen,  was  sie  ohne  Pimtabsiebl  «nd  atee>^MTaiintireiee 
^ohl  der  Nation  ittträgUcli  halMnir  n    r  i  »>     «i    yn  i 


Fünfter    Titel. 
Vim  dm  GeriehUhöfm  Und  van  der  VerwaUung  der  Civil'  ti 

Criminal'Justis, 

'    firater  Absdmitt. 
Van  den  GerichiM>fen, 

242.  Die  Gewalt,  die  Gesetze  in  G?il-  and  CriminalMchen  in  i 
duDg  xa  briogen,  kommt  aiusdiliesslich  den  Genditshöfen  zu. 

243.  Weder  die  Cortes  noch  der  König  können  in  irgend  eines 
richterliche  Fdnctionen  ausüben,  die  schon  anhängigen  Processe  zurücki 
oder  schon  entschiedene  noch  einmal  Tomehmen  lassen. 

'244.   Die  Gesetze  werden  die  Ordnung  und  Förmlichkeiten  der  P 
bestinmetir  ^  bei  allen  Gerichtshöfien  gleidiförmig  sein  sollen,  und 
weder  die  Cortes  noch  der  König  dispensiren  können. 

245.  0ie  Gerichtshöfe  können  keine  anderen  Functionen  ausÜlM 
Recht  iprechen  nnd  <fie  richterlichen  Sprttche  in  Vollziehung  bringen 

246.  Eben  so  wenig  können  sie  die  Ausübung  der  Gesetze  suspe 
noch  irgend  ein  Reglement  über  die  Justizverwaltung  erlassen. 

Wl.  ^dn  Spanier  kann  wegen  Civil-  nnd  Criminalvergehen  von 
einer  andern  Commission,  als  dem  competenten  schon  vorher  durch  das 
bestimmten  Gerichtshöfe  gerichtet  werden. 

1^49.  In  den  gewöhnlichen  Civil-  nnd  Criminalsachen  giebi  es  i 
Ktossen  ven  Personen  stets  nur  ein  Gesetz. 

24Q.  Die  Geistlichen  werden  forjtw'ährend  im  Genüsse  der  Recht 
Standes  verbleiben,  nach  den  Bestimmungen,  welche  die  Gesetze  darüb 
halten  oder  noch  künftig  vorsdireiben  werden. 

250.  Der  Militärstand  wird  gleichfalls  nach  den  in  der  Ordonna 
haltenen  Bestimmungen,  oder  denen,  die  sie  noch  jn  der  Folge  vorscl 
wird,  besondere  Gesetze  geniessen. 

251.  Um  zum  Stadtrath  oder  Richter  gewählt  zu  werden,  mus 
auf  Spanischem  Grund  und  Boden  geboren  und  über  fünfundzwanzig 
alt  sein.  Die  andern  Eigenschaften,  welche  beide  besitzen  müssen,  wei 
den  Gesetzen  bestimmt  werden. 

252.  Die  Magistratspersonen  und  Richter  können  weder  all 
oder  ihrer,  sei  es  nun  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  für  immer,  dau 
Function  beraubt  werden,  ausser  wegen  einer  gesetzlich  erwiesenen  u 
Gericht  abgeurtheilten  Ursache.  Eben  so  wenig  können  sie  anders,  als 
einer  gesetzmässig  beabsichtigten  Anklage,  suspendirt  werden. 

253.  Wenn  bej  dem  Könige  Jilagen  gegen  eine  Magistratspersoi 
bradit  werden,  die  bei  angestellter  Untersuchung  gegründet  scheinen,  s 
dier  Ktoi^  nadi  Anhörung  des  Staatsraths,  diese  Magistratsperson  suspc 
indem  er  sogleich  die  Klage  und  Untersuchung  an  den  obersten  Geri 
gelangen  lässU  damit  dieser  den  Gesetzen  gemäss  das  Urtheil  spreche. 

254.  Alle  Richter,  welche  die  Gesetze,  worin  das  gerichtliche  Ve 
in  Civil-  und  Criminabachen  bestimmt  ist,  nicht  beobachten,  sind  pei 
dafür  verantwortlich. 

255.  Verführung,  Bestechung  oder  Veruntreuung  von  Seiten  c 
gistratspersonen  oder  lUchter  veranlassen  gegen  diejenigen,  welche  sid 
der  Alt  lo  Schniden  kxmimen  lassen,  einen  Process  im  Namen  des  Vol 

250.  Die  Cortes  werden  den  Magistretspersonen  nnd  Richtern  c 
hörife  Besoldang  anssetien. 


n 

UT.  IMe. Beelitipfl«ge  wird  im  NaiHB  dt«  Könip  vemllet,  und  (Ue 
ilBue  und  UrtheilMpiücbe  d«r  olMrn  GerichUhSle  verdw  gleichbUi  in 
m  Namea  erlaueB. 

tu.   In  der  ganicD  Monarchie  wU  mit  VoriMbak  der  Abindeningen, 
M  die  Cortes  nater  beiondereD  UmslindeD  mUeiefat  diiin  Tornebmen, 
LBd  dauelbe  bfli^riiche,  panlidie  und  HindeligeMlibadi  geltea. 
359.    Bei  Hofe  soll  ein  fiericht  unter  dem  Nainen  „obentei  JiuUitn- 
I-  sutt  finden. 
260l    Die  Cortes  werden  die  Zabi  der  RItbe,   aoi  denen  es  beHehen, 
das  Local,  wo  es  seine  Sitimugen  halten  sott,  bettfanmen. 
1(1.    Die  Amtsvemchtungen  diese*  OtwriribuDals  beiteben  duu: 
a>  die  Comp^enz  der  Gerichtshöfe  (Audiendas)  unter  sich  aof  dtm 
ganien  Spanischen  Gebiete  und  die  der  Andiencias  mit  daaln 
der  Halbinsel  und  auf  den  naheliegenden  losehi  l>ei(eheiidco 
Tribunalen  und  Specialgericbten  zu  beetiamen.   Dies«  CosopataB- 
zcn  sollen  in  den  überseeischen  Ländern  so  geschiedea  und  Vei^ 
theilt  werden,  wie  es  in  den  Gesetien  beatimsU  werden  wirdj 
b)  den  Staalssecretären  und  den  Uinisteni  das  Urtheil  lu  ^»«cfaeD, 
wenn  die  Cortes  beschlossen  haben,  dai^  ein  gericklliches  Ver* 
fahren  gegen  sie  statt  finden  soll;  • 

c>  alle  AtMcUungs-  und  Siupendirungsprocesse  der  Staats-  oder  Ge- 

richlsrälbe  «u  entscheiden; 
d)  die  gegen  die  Staats-  und  Depeschensecretäre,   Staatsijithe   und 
Beamten   der  Audiencias  anhängenden  CriniinaJproeesse  in  ent- 
scheiden, indem  es  dem  pi^tiscben  Cbet;  der  die  meiste  Anctori^tt 
hat,  lukomrat,  den  Procesi  lu  instmircn  und  ihn  dem  Obertribu- 
naie  zu  Übergeben; 
«)  alle  gegen  einzelne  Uitglieder  dieses  Obergericbls  anhängige  Pro- 
cesse  XU  eD<M:heiden.    Sollte  licb  der  Fall  ereignen,  dass  es  nöthig 
wäre,  diesem  Obergericht  zur  Verantwortung  zu  ächen.  so  sollen 
die  Cortes  mit,  Beoljachtung  der  im  Art.  22t).  festgesetzten  Form 
lur  Ernennung  eines  desiallsigen  Tribuu^)i  schreiten,  welchca  aus 
neun.Bicbkrn  bestehen  soll,  die  durdit  Loos  aus  einer  di^ppelt 
so  labtreiciien  Liste  gewählt  werden; 
0  Ober  den  Ort,  wo  sich  jeder  Staatsbeamte  den  üesetien  gemüii 

auftwlten  riuss,  zu  entscheiden; 
g)  alle  slreiti).  -n  Gegenstünde,  die  das  fatrotiats recht  des  Königs  he- 

treffen,  in  cntsdieidcn; 
b)  über  die  A,ipe|)ationen  {.recursus  de  fuena]  aller  geistlichen  Ulier- 

hofgerichti'  zu  eiUscheiden; 
i)  die  .Vullitä: irectirse  (recursos  de  nulidad)  zu  entscheiden,  welche 
gegen  die  in  letzter  Instanz  ausgesprochenen  l'rlheilc  eingelegt 
werden,  um  den  Proccss  wieder  in  seinen  anfänglictieD  Zustand 
zu  vcrsetzin,  indem  derselbe  an  ein  anderes  Tribunal  vcnwiesen 
und  die  Verantwortlichkeit  in  Ausübung  gebracht  wird,  von  der 
im  ArL  Zi4.  die  Rede  ist.  Was  die  überseeischen  Länder  be- 
trifft, iu  sollen  die  dort  vorfallenden  Becui-se  und  Appellationen 
in  der  gehörigen  Urls  angegebenen  Form  entschieden  werden; 
k)  die  Zweifel  der  andern  Tribunale  über  den  Siun  der  Gesetze  zu 
.Teraebuen,  ^nd  4en  König  pj^r  diesfZw^elttfjfjd^wy  ifiq^n 


mrn  tu  rrnitir  1ligl  Hill  null  III  ni|iiiii.  itiiilll  flSiiii*  IUI  fiii 
M  TcranhMe,  rine  geMrif^  Erkltimg  darfiber  Ton  mA  t 
geben;  i, 

I)  die  Veraeidniwe  der  Ciiql-  uul  CriminripraceMe  durchniebe 
mtdie  die  AadieaciM  demselben- voriegen  nttMe»,  um  dia  selad 
Ver«a1t«i§  der  Jiutiz  lu  beAtdeni.  m  demfettm  Eatt  m 
AUchrift  (bvsn  «u  die  Regierung  eiauiseudei),  qm  die  öffotUid 
Bekanntmachung  derselben  durch  den  Druck  anauirdBen. 
.  262.  Alle  Civil-  und  CrimiualprMesse  werden  in  dem  Bezirke  ein 
jeden  Tribunals  beendigt 

263.  Den  Audiendas  soll  es  iiutehen,  alle  Gviliachen  der  niedern  G 
richte  Wra  Bedrks  in  iveltfer  und  dritter  Inslanx,  so  wie  auch  die  Crimini 
proeeMc  ntrti  den  in  den  Gesetien  enthalleneD  Bestimnuingen  tu  enticheidei 
«ben  so  wie  die  raie,.wo  es  sich  um  Suspendiroi^  oder  Abseltung  der  m 
€en  ßidticr  itir«  Beziriis  faaudelt,  jedoch  immer  nach  d«r  in  den  Geset» 
tatgeMMen  Weise,  m§  indem  sie  darüber  an  den  Kan%  berichten. 

M4.  Die  Richter,  welche  in  zweiter  InsUn£  erkannt  haben,  künnt 
nicht  an  der  Dirtnsuehuug  des  nämlichen  Processet  in  dritter  Instani  The 


'  26S.  DieAudiendas  enlMheiden  auch  alle  Jurisdictitinsstreitigkeilcodc 
untergeordneten  Richter  ihres  Becirks. 

SM.  Es  tomml  Ihnen  g^cfablls  ta,  die  redrisbriftigen  Recurse  (rt 
cursos  de  fuena)  der  geistlichen  Gerichti!  und  Behörden  Hires  Beadi  n 
eOtscbriideiL'  ^ 

267.  ISbeti  so  sollen  »e  lar  BeßrderoBg  einer  schndlen  iustii  w 
MtO  untergeordnden  Richtern  ihres  Beiirks  genaue  Meldnngen  Ober  die  Pro- 
cetse  erballen,  die  über  grobe  Vergehungen  anhängig  gemacht  worden  sind 
lind  Vrrzeichuissc  von  :illi'n  (a\\\-  uiid  OiminalprnccspTi.  rtic  hii  ilirem  C«- 
richte  helricben  "«erden,  mit  Angabr,  wii-  c-  mit  diesen  oiicr  jeni'n  >tehe. 

aG8.  nie  Überseeisch  eil  .4  udieiicias  werden  ausserdem  noch  die  EnV 
Scheidung  der  Busseiordcntlichen  .VullHä«r«urse  Über  Sich  haben,  «eiche  b«i 
denAudienciu  angcbraiht  «erden  mQssen,  die  zahlreich  genug  sind,  um  <lrti 
Kammern  lu  bilden,  und  no  der  Process  noch  in  keiner  Instanz  cDlschiedei 
worden  ist.  Bei  den  Audi<^ncias.  die  nicht  aus  einer  so  grossen  Zahl  von  Uli' 
gliedern  bestehen,  werden  die  Rcnirse  von  der  einen  an  eine  andere,  in  doi 
Bereiche  des  nämlichen  (Hiergouvemrments  Hegenden,  iihei^hcn:  und  im 
Falle,  dess  in  diesem  Gouiernement  nur  eine  einzige  Aiidiencia  roilianden  ist 
an  dif  nädiste  eines  andern  Gonvememenls  gelarrgä^ 

im.  Ist  die  Null-  und  Nichtigkeit  aa^gesMani:  so  wird  die  Audini' 
cia,  welche  den  Proccss  entschieden  hat.  demJHqipWile  Rechenschaft  im 
den  Beweggründen  ablegen  und  die  gehürigei^SÜ^stBcke  ut|d  Acten  bei' 
bringen,  damit  die  Verantwortlichkeit  tn  Kraft  gftSzt  werde,  von  der  im  Art 
m.  die  Rede  ist. 

270.  Die  Audiencias  werden  alle  Jahre  dem  übergeriebte  genaue  Ver 
zeichnisse  von  allen  Criminalprocesscn.  und  alle  sechs  Monate  von  allea  Cri- 
miiialprozessen ,  sowohl  den  entschiedenen  als  den  noch  unentH-hiedenen,  ■* 
Angabe  ihres  gegenwärtigen  Standes  und  Inbegriff  derer,  die  tan  niedefi 
Gerichtsst eilen  an  sie  gelangt  sind,  einreichen. 

271.  Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Aiidiencins,  welche  nicht  unier  siebe 
sein  darf,  die  Form  dieser  IVibunalc  und  die  Orle.  wo  sie  ihren  Sitz  habe 
ioUen,  werden  durch  besondere  Gesetze  und  Verordnungen  beslimmi  werdet 


212.  nfcmimt  die  iweckmässi giere  Eintheüung  des  Spanischen  Gebiets, 
a  der  im  Art.  II.  die  Rede  ist.  zur  Ausführung,  so  soll  mit  Rücksicht  dar- 
r  die  Zahl  der  zu  errichtenden  .^udiencias  bestimmt  und  denselben  ihre 
oärice  angewiesen  werden. 

373.  Es  sollen  vcrhältnissmässig  gleich  grosse  Canlone  (.partidos)  gebildet 
erden,  und  in  jedem  Hauptarte  (cabeza  de  parlido)  soll  ein  Oberrichter  mit 
iner  entsprecfaenden  Gerichtsstelle  (juigado>  vorhanden  sein, 

21i.  Der  Geschaftskrei?  dieser  Richter  wird  sich  blos  auf  Streitsachen 
ä  lo  conlenciosol  beschränken,  und  es  soB  geselzlich  bestimmt  werden,  was 
Ur  nelcbe  in  dem  Ilauptorle  und  d<:,n  Städten  und  Flecken  ihres  Caotons 
poeblos  de  su  parüdg)  an  sie  gelangen,'  und  wie  ^ross  die  Summen  sein  solleo, 
Iber  die  sie  ohne  weitere  Appellation  in  Gvilsachen  erkennen  können. 

275.  In  allen  Städten  und  Flecken  werden  Alcaden  (Alcades)  besteUt 
IM  gesetzlich  bestimmt  werden,  wie  weit  sich  ihre  Macht  in  Streit-,  so  wie  in 
l'ervaltangssacfaen  (en  lo  economico)  erstrecken  soll. 

216.  Alle  Richter  der  niedem  Gericfale  sind  geMlIen,  spätestens  in  drei 
Tagen  ihrer  beireffenden  Audienda  von  den  Processen,  die  wegen  der  aaf 
IuÜd  Gebiete  begangenen  Ver^hungen  anhängig  gemacht  worden  sind,  An- 
täft  lu  machen,  und  fortwährend  zu  der  von  der  Atidiencia  ihnen  vofge- 
ichriebenen  Zeit  Rechenschaft  von  dem  Stande  und  Fortgange  dieser  Processe 
ibniegen. 

271.  Auch  müssen  sie  alle  sechs  Honale  Hanptlisten  Oi^^  generale») 
'DD  allen  CivilsKhen,  und  alte  drei  Monate  von  alten  peinlichen  Processen, 
die  (or  ihren  Gerichten  anhängig  sind,  mit  Angatte  ihres  zeitweiligen  Standet, 
u  ihre  betreffende  Audienda  einlieTem, 

27S.  Die  Gesetze  werden  entscheiden,  ob  es  spedeDe  Tribunale  für  be- 
iiiomle  Sachen  geben  ioil, 

279.  Die  Räthe  und  Richter  mOsseD  beim  Antritt  ihrer  A^mter  schwö- 
reo,  die  Verfassung  aufrecht  zu  hallen,  dem  Könige  treu  zu  sein«  die  Gewt» 
n  betduchten  und  die  Justiz  unparteiisch  in  handhaben. 

Zweiter  Abschnitt. 
Von  der   Vertmitiinij  ((er  Justiz  in   Cirihaclifii. 

260.  Kein  Spanier  kann  des  Bechles  beraubt  werden,  seine  Slreitigkei- 
iMi  dnrdi  von  beiden  Parteien  gewählte  Schiedsrichter  enlscheideu  zu  lassen. 

281:  Der  von  den  Schiedsrichtern  gelfaanc  Ausspruch  wird  in  Ausübung 
tebrachl,  wenn  sich  nicht  beide  Theile.  bei  der  Anheimsldlung  an  die  Schieds- 
ciditer,  das  Recht  zu  appelliren  vorbehalten  haben. 

2Si.  Der  AlcadaMJMEemeinde  (pueblo)  vertritt  das  Amt  des  Friedens 
lidilers,  und  rlTJrnipij^H|"  eine  Klage  wegen  Civilsachcn  oder  Injurien 
»inibringeii  bal,  muss  ^SdsRserhalb  an  ihn  wenden. 

233.  Der  .41cadc  verm^mt  mit  zwei  Rechlsverstäudigen,  von  denen  jede 
hnä  einen  ernennt,  den  Kläger  sowohl  als  den  Beklagten,  unterrichtet  sich 
'€0  den  Gründen,  worauf  sie  sich  heidn^eitig  stUlzcn,  und  trilTU  nachdem  er 
lie  Udnung  seiner  beiden  Gehilfen  vernommen,  die  Vorkehrung,  die  er  ftlr 
«eckmässig  hall,  um  den  Streit  zuiscblicbten,  ohne  dass  die  Sache  weiter 
KflLbrt  wird,  so  wie  sie  wirklich  beendigt  tsl,  wenn  beide  Theile  es  bei  die- 
tr  anssergerichüicheu  £iilscheiduDg  bewenden  lauen. 

2S4.  Wenn  nicht  dargethan  wird,  dass  man  das  MitUi  derVenMnoDg 
emcht  bat;  kann  kein  Pfocess  angefongcn  werden. 

2K.    Jede  Streits«^,  sie  mag  lo  nlchlig  leiu.  wie  de  will,  kann  nur 


durch  3  InsUnnn  gefa»,  und  u  köonai  in  d«Mlbai  nnr  dm  Eodwlb«i 
gesprocheo  «erden.  Wird  Tgn  iwei  ^dieo  Drthalen  ta  die  dritte  IpO« 
appellirt,  so  musi  die  Zahl  der  Richter,  die  dirOber  m  enticbeidai  htha 
grösser  sein,  ab  die  Zibl  derer,  die  in  der  gesetaüMig  V-^^-^t  Farn  a 
der  Untersuchung  des  iweilen  Urtheils  Theil  geoomBes  haben.  In  .  diCM 
letzten  Instanz  wird  auch,  hinsichtlich  der  Wichtigkeit  der  SlK^f".  der  tk 
schaffeaheit  der  Art  der  verschiedenen  Urtbdle.  aitidü«deot  veWier  Ortheili 
Spruch  aaf  jeden  Fall  in  AxiiObung  gebracht  verdeo  aaä. 

Dritter  Abschnitt 
Von  der  Ju$liivencaltung  tn  CriminaUaehen. 

386.  Die  Gesetze  werden  die  Jiistiiverwallung  in  Criniinabachen  so  n 
ordnen,  dssa  das  gerichtliche  Verfahren  kurz  und  gut  angestellt  wird,  dami 
die  Verbrechen  schnell  bestraft  werden. 

2S7.  Kein  Spanier  Icann  ohne  vorgangige  summarische  Untersuchoif 
des  Faclums  und  ob  es  zu  denen  gehört,  welche  eine  lii^rperlicfae  Strafe  lui 
Folge  haben,  verhallet  werden.  Eben  so  gehört  ein  schrilUicher  Befebl  na 
Bichtcr  dazu,  der  ihiu,  wenn  die  Verhärtung  selbst  statt  findet,  betanat  p- 
macht  wird, 

388.  Jedermann  soll  diesem  Verhaflsbefehl  Folge  leisten,  UDdjtdlt 
Widersland  wird  als  ein  schweres  Verbrechen  angesehen. 

•260.  Im  Falle  der  Widersetilicht  ei  t  oder  Entweichung  kamt  Gewail 
gebraucht  werden,  um  sich  der  Person  zu  bemächtigen. 

29Ü.  Der  Verhaftete  wird,  bevor  man  ihn  ins  Gefangniss  bringt,  vom 
sonst  nichts  es  verhindert,  vor  den  Richter  gefUhrl,  damit  dieser  ibn  stinc 
Erklärung  abnehme;  kann  aber  diese  nicht  verilicirt  werden,  so  wird  er  ali 
Verhafteter  idelcniilo)  ins  GeTiingniss  abgeführt,  und  der  Richter  empRitfl 
seine  Aussage  bionea  'Ü  äluoden. 

29t.  Die  Aussage  des  Verhafteten  wird  nicht  JMschworen,  Qbertuupi 
soll  in  Criminalsachen  Über  ein  persönlices  Factum  (hecho  proprio)  kein  Eid 
abgenommen  werden. 

392.  Jeder  auf  der  That  ergriffene  Verbrecher  kann  sogleich  verhidtl 
werden,  und  Jeder  hat  das  Recht,  ihn  fest  zu  nehmen  und  vor  den  Richta 
lu  (tlbren.  ist  er  vor  diesen  gestellt  und  in  Gewahrsam  gebracht  worden,  M 
wird  in  Allem  nach  Angabe  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  verfahren. 

293.  Wenn  beschlossen  ist,  dnss  der  Ergriffene  ins  Gefangniss  gebridt 
werden,  oder  als  Gefangener  (presoj  dort  verbleiben  soll,  so  wird  ein  moli' 
rirter  Befehl  (auto  motivado>  angefertigt  und  a^^|nift1ich  an  den  Kerkenn» 
ster  ^alcaide)  übergeben,  damit  dieser  ihn  i^^w■^fal^ge^enbuch  einlrvt 
Wird  dieses  Erfordcmiss  nicht  beobachtet,  sdTS|t^-der  Kerkermeister,  be 
Strafe  der  grösstcn  Verantwortlichkeit.  Niemand  alt  Gefangenen  aufnebiDcn. 

294.  Bios  bei  Vergebungen,  die  eine  pecuniäre  Verantwortlichkeit  atA 
^ch  ziehen,  kann  Beschlag  auf  die  Güter  gelegt  werden  t.hara  embai^o),  onl 
dieser  wird  sich'  nach  der  Summe  richten,  auf  welche  sich  die  Verantwonlkk 
kdt  erstreckt 

2dj.  Wenn  nicht  ein  Fall  da  ist,  wo  das  GeseU  ausdrücklich  die  An- 
nahnae  von  Caution  verbiete],  m>  kann  Tiiemand,  der  Caution  stellt,  ins  Gt- 
Uuigpics  gebracht  werden, 

296.  Sobald  als  sich  aus  der  Sache  irgend  ergiebt,  dass  der  Gefanni 
m  keiner  bürgerlichen  Strafe  verurtbeilt  werden  kann,  soll  er  (jegeo  Caw 
anf  Creien  Ftiss  gcstelll  werdea 


»7.   Die  GerugnnsoiDlIeD  so  bescbaflen  s^in.  dass  sie  wohl  lur  Fest- 

ht  abw  rar  Bfe^werde  der  Verhaftelen  dienen.     Deshalb  wird 

iu  XaEkenneiiter  dieselben  in  guUm  GewaUrMm  ballen,  und  diejenigen  von 

,  voaodtt  ■baandern,    wekhe  nach  'jiu  ßcfehlen  des  Kichler»  keine  Gemein- 

sduUI  mit  einwidcr  haben  dürfefi;    ilucli   sollen  »ie  nie  in  iinicrirdischu  und 

nBBennde  Kcrioer  gesteckt  werden. 

398.  Eb  wird  gesetzlich  bestimmt  werden,  wie  oll  die  Gefängnisse  UD' 
lerswbt  werden  sollcu,  und  Lein  GefjiDgeiier  darl'  bei  dieser  Gelegenheit  unter 
irguid  einem  Vorwande  vorenthalten  werden. 

'^99.  Der  Richter  und  Kerkermeister,  welche  gegen  die  in  den  vorher- 
gehenden Artikeln  enthaltenen  Verfüguogen  fehlen,  werden  als  eigenmächtiger 
GcfaDgenhaltung.  die  in  dem  Strafgesetzbucbe  als  Verbrechen  aufgeführt  wer- 
den soll,  schuldig  bestraft  werden. 

300.  Dem  als  sehuldiR  Behandelten  (al  Iratado  como  reo)  soll  innerhalb 
Sl  Stunden  die  Ursache  seiner  Festsetzung  und  der  Name  seines  Anklägers, 
ttaa  einer  vorhanden  ist,  bekannt  gemacht  werden. 

301.  Bevor  der  als  scholdig  Behandelle  verhört  wird,  sollen  ihm  alle 
Documenle  in  ihrem  ganzen  Umrange,  so  wie  die  Aussagen  der  Zeugen  vor- 
gtle&en,  und  der  Name  der  letztem  genannt  werden;  und  wenn  er  dieselben 
Dichl  kennt,  so  soll  ihm  alle  mögliche  Auskunft,  welche  er  verlangt,  gegeben 
"trden.  damit  er  erfahrt,  »er  sie  sind, 

302.  Die  Processe  sollen  fortan  in  der  Art  und  Weise  und  Form,  welche 
geseüüch  bestimmt  werden  wird,  olTenUicb  sein. 

303.  Gewalt  und  Folter  sollen  nie  angewandt  werden. 

304.  Eben  so  wenig  soll  die  Strafe  der  Gülerconllscalion  stattfinden. 

305.  Keine  Strafe,  sie  mag  —  für  welches  Verbrechen  es  auch  immer 
s«  —  auferlegt  werden,  kann  zu  irgend  einer  Zeil  auf  die  Familie  dessen,  der 
)ie  leidet,  übergehen. 

300.  Man  kann  in  keines  Spaniers  Haus  gewaltsam  eindringen,  ausser 
in  den  zum  Besten  der  Ordnung  und  Sicherheil  des  Staates  gesetzlich  be- 
Mininilen  Fallen. 

307.  Wenn  die  Cortes  mit  der  Zeit  fUr  zweckmässig  erachten,  einen 
Unterschied  zwischen  den  Richtern  der  Thal  und  denen  des  Rechts  (jucces 
Mhecbo  y  del  derecho)  festzusetzen;  so  sollen  sie  es  in  der  Form  thun.  die 
^e  ^r  passend  hallen. 

308.  Wenn  in  ausserordentlichen  Umständen  die  Sicherheit  de»  Staats 
«be  momenUne  Suspendirnng  einer  von  den  in  diesem  Abschnitte  fUr  die 
Vt^MltHos  der  DelinquwiteJ), vorgeschriebenen  Formilititen  im  ganzen  Um- 

hagt  der  HoiurChie  oäti^^m  Tbeile  derselben  erheiscKt;  so  kSnnen  die 
Cgries  dktdbe  fUr  eine  MäHptmte  Zeit  bcschlleUeD.    . 

Sechster   Titel. 
Vm  der  mnem  BegieruHg  dtr  jVomiunt  tinrf  Städte. 

Erster  Abschnitt. 
Von  dtn  Stadträthen  (Ayuntamientos). 

309.  Die  innere  Regierung  oder  Polizei  der  Städte  sollen  Stadtrilhe 
besorgen,  die  aus  dem  oder  den  Alcaden,  den  Rcgidores  und  dem  Syndicui 
CProcurador  sjndico)  besteben,  und  in  welchen  der  politische  Chef,  wenn  es 
«ioen  giebl,  und  in  dessen  Ermangelung  der  Alcade,  oder  wenfa  et  nrei  giebt, 
der  zuerst  erwablle  den  Vorsitz  f^lbiea  soll. 


310.  In  den  Slldten  and  Fleden.  wo  es  nodi  bAaat  QcfBefBdcnÖi  petri , 
und  denen  doch  einer  nikäme,  vird  ein  Rath  beitdlL  Die.  wdcbe  Ar  sidi. 
oder  mit  ihrem  Wefbbbilde  lOOO  Seelen  enthilten, '  mOssoi  «no  ertullen, 
nsd  es  soll  ihnen  m  dem  Ende  ein  angemessener  Benrk  at^eiriesAn  werben 

31t.  Die  Zahi  der  Individuen  ron  jeder  Claise,  ans  ireldien  die  Stadt- 
rltfae  mit  RUckaicht  auT  die  BcTÖlkerong  bestehen  sollen,  wird  gesctdidi  be- 
stimmt werden. 

312.  Die  Alcaden,  Regidores  und  Syndici  in  den  Stidten  floDcn  dorcfa 
Wahl  ernannt  werden,  und  die  Regidores,  so  wie  ifie  andein  Beamten  aof 
Lebensieit,  sie  mögen  Namen  und  Titel  haben,  welchen  sie  wollen,  anfhoren 

313.  Alljährlich  im  Monate  December  werden  die  Bürger  jeder  Stadi 
oder  jedes  Fleckens  lusammen  kommen,  um  mit  Stimmcnmehitiat  im  Ver- 
hältnisse ihrer  Vulksmenge  eine  bestimmte  Zahl  von  WaUmlnnem  n  emen- 
nen,  welche  in  derselben  Stadt  wohnen  nnd  das  Bürgerrecht  des  Orts  ge- 
messen. 

314.  Die  Wahlmänner  ernennen  in  demselben  Monate  mit  absafulcr 
Stimmenmehrheit,  den  oder  die  Aicades,  Regidores  und  den  oder  dieSvndio. 
damit  sie  mit  dem  ersten  Januar  des  folgenden  Jahres  ihre  Aemter  antrtlHi 

315.  Die  Alcaden  «erden  alle  Jahre  emeuerl:  die  Regidores  alljähriidi 
rar  Häine  und  eben  so  auch  die  Syndici.  wenn  es  deren  iwei  giebt  Ist  aber 
nur  einer  da,  so  wird  alljährlich  ein  anderer  gewähtL 

3lfl.  Wer  eins  von  diesen  Aemtern  geführt  hal,  tann  da,  wo  die  B(- 
Tölkerung  es  gestallet,  vor  Verlauf  von  wenigstens  iwei  Jahren  nicht  wieder 
^ic^Jl  nerdea. 

3)7.  Um  Alcade,  Regidor  oder  Syndicns  werden  ni  k&nnen,  mnss  eud 
aaiierdem,  dass  man  Bürger  und  im  Genosse  seiner  Rechte  ist,  25  Jährt  ili 
and  wenigstens  5  Jahre  in  dem  Orte  ansässig  sein.  Die  ttbrigeni  m  dicKn 
Aemtern  erforderlichen  EigenschaRen  werden  gesetzlich  bestimmt  werden. 

3IB.  Niemand,  der  ein  SffeDtliches  Amt  hat,  das  der  König  TCipebl. 
Icann  Alcade,  Regidor  oder  SjndicuS  werden;  doch  sind  in  dieser  VerfBgnni 
diejenigen  nicht  mit  iubegrifTen,  die  der  KatioDalmilii  dienen. 

319.  Alle  drei  erwähnte  Mnnidpalstellen  und  Stadtämler  CoAtgi  m 
Cljil],  wovon  sich  Niemand  ohne  gesetunässige  Drsadie  ausscfaltessen  kann. 

320.  Bei  jedem  Stadtrathe  wird  ein  Secretär  sein,  der  von  erskrtio 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  erwählt  und  aus  der  Gemeindekasse  bt^' 
det  wird. 

321.  Dem  SUdtraIhe  liegt  ob; 

a)  Die  polizeiliche  Sorge  für  die  Gesondhnt  und  BequemliddiciL 

b)  Dem  Alcaden  in  Allem,  was  die  Sjiittilieil  der  Penoncn  snd  de 
Eigenlhums  der  Einwohner  und  die  Anfrechtbaltang  der  Onhniit 
anlangt,  beixusteben. 

C)  Die  gesell-  und  vorschriftsm'issige  Verwaltung  der  EinktInfU  n> 
den  liegenden  GrOtden  und  Abgaben,  mit  der  VeipOicfatoDg,  <■- 
nen  Einnehmer  xu  emeoDcn,  der  die  Gelder  in  Verwahrung  hil 
und  nir  den  diejenigen,  die  ihn  ernennen,  vcrantwortlicli  iini 

d)  Die  Vertheilnng  und  Erhebung  der  Steuern  und  die  Abliefenun 
derselben  an  die  respeclive  Kasse  (tresorcria). 

e)  Die  Sorge  lür  alle  Elementarschulen  und  die  andern  LrziebuDp 
anstalten,  welche  aus  den  Gemeindekassen  unterhalten  «erd»;. 

f>  Die  Sorge  für  die  Spitäler,  Annen-  und  Findelb'äuser  und  andetr 
milde  Anstalten  nach  den  lu  erlassenden  Vorschriften. 


g)  Die  Sorge  fflr  dn  Anlegm^  and  WiederitenleUanB  der  W«g^, 
KunsUlrasseti,  BrQckeD  und  GeTängniue,  WaMer  and  Holtungen 
der  Gemeinde,  und  alle  offentHche  Werke,  die  nolhwendig  uDd 
nfltilich  sind,  oder  lUrZierde  gereidien, 

h)  Die  Stadtverordnungen  (ordenaniaj  municipites  del  pndilo)  ib- 
inrassen  nnd  sie  mittelst  der  ProvjniialdepaUtton,  die  ihr  Gut- 
achten hinzufügen  wird,  den  Corles  xar  Genebmignng  zu  Bber- 

i:  Die  Beförderung  des  Adcerbanes,  Gewerbfleisses  und  Handels, 
nach  der  BeschalTenbeit  und  den  UmitSnden  der  Orte  und  in  so 
weit,  als  es  nützlich  und  wohlthätig  (Dr  sie  bt. 
112.  Wenn  Arbeiten  oder  andere  DLng(>.  die  lon  ullgctnciiiem  Nutzen 
'orkommen  und  man,  neÜ  die  Einkünfte  von  den  licpnden  Gründen 
linreichen,  zu  den  Auflagen  (arbilrios^  seine  Zaßucbt  nehmen  muss,  so 
I  diese  nicht  eher  auferlegt  »erden,  bis  man  durch  die  Proviniialde- 
D  die  Genehmigung  der  Corles  erhalten  hat.  Im  Fall  das  Werk  oder 
'genttand,  vom  si^  verwendet  werden  sollen,  dringend  ist.  so  können 
idträlhe  mit  Zustimmung  der  erwähnten  Provjnzialdcputation  dieselben 
iien,  bis  der  Bescbluss  der  Cortes  ankommt,  verwenden. 
S23.  Die  Gemeinderätbe  verrichten  alle  diese  Functionen  unter  Auf- 
er Provlniialdepatation,  d»  sie  alljährlich  eine  belegte  Rechenschaft 
n  öOeotlichen  GeUem,  die  sie  eingenommeu  und  verwendet  haben,  ab- 
werden. 

Zweiler  Abschnitt 
I  der  potititchen   Rtgitnmg  der  Pnvinten  und  dm  PnmmUU- 

dtputatianm. 
K4.    Die  politische  Verwaltung  der  Proviu  sldit  dem  von  Könige  lUr 
rovini  ernannten  obersten  Chef  (lefe  superior)  au. 
)?5.    In  jeder  Provinz  soll  es  eine  sogenannte  Provioiialdeputation  ge- 
ie  das  Wohl  derselben  befürdem  soll,   und  worin  der  Qief  der  Prorini 
ersitz  fahrt. 

)26.  Diese  Depnlalion  soll  aua  dem  Präsidenten,  dem  Intendanten  und 
lie  nnten  angegebene  Weise  erwählten  Hitgliedem  bestehen,  doch  mit 
orttehalL  dass  die  Cortes  in  der  Folge  diese  Zahl,  wenn  sie  es  fOr  dien- 
ichlen,  oder  die  Umstünde  es  erfordern,  ündem  können,  wenn  die  neue 
ilung  der  Provinz«),  wovon  im  II.  Artikel  die  Bede  ist,  stattgefunden 
wird. 

121.  Die  ProvinzJaldepulation  wird  altjäbriicb  inr  Hälfte  erneuert,  in- 
»  erstemal  die  grössere,  und  zum  iweilenmal  die  kleinere  Hälfte  aus- 
-elches  immer  so  fortgeht. 

128.    Die  Wahl  dieser  Individnen  geschieht  durch  die  Besirluwahlmän- 
ectores  de  partido)  den  Tag  darauf  n^dem  die  Depnlirten  zu  den  Cortes 
il  worden  sind,  und  auf  dieselbe  Weise  wie  diese  erwüJtU  werden. 
i29.    Zu  gleicher  Zeit  und  auf  diesdbe  Weise  werden  ffir  jede  Deputa- 
■ei  Suppteanten  erwählt. 

330.  L'm  Sfj'tglied  der  ProvinzAldepntation  in  werden,  mnn  man  Büt^ 
id  im  ausübenden  Genüsse  seiner  Bechle,  mfindig,  !5  Jobre  alt,  und  in 
ovini  geboren  sein,  oder  sich  wenigsten^  seit  7  Jahren  dort  angehalten 
in  hinjänglicbes  Einkommen  hrfben,  um  anstindSg  leben  la  können. 


Kmuct  Uli  dan  SlmlihfaMtwi,  4ie  der  Känig  emaiuit  uwl  von  denen  in 
Art.  3)8  die  Rede  iiC  kann  e*  werdec 

331.  Damit  eise  und  diflialbe  Penon  vua  iwoteBinal  gewühlt  werda 
Ifana,  müssen  wenigstens  von  der  Zeit  w,  wo  ne  ihr  Ant  niederlegte,  m 
Jtbre  rattridien  «ein. 

332.  Wenn  der  Chef  der  Vrmüu  nidit  den  VorsUi  in  der  llqHititiw 
Ateen  liann,  m  fDhrt  ihn  der  Intendant,  und  in  Emungdung  dessen  di 
HilgUed  (el  tociI),  das  zuerst  gewählt  worden. 

33:1.  Die  DepuUüon  ernennt  einen  Sccretär.  der  avf  den  oflentlidie 
Fonds  der  Provini  besoldet  wird. 

334.  Die  Deputation  halt  jährlich  hüchslens  dl)  Sitzungm,  die  auf  di 
ihm  am  meisten  passende  Zeit  verlegt  werden.  Auf  der  Ualbinsd  Sollen  di 
Deputationen  am  1.  M'in,  in  den  überseeischen  Provinicu  anl  1.  Junini  ba 

335.  Diesen  Dcputalionen  liegt  ob: 

a)  Die  Verlhcilung  der  der  Provini  auferlegten  Steuern  auf  die  Di 
stricte  und  Canlone  miUnachcn  lu  helfen  und  sie  ID  gcnehinigei 

b)  Auf  die  gute  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder  iD  den  Slädle 
und  Gemeinden  zu  sehen,  die  Rechnungen  darüber  zu  nnlem 
chen,  damit  sie  auf  ihr  Gulheissen  (risto  bueno)  die  hiihere  Ge 
nefamigung  erhallen,  und  daffir  Soi^e  zu  tragen,  dt*s  in  Alki 
die  Gesetze  nnd  Vorschriften  beobachtet  werden, 

c)  Zu  sorgen,  dass  den  VerRlgungen  des  Art.  3:0.  gcmSn  Genmfc' 
r'atfae  (afantanuentoa)  angestellt  werden. 

d)  Wenn  neue  fDr  die  Prorinz  allgemein  ntttzlidie  Werke  m  udKt- 
nehmeD  sind,  oder  die  alteir  wieder  beigestellt  werden  sollen,  der 
Bc^erung  die  Abgaben  (atbitrioa)  TonuMUagen,  welche  sie  (Sr 
die  iweclcmässigsten  hält,  am  von  den  Cortes  die  nölhige  Erlagb- 
■iu  dnn  ED  eÄdten. 

Wenn  in  den  fiberaeeiichen  ProvinEen  die  öffentlicheit  Wirtt 
•o  drtegend  nöthig  sind,  da»  nun  den  Beschloss  der  Cortes  nidt 
abwarten  kann,  so  kann  die  Deputation  mit  amdrlkUiifer  G^ 
nelimigung  des  Provinzialchefs  sogleich  die  At^afoen  verwendB. 
nniSi  aber  wegen  der  Genehmigung  der  Cortes  so^eidi  der  B^ 
gicTsng  Rechensdiall  davon  ablegen. 

Zar  Erhebung  dieser  Abgaben  wird  die  DepaUtion  aof  he 
VeranlworUng  einen  Einnehmer  (depositario)  ernennen,  mid  dit 
fon  ihr  durchgesehenen  Rechrnrngm  Über  die  Verwendnng  d«- 
lelbeo  an  die  Regierung  senden,  damit  diese  sie  terJBäroi  1^ 
darAber  discatiren  lasse,  und  sie  am  Ende  den  Cortes  ar  GeDct 
migODg  übei^dK. 

e)  Die  Eniebnng  der  Jugend  den  genehmigten  Plann  gCBt»  n 
bdbrdem,  Ackerbau,  BamUnng  und  Gewerbflefss  durch  BescfaU- 
lung  derer,  weldie  in  irgend  einem  Zweige  derselben  neue  Ertf 
dimgen  machen,  an  begttnstigen. 

i)  Der  Regierung  alle  Hisibraucfae  annucigen,  die  sie  bei  der  Vtr 

waltung  der  öffenllichen  Gelder  gewahr  werden, 
g)  Dit  Volksiahl  und  die  statistischen  Verhältnisse  der  Pronn» 


h)  DafUr  ra  sorgen,  dass  die  miUen  Stillungen  und  WoUlhitigkd) 
•MtaUan jliren  Zwedc  erfSllen.  iQdwi  sie  der  Regiorang  die  ihra 


B«dBi>ken  nach  iwedcniäsugst«n  Viumgrin  rar  Attsldtutg  der  * 
bemerkten  Miubräuche  von(lilii«i.  ^ 

>)  Den  Corles  die  Verleumden  der  Verrassunt;  anzuieigrn,   die  sie 

in  den  Provinzen  wahrnohmcn. 
k}  Die  Depulalioaen  der  überseeischen  Provinzen  ncrden  ein  »acb- 
samcs  Auge  auf  die  Ausgaben   und  Einnahmen,    Ordnung   und 
ForUcbride  der  Missionen  zur  Bekehrung  der  ungläubigen  India* 
ner  haben,  und  diejenigen,  welche  damit  beauftrai^t  sind,  werden 
ihnen  RechenschaA  Ober  das,    was  sie  in   der  Hinsicht  gcvirkl 
haben,   ablegen,  damit  Missbräuche  vermieden  werden,  und  die 
Deputationen  werden  die  Regierungen  von  dem  ADen  in  Kenni- 
oifs  selMD. 
IS.  Wenn  irgend  eine  DcpulaLion  ihre  Gcnalt  misabrauchl ;   so  kann 
ifg  die  Hitglicdei'  derselben  suspcndiren ,   indem   k  den  Cortes  diese 
ng  und   die  Gründe,    welche  Anlass  dazu  gegeben,  m  wissen  ihut. 
d'  der  Zeit,  dass  sie  suspen^tt  sind,   sollen  ihre  Functionen  von  den 
ated  versehen  werden.      »^  ., 

17,  Alle  einzelne  Mitglieder  der  Gcmeinilcräthc  und  Prgvinzialdepula- 
Hslen  bei  dem  wirklirhen  Antritte  ihres  Amis,  jene  in  die  Hände  des 
mannten  Alcadcn,  diese  in  die  Hände  des  Provinzialchers,  einen  Eid. 
assang  der  Spanischen  Monarchie  zu  erhalten,  die  Gesetze  zu  beobach- 
itt  Könige  treu  zu  sein   und  gewissenhafl  die  l'nichten  ibres  Amts  zu 


Siebenter  Titel. 
Von  den  Steuern. 
Eiiuiger   Absdmitt 
IS.    Die  Cortes  bestimmen  oder  bestüligeii  die  direclen  sowohl  als  die 
iü,  allgemeinen,  PTovinzial-  oder  städliscben  Abgaben,  so  dass  die  alten 
1  bleiben,   bis  sie  öIRntlich  abgeschafTt  oder  neue  eingefllhn  werden, 
n.    Die  Steuern  werdeb  im  Verhältnisse   des  Vermögens,  und  ohne 
;end  'eise  Ausnahme  oder  Privilegium  stau  fände,   auf  alle  Spanier 

10.  Die  Steuern  sollen  den  Ausgaben,  welche  die  Gortes  dir  aUe 
der  Staatsbedllr&iisse  aussetieu,  angmnessen  sein. 

11.  Damit  die  Cortes  die  Staatsausgaben  nifd  Ae  mt  Dediung  dürut- 
irderlichen  Steuern  bestimmen  könDen;  so  soll  ihuen  der  Slaalssecrdlf 
Finanzen  (Secrelario  del  Despachd  de  Haclenda}.  Sobald  sie  rerUHitlH9i 
len  allgemeinen  Anschlag  voriegen,  worin  die  efitteliien  Anschllge  t6x 
«ITenden  Departements  der  andern  Hinister  vereinigt  sind. 

12.  Iienelbe  Staat ssecretär  wird  zngleich  mit  dun  Anschlage  der  Am- 
inen Plan  nir  die  Steuern  vorlegen,  die  zur  Dedning  derselben  anfer- 
'den  sollen. 

13.  ^Venn  dem  Könige  ii^cnd  eint  Stanei  druckend  oder  schSdlich 
so  soll  er  es  den  Cortes  durch  deitFiiwniminister  in  erkenn«  gaboo, 
;leich  eine  andere,  die  er  fbr  iwednnUtsig  bält,  vorschlagen. 

14.  I't  der  Betrag  der  di reden  äteiiem  bestinunt,  so  nehmen  die  Cor- 
Vertb'ilung  derselben  aaf  die  Prorituen  Tor,  nnd  rerweb«!  auf  jede 
in  einen  Tbeil,  der  ihrem 'Reichämme  angemessen  ist,  nn 
er  Finanzminister  gleJehUls  die  nöthigen  Anschläge  rorltg«  sbU: 


* 


*  34ä.    E$  »II  filr   die  gauir  Nation  ein  allgemeiner  Scbati  (tresorena 

general)  bestehen,   der  Gber  den  Ertrag  aller  fftr  die  BedOrfnisse  des  StaaU 
beftiminlen  Einküntte  m  verriigen  hat, 

34<i.  In  jeder  Provinz  soll  eine  Hanplkasse  (Treiorerial  besteiieD.  in 
welche  alle  in  derselben  für  den  Staatsschatz  zu  erhebende  Slcuem  einOiessen 
sollen.  Diese  Hauptkas^en  »erden  mit  deoi  allgemeinen  Schatze  io  Verbis- 
üuQg  stehen,  zti  dessen  Verfügung  sie  alle  ihre  Fonds  bereit  halten  werden. 

347.  Keine  Zahlung  «ird  \oa  dem  Schatimeisler  in  Rechnung  gebncbl 
werden,  nenn  «ie  nicht  in  Folge  einer  königlichen,  von  dem  Minister  contri' 
signirten.  Verordnung  geschehen  ist.  worin  angegeben  ist,  wuzu  sie  bestimmt. 
lind  die  ^'erordnung  der  Cortes,  wodurch  diese  Ausgabe  genehmigt  worden  uL 

348.  Damit  der  allgemeine  Schatz  seine  Rechnungen  mit  gehöriger 
Genauigkeit  anfertige,  so  sollen  wegen  der  VerißcaUon  der  Berechnung  itt 
Gelder  und  der  fertheilung  der  Staatseinkünfte,  der  betreffende  Gegensl^md 
der  Zahlung  und  du  Datum  dabei  bestimmt  «erden. 

349.  Diese  JBureaus  (oRicinaü)  -'4A|n  mittelst  einer  besondem  Insinic- 
lioa  so  eingerichtet  v erden,  ilass  'iKdB  Zweck  ihrer  Einnchtoiig  gam 
erfüllen.  «T" 

350.  Für  die  Untersuchung  ^llcr  Rechnungen  über  die  StaaUeiakünIt' 
soll  eine  Obcrrechoungskammer  (Conladuria  mayor  de  Cuentas)  erridilri 
werden  und  mittelst  eines  besonderen  Gesetzes  ihre  OrgantsaLioo  ertiallen.. 

351.  Sobald  die  Rechnung  des  aUgeineioeD  Schatzes,  welche  sich  übtr 
den  jährlichen  Ertrag  aller  Steuern  und  Einkünfte  und  ihre  Verwendung  er- 
strecken soll,  deliniliv  von  den  Cortes  genehmigt  worden  ist,  so  toll  sie  ^ 
druckt,  bekaimt  gemacht  und  an  alle  I*roiinzialdcputalioiien  und  GemeiDd^ 
ritihe  atugetbeilt  werden. 

352.  Die  Rechnungen,  weldie  die  Staatssecretärc  Über  die  Aasfi» 
ihrer  belreffenden  Departements  anfertigen,  soUen  ebenfaUs  gedruckt,  öffeatlidi 
bekannt  guiiiacht  und  in  Umlaul'  gesetzt  uerden. 

S-y-i.  Die  \  er«alt(ipg  der  Staatslinanzen  soll  stcl^  von  allen  laden 
Gewalten,  aU  der,  welcher  sie  anvertraut  ist.  unabhängig  sein. 

3j4.  Zollämter  soll  es  nur  in  den  Seehafen  und  an  den  Gremen geben, 
doch  soll  diese  Verfügung  nicht  eher  ins  Werk  gesetzt  werdeo,  bis  et  die 
Cortes  lieschlie^sen. 

.  355.  Die  Coftes  suileu  vor  allem  andern  ihre  Aufmerksamkeil  auf  di( 
auerkaDnle  Simsschuld  richten  und  es  sich  ganz  vorzüglich  angelegen  sat 
lusen,  für  die  allmählige  Tilgung  derselben  und  für  die  Bezahlung  der  Inter 
eüen.  so  wie  sie  fällig  »erden,  zu  sorgen,  indem  sie  Alles  anordnen,  was  dK 
Ffthrung  dieses  wichügt;n  Administrationszweiges  betrifft,  sowohl  in  Biaiidt 
der  festnisetienden  Abgaben  (.arbitrios),  die  gänzlich  getrennt  von  dem  Stiilt- 
schalle  verwaltet  werden  sollen,  als  der  Rechnungskammer  (oflidna  de  Cunli 
j  Raum). 

»    - 

Achter  Titel. 

Von  der  Nalionaätriegtmadä. 

*'  Enter  AbwbUitt 

Vo»  dfm  (titAeiutm  Btire. 
35G.    Es  s(dl  eine  stehende  Land-  und  Seeaiacbl ,  air  Vertiwidi|DD(  i»  , 
Staates  nach  Aussen  und  zur  AuTrecfalbaltung  der  OrdnuBS  '■»  li»»ni  nter 


3iFT.  IKe  CortM  werden  jibrlieh  die  nach  den  thn^nÜd  errbrdnlicbc 
ppeituhl  und  die  Art  nnd  Weise,  wie  sie  ausgehobeQ  werden  sollen,  be> 
imen. 

358  Eben  so  werden  sie  jährlich  die  Zahl  der  Kriegsschiffe  (bnquei 
la  marina  mililar),  die  neu  armirl  werden,  oder  armirt  bleiben  sdlen,  be- 

359.  Die  Cortes  werden  millelsl  besonderer  Verordnungen  AUes,  was 
tiiH^lta^  d»  Avancement,  den  Sold,  so  wie  Alles,  was  die  gute  EkiriEb- 
i  ita  Heeres  so  Vie  der  Marine  betrilTt,  rettsetien. 

300.  £i  soDen  Kriegsschulen  lum  l'nterriclil  und  lur  Bildung  in  allen 
rigeD  dea  )land-  and  Seedieasles  errichtet  werden. 

391.  K(tn  SpHier  kann  sieh  vom  Kriegsdieofte  frei  machen,  wenn  er 
Umamif  dum  »OlfeerufeD  wird,  ^^ 

Zwei  [er  Abschnilt. 
Von  tbn_^üaHo*ialmiliten. 

362.  In  allen  Provinien  M^9^  Corps  von  Nationalm iliieR  eirlclftet 
den.  die  aus  den  Einwohnern  derselben,  nach  Verhältnis!  ihrer  B^völke- 
;  nnd  ihres  Znstandes,  gebildet  werden. 

363.  Die  Art  nnd  Weise  ihrer  Btldnng,  ihre  Zahl  und  besondere  Ein- 
tung  in  allen  ihren  Zweigen  soll  durch  tine  besondere  Verordnung  gere- 

werden. 

364.  Diese  Miliien  sind  nicht  forldauernd  im  Dienste,  sondern  nur 
m  die  Ümst'itnde  es  erTordcm. 

3fi5.  Im  Nothrall  kann  der  König  innerhalb  der  betreffenden  Provini 
r  diese  Milizen  verfügen,  ausserhalb  jedoch  sie  nicht  ohne  Zustimmung 
Cortes  verwenden. 

NeuBter  ^CitoL 

Vm  dtm  öffentüehm  Ditiarrü^. 
EiBsger  ^buteiiu, 

366.  In  allen  Städten  und  Gemeinden  des  Reichs  (pueblot)  mfiei 
nentarschulen  angelegt  und  darin  die  Kinder  im  Lesen,  Schreiben,  Rech- 
I  und  im  Kalecbismus  der  katholischen  Religion,  der  weh  eine  kune 
Stellung  der  bllrgeriichen  PDichlen  entballen  soll,  unterrichtet  werden. 

387,  Eben  so  soll  auch  die  gehörige  Zahl  von  Universitäten  und  andern 
lerriehUanstallen ,  die  man  für  den  Unterricht  in  allen  Wissen schaflen, 
der  Literatur  und  in  den  schönen  Künsten  Tür  zweckmässig  erachtet,  an- 
irdnet  und  errichtet  werden. 

368.  Der  allgemeine  Unterriehtsplan  soll  im  ganten  Reiche  gleich  sein, 
d  auf  allen  Universitäten  und  literarischen  Anstalten,  wo  man  die  geistli- 
Hi  nnd  politischen  Wisicnsch alten  lehrt,  soll  auch  die  politische  Verfassnng 
r  Monarchie  erläutert  werden. 

360.  ts  soll  eine  Genera Istudiendireclion  bestehen,  deren  UJtglieder 
inner  von  anerkannter  Gelehrsamkeit  sein  sollen,  und  die  unter  Auctorität 
:  Regierung  die  Aufsicht  über  den  ölTenllichen  Unterricht  führen  wird. 

370.  Die  Cortes  werden  vermittelst  Pläne  und  besonderer  Statuten  All«, 
s  diesen  wichtigen  Gegenstand  des  öffentlichen  Unterrichts  angebt  ein- 
hten. 

L  0 


nHer,wnm|M)P^^^rt^P>H>.  ReriiütD  odcri«eiitl,4iiwv  4Re«AinigHft  te- 
dOrlen,  tätdtrl^Üanbea,  drucken  zu  lassen  und  b^annt  ni  inarht%-aät 
^prlBÄ>%ii4w  io,  4»  lOW^B:  be^twunten  EiDK|>rä>%ngpii  «nd-  Tennt- 

i!^äd*«i(.'.i.,*-:"  .„V       :,,..„-.■    .' .    ,..■,-,      .„.,;■    -„■.■„..,    .,..;r 

.,^    ,.,.,    ,„„ ,  Z,?.Jtiiiter,  X.ÄtieJ,. ,,.:;„.,  ..,    ../" 

fim.^  AwiadUufi;  (fo-  Verfianrng  md  im  Art^itewvum  tmflikrt, 
um ,  FjrtfnrftnifiWB  "<farwf  «i*rjtwnMw<«.   '      " 


372.  Die  Corles  werden  gleich  in  ihrer  ersten  SiUnog  die  «ahrgeneo- 
menen  VerleUuogen  der  Verfassung  in  Erwägung  liebeni  um  iweckmiui|e 
Uauregeln  dagegen' zu  ergreifen,  und  diejenigen,  die  derselben  zuwider  g^ 
handelt  haben,  zi^Tcrantwurlung  vi  zichea 

373.  Jeder  Spanier  bat  das  ßeclit,  den  Corles  oder  dem  Könige  Vor- 
stellungeD.zu  tnachcu,  und  die  BeobacblQK  der  Verfassung  zu  reclamirea, 

874.  Jeder,  der  ein  SlaatsamL  erhilt,  es  sei  beim  Civil,  beim  Mili^ic 
oder  bei  der  Geistlichkeil,  soll  bei  dem  Anlzille  desselben  den  Eid  leisten,  dk 
Verfassuug  zu  erhalten,  dem  Könige  treu  zu  sein  und  i^ein  Amt  gehSrig  a 
verwalten. 

373.  So  lange,  bis  die  Verfassung  nicht  8  Jahre  lang  in  allen  ibrt^ 
Tbeileii  in  Wirksamkeil  genesen  ist,  darf  keine  Abänderung,  kein  Zusatz,  keine 
Cmwandlung  irgend  eines  Artikels  derselben  in  Vorsclilag  gebracht  «etiloL 

376.  Um  irgend  eine  Abänderung,  Vermehrung  oder  ßcibnn  in  der 
Verfassung  vornehmen  zu  künnen,  muss  die  Deputation,  welche  dcfinitit  ikr 
Ober  zu  beschliessen   hat,  zu   dem    Ende  mit  besonderen  Vollmachleii  >cr- 

377.  Jeder  \orschbg  iqr  Reform  irgend  eines  Artikels  der  VerTzMunp 
muss  schriftlich  geschehen,  uitd'  weingKaii  von  S0  Depulirten  untenlülil  und 
unleraeichnet  sein.  .     ,.  ',  ^      . 

378.  Der  Vorschlag  der  Befonn  soll,  in  .Zwischenräumen  TOn  6  m  G 
Tagen  von  einer  VoiietuDg  zurand^,  d<^al  verlesen  werden.  Nach  der 
dritten  wird  man  berathschia^^en,  ob  er  zur  Discussion  kommen  aoll. 

379.  Ist  er  üix  die  Diäcussiop  angenommen,  so  sollen  dabei  die  i\m- 
liehen  FörmlicblEeilen  und  derselbe  Gang  beobacbtel  werden,  die  Pur  die  K^ 
fassung  der  Gesetze  vorgeschrieben  sind,  worauf  mau  dann  hesiimmeD  wird 
ob  in  der  nächsten  Genera Iversammluug  von  Neuem  berathschlagt  nerden  loll 
Und  damit  diese  Erklärung  erlolgeji  k^nn,  inüsseu  zwei  DrilUieile  der  SUmacii 
Tür  den  Vorschlag  sein. 

3S0.  Die  folgende  Generalversammlung  kann,  nacli  vorgäugiger  Orobadi' 
tung  der  Fitrmlichkeiteu  in  allen  iliren  Theilen.  in  einem  ihrer  beiden  Sitzung 
jähre  mit  £ia<Killigung  von  zwii  Dritlheilen  ihrer  Mitglieder  eikjären,  da»  dit 
AusCertiguDg  von  besoJidem  Vollmacblcn  (Ur  die  vorgeschlagene  Kcform  sUU 
finden  loU. 

38L,_kt  diese  Erklärung  geschehen,  so  soU  .sie  üflentUch.  tickannl  ^t 
niacht  uod  allen  Provinzen  mitgetheill  werden,  und  die  Curtes  werden.  lulolp 
der  Zeit,  wenn  sie  statt  gefunden,  bestimmen,  ob  die  nächste,  oder  die  danul 
folgende  Versammlung  die  Specialvollraachten  dazu  mitbringen  soll. 

302.  Diese  Vollmaehtefi  werden  durch  die  Wahljunten  der  Pruvim^ 
ertfaeilt,  iödem  si«  a^eii  sewölmlichna  noch  nachstehende  Qausel  bjiuutai» 


Htt  eriücA  sh  ibneii  noch  äAe  SpMÜIvollBatbt,  «ttilie  'hdbnn'  iir'ä*' 
tttaMC'wmnnetinKii,  wo'  welefa«  du.  Detret  i4er  CkMalt'iHadcAjj.te 
IIWknnasMa  twlQt;  (l»tr  fo)|l|  der  tiuf^i^Iipbe  Iti^tlde^  J>Wret4..|41^. 
.nehiEB^üiniBimg  mit  dem,  F^f|,ip,  (^l  Verfassuna'^sor^ejiJjriiqbett' ^ij^^^^ 
M  sie  machen  i^cfa  verbindlich,  das,  .was  kralt  die^r  Vonrnf^^ten  tteschtojien 
üAm'  *ird,  als  TerrassungSmäsSig  aitiuet'kemii^  imd'zil'lnileii.  '  -  '"■''''" 
I  383.  Die  vorgescfari ebene  Reforta  soÜ'Tort  N«fl«ti  iH'BcnUqAUgab^' 
MBiiMfi,  und  wenn  zwelI>nltbeilBdftrAbgoa«dDeteBfaN9MMhmig«ii,'TfffUr 
yiawiägw  iftetete,  ond  ati  solcJie*.  ia  dtnCqOea  tf^k^pn!  gem^cÄt  lf?f;#l(| 
4  381,  JEiue  Deputation  soll  das.^^ctet.l^^r  dje  Refono  d^  KönTK 
xraciieiL  daiqit  er  e^Lfkanot  macÜeii  und  an  alle.  Bell  iirden  pnduunt^DdS- 

w  flermokarrhie  VeifliMim' ISsst.' ''■■ '"  '  ' ..-»F''!   ^n: 

Gegeben  Cadi/,  den  \A  Marr  1812. 

Vincftite  Pfuquul.  Abgeordneter  der  Stadt  Terual. 
Präsident 
(Nach  dem  Prasidcnleii  folglen^die  Unterschriften  vod  182  Cortes.) 

Oemnach  befehlen  Wir  allen  Spanirru,  lin&ern  L'iiterth3ncn,,«ess  Slan- 
und  Ranges  sie  sein  mi>gen,  die  vorstehende  Verfassung  aJs  das  Grund- 
;lz  der  Monjiruhic  aufrecht  ui  erhalten  und  gleiche rmassen  ^Hcn  tilricbts- 
fn.  Gerichten.  Chefs,  Gouverneurs  «nd  andern  sowohl  Civil-  als  Hftitir- 
t  ^eisdichen  Behörden  Jedes  .Landes  und  Ranges,  die  erwlhnto  Verfassutag 
liJen  ihren  Theitcn  aufrecht  lu  eriisiten  und  aufrecht  halten,  vollstrecken 
I  befolgen  zu  lassen.  Solches  werdet  ihr  euch  g<;sagt  sein  lassen,  AJlcs 
D,  ua.i  zur  \'ol[ziehung  desselben  erforderlich  i^t,  und  es  zum  Druck  bc- 
Wfn,  üfTentlich  bekannt  machen  und  verthetlen, 

Joaquin  de  lUoiquera  y  Figueroa.  PrasidenL 
(unlerzO  Juan  Tillaviccneio. 

Jgnaeio  Roäriguts  de  Riva». 
GrafdH  AbUbaL 
'    Cadii,' d«D  1«.  IBn  lai2.- ',   '-y^  ■'       ■i.-;;,,     -ik.'.,,,!  ,i  ■ .  ■-    .  ^...: 
■■■'■[■  (ontowOA  AJw«M(,<(ft^.lV«Hi(%[ijiW 


Diese  mit  einer  wahren    geordneten    inonarchiscNg'''''OAii*4i)r 

id  VlI.,  nachdem  Spanien  durch  die  glücklichen  Waffentfaeten  der 

[en  Napoleon  verbiiudeteii  .Miithle  befreit  war,  an^unummeii.  Denn 
loleon  hiittc  bereits  nach  seinen  Mederlngen  in  Deutschland  einen 
rtrag  mit  Ferdinand  VII.  zu  Valencay  am  8.  December  1813  ab- 
cblosaen  und  in  Folge  desselben  die  rernere  Behauptung  Spaniens 
seine  Dynastie  aurgegeben.  Er  hatte  dem  Könige  vun  Spanien 
en  freien  Verkehr  mit  den  nach  Frankreich  gekommenen  Abge- 
'neten  des  Spanischen  Volkes  verstattet,  weiche  von  den  ersten 
;h  dieser  Verfassung  anf  den  1.  October  1813  e&iberiifenen  ordent- 
lea  Cortes  •}  abgeordnet  w  aren.    Ferdinand  VII.  gipg  indess,  noch- 

'J  Hie  ausuTordenltiektn  CorUt,  von  dtnen  dit  Verfaitung  atugegan-  ^ 
war,  katltn  sich  am  ^.SfptemberlSii  aufgelöst,  naehfifn  sie vorhtr  durch 


dam  er  ,die  Pyrenäen  am  22.  U«rz  IS14  üiieEscliriUea  hatte,  nickt 
sofort  nach  Madrid,  da  ihm  eine  grosse  Anzahl  von  reichbegirtertefl 
Granden,  angesehenen  Geiatlichen  und  einflussreichen  Generalen, 
welche  für  ihre  Macht  und  ihr  Vermögen  gleichmassig  vor  den  Ein- 
wirkungen der  Cortes  Besorgnisse  hegten,  mit  der  iibereiDSÜmnien' 
dfio  Verstdierung  entgegen  eilte,  dass  der  grössere  Theil  des  SpaDi- 
aehen  Volkes  eine  enlsdiiedeiie  Abneigung  gegen  die  neue  Va-rassun^ 
bekunde  und  von  dem  besten  Willen  beseelt  würe,  den  Knnig  wie- 
der in  seine  allen  nnbeschrünkten  Regierungsredite  einzusetzen  Kö- 
nig Ferdinand  war  bald  entschieden,  sein  Aurenihall  ia  Frankreicli 
war  keine  Sthule  zur  Rmprangirchkeit  Tür  die  neuen  conetitutionelleii 
Lehvn  der  Spanischen  Cortes  gewesen,  er  verweilte  den  Honal 
April  1SI4  in  Valoncin,  um  sich  noch  einen  grösseren  Anhang  inr 
Restauration  der  alten  Monarchie  zu  versichern.  Darauf  verkändele 
er  am  4.  Mai  1814,  dass  er  die  Verfassung  der  Cortes  vom  I8.Min 
ISI2  verwerfe,  alle  Schritte  und  Monssregeln  der  Generoljunta,  sowif 
der  Regentschaft  und  Corles  von  Cadiz  für  ungesetzlich  erkläre  und 
jeden  ferneren  Anlünger  dieser  Verfassung  für  einen  Uajeetätsver- 
brecher  und  der  Todesstcafe  für  verfallen  ansähe  Gleiclizdlig  be&U 
er  eine  vÖMge  WiederherstEilung  der  Spanischen  Ziistande  an,  vk 
sie  in  allen  ihren  innern  Verhältnissen  vor  dem  Jahre  1808  gett'esoi 
wären,  und  nur  mit  dem  zweideutigen  Trost  suchte  er  da«  durch 
beispiellose  Opfer  bewährte  treue  Voü  zu  belohnen,  dass  er  selbst 
die  vielfaclien  Missbräuche  der  früheren  Regierungswrllkiihr  aner- 
kannte, den  Despotismus  als  mit  Spaniens  Gesetzen  unverträglich  nnd 
hasaenswerlh  nannte,  jedoch  sich  gelbst  die  Entweiftn^  etMr  mim 
VerfassmgSHrfninde  nrto^rielt,  wenn  er  davon  auch  die  HJtbWsUmg 
der  Abgeordneten  aus  Spanien  und  den  Ceteeien  nicfat  «sgesdüof- 

in  4|^  Nicbt  vom  Ldauf  den.ll.Uu  18U  wurde  die  Verwoi- 


MahlT*iebt  Ihtr$tr  narh  irr  Btk^nimacKnng  der  TtrfaMung  4a*  g*»smwiU 
aO»  potitiaclte  Leben  ton  timnd  au»  enchüUert  hattm ,  ohne  in  Atuen  iUBi 
ciK  flft«!  icohlgeglicderlet  befeiUgtn  tn  tünn^n.  Iwri  DnrtU  vom  11.  April 
»nd  9.  Oetober  1812  trhalflcn  die  atUn  GerichUhöfe  ab  und  ordneltn  nni*  a<. 
die  Deerett  vom  £).  Sai  1813  und  23  Juni  1813  toUlen  die  neutn  EinriA- 
txmgeH  der  Gemeinden  und  dir  Wahlen  ihrer  ObrigkHten  ordnen:  durrh  du 
ßrerrl  vOm  S.  Juni  ltj]3  wuritn  alle  Zünfte  aufgekoben  und  dat  ^Vu-rrtr- 
<M«cn  L-eWf  frei  gegeben.  Dai  Deeret  vom  4.  Juni  ms  befahl  den  lerkaif 
aiUr  Gtmeindtgüler  »ä  »lelUf  eine  Vtrlheilung  dir  Aecier  an  aile  Gemeinit- 
gtieier  in  AuiiielU;  nach  den  Decreten  rom  13.  und  li.  Sepleinber  )M3  tes- 
ten alte  Slaatt-  unS  KrongSler  zum  Verkauf  gesUllt.  lämmtliche  alte  Abgain 
I  und  Steuern  aufgehoben  md  für  die  Befriedigung  der  Staatibedürfnisie  dufrt 
Binflihrmg  «iiur  ^JjOism  StWf  aaont  «erdtn^        _  ^ 


Ig  to^Coff^  m  Madrid  ilarGh  SoMaM^  iMW^iiiaadeisi^pi^^ 
dtilUgeveii  Karthfiirithrer  wiirdeii  ff^rhiflS;^  überiiU  wa  in  4efi  #va- 
MB  «ic^,  Neigung  zur  Vertlieidiguiig  der  ¥eifii»»ung  .m^er  dom 
fte  banierkiMir  machte,  wui^e  jeder  Versuch  zum  Wtdentaade 
m8i/^  Keime  durch  die  Jiereit  g^fatttene  iBiliiär|fciiQ.  GeivBlt 
m^  uaterdriicLt.  fiamit  scMen  aber  ^aueb  die  Yrnh^m^  4m 
migß  auf  eioe  neue  Verfassung  erlwrti«^^  das  dkaem  W'wn\ßti 
gebonie  Bf  isstrauen,  schon  damab  durch  «lue  (ierüchtigte  geisUühe 
dl  fiiammerdiener  -  Camarilla  gemissbrautht,  irjeh  imiiief  |fter  M 
tar  papsloaen  WUNuifarherrscbaft,  m  weicher  das  Lamt|^  das 
Ik  auf  die  widerwärtigste  Weise  zu  Grunde  gemektel  w«i'9^ 
tffiCQh  erzeugte  sich  aber  von  neutei  eii»  wahi#  SelwiUfht  ^<irti 
r  ebe^  so  widemaiüdichen  Einengung  d^  flaonarobiach^  Gewalt, 
a  dtas  die  Bestimmungen  der  Gortes- Verfasaung  l9nierteiii -i^ 
rade;  von  den  einzelnen  Tbeilen  des  stehenden  Heere»;  das  ^u^ii^e 
w»  vorher  seine  unbedingte  Hingebung  für  das  aiige$t«iafnte|mrv 
wjbaua  chirch  die  fewaltsaB»e JBeseitigung  dffr  Ckuim^^  V^rfcWUiig 
t|p^  baMei  gingen  nach  eioaiider  die  Venuche  aus ;  4eina#iai 
B||(^p9aetz  volle  Geltung  und  letienafahlge' Anaitenniing  wa  gmtxh 
B.  Ohne  der  früher  verunglüclrten^  mSilarifcbeii  Aofl|ta«de  Ifr  ^ 
iedereinfubrung  dieses  Grundgesetzes  ^  gedenfcem  ;fOiiw«igH 
rÜer^ab,  gehe  ich  sogleich  lu  der  Gaduer  Empomiog  vi9^1fi(i^ 
m  1B2Q  über,  weiche  bd  Gelegenheit  einer  der  aUgt mein  fehM^ 
I  &qMeditionea  nach  SüdaiAerika  unter  den  dort :  veinuaiiineifeii 
Dl^ien  ausbrach.  AnfängUd^  kaum  beadbtel,  erNogteaie  bei  «dnr 
ganeinen  liliBaslimraung  in  allen  Provinzen  durdi  dier£roei|MMNlon 
laer  Gottes- Verfassung  bald  die  Zustimouaeg  «Her  Stande^  «Ml  in 
üHgen  Wochen  sah  sich  König  Ferdnaed,  naobdeiii  sein  ¥oncMag 
m  6.  Miirz  zur  Einberufung  der  Stäpde  nach  i^ter  W|taa  (Gartes 
r  estamentos),  entschieden  zuripckgevnesen  wuidei  igdHNgt»  am 
März  1820  abermals  nicht  nur  s^  ItereitwUlfgkeit  lüp  4»  An- 
hme  dieser  Verfassung  zu  erUäreu^^ondem  sie  nodi  (in  AtwimW 
ei  Tage  vor  der  aufregten  Volkroasse  zu  beschwören^  ^>^ 
m  DfScrcte  vom  8.  März  bereits  die  neuen  Cortes  selbst  diaib- 
Tufen.*]  ; 

Nach  der  Ajmdime  der  Cbrtes-VerftswiW  aeigten  sich  iadass 
ild  sehr  missliche  Erfahrung^  welche  aus  der  lInauiänglWi|Qit  «dar 


!.^> 


V  GlHehüüii  wurde  durch  Hn  gfßeieUet  Ruwdedk'Min  amSKSrBtft 
tropa't  vom  10.  März  erklärt,  dass  iänig  Ferdinand  diesen  Säiriü  aue 
fifnn  EnUMusH  und  noch  rnßiekw  frwä^ung  gethoM  habe;  diiHe  Erklär 
ng  umrde^  in  mehrerp^'  ^fUieUe»  AetewtMeken  der  "j^fe>" .  Mstialp  Meier' 
lt.    Vgl  Archives  diplmaüfuee,  Stuitg.  1823,  voL  WSßlf  lÜ  Eifrig* 


Befugnisse  der  ■ftegfrnmj^wfffl  niMf  A-m  Pehfrg^wicMe'  Act  Cortn 
unJ  ihrem  prÖponderireinJen  Einfliisie  niiT  alte  Regiernngshandlunfren 
entsprangen,  indem  die  aiisübpiidc  Gewnil  bald  citircti  vfiderwSrt^ 
dSewisdien  geworfene  Hindernissi;  gehemmt,  bald  durch  rnent- 
pditnsfpnheit,  \'erjögeningen  iiller  Art  mitl  VerMfiimg  der  rothweii- 
(Rpten  Hilfsmittel  «irkntigslos  gemacht  mrrde.  •)  Dam  kam.  dass 
die  Beschhisse  der  »ersimimeHen  Corles  lorjrwgs weise  gegen  rfai 
fri'iheren  übermärhtigen  Einfluss  des  Klenis  und  des  hohen  KMi 
gerichtet  sein  musslen,  und  beide  Stände  in  dem  grossten  Thert  iiirer 
hervorragenden  filieder  in  die  Reihen  der  Feinde  der  Verfassung  #• 
wie  der  bestehenden  Regiernn;:  IrrEben,  Bvjhrenrf  gleicbreitig  dtirdi 
die  Aoftiebung  der  Zünfte  zahlreiche  Massen  des  Pöbels  arheitslM 
und  tu  den  ausschweifendsten  Iloflnnngen  aufgestachelt  in  den  Haupt- 
städten der  Provinzen  angesammelt'  wuhJen,  Es  entstand  in  Iraraf 
Zeit  erfte  tii^fe  Kluft  zwisrlien  den  verscjiiedennrtigen  VeHlieidiEWi 
der  conservativen  Elemente  und  den  rücksichtslosen  Frenndeniler  \eap 
Hingen,  «eiche  die  letzteren  ohne  weitere  Priifung  und  ModificiniBf 
»Is  unantastbare  Reliirinen  ftir  das  "Wohl  des  Spanischen  Volks  dorclmi- 
fiihren  sieh  bemühten.  Darüber  begannen  häufige  AuswanJernngni 
der  Missvergnügten  nach  Frankreich :  es  bildele  sich  eine  eigene  RiK' 
gentschafl  im  Namen  des  Infanten  Don  Carlos,  welche  durch  Anw* 
bung  eigner  Glaubensheere  in  Navarra,  Catalonien  und  BiscayS  einen 
Bürgerkrieg  fiir  die  Wiederherstellung  des  unbeschrankten  konigß- 
chen  Ansehens  und  Iheilweise  Rir  die  volle  Anerkennung  der  PriW- 
legien  der  Baskisrhen  Provinzen  imternahm. 

Der  Bürgerkrieg  für  die  Einfühning  der  Cortes-Verlüssung  aO! 
dem  Jalire  lf^I"2  hrarh  aber  nicht  nur  auf  der  Pyrena'isehen  Hslb- 
iMstans:  d«S'  ijberraicftend'  Mchte  Gelingen  flu«r  Ab^fteMiAig"*oii 
Seiten' derjMuTfwnisdi«!)  D^astieM  Spürrieh  in  t^o^e  ^eb^  Äifffr 
rinheall»6hitroi]:<  hatte  «Df  der  ftafiMfsch^' äalbfns^  )!#ä'Alilitlie 
RetolirtioitQR  to  Nespel  lind  Pteffloat  hervoi^eniftA,  diV-'etif  ^nläiti 
Gflrihgeres  als  auf  eine  Ve^anitmg  der  Gimtkl^iPtfee  dd-'GortS' 
Vt^Musg  auf  <Nesen  Boden  tmsgldgeh.  Kes  führt?  tu  den  fedfi^ 
pciwAeA  Gongres^en' in  L«yfcach  utid  Verona  (1891— 22).  dUftfef 'd«Ütji 
Beschlüsse  und  angeordnete  militärische  Hilfe  nicht  nur  jenii'Ktf 
stände  in  Italien -tmterdrncbt' und  die'WiedeiitierifHIitD^  äer  fVtiiena 
poNtiKM|^<lustilnde  vemiitteltt  OesterreichisfAer  ITetare  erznUngtin, 
sondeiHJfrch  die  Gestaltung  der  Spanischen  Verhältnisse  zur  Auf 
9>l>'S'^i|Sitgetmrriln  Enft^scheD  Diplomatie  geOMdK  Töit^ 

V  Vergl  iutmeia{ieh  dieiS.  131.  und  112  'Mettr  Vetfr  iemt  f<i§i*- 
rtkkt  BflMnMff  «Wfe-WeW  dh  stietigibende-'^HtM  ti  gthietetitihfT  A*- 


K^ea,MKiertfiA4weIeg«»heitei^,aii,  mul  übertrug  die  Aoitüferiwg 
lyd^wp  >atif:,dem  WidwspTV':b:-<'W-'ftÜs«tKllt  GwsUMCtO^iidv 
l,Änmi.Bfliif9^eDtaDteD  lud.  stateo  I^ftldhwrn,:  deai  Herzog»,«» 
4l)i{igV>q,.i.a)ir  diesein. , Conffi^w«. .dpg^ea  ciitgeliegtnWUÜ«,  .der 
|ii|Äsisfib49l  V'&ffenm^. .,  {tw  f ^wpwfjw^  )At$rwtfl«Mbe«  TM 
AQfl,]laBn„li»Ue,.  bei  dem  ,^(mR«ltQ,iMi  SfMPi»)))»  ^{«Uifl'WfKl 
^fj^  ,uave^keDQbBrei)  alilsfpiejwm  iMfUtonuw  gflgw  dJe^iU4ll^ 
t  ^  {Q»rt^«TV«rriiBumKJii.ilur«m  gaBz«v,ll0trH)ge,t9llei4J9^i.iw; 
I illGerk,  <qiaer ^ Geiasdlernien-Exp^diCio»  «i.  v^chten, , »'ip . jtotJgJB^ 
^tVt'üb^ffiMl^iKeni  I^ibri«  au»zudcück«a . s^e^  tßUdlitct^iteWi'ftlMfii: 
;,tdreiiaoDatli()hau:fleb)g(7m)g  voo.j(>diK:  (^„jAU)i^-<-<  ^„Se^tefSn 
i.tSPl.WV.-teiop  Wa&eatbflt  vq«  .6iui8W4ifißlwWf>  i)*i  ^fK^bUüV 
(Mft^Kerdin^Pd  VJf,  gins-flniJ^.OcW)«-  1823  ip  das  ]^Miz(i«i^ 
jer  und  erklärte  gleichzeitig  a!U^  steine  ßL'stliiüMe  vom  7.  März 
!0  big  zum  1.  Uc[über'1823  für  ungültig,  indem  er  ausdrück- 
I  trotz  seiner  rriiherii  Erklärung  hinzufügle,  düss  er  denselben  nur 
einem  nicht  freien  Zustande  seilte  Zustimmung  erllieill  liabe.  Es 
rde  sofort  dus  alte  wilJkiihrliche  Regiment  n:idi  allen  seinen  Itidi- 
gen  hin  in  Spanien  wieder  eingefülirt,  di?r  König  blieb  in  den 
ndcn  der  Absolutistas  und  Gamorilla  *)  eih  so  Hillcnlüses  Werk- 
ig, dass  er  gegen  deren  tyrannisclie  Anordnungen  selbst  mHt  depi 
(er  seiner  eigenen  Neigung  nicht  einzusdireiten,  wagte,  wodurch 
tn  nitht  selten  das  traurige  Beispiel  gegeben  wurde,  dass  Spani- 
e  Gommunen  gegen  ihre  eigene  Regierung  die  ^erraittelung  oder 
hl  auch  geradezu  die  Hülfe  des  Französischen  Besatzungs(cÄ'eäi(r 
sprucli  nahmen. 

Die  neue  staaLsredilliche  Feststellung  der  unumsehriinkleB  . 
nigltchen  Gewalt  erfolgte  durch  dia  königliche  Erklärung  vom 
April  1825.  *■')  In  derselben  wird  jede  spätere  ßeform  oder 
ieruDg  auf  dem  Wege  stündisdier  Derathungen  ausdrückJtqh  xu- 
Ji^ewiesen,  „ohne  weder  jetzt  nodijrgeud  jemals  das  Mindeste 
on  (von  der  unumschränkten  königlichen  Gewall)  zu  vergeben, 
1  ohne  die  Errichtung  von  Kammern  oder  anderen  Institutionen 
gestalten,  sobald  sie  unseren  Gebrüuciien  und  Gesetzen  zuwider- 
^D."    Der  Spanische  NaUonalslolz  versagte  nicht  dem  MoqarcheOi,  , 

'J  Difje  milde  iritderam  roii  der  upoitolUcfun  Junta  de  la  "jWJffrn 
itel,  vetclir  in  allen  Provinzen  in  de»  himmlitchen  n'ohiiun^r^ ihre 
rialjunlen  halten. 

"J  Abgednuskt  in  <IM  Staauiettn  fSM^aHj'M.'t  9.  »^mtVS-' 


gewissemtassoi  als  Dn^mg.   wemi  nan  näaa  eignen  MaditfiJUe 

nicht  vertrauen  wollte,  hmziiiurOgen,  „dass  ich  von  meinen  erisiKb- 
ten  Bandesgenwssen ,  welche  mir  so  viele  Beweise  ihres  inni^ 
Wohlwollens  und  ihrer  Ihatigen  Mitwirkung  rum  Wohle  meiner  KÖ- 
mgreiche  gegeben  haben,  die  feierlichste  und  bestimmteste  Zusidie- 
rung  erhalten  habe,  dass  sie  Tortfahren  werden,  bei  jeder  Gelegen- 
heit die  legitime  und  unumschräiikte  Gewalt  ineiner  Krone  «u  un- 
terstützen, ohne  mir  jemals  mittelbar  oder  unmittelbar  irgend  mt 
Seuerung  in  meiner  Itegierungsfomi  weder  zu  rathen,  noch  vorm- 
schlagen."  Als  eine  sichere  Schutzwehr  für  die  absolutistischen  Be- 
strebungen dieses  emeuertai  Verwaltungssystems  bildeten  'sich  n 
allen  Provinzen  die  Corps  der  königlichen  Freiwilligen,  weldie 
indcss  bald  in  Trechem  Selbstvertrauen  soldie  Forderungen  au&te)lla 
das»  dem  unbefangenen  Beobachter  die  grosse  Bedenklichkeit  einer 
solchen  Hilfe  für  die  Selbstständigkeit  der  souvereinen  StaatsgewiX 
nicht  entgehen  konnte. 

Die  politische  Veriinderung ,  welche  id  dem  Nachbarreicbe  Por- 
tugal mit  dem  Tode  des  Königs  Jobo  VI.  (Johann)  am  10.  Man  1996 
vor  sich  ging,  indem  dessen  Xachrolger  Dom  I'edro  den  Portugiesen 
eine  freie  Verfassung  am  Ifl,  April  1826  gewährte  und  darauf  t« 
Gunsten  seiner  Tochter  Donna  Maria  da  Gloria  am  2  Mai  1826  der 
Krone-  entsugte,  wirkte  insoweit  auf  die  Spanische  Begieruog  eb. 
dass  Ferdinand  VII.  nicht  mehr  unbedingt  der  Partei  der  Absototi»- 
ten  folgte,  und  ilemgemäss  bei  dem  damals  überaus  häuhgen  Mmifter 
wechsel  in  diesem  Staate,  auch  gemässigtere  Männer  von  einer  Ete- 
ralcreo  I^chtung  zu  seinen  Bathgebern  wählte.  Dadurch  rühHen  ifdl 
aDef  alsbald  die  Absolutisten  verletzt,  und  traten  jetzt  unter  einen 
neuen  Schutzmaiite)  als  Yertheidiger  der  kirchlichen  Interessen,  unter 
dem  Namen  der  Apostolicos  oder  Agraviados,  gingen  die  von  ihnen  nidit 
gehilligten  Massregeln  der  Regierung  auf,  indem  sie  ihre  vorzüglicbite 
Stütze  in  dem  ititesten  Bruder  des  Königs,  dem  InfanlenDon  Carlos  n 
besitzen  hofDcii,  und  deshalb  auch  schon  damals  als  Carlisten  (las  O- 
listas)  sich  zu  einer  gefürchteten  Macht  ausbildeten.  Sie  erneuertem 
in  zuversichtlichem  Vertrauen  auf  den  Erfülg  den  Bürgerkrieg  in  d« 
östlichen  Provinzen  des  Staates,  durch  die  benachbarte  FraozösisdK 
Grenze  stets  gedeckt,  bis  ihre  Forderungen  nach  dem  veränderiM 
Kegierungssystem  in  Portugal,  v/o  der  Infant  Dom  Sliguel  am  3.  Mit 
1828  mit  der  Auflösung  der  Cortes  den  Absolutismus  von  neueu 
befestigte,  aucli  an  dem  Spanischen  Hofe  wieder  zu  einer  höben 
Geltung  kamen,  und  abermals  alle  Aussichten  auf  angemessene  Be- 
fiirmeo  durch  die  Begierungsgewalt  verloren  gingen.  Inzwiscbeo 
verände/te  sich  wiederum  wesentlich  die  Stellung  der  den  SpaoädMb 


\^ 


OMl  die  cnnattete  WHeiuknft  da»  lAideriaHn  Käiigs  bdierr- 
■dün  FVactionen,  als  Ferdinand  Vn.  nacb  dem  Tode  aemw  (frit- 
GemabKn  Maria  Juephina  (f  17.  Mai  1820)  in  wenigen  Monaten 
vierten  &he  mit  der  neapolitanischen  Prinzessin  Chriitina,  T«^ 
des  Königa  Fronx  I.,  am  11.  December  l82ft«cliHtt.  und  ifcr^ 
idl  wadumder  Einflnss  auf  Kosten  des  präsujntiTen  Nacbfolgas, 
Infinten  Don  Carlos,  ein  neues  Groodgesetz  «ei«nl^te,'jn 
en  Folge  die  gegenwärt^e  Küilgm  mit  .Bes^^mg  der  beste- 
hn  und  von  sämmtlichen  Bonrboniscben  Höfen  aMrkqulteA^ft- 
Mrdituog  zUr  Regjemng  der  ^»nisdien  IfaaBtdt^-Mfbtli^t^ 

tat  dai  hier  in  Deaticher  Uebersetznng  folgende  GnuM^jilrtip  * 


D.    Die  pragmatigclie  BaaetJ—  W^H 
dlnanCs  TH^*) 

oder 

Hr«Me  femtaieUenae  Mmt^Hche  beeret 
r«m  «9.  'März  laao. 

„DoD  FerdiDand  VIU  tod  GotUi  GiudeD  KÖn«  tod  CulUien  nofrLMn 
w.  den  InrantcD,  PrtUlen.  Henogen,  Marqnia,  GnfeDi  Ricw  Hombrril^ 
ta,  Commuidetirui  der  Ordea  und  UDbr-Commandn»«,  Alcadm  y^ 
Uta  n.  s,  w.  und  alten  Bicfatern  oder  JuriidictiiHten,  Beulten  ort  Por- 
1  aller  Sliidte  und  Burgen  Meiner  Königreiche  und  HerndialUn,  Ifuu 
MVoU  jeUt  als  fQr  alle  ZuVucft  kund  und  ni  wiswn, 
'  äaat  den  Cortei,  die  im  Jahre  1783  in  Meinem  Paläste  Biitii  Reti^o 
Itm  wurden,  der  ToneUag  dei  Königi,  Meines  erlauchten  Valcrs,.  dWi^i 
B^  ist,  Torgelegt  ward,  in  ßctreff  der  Nothivendigkeit  und  ZfteckmiMf^- 

dü  darch  die  Gesetie  und  durch  undenkliche  Sille  für  die  Thronfolge 
^anien  eingeführte  r^elmässige  Verrahren  beobachten  zu  raaeheo,  indem 
den  altem  Sohn  dem  jQngern  und  das  männliche  Geschlecht  dem  wetb- 
n  in  den  betreffenden  Linien,  ihrer  Ordnung  gemäss  vonog:  und  nachdem 
ie  nneniMtslichen  Vortheile,  welche  der  Monarchie  aus  ihrer  Beobachtung 
nam  Zeiträume  von  mehr  als  70U  Jahren  ernachscn  waren,  so  wie  die 
gründe  und  eventuellen  Umstände  in  Erwägung  gezogen  halten,  welche 
er  durch  die  Acten  vom  lO  Hai  1713  decretirten  Beform  Anlas»  gegeben, 
1  sie  seinen  königlichen  llanden  eine  Petition  vom  30.  September  I7S9 
erinnerten  in  die  grosse  Wohllhat.  die  Tür  dieses  Königreich  schon  vor 
Zeitpunkt  der  Vereinigung  der  Kronen  lon  Caslilien  und  Aragonien  tut 

V  AbgtdrvdU  bti  dt  toi  Vallf,  GetcMehtt  dei  Don  Carlot  out  dem 
.  vo*Dr.F.H.Dnatioiafr.  fin-h'n  1835,  S.  219-23;  ferner  Staatsaeltii, 
triU.,  S.  ».  Pölitt.  Europ.  Verfiutmgen,  Bd.  IV.  S.eoi,  und  Moni- 
.  1830,  So.  109. 

"J  Ihr  koken  MMh  Adel,  Barm*  ts.  r  «..  ommt  dm  ffbiHUr  ff 
ttn  SpmiKhn  OranifK. 

0» 


* 

der  in  d^m  zweiten  Gesetze.  TanfiehDlen  Titel  spfciGdrteD  ThroDfolgeordniug 
catfpniDgen  war,  und  baten  ihn  unlertiiäni|i,  er  mijcbte  ohnt  REicluicht  loT 
die  durdi  oben  an^teführte  Acten  aufgegtclllF  Neuerung  lierchlen,  dass  man  rUr 
alle  Zukunft  bei  der  Thronfolge  der  Monarebit  die  besagte,  seit  undenklichen 
Zeiten  bestaodcne  Sitte  m  beobachte  und  beibehalte,  wie  sie  immer  beobach- 
tet und  gehallen  «ard,  und  eine  pragmatische  Sanction  bekannt  macbea  Iikcit, 
die  in  der  Versammlung  derCorles  erlassen  und  fiebildel,  diese  EntschlicHung 
und  die  Widerrufung  der  oben  angerühnen  Acle  ffsistellle. 

Hein  erianditer  Vater  bsste  Bttb  Empttag  dietar  Pcüliou  den  toluMMi. 
dfB  da*  Wohl  dM  K&nigreidu  erforderte  und  antwortete  auf  dui  I 
wtHnit  dieJoKl*  der^asisieDteD  des  Hofes,  der  Gonrenieor  und  dia.l 
H^f#i;'liSiügUdieu  Kammer  von  Castilien  die  PetÜotf  der  Gortea  b, 
biHcä:  idaas  er  einen  der  besagten  fiittsdirift  goniuen  BUidiln*  geAäl 
hätte."  Er  emprahl  ihnen  aber  für  den  Augenblick,  das  gritete  C  '  ' 
SU  beobachten,  weil  er  dies  fUr  seinen  Dienst  am  nQtilicfasteB  e 


D  dM  betNffuulei  Dectote  bdaU  V  "wea»  C<HWi|  hiU«  Iff  «um»  MM« 
Fall  gebräuchliche  pragmatisch  SwctioR  aasiqTei^^".  Die'  Ciortes  sajoKn 
mit  Berücksichtigung  dieses  Urastandes-anf  dem  Toriwhaltenen  Wege  eiiK  b» 
^abigle  Abschrift  der  oben  gemeldeten  Bittscfarifl  und  alles  tonst  skfa  damt 
■aiAwdaB.  nd  es  ward  All«  in  4er  Vmammluvs  pft  «bv  tMdH|l«%V*' 


Die  Vnniben,  weUie  damals  £uropa-heuBiBcbten  und  diejenigen,  wdebe 
die  Halbinsel  später  erfuhr,  gestalteten  die  VoDiieliung  dieser  widitigen  Ab- 
ndilen  nidil,  die  ruhigere  Tage   erforderten.     Nachdetn  kii  mit  fÜlfe  der 

rüdien  Barmfaerrigkeit  den  Frieden  und  die  OrdnuDg  gt&ckfickerweiM  wir 
hergestellt  liabe,  deren  Heine  geliebten  V&lker  so  sehr  beduin«i,  nacMai 
Idi  diae  ernste  Angelegenheit  geprüft  und  die  Aluidit  eifriger  Minirtw  dr 
Meinen  Dienst  und  flir  das  Staatswobl  angehürt  habe:  befahl  ich  darA  Ikm 
köoigLcbes  Decret  vom  20.  d.  H.,  da»  in  fieiag  anf  die  OriginatpefitioB  ud 
die  in  dieser  Hinücht  von  Meinen  vielgeliebten  Vater  gelrolTene  EwlifWifWiiiy 
MMdie  Certi&catton  der  ersten  Secretäre  der  Cortes,  welche  diese  Oiteidai 
b^|ttete,  das  oben  besagte  Gesetz  unVenOglich  und  pragmatiscfa  in  dv  g» 
hikven  Form  bekannt  gonacht  werde. 

Nachdem  Ich  es  in  Meraem  General-Conseil  unter  dem  BeistandeMtincr 
beiden  Fiscalc  bekannt  gemacht  hatte,  die  mündlich  am  27.  desselb.  Moniti 
angehürl  wurden,  cnlächloss  man  sich  dabin,  ihm  Vollendung  dadurch  n 
geben,  dass  man  es  mit  Gesetzeskraft  und  als  eine  pragmatische  Sanction,  ab 
in  der  Versammlung  der  llortes  geschehen  und  bekannt  gemacht.  ausTertift. 
Ich  befehle  demnach,  ditsi  man  fDr  alle  Zukunit  den  buchstöbliclien  InbiH 
des  zweiten  Gesetzes,  rünfiehnten  Titels,  zweiten  Theils  der  Petition  der  io 
Meinem  Pataste  Bucn  Retiro  im  Jahre  IT8D  versammelten  Cortes  gemäss,  deren 
wijrtlicher  Inhalt  hier  folgt,  betdiacbte  und  volMebe; 

„Der  Vortheil  der  Erstgeburt  ist  ein  sehr  grosser  Beweis  der  Liebe,  die 
Gott  den  Sühnen  der  KÜnige  erweist,  die  noch  andere  Brüder  haben  soll». 
Derjenige,  dem  er  diese  Ehre  erweisen  will,  beherrscht  die  andern,  die  ibni 
gehorchen  und  ihn  als  ihren  Vater  und  llcrru  ansehen  müssen.  Die  Walu^  ' 
hcit  dieses  Saiies  beweisen  drei  Gründe:  der  erste  entspringt  aus  der  Natnr, 
der  (weite  aus  dem  Gesetz,,  der  dritte  aus  dem  Herkommen.  I)  Aus  der  Katar; 
denn  der  Vater  und  die  Mutter-  wünschen  sehnlichst,  Geschlecbtsabkuntt  in 
haben,  die  das,  was  ihnen  gehört,  erbt,  und  der  Erstgeborne,  der  früher  lor 


RliillfiQg  ibfer  Wünsche  gekanunen  ist^  mvSvdiiwcgeQ  aadi  mehr  ?on  ihnen 
gdttobi  werden,  und  kann  darauf  Anspruch  dachen.  2}  Aus  dem  GeseCie; 
^bmßlfMtr  Herr  Gott  sagte  zu  Abraham,  als  er  ihm,  um  ihn  auf  die  Probe 
Hl  sMfen,  befahl,  Isaak,  seinen  einsgen  Sohn,  den  er  nrtlich  liebte,  zu  neh^ 
iMO  Md  ihn  aus  Liebe  zu  ihm  zu  opfern,  und  sagte  dies  aus  zwei  Gründen: 
i)  weil  dieser  der  Sohn  war,  den  er  aus.  dem  oben  angeführten  Grunde  wie 
lieh  selbst  liebte,  und  b)  weil  Gott  ihn  als  Heilige  auserwählt  hatte,  als  er 
nrollte«  jdaSs  dieser  zuerst  auf  die  Well  kommen  sollte,  und  deswegen  auch 
ias  Opfer  desselben  verlangte;  denn  nach  dem,  was  er  in  einem  alten  Gesetz 
Eo  Moses  sagte,  sollte  jede  männliche  Erstgeburt  als  eine  gottgerechte  Sache 
■■l^ntiru  wnrdun  Dass  die  Brüder  den  Erstgebornen  als  ihren  Vater  ansehen 
laHen^  geht  .daraus  hervor,  weil  er  älter  als  sie  und  zuerst  auf  die  Welt  ge- 
kmmen  ist,  und  dass  man  ihm  wie  seinem  Herrn  gehorchen  soll,*geht  eben- 
ßäb  aus  den  Worten  Isaaks  an  Jakob  seinen  Sohn  hervor,  ab  er  ihn  in  der 
Hemung,  das^  er  sein  ältester  Sohn  sei,  den  Segen  gab:  Du  wirst  der  Herr 
Deiner  Brfider  sein,  und  die  Kinder  Deines  Volkes  werden  sich  nach  Dir 
wmdoK  und  deijenige,  den  Du  segnen  wirst,  wird  gesegnet  sein,  auf  deiqeni- 
fen  aber,  dem  Du  fluchen  wirst,  wird  der  Fluch  fallen.  Man  giebt  demnach  durch 
Wortfe  zu  verstehen,  dass  der  Erstgeborne  Gewalt  Ober  die  andernBrüder  alle,  diese 
liat  als  Vater  und  Herr,  und  dass  sie  ihn  als  solchen  anzusehen  haben.  Da  femer 
I)  deü  altfen  Herkommen  zufolge  die  Väter  gemeiniglich  Mitleid  mit  den  an- 
dern Kindem  haben  und  nicht  wollen,  dass  der  Aelteste  Alles  habe,  sondern 
Jaas  jedes  einen  Antheil  haben  sollte,  so  erkennen  gleichwohl  weise  und  g*- 
t^rte  llänner  in  Sachen  der  Nachfolge  an,  dass  diese  Vertheilung  in  dem,  was 
die-. Königreiche  betrifft,  nicht  stattfinden  könne,  wenn  man  diese  nicht  zer- 
stören wolle,  nachdem  was  unser  HErr  Jesus  Christus  gesagt  hat,  dass  jedes 
Königreich,  das  vertheilt  wurde,  der  Verheerung  ausgesetzt  sei,  indem  er  all 
ein  Kecht  ansah,  dass  die  Herrschaft  oder  das  Reich  allein  dem  ältesten  Sohne 
Dach  dem  Tode  seines  Vaters  zukommen  Sollte. 

„Und  dies  war  mm  auch  immer  gebräuchlich  in  allen  Ländern  der 
Welt,  wo  die  Herrschaft  in  der  Nachkommenschaft  blieb,  und  ihsbesondere  in 
9|iliien.  Um  grösseres  Unglück  zu  vermeiden,  das  eingetreten  ist  und  nddi 
limer  eintreten  könnte,  war  man  der  Ansicht,  dass  die  Herrschaft,  des  Könfg- 
reicbs  immer  das  Erbtheil  derer  sein  ^llte,  die  in  gerader  liinie  abstammen« 
und  ans  diesem  Grunde  setzte  man  fest,  dass  wenn  keine  männlichen  Kinder 
vorliaiiden  wkren,  die  älUiste  Tochter  das  Känigrcieh  erben  toUte;  und  so 
befthl  man  auch,  dass  wenn  der  älteste  Sohn  verstorben  sein  sollte,  ehe  ,er  in 
das  Erbe  eingetreten  v^äre,  und  von  seiner  gesetzmässigen  Gemahlin  einen 
Sohn  oder  eine  Tochter  hinterliesse,  der  erstere  und  dann  die  xweiU  und  stmH 
feitfie  imdere  Person  dasselbe  haben  sollten.  Würden  aber  diese  Alle  sterben, 
10  sollte  das  Königreich  als  Erbtheil  dem  nächsten  Verwandten  zufallen,  wenn 
ör  ein  fähiger  Mann  sei  und  nichts  gethan  habe,  um  die  Erbschaft  zu  verli^ 
ren.  —  Durch  alle  diese  Verhältnisse  ist  demnach  das  Volk  verpflichtet,  zum 
wahren  Besten  des  Königreichs  den  ältesten  Sohn  des  Königs  als  seinen  $oth 
veraio  anzusehen.  Es  müsste  daher  Jeder,  der  gegen  das  Obengesagte  hand^ 
arürde,  als  Verrätber  behandelt  werden  und  als  solcher  die  Strafe  empfang^ 
denen  dem  Gebrauche  zufolge  diejenigen  ausgesetzt  sind,  welche  die  Gewall 
des  Königs  hintenansetzen."  Diesem  zUfolg^  befehle  ich  nun  euch  Allen  und 
Fadem  insbesondere,  in  euren  Bezirken  und  Jurisdictionen,  diese  pragmatische 
9anetion  OberaU  und  in  Mlem  was  sie  enthält,  befiehlt  und  anweist,  zu  be- 
irabrtOi  an  erfüllen  und  m  ToUziehen  ond  \§ä  diesem  Anlass  alle  MaawegA 


iBe  der  Fall  crfarÄnt,  n  tnUea.  oIhw  d»M  «m  ■»Iib  di  ^  gigiwlilip 
BrkUniBg  nSÖiiR  sdn  utUte,  die  ihre  VolUidnrng  van  den  Tage  w  ciWhi 
«dl,  wo  sie  n  Madrid  und  in  den  Slidtcn,  m  wie  u  allen  a^en  OHwM 
tcn  unter  Heinein  Gefaorsam  bekannt  gemadit  werden  wird ,  indiB  S»  m 
WtAIhhrt  Heine*  >5m|jid>en  Hau«  nlid  den  StaatnortiNa  dar  Hetav 
TaaaDen  betriflL  Diea  ist  mein  Wük  n.  t.  w. 
n  im  Palaile  den  'i9.  Hära  1830. 

leb  der  König 


Dieaet  mdi  leiiier  Form  Dnd  seiner  Redaction  seltMme  Grund- 
geaetx  igoorirte  dtirchans  die  Cortes-Verfassung  vom  19.  Man  lil% 
welche  allerdings  in  den  5  Artikeln  174—78  ganz  dieselben  Givot- 
Mtie  in  BesDg  auf  die  nähere  weibliche  Erbfolge  und  nocfa  wfS 
Uüm-  feststellten,  ond  einen  weit  entsprechendem  Anhalt  dargebota 
bittep,  als  dies  für  eine  vor  vierzig  Jahren  verabfasste  PetitioD  der 
Aüberen  Cortes  geordert  werden  konnte,  welche  weder  von  Kää^ 
Carl  IV.  zum  lormlicben  königlichen  Beschluss  erhoben,  noch  tob 
den  Agnaten  der  Otfoastie  genehmigt,  noch  von  den  früheren  Stän- 
den selbst  als  euie  l&r  Becht  bestehende  Anordnung  anges^en  via. 
Aie  Berüt^iditigung  jener  Artikel  der  Cortes -Verfassung  koDfflb) 
mindestens  als  eine  zweimal  von  Sponischen  Cortes  im  Jahre  I8IS 
und  1820  gd>iUigte  TtirODfolgeordnung  betrachtet  werden ,  bä  wel- 
dter  das  Interesse  des  Landes  und  das  der  Dynastie ,  d.  h.  des  wf 
ieo  Spanisi^en  Thron  berufenen  Zweiges  der  Bourbons,  von  einea 
imbeftngenen  Standponltte  beurlbeilt  erscheinen  durfte. 

Es  lag  allerdings  In  der  Absicht  des  Königs  Ferdinand,  Ate 
pragmatische  Sanction  durch  eine  Versammlung  der  (kniet'  por  esta- 
mentos  anerkennen  zu  lassen,  nm  so  mehr  als  seine  nerte  Ehe  ii 
äberraschender  Schnelle  mit  NachkommeDscfaaft  gesegnet  wurde,  diese 
aber  eben  in  zwei  Tocfatem  bestand,  Maria  Isabella,  geboren  im 
10.  December  1830  und  Maria  Luisa  Fernande,  geb.  den  30.  Januir 
1632.  Jedoch  die  Juli -Revolution  in  Frankreich,  die  Wiedervertrd- 
buDg  des  älteren  Zweiges  oder  Hauptstammes  der  Bourbons  begün- 
stigte für  die  damalige  Spanische  Politik  ein  Schaukelsystem  zwisdiea 
dem  AbioluUimns  und  Liberalismus,  indem  jener  in  dem  Infanten 
Don  Carlos  seine  glückliche  Zukunft  ahnte,  dieser  auf  die  KönigiD 
Mtfia  Christina  als  Begentin  seine  Hoffiiung  setzte,  um  durch  deren 
notfawendige  Verbindung  mit  König  Ludwig  Piüüpp  auch  in  Speafci 
die  constitutionelle  Honarcbie  zur  Wahrtieit  zu  madm.  Bei  dv  fi 
hSuSgen  Anfallen  des  Starrkrampf^  jahrelang  sich  hinscfalqqMDta 
IBM)  doch  jeden  Augenblick  lebensgeffihrlicben  Krankheit  des  Köofi 
Ferdinand  war  der  Intrigne  swisdien  den  Anliängem  der  KenigiB 
ood  des  Infonleo  ein  water  IScbaopkU  ge^Biet,  Mtf  w«lchMi  dii 


MerfvirtigsteB  Scenen  abwechselten»  ohne  dass  eine  der  beiden 
inin  unverschleierten  AngrHTe  übergehen  und  alle  seine 
TersDcben  durfte.  Dennoch  gelang  es  dem  Tielyeriliägenden 
inifter  Galomarde  den  König  in  einer  harten  Krisis,  in  geistiger 
nd  tut  körperlicher  Bewusstlosigkeit  am  30.  September  1832,  lor 
nterieichnnng  einer  bereitgehaltenen  Ordonnanz  ra  bestimmen,  nach 
^cfaer  die  pragmatische  Sanction  zu  tionsten  des  Infanten  Don 
irloa  ond  seiner  männlichen  Nachkopnmen  zmükgenommen  wurde, 
ker  der.  todesmatte  König  erholte  sich  wider  alles  Vermutfaen  noch 
,  und  dies  gewährte  den  entscheidenden  Sieg  der  Königin 
GhrJstina,  die  schon  5  Tage  Aauf  (4.  October  1832)  zur 
ogantin  (Gobemadora)  während  der  Krankheit  des  Königs  ernannt 
rörde  und  einen  förmlichen  Widerruf  jener  untergeschobenen*  J^^ 
■n  90l  September  bewirkte,  indem  Termittelst  emes  nenen  koni^ 
Dhen  Decrets  vom'  31.  December  1832  die  pragmatische  Si^f^im 
^ehmals  als  Gnindgesetz  der  Spanischen  Monarchie  feierlich  mrocli» 
iM  wurde.  ♦) 

Es  heisst  am  Schlüsse  dieses  Decrets:  »Nunmehr  in  Keniatniss 
Bietzt  ?on  der  Lüge,  womit  Yerrather  die  Loyalttät  meiner  timnein 
panier»  stets  getreu  den  Nachkommen  ihres  Königs,  yarleumdet  hat- 
m;  Tollkoramen  üborzeugt,  dass  es  weder  in  meiner  Macht  noch  in 
Hinem  Willen  ist,  das  unvordenkliche  Herkommen  hinsjchtlieh  der 
eit  Jahrhunderten  festgestellten,  durch  das  Gesetz  sanctionirten»  durch 
ie  berühmten  Heldinnen,  meine  Vorgängerinnen  aiif  dem  Thron  ge- 
sdilfertigten  und  durch  den  einhelligen  Wunsch  in  meinem  König- 
Biche  geforderten  Erfolge  abzuschaffen,  und  nunmehr  erlöst  Ton  der 
ünniiscfanng  und  dem  Drange  jener  unglücklichen  Umstände:  ^  thoe 
ii  feierlich  meinen  unbedingten  Willen  und  nach  meinem  freien 
Entsdihisse  kund,  dass  das  von  mnr  unter  den  todeskämpCsn,  in 
Mteer  Krankheit  unterzeichnete  Decret  mir  durch  Ueberiistnng  ent- 
isaen  wurde,  dass  es  die  Wniiung  der  falschen  Besorgnisse  war, 
nt  denen  gewMin  Personen  mein  Gemüth  bestürmten,  und  dass  es 
iditig  und  von  keiner  Kraft  Ist,  da  es  mit  den  Grundgesetzen  des 
Königreichs  und  den  mir  sowohl  als  König  wie  als  Vater  «Aliegen- 
en  Pflichten  gegen  meine  Nachkommenschaft  in  Widerspruch  stdit^ 

Der  Infant  Don  Carlos  hielt  sich  nach  diesem  Decrete  zu  einer 
ntschiedenen  offenen  Vertretung  seines  Thronfolgeredites  gedrängt, 
r  yerliess  Spanien  und  legte  von  dem  Portugiesischen  Schlosse  Ba« 
lalhao  am  29.  April  1833  einen  förmlichen  an  den  König  geridite» 


V  Ähgtdniekt  mikr  den  ÄäemiMien  M  de  lo«  Vall$$  a,  4k  O^ 
230-32.  A 


;*)  eegeo  die  Anordangen  der  pcfffMligdim  SaMUta 
eia,  feinden  Iniults:  .Ich  Dqb  Carios  Muu  Isidor  tob  Balten 
bAnt  Ton  Spaniäi,  durchgüning  VitHTEPust  von  iW  G^wtemnuigM 
mtiaet  Bedlte  aa  die  Krone,  die  icli  auf  den  Foll.  dags  ich  Kucr 
Meijestet  uboiiebe,  und  dass  Sie  keinen  männlichen  Erben  hinterla:)isc% 
besiUe,  erUere  dus  mir  weder  mein  Gewissen  noch  meine  £hn 
geatatteti  andere  Bechte  als  jene  zu  beschworen  oder  anzuerlieniiea,* 
Ferdioand  VII.  vntwt  in  Folge  dieses  ('rotestes  am  6.  iMai  dem  Infimtca 
dte  fiöckkebr  Dich  Spanien,  mit  dem  Bemerken,  .dass  seiiie  Aomis- 
■HOgeo  den  UtuvergDiiglen  nur  als  ein  Vorwand  zur  Itiihestöru^ 
dienen  würde."  Er  wies  derselben  zu  seinem  r^j-ix^ren  AufentbaHt 
des  Kircbenstut  an  und  sdrioss  das  Decret**)  mit  der  Erkläruni: 
ififkaim  tat  nniiMipngig  von  jedem  auswärtigen  Einflüsse  oder  enier 
Einwirlnng  in  Allem,  was  seine  innere  Verwaltung  betriflt:  und  idi 
würde  gegen  die  freie  und  völlige  Unabhängigkeit  meiner  Krone  ha» 
deb,  UDd  daa  von  sämmtüchen  Souveränen  Europas  allgemein  anga- 
genommene  Princip  der  Mchteininischuni;  verletzen ,  wenn  ich  Ihm 
di«  kKttbeüoDg  machte,  die  Sie  in  Ihrem  in  meinen  Händen  berind- 
Uibea  Briefe  verlangen"  (da  Oirlos  gefordert,  dass  der  König  selM 
seine  Proteatation  an  alle  Souverainc  Europas  mittheilen  sollte).  Ab«r 
ea  worden  in  der  Hiat  gleichzeitig  von  den  beiden  nächsten  souve- 
rainen  Agnaten  dea  Hauses  Baurbon  -  Spanien ,  von  dem  Kaügt 
Fcrdfaund  II.  von  Neapel  und  dem  Herzoge  Carl  von  Lucca  prole- 
sUrende  ErUümngen  gegen  diese  veränderte  Erbfolgeurdnung  einge- 
sandt, indem  aie  behaupteten,  dass  das  Thronfolgegeselz  vom  lÜ.  Hii 
1713  nur  mit  Zustimmung  aller  Agnaten  wesentlich  abgeändert  wer* 
den  dürfte.  Unter  solchen  Umständen  erschien  die  Anerkeimuog  der 
pragmatiicben  Sanction  durch  die  Cortes  por  cstamcnlos  als  die  be> 
mhigenbte  Abwehr  gegen  alle  Störungen  der  innern  Ruhe  dunk 
s*)che  AogrJSb.  Sie  wurden  durch  das  Decret  vom  18.  März  I8U 
nach  Madrid  berufen,  um  der  noch  nicht  dreijährigen  PrinzeiA 
Maiia  Isabella  die  eventuelle  Thronhuldigung  zu  leisten;  aber  natk 
dem  dieae  Feierlrchkeit  am  'iQ.  Juni  1833  in  der  Kirche  des  bd 
Hiaronjmai  in  Madrid  von  den  Abgeordneten  der  Provinten  ual 
Städte  vollzogen  war,  wurden  die  Cortes  sofort  wieder  aufgelöd, 
ohne  auf  irgend  einige  Keform-Vorschläge  Rücksicht  zu  nehmen 

Ditrch  den  Tod  des  Königs  Ferdinand  Vll.  am  20.  Septemb« 
18}3  geiangte  seine  ülteste  unmündige  Tochter  zum  wirklichen  B^ 


V  Äbgednekt  M  dt  loi  Vallti  a.  u.  0.  S.  233.    n«bil   dm  Bt^ 
")  M  4«  lof  rall«t,  S.  333-31 


fr  tm  niMM,  iDdeni  ihn  Ubtter  CMitfau  tfi  Golwiuion  die 
!0Battdwft  übernahm,  wdcbe  sie  nach  &an  «n  S.  Oetober  1833 
EQMeB  Tntaltaente  des  Kräiigs  vom  10.  Juni  1830*)  Iw  xu  dereo 
Itttiqelegten  achtzefantea  Leben^ahre  futfÜipen  soIHa  twttr 
»  der  legeatio  nach  demselben  Teitaiiiente  em  R^atochaflanth 
blieben  Hitgljedern  zur  Seite  gesetzt,  mit  dem  sie  in  idn^igeB 
VtEfcnbeftra  befathän  sollte,  namentlich  h  soldKn  nWricbe  mög^ 
kr  Welse  fai  fa-gend  einem  Gnde  die  Wohlfthrt  mtkm  Untertba- 
■  beeMrSeMgen  kmAten*;  doch  war  mdi  MsAiMtlicii  hbttoge- 
gl  (Art  lt.  des  Testaments),  „obasJjß  (Ae  RegODth)  Jedoch  hi 
ItaA  einer  Art  eb  verpffichten,  sich  wm  Wüen  der  R^artsebaft 
mW  ni  fügen".  Die  Regentin  «itfemla'iwtr  angenMiddich  Htm 
Mk  rän  der  Parthet  da-  Absolotblen  iind  bmd  sieb  weder  an 
t  Wahl  der  von  ihrem  Gemahl  sdton  im  Voraos  hesUmMen  Mt- 
irter  des  Regentschaftsnlhes,  noch  achtete  sie  auf  den  Mäher  be- 
Iglen  Gang  der  Regierung.  Aber  eben  so  wenig  entschied  sie  sfch 
Bfcfa  aaßnglich  für  durchgreifende-  Reform^  ü  den  gösammtec 
MTB  VerhiltniBsen  durch  ein  aligemeines  Staategnmdgesetz ,  ykt 
ri»  «ktürta  sie  sich  in  dem  Haniftete  vom  4.  OctobCT  1833**)  (^ 
B  Airi^ecfathahnng  der  bestehenden  Ordnung  da*  Dinge:  .Ich  werde 
e  F^Hin  nnd  Grundgesetze  der  Monarchie  gewisaenbaft  aufredit 
WtBD,  ohne  gefährliche  Neuerang«»  tu  gestatten,  wie  »ehtbar 
e  noch  in  ihrem  Principe  sein  mdgen',  demi  trir  haben  M- 
r  bereits  ihre  traurigen  Folgra  erfthren.  Die  baste  Segfe- 
lügsform  für  dieses  Land  ist  diejenige,  an  welche  das- 
ilbe  gewöhnt  ist  Eine  feste  nnd  cömparte,  anf  alte  6«setM 
Vrtadete,  darch  Imge  Gewoh^eit  in  Aditung  stdieode  tutd  dintfa 
•  Terianf  von  Jahrhundarten  gehefligte  Hemchaft  ist  da«^  ndA- 
jlte  Werkzeug  zur  BerörcieruDg  der  Wc^iNhbrt '  der  MatioB«),  Hft 
Bth  Schwächung  der  höchsten  GewaR,  Bekfaipfung  festgefltc^ter 
Maungen,  Gebräuche  und  Einricbtongcn,  durdi  Stdmng  best^m- 
!r  Interessen,  zu  dem  Zwecke,  um^neue  etargdnge  Bestrebengen 
^e  zu  maclien  und  neue  AnmaistMigai  und  IVffdenMgen  Ibs  Dt- 
in  zu  rufen,  indem  die  Letdens^afloi  Abt  Menge  ao%eregl,  M 
Tscliiedenen  Klassen  der  Staatsgesellsdiafl  gegeo  ernaader  im  Kao^pf 
TwickeK  werden  und  Verwirrung  hl  die  ganae  Muse  gebi/adit  wM; 
e  zu  erreichen  ist" 

Als  atier  der  Infant  Don  Carlos  Mb  Abrantea  ia  PorCägrf  tm 


'■*}  Abgeirvdit  unUr  dm  delaumdtat  M  de  tot  VaHti,  &S36-40L  fo 
it  «$  in  d«m  Dtertt  dtr  Königin  Chrittina  com  2.  Octobt  Mtatait  §t- 

"J  Bn  dt  lot  VaHe*.  S.  240-13. 


MiamPntit0t  flepi  diB  Tenadvl» Thronfolge  ia  Spaniea  enieaerte, 
adbit  de  ledble  oad  den  ISel  da»  Königs  von  Spanien  ih 
Qmi  V.  amiebai:  ab  4m  Baskiichen  Protinieii  zaent  m  den 
1  fv  dieMB  König  Carl  V.  ^ffen,  iodem  si«  ihre  LaiMieifir)- 
n,  die  Selbstbesteuenmg  und  SelbstbewaSnung ,  besser  dmtii 
B  in  seinen  Gruodsatien  bereits  bekannten  Infanten  ab  (hircti 
Accc  Grundsätzen  veränderliche  Weiberregierang  gesdüUt 
i  boOlen;  als  diesem  Beispiele  Navarra  folgte  und  in  des 
I  Pnrjnzen  Spaniens  der  noch  viel  geltende  Klerus  für  Cark«, 
den  wiraidan  Vertheidiger  der  apostolischen  Parthei,  die  GemeindeD 
n  catfianaBeo  suchte;  da  wandte  sich  die  PoltüL  der  Königin  Chrij' 
tina ,  DBd  gedachte  in  den  zahlreichen  Anhängern  liberaler  Befonnen 
eioe  Mue  Termehrung  der  Kräfte  zur  Verlheidigung  der  Ansprüdv 
ftnr^IScfaler  zu  gewinnen.  Sie  wagte  indess  nicht  durch  aoen  eio- 
ftcben  kdnigL'chen  Befehl  die  AchtserkläruDg  und  die  VerbanDtiiig 
TOD  Spantsdien  Boden  Tor  den  Infanten  Don  Carlos  und  seine  Stö^ 
k—wi,  ohne  die  Gatentötning  der  Spanischen  Granden  *)  nder 
aeftit  einer  Venahunlong  der  allgemeinen  alten  Cortes,  ausiusprecben. 
ind  fon  Seitco  dar  Frantöaiichen  Begierung,  welcher  der  Bürger- 
krieg an  ihrer  Grenie  tür  die  Grandealze  absoluter  Bourbonen-Hor- 
•cfanlt  idr  angelegen  war,  wurde  eine  kräfUge  l'nterstütiaag  in 
Atuaidit,  geitellt,  wenn  eine  Aanalienmg  der  Spanischen  Regiermif 
ID.  die  ooDStÜotioaelle  FranzÖHfdie  eine  Vereinigung  über  die  Ricb- 
taig  ßr  die  aUgemeine  Politifc  möglich  machen  wijrde.  Alle  dine 
Ztutände  wirkten  gemeinKhaftlicli  auf  den  Sturz  des  Mimsterium 
Zen-Bennodei  (15.  Jan.  1834)  ein,  das  mehr  in  der  Vennittelung  itt 
Nordiacfaen  VidOe  und  einer  AuMÖhnung  mit  dem  Infanten  Spaniou 
innere  Ruhe  lu  beiMigen  wünschte.  Die  Bildung  des  nachfolgende 
Ifiniitcrinnit  wnrde  dem  für  leügemässe  Beformen  begeisterten  Mar- 
ttaei  de  la  Boia,  dem  Tonnaligea  Minister  der  CortesregieniOg  äb«- 
Iragen,  mit  dessen  Verwaltung  eine  neue  Periode  für  den  Entw(ek^ 
kmgsgang  der  innem  und  äussern  \'erhältnisse  Spaniens  begaon. 
Die  Mtteren  eriiielten  alsbald  eine  entschiedenere  Richtung  durd 
dm  Abacblnai  der  Qnadrapel-Alliant  vom  2-2.  April  IB34,  nach  m\- 
dMr.die  KönigiQ.  Begentin  und  der  Eaiser  Dom  Pedro,  Namens  sei- 
ner Tocbler,  der  Königin  Donna  Maria  von  Portugal,  unter  Mitwir- 
kung der  beiden  Hauptmächte  des  westlichen  Europa's,  Frankreidii 
nnd  Grosslnittaniau,  sich  gegenseitig  verpflichten,  alle  in  ihreo  Kräf- 
ten stdiende  Mittel  anzuwenden,   um  die  Infanten  Don  Carlos  und 


V  Di*  GroaitM  wittr  dn  Cort4$  waren  vortugrwiiit  btTtcKliSt,  1^ 


Dom  Sfigoel  fom  Spanfsdieä  und  Portugieslscbeii  Territoriam  ni  ver- 
tnlbeiL'j  Aberglpichzejtigniaclite  dieRegieruDg' in  derAnordnong 
i/t  iaatra  VerhaJtoisse  entscbiedene  Fortschritte,  die  twar  nicht  gleich 
s»  >eäier  ■Ugefneinen  neifen  Beichsverbssung  führten,  jedoch  dte 
iMhgettäMe  Einleitung  dam  gewährten,  in  welcher  Art'  durch  vor- 
Mrige  Berathiing  mit  den  Abgeordneten  des  Volks  die  Verhältnisse 
4a|  IJKMtei  so  geregelt  werden  könnten,  um  auf  Grundlage  dersel- 
ktmwM  coosolklirtere  Ver&ssongsurkunde  lu  gestatten.  Demgemäss 
wirdiai.die  im  Jahre  1825  errichtete  Staatsjunta  für  die  allgemeine 
GAettgrttn^  sowie  die  alten  höchste^  CentralbehÖrden  des  Staates, 
4»  Comejo  de  Castills,  der  Consejo  de  las  Indias  aufgehoben  (Märt 
1634))  welche  zugleich  die  höchsten  verwaltenden,  rii^terlichen  and 
gewtigebenden  Gewalten  ausgeübt  hatten,  und  dafür  eine  gesetzge- 
bcodo  Veraainnilang  in  zwei  Kammern  angeordnet  Dies  geschah 
&tfA  das  Estatuto  Real  vom  10.  Aprü  1834,  welches  ich  hier  in 
DtetRber  Uebersetzung  folgen  lasse: 


ni.   Das  hSnifirUclie  Statut 

vom  10.  Ajfril  1834.  ••) 

titel    I. 

Tom  der  Zn*miHiunherufimg  der  allgemeine»  Coric«  dtt  Königrtieht. 
Alt  1.  In  UebereinsUmmimg  mit  den  Bestimmongen  dei  GeseUo  6„ 
Titel  IS.,  Theil  2.  und  der  Geselze  1.  und  2..  Titel  VU.,  Buch  VI.  der  neuen 
GcMluammlung  (la  Kueva  Becopilacion)  "*)  hat  Ihro  UajesUt  die  Königin 
Hegentin,  im  Namen  ihrer  erlauchten  Tochter,  heschlossen,  die  allgemeinen 
Corte*  des  Königreichs  lusammcn  lu  berufen. 

Art  2.    Die  allgemeinen  Cortes  werden  sich  aus  zwei  Kammern  (Esta- 
ntos  —  Stünde)  bilden,  der  der  Senatoren  des  Königreicbs  (Procere»  dal 
1  der  Abgeordneten  des  Königreichs  (.Procuradores  del  reino).. 
Die  Kammer  der  Proceres  (Senal)  wird  sich  bilden: 
3^  ]}  aus  den  hochwfirdigsten  Enbiscfaöfen  und  fiischörenj 
2)  ans  den  Granden  von' Spanien; 


'J  Dieu  Mattregel  tn'rd  von  ollan  vitr  Mächte»  durch  die  ZutattartHid 
gm  dir  Quadrupel -Allimi  vtm  18.  August  IS34  in  Beiug  auf  Don  Carlot 
noch  mehr  erwitert:  bei  dt  los  Vallei  unkr  den  AtUnttiUken  S.  248-49- 

"J  Gaetta  de  Madrid,  April  1834;  tn  Franxöiicher  Celertetnng  im 
Mouittw  l'an  1834,  Apri[,  und  bei  Hugo,  die  Grundgttette  u.  f.  ^e„  S.  83-94. , 

"V  Die  Getetitammlungen  führtn  in  Spiinitit  den  aUgtmtine»  Aa»^.. 
Beeopilacionet.  Die  hier  angeführte  kam  unffr  dem  Titd  Nutta  SeeopHaeiou 
de  In*  leyei  de  EtpaSa  y  de  hi  hdiai  suent  Madrid  1SÖ3  tu  3  Bdn.  foi. 
heraut,  und  iit  dmnn  ftt  tnehrtren  Auigaben  wiederholt  und  bit  ITIS  förlgt- 
tttxt;  vrgU  «tttts  StaaMunäe,  Spanien,  S.  180-Sl. 
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3)  «of»  4^  TUdvr^nleii  wi  f^men^  (TiMriPf  de  Cji^istiMr) 
4]  ans  einer  anbestimmten  Anxihl  von  Spuiiem»  welche  in  dcii  ter- 
schiedenen  Dienstlaufbahnen  xu  höheren  Würden  gdangt  sind 
und  durch  ihre  ^Dienstleistungen  sich  ausgeielehnet  haben«  sie 
mögen  Minister,  Staatssecretare.  Milgliedef  der  Kammer  der  Pra- 
curadoreo,  SUatsrathe,  Botschafter  oder  berollmiditigto  IG^iilcr, 
Generäle.  Admiräle  oder  Mitglieder  der  obersten  Qcrichtatiofe  ge 
Wesen  sein; 
§)  ans  grossen  Grundbesitzern«  Eigenthttanem  Ton  Fabrikantco^Me- 
nufacturen  und  industriellen  Anstalten,  wdche  mit  ihrem  pOTmn« 
liehen  Verdienste  und  anderen  GrOnden  der  Ausiekiinmig  den 
Genuss  eines  jährlichen  £inkommais  von  WJOO  RepUn  *0  ^f* 
binden  und  vorher  Mitglieder  der  Kammer  der  Procuradoren  od» 
Abgeordneten  gewesen  sind; 
9)  aus  solchen  Personen,  welche  beim  öfTentKcfaen  Unterrichte  oder 
in  der  Ausbildung  der  Wissenschaften  und  Literatur  ehien  pi>s- 
sen  Namen  und  Berühmtheit  erlangt  haben,  und  dabei  ein  jah^ 
liebes  Kinkommen  von  60,000  Realen  gemessen»  Jd  es  ans  ibnp 
eigenen  Vermögen  oder  aus  einer  Besoldung  des  öffentlichea 
Schatzes. 
Art  4    Es  wird  auch  genügen  Titulatur-Erzbischof,  Titulatur-Bischof  *n 
oder  Coadjutor  zu  sein,  um  in  dieser  Eigenschaft  fttr  die  Kammer  der  Pnm- 
ret  ernannt  zu  werden,  und  in  dfpiselbcn  setnan  $i|a  oebmeii  an  können. 

Art  5.  Alle  Granden  von  Spanien  sind  gebome  Mitglieder  der  Kan- 
mer  der  Proceres,  und  sie  nehmen  in  derselben  ihren  P^tz  ein,  sobald  üt 
folgende  Bedingungen  erfüllen: 

1)  ein  Alter  von  fünf  und  zwanzig  Jahren  ToUständig  erreidit  n 
haben; 

2)  im  Besitz  der  Würde  eines  Grande  sich  zu  befinden  und  dieselbe 
durch  ein  eigenes  Recht  zu  besitzen; 

3)  den  Genuss  eines  Einkommens  von  200,000  Realen  ****]  nachwd- 
sen  zu  können; 

4)  ihre  Güter  durch  keine  Art  von  Hypotheken  -  Sdiuld  belastet  m 
haben; 


V  Tiiülos  de  Caitüla  sind  die  Titelwürden  eines  Marques,  Col^  oter 
Viseonde,  welche  von  den  Spanischen  l[Snigen  für  ausgeteichnete  dem  SM* 
geleistete  Dienste  ohne  Bücksicht  auf  die  OrundbesOnmgfn  des  Erkohien  er- 
theilt  vmrden,  im  Gegensätze  der  vorxugsweise  avf  Gnmdbesiix  in  Spanien 
oder  im  Auslande  hasirten  Würde  des  Spanischen  Grande.  Vrgl  meint 
Staaiskunde,  Spanien,  S,  ^—43.  Es  durften  aber  diese  Würdenträger  avcA 
ihre  Titel  niit  dem  Namen  eines  ihrer  kleineren  Erbgüter  verbuiden,  vergL 
Bourgoing  tabl,  L  pg.  100—101,  ausserdem  waren  He  berechtigt,  den  Titd 
YueStra  Seüoria  ßr  sieh  in  Anspruch  xu  nehmen. 

*V  £twas  über  4330  TMr.  Preuss.,  da  1  Beale  de  VeWm  ^  2  %  Sgr^ 
oder  20  Beale,  die  auf  einen  Piaster  gehen  =  1  TMr.  13  Sgr.  (i  pf.  für  eim 
allgemeine  Vergleichung  gu  setzen  sind, 

**V  Also  Ershisehof  oder  Bischof  in  parttbus  infiidelium  mlefcc  TM  ta 
derBegel  bereiU  die  WHhbuchöfe  vom  päpsüiehm  Hofe  erlemfm. 

V  JHes  beträgt  imgefäh^ ik  Smm  fmlimM^.  Bm^ 


9i  hMrt  Uoterlftan  tintt  anderh  Ifibcbt  2ti  sein. 

Art  0.    Die  Würde  eines  Procere  des  KSnigreichs  Ist  fttr  die  Granden 
ftfi^tifeii  erblich.        "* 

Art  7.  Der  König  erw'älilt  und  ernennt  die  iU)rigen  Proceres  (Sena- 
gl^  und  ihre  Würde  ist  lebenslänglich. 

Art.  8w  Die  Titelwürdenträger  von  Castilien,  welche  zu  Proceres  (Sena- 
n), ernannt  werden  sollten,  müssen  nachweisen,  dass  sie  folgende  Bedin- 
ph  Tereinigen: 

1)  ein  Lebensalter  von  fünf  und  zwanzig  Jähren  erreicht  n  haben; 

2)  im  Besitz  der  Titelwürde  von  Castilien  sich  zu  befinden  und  die» 
selbe  durch  ein  eigfsnes  Recht  zu  besitzen; 

3)  ein  Einkommen  von  80,000  Realen  zu  gemessen;^  *) 

4>  seine  Güter  durch  keine  Art  Ton  Hypotheken-Schuld  belastet  m 
haben; 

5)  nicht  unter  der  Verfolgung  eines  Criminalprocesses  zu  stehen; 

6)  nicht  Unterthan  einer  andern  Macht  zu  sein. 

Art  9«    Die  Anzahl  der  Proeeres  des  Königreichs  ist  unbegränzt 

Art  10.  Die  Würde  des  Procere  geht  allein  durch  gesetzmässige  ÜÜ^ 
if^eit  ferloren,  in  Folge  eines  Urtheihspruchs,  der  eine  infamhrende  Strafe 
«ngt 

Art.  11.  Ein  Reglement  wird  alles  daz  beetiUimen,  i^as  die  inhereM-' 
i  jmd  die  Art  der  Berathung  der  Krämer  der  Proceres  betrifft 

Art  12.    Der  König  wird  unter  den  Proceres  bei  jeder  Zusammenbe- 
ing  der  Cortes  diejenigen  ernennen,  welche  während  der  Dauer  der  Session 
Aiät  eines  Präsidenten  und  eines  Vicepräsidenten  dieser  Kanmier  ver^ 
Hlä  sollen. 

Titel  n. 
Von  der  KafMfier  der  Proewradores  iee  KMgräi^9» 

Art.  13.    Die  Kammer  der  Procuradores  (Abgeordneten)  #ird  äfd  deth^ 
ädr  bilden,  welche  nach  der  Vorschrift  des  WiMgesetzes  Erwählt 
_  sollen. 
Art.  1'4.    tJm  Procurador  zu  werden,  muss  man: 

1)  ein  gebomer  Spanier  oder  ein  Sohn  Spanischer  £lt^  ^dü; 

2)  ToHe  dreissig  Jfahre  zurückgelegt  haben; 

3)  ein  eigenes  Einkoitamen  Ton  12,000  Realen  besitzen;  **) 

4}  In  der  Provitiz  geboren  sein,  in  welcher  man  beTolAnächtigt  Irt,  oder 
in  derselben  seit  zwei  Jahren  semen  Wohnsitz  Ilaben,  (kkf  itt* 
derselben  ein  Grundeigenthum  in  der  Stadt  oder  auf  dMLin#6i 
oder  ein  Einkommen  aus  grundsteuerpflichtigem  Vermögen  (Censo) 
besiUen,  welches  die  Hälfte  des  oben  geforderten  gesammten  Ein» 
kommens  (von  t2,Ö0Ö'  ft^alefi)  •^)'  eirelcht 
In  dem  FalW,  ^o  eine  untl  dieselbe  Person  in  zwei  Provinzen  Krwählt 
-den  sollte,  wird  sie  dal»  ftächt  d^r  Wahl  tlivt^  heiden  haben. 

V  Die  Summe  von  ungefähr  5778  Thlr.  Freuu. 
*V  Die  Sttinme  von  906Vtf  2%^-  Preun. 
^y  Die  Summ  tarn  4m*/e  2Mr«  Pnun. 


m 

Art  15*   Es  dürfin  nUht  im  Procnndorai  «Bw^hlt  werdMi; 

1)  diejenigen,  welche  sich  unt^  der  VeriUgong' einet  Griminalpro- 
cesses  befinden  sollten; 

2)  diejenigen,  welche  durch  einen  Gerichtshof  ni  einer  infamirenden 
Strafe  verurtheilt  sein  sollten; 

3)  diejenigen,  welche  mit  einer  notorischen  physischen  Unflhi^nit 
oder  mit  einer  chronischen  (fortdanemden)  Krankheit  bebaflct 
sind; 

4)  die  Kauflente,  welche  im  erklärten  Bankerott  stdien,  oder^ 
Zahlungen  suspendirt  haben; 

5)  die  Eigenthümer,  deren  Grundeigenthnm  mit  faypothduriKhcn 
*  Schulden  behaftet  sind; 

6)  die  Schuldner  des  öflentUchen'  Schaties. 

Art  16.  Die  Procoradores  werden  in  ihre  Fmidionen  eintreten  auf 
Grand  ihrer  Vollmachten,  welche  ihnen  zur  Zeit  ihrer  Wahl  aosgestellt  »nd, 
und  in  dem  Zeiträume,  Welchen  der  königliche  Einberofongsbefehl  fest* 
setzen  wird. 

Art  17.  Die  Dauer  der  Vollmachten  der  Procuradores  wird  auf  drei 
Jahre  festgestellt,  insoweit  nicht  vor  diesem  Zeiträume  der  König  die  Gortes 
aufgelöst  haben  sollte. 

Art  18.  Wenn  man  neue  Wahlen  vornehmen  wird,  sei  es  nach  Eitt- 
schung  der  Vollmachten  oder  sei  es  nach  einer  Auflösung  der  Gortes,  so  wer 
den  die  früheren  Procoradores  wieder  erwihlt  werden  können,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  sie  immer  die  erforderlichen  Bedingungen  erfüllen' soUIcb. 

Titel  m.^ 
Van  der  Versammlung  der  Kammer  der  Procuradores  des  Eonigreieht. 

Art.  19.  Die  Procuradores  werden  sich  an  dem  durch  die  könighcfae 
Einberufung  bestimmten  Orte  versammeln. 

Art  20.  Das  Reglement  der  Gortes  wird  das  Verfahren  und  die  Formen 
bezeichnen,  welche  für  die  Vorlage  und  die  Verification  der  Vollmachten  n 
beobachten  sind. 

Art  21.  Sobald  die  Vollmachten  der  Procuradores  genehmigt  sein  wer 
den,  werden  sie  zu  der  Wahl  von  fünf  Gandidaten  aus  ihrer  Mitte  sdireiteBi 
unter  welchen  der  König  den  Präsidenten  und  den  Vicepräsidenten  der  Kam- 
mer bezeichnen  wird. 

Art  22.  Die  Functionen  des  Präsidenten  und  des  Vicepräsidenten  der 
Kammer  hören  mii  der  Auflösung  der  Gortes  auf. 

Art  23.    Ein  Reglement  wird  alles  dasjenige  bestimmen»  was  sich  auf 
die  innere  Leitung  und  das  Verfahren  bei  der  Berathung  der  Kammer  der  ' 
Procuradores  bezieht 

Titel  IV. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Art  24.  Dem  Könige  steht  ausschliesslich  das  Recht  lu,  die  Gortes 
zusammen  zu  berufen,  zu  suspendiren  und  au&ulösen^ 

Art  25.  Die  Gortes  versammeln  sich  auf  Grund  einer  köni^ichen  Ein* 
berufung  an  dem  von  dem  Könige  für  die  genannte  Versammlung  Bestimm- 
ten Orte. 

Art  26.  Der  König  wird  die  Eröfflrang  nnd  den  Schloss  der  Gortes 
vornehmen,  sei  es  in  Person,  sei  es  indem  er  einen  der  Minaiter  (StaataiecreUr) 


m 

lauft  dordi  ein  betonderes  Decrel  beauftragt«  wMik  fwi  dem  frindenten 
les  IGnMter-Goneils  contrasignirt  ist 

Art.  27.  Auf  Grund  des  Gesetzes  5.,  Titel  15.,  Theil  2.  der  Nocra  Re- 
Dopiladon  soUeii  die  allgemeinen  Gortes  des  Königreichs  nach  dem  Tode  des 
Königs  einbemfen  werden,  damit  sein  Nachfolger  in  der  Mitte  derselben  ^ 
Beobachtung  der  Gesetze  beschwören  und  von  den  Gortes  den  Eid  deis  Gehör« 
lams  und  der  Treue  empfangen  kann. 

'  Art.  28.  Die  Gortes  werden  auf  gleiche  Wefse  in  Folge  des  angefÜMen 
Geseties  einberufen  für  den  Fall  der  Minderjährigkeit  des  Prinzen  oder  der 
Prinzessin,  welcher  die  Krone  erben  sollte. 

Art  29.  In  dem  durch  den  Torhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Falle 
sollen  die  Vormünder  (Guardadores)  des  minderjührigen  Königs  vor  den  Ca^ 
im  schwören,  auf  loyale  Weise  für  die  Obhut  des  Königs  Sorge  zu  tragen  und 
die  Gesetze  des  Staates  nicht  zu  verletzen.  Sie  werden  im  Namen  des  Königa 
den  Eid  der  Treue  von  den  Gortes  entgegen  nehman. 

Art  30.  In  Uebereinstimmung  mit  dem  Gesetze  2.,  Titel  7.,  Buch  &.  der 
Pfueva  Recopilacion  sullen  die  Gortes  in  dem  Falle  eines  wichtigen  Ereignisses 
versammelt  werden,  dessen  Bedeutsamkeit  nach  dem  Urtheile  des  KönJgs  er- 
beischen wird,  dass  die  Gortes  berathen  werden  soDen. 

Art.  31.  Die  Gortes  sollen  über  keinen  Gegenstand  berathen  können, 
welcher  nicht  ausdrücklich  ihrer  Prüfung  in  Folge  eines  königlichen  Decretes 
überwiesen  ist 

Art.  32.  Nichts  destuweniger  verbleibt  den  Gortes  das  Recht  bestätigt, 
wdches  sie  immer  ausgeübt  haben,  Petitionen  an  den  König  zu  jrichten,  wie 
dies  nach  den  von  dem  Reglemente  bestimmten  Formen  ^tatt  haben  soH. 

Art.  33.  Zur  Annahme  eines  Gesetzes  wird  die  Genehmigiingi  beider 
Kammern  und  die  königliche  Sanction  erfordert. 

Art  34.  In  Uebereinstimmung  mit  dem  Gesetze  1.,  T^tel*  7.,  Buch  6.  der 
Noevä  Recopilacion  sollen  keine  Steuern  nooh  Auflagen  irgend  einer  Art  er- 
hoben werden,  welche  nicht  durch  die  Gortes  auf  den  Vorschlag  des  Königs 
genehmigt  sind. 

Art  35. .  Die  Auflagen  sollen  nur  für  den  Zeitraum  von  zwei  Jahren 
auferlegt  werden  können,  und  vor  dem  Ablaufe  dieses  Zeitraums  sollen  sie 
3Qis  Neue  von  den  Gortes  genehmigt  werden. 

Art  36.  Bevor  die  Gortes  die  Auflagen  genehmigen,  soll  ihnen  durch 
^e  betreffenden  Mim'ster  ein  Bericht  vorgelegt  werden*  welcher  den  Etat  eines 
eden  Zweiges  der  öffentlichen  Verwaltung  darstellt.  Der  Finanzminister  wird 
larauf  den  vorgeschlagenen  Etat  der  Ausgaben  und  der  Mittel  denselben  zu 
enügen  vorlegen. 

Art  37.  Der  König  wird  vermittelst  eines  vom  Präsidenten  des  Ifinister- 
•onseils  contrasignirten  Decrets  die  Gortes  suspendiren  können,  und  nach  der 
infachen  Vorlesung  dieses  Decrets  werden  die  Kammern  sich  trennen,  ohne 
Och  fernerhin  sich  versammeln  oder  irgend  eine  Berathschlagung  vornehmen 
ü  können. 

Art  38.  Im  Falle  der  Suspension  der  Gortes  sollen  sie  sich  nur  auf 
rund  einer  neuen  EinUmfung  versammeln  können. 

Art.  39.  An  dem  durch  den  König  zu  einer  neuen  Versammlung  der 
Ortes  bezeichneten  Tage  sollen  dieselben  Procuradores  dort  ihren  Sitz  ein- 
ahmen,  soweit  sie  nicht  die  drei  Jalffe  der  Dauer  ihrer  VoUmachten  bereits 
berschritten  haben. 


IM 

in  Person  oder  darch  ein  vom  PräsidentenMes  Ifinuter-Coaseili  eaalbnäfaii^ 

tfli^  Dttrft  thun. 

* 

Art.  4f.  In  dem  einen  und  in  dem  andenl  Ftfie  i^fMi  dHf  MM 
Ktemem  sidi  mimittdbar  daranf  auflösen. 

Art  42.    Nach  der  Verkündigung  der  Auflösung  der  Qortei  durcb  den 
König  soU  die  Kammer  dtf  Procuradores  sich  nicht  mehr  versammeln,  noch 
,  irgend  einen  verbindliehen  Beschluss  lassen  können,  als  in  Polge  einer  könig* 
liehen  Einberufung. 

Art  43.  In  dem  FaOe  der  Anflölimg  dir  GorterfriÖschen  fiiolildi  dtf 
l^Wmaekten  der  Procuradores. 

Alles  was^  darauf  von  densdben  gethan  oder  beSdiloMtt  wMm  MH 
trM  an  sidi  nuH  und  nichtig  sein. 

Art  44.  Die  Gortes  müssen  nach  einer  Auflösung  in  dem  2eiliiaiie 
eines  Jahres  wieder  zusammen  berufen  werden. 

»  ■ 

Art  43.  Jede  Einberufung  der  Gortes  begreift  die  gleictiiffiriti  tw 
Sammlung  der  einen  und  der  andern  Kammer. 

Art.  46.  Eine  Kammer  kann  nicht  versammelt  werden,  ohne  dHS  m 
nUbt  die  andere  in  derselben  Zeit  ist 

.Art  47.  Jede  der  beiden  Kammern  wird  ihre  Sitnngetf  hl  4ilUii  B^ 
sondcten  Locale  halten.  .  # 

Art  48.  Die  Sitnwgen  der  beiden  Kammern  werden  öflin^liäi  im% 
mil  Ausnahme  derjenigen  Fälle,  welche  in  dem  Reglement  beetinuit  sä 
werden. 

Art  49.  Die  Proceres  und  die  Proeoradorea  sollen  fir  ihre  Mtionnga 
und  Vota  unverletzlich  sein,  weldra  sie  bei  der  Ansikbung  ihrer  VolfaiMhlett 
abgegolten  haben  werden. 

.   Art  50.    Das  Reglement  der  Gortes  wird  den  Geschäftsveilfdir  cfei'  d- 
nen  und  der  andern  Kammer  unter  sich  und  mit  der  ftegierong  besfimmen. 

Francisco  Martina  de  la  Rose^  I9iö$Uu  MäiHa  darOty,  MMk 
Atftnen  2are»  M  YaJlh^  Jo$e  Voiqmt  Pigueromp  Jörn  dt  iaias, 
XovMT  d#  Bmrgoi. 

Dieses  königliche  Statut  wurde  vermittelst  MdUsteiMä^  köoig- 
lieben  Oecrets  der  Köaigia  Begentia  Ghristina  bekannt  geoMcfat,  wd- 
ches  demiach  umI  diesem  Grundgesetze  orgmiseb  verbunden  ist 


»Indem  ich  die  Cvmidgesetze  der  SpanisdwBK  Monarchie  in^  ihrer  Sliri» 
und  gesetzlichen  Kraft  wiederherzustellen  wünsche,  und  das,*  was  dureh  diese 
QMetaa  für  «e  PäUe  der  Minderjährigkeit  des  Thnmrbe»  festgesetzt  iit  nr 
Ausführung  bringen  will,  in<  dem  voIien<£i(er  auf  fiisJR'uild  dauernden  Gi^nd- 
lagfin  das.  GUkk  und  den  Ruhm  die^r  grossherzigen  Nation  zu  begrüodeD; 
so  habe  ich  in  dem.  I*kuaeii  meiner  erlauchten  Tochter  angeordnet ,  nachdea 
ich  voiElier.  <hft.  (tet^chtonides  Reg^ntsd^ileratte  undi  des  GDnseila  der  Kini- 
ster  eingeholt  habe,  dass  dieses  gegenwärtige  Statut  für  di* BHibenilungdcr 


I 


tu  werdpi  sdL   Ihr  l^bt  e«  feniommen  qnd  werdet  Alles  »i.fleiner  Ah^ 
roDg  einrichteo.*' 
Araojaei,  den  10.  April  18d4. 

Unteneichnet  Ton  der  kömgfideir  Hand  dier  Königin  Regentin. 

Franeiseo  JMsrlififi  de  la  Rmo,  * 
Präsident  d0>  flGmstcr-Gonseils. 


Ausserdem  müssen  als  Erganiungen  dieses  königliche^  Statvds 
ch  angeführt  werden:  1)  das  besondere  Wahlgesetz  für  die  Kain«^ 
r  der  Procuradores  vom  20.  Mai  1834,  \  an  welchem  Tage  za- 
ich  eine  vollständigere  allgemeine  Amnestie  dem  Spanischen  Volke 
kannt  gemacht  \Furde;  2)  das  Gesetz  über  die  Organisfrung  dUr 
meinderäth«  (Ayuntamientos)  vom  25.  Juli  1835.  ^)  Die  Bestim- 
mgen  dieser  Grundgesetze  konnten  allerdings  noch  wenig  BelHe- 
;ung  gewähren,  da  sie  mehr  auf  das  Formelle  der-  gesetzget>eiidte 
walty  als  auf  den  Inhalt  ihrer  Rechte  gerichtet  waren,  von  welchen 
r  der  4.  Titel  des  Statuts  in  zu  allgemeinen  Ausdrückenfeine  gedrängt;e 
bersicht  gewährte.  Die  erste  Ernennung  der/Seiiatoren  (Proceres) 
bigte  am  17.  Juni  1834  und  zwar  in  der  Zahl  von  86  Mitgliedern, 
ei  Tage  später  wurden  die  ersten  Wahlen  für  die  Kämmte  der 
i|;eordneten  (Pfocuradores)  gehalten,  aber  nur  mit  grosser^au- 
it  sah  mon  dfe  Mehrzahl  der  Gemeinden  siidb  dabei  betheitigen. 
e  Eröffnung  der  Cortes  erfolgte  erst  am  24.  Juli  1834,  die  finan- 
sllen  FVagen  und  namentlich  das  masslose  frühere  Verfahren  bei 
m  Contrahiren  der  Spianischen  Staatsschulden  Hessen  bald  unter  der 
druckenden  Last  der  vor  allen  Dingen  zu  befriedigenden  Staaft- 
durfnisse  den  weitem  Ausbau  der  verfassungsmässigen  Bereditigun- 
Q  der  Cortes  vertagen.  Das  Ministerium  Martinez  de  la  Rosa 
Kfate  dem  entschiedeneren  des  Grafen  TorenO  Platz,  das  indess 
dd  die  Fürsorge  für  das  financielle  Heil  an  Mendizabal  überlasseh 
Qsste,  um  wenig  später  denselben  Mann  an  die  Spitzel  des  gesamm- 
0  Ministeriums  gestellt  zu  sehen. 

Di^  Zdhi  der  Anbänger  für  die  Constitution  von  1812  hatte  sicfa 
iwisehen  wieder  mehr  und  mehr  verstärkt  (Exaltados),  neue  Ifitt^ 
raufstände  nahmen  in  einzdnra  Regimentern  zu  Gunsten  dieser  Ver- ' 
§sung  wieder  Ueberhand;  eine  Erweiterung  dar  Pressfreiheit ,  das 
ersprechen  der  Aufhebung  aller  geistlichen  Orden  und  der  Ehizie- 

*   ^  -^ 

V  VoUOändig  abgedruckt  4n  dir  PreiuHnhin  StaaJUfMmg  imiim$ 

«V  OMUh/Wb  ckgH^rmkt  im  dir  ftmuimlkm  SUtäkiiikmf  Jbi§mt 
8^  Ab.  21». 


lisq;  flirar  Gälcr  lam  Itosten  der  4t|itBf)HMb,  da-  Anordnung  wo 
PfQviudd'Junte«  mr  Leitang  der  oHgemefDen  BcwslTnung.  diente 
nicht  mehr  zur  AHs^ieicming  der  zu  gespannten  Potderungen,  welche 
übeny^  in  den  gleichzeitigen  "Bewegangeo  des  Partbeikampfä  in 
Frankreieb  reichlich^  Nahrung  Japden.  Ein  neues  Wahlgesetz  sollte  den 
am.  16.  November  1836  wieder  va^Dunelten  Cortes  vorgelegt  wer- 
da>,  aber  auch  die  Gemassigtai  (Uoderodos)  rUblten  äicli  noch  nicbt 
durch  Mendzi'ii>ars  Conce^sionen  befriedigt,  obschon  alle  Klöster,  die 
weniger  uls  12  ordinirte  Milgliedcr  zälilteo  —  und  deren  gab  es  üb* 
900  —  aufgeliuben  und  ihre  Ernliünlle  vorzugsweise  zur  Amortiifr 
tion  der  Staatsschulden  'angewiesen  wurden.  Der  Vereinigung  ia 
Moderados  und  Exaltados  vermochte  Meiidizabal  nicht  zu  widenle- 
ben,  als  die  io  die  Stelle  der  am  '26.  Jenuiir  IS36  aurgelösten  Coita 
neu  gewählten  Abgeordneten  nach  der  WiedereroObung  der  Carla 
Cam  22.  März  1836)  einen  noch  stärliern  Widerstand  entwickelten. 
Der  Uoderado  Franciscn  \aicr  Isturiz  übernahm  am  13.  Shi  1836 
die  Bildung  des  Ministeriums  und  niusste  doch  bereits  am  22.  Mai  let 
abermaligen  .\unösung  der  Curtes  schreiten.  Die  neuen  Wahlen  cr- 
regeln  in  allen  Provinzen  die  olTenbarste  Widersetzlichkeit  gegen  die 
Regierung.  Der  Aufstand  in  Madrid  vom  3.  August  wurde  zwar  oa- 
terdijkkt,  doch  die  Königin  Regentin  wurde  selbst  in  ihrer  Somma'- 
residenz  tu  Ia  Granjn  durch  ein  dorthin  eilendes  aufrührerisches  Pro- 
vinzialregiment,  mit  welchem  nach  wenigen  Stunden  die  dortige 
Garde -Besatzung  fraternisirle,  in  der  Nacht  vom  12.  zum  l^l.  August 
1836  zur  abermaligen*)  Anerkennung  der  Cortes-Consli-  1 
tiition  vom  19.  März  1812  genöthigL  I 

Noch  dem  Decrete  vom  15.  August  1836  sollten  nach  den  Bs-  | 
stünmungen  dieser  Verfassung  constituirende  Cortes  einberufen  und   I 
den  Beschlüssen  derselben  die  Feststellung  der  etWa  unter  deo  ro^ 
liegenden  Ver^ltnissen  nöthig  erscheinenden  Modificaliouen  tiberlajtfn^ 
werden.    Ate  Minister -Präsident  trat  jetzt  Jose  Maria  Calalravi  a  f 
die  Spitze  der  Verwaltung,   und  am   24.   October  desselben  Jabra 
wurden  die  constituirenden  Cortes  durch  die  Königin  Regentin  (M 
tipa  erÖßiiet.    Die  Veränderungen  der  Verfassung  wurden  zum  gn» 
•«en  Ibeile  nach  dem  Muster  der  im  August  1830  reformirlen  tm- 
toiiscben  Verfassung  vorgenommen   und  fast  vhne   Ausnahme  Bl 


1836  dt«  Erkl^vng  der  Königin  Regentin  OirUti^,  teü  tie  früherhn  <fl 
iknm  GtmakU  Feriinmd  gelauUt,  vfo«  n«  «ich  büker  in  der  Sh'nmH 
der  Nation  gelätueM  habe  und  ßttt  tieh  fir  übeneugt  kalte,  daii  dit  CviA 
kMim  VOM  ISIS  4m  GmnigtuU  dnSlaaUi  wid  d«r.  Oegtntlimd  dit  kbf 
tickm  Stnbtiu  der  Spankr  tritt  und  bhiinn  mtut." 


i 


*  überwiegender  M^}orität;^ii^iimigt  "Erst  im  Ami  de»  JiKres' 
l  erljelt  das  so  umgestattete  Grundigesetz  die  königliche  Creneb- 
ong  IM  wurde  am  18.  Jatii  von  d^  H^nigili  Itegentin  öSris^^ 
Beisem  der  noch  nicht  siebenjährigen  Königin  Isabdla  in  *  der 
te^der  cdMtituirenden  Cortes  besciKiroren.  Ea  lautet  in  <)er  jprirt- 
^  Deulachen  Uebersetzung,  wie  (Mgt:<*JE^^  '  ^ 

W.  JNe  Ter(ii88iU9  Tom  19^  Juni  fSSl. 

>tf^  JsabeUa  H-t  von  Gottes  Gnaden  und  durch  die  Con^tution  der 
|||chen  Monaldiit  Königin  der  Spanier,  und  l|^  Ihrem  königLNaintjen  päd 
nnd  ihrer  Mindeijährigkeit  die  Königin  Wittwe,  ihre  |fuCter,,0ona. Maria 
istina  von  Bourlt|ip  Regentin  des  Reichs  (gobernadora  del  rejpo)  an  Aue, 
Gfgenwactiges  s^n  und  hören:  Wisset  dass  die  aUjgeQMrinelk  Cortes  Ter- 
m  und  sancüonirt,  und  Wir  damit  ü)^reinstimmeii4?lMBiipniiMK  haban 
folgt*     :,M 

Ai  die  Nation  von  ihrer  Souverainetät  Gebrauch  madien  und  die  im 
ifan  liiis'in  Cadix  bekannt  gemachte, Staatsverfassung  rfttdirt wisseiiiriD» 
giMdnett  und  s^ctioniren  die  hierzu  benifenen  Cortes  rolgende 


mmB 


MuttoH  der  Spanisehen  BMmunrehie. 


m 


'\  "^  Erster  Titel. 

Von  den  Spaniern. 

«  AH^l.  Sf^ier  sind:  1)  alle  in  den  GeKeten  von  Spanien  gebomen 
sonen;  2)  die  Söhne  von  Spanischen  Vätern  oder  Müttern,  wenn  sie  auch 
itrhaib  Spanien  geboren  sind:  3)  die  Aosländer,  welche  NaturaMsations;' 
de  erhalten  haben;  4)  diejenigen,  weiche  ohne  diese,  in  irgeiM  einer  larit 
nde  der  Monarchie  ein  Domicil  (vecindad)  erworben  iiab^n.  —  Die  Eigen- 
ift  eines  Spaniers  geht  verloren  durch  Naturalisation  im  Auslande,  fftr 
ch  Annahme  einer  Anstellung  von  einer  andern  Regierung  ohne  Erlaubnijtt' 
Königs.  *"     % 

ArL  2.  Alle  Spanier  können,  mit  Unterwerfung  unter  die  Gestfßt^  fhrt 
danken  ohne  vorgängige  Censur  drucken  und  frei  herausgeben.  Die  Qua- 
urong  der  Pressvergehen  steht  ausschliesseüd  dfiu  Ge^hwomen  zu. 

Art  3.  Jeder  Spanier  hat  das  Recht,  schriftliche  Petitionen  a^  m 
rtes  und  den  König  zu  richten,  wie  die  Gesetze  bestimmeni» 

Art  4  Ein  und  dasselbe  ixesetfbuch  wird  in  der  ganze»  MKftff^ 
len,  und  es  wird  für  alle  Spanier  im  gemeinen,  Qvil-  und  CriminalprocMe 
bt  mehr  als  ein  Forum  geben.  ^  >. 

Art.  5.    Alle  Spanier  sind  zu  den  öffentlichen  Stellen  «nd  AemtfiM 
:b  ihrem  Verdienste  und  ihrer  Fähigkeit  zu  zulassen.  }* ' 

Art.  6.  Jeder  Spanier  ist  verpflichtet,  das  Vaterland  mit  cltti'^affilii  In 
I  Hand  zu  vertheidigen,  wenn  das  Gesetz  ihn  dazu  ruft,  und  nach  Yerhlttr 
t  seines  Vermögens  z(t  den  Ausgaben  des  Staates  beiiutiai|kit  'f^ 

V  Abgedruckt  in  der  Gqceta  4€Mi§rii,  Juni  iSSl,  vnd  hei  J.  B.  v. 
nlichifter,  MiUhe\\un§ßn  <m$  äpan^n»  Aschaffenburg  mi,  i,  IMfrg. 
»-70. 


•  ♦'"■ 


f. 


'^'  '    Art.  1.    H«fn  Spamerkann  and«n  fe!fgehaK«i.  geftngen   geMto  oder 

vOD  seinen)  Wohnort  enlfcmt,  iiutl  es  kann  in  sein  Haus  nicht  aulen  eiD^ 
'  druDgen  nerdi^n,  ale  in  und  mit  dm  iudi  Geselin  t  orgesctiriebcnen  Fällen  uml 
Formen, 
p  Art.  S.    Wenn  die  Sichpriieit  't<^  Staats  unter  ausserordenliichep  Lid- 

stünden  die  zeitige  Susp<?ndiru ng  dessen,  was  in  dem  rorhergeh enden  Artikel 
besUmml  ist,  in  der  (ranz^  MonafAie  oder  einem  Tbeile  derseH)en  erforttti 
vV  sollte,  so  wird  dies  durch  ein  üeseU  ausgesprochen  «erden.  I 

, .    Art.  U.    Kein  Spanier   kann   anders  als  von  dem  cumpclenleii  BidiUi  I 
oder  Tri  Mini  K  Icraft  ciiKi  vor  detn  ^^rgehen  edassenen  Gesetscs  und  fc  fa  I 
gesetzlich  vorgescbri ebenen  Form,  vorüeriehl  geführt  upd  verortheilt  «er^rt-   ' 
Art.  l(*.    Die  Strafe  der  Gliterconfl^cining  soll  nie^atfuesprochefl,  iM 
^  kein  Spanier  kimi  seines  ^^^enth ums  anders  als  zum  gevednferligleR  Befaift 

des  Dfrenllichen  Nfilzens  mit  vorgängiger  entsprechender  Enlschadignng  b^ 
•^i^       rwbl  werden.  f0  '         ''    1 

"^  Art.  li.    Die  Nation  verpllichtct  sich,    den  Cultus  und  (Be'Dieaer  #    j 

taüiolisdftn  Religion,  welche  die  Spanier  bekennen,  ta  nnlerhaltcB.  | 

i 
,^  Zweiter  TiteU 

Jjj^  ■   ^  Ion  den  Cortei. 

'^  "  An.  12.    DK  Gewalt,  GeseUc  zu  geben,  ruht  in^den  Gurtes  ak^ 
Könige. 

Art,  13,    Bw  Cortes  bestehen   am  Kwei  collegislativen  (ctric^ihtetA 
Körpern  mit  gleichen  Berugnissen,   dem  Senate  und  der  Versaaunluni  du 
Abge4Vdnet«a. 
„^  ,  Dritter  Titel. 

Vom  Senat.  '    ,, 

,ArL  14.    Die  Zahl  der  Senatoren  (Proceres)  beträgt  drei  FlUiAei  it 

r  A^eordnetcR. 
'~  Art.  15.    Die  Senatoren  «erden  vom  Könige  ernaant,  iiKh  VoncUil 
i  dreifachen  Liste,  welche  die  Wähler,  die  in  jeder  Prorinz  die  Abgeonl- 
TmIBB  iu  den  Cortes  ernennen,  vorlegen. 

Art.  16.  Jeder  Provinz  äleht  zu.  eine  ihrer  Bevülkcrung  enlspredfadr 
Anzahl  «OD  Senatoren  vonuscblagen;  jede  muss  indes«  wenigstens  einen  Se 
nator  haben.  * 

Art.  17.  Um  Senator  zu  »erden  muss  man  Spanier.  40  Jahr^  alt  •■' 
il^  VesiLze  der  Subsistenimittel  und  sonstigen  \'erhällaissc  sein,  die  das  Vtabt- 
.'getetz  bestimmi, 

.^^4rl.  m.    Alle  Spanier,  weiche -diese  Qualitäten  in  lich  vereiuigeiu  k»' 
Ken  von  jeder  Provinz  der  Monarchie  zu  Senatoren  vorgeschlagen  werda. 

An.  19.  So  oft  eine  allgemeine  Wahl  von  Abgeordneten  sUttfiD** 
tbtwoder  weil  die  Zeit  ihrer  Vollmacht  abgelaufen  ist,  oder  weil  die  Venwo- 
lung  aufgelost  wurde,  scheidet  ein  Drittel  der  Senatoren  nach  der  Aobpi*'' 
aus;  die  Austretenden  können  immer  wieder  gewählt  werden. 

Art.  20.  Die  Söhne  des  Königs  und  des  unmittelbaren  Tronerbto  «■' 
ait  25  Jahren  Senatoren. 

»  Vierter    Titel. 

,*"  '  Ton  der  VeTiAitmlung  der  Abgeordneten. 

^  *  'Art.  Zt.    Jede  Provinz  ernennt  auf  je  8O,OD0  Seden  ihrer  Berälktiai 
wenigstens  eioeo  Abgeordneteu.  ^U 


^«\ 


An.  22.  Die  Abgeordneten  werden  direct  gewählt  und  können  immer 
Icr  gcwäbll  werden. 

*''*j£^  '  "  '^''S^'"'''''^'*"'  *"  werden,  untfs  man  Spanier,  wclllichen 
ides,  nOe  25  Jahre  all  sein  und  die  Übrigen  EigensA^en  besitwo,  welche 
WahlgesQd  verlangt.  ^  ,  '  ' 

Art.  H.  Jeder  Spanier,  der  diese  fii^nschafleif  bcsit;!,  bann  ron  jedw 
'iai  gewählt  wcHen.  JF'  '        ' 

•I  V*S^'    '^'*  J'*^?"'"'^"  "'"<'  ""^  ^'  J^re  ai  wählen 
^' ^  '  Fünfter    i;ile!. 

'      Von  (fcr  Fin-ramWun?  iwid  Heti  Befugnitteti  der  Oirlti. 

Art.  26.  Die  Corte s  versammeln  sifh  jedes  Jahr;  dem  Kön^  steht  es 
Üt  lu  berufeit,  iFire  Sitzungen  i\i  suspendireäyini^ zu  schHciisen  und  die 
«mmlung  der  Abgeordneten  aurzulösen;  jedoch  mit  der  Verpflichtung,  im 
ern  falte  andere  ClbrtM  la  berufen  und  sie  innerhalb  der  Zeit  von  drei 
a^n  m' versammeln, 

Art.  21.  Wenn  der  Künn  einige  Jahre  hindurch  nnterlasun  sollte,  die 
es  ver  degi  !.  Pecember  zu  Y'^^'omeln.  so  haben  sie  genau  an  diesem 
1  xotamioenzu treten,  und  imValle.  dass  in  demselben  Jahre  die  Voll- 
it  der  Deputirten,  erlüscfic'n  suUe,  so  haben  die  Wahiep  am  ersten  SdAn- 
jn»  October  (ur  Ernennung  ne\r  Abgeordneten  zu  bej^nen. 
2wt  2ä.  Die  Cortcs  versammeln  sich  ansst^ordenllich.  sobald  die  Krone 
|9%iler  der  Kiinig  auf  irgend  eine  Weise  zur  Regiening  unfähig  wird 
,^rt,^%  Jeder  der  collegislativcn  Körper  giehl  sieb  das  Reglenlent  für 
!  UHKre  GeschäRsfQhrung  selbst,  ond  prüft  die  Gesetzmässigkeit  der  Wah- 
iindjlie  QiuUtfflen  seiner  Mitglieder.  '       * 

Art.  30.  Der  Gongress  der  Abgeordneten  frwählt  sich  seinen  PrSsiden- 
Vicepräsidenten  und  die  SecretSre.  * ' ". ' 

Art.  31.  Der  König  ernennt  für  Jede  Legislatur  unter  den  Senatoren 
A  den  Präsidenten  und  VjceprSsidenleo  des  Senats,  nnd  dieser  crw'iUl 
■  Secreläre. 

Art  dz.  Der  König  eröfTuet  und  schliessl  die  Corles  in  Person  jider 
h  die  Minister. 

Art  33.  Es  tann  nicht  einer  der  collegistatiTen  Körper  terstmoidt 
.  ohne  dass  es  nicht  gleichzeitig  auch  der  andere  ist.  den  Fall  avsgenom- 
,  dass  der  Senat  die  Minister  richtet. 

Art.  34.  Die  coUcgislativen  Körper  tBnnen  weder  vereint  noch  in  Ge- 
k'arl  des  Königs  bcr^then.  *  ' 

Art.  35,    Die  Sessionen  des  Senats  ifhd  iler  Versattmlung  d^  Abgeord- 
n  sind   FilTenllicb,    und  blas  in  Fällen,   die  Verschwiegenheit  er^pillbeB,     ' 
I  eine  geheime  Sitzung  stattHnden.  •  -^ 

Art,  30,  Der  König  und  jeder  der  collegislativen  Korper  kann  GeSMu 
ntrag  bringen.  ,  ■  '  •,■    " 

«Art  37.  Die  Gesetze  über  ^'e  AuHagen  und  deTi  Staalscredit  werden 
!t  der  Versammlung  der  AbgeoUneten  vorgelegt,  und  wenn  si^im  Senate 
Abänderung  erleiden  sollten,  «lebe  jene  nachher  nicht  billigt,  so  wird, 
die  Abgeordneten  zuletzt  beschlossen,  uir  töniglichcn  Sanction  vorgele^ 

Art,  38.  Die  Beschlüsse  werden  in  jedem  der  collegislativen  Körper 
illelst  absoluter  Stimmenmehrhcf I  gcfassir  allein  zur  Votirung  von  Gesellen 

wenigstens  ein  Mitglied  über  die  H3in^  der  Gesammtzahl  der  Mitglieder 
send  sein.  «^ 

#  .  ■      ;.. '     -- 


'i 


ArL  39.  Wenn  einer  der  collr^hlifen  Körper  einen  (ie£eU«ntinirf 
lurückweUeD,  pdef  der  König  die  Sanction  verweigern  sollte,  m  kann  Qbrr 
denselben  GegensUnd  in  deredben  Legislatur  ein  GcMlxentwurT  nidit  lorge- 
legt  werden. 

Art.  40.  A'üsser  der  geffigelwqden  Gewalt,  welche  die  Cohes  mü  den 
Könige  ausriben.  stehen  ihnen  noo^Jolgende  Befugnisse  tu:  I)  dem  Kiiaigc^ 
dem  unmittel  baren  Thronfolger  uniMer  Regentsehaft  oder  dem  Regenico  dn 
Reichs  den  Eid  abzunehmen,  Atss  sie  die  CoBstitution  uitd  die  Gnetir  b«a- 
bacblen  wollen;  'i)  jeden  Zweifel  de  facto  oder  de  jure  über  die  Ordnui^  der 
Thronfolge  tu  entscheiden;  3)  einrn  Regenten  oder  eine  RegenkebaA  da 
Reichs  lu  erwählen  und  dem  ihi  od  erjährigen  Könige  tfnen  Vormund  ni  ^ 
nennen.  Wenn  die  CouUtul^n  es  Trrlani^;  4)  die  Verantwon^ichkeit  der  IF 
niiter  zu  verwirklichen ;  <fie  Versammlung  der  Aligsordneten  hat  sie  aa- 
jaklagen  und  der  Senat  zu  ricblen.  _      '  .  | 

Art,  41.  Die  Senatoren  und  die  Abgeordneten  sind  unverletibir  ßt 
ihre  in  Ausübung  ihres  Amtes  geäusserten  Me^ungen  und  Abstimmungen. 

ArL  42.  Die  Senatoren  und  Ahgcordn^n  können  während  derSeisio- 
neu  oilng  Erlaubnis»  ihres  betrefTenden  KVpers  weder  geridlllieb  t>Fl)n;l 
noch  Terhaftel  werden,  ausser  wenn  sie  a«  frisoher  That  etgriffcn  weriffl, 
allein  auch  in  dieMin  Falle  und  wenn  ücÄjt  Zeit,  wu  die  Cortes  gesdUots«) 
sind,  gerichtlich  belangt  oder  verhaltet  iftrden  suhlen,  iit  dem  belreffoita 
Körper  die  schleunigste  Recbäischad  la  gehen  zu  semer  KenntnissnahiB^n' 
Entscheidung. 

Art.  4.1.  Die  Abgeordneten  und  Senatoren,  welche  von  der  Regienii| 
oder  d«tn  königlichen  Hause  eine  Pension,  ein  Amt.  lu  dem  sie  in  ihrer  t» 
IreflcDden  Laufjtahn  nicht  tovUckeo.  eine  Commission  mit  (i^uriU  Qmii  «da 
Auszeichnungen  annehmen,  unleitfegen  einer  neuen  Wahl. 

4f  Sechster    Titel. 

.  Vom    Könige. 

■»     '  Art  44.    Die  Person  des  KöDigs  ist  heilig  und  unverletzbar ,   uoii  hl 
bane  Verantwortlichkeit.    Verantwortlich  sind  die  Minister. 

Art.  *^-  I^ifc  Gewalt,  die  Gesetze  vollziehen  zu  lassen,  ruht  im  Kuni^ 
and  seine  Anctorität  erstreckt  sich  auf  alles,  was  zur  Aufrechtbaltnag  In' 
öffentlichen  Ordnung  im  Innern  und  zur  Sicherheit  des  Staats  nach  Aussn 
der  Constitution  und  den  Gesetzen  gemäss  dient 

Art.  4ii.  Der  König  sandioniTl  und  macht  die  Gesetze  bekannt. 
Art.  47,  Ausser  den  Vorrechten,  welche  die  Constitution  dem  knntf 
pincfhimi,  steht  ihm  noch  zu:  I)  die  zum  Vollzug  der  Gesetze  geeignttn 
Verordnungen.  Bestimmungen  und  Instructionen  zu  erlassen;  2)  lu  socfm 
das«  im  Kanten  Königreiche  eine  rasche  und  vollständige  Justiz  gqtflcgt  wndt. 
3;  dfr  Verurtheilten  mit  Beachtung  der  Gosetxe  zu  begnadigen;  4)  Krieg  n 
erklären  ifiid  frieden  zu  schliessen  und  zi/ratiGciren,  und  den  Cortes  himi' 
eine  documentirtc  Beehen^chafl  abculegca  h)  über  die  bewalThete  Macht  R 
verfügen  und  sf»  tu  vertheilen,  «ie  e.s  an  tweckmäss^ten  ist;  6)  die  dipl» 
malischen  und  eoniaierci eilen  Verhälln»^  mit  den  übrigen  Mächten  ziilriM; 
T)  für  die  Prägung  der  Münien  j^  sorgen,  auf  welchen  seine  BU.ste  und  soi 
Name  zu  pr.'igen  ist;  8)  die  Venfeadung  der  für  jeden  Zweig  der  Slaalns- 
waltung  bestimmten  Fonds  ancuweisen;  9>  alle  iSfTentliche  Beamten  Mi  enKrf 
nen  und  Ehren  und  Auszeichnungen  jed^r  Art    zu^MJhMiren    niii  Rik-kiicH 


♦  9  . 

d  4H  G«MtM;  n^  die  IfinMht  4mi)I'  fr«ür  WAI  ni  enennäi  Mtf  nr 

'  Alt.  48.  Der  König  moss  durcb  cm  tf^twUgk  AcmU  autorisirt  irerd«n:' 
am  i^nd  ^en  Tfaeil  des  spaniscbcd  GtU^  m  verünueni,  ■tnatralen 
ler  ta  Tetl)|iM|feD;  2)  am  frende  Tnqponk  Reiche  s(inilaM«i;4)  OEfen- 
fiAMmwtnmtt,  besondere  BmMsnrtiUiB  «nd  »ric^  jroria  Snbiidieii  m 
■tfiroBde'Mufat  fettgeseU  werden; 'ffratiMren;  4)  nm  ndi  an»  dM 


enonen.  die  feine  Unterthanen  und  durch  die  Veriusung  nr  Throriil|e' 
Mlrfen  miA,  eu»  solAe  eingehen ;  ft)  um.  üt  Krone  m  (imtetf  MitM  im- 
fttdbu«ii  Nad>fi)lgen>niedenulegea.  *    ^.  * 

a.  Art  49.  faje  Citilllste  de»KSD^  and  kum  Fwilie  wird  btMSegiW- 
der  RegiemngNon  den  Cortes  festgeuUt        * 

,    -  ^     .     '  S  i  e  b  e  n  t  e  r    T  i  t  e  1 

^  F(m  ddr  ThronffAgt. 

^rtMk,Die  legitime  Kiiiügln  drr  Spanier  ist  Doila  IsaMla  41-  von 
MriMn.   W^ 

--i^Arl.  5ti  Die  Surccssion  auf  dem  Throne  der  Spanier  Sndel  in.d^r  re- 
WU^ffeo  Ordnung  der  Primogenitur  und  der  Erbherechtigunff  siatt;  die 
iBrs  liaie  gebt  immer  derjQugcru,  und  in  derseibeu  Linie  der  nächste 
Vti  dein  cntfemlem,  und  in  demselben  Grade  ilas  männliche  dem, «ei blichen 
if*dilecbt£,  und  tn  demselben  Geschlechte  die  allere  Person  der  Jüngern  *or. 

Art  92.  ^(Venn  die  Linien  der  rechlmässigen  Xachlrommeii  von  DdO% 
{•beUa  |l.  erioKfa^  sind ,  so  folgen  nach  der  eingenihctm  Ordnung  ihre 
diWeater  nnd  die4||''iJder  ihres  Vaters,  Uiimer  und  Frauen  und  ihre  recht- 
■faugen  Nachkommen,  nenn  sie  nicht  ausgesch lassen  sind. 

Art  53.  Wenn  alle  bezeichneten  Linien  erlöschen  sollten,  so  werden 
ie  Cortes  neue  berufen,  wie  es  der  Nation  am  /iiträglichslen  ist.     . 

Art.  51.  Die  Corles  haben  jene  Personen,  welche  iinfabig  zum  Regie- 
en  rind  oder  etwas  gethan  babev,  weewragen  sie  das  Recht  auf  die  Khtgp 
D  terlieren  verdienen,  von  der  Erbfolge  anipMcUieHeii'  . ,  .^w. 

AchterTitel 
Von  der  Minderjährigkeit  äei  Klhägt  wti  com  der  RigenUchdft.  • . 

Art.  50.    Der  König  ist  minderjährig,  bis  tr  14  Jahre  all  isl. 

Art.. 57.    Wenn  der  Köni;^  in  die  Cmnöglichkeit^ommt  [su  imposiibiU- 
ire),  seine  Anctorilät  auszuüben,  oder  wenn  die  Krone  wegen  Minderjibrig-  . 
eil  des  unmillelh^ren  Tfaroiifo[r;crs   erledigt  ist.   so  ernennen  die  Cnfm  tat, 
Legierung  des  Rdchs  eine  Reg>-ii(seban,  aus  l,  3  oder  5  Personen  besiebend', 

ArL  äS.    Bis   die  r.nrles   die  Ri^ntschaft   esnenneji.    uird  das  äaüffa 
rovisorisch  vom  Vater  oder  der  Mutter  il^es  Königs,  eder  in  deren  Eri» 
iDg  vom  Ministerrathe  regier) 

An.  59.    Die  Regentschalt  übt  die  volle  \w 
essen  Nimen  die  Regierungsncle  bekannt  gemachl  «erden.  ^ 

Art.  80.  Vormund  des  minderjährigen  Königs  Ist  die  Person ,  wdche 
er  ventorttene  Königin  seinem  Test ame^  d»xn  ernannt  hat.  vorausgesetzt, 
ass  sie  ein  Spanier  von  Geburt  «ei;  wenn  Niemand  ernannt  ist,  so  sind  es 
er  Vater  oder  die  Matter,  so  lange  sie  verwillwet  bleiben.  In  deren  Erm  an - 
elung  'werben  difl']{it9<et'  ihn   ernennen,    doch  können   die   Aemter   eines 


:i  ueren  cratHO^      ^_ 

s  Ko^gs  aus,,  in  4 


Btitfiam  wrt  üßt»  yrnrnmOti  de»  yjiMM^i|iil||| ja  ^w»  Ptm»..)ii  HwUl 
werden,  mit  Ansuhine  in  Vaters  oder  «f  ilalter  deudben. 
,.      ,  ...    ■^._  .  ...,.,'  ..     ■ 

Keuiiter:  T,nc1. 
. , ,    .  ,  .      .  m-^t»-  m»ithm. 

t      Art.  II.    Alki.  WM  der  KöBiä^n  AnMir«  i 

iMiB-öfnUicbar  Beamte   b«t  t*^  daodbng  «u  vdluebifi   w«)dw  dwM 

Kim^iiMit  MiL 

.'.  All  Oa.  Dm  Uiniitcr  kÖMOi  Sentloim  (Min  Afa^iordBÄe  mm  ini  m 
der  Verfcuidl||iig  beider  coUegislaÜTen  Körper  UwOMknaBr  MC  babtttjadieh 
nar  ik-dMi,  «aMMn  m  aBidtdrea.  ein  Votum.  .    -  J, 

Zehater    Titel.  , 

Von  der  rithteriifktn  GneaU." 

Art.  63.    Deq  Tribunalen  nnd  Gcnehlen  steht  ansscbliesend  di^  Gewalt  u. 

die  Get^tie  in  Cinl-  nnd  CrimiBil-Urlbeilen  anntwendeD;  sie  köMen  fodcre 

Fdtictlctfeii  niditantlbeD,  als  die,  lu  richten  and  die  Volliiehdni^tM*  E^olt 

ni  bepMeo. 

Art.  M.  Pitffribninte  und  Geridite,  die  es  geben  soll,  ffe  Orpsin* 
tioki  eines  jedim,  seine  Berngntsse,  die  Art  and'Weise,  ne  aa»nMMBi  oal 
die  EJBtnsdiaften,  welche  die  Mitf^'eder  haben  mlksMn,  werden  ^dndi,ili( 
Ge^^  bcallmmt  weitai. 

Art' 65.  In  CriminalfiHen  ist  dai  Verfthren  SITcDUich  in  der  ran  dea 
dUHK^botimqlgk  Form. 

'T    Art.  Bd.    OKU   „  •     -         ■ 

kinn  von  Aitfem  Amte  temparir'Wer  auf  die  Dauer  amrs  als  dnrcli  A 
eivcotoriKhes  Urthefl  entrernt.  oder  anders  als  durch  richlertiches  Erkemtnlb 
od^  Kraft  eines  Befdils  des  KSnigs  suspeildirt  werden,  wenn  dieser  iliq  Eul 
begrtlDdcten  Bfotiren  dnrch  das  competente  Gericht  gerichtlich  ni  betanga 
beftekh.- 
k  Art.  S7.  IHe  Richter  sind  fllPJede  Verleliuiig  des  QesetM).  dfe  sie 
btftlMn,  persönlich  venntwortütfa. 

Art.  68.    Die  Justii  wird  im  Namen  des  Königs  gehandhabt 

elfter    Titel. 
•         Vm  den  P^ovimtiai-  *md  Gemtinderäihen. 
Art.  Bfi.    In  jeder  Prerint  besieht  %n  Proviniialrath  (deputacion  provindih; 
er  ha^so   viele  Ullglieder  als  das  Geseti  bestimmt,   nnd  wird  von  densdbei 
Wählern,  «eiche  die  Atgeordneten  ernennen,  gewählt 

-  Art.  70  Für  die  innere  Verwallnng  der  Gemeinden  bestehen  G&m- 
denthc  (ayuntamienlo^.  welche  von  ^m  Eingebtti^erten  (Tecinos^,  denen  du 
Ge!eb  das  Recht  daiu  «inr4om(.  emMnt  werden. 

-       *: 

Zwölfter    Titel. 
^-  Ton  den  A)tftagtn. 

Art.  72.  Jtdiß  Jahr  legt  die  R^erung  den  Cortfs  mr  PtQAw|  dwI 
Genetvoigung  dta  Voranschlag  drf  Ausgaben  für  dasi  kommeade  Jahr  w' 
dm  KB^ltwCi  der  AuOagen  und  [>eckangsmittal  vor;  eb«tito  die  Recfannsst* 
QlMr  EvumIW«  und  Verwendnos  der  ö&BUicben  Geld«.  ^     , 


r  Mitglied  eines  Tribnnats  (magistn<t^  dDd  kein  RidlUr 


^  ^ 

Art,  73.  Csfann  keine  Sttaer  (Hier  Ahgsbe  MfeTlegt  werden,  die  nidit 
lurch  dis  Budget  oder  ein  specielles  Gesetz  genehmigt  ist. 

ArL  7J.  Gleiche  AuloHsuliun  ist  erforderlich ,  um  über  Eigenlhum  des 
itaates  lu  verßigen  oder  auf  den  Credit  der  Nalion  Anleihen  zu  machen. 

ArL  151  Die  üfTenllirlie  Schuld  ist  uatcr  den  hesondem  Schutz  der 
(ation  gestellt.    . 

Dreizehnter    Titel. 
*  Voii  drr  betnaffneUn  Macht  der  Nation. 
Art.  76.    Die  Gurtes  werden  jedes  Jahr  auf  Vorschlag  des  K5nigs  die 
«nnanenlc  bewaffnete  Macht  «j  Land  und  zur  See  feslsrlieti. 

Art.  77.  In  jeder  Protini  werden'  Cwps  wn  BittioinhHlian  bestehai. 
kcrcB  OtganiK^Mi  und  Diecste  ein  bcMtUderetiCeteU  bestimmen  wird,'  i^ad 
ler  K&nig  kanti  im  Fall  der  Noth  über  diese  Macht  iRoerhalb  ihrer  Pro^ 
erfOgen,  jedoch  sie  ohne  ZustimmuDg  der  Cortes  nicht  ausserhalb  (lerselben 
enreiHlen. 

Zus'ati-Tilel. 
Ar(i^  Die  Gesetze  werden  die  Zeit  und  Form  bestimmen,  vipi  und 
rie  JUs  Geschwomengeridit  fUr  jede  Art  von  Ve^hen  einainibcen.ieif*' 

-Alt,  t.  'Die  überseeischen  ProTintcn  werden  aaeh-^enndcM  ^^Uelien 
fcgicct 

.    Im  Pillüte  der  Cortes  ui  Madrid,  den  18.  «mi  IS». 


1  Bald  odbli  der  Bekiinntmachung  dieser  VerfAllEiDg  ^tuHä-llilB 
K^afalgesatz  vod  den  constituirenden  Cortes  in  Beratung  genommen 
.iani)  und  von  der  Königin  genehmigt  (,JuIi  1S3T).  Seine  Haupt- 
lestimmungeo  »ind  Tollende:  Jede  Provinz  ttrnennl  Tür  je  50,G([>0 
SeeIeD  einen  Abgeordneten  und  schlagt  ouf  je  8'],ÜÜ0  Seelen  drei 
Kandidaten  Tur  den  Senat  vor.  Die  Wahl  geschieht  direct  -nach 
Slimmenmehrheil.  Um  Wähler  tu  sein,  muss  man  200  Realen  jn 
jirecten  Steuern  (14  Thir.  I3'/s  Sgr.  Preuss)  bezahlen,  oder  irgend 
sin  festes  Einliommen  auch  nur  von  geringem  Werthe  nachweisen, 
können.  Die  Provinzial-Deputationen  verfertigen  die  Lislen  der  Wäh- 
ler und  tfaeilen  ihre  Provinz  in  Wahjdistricte  ein.  Um  Ahgeord- 
leter  werden  zu  können,  ist  nur  erforderlich,  au  irgend  einem  Orte 
Je«  Spanischen  Reichs  ansässig  zu  sein,  nhne  ein  bestimmtes- li^n- 
k(munen  nachweisen  zu  dürren.  Dagegen  muss  derjenige,  welcher 
n  den  Senat  erwählt  werden  soll,  mindestens  ein  jälirliches  Ein- 
tommen  von  50,000  Realen  (3fiH  llilr,  Preus,*)  oder  eine  eben  s« 
lobe  amtliche  Besoldung  beziehen.       ,  •      «.    . 

Die  letzten  Monate  ihrer  Sitzungen  brachten  diese  constituvn- 
leD  Cortes  vorzugsweite 'mit  Beratbingai  über  iürcUidie  Angeie^- 
■citeo  2D,  und  fsreidblen  fio*  ifare  BescUnsae  aocfa  die^kMglliho 
ienefaBrigUDg,  wie  am  SS.  JuN  fiB-  tfe  Aoflwbn^  des  gefsttetkdn 
Sehnten,  sammtlicher  Klöster  und  tut  die  Einiidiaog  i&nuilRltMr 


m.  _.,„  -  ^^ 

Güter  des  Klerus  *)  zu  Gunsten  der  Staatsfonds,  indem  die  Geicüicben 
fortan  wie  in  Frnnkrurh  aus  Stiiatsuiitteln  ihren  LiiterluK  beziehen 
soIKen.  Die  constitnirenden  Cortes  wurdni  am  4.  November  1837 
entlassen,  und  die  neugewählten  beiden  Kammern  der  Cortes  wur- 
den bereits  um  17.  November  d,  J.  wieder  in  Gegenwart  der  siebeo- 
jährigen  K()nigin  Isabclla  von  der  Königin  Cliristina  persunlich  er- 
üfTnet.  Der  Fortgang  des  Bürgerkrieges,  weldier  oHmals  gegenseitig 
den  widerwärtigen  Charakter  eines  Veruietitiingskampfcs  mit  Beseili- 
gnng  aller  völkerrechtlichen  Gcbriiuche  angenommen  hatte,  —  nach- 
dem scjion  drei  Jalire  vnHier  fu^t  eiii>(immig  durrh  die  Cortes  lie- 
s<lil09sen  war,  dem  Infanten  Don  Carlos  und  allen  seinen  NmUmd- 
men  hiebt  nur  das'Erbfolgerecht  auf  die  Spanische  Krone  fEJr  ftifoir 
zu  entziehen,  sondern  sie  auch  des  Rechtes  für  verlustig  zu  eititfeiik 
jemals  auf  das  Spanische  Gebiet  zurijckkehren  zu  dürfen' —  äuner- 
te  unverkennbar  seine  sehr  onlsclieidcnde  Kinvvirkung  auf  die  CoB- 
solidtong  der  Verftissimg.  Je  nachdem  die  Kriegsereignisse  ilff 
wediselniles  Ge^hick  für  die  Cbrisliuos  oder  die  Carlistas  güustigtr 
fallen  Hessen  (io  den  Jahren  IS^JI— 4Ü),  erlangten  Generale  wie  Es- 
partero  und  Hioister  -  Präsidenten  wie  Ufaüa  und  l'erex  de  Castro 
ihr  imponirendes  Uebcrgewiclit  über  die  I'rogressisten  und  selbst  über 
ilte-Haderadoq^rfn  Folge  Jessen  wesentliche  VeruDderungen  der  Ik- 
l^tsamsten  VHte.  der  Verfassung,  namentlich  in  Bezog  auf  die 
freie  Presse  unf  die  Selbständigkeit  der  Ayuulamienlos,  den  Cortes 
htlb  aufgedrängt,   halb   mit  Üirer   eigenen  Zustimmung  iibgenolhigt 


^Vir  hüben  aus  diesem  Zeiträume  noch  zu  bemerken  die  Fetl- 
^Hang  des  Heglemenis  fijr  die  Geschäftsführung  der  Kiimm«*  der 
Alseordneteii,  welche  im  Oecember  1837  erfolgte.  Nach  demselbo 
werden  sowohl  der  Präsident  und  Vicepräsident ,  wie  die  Secretire 

'  dieser  Kammer  Tür  die  ganze  Dauer  der  Session  gewählt;  je* 
Seltner  wird  für  die  Seliandluog  der  Geschäfte  in  eine  hesliromle 
AAuhl  von  Seclionen  getheilt;  jeder  Discussion  über  einen  Geseti- 
eijlworf  in  der  Kammer  muss  eine  spcdelle  und  vorbereitende  Ks- 
ouaton  in  der    belreflenden  Section    vorhergehen,    sowie  fiir  je4 

'  mMi  der  Prüfung  von  Gesetzentwürfen  beauflragte  Ci  mmissiAn  W» 
jSdfli:  Section  e  i  n  Abgeordneter  zu  ernennen  isl. 

Der  Uürgerkrieg  nimmt  unter  der  C/incenlrirung  der  Krüll* 
StlBiuens    durch    den    zum   Herzog  von  Vitlona  erhobenen  Obwfelil. 

'V  ^i»  ipätem  küniglichei  Dteret  rom  13  Oclober  1837  ontnrtt  »■ 
4m»  atU  Kinhengeräiht  von  Gold.  Sitbtr  und  Edeltteinen  mm  BekMf  t» 
Jüit§$kotlen  :u  Geld  gimacht  unä  durrfi  rinfarhtrt  Orrälhf  trittit  tc<riß 


Ht 

MM'CflfMflto  na  Oe  Gtlrilfiio«  tra»  Utiieti  gtiiuttgera  VariMfT,  bk 
te'BJciUufc^ift .  twixftefe  iHaeili  wd  «n  Oriistiaehen  OeHetfll 
iqhart  BaMtn  lu  Bergan-  m  M.  August  1830  den  HihntM  D» 
Ute '  ndi'^ar  gnmtmi  Vlicil  itt  ttm  Mcb  treu  ^IJebedM  An^ 
ktoger  zWFIsiht  BMfa  FMkveieh  tOfiO^,  udd  dM  BMbts^btti  ?nj- 
i^lrf'  <fi«  Wi>*j«iflrfc(Mfang  fffw'  meroi  geWahMe.  It«r  Kamiff 
Mrde  iMT  dmer  Mt  D«r  erfMglw  foä  eiaieloM  GferMten^Hlsiifen 
fengtifihrt,  bcHbdeN  mcMcm  «udi  «s  CoHes  «m  7.  OctoberliSfi 
■ÜliiiiHig  dM  Ggfeta  über  <]ie  BewUIfgoog  der  F^eror  Kr  die  Bi» 
■■riMiP  JFroHBzai*)  fiDgawnaeD  Mbm.  Die  «bm  vMltMdHte 
!«■■»%  raMm  der  Köafgt»  ftegenthi  iind  dem  sttAzea  Sfcgtt 
MHaro  wurde  dnrvli  dto  oM  16  Juti  1840  ertli«ilten  kflaiiKctffllfe 
itUMMgams  Av  Gesetses  über  die  Ayontmiciito's  MCb  b«deutaMh 
malirt,  »den  nadb  /emtObm  die  Zriil  der  Wühler  veNniWiett, 
i«  AMtimmter  Steuenatt  lur  Bedbiguti^  der  WsUlihfekeit  gM|tt8(, 
Ml^  SlabtibMmMn  die  FiMgfceit  wieder  eingereumt  wurde ,  AeiMM- 
I  der  ÜMiicIpaMat  >a  erlmgen  und  überhaupt  dW  Stealsregferung 
MM-  n  dflmJSedite  b«ram«R  sollte,  eine  ellgememe  CoiitroRe  Abifr 
l8^A]iiitBiBleHto'g  imd  Um  CeschäftBrühning  sositiaben.  Espattere 
mag  nr«feM  Veräudenm«  de«  MinlsfelriiKM.  Die J|jutgro  ChHMi^ 
■k^wv  vA,  «ber'  9te  legte  mcb  am  Id.  Octd^BMl  die  IM^ 
inlMSafl  Bieder.  üKlein  sie  die  Uittel  nteM  bttNge^R  kfim^en  nr- 
■*>«   WBMn  das  neue  UiiMerium  zbt  Beruhügung  des  LMdei  T«tv 

Mdifletn  die  Köfrigfn  Gbristlna  naeb  Niedei;I^j;inig  der  Be^^i- 
•ktft'Mefa  Fraaitreicb  abgegangen  tnr,  oabnt',^' Infant  FraodM» 
Ib  Vaoli  an  S5.  OcttAer  1840  das  Hecht  der'VorttlnidsGbelt  v/m 
■s  KSoigiD  iMbella  iD  Anspni«h,  aber  du»  protisorf^e  RegentsebA 
ehnte  dies  Verlangen  am  2-1  November  üb,  riiil  der  Erkl^irung,  dass 
Ke  Kundin  Chnslina  sich  das  Itetlil  als  Vormünderin  ihrer  Kinder 
rorbehsiten,  dass  aber,  wenn  die  Frage  der  VormuitdsL'hafl  zür  Eirt- 
Kheidung  kummen  sollte,  dies  nur  durch  die  Abgeordneten  dea  Vol- 
kes geschehen  könne.  Espartero  hatte  unterdessen  als  Präsident  des 
MinisterrBths  bereits  am  2.  November  ein  Circufarschreiben  an  die 
Bvlf»-Junta's  in  den  Provinzen  erlassen,   um  die  feste  Versicfaeruiig 


V  Ein  wUitändij/ei  GeieU  über  dit  Fuerot  von  Xavarra  wurde  rrst  von 
d«m  Regenten  Espartero  am  10.  Augait  1841  genehmigt.  Durch  daiieibe  ui«r- 
*«  heKitdtre  Privilegien  tu  der  RecMfppege,  der  Bateverwig  wirf  dem  Ban- 
^ittm-kekr»  dieitr  t^omint  *inggräuml;  nur  der  MHitär-Oberhefthl  miri,  wie 
*n  den  übrigen  Provinzen  Spaniens,  einem  Ober-  Commandaiiten  überwiesen, 
kAHc  tUUt  Jtdom  itnttbe  jmtt»  rm  dn>-llMfRett  UM  aMürfnisim  Hna 
f'icehiinigs  bekleidet  werden  darf.  " 

Scbibail.  taitiwa«nikBi4tD.  1.U  % 


tu 

m  geben,  nur  die  Verftüimf  wm  18.  Jmi  ttST  mfeMit-ttWk^ 
IQ  woUeii,  nad  die  EneDemng  dei  Senat!  rar  nadi  dai.BeAfariBn- 
gm  dieser  Verfauang  gcKbdieii  ra  lassen.  Die  am  Ift.  Mta  I8U 
eröffiteten  Certes  zu  Madrid  bssUa  in  veniadgter  SKqp«  an  AMII 
1841  mit  U3  gegen  136  Stimmen  dw  Bttddua,  fiv  «Ha  Ua:av 
ToljjiliqgiUiit  der  Köwgin  IsabcJla  nocb  IMmdm  Mn  dte  BesbiI- 
aduüt  des  Beicfas  mf  eine  persMi  in  übertn^n*  Sia  wUiUm-ml 
ITO  Summen  g^n  103  Stimmen  «n  demseUMB.Tiia  Esparten, 
Hevog  T«i  Vittoria  mm  Begenten,  welcher  am  10.Bfai.igt  im'i' 
der  Cntes  dm  Eid  för  sein  Amt  und  die  KhaltimB  der  ~ 
ablegte,  la  gleicber  Weise  ectBilen  die  inriniglnn  Uamtmt 
ier  Gurtes  am  10.  Juli  die  Vormundsdi^  der  im  AmUmäatUtU- 
ftndenden  Kmigin  Chrittüa  ülier  die  Koni^  vaa  ^»niMi  aftiMI 
gegen  36  Stimmen  für  eriedigt,  besteUtea  ^er  b  Ai^piatiiu  Ai^mI- 
les  neben  dem  Begenten  einen  besonden  Vomimd  för  di«  'SUi^ 
nod  ihre  Schwester,  ohne  auf  die  Pnitestatkn  der  Königai  QtUIät 
^nm  10.  ioli  Rüdisicbt  lu  n^HOen:*)  er  wurde  am  8&  MM  ik^lti 
Üttte  der  Gortes  für  sein  Amt  veraidigL  Die  zwjm^mb'  ätm  ^Um- 
f^  der  Köiigin  Cbristina  und  der  bestebeuden  Regierong  aosbi»- 
(dMnto  Fettigkeiten  drohten  eineo  neuen  lang«  ierigen  Bürgerkrieg 
«B  entzüDdt^^p  jedoch  in  der  aHgemeinen  Erschöpfung  des  Spul- 
sdien  Vollce^^ckücherweise  zd  wenig  Nahrung  empfing.  Erst  in 
Ho'bst  des  Jahres  1842  wurde  die  Gefahr  für  den  Begeoteo  emfr 
lieber,  als  Catalonien  sich  gegen  ihn  erklärte,  und  die  am  3.  Juraar  I 
1643  aufgelösten  Cortes  nur  noch  durch  feindseligere  Karamem  er- 
setzt wurdrai.  Rdi^  der  Eröffiiung  der  neuen  Cortes  -  Versammlung 
am  3.  April  1843  VdhnoclUe  ein  doppelter  Ministcrwechsel  die  Bube 
nicht  mehr  wiederherzustellen,  indem  die  Majarität  der  Cortes  den 
Begenten  gegenüber  das  entlassene  Ministerium  Lopez  in  Schott 
nahm.  Das  Decret  des  Regenten  vom  26.  Mai  zur  abermaügeo  Ab- 
lösung der  Cortes  erregte  in  den  meisten  Provinzen  Aufstände,  UB<I 

■  eine   grosse  Anzahl  Ton  Proaundamendos  (Manifeste)  wurde  gegta 
den  B^entco  aus  allen  grösseren  Städten   erlassen.     Die   grossen  ja 
Masse  der  Tnq^ai  erklärte  sich  durch  ihre  dem  Regenten  feiote- 

^Jge  Generale ^^eleitet  gegen  den  Bleuten,  und  das  usurpatoriid  J« 
nftecht  erhaltene  Uinisterium  Lopez,   liess   durch   ein    Deati  da    ~ 
Kri^iministers  Francisco  Serrano  am  29.  Juni  den  Herzog  von  VÜ- 
Inia  der  Begentscbaft  während  der  Minderjährigkeit   der  Köoijii 
Isabdit  entietKn.    Die  Cortea  wurdan  darauf  durch  dies  Uinistena 
«nf  den  IS.  October  1843  bemfan,  aber  der  Regent  verliess  bertb 

V  VUlmAr  trUm  H»  ßi/mtKiafi  «m  ä.  Angut  nn  Mmifm  f4* 


«■  Ml  AiH  *)  den  Spaniseboi  Boden  mit  daer  pratesttrcBdeB  &ka^ 
ning  gegen  alle  Handlungen,  die  im  Widerspruche  mit  der  Constitu- 
tion von  1837  vorgenommen  werden  sollten.  In  Erwiederung  darauf 
■Dtsettte  ihn  das  regierende  Spanische  Cabinet  am  lÖ.  August  aller 
leioer  Würden,  Titel,  Grade  und  ElirenslelJen  und  erklärte  in  Gegen- 
wart der  obersten  CentralbehÖrden  des  Reichs  die  Königin  Isabella, 
der  noch  2  Monate  an  der  Vollendung  des  dreiielinlen  Lebensjahres 
fehlten,  für  volljährig,  so  bald  sie  vor  den  neu  einberufenen  Cortes 
den  Eid  auf  die  Verfassung  geleistet  haben  würde.  Die  am  15._  Oc- 
Utber  versammetlen  Cortes  erlifelten  gleich  in  den  ersten  Tagen  ihrer 
Sitiong  den  ministeriellen  Antrag  auf  die  Majoritatserklarung  der 
dreizehnjährigen  Königin;  die  Kammer  der  Abgeordneten  erhob  ihn 
nvorderst  am  30.  October  zum  Beschluss,  worauf  beide  Kammern 
vereinigt  mit  193  gegen  16  Stimmen  am  8.  November  die  Volljäh- 
rigkeit der  Königin  aussprachen.  Die  Königin  wurde  nun  als  trauriges 
Werkieug  ministerieller  Willkiihr  sowohl  unter  dem  Ministerium 
Olozaga  wie  unter  Gonzalez  Bravo  gemissbraucht.  Ganz  Spanien 
wurde  in  Belagerungszusland  am  8.  Februar  1844  erklart,  alle  Civil- 
gewatten  wurden  unter  Militärbehörden  gestellt  und  der  Anwendung 
von  Kriegsgesetzen  die  Zuritckführung  der  innem  Buhe  überlassen. 
Dieser  Zustand  dauerte  drei  Monate,  bis  zum  4.  M^Qftahrcnd  wel- 
cher Zeit  die  Königin  Christina  aus  Frankreich  nat^Hprid  zurück- 
gekehrt war.  Das  unter  ihrem  Einflüsse  gebildete  Iffinisterium  des 
Generals  Narvaez  begann  mit  mancherlei  Beschränkungen  der  durch 
ifie  Verfassung  von  1837  verbürgten  Bechte,  namentlich  in  Bezug  auf 
die  ZeJtungspresse  und  die  Selbständigkeit  der  städtischen  Verwaltun- 
gen. Aber  man  fand  solche  vereinzelte  Acte  für  nicht  ausreichend, 
and  legte  daher  den  neu  versammelten  Cortes  am  18,  October  meh- 
rere umfassende  Veränderungen,  welche  namentlich  die  Zusammen- 
Ktzung  des  Senats,  die  Wahl  der  Abgeordneten,  die  Errichtung  der 
National-Milizen  und  die  künftige  Vermählung  der  Königin  betrafen. 
Die  Kammer  der  Senatoren  nahm  dieselben  mit  überwiegender  Ma- 
jorität am  25.  October,  und  auch  bei  den  Abgeordneten  gingen  sie 
in  deren  Gesammtbeschlusse  am  4.  December  mit  124  gegen  26  Slim- 
Uen  durch;  dies  sind  die  letzten  wesentlichen  Veränderungen, 
«velche  die  Spanische  Verfassung  bis  auf  den  heutigen  Tag  erfahren  hat 
Da  indess  die  Verfassung  von  1837  als  Grundlage  erhalten  Ist, 
So  erscheint  es  nicht  nöthig,  hier  den  vollständigen  Inhalt  der  am 
33.  Uai  lS4ä  bekannt  gemachten**)  revidirlen  Verfassung  wiederiu- 

V  A  Khißl«  lith  tu  Cadis  rin  uitd  nßhm  uinen  AirfinthM  in  Engtand. 
*V  Sit  ist  auch  btrtiti  in  dtr  Gactta  de  tfa<frt4  ton  diettm  Tagt  abgiiruM, 


m  nw  ditiwigpii  Ailiiicl  «wfiWMhBiwii 
akgeäiMkrt  oder  »eu  hiipugafugt  iM< 


W,  Teränderie «ileriieiie AiHhel «M  7* 
der  reTfdfcteH  Terttussumg  vom  28.  Hl«!  19di 
im  TerlilUtiif sse  anr 
Tom  18.  Juri  11 
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Ast  2»    Der  zweite  Satz  desselben  „die  Bearth^ung  der 
stellt  tusacUiesslich  deh  Schwargerichten  w*  ist  we^gliOiIlto. 

Der  Titel  III.  vom  SenäU,  Art.  14— lA,  iM  fel^hMierJifiMA  g«MdM 

Avt  14    Die  AMahl  derSenatoreft  seä  unbeyauM 
dmelken  steht  ckn  Komge  zu. 

^rl^  15.   Zu  Senatoren  können  nur  di^enigen  Spfniiv  eiMni)^p|rii% 
welche  Qber  ^reissig  Jahre  alt  sind  und  zu  ^Igenden  Klasscb  ^diArai: 

a)  Präsidenten  d^r  gesetzgebenden  Kanänem,  Seiitiorai  od^  |[tt^ 
ordnete,  wenn  sie  dreimal  zä  den  Corte»  Mig^ftiMii  WdfMt  lii 
ausserdem  ein  £infco«aien  voa.  80,00(1  'Berien  *>  boritMi^  d#iil 
eigenen  Gütern  oder  Beseldvigei»  för  aolelif  Aen^ir  h«ilM 
welohe  nur  durch  richt^irlichen  Ai^s^ruch«  PepsiouraiM;^  JbM^ 
gung  oder  Austritt  ans  acUv^  Staatsdienste  ferloren  gneh  ktpoiiL 

b)  SUatsminister,  StaatsräÜie,  £)rzbiseh5fe,,  DfschMe,  älniiM^ 
Spatneti,  Creneral-Capitite  der  Afneo-inid  der  PMlft,  Oditfil 

its  der  Atmee  nnil  Adiüraie,  Botachiftir.  hiitelHilrtliJi 

'  Prästdeaten  <|er  hocbftfm  ^eriftitpMKii,  Bei^leir  mi 

FÄsm - Procuratoren  derselbeUf  Marquis»  Grafen,  VisooiMte'l  und 
Barone,  welche  keine  Granden  sind  (Titulos  de  Gastiha),  IreüBi  it 
ein  Einkommen  von  60,000  Realen  besitten;  endfieh  dM|il%k 
welche  im  Mire  fotfaer  8000  leelen  an  direeten  Stetem  ftoMI' 
ten,  Uro&t  Senatoran,  iUvgBoi^iMte,  Alcaden  m  6irlMMM  ni 
au,000,£ia|iob|em,  PHisideiittfi  d^  Profiwal-JiuiU'f  okr  Qu- 


delsgäiijitd;  iowie  diejenigen*  welche  wegen  ausge^iAv^eUqr  tteM 


eine  durch  ein  Gesetz  angeordnete  National  -  BetoÜninit 
haben. 
Art  10.   Die  Erfordernisse^  weldie  um  snm  Senator  eManai  %<iiiii 
I,.  verlangl  werden,  kömmi  duich  ein  Geiet»  abgwtaidei^  tfthkii« 
Art.  17.   Die  Ernennung  der  Sen^itor^  wird  durch  beßondecf  Ikcnlt 
geschehen»  in  welchen  der  Grund  anzugeben  ist«  auf  welchem  in  PoJgi  ä» 
vorhergehenden  Artikels  die  Ernennung  sich  stützt. 

Art.  18.    Die  Würde  eines  Mitgliedes  des  Senate  soll  fttfoeBMilgileh  mä 
Art  1».   Die  Söhne  da  KöiUgs  md  dee  ittMnitteHMBM  XhnaeiK 
äad  mit  dem  zortkckgelegten  fünf  iind  zwanzigstett  Le^eiuMm  HH^ihr  ito 
Senata.  * 

Art  20.   Der  Senat  übt  ausser  seinen  Iegi8latöri3cheil  ttAigiiyiai  ü 
folgenden  Pillen  richterliche  Gewalt  aus; 

a)  wenn  er  Ober  die  von  der  Kammer  4»  Abgeerinefeii  mfiätt 
ten  Minister  Drtheil  zu  sprechen  hat;  ^ 


7  JHeie Swmm  h0irH§i  »  aiO«%  TMr.PrmkA.  dU  apri«^ 


k 

K 


:    It^-witm  CT  in  1 
■',    'Mnteregegra  A*htaan  oder<di»Wtinl^'4a>filMfgi«dKr#fgtk 
die  Sitfonheh  d«  SlaMtt  girMtate  Tflifanchnl  wa  «deiraA  tat; 
c)  wenD  er  über  Hilf^iedar  des  ScMttn  Garidit  sNib 
iA>t  H>  wurde  daiii»  abgaüadeit;  ndie  Aliga«»dveta»  werduiaaf  fDnf 
.iBwühlL,"     .  ■.,wi   .,i, 

Art.  ».  loUt  Jülich  ne. 

Art  39.  wird  dahin  ■bgetadert:  «di«  Cttrtet  soHe«  imMwI*^  idh» 
«rufeu  wcrdeo.  sobald  di«^  Krone  erledigt  ist,  oder  der  König  auf  irgend 
Veise  unfähig  wird,  die  Regierung  zu  fMu-eo"  (cuando  e\  Rej  se  im- 
ililsre  de  qualquicr  modo  para  el  gDbierno). 
Art,  37,  rälll  gänilich  aas. 

Nach  Arl.  49.  wird  nachstehender  eingeschaltet:*)  „Bevor  der  König 
cnnählang  eingeht,  wird  er  die  Corles  davon  benachrichtigen,  und  ihrer 
itnigung  sind  die  Slipulationen  und  Ehecontracle  unterworfen,  die  den 
stand  eines  Gesetzes  ausmachen.  Dasselbe  hl  in  Beiug  auf  die  Ehe 
i^aillelbaren  Thronerben  ru  beobachten.  Weder  der  König  noch  sein 
Lelbarer  Thronfolger  dürfen  eine  Verin*ahlung  mil  Personen  eingehen, 
i  das  Gesetz  voi^^Whron folge  anstcUieMt.  **) 

Art.  54.  wurde  qplp  abgeindert:  jßt  Penonen,  welche^  ngieren 
H'äita,  oder  Mwa^  getHk  fiilbM,  «feiäaft  sit  •mifmeiMoLF  Mcht  u 
MM  M  TeriiereB,  OaS  dmft  ein'  «MaeU  Mtt  dM-  tbftaMs«  idM^ 

Art.  56.    Wird^^dw  ThroB  dniith.«iiw«aHjB»  WBgUMWCWt-,»  httsitß 
^keinen  Tbeil  an  der  Beneni^, des  Söusreii^,^!^  ,  .■,.:.,, 
XKe  Art.  57.,  S8.  imit  50.  siiid  in  nach^enend^  nfiq^^Hruwdi: 
AW.  57.   'Wetm  ier  KftMg  mhd^lBH^' tsL  iii  «tt^Pvi^  ddleCiffi« 
t  da  KiM^  gnd  M  4pren  MiLMgdMl|*Aer  'VeMmdUv  MM*r  UMK 

ideiC<»flitatioDfellgeMU«>e*dBMgd«rMlc ~ 

itt,  sofort  di«  flegeitschaft  entnte 
an«'  der  3lind£i^ähriBlKit  «isttben. 
Ati  ».    DaiiUt  der  nichste  Verwandte  Ü 
i!^  80161«-  Kfd,  ntMrig  Afate  tarUdig«' 
ilMwtp.  itiif|esrtdMfeii-«Vwe9*tt  Mit    Wt  4 
>  lüfinui   Dar  dan»  die  ReplitMiMA'aiMrv 
bleiben.  'i  -. ''        .<!<    r^i-'  ■ 

Art.  90.    Der  fiegent  Übt  die  to1)b  Gewalt  de<  KÜrngs,  uq.  in,  ämfm 
a  mit  Tefttigüligeh  der  ttegierliii^  Teröftenllichi  werden. 
AH.  lO.   Der  ffegerit  le^  raf  dM  CJatUa  dWi  ÜM  ÜU,  dMi  ihiiidli^W 
Kftdige  treu  iD  Mfn  Md  -die  VeHiniiB|  im<  OWirifc  dw  tWHÜftiafc 

^(^  «xrdi  ein  beimaßt  ßOHt  0kefi»(fi  fbfflfeW  Mlb,  MtÜ^'W^ 
»V  «hMtgOu*  md  4(«  £flMMl*  nf  Hm'  ftr  toMl»  At>MMiMf  WtiK 
I  hatU,  dit  durch  di*  ContUMimj^  nrM/b^' ta^ha  «Mrw . 
•V  iWMtr  ^itM  wid  ii<t<wrtic*  Min  MUHüdk,  «MfUtor  ««n  4id 
te9  ß«i  Corto«  md  dum  lMJufmn..fif$titif  m(i  «ncfuffuMi,  4i 
t  Xamintm  lehr  lange  und  ItbhafU  Otbatttk,  iMAifm  ir  i»  Üf  Jcom- 
ttr  Äbgei/HheMi  <iü  JtiitniikM^Hif- "'  Jr-f^•c-■7;.„  ,  ,._>  ii^.o., 
r  dMI  «Mo*  üffrmCM«  «!#«*'.  ^l- 


ges  am  16.  September  1646  verlssgen*)  und  lebte  seit  dieser  Z^ 
theils  JD  Italien,  theiis  in  Eiiglanil;  voti  «einen  beiden  Brüdern  ist 
der  ältere,  Infiint  Juan  Carlas  seit  dem  6.  Februar  1847  mit  der 
Erzherzogin  Maria  von  Oesterreich-Este,  zweiten  Tochter  des  Her- 
zogs Franz  IV.  von  Modena,  vermählt  aber  noch  kinderlos. 

Die  Königin  Isebetia  liess  durch  ihr  Ministerium  am  19.  JoDi 
1845  die  sogenannte  AbdicatioD  des  Don  Carlos  fiii'  einen  Act  der 
Treulosigkeit  und  blinden  Versessenlieit  auf  die  Erregung  ncaer 
Zwietracht  erklären;  Don  Carlos  wäre  mit  seiner  gesammten  Familie 
für  Spanien  gesetzlos,  von  dessen  Boden  verbannt  und  erblos,  und 
jeder,  der  ihre  eingebildeten  Ansprücke  einzuführen  Irachtcle,  würde 
Im  Fall  seiner  Habhaft  werdung  unmittelbar  einem  Kriegsgerichte  rer- 
falten.  Ein  Jahr  später  machte  die  Königin,  nachdem  sie  fast  ihr 
secbszehntes  Lebensjahr  vollendet  hatte,  durch  ein  Uecret  vom  2Sstea 
August  1846  ihre  bevorstehende  \'ermahlung  mit  dem  Infanten  Don 
Francisco  de  Asts  Maria**]  ^annt,  dem  ältesten  Sohne  des  Infan- 
ten Francisco  de  Paula,***)  indem  sie  die  Cörtes  zu  einer  Versamm- 
lung auf  deu  14,  September  einberief.  Beide  Kammern  erklärten 
fast  einstimmig  am  19.  September,  dass  sie  sowohl  diese  Vermäliliiii( 
als  die  der  einzigen  Schwester  der  Königin  (und  präsumtiven  'niron- 
folgerin)  mit  deiV  Uerzog  vcm  Montpensier,  dem  jüngsten  Sohne  dei 
Königs  Louis^fl^ipp  von  Frankreich,  billigten.  Beide  Vermahluofa 
wurden  am  10.  Octuber  IS4ß  vollzogen,  nachdem  von  der  Fran»- 
sischen  Kegierung  durch  Guizot,  als  Minister  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten, m  einer  Nute  vom  5.  October  erklärt  war,  dass  die 
Annahme  des  Britiscberk  Uinisteriums,  wie  durch  die  Vernuililung  da 
Herzogs  von  Montpensier  mit  der  Spanischen  liifantin,  eine  VerzJrlit 
leislung  der  Kinder  der  letzten  auf  den  Spanischen  Thron  in  dva  B» 
Stimmungen  dtT  rriedensverlnige  von  Ltretht  schon  vorläge,  durch  dt 
]lHt««ct|eB  widerliegt  sqi.  **f*)  Der  lofeiDt  GeaaU  der  KÖsipe  m- 
4;Ai«lt  an  dei»  Vennählungstage  darcfa  kräigUabef  Oocret  dea  JMi 
ttKfWJg'  und  (UajeBtüt",  jedoch  wie  «>  veriasmvgarwkHif  JetWlM 
«faä«  AotheÜ  aa  d«r  obecstea  StMrtsverwaUuag.     Em,  ailgMMB 

•J  fier  Tage  vorher  f\2.  Stplmber  lÖ«;  trlUti  «r  m*  Mue  Pro* 
matiiM  an  die  Spanier  ähnlichen  Inhaüi,  mU  noch  HärkKrtr  Vemehvtn 
uintr  eontlitutionelien  Grunätätst  «nd  völliger  Unparthtiliehktit  i/rgmii 
vtrschitäenartigen  Factionen  in  Spanitit. 

••)  Gtboren  am  13.  Mai  1822. 

"V  ßti  jüngeren  Brüden  det  Kinigt  Ferdinand  17/. 

""J  Der  ttarke  diploinatiiche  A'olemeecluil  über  die««  AngelegmM 
iBvrdt  am  12.  Januar  den  FrajtiStiitHit^Kiitnmern  ithd  an  2X  Januar  18f< 
rf«n  Engliichen  Parlamente  vorgelegt,  •  ' 


c 

^1« 


Mtfe-^Deopet  ?oin  ITi  (letober<  1846  begleitete  diese  aussöhneD- 
iiVamiahliiDgafeierlichkeile»,  indem  allen  Spaniern,  welche  den 
der  Treae  der  Königin  leisten  würden ,  utid  nicht  als  Bfilitär- 
r  Qfil^Cliefs  in  den  Garlistfocben  IJnrahen  verwickelt  gewesen, 
ük  dasselbe  die  Befiignisse  zor  Rückkehr  nach  ihron  Vaterlande 
Mgt  wurde;  dies  Decret  wurde  nochmals  erweitert  am  3.  Sep- 
ber  1847  für  die  Spanischen  AusgewMderten ,  nur  mit  der  Be- 
Mkon^  dass  den  formaiigen  Garlistischen  Seidaten  der  A«fenthaM 
den  nordöstlichen  Provinzen  Spaniens  untersagt  wurda.  Zwei 
*e  später  wurde  die  Amnestie  durch  ein  königliches  Decret  vom 
lai  1840  auf  alle  politische  Vergehen  bis  zu  diesem  Tage  aus- 
shnt. 

Die  politischen  Ereignisse  in  Frankreich  und  Italien  in  dem 
en  Viertel  des  Jahres  1848  äusserten  zwar  ihre  Rückwirkung 
1  auf  Spanien.  Es  wnrden  in  Folge  von  Unruhen  in  der  Haupt- 
t  am  26.  März  1848  die  Cortes  g^Mlossen,  Madrid  in  Belage- 
^zustand  erklärt,  und  auf  Grund  o^  Art.  8.  der  Verfassung  wur- 

in  ganz  Spanien  die  verfassungsmässigen  Garantien  aufgehoben. 

Rath  des  Britischen  Gabinets  auf  Umgestaltung  des  Verwaltungs- 
ems (16.  März),  um  es  in  ein  mehr  verfassungsmässiges  umzuwandeln, 
'de  jedoch  auf  das  entschiedenste  zurückgewiesMjjk.  April  1848), 
n\  dem  Britischen  Minister  der  auswärtigen  AiiPRgenbeiten  die 
rtheilung  der  Innern  Angelegenheiten  Spaniens  nicht  zustehe.*) 

beiden  Geschwister  des  Gemahls  der  Köni^^^abella,    der  In- 

Heinrich  (geb.  den  17.  April  1823)  4|flPPI|M^^ii^  Josephe 
>.  den  25.  Mai  1827],  wurden  ihrer  ^^^HHNp|Wt  und  Infan- 
von  Spanien  und  ihrer  Ansprüche  auf  VläMgpBe  in  Spanien 

13.  Mai  und  28.  Juni  1848  für  verlustigimp^weil  sie  sich 
e   königliche  Genehmigung  unter  Verletzung  der  Bestimmungen 

pragmatischen  Sanction  vom  27.  März  1776  (vergl.  ob.  S.  40), 
mahlt  hatten.    Aber  bei  der  Eröffnung  der  Gortes  am  15.  Decem- 

1848  konnte  die  Königin  Isabella  in  voller  Wahrheit  rühmei^ 
SS  das  Spanische  Volk  mitten  unter  den  revolutionären  Umwäl- 
gen  in  vielen  Staaten  Europa's  fest  am  Throne  gehalten,  wenn 
h  der JlnJEätond  hier  und  dflyMbiiaupt  erhoben  habe.**    Der  in 

nfMnHHHn  Provinzen  SMWWPJwnd  namentlich  in  Gatalonien 
B>ehiM|H|Pikten  wieder  ralgj^rbchene  Bürgerkrieg  wurde  bald 


*J  Mii^dem  päpstlichen  Hofe  i$t  von  der  gegenwärtigen  Spanischen  Re- 
ung  bereits  am  27.  April  1845  durch  Castillo  y  Ayensa  xu  Rom  ein  Con- 
lat  abgeschlossen,  nach  weichem  Isahella  als  die  legitime  Konigin  Spaniens 
rkannt,  und  auch  die  GuUigkeiüä^  Verkaufs  der  NationalgiUer  (der  vor- 
igen Kirchen-  und  KlostergükrJ^in  Seiien  des  Papstes  erkläri  ist. 


erstickt  ab  in  GraC  vi»  Uontendk  «itf  dtt  ftauÖaädM»  Borna, 
wie  er  gerade  im  Begriff  war,  die  SpaMobe  Gnaae  m  äbcnchfei- 
te«,  am  5.  Aprit  1849  vertiaftet  und  dw  «Bter  4er  Beümgaag,  nad 
^•glaad  in  das  Priratleb«»  cvrikkiiikahreB,  feeigegebeB  wania  b 
gikgcn  iB  der  Thal  die  Jahre  1848  uad  >849  voräbw,  olae  dM 
die  Spaniscbe  VerfassuBg  nach  ir^fmi  äatr  Btchtung.  hi»  wigüMM 
wwde  und  deflaoBCh  Doch  gegeBwartig  die  im  Jahr»  IS'tönnitht 
YvSatMue  *0Q  1837  ^  dai  conslitaliooeUe  CruadgeM^  diMi 
Kekhsgi't. 


# 
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en  und  flrttinmiitiel.  IXamolit,  Qiirt^'di|]floMiti<iii^ 
SupplemeDt  M  Corps  diplonaüfie  v<H.  I.  —  J.  J.  BohiniAitt, 
entium  acadenucum,  Leipzig  1790,  voL  i  und  vol.  IL  -^  Dafau 
constitutiois,  Paris  1823  tom.  Y.  —  Carla  de  lei  10.  J^til 
)?6.  —  L?  Charte  cons^totionene  de  PortupiL  du  19.  April  18^, 
Pölitz,  Europaeische  Staatsverfassungen  BMlL  S.  203^-^1  — 
itsac»en,  TObiogen,  18e5--28,  Bmd  L,  lY.,  W.  inü  VL  -^ 
undnige  einer  Geschichte  dM  EepiitoentalivsysteMS  ? on  Portugal, 
8v).  ~  Schäfer,  GeschichU  PMogals,  Samburi^  1189&--50, 
ei  trelTliche  Werk  reicht  indess  eyrst  l||f|M^  Jahre  1580. 

zweiten  Hälfte  des  ne«il(te|iM^^  beg^m  tfer 
em  christlichen  Konigreiehe  bXi^äHBt  om  du  Und 
I  Mino  und  Duero  den  Arabern  abzugewinnen,  und  Kö- 
II.  drang  bereits  über  den  Duero,  eroberte  871  Goimbra 
le  4as  Lknd  «i  beiMi  IHbni  lies  DMhos  für  i^Mdie« 
auptorte,  dem  iMte  4iife,  der  ffiiM  ftrtucaüa  der 
e.  Sehr  langsam  gingen  die  Erobeningm  weiter,  unter 
Indem  Glücke  im  Kampfe  zwfaoiien  den  Christen  und 
der  Richtung  auf  jjHi^J^oflasB,  wie  di^er  hi  ^ortuffal 
s  Sjjlanischen  NaqirfjBo  genannt  wH.  Ate  flber.Ae 
Ül^dem  benachbaiw  Spanien  von  dem  inzwischen  ver«* 
he  Leon-Castilien  auf  Kostei»  des  Islam  rascber  fort* 
ste  dessen  König  Alfonso  VI.  (1065—1100)  mit  grossem 
den  Kampf  auf  dem  litilGeB  lU&t  des  Tejb  f6rt,  und 
Grafen  Heinrich  ^on  Bnrgnnd,  dem  nM  des  Her- 
I.  von  Burgund  mM  UreÄet  Ae$  Königs  Ri^Mt  |L  von 
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Frankreich,  mit  einem  stattlichen  Französischen  Kriegsgefolge  den 
bewährtesten  Helfer.  Als  Lohn  dafür  erlangte  Heinrich  ^ie  Tochter 
des  Königs  zur  Gemahlin  und  die  Landschaft  Portugal  als  eine  Lehn«- 
graf schart  Gastiliens*)  (1093),  mit  dem  spater  (1107)  erwei- 
terten Rechte,  dieselbe  auf  seine  Nachkommen  vererben  m  lassen. 
Bereits  der  tapfere  Sohn  des  Grafen,  Alfonso  I.  Henriqnezi  be- 
nutzte die  inneren  und  äusseren  Kriege  Gastiliens  zur  Eriangong  sei- 
ner Selbständigkeit,  indem  er  im  Jahre  1137  unter  päpstlider  Ter- 
mittelung  mit  König  Alfonso  VIT.  von  Gastilien  Frieden  schloss,  dabei 
zwar  zur  Entrichtung  eines  Jahrgeldes  an  den  päpstlichen  Stuhl  sich 
verpflichten  musste,  aber  auch  die  mllige  Unabhängigkeit  von 
dem  benachbarten  Reiche  sich  erwarb.  Durch  seinen  glänienden 
Sieg  auf  den  Feldern  zvt^sohen  Eifneiri  qpd|Ourique  im  Jahre  1139 
trieb  er  die  Araber  bis  hinter  die  Sierra  de  Monchique  in  Algar?e, 
und  liess  sich  von  dem  begeisterten  Heere  zum  König  von  Por- 
tugal ausrufen.  Die  Bestätigung  die&er  erhöhten  Wurde  f&r  sich 
und  seine  Nachkommen  suchte  er;^iiecbr4en  dtmaiigen  atoelmcMli- 
dieA  Begriflbn,  da  er  schon  ans  der  Leknsverpflichtiing  m  äetm 
andern  Staate  ausgetreten  war,  vrieder  b^  dem  Roriiiadieb  SHUe 
nach.  Papst  Innocenz  II.  ertheilte  im  Jahre  1142  seine  Gemehmi- 
gung  zur  Beibehaltung  der  königlichen  Wikdoi  «^  fr  deiui  abei 
auch  die  fernere  Zahlung  des  Jahi^eldea  nach  Rom  sidif  nsbedang. 
Im  Jahre  darauf  wurden  der  höhere  Klerus,  tier  AM,  Abgect^liiete 
der  Städte  und  viele  Gcisth'che  und  Mönche  zum  eraten  Reichs- 
tage nach  Lamefo  bewfen,  um  das  erste  Reichsgmndgesetz  Bfu 
gemeinschaftlicher  Reratbonq;  hervorgehen  zu  lassen,  in  welchem  die 
noch  jetzt  bestelliM|4cp.:lii^timmQngen  für  die  Thronfolge,  tebeb  den 
ausbedungenen  R^left-  des  Adels  und  der  ftmeren  Verw«kiiiig.M 


I«  Iieses  Iiamecenses  de  resnl  IiiMitMnicl 
eesslene  et  JnrllNis.    A.  1148^^) 

I.  In  Nomine  sancte  et  individne  Trinitatis,  Patris  et  Filii  et  Spiritts 
StDCti,  Trinitatis  inseparabilis,  que  nunquam  separari  polesL  Ego  AlfoMH^ 
Gomitis  Henrici  et  Regine  Tareje  fl]iiui3|ügiiique  Alfonii  lanpecalorit  Bii^ 
ni^rum  nepos,  ac  pietale  divina  ad  mp^m  foliuin  nuper  ^obiiniatiis»  quoiW 
nos  concessit  Deus  quittari  et  dedie'mfjojnfilk  de  Mauris,  nogro^gA^ids,  4 
proptera  haberous  aliquantum  respirationete,  ne  forte  nös  ^iQiuinn  bi6«t* 
mm  postea,  eouvocavimus  omnes  istos:  Ardiiepiseopum  Bnicfa«rtli4m,  Epif- 


^     V  Vergl  meine  Staatskmide,  Band  HL  Portm^ah  S  Sß8-^tti 
/  **)  Ahg^druekl  in  LaUinieeker  Sprache  bei  Sehmauß»^  Coi^ptr, §€4*1 
S.  4—7  undUiRQHßiei  Svpp^.  ßH  farp^^^  diflom.  wd.  /.  S*  »l Jn  F^isBfi^  ^i 
iiicher  Sprache. 


!  feftgestelK  wurden.  Wir  Iheilen  daher  dasselbe  ig  der 
Sprache  ifes  Originals  *)  nebst  einer  genauen  Deutschen  UebersetzuoK 
mit,  dl  dieses  Grundgesetz  in  wesentlichen  Best^ndtheifen  noch  jeUt 
gütige  Kraft  besitzt,  in  den  stehen  Jahrtiuoderten  während  seine* 
Besldiens  so  bäuBg  als  der  Angelpankt  des  politischen  Lehens  b 
Pirftngal  hetrsditet  ist,  aur  welchem  die  gegenseitigen  Berecl^tigun- 
gen  and  VerpOi'clitungen  der  Regierung  und  der  Regierten  sich  stüti- 
ten,  imd  da  es  überdies  eben  sowohl  wegen  seines  hohen  Alfers 
ab  wegeh  seiner  elnfacheD  ej^ienthümlichen  gesprächs-  und  Vertrags-' 
weisen  Form  als  staatsrechtliches  Document  beachtet  zu  werden 
rerfieUt  In  der  Urkunde  selbst  beOndet  sich  weder  das  Jahr  noch 
der  Ta^  der  AasstellnngTermerkt,  aber  j^nes  ist  unzweirelbaft  1143,**)' 
wte  nfoht  nur  die  Eingangsworte  des  Art.  I.  und  11.  der  Urkunde' 
(die  Msche  Erinnemng  an  den  Sieg  bei  Onriqne  nnd  die  papstHcb^ 
Bestit^uDg  der  königlichen  Wijrde)  erweisen,  sondern  ancSi  die  be- 
stlndlg^  md  allgemeine  Uebereinstimmting  der  PüHugiesiscben  Be-' 
gaaag  iind  Stande  v ollkommen  bekundet,  welche  diese  Veitiandltin- 
gen  der  Cortes  von  Lamego  zn  allen  Zeiten  ond  unter  ilen  TeTscWe- 
dtanten 'ümttSnden  als  die  Grundgesetze  des  Staates  ansah.  •**) 


I.    Die  Gesetze  von  liameco  über  die  Tliron- 

roliEC  iiiid  die  Heelite  Imi  Httnlfcrelclie 

PortiigHl.  aii<>i  dem  Jahre  1143. 

1.  Im  Namen  der  heiligen  und  uiitheilljaren  Dreieinigkeit,  des  Vaters, 
des  Sohnes  und  des  hciligea  Geistes,  untrennbare  Tlreieinigkcit,  welche  nie- 
■nl)  getrennt  werden  kann.  Wir****)  Alfonso,  Sohn  des  Grafen  Heinrich  und 
itT  KönigsKKhter"'")  Theresia.  Enkel  Alfonso's  des  Grossen,  Küntgs  von 
Spanien,  durch  die  giillliche  Gnade  jüngst  aufdca  königlichen  Thron  erhoben. 
babeot  da  niu,  Gott  Tfrgönnt  hat  lur  Ruhe  lu  kooimen  and  eioeq  Siff[  Ober 
a  llaiircta,  unsere  Feinde,  rerliehen  hat,  äni  wir  deswegen  eini^  Erbolung 
haben,  und  wir  spater  etwa  eine  solche  Zeit  nldit  haben  dürften,  alle  nadi- 
MchMis 'Mlmtr  mMminenberuren ;  4cn  ErsbiMhoT  t«ii  Braga^  den  Bischaf 

V  Dit  LaUinwhe  Sprache  htieb  Jn  Portugtd  lnt_  <>•  dat  vUridtut»  Jakr;. 
Awulfrl  die  aUgemtin  übliche  für  die  ScMvtttrgebniiu  d«r   Staativerhmtd' 


**J  Mtmnahm  früher  iäi  JdMlSl  m.  aber  Bug»  a.  a.  O.  &■  I.  naekü 
^nndao  und  Schäfer  a.  a.  0.  1.  S.  SiJfmch  Souta  und  Figueireio'i  OlttV::. 
"»ehttHgtj^Vtderlegen  bereiU  diese  Ztetifii. 

*"fSeh^er  a.  a.  0.  I.  S.  53. 

"'*J  Dtr  Kmig  ßngt  an  mit  Itk,  geht  dawi  o^  t»  iumtitin  Satte 
■>«  iit  Phiro^crfon  Wir.  über,  *o  diui  it^  dw  lübtrutttmg  4er  Bm/tHMtiti 
M^fN  gleich  mtl  Wir  OMgefaagen  wurde_.  ,      .    . 

*■**';  Sie  bfilte  baid  müh  dem  Tftde  O^reB  GmaiU  Beinp^  ß\}y^,^-, 
Im  Eenigin  rngmofmof,  h^«  tr  in  tuhrertty  CrJatfdm  4df„dmJiRArf  , 
>1I5  mneeifelhttfl  vorkommt,  Schäfer  L,  S.  «. 


m 

copum  Visensem,  Episuipum  Portuetuem,  Episcopuni  Colimbriensem.  E^isoh 
pum  Lamecenscm,  Viros  ctiam  noMre  Curie  infra  posUos,*]  cl  procuranlc* 
boDain  prolcm  per  suas  civilatcs,  per  Colioibriam,  per  Virnaraoes,  per  Lame- 
cum,  pcr-ViseuiD,  per  Barcellos,  per  Portiiin.  per  Tranco<iUin.  per  Chaves,  ptr 
Castnim  r^s,  per  Soucellas,  per  Pariclas  Velulas,  per  Senam,  per  Covilbanaili 
per  Monlemagiore.  per  Isgueiram,  per  Villaoi  regis,  e[  pro  parle  Doniiu 
Regis  LaureDtius  Vcncgas.  Et  nultitudo  ibi  erat  de  Monachü  et  Clericis,  A 
congregati  sumus  Lamegum  in  ecdesia  Sancle  Marie  Alniacavc,  sedilqne  Res 
in  solio  regio  sine  imigniii  regis,  et  surrexil  Laureotius  Venagas  Pn>cunUr 
Regis,  et  dixil: 

II.  Congrcgavil  vos  Rei  Alfonsus,  quem  vos  fccistis  campo  in  Auriqniii. 
ut  videalis  booas  literas  Doniini  Pape,  cl  dicalJs.  si  vullis,  quod  sil  nie  R«i. 
Diierunt  oioDes,  nos  voliimu^  quod  sit  VLex.  Gt  diiit  Proeurator:  Qgemodo 
eril  Rex,  Jpse  et  Itlii  ejus,  a.ul  Ipse  »oliu  Bei?  El  dixcrunt  omnet.  Ip^  in 
quantum  vivct,  cl  filii  ejus  postcaquam  dod  vixeril.  Et  dixil  ProcuraUir.  ä 
ita  vultb  date  illi  insjgne.  Et  dixcrunt  omnes,  dcmus  in  Dei  nonÜDC  Si 
surretit  Arctiiepiso^us üracharensis,  et  tulit  de  maDtbusAbbatis  de  Lturbtiu 
coronain  magnam  aurcani  cum  mullis  mai^aritis.  que  Fuerat  de  Regibus  tiolo- 
rum  et  dederant  Monaslerio,  el  posuerunt  illam  Regi.  Et  Dominus  Rei  ^ 
spata  nuda  in  mauu  sua,  cum  qua  ivit  in  bello,  dixit:  Bcncdictus  Deus.  qni 
mc  adjuvaviL  Cum  ista  spata  liberavi  vos  et  vici  hostes  Dostros,  et  vos  nt 
fechtis  Regem  et  «ociam  vestrum.  Siqiijdem  me  fecistis.  constituaiiHU  logirf 
per  quas  terra  Doslra  sit  in  pace.  Dixerunt  omties.  voliimas  Damine  Re\,  et 
placet  nobjs  constiliiere  leges,  quas  lobis  bene  visum  fuerit,  et  nos  sunnu 
omnes  cum  liliis  filiabus  oeptibus  el  nepotibus  ad  vcslrum  mandare.  Vuciiit 
citi US  Dominus  Rcx  episcopos.  >Jro5  nobile;  et  procuratores ")  et  dixerunt 
inlcr  se:  faciamus  in  principio  leges  de  heredilile  rcgni  el  fecemnl  istu  le- 
qaeDlei. 

I^.  Vint  Dominos  Rei  Aironsns  et  babeat  regnnm.  Si  |LpbD«r^  ]|^ 
vaponei,  nvint  p,  htbtun  Kguun.  il»  ul  ma  lit  neceue  ftccr«  itl«  ietm 
rtgoB.  Ibuot  de  isla  Moda  Pater  si  babuerit  ngnu»,  eam  fMÖt  bmMm. 
filius  babeat,  poslea  nepos,  postea  fllios  nepotis,  et  pottea  filiu*  fiÜaraa  ii 
secnb  secahram  per  seraper. 

IV.  Si  fuerit  mortuus  primus  fliius,  Tiveute  rege  patre,  iecandaiMl 
Rax,  si  Mcmd&s  tcrtiu,  n  terlias  )|«Bittu,   et  dfliirfe'6nn«  fter  Vtm 


'J  Sie  rfn«  m'fÄ(  näher  lu  beteiektun,  da  dit  leitgtnmterMduiflfit  old 
Nammangahm  im  Schlntae  ditirr  Urkunde  nicht  hinsxigtßgt  tind. 

"J  Sthon  in  dirter  ältetten  Urkunde  werden  alto  die  Abgeordiutn  mI 
der  Benennung  proeuralorei.  Proeurantet  beieichnet.  eine  Beieiehnung,  Ä 
MmUtUteh  owA  in  Spanitn  tU^  auf  die  h«rf$>  ?P^  SHük  geKiehn  uf.  | 


fBUt  dwKtchof  »a  Port»,  da»  BiniMC  von  Coinbn,  dt»  Biscinr  *<Ht 
^  andi  die  uatea  ui^efohrtea  Uäautr  bomk»  Hoff»,  upd  die  wadce- 
^rdneten  aus  ihren  Städten,  fUr  Coimbra,  Ittr  Ehiimaraei,  lüt  Lamtgo, 
teo,  für  Barcellos.  für  Porto,  fUr  Trancoso,  RlrCluTes.  fUr  Caitello  real 
go],  nir  Bragaoia,  ItLr  Torrei  vedras,  Hlr  Sinei,  fltr  CivilKäo,  (ni'Wdn- 
o  Velfao,  für  hgueira  uod  fUr  Villa  real,  und  von  der  Seite  dei  Königs 
•enu  Vuwsa*.  Und  M.war  datfdbst  auik.  *in»)ieage  nta  Mfocbcn 
eisilichen,  und  wir  sind  versammelt  zu  Liracgo  in  der  Üirchc  der  hei- 
faria  Almacave,  und  der  Künig  sas&  auf  dem  liüiiiglichen  Throne  ohne 
eben  Schmuck,  und  es  erhob  sich  Lorcnio  Vcnrga^  der  Procurator  des 
,  und  sprach: 

II.  Der  König  Aifon^^o,  den  ihr  auf  dem  Felde  zu  Ourique  zum  KBnig 
if  habt,  hat  euch  versammelt,  damit  ihr  das  ^listige  Schreiben  des 
Papstes  sähet  und  saget,  oh  ihr  wollt,  dass  Jener  König  sei.  Alle  ha* 
sprochcn:  wir  wollen,  dass  er  Künig  sei.    Uud  der  Procoralor  bat  dann 

auf  welche  Weise  soll  er  König  sein,  er  selbst  und  auch  seine  Sühne, 
r  selbst  allein  nur  KÜnig?  Und  alle  habun  gesprochen:  Er  selbst,  so 
■r  leben  wird,  und  seine  Sühne,  nachdem  er  nicht  mehr  am  Leben  sein 
l'nd  der  Procurator  hat  dann  gesagt:  wenn  ihr  so  wulll,  so  gebt  ihm 
loiglicben  Schmuck.    Und   alle  haben  gesprochen,  so  lasst  ihn  uns  in 

Xamcn  geben,  l'nd  der  £nbisehor  von  Braga  hat  sich  erhoben  und 
Q  Händen  des  Abtes  jvon  Lorvao  eine  grosse  goldeoc  Krone  mit  vielen 

genommen,  welche  von  den  Königen  der  Golhen  herrührte  und  die  sie 
losler  gegeben  hatten,  und  hat  die  Krone  dem  Konige  aufgesetzt.  Und 
:rr  König  mit  dem  blossen  Schwerte  in  seiner  Hand,  mit  welchem  er  in 
-ieg  ging,  sagte:  Gelabt  sei  der  Herr,  welcher  mich  unterstützt  hat. 
»em  Schwerte  habe  ich  eoch  berrttit  und  unsere  Feinde  besiegt,  und 
)t  mich  zu  euerm  Künige  und  Genossen  gemacht.  Da  ihr  aber  mich 
■ucbtbi^  M  UM  ans  GMetM.  fsWdkat  dtmh  «akht  tuMh  Land 
doi  bleiben  sftU.   Alle  haben  daraot  g«i4gb.w  f»)l«a<avHeir,K9M|tJ 

güßllt  uns,  Getetze  festiostellen,  welche  Tonnuc^Jace^  Eifcfa  cot  dOs;. 
rd.  and  »ir  lind  alle  bereit  mit  SShoöi,  T3c£teM,'  EnlEdn  nad  ta- 
»  es  Eurer  Ansicht  lu  überlasten.  Der  Herr  König  rief  duanf  yliiKll 
«Mfe.  die  HSoner  todi  Adrf  oni  di«  AI%«ordbeUo  d(t  Mdte  ioimb- 
Ad  Bfl  haben  ■»  eiMMderabseaickl:  tautnaNeiftGeHtie' UMr'dfH" 
|e  im  Königreicbe  feststellen,  nnd  sie  haben  diaM  nwMnlgmdefiwtlii 
in.  Der  Herr  KSnig  Alfonso  soll  so  lange  er  lebt,  die  köni^ich»>Herr- 
behdteo.  Won  diMer  Kinler  mliwlicbin  fieiAlMblft  eAalb»^  hat 
e  bleiben  leben,  so  sollen  lie  die  kSoi^che  Hwaduft  babi^i,  la.rdM»- 
it  nöihig  ist,  von  neuem  Könige  m  mwhen.  Sie  wQiden  aber  aiif  nadi-:, 
le  Weise  auf  einander  folgen.  Wenn'  der  Vater,  der  die  fcSbigBi&e 
haft  gdabt  hsA,  g«stot«en  irt,  so  stfRpie' sein  Mni'MIttIteti,  dartfifdUT 

nach  diesem  der  Sohn  de»  finK^iifbad  deniilMHt  der  Sohn-  dieiM- 
.  nnd  so  van  Jahitundert  n  iafarfaimdctt  in  allai  Zeilen,  fort 
[V.    Wenn  der  älteste  Sohn  bei  I.abKiteo  des  Teten ,  gestorjbaii  MW 
10  wird  der  iweite  König  sein;  wenn  der  tweite  gestorben,  der  dritte; 
1er  dritte  gestorbeo,  der  vierte  ODd  demnlcfast  alle  in  dertelb»  FUgr. 


«N  flidiHiJicheii  6«ckf(sMw.i^ 


V.  Si  röortans  sil  Sex  !nDc  fliih,  si  babeal  frttren.  sitfin  m  rit*  fjiu. 
et  com  fueril  morluus,  non  prit  R«  filius  ejus,  si  non  feccrint  cum  Epiicopi 
cl  Procuratores  el  nobiles  Curiae  Regis.  si  fpcerint  Regem,  eril  Rei;  si  um 
fecerifl,  QOD  eril  Bei. 

VI.  Ciiil  postea  l.aurentius  Veoegas,  Procuralor  Domini  RegU  ad  Pi^ 
carani«  Diiit  Rcx.  si  vultis  quod  intrenl  filie  ejus  in  hereditaübus  refjnittii. 
et  si  rultis  facere  leges  de  illis?  Et  pusteaquam  allercaveruDt  per  Boltv 
boras,  diteruDt:  etilm  filie  Domini  Reicis  sunt  Je  lumbis  ejus,  el  Tolonu 
eas  inlrarc  in  regno  c[  quod  lianl  leges  super  Ulud.  Et  episcopi  et  Dobilci 
fecerunt  leges  de  istu  modo. 

Vil.  Si  Rei  PorliigBlie  non  habnehl  masculum.  et  babnerit  filim 
sU  erat  Regina,  posl  quam  Rei  Tuit  mortuus.  de  islo  modo:  non  accipiK 
virum.  nisi  de  Ponugal,  nobilis,  et  talis  non  vocabitur  Rex,  iiisi  postquam  hi- 
bueril  de  Regina  filium  Vnronem;  et  quando  fucrit  in  conp^gatione  marilp 
Regine,  ibit  in  manu  manca,  et  maritus  non  paoel  in  capite  coronam  nfu. 

Vfll.  Sit  iata  lex  in  sempilernum,  quod  prima  blia  Rfgis  accipial  mifi- 
tum  de  PoTliigalia.  ut  non  Keniat  regnum  ad  eslraneos,  et  si  casareiit  oU 
Principe  estranco,  non  sil  Regina,  quia  nuuquam  voluraus.  nostnim  regnW 
ire  Tor  de  Porlugalentiibus,  qui  no;  sua  forlitudine  reges  fecerunt,  sine  adjl- 
lorio  alieno  per  suara  fortiludioem  el  cum  languine  suo. 

1\,  Iste  sunt  leges  de  heredilate  regni  nostri,  et  legit  eas  AUmlB 
Caneellarius  Doraini  Regis  ad  omnes  el  dixerunt:  bone  sunt,  JDsle  sonL  1^- 
mus  eas  per  nos  el  per  semen  noslrum  post  nos. 

X.  Et  diiit  Proeurator  Durnini  Hegis,  dicit  Dominus  Rei.  tullii  ton 
leges  de  nobilitate  el  juslilia?  El  responderunt  lunnes  placct  oobis,  sil  iu  ii 
Dei  nomine  et  fecerunt  istas. 

\1.    Omnes  de  semine  Regis  et  de  generaliontbus  (iliorum  el  MfMtn 
sunt  nobilissimi  viri.    Qui  non  sunt  de  Manns  et  de  intidelibus  Judeis.  «i 
Porlagalenses,  qui  liberaverinl  personam  Rcgi's  ant  ejus  pendonem,  tut  qc 
Dlium  Tel  generum  in  betlo,  sint  nobiles.    Si  aliquis  cumprebensus  de  iaüilt' 1^ 
libus  mortuus  erit,  propter  quod  nou  vull  esse  inlidelibus.  sed  stat  per  1i 
Cbristi,  filii  ejus  Mit  nobiles.    (Jui  in  hello  mataverint  *)  Regem  ini 
ejus  fditun  et  giDcaiiSrinl  ejus  pendonem,    sinl  nobiles.    Omnes  qui  saat  klj^ 


'J  Malare  ~  tödtrn,  tcoM  nur  veritümmtll  für  maetare;  weit  tctnifH 
ntiprtchmd  iii  die  Abteiltmg  t<on  malarw  oder  motara  Wurftpit^^fHt  i** 
Canye  nieinl.  matare  alto  für  mataro  Iranitigert.  ' 


^   s 


n  Mfltc,  SO  tei'  oieser  KSpig  »a  lUBe  vt  lebe;  wm-  4|mr  ab«r  ge- 
M  )@AhM^MMtti''dff  SolA'deäelBfc's  fltchl'Klikg'H^,  «mii  ihn 
t  die  Bischöfe,  AbgeordoHodA  SlUte'niit  ditTfedcIlellt  wm  O^dd 
in  ernannt  haben  werden:  .wefin  sie  ihn  a^er  Kum  Köiiig  gfmuj^LJtfben, 
m  er  Konik  sein,  wenn  $le  ihn  nicht  ernannt  habeoi  iö  soll  il^nicht 

l^iOiL"^'  ■■  .  ■  ■  ^^    ■'■''■'■"    ■■       ■■■■'■'■■     -"^:~-' 

'.'''Vi.  fiiMdr  «pnich  der  WieWitM'  4(»0eMi'VBIflei'LomuÄ  Vemg» 
I«  Abgeaid*rtetu,B«!  Köatgihit'gefti^Av  •trlhrwaUC,  '>#m  iMfc  wjpi 

kj^  die  ErhscMd^rJönigUthM  BMJffiW>W>*(|?^n>MU»h  -iw4'4t> 
t  GeM^,in  B^up  anf  ^e.madiev^^  , Und . nuUeifi  jf^^^f l&^qor 
^d^aber  gestnllen' halleii,  sagten  sie:  auch  me  'Töcoier  de*  Herrn 'SSnigs 

4iH!e8iMa;I>enden,  und  «ir  wcdka;  dus  lie  in  d«E  köRiglichaa/Wünle 

if^gen  Ufi4  da»  ^rübpt  Gefatze, geinaot^  werd<|B.    jüa4  dJQ  jß)M4ipfq,^iid 

Edeln  liaben  die  Gesetze  in  Tolgender  Weise  gemact)!.      ^   .   „,,,;■       .  , 

Vfl.'.WenQ  ein  König  von  Portugal  keinen  Sölinl    abfer  etteTodiur 

(o  nifd  diese  ftöttigbi.saln.iDacb'dan,  Todv.dei^Königa  jn/lbteender 
a^,.  Sie  »oll.  sicjb  m\.  beinw  lUfQOe  yernut^p  <)usser  aj^  .ffW»  >l# 

Adel  von  t'orlugäl,'  aber  dieser  soll  nicht  Künig  genannt  werjn,  bfevdr 
liotit  n*  der  KCoigm  einen  Sohn  erbtHen  hat  Und  wenn  diestf^emabl 
ifffollidier  VeifaniDluiig,,sefai,  nind.  lOi  mU  er  denKöniBin  Ar.  HiAeii 
i^  Keheo  und  auf  dem  Kopfe  nic))L  die  Krone  <^es  Reichs  tragep.  .  ,. ; ; 
Vin.  Dies  GeseU  soll  aber  fllr  alle  Zleitöi  sein,  dass  die  ersl^  t'>^'\^ 
Königs  einen  Gemahl  aus  Portugal  wähff.ilamil* nicht'  ^as  Beic'ü  idrAW- 
I«-  koiwie;  und  weno  sie  sich  i&I  oiMm  Rwwinigoijflirslen^terni'ählt 
pyolltc  so  soll  sie  nicht  Kqnjgin  sein,  weü.w^t^^,  walten,  ^  utmrt 
n^be  Herrschaft  von  den  Portugiesen  AbKomme,  weil  wir  i}ürch  unsere 
tl^kHt^e  Konig«  geälacht  haben,'  öÜn'^  tikmüi'  nfllfe,  d^rch  uJbei^  Ta^)'- 
dl  niilnDit  uiHerem  Blute.*)'      '  ■  '  ^-    "  ■  '    ' 

.  IX.  Dies  iiiMl*die  Gesebri  tU)er  die  Erbfolge  uu«vs  Königvelchi,  «ad 
Kanüer  des  Herrn  Königs  Albert  hat  dieselben  vorgelesen  und  di^Slinde 
en  gesagt:  sie  sind  gut,  sie  sind  gerecht,  wii*  wollen  dieselben  fttr**)  uw 
,  nir  unsere  Naehkoinmen  dach  drts.      '  .■'"'■      >      . 

iX  '  Und  der  Pv^nirator  des'Hvni  Köhigsihat  gsagt:  der  Herr^Bng 
l.'ob  ihr  Gesetze  über  den  Adel  und  die  RechtspOege  macheui^wf^ltl  ll>d 

haben  geantwortet:  es  gerallt  uns,  mag  es  so  in  GoUes  NaOien  geschehen, 
I  sie  haben  nsiChsichfnac  gemacht.  "  "     '  - 

XT.    Alle  Sprossen  des  Königs  und  ans  der  AbsUinroung  sttijcr  Sühne 
1  Enkel  gehörcu  zu  dem  höcbslen  Adel.     Diejenigen  aber,   «dche    nicht 

den  Mauren  und  den  ungläubigen  Juden  abslammcn  und  Porlugieseu 
I,  welche  die  Person  des  KSnigs  oder  sein  Panier,  welche  seinen  Sohn  oder 
«iegersohn  im  Kriege  befreit  haben,  sollen  lum  Adel  gehören.  ~  Wenn  $i- 
id  von  den  Ungläubigen  gefangen  und  gelüdtet  sein  sollte,  deshalb  weil 
nicht  ungläubig  «erden  n ollte .  sondern  bei  der  Religion  ChVIsti  stehen 
b,  dessen  Sühne  sollen  zum  .'\dcl  gehürcn.  Wer  im  Kriege  den  feindli- 
n  Konig  oder  dessen  Sohn   getüdtet  oder  dessen  Panier  erobert  haben 

.  V  ^'uam  oJer  luo  iit  hier  dam  Sinne  tiach  umweifdhaft  in  nostram 
I  notlro  XU  verwandeln. 

Ä)  Die  Prirpoiition  per  wird  in  dieter  Vrkundt  fatl  durtbiccg  für  pro 
ht,  doch  fitfl  Beibihaltung  dei  ngierUn  Aerutalivt  slatl  äti  Mlatii'. 
Scbaberl,  VnruiuDgsaikaadeD.  a,  B<l.  9 


im  ♦  , ' 

noatn  Cnrta  et.'Mtoimt  de  loU^MbMi,  lUt  ftr'^tfa^  WbiUk  Omki 
im  qoi  ^eriBt  itli^']  m^mide  euago.  Aaäfmt  tint*  tuqoA  aaMn 
«t.pqnwuiUir  nci  ««tffi  per  ^»fu  gmcntionM.  i     -> 

^H.  Nobfles  il  fitgeridt  de  I^d^  li-percosieHnt  com  MaU-suäu^ 
mnUeren,  n  oon  liberiTentit  Regem  aut  flliom  ^as  aat  pcndqDan  fco  iw 
posse  in  Lide,  ti  juraverint  falsum  testimoiUBm,  si  non  diieriBL  veriUleffl 
Hc^biu,  si  male  iaUverint **)  de  ßliabus  ejus,  si  ftigerint  ad  Manros.  m  for- 
taveriQl  de  alienis,  si  blasremavcrint  ad  Jesum  Chrrstnm,  si  voluertnl  mlait 
Regem,  non  sint  nobfles,  ncque  üli,  ncque  CGi  corum  per  sempcr. 

XIII.  Iste  sunt  iegcs  de  nobilitate,  et  legit  eas  Cancellarius  Re^is  Al- 
berli»  et  Hli  diTenint:  bone  sunt,  juste  sunt,  Tolumiu  eas  per  nos  el  per 
semen  nostrum  post  nos. 

\IV,  Omnes  de  regno  Portug^lie  obediant  Regi  «t  Aluaiilibus  loconn 
qui  fberint  ibi  pro  nomine  ßegum,    cl  isti  judicabunt  per  islas  Icges  jnstilk. 

XV.  IIoehü  si  furtavcril  pro  prima  vice  et  secunda,  ponanl  mcditun  t» 
tilnm  in  loco  per  nbi  omnes  vadunt,  si  magis  furlaverit  ponant  in  testa  1»- 
tronis  Signum  cum  Terro  caldo,  si  magis  fuHäverit,  morialur:  et  uon  mah- 
bunt  eum  sine  jussu  Domini  ßegis. 

XVI,  MnüM-  Mi  fcceriBt  mVairl  vin  lyo  «a  bonliie  ti||i*..Ctiir 
tjm  accuiTMt  eam  id  AhtaiQ,  et  if  nml  fapni  iatts, 
txaa  diieridt  tetnm  ad  domimjiB  |tcg«n,  et  creoietnr  rir  de 
Si  maritiis  non  vult  quod  cremetur  molier  de  BuJUr«,  aoo  owd^fc  tft.  0 
fedl  taaiimo,  icd  vadct  Kberi  qiti»  aon  cat  hs  isTtr*  etm  et  Mrtu«  Btm. 

^  ,  XVn.  Si  aUquis  occiderit  h<Hiiinem.  lit  ^s  est,  'inorUtiiT  pro  iDa>  ^ 
qnis  sfortiaverit  ***)  virginem  nobilem,  iQon>l«r.  e^  totna  fatna  «KK  äldt 
iwgipe  riorttaU.  Si  non  ett  nobilb,  mariUnluc  Miilitf  im  JuBa  ngKlii  A 
nje  ndtL  öL 

STID.  Qnando  aliqnis  per  Tim  gucaverit  aTere  alieiiniD,  ndit  fit 
relonis  ^  Aluaiil  et  pout  querafaun,  et  iintäl  iMÜUiat  ilfi  nm  mtn- 

XIX.  Homo  st  hceqt  ronun  cnm  rerro  mcAuda.  yA  dne  iÜlo.  «d  de- 
Qi^  cma  la^dc  ral  )igno  Ironcado,  üätl  illmit  Alouil  c«ii)p«iieM  daniv 
et  pachire  deocn  pionbitiao*.  ' 


V  lUt  odrr  IM».  Spmüih  M.  üt  dat  M  WiMMk«  Wm*  0»  (» 

Kan^f,  Strtit,  wut  stoor  im  MtgtrUehe»  Sinne. 

*V  Polare  ^matten,  flauder»,  uMrrieatee  Ztuf  Irf^Mt»  tfnM  aadi 
dM  im  FrimtötiKheti  erh^Oent  Wort  FaM  ßr  eftwR  ttArAblBäi:]9Uta«ir. 
.i"V  Sfortlare  oder/brAon  Oevatt  anthuii.  <>«r/W««-(Mfe  « 
aultm  Motkmitdtn  Sprmekm  mAoMr.  ftnt.  ifftrit*,  ^  ^^ 


Ue,  9oII  lam  A|IeI  geboren.  Alle  welche  in  iins«nii  Höre  gehüren  und  von 
T  Z$it  her  Edellc^lc  sine),  sollen  für  imm^f  ima  Add  gchürcn.  Alle  die- 
i^n,  welche  in  dem  grossen  Kampfe  auf  dem  Felde  bei  Ouriquc  gewesen 
d,  sollen  gfeieh  dem  Adel  sein  unil  iminc  Vasallen  genannt  werden  für 
c  ganzen  Gcschlerhlcr. 

XII.  Wenn  aber  Edclleule  von  dem  Schlacht  fei  de  gellohen  sind,  wenn 
ein  Weib  mit  einem  Schwerte  oder  einer  Lanie  geti)dle[  haben,  wenn 
uichl  den  König  oder  dessen  Sohn  oder  dessen  Panier  nach  ihrem  Vet- 
gen  auf  dem  Kampfplätze  befreit  haben,  wenn  »c  einen  falschen  Eid  ge- 
woTco.  wenn  sie  den  Königen  nicht  die  Wahrheit  gcsagl,  oder  wenn  sie 
I  seinen  Ti3chtern  schlecht  gesprochen  habrn,  weniS  sie  tu  den  Mauren 
lohen  sind,  wenn  sie  fremdes  Gut  geraoht, .  wenn  sie  auf  Jesn»  Christus 
lucht  oder  wenn  sie  den  Künig  ISdlen  gewollt  haben,  so  «ollen  sie  nicht 
br  mm  Adel  gehiiren.  weder  sie  noch  ihre  Söhne,  für  alle  Zeiten. 

XIU.  Dies  sind  die  Gcselic  über  den  Adel,  und  der  Kanzler  des  Kii- 
1  Albert  hat  dieselben  vorgelesen,  und  jene  Stände  haben  gesagt:  sie  sind 
.  sie  sind  gerecht,  wir  wollen  dieselben  für  uns  und  für  unsere  Nachkom- 
n  nach  uns. 

XIV.  Alle  aus  dem  Königreiche  P«rliigal  sollen  Gehorsam  leisten  dem 
nige  nnd  den  Alvazil's  der  Ortschaften,  welche  daselbst  im  Namen  der 
nige  stehen,  und  diese  sollen  nach  den  nadutebcuden  Gesetzen  der  itecbts- 
^e  l'nhei!  sprechen, 

XV.  Wenn  ein  Mensch  mm  ersten  und  zum  zweiten  Male  «nen  Dieb- 
i)  begangen  bat,   so  sollen  sie  ihn  halbbekkidct  an  einem  Orte  hinstellen, 

alle  vorüber  gehen;  wenn  er  noch  mehrmals  einen  Diebstahl  begangen 
.  so  soßtn  sie  am  Kopfe  des  Diebes  ein  Arandmarlucichcn  mit  heissera 
ra  aufdrücken;  wenn  er  dann  noch  öUer  gestohlen  hat,  so  soll  er  getödtel 
den:  doch  sollen  sie  denselben  nicht  ohne  Befehl  des  Herrn  Königs  lodten. 

XVI.  Wenn  ein  Weih  Ehebruch  getrieben  hat  mit  einem  andern 
ine,  DDd  ihr  Gatte  sie  bei  dem  Alvazil  angeklagt  hat.  nnd  wenn  bewährte 
gen  dafDr  sprechen,    so  soll  sie  Terbranni  werden,   nachdem  sie  alles  an 

Herrn  König  berichtet  haben  werden,  und  der  Ehebrecher  soll  mit  ihr 
>ranDl  werden.  Wenn  aber  ihr  Gatte  nicht  will,  dass  die  Frau  wegen  des 
tbruchs  verbrannt  werden  soll,  so  soll  auch  nicht  der  Mann  verbrannt 
den,  welcher  mit  ihr  Ehebruch  getrieben  bat,  sondern  frei  davon  gehen 
I  es  nicht  gesetzlich  ist  jene  leben  zu  lassen  und  diesen  zu  tödten. ' 

XVII.  Wenn  Jemand  einen  Menschen  erschlagen  hat,  sei  es  Wfer  es 
le,  so  soll  er  für  jenen  die  Todesstrafe  erleiden.  Wenn  Jemand  einer 
gfrau  von  Adel  Gewalt  angethan  hat.  so  soll  er  Todesstrafe  erleiden  und 
le  ganze  Habe  soll  der  geschändeten  Junglrau  ZDfallen.  Wenn  die  Jung* 
I  nicht  zum  Adel  gehört,  so  sollen  sich  beide  hetralben,    mag  der  Mann 

Adel  sein  oder  nicht. 

XVIII.  Wenn  Jemand  mit  Gewalt  fremdes  Gut  an  sich  gerissen  hat, 
mII  der  Beschädigte  zum  Atvant  gehen,  und  Klage  dartlber  anstellen,  und 

Alvazil  soll  ihm  flir  die  W Lederherstellung  sargen. 

XiX.  Wenn  ein  Mensch  einem  andern  eine  Verwundung  zugefügt  hat 
einem  eisernen  Werkzeuge,  oder  auch  ohne  jenes,  wenn  er  ihn  verletzt 
mit  einem  Stein  oder  einem  Holiknüttel,  so  soll  der  Alvazil  bewirken, 
i  jener  den  Schaden  vergülige  und  zehn  Maravedi's  •)  zahle, 

*J  Ich  habe  die  Veberieltung  Maravedi  für  Mortdtitini  gewäfM,   ohne 


*• 
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XN.  Homo  qui  fccerit  lujuriam  Alunzili,  AlcaMi,  hsniini  vüsso  t  Do- 
mino Rege,  v<J  eliam  sajoiie.  'J  Si  percusscrit,  assignclur  cum  ferro  fJU»,  si 
non,  pedic  quin(|uaginUjnorabiliODas  el  componal  damaum.  > 

XXi.  Uaec  sunt  leges  justitie,  et  legil  eas  Cahcellartus  ßbgi&  Albertai 
ad  onmcs,  et  (liicruiil:  bone  simt,  juste  sunt,  volumus  eas  per  dos  et  pa 
leBWn  nOBlrum  post  nos. 

XXil.  Et  (liih  Procuratör  Regts  Laiirentius  Venegas,  vultis  qnod  Od- 
minus  {Lei.  vadat  ail  Cortcs  Regis  de  Leone,  vd  dct  Iributum  Uli  aut  alicai 
perSDOli  iur**)  Doruini  Papc,  qui  illum  regem  crcavic?  El  uraoes  »urreHrunt 
et  spatis  nudic  io  allum  dixerual;  nos  liberi  aumus.  rei  aoiter  IJb«T  tä, 
manus  uoslre  nos  liberav«runt  et  Uominus  Rci,  qui  lalia  conseucril,  monator 
eL  ti  Re\  facrit.  non  regnet  «nper  nos.  Et  Domiuus  Rcx  cum  Corona  ileniB 
surrexit,  et  simililcr  cum  spala  nuda  dixil  ad  omnes:  Vos  scitis,  quanU^  Ha 
fecerim  {ler  veslram  libertatem,  Ii'slcs  estis,  Icslis  brachtum  mcum  d  isti 
ipata,  »  qnis  lalia  consenserit,  mopiatur,  et  si  lilius  aut  oepos  meui  fucriljf 
non  regnet.  Et  dixerunt  omncs,  bonum  verbiim,  morientur,  et  Rex  si  fuetjl 
talis,    quod  Con»entiat  Dominium   alienuro,    non    regnet.      El    ilenim   Rtf 


.  •  DÄMetTReichsg^inidgeiiets  des  <  PortngiMJBhCD  StHtes 
vior'Jal^iihdMe.'so  lange  ^'ch  ^dne  SelbBtAnidigkdt  'äWrit,  A 
gäü|)t;^ndlage 't&r  die  g^enseiligeii  Verpflichtangeii^Q^ll^dite'Ml 
iKWglicbeD  Hauses  DDd  der  V«rtretier  des  Vqllcs.  ^  ^  I%ttin|l 
mooBlichen 'Nactibomincii  des  ersten  üüriigs  Alfuiiüo  waren  milKv- 
nig  Fenuindo  im  Jahre  1683  (--•  Octobcr)  ousgestorben.  ÜIq  Ctr- 
teq,  Reiche  seit  dieser  Zeit  auch  Curia,  Conceitim  oder  Ajuntamento! 
gotfSit  werden,*")  wurden  nicht  regelmässif;  zusammen  berufn: 
sie  fcattaD  zwar  d^- König  Fernando  im  Jahre  1371  gebeten,  die 
Venlntmluagen  der  Cqrtes  alle  drei  Jahre  einzuberufen,  «ber  die 


MäffiW»  nw  dttr/eN,  dütt  ifünitn  Mit  äen  tpaterfn  Spanitchta,  kvpffnn 
maravtii't  ttfrvceAwlt  x»  lausen.  Von  den  älltren  PortugitsUchrn  Jfüiun 
Oehtn  vru  aU?  Klfmt  riekercn  h'tnntntne  offea,  da  sie  seit  PhiUpp  II.  vnUr 
ätr  ^poalfoAM  fia^tchaft  lämmti'ch  dtm  Verhekr  enUogen  icvrilra.  W« 
f:imrm  .dflhtr  ni^  «tnmal  frH  bedimmeii,  ob  dic/e  Morabüini  aus  Üold  oäa 
Silber  geprägt  tcaren.  ,  ■         ,        .         t 

*;  Siafo  itäJ^Sagio  Ut  der  .6eriehttiia%^r,'G^rieka*ota,  wonlff 
wUhren  SUlltn  i»  Du  Cange'i  GlottariiA  *u  findm  Mnd.,.       .        .   . 

^J  For  iii  Ht$  ventürnntlh  BotnittaMih-LiaetH  mftmUlkitiSrfitk 
in  der  e*d«ut»ny  MUiigr:       ■■'■    ■  ■.'■■      *..-fift.'^>     /r 

"Jirp  im  «fcWiy»  MtohnUtin  Sehäfer.  GmO^^M  ^B. 


.-'^ 


XX.  Wenn  ein  Mftüch  Hn«ti  Alvaiil,  einem  Alcaiden,  Kinem  Bolen 
enn  Kimigs  o4rr  auch  einem  Sajcua  [GerichUd jener)  eine  Beleidigung 
fi  und  i^Q  auch  iioch  geschlagen  Jial,  io  goU  ijT  uJl  bciiscm  Eisen  gc- 
Dartt  wcrdfn,  und  nenn  er  nicht  geschlagen  hal,  so  soll  er  fuQÜcig 
wJi's  zahlen  und  den  Sehaden  vcrgüien. 

XXI,  Dies  sind  die  Geselle  der  Rechtspflege  «nd  der  Kanzler  des  Kü- 
Iberl  hat  dieselben  allen  Versa mmellcn  vorgelesen,  und  sie  halten  ge- 
sie  sind  gut,  sie  sind  gereehl,  wir  wollen    dieselben   für  uns  und  für 

Nachkommen  nach  uns. 

XXJI.  l'nd  der  Trucuralor  des  Königs  Lorcnzo  Venegas  hat  gefragt: 
ihr,  (lass  der  Herr  König  zu  den  Cortes  des  Königs  Wn  Lccm  geben 
m  oder  irgend  einer  andern  Person  ausser  dem  Herrn  Papst,  welcher 
m  Köiu'g  erhoben  hat,  Tribut  lahlen  soll?  |Tn4  alle  halten  sich  erhoben 
il  den  blossen  Schwerteni  gegen  den  Uimmel  geriehtet  gesprochen :  trir 
vi,  unwr  König  isL  frei,  unsere  Händ£  haben  uift  berreil.  und  der  Herr 
Reicher  solche  Dinge  zugcstinden  haben  sollte,  sott  sterben,  und  weos 
B  König  sein  »ollle,  nicht  mehr  über  uns  regiereu.  Und  4,«t  Herr  Ko- 
t  der  Krone  auf  dem  Haupte  erhob  sich  abermals  und  sprach  auf  ahn- 
Veisc  mit  entbliJVilem  Schwerte  zu  Allen;  ihr  wisst.  wieviel  Schlschten 
'  eure  Freiheit  ausgekämpFt  habe,  ihr  seid  davun  Zeugen,  mein  Arm 
tcse.t  Schwert  siud  Zeugen,  wenn  Jemand  solche  'Dinge  angestanden 
sollte,  so  soll  er  sterben,  und  wenn  es  mein  Sohn  und  £nkel  wäre,  so 

nicht  regieren.  Bnd  alle  Stände  haben  gesprochen:  ein  götcs  Wort, 
cn  sterben,  und  wenn  der  König  ein  solcher  gewesen  ist,  dass  er  in 
remden  OberherrscfaaFt  seine  Einwilligung  giebl.  so  soll  er  nicht  regle- 
Jnd  ttiedcnim  sprach  der  König;  so  soll  ed  geschehen. 


»-*( 


}rt  erhalten,    e^ werde  sin  einberufen,    wenn  es  ihm  und  dein  • 

zum  Wohl  und  Frommen  gereichen   werde.     Doch   wurde  • 

Fordenmg  'yon  den  lu  Lissabon  im  Jnhre  1372  versammelten  ^.'; 

i  wiederholt  14^  bei  dieser  Gelegenheit  der  Antrag  gestellt, 
ohne  ZuslimmuBg  der  Stande  kein  Krieg  geführt  und  Keine 
!  geprägt '  werden  sollte,  doss  die  Ausgaben  des  königlichen 
massig  und  auf  feste  Summen  bestimmt  «ein,  und  dass  die  nach  V'  ft^ 
eschlüssen  der  letzten  und  früheren  Codes  getroffenen  Anord- 
n  treu  beobachtet  und  die  dagegen  erlassenen  königlichen  Be-  ^ 

für  u^igültig  erklärt  werden  sollten. 
Die  königliche  Würde  ging   nun   auf  die  natürliche  Linie  des  ** 

K<in)gshause.s  über,  indem  d«-  erste  derselben,  Künig  Jo«o  I. 
—1433),    der  naliirliche  Sohn  des  Königs  Pedro  des  Strengen 

Aur  der  ersten  Ver&mmlung  der  Corles  unter  seiner  Regie- 
zu  Coimbra  wurde  ihre  Forderung  in  Bezug  auf  das  Becht  d^ 
i  und  Friedens  von  dem  Könige  dahin  bewilligt,  dasä  Krieg 
<'rieden  immer  nur  mit  Einwilligung  der  Cortes  bescMossen 
D  sollten.  Die  BcschHerde  über  erzwungene  Verheir^thungeo 
iniglichen  Befehl  wurde   gleidifalls  abgestellt:    lum  Heirathen  ' 


m 

sollt«  fortan  Niemand  gczuangen  wertjen,  doch  nahm  der  König  an<^ 
dieselbe  Freiheit  für  sich  in  Anspruch,  so  4ms  für  die  Zukaall  <ten 
Cortes  kein  EinuiHJgungsrQcht  in  die  Verniätitung  des  Jiönigs  mge- 
räumt  sein  sollle,  ntir  eine  Anzeige  von  der  Vcrmühlnng  gestand  der 
König  den  Ortes  zu.  Die  schriftliclien  Anträge  der  Abgea^d^^ 
ten  in  den  Cortes  iiiessen  zuerst  allgemein  AggravaioeDtDi 
(Besdiwerdcn) ,  wie  sie  bis  in  dns  vierzehnte  Jahrhundert  genaool 
werden;  darauf  nannte  man  sie  Arligos  (Artikel)  bis  zur  Ories- 
Tersammlung.von  Guimaraens  im  Jahre  1401;  aber  von  der  folgendeti 
Versammlung  der  Corics  ab,  die  zu  Simtarem  im  Jahre  1406  statt  find, 
Capitulos,*)  welcher  Nemc  ihnen  auch  blieb,  wenn  sie  lu  Besciilie- 
wn  erhoben  wurden.  Nach  ihrem  Inhalte  wurden  sie  in  al  Igetneine 
tmd  besondere  getheilt;  jene  waren  von  allgemernem  Inlerense  fiir 
das  ganze  Reich,  diese  nur  Tür  eine  Provinz,  einen  Stand,  woW  aach 
nur  für  eine  besondere  Gemeinde.  Dre  von  den  Königen  beslätigtai 
Beschlüsse  der  Cortes  hatten  volle  Gcselzeskraft,  ohne  dass  sie  förm- 
lich als  besondere  Gesetze  verkündigt  wurden,  nur  den  Abgeordncln 
der  zu  den  Cortos  berechtigten  Städte  und  Flecken,  wie  den  (ks 
Elerus  und  des  Adels  erlheilte  man  Abschrinen  von  der  königlichen 
Genelimigung  nebst  dem  vollständigen  Inhalte  des  Capitels.  —  Untfi 
der  Rogicrong  des  Königs  Joäo  I(.  (1481—1495)  wurden  »on  d« 
zu  Evora  noch  im  Jahre  1481  gehaltenen  CoHesversammlnng  iter 
scitlechte  Zustand  der  Rechtspflege  besonders  gerijgt,  der  namenUicb 
dadurch  eingerissen  war,  dass  die  durch  königliche  Schenkungsbriefe 
srfir  vergrösserteii  Grundherren  ihre  Gerichtsbarkeit  wider  alles  Ge- 
setz und  Herkommen  auf  benachbarte  ihnen  nicht  zugehörige  Gebiete 
ausgedehnt  hatten :  es  wurde  der  schon  früher  erhobene  Antrag  er- 
neuCTt,  dass  keine  gerichtliche  Vorliidungen  v«f  fticompetente  Rieht« 
erfolgen  sollten.  Der  König  erkannte  die  GereclitiRkeit  der  Bl- 
schwerde,  ordnete  in  den  beiden  nädistcn  Jahren  eine  weitläuB|l 
Untccsuchung  der  verschiedenartigen  Gerechtsame  an,  ohne  j«d«i 
mehr  zu  Staude  zu  bringen,  als  dass  der  in  Rede  stehende  Redilf- 
grundsalz  die  königliche  Billigung  erfahren  hatte. 

Die  glanzvolle  Regierung  des  Königs  Manuel  Oi96~l^i] 
oder  Emanuet  des  Grossen,  die  auswärtigen  siegreichen  Untemel)- 
mungen  auf  dar  nordwestlichen  und  westlichen  Küste  Afrikas  mil 
in  Ostindien  drängten  die  W  irksamkeit  ^nt  Stiidte  in  den  Hinlergnai 
JUehr  noch  geschah  dies  unter  dem  nachfolgenden  Könige  Joäo  Ul 


*J  Tgl.  Vistondc  de  Santarem  Memorial  para  a  Siitoria  dai  CeitH' 
qv«  rm  Portugal  tt  ctkbtwitK  LiOoa,  ISSS,  Bd.  IL  p.  7.  bti  Stküftr  C  A  0 
Seilt  W.  ill'^va-li    .:;,i.<.**l,    .A.'_xf,i   ;ih)-m  Ir     ijj.. 
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—1557],  besonders  nachdem  die  EinTuhrung  der  Jesuiten  in 
I  Staat  hier  gerade  da«  rechte  Feld  ihrer  ausgedehntesten  Thä- 
;  am  Bore  und  in  der  Regierung;  fand. '  Nur  das  Gebiet  der 
lieidung  über  die  Thronfolge  überliess,  nach  dem  Fall  des  Jü- 
chen Königs  Sebastian  auf  der  Afrikanischen  Küste  (1537 — 
,  der  letzte  König  dieser  zweiten  Portugiesischen  Dynastie,  der 
ih'ge  Cardinal  Heinrich  (1578—15^0)  den  zu  diesem  Zwecke 
Lissabon  im  Jahre  1579  berufenen  Cortes.  •)  Die  Macht  nnd 
old"  des  gewaltigen  Nachbarn,  des  Königs  Philipp  II.  von  Spa- 
verTehlten  nicht  ihren  Einfluss  auf  die  feile  Mehrzahl  der  dama- 
Cortes  EU  äussern,  die  eich  noch  günstiger  für  die  Spanischen 
«che  zeigten,  als  die  Cortes  zum  zweiten  Maie  in  diesem  Jahre 
her  1579)  zu  Almeiria  versammelt  wurden.  L'nd  auch  der 
Eiedeoere  Wille  der  Cortes  würde  in  dem  stark  zerrütteten 
pl  nichts  ausgerichtet  haben,  als  gleich  nach  dem  Tode  des 
s  Heinrich  (31.  Januar  1580)  Herzog  Alba  mit  einem  Spanisch«! 
!  die  Erbrechte  seines  Herrn  durchführte.  Philipp  11.  war  der 
der  ältesten  Tochter  des  Königs  Manuel,  Isabella,  die  on  Kaiser 
V.  vermählt  war. 

Dag  Königreich  Portugal  verlor  auf  sechszig  Jahre  (1580— 16-10) 
Selbständigkeit  sIs  Spanische  Provinz,  aber  es  bussle  such  gleicb- 

sein  Uebergewicht  im  AN'ellhandcl  und  in  den  Ausser-Europxi- 

Besitzungeu  ein.  Nur  der  Trost  wurde  ihm  gegönnt,  Haas 
tjTannische  Bedrücker  unter  der  schlatTen  Regierung  Philipps  IIT. 
!*bilipps  IV.  gleichfalls  mit  jedem  Jahre  mehr  in  und  ausserhfffb 
la's  die  Hülfsmittel  lür  ihre  Gewallherrschaft  zu  Grunde  ge- 
jess.  Und  da  nun  dessenungeachtet  die  Spanischen  Statthalter 
ihre  L'nterbefehlshaber  in  Portugal  immer  willkührlicher  Und 
akeoloser  verfuhren,  weder  die  Bechle,  nodi  das  Vermögen, 
die  Ehre  der  Portugiesen  schonten,  entbrannte  <fer  V<äkHhaM 
so  allgemem,  dass  (fie  mürte  gewordenen  Fesseln  der  Spani- 

Macbt  in  allen  Theilen  des  vormaligen  Portugiesiscdien  Staats- 
■js,  so  weit  es  noch  von  den  Spaniern  behauptet,  wurde,  in 
:ra  Angriff  zerbrochen  wurden. 

Joäo  IV.,  der  Begründer  der  gegenwärtig  noch  regie- 
len  Dynastie,  vnrdem  Herzog  von  Braganza  und  der  reichite 
Ibesitzer  in  Portugal,  war  durch  seine  Grossmutter  C^ttiarinS, 
mgere  Tochter  des  Königs  Manuel,  ein  zur  Thronfolge  berech- 

Descendent  des  zweiten  Königshauses,  durch  seinen  Grossvaler 
Herzog  von  Braganza,  den  Sohn  eines  Bastards  aus  dem  b-ühern 

V  Fff(.  Schäfer.  Gticch.  Portugal,  Bd.  III.,  .S.402  bis  x.  Ended.Bdi. 
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Köniffsbaiue,  auch  ?oo  mänDlicher  Seite  eben  8%  naturüch  mit  dor 
fruheni  Dynastie  TcrwanA,  wie  dic^  es  mit  dem  ersten 
^wesen  yar.,  Er/hatte  sich  am^t^  December  1640  an-die  Sjpüie 
des  ij^standes  ^egen  Spanien  ^tellt,  und  war  in  eiiugen  MoMtoi 
ab  König ^)  allgemein  aaerlumnt  (—1656),  da  die  mit  ISpimte im- 
lisirenden  Seemäcbtd  und  Fran|p:dch  in  ihrem  eigepen  Intteosse  aidi 
t^  ihn. erklärten  {i.  u.ysL  Juu  1641  und  29.  ^uar  16^^^ 

4^er  mit  ider  wieder  erlangten  Unabhängigkeit  des  Köujycjijii 
Portugal  traten,  ^uch  die  alten  Gortes  wieder  in  jh^e  Beobte.;;  9if 
machten  zuerst  emen  gewichtvollen  Gebrauch  ?on  denselben,  jodtt 
sie  gleich  nach  ihrer  ersten  Versammlung  am  28.  Ja^oiar  1641  eia 
Manifest  an  das  Volk  und  alle  Mächte  Europa's  erUäsaen »  Wl^ 
als  eine  vollständige  Erneuerung  und  Erweiterun§j|eaes 
Htu.pt -Vertrages  von  Ltmego  zwischen  Kön%  und. Stipk  in- 
zus^n,.  qnd '  auch  von  dem  Hause  Braganza  als  ^solche  m  fnoea 
Ifeziehungen  gq;en  die  übrigen  Staaten  gewiirdigt  ist,  wfewd^  ite 
;ausdi:MckIicbe  königliche  Siuictionirung  fehlt,  däi  wiU  nicht  den  voB- 
itanil^taiv  Inhalt  dieses  wichtigen  Oocumentes  hier  aufbehin^i  son- 
dern midi  nur  auf  die  wesentlichsten  Theile  desselben  besduinkeni 
v^eil  ^  zu'  xiel  Ausrüge  aus  den  einzelnen  T^tamenten  verscfaiedeDer 
Kon^e  und  'rein  historische  Thatsachen  in  Bezug  auf  die  V^baKoiKe 
zii  Spanien  in  dieser  Urkunde  vorkommen,  die  nur  von  oeschiditlicheiD 
Werthe  abei*  ohne  weiteren  Einfluss  auf  das  nachfolgende  Poitngpesqidie 
Staatsrecht  sind.  Dyegen  l>ezeichnen  andere  Stellen  um  so  scbatfjj^f 
vfrje  die  Stellung  der  Gortes  zur  königlichen  Gewalt  als  eine«soldie 
angesehen  fverden  soll,  welcher  in  kritischen  Fällen  auch  die  EdI^ 
sdieidong  über  das  KÖnigthum  zusteht. 

-  •  ■ 

11«'  AnrnmiAge  a«»  *emk  Mmiireste  der  StAaie 

des  MSnliirelelis  Pertugid)  fietrefTend  die  ß» 

MlmiiC  ahm  -KSüIm  Jmim  1¥«  aus  dcaa  Vmwm 

Ärasanza  und  das  Recht  der  Vtarenfelge» 

Ordii|iii||;3  Tem  96.  JTanuar  1691#^) 

Die  drdi  Stande,  das  heisst,  der  Klerus,  der  Adel  und  das  Volk  des 
Königreichs  Portugal  versammelt  und  alle  zu  Portugal  gehörende  Rodie  r^ 
prisentfrend.  mit  der  ganzen  Auctpritit  und  Macht,  die  ihnen  bogtkslist' 
haben  beschlossen,  um  diese  Versammlung  in  guter  Weise  anza&Bgen,  tes 

*J*ln  Lisiäban  bereiU  am  LDeekr,  und  wiederholt  mm  15.1Vclr.  INt 
**J  Abgedrudct  in  FränsÖsiseher  Sprache  hei  Sehmause  C»rf,  j'- 
gent  vol  IL,  pg.  2290-000  und  in  Pumhnt  Corps.  dipl^voL  TL  JW*3B8-^^ 
#/i  dem.Msüren  Akdrueke  befinden  sieh  auch  di0  Namen  *fi tifflribfr  iW- 
glieder  der  Cories:  f#  sind  8  Bischöfe,  29  MitgHeder  des  Adels  mi^  34  Mr» 
rodar/ii  o4fr  Atigeorin^  4e§  driUen^ßianäes. 
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Hötbig  iit,  durch  ein&Tob  allen  unteneichnete  öfTenlUehe  Acte  tu  enUcbcidcD, 

da»  das  Recht  des  Rüniglhums  lind  der  souvcrainan  Obergewalt  ihnen  zustand,  ' 
tmd  dass  ei  von  jelit  ab  dem  sehr  mächtigen  Künige  Dom  Joao,  dem  vkrteh 
p  dieses  Namens,  dem  Sohne  des  durciitauchiigsleu  Uerzog  Theodoitus  von  Bra- 
giDia  and  Enkel  der  durchlauchligsten  Prinicssin  Catharina  tun  Bragauza  zu 
^chl,  die  eine  Tochler  des  durchlauchligsien  Infanten  Dum  Eduarde  und  eine 
Enkelin  des  KÜnigs  Dom  Manue)  rühmlichen  Andenbens  ist. 

Daher  ist  derselbe  mit  Gerechtigkeit  das  erste  Mal  in  dieser  Stadt  Lissa- 
bon am  1.  Decerabcr  des  Jaiires  I<310  als  KiJnig  pruclamirt,  und  wenige  Ztil 
nachher  in  dem  übrigen  KÜnigreiche,  uod  darauf  ist  er  am  lälcn  desselben 

Jlunats  als  solcher  in  der  genannten  Stadt  anerkannt  und  angenammcn.  Die 
rei  obengenannten  Stande  haben  sieh  nichts  destowenigcr  heule  in  den 
Hofe  versammelt  und  ihre  Sitzungen  au  diesem  2ä.  Januar  KMI  mit  den  er- 
forderlichen Feierlichkeiten  erölTnel. 

Sie  haben  dafUr  erachtet,  dass.  um  die  glückliche  Proclamation  det  ge- 
IuddI^i  Kijnigs  und  seine  Wiedereinsetzung  auT  de(  Thron  zu  bestätigen  und 
feieriraier  lu  machen,  es  angemessen  wäre,  im  Namen  dessclhen  Kijnigreichi 
diese  Erklärung  schri(\lich  zu  niederholen,  durch  »clchc  sie  ihn  fUr  ihren 
legitimen  König  und  Herrn  anerkennen  und  annehmen,  ihm  in  djtser  Eigen- 
ScbaR  Gehorsam  leisten  und  ihn  auf  den  Thron  nieder  einsetzen,  welcher 
seinem  Vater  und  seiner  Grossmulter  instand,  indem  sie  sich  dazu  der  Aucld- 
rität  and  des  itechls  bedienen,  welches  dieses  KÜn^reich  bcsilzl,  zu  hestiip- 
OieD.  anzuordnen  und  einzurichten,  was  mit  der  Gerechtigkeit  übereinstimmt. 
Es  ist  also  geschehen,  um  die  Statuten  und  Fürmlichkeit^i  auszuüben, 
welche  seit  der  Errichtung  dieser  Monarchie  mit  dem  unhesieg liehen  Küiugc 
Alfonso  Heinrich  beobachtet  sind,  welcher  der  erste  KtJnig  derselben  gcwcKn 
ilt,  nachdem  er  zur  küniglichen  Würde  auf  dem  Schlachlfelde  von  Oorittiie 
erhoben  ist,  wo  tupf  ungläubige  Könige  gegen  ihn  in  Schlachtordnung  gestan- 
den halten;  der  Titel  des  Königs  wurde  ausserdem  noch  im  Jahre  tl4'i  durch 
den  Eapst  Innoeenz  II.  bestätigt  Und  darauf  ist  derselbe  von  neuem  durcfa 
die  drei  Stände,  welche  in  der  Sladt  Lamego  gegen  das  Ende  des  Jahres  i  143 
Tertammelt  waren,  als  König  proclamirt  und  anerkannt.  Und  man  hat  darüber 
schriniicfa  eine  authentische  Acte  aufgenommen,  um  für  immer  das'Andenken 
an  diese  feierliche  Handlung  und  an  den  Tilel  aurzubcwabren.  welchen  man 
diesem  Fürsten  gegeben  hatte. 

Man  nimmt  auch  als  einen  unantastbaren  Grundsalz  in  dem  Hechte  an, 
*flass  das  Königtbum  und  die  drei  Stande  berechtigt  sind  zu  urlheiten  und  zu 
^tscheiden  über  die  rechtmässige  Thronfolge  in  diesem  Königreiche, ^so  oft 
es  einige  Schwierigkeit  und  Zweifel  unter  den  Pralendcnlen  giebt,  in  Erman- 
gelung der  Descendcnlen  des  letzten  Ki3nigs,  welcher  die  Krone  besessen  hat, 
und  ausserdem  noch  wenn  sie  beschlossen  haben,  sieh  von  der  Herrschaft 
eines  Königs  zu  befreieu,  der  durch  seine  schlechte  Begii-rung  sich  der  könig- 
licben  Würde  unwerth  gezeigt  hat.  Auf  solche  Weise  hat  siij  da»  Königreiäi 
in  dieser  Macht  behauptet,  seil  der  Zeit,  doss  die  Volker  jenen  zum  crsles 
König  ernannten,  welcher  sie  zu  regieren  hat.  lind  dcninacli  ist  es  also  wahr, 
dass  sie  keinen  andern  Hir  ihren  Oberherrn  anerkennen,  dem  diese  Auctorität 
lustehcn  sollte,  wenn  nicht  die  V(>Lker  des  Königrcicfis  selbst  ihn  zuvor  an- 
erkannt haben 

•y  '     IHtsjttd'die  Grunde^  welche  dies»  K5nij|;rricb  g«habt  bait  P<Vf^9«1^  JV- 
ltm  ESttif  H  proda]UiKD.dle  Prodiiiution'  vnd  Kue£jntetI)^^hn(^lea<^ 


dass  die  Krone  dieses  KQaigreichs  ihm  gesetxmässig  angehijrt,  und  dw  ts 
gerecht  war.  sie  ihm  «irück zugeben,  wenn  auch  der  iLalholijchc  König  too 
Caslilien  siiJj  im  Besitie  dieser  Krone  befand, ') 

In  Betreff  des  Eides  der  Treue,  welchen  die  Stüdt 

den  katholischen  **)  Künigen  von  Castilien  geleistet  haben,  so  waren  sie  Ici- 
neswegcs  vcrpOicbtet  denselben  zu  Halten,  weil  es  nicht  in  ihrer  Macht  stud, 
sich  von  dem  Joche  ihrer  Herrschaft  lu  befreien,  und  weil  die  Absichten  in 
katholischen  Königs  Philipp's  IV.,  seitdem  er  in  den  Besiti  dieser  K'dnignid» 
getreten  ist.  einzig  auf  sein  besonderes  Interesse  .und  nidit  auf  das  geneiac 
Wohl  gerichtet  waren;  eine  Behandlungsart,  welche  nach  den  AussprUcbu 
der  Rech tsgelefarsamkeit  schon  genügte,  um  einen  Kijnig  uawOrdig  m  nucbeii. 
das  Scepter  ferner  zu  rühren. 

l'nd  ausserdem  erhielt  er  nicht  das  Königreich  in  dem  Genüsse  seioM 
Rechte  und  Freiheiten,  im  Gegenlheil  er  verletzte  sie  auf  mannigfache  Weise, 
er  bemühte  sich  nirgends  um  die  Yertheidigung  des  Königreichs  und  die 
Wiedererohcrung  der  Bcsfexungen  dieser  Krone,  welche  vemachlä^sigt  WBidm, 
und  deren  die  Feinde  des  Reichs  sich  bemächtigt  hatten;  er  belastete  die 
Völker  mit  unerschwinglichen  Auflagen  ohne  die  Zustimmung  der  Stände  dei 
Reichs,  indem  er  die  Gemeinden  durch  eine  übermiithige  Gewalt  zwang,  rur 
Erhebung  der  genannten  Abgaben  ihre  Einwilligung  zu  geben;  er  gebraudile 
die  ZolleinkUnUe  von  den  Waaren,  welche  in  dieses  Künigreich  eingeführt 
vurdcn,  nicht  allein  zu  auswärtigen  Kriegen,  sondern  auch  zu  solchen Dingeiu 
die  in  keiner  Hinsicht  zum  Besten  des  Staates  dienten;  er  ooiiedrigle  den 
Adel,  er  führte  die  Käuflichkeit  der  Aemter  in  den  obersten  Gcrichubofen 
ein,  er  liess  dieselben  durch  unwürdige  und  unfähige  Menschen  verwalten; 
die  Geistlichen  und  Klöster  waren  von  Abgaben  erdrückt,  auf  welche  er  cid 
Privil^ium  an  diejenigen  crtheille,  welche  ihm  den  Ralh  gegeben  ballca 
SalEstener  ciniurührcn  und  auf  andere  Weise  Geld  aus  dem  Lande  zuziebto; 
mit  einem  Worte  er  beging  diese  Misshräiichc  und  eine  Menge  anderer  rar 
Beeinträchtigung  des  allgemeinen  Besten,  durch  Einmischung  mehrerer  schledtl 
gesinnter  Minister  und  Feinde  des  Vaterlandes,  deren  er  sich  bediente,  ob- 
gleich sie  die  boshaftesten  Unlerlhanen  des  Staates  waren. 

Wenn  aber  auch  die  kathoHschen  Künige  einen  gerechten  und  legitim« 
Anspruch  auf  die  Krone  dieses  Königreichs  besessen  hätten ,  was  man  Dodi 
stark  in  Abrede  stellt,  und  wenn  man  in  dieser  Beziehung  keine  Veranlissaaf 
gehabt  hatte  sie  für  üsurpaloren  anzusehen,  so  würde  man  sie  nichts  desto- 
weniger  nach  ihrer  Art  den  Staat  zu  regieren  als  solche  betrachten  müssn- 
und  eben  deswegen  befand  sich  das  Künigreich  in  seinem  Rechte,  sich  lein- 
sagen  von  ihrer  Herrschaft  und  ihnen  den  Gehorsam  zu  verweigern,  ohne  da 


y  El  folgl  nun  eine  sehr  iceitläufige  Autßhrung  über  d<u  geri^gtri 
Erbfolgertcht  der  Spanitchen  D)/nagtir,  dir  aber  für  den  Zicfek  düttr  Srnf- 
lung  von  keinem  InUntse  til,  tehliesiUck  aber  darauf  hinaiulävft,  dau  jetär 
fallt  im  JahTt  IStiO  die  endgültige  EnUtheidung  über  die  Thronfolgt  dHrck 
di«  CortM  erfolgen  mittilf,  dieie  aber  noch  schwebte,  all  bereitt  das  Sponudb 
Heer  in  Portagat  einrückte  und  Besitt  vom  Lande  ergriff. 

")  hat  Beiwort  hathotitch  dient  hier  zugleich  alt  die  betoniert 
höhere  Bezeichnung  iei  Königi  von  Spanien,  da  dentelben  Titel  damalt  «oct 
nicAl  der  König  von  Portugal  führte,  der  trtt  einen  ähnlichen  „rex  fidttiui- 
mu,  tt  rey  fidtlitHmo"  im  /öftre  1749  vom  Papite  Beneditl  XIV.  erhielt. 


Terielzen.  welchen  sit  ihnen  vardem  geleytel  hatten.  Denn  es  ist  auch 
!em  DatQrllchcn  und  menschlichen  Rechte,  selbst  wenn  die  Stande  der 
'eiche  alle  ihre  Auclorilät  und  Gewalt  den  Künigcn  Ubcrlrageo  und  be- 
hStten  um  sie  tn  regieren,  dies  nichtsdestoweniger  doch  nur  unter  der 
weigenden  Bedingung  geschehen  sein  «iirde,  sie  mit  Gerechtigkeit  zu 
und  zu  beherrschen,  nicht  aber  mit  GewaltthaligkeiL  Daraus  folgt, 
'euD  die  Unterlbanen  von  ihren  Suuveraiacn  tjraDDiscb  behandelt  Wor- 
ld, es  auch  in  ihrer  Gewalt  steht,  ihnen  die  Krone  zu  nehmen,  weil  ei 
D  ihre  eigene  Vertheidigohg  handelt;  nnd  in  einem  gleichen  Falle  soll 
cb  niemals  einbilden,  dass  die  Unterltianen  ihre  Treue  zu  hallen  sieb 
^let  haben,  wenn  sie  nicht  die  Verp Dichtungen  ihres  Eides  auch  bis 
lusdehncn  können. 

[lod  da  alle  diese  oben  genannten  Dinge  Ttialsachen  sind  und  überall 
innl.  dass  es  nicht  nrithig  ist.  darüber  den,  recht  lieben  Beweis  zu  füh- 
\i  da  der  Konig  von  Castilien  keinen  gesetzlichen  Grund  anführen  kann, 
en  Verl  hei  digun  gen  gehört  zu  werden,  und  da  es  keinen  anderen  ge- 
uigen  Oberberm  giebl.  lu  welcbcBi  man  den  Recurs  haben  könnte, 
len  davon. 'dass  die  häufigen  Beschwerden  und  Klagen,  weiche  mebr- 
1  denselben  katholischen  König  von  Castilien  gesandt,  vergeblich  gewe- 
d,  und  dass  bei  der  Menge  von  Eicessen  in  den  letzten  Jahren,  sowohl 
ra  als  an  anderen  Orten  dieses  Königreichs,  wo  das  Volk  sich  erhob, 
h  von  der  Last  der  unerschwinglichen  Auflagen  zu  befreien,  man  des- 
icht  dtn  Druck  der  Regierung  gemässigt,   sondern   im  Gegenlhcil  die 

mit  noch  grösserer  Härte  als  jemals  vorher  behandelt  habe  — :  so  ha- 
a  eben  aus  diesem  Grunde  versammelten  Stande  des  Königreichs,  indem 
I  der  Gewalt  bedienten,  welche  ihnen  Gott  zu  ihrer  gesetzmässigen 
idigung  verliehen  hat,  den  Beschluss  gefasst,  jenem  Könige  den  Gehor- 

verweigern  und  ihn  übenutraf;en  auf  den  Herrn  König  Dom  Joäo  IV, 
r  bereila  nach  dem  ihm  ton  seiner  Grossmutler  Catbarina  tiherkommc- 

ichle  der  rccblmäKigc  König  und  Erbe  dieses  Königreichs  war." *) 

Üie  Schlusswortc  dieses  Manifestes  lauten:  „Die  drei  Stände  haben  iu 
Worten  ans  ihrer  eigenen  Bewegung  diese  von  allen  unteneichnele 
iing  ausgehen  lassen,  damit  durch  diesen  ersten  Act  dieser  Versammlung 
tfakommenscbalt  unlerriciitot  werde,  mit  wie  viel  Gerechtigkeit  .ille  diese 
vorgecommen  und  ausgeführt  sind;  und  mau  behält  sich  vor,  eine  noch 
figcrc  Beweisführung  für  alle  die  oben  angeführten  Dinge,  sowohl  in 
auf  die  Thatsachcn  wie  auf  die  rechtliche  Dcduclion,  in  einem  Buche 
Bgen  zu  lassen,  welches  im  Namen  des  gesammten  Königreichs  gedruckt 
kannl  gemacht  werden  soll." 


Unter  diesem  ersten  Könige  atu  deni  ijbjii^e  Braganza  |)Kf)bi^ 
ortes  bei  i^r  gemeinscbsTtlicbw  Qt^aii^  in' yoIjer„t}e^feiQ- 
üDg  mit  der  Regierung-  Sie  vsi^uBtnelteD  sich  in  dep  J^)«^ 
1646,  um  neue  Geldaudagen  lur  Fgrls^qng   deslLai^fli 

J  £(  torr^  nun  ThaUathen  aiWfUM  «MtAoIb  Vtder  Catharim  noch 
hn  Thtodoiiu*.  der  Taler  du  Msiigt  JoSp  IV.,  tn  iintt  ZuAt^fmai» 
Itchtt  mf  die  PwU^/ütitdw .Xn^.gefM.Spanitn  j^^^'iMfftm 


gegtu  Spanien  zu  bewimgeti.  Aber  gerade  um  bei  tflesem  Kriege 
stets  einen  Aussclius»  der  drei  Stände  zur  Seile  tu  haben, 
wurde  die  Junta  das  tres  Estados  im  Jahre  1643  errichtet, 
welche  indess  bald  der  Regierung  ein  uiliigeres  Werkzeug  für  ihre 
Forderungen  als  die  Gesammt  ■  Versammlung  der  Cortes  erschien. 
Die  Regierung  übertrug  daher  nach  und  nach  alle  Obliegenheiten  der 
Cortes  auf  diese  Junta,  obschon  sie  spater  nicht  einmal  Abgeordnete 
aus  allen  drei  Ständen  in  sich  vereinigte,  sondern  nur  vorzugswet&e 
ans  Mitgliedern  des  Adels  bestand,  und  liess  dann  die  Versammluag 
der  Cortes  ganz  unberufen;  denn  schon  im  J.  i6!)1  unter  der  Regie- 
rung Pedros  II.  (1683  —  1700)  des  dritten  Königs  aus  diesem  Hause 
Braganza,  des  jungem  Sohnes  von  Jocto  IV.,  wurden  diese  Cortes 
nach  der  alten  Einrichtung  zum  letzten  Male  versamtnell. 
nachdem  sie  überlisupt  07  Male  seit  1143  einberufen  worden.  Der 
letzte  bedeutsame  Act  ihrer  entscheidenden  ThätJgicelt,  wie  sie  die- 
selbe in  den  beiden  Acten  von  Lamego  und  Lissubon  im  zwÖIilen 
und  siebzehnten  Jahrhunderte  in  ilircr  Stellung  zur  königlichen  Gewalt 
sich  vorgezeichnet  hatten,  war  in  der  Versammlung  des  Jahres  1697 
die  Cnfähigkeits  -  Erklärung  für  den  König  Alfonso  VI.,  den  älteiteti 
Sohn  Joäo's  IV.,  welcher  zwar  noch  minderjährig  zur  Thronfolge 
g:elangt  (1656,  zur  Resignation  1667  genölhigt,  t  I6S3).  auch  späler- 
bin  vnjikommene  Stumpfheit  gegen  alle  Regierungsgeschäflc  benies, 
und  sie  ausscbliesslich  der  Willköhr  seines  Günsllings,  des  Grafen 
C>slel-Me)h«'  i^rtieu.  '  Die  Cortes  beatiraniten.  dnM  er  inrSctM- 
Iba'müsste,  aber  den  königlichen  Titel  behalten  könnte;  die  Begjenag 
wörde  der  Königin  Francisca  Maria  (einer  geboriicn  Priotessin  Ne- 
moars),  obschon  sie  von  Ajibaso  keine  Kinder  hatte,  uod  dem  Bn- 
ier  des  Ktmigs,  dem  Itifanten  Don  Pedro  ato  ItünftigNn  Tbnwfiiigv, 
überlassen.  Erst  nach  dem  Tode  des  von  der  Regiemog  erifonlia 
Königs  Alfonso  VI.  (f  1683)  erhielt  Pedro  nach  seinem  eigeiia 
fechte  die  Krone  und  vermählte  sieb  mit  seiner  Schwägerin  Ftio- 
cisca  Haria,  aus  welcher  Ehe  König  Joäo  V.  «batammtei '}  Nur  ab 
Regent  hatte  er  einmal  1679  und  dann  nochmals  in  dem  obe■^^ 
nannten  Jahre  1697  die  Cortes  zusammen  berufen,  beidemal  vonvp- 
weülA  nur  lu  dem  Zwecke,  um  die  Throorolge-Ordnong  za  n^da. 
bn  schlzdinten  lahrhanderte  ^währte  ansscMlessHcfa  die  obeih 
gf^nlrtinte  Junta  dos  tres  Estados  die  Erirninung  an  die  ständisdK 
Wirksamkeit  für  Ptirlu^l,**)  indem  man  derselben  noch  eine  sdr 

V  Jo^  yi-f.  d"*  Grctmattr  der  jtttigm  Sänigin  ifcria  da  Cbm 
tfor  fnt  der  Ormkel  dUtet  KSttigi  JaS»  V. 

•  *V  Sa^  bthauptet  ncar  in  leMm  Baai  rfaKiMjw«  mt  U  rnyamw  * 
Portugal,  tot.  /.,  S.  JUS,  da»  dien  Junta  nieh$  wn  ab  £r»aU  der  CMM  j> 


fM 

• 
Theihiahine  an  deltn  iBesteueningftr^te  zugestand.  tWer 
lebfotger,  dem  Könfge  JoSo  Y.  (9.  Dec.  1706».  f  31.  Juli 
irde  in  den  Jahren  1712  und  1726  in  dem  Aossc&reiben 
»er  Aaflagen)  an  die  Stadtobrigkeiten  (Camaras)  inir  er- 
I9B  die  Bedrängnisse  der  Zeit  nicht  giestaltet  hätten»  zufdr 
ZQ  versammeln,  und  dasa  diese  Versammlung  Ann  VoltoB 
idirte  Kosten  yeraalasst  haben  wnrd^  das»  aber<^  der  König 
nnen  wäre,  überhaupt  auf  das  alte  Hlerkmmieii  der  Bmbe« 
r  Cortes  zu  verziclHen.  Inzwischen  berieten  die  völH||6 
wache  ^^^d  der  unter  epileptischen  Kränapfi^  Ast  tlglicii 
Körper  des  Königs»  dass  die  gesammte  Staatsverwaltung 
den  eigennützigsten  Ansichten  des  PrenMenniniaters  (oft* 
0  lange  Cardinal  Amotha  dieses  Amt' bekleidete)»  tbeüs  yoii 
itrater  des  Königs  allem  abhing.  —  XJnter  dem  ft^^iden 
>se  Sfanuel  (31.  Juli  1750»  f  24  Februar  1777)  erlangte 
zwar  manche  entsprechende  Reformen  in  der  Gestakung^ 
n  Verhältnisse  durch  die  energische  Verwaltuag  des  Pre^ 
ers  Carvalhoi  Graf  von  Oeyfa^  und  Marques  voln 
aber  ohne  alle  Mitwfrknng  der  Cortes.  —  Erst  das  Her- 
er drohendsten  Gefahr,  die  politische  Unabhängigkeit  Aer- 
;  einzubüssen,  rüttelte  das  Portugiesisdie  Volk  auj|  aeMr 
chlaSung  auf,  utad  trieb  es  allniiblig  in  d^n  Wettkampf  mit 
hsten  Nachbarn  auf  d^  Pjrrensischen  HalbiMfel»  aucft'^ 
jierkennung  einer  grössern*  Selbständigkeit  zu  gewinnen, 
stand  allerdings  dagegen  die  Begierung  der  Königin  Mariii 
ar  1777,  f  20.  März  1810),  welche  als  der  eimige  Descon- 
vorhergehenden  Königs  Jose  Manuel  mit  dessen  Bruder^ 
(en  Pedro,  seit  dem  7.  Juni  1700  vermählt  wilr»  dkskn 
hdem  sie  mehrere  Kinder  ^itm  ihm  gewonnen^  bei  ihrer 
sigung  den  Titel  eines  Königs  verfassungsmäa^äg  zugewiesen 
och  ohne  dass  auf  diesen  Titel  ihm  der  Huidigungseid  von 
langehörigen  geleistet  worden»  wie  diese  Feierlichkeit  in 
'  die  Königin  Maria  am  13.  Mai  1777  vollzogen  würde. 
elkönig  Pedro  starb  aber  bereits  am  25.  Mai  1786v  tmd  vta 
f  mit  der  Königin  Maria  erzeugten  Kindern  vvair  im  Mr. 
noch  der  jüngste  Sohn»  der  In&nt  Jooo  als  der  ejizige 
Hauses  Braganza  übrig  geblieben  (geb.  13.  Mai  i70tj^  ab 
n  Maria  in  völlige  Geistesabwesenheit,  verfiel  -^  aosudit 


^htet  sei,  aber  er  hält  Heh  nut  an  die  Worte  der  kM§IMm  V^r- 
nicht  an  den  Geiit  der  Handlumgen  der  Regierung  %  itnui  würde 
meinen  Ansicht  der  einheimiidken  SchrifteteUer  nieU  ifiinfüfrth 


sie  «ch  auch  nicht  .mehr  während  Aires  i^  24  «Uwe  4ilW9ta 
t^ns  erholte  —  und  diesem  Infiniten  ani  10.  Febrwr . JTilB  db 
Regierung  iibertragen  werden  mussta  , 

JoSo  liess  mit  Yoibtandiger  Debergehnng  der  seit 
und  Tunfiiig  Jahren  von  den  Portgniesiscben  Begintaü 
Bechte  der  Gortes^  in  Beiog  auf  die  EntadieidHig' über  di^Hten- 
lolge,  im  September  1796  nach  eigner  Anordnimf  sich  als  ^cnvsHk 
des  Landes  ansmfen,  und  am  15.  JnU  1790  sich  als  wnUichen  «ai  Mh 
nigen  Regenten  des  Reichs  erUären.  Doch  nahm  er  den  Kön^plM 
«nd  mit  ihm  die  Reiheitfolge  der  Könige  als  ^]o5o.VL «rat aasb  dm 
Tode  seiner  Mstter  an  (20.  März  1810,  er  aeibst  sthM  den  Mb  Mr 
1826).  Gegen  die  Einwirkung  der  Französischen  Bemhitiip 'wdnh 
Portugal  eine  Reihe  fon  Jahren  Iheils  durch  «seine  entfernte  liH^ 
tbeds  durch  seine  ganzliche  Abhängigkeit  iwi  der  Polilft  daa^lÜtf- 
scfaen  Cabinets  und  durch  dessen  auf  der  Mundtmg  ms  Tejo  uai'sa 
der  iÄbrigen  Portugiesischen  Küste  statianirte  Kriegsschiflb  gmtMM 
Als  aber  nach  der  Errichtung  des  Französischen  Erb 
die  veränderte*  Politik  Napoleons  >  Tür  neue  erblkiie  Dynaattem? 
Hauses  auch  die  Pyrensrische  Halbinsel  als  Schauplatk  bestinuU  IhH^ 
begann  er  cuo^t  mit  Portugal.  Bald  nach  der  Ankunft  des  nAuA» 
siscben  Heeres  auf  dem  Portugiesichen  Boden,  schiffie  «ick  der  Regtet 
lo«o .  mit  seiner  Familie  am  25.  November  1807  nach  Braaifien  ^ 
landete  »zu  Rio  de  Janent)  am  6.  Januar  1808»  und  gab'  das  enfte 
Beispiel  eines  langem  Aufenthaltes  einer  Europsisehen  Dynartie 
ausserhalb  Europa's,  um  von  einer  Goloinie  aus  das  Mutterland  za 
regieren,  obwohl  er  erst  den  16.  December  1SI5  Rrasiien  zu-^intei 
beaonderen,  jedoch  mit  Portugal  auf  immer  vereinigten  KöoigreidB 
erhob.       •  • 

Die  Yertheidigung  Portugals  uberliess  Joao  seinem  Volke  «1 
der  verbpd^ten  Englischen  Regierung,  und  nach  drei  wiederiialtei 
Einfällen  der  Franzosen  (in  den  Jahren  1807—10),  die  steCa  mit  sekr 
bedeutsttnen  Mederlagen  für  die  eingenickten  Französiachen  Heen 
endeten,  war  das  Land  befreit  und  das  Volk  zu  einem  edlerai  Seihit^ 
gefähl  seiner  ihm  in  wohnenden  Kraft  angeregt  Unter  dem  Engi* 
sehen  Schutze  und  in  der  innigsten  Gemeinschaft  mit  den  HssM 
von  Engländern  und  Spaniern  aus  allen  Volkskhtsaen  wahrend  dis 
Kampfes  .gegen  Napoleon,  bildeten  sieh  politische  Ansichten  und  B^ 
dädüsse,  die  nach  der  Wiederherstellung  der  inneren  Buhe  auf  eiae 
entsprechende  Befriedigung  vollen  Anspruch  ^  machten.  Durch  des 
Friedensvertrag  zu  Paris  am  30.  Mai  1814  wuMe  da^  Königrodi 
Portugal  in  seinen  aRen  ganzen  wieder  hergestellt;  aber  die  m  der 
Hauptstadt  Rrasiliens  waltende  Regierung  nahm  kdine  R&ckl^  aaf 


m 


Vorstellungen  Äer  Regenlschatl  in  Lissabon,  welche  aus  lunfMün- 
n  unter  dem  Vorsitze  des  Patriarchen  von  Lissabon  gebildet,  nur 

grossem  Verdrusse  jeden  Taf;  errahren  musste,  wie  aus  der  Lage 

Landes  hervorgehende  Anordnungen  und  Forderungen  am  Brasilis- 
chen Hofe  mit  Uebf  rmulh  beseitigt  a\  urden.    Die  Junta  dos  tres  Esta- 

war  bereits  im  Jahre  1808  aufgehoben.  Die  allgemeine  Ünzufrieden- 
t  hatte  im  Lande  bereits  einen  sehr  hohen  Grad  erreicht,  als  der  AuF- 
id  im  benachbarten  Spanien  [Januar  l$l20)  zu  Gunsten  der  Cortesver- 
iDng  vom  19.  März  181:!  (vergl.  ob.  S.  8-5)  einen  gleichen  Ausbruch 

Volksunwillens  beschleunigte.   Der  Aurstand  brach  zuerst  in  Porto 

August  1820  aus,  eine  constitutionelle  Begicrung  wurde  in  dieser 
dt  am  24.  August  eingesetzt.*)  Die  nördlichen  Provinzen  des 
chs  traten 'augenblicklich  bei,  die  rasch  gesammelten  Streithräfle 
kten  aur  Lissabon  los,  und  die  Besetzung  desselben  am  15,  SepL 
rte  die  Auflültuig  der  Itegentschaft  und  die  Einsetzung  einer  neuen 
visorischen  Regierung  herbei.  Die  am  1.  October  1820  zusam- 
D  getretene  constitutionelle  Junta  forderte  eine  den  Ve^hältnissen 
Landes  angepasste  Umarbeitung  der  Spanischen  Verfassung, 
I  berief  die  Cortes  nach  Lissabon,  aber  nicht  in  der  Zusam- 

Dfetzung  der  alten  aus  ilen  drei  Ständen  des  Landes,  sondern 

allen  Staatsbürgern  nach  den  Vorschriften  der  oben  angeführten 
mischen  Verfassung. 

Die  Eröffnung  der  constituirendeu  Cortes  im  National-Congresse 
olgte  am  26.  Januar  1821;  es  wurde  die  sofortige  Bückkehr  des 
Bigs  nach  Portugal  gefordert  und  eine  Commission  zur  Entwer- 
g  der  vollständigen  Verfassung  eingesetzL  Die  Insel  Madeira  er- 
nte sich  für  die  constitutionelle  Regierung;  ihrem  Beispiele  folgten 

Azorischen  Inseln,  und  bald  war  auch  eine  gleiche  Stimmung  in  ' 
I  Brasilischen  Provinzen  Bahia,  Para  und  Bio  Janeiro.    Unterdessen 
reo  die  Grundzüge  der  Verfassung  von  der  Commission  beendet 
1  HTirden  als  ein  Projecto  para  discussäo,  *•)  also  als  ein  Entwurf 

die  weitere  Verhandlung,  im  Mdrz  1821  bekannt  gemacht;  dem- 
geachtet  musste  bereits  am  29.  März  von  allen  Civil-,  Geistlichen-  ^ 
J  Militär-Behörden  der  Eid  auf  dieselbe  abgelegt  werden,  sie  treu 

beobachteo  und  aufrecht  zu  erbaltea  *  König  Joöo  entschloss  sieb 
selbe  aozunehmep  und  kehrte  mi^  seiner  Familie,  mit  Ausq«)nM 
aes  ältesten  Sohnes,  des  Infanten  Dom  Pedro,  den  er  als  RegeMco 
I  mit  Portugal  noch  vereinigt  bleibenden  Königreichs  Brasilien 


V  Ttrgt.  meine  SUtaUkunde,  Fartitgai,  5.40D,-  Baiii  Portugal,  vfLI. 
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xoruckliess,  nach  Portugal  luriick.  Er  landete  am  1.  Juli  189J  in 
UssaboD,  und  beschwur  am  4.  Juli  die  oben  genannten  Grundlage 
der  Verfassung,  welche  in  zwei  AbschniUen  und  37  Artikeln  1)  von 
den  indiiiduellen  Rechten  des  Bürgers,  2)  von  dem  Portugiesischen 
Volke,  seinem  Volke,  seiner  Regierung  und  seiner  Dynastie  bandeln 
Nach .  demselben  war  dem  Könige  die  execulive  Gewalt  ausschliess- 
lich, >iber  bei  den  Acten  der  Gesetzgebung  kein  absolutes,  sondern 
nur  ein  sB«pensives  Veto  eingeräumt.  Die  gesetzgebende  GewaH 
sollte  nur  in  einem  einzigen  Korper  der  Repräsentanten  des  \oüs 
beruhen,  welcher  jahrlich  auf  drei  Monate  in  der  Hauptstadt  sich  v'er- 
nmmelt,  von  dem  Könige  weder  vertagt  noch  aufgelöst  werden 
itunnte  und  ausschliesslich  die  directe  Initiative  zur  Geseti- 

rtbung  besitzen  sollte.    Die  Souverainetät  wurde  wesentlich  ben 
olbe  vindicirt,    „weil   sie   frei  und  unabhängig  ist  and  nicht  du 
Eigenihum  einer  Person  sein  kann.*  , 

Auf  solcher  nicht  haltbaren  Grundlage  ■  setzte  die  Comrois^n 
ihre  Arbeiten  für  die  vollständige  Verfassung  fort,  indem  die  damnis 
In  Spanien  wieder  anerkannte  Corlesverfassung  aus  dem  Jahre  1813 
fest  in  allen  Titeln  die  \\  csentlichsten  Bestandtheile .  lieferte.  Im 
\jiofe  eines  Jahres  war  sie  vollendet  und  \im  den  coDStiluireodec 
Cortes  am  23.  September  1822  angenommen.*)  König  Joäo  Tl  er- 
Uieilte  derselben  am  I.  October  1822  die  königliche  Sanclion  wi 
beschwur  sie  in  der  Milte  der  Cortes.**)  Sie  bestand  aus  s«fi' 
Titeln  in  229  Artikeln,  welche  fast  in  ähnlicher  Ausführlichkeit  «ii- 
Jene  Spanische,  mit  übertriebener  Beschränkung  der  königlichen  Ge- 
walt ein  sehr  detailirtes  Material  aufslellten:  I)  Von  den  .Rechlei 
und  persönlichen  Verpflichtungen  der  Portugiesen;  2j  Von  dem  Por- 
tugiesischen Volke,  seinem  Gebiete,  seiner  Religion  und  seiner  Dyoaslii'; 
3)  Von  der  gesetzgebenden  Gewalt  oder  den  Cortes;  4)  Von  da 
Vollziehenden  Gewalt  oder  vom  Könige;  5)  Von  der  richtertifbeii 
Gewalt;  6)  Von  der  administrativen  und  »economlschen  Etegtenu 
der  Provinzen. 

Dieses  Grundgesetz  vom  23  September  1822  lasse  ich  iniii' 
•  sehen  in  dieser  Sammlung  nicht  abdrucken,  •••)  weil  es  zu  kdoB^ 

V  Abgräruckl  in  DeuUifber  ütbernltung  bei  Pölitt,  fibropeücb  W 
Bi.  lt..  S.2m~-£ia;  in  Fram^iiiKher  bei  Dufau.  Colleet.  vol.  V.  W  ■* 
vnd  ^Ig. 

"J  Am  3.  jVorcmier  IS^  \xwde  sie  von  iiimmUichm  Beamten  itiri«» 
ren;  7iuc  dit  Königin  Carlota  (CharlotU).  die  SchicpiUr  der  Rönig*  M'- 
nand  f'U.  von  Spanien,  hatte  den  Eid  geradezu  verweigert  und  «tfUlci^ 
tpSler  an  die  Spitie  der  ConfrerevoluHtnt. 

'")  Der  Charakter  dieser  Yerfatsung  in  seiner  tveiterta  ^"  I 

der  oben  angeführten  Grundtäge  wird  am  richtigtlen  au$  itn  y> 


BJgentlichen  GeltuDf;  fiit-  das  gesammte  Reich  geksnimen  ist,  da  in 
Folge  der  Beschlüsse-  des  Congresses  von  Verona  und  des  Sturzes 
der  Verfassung  in  Spanien  t>Tgl.  oben  S.  87)  die  Parthei  der  Abso- 
lutisten  unter  der  Leitung  des  jüngeren  Sohnes  des  Königs,  des  ln> 
Tanten  Dom  Miguel,  in  dem  Heere  hald  dife  ausreichende  Hülfe  zu 
ihrer  Beseitigung  Tand.  Uom  Miguel  verliess  om  29.  Mai  1823  Lisss- 
iKin,  setzte  sicli  an  die  Spitze  einiger  Regimenter  und  «Fklärte  die 
Verfassung  f^ir  aufgehoben.  Die  Gegenerklärung  def.  .fi&iigs  Dom 
Joöo  ^'1.  vom  30.  Mai  koAnte  keine  Wirkung  hervorbringen,  da  die- 
ier  selbst  %wei  Tage  darauf  von  Lissabon  nach'  Santarem  ging  und 
}icb  mit  seinem  Snhne  aussöhnte,  und  von  hier  aus  selbst  die  von 
ihm  beschworene  Verfassung  vernichtete, '  indem  er  die  Cortes  suT- 
iöste  und  sich  gleichzeitig  eine  zeitgemüsse  Umgestaltung  der  sltsp 
rtändjschen  Verfassung  vorbehielt,  welche  durch  eine  Junta  inr  Re- 
vision der  Verfassung  vorbereitet  werden  sollte.       ■ 

Aber  die  Fajthei  der  Absolutisten,  durch  den  Infanten  Miguel 
iicher  gestellt,  war  mit  dem  Triumphe  über  die  vollständige  Beseiti- 
gung jen^r  extravaganten  Verfassung  ,noch  nicht  zufrieden.  Es  soll- 
ten bei  der  völligen  Biickkehr  zur  alten  Hofverwaltung  auch  nicht 
die  geringsten  Reformen  in  den  Innern  Verhältnissen  durchgeführt 
werden,  so  dass  selbst  dei)  Majestätsrechten  des  Königs  Joäo  nicht 
Rechnung  getragen  wurde;  und  in  einem  neuen  Militäraufelende  am 
30.  April  1824  das  bestehende  Ministerium  gegen  den  Willen  des  Kö- 
nigs entsetzt  wurde  Nur  das  Einschreiten  des  Englischen  und  FranzÖ- 
iisclien  Gesandten  vereitelte  diesen -Versuch.  Auf  ilu*  Andringen  floh  der 
Konig  auf  ein  Englisches  Linietschifl'  in  der  Mündung  des  Tejo,  for- 
derte den  Infanten  Miguel  zur  Unlerwerfung  auf  und  verbannte  ihn 

über  die  Votki- Souveränität  erkannt.  In  Besag  auf  dieie  IteUtt  es  Art,  25.; 
.Jhe  Souveränttät  wohnt  tcetenllich  d«r  Nation  bei,  allein  tit  kann  nicht 
ändert  alt  durch  ihre  geutztich  erwählten  SteUvertreler  auigeübt  u^erdm. 
Kein  Individuum,  noeh  irgend  eine  Corporation  kann  Fine  Öffentltühe  Aucto- 
ritiit  auiiiben,  uielcht  nicht  von  der  Aucloritäl  auMßietit."  Art.  26,:  Die  Nation 
itt  frei  und  unabhängig  und  kann  nicht  dai  Eigenthum  irgend  Jemandei  »ein. 
Ihr  allein  jfeAt  et  lu,  vermtltelit  der  Abgeordneten  lu  den  Corte»  ihre  ftr- 
faitung  oder  ihr  Grundgttett,  unabhängig  ton  der  Sanetion  de*  Königt 
XU  geben.''  Auiierdem  tollte  nach  dem  Schluite  jeder  Sitzung  ein  Autichmi 
von  fieben  Abgeordneten  der  Cortet  „ah  eine  permanente  Junta  der  Cortei"  in 
der  Hauptttadl  bit  zur  Eröffnung  der  neuen  Cortet  verbleiben;  ,^ie  0illte  bf 
rtchtigl  tein,  die  Einberufung  der  Wahlvertammlungen  anzuordnen,  die  Ver- 
lammtung  der  Corte*  voTiubereiten  und  auiierordentliche  Cortes  zutamntm 
lu  berufen,  wenn  der  Thron  erledigt  wird,  icenn  der  König  abdanken  teüt 
oder  itutier  Stande  itt  tu  regieren,  oder  wenn  usichtige  und  drängende  Ertig- 
nitte  ericheinen.  oder  ßr  den  Staat  gefährliche  Umstände  von  dieier  Jufift 
trkannt  u>trdt».- 

Bchibtri,  TwbmmikBidea.  tH  10 
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ausserhalb  des  Landes ,  indem  .er  Hud  den'  üemiereii  AuleiiliMil  im 
Oesterreichiscben  Staate  anwies*  Der  Aufstand  wurde  nun  in  atlen 
Theilen  Portugars  leicht  UDterdrückt,  aber  damit  wurde  auch  gleicb- 
idtig  von  Seitfen  des  Kmigs  Joao  die  ^  Verheissung  auf  eine  neue 
Umgestaltung  der  Verfassung  beseitigt,  indem  er  nadb  fSmrifchem 
Widerruf  der  Verfasaupg  vom  23.  September  18S2  sieb  mit  der  ko- 
nfglidien  Erldärung  vom  4.  Juni  1824  begnügte,  »dass  die  alte 
Verfe88]|ii£  nath  dem  Beicbsgrundgesette  lon  Lanego 
mit  den  im  Beichaständen  in  voHgültige  *Krafl  wieder  geseilt  Mi' 

Unterdessen  war  in  Brasilien  der  Prinzregent  Pedro  geDStbft 
worden,  um  dies  Land  seiner  Dynastie  zu  erbalten ,  ,»Bra8ilieD  2Q 
einem  von  Portugal  unabhängigen  KaiseVthum^  am  li Ge- 
ber 1822  zu  erldären  und  demselben  eine  eonstitntionelle  Y^asnag 
zu  geben.  Darüber  waren  alle  freundlichen  Yerhaltnisse  zWiKhea 
dem  Mutterlanoe  und  Brasilien  gegen  drei  Jahre  abgabrocbeut  h»  die 
gegenseitigen  Interessen  und  materiellen  Bed&rMsse  beider  Staslen 
unjer  der  YermitteluDg  des  Englischen  Gesandten  CSiarles  Shnrt 
einander  wieder  näherten.  Iii  dem  Vertrage  vom  29.  August  1825 
.  verpflichtete  sich  König  Joao  Brasilien  als  ein  unabhangigeis  und  w 
Portugal  für  immer  getreptes  Beich  anzuerkennen  und  sdne^|/lt^ 
sten  Sohne  Pedro  die  Kaiserwürde  von 'Brasilien  zu  iiberlassen,  ia- 
dem  er  für  sich  selbst,  aber  nur  f&r  seine  Person,  die  BeibdiaRaog 
des  Titels  „Kaiser  von  Brasilien*  ausbedang.  Beides  vnirde  dordi 
ein  königliches  Decret  vom  15.  Nbvbr.  1825  für  Portugal  bekamt 
gemacht,  aber  der  Kaiser  von  Brasijien  in  L'ssabon  bestand  sdiOD 
nach  einem  halben  Jahre  m'cht  mehr;  da  JoSo  VI.  am  20.  Harz  1825 
verstarb.  Portugal  fiel  demnach  nach  der  bestehenden  Thronfioig^ 
Ordnung  an  den  Kaiser  Pedro  von  Brasilien,  doch  dieser  konnte  beide 
Begierungen  nicht  zugleich  führen ,  weil  weder  Brasilien  noch  Po^ 
tugai  auf  die  dauernde  Anwesenheit  ihres  Monarchen  verzichten 
wollten»^  überdies  auch  sein  rücksichtsloses  Y^bleiben  in  dem  eins 
diesi»*  Beicbe  geradezu  den  gänzlichen  Yerlust  des  andern -für  Pedro's 
Nachkommen  befürchten  liess.  Kaiser  Pedro  entschlosa  sidi  daher 
augenblicklich  zu  Gunsten  seiner  Kindei'  die  Trennung  beider  Bdcbe 
f^  gesonderte  Dynastien  aufrecht  zu  erhalten.  Nachdem  er  ab  ilte: 
sta*  Sohn  des  verstorbenen  Königs  von  Portugal  und  Alganna  tm 
Anfallirecht  der  verdnigten  beiden  Kronen  förmlich  wafaiigenoinMa 
hatte,  in  die  Beihe  der  Monarchen  von  Portugal  und  Algar?e  voll- 
standig  efaigetreten  war,  gab  er  am  19.  April  1826  dieson  seinem 
neuen  Beiche  zur  sicheren  Wahrung  seiner  Bechte  gegoi  die  absolotif- 
tische  Parthei  und*  vornehmlich  gegw  seinen  Bruder  Miguelp  ein  nem 
der  damaligen  Franiöiiicfaen  sowie  der  Brasilischen  YerfaaaiinK  nacb* 


liMHef  &QiidK««ets,  Gart!  4t  L»j,  dM  wisn^e  e«t  dMtf 
r  «igeneo  Verwaltang  dieiei  Beiches  am  2.  Hai  182Ö  zd 
asten  seiner  ältesten,  damals  erst  siebenjahrfgen,  Tochter  Maria  ^ 
vk  ^bomi  am  4.  April  I8I9)  und  ihrer  Naekkoipmen.  *)  Atler- 
gV  beabsiditigte  er  eine  VermäUung  leioer  Tochter  Uaria  mit 
lem  Bruder  Rligud,  durcb  welche  er  die  Tollstandigfl  BernUsuBg 
"togab  leichter  nnd  fortdauernd  'erlangen  en  können  boflte.  -  " 
Dieses  Grundgesetz,  mit  welchem  die  gegenwärtlg^Önigin 
iria  da  Gloria  gleichzeitig  dem  Portugiesischen  Volke  gegeben, 
rde,  hielt  Kaiser  Pedro  als  Bedingung  seiner  Entsagung  fegt,  eben 
wie  die  Annahme  seiner  Tocht»  aH  Königin  ruh  Portugal,  so 
9  .wenn  eine  dieser  beiden  Bedingungen  vom  Portugiesischen 
ke  Bicbt  ongeaomnMn  würde,  die  Be^nati««  dei  Keiso?  oof  9k 
ene'.R^fienuig  nichtig  wäre'.  Die  nm  seinena^attr  aar  deai 
ie^kgtr  noch  zur  Regentin  des  Portugiesischen^iches  ernannte 
1  6.  Uari  d.  J.)  dritte  Tochter,  die  InfanUn  Isabella  Uaria.  «tMd 
1  ihrem  Bruder  dem' Kaiser  in  diaaer  Eigeasdutft  während  der 
ndeijährigkeit  der  Konigia  anerkannt,  wenn  sie-  die  Verfassung 
idiwören  und  treu  nnch  derselben  zu  handeln  entschlossen  seL 
r^Cuta  de  Lei  wurde  am  13.  Juli  182n  in  Lissabon  bekannt  ge- 
cfit,  am  I.  August  dess.  Jahres  von  der  Infantin  Regentin,  den 
irsten  Staatsbehörden  und  in  sammtlichen  (iemeinden,  und  am 
OcbAerd.  J.  zu  Wien  von  dem  Infanten  Miguel  unbedingt  und 
B0. Vorbehalt  besdiwaren.  Sie  ist  die  Grundlage  der  hen- 
ken bestehenden  Verfassung,  wenn  auch  in  den  folgenden  vier 
d  zwanzig  Jahren  eben  sowohl  Suspensionen  der  ganzen  Verfos- 
ig,  als  wesentliche  aber  Terfittsungsmi^iig  zu  Stande  gekonuacne 
raoderungeen  derselben  eingetreten  und.  Ich  habe  daher  dieselbe 
diese  Sammlung  vollständig  lufgenonwnea  und  gebe  sie  hei  der 
jemelnen  Unbekanntsdiaft  mit  der  Portnglesisdien  Sprache  nur  in 
utscher  Uebersetznug.  **)  '    * 


'J  Das  Kaiteräum£raMen,  all  dtn  ßr  die  Zukunft  weif  BmImImnw- 
I  Sloof,  btxeahrlt  «r  für  iHnw  Hnxi^tn  Sohn,  /Br  dm  InfatOm  Ttdro  de 
tmttara,  aitehtr  damalt  erit  iünf  MonaU  att  war  (^A.  itn  ä  Deemib^ 
W,  MMii  teitdtm  in  FtAgt  der  xwtiUn  Retignatitm  leinet  YaUrt  noeh  vor 
mioUmdtUn  wehtten  Jahre  am  7.  AfHl  1831  alt  Kauer  Pedro  IL  auf  den 
aäüitehen  Thron  trhaben  ül. 

"}  Abgedruckt  in'dcn  ni-ttuttn  Staattacten  1826.  Bd.  V.  S.  228-54 
S  bei  PölHx,  Europ.  Verf..  Bd.  II.  S  323-41.  Carla  de  Lei  oder  die 
fetmde  der  Oetetxe  id  tie  gleich  der  äHetten  dieiei  Reicht,  den  leget  Lame- 
iM(,  den  ficKbmi  vpii  Lamego,  bmannt, 

^.lU 


10.  TerftascoffsörlinMe  CCarta  «e  IiH) 

vom  19.  April  1828. 

DoD  Pedro  von  Goltes  Gnaden.  König  von  Portugal  und  Algarre  etc. 

Ich  macbe  biennil  euch  allen,  mdoe  portugiesichen  Unterlhanen,  ktmd 
and  Ol  wissen,  dus  Jch  Mich  bewogen  gefanden  habe,  folgende  y^rfusaagh 
urfcnnde  (Carla  de  lei]  tu  schaßea,  zu  geben  und  unmiuelbar  <od  den  dn 
Ständen  des  Reiches  beschwören  lu  Jasseo,  welche  Ve Kassa ngstirkunde  tob 
nun  an  Meine  Reiche  und  BesiUuogen  regieren  wird,  und  atio  lautet: 

Erster    Titel  \ 

Vom  Sätt^nieh  Portugal,  deaen  GM»t,  StgitraMf,  DynulM 

tmd  BekgmL 
Art.  I..  Du  KStu^nidi  Portsgd  ist  die  palitiMfce  TtritiBdang  Ar  hr 

tBgillli'fhfn  Bürger:  sie  machen  eine  freie  und  unabhängige  Nation  aus. 

Art.  2.  Ihr  Gebiet  bildet  das  Königreich  von  Portugal  und  Algarre  uri 
ttegpäft  in  sieb: 

1)  in  Europa:  das  Reich  von  Portugal,  bestehend  ans  den  FroTJA- 
*en  Minbo,  Trai-os-Monies .  Beira,  Eslremadora.  Alerolejo.  *■ 
Reiche    Algarve,     den   Inseln   Madeira,     Porlo-Sanio    and  den 

2)  in  Afrika,  auf  der  Westküste:  Bissao  und  Cascfaao.  Miu^ 
forte,  St.  Joan-Baltisla  d'Ajuda,  Angola,  Bengnela  und  was  dana 
abb*ängt,  Cabinda  und  Malimbo,  die  Inseln  des  grünen  Vorgebiiy, 
die  von  SL  Thomas,  die  Prinzen- Inseln  und  was  davon  abhäogli 
~  auf  der  Oslküste:  UoEambique,  Rio  de  Senno.  SofaU,  b- 
hambane,  Quelimane  und  die  Inseln  des  Vorgebir^  Delgado- 

3)  in  Asien:  Salvete.^Bardex,  Goa.  Damäo,  Ka,  die  Kda^ 
lassongen   lu    HacäÖ,  und  auf  den  Inseln  S<dar  und  Ttinor. 

Alt  8.  Die  Nation  entugt  nicht  Sirm  Rediten,  die  sie  anf  Irgend  ätm 
Geliietstheil  in  diesen  drei  Wttheilen  haben  konnte,  wenn  er  i^ddi  im  w- 
itdienden  Artikel  nicht  enthalten  iiL 

Art.  4.    Ihre  Regieningifonn  ist  votlirchiscfa,  eiitlidi  tmd  KprteBtiÜ*- 

Art.  5.  Die  regierende  Dynastie  wird  totgesetit  in  dem  dorcUuichtig- 
sten  Haue  Bra^nia  und  in  der  Person  der  Priniescia  Donna  Maria  da  Gl»' 
ria,  in  Folge  der  Abdankung  und  Abtretung  ihres  kSniglidien  Vaters  Doe 
Pedro  I.,  Kaisers  Ton  Brasilien,  legitimen  Erben  und  Nachfolgen  Joöo's TL 

Art.  6.  Die  Römisdi-Ratbolisch-Apostolische  Religion  wird  fbrtwibrad 
die  Religion  des  K&nigreichi  sein;  alle  übrigen  ReUgionen  sind  den  Fita^ 
nüt  hinslicbeffi  Gottesdieiute  geiUttel,  ohne  änaserlicbe  Zeidien  und  Tcn^ 

Zweiter    Titel.  ^ 

Von  den  Porlugiemchen  Bürgern. 
Art.  7.    Portugiesische  Bürger  smd: 
f.  1.  diejenigen,  welche  in  Portugal  uder  den  davon  abUBgendw  Gebicki 
geboren  und  gegenwärtig  Leine  Brasilischen  BUger  aiad,  wenn  gUlk 
ihr  Vater  ein  Fremder  ist;    nur  darf  dieser  nittt  in  Poftogd  Rtf  dti 
Dienst  seiner  Nation  sich  aufhaJlcn: 


m 

9.  3.  die  Söhne  eioes  Porta giesiKhen  Vaters,  und  die  unehelichen  Kinder 

einer  Portugiesischen  Mutter,   welche,    obgleich  im  Auslande  geboren, 

nach  Portugal  komipen,  um  dort  ihren  Wohnsitz  zu  nehmen; 
S.  3.  die  Söhne  eines  Portugiesischen  Vaters,   welche  sich  im  Auslande  im 

Dienste  des  Künigreicbs  bedndeD,   selbst  wenn  sie  nicht  in  Portugal 

lu  wohnen  koronicD; 
S.  4.  dü  natunlisirteu  Fremden,    von  was  immer  fVir  einer  Reli^n;    ein 

Gateti'iriTd  die  Eigenschaften  bestimmen,    welche  zur  ErlanBong  dyr 

NalnnÜMtionsb riefe  erforderlich  sind. 

Art  8.    b  verliert  seine  Rechte  als  Portugiesicher  Bürger; 
I.  1.  wer  ndi  In  einem  fremden  Lande  ualuralbireD  lässl; 
S.  2.  wer  ohne  Erlaubniss  des  Königs  einen  Diensl.    eine  Pension  od«  D»- 

coration  von  einer  fremden  Regierung  annimmt; 
f.  3.  wer  durch  einen  UrlbcJlsspruch  aus  dem  Reiche  verbanni  worden. 

Art,  0.   Die  AusDbung  der  politischen  Rechte  wird  saipenditt: 
5-  1.  dnrdi  physiKhe  oder  moralische  ÜAfUigkeit; 
I.  S.  durch  ein  Strafartheil  oder  Verbaftidecret,  so  Ingf  Aven  WirkoDgen 


Dritter    Titel, 
t'm  den  GmaÜm  und  der  JSaiütnalrtfTiMUatüm. 
,     Art.  10.   Die  Trennang  nnd  die  Harmonie  der  poUtiadien  Gewalten  nnd 
u  eiliallende  Prindp  der  Rechte  der  BDr^  und  dat  lidtente  Mittel,  die 
bgMbafteD  wirkAi  ni  macbcn,  weldie  die  VerfiUKmB  fluün  duMetet. 

Art.  11.  Der  in  Portagais  VerftssDng  anerkannten  Gewalten  nnd  i4er: 
le  geeetegebende,  die  leitende  (nodendor),  die  nUoefaende  und  die  gerjcfat 
Ae  Gewalt 

Art.  12.  Die  Repräsentanten  der  Portagietbefa«)  Nation  Ad  der  SDaii 
nd  die  allgemeinen  Corte«. 

Vierter  TitM. 

Von  der  geeeOigebenden  Gemiil. 

Erstes  Cipitel. 

Ton  den  Zweigm  der  gttettgehenden  Gncalt  md  Hire»  MefiigwUeem. 

Art.  13.    Die  gesetzgebende  Gewalt  steht  den  Cortes  nnter  Sanction  des 

Königs  zn.  '  ' 

Art  14.  Die  Cortes  bestehen  aus  zwei  Kanunem,  [der  PairAaüHlMr 
nd  der  Kammer  der  Abgeordneten. 

Art.  K.    Es  liegt  in  den  Befugnissen  der  CorteS: 
S.  I.  den  Eid  des  Königs,  des  Kronprinzen,  des  Kegenten  nnd  der  Regent- 

scbaft  zn  empfangen; 
8.  ^  den  Regenten  oder  die  Regentschaft  m  erwählen  und  die  Grinien 

ihrer  Macht  zn  beieidinen;  * 

$.  3.  den  Kronprinzen  als  Erben  des  Thrones  in  der  ersten  Sitmng,  die 

nach  seiner  Geburt  Statt  haben  wird,  anznerkennen; 
$.  i.  dem  minderjährigen  Könige  einen  Vorarnnd  ni  emenne&i  «eut  deasen 

Vater  in  seineiä  Testamente  beinea  ernannt  bat; 
S.  5.  beim  Tode  des  Königs  oder  M  Kiledigimg  des  lürdbe«  efaiai  Ve^ 


«alluDgsralh  zu  bilden,    der  die  Hissbräuche  aufsacbe  und  abst^, 
welche  sich  in  die  VerwaltuDg  eingeschlichen  haben  könalCD; 
!>.  6,  Gesetze  tu  geben,  sie  auszulegen,  lu  suspendiren ,  zu  widerruren: 
S.  7.  über  die  Erhaltung  der  Verfassung  zu  «acben  und  Tür  das  aJIgeioeiw 

Wohl  der  Natiou  zu  sorgen : 
S.  8.  die  Slaalsausgaben  jährlich  fesliuselzen,   und  die  direclen  Steuern  nt 

vertbeileu; 
fi.  9.  den  Eintritt  fremder  Land-  und  Seemacht  in  das  Innere  des  Rads, 
oder  in  dessen  Häfen  zu  verweigern: 
S.  10.  jährlich,  nach  dem  Berichte  der  Itegierung,  die  Stärke  der  ordentlidm 

und  ausscrord entliehen  l^od-   und  Seemacht  festzuseteen: 
S.  12.  die  Hltlffquetlen  aufzusuchen   und  zu  erölTneu,    um  die  Zahlung  dn 

Staatsschuld  zu  sichern; 
S.  13,  die  Verwaltung  der  Staalsdomainenlzu  teilen  und  deren  Veräusstniog 

aaaiordaeai      ^ 
S.  14.  Slfentlidie  Aemter  ni  endiaSm  oder  loSniliebeii  md  iam  BwHb- 

gea  lu  baiümmea; 
S  IS.  Gewicht,   GOuM,  Werth,  Umichrift,    Geprige  und  BcBtaans  te 
Mfinzen,  so  wie  die  Norm  der  Masse  und  Gewichte  cd  bottimnoL 
AiL  IC.    Die  Anredefbrmel  an  die  Kunmer  der  P>in  wird  ImIci: 
„Würdige  Pajra  de|S  Reidis",  und  jene  an  die  zweite  Kunmer:  JIcioe  Befm 
Al^eordneten  der  Portiiglesi>di<en  Naüan." 

im  U.  JedePenodQderLepilttar  wild  i^et  Jihredtnan,  HMiiedc 
jähriidM  VetMomlong  drd  HoBtle. 

AH.  18.  Die  kdnigtieheErtAimit-Siltui«  wird  jJki  Jdtf  M  IJa 
»UU  bübeD. 

Art.  IS.  Die  ScUust-Sittong  wird  gleicfafalU  mae  königUcbe  m»,  wi 
wird  wie  die  ErSflhiin^SilzaBg  in  allgemeiner  Venammlong  der  Coftn,  da 
^deo ,TBreiaigteii  EÄmmera  it«tt  habraj  die  Pun  rar  RediteD,  die  Abp- 
ordneten  znr  Linifen. 

Art  SO,  Das  Ceremonielte  der  Siliungnt  und  das,  wu  sA  anf  die 
Anwesenheit  des  Königs  bezieht,  wird  durch  ein  besonderes  Re^efDcnt  Ik- 
stimmt  werden.  '" 

Art.  21.  Die  Emennang  des  Prüfidenten  und  des  Vic«prisidenlii]  da 
Painkamraer  steht  dem  Könige  zu;  zur  Besetzung  derselbea  Stellen  in  ta 
Abgeordnelen-Kammer  wird  der  K5nig  unter  den,  ihm  von  der  Kammer  T(l^ 
geschlagenen,  Individnen  wikhlen.  Die  Wahl  der  Secretlre  der  beiden  Eni- 
mem,  die  Prüfung  der  VoUmaebten  ihrer  Glieder,  die  Eidcileist&Dg  und  die 
Geschäflsleilung  wird  unter  den,  in  ihren  innerh  Reglements  vorgescbiidian. 
Fwinlicbkeilen  statt  finden. 

Art  Z2.  Wenn  die  beiden  Kammern  rasammen  treten,  wird  d«r  Pn- 
sident  der  Pairskammer  die  Arbeiten  leiten,  und  die  Pain  und  die  Abp- 
wdiietcn  werden  ihre  Plätze  eiunebmen,  wie  in  der  Eraflnnngt-Sitnuig  da 
Cortes. 

Art.  S3,  Die  Sitzungen  einer  jeden  Kammer  werden  offentlicb  icii. 
mit*Ausnabme  der  Fälle,  wo  das  Slaalswohl  afbeischei)  tollte,  da»  sie  ft 
iMib  seien. 

Art  2t,    Die  Gescballe  werden  durch   die   absidnte 
der.wwesenden  Glieder  enticbieden.  _ 

Art.  !5.  Die  Glieder  einer  jeden  Kamner  winniiTerietdiGfa  vegtB  da| 
Mfinnngent  die  ne  in  A^ttbu«  ihrer  fienbpOidittn  liuMai.  ^ 


m 

^  Art  26.  Rein  Pair  oder  Abgeordneter  kann,  während  seiner  Abord- 
lang,  von  irgend  einer  Behörde  TerfaaAet  werden;  es  sei  denn,  er  wttrde  aof 
aner  Xhat  arg riffen,  weldie  die  Todesstrale  nach  sich  zte^t. 

Art  27.  Wenn  eiii  Pair  oder  Abgeerdiieter  in  AnklageiusUnd  geiüCk, 
o  wird  der  Richter  alle  weitere  gerichtliche  Schifitte  einstellen  nnd  der  be- 
nffeiiden  JUnner  Bericht  erstatten.  Die  Kammer  wird  entsdfeidc»,  ob  der 
Vocess  fortgeführt  und  das  angeklagte  Mitglied  von  seinen  VtniditungeD 
Irt  weiden  aolle  oder  nicht 

ArtWb  Pftirs  und  Abgeordnete  können  an  de»  Amte  eines  Staat^ 
niiiiaten  oder  Staatsrathes  ernannt  werden,  mk  dem  Unlerfchiede  jedoch, 
laaa^die  Paira^  foiüibren  werden,  in  ihrer  Kaiimer  xn-aiUen,  Während  der 
abgeordnete  seinen  Platz  veriaasen»  und  man  an  einer  naven  Wahl  schreiten 

»^  dardi  welche  er  wieder  erwfthH  werden  «nd  beide  Funoüenett  mit  ein- 
k  vereinigen  kann. 
Art  90.   Sie  werden  gleich£EÜla  beide  Functionen  fereinigen,  wenn  sie 
chon  das  eine  oder  endete  der  obengenannlen  Aeaoier  im  AngenUidce  ihrer 
Wahl  hekleiden. 

Art  30.   Man  kann  nicht  zu* 'gleicher  Zeit  Mitglied  der  beiden  Kam- 


Art  31.  Die  Austtbung  eines  jeden  andern  Amtes,  als  des  eiies  Staat»- 
ministers  oder  Staatsraths,  hört  während  der  Daner  der  Verrlehtungas  eiaMi 
Pairs  bder  eines  Abgeordneten  gänzlich  anfi 

Art  32.  In  der  Zwischenzeit  der  SHzimgen  wird  der  König  Jieinen 
Ikhgeordneten  ausserhalb  des.läeiehea  verwendent  nnd  kein  Abgeormter  die 
i^erricfalungen  aeine^mtes  selbst  ausüben  könnenr  wenn  ea  ihn  in  die  !)■-' 
Möglichkeit  vers^te,  sich  bei  der  Znaammenberttfong  der  ordentlidben  oder 
ausserordentlichen  Cortes  einzufinden.      .  * 

Art  33.  Wenn  durch  ein  unvorher|[esehenes  Ereigniss,  wovon  die 
Hlfentliche  Sicherheit  oder  das  Wohl  des  Staats  abhängfh  kann,  es  unerlaa^ 
hii  w&rde,  dass  ein  Abgeordneter  sich  entferne,  um  andere  Verrichtungen 
m  übernehmen,  zo  wird  die  Kammer,  der  er  angehört,  darüber  entscheiden. 

Zweites  Gapitel. 
Von  der  Mammir  der  Abgeordneten. 

Art  34  Die  Kammer  der  Abgeovdnetoi  wird  gewihlt  und' zwar  auf 
>«tinuiite  Zeit  ^ 

Art  35.    Dieser  Kammer  steht  als  Privileginra  die  Initiative  zo: 

8.  1.  über  die  Auflagen; 

9.  2.  über  die  Recrutirung. 

Art.  36,  *  Der  Kammer^  der  Abgeordneten  steht  gleichfalls  ab  PrivHe* 
iam  zu :  i 

9,  1.  die  Prüfung  der  vorhergegangenen  Staatsverwaltung,   und  die  Abstat> 

lung  der  Missbräuche,  die  sich  in  dieselbe  eingeschlichen; 
S.  2.  die  Erörterung  der  von  der  vollziehenden  Gewalt  gestellten'  Anträgl^. 
Art  37.     Unter  die  privilegirten  Befugnisse  besagter  Kammer  gehört 
iMh,  zn  beschliessen,  dass  ein  Eirund  zur  AoJtlage  gegen  Staatsminister  oder 
■gen  Staatsräthe  vorhanden  sei. 

Art  3d,  Die  Abgeordneten  werden  während  der  Versammhing  eine 
^d-£ntschidigung  bedehen,  welche  in  der  letzten  Sitzung  der  voTheigegan- 
■Mn  Legialatur  tetgeaetilisi^worden;  audi  wird  man  Amen  eiAe  EntsdiäS|pttttg 
Ir  die  Kosten  der  Her-  imd  EHnreise  bewilligen.  « 
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DriUfliCi^iteL  ^ 

Von  der  PaMunmmgr. 

Art  39.  Die, Painkamm^ besteh!  «08  k^MaalliiglicIicii  mid  ecblicbeD 
Gfiedern«  die  vom  Könige  in  awMtunmter  Zahl  enia^Dt  werden. 

Art  40.  Der  Kronprim  und  die  Infanten  sind  Pairs  fon  Reehtswegen. 
md  nehmcA  ^Siti  in  der  Kammer,  so  bald  sie  das  ftnfmidiwiiirifrte  Mr 
emreicbt  haben. 

Art  41.    Unter  die  aosschliesslicfaen  Befugnisse  der  Pairskammer  gehört: 
'  S.  I,  über  die  persgolidien  Yeigefaent  weldie  Ton  GUedern  der  idiaiglidieD 
Familie,  wm  Staatsministem,  Staatsiithen  and  Pairs  — ,  so  wie  Aber 
.jene  Vergehen  ol  ericennen,  wdche  fon  Abgeordnüea  wihfcnd  eiacr 
Venaqmlong  der  Legislator  begangch  wwden; 
S.  2.  lUier  die  YerantworUicfakeit  der  Ifinister-SMasecretlre  mid  OlsaliJfc 
in  erkennen:  n  ^P' 

S.  8^  beim  Tode  des  K<kiigs  dieCortes  rasammen  an  mfen,  un  einelcgcol- 
sohaft  in  ernennen,  wenn  eine  ndtfaig  sein  sollte,  und  wenn  die 
Gortes  Yon  der  proYisoriscben  Regentschaft  nicht  losaffBBcn  bcfafei 
werden.  ^ 

Art -42.  Bei  Beurtheilong  fon  Verbrechen,  deren  Anklage  d^  i»* 
mar  der  Abgeordneten  nidit  ansteht,  wird  derProcnrator  der  Krne  die  Ver- 
lidiUmgen  des  Ankl'igers  llbemdioien. 

Art  43.  Die  Sessionen  der  Pairskammer  beginnen  ond  endigen  A  der- 
selben Zeit,  wie  die  der  Depotirtenkammer. 

irt  44.  Jede  Vereinignng  der  Paitskamnoer  ansser  der  Zeit,  wo  die 
Depntirtenkammer  Sitanngen  haK,   ist  gesetawidrig  un^g^chtig,  die  fon  der 

Verftssung  beieicfaneten  Flllle  apsgenonunen«  • 

• 

.    Viertes  GapiteL 
V&H  dem  Vorichlage,  der  Erörterung,  der  Sancium  und  der  Bdumntmadmi 

der  Getetze, 

• 

Art  45.  Der  Vorschlag,  die  Bestreitung  (Opposition)  und  die  Geodh 
migung  der  Gesetzentwürfe  steht  jeder  der  beiden  Kammern  zu. 

Art.  46.  Die  Yollziehende  Gewalt  lisst  durch  einen  der  Staatsninifter 
den  Antrag  machen,  der  ihr  bei  Abfassung  der  Gesetze  suateht;  und  erst  aach- 
dem  eine  Gommission  der  Deputirtenkammer,  von  welcher  der  Vorschlag  la^ 
gehen  moss,  ihn  geprüft  haben  wird,  kann  derselbe  in  einen  Gesetaentwinf 
Yerwandelt  werden. 

Art  47.  Die  Minister  können  den  Antrag  nach  dem  Berichte  der 
Gommission  unterstützen  und  erörtern;  aber  sie  können  weder  abstimmen 
noch  bei  der  Abstimmung  gegenwärUg  sein,  ausgenommen,  sie  wäureo  hsn 
oder  Abgeordnete. 

Art  48.  Wenn  die  Deputirtenkammer  den  Antrag  annimmt;  so  sendet 
sie  ihn  der  Pairskammer^mit  folgender  Formel  zu : 

„Die  Deputirtenkammer  übersendet  der  Pairskammer  beigeheades 
Antrag  der  follaiehenden  Gewalt  (mit  oder  ohne  Ablndenmg)  vd 
glaubt,  dass  Grund  da  sei,  den  König  um  seine  Sanctiön  n  er^ 
suchen." 

Art  40.  Wenn  sie  den  Antrag  m'cht  annehmen  kann;  so  berichtet  m 
darüber  an  den  König  Yermit^lst  einer  D^uUtio^^Toa  sieben  MitgiiedcA 
und  zwar  anf  folgende  Art; 


,,Die  Kammer  der  De^utirten  bezeugt  dem  König  ihr^A  DMl  für  den 
Eifer,  den  er  für  das  Beste  des  Königreichs  beweiset,  und  bittet  ihn 
ehi'erbietigst,    den  Antrag  der  Agperung  in  nähere   Ueb^flegung 
gnädigst  zu  ziehen." 
Art.  50.   Im  Allgemeinen  soHen  die  Anträge»-  welche  die  Depntirtpn^ 
ÜitAkt  zulässt  und  annimmt,   der  Pairskammer  unter  folgender  Formel  zn- 
chickt  werden;-  * 

„Die  Deputirtenkammer  schickt  der  Pairskammer  beiliegenden  Antrag 
in,   und  hältdafQr,  der  König  solle  um  seinfe  Sanction  gebeteS 
werden.** 
Art.  51.    Sollte  ihn  jedoch  die  Pairskammer  nicht  Tonständig  annehmen, 
[dbm  ihn  mit  einem  Amendement  begleitet,   oder  einen  Züsati  zd  demsel* 
l^^acht  haben,  so  soll  sie  ihn  auf  folgende  Art  zurücksdiicken: 
^        ,.Die  Pairskammer  schickt  der  Deputirtenkammer  diesen  (oder  Jellett) 
Antrag  mit  beiliegenden  Amendements  oder  Zusätzen  zu,  und  Mit 
dafür,  der  König  solle  um  seine  Bestätigung  gebeten  werden." 
Art  52.    Wenn  die  Pairskammer  nach  vorheriger  Ber^thschlagung  4/fikr 
It,  dass  die  Annahme  des  Antrages  nicht  statt  haben  solle;  so  soll  sie  aidi 
t  folgt  ausdrücken: 

„Die  Kammer  der  Pairs  schickt  der  Deptktirtenkammer  den  Antrag 

abermals  zu,  indem  sie  demselben  ihre  Beistimmung  nicht  hat  geben 

können." 

Art.  53,    Eben  dieser  Weg  wird  eingeschlagen  von  Seiten  der  Üeputir- 

ikanimer  gegen  die  Pairskammer,  wenn  der  Gesetzesantrag  yoh  dieser  letzten 

(gegangen  sein  softe. 

Art.  54.  Wenn  die  Deputirtenkammer  die  Amendements  oder  Eü/sHUb^ 
r  Pairskammer  nicht  genehmigt,  oder  umgekehrt,  und  die  Kammer  dneir- 
itet  der  Verweigerung  ihrer  Genehmigung  dennoch  beschliesst,  daSS  der 
itrag  vortheilhafl  s^i,  so  wird  eine  Commission  von  einer  gleichen  AHzabl 
irs  und  Deputirten  ernannt,  und  was  diese  entscheiden  wird,  soll  entweder 
n  Gesetzesvorschlag  werden,  oder  für  gänzliche  Verwerfung  gelten. 

ArL  55.  Wenn  eine  oder  die  andere  Kammer,  nach  geschlossener 
rathschlagung,  den  Gesetzesantrag  der  andern  Kataiinier  angenommen  hat; 
fasst  sie  ihn  in  Form  eines  Decrets  ab,  und,  nach  geschehener  V^Fesutt^g  in 
rselben  Sitzung,  soll  sie  es  dem  König  in  doppelter,  votn  PHiid^nten  fHä 
et  Secretären  unterzeichneter,  Ausfertigung  übersenden  und  ihn  ttni  seiliA 
nction  in  folgenden  Ausdrücken  bitten: 

„Die  allgemeinen  Cortes  senden  dem  Königelbeiliegendes  Deci^t  zu, 

sie  hatten  es  für  vortheilhafl  und  nützfich  für  das  Königreich,  und 

bitten  Se.  Majestät,  Sie  möchten  ihm  Ihre  Sanctioli  ertheilpn.*' 

Art  56.    Diese  Zusendung  an  den  König  geschieht  durch  eine  Deputa- 

n  von  sieb  eh  Mitgliedern,  welche  die  zuletzt  berathschlagende  Kamttifr  ab- 

lickt;  und  diese  Kammer  wird  zugleich  die  andere,  in  welcher  derGes^tlüh 

twurf  sein  Dasein  erhielt,  benadirichtigen : 

„da»   sie  ihren  Vorschlag,  betrefl^d  eiei  angehomtaen  und  dem 
Könige  zugesendet  habe,  um  sidi  dels^ii  Silction  zu  erbitten.** 

Art.  57.    Verweigert  der  König  seine  G^tt^äfai|(Mt;  ^  ^^>*<^  ^^  ^^,  ^ol* 

aden  Ausdrücken  antworten: 

„Der  König  will  den  Gesetzesentwörrf  in  |j%beifeg|tog  nehmen,  um 
tti  seiner  Zeit  «Bünen  Vorschllig  MtittA  zH  g«h^^ 

^iir  mt  Kfittmef  «tit#änitt  ¥iti: 


Sie   dankt  Sr.  Majestät  (Ür  das  Interesse,    das    Sie    der  Naüoo 
widmet** 
Art  58.    Diese  VerweigeoRg  hat  eine  absolute  Wirkung. 
ArL  50.    Der  König  ertb^j^er  verweigert  jedem  Decrete  seine  Saoc- 
tkm  innerhalb  eine$  Monats  von  defn  Tage  der  Ueberreichnng  an. 

Art.  60.  vWenn  der  König  dqi  Antrag  der^allgemeinen  Cortes  annimmt; 
so  drückt  er  sich  also  aus: 

^Der  Kdnig  willigt  ein«** 
Hiermit  ist. er  sanctionirt,  und  die  Formen  sinderftUft,  um  ah  GeseU  des 
Königreichs  bekannt  gemacht  zu  werden,  und  eine  der  beiden  dgenhlDdigea 
Ausfertigungen,  nachdem  sie  vom  Könige  unterschrieben  ist,  soll  im  Arcfair 
der  Kammer,  die  es  eingeschickt  bat,  hinterlegt  bleiben,  und  die  andere  dam 
dienen,  dass  nach  ihr  die  Bekanntmachung  des  Gesetzes  durch  den  Slaals-^ 
Secretär,  den  es  betrifft,  gemacht  werde,  und  nachher  soll  sie  im  SUalF 
Archive  niedergelegt  werden.  ' 

Art.  61.    Die  Bekanntmachung  des  Gesetzes  wird  lauten: 

t^      „Don  Pedro,   von  Gottes  Gnaden  König  von  Portugal  und  Algarre 
^    etc.  machen   allen  Unsern  Unterthanen  zu  wissen,   dass  folgendes 
Gesetz  von  den  allgemeinen  Cortes  decretirt  und  von  Uns  genehmigt 
worden  ist."    (Hier  folgen  die  Verfügungen  des  Teiles  des  Gesielzes.) 
pWir  befehlen  daher  allen  Behörden,  die  dieses  Gesetz  kennen  and 
vollziehen  mössen,   es  ganz  in  der  Art,  wie  Wir  es  abgefasst,  voll- 
ziehen zu  lassen.    Unser  Staatsminister  ....  ist  mit  dem  Drucke  der 
Bekanntmachung  desselbgi  beauftragt** 
Art.  62.    Das  vom  König  unterzeichnete,  vom  betreQßnden  Staatsministcr 
▼idimirte  und  mit  dem  Reichssiegel  versebene,  Gesetz  wird  im  Original  in 
den  tteichsarchiven  aufbewahrt,    und  gedruckte  Exemplare  davon  werdd^an 
die  Justizkammem,    die   Gerichtshöfe  und  aller  Orten,    wo   es  vonnötheoi 
versendet. 

Fünftes  Capitcl. 
Von   den    Wahlen. 

Art.  63.  Die  Ernennungen  der  Abgeordneten  zu  den  allgemeinen  Cor 
tes  werden  durch  indirecte  Wahlen  bewerkstelligt;  die  Masse  der  actifco 
Bürger  vereiaigt  sich  in  den  nach  Pfarreien  abgetheilten  Versammluogco. 
und  ernennt  die  Wähler  der  Provinzen,  und  diese  die  Stellvertreter  der 
Nation. 

Art  64.    Das  Recht,  bei  diesen  Primärwahlen  zu  stimmen,  haben: 
8.  1.  die  Portugiesischen  Bürger,  die  im  Genüsse  ihrer  poliliscfaea 

Rechte  sind;  • 
i.  2.  die  naturalisirlen  Ausländer. 
Art  65.    Ausgeschlossen  von  dem  Stimmrechte  bei  den  PrimSrnrersamm*  ' 
lungen  sind: 

$.  1.  die  Minderjährigen,  unter  fünfundzwanzig  Jahren  (doch  §^ 
niessen  verheirathete  Männer  und  OfQciere,  Baccalanreen  mid 
Kleriker,  wenn  sie  einundzwanzig  Jahre  alt  sind,  dieses  Recht 
als  wenn  sie  schon  das  fünfundzwanzigste  Jahr  erreicht  hätten); 

S.  2.  die  Familiensöhne,  die  im  Hause  ihres  Vaters. sind,  insofern  sie 
nicht  ein  öffentliches  Amt  bekleiden ; 

t.  3.  die  Bedienten  (doch  sind  in  diese  Classe  nicht  einbegriffoi:  die 
Buchhalter  und  Cassirer  d«r  BaaddsUiiier,  dit  Okner  der 


königlicheii  Häuser,  die  keine  weissen  Tressen  tragen ,  und  die 
Aufseher  der  Pachthöfe  und  Fabriken); 
8.  4.  die  Mönche  und  Alle,  dj^^^  einer  klösterlichen  Gemeinschaft 

leben;  ^'W^ 

S.  5.  diejenigen,  die  nicht  ein  jArlidhes  Einkommen  von  100,000  Reis 
(ungefähr  165  Thlr.  Preu^)  haben,  sei  es  aus  liegenden  GQtem» 
Industrie,  Handel  oder  einem  Amte. 
Art,  66.    Alle  diejenigen,  die  nicht  in  den  ersten  Pfarrei- Versammlungen 
stinMDen  dürfen,  können  auch  nicht  gewählt  werden,  noch  f^r  die  Ernennung 
irgend  einer  wählbaren  National-  oder  Localbehörde  ihre  Stimme  geben. 

Art  67.  Alle  diejenigen,  welche  in  den  Rirchspielversammiungen  stim- 
men können;  können  auch  bei  der  Wahl  der  Abgeordneten  Wahlmänner  sein 
und  mitstimmen;  allein  davon  sind  ausgeschlossen: 

1]  alle  Personen,  welche  kein  reines  Einkommen  von  jährlichen 
200,000  Reis  (330  Thlr.  Preuss.)  aus  liegenden  GrOndcn,  aus  ihrem 
Kunslfleiss,  Handel  oder  einem  Amte  haben; 

2)  die  Freigelassenen;  äL 

3)  diejenigen,  welche  in  Criminaluntersuchung  wegen  peraftpBben 
Angriffs  oder  aus  andern  Ursachen  stehen. 

Art  68.  Alle  Personen,  welche  Wahlherren  sein  können,  sind  auch 
fabig,  zu  Deputirten  ernannt  zu  werden;  ausgenommen: 

1)  aNe  diejenigen,  die  kein  reines  Einkommell^  von  400,000  Reis  (oder 
660  Thlr.)  nach  den  Artikeln  65.  und  67.  haben; 

2)  die  naturalisirteA  Fremden.    ' 

Art,  69.  Die  Portugiesischen  Bürger,  sie  mögen  sich  aufhalten,  wo  sie 
wollen,  sind  in  jedem  W^hldislricte  fähig,  zu  Abgeordneten  gewählt  zu  wer- 
den, wenn  sie  auch  nicht  dort  geboren,  wohnhaft  oder  ansässig  wären. 

Art  70.  Ein  Reglementargcsetz  wird  das  practische  Verfiihren  bei  den 
Wahlen  und  die  Zahl  der  Abgeordneten  im  Verhältniss  der  Bevölkerung  des 
Königreichs  bestimmen. 


Fün^fter   Titel 

Erstes  Gapitel. 
Vom  Könige,  von  der  vermittelnden  GeuxUt.  " 

Art  71.  Die  vermittelnde  Gewalt  ist  der  Schlussstein  der  ganzen  poli- 
tischen Organisation  und  gehört  ursprünglich  dem  Könige  als  höchstem  Ober- 
haupte der  Nation,  damit  er  beständig  übef  die  Handhabung  und  Erhaltung 
der  Unabhängigkeit  des  Gleichgewichts  und  der  Harmonie  der  andern  politi- 
schen Gewallen  wache. 

Art.  72.*  Die  Person  des  Königs  ist  unverletzlich  und  heilig;  er  steht 
durchaus  unter  keiner  Verantwortlichkeit 

Art  73.  Seine  Titel  sind:  König  von  Portugal  und  Algarve,  diesseits 
und  jenseits  des  Meeres,  in  Afrika,  Herr  von  Guinea  und  der  Eroberung,  der 
SchiffTafirt,  des  Handels  von  Aethiopien,  Arabien,  Persien  und  Indien;  und 
wird  genannt  Allergetreueste  Majestät. 

Art  74    De/  König  übt  die  vermittelnde  Gewalt  aus: 
1)  indem  er  die  Pairs  in  unbestimmter  Zahl  ernennt; 
2]  indem  er  die  allgemeinen  Cortes  und  während  der  Zwischenzeit 
ihrer  Sitzupgen,   im  Falle  das  Staatswohl  dieses  erfordert,    die 
ausserordentlichen  Cortes  Zusammen  beruft;  ^ 


9  uriea  «r  4ie  DeenU  md  BcKliIltue  dv  Gneral-Cortct  sandMaiit 
damit  sie  die  GcwUeckna  baboi  (Art.  ti.) ; 
.   0  iodea  er  die  ZofaBm^erafinig  der  Gtatai-CMHu  verschiebt  oder 
voTuirfickt,  oder  indem  er  die  AnUdnug  der  Kammer  der  De- 
j^        intirtea   ia  dem. Falle,   daas  dai  Slutsvofal  solches  erfaeiidic. 
•   '  aBordnet  osd  mrenoclidi  eiae  awlcre  an  ihre  Stelle  laummn 

beruß; 
A')  indem  er  rrciwilUg  die  Slaalfminif^tcr  ernennt  uder  atiieUt; 
6)  indem  er  die  gericbl lieben  Obrigkeiten  im  Falle  des  Artikels  III. 

suspcndirt; 
1]  indem  er  die  Strafen  der  Criminal Verbrecher,  die  ihnen  TeTBÜgr 

UrtheiU  auferlegt  sind,  mildert,  (Hier  ihnen  gani  naebläut: 
8)  indem  er  im  c!rini;enden  Falli?  eine  Amnestie  ertheill,    und  w«u 
die  Mcnschlichkeil  und  das  Staal^wohl  es  al^  erTordem. 

Zweites  Capiiel. 
Ton  der  volltiehendtit  Gewalt. 
AfL  75.     Der  König  ist  das  Oherhaapt  der  Tollziehenden- Gewalt  und 
fibi  Midie  dnrcb  seine  Staatiminister  aus;  ihre  vonDglichslen  Befugnisse  sind: 

I)  in  dem  Königreich  Portugal  den  2.  Hai  des  vierten  Jibrts  dtt 
bestehenden  Gcselxgebung.  nnd  in  den  Colonien  das  Jahrionr, 
die  neuen  allgemeinen  Corles  nsanunen  in  bemfeg- 

2]  die  BiscböCe  nnd  ni  den  geistlichen  Pfründen  m  ernennen; 

3)  ui  allen  welllichen  nnd  geistlichen  Aemtem  zu  ernennen; 

4)  die  Beleblsbaber  der  Land.-  und  Seemacht  la  ernennen,  ai 
sie  jedesmal,  wenn  das  Wohl  des  Staats.es  erfordert,  abraäwtm: 

G)  die  Gesandten  und  alle  anderen  Handels-  oder  politischen  AgenttD 
m  ernennen; 

6)  die  politischen  tlnterhaudlungen  mit  den  auswörligen  Nationto  a 
leiten : 

7}  Allianz-,  Offensiv-,  Defensiv-,  Subsidien-,  Handels- Verträge  n 
schliessen,  sie  nach  deren  Abschliessung  zur  Kennlniss  der  allge- 
meinen Cortes  zu  bringen,  wftin  das  Interesse  und  Wohl  de 
Staats  es  gestatten.  Im  Falle  die  zu  Friedensieiten  geschlosseiKii 
Vertrüge  eine  Abtretung  oder  Auslauscbung  vom  Gebiete  im 
Königreichs  oder  von  Besitzungen,  worauf  das  Königreich  An- 
Sprüche  hätte,  veranlassten;  so  soljen  dieselben  nicht  ratifdn 
werden,  ohne  dass  die  allgemeinen  Corles  sie  bestätigt  bätlea: 

8)  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schliessen,  und  dabei  der  Vtr- 
Sammlung  diejenigen  Mittheilungen  zu  machen,  welche  milden 
Interesse  und  dem  Wohle  des  Staats  vereinbar  sind; 

5)  Naturalisalionsdiplome  dem  Gesetze  gemäss  zu  ertbeilrti;' 
10}  Titel,   Ehrenstellen,  Hilitärorden  und  Belohnungszeichen  für dit 

dem  Staate  geleisteten  Dienste  zu  erthcilen,  wobei  die  PeDsiom 
die  auf  dem  Staate  ballen,  von  der  Genehmigung  der  Venuur 
lung,  im  Falle,  wo  sie  durch  ein  GescU  ausgescUt  und  bejünuni 
sind,  abhängen; 

II)  die  Decrete.  Instructionen  und  Reglements,  welche  nöthig  nnd  It! 
die  gute  Vollziebnng  der  Gesetze  tauglich  sind,  tu  fertigen; 

IZ)  die  Verwendung  der  durch  die  Cortes  bewilligten  Einkünfle  dr 
die  verBchiedeoen  Zweite  der  Verwaltunjj  lu  decrBliren; 


Ifl)  du  ExeqaBtw  der  Conciliendeenle  und  ffOfUiInciW  Bmft  «|^ 

jede  anderen  kirdilichen  Verbtsimgen,  wcdd  |i«  der  VwfiHHin 

Dicht  luwidtr  sind,  lu  bewilligen  oder  la  verweigeni,  wobei  im* 

mer  die  Genehmigung  der  Cories  TOreugriiai  mon,  wenn  solche 

allgemeine  Verfügungen  enthilt; 

14)  überhaupt  fUr  Alle«,  wu  die  inneriiehtf  Rahe  des  SUab  bAilR, 

in  den  durch  dio  Vrrlassiing  vorgeschriebenen  Formen  zu  sorgen. 

kvt  T&    Der  König,    che  er  als  solcher  ausgerufen  wird,    wird  in  die 

des  Präsidenlcn  der  Pairskammcr.  bei  versammelten  beiden  Kammern. 

len  Eid  schwören: 

„Ich  schwöre,  die  Kalholisch-ApostoIisch-RÜmische  Religion  lu  band- 

beben,    die  politische  ^'l!^^assung    der  Purlugic«ischen  Nation    und 

alle  anderen  Gesetze  des  Künigreicbs  lu  beobachten  und  beobachten 

zu  lassen,    und  in  Allem,    su  viel  in  meinen  Kräften  steht,    für  das 

allgemeine  Beste  der  .\ntion  zu  sorgen." 

kiU  17.    Der  König  kann  ohne  Erlaabniss  der  sUganeiaen  Cortea  nicht 

m  Königreiche  Porlugal  gehen,   und  wenn  er  es  dennoch  thut,  Jp  mD 

Kchen  werden,  als  habe  er  der  Krone  entugL 

Drittes  Cipitel.  , 
Ton  der  königliehm  Familie  wtd  ihrtr  IMatto». 
Art.  78.    Der  rermuthliche  Erbe'  des  Königreichs  ull  den  Titd  lEöaig- 
PriDz.  und  sein  ältester  Sbbn  den  Titd  Prini  rtai  Bein  tihrtUi  alle 
n  Prinien  heissen  Infanten.     Der  Kronprinz,  w  wie  der  Priui  *eb 
werden  bönigliche  Hoheit  titulirt.     Die  Infanten  werden  Hoh^t 

\rt.  79.  Der  vermuthliche  Erbe,  Wenn  er  U  labre  erreicht  hat,  soll 
Hände  des  Präsidenten  der  Pairakimmer,  bei  venammdleii  beMen 
ern.  folgenden  Eid  leisten: 

„Ich  schwüre,  die  Katholisch- Apostolisch-Römische  Religion  lu 

handhaben,  die  politische  Verfassung  der  Portugiesischen  Netion  in 

beobachten  und  den  Gesetien  und  dem  Könige  lu  geh(m:beD." 

4rt.  80.    Die  allgemeinen  Cortet,  sobald  der  König  enr  BegieruBg  ge- 

müssen  ihm,  so  wie  der  Königin  seiner  Gemahlin,,  eine  ihrer  hoben 

gemässe  Dotation  aussetzen. 

trt.  Hl.    Die  Cortes  müssen  cbenblls  dem  Kronprinieu  und  den  Infan- 
im  Tage  ihrer  Geburt  an,  ejnc  Dotation  aussetzen. 
Vrl,  8'^.     Wenn  die  Prinzessinnen  oder  Infantinnen  sich  lerheiratheo 
.  so  müssen  ihnen  die  Cortes  eine  Aussteuer  aussetzen,  und  bei  deren 
iing  hört  ihre  Dotation  auf. 

Irt,  a3.  Den  Jnfanlen,  die  sich  vermählen  und  kfinitig  ansseriielb  des 
cichs  rcsidircn  werden,  Soll  ein  für  allemal  eine  gewisse,  von  den  Cor- 
geselite,  Summe  ausbezahlt  werden,  und  von  dem  Tage  der  Auibe- 
i  derselben  an  ihre  Dotation  aufhören. 

iri.  84.  Die  Dotationen  und  Aussteuern,  von  denen  in  obigen  Artikeln 
]c  gewesen,  werden  aus  dem  königl.  Schatze  bezahlt,  und  einem  von 
ijnigc  zu  ernennenden  Intendanten  Qbergebcn,  mit  dem  alle  Activ-  und 
escbafle  de«  königlichen  Hauses  verbanden  werden. 
Vrt.  85.  Die  Paläste  und  köni^icfaen  LancfgUer,  weldie  derKi^  jeUl 
n  hat,  bleiheu  das  EigenUium  leincrKachfolger,  und  die  Cwl«  w^den 
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(Ir  die  Anklnfe  und  Bauten ,  die  sie  sowohl  äa*  WMc  als  d<fa  Tcryafkga 
fl^Köni^  dienlidi  erechlea.  Sorfe  tragen. 

Viertes  CspiLcL 
^^4^  F0N  der  Erbfolg*  mr  iTroiw. 

Art.  SO.  Die  KSni^'a  Donna  Maria  IT.,  yon  Gollei  Gn«dcn,  ond  imA 
^e  ISrmlicbe  Abdankung  und  Abtretung  des  Herrn,  Pedro  L,  Kaim  nn 
Brasilien,  wird  immer  in  Portngal  herrschen. 

Art.  B/,  Die  le^iliineii  Xachkomniea  dersdben  werden  auf  dcta  Tbnui 
nach  Ordnung  der  Erstgchuri  folgen,  so  dasi  inmier  die  altere  Linie  der  j(b- 
gern,  in  derselbrn  Linie  der  niherc  Grad  iem  entferntem,  in  deBsdben  Gndt 
das  männliche  G»cblechl  dem  weiblichen,  und  in  demsetbM  GetcUecite  die 
allere  Person  der  Jüngern  vorgeiogen  werde. 

Art.  68.  Im  Falle  des  voUstindigen  Anssterbcna  iler  geradm  Linie  dtr 
legitimen  Nachkommen  der  Königin  Donna  Maria  II.  wird  die  Krone  a  fit 
Seitenlinie  Qbergehn. 

Art,  SD.    Kein  Fremder  kann  in  der  Krone  Ton  Portngal  nachTolgen. 

Art  00.  Die  Vermählung  der  Prinzessin  vdmuthlichen  Thronerbin  wirf 
immer  mit  Einwilligung  des  Königs,  und  nie  mit  einem  Fremden  nr  ndi 
geben.  Wenn  der  König  in  dem  Augenblicke,  wo  man  sich  mit  dieser  Vtf 
mählung  bes4;hilUgen  soll,  schon  aufgehört  liätte  la  Ichen;  so  wird  sie  nidt 
(Ane  die  Einwillignng  der  aügemeinen  Cortes  ins  Werk  gesetit  wcrdeoklioiMn. 
I}ir  Gemahl  wird  keinen  Theil  an  der  Regierung  nehmen,  and  den  Haan 
KSnig  er«t  dann  tragen,  wienn  die  Königin  ihm  einen  Sohn  oder  eine  Toffel« 
geboren  bat 

Fünftes  Capitel. 

FoR  dtr  RtgmUthaft  leährend  der  Minderjährigkeit,  oder  mgat  «tiwr  a»ür* 

Urtaehe,  die  den  König  verhindert,  iw.  regieren. 


Art  91.    Der  König  ist  minderjährig  bis  mm  zurQckgdegten 
len  Jahre. 

Art.  9'2.  Während  seiner  Minderjährigkeit  soll  das  Königreich  dard> 
eine  Regentschaft  regiert  werden,  welche  dem  nächsten  Verwandten  des  Kö- 
nigs nach  der  Ordnung  der  Thronfolge  lugehört,  und  der  selber  die  VoD- 
j'ahrigkcil  von  25  Jahren  erreich!  haben  muss. 

Art.  03.  Wenn  der  König  keinen  Verwandten  hat,  der  diese  Eign- 
Schaft  besitzt;  so  soll  das  KönigceichjdiM|b..eine.^b)eibende  Regentschaft  ragiat 
werden,  welche  durch  die  allgemeinen  Cortes  emdNUt  wird,  aus  drei  Mtlgli^ 
dem  besteht,  und  wovon  das  älteste  Präsident  ist. 

Art  04  So  lange  diese  Regentschaft  noch  nicht  erwählt  sein  «inl 
soll  dasKönigreich  durch  eine  provisorische  Regentschaft  regiert  werden,  wekbc 
aus  den  iwei  Staals-Uinislern  des  Innern,  und  der  Justiz,  nnd  ans  den  mi 
ältesten  wirklichen  StaatsrUlhen  besteht,  und  in  welcher  die  Königin  Witt«!, 
und  in  deren  Ermangelung  der  älteste  Staatsralh  den  Vorsiu  ftthren  wird. 

Art.  03.  Im  Falle  die  Königin  Regentin  stirbt,  soll  ihr  Gemahl  io  ia 
Regentschaft  den  Vorsitz  fObren. 

Art.  se.  Ist  der  König  aus  irgend  einer  phvsiscbciv  odar  moralisda 
Ursache,  welche  durch  die  U^brtahl  in  beiden  Raramera  der  Cort«  offenlv 
anerkannt  ist  in  der  Lage,  dass  er  unmöglidi  regierai  kann;  so  soll  derKm- 
prini,  wenn  er  18  Jahre  alt  ist,  an  seiner  Stelle  regieiw. 


Art«  97.  Die  Regentin,  so  wie  auch  die  Regentscbaft,  «ollen  d^  im 
5.  erwähnten  £id  schwören,  nebst  dem  Zusätze  des  Eides  der  Tremü 
den  König,  und  dass  sie  ihm  die  Regierung  sogleich  bei  seiner  Yoll- 
Iceit,  oder  beim  Aufhören  der  Ursachen,  die  ihn  zu  regieren  verhinderten, 
sben  werden. 

Art  06.    Die  Acte  der  Regentschaft  und  des  Regenten  sollen  im  N; 
önigs  unter  folgender  Formel  bekannt  gemacht  werden: 

,3efiehlt  die  Regentschaft  im  Namen  des  Königs jbefiehlt 

der  Kronprinz  Regent  im  Namen  des  Königs.'* 
Art.  99.  Weder  die  Regentschaft  noch  der  Regent  sind  verantwortlich, 
Art  100.  Während  der  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers  soll  sein 
md  derjenige  sein.  Welchen  der  König  in  seinem  Testamente  dazu  er* 
haben  wird.  In  dessen  Ermangelung  wird  die  Königin  Mutter  VormQn- 
und  in  Ermangelung  der  Königin  sollen  die  allgemeinen  Gortes  den 
ind  ernennen.  Jedoch  darf  niemals  Vormund  des  minderjährigen  Königs 
ige  sein,  welchem  die  Krone  im  Falle  des  Todes  des  Königs  durch  die 
ge  zufallen  würde. 

Sechstes  Capitel. 
Vom  Mtnisierium, 

Art.  lOl.    Es  sollen  mehrere  Staatssecretäre  bestehen;  das  Gesetz  wird 
schalle  bezeichnen,  die  jedem  derselben  zustehen;  es  wird  diese  vereinter 
1er  trennen,  je  nachdem  es  zweckdienlich  sein  wird. 
Art  102.     Die  Minister  sollen  jeden  Act  der  vollziehenden  Gewalt 
eichnen,  und  diese  Acte  können  ohne  diese  Formalität  nicht  vollzogen 

Art.  103.    Die  Staatsminister  sollen  verantwortlich  sein: 

1)  wegen  Verrätherei; 

2)  wegen  versuchter  Bestechlichkeil,  Anstiftung  von  Verbreehen  und 
wegen  Erpressung; 

3)  wegen  Missbrauchs^  der  Gewalt; 

4)  wenn  sie  gesetzwidrig  handeln; 

5)  wenn  sie  auf  irgend  eine  Art  gegen  die  Freiheit,  Sicherheit  und 
das  Eigenthum  der  Bürger  handeln; 

6)  wenn  sie  auch  nur  die  geringste  Verschwendung  der  Staatsgelder 
begehen. 

Art  104.     Ein  besondere?  Gesetz  soll  die  Beschaffenheit  dieser  Verge- 

1,  und  die  Art,  wie  dagegen  verfahren  werden  soll,  bestimmen. 

Art^  105.    Der  mündliche  oder  schriftliche  Befehl  des  Königis  rettet  die 

er  von  der  Verantwortlichkeit  nicht 

Art  106.    Die  Fremden r  auch  wenn  sie  natnralisirt  sind,  können  nicht 

oinister  sein.  ^ 

Siebentes  Capitel 
Vom    Staattrathe. 

Art  107.   Es  soll  ein  Staatsrath  sein»  der .^ans  Käthen,  die  lebenslänglich 

1,  besteht,  und  sie  werden  vom  König  ;,erd|^t 

Art  108.    Die  Fremden,  auch  wenn  sicjj|a|Hpdisirt  sind,  können  nidit 

äthe  werden.  /  * 

Art  109.    Die  StaaUräthe,  ehe  sie  die  GMiäfte  antreten,  mlUiMii  in 

Inde  des  Königs  den  Eid  ablegen,  die  Römiscb-Katboliscbe  RelMw  su 


m 

habdhiMüt,  Sie  TerfiEäMg  nnd  die  flcMie  ta  bMMditeli,  des  KtaMge  ge- 
Iren  tn  tdn,  itiiD  nach  ihrOd  Onristai'  lu  nOieb,  vät  dibei  tmr  dai  WM 
dtt  Xatiab  vor  Aageü  ni  biben. 

Art'  110.  Die  Sfitglieder  des  SUilsraUu  soIlM  bei  ilkD  »iehtiga  Ar 
gdMcnbeiten  und  bei  den  illgemeineii  Venrallungsmaur^elD,  beMDdcnlb« 
MnriinK  des  Krieges  mit  niswirtlecn  NitiwwBi  to  wie  ncti  bei  aHn  An- 
^HgcDbeiten  angehart  werden,  wo  Aer  Kdnig'.die  Abiidrt  bat,  ana  de-,  dv 
ftnätidbden  Gewall  nistdwDden,  fiefngniaw,  weldie  ün  Art.  11.  bouBi 
sind,  auszuüben,  mit  Ausnahme  des  S.  5. 

Art.  111,  Die  StaaUrüthe  sind  lür  die  erlheiltcn  Ralbscblage  ^tnOr 
wortlich,  wenn  sie  gegen  die  Geselle  und  das  Beste  des  Staates  oAnbar  Dicb- 
iheilig  sind, 

Art.  11^.  Der  Kronprinz,  sobald  er  18  Jahre  zurück  gelegt  hat.  ü 
Uitglied  des  Staatsralbs  ton  RechU  wegen;  die  Dbrigen  Printen  des  köolf 
lieben  Hauses  kijnntn  nur  nach  Torläußger  Ernennung  von  Seilen  des  Köoip 
in  den  Staalsralh  kommen. 

Achtes  Capitel. 
Von  der  Kriegtmaclil. 

Art.  tl3.  Alle  Portugiesen  sind  verbunden,  die  WaCTen  lu  ergrnfcii. 
um  die  Unabhängigkeit  und  die  Gesammlbeil  des  Königreichs  m  untersiQUH, 
und  um  es  gegen  die  innem  und  äussern  Feinde  m  verlheidigeiL 

Art.  114.  So  lange  die  allgemeinen  Cortes  die  stehende  Erirgsmicbt 
zu  Land  und  zur  See  nicht  bestimmen,  soll  die  gegcnnhrtig  bestehende  bii 
lum  Augenblicke  fortbestehen,  no  die  Cortes  sie  vermindern  oder  Tennctino 
werden. 

Art  115.  Die  Kriegsmacht  ist  in  ihrem  «esenllichen  Zustande  an  Gt^, 
horsam  gebunden;  sie  kann  nur  dann  zusammentreten,  veno  sie  durch  iß 
geseUmässige  Gewall  den  Berehl  dazu  erhalt. 

Art  lie.  Der  vollziehenden  Gewalt  steht  es  ausschliesslich  zu.  die  Ste 
und  Landmacht  so  zu  gebrauchen,  wie  sie  es  zur  Sicherheit  und  lur  Veitbndi- 
gung  des  Königreichs  fUr  zweckmässig  halten  wird. 

Art  m.  Eine  besondere  Ordonnanz  wird  die  Organisatiod  der  Anw* 
ihre  Beförderungen  und  Kriegszucht,  so  nie  auch  dasselbe  bei  der  Seemacbl 
r^ln. 

Sechster    Titel. 
\on  der  gerkhtUchm   Gewalt.  'i  - 

Einziges   Capilel. 
Von  den  RiehUm  Und  den  Gerieblittclten. 
Art.  na.    Die   gerichtliche  Gewall  ist  unabhängig,   und  soB  beste»« 
ans  Richtern  und  Geschworenen,   welche  lelzleren  sowohl  in  bQrgerticben  ib 
Criminalfallcn  und  in  den  durch  die  Gesetzbücher  zu  bestimmeoden  F^l« 
und  Formen  stall  haben  sollen. 

Art  119.  Die  Geschwornen  sprechen  über  den  Tbatbesland,  und  dir 
Hichler  wenden  das  Gesett  an. 

Arl.  120.  Die  RichAr  bleiben  beständig  im  Amte  »on  Rechts  «e|fB 
dies  will  jedoch  nicht  so  vjel  sagen,  als  oh  sie  nicht  von  einem  Orte  nd 
ränem  andern  je  aul  eine,  florch  das  Gesell  lu  besliameBdc,  Zeil  mni  AH 
venetfl  werden  könnten.       '*  .-<*;^i  -...'  ;-n..j,t  ««  fo 


i9i 

^  Art.  121.  Der  König  Irawi  auf  gegen  sie  eingekommene  Klagen,  nach 
beriger  Anhörung  und  deshalb  eingeholtem  Gutachten  des  Staatsraths,  diese 
hier  suspendiren.  Alle  ^e  betreffinid^n  ActenstOcke  sollen  jedem  Districts- 
tdile  übergeben  werden,  damit  dieses  nach  den  gesetzlichen  Formen  gegen 
▼erfahre. 

Art.  122.    Die  Richter  können  ihr  Amt  nur  durch  ein  Urtheil  verlier^ 

Art  123.  Alle  Richter  des  Reichs  und  alle  Justizbeamte  sind  fiir-(iie 
ibräuche  ihrer  Gewalt  und  fQr  Amtsvergehen  veräntwortl^,  welche  sie 
I  in  ihren  Aemtern  zu  Schulden  kommen  lassen;  diese  Yehmtwortlichkeit 
d  durch  ein  Reglementargesetz  verwirklicht  werden. 

Art  124.  Wegen  Anstiftung  von  Verbrechen,  wegen  versuchter  Be- 
lniDg,  Veruntreuung  und  £rpresai]Uig  findet  gegen  sie  eine  Popularklage 
Iv  und  diese  kann  gegen  sie  innerfadb  Jahr  ubd  Tag  entweder  durch  den 
ger  selber,  oder  durch  jede  andere  Person  aus  dem  Volke,  unter  Beobach- 
g  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Processordnung,  eingeleitet  werden. 

Art  125.  Um  die  Sachen  in  zweifer  upd  letzter  Instanz  zu  richten, 
en  in  den  Provinzen  des  Königreichs  Geridi^  errichtet  werden,  welche  die 
luemlichkeit  des  Volks  erheischen  wird.         . 

Art  126.  In  Griminalsachen  sind  das  Veriiör  der  Zeugen  und  alle. andere 
loessverfahren  von  der  Beschuldigung  an  öffentlich,  und  zwar  voni  hctiUgcn 
je  an. 

Art  127.  In  Civil-  sowohl  als  Griminalsachen  können  die  Parteien 
dedsrichter  ernennen;  ihre  Urtheile  werden  ohne  Appellation  vollzogen, 
in  die  beiden  Gegenparteien  desshalb  ikbereinkommen. 

Art  128.  Wehn  man  nicht  «uvor  bewiesen  hat,  dass  man  das  Ver- 
idismittel  versucht  hat,  kann  man  auch  keinen  Brocess  anfangen. 

Art.  129.    Zu  diesem  Ende  werden  Friedensriditer  bestellt,  welche  zu 
sdben  Zeit  und  auf  dieselbe  Art  erwählt  werden,    wie  die  Mitglieder 
Mnnidpalitäten,      Ein  Gesetz  wird  ihre  Bjefbgnisse  und  Bezirkt  be- 
tunen. 

Art  130.  In  der  Hauptstadt  des  Königreichs  soll  ausser  dem  Geridiie, 
dort,  wie  in  den  andern  Provinzen  sein  wird,  noch  ein  Gericht  unter  de^ 
nen  des  höchsten  Justiigericiits  bestehen;, es  soll  aus  gelehrten  Richtein 
tehen,  welche  nach  der  Anciennität  aus  den  andern  Gerichten  gezogen 
1;  sie  werden  mit  dem  Titel :  Räth^  beTegt  Bei  der  ersten  Organisation 
in  man  zu  diesem  Gerichtshofe  die  Richter  aus  den  Gerichten  nehmeiv 
lebe  man  eingehen  zu  lassen  fUr  nöthig  finden  wird. 

Art.  131.    Dieses  Gerichtshofes  Befugnisse  sind: 

1)  in  den  durch  ein  Gesetz  zu  l^estimmenden  Sachen  und  Fonnen 
die  Zulassung  zur  Gassation  zu  gestatten,  oder  zu  verweigern; 

2)  über  die  Vergehungen  nttd  Irrthttmer  derRichtiSr  in  ihrai  Amts- 
verrichtungen, der  Oberlichter,  und  der  A^esteUtenjbti  dein 
diplomatischen  Gorps  zu  erkennen; 

3)  m  Sachen  streitiger  Gerichtsbarkeitfonil  Gompetei^  der  ||)(pM|r 
zialgerichte  zu  erkennen  nnd  lu  entscheiden,  ;  .^^ 

Schabert,  Yerfaffonparkiiiidtii.  8.  Bd.  tl   ' 
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4  Siebenter  Tftri 

^  Von   der  Vericaiiung   und  von  <ten  Provmctn. 

"  Erstes  Capitel, 

Von  der  ViTKallang. 

fArt.  132.    Die  Verwaltung  der  Provinieti  bleibt  Dir  die  ZalnuA  wie  at 
bis  sie  durch  ein  Ge^ti  abgeändert  wird. 

Zweites  Capitel. 
Von  dm  S(odt'HagiitTatm. 

An>  las.  In  allen  äadtea  and  giynwlrtig  vortuHtaMM  MmMMIh 
■nd  in  dien  daijenigra,  Wflcbe  kOBfUg  nocfa  mttUitm  wwdn,  utm  MB- 
dpditlM^eiiKhtet  werdeiv  welchen  die  poUüidw  Oe&CM^e  aal  «e  Hai- 
dpalvenralttiM  betagter  StUte  mid  Flecken  ndtamL 

Art.  134;  Die  Hunidpaliiaten  werden  gewiblt,  tmd  bestehen  «oi  mx 
dprdi  das  Geseli  zu  bestimmeitden  Aoiabl;  das  ICt^ed,  das  die  aorto 
SBnunen  Fltr  sidi  bat,  wird  Prisident 

ArL  13.').  H'w  Ausübung  ibrer  UanicipalpHichten,  die  Abbaäng  de 
PobteJanordDungcn .  <lie  VerwcDdiing  ihrer  £inkBnfle  nad  andcnc  Gdda. 
alle  diese  BeTugnisse  sollen  durch  dn  Re^cmenUrfleiets  bettinnl  wmJw. 

DriUcs  Capitel. 
Von  den  Sffetoiiehgu  EinkibifUn. 

Art.  i:i6.    Die  Einnahme  und  Atugabe  der  «ffenllktaeB  Einkfinik  wM 
durch   eine  Behurde  besorgt,   weldie  den  Namen:    öOenÜicber  Sdiati  flM« 
worin  rerschiedene  gesetilich  errichtete  ftblbeiliingen  die  Verwaltm^  donl- 
ben  und  seine  Recbnongcn  besaiten. 

ArL  137.  '^le  direcie  Steuern,  ausgenoionien  diejenigen,  wckbe  ini 
Beiablung  der  Zinsen  und  Tilgong  der  Staatsschuld  bestimmt  sind.  soUtajt 
fQr  ein  Jahr  durch  die  allgemeinen  Cortes  bettimmt  werden,  aber  m  langt 
fortdauern,  bis  sie  öflenüich  Tür  abgeschafTt  erklärt,  oder  an  dvrtD  SteOe  ai- 
dgre  eingeführt  sind. 

I'  Art.  138.  Der  Staatuninister  der  Finanzen,  nachdem  er  von  dMi  anden 
■BUlleni  die  UiniMendbniigets  ihrer  Ansgaben  erhalten  bähen  wird,  nl 
JfU/Mt  der  Kammer  der  AbgeeiAwten,  mid  sobald  die  Cortes  YersaBmKh 
Min  mrden,  eine  al^ganetne  Bütoi  ^er  BIRinllichen  Anagafoen  des  berv 
itdMnden  Jahrs  .nnd  da  9ctng  aBer  Abgaben  und  Öfhnffidien  tiinkOofc, 


Achter    Titel 
Mlgememe   Verpigungen  und  GetcährUistungen   der  bürgerlicken  mU 
poÜtitcktn  Rechte  ""Her  Porfugietüchen  Bürger, 
An.  ,01.  pie  allgemeinen  Cortes  seilen  j<m  Auflage  ihrer  Sitrangta 
■n  nnjqmdMn,  o^die  politiidie  Verbuong  dts  nnigrcicfaa  genau  beobach- 
tet wordeli  iit,     :i 

Art'  \40.  We^  nach  Vcrfloss  *on  vier  Jahren,  seitijpn  die  Ver&smg 
M^ßiirigreiihi  bMetfMlKB*worden  in,  üiefkant  vlrde,  düt  dner  ihrer' 
Artikel  abgeändert  vMen^flafe;  »  Mfr4er  AliMg  «MlUb  schnftM 
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lit,  nnd  dieser  muss  von  der  Kammer  der  Abgeordnet«)  aSsgehen,  und 
nein  Drittel  ihrer  Mitftlieder  untcrstillit  werden. 

Art.  IV..  Der  Antrag  soll  drctmal.  in  Zwisehenieilen  *on  sechs  Tagen 
iner  lur  andern  Vorlesung,  vorgelesen  werden,  und  nach  der  drillen 
iing  berathschlafil  die  Kammer,  ob  iter  Antrag  iintersuchl  ncrden 
Uhri^nft  wird  alsdann  verfahren,  wie  hei  der  Beralhschlagung  über 
iseti. 

Art  142.  Wenn  die  Untersnchunft  lugelassen  nnd  die  J4othwendigleit 
Wanderung  des  verfassungsmässigen  Artikels  ganz  bewiesen  ist:  sq  soll 
seü  ausgefertigt,  vom  E5nige  sanctionfrt  und  in  der  gen^nlichen  Form 
it  gemacht  werden;  nitein  man  soll  den  Wahlherren  der  Abgeordneten 
;  nächste  l.egislalur  aufgehen,  dass  sie  ihnen  in  ihren  Volltnachlen  be- 
e  Aufträge  wegen  einer  erforderliehen  Abünderang  oder  Verbesserung 
;rfbssung  erlheilen. 

Art.  143,  In  der  folgendcu  Legislatur  und  deren  ersten  Sftiung  soll  der 
stand  torgetaammcn  und  verhandelt  «erden,  und  da.<t  Resultat  soll  die 
entscheiden,  ob  dicAenderung  oder  Verbesserung  an  dem  Grundgesetie 
hl  werden  soll.  Diese  wird  dann  der  Verfassung  bcigeRlgt  und  feierlich 
nt  gemacht.  ^ 

ArL  ll4.  Verfassungsmässig  ist  nur  das.  was  der  Terfassungsad  in 
iebl  der  Grämen  und  n  ecbsciseiligen  Befugnisse  der  Slaatsgc wallen  und 
)lilischen  und  individuellen  Rechte  der  SlaabbUrger  bestimmt.  Alles 
cht  verfassungsmässig  ist,  kann  ohne  die  cnvahntcn  Formalitäten  durch 
w (ihn liehen  Legislaturen  abgeändert  werden. 

Art.  14).  Die  L'merlelzlichkeit  ^er  bürgerlichen  und  polilischen  Rechte 
irtugiesisehen  Staatsbürger,  welche  die  Freiheit,  die  persönliche  Sicher- 
nd das  Eigenthum  ^ur  r.runiUytc  haben,  ist  durch  die  Verfassung  des 
reiches  auf  folgeBde  Art  gesiifiert: 

1)  Kein  StMlsbUrger  kann  «wtaadaB  oder  «bgrlytBi  werden,  etwu^ 
t\i  Ihun.  als  durch  das  Gesell. 

Z)  Die  Verfügung  eines   Gesetzes  bann    keine   rückwirkende    Kraft 

3)  Jeder  kann  seine  Gedanken  entweder  mUndlich  oder  schriAlicb, 
oder  im  Drucke  bekannt  machen,  ohne  einer  Censur  unterworfen 
i\i  sein;  nur  ist  er  dabei  fUr  den  Missbraucb,  den  er  «on  diesem 
Rechte  machen  wUrde,  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fäl- 
len und  Formen  vernnt wörtlich. 

4)  Niemand  kann  wegen  seinfr  religiösen  Ansichten  belangt  werden, 
so  lange  er  die  Religion  des  Staats  ehrt  und  die  öffentliche  Moral 
nicht  verletzt. 

ö)  Jeder  kann  im  Königreiche  bleiben  oder  es  verlassen,  wie  es  ihm 
^  beliebt,    und  all  sein  Eigenthum  mit  sich  nehmen;   nur  muss  er 

jich  nach  den  Polizei- VertUgvngcn  richten,  und  die  .^nsprUche 
der  Dritten  befriedigen. 

6)  Jeder  BUrger  hat  in  seinotn  Hause  ein  unverl etliches  Asyl;  hei 
Nacbl  darf  ntsn  e«  ohne  seine  Einwilligung  nicht  betreten,  ausser 
in  Falle  einer  Hülfsforderung  von  innen,  oder  im  Falle  einer 
F#iierj-  oder  Wassersnoth  von  aussen  her;  upd  bei  Tag  soll  der 
finlrilt  in  das  Haus  nur  in  den  durdi  da»  GeseU  bestimgites 
.    ?äUta  und  Formen  erlaubt  sein. 
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Filten»  ud  mdKsen 
^  fluWiMftdtfllieniiPqiflin^SUBd«  fwi  der  EiakerkcraBg 
$k  W^  Am  yjrtiteteii  dtfä%e  imtmttdiDete  {tote  doi  Gnad 

I  sii^cyr  yei£4M|l^  die  Nanm 

.»weipi  er  «ie  temil,  kond  ttum.  'Dies  iolliiiSlidtem  Maiktfledne 
iBder  Dörfern,  die  nahe  bei  dem  Wohnorte  des  Biditen  lieg«, 
>4^tadiaV>  dp^iMfllonden»  tmd  in  den  entfemlen  Orten  inarrfialh 
^.       l^Br  möglidist  knnenZeit,  die  dm  Geseti  mit  RQeksidit  a«f  die 
4^  .  ^VEdehnang  des  GdMets  bestimmen,  wird,  gescfaeb^n. 

8>  2acb  wenn  eine  Criminalklage  eingereicht  ist,  kann  Niemand  im 

>  ^  fi^n^iss  geführt,  noch  jn  demselben  forOckgehalten  werden, 

.    . .  ^  wenn  ^  in  ¥^m%^  wo  es  das  Geseti  lolassi,  Bttrgschaft  kssteC 

'und  überhaupt  kann  der  Angeklagte  bei  Yergehnngen,  dem 

!^40chste  Strafe  sedismonatliches  GeHgiigniss  oder  Verbannong  aus 

dg^  Berifke  ist,  verlangen ,  auf  freien  Foss  gesldlt  ni  werden. 
•)  ICT  Aosnahme  der  Ergreifung  auf  frischer  That  kann  NieBBmd 
ohne  ichriftlidien  Befehl  der  rechtmässigen  Bdiördc  ins  Gefanpiiss 
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»    #  gebradit  werden.    Ist  dieser  Befehl  wUlkQrlidi  gegeben;  so  wird 

^-p     def^pichter,  der  ihn  gegeben,  und  derjenige,  der  daram  eing^ 

;.  ^-  »kommqi  jst,  mit  Strafen  belegt,  die  dis  £^etz  bestimmen  wird. 

'  ^    •       Was  hier  wegen  der  Verhaftung  im  Gefängnisse  vor  forodidi  ein- 

A  gedeichter  Kh^e  gesagt  ist,  umfasst  nicht  die  liOitSibefehle.  <fie 

dir  Erhaltung  ller  Kriegszncht  [und,  sur  Recmtining  der  Armee 

\         nöthig  sind,  noch  die  Fälle,  wiriche  nicht  rein  criminell  sind,  and 

*v  «•  *  wo  daa>  Gesets  dennoch  dit  Verhaftong  einer  Person  veshängt. 

weil  sie  den  Verfügungen  der  Jostis  ungehorsam  war,  oder  eine 

Verpfliditung  in  einer  i)esti|g|iten  Frist  nicht  erUkllte. 

10)  Niemand  kan||^verurtheilt  werden,  ausser  durdi  die  gehörige  Be- 
^  hönll»  jermöge  eines  frttheiürlassenen  Geseties  und  in  der  dorch 
*  dmiMibe  TOFgeschriebenen  Form. 

11)  Die  Uüabhängji^eit  der  riditerlichen  Gewalt  soH  anfrecht  erhalten 
werden.  KeineBehörde  darf  eine  anhänj^e  Sache  vor  ein  anderes 

.  Geridit  berufen,   sie  unterdrücken,   oder  abgeniadite  Pracesse 
wieder  ins  Leben  rufen. 

J29  Das  Ge^tz  ist  ftlr  alle  gleich,  es  mag  schlRien  oder  bestrafen;  es 
belohnt  je  nadi  se^em  Verdienste. 

1^  Jeder  Bürger  kann  zu  jeder  öffentlichen,  bCrgeifichem  lH)liti8chm  J 
odQT  militärischen  Stelle  fangen,  ohne  allen  Unlenciiied,  «^isMdl 
dem  seiner  Talente  und  Tugendea  Y 

14)  Niemand  ist  v«(a  der  «ach  Verhättniss  wifu^t  Habe  berechnelea» 
^         »Beisteuer  fu  den  Staats-Ausgaben  enthoben,    j^  ^      ^ 

IflE^  Alle  iHvilegien  sind  (^igeschafll,  die  nicht  wesentüdi  und  wegai 
^'.des  ^Imeinen  Besten  mit  den  Aemtem  voUkumiMn  Verbundes 

;l(b^m|||pmien  die  Sachen,  die  ihratBÜbiABhqjt  nach  und  ver 
*    '.;    mögi^Mi;  Geselke  vor  besoodare  Richter -gehönp,  ^iebt  es.keoe 
^^vii^  Gerichtsibiyrh»t  noch  Speoiiloo«^^ 
%^    i    Jiwbftiiiligalildien,        ^  t  ^ 

17)  is  soU  aa  b«  iMmö^diaftCMh 
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&9st  werden.         ••''.•   i.'  "i^iiL'  :'f 

18)  Von  diesem  AngenUWUr'^li  ^  abgeMbkfÄ  dift'  flCiifipbesen,  die 
Tortor,  die  BrandnNrtaDg  und  A  ^jMlfitfh  jtfrt'trmiinnirra 
Straftn,  *  4«b' 

10)  Keine  Strafe  soll  sidi  weiter  efstredcen.  «Is  a^f  die  Person  des 
Verartheilten;  darum  wird  in'  keinem  Falle  die  Gonflscation  der 
GOtersUtt  haben:  and  die  Ebriosigkeifc^as  VaMiMk  kann  kei- 
nen seiner  Verwandten  in  irgend  einem  Verwandi|flH^|fade  trtffea^ 

20)  Die  Gefängnisse  sollen  sicher,  itfnlich  und  got  pHtet  sein,  Mk. 
mehrere  Abtheilungen  für  die  Angeschuldigten  den  Umstünden^ 
gemäss  und  je  nach  der  Beschaffenheit  ihr%  Verbredien  haboi« 

21)  Das  Eigenthumsrecht  ist  in  seiner^nzen  ^^u^^onmig  gesidiefL 

22)  Die  Staatsschuld  ist  ebenfalls  gesicnerL  **   . 

23)  Keine  Art  Arbeit,  Landbau,  Gewerbsfleiss  oder  Hipdpl  kann  ritt 
boten  werden,  so  lange  er  den  öffentliehen  Gebräaben,  der  Sichett 
heit  und  Gesundheit  der  Bürger  nicht  zuwieder  ist  * 

24)  Die  Erfinder  behalten  das  Eigenthumsrecht  ihr^  Erfin^hngeB 
oder  ihrer  Producte.  Ein  Gesetz  sichert  ihnen  ihr  tnüiaHesafi- 
ches  Privilegium  für  eine  gewisse  Zeit  Cfder^pie  Eni»M|lgnife 
für  den  Schaden,  den  sie  erleiden  könntqK^wenn  sie  ibre  Erfin« 
düng  bekannt  machten.  ^  ^/ 

25)  Das  Geheimniss  der  Briefe  is|  unverletzlich.  Die  Postverwtimg 
ist  für  jedes  Vergehen  gegen  dieseA^rtikd  itren^Terantwortlich. 

26)  Die  Belohnungen  für  die  dem  Staate  geleisteten  Civil-  o4|rlfQI^ 
tärdienste  bleiben  gara^tirt;  das  Recht,  diesdben  zu  erwerbeot 
wird  durdi  ein  Gesetz  bestimmt. 

21)  Die  öffentlichen  Beai4^  sind  streng  verantwortlich  für  die  Ifiss- 
bräuche  und  Vernachlässigungen,  ^  sie  sich  bei  der  AqSObiin^ 
ihrer  Amtspflichten  ziMehulden  kommen  la|i|n,  so  wie*  airih  da- 
für,  wenn  sie  ihre  Untergebenen  nicht  zur  Vewit^oripng  gelo- 
gen haben.  ^  ♦  .  , 

28)  Jeder  Bürger  kann  schriftlich  der  gesetzgebenden  oder  vdljnebeii» 
den  Gewalt  Ansprüche»  Klagen  odef  Bittschriften  voriegeij,  yihm  ^ 
sie  irgend  eine  Verletzung  der  Verfassung  aufdecken,  umf  dabai  ^ 
die  wirkliche  Verantwortlichkeit  der  Ceberlrcfter  bei  4ßr  gehörigen 
Behörde  auffordern.  ••' 

JB)  Die  Venfassung  garantirt  audi  die  öffentlichen  üülfs-AnsVdien.f 

aO)  Der  Primär-Unterricht  i«  für  alle  Bürger  unerilgeldlid.  ^        ^* 

31)  Die  Verfassung  garantirt  dfen  Erbadel  und  d^sen  Vorredit%' 

32)  In  Collegien  und  auf  Hochschulen  sollen  die  El^ente  der  ^Mil^ 
haften  und  schönen  Wiss^lischaftlli  so  wie  der  tfllnstp-  geldm 
wefrien.  .    .^    * 

33t  Die  verfassungsmässigen  Gei||iten  können  ifider  dtl  VerfSiiaiio^ 

suspendiren,  noch  die  individuellen  Redite  aa||Bt^,  aiiaÜer  in  den 

Fällen  und  Umständen,  die  im  (olgenden  A||ffe|l  üestflpmit  aind.  ^^■ 

34)  Im  Fall  vo*  AikUnd  #der  Einfall  des  Feiiulw.^reim  4ie  Sidier- 

f;hciH  erfordert,  dass  man  für  eine  besttmoif^ftMtliÄf.  einige  der 

noplichbeiten  auf  Me  Seitf  letoe,  wodurdi.  4te  j«|mdodle  Frei- 

ly.  heit  garantirt  iit,  wird  sian  dafür  dhtch  eineb  tpffuSUft^it/lt  der 

gMiHtebenden  «liwalt  sof|an.  Vff^m  4ii«GorJkei  nidit  leitig 


•      1^        p^  • 

'    IM  ^L 

ton  A»«^KriiDg  «ii'iliijilMpi iliil^ii. premoriidie  und  m^ 

nmmifiirfmt  *^mMt^*  «»d  da  ^ewoinilkliai  Gag 

_.       ^  #"^  di||inm||^deirl?c«fcj^         mmnwKrrii  li[9iineii;  aber 

^  ^^  alien  Faläi  «k  sie  den  Corles,  sobald  sk  vetiammäl  sdi 

*^  ICf^rd^«  etpien  Kncbt  nebst  Angabe  der  jftwcggKüiidt  Tm|iini 

mifebomaienen  Yerhjiftnngrn  and  .andern  Maairffebi  voriK^ea. 

•       c  /M|  ''^^^y'[^  «(defaer  ^ie  VoUnehimg  dersetb—  aa%Btiaya 

^  ^BbP'  '^  "^S*  i^  nir  die  dabei  bc^uigenenlCissbraltte  vc^ 

Ml  beMle  aRen  Behörden,  wdchen  die  Kenntniss  ond  die  VoUiicfaBBg 
IflgeArlrtifer  ▼erlasAngsmässicen  Charte  xusleht.  dass  sie  dies^be  beidiwa- 
S^lmd  ll^«5r»«^n!ll  sie  in  Oiran  8anienlDhaKiiD<rjnjed«ihi«r 
Artikel  beMm^  lassen.  Die  Regents^aft  meiner  Kdnigreidie  qnid-SesknD- 
p  ktn  bat  sieb  dmach  tu  richten.  Mithin  soll  sie  besagte  VerfassongsortaMie 
m  ihreü  giipze^^mfange  ond  jeden  ihrer  Artikd  drucken,  bdcannt  machen 
fa|iS9  und  aufl)ewabren,  damit  spkbe  jgültig  sei  j^eidi  eincai  ia 
diirXSlMe^jrth^iitcn  Act,  ob  »e  ^wh  dort' nicht  erthät  ist,  ohne  RlkUeht 
^f^^iWafa^iy"  Ordonnanien,'  wddie  Ich  dabei  Temicbte  and  dagegen 
ihip  wlfi^K  ernte«  und  nnerairhtet  aller  etwaiger  Fehler  in  der  AbCttsong 
UM  JSnnangelang  aiüib^er  Stylformlichkdten,  deren  Ich*  hiermit  za  endieben 

^      'ff?  ^ 

fltgrhmi  ^  Palast  «||UQ-Xaneiro,  den  IQten  Tag  #es  Monats  April 
im  JUnpes  dar  Gebort  unseres  Herrn  Jesus  Christas  i82& 

UnteneelehBet:  Oer  K^nig»  mlwl  Handng. 


Ai»  Ergänatig  dies^  Verfaaaiuiplialte  Kaiser  Pedro  am  SOsten 
ApfH  1826  «laiMi  besondere  Decrete*)  Ol  Pairs  nach  Aftikel  39.  die- 
ser  Veffiissimg  ertlahnt,  ^trunter  5  Erzbischofe^  tmd  14  Bischöfe  auf    i 
Äe  Datler  ihres  Amtes  oder  Lebenszeit  und  72*  weltlicfae  Pairs  (zwd 
'  Qmog^f  21  l|ai:quese,  42  Grafen,  2  Viscpnde^)  mit  Yererbüdnleft^.  J 

*  dionr  Wüi^e  auf  üire  Nachkomniea.  An  demseltyn  Tage  war  aock  J 
eJD  Oecret  von  ihm  zu  den  fahlen  der  AbgeonfneCen  nach  Artikel  J 
68--70.  dpr  Verfassung  erlassen,^)  indem  er  der  RegetilsdMft  die  ^ 
duch  Jkrt.  70.  bestimmten  weiteren  ^eglementarischeo  Aoordnuflgei  f 

/|(Mrließs.  Diese  erfolgten  in  dem  Wahlgesetz  vom  7.  Aqgnst  1826.^) 
t^  Wa}ile/der  Abgeordneten  gingen  in  den  iMNMea  WocheiLfor : 

m  ■■I  «1  ■  ' 

•V  GlmehßS^^^  dm  neuetten  ^If  alaa#M|k  dl  O.  ßkg^ttudlt 
**V  Dk  nlls0lß0H  Anm'immgm,  4i§ abmr dunhfmmi^^m dnO«» 

C%r#al  dM  4|M  2»|iiK4ar  F«r/3ian»viiM'J^|dl  «ftiaficl^,  jMUm  dfom  . 

^  ^'^^'^  "ÜW^'fci»"  H(|ift^#M#^  ^  «f  iMi»#M#l  «iMUaelit 


.    %^ 


>  dass  bereits  am  30,  October  1826  die  Cortes  noch  der  neuen 
lang  durrli  die  liifantin  -  ßegentin  Isabella  Maria  eröffnet  wer- 
iimten.  Aber  die  innere  Buhe  Portugals  war  damit  nicht  her- 
:,  denn  obwohl  dtr  Infant  Mi^elxu  Wien  am  29,  Octrber 
ahres  durch  Procuration  feierlich  den  Veriohungsnct  mit  der 
ährigen  Königin  Maria  da  Glorin  vollzogen  halte,  wyir  zu  seinen 
nr  mit  L'nterstiitzung  der  Königin  Muttir  CaftMa  un^d  der 
:hen  Regierung  gegen  die  Vcrfussung  ein  MilitarivAurstand  in 
irdlichen  Provinzen  Portngals  aiisgehrochen.  der  bald  die  HälRe 
ndes  überschwemmt  halle  und  nur  in  der  entschiedenen  Aus- 
;  und  Hülfe  des  Britischen  Cabinets  den  nicht  so  lercltt  m 
ndenden  Widerstand  fünd. 

ler  Infant  Aliguel  spielte  inzwi^^chen  seine  zweideutige  Holle  so 
ISS  er  seinem  Bruder,  dem  vom  Schauplatze  entfeniteD  Kaiser 

Janeiro  vorspiegeln  konnte,  wie  es  nur  dem  Mangel  an  Ener- 

der  Infantin-Begentin  und  ihren  schlechten  IWthgcbern  luzu- 
en  wäre,  wenn  nicht  ganz  Portugal  fortan'  beruhigt  Unter  dem 
5  der  neuen  Constitution  lebe.  Pedro  erlii'ss  daher  nochmaN 
ser  und  König  von  Portugal,  wiewohl  ihm  dies  eigentlich  nicht 
zustand,  am  3.  Juli  1S27  ein  Decret,  durch  welches  er  den 
n  Dom  Miguel  zu  seinem  Stellvertreter  ernannt  und  ii\rh  seine 

|als  König  von  Portugal  und  Algarve  während  der  Hinder- 
eit  der  Königin  Maria  da  Gloria  übertrug,  „um  dieses  Reich 
ler  constitutionellen  CliartQ  vom  19.  April  IS26  zu  regieren." 
fant  Miguel  nahm  bereitwilligst  den  Auftrag  und  die  Bedin- 
I  an,  der  Bürgerkrieg  in  Portugal  war. jetzt  beseitigt;  Miguel 
m  6.  December  1827  aus  Wien  und  kehrte  über  Paris  und 
),  jedrs  Cabinet  nach  seinen  damaligen  vcrschiedenar^en  poli- 

Ansicliten  befriedigend,  nach  Portugal  zurück.  Am  22.  Fe- 
1828  übernahm  er  zu  Lissabon  aus  den  Händen  seiner  Schwe- 
abella  Maria  die  Regentschaß,  leistete  nochmals  als  Begent  am 
bruar  d.  J.  den  Eid  auf  die-  Verfassung  und  warf  ijann  noch 
t'ochen  die  Maske  ab.  Am  13.  JUärz  1828  löste  er  von  den 
im  2.  Januar  d.  J.  versammeltea  constitutionellen  Corles,  die 
;r  der  Abgeordneten  auf,  hob  sodann  am  17.  März  das  Wahl- 
voni  7.  August  1826  auf  und  .ernannte  eine  Commissioo  zur 
■fung  neuer  Wahlanordnungen,  , welche  mit  der  Verfassung 
veniger,  wie  mit  den  allen  Gebrauchen  und  den  der  Monarchie 
iiimlichen  Gewohnheiten  des  Landes'  in  Einklang  stehen  soll- 
Darauf  liess  der  Infant  Begent  dos  Decret  vom  3.  Uoi  1628 

in  welchem  er  die  alten  drei  Stände  des  Königreichs  nach 
rfassung  der  Cortes  von  Lamego  Berief,    ,um  auf  feierliche 


»\ 


und  gesetiHcUb  Weise  nad^  den  GfmßbBbiMm  und  Gdntodien  in 
Königreicbs,  wie  in  Beobachtqg|[  dA*  bei  ahoMitäien  Gel^eohelta 
gebrauchten  Formen,  die  wicbägdinr  iNtakte  des  Portugiesiscimi  Staab- 
recMs  in  Anwendung  zu^  bringen".  Diese  VersammloDg  der  ätm 
drei  Stände  >ur4^  unter  dem  Vorsitz  des  Infanten  Migoel  an  S|)ta 
Inai  d.  J.  eröflnet  und  besdiaftigte  sidi  Sofort  mit  der  UnlenodniBft 
ob  ni|ht  I|M|  Miguel  durch  die  alten  G^imdges^ze  des  Hfjjäm,  tat 
Erbfolge  ^Ss  Vaters  Joao  VL  b«*ufen  sei.  Und  sdion  zwei  I^ 
^atar  wareA  diese  Gortes  mit  der  Prüfung  der  SuQcessionsieGkle 
f^g,  und  ^lärten  am  25.  Juni  Dom  Bliguel  nadi  den  sogWMwtw 
6run4;esetzeii  des  Reichs*  als  den  rechtmässigen  Köntg  ron  Poftigii 
und  Algsf  ve ;  Miguel  sanctionirte  diese , Erklärung  der  Cortas  zu  sei- 
nen Gunsten  am  30.  Juni  und  verrichtete  von  diesem  Zeitpunkte  ab 
die  Ü^erunfshandlungen  als  König «  ohne  Bücksicht  attf  aeiia  be- 
Seteii^iltenen  Verbindlichkeiten  gegen  die  Verfassung,  gegen  seiMi 
Bfjäcter  und  seine  Nichte. 

^  In  denselben  nördlichen  Provinzen  Portugals,  aus  denen  IHgiri 
rpv  ^ier  Jähren  seine  Beacdon  bet^n,  erhob  sich  nun  der  Büqgv- 
Ippppf  zu  Gunsten  der  Verfassung  vom  19.  April  1826.   Porto  wurde 
^Xf  der  Haiiptsitz  der  GonstituUonellen,  der  Kaiser  Pedro  ndun  jsbt 
tifme  Decrete  zu  Gunsten  Miguels  zurück  und  forderte  als  Vater  «ad 
Vormund  der  Königin  Maria  da  Gloria  die  Portugiesen  auC  die  Ver- 
fassung und  das  Recht  der  Königin  ^^egen  die  obherrscbende  Factiao 
d^  Absolutismus  zu  «ertheidigen.     I]ye  junge  Königin  ^  kam  nach 
Epro^  (Sept.  1828),  nur  die  Unttfbtützung  der  Engüsch^i  fiesie- 
rmq;  bielt  ihre  Sache  gegen  die  übrigen  Staaten  und  auch  bd  den 
schon  ^i'erschöpften  Verflieidigem  des  Con^tutionalismus  in  PiNrtnRal 
sa{bst  aufrecht;   aber  dennoch  war  Miguel  nahe  daran ,  seinen  Seg 
v(0lständig  sicher  zu  stellen,  da  schon  der  Papst,  die  MordamefflEaii« 
sdien' Freistaaten  und  der  König  Ferdinand  VIF.  von  Spanien  Bm  ab   j 
rechfanasaigen  Beherrscher   des   Portugiesischen   Staates    anerkaeatj 
Ip^n  (1820—30),  und  ein  gleicher  Schritt  von  der  FranzöaisdMi  il 
Bi^'erudlf  bevorstand ,  als  die  JuJi-Bevolution  in  Frankreidi  und  der   ; 
^Stnit  ^des.  Tory  -  Ministeriums  in  England  für  die  SicbersteDung  der   i 
c^titutionellen  Systeme  auf  dfer  Pyrenseischen  Halbinsel  neue  te»   '. 
tiel!%ewährten.  Mittelbar  leistete  Miguel  gegen  sich  s  elb st  dadordi 
eine  '  nachhaltende  Unterstützung,   dass  er  sich  schonungslof  diipr 
wahrhaften  Scireckensregierung  überliess  und  hiebei  nidit  ttur  dv 
Portugiesische  ){K>)k  in  allen  AttKufungen  sich  imm^  mdnr  eritfreiB- 
dete,  sondern  äüi;h  mit  der  Britischen  und  Französischen  B^gienoi 
wegen  V^r^ung' ihrer  beiderseitigen  Unterthanen  in  mdhrere  Coa- 
flicte  g^^     U^h;  fehlte  den  miUtärischen .  Opei^tioiiea  fär^* 
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iige  KoDigiii  auf  dem  Portiigie|toc|ien  Boden  eine  eolii^oeiMule  Let 
Dg;  um  die  mannigfachen  AiMi^clli^  der  Pu^  20  bi^tigefl, 

t  Ifcr  Vater  nach  Entsagung  auidie'&laiserkrone  von  BrasiUea  cu  finil^ 
1^  seinea  Sohnes  Pedro  II.  am  7^>prii  183t  selbal  nach  Buropa  haii^ 
4^|kBch  dem  Manifeste  vom  2.  Februar  1692  di|^  legitime  ^Rei^ 
Mg' deiner  Tochter  Maria  in  Portugal  wieder  herzustellen  ^klärt^ 
A  die  obere  Leitung  des  Kampfes  übernahm  *)    EeJmlM^  «b 
Inen  ersten  Sehauplals  die  Aiorischen  Inseia  (Man  bi|[^ni  ISaS^jb 
ittete  dann  in  Porto  (0«  Juli  1832),  eroberte  von  hiei^aus  fai^sdir 
ligiamrai  Fortschreiten  mit  mittelbarer  Unterstützung  <ler  Britiscben 
id^ftimzosischen  Regierang  die  nördiicben  ProTinzen  Portugals»  lUMl 
fdi  dem  Siege  seines  talentvollsten  Generals  Villaflor  (H^og  von 
meira)  auf  dem  linken  Ufer  des  Tejo  am  23^  Juli  1833f  öflaete 
idi  Lissabon  seine  Thore  und  wurde  wieder  der  Sitz  der^ieuMBi 
natitutionellen  Regierung;  die  Königin  Maria  hielt  ihren  Einlil|fc4n 
a  Hauptstadt  erst  am  23.  Septemt>er  d.  J.  Dennoch  dauerte  d^  HÜ- 
tkrieg  noch  gegen  etil  Jahr  bis  zur  gänzlichaoi  «Niederlaga^  der 
igueiisten  bei  Asseicera  durch  den  Herzog  von*Terceira  am  l&Ahi 
iSi,  worauf  in  der  Uebefeinkunft  zu  Evoramonte  am  2ft.  ihi  Vßft 
%Qel  sich  verpflichtete,  in  14  Tagen  den  Portugieaisctei  BQdeiNta 
rlaasen^*^)  vt^er  nach  Portugal  noch  nach  Spanien  zurückzaMh 
n,  und  wie  er  in  der  eigenhandifen  Erklärung  vom  29.. Ali  i(i^ 
4cklich  hinzufugte,  sich  weder  direct  nochindireCtindie*polj[|9CMi   ^ 
igelegenheiten  Portugals  einzumischen.  Died  hinderte  ihn  aber  nicht, 
eich  nach  seiner  Ankunft  iluf  der  Kiiste  Italiens  (Genua)  unter  tkß      ^ 
U  Juni  1834  eine  Protestatipn  gegen  diese  Gapitulation  zu  erlff^,       !^  ^ 
I  welcher  er  sich  nur  gezwungen  gesehen  habe«  um  gräteeretti     ^^,-'v 
nglucke  und  Blutvergiessen  unter  seinen  getreuen  Untertbanfti^yd^-       r 
ibeugen,  und  deshalb  lege  er  £insprudi  gegen  jede  Neuerung  jpr 
9genwärtigen  Riegierung  zu  Lissabon  ein.  41    ""^ 

Nach  der  Ueberwältigung  des  inneren  Fdndes  woIlt| 'der  |ter- 
ig  von  Braganza  (Kaiser  Pedro)  aeine  Untemehmongen  furP^^^iiai  ^ 

lit  der  Consolidirung  seiner  Verfaasung  vom  lO^^ril'  tfiftß 
ronem  Er  erliess  im  Namen  der  Königin  ein  Decrel^aqpk«9^.Mlf.^ 
334  über  die  WaM  der  Abgeordneten  für  die  nikshsteBlkirtea;  'Atf 
S^iKX)  Seelen  sollte  ein  Abgeordneter  gewihlt^wetden;  die  (Se^pimt- 
ilil  derselben  wurde  auf  141  featgestdlt,  darontor  121  für  di6  MAs 
•*~— ' —  -•  .     *. 

V  Er  /ii4r(«  t^h  iit Jbmgw^atßn^  TYMirifWf  Nif^s0^«k>lkWa*(k^'' 

^  «V  Er  erhieU  m  Jakrtd^oU  vmmjm  Br».  ^IfUm  JWb  »m^ 
nd  lebte  seit  dieser  Zeit  in  IMien,  am  häufigsten  in  Rom;  er  vmrae  noch 
|M  Zeit  lang  von  den  Italffii^ehen  Staaien,  namentlich  vanSiriiätn,  dU 
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Provinzen  PortDgal'i  (Uinho3e=)a,  Dooro=37,  Tras-os-MMitM  s?  1% 

Beira  =:  28.  Eslremadura  =  20,  Aleiutejo  =  9  und  Algarve  =  % 
8  Tür  die  Azorisdieii  loselo,  4  für  Mgdeira,  4  für  die  übrigen  Afrika- 
nischen und  gleichfalls  4  für  die  Asialischen  Besitzungen  (Goa.  Na- 
cäo,  Ttmur  un(}  Sulu).*  Die  ersten  Cortes  uurden  am  IS.  Augusl 
d-  J.  noch  durch  den  Herzog  von  Braganza  im  Namen  seiner  Tochter 
erÖfTnel.  Nachdem  die  Anerkennung  der  neuen  Portugiesiscbeo  Rt 
gierung  von  vielen  Europjeischea  Staaten  glücklich  erlangt  wäre,  be- 
zeichnete er  als  die  Hauplgegensländc  der  Thätigkeit  der  Cortei: 
Gesetze  zur  Regelung  der  Pressfreihett,  der  Verantwortlichkeit  der 
Minister  und  Staatsbeamten,  der  Unverletzbarkeit  der  Wohnungen 
der  Ueberlossung  des  Eigenlhums  zum  allgemeinen  Besten  (£xpio-  , 
priation),  der  Organisation  de§  ößentlichen  Unterrichts  und  der  häfa^ 
ren  Studien,  der  frommen  und  mildlhaligen  Anstalten,  der  Befördcmog 
des  Handels,  der  Gewerbe  und  besonders  der  Landwirlhschad,  ewt 
lieb  der  überseeischen  Besitzungen.  Der  Herzog  von  Braganza  wurde 
von  den  Cortes  (am  2üsten  von  den  Abgeordneten  und  am  28.  Au- 
gust von  den  Pairs)  als  Begent  während  der  Minderjährigkeit  der 
Königin  bestätigt;  ihm  wurde  am  12.  September  von  den  Cortes  du 
Becht  eingeräumt,  den  Gemahl  der  Königin  zu  wählen.  Aber  scbM 
sechs  Tage  später  erklärte  der  Herzog  von  Braganza ,  dass  seine  e^  , 
s<^ütterle  Gesundheit  ilm  verhinderte,  die  ölTentliche  Verwaltung  des 
„  Portugiesischen  Reichs  zu  leiten,  worauf  beide  Kammern  der  Corta 
sofort  am  IS.  September  1834  beschlossen,  die  Königin  Maria  für 
vorjährig  zn  erklären,  damit  sie  unverzüglich  die  Ausübung  der  Ük 
zustehenden  Gewalt  anträte.  Die  Königin  Maria  stand  in?  sechszebo- 
ten  Lebensjahre,  als  sie  am  2 ),  September  in  der  Versammlung  der 
Cortes  den  vorgeschriebenen  Eid  auf  die  Verfassung  leistete,  und 
bereits  am  24.  September  starb  der  Herzog  von  Braganza.  Noch  in 
demselben  Jahre  vermählte  sich  die  Konigin  am  1.  December  durcb 
Procuratipn  •)  mit  dem  Herzoge  August  von  Leuchlenberg,  dem  ält^ 
stea  söhne  des  vormaligen  Vicekönigs  von  Italien,  Eugen  BcaubarDiii  ' 
des  Sltefsjihncs  von  Napoleon;  aber  diese  Ehe  wurde  nach  weniges 
•Moa^ltn  4l"^  ''^  frühzeitigen  Tod  des  Herzogs  August  (2&  Wo 
IS35)  getrenot,  ohne  einen  Nachfolger  dem  Reiche  gegei)eQ  xa  blfcoL    ] 

*' .  Es  folgte  nun  e^e  traurige  Zeit  für  Portugal,  it  welcbor  Hi^ 
ürtriguen,  Ehrgeiz  .einzelner  Balhgeber  der  Königin,  MÜtttraoUil^ 
TOD  den  entgegengesetztesten  politischen  Partheien  herrorgenfti 
oder  mindestens  unterstützt,  ewIüch-Eiiinusdiang  ia  die  nmena  tii- 
robea  des  benadiiartai  SpanisdieD  Reiches^  das  Lmd  imd  da  Toft 

-^-     ■  P. 
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ii^iRnni  bis  an  den  Rand  M  ;in»4M>au  ieraageK^jch.  Dieser 
ntand  warde  keineswegs  dfBrai%eo  Abschlnss  dep  iweiltti  Ehe 
fikSbigfD  mit. dem  Printen  Ferdinand  von  Sachsen-Gobin^ (dordi 
»ration  sm  l.  Januar  in  Wien  nnd  persönlich  am  9.  April  "183(1 
l'Dsssbon  volliefen),  dem  Sllettea  Sohne  des  Henbgs  FerdiBand*) 
i  Cobo^  and  der  Fürstin  Antobiette  von  K(diar7,  günstiger  g»* 
dlt  Vielmehr  Hess  sich  dieset'  fS-inz,  dgn  sehn  6e(ttdi]fo  bereib 
tf  3..Blai  zum  Oberbelbhlshaber  des  PortngtesiBcben  ^eens  emmHi 
Me,  bald  als  ehi  sehr  thätiges  Wericzeog  in  dieses  Parl6e)-G<!(reH>e 
^trickeln  nnd  zog  dadnrdi  noch  innevbalb  des  ^ten'Idires  seinea 
Dftnthaltes  in  Portugal  einen  fast  allgemein  verbreiteten  VoftshaM 
V^aldi.  Die  Ereignisse  in  Spanien  während  dieses  Somgiers  (vei^ 
ni'S.  104}  stachelten  die  Constitutionellen  zu  QbeiAriebenfe§  For- 
mgen anC  nadidem  sie  du  Vertranen  aar  die  redlicbea  AbsIditeA 
IthBbfes  für  die  Verfassung  vom  Jahre  -1826  verloren  hatten.  ^Bel  ^ 
^,iiSrneuerten  Volksaufständen  tu  Ussabon  und  Porto  (am  ft-  veÜ 
lf,]$eptember  1836)  wurde,  'v.tb  in  Spanien,  £e  Rückkehr  zp  der 
^'  mehr  die  königlicl|ft'  Gewalt  einei^pndaii  Verfassung  von  1S2S 
Hingt  Die  Königin  ^b  nach,  3ir  Gemahl  muifste  den  OberbeftU 
^  Beeres  'mederl^;en  nnd  ein  neties  Ministerium  wwde  aos  obC^ 
fdedenen  G^nem  des  Hofes  gebildet  Der  Rrib'sche  ScbfilK  gat^ 
eil  hier  das  Interess#beider  Länder  m  gemeinsamem  Vortheil  sti^( 
I  das  einzige  Rettungsmittel  für  die  Königin,  um  bilügtire  ^edlKif  n- 
n  zur  Hodißcation  dieser  Verfassung  und  Annäherung  an  die  Pe- 
ofstiscbe  zu  erlangen.  Dies  war  der  Erfolg  der  Unterhandlungen 
risclien  der  nnter  iea  Schutz  der  Englischen  Truppen  nach  Belem  * 
fliichteten  Königin  nnd  der  Nationalgarde,  welche  sich  zu  Gunsten 
r  Verfassung  von  1K2  erhoben  halte.  Nach  der  Uebereinkunft 
m  4.  November  1836  sollten  durch  constituirende  Cortes  nolhwen- 
{  erscheinende  Abänderungen  dieser  Verfossung  getroffen,  und  dann 
jselbe  als  Reichsgrundgesetz  für  Portugal  aufrecht  erhalten  we^en.  j^ 
e  Eröflnung  dieser  Cortes- Versammlung,  welche  nur  aus  einer 
iimner  gebildet  war,  fand  am  26.  Juni  1837  stsft,  abor^in  iteuer 
irgerkrieg  zwischen  den  Anhängern  der  beiden  Verfassungert  (von 
22  nnd  1826)  unter  häuflg  wechselndem  Glijk  verbeerte  das  Land  ^ 
.dem  darauf  folgenden  Jahre,  in  welchem  jedoch  die  Geburt  des 
ronfolgers,  des  Infanten  Pedro  de  Alcantara  am  16.  Septbr.  1837, 
ie  gunstigere  Stimmung  für  die  Parlhei  der  Königin  im  Lande  ver- 
lasste,  weil  sie  durch  die  Sicherung  der  Thronfolge  auch  eine  he- 

'J  Dieitr  Benog  Ferdinaitd  lit  ein  Brudtr  äti  iimalt  noch  UbtitAm  Btnoffi 
nft  von  Saehitn- Coburg' Gotha  und  thht  itM  LtbemilUr  wich  mitcHn 
sem  wid  ä«m  Jüngern  Bruder  Leopold,  König  von  BtlgUn. 


la 

grüüilelere  Wederherstellung  der  Rohe  im  Lande  verhiess. ')  Es 
erlangte  dadurch  gleichzeitig  der  Vater  des  Thronfolgers  den  Titel 
eines  .Königs  von  Portugal",  ohne  dadurch  mit  bestimmten  Rechten 
U  der  esecutiven  Gewalt  betheitigt  zu  werden. 

Die  Arbeiten  der  constitutrenden  Cortes,  welche  zuletit  doch 
weniger  auf  eine  Verschmelzung  der  beiden  Verfassungen  ak  auf  die 
'Wiederaufnohmc  der  Charte  des  Kaisers  Pedro  in  den  wesenllichsteo 
Punkten  ausgegangen  waren,  indem  sie  dem  Geiste  der  Verfassung 
von  1822  ganz  entgegen  gleich  anfanglidi  sich  über  die  Bildung 
zweier  Kammern  und  dds  obsolule  Veto  des  Königs  geeinigt  liatlen, 
wurden  am  20.  Man  1838  beendigt.  Am  folgenden  Tage  wurde 
diese  neue  Verfassung  genehmigt  und  von  den  einzelnen  Mitglieden 
unterzeichnet,  sie  enthalt  läi»  Artikel,  also  sieben  weniger  gegen  die 
Verfassung  von  Pedro,  welche  Verringerung  durth  den  Au^ali  dei 
Capitels  von  dem  Staatsrathe  entstanden  ist.  Die  Königin  emp&oi 
dies  Grundgesetz  «als  einen  neuen  gesellschaftlichen  Vertrag",  geAeb- 
migte  dasselbe  und  beschwur  es  samt  ihrem  Gemahle  am  4.  April  **) 
in  der  Mitte  der  constituirenden  Cortes,  deren  Auflösung  darauf  so- 
fort erfolgte.  Am  G.  Mai  d.  J.  geschah  die  Beeidigung  der  Behördo^ 
der  Vorstünde  der  Gemeinden,  sowie  sämmtlicber  Soldaten  und  !ff 
tiooalgarden  auf  diese  Verfassung  in  alten  Europajischen  Theilen  Os 
Portugiesischen  ßeichs.  ***)  Bei  der  vielfadien  UebereinsÜnunnog 
der  Aftikel  dieser  Verfassung,  die  sich  bis  jetzt  in  geltei- 
der  kraft  behauptet  hat,  mit  der  oben  vollständig  abgedrudUcn 
aus  dem  Jahre  1826,  beschranke  ich  mich,  wie  bei  der  Spaniscba 
I  Verfassung  aus  dem  Jahre  1845,  in  dieser  Sammlung  nur  die  ab- 
weichenden Bestimmungen  aufzunehmen,  durch  welche  einidH 
Artikel  jener  Verfassung  gänzlich  aufgehoben  sind.  Dies  ist  haupt- 
sächlich zu  bemerken  in  Bezug  auf  die  Verwandlung  der  erblictieB 
Pairskammer  in  eine  Wahlkammer  von  Senatoren  auf  sechs  Jahre, 
^  auf  ilie  Vertauschung  der  indrrecten  Wahlen  mit  directcn  bei  doD 
Widilen  der  Abgeordneten,  auf  das  Wahlrecht  einer  neuen  Djuastic 
durch  dittCortes  nach  dem  Aussterben  der  regierenden,  auf  das  ^efar 

■*wr— » 

^  '  ,  V  Seit  diettr  Zeit  hat  lith  die  Haehhommttuchafl  d^  SSidgi»  Mci 
OMtKnlieh  vermehrt;  ei  rind  gegenwärtig  ßnf  IVfnim  (md  xvei  Prinutm- 
tuh  am  Leben. 

")  Glftehteitig  erlieu  die  gönigitt  ein  aUgemeinee  J«M«fw- 
^poÜiiu^  Vergehen  itii  dem  SepUnOer  iva».  mm  <ü  kUm 
dtr  auf  dm  Boden  der  Verfauung  l/A  bdcämpfenden  Faetinen  n  veriSI^ 

**V  Der  CafÜinat  •  Palriareh  von  Liuabon  und  die  häeheten  Centrel- 
behörien  muteten  den  £td  in  dw  Hände  der  Königin  ablegen;  w  den  JVm»- 
ftn  mn-m  die  obertten  geittliehfn  Beh5r4en  mi(  der  A^fittu  dee  MUH 
heavftragti 


Hl 

tfthiilai  V«rbot  für  die  Abgaov^etei.  cia  ir«nn)tDi)|H«t  wäh- 
d  Arer  pariameatariactien  Tbüfi^tit  iiiinnihiHii.  endlich  asT  dip 
•(fiü  äet  InititutioQ  des  Slaatmrtin.  .-     -     ^ 


7*  TerftndeHe  «der  ncn«  ArMk«i  iwi  4cr 
MrfliftMms  Tam  4.  Amil  168S*)  Im  V««M*- 
bIm«  Eiir  Carta  de  fei  T.*ni  19,  April  189(l. 


Art  13.  Den  fierugnissen  der  Cortes  wird  npeb  hnii^cefttgti  ..atdi 
k  Aussterben- der  regierenden  Djnwlie  das  Recht  ein«  nme  ui  wltUen." 

Art  17.  Jede, Legislatur  wird  drei^Jafara  Ctlatt  Tjai^.  dwern.  Bit 
|Cf  dec  einielneii  Scuionen  wird  nidit  beslimmt.  -  '    '  .  . 

Art,  18.  Slalt  eines  für  alle  Jahre  hestimmlen  festen  T«rmini  der  K»- 
luqg  der  VerununluDg  der  Cortes  iM  ^09  KQnige  du  weit^  Scchl  m» 
ißU  „Die  KaiBOiem  eininberufen,  sa  ftreflhen,  m  lertageb  nnd  ai^ 
dem  letderen  Falle  (der  AuOösiing)  vQseen  q>it«stens  nach^  j 
TfSen  aeue  Cortes  einbarofen  werden.  *  -.,  ., 

Du  dritte  Capitel  i»  Titel  IV.  to^  der  Pairtliammer  iat  TfllUrwj^- 
lallet,  indem  die  lebenilänglidMD  und  ecUicbco  l*«!»  in  «ä|ilbaM  K^ 
«1  abergeben.  -  . 

Art.  S>.   nii  riiiiiMi|diirfiiil batOit  »n  wihlbiwollilgitfw^ 

mn  denselben  Waid^^liaAen  gewählt,  wie  di«  MiVlieder  der.SnWNP- 
At^eordneten.  Jeder  Beiirk,  der  Tier  AbsMcdnete  in  wj^loi  1^.  wH^t 
ti  Senatoren.  Die  näheren  Anordnungm  werden  darch  das  WwgeMts 
tinimt.  * 

ArL  40.  Kur  der  Kronprinz  Osler  Thronfolger  ist  nach  sciocm  Rcchle 
dauerndes  Mitglied  des  Senals,  nimmt  mit  dem  zurückgelegen  actittehnten 
fe  seinen  SiLt  im  Senate  ein,  hat  aber  erst  nach  seinem  lurücbgelegteti 
f  und  zwanzigsten  Lebensjahre  das  Recht,  mitzustimmcD. 

Art,  41.  Die  Senatoren  müssen  (ausser  dem  im  ArL  40.  bezeichneten 
le]  fünf  und  vierzig  Jahre  ^t  sein  und  entweder  aus  Grundbesitzungen  ein 
rliches  Einkommen  von  20O0  Milreis  C330ü  Thlr.  Preuss.).  oder,  wenn  sie 
Geschäft  betreiben,  ein  jährliches  Einkommen  von  4000  Milreis  tßtlÜOThlr. 
uss.)  besitzen.  Ilohe  Aemler  in  der  Militär-  und  Civilverwaltung  geben 
ichfalls  das  Recht,  zu  der  Stelle  eines  Senators  gewählt  zu  werden. 

Art  43.  Die  Senator^  werden  auf  den  Zeitrann-  von  leebs  lahnii 
'ählt:  findet  in  dieser  Zeit  eine  Auflaiung  der  Kammern  statt,  so  ttt^kf^ 
HälAe  der  %natoreD  aas,  aber  jeder  der  auigetrefenen  Senatoren  |h^ 
Kler  gewählt  werden.  4       '    "'''■ 

Art.  43.  Der  Senat  ist  ausschliesslich  befugt,  über  die  V^ncben  igf 
cbverraths  das  Urtheil  zu  sprechen.  *  ■    -. 

Art  41.    Die  Hitglieder  des  Senats  beziehen  als  soldM  keine  TifgpUer. 

FUr  die  Wahlen  der  AbgeordaeteB  sind  folgende  VerlDdenmgen  ^ 


7  Abgtdruekt  im  Lüiaboner  Diaric  de  6ovtr*9  Jpr,  1838;  i» 
mxöiiKher  VebenetMung  im  Monitiur,  A^.  183S,-  im  AmKn^.iin  dtr 
mttUchen  Staattfeibms  wid  w  tter' aUgmrintn  (Jti^iäwgtrJ  cZittimg, 
r.  1838. 


'Alt«   MfriM^eder  <ler  Vänw  d«r  Abgnr«Deteir  ^riH'*'* 
ilfi*tt%  WaUcB  mT  irnZtUmma  -mm  itrei  Jdra  leviHilL    Jedi  61^ 

tcfaaft  wird  in  BkaAe  gstheill,  nn  wiJQi>aB  jeder  nacb  dem  TeAUfil  Av 
B«fBlbTting  drei  bis  sechs  HiL^eder  vihlt  Die  nlhera  AnordnimpB  vt^ 
den  durch  das  Wahlgesetz  ticslitiimt. 

Art.  64,  Die  BcHihigung  zum  Wähler  «rfordert  ein  jährliches  Eioki»' 
men  von  HO  Hilrcts  i.l32Thlr.  Prcnss.),  die  Qncite  desselben  mag  mId,  vekte 
sie  mM. 

Art.  6i.  Aitsgesehlossai  von  dem  Wahlrechte  iind  die  in  PriTiUeiUlt- 
nissen  dienenden  Personen. 

Ar[,  66.  Die  Bcfahigang  mm  Abgeordneten  gevählt  lu  werden  tritt- 
fcrt  ein  jährliches  Einkommen  ron  400  Milrcis  (660  Thlr.  Preuss.> 

Art.  67.  Jeder  Abgeordnete  erhält  läglidi  3  MJlreis  (beinahe  5  lUt. 
Prenss.*)  an  Diäten. 

Art  68.    Kein  Abgeordneier  darf  ein  SITeolliches  Amt  annehmen. 

In  dem  Tilel  V.  von  der  vollxfehenden  Gewalt  sind  drei  wesenllidie 
Veränderungen  lu  bemerken.  Zu  den  Befugnissen  des  Königs  als  Obertiaupl 
der  volUicbendcn  Gewalt  tritt  im  2lrn  Capit.  Art.  75.  noch  das  Becht  binn. 
in  den  Adelstand  lu  erheben,  doch  darf  mit  einer  solchen  Erbebung  km 
legislatives  Privilegium  verbunden  werden.  Dagegen  muss  wiederum  die  Bfr 
schränbung  hiniugefügt  «erden,  dass  weder  der  Künig  noch  die  kÖnigÜdiB 
Primen  den  Oberbefehl  der  bewafTneten  MachP  Kbernchmen  dürfen.")  — 
Das  7te  Cap.,  welches  vom  Slaatsralhe  in  der  Verf.  vom  J.  1826  in  Art.  101  Nl 
12.  handelte,  ist  gant  ausgefallen. 


,Dqs  in  dieser  Verfassung  verheisseoe  Wahlgesetz  werde  auk 
wemgßsi  Tagen  von  der  Königin  genehmigt;  es  wurde  bekannt  ge- 
macht im  Diario  do  Govenio  am  25.  April  1838.  Nach  demsdbc« 
war  dos  VerhJillniss  der  Bevölkerung  für  die  Abgeordneten  im  AI- 
gemeinen  auf  einen  Tür  ungefiihr  2(),00Ü  Seelen  oder  6 — 7(KH)  Feo» 
stellen  oder  Familien  gestellt,  für  die  Ausser-Europaeischen  Besitztums 
ein  geringeres  nach  den  eigentliümlichen  Local  -  Beziehtmgen.  Ke 
Gesammtzahl  der  Abgeordneten  wurde  auf  142  festgesleHt 
Davon  sollen  in  Portugal  und  Algarve  in  24  Wahlbezirken  116  Ab- 
-georflnete  gewühlt  werden,  z.  B.  in  dem  Wahlbezirke  Lissabon,  da- 
mals mit  81,330  Feuersteilen  oder  Familien  (die  Stadt  selbst  mit 
54,420  Federstellen)  12  Abgeordnete,  in  dem  Wahlbezirk  Porto  mit 
52,628  FeUferslellen  oder  Familien  8  Abgeordnete.  Von  den  Ausser 
Europäischen  Besitzungen  Mühlen  die  Inseln  Madeira  (1  W'ahlbeziri) 
und  die  Azoren  (4  Wahlbeiirke)  12  Abgeordnete,  die  übrigen  C/cjjßr 
nien  in  Afrika  und  Asien  (in  7  Wahlbezirken)  14  Abgeoidnete.  'Mr'  i 

' ♦  .  , 

•)  Geitauer  4  Thlr.  38'«  Syr. 

**)  Diet  war  all  eine  Erfahrung  midfi  Utxten  SirgtrkriegtH  ntbM 
IceU  eowiAl  Miguel  aU  ^Snig  Ferdir^and,  Maria\  UnMAI,  tfodtirrik  Ü*  m- 
«tfMfowUra  r«ThäUniu€  dtr  Rtgitrwigtg4KaSt  (wMnbM^l  hattm. 


« 


s^ 


»IlMillN^  4er  M  des  Seoato  wurde  swü  y/erhmiogh 

mg  genau  auf  die  Itälfte  mit  71  normiii  jedoch  ^fiieKeB  die  S4 
Jrkfli  Portugals  50,  also  einei|,uber  die  Hälfte  wegen  i|)r  Tür 
i  Thronfolger  vorbebaltenen'  fortdauonden  Stelle  im  'Senatef  dagch 
1  wurden  für  die  Inseln  Madeira  und  die  Aaoren.nur  5  Senat^rai 
ßiamt^  also  einer  unter  der  Hälfte  der  für  die  Insela.zu  wai^eih 
i  vlhgeordneten;  den  übrigen  Colonien  in  Afrika  und  Aai^  wufife 
7  Senatoren  die  volle  Hälfte  der  Zahl*  ihrer  Abgeordnmn  einr 
Bumt 

Diese  Verfassung  hat  sich  bis  jetzt  erhalten»  wenn  aadi  Ttr- 
selte  AngrifTe  im'  Laufe  dqr  nun  folgenden  zwölf  Jahre  anf  die- 
KB  erfolgt  sind,  die  eine  bald  gröbsens  >  bald  geringere  Untere 
iraog  in  einzelnen  Regimentera  und  den  sich  selbst  hjskaiBiifenden 
theien  des  Hofes  fanden,  jedoch  nicht  weiter,  als  bis  zun  SQ9ffg0 
I  der  Artikel  über  Pressfreiheit  und  über  Sicherste ong  der  p^ 
liehen  Freibat  auf  einige  Monate  führten. ^)  Unverkennbar  aj^ 
bt  es,  dass  das  Portugiesische  Volk  im  AUgemefnoi  eine  grosae 
icbgültigkeit  gegen  seine  Verfassung  zeigt,  dies,  dureh  seine  gelinge 
litoahme  bei  den  WaMen  bekundet  und  dadurch  eben  so  w^jjl'' 
}  Angriffe  begühstigt,  als  auch  iiberhaupt  die  Consolidirong.  def 
stjtutionellen  Wirksamkeit  notbwendig  verringert  IMd  erste^^r 
imlung  der  beiden  ^mmem  der  Cortes  nach  dieser  neuen  T^ 
ong  wurde  am  9.  Debember  1838  eröffnet;  die  Lölipg  yp^g|||mii 
ietenden  Einflüsse  des  Britischen  CaBinets  beschäft%;te  jfl^m 
rten,  wie  sich  dies  namentlich  in  der  Angelegenheit  des  Sdavefl- 
dels  südlich  vom  Aequator  bewährte,  ohne  bis  zum  angestrebten 
e  durchdringen  zu  können.  Die  zweite  Seteion^ieser  Gortea, 
che  am  2.  Januar  J  840  ihren  Anfang  nahm,  endete  am  SE5.<  Febr. 
Ihrer  Auflösung,  da  die  Kammer  der  Abgeordneten  unter  dep 
lerwärtigsten  kleinlichen  Streitigkeiten  in  sechs  und  vierzig 
fung*en  nur  mit  der  Discussiön  der  ersten  Hälfte  der  Adr^e 
Beantwortung  der  .Thronrede  fertig  geworden  war.  Die  folgäp 
Cortes  hielt^ihre  regelmässigen  Sitzungeja  in  d^m  vei:]fas$ungl^ 
isig  bestimmten  Zeiträume  von  drei  Jahren  (1^1—43);  indem  jilie^ 
i  Sitzungen  am  2.  Januar  dieser  Jahre  eröffnet  wurden,  entweder 
ch  die  Königin  selbst  oder  durch  eine  damit  beauftl*agte  Gommia- 
i  aus  dem  Ministerium,  und  bei  der  letzten  Eröflhong  am  2.  J<ttL 
3  die  Kömgin  dfe  vollständige  Herstellung  des  diplomatischäl 
kehrs  mit  allen  Europäischen  .Staa|en  anzeigen  konnte,  also  aii^- 
ar  in  der  allseitige  Anerkenmnig^  teer  Becfate  auch  eini  duraqtfe 


a 


V  J>i€i  guehah  im  AnguH  184%  im  Fdnvar  1841  .  ^k    i 


Ift 

fir  •t^y^arf^ua^  gegeft.  deren  Raoptfenid,  de*  brütet  üIm  toi 
^^oM  Anfiant  erlangt  btrtte. 

9eit  dieser  Zeit  bM  Bbemiah  tvei  ^refjäbr^e  SiU(iug>(i«HMt9 
der  Porfngfesiscben  Cortcfl  abgelanfen,  fndem  nor  mit  AnsneAnie  dei 
It^mr  1^7  wegen  du  ta  weit  verbrt^tan  A^Mandes,'  iBHBff  M 
t,  itattar  der  Anftag  der  jäbrficbeii  SeasioneB  stattgcAiBdeB  M; 
dk  erst?  für  1S44-40,  die  zweHe  dagegen  für  IS4S— S(^  üti  b 
dlMedfe  Abgoordneien  erst  im  I^bnior  1848  geiriihK  mmL   ' 

Keine  die  Verfassung  ändernden  .Beschlüsse  sind  ous  den  Be- 
retliungen  und  Beschlüssen  der  Cortes  hervorgegangen,  aber 
einige  Decretc  sind  von  Seiten  der»  Portugiesischen  Begiening  in 
Folge  von  aiisgebrocheneii  Aufstünden  *)  (fast  immer  in  den  nördli- 
chen Provinien)  erlassen,  von  denen  unzweiFelhafE  behauptet  werden 
muss,  dass  sie  entweder  nicht  ohne  die  Cortes  erlassen  werden  konn- 
ten, oder  wenn  sie  zur  Zeit  der  nicht  versammelten  Cortes  nothge- 
drungen  verlangt  wurden,  spater  denselben  zur  Prüfung  und  Gcoefc- 
migung  vorgelegt  werden  musslen.  Dahin  gehört  das  Decret  tob 
2,  August  1S44  über  die  Absetzbarkeit  der  Beamten  und  die  Vtt- 
setibarkeit  der  zum  Richterstande  gehörenden  Personen;  das  Demi 
vom  31.  Mai  1846,  welches  die  durch  das  Minislerium  Costa  Cabnl 
im  fahre  1841  aufgelöste  Netionalmiliz  oder  Nationalgarde  wieder 
herstellte,  ober  durch  ein  neues  Decret  vom  7.  Oclober  desseRxa 
Jahjies  widermfen  wurde,  gleichzeitig  mit  der  Suspension  der  oa- 
stitulionellen  Bürgscliaften ,  der  personlichen  Freiheit  auf  die  Dauer 
des  Aufstandes:  noch  erweitert  durch  das  Decret  vom  27.  Ortober 
dess.  J.  Vor  allen  aber  ist  als  das  wichtigste  das  Wahlregleraenl 
vom  28.  Juli*  1846  für  die  Wahlen  der  Abgeordneten  aniufülvn 
obwohl  dieses  im  Interesse  einer  grösseren  Wahlberechtigung,  vti 
am  bei   der  damaligen  allgemeinen  Missstimmung  im  Lande  jetfa 

V  Der  grfälirlichiU  war  üer  im  Mai  1846  tnlitandene.  tetlchtr'ibf  * 
JtAr  dauerte;  er  brach  in  Coimbra  am.  dehnte  sich  über  dat  ganst  »öri- 
licht  Portugal  und  dann  auch  bit  nach  der  Hauptstadt  out.  König  Migvii 
wurde  in  vertchiedenen  Proiinxen  proclamirt,  und  dieser  Heu  auch  unltr  4f 
94.  Jvni  1846,  gani  rntgegtngetetit  gegen  die  Erklärung  von  BrontmonU  f 
ätm  Jahre  1S34  fvrrgl.  oben  S.  WäJ,  einen  nntm  Protut  in  Portugal  tvrtni- 
Ifii,  daii  er  niemai»  und  unter  keinen  Uftutänden  innen  Souvtränrtättrtiilu 
auf  Portugal  enUagen  werde.  Bei  dietem  Aufttande  uurde  auch  :ur  nHriW 
Beteiligung  der  Miguelittiiehen  Umtriebe  da$  ganze  nördlicht  PnrUjal ' 
iieei  Venealtungtbezirke  (den  dt*  Üuero  und  den  det  Uondego}  gethriU.  if 
Militär-  Gouverneure  sugteiek  dit  obere  Civitvernattuvg  in  allm  drinfftt' 
Angelegenheittn  erhielten.  Dttr  Äufitand  itibst  konnte  erU  iarek  krißte» 
Zutritt  der  Brititehen  und  Spanitehen  Hülfttruppen  ron  der  See-  und  i«* 
teite  fnath  der  ütbereinkut^  tu  London  am  21.  Uai  UÜIJ  volUtändif 


Ifl 

roD  dep  Ministeriiiin  in*  entfernen»  sich  die  Wahlen  /llpbem 
en|^  gegen  die  Verfassungen  von  1826  und  1836^  mehrte  Be- 
lügen des  Volks  gewährt.  Nach  demselben  ist  jeder  Porta- 
sr  das  fünf  und  zwanzigste  Jahr  zurückgelegt»  nicht  Bankerott 
bat  oder  wegen  eines  Verbrechens  angeklagt  ist,  ohne  iipch 
eigesprochen  zu  sein,  in  den  Wahlbezirken  zur  Theilnahme 
Wahlen  berechtigt»  wenn  er  eine  der  niedrigsten  Qu^en  d^ 
nach  den  im  Beglemente  naher  angegebenen  Verhaltnissen 
'opaeischen  Provinzen  und  der  Ausser-Europaeischen  Besitzun- 
;a^t  (statt  des  früher  festgesetzten  jährlichen  Einkommens), 
em  sind  aber  Wähler  auch  ohne  die  Entrichtung  des  Gensus 

rte  Personen»  sowie  ,^'enigen,  welcne  die  h^^en  l^an- 
h  Umhmjm&fmi  ykiM^  ihren  C«r- 

lendet  haben.  Die  Vertheilung  der  Abgeordneten  auf  ^ 
ihl  ist  nicht  verändert»  sondern  nur  auf  die  mittlere  DurQh- 
lahl  gesetzt,  nämlich  1  Abgeordneter  auf  6500  Familien  oder 
3llen.  Die  Zahl  der  WaMfeeiM»  M'l4fti  14  yrüf^S»  fOr  Por- 
höht,  weil  Mad^ra  jetzt  zu  PprUiJsal  gerechnet  wird;  für  d^ 
sind  4  und  für  die  uhir^i^  G^Qi^^  Wiablbezir]^ 

»  so  wie  auch  alle  andefe  ^  niebt  berührte  Bestioflmpge» 
i^erfassung  fär  die  'Abgeordaeten-^WahMn  unangetastet  geblie* 
d.  •      '  ^         jT 

e  politischen  Umwälzungen  des  Jahres  ^848  haben  urnler 
f  das  von  dem  grossen  Scb^i^datze  d^r  Bewegungen  entfeicor 
snde  Portugal  keine  nennenswerthe  Einwirkung  ausgeübt»  und 
igin  Maria  war  durch  die  vor  Augen  liegenden  Folgen  wohl 
gt,  in  ihrer  Bede  an  die  Cortes,  mit  welcher  sie  am  15.  Au- 
48  die  Sitzungen  derselben  schloss,  auszusprechen:  «ipinitten 
ignisse,  welche  Europa  ümgesÜirzt,  sei  in  Portugal  die  Buhe 
I  gestört  worden.*  '        ' 

i .      ■ .'  '- 
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Das  Könlgreicli  der  Niederlande  und  das 
Grossherzogtham  Loxembnrg. 


9aeUcn  und  HiUrkD>l**el.  Grondwet  (Verfassim^  vooc  hl 
Koningrijk  der  Ncderlaodcn  »ao  het  jaar  1815,  Uaag  1815.  —  GtoikItcI 
Toorhel  Koningrijk  der  Nederlanden  van  hei  jaar  1840.  Haag  1B40.  —  Groni- 
wet  voor  het  Koningrijk  der  Nerierlanden  van  hei  jaar  1846,  mei  aandoiA^ 
TBD  de  overeeDslemmende  bepalingen  in  de  Gruadwetten  v>d  1615  eo  tM 
Ol  lan  het  Oolwcrp  der  Staats-Commissie  van  17.  Maart  1848,  DerentcT  IM& 
8fo.  —  Dufau.  DuTergier  et  Guadct,  Collection  des  conslitationi  n.  i.  «■ 
Tol.'ftl.  —  Pöliti,  Europäische  Verfassungen,  Bd.Il,  S,  118-29.  —  Frh.  «b 
Keverbergtoni;KÖnigreich  der  Niederlande,  aus  dem  Franiösischen  fibeneU 
Stuttgart  1836,  Hvu.  _  La  conslitation  da  Grand-Dachi^  de  Laxeobovt^ 
Luxembourg,  1848,  4to.  — 


Die  VerfassungsurkiiadGii  des  Königreichs  der  Niederlande  ste- 
hen mit  dem  früheren  politischen  Leben  der  zu  diesem  Staate  gebo- 
renden Länder  in  gar  hcincr  inneren  Verbindung,  so  dass  ich  wedei 
auf  die  Zeiten  der  vormaligen  Republik  der  vereinigten  Niederlande, 
nocli  auf  die  des  franzusirten  Königreichs  Holland  oder  der  Franiö- 
sischen  Herrschaft  eingeben  kann.  Die  Anknüpfungspunkte  an  die 
Grundgesetze  jener  alten  Republik  sind  für  die  Zustande  des  aeuera 
Grundgesetzes  nur  gezwungen  herbeizuziehen,  denn  es  ist  eben  4f 
Verfassung  vom  24.  August  1815  auf  keiner  historischen  Grundtaft 
erbaut  Die  im  Zeitalter  der  Französischen  Revolution  diesen  Hf 
dem  auf  kurze  Zeit  dargebotenen  Verfassungsurkunden  sind  haltunff- 
lose  Nachahmungen  der  jedesmaligen  Französischen  CoostitatkHKK 
sie  zeigen  sich  hier  eben  so  als  vorübergehende  Erscheinungen  obe 
nachhaltige  Folgen,  wie  im  Uutterlande.  Es  darf  daher  weder  ie 
Organisation  der  Bataviscben  Bepublik,  noch  ihrer  drei  Verfisiai^ 


m 

nnrfn  tmd  23.  Awft  HOS.  mn  16.  Od^Mr  1801  und  Tom 
UBnt  1605  nähere  Erwäfaoaiig  gesdieben,  ron  denen  die  JtUxUi 
an  en  ZwfttndiDg  tm  monaFCÜsdier  Gewalt  Ja  der  eigcnthinn- 
M  Wiederbe'ebaiig  und  raiehNdieD  Aautsttn^  des  BathspensioDSn 
lOHmardiiBCbefi  Rechten  aufrtelMe.  Die  Verfaisailg  des  Könfgttäehs 
llrad  vom  7.  Aug.  1809  war  darcfa  FraBgäriscte  Federn  ni  Maini  nie- 
Seachrieben.  König  Ludwig  Napoleon,  Kit  den  24.  Mm  18D&  ein  >o- 
limter  Monarch  dieses  Landes,  wurde  inr  Besf goation  genöthigt,  ds 
ernst  dsrao  dachte,  dflss  es  ein  vo'vdiiettenaittges  Interesse  für  sei- 
1  Staat  und  das  FrsBiÖsische  Kdaerthnm  geheo  könnte,  und  dass  er 
Kdnig  jenem  nfcht  entgegen  hmddn  dürfte.  Aber  die  Entsagung 
iiMg*«  n  Gunsten  seiner  S^e  an  1.  Jut  1810  genäimlgte  dsr 
1^  nidit,  er  hob  viehiiehr  mcfa  förmiich  die  doch  schon  seit 
bdm  iahren  (lannar  1795)  m  Frankreldr  Terinrene  poHltsdie 
bstSndigkeit  anf,  und  verleibte  alle  Niederimde  dem  grossei»  Fna- 
isdien  Kaiserthnm  als  efnfacbe  Departements  ein  (9.  inli  1810).- 

In  diesem  Zustande  befanden  sich  die  Niederlande,  als  der  Be- 
tunggkrieg  nach  der  Schlacht  bei  Leipzig  ein  Preussisches  Armee- 
■ps  zur  Lösung  der  hört  drücbenden  Unterjochung  nach  diesen 
stenländern  der  Nordsee  führte,  denen  das  immer  mehr  absterbende 
KD  alier  ihrer  Handelskräfle  jetzt  einen  starken  Beiz  zu  allgemei- 
Erhcbung  und  zu  einem  kräfligen  Aufschwung  für  ihre  künftige 
ligung  gewährte.  Der  Prcussische  Feldherr  General  von  Bülow 
lUtzle  dieselbe,  er  leitete  den  Aufschwung  nicht  nur  zur  raschen 
rtreibung  der  Franzosen  aus  diesem  Lande,  sondern  auch  zur 
ireinstimmenden  Erhebung  des  Prinzen  Wilhelm  Friedrich  von 
isau  -  Oranien ,  des  Sohnes  des  letzten  Erbstatthalters  'Wilhelm  V., 
'  im  Januar  1795  den  Niederländischen  Boden  verlassen  hatte,  aber 
ht  als  Erbfürst  des  Landes;  denn  dies  war  eben  eine  Bepublik,  und  er 
r  nur  für  steh  und  seine  manDlichen  Nachkommen  mit  dem  erblichen 
erbefehl  der  Land-  und  Seemacht  und  einigen  höheren  Verwaltungs- 
hten  einer  Statthalterschaft  in  einigen  Provinzen  ausgestaltet.  Sern 
in  Wilhelm  Friedrich  wurde  jetzt  zum  souveränen  Fürsten  der 
«inigten  Niederlande  ausgerufen,  am  6.  Decbr.  1813;  er  konnte  in  sei- 
-  Stellung  zu  der  l'reussischen,  Russischen  und  Britischen  Regierung 
I  Anerbieten  sicher  annehmen,  und  seine  Aufgabe  musste  nur  da- 
I  gerichtet  sein,  die  günstige  Zeit  des  Augenblicks  zur  Sicherstel- 
lg  der  Verbältnisse  des  neuen  monarchischen  Staates  für  seine 
nastie  zu  benutzen.  In  seinem  Interesse,  aber  auch  in  der  redli- 
ta  Absicht  die  Gunst  der  seinem  ^nse  jetzt  entgegenkommenden 
iderlander  durdi  gesicherte  FraifaekeD  sieb  in  erb«lten,  liess  er 
eo  Verfassungseotwurf  ansarbdten,  uid  legte  diesen,  aur  9  G^ 


tibi  obd  140  Artantai  fna  da  Soimrtoitt'da  ffinMn.  i«i.*b 
eeoetal-Stultti,  vim  den  Staaln  (StänloB)  der  «Mehwn  hniOMV  *■> 
den  5  Hii^UweigeD  der  Venralting,  nm  de»  liiHigM.  Itawedw- 
gen  iB  der  Veffaunog)  gebildet,  der  wad»  dm  Beeg  iMMNiaiki 

rofarwa  VM^anunlting  der Notabela  vor.  Dieee  nah» «MühüHdi 
gendo-  Majoriltt»  Jadei*  vea-aoanweieBdefr-llltclMeni  am^^aä 
eiiHge  mcbt  ehknlri  aehr  weseatltobe  AfnAsruDfeB  antns»*  4l|Hi 
IMwarf  am  38.  Hin  1814*)  an;  aber  die  raacbe  Etwfrlrilig  il 
den  VeriMcldungBkriese  dea  OauÖrficbea  KaiaarttMo»  .wrid^rt 
die  ToihtäDdJge  Verwirklichmig  diaaer  Verfwiiii^    -  <  i  <  . 

Dareh  des  fViedeMcfaluaa  aa  Paria  aH3a  Ibiiau*:)  «ardi 
im  Artikel  Vi.  fesIgeBetil.  doil  HoMad  «atar  di»,fio»wwMlil  ihi 
Hauses  Ch-anieD  gestellt,  eine  Vcr^ÄeaeraDf  des  Itiadecb» 
Standes  erhallen  soUt«^  daae  aber  in  kdie«  FaÜe  äm^fm  «aÄidto 
Ansübnng  der  Souverfoität  einm  FiuitM  ngebören  d^b^^-«B> 
fremde  Krone  besasse  odor  zu  deren  dereinsligem  Besitze  bendea 
wäre.  Durch  die  Art.  H.  und  III.  desselben  Friedensvertrages  »it 
die  Gränze  vom  I.  Januar  1702  als  die  ferner  bestehende  für  4m 
wiederhergestellte  Königreich  Frankreich  erklärt,  und  demnach  slia- 
den  die  von  Franlireich  abgetretenen  Belgischen  Provinzen  den  sieg- 
reichen verbi'indeten  Machten  zur  Verfügung.  Der  frühere  Besitzv, 
das  Haus  Habsburg-Lothringen,  war  in  den  Venelianischen  Be&ititiD> 
gen,  Dalmatien,  ßagusa,  Salzburg  und  ßerchtesgaden  für  seine  tt- 
Sitzungen  jenseits  des  Rheines  entschädigt,  die  Ansprüche  and^Ri 
Mächte  auf  die  trefflich  gelegeneu  Belgischen  Lande  oder  eine  Ver- 
tauschung mit  dem  Königreiche  Sachsen  wurden  durch  die  Rivalität 
in  der  Politik  der  Europa?ischen  Grossmächle  abgewehrt.  Hau  kam 
daher  bereits  im  Juni  1814  in  den  Conferenzen  zwischen  den  Hini- 
stern  der  Grossmächte  dahin  überein,  „dass  die  Belgischen  Provinteo 
mit  den  Niederlanden  vereinigt  werden  sollten".  Der  Britische  Gesandt« 
im  Haag,  Graf  Clancarty  erhielt  die  Vollmacht,  im  Namen  der  rer- 
biindelen  Mächte  die  weiteren  Verhandlungen  über  die  vorläußgt 
Annahme  mit  dem  souveränen  Fiirsten  der  Niederlande  zu  fuhren, 
woraus  die  Acte  vom  '21.  Juli  1814  hervorging  ***)  Diese  setzte  in 
S  Artikeln  fest,  doss  die  Vereinigung  der  Niederlande  mit  Belgiis 
dergestalt  innig  und  vollständig  geschehen  solle,  dass  sie  fortan  eineo 
einzigen  Staat  bilden,  regiert  nach  der  schon  in  Holland  eingeführta 


V  rollMitdig<a0tibiickt  M  PSlit*.  Burep.  Verf.  JM.  //..  ^.Itt-ltt 
*V  AbgidntdU  in  der  PnniStitcKeK  Sprache  dei  OrigüiaU  l«f  Jf  ar- 
lern  im  Suppltmtnt  au  rtauU  det  trattii,  tot.  11.  pg.  «. 

'— ;  Ähftifn^  «n  der  ^odl«  */ Or^wU*  M  marUnwimamIt 


wn  9&  Hirt  IS14,  wekhe  jidocfaäi  geneiosduMitar 
Mct    d«  DBoen  UmrtändM  indiacM  mmim 


Ma  .;£■  wvd  foncr  ■■  dieter  Ade  Jedon  ObKas  eia  glekher 
fall  BDd-.  d«D  AnboDgerB  der  venchiedenea  GtaubeotbekantBiue 
Mb  SüdsicM  auf  diesdbeD' ilulaisiuig.  tu  dtO'ölfertUchea  Ainfen 
i^eiicliert;  in  graten-  Weise  ene  ■ngerncMCM  B^MiintBÜMdw 
AgachenPrMiiueit  in  deo  General-Starten  «Bgcräi»t 'Wd  cws  M, 
1^  «bweefasehid  die  gewohnlicheB  VerMmBlDngca  bald  ia.'  eJMr 
(indischen,  bald  in  einer  Belgischen  Stadt  gehalten  werden  BoHNk 
He  BaMieliTcrtiieil«  mit  Einsofaliiw  der  ColoniaB  aolleii  -^ctaliäisig 
iD' den  Niederländers  imd  Bel^era  gemaatc  werden  die  Verxniiiig 
r  flolliiidiscbeit  und  Belgiscbeo  Sehnldoi  den  aJlgemeiBeB  SAiti 
B<  vociBigteD  Niederlaiide  znfitUe*  and  «b'emo  aHe  Koateav  wtlcii* 
B  gemeiDBchaftltcben  Beaten  fiff^lie  Festung»  nad  (Da  Si^HMt 
»Statfei  zu  tragen  and,  dagegen  der  Baa  und  die  Eriialttuig.dv 
HHse  auf  Koaten  der'  cunachst  dabd  betbeäigtca  leairka.goaihohw, 
doch  ohne  Aus-srhliiss  der  allgemeinen  llülTe  bei  ausserordentlichen 
nglücksfällen,  nie  diese  auch  bisher  in  Holland  üblich  geleistet  wäre. 
Die  vorläufige  Vereinigung  Belgiens  mit  den  Niederlanden 
orde  durch  den  Vertrag  vom  31.  Mai  I8l5*)  zwischen  Jeü  vier 
rossmachten  (Preussen,  Russland.  Grossbritannien  und  Uesterreich) 
kJ  den  Miederlanden  in  eine  definitive  umgestaltet,  indem  der 
reinigte  Staat  als  ein  Königreich  der  Niederlande  anerkannt 
ii;^,  und  zwar  in  der  Erbfolge  Wilhelm's  von  Nassau  -  Orauien ,  des 
uveranen  Fürsten  der  Niederlande,  der  die  Königsreihe  wieder  als 
'ilhelra  I.  beginn),  und  schon  seit  dem  16.  März  1813  den  könig- 
lien  Titel  angenommen  hatte.  Es  wird  demselben  ausserdem  das 
rossherzogthum  Luxemburg  als  eine  Entschädigung  für  die  Deut- 
hen  Fürstenthümer  Nassau-Dillenburg,  Siegen,  lladamar  und  Dietz, 
e  auf  Preussen  übergehen,  unter  der  Bedingung  gegeben,  dass 
ixemburg  zu  den  Staaten  des  Deutschen  Bundes  gehören,  und  für 
Qses  die  Erbfolgeordnung  nach  dem  Nassam'schcn  Erbverein  von 
^83**)  zu  Gunsten  des  Üerzogs  von  Nassau  aufrecht  erhalten  wer- 
•n  aol).  Die  obige  Acte  vom  21.  Juli  1814  bildet  für  die  Verbiijt- 
sse  der  vereinigten  Länder  unter  einander  und  zum  Regenten  die 


V  Der  Ytrtrag  Ut  tOgtAntekt  M  M»rte»»  Svppltmtnt  «.  o.-  O- 
i,  n.  S.  ^7-38. 

■V  Er  befindet  ticK  in  MartiHi  Rtaml  d.  Linderi.  Autgaia,  «L  ///. 
'.  645.  Nach  dtnuelbm  hol  du  männlich«  £i)i<«  der  Benoge  von  JVomom 
r  der  useibliehm  in  <Ur  Mnrbmg  iimtr  Länder  dm  Voratg,  waKrmd 
r  iM  üMfe»  JVi«d»rtibidtteAm  J«iitoMwf<w  dtr  Um»  4er  Mtrmf  von 
UM»  Ol«  tokhtn  gar  htm  MrbmH  «fuMW.  .     <  >         *    - 


iÜMib  «la  vdliB  ae  kHfaalaUkfa  ü  4iestB  Tehlig  mH  iifm  !!■  im 
Wim.  Der  Vortmg  salbst  M'aiiMerdeM  air.*  «Mmfilk  M*- 
WMJigw  AnoeKom  der  Fnal-Atto  idet  Wenar  Cwiftf— M  ■— 
9L^JwJl8UtiBler  Beilage  X.  oBgoccIiloneii,  du  beiMt»  «i  M  te 
jfaselhe  (MtoDg  beigtlegt,  ab  wen  er  ToUstiW«  ia  diesa  Asto  dei 
Wmmt  CangreMeB  nit  aii^enMinMa  wSre,  md  bit  JaBgcMiw  Jto 
tcNb  AaeriuBnnag  alhr  diese  Acte  absdilieiseadai  ißdite  ~ 


Bie  Wienw  Acte*)  selbst  enthüt  9  Artikel,  MmKch  N*^  hü 
U.JBOi,  über  die  BestinuMageD  fär  dt*  Keai§reieh  der  Niede^ 
liMifl  Hid  das  Groisberiogifaiini  Laxeiatog,  wehdw  «hv  4feMr 
dsrigaDaaerB  Angdie  der  Gräuea  ge^a  ^nakrtkk,  ftrei—sü.  aal 
■iniiiT  Bidits  weiter  ah  die  abermsiige  WiadeiMmis  der  Aa»^ 
kMQHig  aler  oben  Mgafihrteo  weseotlicboi  PnUe  aas  dsr'A^i 
von  U.  JuK  1814  tnid  dem  Vertrage  Tom  31.  Ma  l81fi  gewüatf. 

Das  neue  Königreich  war  durch  den  Wiederausbruch  des  Kaa- 
pfes  der  verbündeten  Mächte  mit  Napoleon  am  stärksten  gefahriH 
denn.-jnnerhalb  seiner  Grän^en  sammelten  sich  die  Streitkräfte  too 
allen' seilen.  Aber  diesmal  gab  es  nur  eine  entscheidende  Schladtt, 
wenn  sie  auch  drei  Tage  dauerte:  die  Niederlage  der  Franzosen  bd 
Belle  Alliance  am  18.  Juni  besiegelte  erst  kräftig  die  Beschlüsse  des 
Wiener  C'ingresses.  König  Wilhelm  I.  halte  unterdessen  den  General- 
Staaten  (55  Mitglieder),  lerdoppell  durch  Mitglieder  aus  Provirnid- 
Stünden,  zur  nülflc  aus  Niederländern,  zur  Hälfte  aus  Belgiern  ru- 
sammcngesetzt,  den  Verfassungsentwurf  vom  28.  März  1814  vorgelegt, 
uro  ihn  nach  den  durch  die  Verträge  veränderten  Verhältnissen  Rir 
den  gesammten  Staat  umzuarbeiten.  Die  Aufgabe  war  in  wenigen 
Tagen  gelöst,  für  die  nördlichen  Provinzen  günstig,  da  diese  mit  dem 
früheren  Entwürfe  sich  völlig  einverstanden  gefühlt  hatten  und  di« 
Verfassung  ihren  Anforderungen  für  entsprechend  erachteten;  sie 
wurde  demgemäss  eben  so  rasch  von  dem  Könige  genehmigt,  als  von 
den  Holländischen  Abgeordneten  einstimmig  angenommen.  Anden 
verhielt  es  ^ch  bei  den  Belgiern :  die  grosse  Schuldenlast  der  Hollän- 
der, die  nicht  völlig  klaren  Verhältnisse  der  Niederländischen  Marine 
und  Colonien,  die  kostspieligen  Deichbauten,  und  mehr  als  alles  an- 
dere der  starre  Geist  des  Kathotischen  Klerus,  der  den  Gedanken  an 
dae  völlige  Glerchatellung  des  Cultus  seiner  Kirche  mit  dem  I^ats»- 


V  /■  i*r  FrmtÖtiMthm  Sprühe  dtt  OriginaU  bri  Klühtr,  .pw«!» 
Sammimig  nm  tffnMilim  Seeht  4«t  AnbeAm  AhwImi  9. 1S~4S  mtt  M»f 
1<»(  Svpplemtnt^  a,  O.vol.  11,  fg.  SItMBl.      '     '" 


iMwinii,  tiDd  an  die  gMcfae  BenoMging  därCrcagelb«*»  ir«nt 
Mlicb»  AMBtern  id  Beigkn  nicfat  «tragen  k«mt^  en>flKt«n>l!Hi« 
MM  lÜMstiniHnnig  gegen  dos  neue  Vei'flmuiijfci  cA, '  d«'  fluwt 
r  irie  ein  nsläiidtscbea  und  attfgedmngeD»  eradHen.  Es  Word« 
«Tersanm^g  da-  Mfltabeln  nach  Brunei  aof  den  8.  August  lUfi 
nSta,  es  »Uten  1603  Uttgffedff  eriehetaen.  Von  ^ema  kaOjgi 
D  gar  nicht  inr  VersammlDng.nnd  79S  erklärten  sidi  gegeft  ar 
ufame  der  Verflusnng,  wahrend  nur  S27  tär  dieselbe  atlHiuiMM. 
iler  dea  ersten,  den  796  Verweribnden,  hatten  iocwischen  126  'Ari 
■Ua»  mit  der  Clanset  abgegebm,  dsss  sie  den  VerfassnngaentVrarf 
M  die  darin  Tor^ooiDieBden  Artikel  iäer  <Ke  Gleidtttellnng  des 
Ittu,  welche  «e  mit  ihrem  Gewissen  Riebt  Tereinlgnr  l[Önirtljil, 
ineswegs  gemissbllligt  haben  würden.  Und  welcher  Geist  dfitth 
B  Kteros  in  Belgien  schon  wieder  damris,  als  kanm  die  Ot$i.iM% 
t  Landes  durch  die  Waffen  der  Verböadeten  emingea  war,  'u^ 
dit  wurde,  ergiebt  sich  aus  dtt  Adr^e  desselben,  wBtebe  ätf 
tCbofTon  Gent,  Forst  Moritz- BrogHo,  gleich  nadi  ErfiAnö^  der 
Irteln-Versatnnjlting  dem  Kräiige  überreichte;  es  iWfMt  iit  dersri- 
D,  ,es  wwie  das  Gnnic  in  Verwirrung  untergehen,  wenn  die  vor- 
Mfilagene  Begünstigung  jedes  Glaubensbekenntnisses  statt  'tuben 
He".  Abw  König  Wilhelm  I,  liess  sich  dadurch  nicht  irre  machen, 
BesKz  der  zwingenden  Macht,  da  die  Heere  der  Verbündeten  niD- 
geringer  Eotfeniung  um  die  Französische  Hauptstndt  conccntrirt 
aded,  tmd  gestützt  durch  den  Wortlaut  der  Verträge  mit  den  t1er 
'omBächtm  nnd  deren  Anerkennung  in  der  Wiener  Cnngressacte, 
icMe  er  die  Verfassung  als  ein  von  den  gesetzh'chon  Vertretern  des 
As  genehmigte  nnd  vnu  ihm  sanctionirte  um  24.  August  1815*^ 
lannt,  und  dass  sie  von  nun  an  als  das  für  Recht  bestehende 
TUH^esetz  des  Königreichs  der  Niederlande  geachtet  werden  sollte, 
lern  er  eine  nahe  Zusammenberurung  der  beiden  Kammern  nach 
üssel  verkündigte.  Der  königliche  Erlass,  welcher  diese  Bekannt- 
Kirang  begIdttÄe,  erklürte:  „dass  seine  Absichten  in  den  südlichen 
OTinzen  verkanot  oder  unrichtig  ausgelegt  wären.  Die  angegriffe- 
■  Artikel  über  den  Gottesdienst  und  die  Gleichstellung  seiner  Be- 
nner sthnmten  mit  der  sehr  lange  bestehenden  Gesetzgebung  ande- 
r  Staaten  &berein,  sie  seien  auT  Vertrage  mit  den  Europecj^chen 
ichten  begründet  und  nach  den  Grundsätzen  festgestellt,  welche 
le  Souveräne  in  das  Eurojueiscbe  Staaten-System  eingeführt  biitten; 
I  könnten  ans  dem  Niederlandisdien  Grondgaeetze  dnrchaiu  nich^ 
sSfaüen,  ohne  den  Bestand  der  Uonarchie  in  die  Wag^Aia^'^ 

ri  tMid  ntTM^/ttt  Xe^dH^akr  twwdi*». 


legea  und  die  Garantie  des  R«ichs  tu  Termiadeni.     Die-rfifMnl- 

Staaten  der  nurdlichen  Provinzen  hütlen  ihre  BeisÜmmong  lu  dieser 
Constitution  zu  erjteanen  gegeben,  eiiie  BeistimmuDg ,  die  um  fo 
merkwürdiger  sei,  da  sie  in  ^iner  zahlreichen  Versammlung  ciu- 
müthig  gefasät  worden,  also  Tür  die  deutlich  ausgedrückte  lieinuag 
ajBer  Bewohner  der  nordlichen  Provinzen  gehalten  vterden  aiime. 
Ds  nun  auch  5'27  Notabein  aus  den  südlichen  Provinzen  für  du 
Grundgesetz  gestimmt  hätten,  könne  gar  kein  Zweifel  über  di« 
Gesinnungen  und  Wünsche  der  grossen  Mehrheit  der 
Nation  obwalten."  Auf  su  künstliche  Weise  wurde  gleidi  beim 
Anfange  der  Vereinigung  beider  Reiche  die  Mehrheit  herausgerecbnet, 
und  es  konnte  daher  ungeaditet  aller  Attpreisung  des  glückliche« 
Ereignisses,  dsss  nun  endlich  noch  zweihundert  und  fünfzig  lehtvD 
die  getrennten  und  zu  ihrer  gegenseitigen  materiellen  ErgäBiuaE 
sich  so  bedürfenden  nördlichen  und  südlichen  Niederlande  wieder  tu 
einem  gemeinschaftlichen  Staate  zusammen  gekommen  wären,  doo 
nicht  lange  verborgen  bleiben,  dass  schwer  zu  überwältigende  Qit 
deraisse  einem  fest  dauernden  inneren  Verbände  entgegen  Iret« 
würden,  deren  glückliche  Besiegung  nur  von  dem  günstigsten  1» 
sanApwirken  der  Regierung  und  d:!r  beiderseitigen  Volks verireUr 
zu  erwarten  stände.  Am  21.  September  d.  J.  *)  waren  die  beidei 
Kammern  des  Königreichs  zum  ersten  Male  zu  einer  ausserordeot 
lieben  SUmdeversammlung  in  Brüssel  vereint.  Auf  dem  doiügw 
Könrgsplatze  leistete  König  Wilhelm  I,  den  Eid  auf  die  Verfassuofr 
und  wurde  darauf  nochmals  als  König  der  Niederlande  durch  & 
Wappenheralde  ausgerufen,  llun  fulgten  die  Stände,  und  difi  b^ 
schworcne  Verfassung  blieb  fünfzehn  Jalire  lang  dos  Band  der  beiöei 
zu  einem  Königreich  vereinten  Völker.  Aber  nachdem  auch  die  Bel- 
gier sich  von  den  Niederlandern  im  Jahre  1830  getrennt  hatten  wi 
jedes  Volk  darauf  für  sich  in  einem  besonderen  Staate  lebte,  ist  diew 
Verfassung  doch  in  dem  einen  noch  zehn  Jalire  lang  unverändert  ge- 
blieben, und  in  dem  andern  in  sehr  itesentltchen  Tbeilen  die  Ctvsi' 
läge  für  die  neue  Verfassung  geworden.  Deshalb  nehme  ich  hier 
den  vollständigen  Inhalt  dieses  Grundgesetzes  au(  aber  um  Baunt  a 
ersparen,  nur  in  der  Deutsclien  Uebersetung,  da  ich  überdies  t* 
dem  neuesten  Grundgesetze  für  die  Niederlande  aus  dem  Jahre  lälS 
Original  und  Uebersetzung  geben  werde. 


•)  Dtr  König  wiei  in  der  ErÖffnutigtreiit  cor  den  vereinet»  *«*' 
Kammern  an  demiclbrn  Tage  Por:ugnceite  auf  dat  lu  hoffende  Glüct  (är  0 
Betgii(hr  Volk'hin,  wie  Hch  diei  nothwtTidig  avt  der  innigen  Verhinitaii  ■• 
de»  n6rdiicheH  Prwttaen  iTgeben  müue.  , 


m 

fMpimiliresetBE  ffllr  tlas  KVmffrelcli  ta* 
'  ^  Mlederliiiifle      ^ 

vem  24.  August  1815.  ♦)    ^ 

Erstes  Capitel. 
Vom  Königreich  und  semm  Emwakum.  •  ||k 

Art  I.  Dts  Kdnigrach  der  Niederiand«^  dcüeD  GrUuen  dordi  den  m 
wA  iUH  iioteneicImeteA  Vertrag  der  i^iif  dem  Wiener  CongreM  Tertam- 
m  aüiirten  Mächte  festgestellt  sind,  ist  ans  folgenden  Provinien  rasam- 
RiBsetst:     - 

Nordli^rabai^t,  Südbrabant,  Umborg,  Geldern»  LQttidi,  Ostflandem, 
tÜBdem,  Bennegan,  Holland,  Seeland»  NamQr»  Antwerpen,  Utrecht» 
ifand,  Oberyssel,  Groningen,  Drenthe. 

Das  Grossherzogthum  Luxemburg,  nach  seinen  im  Wiener  Vertrag  fest- 
Olco  Grämen,  unter  der  nimlidien  Souverainelit  wie  das  Rönigre|di  der 
erfände,  wird  nach  demselben  Gnindgesetie  regfert,  unbesdiadetjedoch 
T  Verbindung  mit  dem  Deutschen  Bunde.  , 
rArt,  2.  Die  Provinzen  Geldern,  Holland,  Seeland,  Utrecht,  Friedand, 
•fMd,  Groningen  und  Drenthe  behalten  ihre  gegenwartigen  GranÜD. 

Nordbrabant  besteht  aus  dem  Territorium  der  Pronm,  wdche  gegen- 
ig  B^abant  heisst.^mit  Ausnahme  jedo^  desjenigen  Theils,  welcher  dem 
tfCement  d^r  untern  Maas  angehört  hat,  Jtk» 

Die  Provinzen  SQdbrabant  (Departenoent  der  Dyle),  Ostflandem  f|P»t 
9dielde),  Westflandem  (Dept  der  Lys),  Hennegan  (Dept  von  Jemma^) 
Antwerpen  cDept  d«r  beiden  Netben)  bebaken  die  gegenürärtigen  Cihmien 
T  Departements. 

Die  Provinz  Limburg  ist  zusammengesetzt  aus.  dem  ganzen  Depart*- 
;  der  untern  Maas  und  desjenigen  Theils  des  Roer-Departements,  wd- 

nach  den  Bestimmungen  des  Wiener  Vertrags  dem  Königreich  zuge- 
1  ist. 

l)ie  Provinz  Lüttich  begreift  das  Territorium  des  Departements  der 
he,  mit  Ausnahme  desjenigen  Theils;  welcher  durch  denselben  Vertrag 
n  abgetrennt  worden  ist 

Die  Provinz  Tfamttr  ümfasst  den  Theil  des  Departements  der  Sambre 
Maas,  Welcher  nicht  zum  Grossherzogthum  Xuxoikiurg  gehört 

Die  Grenzen  des  Grossherzogthums  Luxemburg  sind  durch  den  Wiener 
irag  festgestellt 

Art  3.  Die  für  nützlich  od^r  nothwendig  eratihteten  Berichtigungett  der 
sun  dieser  Provinzen  sollen  durch  ein  Gesetz  bestimait  werden,  wejfdies^ 
I  10  sehr  auf  das  Interesse  der  Einwohner,  als  auf  die  Bedttiftiisse  der 
meinen  Verwaltung  Rficksidit  nehmen  wird, 

Art  4.  Jedies  Individuum,  das  sidi  auf  dem  Territorium  des  König- 
is  beflndet,  sei  es  ein  £ingdlN>mer  oder  eiiv  Fremder,  geniesst  den.  den 
onen  und  Gütern  verliehenen  Schutz. 

Art  5.    Die  Ausübung  der  bürgerlichen  Rechte  wird  durdi  dn  Gesetz 
inunt. 
■— — ^^— "  "  '    "> 

l%diU^  bei  Dufam  Oi^et.  O.  vol.  711.,  pog.  IW^Kg.:    IhuMk 
itx  ^.  a*  O.  id.  IL,  S.  905*29. 


Art.  6.  Das  Sthnmrechl  In  d«n  Stidten  mi  nnf  d«n  L«>de.-  n  iw 
die  Zulässigbeit  in  Local-  und  Provioziah emallungen.  werden  durch  Local- 
UDd  Provinial-Sutule  Teslgcselzl. 

Art,  7.  Die  aul  jenes  Becht  und  jene  Zuläst^igkeil  sich  beiiebendeD,  in 
vorigen  Artikel  crwähnlen,  Beslimmungeii  der  Slalute  «erden,  wenn  sie  rda 
Jahre  nach  der  Promulgation  dieses  Gnindgcselics  noch  in  KraA  sind,  «it 
ereile  dieses  Gesetzes  betrachtet, 

Arl.  8,  ISiemand  kann Uilglied  der  Geoeral-Staaten,  Chef  oderUil^id 
einer  Genera Ivemallung,  SlaatsraLh,  Commissarius  des  Königs  in  den  Pro- 
vinzen oder  Hilglied  des  obersten  Gerichtshofes  werden,  wenn  er  nicht  Ein* 
«obncr  der  Niederlande,  im  Kiinigrciclie  oder  in  seinen  KolonieD  geboren  ist, 
und  von  Ellem  lierslammt,  die  darin  wohnhaft  sind. 

Wer  in  der  Fremde,  während  einer  vorübergehenden  Abwewnbeil  *t 
ner  Eltern,  oder  wahrend  einer  langem  im  Staalsdienile  geboren  worits, 
geniesst  dieselben  B echte, 

Art  9.  Die  gebomen  Niederlliader,  so  wie  die.  welche  als  solcbe  U- 
trachtet  werden,  entweder  durch  eine  Geselzcs-Fiction  oder  durch  N'ilimlis)- 
lion,  sind  m  allen  Aemlcrn  ohne  Ausnahme  lulassig. 

Art.  10.  Während  eines  Jahres,  nach  der  Proriulgation  dieses  Gnmd- 
geseties,  kann  der  König  Personen,  die  im  Auslande  geboren,  im  Köiiigreid> 
aber  wohnhaA  sind,  das  Becht  des  Indigenats  und  die  Zulässigkeit  lu  iliffl 
Aemlem  verleihen. 

«Arl.  11.    Jedermann   ist  zu  allen  Aemlern  zulässig  ohne  Uolendiled 
anges  oder  der  Geburt,    unbeschadet  jedoch  dessen,  was  als  t6i%t  da  J 
Tiencn  Capitels  des  Grundgesetzes  in  Betiebung  auf  die  Bildung  der  Pmro  f 
nal-Stlnde  in  den  Beglemenls  der  Provinzen  festgesetzt  tit. 


Zweites    Capitel. 
Vom  Kön^ 

Erste  Ahtheilung. 
Ton  der  Thronfolgt. 

Art.  12.  Die  Krone  des  Königreichs  der  Niederlande  ist  and  Uäk 
Seiner  Majestät  Wilhelm  Friedrich,  Prinz  von  Nassau'-Oranieu.  erbbcbliil 
seine  legitimen  Nachfolger,  den  hiernächst  folgenden  Bestinunungen  pflöft 
übertragen. 

Art.  13.  Die  legitimen  Nachkommen  des  regierenden  Königs 
jetzt  lebenden  oder  kUnflig  gebomen  Kinder  aus  seiner  Ehe  mit  llmt  ihf- 
slät  Friederike  Louise  Wilhelmine,  Prinzessin  von  Preusscn, 
mefnen  die  Nachkommen  aus  einer,  vom  Könige  in  Uebereinslimnniil « 
den  General-Staaten  conlrahirten  oder  eingegangenen  Ehe. 

Art.  14.  Die  Krone  ist  nach  dem  Recht  der  Erstgeburt  erblich,  m  ^ 
der  ällesteSohn  des  Königs,  oder  sein  männlicher  Des ceodetit  nach  Bqiri» 
tationsrecht  ihm  nacbfolgl. 

An.  IS.  in  Ermangelung  eines  mannlichen  Nachkommen  des  ilbW 
Sohnes  geht  die  Krone  auf  die  Brüder  oder  deren  männlicfae  Nichkwa* 
über,  ebenfalls  nach  Erslgeburis-  und  itepräsentationsrecht. 

Art.  16.    Bei  gänzlicher  Ermangelung  männlicher  Nachkommeiiidit' 
Baase  Oranien-NasMu  sind  die  TÖcfaler  des  Königs  nach  der 
Ordnung  benifetL  ^ 


Alt  IT.  Hm  der  Könif  «uh  keine  IBcMer  Uatarlasien:  lo  geht  die 
oe  mf  die  iltcste  Primee^  der  'ältoten  mlanlieliai  abileigenden  Linie 
letiten  Königs  und  anf  ihr  Haus  Über,  und  im  Fall  sie  vorher  TenlOTbcn 
wird  ne  dardi  ihre  Deseendenteo  vertreten. 

ArL  18,  bt  Iceine  minnlidie  absteigende  Linie  des  letzten  Königs  vor- 
iden,  10  folgt  die  ältere  veibUdie  abcMgettdeUnie'  dieses  Königs,  und  iwar 
dM  immer  der  mannlidie  Zweig  dem  «eihlicihen,  iio4.  der  ältere  dem  jQn-. 
cOr  nnd  in  jedem  Zweige  der  Haon  der  Frau,  nnd  der  ältere  dem  jüa- 
en  lOTgeht. 

Art.  19:.  Stirbt  der  Künig,  ohne  Nachkommen  zu  hinlcrlassi^n,  und  ist 
De  mänolirhe  .NachkommcDücbaft  im  Qausc  Üranieo-Na»au  vorhanden;  so 
;t  der  nächste  Blutsverwandte  des  letzten  Königs,  des  küniglichen  Hauses, 
I  seine  Desccndenten,  im  Fall  jener  vorher  gestorben  ist. 

An.  20.  Geht  durch  eine  Frau  die  Krone  auf  ein  anderes  Haus  über, 
ist  dieses  Haus  in  alle  Rechte  des  gegenwärtig  regierendeD  Hauses  einge- 
bt, und  die  vorhaudcoen  Artikel  sind  auf  dasselbe  anwendbar,  so  dass  die 
anliche  Nachkommenschaß,  mit  Ausschliessung  der  Frauen  und  der  weib- 
len  Nachkontnienschaft,  folgt,  und  dass  keine  andero  Linie  auf  den  Thron 
ufen  werden  kann,  so  lange  diese  Nachkommenschaft  noch  nicht  gäm- 
erloschen  ist, 

Art,  3t.  Eine  Prinzessin,  die  sich  ohne  Einwilligung  der  General-Staaten 
nählt,  bat  kein  Recht  auf  den  Thron. 

Eine  Königin  entsagt  der  Krone,  wenn  sie  ohne  Einwilbgung  der  Ge- 
al-Staaten  eiae  Ebe  eingeht.  ^ft 

Art.  ^  Im  Fall  der  gegennärtig  regierende  König,  Wilhelm  Frie^ch 
Oranicn -Nassau,  keine  Nachkommen  hinterlässt,  so  fällt  die  Krone  auf 
le  Schwester,  die  Prinzessin  Friederike  Louise  Wilhelmine  >on  Oranien. 
Ltwe  des  verstorbenen  Karl  Georg  August,  Erbprinzen  von  Braunschncig- 
leburg.  oder  auf  ihre  legitimen  Desccndenten,  die  in  einer  nach  den  Be- 
amungen  des  IStpn  Artikels  geschlossenen  Ebe  geboren  werden. 

Art.  23.  ilintcriässt  diese  Prinzessin  keine  legitimen  Desccndenten;  so 
it  die  Krone  auf  die  männlichen  Erben  der  Printeinn  Caroline  von  Ora- 
D,  Schwester  des  verstorbenen  Prinzen  Wilhelm  V.,  Gemahlin  des  ventor- 
lep  Prinzen  von  Nauan-Weilbnrg,  Über,  immer  nach  Erstgeburts-  und 
l»rtsenta  lions  weh  L 

ArL  31.  Weim  besondere  Umstände  Veriinderungen  in  der  Thronfolge 
Königreichs  nothwendig  machen,  su  kann  der  König  einen  Geselzcsvor- 
lag  hierüber  den  Gen eral-Slaalen,  bei  vereinigten  Kammern,  vorlegen;  in  die- 
1  Falle  wird  die  zweite  Kammer  in  doppelter  Anzahl  zusammenberufen. 

ArL  'ii.  Der  König,  der  keinen  nach  dem  Grundgesetz  zum  Thron  be- 
enen Nacbfolgcr  bat,  schlägt  den  versammellen  und  nach  den  Bestimmungen 
:  vorigen  Artikels  zusammengesetitcn  General-Staaten  Einen  vor. 

Art.  26.  Wird  der  Vorsclilag  von  den  General -Staaten  angenommen; 
macht  der  König  seinen  Nachfolger  der  Nation  in  den  fUr  die  Publication 
'  Gesetze  vorgeschriebenen  Formen  bekannt,   und  proclamirt  ihn  feierlich. 

Art.  27.  Ist  vor  dem  Tode  des  Königs  kein  Nachfolger  ernannt  worden; 
ernennen  die  versammelten,  nach  dem  Art  24.  zusammen  gesetzten,  Generai- 
laten  einen  solchen,  und  proclamiren  ihn  feierlich. 

Art  28.  In  den  in  den  Art.  22.  23.  £4.  25  und  21.  erwähnten  Fällen 
ibt  die  Erbfolge  eben  so,  wie  sie  im  13.  14.  IS.  16.  17.  1&  lEL  und  3Bsten 
Likel  festgestellt  ist. 
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Art  t9.   Dw  Eteig  der  Miertwlwdw  Juna  kfiM  uHkm  KnMW  Ingea. 
In  kBiMB  FaU  darf  4er  SiU  der  ftcgieniiis  MMeritiib  dm.Mämgimdit 
Tiri^t  verdeiL 

Zwdte  Abtbäla&s. 
Fm  dm  fiMMi^bM  dir  Xivm. 

Art  30.   Der  KSnig  K«ieHt  am  dem  MeDtHäMn  Scfatk  in  jihriidits 
1  von  2,400,000  g.*) 

Art.  31.  Wenn  der  jetzt  regierende  König  Wilhelm  Friedrieb  von  Ort- 
nien -Nassau  den  Vorschlag  macht,  Domainen  in  rollen)  EiBenthume  bis  n 
einer  Summe  von  SOO.UOO  f1.  jährlicher  Renten  zu  erlangen;  so  kö&Dco  iba 
dieselben  durch  ein  Gesetz  angewiesen  und  von  dem  im  vorigen  Artikel  b^ 
stimmten  Einkommen  abgezogen  iverden. 

Art.  32.  Sommer-  und  Winterschlösser,  geziemend  meublizt,  werden 
dem  Könige  zur  Wohnung  eingericblel,  mit  einer  jährlichen  Summe  zur  In- 
terballung  derselben,  welche  nidit  über  lOO.OOU  11.  sletgen  darf, 

Art.  33.  Der  König,  die  Prinzen  und  die  Prinzessinnen  seines  Hauses 
sind  von  allen  persönlichen  und  directen  Lasten  befreit;  von  der  GnmdsteiKt 
lind  sie  nur  fQr  diejenigen  Wohnungen,  die  ihnen  angewiesen  sind,  beftdl; 
allen  übrigen  Steuern  bleiben  sie  unterworfen. 

Art.  34.    Der  König  ordnet  sein  Haus  nach  eigenem  Gutdünken. 

Art  35.    Eine  königliche  Willwe  geniesst  während  ihrer  Wittweasdud     l 
ein  jährliches  Einkommen  von  1.50,000  fl.  aus  dem  ÖlTentlieben  Schatz.  i 

Art.  30.    Der  älteste  Sohn  dc5  Königs,  oder  sein  männlicher  Descendcat    I 
und  präsumtiver  Thronerbe,    ist  des  Königs  erster  Unlcrtban  und  fähit  dm 
Täd  Priat  von  Orunen. 

Art  37.  Der  Prini  too  Onnien  erbilt  als  solcher,  wenn  er  aditi^ 
lahre  aft  irt,  ein  jähtlidiet  Einkommen  vdn  100,000  Q.  aus  dem  öffenüidia 
Sdiatie;  dieses  Einkommen  wird  auf  SOOJOOOSl.  erhöht,  wenn  er  eine  Ebe  nid 
den  BeatimmangCH  des  Art  13.  des  Gmndgeseues  eingebL 

Dritte  Al>tbeilime, 
Von  dtr  VormuHdiehaß  äe»  König*. 

Art  3&  Der  König  wird  mit  dem  Ablauf  seines  acbtiehnlen  Jahrr< 
nQjUuig. 

Art.  30.  Im  FaD  der  Uinderjiiirigkeit  (lebt  der  König  unter  der  Vn- 
mondicfaaft  einiger  Hit^ieder  des  kQui^icben  Hauses  und  einiger  angesebos 
Eingebomen  dei  Könipeicfas. 

Art.  40.  Dteie  Vormnndidiafi  wird  tdion  vorher  durch  den  regiereixia 
K5nig  in  Uebereinstimmnng  mit  den  General- Staaten,  bei  vereinigten  b» 
mem,  angeordtieL 

Art.  41.  Ist  lie  aber  Ton  dem  Vor^taigcr  nicht  angeordnet  worden.  » 
geschieht  dies  durch  die  General-Slaalm  bei  vereinigten  Kammern,  diesid 
so  viel  als  möglich  mit  einigen  der  oichMfo  Bl unverwandten  des  mindeiiür 
rigen  Königs  darüber  verstandigen. 

7  Der  Holtändisehe  Gulden  btMgt  in  PreuitUchetit  Getdt  \1  Sf- 
2'/4  Pfmnigt;  atio  10  Fl.  tind  =  i  TWr.  22V.  Sgr.  Mithin  lÜftOüO  R  = 
57,444  Thlr.  13'/.  Sgr.;  150.000  Fl.  =  SMM  Thlr.  20  Sgr.;  500,000  K  = 
287,222  TMr.  6'/,  Sgr.  und  oidiicfi  2,400000  ff.  =  1,378,086  Thlr.  «V,  Sp- 
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Art  42.  Jeder  dieser  YonnUnder  leistet,  ehe  er  sein  Amt  antritt,  vor 
ersammliiiig  derGeneral-Staateiii  bei  vereinigten  Kammeni,  in  die  Binde 
risidenten  folgenden  Eid: 

,Jch  schwöre  Treue  dem  Könige.     Ich  schwöre,  alle  Michten  ge- 
wissephaft  zu  erfüllen,  wdche  mir  die^  Vonnondschaft  über  ihn  m- 
erlegt,  und  besonders  ihm  Anhinc^ichkeit  an  das  Grundgesets  des 
Eönigreichs  und  Liebe  zu  semem  Volk  einzafidssen.**        ' 
.     „So  wahr  mir  Gott  helfe!«* 

Vierte  Abth^ung« 
Von   der  Regenkehaß.  . 

Art  43.  Während  der  MindeijährigkeH  des  Königs  wird  die  königUche 
t  durch  einen  Regenten  wahrgenommen.  — 

Dieser  wird  vorher  von^dem  regierenden  Könige  in  Uebereinstimmung 
sn  Generalstaten  in  vereinigter  Sitzung  ernannt 
Die  Nachfolge  in  der  Regentschaft  wührend  der  Mindeijährigkeit  des 
s  kann  auf  dieselbe  Weise  angeordnet  werdep. 
Art  44.  Ist  während  der  Lebieit  des  Königs  kein  R^nt  ernannt 
n,  so  geschieht  es  durch  die  vereil^gte^  und  naeh  dem  Art  21  zusam- 
»etzten  General -Staaten. 

Ist  die  Nachfolge  in  der  Regentschaft  nicht  festgesetzt,   so  kann  di^ 
dei^  Regenten  in  Ueber^inkimmung  mit  den  adf  die  eben  b^agCe  Weise 
mengesetzten  Geperalr  Staaten  geschehen.  ik    - 

Art  45.  Der  Regent  leistet  vor  der  Versammlung  der  Genermmtem 
er  vereinigten  Sitzung  derselben,  in.  die  Hände  des  Präsidenten  folgei|- 
id: 

„Ich  schwöre  .Treue  dem  Könige.  Ich  schwöre  in  der  AusQbmig 
der  königlidien  Gewalt  während  der  Minderjährigkeit  des  Königs 
(so  lange  der  König  "ausser  Stand  ist  zu  regieren)  das  Grundgesetz 
des  Königreichs  zu  befolgen  und  aufrecht  zu  erhalten,  und  in  keinem 
Fall  und  unter  keinem  VorWande,  es  sei  welcher  es  wolle,  ihich 
davon  zu  entbinden t  no<^  zu  erlauben,  oass  sich  irgend  J^miind 
davon  entbinde.«*  '     '     . 

„Ich  sdiwöre  femer,  mit  allen  mdnen  Kräften  die  Unabhängig- 
keit des  Königreichs  und  die  Unverletxiichkdt  seines  Grundgebiets  n 
vertheidigen  und  zu  (erhalten,  die  allgemeine  und  besondere  Freiheit 
zu  bewahren,  die  Rechte  aller  und  eines  jeden  der  Untertfaanen  des 
Königs  zu  bes^hirnaen,  und  zur  Aufrechthaltung  der  allgememen  und 
besondern  Wohlfahrt  alle  Mittel,  welche  mir  die  Gesetze  darbieteri, 
anzuwenden,  so  wie  ein  guter  und  getreuer  Regent  soll*       "^ 
„So  wahr  mir  Gott  helfe!"" 
Art.  46.    Die  königliche  Gewalt  vHird  durch  einen  Regenten  gleichfalls  ' 
;enommen,  wenn  der  König  ausser  Stand  ist  zu  regieren.   Der  SCäats- 
zusammengesetzt  aus  den  ordentlichen  Mitgliedern  und  den  Gheüi  der 
'eriellen  Departements,   beruft,  nachdem  er  dun^  eine  genaue  Unter- 
ng  festgestellt  hat,  dass  dieser  Fall  eingetreten  ist,  dfe  Gimral-Staaten 
men,  und  zwar  die  zweite  Kainmer  in  doppelter  Asaaill^i'lan  ftlt  die 
lieser  Verhinderung  Maassregeln  zu  treffen. 

Die  Mitglieder  der  General*Staaten,  weMhe  sich  am  einitndliranzigsten 
nach  der  Zusammenberufung  an  denf  Orte,  wo  A  Regieruifi  ihren  Sitz 
»efinden,  eröffnen  die  Sitzungen  der  Kaiilmem. 
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All  47.  Wenn  eine  Aüfi^cht  Über  den  Könige  der  sich  in  dem  vo^ 
beruhenden  Falle  befindet,  nöthig  erachtet  wird;  ao  wierden  die  iD^dcoi  ML 
und  41.  Artikel  festgesetzten  Regeln  über  die  Yormimdadiaft  eines  minder- 
jährigen  Königs  befolgt. 

Art  48.  Ist  in  diesem  Falle  der  Prinz  von  Orai^n  über  das  achtzehnte 
Jahr  hinants,  so  ist  er  Regent  von  Rechtswegen. ' 

Art^49.  Hat  der  Prinz  von  Oranien  sein  achtzehntes  Mir  noch  nicht 
vollendet,  und  sind  die  in  den  Art.  27.  und  44.  vorhergesehenen  Falle  einge- 
treten; so  nimmt  der  Staatsrath,  auf  die  im  46.  Artikel  bestimmte  Wdse 
zusammengesetzt,  die  königlidie  Gewalt  wahr,  bis  die  General-Staaten  Vo^ 
kehrungen  darüber  getroffen  haben. 

Die  Mitglieder  dieses  Rath^  legen  in  die  Hände  des  Präsidenten,  und 
dieser  wiederum  in  Gegenwart  der  ganzem  Versammlung,  folgenden  Bid  ab: 
tJch  schwöre  als  Mitglied  (Präsident)  des  Siaatsraths«  zur  Anfrecht- 
haltung  und  Befolgung  des  Grundgesetzes  des  Königreidis,  in  der 
Ausübung  der  königlichen  Gewalt,  bis  die  General-Stittlen/hieröber 
Vorkehrungen  ge(rotiren  haben,  beizutragen.*' 
hSo  wahr  mir  Gott  helfe!- 
Art  50.    Der  Act,  welcher  die  Regentschaft  errichtet,,  muas  auch  die 
Summen,  welche  von  den  jährlichen  Einkünften  der  Krone  für  die  Ketten  der 
Regentschaft  erhoben  werd^,  bestimmen.    Diese  einmal'  festgesetzte  Sumoie 
daif  während  der  Daner  der  Regentschaft  nicht  mehr  verändert  werden. 

^urt  51.  Hat  der  König  den  GeneraKStaatea  keinen  Thronfolger  v«Nr- 
geschnlen  (Art  25.);  ist  er  nicht  mit  ihnen  Ober  die  Vormundscbaft  eines 
n|i9d^"ährigen  Königs  übereingekommen  (Art  40.);  bat  er  nicht  mit  ihoeo 
einen  Regenten  des  Königreichs  erwählt  (Art  43.);  so  versehen  dies  die  (ieneni- 
Staaten,  so  wie  es  in  dem  27 ,  41.  und  44.  Artikel  vorgeschrieben  ist 

Fünfte  Abtheilung. 
Von  der  feierlichen  Einsetzung  des  Königs. 

Art.  52.    Der  König  wird  bei  seinem  Regierungsantritt  in  einer  öffeat- 
liehen  und  vereinigten  Sitzung  der  General -Staaten  feierlich  eingesetzt 

In  Friedenszeiten  findet  diese  Einsetzung  abwechselnd  zu  Amsterdam 
und  in  einer  Stadt  der  südlichen  Provinzen  nach  der  Wahl  dea  Königs  statt 
Art  ,53.     Nachdem  ifi  dieser  öffentlichen  Sitzung  das  ganze  gegenwär- 
tige Grundgesetz  dem  Könige  vorgelesen  worden,  leistet  er  in  derselben  fol- 
genden Eid: 

„Ich  schwöre  dem  Volke  der  Niederlande,  das  Grandgesetz  des 
Königreichs  aufrecht  zu  erhalten  und  zu  befolgen,  und  bei  keiaer 
Gelegenheit  und  bei  keinem  Vorwande,  er  sei  welcher  er  wolle,  midi 
davon  zu  entbinden,  noch  ^u  dulden,  dass  sich  irgend  Jemttiid  dafon 
entbinde.** 

„Ich  schwöre  femer,  aus  allen  meinen  Kräften  die  Unabhängi^uit 
des  Königreichs  und  die  Unverietzlichkeit  seines  Gmindgebiets  a 
vertheidigen  und  zu  erhalten,  die  allgemeine  und  besondere  Freibdi 
zu  bewahren,  die  Rechte  allerund  eines  jeden  Aieiner  Unierthana 
zu  beschirmen,  und  aar  Aufrechthaltung,  und  zum  WadütbiB  der 
allgemeinen  und  besonderen  Wohlfahrt  alle  Mittel,  weiche  mir4ie 
Gesetze  darbieten,  anzuwenden«  Ho  Wie  ein  guter  König  «ol|.** 
«So  wahr  mir  Gott  helfe!'* 
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Art  ^   Nach  der  £idesablei$tiiiig  wird  li^r  König  in  derselben  Sitzung 
eh  die  General- Staaten  förmirch  eingesetzt      . 

Zu  dem  Ende  verliest  der  President  folgende  ieierliche  £rkllinuiig,  die 
ind  alle  Mitglieder,  jeder  durch  einen  besondem  Eid,  bekräftigen: 

»,Wir  schwören  im  Namen  des  Vdlks  der  Niederlande,  diss  wir  Sie, 
dem  Grundgesetz  dieses  Staats  gemäss,  als  König  annelimen  und 
einsetzen;  dass  wir  die  Rechte  ihrer  Krone  aufrecht  erhalten,  ihnen 
gehorsam  und  getreu  in  der  Vertheidigung  Ihrer  Person  und  Ihrer 
königlichen  Würde  sein  werden.     Wir  schwören»  alles  zu  erfüllen, 
was  gute  und  getreue  General- Staaten  zu  thun  verpflichtet  sind.** 
„So  wahr  uns  Gott  helfe!'* 
Art  55.  >  Der  König  macht  den  Provinzial-Ständen  seine  Einsetzung  be- 
ut,  die  ihoi  dann  in  folgender  Weise  huldigen: 

„Wir  schwören,  Ihnen  als  gesetzlichem  Könige  der  Niederlande  in 
der  VerlheidiguDg  Ihrer  Person  und  ihrer  köm'glichen  Würde  getreu 
zu  sein;  dem  Grundgesetz,  gemäss  den  Verordnungen,  die  uns  von 
Ihnen  oder  aus  Ihrem  Auftrag  zu{^ste|lt  werden,  zu'gehorchen,  und 
Ihren  Dienern  und  Käthen  Hülfe*  und  Beistand  zur  Vollziehung 
derselben  zu  leisten,  und  ausserdem  alles  zu  thun,  was  getreue 
Unterthanen  zu  thun  schuldig  Mnd/* 


„So  wahr  uns  Gott  heKel** 


Eine  feierliche  Deputation  einiger  Mitglieder  derProvinzial-Stände  über- 
igt dem  Könige  diese  Erklärung. 

•  Sechste  Abtiieüung. 

Von  den  häniglichen  Torreehien. 

Art  56.  Der  König  hat.  die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten; 
ernennt  und  ruft  ab  die  Gesandten  Qud  die  Consuln. 

Art  57.  Der  König  erklärt  Krieg  und  schüesst  Frieden;  er  setzt  beide 
nmem  der  General-Staaten  davon  in  Kenntniss;  er  fügt  die  Mittheilungeo 
zu ,  welche  er  mit  den  Interessen  und  der  ^cfaerheit  verträglieh  findet 

Art  58.  Dem  Könige  gehört  das  Recht,  alle  anderen  Verträge  und 
tiereinkomm^n  zu  schliessen  und  zu  bestätigen. 

Er  giebt  den  General-Staaten  Kenntniss  davoip,  sobald  er  glaubt,  dass 
Interesse  und  die  Sicherheit  des  Staates  es  gestattet 

Sind  die  Verträge;in  Friedeiiszeiten  geschlossen^  und  enthalten  sie.  eine 
tretung  oder  einen  Tausch  eines  Xheils  des  Grundgebiets  des  Königreichs, 
T  seiner  Besitzungen  in  den  andern  Welttheilen;  so  dürfen  sie  nicht  von 
Q  Könige  bestägtigt  werden,  bevor  die  General -Staaten  ihre  Zustimmung 
u  gegeben  haben.  . 

Art  59.  Der  König  giebietet  über  die  Land-  und  Seemadit;  er  ernennt 
OfOziere,  und  entlässt  sie,  mit  Pension,  wenn  sie  dazu  berechtigt  sind. 

Art.  60.  Der  König  hat  die  oberste  Leitung  der  Golonieen  und  jdir 
Sitzungen  in  den  andern  Welttheilen  ausschliesslich.  :..  i, ,, 

Art  61.  Der  Könjg  hat  gleichfalls  die  oiberste  Leitung  der  FinaBMn; 
ordnet  und  bestimmt  die  Gehalte  aller  Behörden  und  Beamten»  welche 
dem  öffentlichen  Schatz  ausgezahlt  wer49i;  er  lässt  sie  ai^  das  Ausgpibe- 
dget  setzen. 

Die  Gehalte  der  richterlichen  BeMten  werden  durch  ein  Gesetz  fest- 
teOt  • 
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Art  fUSt.  Der  König  ballUas  Recht,  MUmeii  tcUigen  la  lanciii  er  kaim 
sein  Bildniss  darauf  prägen. 

Art  63.  Der  König  erbebt  in  (den  Adelstand;  die^  weldie  er  adelt 
überreicben  ihr  Diplon  den  Stihden  ihrer  ProTÜm;  tle.  nehmen  aofort  an 
den  Vorrechten  des  Adels  Theil,  namentlich  an  dea  Rechte,  in  die  Ritto^ 
Schaft  eingeacfarieben  in  werden»  wenn  sie  die  dam  ndchigen  Erfordernisse 
besttien. 

Art  64.  Ritterorden  kömien  nur  durdi  ein  Geseti,  aof  einen  Vorsddig 
dee  Königs,  errichtet  werden. 

Art  Ö5.  Fremde  Orden,  die  mit  keinen  Verpffichtnngen  Terbnida 
sind,  können  von  den)  Könige  und  den  Prinien  seines  Hauses,  wenn  er  seine 
Einwillignng  daiu  giebt,  angenommen  werden. 

Kein  fremder  Orden,   weldier  es  anch « sei,  darf  von  einem 
Untertfaan  des  Königs,  ohne  seine  ans^ckliche  Krlaubiiiss, 
werden. 

AH.  06.  Diese  Erlanl^niss  muss  ebenfalls  fOr  die  Anndune  von  Tftdo, 
Würden  oder  fremden  Aemt^m  eingeholt  werden. 

Kfinfiig  könnoi  Adelsbriefe»  von  fremden  FQrsten  erth^t,'  TÖn  keinem 
Unterthan  des  Königs  angenommen  Werden. 

Art  67.  Der  König  hat  das  Recht,  tu  begnadigen,  nadideBl  er  dm 
Bericht  des  obersten  Gerichtshofes  des  Königreichs  darüber  ▼cmoBmien. 

Art  68.  Ausser  in  den  durch  das  Geseti  selbst  bestimmten  Ftten  km 
der  König,  wenn  Eile  nothwendig  ist,  und  die'  (xeneräl-Staäten  niciil 
melt  sind,  Dispensation  an  Privatpersonen  auf  ihre  Eitle  und  in  ihrem 
dem  Interesse  ertheilen,  wenn  er  vorher  den  Staatsrath  dartbber  vemoomea; 
in  Rechtssachen  dürida  solche  Dispensationen  nicht  eher  ertheilt  werden,  hb 
die  Meinung  des  obersten  Gerichtshofes  darüber  eingeholt  worden  ist,  und  in 
andern  Angelegenheiten  die  der  betreffenden  Deparlementsverwaltung. 

Der  König  giebt  den  Generale  Staaten  Kenntniss  von  allen  Düpensa- 
tidnen,  welche  er  in  dem  Zwischenraum  von  einer  lur  andern  Sitiung  der- 
selben ertheilt  hat    , 

Art.  69.  Der  König  entscheidet  über  alle  Streitigkeiten  swiscfaen  swd 
oder  mehreren  Provinzen,  im  Fall  sie  nicht  gütlich  ausgeglichen  werden 
können. 

Art  10.  Der  König  kann  den  General -Staaten  Gesetzvorschlige  oder 
auch  jede  andere  Prodamation,  die  ihm  gutdOnkt,  machen. 

.  Er  kann  die  Vorschläge,    die  ihm  von  den  Gieneral- Staaten  gemadit 
worden ,  bestätigen  oder  Verwerfen. 

Siebente  Abtheilung. 
Vom  Staatsrath  und  von  den  Ministerial' Departements. 

Art  71.  Es  giebt  einen  Staatsrath.  Dieser  ist  aus  hödistens  viermid- 
zwanzig  Mitgliedern  zusammengesetzt,  die,  su  viel  möglidi,  aus  allen  Pro- 
vmzen  des  Königreichs  ausgewihlt  werden.  Der  König  ementit  und  ent- 
lisst  sie. 

Der  König  prSsidirt  im  Staatsrathe.  Er  ernennt,  wenn  es  ihm  git- 
dünkt,  einen  StaaU-SeeretSr  zum  Vibe-PrisideiHeQ. 

Art.  72.  Der  Prinz  von  Oranien  ist.  von  Rechtswegen  Mit^ed  da 
Staatsraaths.  Er  nimmt  an  den  Sitzungen  desselben  Theil,  sobald  er  de 
achtzehnte  Jahr  zurückgelegt  hat  * 


irigen  PrinuB  des  IcSiligBcfaen'fliBWrtBineti,  wenn  sie  'Vdijibrig 

]ea  König  dazu  beniren  werden. 

id  in  der  für  die  ordentlichen  Wtglüeder  fesEgesetiUn  ZaU  nicht 

I.  Der  König  bringt  tdr  Berathnng  vor  den  StaaUnäi  iVe  Tns 
er;  den  General -Statten  macht,  oder  die  ihm  von  densdIWn  ge- 
il, so  wie  alle  allgeneinen  MsuregeU  der  IttBerHVeFwaltang  He» 
Dnd  seiner  Besittongen  in  dMi  ssdenl  WeitfedHtl.'  ' 
Dfange  eines  jeden  Geseties  und  aller  königlichen  Beatinunnngen 
Ig  gelhan  werden,  da»  der  Staittinth  Über  dieselben  Temommen 

.önig  vernimmt  ausserdem  die  lleinnng  de«  Slattsraths  in  aUoi 
iten  von  aDgemeinein  «der  besonderem  hteresse,  die'  er  ibm  voi^ 
gut  hält. 
.ÖDig  allein  entscheidet,   und  bringt  jede  dieser  £tttsehridiUi{(en 

0  des  Staatsrathfl. 

4.  Der  Künig  kann  ausserord entliehe  Staatsrathe,  ohne  Gcbalt. 
r  bemft  sie  lur  BcralhuD^,  wcdh  es  ihn  guidünkl, 

5.  Der  Künig  errichtet  M i niste rial- Depa rle m ents ;  er  ernennt  die 
Iben  und  enllässt  sie  nach  seinL-m  Willen;  er  kann  einen  oder 
iell;eninrTbeilnahmc  an  den  Berathungen  des  Slaatsralbs  beruren. 

6.  Der  Eid,  den  die  Chefs  der  Miiusterial-Deparlenienls,  so  wie 
Dboi  und  ausserordentlichen  Staalsräthe  ablegen,  muss  unabhäogig 
VK  der  König  besonders  hiniuzurogcn  fUr  gut  findet,  die  Ver- 
nthalten.  dem  Gnindgeselt  getreu  zu  sein. 

Drittes  CapUel. 
Vm    dm   Gmerai- Staaten. 

Ente  AMMilvig.  ,      . 

Ton  der  ZmaifmMMtnmg  dtr  ßtuftU-Skutm. . 
n.    Die  General -SUateti  reprSHlBtiMn  di«  Nation'. 

18.  Die  Genertl-BUtlen  beodMB'Nns  iwei  Kammern. 

19.  Eine  dieser  KanOnem  Mstdrt  ans  bmd^  lehn  MilgUedem, 

1  Proviniial-Staaten  (Ständai>'ia  fi^(enller*irtiM  «eMHÜI  Verden: 

lUr  Nordbrabant    "  «"a^i-*^  ■ 

„  SMbrabsnt    ( 

„  Limburg        ' 

..  Geldern  ( 

„  LDItich  < 

„  Ostnandem  H 

„  Westnandern  ; 

„  Hennegau       i 

„  Holland  2 

„  Seeland 

„  Naroür 

„  Antwerpen 

„  Utrecht 

„  friesland 

„  Oberyssel 
it,  VnfaNBiitiDrkaBdsB.  1  Hl 


m 
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Art.  W.  Dm  udeK  K^mineT,  die  den  Namen  der  erste«  UM,  «M 
aiu  ndndflMem  -viemg-  nnd  hSduteni  ledinig  Mil^Meni  taummtm^eitUl; 
m  mQiMn  ^u  viertele  Jebr  ToUendet  beben  nnd  werden  na  Känig  mT 
Ijfbfwiw^,.  nntei  den  dorcb  VerdicnsU  an  dfn  Staat,  dareh  GaMct  adw 
Vennigen  awigeMtchnetHen  Penonea,'  erauua. 

Zweite  AbtheBn^ 
Vm  der  iwritni  JToMMr  dar  fl«i«nI-Aaafm. 
Art.  81.    Wählbar  Ittr  di«  zweite  XanuMr  and  alle  PenoneB,  da  ■ 
den' Provjnieii,  ton  wdcfam  ne  emaont  werdca,  wohnhaftiOM]  ToUe  AoMif 
Jahre  alt  sind. 

Die  in  derselben  Provinz  erwählten  JUilgtieder  dürfen  aicht  naher,  ali 
im  dritten  Grade  mit  einander  verwandt  oder  verschwägert  sein. 

Land-  und  See-Olljxierc  sind  nur  dann  wählbar,  wenn  sie  einen  höben 
ali  Hauplmannsrang  bekleiden. 

Art.  82.    Die  Mitglieder  dieser  Kammer  werden  auf  drei  Jahre  geiFÜilL 
Die  Kammer  wird  jedes  Jahr  um  ein  Drittel  erneuert,  nach  einen  B^     1 
gister,  welches  m  diesem  ßehuf  abgefasst  wird. 

Die  austretenden  Uilglieder  sind  sogleich  wieder  wählbar. 
Art.  &3.    Die  Mitglieder  dieser  Kammer  stimmen  für  sich  selbst,  dIuk 
Auftrag  oder  Rücksprache  mit  der  Versammlung,  welche  sie  ernannt  biL 

Art.  84.  Beim  Antrill  ihrer  Functionen  schwören  sie,  jeder  nach  dm 
VorschriAen  seines  Glaubens,  folgenden  Eid: 

„Ich  schwöre  (gelobe),  das  Grundgeseti  des  Königreichs  lu  befolg« 
und  aufrecht  zu  erhalten;  hei  keiner  Gelegenheit  und  unter  käntm 
Verwände  mich  dessen  zu  entbinden,  oder  einzuwilligen,  dass  sidi 
irgend  Jemand  davon  entbinde,  ansjillen  meinen  Kiiftoi  die  Dmb' 
hängi^ccit  detKönigreicbs  nnd  die  SlIentHdie  nnd  p^stalicbc  fio- 
beit  za  bewahren  nnd.m  ichUUen;  und  lo  fiel  ca  an  apr  fic|a 
wird,  lu  dem  Wachsthom  der  aUgoneinen  Wohl&hit  bMoBige« 
ohne  mich  davon  durch  irgend  ein  beaonderet  oder  iwiIihmIw 
Interetie  abhält^  m  lassen." 

„So  wahr  mir  Gott  helfe!« 
Za  diesem  Kde  werden  sie  ngelaiaea,  naclidem  sie  *«faer  Upnda 
geleiltet  haben: 

nlcb  schwöre  (erkläre),  dass  i^h,  am  anmUitgUed  der  tweila)  I» 
mer  der  General- Staaten  erwählt  ni  werden,  Niemand«,  wwUa 
in  oder  aasser  Amle  stehe,  weder  Vcfsprecbm^en  gcmacU  t«te, 
nodi  (lescbenke  oder  Gaben,  direct  oder  indirect,  anter  wdcka 
Vorwande  es  sei.  gelten  oder  venprediea  weide.** 

nlch  schwöre  (gdobe),  nieoub.  tob  wem  ei  lä,  naUt  kwM 
Vorwande,  weder  direct  noch  indirael,  Geacbenke  oder  Gaben  «- 
xonebmen,  am  in  der  Aoilkbnng  neinw  FnncliMMn  irgend  eW 
tu  ihan  oder  m  aDlerlaaen." 
»So  wahr  mir  Gott  helfe!" 
Diese  Eide  sind  in  die  Hände  des  Kteifp,  oder  in  der  swielao  l^W 
in  die  des  Ptatidenten  abinl^en,  der  von  dtm  KÜnig  dam  ntoöirt  *inl 


^Art  85.  Der  Prüsideiit  der  iweitea  Kamtber  wird  für  die  Danef  einer 
»ion  Tom  Könige  ans  einer  Liste  von  drei  Personen,  die  ihm  die  KanDner 
mreicfat,  erwählt. 

Art  86.  Die  Mitglieder  fieser  Kammer  erhtften  ffir  die  Reisekosten 
e  durch  das  Gesetz  feMgestelUe  Kntschidigung,  welche  nach  der  Entfeir* 
D^  der  Orte  berechnet  wird.  [ 

Sie  erhalten  ausserdem  fllr  Kosten  des  Aufenthalts  Jährlich  eine  Summe 
I  2500  Gulden.  •) 

Diese  Entschädigung,  welche  nlbnatlich  ausbezahlt  Wird,  können  die- 
igen  Mit^eder  in  der  Zwisdienzeit  Ton  ein^r  Session  zur  andern  ndit' 
eben,  die  nicht  bei  den  letzten  Sitzungen  gegenwärtig  waren;  es  sd  denn/ 
bewiesen,  dass  sie  durch  Krankheit  abgehalten  worden  sind. 

* 
^  Dritte  Abtheiinng.  , 

Fon  der  enten  Kitmmer  der  GenerahStaaUn. 

Art.  87.  Die  Bfitglieder  der  ersten  Kammer  erhalten  für  Rdse-  und 
Fenthaltskosten  dne  Suihme  von  3000  GuTden  jährlich.*^ 

Art  88.  Wenn  sie  ihre  Functionen  antreteb;  so  leisten  sie,  jeder  nach* 
i^Torschriften  seines  Glaubens,  denselben  Eid  in  die  Hände  des  Königs, 
für  die  Mitglieder  der  zweiten. Kammer  Torg|eschrieben  Ist         '  '^ 

Art  80.  Per  König '  ecnennt  den  Präsidetktra  der  ersten  IKammer  iür 
Dauer  dner  Sitzung. 

Vierte  Abtbeilung. 
GemetmchafUiehe  Be^mmungen  für  heideKammem. 

Art  00.   Niemand  kann  zu  gleicher  Zdt  Mitglied  beider  Kammern  sdn. 

Art  91.  Die  Chefs  der  aDgemdnenDepartemental- Verwaltungen  haben 
tM  in  beide  Kammern. 

Sfe  haben  aber  nur  danp'eine  berathschlagende  Stnniie,  wenn  sie  wirir* 
e  Miiglieder  der.  Kammer  snid,  In  der  sie  sitzen. 

Art.  02.  Die  Mitglieder  der  General -Staaten' dürfen  nicfat  xn  (Reicher 
l  Mitglieder  der  Redmungd»mmer  sein;  oderredmongspflichtige  Stdlen 
leiden! 

Art  03.  Bin  Mitglied  der  Pnmnzlal-StäBde,  das  zu  den  General- 
iten  erwählt  ist,  giebt,  wenn  es  seinen  Sitz  in  den  ielztem  einttiilmit*  da^ 
dl  sdne  erstere  Eigenschaft  auf. 

Art  91.  Jede  Kammer  untersucht  die  Vollmaehten  ihrer  Mitglieder 
I  richtet  Ober  die  Beschwerden,  die  darfiber  erhober  werden. 

Art  95.    Jede  Kammer  ernennt  ihren  AmtssdtrifUÜfarerl 

Art.  90.  Jede  der  beiden  Kammern  fOhrt  den  Titel:  Edeltnögende 
rren.      • 

Art  07.  Die  Genend- Staaten  Tersammeln  sidi  wenigstens  einmal  jähr- 
;  die  ordentliche  Sitzung  wird  den  dritten  Montag  im  Monat  Odober 
Hhet 

Der  Kölug  kann  die  Kammern  auch  auüerordentlich  nJaBimmeiiberufent 
in  er  es  fUr  gut  findiet  •  "^ 

*]  Bffrd^  Prmf.  =  H90>/U  TM'. 
••)BeWdgi  Preuss.  =  17*%  TkUr: 


m 

ArL  98.  Id  Friedensieilen  werden  die  SiUuuBen  der  Kammeni  ib- 
wechsdRd.  Jahr  um  Jahr.  In  einer  Stadt  der  nördlichen  uad  In  einet  der 
südlichen  Provinzen  abgehalten. 

Art.  99.  Beim  Tode  des  Königs  versammeln  sieb  die  Eamniem  ohne 
vorherige  Zusammcnberurung.  Die  Mitglieder,  welche  sich  funrichn  Tag? 
nach  dem  Ableben  desKiJnigs  an  dem  Orte  befinden,  va  dicBegiening  ibrco 
Siti  hat,  eröfTnen  die  ausserürdenüiche  Sitzung. 

Art.  100.  Die  Versammlungen  der  täeneral-Slaaten  werden  durch  den 
König  oder  seine  Commissarien  in  ein^  vereinigten  Sitzung  beider  Kammern 
erÖflaeL  Sie  «erden  auf  dieselbe  Art  geschlossen,  wenn  der  Küoig  gliubL 
dass  das  Interesse  des  Reichs  die  Fortsetzung  derselben  nicht  mehr  oäl^ 
macht. 

Eine  ordentliche  Sitzung  muss  wenigstens  twanzig  Tage  daaem. 

Art  101.  Keine  der  beiden  Kammern  darf  einen  Beschluss  fassen,  vem 
nicht  über  die  Hälfte  ihrer  Milgliedcr  versammelt  i: 

Art  103.    AUe  Bc^dilflMe  worden  aaok  itt 
hol  gdiuL 

Art.  108.    Uober  alle  Sa^taa  wird  durch  JUtuwaamtrat  and  ImI  ab- 


I^/Umt  die  Wahl  und  den  Tonchlsg  VOD  Cacdidaten  wird  gehdiD 
abgestHninL 

Ait.iW.  lu  den  Fällen,  wo  nach  den  Bestimmangen  des  Grund- 
guetiei  beide  Kimmem  (die  ewcite  entweder  in  ordentliche^  oder  doppelui 
Annhl)  in  einer  Sitzung  vereinigt  sind,  nehmen  die  Milglicdcr,  ohne  L'nler- 
tdiddnng  der  Kammern,  ihren  SiU  ein. 

Der  Priiident  der  ersten  Kuttmcr.Icitet  alsdann  die  Berathnngen. 

FDnfle  Abthailnng. 
Von  dar  geMiUgthandm  GtwaU. 
Art  105,    Die  geseUgeb«ide  Gewalt  wird  vereinisl-  dnrdi  don  Ui« 
und  die  GcMral-SUatea  ansgeabt'.  .      ,  ^ 

Art.  lOe.  Der  König  riditet  aa  die  iweite  KaBBier  die  T«AiUi|i 
die  er  den  <i«wnl- Staaten  sucbeD  will,  und  iwar  antwoder  dunli  fät 
schriftliche  BolsduA,  weMie  die  Motive  denelben  ealUUt.  oder  dinfei  Cum- 


Art:  m.  VüKT  eiaCB  rom  Kdnige  genuchlan  VoraGUa^  darf  die  I» 
mer  in  aUgeaeiner  VcnammlUDg  nicht  ^er  ber^hsehlagen,  bü  deradbi  it 
den  verschiedenen  Sectionen  geprüft  worden  ist,  in  welche  aich  die  Kuav 
verlhcHt.  und  welche  periodiscb  durch  das  Loos  erneuert  «crdeib 

.  ArL  108.  Die  Sitaungen  der  iweiten  Katamer  der  Genenl-StMlcn  ad 
affentlicfa ;  auf  den  Antrag  jedoch  des  ■ehntenllbeüs  der  anwesenden  Wl^ 
der.  oder  wenn  der  Prisidcnt  es  dienlichlecacblet,  beralhsdüagt  die  Storni 
bei  verschlossenen  ThBren. 

Ueber  di^igsn  Gegensttnde.  iworOber.bcf  vertcblosacoea  ThSioi  bc 
raUwB  worden  ist,  kann  afch  ebm  so  ein  Bewhhus  gefaisl  werden. 

Art,  109.  Wenn  die  iweite  Kimmer,  nachdem  ihr  tlber  die  AaaA 
ihrer  SacüoBen  Bericht  entaUet -wfMden,  den  VoracUag  goteMiigt;  ••  kbM 
•ie  ibn  der  ersten  Kammer  in  folgender  Foim  m: 

„Die  iweite  Kammer  der  General- Staaten  llberseodet  bierltM  dff 
enten  Kammer  den  Vorschlag  des.  Kttaigs;  sie  ^aabt,  das  Gm' 
vorhanden  ist,  denselben  inwiti^hiiwii " 


.>M-  HO-  Wenn  die  xveite  lUmiier  den  ,Vdfidilag  des  Kaum  »ü^t 
etm^n  zii  köntien  gUubl;',so  letU  <ie  den,  KSnig  ia  fal^dn  ^eüe 
DU  in  Kenotniss. 

•  I.     ^ic  zweite  Kammer  dur  General-Slaalnn  bezeugt  dem  Könige  ihre 
.-    Dankbarkeit  ftir  den  feifer,  womit  er  über  die  Inleresien  des  Kunig- 
,nSr  reichs    wacht,    und   bittet  ihn    ehrerbietigst,    seinen  Vorschlag    in 
nochmalige  Erwiigung  zu  ziehen. 
Art  11t.    Wenn  die  erste  Kammer  einen  von  der  zweiten  Kammer  an- 
ommeDen  Vorschlaj;:  des  Königs  empfangt;  so  Uliergiebt  sie  ihn  den  See- 
len, und  wenn  sie,  nachdem  sie  in  allgemeiner  Sitzung  darüber  beratbschlagt 
,  den  Vorscblag  anuimiiit;  so  setzt  sie  den  König  auf  folgende  Weise  davon 
^Dotniss: 

„Die  General -Staaten  beicngen  dem  Könige  ihre  Dankbarkeit  für  den 
Eifer,  mit  welchem  er  über  die  allgemeinen  Interessen  wacht,   und 
slimmca  seinem  Vorschlage  bei." 
i  die  zweite  KaiAmer  in  folgender  Formel; 

„Die  erste  Kammer  der  General  -  Staaten  bringt  zur  Kenntniss  der 

zweiten,   dass  ^ie  dem  ihr  am  ....  zugestellten  und  das  .     .  .  be- 

IrelTenden  Vorschlag  des  Küiiigä  beigestimmt  hat " 

Art.  112.   Wenn  die  erste  Kammer  den  Vortddig  nsM  gaarfimigen  lu 

Uten  glatibt;  so  spricht  n«  licti  aqf  die  in>  ArtüRT-ffO;  bmÜmlalt  Weise 

Ibep'auB.' 

Der  zweiten  Kimmer  gieht  sie  in  Mgendtr  FmsnI  dnata-SmitDias: 
„Die  ente  Kammer  der  Genenl  -  Staaten  bringt  zur  Kenntoiss  der 
zweiten,  dass  sie  den  König  ebrerliietipt  erraffet  UA,  An  ihr  am 
....  zugestellten  Und  das  ...  .  betreffenden  Vorschlag  in  nochma- 
lige Erwägung  zu  ziehen." 
Art.  113.  Die  General-&a«t«n  haben  dii&ecbl.  dem  Könige  Vorschlage 
machen,  mit  Beobachtung  folgender  Vorschriften; 

Art  114.  Da«  Recht  der  enten  B^nthsdilagcmR.  der  General -Stuten 
T  einen  dein  K5nige  zu  machebdeo  Vorschlag  gehSrt  aüsschIie|iBG(;ti  der 
:itea  Kammer.  Sie  prUit  iteoselben  in  der  fQr  die  ljesBtiwiT(qi(£^ge  be- 
rieb^en  Focm.   ^  '     '  .  ^ 

Art.  115.  Genehmigt  sie  denselben«  so  theilt  sie  ihn  der  ersten  %maa 
folgender  Formel  mit: 

„Die  zweite  Kammer  der  General-Staatcu  übersendet  der  ersten  den 

hier  beigefügten  Vorschlag,  unil  denkt,  dass  Grund  vorhanden,  die 

Genehmigung  iles  KÜnigs  dafür  einzuholen." 

Art.  IIa.    Wenn  die  erste  Kammer  in  der  ordentlichen  Weise  darüber 

athen  und  ihn  angenommen  hat,  so  richtet  sie  ihn  an  den  Kitnig  mit  fol- 

ider  Formel: 

„Die  General  -  Staaten  tlbersenden  dem  Könige  den  boigeCHglMi  V«r- 
scblagi  den  sie  nützlich  und  vortfaeilfaaft  für  dw  StMt  eraebleiL .  Sie 
bitten  Se.  Majestät,  ihm  die.  königliche  Genehmigung  erlheilan  n 
wollen." 
Sie  unterrichtet  daTon  die  kwläte  Kammer  ta  folfeiadeD  Wortonii. 
„Die  erste  Kammer  der  General-Staaten  setzt  die  zwaile  in  Keialmai, 
dass  sie  den  auf  . .  .'.  sich  bezi^tepden  Vorschlag  lom  . , ,•',  ange- 
nommen undSr,lUj.  ObarrdäKiMb  am  die  kÖni^KAe,  fieaahottgoi« 
M  erbitten."  ■  -  r  <      -  '-"K 


Art.  Itl.  VerwirR  Ait  rrsle  Saimnicr  den  Vorschlag;  so  unUrrkliW 
«je  davon  die  zweite  Kammer  in  folgenden  Wortea: 

„Die  erste  Kammer  der  Gcneral-Slaalen  sendet  der  zweites  den  tM^ 
gefligten  Vorschlag  zurUck,  dem  sie  nicht  ihre  Znstim mut^  Cfiheika 
zu  können  geglaubt  hat." 
Art.  118,    Nimmt  der  König  einen  Vorschlag  der  General  -  SUal«n  an; 
H  drückt  er  sich  folge ndennassen  aus: 

„Der  König  willigt  ein." 
■*•    Verwiril  er  ihn;  so  spricht  er  sieh  so  aus: 
*^    .     „Der  König  wird  ihn  in  Erwägung  ziehen." 

'     '  Art.  IIS.    Die  vom  Könige  und  den  beiden  Kammern  angentMDlDem 
Geseltesvorschläge  werden  Gesetze  des  Reichs  nnd  von  dem  Könige  proclamirt. 
Alt.  IJO.    Das  Gesetz  ordnet  die  Art  der  Proclamation  und  die  Au- 
drfteke,  wodurch  die  Gesetze  ferhindlich  werden. 

Die  Formel  der  Publication  wird  folgender  Art  abgefasst: 

„Wir König  der  Niederlande,  u,  s.  w„  Allen,  die  das  Ctg«a- 

^  wärtige  sehen,  Dnsero  Gruss,    Kund  sei: 

*»  Nachdem  Wir  in  Erwägung  gezogen,  u.  s.  w, 

!*  (Hier  werden  die  Motive  cingefUgt.) 

■■  .         Aus  diesen  Gründen,  ^    '*      ' 

Nachdem  Wir  Unsem  Staalsrath  Ternommen, 
Und  in  Uebcreinslimmung  mit  den  General -Staaten  haben  frir  n^ 
ordnet  und  verordnen  hiermit: 

(Der  Te\t  des  Gesetzes.) 
Gqialteii  •.  i.  w, 

~     .        .  Sechste  AbtheiliiDg. 

.  Vm   dtnt    Stoafshi^A 

Art.  121.  D»  Aosgibaibudget  des  Königreichs  didm  die  Tniliw—n 
der  Geaeiil-SIaateii  haben;  es  wirdvom  Kdnige  der  iwdtcD  g«™^— •  b  da 
ordentlichen  Sitzungen  vorgelegt. 

Art  ISS..  Das  Budget  wird  in  zwri  Tbeile  getfanit.     Diae 
wird  bei  den  Budget  des  Jahres  1820  gemacht,  nnd  wenn  die 
eriuMn,  nocfa'frfiher. 

Art.  123..  Der  ersUTbeil  enthUt  alle  ordentTichen  fixirtenand  HAmk 
Aqsgabe^  welche  ans  dem  gewöhnlicheil  Lauf  der  Binge  faerrOlirai,  ond  tkk 
gant  bescHulen  tnf  den  Friedensetat  beziehen. 

Sind  diese  Ausgaben  einmal  von  den  General  -  Staaten  genebniigl,  » 
werden  sie  in  den  leJin  nidutcn  Jährenden  General-Stuten  nklrt  Mehr^ 
jihriitten  Bewillignng  vorgelegt 

Sie  können  wübrend  dieses  Zeitranmes  nicht  mehr  Gegeottuid  der  Vo- 
handlangen  werden;  es  tei  denn,  dass  der  König  der  Kammer  innigte,  im 
iigend  ein  Gegeutand  der  Aasgaben  angehört  habe  oder  verfaxlert  «er 
den  sei.  )  . 

Art  124  Wenn  dieser  Theil  des  Budgets  festgcsteUt  wird.  m>  miym 
auch  za  ^etcber  Zeit  die  Mittel  bestimmt' werden,  wodnrdi '  diäte  Awpka 


Diese  werden  ebenfalls  ftlr  sehn  Jahre  festgestdlt  und  bkibea  amcri*- 
dnlith,  et  sei  denn,  dtss  der  Kftnig  die  AnKig^  miiebe,  c*  td  aothwcni» 
eins  dieser  Hittd  zu  ersetzen  oder  zu  Tertndem, 


AiLlW.  Sin  Mir  vor  d«a  Ablauf  dieMsZeitraBWftr  wdefaMditM- 
iWJBluu-AmgibeQ  gengdt  worden  iM,  togt  der  KBnig  dou  KmBen  «hi 
M  Budget  fUr  die  lehn  fotgenden  Jatira  w. 

AA  ISS.  Der  tweite  Tbdl  dei  Bodgeti  entliUt  dfe  auwraMtBUioheii 
odtetgcadMiieii,  uogewiMen  AuiplMiv  «eldie,  nmenlUch  die  düi  Krit^o, 
I)  den  DDuUndoi  geregelt  werden  ifeBuen.' ' 

Diese  Aasgaben,  so  wie  die  Hitl«1,, siegln  deckte,  ^erden  nnr  jihr* 
1  bewiUigt. 

Art.  127.  Die  Ausgaben  jedes  Dcparlcnivntii  der  allgemeinen  Verwal- 
I  sind  der  Gegcnsland  eines  besondern  CapileU  im  Budget. 

Die  fUr  ein  Deparlement  bewilligten  Gelder  müssen  auischliesslich  für 
AnsgebCQ^  desselben  verwendet  werden,  dergestalt,  dass  keine  Summe  von 
nn  Capilel  der  allgemeinen  Verwaltung  auf  das  andere  ohne  Milwirkang 
Genn^-SUalen  Obertragen  werden  darf 

Art  138.    Der  K.önig  liüst  jibrlicfa  den  Genend-SUMen  dne 
Irnong  Ober  die  Verwendong  der  ÖfbnUidien  Gelder  nnlegeB. 


Viertes  CapiteL 

Vo«   den  Piovinziaf  -  Ständen. 
'  Erste  Abtbeilung. 

Von  dir  Zu4ammenitliung  der  Provintial' Stände. 

Art.  129.  Die  Provinzial-S fände  werden  zasammengeielit  aW  den  durch 
drei  folgenden  Stände  erwählten  Mitgliedern: 

1)  durch  den  Adel  oder  den  Rittentand. 

!)  durch  die  Städte, 

3)  durch  das  flache  Land. 

Art.  130.  Die  Gesammlanzahl  der  Mitglieder,  woraus  die  Proviniial- 
nde  zusammen  gesetzt  werden,  und  die  Zahl  der  von  einem  jeden  der  drei 
nde  zu  erwählenden,  wird  von  dem  Könige  nach  dem  Bericht  einer  Com- 
mon, welche  er  in  jeder  Provinz  ernennl.  bestimral. 

ArL  131.  In  jeder  Provinz  werden  die  Adeligen  entweder  in  einer 
(erschaft  vereinigt  oder  nicht,  je  nachdem  es  dienlich  berunden  wird. 

Die  erste  Zusammen  beruf ung  des  Adels  oder  der  Ritterschaft  und  die 
Le  Zulassung  zu  dieser  Rilterscbaft  gehört  dem  Künige. 

Sie  unterwerfen  ihr  Reglement  der  Gutheissung  des  Königs  und  Uber- 
reiten  in  der  Abfassung  desselben  nicht  die  im  Grundgesetze  aufgestellten 
ncipiea. 

Art.  132.  Die  Stadlierwaltungen  werden  «nf  die  Weise  o^tnirfTt,  wie 
'on  den  bestehenden  Verwdinngen  und  ran  den  durch  den  Kdnig  OTWantn 
scial-Commissionen  verordnet  werden  wird.  < 

Diese  Verordnungen  werden  den  Pnmnxial-Ständen  lagestellt,  wekbe 
mit  ihren  Bemerkungen  dem  Könige  zur  Gutheissung  vorlegen. 

Sie  bestimmen  die  Art  der  Wahl  derjenigen  Mitglieder  der  Proviniial- 
nde,  welche  durah  die  Städte  gewählt  werden. 

Art  133L .  Jede  Stadt  hat  ein  WahlcoUegiuni;  dieses  wird  jedes  Jahr 
immoihenifien,  einzig  zu  dem  Zwecke,  die  vacanlen  Stellen  in  dem  Stadt- 
le  ni  ei^^nien. 

Art  134,  Die  stimmfähigen  Einwohner  jeder  Stadt  ernennen  zu  den 
anten  Stellen  in  den  WahlcoUegien.   Die  Ernennungen  geschehen  jährlich 


diudi  fiHwmfnmfKrhfiti    Die  SUmmea  werden  mrf  nüteraefirit^eBe  and/tr- 

tiegelle   Stiminzetlel   geschriebcD.     welche  die  Gemeinde- V er wdtUDg  in  4ai 
Wohnungen  der  Einzelnen  sammeln  lanX. 

Die  Verardnuflgt^o  Jeder  Sladt  bcsüramen  di;  dtrecte  Sleuerqiuntua. 
das  jeder  Wähler  lohlcn,  und  die  Eigen (challeit.  die  er  in  sich  vereinigea  mW- 

Art  135.  Das  flache  Land  wird,  um  seine  Wahlrechte  aasfiben  a 
könaen,  in  Bairk«  cingelbeilL 

Art.  t3l).  .Niemand  kann  zu  gleicher  Zeil  Mitglied  mehrerer  Pnmnsil- 
SOode  sein. 

Art.  137.  Der  König  ernennt  in  allen  Pfminien  Conunissaricn,  untr 
welcfaem  Kamen  er  will,  uod  giebt  ihnen  die  nöthigeo  Inslmctioneo,  nn  & 
Vollslreckang  der  Gesetze  lu  sicfaeni  und  über  die  Interessen  des  KöDigrtidl 
nod  der  Provini  in  wachciL 

Sie  präsidircn  in  den  StändcTersammlungen  und  bei  denjenigen  De|m- 
Uti<Hien,  «eiche  nach  den  Bestimmungen  des  ArL  153.  ernannt  werden. 

Bei  ihrer  Ernennung  leisten  sie  den  Eid,  dem  Grundgesetze  pitm 
ttt  «ein. 

Art  t3ä.  Die  Mitglieder  der  Pro  vi  nziaL- Stände  leisten,  che  sie  ihre 
Function  antreten,  jeder  nach  den  Vorscbrinen  seines  Glaubens,  folg«- 
den  Eid: 

„Ich  schwüre  (gelobe],  das  Grundgesetz  des  Königreichs  ni  befolgea, 
und  mich  in  keiner  Weise  und  unter  keinem  Yorwandc  daion  n 
entbinden;  mich  nach  den  Verordnungen  der  Provin»  in  richtm. 
und  alles  zu  ihun,  was  in  meiner  Macht  steht,  um  ihre  Wohlfabit 
in  be forde m." 

„So  «ahr  mir  Gott  beire!" 

Sic  werden  lu  dipsem  Eide  zugelassen,  nachdem  sie  vorher  gesdiworoi 
haben,  nichts  versprochen  iix  haben  und  keine  >erbotenen  Geschenke  od« 
Gaben  anmnehmen,  gerade  so  wie  es  Tür  die  Mitglieder  der  General-Slaitti 
iiD.B4sten  Artikel  vorgeschrieben  ist 

Art.  139,  Die  Provinzial-Ständc  versammeln  sich  wenigstens  einout 
Jahriicb,  und  werden  jedesmal  durch  den  König  zusammen  berulen. 

Arl.  140.  Die  Mitglieder  der  Proviuzial -Stände  stimmen  fQr  sieb  obK 
Aultrag  und  ohne  besondere  ßückspracbe  mit  derjenigen  Versammlung,  nn 
der  sie  ernannt  worden  sind. 

Art.  141.  Die  Proviniial- Stände  können  keinen  Beschluss  fassen,  «rtui 
nicht  Über  die  HälAc  ihrer  Mitglieder  gegenwärtig  ist. 

Alle  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefassL 

Art  142,    Die  Mitglieder  der  Provinzial-Slände  stimmen  laut  und  durdi 
Namensau trur.    Nur  die  Wahl  und  die  Präsentation  von  Candidaten  g«dii»fcl    , 
durch  geheime  Abstimmung. 

Zueile  Abiheilung. 

Von  dm  Rechten  der  Proviiviial-Siändi:. 

<ui.  Art.  143.    Die  Stände  legen  dem  Könige  die  Kosten   ihrer  Vrrwi 

tor,  welcher,    wenn  er  sie  genehmigt,   sie    auf  das  aUgemeine  Budget  Iff 

StaaUaasgaben  setzt. 

Art  144.  Die  Prot inzial- Stände  ernennen  aus  ihrer  eigenen  Mille  o*» 
a»«»hHlb  derselben  die  Mitglieder  der  «weiten  Kammer  der  General-SW». 


AeIIW.  DieftomiiMt-St3tofab«d>lftighirfth  ■fcJdeaCgiiiliM  flbw 
len  SdiDti  der  verKhiciienen  Gl— htthiBW«  md  d«r«a  Aw&bimf,  tlwr 
Ita  aflMtUkB  Dilmidit,  Aber  «e  WofaHbUgkoti-TenultHeni.  Iber  die 


o  irie  mit  «Ben  andern  Gesetzen,  welche  dtfSiiBg  ifanco  ia  dkwrBaiDthwg 
iriegL 

AH  W.  Die'StäBde  und  femer  mR  Alkm  iMeBAn);!,  «n  die  V«r- 
rallug  «nd  di»  iaMre  <Mc<mm^  ifarer  Pranu  bctaiOL  Die  'VtroKinniifen 
■d  BegleiBaBU.  «etcfa  rfa  für  d«  ^gesniie  latent*«  der  Pto«idx 'nBUäg 
iMl  tttUBcA  eraclrics,  nttsicn,  ehe  sie  iaikO|ai  irarleD,  von  den  XSnl^ 
)H|diMfgt  midei  leiD. 

AfL  343.  Sie  wachea  dirltber,  dtsa  der  dreien  ■!••  «nd  Awftihr,  w 
m  dem  finnfcgange  der  Wurea  küDe  wdare  BeMbräiteogen  atÜMegt 
rcrden,  als  die  dnrtfa  du  beieU  liiiiiiiMil  nnd. 

Art  148.  Sie  tiMdieB  die  StreHigkeitiD  der  Loal-Var*al(«nKea  beisa- 
agea,  -Gdingt  dies  .ihiieii  ndit,  so  ««rden  diewlben  nr  £nUeh«id«Dg  dem 
Unigo  vergdegt. 

Art  MB.  »er  König  kann  diejcngei  BeidMM  de*  Pm1ui>l4aKd^ 
reiche  den  Gesetaen  oder  dem  aligMkeiB^  Wohle  ■     '  ~    ~     ~ 


Art.  150,  Die,  Proviniial- Stände  schlagen  dam  SSiilfa  <&»  Adegmig 
md  GnteAritimg  uMier  AilMiten  oid  EiniidUngm  for,  «eldie  li«  {Qr  ihre 
'ranni  nfltilich  erachten. 

£ie  käwen  nglekh  die  Mittel  «ngifecn,  die  Angaben  g«Hi  oder 
heilweise  auf  Kosten  der  ProTJni  in  decken. 

fienehmgt  der  K&mg  dieselbca,  ao  babea  aia  dh^LaHang  der  Arbeilen 
md  die  VenreadiHig  der  Hittri,  mit  da  Veiy fiicfatimg,  Re<irtHiBg  abnäegctt. 
'  Art  151.  Sie  können  die  Interessen  ihrer  Prorini  und  der  Einwohner 
lerselben  bei  dem  Könige  und  dea  .fieAeral- Staaten  Terlreteu. 

An,  152.  Die  [wn  den  Provin»ial-Sländen  abgefasslcn,  vom  KÜnige 
anctioDirlcQ  ßcglenitnls  bcslimmcn  die  Weise  der  Ausübung  der  ihnen  durch 
las  GmndgescU  und  in  Folge  desselben  verliehenen  Gewalt. 

An.  Id3.  Die  Stände  ernennen  aus  ihrer  Mitte  ein  Collegium,  welches 
owoM  während  ihrer  Sitzungen,  als  wenn  sie  nicht  versammelt  sind,  über 
illes  wacht,  was  die  lägüchc  Verwaltung  und  die  Vollstreckung  der  Gesetze 
letriiTL 

Die  Provini  Holland,  in  Betracht  ihrer  Grösse  und  ihrer  BerölkMuft 
kann  zwei  solcher  Colinen.  ^beV' 

firkr«  Attbeihuig. 

Tm  de*  ßtmifnäi-  fervaUtiiifm, 

Art.  154.  Die  VerwakoHfm  4er  Perwdialtoi,  Beiirke  nnd  DorCichar- 
10  «erdv  lafdio  daD.UmUlBdfB  idiid  <hB  iacaHlnleraitcn  anBcnauenite, 
md  mit  den  gesetzlich  erwort)enea  Rediten  TaetfttfttriMlB  Weiae  iMginiiln 

Sie  Prorioiul'Slaiide  tref^it  iq  diaaar  imÄmat^Aai  in  Debaf^nstim- 
HiDB  mit  dcmfirundytaau.  AmtdiMHum  «eUe  m  mkJhwsiJanwtlfwnfHi 
lern  SSnige  wt  Genebnwiag  «ariagaa.       i. 

ArLlK.  nii  Ti mi inili  Vi  i  iiilliiiini  ii  liiilii'ii  mih  JwlOwilliillH'  It" 


teressen.    Die  VerortiDUDBen,  welche  sie  io  dieser 

ia  Abiebrift  den.  ProriiKial-^itedflii  implcct,  dtofta  dicr  nkfat  des  Catttw 

aad  dem  tllseiKincti  IntaresM  nwMniMfcB. 

,  Der  ESnigbd  inmer  dM  Scdrt,  über  die,  Verv^tni«  dfcr  CuürlMlr 
<ttii^niteDbfiHKiatioiien  n  verluden,  ond  in  dieaerBariflbnv  ifc  HMKifA 
n  teeffitn,  die  Unit  nöUiig  acheiMn. 

Art.  156.  Die  Gemeinde- Verwaltangen  sind  gdulten,  ibr  Aoi^m-  nd 
EinnihinetMdget  den  noriodal-Slindea  TOTintegiav  Hid  «cb  Bkcfa  dm.  *•> 
ihnen  die  .Prorintial-Stlnde  in  dieeer  BeiJelwiig  fMMlnibea.  n  ridrin. 

'  Art.J57,  Wean  die  CtnanuiellaMai  Attflagw  wKhJwb»  w  Mmi 
die  Geoände- Verwihiii^eB  pOndKch  alle  die  Rssliiiiiwinii ii  der  6«Mk  der 
Verordnungen  nnd  der  allgemeiDen  B^emeuts  Ober  die 

El»  dicM  Aaflagen  edxdMS  werden»  mOffen  ne  |di* 
Pminiial-SUude  haben;  wal<Aen  die  VorscUlge  mit    ' 
andersetiQDg  der  BedDrihisse  der  GemeiBde  votselegt  werdaa. 

'  Bei  der  Untersadiiuig  dieser  Voncfclige  wiefaM  di«  Prevftlda^S(iIld( 
dvDiber,  da»  die  voi^eedilagenai  Atdageo  die  *eie-Ilwtfa-' tmd  SäUrda 
Land-  und  der  indnstridlen  Prodncte  anderer  Prorinienj  SOdU  .•derlai'- 
gmcfaidsn  nidit  beschwcra,  md  deaselben  blrta«  Liuln  aUBBgcsk  »k  da 
f rodiwtM  des  Ortet  seibat,  wo  die  AoAege  eiDgeiUifl  wird, 

Art.  158.  Keine  neue  GemdndeauO^e  ianu  ohne  die  ZortiHHHgdB 
KöDigi  eingeflUirt  werden. 

AM.  150.  DieStiDde  legen  den  Könige  de  GemeiBde-BBdBibfor.dli 
er  verlangt 

Dfr  Kdoig  eriäist  die  nöthigcn  InatmclioDai  Ober  iliiiniiilwniiftiiiiwMnr 
der  Gemeinde- Verwallnngen. 

Art.  160;  Pir  firmrinrtf  Tiriiilliiinni  lijliiiiiiiilii  liiliiiwiiiihiir  nun 
(«benen  bei  dem  Könige  und  den  Ständen  ihrer  Prorini  Tertreten. 

Vierte  Ablbtilnng. 

AUgemeint  Bettintmungen. 
Art.  161.  Jeder  Einwohner  des  Küaigreichs  bat  da«  Recht.  schrifUidK 
Bittscbriftcu  den  competenten  fiebördcn  einzureichen,  nenn  er  fie  pe^üdlc^ 
füt  sieb  und  nicht  im  Namcu  mebrerer  abrasslj  das  letztere  ist  nur  dn 
gefeUlicb  conslituirten  und  ancrkannlen  Corporationen  als  solchen  erlaubt,  iu<l 
i«ar  nur  fUr  Gegenstände,  die  zu  ihren  Gerechtsamen  geboren. 

Fünftes  Capilel. 

Von  der  Btdtt^ßege. 

Ente  Abtbdiang. 

At{jr«awiiw  BaattuHMNi^m. 

Art.  ISS.    Die  Rechtspflege  wird  im  gnien  TSadaHt  dei  K9B|rndi 

im  Namen  des  K&niga  Terwaltet 

Art  163.  Es  toU  fBr  das  ganie  KOnfgreich  ein  digCMMMiea  Pi  ilitwt 
Ober  da*  Gril-,  Criminal*  nnd  Bandels-Redit,  Ober  die  KnriAtof  ti 
richterlichen  Gewalt  und  Ober  das  Verftfaren  in  Cinl-  und  0[^^uA•tuil^ 


Art.  IM.  Der  friedliche  Besiti  mA  GetMU*  •miws  Eigenllioiitt  wird 
idm  BinwobDflr  ganntirt. 

Bb  htm  NiedMndem  duael^  entiogen  werd«i,  tli  nnr  fUr  das  SSeut- 
dM  Woht  imd  in  den  darch  du  GeseU  beBtimnlen  FIBeo,  in  der  gtMtEÜA 
■SVdtfMMRwn  Weise  md  nach  ToriMriger  gereckter  E&ttdtädignag. 

Art  166.  Alle  Streitigkeiten,  welche  Eigenthum  oder  die  danu  ber- 
ittunäen  Redite,  Schulden  oder  Iberiiaiipt  Priratredile  fon  Gegeostande 
Aea,  galiSran  aoMchliestlieh  vor  die  Gerichtsbarkeit  der  Tribsnale. 

Art.  ISG.  Die  richterliche  Gewalt  kann  Dar  durch  Tribunale  anigefibl 
«fdetit  die.  durch  dai  Gmaifeatix  oder  in  F«lge  deHelbea  eingeführt  sind. 
" .  Alt  IQI.  rUem^  kjtnn  wider  leiiMB  WiHen  dem  Richter,  den  ilm 
it  Gesetz  anweiset,  entzogen  werden. 

Art.  168.  Niemand  darf,  ausser  wcan  er  auf  der  Tbat  ertappt  wird, 
nden  als  in  Folge  einer  Verordnung  des  Richters  verhaftet  worden,  welche 
ie  Gründe  der  Verhaltung  enthalten,  und  dem  Verhafletcn.  entweder  im 
.ugeobiicke  der  Verhaftung,  oder  unmittelbar  naclicr,  zugesleill  werden  muss. 

Das  Gesetz  bestimmt  die  Form  dieser  Verordnung  und  die  Frist,  binnen 
reicher  alte  Angeklagten  müssen  vernommen  werden. 

Art.  iffJ.  Wenn  unter  ausserordentlichen  Umständen  die  Öffcnlliche 
Ibrigkeit  einen  Einwohner  des  Königreichs  verhaften  lässl;  so  muss  derjenige, 
uf  dessen  Befehl  die  Verhaltung  geschehen  ist,  binnen  vier  und  zwanzig 
Innden  dem  Richter  des  Orts  davon  Kenntniss  gehen,  und  ihm  spätestens 
innen  drei  Tagen  die  verhaftete  Person  ausliefern. 

Die  Griminal-Gerichte  sind  verpOichtet,  jedes  in  dem  Umkreise  seiner 
Ie  rieh  Ls  barkeit,  über  die  ErfiilluDg  dieser  Bestimmung  zu  wachen. 

Art.  170.  Niemand  darf  die  Wohnung  eines  Andern,  gegen  dessen 
Villen,  betreten;  es  sti  denn,  ilas^  Ahi  auf  Befehl  eines  Beamten,  welchen 
u  Gcfeli  in  dieser  Bendmng  fDr  »»npelent  erklitrt  bat,  nnd  mit' fiefblpn^ 
er  gesetzlichen  Formen  geschehe. 

Art.  111.  FBr  kein  Verbrechen  darf  ^e  Strafe  der  ConOacation  der 
ittter  statt  finden. 

Art.  172.  Jedes  Criminal-Urtheil.'wekbei  eine  Slrafg  ansspricht,  mm 
as  Verbrechen  mit  allen  llAiständen,  die  es  breiten,  anieigen,  nnd  £b 
kitikel  des  Gesettcs,  welches  die  Strafe  darüber  rerfilngt,  enthalten. 

Art.  173.  Alle  Uriheile  Ober  bO^eriiche  Streitigkeiten  mOsien  die 
rrflnde  des  Urthetls  enthaken.   f 

Art  174,  AUt  Urtheile  mUlsea  in  offsnüidier  Sittnng  ausgesprodtea 
rerdni. 

Zweite  Abtheflung. 
FoH  dtm  hohen  Raihe  und  dm  Trüutuiim. 

Art.  175.  Es  besteht  (Or  das  pnn  Königreich  ein  oberster  GaricfalaheC 
reicher  den  Namen:    „hoher  Sath  der  Niederlande"  [fuhrt. 

Die  Mitglieder  desselben  werden  so  viel  ab  nöglKh  aus  allorProvinien 

Art  176.  Der  hohe  Batk  unterriditet  die  iweite  Kanmer  der  General- 
tlaaten  davon,  wenn  eine  Stelle  in  leiser  Uitte  eriedigt  wird. 

Der  König  ernennt  m  denelhen  ans  äaer:I>isle  von  drei  Hh^edem, 
ie  ifam  diese  KaBimer  ttberreichL 

Er  ernennt  den  Präsidenten  des  hohen  Ratfas  am  den  ilH^eien 
lesHlben.  ■■-,•,'■■ 


Art.  1/7.    bw  HitgUeder  der  Genenl-Stuta^  dw  Cbea  rikr  S^Mto- 


K4m  w.den   Mmb  Ralto  i 


Tergehca,    dia  m-  «ihiMd  der  Dw«  ihpw  FwMtieH»  ttapa^»  M« 


Waia  Vcrgeboib  die  rfe  in  dar  AuUHmg  äuw  FmuHuiii  bVBfa 
haben,  IcBMea  ne  nicht  tbtt  mU^  ir«rdM,  bh  die  fi«iHd-S(HUa  di« 


AMi  rm  Bm  Gmatx  bwtümt  die  tferiiM  ■naftB,'  inkih*  T«  *• 
MKn  Bxthe  wUrnnd  der  Danav  der  AosQbMg  iknr  gBadiptw  wtgn 

VerbrechpQ  geridilet  werdtn. 

Art,  179.    Klagen  gegen  den  König,    die  MilgHedcr  seines  Hauses  and 

g^en  den  Staat  kennen  nur  vor  dem  hohen  Ralhe  geFQbri,  ausf;enommni  die 
ulklagen,  welche  vor  den  gewöhnlichen  Richter  gebracht  werden. 

Art.  180.  Der  hohe  Halb  wacht  Über  die  Verwaltang  der  Sedlik- 
pflege  in  dem  g-inien  Umfange  des  KünigrcicFis;  er  wacht  dar&ber,  di» 
■Jle  GericbtshöTe  und  Tribunale  die  Gesetze  gerecht  anwenden.  Er  teraiditci 
Äe  Beschlliisc  und  ürlheile,  welrhe  jenen  zuwiderlaufen;  alles  dies  in  Folgt 
der  Befugnisse,  welche  ibm  das  Gesetzbuch  über  das  gerichtliche  Ter&lim 
TerleibL 

Art.  18t.    Die  Berufung  in  denjenigen  Rcchlssireitigkciten,  weldie  Qid 
dem  Gesetze    in   erster  Instant   durch   die  Provinzial  -  Gerichtshöfe   gerichld 
worden,  wird  vor  den  hohen  Rath  gebracht 
'  Art.  182.    Es  giebt  einen  Gerichl^of  ftir  eine  oder  mehrere  Pronoim 

Her  König  cmennliudea  erledigten  Stellen  desselben  aus  einer  dreiädtct 
Lifle  Ton  Personen,  die  ihm  durch  die  Proviniial- Stande  überreicht  wird. 

£r  ernennt  die  Präsidenten  der  Gerichstshöfe  aus  ihren  Uilgliedem. 

£r  «rpennt  die  GoMrai-Procoraloreii. 

Art  183.  Die  Criminal-Gerichtsbirkeit  wird  anatchlicwlieb  dutfa  dii 
pMröuül-Gericht^iire  und  aadere  Crinind^TribsDale,  deren  Eiarklitiiif 
•Will  erachlet  wird,  verwaltet 

Art.  181  Die  Verwallnng  der  GvU-Garklaabatleil  itt  den  Prtiiud- 
OtriditihafeQ  md  den  Ovil-Tiibnaalea  anvertraot 

Art  1^.  Die  EiDrichtnng  der  Provinül-Geriditiböfo,  der  Gvü-  mi 
UräBfaial-TTibiiiiale,  ihre  BcMnanng,  der  Umkrcii  ihrer  floicfatalMrint.  Bn 
Befngniue,  die  der  General -Procoratoren  und  andern  ProcnntnrbaMM 
werden  dnrch  ein  GeseU  l)estiminL 

Art.  186.  Die  Uitglieder  des  hoben  Raths,  der  Prarianal-Gfliidilihife 
und  der  Criminal -Tribunale,  So  wie  die  General -I^KicaiitoreQ  and  andm 
Ivonratarfceasiten  bei  dieaen  G«Hci>lifaöte  nnd  Tribnulra,  werdeo  nf 
Lebensieit  ernannt.  , 

Die  DaKer  der  Functionen  der  ajidcn  Ridiler  ad  VnauttaAeuia 
wird  dnrch  ein  Geseti  betlimmt 

Art.  }81.  Dm  Gtseti  bcAiUnt  die  Weile,  lOe  StrcM^cdten  9i 
VelMrtretnDgen  in  Stenerangelegenbeilcn  in  entsdieideii. 

Art  18s.  Bin  Kriegsrath  nnd  ein  oberster  oHMbüAw  flwfchrtrf 
riditet  Ut>er  alle  von  Land-  oder  Seetoldtten  otoa 


Dieser  Getichlibttf  wird  ans  dner  Reichen  AnaU  von  B< 


N 


l  Land-  und  Seeoffici«rtn  besithtn,  die  ?om  lUMge  nuf  l4ben«eii  er- 

#  wefdtn. 

Ein  Recbt«gelehrter  muss  immer  m  demselben  den  Y^niU  flUnwi 
Art  188«  Die  ordenüiohen  Tnbuwle  entocheidtn  über  aUegefV^  giften 

itir  gerichtete  Gviticlagen. 

Sechstes   Gapitel. 
Ton  dem  GotiteiiUnBte, 

Art.  100.  Die  vollkommene  Freiheit  aller  religiösen  Meinungen  wird 
Ermann  garantirt 

Art  191.  Allen  religiösen  GemeinschafteUt  welche  in  dem  Königreiche 
tehen,  ist  gleicher  Schutz  veriiehen. 

Art  102»  ^e  Unterthanen  des  Königi»  ohne  Untenehied  ihres  religiö- 
Glaabens^  geniessen  dieselben  bfirgerlicfaen  und  poliliseben  Eeehle,  dnÜ 
ea  gleichen  Ansprudi  auf  alle  Würden  und  Aemter. 

Art  198.  Kein  Gottesdienst  darf  in  seiner  dfllmtlicheii  Ausübiid 
hindert  werden,  ausser  ^enn  er  die  Ordnung  und  öffentliciie  Ruhe  sfMn 
tnte.  -* 

Art  194.  Alle  GehaUe,  Pensionen  oder  andere  EinkoaMBcn,  tob  wcMMr 
sie  sein  mögen,  welche  die  verschiedenen  poMesdieBMe  und  Ihrb  CMst- 
en  gegenwärtig  geniessen,  sind  ihnen  garantirt 

Denjenigen  Geistlichen,  welche  noch  ktisen  Gehdt  haben,  kann  ein  sol- 
t  verliehen,  und  andern,  deren  GehaH  ummreidieBd  iit^  derselbe  eviiQht 
-den. 

Art  195.  Der  König  wacht  darüber,  dms  die  (Ür  den  Oettasdfenst 
fiOigten  Summen,  welche  aus  dem  öffsntliehen  Sdiatae  aiisbenhll  werden, 
keinem  andern  Zwecke  verwand!  werden,  als  weiir  sie  «MdrüekKdi  be^ 
imt  sind. 

Art  196.  Der  König  wacht  darüber,  dass  kein  Gottesdiensl  in  der  freien 
iübung,  die  ihm  das  Grundgesetz  susidieit^  gestört  werde. 

Er  wacht  ferner  darüber,  dass  jeder  Gottesdienst  sich  innerbalb  der 
inien  des  Gehorsams  halte»  den  er  den  Gesetieii  des  Htüti  scbnMig  ist' 


I 
\ 


Siebentes    Capitel. 

rOfl     dßti     /'IfittlESM* 

Art  107.  Es  darf  ohne  ein  Gesetz  keine  Auflage  zumj^ehnf  des  öflent- 
en  Schatzes  erhoben  werden. 

Art  108.   Es  dürfen  keine  ^teuerprivilegien  ertheilt  werden.    .        ,, 

Art  190.  Jedes  Jahr  muss  in  dem  Interesse  der  Staatsgläubiger  die 
ntliche  Schuld  in  Ueberlegung  gezogen  werden. 

Art  200.  Das  Gesetz  ordnet  das  Gewicht  und  den  Gehalt  .der  Münzen ; 
t>estimmt  den  Werth  denelben. 

Art  201.  Ein  CoUegium,  unter  dem  Namen  Jjläthe  mid  Generalineister 
Münzen**,  leitet  und  besorgt  alles,  was  die  Münzen  betrifft»  indein  es  fish 
h  den  Instructionen  richtet,  die  ihni.dfs  Gesetz  v^tcschreibt 

Der  König  ernennt  zu  den  vacanten  Stellen  dieses  GoUegiums  aus.jiner 
[fachen  Personenliste,  die  ihm  von  der  zweiten  Kammer  der  Ijieneral- 
iten  überreicht  wird.  ,.  .^ 


Art.  Wft.  Es  foH  lür  das  ganie  Königteidi  eine  Recfanm^iilriiwitr 
bestehen,  weldie  mit  der  Prüfung  und  Liquidation  der  jährlichen  Jtodn|iHi|äi 
der  DepiHrteaieiils  der  allgemeinen  Verwallilig,  so  wie  ftberhmpt  iltef  Rech- 
iiongspfliiiitigen  des  Staats,  nach  den  diffch  das  Gesell  TOiKeicitfiebcncQ 
Instnictionen,  beauftragt  isL  \ 

Die  Mitglieder  der  Rechnongskammer  sollen  so  viel  als  möf^ch  ans  aDea 
Pro. inxen  gewählt  werden. 

Der  König  ernennt  za  dea  ?acanten  Stellen  ans  einer  dreiDiciieii  Peno- 
nenliste»  die  ihm  die  zweite  Kammer  der  C^neral- Staaten  überreiGfat 

Achtes   Gapi  te  J. 
Von  der  Tertheidtgung  des  StqgU_^^^ 

..  Art.  903.  Nach  den  alten  (lOwohnheiteD«  nach  dan  Geiste  der  PlMiflei- 
tioft  von  Gent  und  nach  den  Gmndsatiea  der  Union  foo  Utrechl«  ist  cseiae 
der  ersten  Pflichten  eines  Unterthans  lies  Königreichs«  Air  die  fiHialtnni  dsr 
Vbabhingigkeit  «ad  für  die  Vertheidigong  des  Grandgdbiets  des  SkaU  die 
Waffen  m  tragen. 

Art  204.  Der  König  sorgt  dafür,  dass  zu  allen  Zeiten  eine  zureidiSHie 
Itflid-  und  Seemacht,  durch  freiwillige  Anwerbung  «von  EingebonMa  oder 
Aualindem,  beständig  «nlerhalten  werde,  um  in  oötst  ausser  Euro^  je  nach- 
dem es  die  Umstände  erfordern,  zu  dienen. 

,v  Art.  2a5.  Framde^truppea  dürfen  nur  nach  gemeinschalltfelieM  Uebe^ 
einkommen  des  Kteigs  mit  tai  General  -  Staaten  zum  Dienst  dea  KdnigrcMk* 
angeworben  werden.  Die  Gapitulationen,  die  der  König  in  dieser  Beziahnag 
macht^tbeilt  er,  sobald  als  möglich,  den  General -Sftaaten  mit 

Art  206.  Unabhängig  von  der  stehenden  Land;-  [und  Seemacht  wird 
eine  Nationalmüiz  bestehen,  die  in  Friedenszeiten  jährlich  um  ein  Fiinftbcil 
entlassen  wird. 

Art  207.  Diese  Miliz  wird  so  viel  als  möglich  aus  Freiwilligen  ang^ 
worben,  so  wie  das  Gesetk  es  vorschreibt 

Ist  die  Zahl  der  Freiwilügen  m'cht  zureichend;  150  wird  sie  dovch  das 
Loos  ergänzt  Allejam  J.  Januar  jeden  Jahres  noch  nicht  verheiriahete  Mänocr. 
die  neunzehn  Jahre  alt  sind,  aber  ihr  drei  und  zwanzigstes, Jahr  nodi  nidit 
vollendet  haben,  nehmen  an  dieser  Ziehung  durchs  Loos  Antheil.  Die,  wekhe 
ihren  Abschied  erhalten  haben,  können  unter  keinem  Vorwande  zu  kdnoa 
andern  Dienste  mehr  berufen  werden,  als  zu  dem  der  Gommunatgarde,  wovoa 
nachher  gesprochen  werden  wird. 

Art  206.  Hb  gewöhnlidien  Zeiten  kommt  die  Miliz  jährlich  einen  Monat 
zusammen,  um  sich  in  den  Waffen  zu  üben.  Der  König  kann  jedoch,  woia 
das  Interesse  des  Staats  es  erfordert,  ein  Viertel  der  Miliz  zusammen  be- 
halten« 

Art.  209.  Im  Falle  eines  Krieges  oder  unter  andern  ausserordenffidia 
Umständeii,  .kann  der  König  jedoch  die  ganze  Miliz  zusammenberufen  mi 
beisammen  haltep.  Sind  die  General -Staaten  nicht  versammelt;  so  berufter 
sie  zu  gleicher  Zeit:  er  macht  sie  alsdann  mit  dem  Stande  'der  Dinge  bekanat, 
und  vereinigt  sich  mit  ihkieh  Über  die  ferneren  Massregdn. 

Art  210.  In  keinem  Falle  darf  die  Miliz  in  den  Gcdonicn]  gebiwAl 
werden. 

Art  211.  Die  Miliz  darf,  ohne  die  besondere  Zustimmding  der  GcmhI- 
Staaten»  nicht  über  die  Gränzen  des  Reichs  hinausgenihit  werdeik  et  sei 


IffwWirirlich  dräigende  GtAhr  Torhantei»;  odtr  "«m»  bei  GatniMawreriB- 
nmgm  die  aäclisle  Manchroiite  Qber  firenidet  Gebiei  fttbriv  In  dki^ 
idcD  FiUen  .giebt  der  König  den  Geoeral-$taiten.in  der  nagfieli  Ufl49l 
ü  KemitaiM  von  den  Befehlen«  die  er  ertbeüt  b«t 

Art  212.  Alle  Kosten  für  die  Armee  de»  8titts  werden  ans  dem  Mint- 
MD  Schatie  entricbtel. 

Die  £inqaartieniDg  und  der  Unterhalt  der  Soldaten,  die  Traniporte  ind 
Afongen»  von  welcher  Art  ne  sein  mögen,  die  die  Truppen  dea  K^önigs 
3r  die  Festungen  erbtften»  d&rfen  nicbi.znr  Last  eines^oder  mehrerer  £1»- 
hner  oder  Gemeindenigelegt  werden.  Wenn  unter  nnvorherg^tehenen  Um- 
Bd«i  Hbnliche  Leistungen  von  £inxelnen  oder  von  Gemeinden  gethan  worden 
d;  so  muss  der  Staat  dieses  berechnen,  und  ihnen  eineEntsehidigmig  nach 
m  durch  die  Reglements  festgesetsten  Tarif  entrichten^ 

Art  213.  In  allen  Landgememden*  deren  fievülkenwg  260aSfteien  oder 
fac  beträgt,  sollen,  ^ie  früher,  Communalgarden  (Sohiitterijen»  fiitogerwehr) 
jchlet  werden,  welche  die  öffentliche  Ruhe  anfreebt  erbalten;  ne  dfliü^n  im 
Ue  eines  Krieges  gebraucht  werden,  um  die  Angriffe  des  Feindet  inHkcfeÜ- 
ihgen. 

In  ^den  andern  Gemeinden  soll  es  GommunalgMrden  geben»  .wekhe^  in 
tedensieiten  ausser  AclivitiU  sind,  imFaUe  eines  Krieges  aber  sich  ala^lMA- 
nn  mit  den  übrigen  Communalgarden  nur  Vertheidigaig  des  Lande»  vei^ 
igen. 

Art  214.  £in  Gesetz  soU  die  Bestimmungen  ^BStsIeüen,  weidM'  der 
oig  für  die  Orgam'sation  der  Miiiz,  die.^niaU  der  Mitglieder  demeibea^ 
i  Gommunalgarde  und  den  Landsturm  noäiig  erachtet 

Neuntes  Capitel 
V^  der  Verwaltung  der  Brücken^  Choussem  und  Gewäaer. 

Art  215.  Der  König  bat  die  Oberaufsicht  über  alle  Wasserart>eit«4 
üdcen  und  Chausseen,  ohne  Unterschied,  ob  die  Kosten  derselben  an9  deili 
ientlichen  Schatze,  Qder  auf  andere  Weise  gedeckt  werden. 

Art  2R  Der  König  llksst  die  aUgenMine  Verwaltung  d^r  Brücken, 
tansseen  «nd  Gewässer  ausüben,  wie  es  ihm  am  besten  dünkt 

Art.  217.  Unabhängig  von  der  Oberauftieht,  welche  d^  König  der 
semeinen  Verwaltung  über  die  Werke,  weldie  auf  Kosten  der  C^legien, 
^meinden  und  Privatpersonen  unt^halten  werden,  ertheilen  kann,  ist  diese 
irwaltung,  nach  den  ihr  vom  Könige  gegebenen  Instructionen;  smdi  Wt  der 
sorgnng  aller  Wasserarbeiten  an  Seehäfen,  Rheden,  ^taien.  Dämmen^ 
hleusen  und  andern  Werken,  so  wie  der  Brücken  und  Vhusieen,'  deren 
n  ganz  oder  theilweise  auf  Kosten  des  öffentlichen  Sehatzes  gesdndit,  be^ 
(tragt  '       i 

Art  218.  Wenn  unter  den  an  Ende  des  vorigen  Artikels  an%ezlliltM 
erken  einige  sind,  deren  Verwaltung  entweder  aua  einem  weniger  aUgailieinnil 
teresse,  als  aus  Gründen  der  Ntttzlichbeit  und  Paaslicbkeii,  den  ProvbHiali 
Inden  anvertraut  werden  kann;  so  soll  ihnqn  dieselbe  entweder  ansscUiesi* 
li,  oder  in  Verbindung  mit  der  Generalverwaltung  übertragen  werden. 

Art  219.  Der  König  bestimnit,  nadidem  er  die  Provinzial- Stande  der- 
er vernommen  und  auf  den  Bericht  .dj»  ^taatsraths,  welche»  Arbejt^  ^er 
irwaltung  der  Stände  zu  überlassen  sind,  und  giebt  zu  gleidier  Zeit  die 
t  an,  die  Koftten  ihrer  Unterhaltung  zu  decken. 

Art  2Kh   Wenn  Dlmme^  Behle«ett  aier  andere  WUneHreil^  We  dira 


bMUimnl  tind,  die  GevSs^r  im  Mffr-  und  IlanbKte  nn-Ddcnifadtra,  inf 
Kosten  von  Collegitn,  Gemeinden  oder  Privatpenonen  unlerfaalten  oder  *mi 
itüici)  geleitet  «erden;  so  hat  die  Genera) Verwaltung  die  unicitlellMre  Aufeidil 
übet  diese  Arbeilon.  Sie  sorgt  dafUr,  daM  der  Bau  oder  die  WiedertKr- 
sieltang  denielben  dem  «llgemeinen  Interesse  nicht  schade:  sie  gid)l  dea 
Collegien.  Geineindeti  und  Priralpersunen  alle  in  dieser  BeiiebDng  Dülliigt 
Inttractjonen. 

Der  KiJnlg  kann  auch  den  PraviDiial- Ständen  die  unmiilelbare  Au6idK 
Über  diese  Werke  aus  Gründe«  der  Nülzliehkeit  oder  Passlicfakeit  cerleiben. 

Art  231.  Die  Proviniial -Stände  haben  die  Aufsicht  Über  alle  im  lori^ 
Artikel  nicht  begritFenen  Wasserwerke,  so  wie  iiber  »üe  Canäle,  ScbifTMtl. 
Seen,  Gewässer,  BrOcken  und  Chausseen,  welche  auf  Kosten  von  GtllegirtL 
Gemeinden  oder  Privatpersonen  gehen.  Sie  wachen  darüber,  dass  diese  A^ 
bciten  gut  und  gehörig  gebaut  und  unlciiiaUen  werden. 

Art.  S'^fZ.  Die  Stände  haben  die  Aufsicht  tiber  alle  Collegien,  welche 
d«u  Namen  IDhren;  „Hoogheeraraadschappen,  Ueemraadschappcn,  Watennpa. 
Waterschappen,"  Itber  alle  Verwaltungen  von  Deichen  oder  Poldern,  unter 
welchen  Namen  diese  auch  in  ihrer  Provinz  bestehen,  unbeschadet  jedoch  da 
Bestimm  im  gen  des  Art.  220.  Ober  die  Befugnisse  der  General  Verwaltung  in 
Beziehung  auf  diejenigen  Werke,  welche  daiu  dienen,  die  Gewässer  in  dm 
Meer-  und  Fluss  bette  zurückzulialten. 

Die  gehürigen  Urls  gut  gphcisscnen  Reglements  dieser  CoUegien,  «cIcIk 
als  Grundlage  ihrer  Institution  dienen,  können  lon  den  Standen  mit  Geuefa- 
oignng  des  Königs  verändert  «i^rden.  Die  Collegien  schlagen  die  Wäatt- 
rungen  vor.  welche  der  Nutzen  der  Belheiliglen  erheischt. 

Die  Stande  überlassen  dem  Könige  die  Ernennung  oder  den  Vorsrhbf 
zu  den  vacantcn  Stellen  in  diesen  Collegien. 

Art  223.  Die  Stände  haben  in  ihrer  Provinz  die  Aufsicht  Qber  die 
Au^rabung  der  Torfgruben,  Stein-  und  KohlcnbrQche  und  andere  Uinu 
und  Bergwerke,  so  wie  Über  alle  Wasserungen,  Verdeichungen  und  Anstrod:- 
nungca. 

Dtr  König  liHia  >u  Gttmim  der  allgmeinoi  tdtr  grütren  BamiA' 

keit  dieser  Weiie  die  AaMcU  Ober  diesribca  der  Gaiwal Jtig  iti 

BrttijuH,  Chausseen  und  WuwrteitDiigHi  Übertragen. 

Art  S24.  Wenn  in  Zukunft  fUr  «faiige  der  io  die»iii  Capitd  kigrik- 
Hn  Atbeiten  Gddbülfen  ■<■•  dem  StaitisdiaU  bewaijgt  wcrda.  w  ■■  ■ 
^dMf  Zdt  die  Art  der  Verwalttii«  mi  AuMcbt  fibcr  dkMUte  fMt|i<* 
wertet.  j^ 

Art  vamK»  Vag»;  Brüden-  «nd  Sddmcneddcr  toBen  rar  Vdm- 
helluiig  Md  Autheuerang  der  Chautieen,  Brtttken,  CasUe  obA  ■-^'*'-— 
FlQue  verwendet  werden.  Ist  ein  Uebenchnu  Torhanden,  m  bleibt  dKHfet 
flir  Anagebcn  diiMlbca  Art>  in  derKlben  Pronnt  enftcwihrtt  mit  Mopi 
tendaai  dcrjewgen  Gelder,  wddie  «if  den  grosHB  Ca^BHMm^M*  ^ 
Kiti^nichi  eriiobcn  worden;  der  Uobencbnn  der  toUtam  kann  fibcnli* 
der  Kdoig  ei  rerardset,  r  dendbcn  Zwecken  benoM  werde». 

Zehntes  CapiteL. 
Von  dem  ^en^chm  UntariiAt  and  dm  TToUlAäA^jtnlraiuMM- 
Art.  226.    Der  fitfenüiche  Unteiticfet  tsl  ein  bcMKadigiR-  Ciguuw' 
.4v  IMtmwi  4tt  Megiemg.  Der  Kä«if  «nt  jUuliA  4«i  GMtnl-Su*« 


harfchaft  ablegen  flbqr  des  Zustand  der  oberen,  Brittleni  ind  mteren 


S: 


Art  227*   Da  die  Presse  dM  geeignetste  Mittel  ist,  Kenntnisse  ondjK 
nng  SU  verbreiten,  so  kann  sidi  Jeder,  obne  vorherige  Erlaubnisse  dmS- 
bedienen,  um  seine  Gedanken  mitzutheilen. 

'  Jadoch  sind  Verfasser,  Drucker^  Herausgeber  und  Venhefler  (ttr  die 
riftcn  Yerantwortlich,  wekfae  die  Redite  der  GeseMsdiaft  oder  Eimdner 
etien.  • 

Art  228.  Als  ein  Gegenstand  von  bober  Wichtigkeit  werden  dar  FQr- 
{e  der  Regierung  anvertraut  die  Verwaltung  der  Wobltbmigkeit  ^nd  die 
iehung  armer  Kinder.  Auch  hierüber  soll  jähriicfa  den  G^eral- Staaten 
tensdbafl  abgelegt  werden. 

Eilftes  Kapitel. 
Ikher  Verämderun^n  umi  ZmiUü. 

Art  229.    Wenn  durch  Erfahrung  Veränderungen  und  Znsitie  tu. 
in^ttetze  nöthig  werden  sollten,  so  muss  ein  Gesetx,  su  glocfaerZeit, 
diese  Nothwendi^eit  ausspricht,  diese  Veränderungen  mit  Bestimmtheit 
leben. 

Art  290.  Dieses  Gesets  wird  den  Provinual-Ständen  zugeschickt  Diese 
ülen  dann  in  dem  Zeiträume,  welchen  jenes  festsetzt,  eine  Reiche  Anzahl 
serordentlicher  Mitglieder  zu  den  ordentlidien  Mitgliedern  der  General- 
atra,  und  zi(ar  auf  dieselbe  Weise,  wie  die  letztem  gewählt  werden. 

Art  231.    Wenn  in  Folge  der  Artikel  27.,  44  und  46.  des  GrundgeseCics 

zweite  Kammer  der  General  -  Staaten  sich  in  -  doppelter  Anzahl  versam- 

It,   so  geschieht  die  Ernennung  durch  die  Provinzial  -  Stände^  wdche  von 

i  die  königliche  Gewalt  ansQbenden  Beamten  zusammen  berufen  worden. 

Art.  232.  Die  zweite  Kammer  der  General -Staaten  kann  keineif  Be- 
luss  über  eine  Veränderung  oder  einen  Zusatz  zu  dem  .Grundgesetz  fiusen, 
an  nicht  zwei  Drittheile  ihrer  Mitglieder  gegenwärtig  sind.  Die  Beinfalflisse 
rden  nach  einer  Mehrheit  von  drei  Viertel  der  Stinnnen  gdasst 

Alle  fQr  die  Abfassung  eines  Gesetzes  Vorgeschriebene  Regeln  müssen 
nktlich  befolgt  werden. 

Art  233.  Während  einer  Regentsehaft  darf  keine  Veränder^^ig  mit  dem 
undgesetze  oder  mit  der  Thronfolge  vorgenommen  werden.  ^. 

Art.  234.  Die  Veränderungen  und  Zusätze  zu  dem  Grundgesetae  wer« 
1  demselben  angehängt  und  feierlich  bekannt  gemacht 

Ergänzende  Artikel. 

Art.  1.    Der  König  ist  autorisirt^TvIe  Maassregeln  zu  ergrelfim,  um  in 

r  nach  den  Umständen  möglichst  kün^esten  Frist  das  Torstehepde  Grundg»- 

z  in  allen  seinen  Theilen .und.  regdmässig  in  Ansjibong zu  bringen.  »Er  hat 

dem  Ende  die  Ernennung  zu  allen  Aemtem  und  Behörden  i  wie  audi  inir 

T  die  Art  der  Ernennung  durch  das  Grundgesetz  vorgezdchnet  i^t 

Art.  2.  Alle  Obrkkeiten  bleiben  in  ihren  Stellen  und  alle  Gesetze  in 
afl,  bis  darüber  anderweitig  verfügt  worden  ist. 

Art  3.  Der  erste«  Austritt  der  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  der 
«eral-J^aten  findet  am  dritten  Montage  im  October  1817  statt 


Schubert,  Terfustwgsvkimdeii.  8.  Bd.  \j!^ 


Bm  neue  KSoigraiGh  eriiieil  biid  Mdi:;der  Aauttmm  dar  •  Vc^ 
fiMmg  nodi  einen  Znwadis  des  TemtoriomB  m  dtf  Bü||iMtai 
^Bne,  indem  durdi  den  zweites  Pniser  Fkfeden  wm  901  Noran- 
ber  1815  *)  ab  das  Resultat  der  abermaligen  DebcrwaHjgp^g  Unit 
neichs  unter  Napoleon,  noch  die  Reste  der  vonnaligm  OektfuJ^M* 
sdien  Niederlande  ?on  Flrankreich  hei  ausgegeben  wcfdea  ■■asta. 
Es  war  em  an  MnieraliMrodocten  ergieb%er  IjndstriGh  Awinbea 
Hennqiau  und  Nanmr  in  den  Ardennen  mR  den  Festongeo  Marien- 
bug  und  PUfippeiille,  imd  ausserdem  eriangle  der  ESnig  der  Nie- 
derlande die  Souveranettt  über  das  untec  der  IhiliallifiTSfhall  im 
Fürst^  TOD  Roban-Monthazon  stehende  Herzogifanm  Booilloa  iwieriü 
dem  Grosshenogthnm  Luxemburg  und  der  Champagpe. 

Die  innere  Missstimmong  des  Vdkas  nahm  indess  bdd  ehM.cit 
schiedcpercn  QianiMer  an,  und  iwar  itt  doppelter  Richlu^ 
nabki  und  oonfessionellen.  In  der  nationalen  Richtung  wnnle  4^1 
seftfge  Erbitterung  der  Relgier  und  Holländer  dadurch 
genährt,  dass  jene^  fai  ihrer  Revolkerung  \un  eine  HOlidd  aÜriOBr  ab 
diese  (—  das  Verbaltniss  war  Im  Jahre  I8I0  %2ia700  BalglBr  ge- 
gen 3,016457  Hollinder  — X  hei  der  koheren  Yerwal<uni  jiamfrfW 
aber  in  den  d^idomatischen  und  miBtiriscfaen  VerhatBisaeat^iaMa  h 
den  llinisterial  •  DqMrtemjents  sich  zu  wenig  beriicksiclit^t  taikii 
dass  kaum  dn  Fonftel  dieser  Reamten  aus  den  KIffeai  fßmUk 
wurde.  Die  confessioneüen  Streitigkieiten  worden  bei  dem  atenca 
Fanatumus^des  Klerus  in  den  siidlichen  Provinzen  von  Jahr  zu  lilr 
mehr  ausgedehnt,  indem  auch  die  entschiedensten  ReformeQ  und  Db* 
terstützungen  yon  Seiten  der  Regierung  verdaditigt  und  zur  Aufrei- 
zung gegen  den  Kon%  und, das  Ministerium  bei  allen  GelqgenbeiteB 
gemissbraucht  wurden.  So  gesdiah  es,  dass  der  Rischof  ?<»  Geal, 
gestützt  auf  eine  Note  des  Cardinal.  Gonsaivi  yom  19.  März  1816|  den 
Pfarrern  seiner  Kkchqüele  untersagte,  deqaiigen  AbsolutioD  zu  er 
theilen,  welche  dem  Könige  und  dieser  re|Bi<'i^s'VU!idfiche&  VerfiMSO^i 
den  Eid  der  JEreue  gesdiworen  hrttenu  In  den  General -Staalear 
welche  in  jahfllchem  Wechsel  zu  Rruss^^imd  im  Haag  gehalten  win- 
den, sah  man  die  gdiässigste  OMptition  ?on.  der  Mehrzahl  der  Be^ 
sehen  MItgljeder  gefuhrt,  die  ei^um  so  grossere  Unterstützung  fari» 
als  gleich  m  dem  ersten  Jah|se  in  Briissel  C1816)  ein  Belgier  zun 
Präsidenten  gewählt,  und  im  zweiten  Jahre  (1817)  im  Haag  dhen  m 


V  Der  FrUdennjertrag  iä  abg$dnidU  hei  Mdriif^i  JtfCiMÜ  9ie.  Suppli- 
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ler.Krari^eDt  und  sogar  auch  der  Vicepraiident  aus  den  Reiheii  der 
MgiiclMn  ^  Mitglieder  genemmen  wurdeiL  Der  Bischof  von  Gent 
^Jaant  ?.  Broglio)  setzte  seine  AngriflTe  gegan  die  Verfassung  iijij^ 
Bldnr^  fort;  in  seiner  Schrift  Jogement-doctrinal  erklarte  er,  jWeim 
Ife  VerAssnng  allen  diristlicben  GonfessionA  gleichen  Schutz  ver- 
pradbe^  so  beisse  das»  dass  man  den  Irrthnin  eben  so  wie  die  Wahr- 
left  schätzen  wolle*;  »und  eine  VoflMiang  als  ehi  heiliges  Gesetz 
II  beschwören,  wenn  dieselbe  einem  Sooterain,  der  sich  nicht  zur 
btholischen  Rel%ion  bekennt»  das  Recht  der  höchsten  AulUcht'  über 
hn  ReUgionsonterridit  zusteht,  heisst  das  faeiligste  Recht  der  Katho- 
rächen  Kirche  ▼erratben*.  Der  Process  gegen  den  Bischof»  seine 
locfat  nach  IVankreicfa»  seme  Terurtheilung^  vor  dm  Assisen  zu 
Irasser  in  contumaciam,  so  wie  dessen  Aufreohthaltung  durch  den 
i^itlicben  Hof  und  das  Domcipitel  zu  Gent»  steigerten  die  allge- 
HifiM  Gabndng  ausserordentlich,  in  den  Jahrea  1817  tmd  1818»  und 
rieseil  schon  damals  auf  emen  lninK±  jäher  werdanden  Brocb  iwi- 
cben  den  beiden  Haqpttheilen  des  nodi  nicht  befestigten  Staatsrer- 
«Ddes  hin»  der  nur  in  der  ernst  sich  bewährendenr  Yenntttelung  der 
tiqgierung  verzögert»  aber  nicht  gdieilt  werden  konnte.  Dazu  kamen 
OB  Niedcrlandiscber  Seite  die  ijtforderungen  auf  erhöhte  flnancielle 
ilMongen  (besonders  wegen  der  Staatasdnildeii  und  des  Wasser- 
tantes  [Marine  und  Wasserbau!),  auf  Verandermigen  in  dem  stehen- 
lenHecm  und  der  Natlonalmihz»  die  bei  denBelgiiern  missHebig  waren» 
leschränkungen  der  freien  Rresse»  um  sich  vor  den  nichts  schonenden 
LngpriSen  desDItramontanisinus  sicher  zu  stellen;  wSnrend  dIeVortheile» 
reiche  für  die  Belgier  aus  dem  durch  die  Vcvbindong  mit  Holland 
rweiterten  Handelsverkehre  und  aus  der  allgemeiiuiten  Tbeihiafame 
n  dem  Seehandel  für  ihren  noch  mehr  aufblühenden  Ackerbau  und 
tergbau»  sowie  für  die  bed^itsamsten  2weige  ihrer  technischen  Ib- 
lustrie  hervorgingen»  mit  gleichgiiltjgen  Augen  nur  ab  ein  nothwe»- 
liges  Ergebniss  des  wiederhergestellten  Friedens  angesehen  wurden, 
^e  neue  widwwärtige  Aufregung,  die  sicher  von  der  Regierudg 
itte  vermieden  werden  solloi»  bradite  der-k«q;liche  Erlass  vom 
5.  September  1819,  nach  weldhem  der  Gebrauch  der  Flranzösischett 
ipracbe  in  den  südUcben  Provinzen  des  Bkönigreichs  möglichst  be- 
chränkt  werden  und  die  Flamländisch-Ebllindische  Sprache  vom 
•  Januar  1823  als  die  emzige  gastliche  gelten  sollte.  Dieser  An- 
riff  auf  die  Nationalität,  welcher  allerdings  unter  der  zwanzigjahri- 
en  Französischen  Herrsdiaft  ein  stark  Französirter  Charakter  aufge- 
ragt war»  konnte  sehr  geschickt  von  dem  Katholischen  Klerus  be- 
utzt  werden,  um  ihn  mit  den  immtf  grösser  werdenden  Ge^^falen 
jr  seine  Kirche  zu  verbinden»  Imd  Jede  Glasse  de»  Volks  zur  ge- 


memsdiaftlicben  Vertheidigiiiig  der  bedrohten  Rechte  aufiEomfeo  ml 
feinen  besonderen  Zwecken  unterwürfig  zu  madien.  Es'  konnte  di- 
h«Ei Reicht  erklart  werden,  dass  durch  die  Bdgbchen  AbgeordneCa 
die-?pn  der  Begierung  voi^legten  Entwürfe  über  das  Tertesnogi- 
miifige  zehnjährige  Budget»  über  die  Biirgergarden  verworfen  wor- 
den, und  dass  es  späterhin  ab  ein  gläcklich  über  die  Schwache  der 
Bm^terong  errungener  Sieg  gqMiesen  wurde,  wenn  diese  solche  Ge- 
setze vollständig  zurückzog  oder  in  ganz  umgestalteter  Fora  vaa 
neuem  vorzul^en  versuchte.  Auch  die  Verfügung  n  Bezog  auf  doa 
Gebrauch  da-  Hollandischen  Sprache  wurde  gemildert,  nnr  seilte 
nach  der  neuen  Anordnung  vom  26.  October  1822  in  den  Lehr» 
stalten  und  bei  öffentlichen  Verhandlungen  die  Natioinalsprache  (Bot 
lindiscbe  odee  Flamische)  ausschliessUdi  gebraucht  werden. 

Die  mit  jedem  Jahre  vergrosserte  Spaltung  zwischen  den  Be- 
Präsentanten  der  nöpdUchen  und  sudlichöi  Provfaizen  wnrde  ISl 
durdi  zwei  Ereignisse  noch  starker  vergrossert.  und  die  .Wurzeh  der 
nnversohnlidisten  Zwietracht  wurden  dadurch  recht  offen  der  al|p> 
meinstoi  Betraditung  zur  Schau  gestellt    Das  eine  financidler  Halnr 
dient  zugleich  ab  Haassstab  für  die  Beurthettung  der  gegenscütpa 
politifchen  Starke  und  materiellen  Entwickelong  in  den  beiden  Ihei- 
len  des  Niedeilandbdien  Staates*.    Bei  einer  Veränderung  der  indbee- 
ten  Steuern  verlangten  die  Holländischen  Abgeordneten  Begünstigaag 
dnes  frderen  Handebsystemes'  und  das  Aufgeben  einigor  ZoBe  aof 
die  Efaifbhr  bestimmter  Fabrikate.     Die   Belgischen  Abgeordneten 
waren  auf  das  Lebhafteste  dagegen,  indem  sie  diese  Zölle  ab  ehea 
wesentlich  nothwendigen  Schutzzoll  für  ihre  einbeimisdien  Fabräeo 
betrachtden.    Bd  der  Abstimmung  standen  anßngUch,  55  Mitglieder 
auf  jeder  Seite,  da  gingen  zwei  Bdgische  Mitglieder  zu  den  HolliB- 
dischen  über,  das  Finanzsystem  der  letztem  siegte,  aber  bi  gpm 
Belgien  erscholl  ein  gewaltiges  Gescbrd  über  den  Verrath  des  Lia- 
des,  über  das  Hlnopfem  der  Interessen  Belgiens  für  die  Holländer. 
Das  zweite  Ereigniss  war  eben  so  ernster  Natur  und  griff  bst  nack 
mehr  in  das  innefe  Leben  Belgiens  em.    Der  nadi  Fhinkrdch  eat- 
flohene  Bischof  von  Gent  war  dort  am  19.  Juli  1821  verst^nten  ml 
die  Begierung  hoflle  nun  zuversichtlich,  die  mehrjährigen  Strettig^ 
ten  mit  dem  Domcapitel  von  Gent  und  den  davon  abhängenden  Plo- 
vhizen  leichter  zu  beseitigen.    Aber  gerade  seit  dieser  Zeit  galt  der 
im  Asyl  verstorbene  Bischof  noch  höher,  er  wurde  als  Märtyrer  lir 
die  gerechteste  und  beiligste  Sache  dem  Volke  vorgestdit,  und  dto 
noch  mehr  als  vorher  zu  dem  entschiedensten  Widerstände  gegea 
die  Maassregeln  der  Begierung  in  den  kirchlichen  und  damit  nahe 
verwandten  Angdegenhdten  entflammt,  zumd  für  die  B^giinst%«c 


Icher  Widerseblicbkeit  der  sichere  Beifall  des  Papstes  und  der  ge- 
Hinten  Katlioli^bhen  Kirche  in  Aussicht  gestellt  werden  krante. 
es  machte  sich  durch  auffällige  Manifestationen  überall  kund,  i^ 
I  folgenden  Jahre  1822  bis  1825.  geben  dafür  die  -trübstai  Beispiele, 
kbe  Schonungslosigkeit  von  der  Seite  des  grössten  Tbeils  des  Ka- 
DÜschen  Klerus  trieb  auf  der  andern  Seite  auch  die  Begienmg  wie- 
r  zu  härteren  Schritten«  Im  Hai  1825  erfolgte  die  köm'gliche  Ver- 
dnung»  dass  ih  Zukunft  keine  Schule  ohne  Bewilligung  der  Regie- 
1^  errichtet  werden  sollte »  dass  die  Regierung  allein  die  Lehrer 
nenn»  würde,  und  dass  alle*  ohne  Autorisation  der  Regierung 
oflhete  Schulen  mit  dem  1.  Qctober.  1825  geschlossen  werden  adl- 
fu  Ein  zweiter  königlicher  Befehl  aus  derselben  Zeit  ordnete,  die 
Tichtung  eines  philosophischen  Collegium»  zu  Löwen  an'  für  die 
tm  geistlichen  Stande  bestimmten  Katholiken,  lyoräuf  der  Bischof  ?op 
imur  erklärte,  dass  er  die  in  diesem  Collegium  ausgebildeteten  jun- 
n  Leute  niemals  in  seiner  Diöcese  zu  Geistlichen  ordiniren  lassen 
erde :  der  erste  Geistliche  des  Landes,  der  Erzbischof  von  Mecbeln, 
inunte,  obschon  er  zum  Curator  des  neuen  CoUegiums  von  der  Be- 
erung ernannt  war,  solchem  feindlichen  Auftreten  seines  Suffragan- 
icbofes  vollständig  bei  Endlich  ein  dritter  ^Erlass  vom  22.  August 
05  verbot  die  Anstellung  der  Niederländer  und  Belgim-,  weldie 
idi  dem  1.  October  1825  auf  einer  ausiändiscben  Lehranstalt  philo- 
phische  oder  theologische  Studien  getrieben,  in  irgend  einem  Amte, 
imentlich  aber  in  einem  geistlichen,  um  endUch,  wie  es  hiess,  die 
ngen  Leute  der  Gefiihr  zu  entziehen,  auf  ausländischen  liehranital* 
Q  Grundsätze  in  sich  aulzunehmen,  die '  dem  wahrhaftoi  Interesse 
»  Vaterlandes  entgegen  streben. 

Diese  traurigen  Zustände  d^  inneren  Zerfallens  der  Niederlän- 
sehen  Monarchie  verbesserten  sich  keineswegs  durch  die  Nacbgie- 
gkeit  des  Königs  Wilhelm  I.  bei  dem  Abschlüsse  *)  dfiB  Ck>noordates 
it  der  Römischen  Curie  vom  18«  Juni  1827,  welches  der  Koiug 
^en  den  Rath  seines  Ministeriums  am  25.  Juli  1827  zu  Bruaael 
»tätigte.  Die  gehoffte' Aussöhnung  der  KathoUlken  mit  der  Regia- 
mg  ging  im  geraden  Gegentheile  in  nodi  verstärkteren  Bass  über,  weil 
18  Concordat  keiner  Partbei  im  Lande  genügte,  und  die  Minorität  der 
dd  General-Staaten  in  demselben  eine  Ueberschreitung  des  Art  104.  des 
rundgesetzes  erkennen  wollte,  da  die  Regierung  m'cht  zur  Dotirung  der 
flcfaöflichen  Seminarien  und  Dom-Capitel  berechtigt  gewesen,  indem 
ß  nur  die  Befugniss  4iabe,  den  Religipnslehrern  der  verschiedenen 
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Gonfessionen  neae  Gehalte  oder  Gehaltszulagen  zu  bewilligen.  Die 
vfNn  dem  Ministerium  unterstiitzten  Journale  betheiligten  sich  selbst 
bei  den  AngriflTen  auf  das  Concordat  ui\d  reizten  nur  um  so  rodv 
noch  zu  grosserer  Bitterkeit  in  den  Repliken  der  Belgier.  Die  fn- 
thei  des  Klerus  wurde  inzwischen  immer  stärker,  namentlich  fohlte  der 
hohe  und  niedere  Adel  sich  stets  gegen  den  Niederländisdien  bei  der  Ver- 
waltung zurückgesetzt,  und  vermehrte  nun  blindlings  gegen  seine  qp- 
nen  geistigen  und  materiellen  Interessen  die  Reihen  der  ultramoi- 
tanen  Oppositionsmänner.  Doch  konnten  sie  die  Vollziehung  da 
Concordats  nicht  zu  Stande  bringen,  und  neue  Cnterhandlongei 
mussten  zu  Rom  in  Gang  gebracht  werden»  die  nur  gleichzeitig  dae 
erhöhtere  Spannung  und  gegenseitige  Ueberwachung  bei  baden  Pv- 
theien  im  Lande  hervorrieren.  Die  Excesse  der  Presse  im  Mit 
1828«  die  pöbelhaftesten  Angriflfe  gegen  die  Person  des  Königs  hattea 
die  Zahl  der  Press-Processe  vervielfacht,  aber  auch  nfich  den  Fanb- 
rungen  der  Niederländer,  die  das  Ministerium  darin  unteratutzto^ 
eine  Verschärfung  der  Pressgesetze  als  nothwendig  gezeigt  Die  da 
General-Staaten  vorgelegten  Entwürfe  (November  1828)  erregten  ei- 
nen Adressen-  und  Petitions-Storm  gegen  dieselben  in  den  BelgisciMi 
Provinzen  (December  1828  —  Februar  1829).  Eine  gleiche  Versckie- 
denheit  der  Ansichten  zeigte  sich  bei  den  Vortagen  über  das  h- 
situt  der  Geschwornengerichte,  mhfidestens  bei  den  Pressvergeben;  voa 
den  Holländern  entschieden  gemissbilligt,  als  ein  nicht  dem  Volkscfaarrih 
ter  angemessenes  Institut,  fand  es  nicht  minder  entschieden  anf  der 
Belgischen  Seite  die  wärmste  Unterstützung,  und  daher  war  seine  tar- 
läufige Ablehnung  eine  neuer  Anlass  zu  vermehrter  DnzafriedeBhel 
und  stärkerer  Anfeindung  der  Regierung. 

In  der  Botschaft  vom  11.  December  1829,  welche  der  KoBf 
nach  der  Verwerfung  des  zehnjährigen  Budgets  und  des  Gesetzes 
über  die  Tilgung  der  Staatsschulden  im  Mai  d.  J.  den  im  October 
wieder  eröOheten  General  -  Staaten  bei  der  neuen  Einbringung  dei 
zehnjährigen  Budgets  zusandte,  heisst  es  bereits:  «Dem  Staate  drott 
eine  gewaltsame  Bewegung,  ich  werde  nichts  versäumen,  ihr  zm« 
zu  kommen  und  sie  im  Nothfalle  unterdrücken.  Ihr  wollt  die  Wohl- 
fahrt eures  Vaterlandes,  es  ist  der  einzige  Zweck  aller  meiner  t^ 
mühungen.  Ich  höre  von  Beschwerden  reden,  ich  habe  sie  soqfiiUt 
untersucht  und  werde  mich  fortwährend  mit  ihnen  beschäAfieA 
Unter  ihnen  sind  viele,  welche  ich  abgestellt  habe,  andere,  weicht 
meine  Ueberzeugung  mich  nöthigt,  ali  ung<egriindet ab- 
zuweisen und  noch  andere,  welche  der  Gegenstand  meiner  fernen 
Aufmerksamkeit  sein  werden.  Ich  werde  alles  bewilligen,  was  meii 
Gewissen  mir  erlauben  wird;  aber  nie  wird  für  die  Schmabua- 


A 


;en  eroer  angestüraen  Wutb,  noch  für  unpassende  Forde- 
'UDgen  die  Zeit  kommen,  wo  ich  ihnen  werde  nachgeben 
cönnen.'  *>  L'nd  aucii  nach  dieser  Botschaft  wurde  das  zehnjährige 
Budget  nur  mit  61  gegen  46  Stimmen  angenommen,  von  denen  die 
letzteren  fast  ohne  Ausnahme  Belgische  Mitglieder  waren.  Das  Jah- 
resbudget oder  das  der  ausserordentlichen  Ausgaben  erhielt  durch 
ministeriellen  Einfluss  die  Majorität  nur  von  einer  einzigen  Stimme 
(54  gegen  03)  in  der  zweiten  Kammer  der  General  -  Staaten.  Die 
Aufliebimg  des  philosophischen  CoJIegjums  zu  Löwen  am  9.  Januar 
1830,  welche  die  Itegierung  mit  linancicilen  Motiven  rechtfertigea 
wollte,  erschien  ihren  Gegnern  nur  als  ein  neuer  Triumph  über  die 
Schwäche  der  itegierung,  welcher  den  Muth  zur  Verdoppelung  der 
AngriSe  sogar  erhüben  musste.  Die  Entlassung  der  Belgischen  Beam- 
teo  aus  dem  Staatsdienste,  welche  in  den  General-Staaten  gegen  die 
königlichen  Vorlagen  gestimmt  hatten,  reizte  zur  rascheren  Erhebung; 
der  Process  gegen  de  Potter,  Tietemuns,  Bartels  und  Gefährten,  welche 
wegen  eines  Complotts  zur  Veränderung  der  Regierung  vor  den  Ge- 
richtshof zu  Brüssel  gestellt  i'nd  am  30.  April  zur  Verbannung  auf 
lieben  bis  aclit  Jahre  verurtheilt  worden,  wurde  als  eine  gemeinsame 
Anklage  gegen  alle  Verlheidiger  der  Rechte  Belgiens  ausgebeutet. 
Im  Mai  und  Juni  des  Jahres  1830  wurden  die  General -Staaten  mit 
mehr  als  lUOO  Petitionen  (und  300,000  Unterschriften)  ijberschüttel; 
sie  forderten  sämmtlich  aus  einem  Tone  «Vollziehung  des  Goncordats, 
gesetzliche  Verantwortlichkeit  der  Minister,  Schutz  der  freien  Presse, 
Freiheit  des  Unterrichts,  freien  Gebrauch  der  Fraiizösiclicn  Sprache, 
definitive  Organisation  der  Gerichte  (Geschworene),  gleiche  Verthei- 
lung  der  Aemter  zwischen  Uolländeni  und  Belgiern  und  Piiblicität 
des  Gemeinde -Budgets."  Die  General  -  Staaten  wurden  am  2.  Juni 
1830  vor  Beendigung  ihrer  Arbeiten  auf  Befehl  des  Königs  ge- 
schlossen. 

Der  um  wenige  Wochen  spätere  Ausbruch  der  Juli-Revolution 
in  Frankreich  liess  alsbald  seine  Wirkungen  in  dem  durch  so  viele 
Bande  verknüpHen  Belgischen  Nachbarlande  empGnden.  Der  Bruch 
mit  den  Niederlanden  war  unvermeidlich,  wenn  nicht  durch  entschie- 
dene Uebermacht  der  Sieg  auf  der  Seite  der  Regierung  blieb.  Schon 
am  25.  August  1830  brach  der  Aufstand  in  Brüssel  aus,  in  dem  Ver- 
laufe weniger  Tage  war  er  über  alle  grosse  und  mittlere  Städte  der 
Belgischen  Provinzen  ausgedehnt.  Die  Trennung  war  sogleich  ent- 
ichieden,  aber  noch  nicht  die  Lossagung  von  der  Dynastie  Oranien- 
Vassau.  Mau  wünschte  deu  Prinim  von  Oranien,  für  den  sieb  früher 
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sdiOD  in  Belgien  iimner  eine  4|||^kere  Sympathie  als  fnr  den  König, 
seinen  Vater,  gezeigt  tiatte,  als  anabhängigen  Herrscher»   aber  IBr 
immer  von  Holland  abgesondert    Der  König  schien  anfaoglich.  seM 
nicht  abgeneigt,  auf  diesen  Gang  der  Entwickelnng  sich  etmolassea 
Er  berief  am  5.  September  eine  aosserordentliche  VersammhiQg  der 
Qeoerai- Staaten  auf  den  13.  September  nach  dem  Haag  ^naanaMa, 
welche  die  Beschwerden  der  Belgier  untersuchen  und  die  Fhfa  der 
Trennung  beider  Theile  lösen  sollte,  die  durch  Europaeiscfae  Wiliige 
und  durch  das  Grundgesetz  (är  immer  mit  einander  vereiot  weiden 
Bei  der  Eröffiiung  d«r  General-Staaten  am  13.  September  befticdj^ 
aber  weder  die  Bede  des  Königs,  noch  das  Benehaien  des  groasta 
Theils  der  Holländischen  Abgeordneten  die  ziemlich  voilstiadig  an- 
gekommenen Belgtocben  Mitglieder.    Schon  am  zweiten  Tage  mim 
Stassflot  die  Versammlung  und  kehrte  nach  Brüssel  zurück.  Ihn  fa^ 
ten  bald  andere,  um  in  ihrer  Heimath  die  Nachricht  zu  veibfeHea, 
dasr  alle  gerechte  Erwartungen  der  Beigier  an  dem  Starrsinne  der 
Holländischen  Begiorung  scheitern  wiirden.    Luttich  griff  bereis  m 
n.  September  wieder  zu  den  Waffen,  Brüssel  folgte  am  90.  Sqittr, 
und  eine  provisorische  Begiernng  aus  acht  Mitgliedern  wurde  geUdel 
unter  denen  Potter  und  Stassart  sich  befanden.     Der  sehr  bhlfp 
Kaippf  in  und  um  Briissel  unter  der  Leitung  des  z wetten  Sohaes  dei 
Kön%8,  des  Prinzen  Friedrich,  dauerte  vom  21.  bis  zum  Sfl.  Sepitr. 
imd  endete  mit  der  Zerstörung  eines  beträchtlichen  Theiles  der  StiA 
und  dem  Rückzuge  der  königlichen  Truppen.    Aus  d&k  südlich  wd 
westlich  von  der  Hauptstadt  gelegenen  Ortschaften '  wurden  die  Hol- 
ländischen Truppen  ohne  besonderen  Kampf  zum  Abgange  genoihft, 
Lüttich,  Namur,  Verviers  waren  gleichfalls  frei.    Nur  hordlich  |Qn 
Brüssel  in  der  Entfernung  von  4  Meilen  hielten  sich  die  kdntgiicheB 
Truppen.    König  Wilhelm  I.  zögerte  auch  jetzt  noch  durch  eiaea 
entschiedenen    Schritt  Belgien   für   seine  Dynastie    zu    retten;  di 
drängte  das  stark  vergossene  Bürgerblut  auch  das  Andenken  an  des 
Prinzen  von  Oranien  in  den  Hintergrund,  und  machte  den  G^gam 
des  Hauses  Oranien  ein  leichteres  Spiel,  Belgien  völlig  vmi  demsdkB 
zu  trennen. 

Am  4.  October  erklärte  bereits  die  provisoriscfae  BegieroDi: 
durch  ein  Decr^t  aus  drei  Artikeln:  „1)  dass  die  auf  gewaltsame  Art 
von  Holland  losgerissenen  Belgischen  Provinzen  fortan  einen  nnal- 
hängigen  Staat  bilden  würden,  2)  dass  die  provuoriscfae  B^enof 
sich  so  bald  als  möglich  mit  einem  Verfassungsentwurfe  tu  bescki^ 
tigen  habe,  und  3)  dass  zur  Prüfung,  Modificirung  und  definiüia 
Genehmigung  ein  National  -  Gongress  einzuberufen  sei,  in  wetcbea 
alle  Interessen  der  Belgischen  Provinzen  ihre  Yertr^ung  fisto 
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Zwei  Tage  später  (6.  'October)  setzte  Äe  provisorische 
Begierung  eiqe  Verfnsstings-Commission  wieder  aus  acht  Mitgliedern 
(darunter  van  Meeaen  und  van  Gerlache)  ein,  die  mit  ihr  in  Gemein- 
schaft den  EntM'urf  bearbeiten  sollte,  nöthigenfalls  noch  mit  ausge- 
zeichneten Männern  aller  Provinzen  zu  verstarken  wäre,  und  vor 
Allem  zuerst  mit  der  neuen  Einrichtung  zu  deu  Wahlen  für  den 
Nationol-Congress  zu  beauflragon  sei.  Nach  diesen  Schritten  war  es 
zu  spat,  dass  der  KÖrng  gleichzeitig  (den  4.  October)  den  Prinzen 
von  Oranien  zum  Regenten  Belgiens  einsetzte,  die  Verwaltung  der 
Angetegenheiten  in  Französischer  Sprache  zu  führen  und  die  Stellen 
ia  der  Verwaltung  nur  mit  eingeborenen  lielgiern  zu  besetzen  befahl. 
Denn  wenn  auch  aus  diesen  Maasregeln  eine  Trennung  Belgiens  auf 
firiedlichem  Wege  als  möglich  erscheinen  konnte,  so  widersprach  dach 
dem  dafür  geneigten  Sinne  des  Königs  sein  Aufruf  an  das  Nieder- 
ländische Volk  vom  5.  October,  welcher  nur  auf  eine  gewaltsame 
Unterwerfung  der  Belgier  hindeutete.  Und  die  spateren  Handlungen 
des  Königs,  die  allerdings  unter  dem  Einflüsse  stets  wiederholter 
oeoer  Verletzungen  von  Seiten  der  Belgier  erfolgten,  rechtfertigten 
die  Dentung,  welche  die  provisorische  Regierung  den  letzten  könig- 
lichen Anordnungen  gab.  Denn  als  der  Prinz  von  Oranien,  wohJ 
unzweifelhaft  mit  Ueberschreitung  seiner  Vollmacht,  am  l(j.  October 
in  einer  Prociamation  die  Unabhängigkeit  Belgiens  anerkannte  und 
sich  dem  von  der  provisorisdien  Regierung  ausgesprochenen  Grund- 
satze, der  Wahl  durch  das  Volk,  unterwarf,  fand  er  weder  in  Brüssel 
rechten  Glauben,  noch  eine  Genehmigung  dieses  Schrittes  bei  seinem 
Vater.  Es  wurde  vielmelir  von  dem  Könige  die  Vollmacht  des  Prin- 
zen von  Oranien  als  Regent  von  Belgien  förmlich  am  20.  October 
zurückgenommen,  und  dadurch  das  Schicksal  Belgiens  für  die  nächste 
Zukunli  bestimmt  *),  wenn  man  noch  als  unmittelbare  Folge  daTon 
den  Ueberfall  der  Holländer  durch  die  Bevölkerung  in  Antwerpen 
(26.  October)  und  des  General  Chnssö's  Bestrafung  der  Stadt  durch 
du  fürchterhche  Bombardement  am  28.  October  in  Betracht  zieht  **). 
Unterdessen  hatte  der  Konig  den  General -Staaten  im  Haag  (am 
W.  October)  erklärt,  dass,  da  die  grundgesetzltche  Gewalt  in  den 

V  y'on  hier  ab  geht  nun  die  Getchiehte  der  Verfatiang  ßelgicnt  ihren 
MUttändigen  Gang  weiter  fort,  indem  dieter  Staat  in  dieier  m«incr  Samm- 
lung der  Verfattungturkunden  unmitlclbar  auf  die  Kiedtrlande  folgen  leird, 
~  Der  Prins  von  OramVn  verlieu  auf  einige  Zeil  die  Xiederland«  und  ging    , 
nach  England. 

"J  Autser  den  groiten  Entrepolt,  die  mit  Waareii  HbtrßlU  uami. 
brannten  über  200  Gebäude  unter  dem  unaiugetetiten  Kugelregen  nieder;  iler 
Schaden  tpvrdr  auf  55,000.000  Gulden  (gegen  31.000,000  TMr.  PreuMt.J  geichätii, 
—  Diei  vertilgte  auch  den  MUni  Geäankcn  au{  eine  Auigleichwng ,  iclbit  bei 
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•odlichen  Provinzen  nicht  iiiehi^||nBikaBnt  wm^  iie  ndk  mordlfer- 
treter  der  nördlicben  Pravinien  betradrten  nnd  die  mttkimk  äch 
ielbst  äberlaflien  tolRen,  bis  er  mil  BeraChmig  teiDer 
dttrii|>er  einen  Bescfainss  geftwt  habe.  IM  in  der  Ühal 
«H  4  November  d  J.  die  Gonferemen  der  finf  GroMMchli  n  Jm- 
den  iii>er  diese  Angelegeidi^  ihren.  Anfimg.    Ihn  mt  fiber..dn 
AbschlQSS  eines  Waff^nstiilstaiides  in  Belgien»  sewie  nbnr  db  S» 
nnng  Belgiens  von  den  Mtederi^pden  bald  einverstanden^  mr  üElfiifc 
man  sich  auf  das  mtschiedenstQ  gegen  die  Einfifanng 
kanischen  Begierangsf orm ,  und  wünschte,  daas  die  Wail  das 
Bleuten  auf  ein  BlitgUed  des  buses  Oranien  gelenkt  wMe.   Dn 
letztere  wurdebald  durch  den  Beseiduas  des  NaSonaMiOnBranas  u 
Brüssel  vom  24.  November  verctteU,  nadi  wdchepn  das  ibna  Oasniai 
mit  161  Stimmen  gegen  28  von  dei^  BegenlenwäU  auf  ioHier  ^  h 
perpetuitö)  aufgeschlossen  wurde,  und  selbst  die 
glieder  hatten  sich  nur  gegen  den  ^esoUnss^b  la 
Und  doch  fasste  die  Londons  Gonlerenz  adion  am  ftk 
ika  Beschluss,  dass  Belgien  von  Holland  lurtegoriach 
den  sollte,  weil  der  politische  Zweck,  xu  weidienl  Belgien 
bmd  nach  Napoleon's  Sturs  vereinigt  worden^  nicht  nur  yfSUg 
gefiUirt  geblid)^  sondern  e^  jetzt  a«ch  khr  am  Tage  Hegta^ 
wegen  der  unbesiegbar  fehidseligen  Stimmung  der  aordtchen  ni 
siidlichen  Provinzen  des  vereinigt  gewesenen  Staates  mm  nnd 
mehr  eiteicht  werden  könne.    Weim  audi  König  WSielni 
gegen  einen  solchen  BescMuss  protestirte,  so  wurde 
der  Conferenz  noch  am  28.  Januar  1831  dahin  erweitert:  Beiglea 
solle  fortan  als  ein  völlig  unabhängiger  Staat  für  sich  besteiien,  in 
Königreich  der  Niederlande  dasjenige  Territorium  behnlWy  wrt- 
ches  im  Jahre  1790.  zur  vormaligen  BepubUk  der  vereinfgiA  Mai» 
lande  gdiörte,  Belgien  aber*  das  übrige  Gebiet  umfaaaeB, 
1815  d^  Königreich  der  vereinigten  Niederlande  einverMbt 
sei;  jedoch  solle  ausdrücklich  das  Grossherzogthum  Luxem- 
burg 482U  nicht  g^ören,  weil  solches  unter  einem  anderem  Bechb- 
titel  im  Besitz  des  Hauses  Nassau  sidi  befinde,   auch  fortwttrenl 
einen  Tbeii  des  Deutschen  Bundes  ausmache.    Die  freie  BeacUlHf 
aller  schiflfbarra  Flüsse  und  Ströme,   welche  das  HoHamBsok  aai 
Belgische  Gebiet  durchffiessen,  ward  nach  Art  MB— 11.T  der  IVkMT 
Gongressacte  ausdrücklidi  bedungen.    Die  gegenseü^eti  Endaven  äf 
HoUindischem  und  belgischem  Gebiete  sollten  unter  Lotnog  der  Sä 

vöUiger  Trennung  Belgiens,  für  einen  Oreunschen  Prüiun;  emeh  'üe  BmUt  p 
Rivalim,  die  nktm  zum  Nachgeben  gemakm  kaUe,  umrjelft  emfieig  IMM  K 
gtreitt,  |^ 
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"■MJrhft  «Mfetauaelit  werdeo;  BtfBleo  aber  aoVe  ud(»  firnntifl 
C^sanichte  einen  für  iBn«r  aentralen  SlHrt  bRden  und  ge- 
M  MiB,  iBJtte  NMtralitfit  MMfc  9BgMi  aMB'aDdM«  Staaten  tu 
Mafatoi.  IHeseGniRd^  blM  g^en  aUe  apitered  ABfecbtugen 
.MiiBB  Md  betlMiligtea  Hächte  anfrfchl  erfaalUa,  »«rte  dl« 
M»  fiflKUüaie  der  LonAMor  Gonfereiw,  aät  Aundani  der 
«ibiff9t[Md)itrger  ADgakfpe^eitai,  «o  sehr  sie  aa  sich  te  Benig 
dto  immtßrtMitaiiae  der  NjedarHindischwi  Staatsscfanldan,  anf 
Iteilvlime,  «t  de»  Handel  tmh  däa  NiedcrläxuysdieD  Gdoiijea, 
dio  Bilatioiniuni  der  Vertültoim  des  itol^  Ajdworpea  u.  s.  wi. 
politischem  Interesse  sind,  doch  den  Zweck  dieser  Sammlung 
t  berühren.  Das  Ultimatum  der  Conftreni  in  18  Artikelu,  am 
liini  abgefassf,  wurde  zwar  von  beiden  sich  befeindenden  Staaten 
t  angenommen,  der  neue  Feldiug  im  August  1831  gereichte  zum 
mc  des  Niederländischen  Heeres,  aber  die  Conferenz  gebol  am 
August  abermals  WatTeiistillstand  und  unterzeicliaetc  einen  Frie. 
vertrag  in  24  Artikeln  am  15.  October,  indem  sie  zugleich  cr- 
e,  sich  aller  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mittel  bedienen  zu  Molleij, 
denselben  aufrecht  zu  erhalten  nnd  jeden  neuen  Ausbruch  des 
ipres  auf  Belgischem  oder  Niederländischem  Gebiete  zu  verhindern. 
Belgische  Abgeordneten- Kammer  nahm  am  I.  November  die  24 
lel  mit  39  gegen  3S  Stimmen  an,  und  darauf  folgte  am  1^.  No- 
wr  der  Friedens-  und  Freundschnrtsverlrag  zwischen  dem  König 
lold  von  Belgien  und  den  fünf  Grossmächten.  Der-  König  der 
erlandc  zog  aber  seine  Zustimmung  zu  dem  Vortrage  nodi  meli- 
Jahre  mit  der  hartnackigsten  Entschlossenheit  hin,  in  der  ihn 
fast  beispiellose  Aufopferungstreue  des  Niederländischen  Volk» 
rstiitzte.  Erst  als  am  27.  October  1832  ein  Bundesvertrag  zvri- 
a  Frankreich  und  Grossbritanicn  abgeschlossen  wurde,  Holland 
Gewalt  der  Waifen  zu  Lande  und  zur  See  zur  Annahme  der 
trtiliel  zu  zwingen,  erst  als  die  Holländischen  Küsten  von  den 
Ten  dieser  beiden  Mächte  blokirt  und  der  Seehandel  gehemmt 
le,  und  nachdem  die  Ciladelle  von  Antwerpen,  der  letzte  feste  von 
se  mit  bewundernswürdiger  Tapferkeit  vertheidigte  Punkt  der 
^läuder  auf  Belgischem  Gebiete  durch  ein  Französisches  Uülb- 
(  als  ein  Schutthaufen  gewonnen  wurde  (Novbr.  bis  23.  Decbr.); 
tc  die  Niederländische  Regierung  nicht  länger  ihrer  Beharrlich- 
rücksichtslos  nachgeben,  ^ia  erkannte  zwar  noch  nicht  förmlich 
König  von  Belgien  on.  aber  sie  warf  den  .Schwerpunkt  des  fer- 
a  Streita  auf  die  EotochadigQng  Tür  einen  Theil  von  Luxemblirg 
li  Limburg  und  aaT  di«  Betkaligam^Ba^ims  bai  dar  Kiederlän- 
«D  StoatssditiM  hfo.    BdgiefriitHid 'Residiert  larter  dem  Stintte 


der  Garantie  und  der  Anorkennung  seiner  Seibständigkeit  ton  *» 
Grossmäditen.  Durch  die  Uebereinknnft  m  London  rom  Sl.  Hm 
1833  worde  den  Zwangsmaassregdn  gegen  die  Niederiinde  ein  Brie 
gemadit,  and  der  Sfatas  quo  zwischen  Belgien  und  HoltaDd  bis  mm 
Abschlnss  eindi  Defiifitiy-Vartrages  von  den  Grossmachlen 
Bdgien  lonnte  denmach  ruhiger  zusdien,  wenn  die 
der  Londoner  Ck>nferenz  bisweilen  abgebrochen^),  bisweOeB  leo  » 
deren  Orten,  von  dem  Hoflager  einer  der  Groasmacbte^  oder  vm  den 
Zusammenkikiften  mehrerer  Morarcben  ans  geleitet  wurden:  ea  Joannte 
sich  fast  ungestört  der  inneren  fiitwickdung  und  GonaoBdirang  sei- 
ner TerbaltniiBe  hingeben. 

Der  Konig  der  Niederlande  bnd  sidi  zwar 'Jetzt  bewogan,  fie 
westliche  Hälfte  des  Grossherzogtbums  Ton  Luxemburg  fegen  eio 
Aequivalent  im  Belgischen  Limburg  aufzugeben»  aber  er.  nring^i 
dass  dieser  Theil  von  Limburg  der  Niederlandisdien  Krone  als  im> 
bedingtes  Eigenthum  zufallen,  und  frei  von  allen  BezMiungen  zum 
Deutadien  Bunde  dem  Königreich  der  Miederiande  dnverieOit  wardea 
sollte.  Belgien  war  zwar  an  sich  gc^en  diese  Forderang  niclit  od- 
genommen,  nur  bestand  es  darauf,  dass  der  Deutsdie  Bund  und  die 
Agnaten  aus  dem  herzogl.  Hause  Nassau  w^en  ihrer  Anredite  anf  dea 
an  Belgien  ftllenden  Iheil  von  Luxembuif[,  wofür  ^ibea  Limburg  ab 
Entschädigung  dargebotep  wurde,  ihre  Zustimmung  dazu  gdien  moss- 
t^.  Keine  der  dabei  betheiligten  Mächte  entwickelte  besonderea 
Eifer,  diese  Yerhandlong  7um  Schlüsse  zu  fuhren,  so  dass  nadi  lan- 
gem Hinschleppen  der  Angelegenheit  erst  am  18.  Aug.  1836  dte  Dcot- 
sehe  Bundesversammlung  den  folgenden  BescUoss  fasste:  »Der  Deut- 
sche Bund  versagt  seine  ZusUmmung  jeder  Abtretung  eiAea  TheOes  des 
Grossherzogthums  Luxemburg,  die  ohne  Territoriäl-Entscha^gung  Iv 
denselben  statt  finden  sollte^  'aber  er  erklärt,  dass  er  in  Ber&cksidifr 
gung  der  für  die  Nass^uischen  Agnaten  gegebenen  Erklärung,  uA 
der  Abtretung  des  im  Art.  2.  (eines  der  oben  genannten  24  Artikel) 
des  l^ennuDgs-Acts  vom  19.  November  1831  besEoidmeteii  Theib  tob 
Luxemburg  gegen  die  im  Art  4..  desselben  Documentes  ang^gebenea 
TenJtprial  -  Entschädigungen  unter  der  Bedingung  einverstanden  ist* 
dass  der  Belgischen  Regierung  die  Verpflichtung  aulbrlegt  werda^  kdae 
Befestigungen  in  dem  ihr  abgetretenen  Theile  von  Luxemburg  zu  er- 
richten und  namentlich  die  Stadt  Arlon  metfi  befestigen.  Bff 
Deutsche  Bond  fugt  hinzu,  dass  die' näheren  Besthmnungen  der  des 


V  So  ffisehah  es  amU.  ÄuguH  1838^  tcoronf  «fo«  Utnfirt  AK  dbfr 
Urhandlungen  vöUig  ruhi§k.  Im  0Mb»  183S  iMm  4^  wMkr  ^ImUfr 
aufgenanmen  werden,  aber  e$  kam  doch  niehi  vor  dem  Jtirx  liSB  dm. 


Brntecben  Bude  m  Limbu^  zu  fsAttiiea  Tenitorial-EatMfaiMiguii- 
0B&i/der«ii  Prhicipien  er  festotellt,  emer  bMondaren  VeriiMthiBg 
mfKbeB  Am  ODd  der  NiederländMcben  BegisrBDg  vorb^ilten  bM- 
ben,  «kd  .ttau  diese  EntfcbädigDtig  w  Ti«l  al«  inöglidi  den.  InteraMen 
4tt  iiudes  iD  Bezag  aif  de  Integrität  Htoer  VertbeidigingriWe 
MtqireclMB  moise.'  Nieder  flin  lahr  lang  nibeten  lüB  Verboodta»- 
gea,  bi>  cadlich  ein  nener  Imptils  ca  deuelbea  von  deti  Generil* 
Stella  der  Niederiande  gegeben  wurde,  A6  im  Nameo  dea  Velks, 
dM  bei  dam  uniclMreü  Znstaade  des  Mmigrdcfas  md  den  noch  stets 
mwhlltaflstBiissig  grossen  Kosten  der  fär  einm  möglidien  Säieg 
iB  Bereitidiaft  gebatteneA  Heereakrafte  die  grösates  Nacbtbrile  ei'- 
nue,  dn  friedticbes  deSnlUres  Abkommt  mit  Mpen  Terimgln. 
Nncfa  ^elen  vergeblicben  neaen  Versticben  dorcb  VrenaseD,  darch 
-fiigl«Dd  od«r  donfa  Bnaaland  bessere  Btidinguiig«!  als  dM  IntoK 
jaMT  34  Artftel  za  erreicben,  entacMosa  üdi  endlich  König  WUtrim 
im  ittri  1838  seinen  Gesandted  in  LoodMi  ni  bewHmäiAtfgen,  Ür 
An  ta  die  Annabine  der  24  Artikel'  m  wfll^,  alloiHDgs  mit  der 
inHerUdien  Uaiunaig  an  dl«  die  KtnopOHadie  Pottik  leKendes  B«gca- 
taa,  Vtfdurcb  er  ridi  f&r  siime  hi^  Benttenz  nmcUlbrtigeD  ge- 
dtdite:  .Die  Nachwelt  wird  sieh  über  den  writren  Chard[tiBrdflr 
Snrigaisse,  deren  TerbSngnissvoHe  F^gen  die  Niederlande  md  tu 
EoropaiBcbe  Gldcbgewidit  so  tief  ersdiüttert  haben,  nicht  ItäDsdMn. 
Sie  tragen  dsa  Gqiräg«  einw  idiwachen  nnd  prhid^pseB  Pditft  ond^ 
aler  der  Unglöcloßll^  dieser  Zeit,  die  teaas  her* orgegangen  Ite^ 
aal  sidL"  Doch  b-at  erst  fan  Joll  1838  die  Gonferenc  n  LowlaB 
wieder  KBsammen,  ond  nene  RostadigeD  und  ZnsanuMozfehng  der 
Heereskrsfte  so  den  GrSAxen  von  heidrä  betbefllgten  MicMeM  Mtolg- 
tan,  bis  nacb  abermaliger  Berathmg  «nd  Besidüosrndune  der  Btigt- 
sdien  tieMen  Kammero  nber  die  FriedensTwecU^  (Min  1899)  der 
Friedennerirsg  iwisdim  den  Niederiandeni  B^glen  mi  den  finf 
Grossnächten  am  19.  April  1839  in  Ltwdbn  ni  Stande  kani,  vid 
am  8.  Juni  d.  i.  die  Batiflcalionen  desselben  gegenseitig  ausgewech- 
selt wurden.  Oesterreich  und  Preussen  halten  bereits  im  Namen  des 
Denfschen  Bundes  bei  der  Conferenz  die  Zustimmung  in  Bezog  auf 
den  Austausch  der  Luxembui^tscbcn  und  Limburgischen  Antheile  ge- 
geben, und  die  Deutsche  Bundesversammlung  bestätigte  diesen  Bei- 
tritt durch  den  Bcschluss  vom  11.  Mai  1839.  Es  war  dadurch  der 
wesentliche  Inhalt  jener  oben  angeführten  24  Artikel  unverändert 
anerkannt.  Einer  der  Hauptpunkte,  die  Beiheiligung  Belgiens  an  der 
Niederländischen  Staatschuld,  war  auf  eine  jährliche  Rente  von 
■1,000,000  Gulden  (2,872,222  Thir.  Preuss.),  jedoch  erst  vom  1.  Jan. 
1839  ah,  festgestellt;  der  Hafen  von  Antwerpen  kann  wie  bisher  nur 


1  duf  WiflMMi 
I  Mit  1830  twwmlügt  odw  In  IhiiiHijiiiig  ^ 
Wh  «V  4jnin*W8i«tei  ¥iiilwlhi»ii-i  I  ilag.  M 
wänl»  im  nagnMmt»  Itmmittun  VnpoafSi  dte  wöüMa  «Mm 
gMMM  Häiae  Hit  «taxMK»  der  fi^iet«  TM  VMon,  Alka,  Bm- 
tflpt  lisd  BMUbe  an  Mgie«  ifaeeteetaB^  eia  J^wiNrium,  dH'ii 
Jahn  l«a8  MCfi»  ScMiai  Mlliielt;  im»m  «Mbo  dit  SU» 

laode  in  Limburg  das  Lsnd  auf  ilem  rechton  LTcr  der  Maas  itebst 
.Maa^lridil  in  einem  Lraiireise  »on  1200  Toisen  auf  dem  linken  Lfiv 
und  auaserdem  ita  Dordlicben  Tlieile  dieser  Landschaft  einige  Bezirke 
auf  dem  linken  Ufer  bis  Weert,  ein  Ternlorium,  auf  wekbeni  im 
Jahre  1838  147,027  Seelen  nohnlea,  ^o  dsss  aUo  die  Ausgleichuufc 
in  der  Bevülkerung  ziemiith  ganau  zulraf.  Leber  diesen  Tbeil  rat 
Limburg  scbloss  König  Wiilielm  am  il.  Jum'  l^-)d  mit  den  AgnatiJi 
doa  herzoglichen  Hauses  Nassau  (dem  Herzoge  Wilhelm,  der  bereits 
am  24.  Juli  1839  verstarb,  dem  Erbprinzen  ,ldolph,  dem  gegenwartig  re- 
gierenden Herzog,  und  Prinz  Friedricli,  Brud«'  des  Herzogs  Wilhelm) 
für  sich  und  ihre  Nachkommen  einen  Vertrag  lu  Wiesbaden,  nach 
welchem  sie  für  eine  Abliodung  von  750,000  Gulden  Holland,  Titr 
immer  allen  Ansprüchen  auf  diesen  für  den  abg^elenen  Tlieil  raa 
Luxemburg  eingetauschten  Anlheil  Limburg's  entsagten,  soweit  ite 
dieselben  in  Folge  der  ihnen  früher  verliehenen  Rechte*)  bohauplco 
könnten.  Dodi  verbleibt  denselben  ihr  agnaliscii'-s  Anrecht  auf  das  iu 
esferM  Ghtv««  eriMttteiw  GiwnhfrwuthBm  LuMmbfwn;,  Der  Be#>- 
Mb«  BiwlHvarsamvIu^  witMe  von  der  NisderivdJBo^n  Ba^Bcwi 
a«  |&  Abc.  MSB  der  Vorsckl4«  sepwebt,  au  den  jetst  deoNaderiaadw 
MtfclüifcwiitqB  AoUmU  ven ümbarg  ob  beaseder«»  ||an«etb«ti  n  li> 
d«b  j«dMb  Hit  AwttUu«  der  FMtoi««  Uaaatriefat  a^d  Voalos  d« 
ait*flcIi}i«SBllcli  dw  Iß4dvlN)d^  verbleiben.  Qh  Hann^Mii 
liabwr^  Hltte  wi«  LqiwMMiüK  -ejaea  Tbeil  des  ]>e«tsch«i  Pmvlai 
bitte.  Mem  der  KöiMg  der  Niedertaade  die  VDrsichenn«  «tbe« 
dm  ü»  Veninipw«  {jmbu^a  mit  dso  MiedvkndflQ  in  dai  Vi» 
iMit«f**)  d«n  VMyOicMBiwa»  des  HerKHslfcvn»  gegv  dw  Itevb- 


V  Dtei  war  gatiuhe»  '4ureh  im  FamttUn-Vtrtr^  notejM*  iln  mt- 

«IfMH  Mtan/t»  im  Bmut  JVmMm  au  im  JWW»  I'Sa,  wtfdter  mA 

omfwk  4it-  Wintr  Cmunww»  vm  9.  JmA  Ulft  mtrl^mi4  «mmI  «ahw- 

vtnit  MtiricM^  (0  Satt  £Mwy  th  dfa  ffniMt|[ewfift  Mi  IWwUltMf' 


Ol  Bund  keinen  Eintrag  (hun  soll.  Am  5.  September  1839  warde 
Hr  Antrag  von  der  Deutschen  Bundcsversaniinlimg  mit  StJmmen- 
^Higkeit  angenommen.  Dem  llenogthum  Limburg  und  dem 
Mitir  verkleinerten  Grossherzogthum  Luxembui^  verbleiben  In 
mg  auf  den  Deutschen  Bund  collectiv  alte  diejenigen  Bechte  und 
nt%e,  die  bis  dahin  mit  dem  Grossherzo;i;thum  Luxemburg  allein 
blUMien  waren.  Die  matricularmas^igen  VerfaültDrsse  für  die  .Stel- 
8  .'der  Mannschaften  und  für  Geldleistungen  werden  nach  dem 
I  Aem  Konige  der  Niederlande  in  der  Erklärung  tooi  16.  Aogost 
Iß  Angegebenen  Zablenverhältnisse  in  der  liundesmatrlkel  berich- 
t  werden. 

Nachdem  nun  die  auswärtigen  Verhältnisse  des  Königreichs  def 
ideriaqde  definitiv  festgestellt  waren,  mabate  die  iweite  Kam- 
r  der  General-Staaten  ernster  an  die  Itevision  des  Grundge- 
setzes vom  Jahre  1SI5,  vrie  sie  von  der  Regierung  schon  im 
18^1  versprochen  war,  und  schon  in  vielen  Artikeln  allein  durch  die 
'änderte  Gestaltung  des  Staates  dringend  geboten  wurde.  In  den 
ten  Jahren  der  Hingebung  für  die  Vertheidigung  der  Holländischen 
chte  gegen  Belgien,  bei  dem  gebietenden  Auftreten  der  auswärti- 
1  Mächte  hatte  man  geduldig  auf  ruhigere  Zeiten  für  die  Arbeiten 
der  Verfassung  gewartet.  Nachdem  aber  mit  dem  jährlich  ge- 
igerten  Finanzdrucke  dieAussichten  auf  Verringerung  der  Lasten  jühr- 
1  mehr  schwanden,  und  doch  der  raschere  Abschluss  des  Friedens 
t  Belgien,  obschon  er  zu  den  allgemeinsten  M  ünschen  des  Volkes 
iÖrte,  nicht  nach  dem  Käthe  der  Majorität  der  zweiten  Kammer 
KUaiBigt  wurde;  BMbden  moä  ^lB)e  MiMbrihiche  id  <fcr  TUnttf- 
lg,  in  der  CöDtrotte  der  fhuaunä, .  tu  der  GetdOnt^MtSMitl^  l^t 
jten  and  andere  nützliche  UntemefamangEo  hüifig  erlmitt.  b^, 
M  amen  anders  als  divch  Verändennv  eiaiger  Pmüiiifm  4u 
uiidgesetzes  abhelTen  zu  können,  so  \\urden  die  Forderungen  einer 
Vision  des  Grundgesetzes  seit  1833  dringender  und  nachhaltiger.  Dem 
geachtet  verschob  sie  das  Ministeritim  bis  nach  vollständigem  Abschluss 
r  Trennung  Belgiens  von  dem  friiheren  Verbände,  und  gebrauchte 
einen  berücksichtigungswerth^n  Entschuldigungsgrund,  dass  schon 
rch  Veränderungen  in  der  früheren  Verfassung  eine  mittelbare  Anerken- 
ng  der  Forderungen  Belgiens  durch  die  Niederlande  ersehen  werden 

£  eigene  Terfairnng  :u  erhaUen,  viäkrend  Luxemburg  da*  Uliter»  erbngft 
d  behauptete.  Die  daraut  enUtandenen  Weiterungen  waren  der  DeuUehen 
UionalvfTiammtung  tu  Frankfurt  im  Juli  184H  zur  Entteheidung  vorgelegt, 
rr  die  darüber  gefattten  Btieklütie  fanden  bei  der  Si^itrländitthen  Regie- 
\tg  keine  guturillige  Aufm^me,  und  die  ipälere  Entmielcetung  der  Dniichen 
gelegenhtüen  laut  für  jetst  die  S9(he  auf  lich  bervhert. 


kMinte.    Eni  sedu  Uonate  oad)  der  ift&nitiTeii  AnerkenntBg  Bd- 

gietu  von  Seiten  der  NieJerläodiscbea  Begieruog,  brachte  dieselbe,  oadr 
dem  die  iweite  Kammer  vorher  nur  unter  der  Bedingung  der  sofort^ 
gen  Beviston  des  Grundgesetzes  die  Onanciellen  Vorlagen  geaefaniigt 
hatte,  am  30.  December  1339  in  einer  IfÖiiigh'chen  Botschaft  an  die 
zweite  Kanuner  fünf  Geselzes-EntwUrfe,  die  auf  die  VeräDderangCB 
der  Art.  1.,  2.,  52.,  71.,  79.,  SO.  und  96.  des  GrundgeseUes  lieh  be- 
logen, aber  Iceincsw^es  die  gehegten  Erwartui^eu  befriedigten,  di 
sie  nur  mehr  die  äussere  Form  und  nothwendige  Abäodeningen  JuA 
dem  Verluste  Belgiens,  nicht  aber  die -aus  den  erkannten  Uängdi 
der  Verfassung  geholTte  umfassendere  Erweiterung  der  Rechte  dtf 
Geaeral-SUat«!  betrafen. 


n.    r)  TerKndcriiuseu  der  GriiudverniSHaiit 
ans  deua  JTahre  1813, 

von  der  Regierung  am  30.  December  1839  vorgelegt»),  und  von 
den  General-Staaten  im  Jahre  IS40  angenommen. 

Art.  I.  Das  Königrdch  dn  Niederlande  bnteht  aus  den  ProTiam 
Nord-Brabant,  Geldernland.  Holland,  Seeland,  Utrecht,  Friesland.  Ober-Ynd, 
Gröoingen  uod  Dreathe,  nebst  dem  Henogthum  Limburg,  unbesdiadet  dK 
Beziehungen  des  leutem  tum  Deutschen  Bunde. 

Art.  3.  Das  Grosshenogthum  Luxemburg,  wie  es  jelit  festgestellt  ijl, 
bleibt  bei  einer  abgesonderten  Verwaltung  unter  derselben  Soutcränität,  wie 
das  Königreich  der  Niederlande. 

Art.  52.  Der  König  wird  beim  AnlHUe  der  Regierung  feierlich  in  EU 
genommen  und  es  wird  ibm  gehuldigt  zu  Amsterdam,  in  einer  verdniglai 
Sitzung  beider  Kammern  der  General-Staaten,  die  zu  diesem  Ende  unter  frcica 
Bimmel  gehalten  wird. 

Art.  7).  Der  König  ernennt  und  enllässt  die  Mitglieder  des  Staatsn- 
tbes,  bOshstcns  zwölf  an  der  Zahl,  so  viel  als  möglich  aus  den  verschiede«* 
Prorinicn. 

Art.  79,  Die  Anzahl  der  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  betragt  56: 
nämlich  l^r  Nordbrabant  1,  Geldernland  6,  Holland  22,  Seeland  3,  Utredil  i, 
Friesland  5,  Ober-Yssel  4,  Groningen  4.  Drentbe  1  und  für  Limburg  3. 

Art.  80.  Die  andere  Kammer,  die  den  Namen  der  ersten  (tibrt.  b^ 
steht  aus  nicht  weniger  als  nnd  nicht  mehr  als  30  Milgliedem,  die  sämmttidi 
du  Alter  von  vierzig  Jahren  erreicht  haben  mOssen,  und  vom  Könige  flir  am 
Lebensdauer  ernannt  werden. 

Art.  9i.  fiUlt  weg  (er  bestimmte  im  Grundgeselie  von  1815,  d«i  dit 
Seuion  der  Genenl  -  Stuten  abwechielnd  in  den  nördlichco '  oitd  >D<BickB 
densdlte). 


*;  Aifdmidi  te  itr  Prmt,  Sta*tiM»Uun§,  Jmtmar  18«i  Ht.  l: 
tAgOtwtrdU  PffäMbnmfM,  ia  Me  fiiOun  Ammv  4tr  AHOut  «to  *> 
o»m  fwIbMmH;  atffAwMm  Grmdstubu  vm  1815  ,m  «rNA«»<il. 


Die  ernsten  Vorslellunpn,  welche  von  den  Sectionen  über  das 
Ingenügende  dieser  wenigen  Veränderungen  des  Grundgesetzes  ge- 
oacht  wurden,  mehr  ober  noch  die  precäre  Lage  der  Finenzcn  bei 
1er  Aussicht  auf  Verwerfung  einiger  dringender  Vorlagen  und  daa 
Lusscheiden  zweier  Minister  bestimmten  den  König,  neue  Vorlagen 
ind  mehr  materielle  Reform  -  Vorschläge  für  das  zu  revidirende  Grund- 
;esetz  bei  dem  Wiederzuseinmentritl  der  Kammern  (nach  kiJrzerer 
Vertagung)  am  18.  März  1840  an  die  zweite  Kammer  zu  übersenden. 
Ä^enn  auch  durch  diese  in  sieben  Gesetzentwürfen  mitgetheüten  Vor- 
chläge  noch  keinesweges  die  Forderungen  einer  entschiedenen  Por- 
hei  in  den  General  -  Staaten  ausreichend  erfüllt  wurden,  so  söhnten 
ie  mehr  die  grösseren  Partheien  mit  der  Begierung  aus,  stillten  für 
inige  Jahre  das  BediJrfniss  nach  grösserer  Beaufsichtigung  der  öOent- 
ichen  Ausgaben  und  Einnalimen,  nacli  näherer  Kenntniss  von  dem 
[ostand  der  Colonieen  und  Bethciligung  bei  der  Verwaltung  der 
Einkünfte  aus  denselben,  und  gewtihrlen  einen  Anfang  zu  einigen  in 
lie  Augen  fallenden  Ersparnissen.  Amendements  aus  der  zweiten 
ianimer,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Verantwortlichkeit  der  Uhus- 
er  gestellt,  die  von  der  ersten  Kammer  und  der  Begierung  geneli- 
nigl  wurden,  trugen  auch  noch  besonders  bei,  die  gesammte  Bevi- 
ioii  der  Verfassung  aus  diesem  Jahre  populärer  zu  machen,  so  dass 
ler  vollständige  Abdruck  der  veränderten  und  unveränderten  Artikel 
tetälteren  Verfassung  in  der  Grondwet  van  het  jaar  1840  als 
ni  ongemessener  Fortschritt  in  der  Niederländischen  Verfassung  be- 
rachtet  wurde.  Die  Annahme  sämmtJicher  zwölf  Gesetzentwürfe  war 
tberdres  in  einer  ausserordentlichen  Versammlung  der  General-Staaten 
ribigt,  die  dazu  in  doppelter  Zahl  ihrer  UitgliedOT  eiobemfen,  ain 
L  Angnst  d.  J.  eröffiiet  und  am  5.  September  d.  J.  geschlossen  war. 

n.    b)  Tcrilnderniticen  der  TerHuMniu;   ans 
dem  Smhre  iSK 

von  der  RegfeniDg  am  18.  Märt  1840  vorgelegt  und  von  den 

General -Staaten  im  Jahre  1840  angemommen  *).  « 

Art.  80.  Du  jifarUclie  Einkommen  des  Kftaigi  wird  unabinderlidi  «nf 
fiOOOOO  tiotden  reatgcsetit  **). 


•;  Vtrgl  PrtMt.  StaattttituKg.  Marx  18«,  Ar.  83..  84.,  Jfr.  (54 
nd  flg.  —  Grondwet  toor  het  KMingr,  d,  Nederl.  van  het  jaar  18*0.  Baag 
MO,  Svo;  —  Die  angefahrten  Artikel  (uJcAfn  tick  auf  da*  Grunigeitti  com 
jhre  ms. 

")  Beträgt  811,SSSi;  Thlr.;  da*  königlieht  Binkommtn  war  mithin  ge- 
rn 1815  im  40  JVoc.  verringtrt.  mnMJ.  180  abermaU  um  20  Proe.  ver- 
irxt  SM  wträen. 
Sehab*ri,  VnfMnDpaifcimdeD.  9.  H.  \^ 


Art.  K.     Den  Kfinige  «erden  in  mt 
Winttf^^U  in  Bcrdticiiaft  gebalten,  tat  der»  CnkfUlaig  niete  Mcb  >1* 
SO,OCiO  Gulj«ii  am  du  StaaU-Casse  aogcMlA  werden  könuMk. 

AiL  W.  Zu  Anfang  rioer  jedm  ardcntliche^SiuiMig  wird  dcB  Gcaorf- 
SUatot  BoidK  über  drn  neucslen  Stand  da  Eimulisicn  and  Angsbn  der 
OdonJCTi  and  Gbenceitdien  BuiUuDS«)  mUtM.  Die  Taffignngn  Bbcr  ta 
Eitnf  £cwr  Besitzung«!,  wcldier  der  Slaauai«  lof^.  räll  doRli  te 
GcNlz  Kere«d(  *). 

Art  l'i.  ^Dieter  unrde  in  der  VeriaHon;  fon  llS40  in  An  AllU 
74^  JA  gethult  und  erweilert). 

Die  Cbeh  der  miaUUriellen  DepanemenU  sind  für  alle  HaDdlungai  Mf- 
aDtvortlich.  die  sie  aU  ioltlie  Terrichlen,  oder  ni  deren  Darstellnnf  oder 
AuifDbnjng  sig  mtlgcnirit  haben,  wenn  d.-idurcb  das  Gnindgeteti  oder  «fit 
Gesetze  verlelit  oder  nicht  befolgt  werden  wllten. 

Als  Kenuwicfaen  dieser  Uilwirkung  sollen  alle  Lijniglichen  Bescbltec 
ond  VtroriJDuDgen  mit  der  llilunIcrKhrin  des  Cbeb  des  MiDistertal-Depaite- 
mcnts,  m  «elcheni  sie  gehüreo,  lerseben  sein. 

t'cber  die  Anlilagen  in  Sachen  dieser  Ve ran [norl lichteil  nrlheilt  dR 
«berste  Gerichlsbof  der  Niederiande  nach  den  Vorsdirinen  des  tieseUes. 

Art.  79.  Das  Slimrarecbt  in  den  Städten  und  aar  dem  pUUco  Lok 
wird  durch  «in  Geseti  getegell**). 

Arl  131.  Der  König  «cfalägt  die  Staatsansgaben  vor.  Die  StaalsdnlcäDit . 
werden  gesetzlich  beUiminl,  und  bleiben  einmal  leslgestcUt,  forldaacnul,  b> 
darin  durch  ein  neues  Gesell  eine  AendcruDg  gcmachl  wordca. 

ArL  122.  Das  Budget  «ird  jedesmal  IQr  die  Zeil  Ton  zwei  Jahren  md 
ein  Jahr  vor  Ablaut  dieser  Zeit  (erwilligt 

ArLl^S.  Die  Einkünfle  werden  lOr^dieselbe  Zeit  nnd  tinler  deoseUMfl 
Bcdingnngen  durch  das  GeseU  geregelt 

Art  12^.  Der  KTmig  lässl  den  Goncral- Staaten  jährlich  einen  ansführ 
liehen  Bericht  über  die  Verwendung  der  Geldmittel  abslallen. 

ArL  125.  Die  Augibcn  fflr  jede«  DqMrtcBMBt  der  «URMHiaca  Y«r- 
wallimg  bilden  den  Gegoutaiid  eines  besonderen  C^tildi  des  wB^fmätn 


All  126.    Jedes  dieser  Capilel  wird  durch  ein  besonderes  Gesell  vor- 
gesdibgeH  nad  rcstgestellt.  ^ 

Art.  127.    Das  einem  Departement  ngeHandene  Geld  kann  e 
allein  m  Atugaboi  f&r  dieses  DeparteiMiit  Tenraodt  «crdcB,  wo  .4i 
Spnune.  ohne  Znstinunnug  der  General-Staplen  von  einen  Ca|iil4  «f  das  «■ 
dere  Uliencfarieben  werden  kann. 

Art.  128.    Die  Binndimeo  nnd  AmgabeB  jede«  abgtfanftacn  &iasl-Elit> 
werden  durch  die  allgemeine  Rechnnngskammer  restgesetit,   nitd  der  4 
abgefaßte  Bcchenscbartsbericht  wird  jährlich  den  General-SUaten  v 

Art  IM.   Ad  der  Spitie  der  C 


V  M*o  witer  Mitwirkung  der  Gaural-Slaatm,  nicM  wjc  MHb«r  t^  I 
tint  Nottt  känigliehe  AtuerintHg. 

•y  Nicht  iri«  wf *«r.  tmA  dm  Buttmmungm  dir  JsadWt  Ar  jMa*  | 
ßr  jeit  PrminM. 


der  aonritlelbar  aus  d«n  £ing<M»enen.  »uC  eine  darch  du  GeseU  m  re- 
gclnde  Weiäft,  auf  eine  bejliumle  Anuhl  von  3ahren  gewählt  werden  ")- 

Art.  202.  Es  besieht  eine  allgemeine  Rechenkammer,  welche  mit  der 
jährlichen  Prüfung  und  I.iquidirung  der  Berichte  öher  die  Eiunahraen  *')  unÄ 
AnsjiabeQ  der  verschiedenen  Deparlemenls  und  mit  der  iDtereuchuDg  der 
Rechnungsab legung  aller  älTenllicfaen  RechnungspQicbligcn,  in  Gemässbeil  bo- 
soaderer  durch  das  Ceaeti  zu  bestimmender  In.^truclionen,  beauftragt  wird. 

Ihre  ZusammcnseUung  und  GeschsfUlUhrung  wird  durch  das  Gesell 
bestimmt. 

Bei  der  Erledigung  einer  Stelle  in  dieser  Kammer  sendet  die  zweite 
Kuniner  der  Gettenl-SlMUn  eine  Liste  von  4rcl  Pettonen  ii^den  KtaigAu 
irel<^en  er  die  Wahl  triFTL 

König  Wilhelm  I.  beschloss  mit  dieser  Bevision  der  Verrassung 
seine  starken  Sliirnicn  ausgesetzte  Timf  und  zwaDzigjälirige  Regierung 
als  König  der  Niederlande,  denn  nachdem  er  noch  eine  besondere 
Verordnung  um  24ten  September  gegeben  hatte,  dass  dies  Mederläii' 
Jische  (Grundgesetz  auch  im  Herzoglhnm  Limburg  verkündigt  und  in 
lilen  Beziehungen  wie  in  den  übrigen  Provinzen  gelten  sollte,  erh'esB 
sr  bereits  am  4ten  October  1^*40  eine  Proclanintion  ans  Loo,  durch 
welclic  er  zu  Gunsten  seines  ältesten  Sohnes  Wilhelm  II.  der  könig- 
lichen Regierung  entsagte  (er  starb  den  I2len  December  18il3). 

In  den  ersten  Jahren  der  Regierung  Königs  "Wilhelm  IL  (tteu. 
October  li?40  f  ITten  Miirz  184»)  ging  die  parlnmentarische  Ter- 
hsridlung  der  Staatsangelegenheiten  ihren  regelmässigen  Gang,  ohne 
gegenseitige  Beschwerde  über  Verkürzung  der  Rechte  undNacht-Be- 
Tugnisse,  wenn  auch  die  schwierigen  linancieilen  Verhältnisse  des 
Landes  in  der  zweiten  Kammer  nicht  selten  heftige  Beschwerden  ge- 
gen die  Maassrcgeln  und  Vorschlüge  der  Regierung  hervorriefen.  Erst 
Im  Jahre  1845  machte  sich  die  Forderung  einer  nothwendigen  neuen 
BevisioD  des  Grundgesetzes  wieder  geltend,  blieb  aber  von  der  Re- 
gierung unberücksichtigt,  und  der  König  erklärte,  in  seiner  Rede  bei 
KrÖffnung  der  General -Staaten  am  20.  October  1845  geradezu,  dass 
•r  die  Leberzeugung  von  der  Not h wendigkeil  einer  neuen  Revision 
1er  Verfassung  durchaus  nicht  hege  Doch  Hessen  sich  dadurch 
lie  laut  gewordenen  Wünsche  der  Parlheten  nicht  beseitigen, 
lie  vornehmlich  eine  grössere  Erweiterung  des  Wahl-  und  Stimm- 
■echtes  und  eine  Veränderung  des  sechsten  Artikels  der  Verfassung 
'erlangten.  Die  General-Staaten  der  Session  1846  und  1847  machten 
iarübcr  Vorschlage,  der  Konig   verhiess  ihre  Berücksichtigung  bei 


V  In  dm  SlaStgeiMinäen  war  gerade  dit  WaJU  der  lebemlängH- 
:Aen  Gliedtr  det  Stadlraütt  eehr  gfhättig. 

"J  Nach  der  frühertn  Verfatnmf  waren  ihr  nur  die  Autgabn  und 
neht  die  Einnahmen  vorgelegt. 


der  EroffiHmg  der  neaen  Sitzong  der  Geoerat- Stuten  am  1&  Oclo- 

ber  1847,  und  kündige  darüber  Gesetzes -Entwürfe  ao:  aber  die 
Ausführung  dieser  Angelegenheiten  venögerte  sich  his  zum  Ausbruch 
der  Französischen  Bevolution  im  Februar  I84S  und  deren  gewalligea 
und  augenbliclilichen  Einwirkung  auf  das  gesaniaite  mittlere  Enrof* 
Jetil  hörte  jedes  Widerstreben  von  Seiten  der  Regierung  gegen  die  Beri- 
sion  der  Verrassung  vom  Jahre  IS40  auf,  und  es  wurde  am  7.  Man  diesej 
Jahres  vom  Könige  eine  Commission  aus  fünf  Mitgliedern  eroannt  [Don- 
ko^Curtius,  Thorbecke,  Luzac,  de  Kempeuitr  und  Storm),  um  d- 
Dcn  voIJstiindigen  Entwurf  eines  neuen  Grund-Gesetzes  auszuartteitaL 
Sie  hatte  besonders  die  >'orscliläge  der  Majorität  io  der  zweiten  Kam- 
mer zn  berücksichtigen,  welche  wesentlich  darauf  ausgingen:  I)  et 
sollten  femer  keine  Stände  als  solche  bestehen,  die  als  politö<*e 
Körper  verfassungsmässig  politische  Rechte  auszuüben  hätten;  2)  a 
soll  ein  indirectcs  Wahlsystem  mit  einer  Zwischenwahl  beibebaltea 
werden;  3)  die  erste  Kammer  muss  eine  zeilgemässe  Reorganisation 
erleiden ;  4j  die  Kammern  müssen  zu  einem  ausgedehnteren  Rechte 
der  Amendements  berechtigt  sein;  5)  ebenso  zu  einem  ausgedehnt^ 
ren  Petitionsrechte;  G}  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  muss  dorrfi 
ein  beso)lderes  Gesetz  geregelt  werden;  7)  das  Recht  der  gesetzge- 
benden Gewalt  in  Bezug  auf  die  Colonien  ist  noch  mehr  zu  erwefc 
tern;  8)  das  Budget  ist  nur  auf  ein  Jahr  zu  gewähren  (statt  dv 
zweijährigen  l'eriode  aus  der  Verfassung  vom  Jahre  1840);  9)  die 
Verhandlungen  der  ersten  Kammer,  der  ProvJnzial  -  Stände  und  (Je- 
meinderathe  müssen  öffentlich  sein;  10)  die  Militärgesetzgebung  ist  n 
regeln;  II)  überhaupt  ist  für  grössere  Klarheit  in  der  Fassung  der 
einzelnen  Artikel  des  Grundgesetzes  zu  sorgen.     Bald  einigte  man 


m.  Ctrondwet  voor  Iiet  KoninsrOk  der 
IVedcrlaiMleii 

van  bet  jaar  1848  (14.  Octofar.*). 
1 

Eerste  HoofdstuL 
Fan  htt  riß  en  i^k»  iwwoittn. 
Art  1.  Hei  KoniDgrijk  der  Nederlanden  besUit  in  Europa  nit  de  U- 
genvoordige  provinden;  Noordbralunt,  Gelderland,  ZnidboHand,  NoordbdbDi 
Zeeland,  Utrecht,  Frieiland,  Overijasel,  Groningen,  Orcnlhe  en  het  BtrUtfjkm 
Limbüi^,  beboDdent  de  bctrekkingen  van  bet  Uertogdom  Limburg,  aet  il- 
uDderJDg  der  vesüngen  Haastricfat  en  Venlo  en  van  bare  kringen,  tat  U 
Di;iUcbe  Verbond. 


MgedriKkt  nach  dtr  OriginiO-Av^abt,  Dtvmttr,  1848.  8  m. 


b  darübo',  dass  die  definitive  FoBtstellnng  eine«  Wahlgesetzes 
it  In  der  Session  der  General-Staaten  erfolgen  sollte,  weldie  auf 
I  folgte,  von  der  die  Revision  des  Grundgesetzes  ausgingen  wäre, 
u  man  sich  also  vorSuBg  mit  der  Aufstellung  eines  provisorischen 
afal|esel£es  in  b^nügen  habe.  Die  Arbeiten  der  Ommisslan  vi- 
1  m  einigen  Wochen  beendet  and  von  den  versanunelten  Kaainftii 
r  gewöhnlichen  General- Staaten  beratfaen  und  geprüft,  woranf 
ennals  die  General-Staaten  in  doppelter  AncaU  zur  nodinntl^en 
äfbng  der  Gesetzes -Entwürfe  einbenifen  wurden,  indem  dle4n- 
mag  es  vorgezogen  hatte,  statt  einer  einzigen  Vorlage  eines  nea 
ridfrten  Grund -Gesetzes  wieder  iwölf  besondere  Entwürfe  fSr 
aelhe  revjdirte  Artikel  den  Kammeni  cor  Pnilbng  fo  geben,  oiid 
!se  neben  den  alten  unverändert  aufrecht  erhaltenen  zu  dem  neuen 
'undgesetz  aus  dem  Jahre  1848  zusammenzustellen.  Nacb- 
n  die  einzelnem  Theile  und  das  ganze  Grundgesetz  in  dieser  G8- 
It  von  den  Doppel- General- Stuten  oigenoamm  war,  wurde  es 
I  14.  October  1848  vom  Könige  Wilhelm  sanctionirt-  indem  in 
tu  begleitenden  königlichen  Erlasse  von  diesem  Tage  erklärt  wird: 
BS3  die  Veränderungen  und  Zusätze,  die  dos  Grundgeselz  gegen  die 
heren  enthält,  insofern  sie  ihrer  Natur  nach  nicht  Mos  von  tem- 
rärer  Wirksamkeit  sind,  dieselbe  Kraft  haben,  wie  die  nicht  revi- 
ten  Bestimmungen  des  Grundgesetzes,  und  mit  demselben  das 
aotsgrundgeselz  des  Königreichs  der  Niederlande  bil- 
9'.  Zwanzig  "Tage  später  (3.  November)  wurde  dasselbe  in  fefertl- 
sr  Sitzung  aller  Gerichtshöfe  des  Staates  verkündigt.  leb  gÖK 
iselbe  als  die  gegenwärtig  geltende  Verfitssungsurbunde. dieses Staa- 
.  iin  Originale  und  in  einer  von  mir  gemachten  Deutschen  Ueber- 

2UDg. 

UI.   Grundgesetz  für  das  KSnlffrei^A 
der  Üiederiand^ 

aus  dem  Jahr  1848  (R  Octobr.).  ^  %     '<' 

Erstes  ^apitel. 

Von  dem  Kimigreiek  «Nif  mnen  Eww^mtrn. 

Alt  1.  Dat'KönigrdcfaderNicdedande  batdit  in  Enropa  ans  dof  ga-. 
iwärtigen  ProTinieD;  Nordbrabint,  Geldern.  Sltdhollabd,  NordhoIluid[<BM> 
d,  Utrecht,  Friestand,  Oberyuel,  Groningen,  Drmtfae  und  dem  Heno){thq|n 
Dboi^,  iQdem  die  Verbiltnisse  diesa  Henoglbanu  Limbnrir,  ntit  Aasson- 
img  der  Festungen  'Haastriebt  and  Vedo.in  ütren  DndcreiMtt,  ül  4hd 
ntadien  Bnnde  anfrsdit  flitialtai  HeiUii.  


Art,  2.    De  wcl  Ican  provineiPn  fti  gcraemten  terwntgen  en  spMtMn. 

De  grCDien   van  den  Slaal,  vao  de  provincien  en  gemeenlen  Inionm 
door  de  «et  wordea  vcrsodcrd. 
>  Art.  3.    Allen,   die  zieh  op  hui  grundgeliicd   van  hei   Rijk   bevindeD. 

heUij  IngMelenen  of  vreeradclingcn,    hebhen   gclijke  aanspraak  op    bcsehcr- 
miDg  van  penoon  cn  gucderen. 

De  wet  regelt  de  loelnting  en  de  iiiiietting  van  vreemdelingen,  en  de 
■lieoeene  voorwaarden  op  welke,  len  aanzicn  van  hunne  uiUevering,  verdn- 
gflB'mcl  vrccmde  mogendheden  kunnen  worden  geslotcn. 

^  Art.  4.    De    uitoefcning  der  burgerlijkc    regten  wordt    door    de  wtl 
b^natd. 

Art.  5,    Om  eenig  burgerschapsregt   lo  hebben   moet  men  Nedertn- 

•       Alt  &   Iwter  Noderia.oder  is  lot  ellu  Undibedia^  htmnmihMr 

Geen  neemdeling  ii  hiertoe  bcnoembaar.  dan  folgena  de  iMyilmieB 
ow  wet 

Art.  7.    De  wet  rerklurt  wte  Nederlanden  iljiL 

E«n  rreeinddipg  wordt  aiet  du  door  en&e  wM  geittlliUliieeiJ. 

Art  6.  Niemand  beefl  voorafgaand  verlor  noodig,  om  door  de  dmLpen 
gedachten  of  gevoelens  le  openbarcn,  bcboudcns  ieden  vcraolwoordetijkbcid 
volgens  de  wet. 

Art,  9.  leder'ingezelen  heeft  het  regt,  om  verzoeken  aan  de  bevoegde  magl 
Khriflelijk  in  te  dienen,  mils  die  pcrsoorjlijk  en  niet  uit  naam  van  ineer  mor- 
den  onderteekend,  welk  laalsle  alleen  kan  geschieden  door  of  van  wcge  lig- 
chamen,  wetlelijk  lamengeiteid  or  als  zoodanig  erkend,  en  in  dal  gevil  niel 
anders  dan  over  ondcrnerpen  lot  hunne  bepaalde  werkuan heilen  beboorrode. 

ArL  10.  Het  regt  der  ingezelcnen  lot  verecniging  eo  vergadcring  «oidt 
erkend. 

De  wet  regelt  en  beperkt  de  uitoerening  van  dal  regt  in  het  belang  der 
ifKudure  ordft 

Tweede  Hoofdsliik. 
Van  den  koning. 

Erste  Afdeeling. 
Fan  de  troonoptolging. 

Art.  II.    De  kroon  der  Nederlanden  is  cn   blijft  opgedragen  aan 
Uajesjpt  Willem  Frederik.  Frins  van  Oranje-Nassaa  *),  om  door  hem  en 
wellige  nakomclingen  le  worden  bezclen  erfelijk.  overeenkomstigde  navolgeodr 
bepalingen- 

^  Art,  12.  De  wcttige  nukomelrngen  van  den  regerenden  Koning  lija  ifc 
kindeten.  reeds  geboren,  of  die  nog  moglen  geboren  worden,  uit  lijn  itgo- 
woordig  huwelijk  roet  Rare  JUajcsIcil  Frederika  Louisa  Wilhelmina,  Pi 
Tan  J*rui5sen;  en  voorU  in  het  algemeeu  alle  afstammelingen ,  welke  gebaM 

V  Dicie  auf  die  Thronfolge  lieh  besieheuden  Beitimmungtn  gtktn  M 
mttelbar  auf  dea  Einieliungiacl  der  $rblirhen  h'önigliclien  Würde  für  Hü- 
heim  Friedrich  und  eind  faet  wÖrtUeh  aiu  dtr  Vcrfatsvug  tim  lUlö  rnllM 


.w 


irt  ä    Du  GfieU  iam  Proriai«*  und  Gmöndn  .v«niiiigea  wd 

tremieiL 

Die  Gräniendes  Staates,  der  Pronnien  und  GemeJDdeD  können  durch 
du  GtscU  verändert  werden. 

Art  3.  Alle,  die  sich  idF  diesem  Gmndftebiete  diese«  Beichea  fnden, 
sie  mtgen  EitigesesseDe  oder  Ausllnder  sein,  haben  ^eSdien  Ansprach  MB 
die  fttsdiiniiuDg  ihrer  Penon  und  GlUer.'  « 

Das  Gewu  regelt  die  Zuhsuing  nnd  die  ABsiecUnngderAwliBder  ud 
die  allgemeinen  Bedii^^nBoi.  naoh  welcfaea  in  Bcöebang  m/t  Um  AwlW»- 
mng  Vertr^e  rail  aaswärUgen  IKchten  geschlossen  werden  kftnoeb 

ArL  4.  Die  Aultbnm  der  bOrgeriichen  Rechte  wird  dordi  das  (Mku 
festgestellL  '^ 

■  Art.  5.    Um  das  besondere  Geneinde'BDr^rrecht  lu  eriangen,  moM 
man  Nlederiinier  sein. 

Art.  tf.   ieder  Niederländer  ist  in  allen  Amttttellen  intnlats«n. 

Kein  Auslindev  ist  in.denselben  lucnlassen,  ab  in  Fidge  der  BeMin- 
mnngen  der  Gesetxe. 

Art  7.    Das  GeseU  erklärt,  wer  ein  Niedettiuder  isL 

Ein  Auillnder  wird  nnr  durch  ein  Gesetx  naturalitirL 

Art  8.  Niemand  hak  eine  vorhergehande  Brianbni«  niMMg,  nm  dvdi 
die  ftaase  lajoe  Gedanken  oder  CeWile  mititttheüeB,  IndeB  die  Vemtwoit^ 
lichkeit  eines  Jeden  nach  den  Gesellen  gewahrt  wird. 

Art  ft.  Jeder  Einwtrfmer  bat  du  Recht,  säiriftlicbe'  BiUtcbnAen  an  . 
din  uMlradigftn  Behörden  einfureicbcn,  wen^  sie  penönlich  und  liblt-fai 
Nainen  Uchrerer  uiitvnuicijnet  werden:  das  IcUlü  kann  aliein  tob  Cnyaafci 
lionen  geschehen,  .nciclie  gcseUlich  zusamniengcsclzt  oder  all  (OkiM -eriaipt 
lind,  und  in  diesem  Falle  nicht  anders  als  über  tiegenstinde,  die  m  ihiea 
geselzlichen  Wirkuopkreisen  geliuren.  • 

Art,  10.  Das  Recht  der  Einwohner  zur  Vereinigung  und  Veraammhuig 
wird  anerkannt. 

Das  Gesell  regelt  und  beschränkt  die  Ausübung  dieses  Rechtes  in  sela«' 
Beiiehung  lur  öiTeDtlichen  .Ordnung. 

Z.weiteB  CapiteL 
VoH  uttn  Motttot, 

Erste  Ablhettunc- 
FoN  der   2Voa^(. 

Art  11.  Die  Krone  der  Niedcriande  üt  und  Melbl  lÜMitiifen  eaf  Soae 
lUiesÜit  Wilhelm  Friedrich,  Prft»  no  QnBica-Naanii,  um  iBjM||  mi 
seiner  gesetilicben  Nachkommen  erblichem  BesiUe  la  Ueitatn.  wUHreib 
Stimmung  mit  nachfolgenden  Festslclluiigen. 

Art.  12.  Die  gesetzlichen  Nachkommen  des  regierenden  Königs  sind.die 
Kiadcr,  welche  jelil  leben  oder  später  noch  geboren  werden,  aus  seiner  ge- 
gcDvärligcn  Ehe  mit  Ihrer  Majestät  Friederike  Louise  WÜhelmine.  Printessin 
YOD  Preussen:  und  im  Allgemeinen  alle  Nachkommen  aus  einer  Ehe,  die  von 


Jtaher  äarf  ti  nickl  wundem ,   dtut    in  dtr lelben  noch  da  Königs  Wilbtlm 
J'riedrich  J.  und  *eintr  SchictiUr  namentlich  gedockt  letrden.  die  beide  bei  41 

«liefer  VingeslaUtiHg  det  Grandgesetiet  uit  Jahren  venlorben  waren. 


«fln  « 

Suien-GcDerul,  aangegun  of  Uxgeüaad. 

Alt.  13.  De  krtMU  gut  orn-  door  ragt  na  acn(|dioorlc  Ott  dit  it 
Mirtrt^i  looD  TU  des  Kamog.  ol  wel  het  ■■»r'"*''!^  flic  tib  den  ooakB  »ea 
m  nfrctnutie,  (yvolgL 

•     Art.  14.    Bij  onUtentems   «an  faet  n 
y|imlM.  gut  de  taraon  a*er  op  dien*  bmden  of  bm  maiMli^  ' 


Art'  15.  BiJ  gebedei  onUteiitenii  tm  mumdijk  dir  i^  het  Hvi  na 
Onie-NuuQ  gut  de  kroon  over  op  de  doditen  vin  den  Koning  door  rt^ 
Tan  eentgeboortc 

Art.  18.  Ook  docfalen  *an  den  Koning  ontbrekende.  broigt  de  «odrit 
doditer  van  de  oodite  nedergaande  mannelyke  Vja  tat  den  laatsten  .KoniBg 
de  kminkiyke  wurdi^uid  io  bur  Hnia  orcr,  en  wordt  by  T6öroTvlijdeii 
door  bare  afitanunelingen  gerepreMnteerd. 

Art-  IT.  Zoo  er  geene  ttaimdijke  nedcrgaande  Gjn  oit  daiiuliteo 
Koning  bolaat,  erft  de  ondfte  nedergaande  TToawd^  Ign.  de«  dat  de  mut- 
nelyke  tak  TMr  den  vroairelijken.tak,  en  de  ondfU  t^  den  jongercn,  es 
in  icdenn  tak  mauun  t^  Tnnwcn,  «  onder  tMt  joflger  dm  Manag 
htbbtn. 

Art  18.  Wanneer  de  Koning  zonder  nakomelingschap  slerft.  enerpen 
mannelijk  oir  uil  het  Huis  Oranje-Nauau  overig  is.  volgt  hcm  njne  luuU 
bloedverwante,  mits  van  den  koninklijken  Huiie  zijnde,  op,  en  wordt  mcdt 
bi)  väörovnlijden ,  door  hare  afsiammelingen  gerepresenleerd. 

Art.  19.  Wanneer  cenc  vrouw  de  kroon  in  cen  ander  Huis  hwll  otw- 
'  gebragt,  treedt  dil  Hüls  in  alle  de  regten  van  het  oorspronkelijk  Stamhob, 
en  de  Torige  artikelen  lijn  op  hetieli'e  toepasBplijk,  rael  dal  gevolg,  dat  hwr 
mannelijk  oir  vi'xtr  alle  vrouwen  or  vroun'clijkc  arslammcIiDgcn  erfl,  en  f^Ktn 
andere  lijn  geroepen  wordi,  zoo  lang  iemand  ran  hsre  nakomcIingeQ  in 
teren  U. 

Art.  20,  Eene  Prinses,  buiteo  toestemmiDg  der  Stalen-Generaal  etn 
bnwelijk  hebbende  aangegaan,  heelt  geeii  regt  tot  de  kroon.  Eene  Kmiagiii. 
bviilen  die  lonltminirg  etn  huTFelijk  aangaande,  doet  afsland  ran  de  krooit 

Art.  21.  Bij  ontslentenis  van  nakonielingsdiap  uil  den  legen woordigH) 
Koning  Willem  Frerfenl  tan  Oranje-Nauao ,  gaat  de  kroon  over  op  detidCi 
zusler,  Prinscs  Frcdcrika  Louisa  Wilhelmina  van  Oranje,  douaini.>re  van  wijtca 
Carel  George  August,  Erfprins  van  Brunswijk- Lünen  hu  rg.  of  bare  wettip 
nakoimiibg^,  uit  loodanig  nader  huwelijk,  'als  door  deielve  ,  overeenkomil^ 
arL    S.  mögt  worden  aaogegaan. 

Art.  22.  Indien  ook  de  weltige  nakomelingschap  van  dete  Vorstin  obI' 
bre|t(l,  gaat  het  erfregl  over  op  bet  wcltig  mannelijk  oir  lan  Prinses  Caroliv 
»an  Oranje.  lusler  von  «ijlcn  Pritis  Willem  den  Vijfden.  cn  gemalio  tan  *if 
len  den  Prins  van  Nassau -Weilbnrg,  insgelijLs  door  regt  van  eerstgeboortt « 
represenialie. 

Art.  23.  Wanneer  bijzonderc  omstandigbedcn  ccnige  veranderingen  ia 
de  opTolging  van  den  troon  noodukelijk  maken,  is  de  Koning  bevoegd,  d» 
romtrent  eene  voordragt  te  doen,  tc  behandelen  op  de  wijze,  len  aaniim  t« 
veranderiog    in  de  Grondwel,  in  artl,  108  —  199  voorgeschrevcn. 
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I  Kttiigfl  mit  gMBonidiiftiidHrBenUiiDg  dar  Genot^-'SlMUo  eing^angeu 
r  lugestandcD  ist. 

Art  13.  Die  Krone  geht  mn  Recblswegm  auf  den  Entgebonun  aber, 
dui  der  ältcit«  Sohn  du  Kbnigs  oder  der  mannliclM  Erbe  des  ältealcn 
Ines  nach  Repräsetitationsrecht  nacMblgl. 

Art.  14.  Bei  ErnMmgelong  eines  mfainlidien  Erben  dee  älteslen  Sohnes, 
t  die  Krone  Über  auf  seine  Brüder  oder  deren  mitiiididie  Erben,  in  bIucIi« 
ise  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  und  der  Repräsentation. 

Art.  15.  Bei  giHlicber  ErBun§alDBg  von  minnlichen  Erben  ans  die- 
:  Hause  von  Oranien- Nassau  geht  die  Krone  Über  aaf  die  Xocliler  des  KS- 
>  Back  den  Rechte  der  Emtgebort 

An.  Iß.  Sind  auch  nicht  Töchter  des  Königs  hinterlassen,  so  trägt  die 
sie  Tochter  aus  der  ältesten  absteigenden  männlichen  Linie  des  letiten 
ligs  die  Königliche  Würde  in  ihr  Haus  über,  und  wird,  wenn  sie  vorher 
ilorben  sein  sollle.  durdi  ihre  Nadikommen  repräsentirt 

Art.  17.  Sofern  keiue  mätuiliche  absteigende  Linie  des  letzten  Königs 
landen  ist,  so  erbt  die  älteste  absleigende  weibliche  Linie,  so  dass  der 
inliche  Zweig  vor  dem  weiblichen  Zweige  und  der  älleste  vor  dem  jQnge- 
und  in  jedem  Zweige  die  Männer  vor  den  Frinen  und  die  altem  vor  den 
jem  den  Vorrang-  haben. 

Art.  18,  Wenn  der  König  ohne  Nachkommenschaft  stirbt  und  kein 
inlicher  Erbe  aus  dem  Hause  Oranien- Nassau  Übrig  ist,  so  folgt  ihm  sein 
ister  Blu  tsver  Wandler,  verzuittelst  seiner  Verwandschafl  mit  dem  köqjglichen 
ise,  und  wird  derselbe,  wenn  er  schon  verstorben  sein  sollte,  durch  siüne 
bkommpD  rrpräscntirt, 

Art.  19.  Wenn  eine  Frau  die  Krone  in  ein  anderes  Haus  iibergelragpn 
so  (ritt  dies  Haus  in  alle  Rechte  di^s  ursprünglichen  Slammhauses,  und 
vorhergehenden  Artikel  sind  auf  dsüselbc  anzuwenden,  mit  der  Folge, 
ihre  männliche  Erben  vor  allen  Praucn  der  weiblichen  Nachkommen 
^^,  und  keine  andere  Linie  auf  den  Thron  gerufen  wird,  so  lange  Jemand 
ibreu  Nachkommen  am  Leben  ist. 

Art.  'iO.  Eine  I'rinzcssin,  die  ohne  Zustimmung  der  General- Staaten 
Ehe  eingegangen  ist,  hat  kein  Recht  auf  die  Krone.  Eine  Künigln,  ifie 
i  diese  Zustimmung  eine  Ehe  eingehtj.  entsagt  damit  der  Krone. 

Art.  21.  Bei  Ermangelung  von  Kachkommenschaft  des  gegenwärtigen 
tgs  Wilhelm  Friedrieb  von  Uranien -Nassau,  geht  die  Krone  über  auf  seine 
•ester  Friederike  Louise  Wilhelinine  von  Orauien-Nassau,  Wiltwc  des  see- 
L  Erhpriiuen  Carl  Georg  August  von  Braunschweig-Liineburg'),  oder  ihre 
tzlichen  Nachkommen  aus  einer  solchen  Ehe,  die  in  L'ebercinstimmung  mit 
Art  12  geschlossen  ist, 

ArL  22.  Sollte  auch  die '  gesetzliche  Naclikommenschatl  diesw  KrsUn 
n,  so  geht  dies  Erbrecht  Über  auf  die  geselllichen  männlichen  Erben  der 
■essin  Carotine  von  Oranien").  Schwester  des  verstorbenen  Prinzen  Wil- 
1  V.  und  Gemahlin  des  verslorbencn  Fürsten  von  Nassau -WeiDiiirg,  in 
her  Weise  nach  dem  Rechte  der  Eratgeiwrt  und  der  Repräsentation. 

ArL  23.  Wenn  besondere  Imstande  einige  Veränderungen  in  der  Thron- 
^-OrdDU^g  notbwendig  machen  sollten,  so  ist  der  König  berechtig),  darüber 

'J  Er  ivar  der  älteste  Salin  dt>  Herzogt  Carl  von  Hraunsrhireig  unil 
i  kun  cor  leinrm  Vattr.  am  a).  Sepkmbtr  1806.    Seine  QtmaMin  ItbU 
\m^erdam  itU  1014  und  itart  19.  OiUober  IKI». 
**J  Diene  fUrtlin  war  tchon  am  0.  Mai  1701  gealorl/en. 


Alt.  24.  HeiHMe  mdt  |dui^  i 
dexe  Grondwet  boUaL 

b  de  opmtger  niet  benocaid  of  oaUmekt  bij  faij  oveiliidtB  da  Kaniip. 
dan  gesdiKdl  de  baMamng  door  4b  StalM-G«aMl,  dautoe  b  dobbdn 
geUle  btje«vero«peii.  in  Terecnigde  äUiBg. 

Art.  2Sw  In  de  ^cfallcfi  in  artt.  31,  93,  B  ca  U  OBMcferevca,  ««rdl  dt 
mMMM^ToIging  ftn^gM  bmt  de  fct|MliagM  tcd  artt.  13,  U,  M,  U.  H.  U 
18  en  19. 

Art.  31  De  Eooing  kan  gecne  namde  hnea  diagui,  net  iBtuMdcräf 
Tm  die  *aa  Loioobiirg. 

In  gern  geral  kan  ii»»«>l  it^rrrgTTiimlHiitffnlMrtBJilf  ■wnha  wiplMlii 

TwMde  AfdeeUi«. 
Farn  ktt  iaiimmt  itt  Itnam. 

Art  27.  Behalte  hei  inkomen  uil  de  domeineo.  door  df  wrt  m  da 
2islen  Aoguslus  1822  argeslaan  eo  in  1948  door  den  Koning  lol  LToon-domei- 
neD  aan  dcD  Staat  teruggegeven.  geniet  Koning  WiDem  II  e«n  jaarlijlutJi  n* 
bomeo  \aa  ('cn  milliocD  gülden*]  uil  's  Lands  lu. 

3ij  elke  nieune  IrooDsbeklinuniQg  «ordt  bei  inkomen  der  kroon  door 
de  wet  gercgeld. 

Art.  ä.  Den  Koning  worden  lol  desielfs  gebmik  zoiner-  cn  winter-n^ 
bliJTen  in  gereedheld  gcliragt,  voor  »elker  onderhoud  ccbler  nie!  meer  dn 
f  50/X)0  jaarlijks  "J,  len  laste  van  den  Lande  können  worden  gebragt. 

Art.  29.  De  Koning  en  de  Prins  Tan  Oranje  lijn  vrij  van  alle  perw- 
ncle  lasten. 

Geen  Trijdom  Tan  eenige  andere  belasting  wordl  door  ben  genoien. 

Art.  30.    De  Koning  rigt  lijn  Iluis  oaar  eigen  goedvinden  in. 

Art.  3L  Bet  jaariijksch  inLummcn  ecner  Koningeo-wedawe.  gednrcnde 
baren  «eduwelijken  Staat,  nil  's  Lands  kas  is  f.  I50,OOÜ. 

Art.  32.  De  oudste  van  des  Konings  zonen,  of  verdere  mannelijke  aa- 
komelingen,  die  de  vennoedelijke  crrgenaam  is  van  de  kroon.  is  des  Koniagi 
eersle  onderdaan,  en  voert  den  titel  van  Prins  van  Oranje. 

ArL  33.    De  Prins  van  Oranje  geniet  als  loodanig  uil  's  Lands  La»  e 
jaarlijksch  inkomen  van  f.  IWJOOO,  te  rekenen  van  den  tijd,    dat  bij  den  na- 
derdom  van  achltien  jaren  ul  bebbcn  vervuld;  dit  tnkomen  wordt  gebragt  df    . 
f.  WOJOW  na  het  voltrekkeD  van  ecn  fauwetijk,  overeenkomstjg   art.  13  doer 
GrondwcL 

^  Derde  Afdeeling. 

*  Fo»  de  vogdij  ia  koningt. 

Art.  34.   De  Koning  is  meerdeijarig  als  äja  aditticade  jaar  nmH  ii 
Art.  35.   Zoolang  de  Koning  mindeijarig  is,  tlaat  Inj  ondo-  de  iwifi 
van  eenige  leden  van  bet  kotdnkliik  Hms  en  eenige 


V  Die  Stimm«  htträffl  574,441V>  Thlr.  13'/.  Sp. 

*V  90,000  Ft.  (iMl  2&722y.  IMr.  fm  dm  ap«tr  toHtemmininSm 
m«i  sind  100,000  Fl  ^  51,444%  ZMr;  UOOOO  ft.  =  81^160%  2Mr.  ■i' 
iOftOOO  FL  =  114688%  Ihlr. 
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«ncB  GesetMS-Venclilag  in  mMlien;  «ekber  «f  dies^ke  Weise  m  betun- 
deln  ist,  wie  in  Ansehung  der  Vcrätidfrunsen  dw  Gruiidgesclze»  in  den  Arl. 
W6— 90  vorgeschrieben  isL 

Art.  34.  Dasfeihe  findet  slall,  wenu  kein  nach  diesem  GnindgeMtie 
berechligler  Nachfolger  torhandcn  ist. 

Ist  der  Nachfolger  niehl  benannt  oder  fehlt  er  bei  dem  Ableben  des 
Königs,  so  geschieht  die  Ernennung  durch  die  (ieneral-Staaten .  welche  dam 
in  doppeUcr  Anzahl  einberufen  werden,  in  vereinigter  Silzunft  dendben.^ 

Art.  2ä.  In  den  in  den  Artik  21.  22,  2.3  und  24  vorgesehenen  FJQeD 
wird  4ie  TbronTotge  geordnet  nach  den  BestimmungeD  in  den  ArL  12,  13.  14, 
15.  a,  17,  IS  und  ID. 

Art  96.  Der  König  kann  keine  fremde  Krone  tngen  mit  Ausnthae 
der  von  Lasembur^ 

In  keinem  Falle  kann  der  Sitz  der  Regierung  ansserbalb  diese*  Reicfaei 
Terlegt  werden. 

Zweite  Abtbeilnng. 
Von  den  Eintiinflm  der  Krone. 
Art  ZI.  AuMer  dem  Einkommen  aus  den  Domainen.  welches  durch 
da«  Geaeti  vom  SB.  Augast  1822  aufgegeben  und  im  Jahre  1M8  durch  den 
KSnlg  m  den  Krondoniainen  an  den  Staat  lur&ckgegeben  war,  geniesst  K5nig 
Wnhelm  n.  ein  jäbiüches  Einliwnmen  von  einer  Million  Gulden  ans  der 
SUatskasse.    ' 

Bei  jeder  neuen  Thronbesteigung  wird  das'Einkommen  der  Krane  durdi 
das  Gesell  geregelt. 

Art  2S.  Dem  Könige  werden  lu  seinem  Gebrauche  Sommer-  und  Win- 
ler-Piläsle  in  Stand  gehalten,  za  deren  Unterhaltung  jedoch  nicht  mehr  als 
ÜObOOO  GuMeo  jabriicb  auf  Landesko^n  gebracht  werden  dUrfen. 

Art  30.  Der  König  und  'der  Prini  von'  Orauien  sind  frei  von  allen 
persönlichen  Lasten. 

Keine  Befreiung  von  anderen  Lasten  wird  von  ihnen  genossen. 
Art  30.    Der  König  richtet  sein  Haus  nach  seinem  eigenen  Gutbe^- 
den  dn. 

Art  31.  Das  jährliche  Einkommen  einer  Königin  Wittwe  während  ihres 
mttwemUndcs  betragt  aas  der  Staatskasse  190,000  Gulden. 

Art  32  Der  älteste  von  des  Königs  Söhnen  oder  der  ferneren  mann- 
lich«n  .Nachkommen,  welcher  der  vermuthliche  (praesumtive)  Erbe  der  Krone 
ist,  ist  der  erste  Untertban  des  Königs  und  fUhrt  den  Titel:  HPrini  von 
Oranien." 

Art  33.  Der  Prinz  von  Oranien  geniesst  als  solcher  ans  der  Staats- 
kasse ein  jährliches  Einkommen  von  100,000  Gnlden,  von  der  Zeil  an  zu  redi- 
tun,  dass  er  das  achtzehnte  Lebenqabr  vollendet  haben  wird;  dieses  Einkorn- 
frn  wild  auf  200,000  Gulden  erhöht,  nachdem  er  eine  Ehe  in  Uebereinstim- 
^j^aag  mit  Art  12.  dieses  Grandgesetzes  gescblowen  bat 

Dritte  Abtheilnng. 
■  Von  d*r  Tormmdtehafl  dee  SSnigs. 
Art  34.   Der  König  nt  volljährig,  sobald  er  sein  acbliebDles  Lebens- 
jahr vollendet  bat 

Arl  39.    So  tauge  der  Künig  mtndeijUuig  ist,  steht  er  anter  der  Vor- 


Art.  36.    Cr  ftogdij    «ordt  geregcll   en   de  «oogdvD  worden  I 
door  eene  weL 

Over  bei  oolwcrp  dicr  wet  nemen  die  SUlen-ÜcnerMl  liun  bciloil  in 
eene  tercenigde  litliog  der  beide  Kamers. 

Art.  31,  Deie  wel  wordl  nog  bij  hci  leven  »an  den  Koning,  -not  hA 
gcval  der  minderjarighcid  liJDS  opvolgers,  gcroaakt.  Mögt  dil  nlel  rijn  gejchied, 
700  worden,  is  het  dornlijk,  eenige  der  naaste  bloedverwandlen  »an  den  miD- 
de;jbrigen  Roning  over  de  regeling  der  voogdij  gehoord. 

Art.  38.  Alvorens  de  voogdij  le  aanvaarden,  legi  etl  der  voogdoi,  in 
eene  vereenigde  litling  van  de  beide  Kamera  der  Suten-Geoeraal,  in  handni 
Tin  den  voonitter,  den  volgenden  eed  ör  belofte  af: 

JV  iweer  (beloof)  trouw  aan  den  Koning:   ik  tweer  (b«)ooO  a1  dt 
pligten,   welke  de  vix^dij  mij  oplegt.  heilig  te  rerraDen,   en  er  mij 
bijionder  op  le  nilten  loeleggen,  om  den  Koniog  gehedithdd  un  dt 
Grondwet  en  liefde  voor  i^D.TOlk  in  te  boeiemen." 
„Zoo  waBrlijk  helfie  mij  God  alqugtig!"  (»Dat  beloor  ik!") 

Art- 39.  iBgeval  de  Koning  builea  staal  geculct  de  regering  waar  it 
Bemcn,  wordt  in  liet  noodige  toetigl  orer  tiJB  persoon  voonies  nur  de  voor 
■cbriftea,  omtrent  de  voogdij  tu  een  nii&dec}«iigcn  Hfing  u  aiL  M  n 


Vierte  Afdeeling. 
Tan  het  regei^ehap. 

Art  40.  Gedurende  de  minderjirigheid  van  d«t  Ktwing  irordl  bd 
IranmUiJk  geug  waargenommen  door  eenen  Regent 

Art.  41.  De  Regent  wordl  benoemd  door  eene  wet,  die  tercns  de  op- 
volging  in  het  regenUcbap,  tot  'sKoningi  meerdeijabrigheid  (oe,  kan  regdtc 
OvA-  het  onlwerp  dier  wet  nemen  de  Slaten-Generaal  hun  besluit  in  ecae  ftr- 
eenigde  litling  der  beide  Kamers. 

De  wet  wordt  nog  bij  het  leven  van  den  'Koning.  voor  hat  geval  da 
minderjahrigheid  lijni  opvolger^  gemaakt.' 

Art  43.  Het  koninklijk  geiag  wordt  mede  aan  eenen  Begent  opgtdn- 
gcD,  ingeval  de  Koning  buiten  Staat  geraakt  ät  regering  waar  te  neuen. 

Wanneer  dit  aan  den  Baad  van  Stete,  vereenigd  met  de  hoolden  iff 
minisleriele  departementen,  na  een  naanwkeurig  ondenoek,  tt  gebleken,  ntp 
deie  vergadering  onverwijid  de  Staten-Generaal  in  dubbelen  getale  bijeen,  «a 
bon  Tan  het  voorhanden  geval  Tersisg  te  doeo. 

Art  43.  De  Staten-Generaal  onderaoeken  het  ventag,  en,  nM  nj  in  « 
besluit,  in  vereenigde  zilting  der  beide  Kamers  in  dubbelen  getale  genooxn 
er  de  juistheid  van  erkend  hebben,  wordl  in  den  vorm  eener  plegtig  t!  u 
kondigen  wet  verklaard,  dal  bet  geral,  in  het  vorig  arfikel  bedoeld,  lai- 
wezig  is. 

Art  44.  Wanneer  de  Prins  van  Onnje  zijn  achttiend»  jaar  nict  b«rf 
Ttmld,  wordl  in  bet  tegoitscbap,  gdijk  in  «it  41  ii  b*»a«U,  vaDOMD  na 


■nnfecbift  «uH0tr  Uiliii«!«-  de«  Künigüdmi  IUm«>  und  «liBJgrr  mgawlw 
ner  Niederländer.  ♦  ' 

ArL  36.  Die  VormundKhafl  wird  geregelt  und  die  Vonnünder  werden 
CTDitint  durch  ein  Gesell. 

Ceba  den  Entwurf  dieaes  GesnUu  fusen  die-GcneratHuttB  ;üireii  B»    - 
ichliiss  in  einer  Tereiniglen  SiUung  der  beiden  Kammern. 

A>t>;,l7.    Dieies  tieseti  wird  noch  bei  Lebeusieiten  von  4eni  Könige  für  . 
den  Fall  der'  Minderjährigkeit  uemta  Nicfafulgen  gemacht    WeUt^  dies  nicht  • 
geschehen  seioL  soUle,  so  werden,  sofern  dies  Ibunlicfa  ist,  emig^^Av^c^sten 
BlnUfeiwandten  des  minderjährigen  KSnigs  ttber^die  Bcgehuig  ibstTonnuiül- 
schafl  gehört 

Art  38.  Bevor  die  Vormundschalt  angetreten  wird,  legt  jeder  der  Vor* 
mOnder  in  einer  vereinigten  Sitzung  der  beiden  Kammern  der  Oeneralstulen, 
in  die  ffinde  an  Präsidenten-  den  folgenden  Eid  oder  Gdöbnftt  Hb  -. 

„ich  schwöre  (gelobe)  Trene  dem  Könige;  ich  sdiwörc  (gelobe)  alle 

dielPaichien,'wel<^e  difc  Vormundschaft  mir  auferlegt,  heilig  zu  er- 

nilen,  und  e^  itiir  besonders  anliegen  m  lassen,  dem  Könige  An- 

,       hlnglichkeit  an  das  GmndgeUlz  und  Liebe  Zu  seinem  Volke  ein- 


„So  wahr  mir  Gott  der  allmächtige  heire!"  (,J>as  gelobe  ich!") 
Art  39.    In  dem  Falle,  da»  der  König  sich  auuerStande  beBndet,  die 
Regierung  wahr  n  nehmen,  so  w&^  in  der  nöthigen'  Fürsorge  für  seine  Vvf^ 
son  nach  den  Vorschriften  verfahren,  welche  Über  die  Vormundschaül  eloM 
mindci^rigen  Kfiuigs  ia  den  jut.  36  nnd  den  folgenden  fettgeHtit  üd. 

Viert«  AbtheilAig. 
Kon    d«r   RegtnttcfMft. 

Art.  40.  Während  der  Minderjährigkeit  des  Königs  wird  die  königliche 
Gewalt  durch  einen  Regenlcn  ausgeübt 

Art  41.  Der  Regent  wird  ernannt  durch  ein  Gesetz,  welches  zugleich 
die  Nachfolge  in  der  Regenischaft.  so  lange  die  Minderjährigkeit  des  Königs 
dauert,  regeln  kann.  Uehcr  den  Entwurf  dieses  GesetMs  fassen  die  General- 
Staaten  ihren  Bcschluss  in  einer  vereinigten  Silning  der  beiden  Kammern. 

Das  Gesell  wird  itticfa  hm  Lebensicil«)  des  König*  Air  den  Fall  der 
UinderjMirigkeit  seine»  W»thw|lwg  gemacht'  i 

Art  42.  Die  königliche  Gewalt  wird  gleichfalls  aof  einen  Itegenten 
übertragen,  für  den  Fall,  dass  der  Kfinig  adsser  Stand  gesetzt  ist.  die  Regie- 
rung wahr  XU  nehmen. 

Wenn  dies  dem  Staatsralh,'  in  Vereinigung  mit  den  Chefs  der  Ministe- 
rial-Departements,  nach  einer  genauen  Untersuchung  sich  als  eririeaen  geteigt 
hat,  so  beruft  er  ungesäumt  die  General-Slaateu  in  doppelter  Anahl  der  Mit- 
glieder zu  einer  Versammlung  lusammen,  um  ihnen  bber  den  vorhandenen 
Fall  einen  Vorschlag  lu  machen. 

Art  43.  Die  General-Staaten  milersuchen  diesen  Vorschlag,  nnd  ao  fem 
sie  ihn  in  vereinigter  Sittui^  der  beiden  Kammern  in  doppelter  Aniahl  tum 
Beschlnss  genommen  and  die  Richtigkeit  erkannt  haben,  so  wird  es  th  der 
Form  eines  feierlich  zu  verkündigenden  Gesetzes  bekannt  gemacht,  dass  der 
im  vorigen  Artikel  angedeutete  Fall  eingetreten  ist 

Arf.  44  Wenn  der  Prinz  von  Oranien  sein  aditzehntes  Jahr  Bodi  nhAk 
EurOdigel^  M  wild  in;gkidier  W«m  flu-  dioe  Ragentscfealt,  wie  in  dev 


um 

xMltDg  de  KMimg  M  hei  wiante«  der  ngenag  boileB  ttnt  bMjft,  ea  de 
Plins  van  OntDJe  ajn  achtUcndtyrr  niet  heeft  ▼ermld. 

Art  45i  Der  Reg;eiit  legt,  in  etat  vereenigde  ättiiig  vi»  de  beide 
Kemers  der  Staten-Generaal,  in  banden  fin  dca  vaoratler  den '  zeigenden 
eed  of  belofte  af  : 

Jk  nreer  (belooO  Iroow  an  deq  JLoning;  ik  iweer  (bdooOt  dat  ik 
g^m  de  waamemmg  van  he(  koninUijk  geag,  loo  lan^  de  Koning 
oAdeijarig  is  (loo  lang  de '  Koning  baifen  Staat  bKjft  de  regering 
waar  te  nemen),  de  Grondwet  ran  het  Rijk  steeds  nd  onderbonden 
en  handbaYen**. 

^  Jf,  sweer  (beloof)«  dat  ik  de  onafbankdykbeid  enbet  gnmdgebied 
dei  liöks  met  al  mijn  vermögen  xal  verdecfigen  eo  bewarcQ;  dat  ik 
de  dgcmeene  on  bijxondere  Trijbeid;  en  de  reglen  van  aUe  des  Ko- 
ning onderdanen  en  van  elk  bnnner  zal  bescbennen,  en  tot  instand- 
boiiding  en  bevordering  van  de  algemeene  en  bijiondere  welfaart 
.  alle  middelen  aanwendep,  welke  de  wetten  ter  mijner  bescbikkiog 
stellen,  gelijk  een  goed  eh  getrouw  Regent  schuldig  is  le  doen." 
^JUx>  waarlijk  Jielpe  n4j  God  abnagtig!''  G,Dkt  bdoof  ik!) 

Art  40.  Wapneer  de  Prins  van  Qranje  cijn  acbttiende  jaar  venmki 
beeft,  ii  bij»  in  bet  .geval  van  art  42,  van  regtsw^  Regent 

Art  47.  Tot  dat  in  het  geval,  in  ait  42  aangeweien,  de  Prins  van 
Oranje  of  de  benoemde  Regent  het  regentschap  heeft  aanvaard,  wordt  het 
koninklijk  gezag  waargenomen.  door  de  vergaderingf  lamengestdd  als  in  art. 
43  is  voorgeschreven. 

Hetzelfde  vindt  plaats,  zoo,  bij  overlijden  des  Konings,  een  Regent  voor 
den  minderjarigen  opvolger  of  ook  de  bevoegde  öpvolger  ontbreekt,  totdat  de 
benoemde  Regent  of  opvolger  de  regering  heeft  aanvaard. 

De  leden  van  deze  vergadering  leggen  in  banden  van  d^u  door  ben  ge- 
kozen  voorzitter,  en  deze  in  eene  vereenigde  zitting  van  de  beide  Kamers  der 
Staten-Generaal,  den  volgenden  eed  of  belofle  af; 

„Ik  zweer  (bdooO  dat  ik,  als  lid  (vo^tter)  van  deaen  regeringsraad, 
in  de  waameming  van  het  koninklij4|ei9g  dl^  Grondwet  lal  helpen 
bnderhooden  en  bandbaven*S 
tJLoo  waarlijk  helpe  mij  God  almagtig!''    G»Dat  beloof  ik!*«) 

Art  48.  Eene  wet  bepaalt,  bij  de  benoeming  van  den  Regent  of  bij  de 
aanvaarding  van  het  regentschap  door  den  Prins  van  Orange,  de  som,  die  op 
het  jaariijksch  inkomen  van  de  kroon  zal  worden  genomen  voor  de  kosten  van 
het  regentschap. 

Deze  bepaling  kan  gedurende  het  regentschap  niet  worden  veranderd. 

Art.  49.  De  Koning,  bp  wien  art.  43  is  toegepast,  hemeemt  zoodra 
mogelijk  de,  waameming  der  regering,  krachtens  eene  wet,  waarin  die,  welkt 
in  het  genoemde  artikel  is  bedoeld,  wordt  afgeschaft 

Tot  aan  deze  afschafßng  sijn  de  hoofden  der  ministerii^le^departeinenteB. 
§aiyk  de  voogden,  persooniyk  gehouden,  aan  de  Kamers  der  Staten-GeneruL 
leo  dikwepf  bet  wordt  gevraagd,  van  des  Konings  toestand  verslag  le  doei^ 


i.  41  restgcMellt  ist,  Rlr  so  lugeZiitFttnarge  getroffen,  ab  d«r  KSnig  nch 
9Mr  Stinde  beBodet,  die  Regterang  witmutehown,  und  der  Prinx  no 
«oieii  noch  nicht  sein  achtiehnl«  Jahr  xugUjigeleBt  hat 

ArL,4&  Der  Regent  legt  in  einer  vemEgten  Sitiung  der  beidqi^am- 
m  der  Generalstaaten  in  die  Binde  dei  Präsidenten  den  nachfolgenden 
d  oder  Gelöbniss  ab: 

„Ich  schwöre  (gelobe) Trene  dem  Künige;  ich  schwöre (gelolk],  dass 
ich  in  der  Austtbnng  der  königlichen  Gewalt,'  so  lange  der  König 
minderjährig  ist  (.so  lange  der  König  sieti  ausser  Stande  beflndet. 
die  Regierung  wabnunehmen)i  das  Gtundgeseti  dieses  Reieheffsfcts 
aufrecht  halten  und  handhaben  werde." 

,Jch  schwüre  (gelobe),  dass  Ich  die  l'uabhängigkeit  des  Territoriums 

.  des  Reichs  mit  allem  meinem  Vermögen  vertheidigcn  und  bewahren 

werde;  dass  ich  die  allgemeine  und  besondere  Freiheit  und  die  Rechte 

aller  Lnlerthaoen  des  Königs  tind  von  jedem  unter  ihnen  beschirmen 

'  nnd  zur  Erhaltung  und  ReRirderuiig  der  allgemeinen  und  besonderen 

Wohirahrt  alle  Mittel  anwenden  werde,  welche  die  Gesetze  lu  meiner 

Verfügung  slellen,  so  wie  ein  guter  und  getreuer  Regent  es  schuldig 

ist  zu  tbun." 

,So  wahr  mir  Gott  der  Allmächtige  helfe.-  („Das  gelobe  ich-"). 

Art.  46.    Wenn  der  Prin»  von  Oranien  sein  achtiehntes  Jahr  lurück- 

egt  bat.  So  ist  er  in  dem  Falle  des  Artikels  42  von  Rechtswegen  Regent. 

ArL  47.    Bis  dass  in  dem  Fall  des  Artlk.  42  der  Prinz  von  Oranien  oder 

'  ernannte  Regent    die  Regentschaft  angetreten  hat,    wird  die  künigliche 

walt  durch  den    vereinigten  Ralh    ausgeübt,   weicher  nach  der  Vorschritl 

I  Art.  42  zusammengcsetit  ist. 

Dasselbe  lindet  statt,  wenn  bei   dem  Ableben   des  Königs  ein  Regent 
den    minderjährigen    Nachfolger    oder   auch    der    bevormundete    Nach- 
jer  fehlt,  bis  dass  .der  ernannte  Regent  oder  Nachfolger  die  Regiemng  an- 
reten  hat. 

Die  Mitglieder  dieses  lusammengesetiten  Ratfaes  legen  in  die  Hände  des 
Th  sie  erwählten  Präsidenten,  und  diese  tusammen  in  einer  vereinigten 
rang  der  beiden  Kammern  der  General -Staaten  den  nachstehenden  Eid 
T  Gelöbniss  ab: 

„Ich  schwöre  (gelobe),  dass  ich  als  Mitglied  (Präsident)  dieses  Re- 
gentschaftsratfas  in  dei^AM^ung  der  königlichen  (lewalt  das  Gnind- 
geseti  anlrecbt  i4>ertial(Vvnd  in  handhaben  hdfen  weide." 
„So  wahr  mir  GoU  der  Allmächtige  helfe."  (Das  gelobe  ich.**) 
ArL  48.    Ein  Geseti  stellt  fest,  wie  bei  der  Ereennnng  des  Regenten 
r  bei  der  Uebemahme  der  Regentsdiaft  durch  den  Prinzen  von  Oranien 
Betrag  für  die  Kosten  der  Regentsdiaft  von  don  jähriicben  Einkunmen 
Krone  genommen  werden  soll. 
Diese  Bestimmung  kann  während  der  Daner  der  Regentsefaatl  nieirt  |e- 
ert  Verden. 

ArL  49.  Der  König,  auf  welchen  der  Art.  43  angewandt  ist.  Übernimmt 
aid  es  möglich  ist,  wieder  die  Ausübung  der  Regierongigewalt,  kraft  eiaei 
eties,  in  welchem  die  in  dem  ftenannlen  Artikel  ang^ebene  ErUärnng 
der  anfgehoben  wird. 

Bis  in  dieser  Aufhebung  sind  die  Chcls  der  Hinisteriat-DepHtaMcvk, 
ie  die  VoimUnder,  persönlich  TtqiOiditet,  an  die  Kaumera  der  ficoeral- 
aten,  so  oft  sie  gefragt  weiden,  IUMrdMK9nigsZtutaidB«n(kr>lK«iUUen. 


iHm  —  ViiMe  AfdeeUng. 

Fan  de  inhuldiging  des  koningi. 

\An.  30.  De  KoDing,  de  rcgering  aanvaanl  hebbende,  wofdl  loodn 
raogelijk  plegtig  bceedigd  en  ingehuldigd  binnen  de  stad  Amsterdam,  io  «oe 
openba^  en  vereenigde  lilling  der  beide  Kamtrs  van  tie  Slaten-Genersal.         jC 

Art.  öl.  In  de«  vergadering  wordl  door  den  Koniiig  de  vollende  eed 
u(  beloflt'  Op  de  Grondwet  argelegd: 

'  *      ..Ik  twer  (bcloofl  aan  het  Nederlandsche  *olL.  dst  ik  de  GroDdwet 
*an  hei  Bijk  steeds  ul  onderhouden  cn  handhiven. 

„Ik  Kweer  (beloof),  dat  iL  de  onariiankelijkhetd  cn  bei  grondgebied 

des  Hijk»  met  a1  mijn  vermögen  ul  verdcdigen  ea  benaren;   dat  ik 

•  de  a)li!emecne  rn  bijzonderc  )rijheid  en  de  regten  van  alle  niijne 

'*  underdaDon  zai  beMhermen.  en  toi  insUndhouding  en  bctordering  lan 

iwi.i        (je  nllgeiiieene  en  bijioiidere  weKaarl  alle  middelen  lal  »anwenden, 

■•"■        welke  de  wellen  (er   mijncr  beschihking  slellcD,  loo  als  een  goed 

KoniBg  schBldiK  m  le  doen". 

,./oo  waarlijk  helpe  mij  God  almagtig!"    („Dal  beloof  ik!") 

ArL  52.  ?ia  bet  adcggcri  van  ilezcn  ecd  of  belüfte  «ordl  de  Koniog  ll 
dezclfdc  vergadering  geiliuldigd  door  de  Slaten-Genenal.  wicr  TooraiUcr  d( 
volgendc  plcgiigc  verUaring  atlspreekt.  die  tervolgens  door  iiem  en  elk  der 
IcdeD,  hooFd  vour  hoofd,  beecdigd  of  bcvesligd  wordt: 

.,Wij  onlvangcn  cn  huldigen,  in  naam  van  het  Nederlandsche  nA 
eil  krachten«  de  Grondwet,  u  als  Honing;  «fj  ncrcn  (beloTCD).  dit 
wij  uwe  onscbendbaarbeid  cn  de  regten  uner  kroün  zullcD  bandhavei); 
wij  iwereii  <.bcluten]  alles  te  zullen  ducn,  uat  gurdc  en  gelrouwe 
Slaten-Generaal  schuldig  lijn  le  docn". 
„Zoo  warlrjk  helpe  ous  God  almagÜB!"  C.Daf  beloven  wij!") 

Zesde  Afdeeling. 
Fan  der  mögt  da  koningt. 
ArL  53.   De  Koning  is  onSchendbaar;  de  ministen  ajnTenntwoordriiik. 
Art  64.    Do  nit?oemide  magt  benV^ij  den*' Kommt 

Art  55.  De  Koning  heefl  het  opfwrbestuur  3er  buitenUndsdie  be- 
trd^lclogen. 

AH.  tO.    De  Koning  vqrklaart  oorlog.    Hij  geeft  dsantn    ooi 
kennis  aan  de  beide  Kamera  der  Staten-GeneraaV  mA  bijvoegiQg  tu  i 
nige  mededeelingen,  als  hij  taH  het  behing  en  de  wkerlMid  vui  het  Kj^  bt- 
slaanbaar  achL 

ArL  57.  De  Koning  niaakl  en  bekrtcbtigt  vredes-  cd  alle  andiR  nr 
dngmi  BMt  nvende  mopudheden. 

Hij  dMH  den  inhond  dier  TerdriRm  nwde  aan  de  btiöm  Ibatn  4« 
Slaten-Generaal,  inodra  .hij  oordeelL  dat  bet  belang  «  de  nkulMiA  «wM 
B4k  miUb  todaten. 

Vwdngai,  .«db.  iieittj  abtand  eCniiUng  vm  e«nig  grondgebied Ai 
KijlunEpHi«  oriliMdtreTardd4nl(«,.heUij  «tii«e  KMtn  befdäg  <f 


LrL  Sa  Dm  König,  veldwr  dif  BcsiatHIg  «OrlU,  wird  wbaM  ab 
IkllMM^vädigt  Bwl  «rafli^  «•  BhUilH«  .p  dff  Midt  AnMer- 

lirL  Sl.  In  dieier  Venabmlaug  wird  von  dem  K<tai||^  ,^  fa)|eadp 
Im  Gdöbni»  »nf  du  finfttte««^  ^^^4^' 

.Ich  Khwike  (gdobe)  dun  NiMnluHiiMlMn  ToHe,  da»  ichj^ 
iGinnftiMitii  äißfUA-  9tv^  j0t  ip^n^l  «M|ra  an«  hwdiuboi 
WMde." 

„leb  schwüre  (gelobe),  dass  ich  die  llnabhäagigkeit  auf  dem  Grund- 
gebiete des  Reichs  mit  Hllem  mciDem  Vermögen  verlheiäigea  uod 
bewahren  werde;   dass   ich   die    allgemeine  und  besDn4ere^  Freiheit 
uod  die  Rechte  von  allen   meinen  Untertbancn  beschirnien  und  zur 
Erhaltung  und  Beförderung  der  allgemeinen  und  besondtren  Wohl- 
fahrt alle  Mittel  anwenden  werde,  welche  die  Geselte  in  meiner  Ver- 
fügung stellen,  sowie  ein  guter  König  zu  tbun  schuldig  ist." 
„So  wahr  mir  Gott  der  AllmachUge  helfe."  („Das  gelobe  ich"). 
ArL  52.    Nach  der  Ablegung  dieses  Eides  oder  Gelöbnisses  wird  deqi 
!  in  derselben  Versammlung  durch  die  General- Staaten  gehuldigt,  indem 
räsident    die  nachfolgende  feierliche  Erklärung  ausspricht,   die  darauf 
ihm  ein  jedes  Mitglied,  Mann   für  Mann,    beeidigen  oder  bekräftigen 
i: 

„Wir  mifwaw  ui  M«m  n  J^mi  dn  »»»^fadiwlM» 
Volket  kntt  des  GnodBeHticf.  Sie  ata  Katfgi  «ir  t^a^rm  («rt»- 
)Ktt>  dw  Vir  An  SlPmitalkUuikim  im  XaftMa  Btm  Krone 
«ulTMlrt  «riMito*  NV-Am  «J«  l»Hl>n«  tt^Minij.  tei-  <rir  Alles 
th|i|t  iw^ep,  umvmwi  wnummtfimnl'aimtm  nllm  «chol- 
dig  sind." 
^  wJir  MW  4Mt  dM  AttnMfetifls  belli.«  {,f)H  ^lidbta  mir.") 

Seduto  AIIBnflUng, 

Art.  63.   Aer  König  ist  uDveriCtilich;  die  MiniilM  iai  vennlvorUich. 

Art.  64.    Die  ausübende  Gewalt  beruht  bei  dem  Könige. 

Art.  5!V    Der  König  hat  die  obere  Leitung  der  auswärtigen  Angelegen- 

ArL  SO,  Der  König  erklärt  den  Krieg.  Er  giebt  davon  unmittelbare 
uss  den  beiden  Kammern  der  General) -Staaten,  indem  er  diejenigen 
Btmgni'  hinzufügt,  vciche  er  fQr  das  Interesse  und  die  Sicherheit  des 
angemessen  erachlcL 

Art.  57.  0er  König  schliefst  und  bestätigt  Friedens-  und  alle  andern 
ge  mit  den  fremden  Machten. 

Er  Iheilt  den  Inhalt  dieser  Vertrüge  den  beiden  Kammern  der  General- 
1  mit.  50  weit  er  sie  fUr  das  loieresse  und  die  Sicherhdl  des  Staates 
ig  erachtet. 

Vertrage,  welche  mit  der  Abtretung  oder  Verlauschung  eines  Tbeiles 
nimigebwies  in  Europa  oder  in  audereii  Welltlieilen  teibundeu  sind, 
■  nboTi,  V«(iwBO|tiukHBdcn,  t£i  "> 


▼erandering,  weUelijke  regten  betn^Bnde,  iahmideiu  worden  door  denKoniDg 
niet  bekracbtigd,  dan  nadat  de  Staiei^|G«»enal  dia  bepaling  of  ferandmg 
heben  goedgekeurd. 


Art  56.   De  Koniiig  heeft  het  opperyttg  ofer 
^    De  miHtaire  ofBderen  worden  door  liem  benoml    ly  wordco  door 
bem  Hfevorderd»  ontslagen  of  op  pensioen  geslekl,  folgens 
wet  to  bepalen. 

De  pensioenen  worden  door  de  ir€t  nregdd. 

Art  59.   De  Koning  heeft  hei  ok»perbestinir  der  kok 
f  an  het  Rijk  in  andere  werdddeelen« 

menten  op  het  bddd  der  nsgerfng  iMaar  m 


intatelsel  wordt  door  de  wtt  gerog^ 
_      onderwerpen  deie  kolonial  en  benttigen  betrdÜBnde,  worden 
door  de  wet  geregeld»  zoodra  de  befacelte  daaraan  biykt  te  bfiiaan. 


Art  00.   De  Koning  doet  jaaiiyks  aan  de  Staten-Geneml 
dig  verslag  geven  van  het  heheer  dier  koloni&i  en  beftittimeB'CB  fin  den 
tfaat  waarin  zij  ddi  berinden« 

D^wet  r^t  de  wQie  van  heheer  en  verantwoordiqg  der 
gddmiddden« 

Art  61.   De  Koning  heeft  het  opperbestnur  van  de  algwnrfni 
delen.   HQ  regdt  de  benldiguig  van  alte  coU^gKn  en  amMwiamr,  die  lit  's 
Lands  kas  worden  betaald. 

De  wet  regeh  de  bezokiinging  van  de  ambtenaren  ier  regleimke  magt 

De  Koning  brengt  de  beioldigingen  opdebegrooting  deraUalibehoeften. 

De  pensioenen  der  ambtenaren  worden  door  de  wet  geregeld. 

Art  62.  De  Koning  heeft  het  regt  van  de  mont  Hv  venyg  ope 
beeldtenis  op  de  muntspeden  te  doen  steOen. 

Art.  63.   De  Koning  verleent  adddom. 

Vreemde  adeldom  kan  door  geen  Nederiander  worden  aangenoomieB. 

Art  64.   RiddeiHNrden  worden  doolPeene  wet,  op  hei  voonld  des  Ko- 

nings,  ingestdd. 

Art  65.  Vreemde  orden,  waaraan  geene  verpligtingen  verbondcn  vjß, 
mögen  worden  aangenommen  doer  den  Koning»  en,  mal  djjne  t^f^ifTf^ng, 
door  de  Prinsen  van  zijn  Hnis. 

In  geen  geval  mögen  de  onderdanen  des  Konings  vreemde  ordettMkcBCi^ 
titeis»  rang  of  waardigheid  aanehmen,  zonder  zijn  bQionder  v«rioC 

Art  66.  De  Konhig  heeft  het  regt  van  graue  van  sHiltet  door 
regteriyke  vonnissen  opgdegd. 

Wanneer.hel  veroonfedüngen  betreft  tot  drie  jaren  fevangenia  m  te 
beoedcn  en  totgddboete^  het^  tezamen,  hetzq  a6onderii{k,  oefeot  i 
d4  regt  uit  na  gehoord  advijs  van  den  regter,  die  het  voonit  heeft 
in  de  oveiige  zakeit  na  gdcoord  advQs  van  den  Hoogen  Raad. 

Amnestie  en  abolitie  worden  niet  den  door  eeoe  wet  leegMaoBt 


oder  einige  andere  Beslimmungen  oder 'Veränderungen  enthüllen,  welche  ge- 
setzliche Rechte  belrelTen.  werden  von  dem  Könige  nichl  eher  bestätigt,  als 
bis  die  General- Staaten  diese  Besliniinungen  oder  Veränderungen  genehmigt 
bsben. 

ArL  53.  Der  Konig  hat  die  oberste  Gewalt  über  die  See-  und  I^Vd- 
macbt. 

Die  Hilitür- Beamten  (OfFidere)  werden  Ton  Ihm  emaiiDt.  Sic  werden 
Ton  ihm  heförderL  ratlassen,  oder  auf  Pension  gesetzt,  indem  die  Vonchrinen 
befolgt  werden,  welche  die  Geselle  darütier  bestimmen. 

Die  Pensionen  werden  durch  das  Gesell  geregelt. 

Art.  59.  Der  König  hat  die  obere  Leitung  der  Colonien  in  den  Be* 
silnmgea  dieses  Reichs  in  anderen  Weltlheilcn. 

Die  Reglements  über  die  Verwaltung  derselben  werden  [dtireb  das  Ge- 
sell fesigeslellu 

Das  UQniwesen  wird  durch  das  Gesetz  geregell. 

Andere  Angelegenheiten,  welche  diese  Coloniccn  und  Beslt(nn|;cn  be- 
treffen, werden  durch  das  Geseli  geregell,  soweit  die  Bedürfnisse  dies  zu  er- 
forden)  scheinen. 

ArL  GO.  Der  König  lässt  jährlich  den  General-Staaten  einen  ausfllhrli- 
cheii  Bericht  geben  über  die  Verwaltung  dieser  Colonieen  und  Besitzungen 
und  Ober  den  Zustand,  in  welchem  sie  sich  befinden. 

Das  Gesetz  regelt  ,die  Art  der  Verwaltung  und  Verwendung'  der  Geld- 
mittel der  Colonieen. 

Art,  61.  Der  Künig  hat  die  oberste  Leitung  über  die  allgemeinen  Geld- 
mittel. Er  regelt  die  Besoldungen  aller  Behörden  und  Aemter,  die  aus  der 
Staalscassc  gezahlt  werden. 

Das  Gesell;  bestimmt  die  Besoldung  der  ricbterlichen  Aemter. 

Der  König  bestimmt  die  Summe  für  die  Ausgaben  der  Staats be du rfnisse. 

Die  Pensionen  der  Beamten  werden  durch  das  Gesetz  geregelt, 

Art.  6%  DcrJ  König  hat  das  Recht  Humen  zu  prägen.  Er  darf  sein 
Büdniss  auf  die  verscbienenen  MUnieD  prägen  lassen. 

ArL  03.    Der  König  verleiht  den  Adel. 

Eine  ausländische  Adelsertheilung  bann  rou  keinem  Niederländer  auge- 
nommen  werden.  ^ 

Alt  64.  Ritterorden  werden  durch  ein  Geseti  auf  den  Vorschlag  des 
Königs  errichtet. 

Art.  65  Ausländische  Orden,  nait  welchen  keine  Verpflichtungen  ver- 
baDden  sind,  kötmen  von  dem  Könige  und  mit  seiner  Zustimmung  von  den 
Prinzen  seines  Hauses  angenommen  werden. 

In  keinem  Falle  können  die  üiilerlhanen  des  Königs  'ausländische  Or- 
denszeichen, Titel,  Bang  oder  Würden  ohne  seine  besondere  Erlaubniss  an- 


ArL  66.  Der  König  hat  das  Recht  der  Begnadigung  von  Strafen,  welche 
darch  richterliche  Erkenntnisse  auferlegt  sind. 

Wenndiese  Verurlheilungenbis  zu  drei  Jahren  Gefängnissstrafe  und  dar- 
unter nnd  m  Geldstrafen  lauten,  sie  mögen  lusammcn,  oder  für  sich  beson- 
der! (Mgeitellt  sein,  so  tibi  der  König  dieses  Recbt  aus.  nachdem  er  das  Gulach- 
Icn  des Riditers  gehört  hat,  vonweichem  das  Erkenntniss  ausgegangen  ist;  in  den 
ObrigenFlUlu).  nachdem  er  das  Gutachten  des  obersten  Gerichtshofs  eingehott  hat. 
"t  und  Slriflosigkeit  können  nur  durch  ein  Geseti  zugestanden 


Art  67.   DitpemaHf  woidt  dotr  den  K^nmi  dechU  Ycrleead  wan  ccse 
bepadp»  wel»  ia  de  ^BfaÜoi  dÜMr  de  fet  gnämefäu 

AitM.   P»  IflMMg  IwiBiUfc  pedae»  fM 
twee  of  meer  protiffcäSn  onlstaaiv  wameer  hg  die  net  in  der 


Art  60.  Be  Koning  draaft  aan  de  Staten-GcMnal  otthreepoi  nM 
fMT,  en  dbel  iwiiaip  tfidepe  umiltl»  abr  h| 

im  beeR  ImI  regl  om  de  veMMhn»  hHi 
dean,  al  of  niet  goed  le  kuuitt. 

Alt»  70.   De  Kenlfbi^  mcb  Hl  fügt»  Mit  def  BIMW 
Ae  ahofideifijk  öf  bddn  le  ünWn,  tH  teCHidttk 

Hei  bednil»  waardoor  die  eMdddfaig  wdMI  dftgelipMlDegl  HMft 

3*-^-     li  iTi  fclf    il^i    «--^   ^{^^X^^^^    A^b   ^J^^^lf^  'li^^^^    (^^_^^   jv^^x^a^   ^Ik^^^     ^M   *-* 

oCB  hK  IV  -vjp  net  feiuewn  vnn  brqwv  .aamrie  MBsen  veem^  va^Hi  an  vi 
liel  liiHglHBen  def  bÜKw  fefkeaen  Kancn  Mmen  twee 


%         ^ 


ArLTi.  El  i»  eaa  ÜUiJ  wh  ^W.  #<»  iiiilllimtH<  mhtkttßM 
worden  gtwgdd  dbor  de  w« 

De<Kaiiiiic  it  vooniltc 

Deftins  tan  Öraiae  heeft  editer»  nadU  #k  tieHMte  Jllr  iwnü 
atting  Tan  ntfmßft  en  eene  laadgefende  iteB. 

Urt  TT  Ite  Fflning  liiiiiigt  In  iiinaiiini^  l»q  'h«  Hm»!  »tm  fjldii  Ji 
foontellco,  door  bem  aan  de  Staten-Generaal  te  da«»  ef  daer  de»  aen  Up 
gedaan,  tkamäib  alle  ÜgeaMene  waarreguha  fan  inwendig  buetuui  i«  dea 
Staat  en  fan  a^ne  kolenien  en  Iteuttingen  in  andere  wewMWieiia. 

Aan  Iwl  iioald  der  «t  te  feafdigen  wetten  m  ibeteieB  wevdl  aidding 
gnnaakt,  dat  de  Read  van  State  dei#ege  gsboeid  u. 

De  Koning  neemt  wijden  de  ydaebten  fan  dcaBaad  van  tele  in  mm 
alle  laken  van  algemeen  of  bgiOBder  hilang,  waarbl  bQ  nfts  noidS§  eordedt 

De  Koning  aUeea  besloH»  en  gecft  leÜBenl  fan  a^  jiBiiiniiil  bcdak 
lennis  aan  den  Read. 

Art  73.  De  Koninff  stdlt  mhusteriSe  de|MrtenMBnteB  in»  beneeBl  er 
de  hoofden  fan»  en  ontilaat  die  naar  wdgefaüen. 

De  boofden  der  ministeriae  dqiaruÄbeiiten  migk  fMr  «le  ntbraeriag 
der  GrondwM  en  der  and^  wettte,  fo(v^  aöowrre  die  fan  de  Uoeii 

Hanne  f  erantwoordelijkheid  wlvrdt  geregdd  dodr  de  IMet 

Alle  feronfaüdSillce  beshiiten  en  besdMttinggieti  worden  door  een  d 
d«  tan  de  miiditeriae  departemetten  ttede-oiiMteHeetoid 

Derde  Hoofdatulc 

Van  de  Siaien-GeneraiiL 

Berate  AfdeHng. 
Fan  de  xamMtMng  in  ^atm^OmkirtM. 

1    ^^^Jt  ^  ftaten-Generaal  TCftegenwoeidiien  bei  gyiheelo 
landfcne  lelic 


^  Art  97.  KspeniaüoPMi  foii  emm  hftitiumim  G^fetie  werdf«  aycbKeM- 

Kch  durdi  den  Eönig  in  den  dnrch  das  Gesetz  yoigeMhTieben«!  FUm  atttMiK. 

Art.  116.  Der  König  entsdieidel  Ittiar  alle  Slreiti|ßniten  in  der  Verwal- 

at  w^die  iwisden  xwei  oder  mebferen  Proiinien  mUMm^  wenirii6 
t  mß  gOlKdicni  Weg%  beigdegl  werden  können.  \ 

Art  M.  Der  König  legt  den  General- Staaten  ^  EntwIMb  n  den  6e- 
Mmi  tot  vid  giebt  ihnen  andere  Yoilagen»  so  ufe  er  rie  Uli  nöthig  KSf. 

.Er  hat  das  kedit  die  Vorlagen»  wddie  dnich  die  Geiienl-Slaäten  an 
Um  gebracht  werden,  m  gendimigen  oder  abnlefanen. 

Art  m  Der  König  hat  das  Recht»  ten  tat  laHisni  d^fieattid-Staa- 
tra  jede*  besonders  oder  beide  losamm»  aMkuMtaeB. 

Dorleaefahiss,  dvtkwefchen  iHoAnMemlg  tnsgttprodieii  wir<A  enthat 
logieich  den  Befehl  m  Wahl  der  nanen  faiMsrn  nnarhalb  HpiriftXagsn, 
•ad  anr  Venamarinng  der  »an  eiwIhllMi  Knmsertinpe^rih  ntnäH  j||Mist«, 


* 


SidMnte  AbAeBungi 
fon  irin  StMtHrcm»  und  im  UlMtHa^nifwUMlifik. 

Art.  iL  Es  besteht  ein  Stutsrath,  dessen  afaisammensetanng  vnd  Wii^ 
feanidtreis  durch  ehi  Gescit  festgät^  wetden  soll 

Der  König  fUirt  denVoi^nU  imStaatsrath  und  ehiamt  seMlfitglM#. 

Der  Mm  ton  Oranien  hat,  s^Md  er  sein  aiAtaetaMes  M»  mrMgdegl 
hat»  in  demsdben  seinen  Sitifon  Rechts  wegen  nnd  eine  beschliessendoMtenii. 

Art  72.  Der  König  bringt  rar  Berathung  vor  den  Itaatsrath  alle  Yor- 
lagen»  welche  von  ihm  an  die  General-Staaten  gehen  aaUen,  oder  dmrdi  diese 
an  ihn  gebradA  werden,  so  wie  alle  allgemeinen  Masswsyhi  der  mneren 
Verwaltmi^  des  Staates  nnd  seiner  Colonien  nnd  BmüsBngen  in  andertti 
Welttheilen. 

Bei  dem  Anfange  der  ansgefertigten  Gesetie  nnd  Anortanigen  rnnss 
die  Nachricht  gegeben  sein,  dass  der  SUatsrath  darüber  febörtist 

Der  König  holt  aysseoton  das  Gutaditen  des  Staslsralhs  ein  ttber  alle 
AngdegNiheiten  von  aOgemeinem  oder  beMmderem  Intsress^»  in  wdchem  er 
OS  flOr  nöthig  erachtet 

Der  Kön^  allein  entsdiddet.  nnd  ertheUt  dem  Slaüsrathe  Nacfaiicb| 
von  seinem  genommenen  Beschlüsse. 

Art  7a  Der  König  erriditet  die  lOnisterial-Deiiartements,  er  ernennt 
dio  Oml  oMsdbMi  und  entltat  si6  nidk  seitmri  GiMttiikoil. 

Dib  Gheft  der  MMsterial-D^NirtemeMs  sotfg«A  fttf  m  AttsMihmg  tss 
Grun^^eseties  und  der  anderen  Gesetie»  so  weit  dieselben  ¥M1  dto  iMIb 
abhingen. 

Ihre  Yerantwortlichkeit  wird  durch  das  Gesets  geregelt 

AUe  königlichen  Beschlttsse  nnd  ^riasse  werden  durch  einen  von.dsn 
Chelii  der  Ministerial-Departements  mit  unteneiduiet 

Drittes  Gapitei. 
Von  im   Gmeral-Staaim. 

Erste  Abtheiku^ 
Ali  74.  Die  Gensnl-Staate»  fenmau  dm  gasammto  Hialertndiichs 

YAlk. 


Art.  n.   De  8telcB-6(Mrul  aja  mdecM  ib  ccm  Bntt  «b  Twatk 
■»«■  ■•.    ' 

.  "^Artsi.  DbMw  der  TVeede  [Kttwr  worden  in  de  liesdistrittcn. 
«htfin  het  B|^  TeAetM  «oidU  .gdrann  door  de  meerderjahrige  ingcuienni. 
Nderiuidcnja  bei  VoUe  genot  der  bnrgofiJKlB  ea  burgerschapsregtni.  cd  bt- 
Uleade  iä-'d^bttU  bdHÄigBn  eefie  loiii.  fie,  overeenLomitig  met  de  plub- 
elijk«  geftddl«^  daA  lOet  benedcn  bet  bcdng  ton  f  SO,  noch  Loven  dal  no 
^  lOa  in  de  kienret  nl  werden  TmiKbt 

Art.  TL   Hrt  srtD  MB  de  kOm  der  Twwde  Km  midi  fetpttU 
uw  de  bendkin^  ner  i«kr  tiyOOO  Ute. 
<;.       De  verdm  ngde  tm  lauiM  fu  brt  Uenegt  rtidt  ili  iiirt 

JttkW.   De  JBaerte  Xamir  bMbtf  vt  Mgn  «  deM%  ladHk    • 

It  MdHa  Mmmb  tat  de  boe^      b  Ig         ta  de  i#i  «ili  be- 
ll geUl.  (tetfr  boopt  eiimnilegre 


«•Bf  de  mäigt  tcrM»«  best  ob  Qd  decer  Kuper  te  np»,  miimbeii  b. 

I>e*e  orerige  vereiidUeB  ^fa  doelße,  «dha  VOBT  da  M«  d«  TvMdt 
KaiHr  worden  penrderd. 

Vi  wwdea  laffcsm.dwr  de  ftonadrie  JBW«  W  de  Tolande  m- 

..........  5 
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In  geral  vw  Tereaiignig  oTipUteiiiB  nn  povindeB.  Momat  deeriüe  wrt 
die  dit  benclt.  ia  de  wIJi^iDfr  welke  daerdoor  in  dna  ««faüBdiBg  aaaÄl  vi 
«oid«!  bcvoBdca 


Fm  de  TuHd«  Xaewr  dir  SMm-fiiMra«!.    ' 
Art.  79,    Om  tot  lid  derTweedeKamer  *eAieiba»r  tenja.  wordtilM 
«ereiscbt  dat  men  NederUnder,  in  het  volle  genot  der  bnrgerl^fke  es  bBigir 
sdHp*r^ten  nj  en  de  oadcrdoD  tbb  dert%  jam  bd>be  Terndd. 

Art.  80,  Die  tegd^  ofop  meer  d«  MaeidaaU  totlid  na  daBadi 
ef  van  de  Tweede  oT  tid  beide  Käsen  ii  gekoaen,  veiUaart  vdka  «v  It- 
neevingenby  aanwonL. 

^t  n.  De  ledM  der  IVeede  Kamr  bcbbea  rittiBg  gedoiBBde  liti 
jarcD. 


Art  n^   Die  Genenl-Steileii  amd  geÜMÜI  in  «iOt^Bnl«  n^Zireite 


Iß 


Art  7<L  Die  Mitglieder  der  xweiten  tuumt  werden  in  dm  Wahlbe- 
cn»  m  weldie  der  Staat  gi^heiU  «ird^  dnrok  die  TolQiairij[(to  iiiugtifldjyiün 
(Minder  gewählt,  die  sich  in  dem  foDen  Genosse  der  sIpattbtbigelScIiiBn  a||i 
MindaAttrger-Reeiite  beAnden,  und-  n  de&  direelni  Sliueiu  eine  Soniae 
lau,  iNAtein  Ueberdnstimaivng mit  der  loealeB  BeaehaÄriAdoch  Mcbl 
er  dem  HMienbdnie  von  90  Gnldan  nnd  nicht  iber  166  OoMan  in  dem 
nIgaaelM  geÜNdeit  ivaideu  äalL 

Art  77.  IKe  Aniahl  dfr  Mili^tteder  der  feweilaii  laonaar  wkd  nach  der 
ölkerang  festgeatdlt  anf  Ja  4tfiß0  Seelen  ainar. 

DieweiterenBestunnnmgeninBengjMf  dai  WahtoechC  stellt  das  WaU- 

Art  18L  Die  erste  Kanmier  bestellt  ans  MB  oid  dreWg 
Sie  missfin  n  d^  flSchstbetteiiwien  bei  dän  dlndan 
Die  ZaU  dieser  Höchstbesteoerten«  ans  wddien  sh 
1  flOr  jede  Provins  so  festgestellt,  dass  aof  je  dreitausend  Seden  einen 
dier  ingieidi  die  ttbrigen  Erfordemlase  b^tA  nmlCtglieditieaer  Kaflyner 
idn,  wlfalbar  ttt 

Die  fhbfigen  Erfordernisse  sind  diesdben»  weldü  nt  die  MilJBeder  dei; 
iten  Kammer  yerlangt  werden» 

Sie  werden  gewihlt  durch  die  Pronniial-Staaten  (StlndO  iA  trigendcm 
blitnisae: 

Nordbrabanl .«  •  5 

uodern  ••••••••«••«•«. o 

SndhollMid«  

NordhoDand  •  .  .  *  • 

Seelalid  .   . 

Utredit  •..;•«•.   I   «..•   • 

Friedend 

Oberjssd  •   •   » * 

Gröningsn  •   •  •   •   « « . «   S 

DrejQthe*.    .   •    .   ' 1 

Liiilbaig.   •••   f   •••••••«•  9 


c   -  - 


Im  FaD  der  Vereinigung  oder  Trennung  dar  ProviuMi  geinhrt  dasselbo 
eti,  wddies  dieses  anordnet«  die  Anweisnni^  weldie  nfiCUge  Yeriinderun- 
dadurch  in  diesen  VeihlltnisaiaUen  n  trdbü  sind. 

Zweite  Abtheilong. 
Tcm  i/if  f  teilen  Kwt^/mer  der  Oimräl-SiaaUn.  # 

Art  79.  Um  mm  IGt|^  der  iweiten  Kaauner  wahlbar  n  sein,  wird 
in  gefordert,  dass  man  ein  Niederiinder  ist,  sich  im  vollen  Genüsse  dff 
tsbOrgeriichen  und  Gemahidebirger- Rechte  befindet  und  ein  Aller  von 
ssig  Jahren  mrtfcclrgaiegt  hat 

Art  80.  Deijenige,  wdcher  »i^adi  auf  mehr  als  eine  Stelle  in  ata» 
güede  der  ersten  oder  der  aweiteft  4m  beiden  Kammern  gewihlt  ist  ^pMrtt 
die  der  Wahlen  er  anniumit 

Art  81.  Die  Mit^Beder  der  iwcileii  Kammer  werden  apf  A  Dau^  vou 
r  Jabroi  gewihlt 


ktaM  i%ih»  «MmM'^b  «nvjHHf  «l^^a^Hi  mMAMm  k 
■  ^<iidj|k  iiiiM  iwIMiiii. 

^  z«Mr  (bdoof)  gdroovheid  un  de  ßfondwH." 
„Zw)  «aariijk  hdpe  mij  God  almaglig^   (_[M  bdoof  ik^ 
Alvoreis  (ot  dira  ecd  of  beJofte  l<!  wofdcn  loegdateii,   leggea   bü   dn 
ToIg«iid«D  Md  (TerkUnng  «n  belofle)  *in  niimiDg  iT: 

„Ik  mteer  (lerklur).  da(  ik,  om  tot  lid  tsd  de  Tweede  Kaatef  dcf 
SlateO'Generul  le  wordeo  benoemd.  dirdilelijk  of  indJredcGjk.  Mfe 
geene  penooeo,  heUij  ia  ot  bailcn  hei  beAuitr.  oader  «it  aaain  of 
raorweadsel  ook.  «enige  giften  of  gaven  bdoord  of  gegeien  heb.  Doch 
belovHi  of  geren  lal. 

„Ik  iweer  [belouf^,  dat  ik,  oin  ieU  hoegenaaiiid  in  deie  b^reküof 
Ir  doeo  of  ihe  laten,  \an  niemand  hocgenaamd  ecnige  beloAea  of 
getchenkea  aannemeo  ul,  directelijk  of  indireclli}k. 

.Zoo   waarlijk   helpe   miJ  God  almagtig!"    (^Dat  verkbar  en  b^ 
lool  ik;") 
Deie  eeden  (bdolleti  m  TerkUriog]  worden  afgd^  in  baiMkn  w  dcü 
Mmia^  «r  in  da  wpdxia«  te  TMadt  Khm,  {■«■■i«  «m  da  fMol- 


AfLSL  9enoiAler«««dbwd(«a^«HiMM  «MT  telli- 
pcfk  MMr  äm^  dt  ene  dov  4e  Emmt  M^t^bAtf ;i^«kfl9  raa  Am  lein. 

Alt  89.  Bt  leden  goniel«,  I0t  mtpediiic  d«  nUtaMlM.  mm.  kea 
«  Ura^  voor  db  liuint  ModoiKe  «ns,  ab  naar  da  aMaHlin  door  de  wri 
«if  worden  gerefdd. 

*  Ale  Verden  MhadakMwUllinB  wordt  han  taifldi|dMa»aaa  van  fSBOB 

'i  Jaan*), 

Dan  rhadrioontriliDg  woidt,  voer  den  lyd  d«  dHfeit,  nict  genelni 
dfOf  hen,  die  geg|n«nde  de  gdiecla  tÜtiaB  aAraiig  blenn. 


ras  df  Mt9tt  MttHif  wtt  flWvn^vMeTMlL 
Art  86.   De  Mca  der  ^fp^  ,)^f^  mtb»  liltins  sadwndc  Mpi 


ai'knn,  14  k*  Mnailai  laiMt  taMtt»  b    _ 


Bie  BUftfl  TM  ibncR  Irift  Mdi  ivei  labtM  um.  bd«^«  eifecnf  dirOber 

I  gHoachlen  Begüter  nachfolgen.  Die  amgetretenrtjnd  sogleich  wipier  wählbjf. 

Art.  82.    Die  UitgUeder  geben  ihre  SlmflP  nach  ihrem  Eide  und  Ge> 

,  wiuen  ab,  ohne  eiDen  Auftrag  oder  RUdupTwbe  mit  ihren  Wahleni.  • 

An,  83.    Bei  dem  Antritte  ihrer  Functionen  legen  ^e,  jeder  nach  dn 

Weite  seine!  religiSseu  l^ubeasbe^ennlnisses,  dfcn  nachstehe^en  Eid  odei 

GelÖbniss  ab: 

„Ich.  schwöre  (gelobe)  Treue  dem  Grundgesetze.    So  wkhr  mir  Gott 
'  der  Allnflchtige  hdfe."   („Da;  gelobe  ich") 
Be*or  sie  lu  diesem  EMe  oder  Oelübnisse  ragelassen  werden,  legen  lic 
den  nachstehenden  Reinigungs-Ei<J  (Erklärung  oder  Geläbniss)  ab: 

nich  schwöre  (etjdare),  da<s  ich.  um  zum  lUilgliedc  der  tweiten  Kab 
^  mer  der  General-Staaten  gewählt  tu  werden,  weder  direct  noch  inS- 

rect  irgend  einer  Person,  »ie  sei  in  oder  ausser  der  Verwdtpng,  unter 
iiftnd  welchem  Namen  oder  Varwande.  irgend  welche  ^|iEkn«^ 
Geschenke  versprochen  oder  gegeben  habe,  nocfa  lertpredien  oder 
g^eu  werde." 

jch  schwöre  (gelobe),  dass  ich,  am  ir^nd  etwas  m  der  AtuDbOng 
dieser  Functionen  lu  ihun  oder  lu  lasieD«  von  Niemand,  wer  et  addi 
s«,  irgend  welche  Versprechungen  oder  Geschenke  direct  oder  in- 
tfred  annehmen  werde." 
„So  wahr  mir  Golt  der  Allmacbtijfe-heirc,"    („Dal  erUire  nDd 
gelobe  ich,") 
Diese  Eide  (Gelöbnisse  und  Erblärungenl  werden  abgelegt  in  die  BÜttß 
da  Königs,  oder  in  der  Versammlung  der  zweiten  Kammer,  in  die  BifuAe  d^- 
Pfiridenten,  der  dazu  yon  dem  Konige  be^^^chtigt  ist. 

Art.  84.  Der  Präsident  wird  von  d^^^Kgc  ernannt  fUr  den  feitraum 
einer  Session  aus  einem  von  der  Kammei^^Hhten  Vorschlage  *on  i^  Ult- 
tfitdem.  ^^g 

Art.  E&    Die  Mitglieder  beziehen   zj^yergütigung  der  Reisekotlen  1^ 
und   lurfick  fUr  Jede  Session   eine  so]cti3|umine,  als  nach  den  UmstÜinan*«  ^ 
durch  das  Gescti  bestimmt  werden  soll.     ^ 

All  weitere  Schadioshaltung  wird  ili^  eine  Summe  von  2000  Goldw 
jährlich  nigelegt 

Diese  Entschädigung  für  die  Zeit  der  Session  wird  jedoch  von  d 
nkbt  baogcn,  welche  während  der  ganzen  Session  abwesend  bleiben. 

Drille  Ahlhenaäg. 
Ton  der  trtien  Kammtr  der  Oenerat-StatUen. 

Art  80.  Die  Hitgiieder  der  ersten  Kammer  werden  (Ur  eine  Daner  ny 
nenn  Miren  gewÖhlL  . 

Der  dritte  Theil  derselben  scheidet  «He  drei  Jahre  aui,  indem  sie  eiqap 
darOber  gemachten  Register  nachfolgen.  Die  ausgeschiedenen  Mitglieder  atnd 
•dgleieh  wieder  wihlbar. 

Der  Artikel  82  itt  anctt  auf  diese  amnwenden.  " " 

Sie  legen  tei  dem  Antritte  ihrer  Fonctionea  in  die  Binde  des  Kön%i 
gleiche  Eide  (Gelöbnisse  nild  ErUlrungen)  ab,  ab  ftlr  die  Uitglilder  dVr 
swciteh  Kammer  bestimmt  lind.  ^  . 

Sie  beiiehea  eine  Eaticfaidigang  Ar  die  Reiie-  und  Di^HtfaiHlligskoiten 
naeb  dun  Getctn.  '  •.    ' '    '" 


Art  87.  DeNonHter  wordt  door  den  Koihiiig  benoenid,  tot  het  tijd- 
filrk  ccner  litting.  ^- 

Vierde  Afdeefing. 
Besehikkingen  aan  beide  Eamere  gem$au 

Art  88.    Niemand  kan  te  gelijk  lid  der  beide  Kamers  zijn.^ 

Art  80.  De  hoofden  der  ministeriele  departementen  hebben  ntting  in  de 
beide  Kamers.  Zij  hebben  alleen  eene  raadgeveiyle  stem,  ten  wäre  dj  totledefi 
der  vergadering  megten  benoemd  zijn. 

Zij  geven  aan  de  Kamers,  hetzi|  mondeling,  iietzij  schHftelgk»  de  ?er- 
llbgde  inlichtingen,  waarvan  bet  verleenen  niet  strytlig  kok  worden  geoordedd 
met  h^t  belang  en  de  zekerbeid  van  bet  Rijk,  de  kolonien  en  bedtUngeif 
▼an  bot  IMp  in  andere  werelddeelen. 

^  '   jij  kunnen  door  elke    der  Kamers  worden  uitgenoodigd  om  te*  dien 
einde  ter  vergadering  tegenwoordig  te  zijn. 

Art  90.  De  Tweede  Kamer  beeft  bet  regt  van  onderzoek  fenquäej,  te 
regelcn  door  de  wet 

Art  AI.  De.leden  derStaten-Generaal  können  niet  te  ge^k  ujn  ledeo 
of  procureur-generaal  van  den  Hoogen  Raad,  noch  leden  van  de  Rekenku^er, 
iiocb  commissaris' d^s  Konings  in  deprovincien,  nocb  geestelijkeiit  noch  bedi^ 
naren  van  de  godsdienst 

Krijgslieden  in  werkelijke  dienst»  bet  lidmaatschap  van  eene  der  beide 
Kamers  aanvaardende,  zijn  gedurende  dat  lidmaatschap  van  regtswege  op  döb- 
activiteit    Opboudende  lid  te^ü^keeren  zij  tot  de  werkelyke  dieast  terag. 

De  ambtenaren,  die  t€^^Bezing  voorzitten,  idjn  binnen  het  distrid, 
waarin  zij  voorzitten,  niet  bl^^^par. 

Leden  der  Staten-Gene^^^ni  bezoldigd  staatsambt  aannemende  of  be- 
vordering  in  de  staats-di(snst  v^Hrvende,  boaden  op  leden  der  Kamen  te 
ifn,  maar  zijn  dadelijk  weder  vwiesbaar. 

Art  92.  De  leden  der  Ramers  zijn  niet  geregtelijk  vervolgbaar  wegens 
de  advijzen,  door  ben  in  de  vergadering  nitgebragt. 

Art  93.  £lke  Kamer  onderzoekt  de  geioofsbrieven  barer  nieaw  in- 
komende  leden,  en  beslist  de  geschillen»  welke  aangaande  die  geloo£d>rie?eD 
if  de  verkiezing  zelve  oprijzen. 

Art  94.    Elke  Kamer  benoemt  baren  grifBer  boiten  haar  midden. 

Art  95.    De  Staten-Generaal  vergaderen  ten  minste  eenmaal  's  jaars. 

Hunne  gewone  vergadering  wordt  geopend  op  den  derdea  Maandag  in 
ibptember. 

De  Koning  roept  de  buitengewone  vergadering  bijeen,  zog  dikw^  hij 
znlks  noodig  oordeelt 

Art.  96.  De  afzonderlijke  zittingen  der  beide  Kamers,  en  evenioo  de 
vereenigde  zittingen,  worden  in  het  openbaar  gebouden. 

De  deuren  worden  gesloten,  wanheer  een  tiende  gededlte  der  aanweoge 
leden  bet  vordert  of  de  voorzitter  het  noodig  IceurL 

De  vergadering  beslist  of  met  gesloten  deuren  zal  worden  beraadsfaBfi 

Over  de  punten  in  besloten  vergadering  behandekt  kan  daaiin  ook  ees 
besluit  worden  genomen.    • 

^ « 


.f 
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Alt  87.  0er  Prilsidenf  wird  von  dett  Könige  Air  den  Zeitraiün  einer 
Session  gewählt 

Vierte  AbtheOang. 
GemeinschafUiehe  BeitHHimungen  ßr  beide  Kammern. 

Art.  88.    Niemand  kann  lugleich  Mitglied  der  neiden  Kammern  sein. 

Art.  89.  Die  Chefs  der  Ministerial- Departements  haben  SiU  in  den 
beiden  Kammern«  Sie  haben  aber  eine  Stimme  nur  dann  abzugeben,  wenn 
sie  zu  Mitgliedern  der  Versammlung  ernannt  sind. 

Sie  ertheilen  den  Kammern,  sei  es  mündlich,  sei  es  schriftlich,  die  ver- 
langten Erläuterungen,  so  weit  sie  dieselben  nicht  für  ungeeignet  für  das  In« 
teresse  und  die  Sicherheit  des  Staates,  der  Golonien  und  Besitzungen  6ie9§^ 
Eeichs  in  anderen  Welttheilen  erachten. 

Sie  können  von  jeder  der  Kammern  genöthigt  werden,  Imi  bei  ihren 
Versammlungen  gegenwärtig  zu  sein. 

Art  90.  Die  zweite  Kammer  hat  das  Recht  der  Untersochung  (en<|u6te), 
zu  bestimmen  durch  das  Gesetz. 

Art.  91.  Die  Mitglieder  der  General-Staaten  können  nicht  zugleich  Mit- 
glieder oder  General-Procurator  des  öbei^ten  Gerichtshofs  sein,  noch  Mitglie- 
der der  Rechenkammer,  noch  Commissarien  des  Königs  in  den  Provinm^. 
noch  Getstliehe  oder  Diener  eines  religiösen  Gultus. 

Mitglieder  aus  dem  Militairstande  in  activem  Dienste  sind  mit  dem  An«, 
fange  ihrer  Thätigkeit  in  einer  der  beiden  Kammern,  so  lange  sie  Mitglieder 
einer  der  Kammer  sind,  von  Rechtswegen  in  Nicht-Activität  Wenn  si^  aitf- 
bören  Mitglieder  zu  sein,  kehren  sie  zum  activen  Dienste  zurück. 

Beamte,  weiche  bei  der  Wahlverbandlvyg;  den  Vorsitz  führen»  sind  inner- 
halb des  Bezirks,  für  welchen  sie  den  Vor^ilgjiUiren,  nicht  wählbar. 

Mitglieder  der  General -Staaten«  weld^e^ein  besoldetes  Staatsamt  anneh- 
men oder  im  Staatsdienste  befördert  werden»  hören  auf  Mitglieder  der  Kam- 
mern zu  sein,  können  aber  sogleich  wieder  gewählt  werden. 

Art.  92  Die  Mitglieder  der  Kammer  können  wegen  ihrer  Meinung«, 
die  sie  in  der  Versammlung  der  Kammer  ausgesprochen  haben,  nicht  gericht- 
lich verfolgt  werden. 

Art  93.  Jede  Kammer  untersucht  die  VoUmachten  ihrer  neu  eintreten- 
den Mitglieder  und  entscheidet  in  den  Streitigkeiten,  welche  über  die  Voll- 
machten oder  die  Wahlhandlung  selbst  entstehen 

Art  94.    Jede  Kammer  ernennt  ihren  Amtsschriftführer  aus  ihrer  Mttt# 

Art  95.  Die  General -Staaten  versammeln  sich  mindestens  -ein  Mal  im 
Jahi^. 

ihre  gewöhnliche  Versammlung  wird  an  dem  dritten  Montag  im  Sep- 
tember eröffnet. 

Der  König  ruft  die  ausserordentlichen  Versammlungen  zusammen,  so  SH 
er  solche  für  nöthig  hält 

Art  96.  Die  getrennten  Sitzungen  der  beiden  Kammern  werden  ebenso 
als  die  vereinigten  Sitzungp  öffentlich  gehalten. 

Die  Sitzungen  finden  bei  geschlossenen  Thüren  statt,  wenn  ein  Zefintel 
der  anwesenden  Mitglieder  es  gefordert  hat,  oder  der  Präsident  es  für  nöthig  hält 

Die  Versammlung  entscheidet,  ob  bei  geschlossenen  Thüren  berath- 
scblagt  werden  soll. 

lieber  die  Gegenstände,  welche  bei  geschlossenen  Thüren  .verhandelt 
werden«  kann  auch  in  derselben  Weise  Besehluss  gefasst  werdeq. 


Aiin.  D«  Suten-Genenal  bij  overiijdeD  des  Kottings  oT  bij  afatiod 
vai  de  Icrom  niet  Tcrgaderd  ziJDdir,  rergadereii  lAnder  Toorafgaande  oproefwag. 

Doe  builengewüDe  Tergadering  wordt  op  den  tijrtiendea  d>g  na  bet 
«veriijden  of  na  üea  arstaoü  geopend.  /ija  de  Kamers  onlboude»,  dan  vtagi 
d(xe  UnDijn  aan  \an  (ieiLafloop  der  nicuwe  verkieziogen, 

'Art.  flfl.  De  vergadcring  der  S taten- Generali  wordi,  in  verecnigde  lit- 
ting  der  beide  Kamers.  door  den  Koning  of  door  eene  commtsiic  na  liinail' 
wege,  geopeod.  Zij  »ordt  op  deieirde  tijic  gesloten,  wanneer  hij  oanMt. 
dat  bet  bdang  van  het  Rijk  Diel  vorder!  de  vei^deriag  langer  bijeen  Ic 
hooden. 

De  gewMie  jiarlijkscbe  Tergadering  blijtl  ten  minste  twinUgdagcn  bqecn, 
touij  de  Konii^  gebiuik  make  van  het  regt  in  art  70  omscfarcTeit. 

Art.  90.  Bij  ontbiadipg  vu  eene  der  Kamers  oT  tu  beide,  slnit  de 
Koning  tercnt  de  vergadering  der  Slaten-Generaal. 

Art.  100.  De  Kamers  mögen,  noch  alioaderlijk.  noch  in  Tercenigde  nt- 
ting,  beraadslagen  of  beslnüen,  loo  niet  meer  dan  de  helft  äa  leden  tegw- 
woordtg  is. 

Art.  101.  Alle  beslmten  worden  door  volitrekte  raeerderbeid  der  ite»- 
mende  leden  opgemaakL 

Bij  staken  van  stemmen  «ordt  het  nemen  van  bet  beslnit  tot  eene  fol- 
gende vergaderittg  uilgettdd. 

In  deie,  en  evenioo  in  eaie  volUllige  rergadering,  wordt,  bij  ttafan 
m  itemmen,  bet  Toorstd  geacht  niet  le  tijn  aangenomen. 

Art.  lOZ.  Orer  alle  laken  wordt  mondeling  en  bij  hoorddijke  ^tw- 
{dng  geitemd;  doch  bij  het  doen  nn  kernen  of  voordrtgten  Tan  penoDen,  bij 
beslolen  en  ongeteekende  brief[ei> 

Art.  103.  Bij  eene  vereenigde  litting  worden  de  beide  Kamers  tlediU 
iim  bescbouwd  en  nemen  bare  leden,  naar  willekear,  door  elkander  pUits. 

De  vDonitter  der  Eerste  Kamer  heeft  de  leiding  der  vei^adering. 

Vijfde  Afdeeling. 
Yan  de  wetgtorndt  mögt. 
Art  104.   De  welgewende  magt  wordt  gecamenlijk  door  den  Koning  en 
4b  Staten-Generaal  oitgeoeTend. 

Art  105.  De  Koning  leodt  lijne  Toontello),  betiij  van  wM,  betaij  an- 
dere, aan  de  Tweed e  Kamer,  bij  eene  scbriftelijke  boodschap,  welke  de  redeoa 
*an  bet  voontel  inbondt  of  door  eene  commissie. 

Art  los.  0?er  eenig  ingekomen  voorslel  des  Konings  wordt  door  dt 
volle  Kamer  uet  beraadslaagd,  dan  nadat  het  is  overwogen  in  de  ondetscliei- 
dene  ardeelingen,  waarin  al  de  leden  der  Kamer  zieh  verdeelen  «i  wdke  er 
gewtte  lijden  bij  loting  vemieuwd  worden. 

Art  107.  De  Tweede  Kamer  beeil  het  regt  wijiigingen  in  e«D  Toonld 
dei  Konings  te  naken. 

Art  lOS.  Wanneer  de  Tweede  Kamer  tot  aanneming  ran  het  voorstd 
hetzij  onveranderd,  hetiij  gewijiigd,  beiluit,  lendt  lij  het  aan  de  Eerste  Kantf 
met  het  folgende  Tonnulier: 

„De  Tweede  Kamer  der  Slaten-Generaal  tendt  aan  de  Eeme  Kam« 
bet  hiemeren^iaande  vpotttel  des  Koningt,  cn  b  ran  oorded,  dat  bet. 


A 


Art  &T.  Wenn  die  <icneral-SUalen  bei  dem  Ableben  des  Königs  oder 
der  Tbronenisc-igiiitg  desselben  nicht  versammell  sind,  so  versammeln  sie 
oliHe  Torhergehende  EinberufunR. 

Diese  aussergext ähnliche  Versammlung  « ird  am  fUnflcn  Tage  nach  den 
eben  oder  nach  der  Enlsaguog  enifEiiel.  Sind  die  Kammern  aafgelüsCt  so 
[t  dieser  Termin  an  mit  der  Beendigung  der  neuen  Wahlen. 

Art.  98.  Die  Venammlunfc  der  General-Staalen  wird,  in  vereinigter 
ung  der  beiden  Kammern,  von  dem  Könige  oder  von  einer  Commission 
einem  Auflrage  eriltTnel.  Sic  wird  an  demselben  Tage  geschlossen,  wenn 
Ur  gut  erachtet,  das«  das  Interesse  des  Reichs  es  nicht  verlangt,  die  Vei- 
mlnng  langer  nisammen  lu  halten. 

Die  gewöhnliche  jährliche  VersammluDg  bleibt  weni^tcRizwaniigTageToi^ 
melt,  bis  der  Künig  von  dem  in  Art.  70  veneicbnelen  Rechte  Gebrauch  naebt 

Art.  99.  Bei  der  Auflusnng  der  einen  der  beiden  Kammern  schliesst 
KSnig  lugleich  die  Versammlung  der  Genecal-Slaaleu. 

Art.  100.  Die  Kammern  können  weder  in  getrennter  noch  in  vereinigter 
ung  beralhschlagen  oder  Beschluss  Tassen,  soTem  nicht  mehr  als  die  Hallte 
Mitglieder  gegenwärtig  ist 

Art.  101.  Alle  Beschlüsse  werden  durch  absiriale  Mdrfaeit  der  abstim- 
iden  Hitglieder  gefasst 

Bei  der  Tbeiliing  der  Stimmen  wird  die  Fassung  des  Beschlnsies  auf 
Mgende  Sitzung  ausgeseliL 

In  dieser  und  ebenso  in  einer  vidliähligen  Yenimmlong  wird  dOTch 
Theilung  der  Stimmen  die  Vorlage  fllr  nicht  angenommen  eraditet 

Art  102.  lieber  alle  Gegmslände  wird  mDndlicb  und.mit  namentlichem 
mf  abgestimmt ;  aber  bei  den  Wahlen  tind  VorsdiMgen  *on  Personen  wird 
Stimme  abgegeben  auf  gäcfariebenen  Zelteln. 

Art  ItK).  Bei  einer  vereinigten  Sitzung  werden  die  beiden  Kammern 
als  eine  einzige^  betrachtet,  und  nehmen  ihre  Mitglieder  nach  Belieben 
ir  einander  Platz. 

Der  Präsident  der  ersten  Kammer  hat  die  Leitung  der  Versammlung. 

Fttnfte  Ahtbeiliuig. 
Von  der  ffettUgtltenden  Gewalt. 
Art  104.    Die  gesetigebende  Gewalt  wird  genteüuchaftlicb  dnrdi  dea^ 
ig  und  die  General- Staaten  ausgeübt. 

Art.  105.  Der  Konig  sendet  seine  Vorlagen,  seien  sie  m  Geseties,  oder 
Te,  an  die  zweite  Kammer  entweder  mit  einer  schriftlichen  Qotsdiaft, 
he  die  Uolive  zu  dieser  Vorlage  enthält,  oder  dudi  eine  Commission. 

Art  106,  Ueber  eine  eingegangene  Vorlage  <fcs  Königs  wird  in  der 
larversammlung  nicht  früher  beratHen,  als  bevor  dieselbe  in  den  verschie- 
m  Abtbeilungen  geprüft  ist,  in  welche  die  Mitglieder  der  Kammer  sich 
iieilen,  und  welche  in  bestimmten  Zeiträumen  durchs  Loos  emenert  werden. 
Art  lOT.  Die  iwdte  Kammer  bat  das  Recht  Amendement*  lu  einer 
läge  des  Königs  lU  machen. 

Art  108.  Wenn  die  zweite  Kammer  die  Annahme  einer  Vorlage  des 
igs,  sei  es  nnrerändert  iti  es  mit  Amendements  bcKhliesst,  so  sendet  sie 
;lbe  an  die  erste  Kammer  mit  fulgender  Formel: 

„Die  zweite  Kannner  der  General-Sta^n  soidet  an  diA  ante  Kam- 
mer die  beigefUgk  Vorlege  des  Königs,  mid  ist  der  Wninwn  dau 


^^  9 

m 

BM  ab  hei  da«  ügt,  door  de  SUim-Gmtnd  belnoit  te  vwden 


Wanneer  de  Tweede  Kamer  toi   hct  mti  liimwun  van  hei   iFoorslel 

bofaiitt  geeft  nj  daartan  keoiiis  aandca  KoniDg  bmI  het  volgeade  fanraüer: 

«,De  Tweede  Kiteer  der  Staten^ieiieraal  betnigt  den  KMÜng  baren 

dank  Toor  lijncn  fjfer  m  bei  be? erderea  fm  's  Rijks  bf langen,  cn 

▼enoekt  hem  eerbie^  bet  gedane  f  oonicl  in  nadere  orerweging  te 


Art.  100.  De  Eerste  Kamer  ovcrweegt,  mei  inarhlPfwiMi^  Tan  art  i06 
het  Toorrtel  aoodanig  als  bet  door  de  Tweede  Kamer  is  aangenommciL 

Wanneer  zij  tot  aanneming  van  bet  feorstel  beslnit,  geeft  nj  daanaa 
kemus  aan  den  Koning  en  aan  de  Tweede  Kamer  met  de   Yolge&de  for- 

nndicreB: 

•»Aan  den  Koning.** 

„De  Staten-Geoeraal  betuigen  den  Koning  bannen  dank  Toor  nj/aea 
y rer  in  bet  bevorderen  van  *s  Rijks  beüu^gen  en  vereenigen  zieh  met 
het  voorstel»  soo  als  het  daar  ligt" 

,,Aan  de  Tweede  Kamer." 
«De  Eerste  Kamer  der  Staten  -  Generaal  geeft  aan  de  Twede  Kamer 

kennis,  dat  zij  zieh  heefl  vereenigd  met  het  voorstd  betrekkeiijk , 

op  den aan  haar  döor  de  Tweede  Kamer  toegeionden. 

Wanneer  de  Eerste  Kamer  tot  niet-aanneming  van  het  voorstel  bcslvt. 
geeft  lij  daarvan  kemiis  aan  den  Koning  en  aan  de  Tweede  Kamer  met  de 
volgende  forsudieren: 

,»Aan  den  Koning." 
JDe  Eerste  Kamer  der  Staten-Genefaal  betuigt  den  Koning  hären 
dank  voor  zijnen  ijver  in  bet  bevorderen  van  's  Rijks  bdangen,  en 
verzoekt  hem  eerbiedig  het  gedane  voorstel  in  nadere  overwegiog 
te  nemen.** 

„Aan  de  Tweede  Kamer." 
pj)e  Eerste  Kamer  der  Staten-Generaal  geeft  aan  de  Tweede  Kamer 
kennis,  dat  zij  den  Koning  eerbiedig  heeft  verzocht  het  voorstel  b^ 

trekkelijk op  den aan  haar  door  de  Tweede  Kamer  toege 

zonden,  in  nadere  overweging  te  nemeti.** 
Art.  110.    De  Staten-Generaal  bebben  het  regt  voorstellen  van  wet  aan 
iien  Koning  te  doen. 

Art  111.  De  voordragt  daartoe  behoort  uitsluitend  aan  de  Tweede 
Kamer*  die  het  voorstel  overweegt  op  gelijke  viijze  als  zulks  ten  aanaen  tu 
'sKoningi  voorstellen  is  bepaald,  en,  na  aannemi^ig,  aan  de  Eerste  Kamer  ver- 
zendt  met  het  volgende  iumulier: 

„De  Tweede  %imer  der  Staten-Generaal  zendt  aan  de  Erste  Kamef 
het  hiemevens  gaande  voorstd,  en  b  van  oordeel,  dat  de  Stalen-O 
neraal  daarop  's  Konii^  bewilliging  behooren  te  venoeken.*' 

Art.  112.  Wanneer  de  fiSrste  Kamer,  na  daarover  op  de  gewone  wijv 
te  hebben  beraadslaagd,  het  voorstel  goedkeurt,  zendt  zij  het  aan  den  KoiuBf 
met  het  volgende  formulier:  ^ 

„De  Staten-Generaal,  oordedende  dat  bet  nevensgaande  voontd 
zon  kunnen  strekken  tot  bevordering  van  's  Rgks  bdangen,  versocbB 
eerbiedig  daarop  's  Konings  bewilliging.^' 
Voorts  geeft  zij  daarvan  kennis  aan  de  Tweede  Kamer  met  het  volgeode 
Ibrmulieft  /- 
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difä^  so  wie  sie  da  liegt,  darch  die  Genend-Staaten  angenommen 
wdrveti  aoUte.^ 
Wenn  die  zweite  Kammer  die  Nichtannahme  einer  solchen  Vorlage  be- 
liesst,  so  giebt  sie  dav^n  Nachricht  an  den  König  mit  folgender  Formel : 
'  ^Die  zweite  Kammer  der  General-Staaten  bezeigt  dem  Köbige  ihren 
Dank  für  seinen  £ifer  in  der  Bef&rdening  der  Interessen  des  Staates, 
und  ersucht  ihn  ehrerbietig 'die  betreffende  Vorlage  in  nähere  Er- 
wägung zu  ziehen.*' 
Art.  109.    Die  erste  Kammer  zieht  in  Erwägung,  mit   BeaAtung  des 
.  106,  di6  Vorlage,  welche  von  der  zweiten'  Kammer  angenommen  ht 

Wenn  auch  sfe  die  Annahme  dieser  Vorlage  beschliesst,  so  giebt  sie  da? on 
bricht  an  den  Köpig  und  an  die  zweite  Kammer  mit  folgenden  Formeln: 

„An  den  König." 
„Die  General-Staaten  bezeigen  dem  Könige  ihren  Dank  für  seinen 
Eifer  in  der  Beförderung  der  Interessen  des  Staates,  und  vereinigen 
sich  Uiit  der  Vorlage,  so  wie  sie  abgefasst  isL 

„An  die  zweite  Kammer.** 
„Die  erste  Kammer  der  General- Staaten  benachrichtigt  diö  zweite 

Kammer,  dass  sie  sich  vereinigt  hat  mit  der  Vorlage»  betreffend , 

welche  den von  der  zweiten  Kammer  iKr  zugesandt  ist.** 

Wenn  die  erste  Kammer  die  Nichtannahme  dieser  Vorlage  beschliesst 
pebt  sie  davon  Nachricht  an  den  König  und  an  die  zweite  Kammer  mit 
enden  Formeln: 

„An  den  König.** 
„Die  erste  Kammer  der  General -Sta,aten  bezeigt  dein'  Könige  ihren 
Dank  für  seinen  Eifer  in  der  Beförderung  der  Interessen  d^  Staates 
und  ersucht  ihn  ehrerbietig  die  gegebene  Vorla|;e  in  nähere  Er- 
wägung zu  ziehen.** 

„An  die  zweite  Kammer.** 
„Die  erste  Kammer^  der  General- Staaten  benachrichtigt  die  zweite 
Kammer,  dass  sie  den  König  ehrerbietig  ersucht  hat,  die  Vorlage 
betreffend .......  wdche  ihr  am ..... .  von  der  zweiten  Kammer 

zugesandt  ist,  in  nähere  Erwägung  zu  üehen.** 
Art.  1 10.    Die  General*Staaten  hab^n  das  Recht  Vorschläge  z  u  G  es  e t  ze  n 
den  König  zu  richten. 

Art.  111.    Die  Initiative  dazu  steht  ausschliesslich  der  zweiten  Kammer 
welche  die  Vorlage  auf  gleiche  Weise  in  Erwägung  ziebt»  wie  dies  in  An- 
iing  der  Vorlagen  von  Seiten  des  Königs  festgestellt  ist,  und  nach  ihi;^ 
lahme  sendet  sie  dieselbe  an  die  erste  Kammer  mit  folgender  Formel: 

„Die  zweite  Kammer  der  General -Staate  übersendet  der  ersten 

Kammer  beiliegende  Vorlage,  und  ist  der  4ltticht,  dass  die  Gen^r«)- 

Staaten  für  dieselbe  die  Bewilligung  des  Königs  nachsuchen  sollen.** 

ArL  112.    Wenn  die  erste  Kammer,  nachdem  sie  darüber  auf  die  ge- 

inliche  Weise  berathschlagt  hat,  diese  Vorl^j^  billigt,  so  sendet  sie  dieselbe 

den  König  mit  folgender  Formel: 

„Die  General- Staaten  sind  der  Ansicht,  das^  die  beiliegende  Vor- 
lage zur  Beorderung  der  Interessen  des  Staates  gereichen  könafeli 
und  ersuchen  ehrerbietig  um  die  Genehmigung  des  Königs  ftr  die- 
'   selbe." 

Femer  benachrichtigen  sie  darüber  die  zweite  Kammer  mit  folgta^ 
mel: 
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^  Ente  Kamer  d^  SUteo-Goieraal  g^ 
Kaffler,  dat  zij  zicfa  heefl  Tcreenigd  met  het  tan 
vangen  Toontel  betrekkelijk....,  eo  daarop  nameift. 
raal  *s  Konings  bewüliging  beefl  venocbu'*  . 
Waueeir  de  £erste  fianier  bct  voontd  niet  goe^ceurt»  loo  geeft  nj 
daanran  keniiis  aao  de  IVeede  Kamer  met  bet  volgende  Ibnnuliec: 

„De  £erste  Kamer  der  Staten-Geaeraal  heeft  geeiie  geiioegiame  rf 
den  geronden  om  op  bet  biemevens  teraggaande  voontd  's  Konings 
ilewilliging  te  verzoeken.*' 

Art  113.  Andere  voordragten»  dan  voorstellen  van  wet,  knniien  door 
dke  Kamer  aiaonderiijk  aan  den  Koning  worden  gedaan. 

Art  lU.  De  Koning  doet  den  Staten-Generaal  loo  fpoedig  mogelijk 
kennis  dragen,  of  bij  een  voorstel  van  wet,  door  ben  aangenomen,  al  dao 
niet:  goedkenrt  Die  kennlageving  gescbiedt  met  een  der  Toigende  for- 
mölleren: 

„De  Koning  bewilligt  in  bet  ▼oörslel." 
of 

„De  Koning  boadt  bet  voorstel  in  overweging.** 

Art.  115.  Aue  Toorstellen  van  wet,  door  den  Koning  en  de  beide  Ka* 
mers  der  Staten-Generaal  aangenomen,  vetkrijgen  kracbl  ?an  wet  en  worden 
door  den  Koning  afgekondigd. 

De  wetten  zijn  onscbendbaar. 

Art.  116.  De  wijze  ?an  aflcondiging  der  wetten,  en  de  tijd  wanneer  nj 
verbindende  zijn»  worden  door  de  wet  geregeld.' 

Het  formolier  ?an  afkondiging  is  bet  folgende: 

nWij,  enz....,  Koning  der  Nederlanden,  «nz...;  «»Allen,  die  deie  zol- 
len zien  of  hooren  lezen,  salut!  doen  te  weten: 
„AIzoo  Wij  in  oferweging  genomen  bebben,  dat  enz. 

(de  beweegredenen  der  wet) 
„Zoo  is  bet  das  Wij,  den  Raad  van  State  gebüord«  en  met  gemeen 
overleg  der  Staten-Generaal,  bebben  goedgevondcn  en  verstaan,  g^ 
lijk  Wij  goedvinden  en  versiaan  bij  ddee,  enz. 

(De  inhoud  der  wet) 
„Gegeven,"  enz. 

Art.  117.  Ten  aanzien  der  algemeene  maatregelen  van  inwendig  bestoor 
van  den  Staat,  bepaalt  de  wet  insgdijks  de  wijze  van  afkondiging  en  bet  tijtf- 
stip,  waama  zij  zollen  wericen. 

Art  118.  De  Grondwet  en  andere  wetten  zijn  alleen  voor  het  Rijk  io 
£aropa  irerbindende,  tqiiüj  bet  tegendeel  daarin  wordt  uitgedruku 

Zesde  Afdeeling. 
Vtk  de  begrooHng.  « 

Art  HO.  Door  de  wet  worden  de  begrootingen  van  alle  uitgaven  ^ 
Rijks  vastgesteld,  tn  de  middelen  toi  dekking  aangew^|p[i. 

Art  120.  De  onlwerpen  der  algemeene  begrootings-welten  ^»orden  jal^ 
lijks  van  wege  den  Koning  aan  de  Tweede  Kamer  aangeboden  t  daddijk  u 
bet  qienen  der  gewone  vergadering  van  de  Staten-Gauraftl«  v66r  dan  w/t 
vang  ?an  bet  jaar,  waarvoor  de  begrootingen  moeten  dienen. 
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.^0P  tnle  Kammer  der  General-Staaten  benachrif^htigt  die  iweite 
Karaäe?.'  dass  sie  sicli  mit  ihr  vereinigt  hat  über  die  an  ..,.-. , 
emim'gene  Vorbge,   belrc-ffend und  für  dieselbe  im  Na- 
men der  Geoeral-S  tasten  die  Genehmigung  desKunigs  nachgesucht  bat." 
Wenn  die  erste  Kammer  die  Variagc  nicht  billigt,  so  benachrichtigt  sie 
darflber  die  iweite  Kammer  mit  folgender  Formel: 

„Die    erste   Kammer   der  General  -  Staaten    bat    teine  genügende 
Gründe  gefunden,    um  für  die    hiebei  zurückgehende  Vurlage  die 
Genehmigung  dc^  Königs  nachziisuclicn." 
Art  113.    Andere  Vorkgen.   äts  l^twDrEe'  in  Gesetzen,  künnen  von 
jeder  Kammer  besonders  an  den  König  gericfalet  werden. 

Art.  tu.  Der  KSilig  giebt  den  Gcn^al-Stoateii  so  sdindl  ola  möglich 
davon  Kenntniss,  wenn  er  einen  Geieties-EnLwurj,  der  von  denielben  ange- 
nommen ist,  denn  nicht  genebmigL  Die  Bemchrichtignng  darUber  geschiebt 
mit  einer  der  folgenden  Pvnneln: 

.Der  Künrg  genehmigt  die  Vorlage" 
oder  „Der  König  nimmt  die  Vorlage  in  Erwägung." 

Art.  IIj.    Alle  Gesetzes- Vorlagen,  welche  von  dem  Könige    und   den 
beiden  Kammern  der  General -Staaten  angenommen  sind,  erlangen  Geseties- 
kraft  and  werden  durch  den  Konig  bekannt  gemacht. 
Die  Geseljie  sind  n nv erb rilch lieh. 

Art.  118.    t*ie  Art  der  Hekannlmachnnj!  der  Geselle  und  die  Zeil,  von 
welcher  ^b  sie  verbindlich  sind,  werden  durch  du  Ges^  geregelt  a 
Die  Formel  der  BekannUnacbung  ist  folgende: 

„Wir  .....  Riuiig  der  Niederiuide  eld 

Allen,  die  dieses  sehen  oder  lesen  hören  werden,'  ansern  Gnus.  OBd 
thnn  an  wissen: 
„Wie  wir  in  Erwägung  geDonunea  liaben,  dass  etc.  ...  . 

(die  Motive  der  Gesetie) 
10  ist  es  gesdiehen,  dass  Wnr  nach  AnliöFong  des  Staatsratbs  upd 
mit  gnaeimchaflliGber  üebereJartiaaniDg  der  Graenl-Staaleo,  Ar 
gut  geßioden  und  erkannt  haben,  gleidivie  Wir,  es  für  gnl  Aodm 

ood  ericenncn,  dass  etc. " 

(der  Inhalt  der  GeseUe.) 

„Gegeben  lu  etc " 

ArU  117.  In  Hinsicht  auf  die  allgemeinen  Anordnungen  fUr  die  innere 
Verwaltung  des  Staates  bestimmt  das  Gesetz  in  gleicher  Weiie  die  Art  der 
Bekanntmachung  und  den  Zcilpunkl,  >nn  welchem  ab  sie  gellen  sollen. 

Art  118.  Das  Grundgesetz  und  die  anderen  Gesetze  sind  allein  für 
den  Siaal  in  Europa  verbindlich,  bis  das  Gegcnthcil)  darin  ausgedrückt  sein 

'  '     Sechste  Abthti^p. 
Von  d#nt  Budget. 
Art  UM.    Durt^  das  Gesetz  werden  die  EtaU  für  alle  Ausgaben  des 
Staates  festgestellt  unffdie  Mittel  zu  ihrer  Deckung  angewiesen. 

Art.  120.    Die  Entwürfe  der  allgemeinen  Budgets- Gesetze  werden  jähr- 
lich von  Seiten  des  Königs  der  zweiten  Kammer  übergeben,  gleich  nach  der 
EräfTnung  der  gewöhnlichen  Versammlung  der  General-Staaten,  vor  dem  An- 
fang des  Jahres,  ft'ir  welches  die  Etats  dienen  mlisscu.  ,,., 
Sthabtrt,  TsrikHODCMitudM.  a.  B4                                            '* 


De  begrooling  der  etile]  provinciale  en  hut&haadalijke  ifthnmsWo  en 
uitgaven,  door  de  Staten  mtAe  jaarlijks  opi^emaakt,  fcreücbt  's  Konings  gofd- 
beuring. 

Profindaie  bclailingen  tot  dekkiiig  dczcr  Uktgaveo,  door  de  SUKn  »n 
den  EoDiog  voorgedragcn,  vereischen  bekrachtiging  door  de  weL 

Art.  130.  De  SUlen  worden  belast  mel  de  uilvoering  der  wetten  tu 
koDinklijke  herelcn,  betrckkelijk  lot  die  lakken  Tan  algemecn  bianeiüandüdi 
bestuur,  welke  de  wel  xsl  aanwijzen,  en  loodanige  andere  bovendien,  «dke  de 
Koning  goedvindt  hun  op  te  dragen. 

Art.  131.  Aan  de  SUten  wordt  de  regeling  en  hei  bestuuc  »an  bei 
provinciaal  hubbouden  door  de  wet  overgelateo. 

Behoudens  de  voorschritlen  in  art.  129  mprten  alle  zoodanige  re^emtn- 
leQ  en  verordeuiDgeo,  als  li'j  voor  bct  provinciaal  belang  noodig  oordeelea  ir 
maken,  aan  de  goedkeuring  van  den  Koning  worden  onderworpen. 

Zij  lorgea  dat  de  doorvoer,  en  de  uitvoer  naar  en  invoer  uit  andere 
proiincien  gcene  bclemmering  ondei^an. 

^rt.  132.  Zij  trachlen  ailc  geschillen  tusscben  getneeDtd>esluren  in  der 
Dunna  te  doen  bijleggen.  Indien  zij  daarin  niet  «lagen,  drsgen  tij  bet  geial. 
t'oo  bet  ecn  geschil  van  bestuur  bclren,  aan  den  Koning  ter  beslissing  >oor. 

Art.  133.  De  Koning  beeft  bet  vermögen  de  bestatten  der  Slalcn.  An 
met  de  wellen  or  het  algemeen  belang  strijdig  lijn,  le  »cborsen  of  ihe  veniir- 
tigen.    De  wet  regelt  de  gefolgen. 

Art.  134.  De  Slaten  können  de  belangen  van  faunne  provinden  eo  ud 
harc  ingezelenen  bij  den  Koning  cn  bij  de  Stalen-Generaal  voorstaan. 

Art.  135.  De  wijn  wurop  het  geng  a  de  rnegt,  aan  de  Prariacialf 
SWen  opgedr^en.  «ord«  nttgeoefea^  iteiA  doer  te  nat  gwyM, 

Art.  130.  De  SUleo  bemMoMB  uit  hun  midden  eoB  eolltcM  n»  Gcd» 
pvteerde  Stuten,  wunan,  velgeni  de  Mgds  door  de  wet  U  rtdiea.^de  dage- 
Ujlndie  leiding  en  oitTOcnng  van  nken  wer  ~ 
de  Slaten  njn  lergiderd  of  niet. 

ArL  137.  De  Koning  itelt  ht  alle  provinden  cganiiMriaicn  Ma.  bhI 
de  nilToering  lijner  bevelen  ga  met  bet  toengt  op  de  Terrigtiiifäi  fler  Ah- 
len belaA. 

Deu  «Hmninanneii  litten  vqor  in  de  vergadeting  der  Stfetea  ea  in  dv 
der  Gedepnleerde  Staten,  en  hebben  stem  in  laatttgaioemd  collegi«. 

Derde  Aldeeling. 
Fan  it  GewieeiiUbettHren. 
Art  136.   De  samenstelliog.  imigting-  en  bevoegdheid  der  gemeeatcte- 
»turen  worden,  nadat  de  Provinciale  SlMen  lijn  gcboord.  ^r  de  wet  gafpÜ 
met  inaditneming  der  vooncbriften,  in  de  rolgende  arlikeloi  vervat. 

Art  13».  Aan  bet  hooft  der  geipawta  ilaat  een  nad.  wdk»  Mm  w 
midddlijk  Aota  de  ingeaeiaoen.  ep  de  wÜMdoor  de  wei  U  nQAmeMtmm 
btpitid  aantal  jaren  worden  rerkoMi.- 


Die  Etals  der  rein  proiiuiialea  und  zu  ihrem  Ibusballe  gehörendpn 
Einbflnftc  und  Aiisgalicn,  «eiche  durch  die  SUode  jährlich  veranschlagt  wer- 
den, verlaDgeD  die  GeacbmiguDg  des  Königs. 

Provioziak  Auflagen  xur  Deckung  dieser  Ausgaben,  für  welche  von 
den  Ständen  an  den  Kiiuig  lu  herichlen  ist,  erheischen  die  Genchmigutig 
durch  ein  (ieseti. 

An,  130-  Die  Stände  werden  beaiiflragt.  mit  der  AosOlhrung  sowohl  der 
Geselle  iind  liöniglichen  Befehle,  die  sieh  anf  Gegenstände  der  allgemeinen 
inneren  Verwaltung  heriphen  und  durch  ein  Gesell  ihnen  überwiesen  werden, 
ab  auch  solcher  andern  Angdegcnheilen,  wdcfae  der  K5nig'ttt"gBt  <ftMifctflf 
Htm  wa  fltMTtngm.  ■  • .    -     ■  .1   ■  ■■. .-    ■    J 

Art.  1.31.  Den  Standen  wird  die  Regelung  in  der  Verwaltung  des  Pro- 
vmtia)- Haushaltes  durch  das  Gesetz  übertassen. 

Mit  Beziehung  auf  die  Vorschriften  im  ArL  129  müssen  alle  solche  Re- 
glement« und  Verordnungen,  die  »ie  für  das  Proviniial-Intcresse  zu  machen 
flir  nolhig  halten,  der  Genehmigung  des  Königs  unterwarfen  werden. 

Sie  sorgen  daPur,  dass  die  Durchfuhr,  Ausfuhr  nach  und  die  Ausfuhr 
aus  anderen  Provinzen  keine  BelastiguDgen  erleiden. 

ArL  I3i.  Sie  bemühen  gidi  alle  Streitigkeilen  zwischen  Gemeindc-Ver- 
wallungen  auf  gtillicbem  Wege  beizulegen.  Wofern  ihnen  dieses  nicht  gelingt, 
so  ben'chtcn  sie,  falls  es  einen  Streit  der  Verwaltung  betrifft,  darüber  an  den 
König  zur  Entscheidung, 

Art.  133.  Der  König  hat  die  Gewalt,  die  Beschlüsse  der  Stä|ide,  die  den 
Gesellen  des  allgemeinen  Interesses  zuwider  laufen,  auszusetzen  oder  zu  ver- 
nichten.   Das  Gesell  regelt  die  Polgen  davon. 

Art.  134.  Die  Stände  können  die  Interessen  der  Provinzen  und  ihrer 
Eingesessenen  bei  dem  Könige  und  den  General- Staaten  wahrnehmen. 

Art.  135.  Die  Weise,  in  welcher  die  Befugnisse  und  die  Macht,  die  deo 
Proviiuial-SUiideii  ttberwicten  sind,  aoj^eUtit  «eitd*iit  wird  durch  du  Ge- 


Art.  136.  Die  Stände  erwählen  aus  ihrer  Mitte  ein  Collegium  von  De^tu- 
tirten  Standen  (Ausschlisse),  welchem  nach  den  Vorschriften,  die  das  Gesetz 
festzustellen  hat,  die  tägliche  (fortdauernde)  Leitung  und  Ausführung  der  An- 
gelegenheiten aufgetragen  wird,  die  Stande  mögen  versammeil  sein  oder  nicht. 

Art.  137.  Der  König  slclll  in  allen  Provinzen  Commissarien  an,  die  mil 
der  Ausfuhrung  seiner  Anordnungen  und  mit  der  Aufsicht  über  die  Verhand- 
lungen der  Stände  beauftragl  sind. 

Diese  Commissarien  führen  in  der  Versammlung  der  Stände  und  in  dem 
Collegium  der  Deputirten- Stände  den  Vorsiti,  und  haben  eine  Slimme  in  dem 
letztgenannten  Collegium. 

Örille  Abthohiw-  .  .  >^ 

Vo»  der  GnuiHät-  VtrwdUtMg. 
Art.  138.  Die  ZuHinmfnwtiaBg,  £infiditwig  wi  GeKhäArfUm«  der 
GoDdnde •  Verwaltungen  wvdtat  laeiulen  dia  hOTimul-Sliüide'gdMft  m4 
durch  da»  Gcieti  ger^t,  wt  BcrOdoncUguig  der  VvnAMm/  wtlclie  ia 
dea  folgeufon  Arlikelu  gegeben  aiod. 

ÄiU  um  An  der  SpitM  der  fioMiwI«  lAt  «üb  Batfa,  immfSHtim 
BigMttdUr  van  dan  Ejamwunn.  uch  d«  w»  GcHUttw  bmimmimim 
WaiK.  ■«!  eiDa  fWgeriaQle  Aandd  «OB  Mvm  gtwiUt  I 


De  TDomUrr  w>rit  door  d«n  KoniBf  ook  boitcn  de  MfB  vin  tfen  rwl 
benoemd,  «i  «ob  door  betn  otUslagen. 

ÜiD  kieur  in  eeae  gemeente  te  lijn.  moel  ttura  de  terdtcbten  beiiUco 
ii^  arl  76  gerorderd;  de  befuliogsora,  diar  bepaald.  wordt  echter  op  de  M& 


Art.  14t.  De  betlailen  der  gemeentebesturen.  rakende  de  besdiikkuii 
over  gcmeenle-Mgendom  en  toodtnige  andere  burgertijke  reglsbandelinfn 
welke  de  wet  aanirij»!,  alimede  de  begroDÜngcn  *aD  inlionutcB  ea  nilgxvD, 
«ofden  aan  de  goedkeuring  der  Provindale  Slalen  oaderworpen. 

Art.  143.  Het  betluil  tao  een  gemeeDtebe&Uuir  tot  hei  invoerco.  wi|iigco 
of  afschaffen  eeoer  plaalselijke  bcluting.  «ordt  voorgedragen  aan  de  Suien 
lijoer  proriocie.  die  daarran  verslag  di>en  aao  den  RoRing.  zonder  wieaf  gotd- 
keuring  daaraan  gern  gevotg  mag  worden  gegeven. 

De  wei  geeft  algemeene  regeh  len  aaniien  der  pliatselijke  belatiingoL 
'  Zij  mögen  den  doorvoer  en  den  uitvoer  naar  en  invoer  nil  andere  gc- 
meenlen  niet  beietnniereii. 

Arl.  143  De  wct  regelt  ook  het  opmaLen  der  begrooÜDgen  en  bei 
opneinen  eo  sluiten  der  plaaUelijke  rekeoingen. 

ArL  144.  De  gemelde  besturen  kunuen  de  belangen  ran  bunne  ge- 
meeuten  en  van  hare  ingeutenen  voorsiaan  bij  den  Koning,  bij  de  Stateo- 
Generaal  en  bij  de  Slalen  der  provincie  wairtoe  lij  betiooren. 


Tijfde  H,oordstuL 
Va»  de  Jtt^UUe. 
JEenle  Afdeding. 


Art  140.'  Er  wordt  aton  m  de  NederUndcn  regt  getprokea  n  um 

dH  Imftii^ 

ArL  U6.  Er  is  MD  algenwen  wM^od  nnbni^e^jk  regt,  TuhM^l» 
dd,  j^  ftnfregt  «an  bar^ertijke  regl»>'  ea  van  itnfrDrdcritig,  m  no  de  n- 
ncBitdliiig  der  regteilijke  nugt 

De  wet  rcfelt  inigelijks  het  r^tigebied  orer  bet  Icfijgtvolk  ca  d« 
Khtttterijen. 

Zij  regdt  ook  de  regtipruk  over  gtaddHoi  cd  OTertrediilBC&  in  ab 
■Der  bdutingen. 

AA  147.  Nieroiod  kui  nn  iqa  eigaBdom  windeo  ooliet,  dm  1«  it 
gwweniü  loUe  ca  legen  Toora^unde  idMdelooMteUing. . 

De  wet  TerUetrt  Tooraf  d«t  bet  algemeen  nnt  de  nptnigi  wiw%  vefdirt. 


Eene  algemeene  wet  regelt  de  nitsoiidering  Dp  bet 
dMii({e  nrtJäriDg  len  b^oere  van  resthigbAaw  en  dm  ktnleg.  bot  Intald  ^ 
WIderteod  van  dykeä,  bij  bemetüng  en  andere  dringiaide  lUm^M^itm- 

De  boTaagäueatfc  meücbMQ  tib  VMMgMWlr-^mfÜariiic  dm  Mar 


Der  VortiUer  wird  von  dem  Kdnige  auch  ai»  d«n  Aiilgliedcrn  des  Ha- 
(  erwählt  und  auch  vod  ihm  eotlassen. 

l'm  Wahler  in  einer  Gemeinde  m  sein,  muss  man  den  im  ArL  76  ver* 
{len  Steuerbeilrag  entrichten;  die  dort  festgestellte  Sieuenumme  soll  ^liter 
die  Halde  erniedrigt  werden. 

Art  140.  Dem  Käthe  wird  die  Regelung  und  die  Verwaltung  des  Ge- 
nde>Haushalts  überlassen.  In  Bezug  auf  die  Verordnungen,  welche  er  in 
ler  Beziehung  macht  und  den  Provinsial- Ständen  millheilen  muss,  ist  An. 
anzuwenden. 

Art.  141.  Die  Beschlüsse  der  Gemeinde- Verwaltungan,  welche  sich  be- 
ten auf  die  Verfügung  über  das  Gemeinde- Ei genth um  und  andere  äholiche 
ferliche  Bcchlsbandlungen ,  welche  das  Gesetz  angicbl,  sowie  die  Etats 
Einkünfte  und  Ausgaben,  werden  der  Genehmigung  der  Prorinzial -Stände 
erworfen. 

ArL  142,  Der  Bpschtuss  einer  Gemeinde- Verwaltung  über  die  Einführung. 
Weisung  oder  .ibsrhafTung  einer  örtlichen  Auflage  wird  den  Ständen  ihrer 
vinz  vorgelegt,  die  darüber  dem  Küntge  berichten,  ohne  dessen  Genehmi- 
ig  demselben  keine  Folge  gegeben  werden  kann. 

Das  Gesetz  giebl  allgemeine  Regeln  in  Ansehung  der  ortliehen  Aullagen. 

Sie  dürfen  die  Durchfuhr  und  die  Ausfuhr  nach  und  die  Ausfuhr  aus 
lern  Gemeinden  nicht  beschränken. 

Art.  t43.  Das  Gesett  regelt  auch  die  Aufstellung  der  Etats  nnd  dasAb- 
imen  und  die  Dechargen  der  Gemein  de- BcchtMingen. 

Art.  144  Die  genannten  Verwaltungen  können  die  Interewen  ihrer  tie- 
inden  und  Eingesessenen  bei  dem  Künige,  den  General -Staaten  und  den 
□den  der  Provinz  Terlretcn,  zu  welcher  sie  gehören. 

Fünftea   Capitel. 
.  Von  der  Beditt^Uge. 

Erste  Abtheflnng.  ^     -  i 

Art.  145.  Es  Wird  Abcfall  in  den  Niederiinden  im  Nimen  <les  K&nigi 

£t  gesprochen. 

Art,  14S.  Es  giebt  ein  allgemeines  Gesetzbuch  für  das  Civilrecfal.  für 
Handelsrecht,  für  das  Slrafrecht.  für  den  Civil-  und  Criminal-Process  und 
die  Zusammensetzung  der  richlerlicben  Genalt. 

Das  Gesetz  regelt  imgleichen  die  Rechtsbestirnmungcn  über  das  ste- 
ide  Heer  und  die  Communal- Garden  (Bürgerwehr). 

Es  regelt  auch  die  Hechts  Verhältnisse  in  allen  Streitigkeiten  und  Ueber- 
UDgen  in  allen  financiellen  Dingen. 

Art.  147.  Niemand  kann  aus  seinem  Eigenihnm  gesetit  werden,  aLsrara 
emeinen  Nutien  und  gegen  Torangegangene  Sdiadloshaltung. 

Das  GeseU  erklärt,  in  wie  weit  der  .aUgemeiiie  Nutten  die  J^pn^ria- 
I  verlangen  kann.  ,      ,.   ^ 

Ein  allgemeines  GcseU  regelt  &t  AnTgabe  des  E^thniw  nadi  PrOfimg 
er  aoldten  Ktilnins  nUta  Beditf  dee  Teitnnpbcilea  nnd  der  Anli^n,  der 
nleUaDg  oder  Doteriitltnig  der  IMcfae,  bei  amtedieniM  KnaMuüm-  flWl 
anderen  dringendra  FWb 

Die  obengenannten  UntermdumiA  der  vormtehilHlen  EAUntngen 


wü,  ctt  f»  fwiii%UDde  fclMMMKMrteDiig  imuMi  rtet  wordn  ingaoepco. 
wann^^r  ooriog,  forand  bf  watersoopd  eoM  oMrerwijIde  iBbeiifmBiiiiB  fordcfii. 
Brt  ragt  nft  des  entaifeiide  <ip  tdudelooMtdliiig  weidl  kierdoer  cdHer  niet 


Art  148.  ADe  twistgedingen  ofer  dgendom  of  diiräit  Toorlsprttileode 
itglen,  Ofer  gehnKhordernig  en  andere  borgeriijke  regten,  behooren  bij  aii- 
Mtlng  tot  de  kcanis  tm  de  regterfijke  magt 

Aan  haar  bdmort  hugeBflo,  behoodens  de  nitsonderiBgen  door  de  wd 
te  bepalm»  de  beslissing  of er  bnfgerschapsregten. 

Art  119.  De  regteriyke  magt  wordt  alleen  affgeoeTend  door  reglm, 
ireike  de  wtt  aanwijst 

Art.  15a  Nieinand  kan  tcgen  iqnen  wil  worden  a%etroKkn  laa  dea 
regier,  dien  de  wet  he^n  toekent 

De  wet  regelt  de  wöw,  waarofi  gesdiillen.ofer  bewegdheid,  luicfaen 
de  adouniaUralive  en  r^gterlijke  magt  onlataan,-  worden  besmt 

Art  151.  Boten  4e  gefallen  in  de  wet  bepaiM»  mag  memaiid  in  hach- 
tenis  worden  genommen,  dan  op  een  bevd  van  den  regier»  inhoadeade  de 
nadefp  der.  ydane  aanhonding.  Dil  bevel  moet  by,  of  loo  qioedig  mogdijk 
na  d^jMBhdnding  beleekend  worden  aan  dengene,  legen  wien  hei  is,  gerigt 

l)e  wet  bepaald  den  vorm  van  dit  bevd,  en  doi  lijd,  htniMi  wÄn 
alle  aangeklaagden  moeten  worden  verhöord. 

ArUsiK.  Wanneer  een  ittgeaeten,  in  boitengewone  0Bwfandi^»lca, 
door  heljMfek  gezag  is  gearreslieerd«  is  bij  op.wicna  bevd  loodanige  arres- 
talie  plaÜriBeft  gehad,  gehoodeo  daarv  an  cerrtond  kenn»  te  gevcn  aan  dn 
plaatselijken  regier,  en  hem  voorls  den  gearrenteerde  binnen  deo  Iffd  van  drie 
dagen  over  te  leveren. 

De  criminele  regtbanken  aijn  verpligt,  elke  in  haar  ressort,  te  lorgen 
dat  zolks  sUptelijk  worde  nagekommen. 

Art  153.  Niemand  mag  de  wonning  eens  ingeteten  diens  ondanks  bin- 
nentreden,  dan  t)p  last  eener  magt,  door  de.  wet  ,bevoegd  verklaard  dien  last 
te  g^en,  4p^oIgens  de  vorme^  in  de  wet  bepaald« 

Art  154.  Het  geheim  der  aan  de  post  of  andere  openbare  instdling 
van  vervoer  toevertroowde  brieven  is  onsdiendbaar,  behalve  op  last  des  rc|- 
ters,  in  de  gevallen  in  de  wet  omsdiaeven. 

.   Art  155.    Op  geene  misdaad  mag  als  straf  gesteld  worden  de  Terbeord- 
verklaring  der  goederen,  den  schuldige  toebeboorende. 

Art  156.  Alle  vonnissen  moden  de  groh4en,  waarop  ig  nisten,  en  in 
strafiaken  de  artikelen  der  wet,  waarop  de  veroordeeling  mst,  vermekien,  ca 
met  öden  deoren  worden  nitgesproken. 

De  teregtzittingen  zijn  openbaar,  behoodens  de  uitzonderiDgen  in  be( 
belang  der  openbare  orde  en  ied«rlgkbdd,  door  de  wet  vast  te  stellen. 

Tweede  Afdeding. 
Van  den  Haogen  Raad  en  de  Regteriiffu  CoUegi^n, 

Art  157.  «Cr  bestaat  voor  bei  geltoele  Rijjk  "een  opperale  geregtahoC'oa* 
der  den  naan  van  Hooge  Raad  der  Nederianden»  waarvan  de  leden  door  da 
Koning,  nit  eene  nominatie,  volgens  art  fdS,  woflien  benoeoMt 

Art  158.    Van  eene  voorgefallenen  vaeatnre  wofdt  door  den  Bocicn 


I 


aach  einem  Gesetz  und  der  vorausgehenden  Entschädigung  künnen  nicht  in 
Anspruch  genommen  werden,  wenn  Krieg,  Feuer  oder  W'assersnolh  eine  un- 
gesäumte B  es  iUergreifung  erfordern.  Das  B  echt  des  Eigenlhümers  auf  Gnl- 
schadigung  wird  hiedurcb  jedoch  späterhin  nicht  vcrki)raL 

ArL  148.  Alle  Streitigkeiten  über  Gigenthum  und  daraus  entspringende 
Rechte,  sowie  über  Schulforderungen  und  andere  bürgerliche  Rechte,  gchuren 
io  Bexug  auf  die  Eulscheidung  zur  Ertcnntniss  der  ridilerlichen  Gewalt. 

Vor  dieselbe  gehört  gleichfalls,  unter  Aufrechtballung  der  von  den  Ge- 
setzen befohlenen  Aufgabe  des  Eigenlhums,  die  Entscheidung  Über  fiemeindfi* 
bürgerrcchte. 

Art  lt9.  Die  richterliche  Gewalt  wird  allein  durch  Richter  ansgeQbt, 
welche  das  Gesetz  anweist. 

Art.  150.  Niemand  tann  gegen  seinen  Willen  dem  Riciiter  entzogen 
werden,  welcheo  das, Gesetz  ihm  zuerkenijL 

Dm  Gaett  Wtäoet  die  Bestirnmudg,  nath  Unelcher  die  StTehi^teii,  ifie 
Über  die  Competuu  nriicbra  dtti  Vcrwaltai^iMöffdaii  Ditd  der  riddtfUcbea 
Gewalt  entstellen,  gcschliditet  werden. 

ArL  151.  Ausser  den  im  Gesetz  bestimmten  Fällen  soll  Niemand  in  Haft 
genommen  werden,  als  auf  einen  Befehl  des  Richters,  der  die  Gründe  zur 
vorliegenden  \'erhnftung  enthält.  Dieser  Befehl  muss  so  schnell  als  möglich 
denjenigen  vorgelegt  werden,  gegen  welche  er  gerichtet  ist. 

Das  Gesetz  bestimmt  die  Form  eines  solchen  Befehls  und  die  Zeil,  in 
welcher  alle  Angeklagten  gehört  werden  müssen. 

Art.  152.  Wenn  eine  Person  in  aussergc wohnlichen  Umständen  wegen 
[Hililiscber  Verbältnisse  verhaftet  ist,  so  ist  derjenige,  von  welchem  solchA' 
Vcrhaflsbefehl  ausgeht,  verpflichtet,  sofortige  Kehntniss  lu  geben  an  den  Rich- 
ter des  Orts,  und  ihm  sogleich  den  Verhafteten  siiäteslens  in  Zeit  von  dfei 
Tagen  auszuliefern. 

Art.  153.  Niemand  darf  in  die  Wohnung  einer  Person  wider  ihren  Wil- 
len eintreten,  es  sei  denn  auf  Befehl  einer  Gewalt,  die  durch  das  Gesetz  be- 
rechtigt ist,  solche  Befehle  zu  erthcilen  und  die  in  dem  Gesetze  [cstgestelltea 
Formen  befolgt. 

Art.  IM.  Das  Gcheimniss  der  der  Post  oder  anderen  öfTenllichen  Ein- 
riditungen  >ur  Versendung  amrtninten  Hirft)  itt  tmverletibar,  ansgenommcn 
anf  Befehl  des  Richters  in  den  durch  du  Geuti,  vorgeschriebenen  F^en. 

Art.  155.  Für  keine  slrafTällLge  Handlung  soll  die  Couliscation  der  den 
Schuldigen  gehörenden  Güter  als  Strafe  gestellt  werden. 

Alle  Crlheilssprüche  müssen  die  Gründe,  worauf  sie  beruhen,  und  in 
StralTällen  die  Artikel  der  Gesetze,  nach  welchen  die  Verurtheilung  erfolgt 
ist,  anfahren,  und  bei  olTenen  Thtlren  gesprochen  werden. 

Die  Gerichtssitzungen  sind  üfTentlich.  mit  dem  Vorbehalte  die  Schliessung 
im  Interesse  der  (iiTenUtchen  Ordnung  und  Sittlichkeit  nach  dem  Geselxe  feit 
m  stellen. 

Zweite  Ablheilung. 
Von  dem  hohen  Rathe  und  den  richtertiehen  BAiirden. 

Art.  IW.  B*  besteht  Rbr  den  geNnuMen  SlUk-^&  eta^ter  Gcii4lAo( 
nnler  dem  Namen  des  hohen  |Utht  der  Nledcrltnde,  dwcaHit^leder-vaki 
den  Könige  ans  üaw  iha  ARiic«teD  B«Mie  Tiw>]|tBWB,!>;lRia)A|tt'10B  rar- 
idireibt.  ernannt  werden,'  -T".  ■  ,-'■•■■■  i    ■.  ■    ..■■.;ii'..' 

Art.  158,   Bei  einer  dngetrrtenett  VaetM  wird  Ton  dem  Hohen  Batbe 


Raad  aan  flc  Tweede  Kamer  der  Stateti-Ccnera;]!  k^nnis  p^geTCn.  dit.  Itf 
»ervolliiig  ^arran,  ceiic  nonjinalie  »an  »ijf  personen  aan  den  Koning  aanbittl, 
Un  einde  daaroit  eenc  kerne  le  do«i.  De  Koninß  benoemt  den  prwidenl  nit 
dt)  ledeD  van  den  Iloogen  Raad  en  faecfl  de  i^tstreeksche  aanstelliag  van  den 
procnre  ur-generaal: 

ArL  159.  De  leden  der  StaUQ-Gcncraal,  de  h<wfden  der  mitiisleriäF 
drpartemeoten,  ilc  gouTemciirs-generaal  of  de  hooge  amblenaren  onder  kh 
abdcren  paam  mel  gelijlce  magl  bekleed  in  de  kaJonien  of  beiittingen  des 
Rijl-ä  in  andere  wertlddeelen,  de  leden  »an  den  Raad  »an  Slatc  en  de  cöm- 
tnissarissen  des  Eonings  in  de  provincien  slaan,  negens  ambLsmisdrijveD ,  1er 
vcrrolging  hi?lzij  van  Koningswegc,  hetzij  van  wege  de  Tweedc  Kamrr,  le  regl 
Toor  den  lloogen  Raad. 

Art,  töO.  De  «et  Itepaall,  welLc  andere  am btcnareu  en  leden  vanbooge 
coUegiiJn,  «egcDS  ambtjmisdrijven,  voor  den  lloogen  Raad  |e  regt  staan. 

Art,  161.  De  llooge  Raad  oordeclt  over  alle  actien,  waarin  tk  Koning 
de  leden  van  het  KoninklJik  Buis  oS  de  Staat  als  gcdaagdeo  worden  Mnge- 
«proLen.  mel  uitzandering  der  reHe  Bctitn,  die  »oor  den  gewonen  regier  not- 
Äen  behandeld. 

Art  Ki.  De  Hooge  Raad  heeft  het  loezigt  op  den  geregeldcn  loe^  tn 
de  afdoening  van  rpgtsg« dingen,  alsmede  op  het  natomen  der  wetten  bij  aDe 
rtglerlijke  «liegien.  Hij  kan  hunnc  handelingen,  beschiklingen  cn  vom»- 
sen,  «anncfr  die  met  de  wetten  sirijdtg  iqn,  lemieligen  en  builen  wettial 
stellen.  Tidgens  de  bepaling  door  de  wel  daaforatrcnt  tc  maken. 

Art.  Is3.  De  leden  cn  de  procureur-gcneraal  bij  den  Boogen  Raad.  dt 
le^en  van  de  ge regt sh Oven,  zoo  die  er  zjjn,  en  van  de  Regtbankea  van  eeRleii 
äaBTeg,  worden  voor  hun  leven  aangcsteld. 

,,.;  ,^  deiiEi]^  en^deafodfijijgeu,  die  yporcien  b^  t^^  njn  auftstüi, 

VqBqoD  wor^  ilet^vt  onfsligf n  .fli»r  rt^crljjkc  njtvnäk,  in  de  fcnUta 
ip  je  petjphepajeBy  Z!u:lia^aeii,  op  eiga^  v eno^k,  A^m.  den  Koning  vordtD 
öniübgeiijflR 

..   .1  Zem'deBooit&siuh   

..,  ,      ■'■■'■■"■■■-     fait  de  goaäiiiuil     ',., 

Art.  164.   leder  bäilät  njiie  (»»aji&aistigä  tiieeiäiipi'  d»H  Vdftotna 

Staefd,  «(Mäu  de  lyt^eifiUdg  der  intÜid^f^j  eh  bl^f  te&D  %cii  de 
ri^üdtii^'flCT  ibWwet '   ■  ■  ' , 
^1^  169<   A,an  alle  Jc^^eoooUt^jiftea  in  ]xcl  Bj^  WOfOt  gdqke  b^ 
^ieniuQg  .Ter^eD4f    ^^  ,    ,.  ,.  _ .  _^|^,^  ,    "j,',,  ., 

Art  166.  De  belijders  der  oDderacheidene  godsdiensteo  geoKtaii.  aha 
deielfdc  bnrgerlijke'eu  burgerscbapsrwten,  en  bebben  gelijke  uospnik  (f 
hei  bekleeden  van  waardighed«n,  iUÄttD  eli'lif^eningen. 

Art  lOr.' Afl^'d^t^bUliH!  ^idsdlftikMretiläi>  M^MifllttMHren  cn  Im- 
ilDiMi  plBBtaeik.5|nll  toegd^Mi,  tielundnft4>  nOOdige  MatregAn  Ur  m- 

ObdtFdnWdfhbtjMNr  Uljft  de  ^M&|  ««MhntAefeBb«  M» 

de  geboDwoi  en  beiloten  plaitsen  geovrlopfil,  nap  ^iÜmm  otMr  <le  Ml- 


m. 

der  iv,eiteii  Kammer  der  General- SUateu  Kenntnis»  gogeben.  welche  lur  Be- 
seLiune  <ler Stelle  eint;  Nan]en.''neuuung  von  lünf  Personen  dem  Könige  vorlegt,, 
um  auf  einen  daraus  seine  Wahl  zu  ricblcn.  Der  König  crncnni  den  Präsi-^ 
denlen  aus  den  Mitgliedern  des  Hohen  Ralbes.  und  hat  die  rcchtsbestanih'ge' 
Anstellung  des  General -Procuralors. 

Art.  ISB.  Die  Mitglieder  der  General -SUalcn,  die  Chefs  der  Minisle- 
rial-Departemcnts,  die  General  -  Güuvcmeure  oder  andere  hohe  Beamte,  we)-' 
che  unter  einem  anderen  Namen  ni^t  gleicher  Gewalt  in  den  Colonien  oder 
Besiliningen  des  Staates  in  andren  Weltthcilcn  bekleidet  sind,  diq. Mitglieder 
des  Staalsraths  und  die  Comraissaripn  des  Kftnigs  in  den  Provinzen  stehen 
wegen  AmUverbrecheu  iur  Verfolgung;  sei  o«  von  Seiten  des  Königs,  sei  es 
von  Seiten  der  zweiten  Kammer,  in  Recht  vor  dem  Hoben  Ratlie. 

ArL  150.  Das  Gesetz  bestimmt,  vetche  andere  Bisa  raten  und  Mitglieder  < 
hoher  Behörden  wegen  Amtsverbrechen  vor  dem  Hohen  Ralhe  m  Recht 
Stehen.  ^B 

Art.  16K  Der  Hoh^  ^M^  Qft^^  tltw  4!!^  F;^le,  in  welchen  der  Kö- 
nig, die  Hitglieder  des  Köttiglichctn  Httues  oder  der  Staatsverwaltung  als  An- 
geklagte angesprochen  werden, -MittAlHin^nui^  der  Real-Fälle,  die  von  dem 
gewöhnlichen  Richter  behandelt  weTdai, 

ArL  161  Der  Hotie  Itaih  bat  die  Aulsicht  tibcr  den  regelmissigen 
Gang  und  die  Gcsch^rtsAihrung  der  richterlichen  Handlungen,  so  wie  flbev 
[lie  Befolgung  der  Geselzo  bei  alten  richterlichen  Bebi'ndca  Er  kann  ihre 
Handlungen,  Befugnisse  und  ihre  l'rtlieilssprilrhc,  wenn  sie  den  GcscLseit 
zuwider  laufen,  vernicbtei)  un^.  ^usse^  RecbtsIfraR  setzen,  indem. ec  die  Be- 
sliinini»ig,eil  befolgt,  welche  Gcse(ie  JarUber  machen,  '  '  ,     , 

Art.  163,  Die  Mitglieder  «11  (3  der  Geneml-Proeitralor  des  poben  Rat» 
die  Uilglieder  der  Gerichtshöfe,  welche  jetzt  lorbanden  sind,  und  der  (ierich'te 
welche  noch  eingerichtet  werden  sollen,  werden  auf  ihre  Lebensdauer  an- 
gestellt. 

Alle  dlwenmr  diejenige«,  welcfe«  nir  eimD^lMMfaMritfen  Ckitndn  an- 
gestellt werden,  können  abgdietM 'Mec  enilsM^  w«nM!An|t  riditcrUeUeB 
Ausspruch,  in  den  Fällen,  welche  die  Gesetie  bestimmeik  fliuMtaiMti  auf 
Bi^ena  AaMuhen  von  dem  Kiüu^te  fUtluMnuKerHe».!"        .1   ^7.  ,a  r 

S^'e'ch's'tei'^Ca.iilUel'  "'    ,'''^]^' '' ^  "' 

Von  dem  duku».'  '"   "'"''   "  ""  "'  '  ,',';'f,  ',',',,' 
ArL  IH.    Jeder  bekennt  wine  idigiiseiiklliiMniFn  «>(.  ROUNomAr 
Freiheit,  indem  die  Beschirmung  der  GtMQHlwne»  VnA^ÜKev  WWJIWtyitWIli 
die  Uebertretung  der  Slrri9>Mti&  wfreobt  erhaUM  <ri|d,(,      :[  ,;,'  j  ,fi 

Art.  165.  Allen  kirchlichen  Gesellschaften  In  dem  Staate  wird  gleicher 
Schatz  verliehen. 

Art.  166.  Die  Bekeimen  Ar' verltbiMlenen^'Cidte  gemessen  eile  die- 
selben Staats  bürgerlichen  und  gemeindcbUrgcrlichen  Rechte  und  haben  gleichen 
Anspruch  auf  Bekleidung  mit  Würden,  Aemtern  und  Bedienungen- 
Art.  IGT.  Jc(le  üifentliche  Ausübung  des  GQllesdicn'stcs  in  Gebäudeih 
□nd  geschlossenen  Plätzen  wird  zugelassen,  mit  Vorbehalt  der  nöthigcn  Mai^ 
regeln  zur  Versichenmg  der  ÖlTenllicben  OrdnuVig  «nd  Ruht.  '  ' 

Cnter  derselbe»  Be^nmung  bleibt  der  öffentliche  Gottesdienst  ausser- 
halb der  Gebäude  und  «nlosseocn  Ptilzc  erlaubt,  so  weit  derselbe  nach 
den  Gesetzen  und  Verordnungen  zugelassen  isL  "  ,     ' ''     _ 


An.  166.  Tic  tralcUuenlen,  pensioenea  en  anihre  tnlcotosten,  van  wtt- 
ken  aard  ook.  thans  door  de  ODdenchridenc  godsdiensligp  gezindhcden  ci( 
denelver  leeraars  genoten  wordende,    blijvea  aan  denlre  geiindbedm  tm^ 

Aan  de  tecraars,  welke  tot  nog  loe  uit  's  Lands  kas  geen,  of  een  tuet 
toeretbend  traktement  genielea,  kan  een  Iraktement  toegelegd,  of  bet  beitaande 
verracerderd  worden. 

Art.  160.  De  KoDing  waakt,  dat  alle  kcrkgenoolscbappen  tich  boaden 
binnen  de  palen  Tan  gehooriaambeid  aan  de  wetleo  ran  den  Staat. 

Art.  no.  De  Insschenkooi^t  der  Regering  wordt  niet  vereiscbt  bij  de 
bricfwisseting  met  de  boofdeti  der  onderscbeidene  kerkgeDooUcbappeo,  nodi, 
beboHdens  verantwoordelijkheid  volgens  de  wet,  bij  de  afkondiging  tu  Va- 
kelijke  Toorschriftcn, 

Z^ev^näe,  H*ofd»tii'L 


^^  Art.  ni.    Ol o_  —^ 

wonftQ  griMren,  dan  nit  tnclite  na  eene  ireL 

Art.  113.  Gecne  prifitegien  kunnea  in  bet  stuk  van  belastingen  worden 
»erleend. 

An.  173.  De  verbin  dt  cnissen  van  den  Staat  j^ens  lijoe  scbuldeiscben 
wprden  gewaarborgd.  De  schuld  wordt  jaartijks  in  overweging  genonten  ter 
berordering  der  belangen  van  d'e  sdiuldeiscbers  van  den  Staat 

Art,  174.  Het  gewigt,  de  gebalte  en  de  waarde  der  muntsped^n  worden 
door  de  wet  geregeld. 

Art  US.    Het  toctigt  en  de  lorg  OTcr  da  ukia  no  de  Host,  cn  da 
hwÜMiBg  der  geieUII«  orer  het  allooi.  eu«  «i  .wat  dia  meer  äj,  mrda 
door  de  wrftfeTfgeU. 
T>  Art  flK  Er  ii  eene  Allgenwoie  Rekenkamer,  welker  —"""ffffinc  a 

taak  door  de  wet  irorden  geregeld. 

Bij  bet  openvallen  eener  plaati  in  deie  Katner  lendt  de  Twe«de  Kamcr 
der  Staten-Generaal  eene  opgiTe  van  drie  penonen  un  den  Koning,  die  äur- 
nit  Idest 

*-'  De  leden  der  Rdcenkuner  vorden  voor  htm  leren  aingeaMd.   Bon» 
beK^ging  «ordt  door  de  iret  gergetd. 

Het  Sdc  tid  Tan  art  H3  ia  op  hen  van  t 


Aehtate  Hoor^stnck. 
Von  de  Jhfauie. 

Art.  117.  Bet  dragen  der  wapeDen  tot  handharing  der  onafhankdijk- 
heid.  Tan  den  8t«at  en  'tot  bereüiging  ran  liijn  grondgebied,  blijft  een  der  eenli 
phglBn  Tan  aUe  ingnetenen.  «. 

Art  178.  De  Koning  lorgt,  dtt  er  ten  «lle^Jde  eene  toereikende  ttt 
ea  landm^  onderbooden  woide,  «angaworr«!  naMjwiQigen,  hebij  iitbnt- 
lingen  of  rreemddingen,  om  ie  dienen  in  of  boite^Kirff  a.  qafr  de  mhI» 


Art  168.  Die  BesoldaBgen,  Pemionen  und  andere  EinkÜttfte,  von  wel- 
±eT  Art  sie  sein  mögen,  welche  bei  den  ferscbiedenen  religiösen  Gesdlschaf- 
«n  Ton  ihren  Lehrern  (Predigern)  genossea  werdeutu  bleiben  denselben  Ge- 
lellschaften  gesichert  e 

Den  Lehrern  (Predigern)»  welche  noch  nicht  aus  St^atseassen  eine  Be- 
soldung oder  keine  ansreichiende  Besoldtüig  beneben,  kaiin  eii^  Besddpig 
cdgelegt  oder  die  bestehende  vergrössert  werden. 

Art  160.   Der  König  wacht  darüber,  dass  alle  kirchliche  G^llschaflen 

dch  innerhalb  der  Yerpflichtongen  des   Gehorsams  und  der  Staatsgesetze 

halten. 

Art  170.   Die  Vermittelang  der  Regierung  wird  nicht  verlafigt  bei  dem 

tirieflichen  Verkehr  mit  den  Häuptern  der  yerschiedenen  kirchlichen  Gesell- 

ichaften,  noch  bei  der  JBekanntmachung  kirchlicher  Vorschriften,  jeJAcb  unjter 

verantwortlicher  Befolgung  der  Gesetze. 

f 

Siebentes    GapiteL 
Von  dm  Fihanxen. 

Art  171.  Keine  Auflagen  können^  für  den  Bedarf  der  Staatscasae  erho- 
ben werden,  all  kraft  eines  G^tzes. 

Art  172.  Keine  Privilegien  können  in  Bezug  auf  Auflagen  verliehen 
werden. 

Art  173.  Die  Verpflichtungen  des  Staats  gegen  seine  GläutMer  werden 
garantirt  Die  Schuld  wird  jährlich  in  Erwägung  gezogen  zur  Beförderung 
der  Interessen  der  Staatsgläubiger. 

Art  174.  Das  Gewicht,  der  Gehalt  und  der  Werth  der  MttnBsorten 
werden  durch^  das  Gesetz  geregelt 

Art  175.  Die  Aufsicht,  und  die  Fürsorge  über  die  Mfinzangelegenheiten, 
sowie  die  Entscheidung  in  Streitigkeiten  über  das  Schrot  und  Geluvt  derselben, 
Prüfung  der  Münzmetalle  und  dergleichen  Dinge,  werden  durdi,  das  Gesetz 
geregelt  ät^ 

Art  176.  Es  besteht  eine  aRgemeine  Rechenkammer,  derip«isammen- 
setzung  und  Wirkungskreis  durch  das  Gesetz  bestimmt  werden. 

Bei  der  Erledigung^  einer  Stelle  in  dieser  Kammer  sendet  die  zweite 
Kammer  eine  Liste  von  drei  Personen  an  den  König,  weldier  aus  derselben 
seine  Wahl  trifft 

Die  Mitglieder  der  Rechenkammer  werden  auf  ihre  Lebensdauer  an^ 
Stent.    Ihre  Besoldung  wird  durch  das  Gesetz  geregelt  ^ 

Der  zweite  Satz  des  Art  163  findet  auf  sie  Anwendung.  ^ 

Achtes   CapiteL 
Van  der  Vertkeidigung. 

Art  177.  Das  Tragen  der  Waffen  zur  Handhabung  der  Unabhängigkeit 
des  Staates  und  zur  Vertheidigung  seines  Grundgebiets,  bleibt  eine  der  ersten 
Pflichten  aller  Bewohner.  <li^  ^  ^ 

Art.  178.  Der  König  sorgt  daflir,  dass  zi^  allen  Zeiten  eine  hinreidiende 
Land-  und  Seemacht  unterlidten  werde,  angeworben  aus  Freiwilligen,  seien 
sie  Eingebome  oder  Auslämer,  um  nach  den  Umständen  innerhalb  oder  aus- 
serhalb Europa's  zu  dienen.  " 


An.  170.  Vreemde  troepen  worden  nict  dan  net  geoie«o  oveijeg  des 
KoniiiKs  en  der  SUlon-Goneraal  in  dieosl  genommen. 

Art.  ISO.  Er  is  stceds  eene  nationale  nitlitie,  zoorcel  niogi^lijk  tarnen  U 
Meilen  uit  vrijwilligcrs,  om  ie  t\icnei\,  op  de  wijzc  in  de  wet  bcpaald. 

Art,  181.  Bij  gebrek  am  genoepame  vrijnilligcrs,  wordt  de  mililie  >ot- 
lalltg  gemaakt  door  loting  uit  de  ingeietcnen,  die  op  den  erslen  Januarij  vu 
elk  jaar  hun  twinÜgsLe  jaar  zijn  ingotrcdcn.  De  intcbrijticg  geschiedt  ern 
JBpr  te  TOren. 

ArL  182.  Zij,  die  aldus  in  de  inilitic  [e  land  lijn  ingelijrd,  worden,  tn 
rredeslijd,  na  eene  vijQarigc  dienst  ontsl.-igen. 

Is  de  Staat  in  oorlog  of  in  andere  buileDgcnonc  omstandtgbeden,  m 
tan  eene  wet,  jaar1i]ks  le  vcmieuwcn,  hcn  lol  längere  dienst  vcrpligten. 

Art  183.  De  militie  tc  tand  komt.  in  gcwonc  ljjdcI^>jaa^lijks  pmmti 
Ic  zamcn,  om  gedurcndc  nict  langer  dan  zcs  wekcn.  in  den  wapenhandel  le 
vorden  geoefen^,  tennj  ^  KMiins  ^^  nirinw  mögt  oordeelen,  dat  anco- 
kofflen  gehe«!  of  gedeeltelijk  ^njaltfmft^e  ffi  UMov 

De  Koniiig  kan  eep  ^el  der  }f0^  Apor  de  wet  te  )>QM]en,  doen  a- 
iiieq^%en.'''"' ■  ""'■  '""■  '*      ■'        ''   .  ' 

maanden  onder  de  wa'penen  gehoadeu  worden. 

Aitiiai.  Ingtmd  un  ooikfi  ef  aDdon  buät^iM'wc  ospkB4tfiedHi 
lun  4e  XoniDg  de  nilille  te  Ind,  ütuij  gcbed,  bMijW  daele,  tmtengtwom 
injeeoroepea, 

I^MoelNen  ti}d  roept  d<  Koniog  de  SWen-Cenerut  bjjeeB.  opdat  eene 
wet  bei  lamenblijren  der  militie,  loovel  notfäig,  bepale. 

Art.  IB5.  Xft  \oU\iffsea  bij  de  militie  te  lanfl  mögen  plet  i^n^et  bnane 
toMt^n^o^jq^fir  de  kpjqpiep  en  J>e^tt)j^n  .yajD  bei  Rjijk  Ip  Hbifer^wenM- 
deelen  wönj  ' 


£eD  gcitedte  dar  militie  kan  wot  de  üwi  ler  mm  wer- 
den bestemdop  de  wijie  door  de  wet  i«  bepehii. 

Voor  djtt  «edeehe  wordt,  iMbilce  aBdlere4o)»r  d«<W^  tM  tfllcenMO  not- 
4mI«b>  wo  korUr  dienMtijd  t>qiaald. 

Het  voorgaande  artikel  is  op  deie  leemilitie  niet  van  tOcpasiiBg. 

Art.  187.  AI  de  V/Mtfi  yoftt  4p  )w^  vu  Vi^^fLijff.  yffffAm  Vt^  üadi 
kas  voldaan.  * 

De  inkwartieringen  en  het  onderbout  Van  het  krijgsvolk,  de  trauspoHa 
en  IcTeranticn,  van  welken  aard  ook,  yoor  's  Konings  l^ers  of  vestingen  gern- 
derd,  kunnen  uietdan  tegen  schadelosstdllng.  op  den  voet  in  de  regtanenla 
bepaald,  ten  laste  van  6^n  of  m^  inwaaerf  of  geineenten  worden  gebragL 

De  uitzijndenijg  vpor  tijden  yan  oorlog  regeji  de  weU 

Art.  t8&    In  dee  gemeesteo  worden  idiatteriJeD  opgwigt 
,         Zij  dienen  in  tij4  vai;  ^eviar  en  oorlog  tot  verded^log  des  nderiani 
en  ten  allen  tijä«  tot  behond  dtt  inWertüge  rost  "* 

Apt.  ^.  De  ^Iße  en  iiiEi8tH>S  A^  ffWS*  !«»  ^Eidiultfflim?«# 
geregdl  door  de  wet.  ..  ,      ., 


Art.  170,  Ausläadischt  Truppen  werden  nur  mit  gemeinsamer  Ueber- 
itimiDung  des  Königs  und  der  General- Staaten  in  Dienst  gcnmaoien. 

Art  18a  Es  bestehl  sleL'i  eine  Natiaual-Uiliz,  welche  so  »iel  als  mög- 
aus  Freiwilligen  zusammen  zu  sclzcn  ist,  um  auf  die  durch  das  Gesetz  he- 
imle Weise  Dienste  zu  leisten. 

Art.  18!.  In  Ermangelung  einer  hinreichenden  Aniahl  von  Freiwilligen 
d  die  Miliz  Ten'oll ständig!  durch  Loosung  unter  den  Bewohnern,  welche 
dem  ersten  Januar  jedes  Jahres  in  ihr  iwaniigslea  Jahr  eingetreten  sind. 
Einschreibung  geschieht  in  dem  vorangehenden  Jahre, 

Art  1S2.  Diejenigen,  welche  alsdann  der  Landmiliz  ciuverlp'ljt  »ind, 
den  in  Friedenszeiten  nach  einem  füaljährigen  Dienste  entlassen. 

Befindet  sich  der  Staat  im  Kriege  oder  in  anderen  üusscrge wohnlichen 
ständen,  so  kann  um  Gei>elz.  welches  jahrlich  zu  erneuem  ist,  sie  zu  länge- 
Dienste  vcrpllichlen, 

ArL  183.  Die  Landmiliz  kömmt  in  gewi'>bnlicbcn  Zeiten  jährlich  einmal 
immen.  um  während  einer  Dauer  von  nicht  mehr  als  sechs  Wochen  in  dem 
(Tengebrauch  geUbt  zu  werden,  bis  dass  der  Konig  es  (Üt  geralbsam  hall 
Zusammenkommen  derselben  ganz  odM-  Ih  eil  weise  auszusetzen. 

Der  Künig  kann  einem  Thcil  der  Miliz,  wenn  es  durch  das  Gesetz  fesl- 
ellt  wird,  zusammen  zu  bleiben  befehlen. 

Die  ausgeloosten  Leute  von  dem  lanfenden  Jahre  können  zur  ersten 
lung  h&chstens  zwölf  Monate  unter  den  WalTeii  gehalten  werden.., 

Art.  iBi.  Im  Fall  des  Krieges  oder  wdenr  anssergewöhnlichen  Um- 
ide,  kann  der  König  die  Landmiliz  ganz  oder  theilweise  aussergewöhnlich 
>eruren. 

Zu  derselben  Zelt  rnft  der  König  die  General -Staaten  nuammen,  auf 
t  da  Gtteu  das  ZnMnttMibleibäi  d«r  MtUi,  so  lüilJg  i^  nSütig  ist,  an- 
riet.  , 

Art.  181.  Die  bei  der  Landmiliz  durchs  Loos  Eingestellten  können  nur 
ihrer  Zustimmung  nach  den  Colonii^n  und  Besitzungen  dieses  Staates  in 
ercn  Weltlhcilen  gesandt  werden. 

ArL  Id&  Ein  Theil  der  Miliz  kann  zum  Dienste  zur  See  bestiniml 
den  auf  eine  durch  das  Gesetz  festzustellende  Weise. 

Für  diesen  TheÜ  wird  ausser  anderen  durch  das  Gesetz  zu  gewähren- 
Vortheilen  eine  btlriere  Dienstzeit  bestimmt. 

Der  vorhergehende  Artikel  ist  auf  diese  Scemiliz  nicht  anzuwenden. 

Art  187.  Alle  Kosten  für  die  Arnieccorps  dieses  Staates  w^dcn  aus 
Staatsrasse  entrichteL 

Die  Einquartierungen  viid  der  Unterfadt  des  Kriegtrrib,  die  TnAsporte 
Ueferungen.  welche  fUr  dia  ARaee-Coips  oder  Fostlnigefe'  gelbrdart  ir«^ 
,  kwinen  nur  g^en  EotsdüdistiDg,  ttadi  den  in  dm  Reglaannli  ftotgs' 
ten  Sätzen,  zur  Last  eines  oder  mehrerer  Bewohner  oder  Gemeinden  ge- 
:ht  werden. 

Die  Aussonderang  fUr  die  Zelten  iM  Kriegt  Itgell  das  Gesetz. 

Art.  188.  In  den  Gemeinden  werdm  BOnnnr^ren  (Communalgardea) 
chteL  T^ 

Sie  dienen  in  der  Zeit  der  Gefihr  un^  des  Kriegs  tat  Vertbeidigang 
Tateriandes  nnd  n  nQni  Zelten.  i^'A^lidÜiid^i^'foiniKrroJl^^ 

Art  189.'  Die  SiiA»  land  Einric^topg'  der '  HiÜs  iJQti  jiB^arw«liren 
'den  durch  dalf'GeieU  ^ft^t 


Negende    Boofds  tuk.,  ,.1,4     ip.)  „,, 
Van  den  Waterslaal,         i^*.«i»  «■«»«■• 

Art.  190.  De  Koning  heefl  bet  opperloeii(^l  over  alles  wst  belreft  den 
watentaati  de  wcgeii  en  bruggcD  daarondcr  bcgrepen,  londcr  onderscbeid  of 
de  kosleo  daarvoD  worden  betald  uit  's  Lands  kas  of  op  eeoe  andere  nijir 
gevondeD. 

Alt.  191.  De  wet  regdt  bet  allgaiieeM  en  htH  Miu&den  botm-  t« 
den  «tterstaat  in  d»  borrägerndden  omruig. 

Art.  19Z.  De  Provincialc  Staaten  hebbeu  binnen  bunnc  proTincieD  bM 
lüezigt  op  alle  itatercn,  bruggen,  wegen,  watcrwcrkcn  en  «aterschappen :  dj 
zijn  bevoegd,  ondcr  goedkeuring  des  Konings,  in  de  bestaandc  inrigtingen  en 
reglemenlen  der  waterschappen,  behoudens  de  bepalingen  der  twec  voorgaand* 
artikeln,  veranderingcn  te  makcn  en  nieuwe  vasl  tc  stellen.  De  besturen  d^ 
ler  waterschappen  kunncn  aan  de  Staaten  daarloe  loordragten  doen. 

Art.  139.  De  Staaten  hebben  het  tociigl  over  alle  vervecningen,  onlgrun- 
dingen,  indijkingco,  droogmakerijea,  mtjnwerkcn,  en  steengroeven  tiinnm- 
fa^pne  provincie,  bebaiidens  de  bevocgdheid  des  Konings,  om  bei  oDmiddellijt 
toetigt,  daarover  te  voeren,  an  anderen  op  le  dragen. 


Tieb^e  HooMstak.        ' 
Van  ket  Onderv>tj$  m  ket  Armbe$tuwr. 

Art.  I9t.    Het  openbaar  ondenrijs  is  en  Toorwerp  van  de 
lorg  der  Regering. 

Efe.inrigting  van  bet  openbaar' ondenrijs  «ordt ,  tuet  eeiCiedipDg  m 
iederes  gadsdienstige  begrippen,  door  de  vet  geregeld. 

Er^rdt  OTeral  -in  het  Bijk  van  overbeidiwege  Toldoutd  openbur  lig> 
onderwiji  gfegeven. 

Het  geven  van  onderwiji  is  vr^j.  behondens  bet  toetigt  ds  wvWi 
en  boveudien,  voor  loover  het  middelbar  en  lager  onderwqs  belretl.  bttn 
dem  het  ondenoek  naar  de  bekwaamhdd  en  JKdelükhcjd  des  oiidcr«iiM>i 
liet  een  ander  door  de  wet  te  regelen. 

De  Koning  döet  van  den  staat  der  booge-,  middelbare  oi  bgere  icWa 
jurlijks  <^  uitroerig  rerslag  aan  de  Staten-Generaal  geven. 

Alt  1S5.  Het  «nnbeetndr  is  een  ohderwerp  nn  aaiAoadende  n^  to 
Regering,  en  woMt  door  de  wct  geregdd.  De  Koning  dMt  nn  de  nniffk^ 
dienaangaande  iaarii^  een  oitvoerig  veiaUg  «u  de  Staln-Gaierad  gern 


Elfde  HooM«tnk. 

MVan  veranderiiufen. 

Art  196.   EUc  voorätel  tot  veruidering,  ,)a  de  Giwndvet  vyit  de  wr 
%  gesteUe  verandering  nitdivUelijk  aan.  De  wet  rexläfßA  dat  er  grood  bcM 

*"  Ott  bet  vontel,  100  als  dt  het  vattitelt,  In  ovWtsmCMJmKii. 


Vm  dem  Watterttaae  fWattAfoKaiJ. 
tu  190.  iD«r  K5nig  hat  die  ()benii|^H;lit.  oiwr  ABc*  ww  den  Ümu- 
IHaMt,  die  Wege  und  die  Brück«!  ^ijnijter  tnitbegrifTa,  obn»  tlDter* 
ob^ie  Kosten  dafür  am  dir  Slutibue  beaUt,  oder  uil  äae  nuim 
tnfgebracht  werdeiL 

it.  lOl.  Du  Gesell  regelt  die  allgemeine  i^id  die  besoodere  Venat 
I  VusehtaaU  in  äem  angezeigten  Umfange. 

rt.  192.  Die  ProTioiial-SUnde  haben  in  ihren  Pronnien  die  AdU^ 
e  Gewässer,  BrücLen,  Wog.',  Wassprucrkeund  WassergcBOSScnschaften: 
berechtigt  unter  Genthmigung  dej  König;  in  den  bestehenden  Ein- 
;en  und  Heglements  der  Wss&ergenossenschai'len.  untprAurreehlhaltung 
ilimmungcD  in  den  twei  vorangegaD)(enen  Artikeln,  Veränderungen  tu 
und  neue  Lasten  Icsltuitellcn.  Die  Verwaltangavorsiände  dieser  Was- 
»eDScbaftea    können  an  die  Provtiuial vorstände   Vorschlage   darüber 

lK.  193.  Die  Stände  haben  die  Aursichl  über  alle  Wasserab fange,  Aus- 
ingen, Eindeichungen,  AuslrocLnungen.  Minennerke  und  Steinbrücbi 
Ib  ihrer  Prorinicn,  unter  Vurbehall  der  Kefugnissc  de%  Kiinigs,  uotdii 
Ibare  Aufsicht  darüber  zu  führen  und  an  andere  zu  übertragen. 

Zehntes  Capitel. 
Von  dmn  Uaterriekitucnn  tmd  dar  Armmvpfitfi. 

irl.  194.  Der  ülTentliche  Unterricht  ist  eiu  Gegensland  der  foridauem- 
rsorge  der  Regierung. 

lie  Einrichtung  des  üffentlicben  ünCerrichls  wird  mit  InbegriiT  der  Be- 
aller Confessionen  durch  das  Gesetz  geregelt. 

Is  wird  Überall  in  dem  Staate  von  Seiten  der  Staatsgewalt  ein  genDgcn- 
;nllicber  Elementar- Unterricht  dargeboten. 

)as  £rtheilen  des  [Interrichls  ist  frei  unter  Vorbehalt  der  Aufsicbl  dei 
:it,  und  ausserdem,  so  weil  es  den  milllem  und  Elementar- Unterricht 
m,  unter  Vorbehalt  der  Prüfung  in  Bezug  auf  die  Angemessenheil  und 
:klichkeit  des  Lehrers  .*   das  eine  und  das  andere   ist  durch  das  Gesetz 

■'" 

>er  König  wird  Aber  den  Znttan^  der  faohtn .  mittkren  nnd  ni«|^nn 

I  jlthriich    einen  lusfofiriidten  UrÜAt  dien  Genoal-StuUn  «ilidteii 


fortdane 


trt.  195.  Die  Armentenraltung  ist  ein  Gegenstand  der  f«laiiieni4e« 
je  der  Regierung  und  wird  doMh  du  Geseti  gei^lt  Der  K9ai(  wM 
I  Ober  die  dahin  schlagenden  A'bgd^enfaeilen  einen  antStbrlieÜen  W* 
in  Generd-Staaten  erstatten  lasKn. 

Eilftes    Gapfte  . 
Von  den  FerÄnrfefunje»  m  der  Verfatnmg. 
Irt.  ISO.   Jeder  Vorschlag  zur  Veiindehid|n  dem  Gmodgesetie  weüt 
geschl^ene  Veränderang  anidrttddkh  wmA.    Du  Ges«U  erkllrt,  dau 
SU  diesen  Vor«cbl|M*orbandcailb«iil«BMlb«ii,sa«ic«v4r8Hdkl»- 
in  Erwagnng  m  nämen.  ■■.,a 


I» 

Art.  197.  Na  de  aflrondigfng  ^eMT  wet  ^rden  de  Kimen  ODtbonden. 
De  nieawc  Kamen  overwegen  dal  lOonM  en  •  InuuMn  niet  dan  mei  twee 
derden  der  uitgebragte  stemmen  de  a«Q  haar,  orereenkomslig  Toomocade 
wtBt'TOorgestelde  veranderiiig  aannemen. 

Art  198.  Geei^e  Yeranderifig  in  de  Gnmdwel  of  in  de  ertaffdgao^  Mg 
gcidorende  een  regentsdiap  worden  genaakt 

Art  109.  De  veranderingen  in  de  Grondwet,  door  d^n  Kmiiiig  cb  de 
Sfaten-Generaal  Tastgesteid,  worden  plegtig  afgekondifid  en  by  de  Gfondfct 
g^Yoegd. 

Additionnele  Artikelen. 

•         •      .  • 

^        Art  1.   Alk  bestaande  autoriteitett  b^ven  toorfdum,  totdal  4  dsor 
andere,  Tolgens  deze  Grondwet,  i^n  Ternngen.  ' 

Art  2.   De  wet  regelt  de  scbadevergoeding,  toe  te  kennen  aan  boi.  die 
door  of  ten  gerolge  van  de  herrientng  der  Grondwet,  betrekkingen 
htm  Toor  hnn  leven  opgedragen. 

Art  3.   Alle  op  het  oogenblik  der  äfkondiging  Tan  de 
dt  Grondwet  Terbindende  wetten»  ^reglementen  en  beslniten  wofden 
l/M,  tot  dat  zij  achterTolgens  door  andere  worden  .Terran^ni. 

Art.  4.  De  heerlijke  regten,  betreffende  Toordragt  of  aansteüiBg  «■ 
Personen  tot  openbare  betrekkingen,  aijn  afgeschaft 

De  opfaefOog  der  oTerige  heerlijke  regten  en  de  sehadekMMfteUiBg  dv 
eigenaren  kunnen  door  de  wet  worden  Tastgeiteld  en  geregdd. 

Art  5.   De  Toontdlen:  • 

1*.  der  wet,  regelende  het  kiesregt  en  de  benoeming  Tan  a^e^ardiita 
ter  Eente  en  Tweede  Kamer, 

'  2*.    Tan  provindale  en  gemente-wet, 
worden  Toorgedragen  in  de  eente  litting  der  Staten-Generai^  Toigeode  op  di 
äfkondiging  der  Tcranderingen  in  de  Grondwet 

De  ODtwerpen  Tan  wet  betreffen  dede TerantwoordelijkheM.derfliteistcf^ 
der  nieuw^  regterlijke  inrigting,  het  ond^rwijs  en  annbestaor«  en  tot  vtMfi 
ning  Tan  het  regt  Tan  Tereeniging  en  Tergadering,  worden  loo  moge^ik  ii 
diezeirde  zitting,  en  in  allen  geTal  niet  läter  dan  in  de  daarop  TelBBBde,  wt 
gesteld. 

De  wetten  op  het  beleid  der  regering  in  de  kolonii^  en  beiittaigeB  im 
het  Rijk  in  andere  werelddeelen  worden  binnen  drie  Jaren  na  db  fOamätH 
dezer  Teranderingen  in  de  Grondwet  Toorgedragen. 

Alt  Q,    De  eente  aftreding  Tan  een  derde  der  leden  tib  de  Ea* 
Kamer  der  Staten-Generaal  zal  plaats  hebben  met  den  dente 
September  1851;  die  van  de  heUl  der  leden  Tan  de  Tweede 
derden  Maandag  im  September  1850;  beide  Tolgens  een  rooiter,   te 
door  de  wet  in  art  5.  n*.  1,  Termeld. 

Art  1  bevat  het  voorloopig  kies-reglement 

Vo|^|oopig  Kiesreglement. 

Art  1.  Na  de  äfkondiging  der  veranderingen  in  de  Grondwet  hoeda 
de  beide  Kamen  der  Staten-Generaal  Tan  regtswege  op  te  beüein  met  dB 

dag  der  opening  der  nieuwe  Kamers. 


Art  1S7.  Nacli  der  VwHillgimg  dieHi  GcmIm  verdfls  die  Kanmum 
aa%eIM.  Die  mmd  Eumown  ftOha  dieMB  Voncfalac-nnd  könneQ  nur  nk 
nrd  DritM  der  äaen  ugahftrsden  Sthmnen.  wena  die»  mit  dem  lor^eami^ 
tn  GmcIm  Qberdiuüimnen.  die  TorgacMagcne  Veranderang  aBBefamett. 

Alt  IW.  Kftee  VcriBtonmg  in  des  6nindgeMl»  oder  in  4er  bb>' 
fMpaNiuiBg  dwf  irUrMid  aÜMr  RegeBbdMft  gnnacfat  werden. 

Art  IM.  Die  VerindenufeB  in  dem  C  ' 
UMf-and  die  Genenl-SUrien  fM^ntM.  werdtn, 
geweckt  oad  iem  Gnudgeeetee  beigefBgL 

Zusatz-Artikel, 

""'  Art' 1.  Alle  bealchenden  Gewalten  bleiben  so  lange  forWaoenid,  bil 
4ttB  tit  tUfsb  andere  in  Befolgung  dieses  Grundgesclies  ersetzt  werden. 
"•*  '■'Ant''!.  Das  Gesetz  regelt  die  Schadlosballung,  welche  denjenigen  lazu- 
ie  in  Folge  der  Bestimmungen  des  Grundgeseties  Functionen 
I,  weldie  ihnen  für  ihre  Lebenszeit  übertragen  sind. 
Art  t.  Alle  Gesetze,  die  im  Augenblick  der  Bekitnnl machung  der  Ver- 
n  in  dem  Grundgesetze  noch  verbindliche  Kraft  haben,  eben  so  die 
»  und  Beschlüsse  werden  so  Pange  atisgerubrt.  bis  dass  sie  in  Folge 
danelben 'Aircb  andere  ersel«!  worden  sind, 

Art  4.  Die  Adelsrechle,  welche  den  Vomig  oder  die  Anitdang  tod 
Pntoiien  I»  StEntUdien  Fanctioneo  betreffen.  liiid  abgcfCbstR. 

IHe  AnfltebBDg  der  Übrigen  Adelsrechle  nnd  die  Scfaadloihaltang  ihm 
Inhaber  werden  durdi  ein  Geseti  festgesleHt  and  geregdt 
Art  5.   Die  GesetiesToncblige: 

t>  m  dem  Geseti  Über  dai  Wahlredit  and  die  Enteanmgai  der 

Abgeordneten  nr  enim  nhd  twetten  Kammer; 
2)  zu  dem  Provinzial-  und  Gemeinde-Gesetze 
werden  in  der  ersten  Sitzung  der  General-Slaalen  beralhen,    welche  aof  die 
Bekanntmachung  dieser  Veränderungen  in  dem  Grundgesetze  folgt. 

Die  Gesetzesentwürre.  betrcITend  die  Vcrantworllichkeit  der  Mioisler,  die 
Deoe  richterliche  Organisation,  den  Unterricht  und  die  Armcnvcr waltung  und 
die  Ausübung  des  Rechts  zur  Vereinigung  und  Versammlung  werden  mogiichst 
in  derselben  Sitzung  nud  in  jedem  Fall  nicht  spater  als  in  der  darauf  folgen- 
den vorgelegt. 

Die  Gesetze  über  die  Regelung  der  Verwaltung  in  den  Colonien  und  den 
Besiliungen  des  Staates  in  anderen  Welttheilen  werden  innerhalb  drei  Jahro 
Dach  der  Bekanntmachung  dieser  Veränderungen  in  dem  Grundgesetze  vorgelegt. 
Art.  6.  Per  erste  Auslrill  eines  Drittels  der  Mi  glieder  der  ersten 
Sammer  der  General-Staaten  soll  am  dritten  Montag  im  September  lööl  statt- 
finden; der  Auslrill  der  Hätne  der  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  am 
dritten  Montage  im  September  1850  :  beide  crrolgen  nach  einem  Register,  wel-. 
dies  nach  dem  Gesetze  im  Art.  5,  ^r  t.  zu  ordnen  ist 
Art.  7.  umfasst  das  vorläufige  Wahl- Reglement. 

Vorläufiges  WablregMpient.  '     ^_ 

Art  i.    Nach  der  Bekanntmachnng  der  Veiindemngen  in  dem  Grmid-  - 
^   ffiltih  h&ren  die  beiden  Kanänem  der  Gtecial-Staateo  vonBedits  wegeif^,- 
SB  beftdien  mit  deHi  TigedeF  ErSffiaaDg  Oer' neuen  Kammern. 
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itricten  en  denelver  hoofdplaaden  aanwijzen.  ffl^penen  der  stembiOetlai 
geschiedt  tchtor  aUeen  in  de  eveneens  door  Gedepnteerde  Slatcn  aaa  te  frijien 
koaidplaataeB  der  hoold-kieadistrielen. 

Arfi  7.  De  fteddijke  en  geneente-beatuten  nnden  btencB  Si  «m  ä- 
aebrift  der  gesloten  lijsten,  zoo  aan  hei  bestnnr  der  hooMpiaaU  tan  hei  hoeM* 
kiesdiatiiet,  all  aan  dat  der  boofdplaato  van  bei  onder-ldeadialnel  waana  bnoae 
gemeenten  gelegen  njn. 

Art  8.  De  Ideiers^ergaderingen  worden,  na  voorafgawrfa  oproeping 
der  kiezers ,  gebenden  in  de  boofdplaatsen  der  boofd-kieadbtriolcfi  v6U  den 
50sten  dag  na  de  afkondiging»  in  art  1.  ▼ermeldf  beboudena  hei  bepaalde  bq 
bet  2de  lid  van  art.  6. 

Art  9.  Elk  kiezer  onUangt,  nerens  zifn  biief  tan  opioeping,  twee 
ftembiljeUen  tfr  invulling,  waarop  het  zegel  van  de  hoordplaats  wwat  bei  boofd- 
of  onder-kiesdistrict  Staat  afgedrukt 

Art  10.  Het  boofd  Tan  het  plaatselijk  bestuur,  of  die  bem,  Tolgcns  de 
reglementen,  vervangt,  is  voorzitter  der  vergadering. 

De  twee  Jongste  leden  van  den  stedelijken  of  gemeenteraad  zijn  stem- 
oipnemen;  beiden  teekenen  de  namen  op  van  dken  kiezer  die  een  Menbüjel 
ib  de  bus  komt  doen.  In  de  hoofd-kiesdistricten  teekenen  lij  bovenficn  14 
het  ledigen  der  bns  de  nitgebragte  stemmen  op. 

De  oorapronkelijke  lijsten;  der  kiezers  die  in  de  onder-kiesdistrideB  bmme 
aCenbli^tte  in  de  bus  bebben  gedaan,  worden  door  de  boofden  der  piaatK* 
lijke  b^lnuren  onverwijid  met  de  gesloten  atembussen  aan  den  fowailler  dir 
▼eigadering  in  bet  boofd-kiesdistrict  opgezonden. 

Art.  11.  Er  zijn  twee  stembussen,  ^^ne  Toor  de  Teikiesing  Tan  ledoi 
der  Tweede.  de  andere  Toor  die  van  candidaten  voor  de  Eerst«  feanmer« 

Art  12.  Elk  kiezer  brengt  zqne  stem  uit  op  een  aQs^rnardigde  toor  di 
Tweede.  een  twee  candidaten  voor  de  Eerste  Kamer. 

Art  13*  Om  tot  lid  der  Tweede  Kamer  verkiesbar  te  nJn,  w«rd  ale» 
▼areiscbt  dat  nen  Nederlander,  in  bet  volle  genol  der  borgerliJlDe  en  bv«B^ 
sebaparegten  zijv  en  den  ouderdom  van  dortig  jaren  bebbe  verrukL 

Art  14.  Tot  de  verkiesbaarheid  als  lid  der  Eerste  Kamer  worden  d^ 
zttIMe  vereischten  geverderd ,  die  in  het  voorgaande  Artikel  iijn  opyttucait 
en  daar  te  boven  dat  men  behoore  tot  de  boogst  aangedageben  in  de  njfat 
recte  belastingen. 
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für  Nordbrabant 0 

n  Geldernland t   •    •     8 
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„  Friesland 5 
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Die  ständischen  ^^MBüsse  kSnnen  rar  Erleichterung  der  Wlhler  Sin- 
ter-Wahlbezirke in  den  B^tortschaften  derselben  einrichten. 

DasOeflnen  der  Stimmzettel  geschieht  allein  in  den  jedesmal  von  den  standi- 
schen Ausschüssen  anzuweisenden  Hauptortschaften  der  Haupt -Wahlbearke. 

Art  7.  Die  städtischen  und  Gemeinde-Verwaltungen  senden  innerhalb 
24  Stunden  eine  Abschrift  der  geschlossenen  Listen,  sowohl  an  die  Verwaltung 
d«s  Hauptortes  dieses  Haupt- Wahlbezirks,  als  auch  an  den  Hauptort  des  Un- 
ter^ Wahlbezirks,  in  welchem  ihre  Gemeinden  gelegen  sind« 

Art  8.  Die  Wahlversammlungen  werden,  nach  vorangegangener  Auffor- 
derung der  Wähler,  in  den  HaMptortschaften  der  Haupt- Wahlbezirke  an  dem 
fonfzigsten  Tage  nach  der  Bekanntmachung,  die  im  Art  1  erwähnt  ist  gehal- 
ten, indem  man  die  Bestimmungen  des  zweiten  Satzes  iin  Art  6  befolgt 

Art  9.  Jeder  Wähler  empfängt  neben  seinem  Aufforderungsschreiben 
xwei  Stimmzettel  rar  Ausfüllung,  aufweichen  das  Siegel  des  Hauptortes  seines 
Haupt-  oder  Unter- Wahlbezirkes  abgedruckt  ist 

Art  10.  Der  Chef  der  Ortschafts- Verwaltung,  oder  der,  welcher  gemäss 
den  Reglements  seine  Stelle  vertritt  ist  der  Vorsitzer  in  der  Versammlung. 

Die  zwei  jüngsten  Mitglieder  des  Stadt-  oder  Gemeinderaths  sind  die 
Abnehmer  der  Stimmzettel;  beide  zeichnen  die  Namen  eines  jeden  WäUenf 
^aii(  der  zur  Urne  kömmt  um  einen  Stimmzettel  in  dieselbe  hineinmlegen. 
In  den  Haupt- Wahlbezirken  zeichnen  sie  ausserdem  nach  dem  Auf- 
schütten der  Urne  die  abgegebenen  Stimmen  auf. 

Die  Originallisten  der  Wähler,  welche  in  den  Unter-Wahlbezirken  ihre- 
Stlmmzettel  in  die  Urne  geworfen  haben,  werden  durch  die  Che6  der  Ort- 
scfaiafts-Verwaltungen  unverweilt  mit  den  verschlossenen  Wahlurnen  an  den 
Vorsitzer  der  Versammlung  in  dem  Haupt- Wahlbeziik  abgesandt 

Art  11.  Es  sind  zwei  Wahlurnen,  die  eine  zur  Wahl  der  Mitglieder 
der  zweiten  Kammer,  die  andere  für  die  (Kandidaten  rar  ersten  Kammer. 

Art  12.  Jeder  Wähler  giebt  seine  Stimme  ab  für  einen  Abgeordnetes 
xnr  zweiten  und  f&r  zwei  Gandidaten  rar  ersten  Kammer. 

Art  13.  Um  als  Mitglied  zur  zweiten  Kammer  wählbar  zu  sein,  wird 
allein  erfordert,  dass  man  Niederländer  Ist,  sich  in  dem  vollen  Genüsse  der, 
staatsbürgerlichen  und  gemeindebürgerlichen  Rechte  befindet  und  du  Aller 
TOD  dreissig  Jahren  rarückgelegt  hat 

Art  14  Zur  Wählbarkeit  als  Mitglied  der  ersten  Kammer  werden  die. 
selben  Bedingungen  erfordert,  die  in  dem  vorhergehenden  Artikd  anfgenommeo. 
sind,  und  dara  noch  ausserdem,  dass  man  ra  den  hdchst  Besteuerten  bei  d«n 
directen  Steuern  des  Staates  gebore. 


Het  geUI  dcKT  hoogit  atngeslageiMB  wMraft  19  «wieB  fekoni» 
in  dke  profmde  f66be|Mald,  dat  op  cidere  drie  doteüd  »den  Mu  ä^  tcvcM 
de  ToorDoemde  Tereischten  bent  om  lid  dcnr  Kancr  la  tijii,  vcrkiesbtar  ik 

Art  15.  De  ambtenaar  die  eil  een  hoofd-kiesdistrid  ter  ferkienig  foar- 
nt,  is  in  dat  distriel  niet  vefkiesbaar. 

Art  Itt.  In  eflce  pronnde  hooden  de  Gedcpnteerde  Staten  ikli«  ler- 
ttond  na  de  afkoodiging  der  Teranderingen  in  de  Grooiiwet,  licfig  mel  liet 
opmaken  van  de  Ujst  van  hen,  die,  naar  artikd  14,  tili  a%efaardi8dai  der 
Eerrte  Kamer  Terkiesbaar  njn. 

Art  17.  De  lijst  wordt  bij  a6chrifl  in  aDe  sieden  hoofiiplaitffti  fan 
kieadiftriden  der  prcnrinde  gedorende  adit  dagen  ter  Tisie  gdegd. 

.„    Art  18.    Beiwaren  legen  de  lyst  moetcn  UiMii  achl  dagen  in  fcduift 
nif  Tan  legd*  aan  de  Gedq>uteerde  Staten  xijn  l^pucnd. 

Art  19.  De  Gcdepnteerde  Staten,  de  lijst  na  onderzodc  der  beivara, 
ne  als  ly  lullen  vinden  te  befaoorcn,  hebbende  verbeCerd,  sloiten  die  foor 
den  T^jfUenden  dag  na  afloop  Tan  den  termijn,  in  het  vorige  artikd  bcpadl 

Zg  brengen  de  gesloten  lijst  terstond  door  middd.Tan  het  pwindMl 
blad  of  een  openbaar  nieawspapier  ter  kennis  tan  het  pnblidL 

Aftdirift  daanran  senden  dj  ottverwijld  aan  den  Minister  tmi  BioMih 
landsdie  Zaken,  die  dezehre  in  de  Nederlandsdie  Staats -Coaranl^  doit 
plutsen. 

Art  20.  Na  afloop  der  stem-opneming  worden  de  beide  proctswifsr 
baal,  staande  de  vergadering,  opgenaakt,  en»  na  foorkdig  door  den  fDS^ 
dtter,  met  twee  stcm-opnemers  geteekend. 

Zij  beheizen: 

1^  de  namen  der  kiezers,  die  gestemd  hebben; 

2«.  de  namen  der  personen,  op  wie  stemmen  djn  nitgebragt  cn  het  gcisl 
der  op  ieder  uitgebragte  stemmen. 

De  tegenwoordig  zijnde  kiezers  können  beslmten  dat  alleen  het  tweede 
gededte  zd  worden  Toorgdezen. 

Art  21.   Alsdurift  van  dk  proces-verbad  wordt  aanstonds  ter  UBBge. 
gdegd  deringezetenen,  en  het  oorspronkelijke,  met  de  stembiyettäi,  TenegddtV 
binnen  vier  en  twintig  aren  aan  de  Gedq^uteerde  Staten  der  pravinde  gs- 
zooden. 

De  namen  van  hen,  die  in  elk  hoofd-kiesdistrict  zyn  gekocen  en  het  |^ 
td  stemmen  op  hen  nitgebragt  worden  door  de  Gedepnteerde  Staten  in  es 
afzonderlijk  proces-verbad  voor  elke  Kamer  verzamdd  en  zog  spoedig  nleg^ 
1^  openbaar  gemaakt 

Art  23.  Voor  de  benoeming  tot  afgevaardigde  of  candidaat  wordt  k 
volstrdae  meederhdd  der  uitgebragte  stemmen  gevordent 

Art  24.  Bijaldien  voor  het  lidmaatschap  der  Tweede,  of  het  candiddi' 
chap  der  Eerste  Kamer,  niemand  bij  de  eerste  stimming  de  volstrekle  m«r 
hcid  heeft  erlangd,  wordt  onmiddellijk  voor  ledere  keuze  e&k  dobbeltai 
madit,  bestaande  nit  de  beide  personen,  die  het  grootste  aai^l 
hebben  verworven. 

Zifn  bij  de  eerste  stemming  de  bdde  plaatsen  voor  hol  candidaatscfcf 
der  EerMe  Kamer  onvervuld  gebleven,  aoo  worden  van  de  vier  ptnomnb  ii 

V  Die  ofßxUlk  SUuUixHiung, 
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Die  Anzahl  dieser  höchst  Besteuerten,  aus  welcher  jene  Candidaten  ge- 
Wlhft  werden  sollen,  wird  fDr  jede  Provinz  so  festgestellt,  dass' auf  jede  drei- 
tausend Seelen  einer  wählbar  ist,  der  dazu  die  ?orhergenannten  Bedingungen 
erftillt,  um  Mitglied  dieser  Kammer  sein  zu  können. 

Art.  15.  Der  Beamte,  welcher  in  einem  Haupt -Wahlbezirke  bei  der 
Wahlhandlung  den  Vorsitz  führt,  ist  in  diesem  Bezirke  nicht  wählbar. 

Art.  16.  In  jeder  Provinz  haben  die  ständischen  Ausschüsse  gleich  nach 
der  Bekanntmachung  der  Veränderungen  in  dem  Grundgesetze  sich  mit  der 
Aufstellung  einer  Liste  derjenigen  zu  beschäftigen,  welche  gemäss  dem  ArL  14 
zu  den  Abgeordneten  der  ersten  Kammer  wählbar  sind. 

Art.  17.  Die  Liste  wird  in  Abschrift  in  allen  Städten  und  ^uptplätzen 
der  Wahlbezirke  der  Provinz  während  acht  Tage  zur  Ansicht  ausgelegt. 

Art.  18.  Beschwerden  in  Bezug  auf  diese  Listen  müssen  innerhalb  acht 
Tagen  in  schriftlichen  stempelfreien  Eingaben  an  die  ständischen  AusschUlse 
eingesandt  werden. 

Art.  19.  Die  ständischen  Ausschüsse  schliessen  die  Liste,  nach  Unter- 
suchung der  Beschwerden  und  nachdem  sie  die  für  gehörig  befundenen  ver- 
bessert haben,  am  fünfzehnten  Tage  nach  Ablauf  des  im  vorangehenden  Artikel 
bestimmten  Termins. 

Sie  bringen  die  geschlossene  Liste  sofort  vermittelst  des  Provinzialhlattes 
oder  einer  öffentlichen  Proclamalion  zur  Kennlniss  des  Publicums. 

£ine  Abschrift  derselben  senden  sie  ungesäumt  an  den  Minister  der 
inneren  Angelegenheiten»  welcher  dieselbe  in  den  Niederländischen  Staats- 
Courant  einrücken  lässt 

Art.  20.  Nach  Beendigung  der  Aufzeichnung  der  Wahlstimmen  werden 
die  beiden  Protocolle  während  der  Wahlversammlung  abgefasst,  und  nach 
ihrer  Vorlesung  durch  den  Vorsitzer  von  zwei  Abnehmern  der  Wahlzettel 
nnterzeichnet: 

Sie  enthalten: 

1^    die  Namen  der  Wähler,  welche  ihre  Stimmen  abgegeben  haben; 

2^  die  Namen  der  Personen,  auf  welche  die  Stimmen  gefallen  sind  und 
die  Zahl  der  auf  jede  gefallenen  Stimmen. 

Die  anwesenden  Wähler  können  den  Beschluss  fassen,  dass  allein  die 
tveite  vertheilte  Zahl  vorgelesen  werden  soll. 

ArL  2L  Eine  Abschrift  jedes  Protocolls  wird  sogleich  zu  der  Registra- 
tur des  Bezirksortes  gelegt,  und  das  Original  wird  mit  den  Wahlzetteln  versie- 
gelt in  vierundzwanzig  Stunden  an  die  ständischen  Ausschüsse  der  Provinzen 
gesandt 

Art.  22.  Die  Namen  derjenigen,  welche  in  jedem  Haupt- Wahlbezirke 
gewählt  sind,  und  die  Zahl  der  auf  sie  gefallenen  Stimmen  werden  durch  die 
ständischen  Ausschüsse  in  einem  besonderen  Protocolle  für  jede  Kanuner  ge- 
sammelt und  so  schnell  als  möglich  bekannt  gemacht. 

ArL  V3.  Zur  Wahl  eines  Abgeordneten  oder  Candidaten  wird  die  ab- 
s(dnte  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen  erlordcrL 

ArL  24  Sollte  zur  Mitgliedschaft  der  zweiten  Kammer  oder  zur  Candl- 
datur  für  die  erste  Kammer  bei  der  ersten  Abstimmung  Niemand  die  absolute 
Mehrheit  der  Stimmen  erlangt  haben,  so  wird  unmittelbar  für  jede  Wahl  eine 
doppelte  Zahl  genommen,  bestehend  aus  den  beiden  Personen,  welche  die 
grosste  Zahl  der  Stimmen  erworben  haben. 

Sind  bei  der  ersten  Abstimmung  die  beiden  Stellen  für  die  Candidatur 
iJEur  ersten  Kammer  unbesetzt  geblieben,  so  werden  von  den  vier  Personeni 
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het  grootste  aanlal  stemmen  hebben  venronren«  de  eerste  eH  derSe  9f  kci 
Cf^e,  de  tweede  cn  vierde  op  het  andere  dubbeltal  gebragt 

Tot  de  op  de  dubeltallen  gebragte  personen  bepaalt  zieh  de  kcai  ler 
aanwezige  kicsgcrcgtigden. 

Bij  gclijkheid  van  stemmen  is  de  ondste  in  jaren  benoemd. 

Art.  25  Hij,  die  tot  lid  der  Tweede  Kamer  is  verkozen,  #nU9Dgt  fan 
de  Gedeputeerde  Staten  een  door  den  Voorzitler  geteekend  uittreksd  wi  kd 
in  art.  2ü  bedoelde  proccs-verbaaU  waaruit  van  zijne  ▼erkiesing  blijkL 

Dil  uilireksel  is  de  geloofsbrief  van  den  a%evaardigde,  waaniCHBa  Vi 
aan  de  Kamer  overlegt: 

i:  ecn  uilireksel  uit  de  registers  van  geboorte,  of,  by  gemis»  teoc  ade 
van  bekendheid,  waaniit  tijd  en  plaats  zijner  geboorte  blijken; 

2^  eene  door  bem  zelven  af  te  geven  verklaring,  venneldeBde  afleapci' 
bare  betrekkingcn  die  bij  bekieedt, 

Art  26  De  gekozene  voor  de  Tweede  Kamer,  niel  gcnege»  ov  de  be- 
noeming  aan  te  nemen,  geeft  daarvan  ten  spoedigste  kennis  aan  de  üdttffat- 
teerde  Stalen,  die  de  plaatselijke  bestoren  van  het  koefd-ki 
binnen  den  kortst  mogelijken  tijd  eene  nieuwe  verkieziag  te 
hebben. 

Art.  27.    Hij,  die  in  meer  dan  Mi  fa^oOi-kiesdistrict  «at  fid  d« 
Kamer  is  gckozen,  verklaart,  dadeljik  na  onlvangst  van  liet  im  afft.0lKd0eMe 
uiltrekscl,  schriftelijk  aan  de  Gedepnteerde  Suteii,  vrelke 
hij  aanneemt 

De  Gedeputeerde  Staten  nemen  hierop,  voor  de  anders  plaatts  ef 
gelijken  maatregel  als  in  het  gcval  van  bet  voorgaattde  aitikeL 


Art.  28.  De  Processen- verbaal  der  verkiezingen  van  de  candidatcn 
bet  lidmaatschap  der  Eerste  Kamer  vi'orden  onmiddellijk:  door  de  Gedepu- 
teerde Slalen  aan  den  Minister  van  Binnenlandsche  Zaken  ingecondcn,  d» 
dezclve  den  Koning  aanbiedt. 

De  Koning  kiest  uit  die  candidaten  39  leden  der  Eerste  Kamer. 

Art.  29.  De  door  den  Koning  gek«zene  leden  der  Eerste  Kaner  ool- 
vangen  van  de  Gedeputeerde  Staten  der  provincie,  in  welke  vj  tot  eandidltei 
werden  vcrkozen,  iedcr  gelijk  uilireksel  ah  in  het  eerste  gedeelte  van  ail  ^ 
is  venneld,  om,  benevcns  bet  besluit  des  Konings,  waarbij  zij  zijn  g^ozai,  boa 
tot  geloofsbrief  te  slrekken. 

Zij  leggen  daarbij  aan  de  Eerste  Kamer  over  gelijke  stukken,  ab  oilv 
n^  1  en  2  van  bet  laatste  gedeelte  van  dalzelfde  art  25  worden  ^vorderd. 

Art.  30.  Indien  een  of  meer  gekozen  leden  der  Eerste  Kamer  die  kt 
noeming  niel  aanvaarden  of  bevonden  worden  de  wettelijke  vereischlnaid  ti 
bezilten,  kiest  de  Koning  andere  in  hunne  plaats»  uit  dezelfde  Toordngt  m 
candidalen,  in  het  vorig  arlikel  vermeld. 

Art.  31.  Voor  de  opening  der  Eerste  Kamer  van  de  Staten-Gcnenii 
benoemt  de  Koning  hären  voorzitler. 

Bij  bet  openen  der  Tweede  Kamer  bekleedt  de  ondste  Tau  jam  iA 
voorziltersloel. 

In  beide  Kamers  benoemen  de  voorzilten  drie  eenmisaiSii,  eik  im  M 
leden,  tot  onderzoek  der  geloofsbrieven.  Na  aOoop  van  dai  oiKlertoek  io  di 
Tweede  Kamer,  alihans  zooveel  het  toiid«r  aiMai  km  wordeli  fea  <Mi|b* 


^weiciM  d&e  grösste  Zahl  der  Stimineii  erworben  haben,  die  erste  und  dritte 
auf  die  eine,  die  zweite  und  die  vierte  auf  die  andere  Doppelwabl  gebracht 

Zu  den  auf  die  Doppelwablen  gebrachten  Personen  •t)estfmmt  sich  die 
Wahl  der  anwesenden  Wahlberechtigten. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  ist  der  älteste  an  Jahren  gewählt. 

Art  25.  Derjenige,  welcher  zum  Mitglied  der  zweiten  Kammer  erwählt 
u^  empfängt  von  den  ständischen  Ausschüssen  einen  von  dem  Vorsitzer  unter- 
aeicfaneten  Auszug  aus  dem  im  Art.  20  erwähnten  Protocoll,  aus  welchem  seine 
Wahl  hervorgeht. 

Dieser  Auszug  ist  die  Beglaubigung  fQr  den  Abgeordneten,  neben  wel- 
cher er  der  Kammer  noch  übergiebt: 

1^  einen  Auszug  aus  den  Geburts-Registem,  oder  wenn  diese  fehlen, 
eine  Bekenntnissacte,  aus  welcher  die  Zeit  und  der  Ort  seiner  Geburt  her- 
vorgeben ^ 

2^  eine  von  dem  Abgeordneten  selbst  abzugebende  Erklärung,  welche 
alle  öffentliche  Functionen  angiebt,  die  er  ausübt. 

Art.  26.  Wenn  der  fUr  die  zweite  Rammer  Erwählte  nicht  geneigt  ist» 
lue  Wahl  anzunehmen,  so  giebt  er  davon  auf  das  schnellste  den  ständischen 
Aoifichüssen  Kenntniss,  welche  die  Orts-Yerwaltungen  der  Haupt- Wahlbezirke 
auffordern,  innerhalb  des  möglichst  kürzesten  Zeitraums  eine  neue  Wahl  zu 
veranstalten. 

Art.  27.  Derjenige,  welcher  in  mehr  als  einem  Haupt- Wahlbezirke  zum 
Mitgliede  der  zweiten  Kammer  erwählt  ist,  erklärt  gleich  nach  dem  Empfange 
des  im  Art  2d  erwähnten  Auszugs  sehriftlich  an  die  ständischen  Ausschüsse, 
welche  von  den  Wahlen  er  annimmt. 

Die  ständischen  Ausschüsse  treffen  hierauf  für  den  abgelehnten  Ort  oder 
ali^elehnte  mehrere  Ortschaften  dieselben  Maassregcln,  als  in  dem  Falle  des 
vorhergehenden  Artikels  festgesetzt  sind. 

ArL  28.  Die  Wahl-Protocolle  für  die  Gandidaten  zur  Mitgliedschaft  der 
ersten  Kammer  werden  unmittelbar  durch  die  ständischen  Ausschüsse  an  den 
Minister  der  inneren  Angelegenheiten  abgesandt,  welche  derselbe  dem  Könige 
überreicht 

Der  König  wählt  aus  den  Gandidaten  39  Mitglieder  der  ersten  Kammer. 

Art  20.  Die  durch  den  König  erwählten  Mitglieder  der  ersten  Kammer 
empfangen  von  den  ständischen  Ausschüssen  der  Provinzen,  in  welchen  sie  zu 
Gandidaten  erwählt  sind,  einen  gleichen  Auszug,  wie  den  im  ersten  Satze  des 
Art  25  erwähnten,  um  denselben  neben  dem  Beschlüsse  des  Königs  über  ihre 
Wahl  als  ihren  Beglaubigungsbrief  zu  gebrauchen. 

Sie  legen  daneben  der  ersten  Kammer  gleiche  Papiere  vor,  wie  unter 
Nr.  1  und  Nr.  2  des  letzten  Satzes  des  Art  25  gefordert  werden. 

Art  30.  Sollte  einer  oder  mehrere  der  gewählten  Mitglieder  die  Wahl 
nicht  annehmen  oder  nicht  die  gesetzlichen  Forderungen  erfüllen,  so  wählt 
der  König  andere  in  ihre  Stelle  aus  derselben  vorgelegten  Candidalenliste,  die 
in  dem  vorangehenden  Artikel  angeführt  ist 

Art  31.  Vor  der  Eröffnung  der  ersten  Kammer  der  General- Staaten, 
ernennt  der  König  ihren  Präsidenten. 

Bei  der  Eröffnung  der  zweiten  Kammer  nimmt  das  an  Jahren  älteste 
Mirglied  den  Präsidentenstuhl  ein. 

In  beiden  Kammern  ernennen  die  Präsidenten  drei  Ausschüsse,  jeden 
aus  drei  Mitgliedern,  ^ur  Prüfung  der  Beglaubigungs-Documenle.  Nach  Erle- 
digung dieser  Prüfung  in  der  zweiten  Kammer  und  nachdem  in  Folge  der- 


eMMtaM  Artikel  vor,  die  im  WesMitlicbeft  fehr  wenig  wtnmimkm% 
tmt  am  93.  Jani  184S  mit  der  Annahme  der  gansen  VerftsaHg  Ir 
Ziel  fanden.  Da  die  damaligen  politischen  Zaatande  den  König  WO- 
belm  II.  abhielten  selbst  nach  Lu:^emburg  zar  Beschwörung  der  Ver- 
fassung zu  kommen,  so  wurde  eine  Deputation  von  neun  Mitglieden 
der  Stande  nach  dem  Haag  abgeschickt,  vor  wdcher  der  Köoi( 
nachdem  er  am  9.  Juli  die  Yerfassungs- Urkunde  sanctionirt  hatta^ 
den  folgenden  Tag  darauf  den  Eid  auf  die  Verfassung  in  fofgenkf 
Form  ablegte.  Nachdem  der  Director  der  Luxemburgischen  Staats- 
Canzelei  die  Formel  vorgelesen:  ,ich  schwöre  die  Verfassung  und  die 
Gesetze  des  Grossherzogthums  Luxemburg  zu  befolgen,  dieUnabbän- 


Cenaüliition  da  Grand- Dvcbe  de 

Ijaxenboorgr* 

Du  9.  Juillet  1848. 

Neos  GUILLAUME  II,  par  U  grace  de  Die«,  Rai  des  Payt-fiaife 
dH)riBge*Nassaii,  Grind-Duc  de  Luiemboorg,  etc,  etc  etc, 

Ai^oos,  de  common  accord  avcc  TAsserabl^e  des  £Cats,  r^onia  en  nomfan 
double,  coDformement  k  rarticie  52  de  la  Conslitation  d*EUts,  de  1^  odoiif 
t8ll,  arr6(^  et  arr^lons  les  dispositions  suivantes  qui  formeront  la  Goaslilotio& 
da  Grand-Dttcfa^  de  Luxembourg. 

Chapitre   I« 
Du  Territaire  et  du  Roi  Granä-Due. 

Art.  1.  Le  Grand -Duche  de  Luxembourg  forme  un  Etat  JtfS^pendaol, 
indivisible  et  inalicDable;  il  fait  partie  de  la  Cof^deration  Gernutkiique,  d*aprii 
les  trail^s  exislants;  les  changements  qui  pourraient  dtre  faits  k  ces  tnM 
teront  soumis  ä  Fapprobation  de  la  Chambre. 

Art  2.  Les  limitcs  et  chefs-Iieux  des  arrondissements  jodldaires  ob 
administratifs,  des  cantons  et  des  communes  ne  peuvent  6tre  chang^  qita 
Verla  d^une  loi. 

Art.  3.  Les  pouvoirs  Cönstitationnels  du  Roi  Grand-Duc  sont  hirtf* 
taires  dans  la  Familie  de  Sa  Majest^  Goillaame  II,  Fred6ric-Georges-Loais» 
'Prince  d'Orange-Nassau,  Roi  des  Pays-Bas,  Grand-Duc  de  Luxembourg,  caa- 
form6ment  au  pacte  de  la  Maison  de  Nassau  du  30.  jain  1783,  et  i  l'artn 
dui  trait^  de  Vienne  du  9  juin  1815. 


V  Nach  einer  sorgfäUigen  VergleUhung  der  mir  vorlieffßndeH 
iiiUke, 


fl|Mt  ufid  tategriUt  des  Lendes  m  wahren' ;  f&gte  der  König  unter 
Ausstreckung  der  Hand  über  die  Verfassangsurkunde  die  Werte 
kktto:  ^ich  schwöre  es,  so  helfe 'mir  Gott" 

Diese  Verfassung,  welche  alsbald  durch  das  VerordnuBgs*  fml 
Verwattuiigablatt  des  Grossherzogthums^)  bekannt  gemacht  wurde 
tan  mk  dem  1.  August  1848  in  Wirksamkeit  zu  treten,  ist  bis  mI; 
den  gegenwärtigen  Augenblick  unverändert  aufrecht  erhalten:  kk 
tMte  sie  ans  dem  officiellen  Abdrucke  in  der  genannten  Gesetzsamm- 
lung mit,  in  welchem  dieses  Grundgesetz ,  wie  alleXiesetze  und  Ver- 
ordnungen dieses  Landes,  in  beiden  Sprachen  des  Landes,  der  Deut- 
•eben  und  Französischen,  mit  gleich  verbindlicher  Kraft  abgedruckt  ist 
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Verfassung  des  Orossberzo^tliiuBi 

liOxemburgr* 

Vom  9.  Juli  1848. 

■ 

Wir  Wilhelm  II,  von  GoUes  Gnaden,  König  der  Niederlande,  Prinz 
von 'Oranien- Nassau,  Grossherzog  von  Luxemburg,  etc  ,  etc.,  elc» 

Haben  V  im  Eiaverständniss  mit  der  Versammlnng  der  gemäi»  dem  Art.  52 
der  landständischen  Verfassung  vom  12.  Oct^r  Idll  in  doppaller  AQMbl 
einberufenen  Landstände,  beschlossen  und  beschliessen  die  folgenden  Bestlm* 
mungen,  welche  die  Verfassung  des  Grossherzogthums  Luxemburg  bilden. 

Erstes  Gapitel. 
■  Vom  Gebiet^  und  vom  König  Grossherzog. 

Art«  L  Das  Grossherzogthum  Luxemburg  ist  ein  unabhängiger,  uatb(^* 
barer  und  unveräusserlicher  Staat;  es  bildet  einen  Bestandlheil  des  Oeutscbfia 
Bundes  gemäss  den  bestehenden  Verträgen.  Die  Abänderungen,  welche  an 
diesen  Verträgen  vorgenommen  werden  könnten,  werden  der  Gutheissung  der 
Kummer  unterworfen. 

Art  2.  Die  Grenzen  und  Hauptörter  der  Gerichts-  oder  VerwaltungllM* 
orke«  der  Cantone  und  der  Gemeinden,  können  nicht  anders  als  Kraft  eines 
Gesetzes  verändert  werden. 

Art.  3.  Die  verfassungsmässigen  Gewalten  des  Königs  Grossherzogs  sind 
erblich  im  Hause  Seiner  Majestät  Wilhelms  IL  (Friedrich  Georg  Ludwig^, 
MttieB  fon  Oranien-Nassau,  Königs  der  Niederlande,  Grosthertogs  ?on  Lu- 
^embttiig«  und  dies  nach  den  Bestimmungen  des  fürstlich  Nassauischen  Hiuii^ 
veiirag»  von  30.  Juni  1783  und  des  Artikels  71  des  Wiener  Traktates  vom  t* 
Juni  1815. 


V  £e  mhimial  Ugislc^  et  adminUtraUf  du  Grani-Du^  de  jbi«m» 


Art  4.   La  personne  da  Roi  Grand-Doc  est  inviolable;  les 
do  GoovernemeDt  sont  responsables. 

Art  5.  Le  Grand-Duc  de  Luxemboorg  est  majeur  i  Tage  de  diz-lnU 
ans  accomplis. 

11  ne  prend  possession  du  tröne  qu'aprb  afoir  ^olennellemciit  prä^ 
dans  le  sein  de  la  Chambre,  ou  entre  les  mains  d'une  d<fpataüon  nonw^e 
par  eile,  le  serment  suivanl: 

nJe  jure  d*obsei*ver  la  Constitution  et  les  lois  du  Grand-Dncb^  de  Luxe» 
bourg,  de  maintenir  Tindepcndance  nationale  et  Tint^grite  du  territoire.** 

Art.  0.  Si,  k  la  mort  du  Roi  Grand-Duc;  son  ßuccesseur  est  mineor,  ii 
Qiambrejse  r^unit  au  plus  tard  le  vingti^me  jour  k  Peffet  de  poufoir  k  U 
r^gence,  et  s'il  y  a  lieu,  k  la  tutelle. 

Art  7.  Si  le  Roi  Grand-Duc  se  trouvc  dans  rimpossibilit^  de  rdgner, 
le  Gouvernement,  aprb  avoir  fait  constater  cette  impossibilit^»  convoque  im- 
ffl^dialement  la  Chambre,  qui  pourvoit  k  la  tutelle  et  i  la  r^gence. 

Art.  8.    La  r^gence  ne  peut  Itre  conf^r^e  qu*^  une  seule  personne. 

Le  r^gent  n*entre  en  fonctions  qa*aprb  avoir  pr&t^  le  serment  prescht 
par  lartide  5. 

Art  9.  £n  cas  de  vacance  du  tröne,  la  Cbambre  pounoit  profisoire 
ment  k  la  regence. 

Une  nouvelle,  Cbambre,  convoquie  en  nombre  double  dans  le  d^  de 
trente  jours,  pourvolt  d^Gnitivement  k  la  vacance. 

Ghapitre  IL         • 
Des  Litxembourgeois  et  de  leurs  Droits. 

Art  10.  La  qualitö  de  Luxembourgeois  s'acquiert,  se  cpnserve  et  sc« 
perd  d'aprös  les  rögles  döterminecs  par  la  loi  ci/ile.  -<  La  präsente  Constiio- 
tion  et  les  autres  lois  relatives  aux  droits  politiques,  döterminent  quelles  sont, 
outre  cette  qualitö,  les  conditions  n6cessaires  pour  rexercice  de  ces  droits. 

Art  11.  La  naturalisation  est  accordee  par  le  pouvoir  legislatif.  EUe 
seule  assimile  F^tranger  au  Luxembourgeois,  pour  Pexerdce  des  droits  poli- 
tiques. 

La  naturalisation  accordäe  au  pöre  profite  a  son  enfant  minenr,  si  cehn* 
ci  d^dare,  dans  les  deux  anndes  de  sa  majorit^,  vouloir  rcvendiquer  ce 
b^n^fice. 

Art  12.  II  n'y  a  dans  l'Etat  aucune  distinction  d^ordres.  —  Les  Lnxea- 
bourgeois  sont  ^gaux  devant  la  loi;  seuls  ils  sont  admissibles  aux  emplois  ci- 
vils  et  militaires,  sauf  les  exceptions  qui  peuvent  4tre  stabiles  par  une  bi« 
pour  des  cas  particuliers. 

Art  13.  La  libertd  individuelle  est  garantie.  —  Nul  ne  peut  ^tre  poiff- 
soivi  que  dans  les  cas  prevus  par  la  loi»  et  dans  la  forme  qu'elle  prescrit  - 
Hors  le  cas  de  flagrant  ddlit,  nul  ne  peut  ßtre  arret^  qu'en  vertu  de  Toci 
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Art  4.  Die  Person  des  Königs  Grossberzogs  ist  unverleizlich^  die  Mit- 
glieder der  Regierung  sind  verantworüich. 

Art.  5.  Der  Grossherzog  wird  mit  Vollendung  des  achtzehnten  Lebens- 
jahres volljährig. 

Er  nimmt  Besitz  vom  Throne,  nachdem  er  feierlich  im  Schoosse  der 
Kammer  oder  in  die  Hände  einer  von  derselben  dazu  bezeichneten  Commis- 
sion  folgenden  Eid  abgelegt  hat: 

» Jch  schwöre ,  die  Verfassung  und  die  Gesetze  des  Grosshenogthnms 
Luxemburg  zu  befolgen,  die  Unabhängigkeit  und  Integrität  des  Landes  zu 
wahren/* 

Art.  6.  Ist  beim  Ableben  des  Grossherzogs  sein  Nachfolger  minderjäh- 
rig, so  tritt  die  Kammer  späte^ens  am  darauffolgenden  zwanzigsten  Tage  zu- 
sammen, um  über  die  Regentschaft,  und  nöthigenfalls  Über  die  Vormundschaft 
zu  bestimmen. 

Art.  7.  Befindet  sich  der  König  Grossherzog  in  der  Unmöglichkeit  zu 
regieren,  so  beruft  die  Regierung,  nach  Bestätigung  dieser  Unmöglichkeit, 
unverzüglich  die  Kammer,  um  über  die  Vormundschaft  und  die  Regentschaft 
zu  bestimmen. 

Art.  8.  Die  Regentschaft  kann  nur  einer  einzigen  Person  übertragen 
werden. 

Der  Regent  übernimmt  die  Regierung  nicht,  bis  er  den  durch  Art  5. 
vorgeschriebenen  Eid  geleistet  hat. 

Art  9.  Im  Falle  der  Thronerledigung,  verfügt  die  Kammer  provlsori!^ 
6ber  die  Regentschaft. 

Eine  neue,  in  doppelter  Anzahl  und  in  Frist  von  dreissig  tagen  einbe« 
rufene  Kammer  trägt  Sorge  für  die  definitive  Thronbesetzung. 

Zweites    Capitel. 
fofi  den  Luxemburgern  und  ihren  Rechten. 

Art  10.  Die  Eigenschaft  eines  Luxemburgers  erwirbt,  erhält  und  rer- 
fiert  man  gemäss  den  Bestimmungen  der  bürgerlichen  Gesetzgebung.  —  Ge- 
4;enwärtige  Verfassungs- Urkunde  und  die  übrigen  auf  die  staatsbürgerlicben 
Rechte  bezüglichen  Gesetze  bestimmen  die  Bedingungen,  welche,  ausser  jener 
£igehschafl,  zur  Ausübung  dieser  Rechte  erforderlich  sind. 

^  Art  11.    Die  Naturalisation  wird  durch   die   gesetzgebende  Gewalt  er- 

theiU.    Nur  die  Naturalisation  stellt  den  Ausländer,  behufs  der  Ausübung  der 
staatsbürgerlichen  Rechte,  dem  Luxemburger  gleich. 

Die  dem  Vater  ertheilte  Naturalisation  kommt  auch  seinem  minderfih- 
rigen  Kinde  zu  Gute,  wenn  dieses  im  Laufe  der  zwei  ersten  Jahre  seiner  Voll- 
^rigkeit  erklärt,  diesen  Vorlheil  für  sich  m  Anspruch  nehmen  zu  wollenb 

Art  12.  Es  giebt  im  Staate  keine  Standes- Unterschiede.  —  Die  Lu- 
xemburger sind  vor  dem  Gesetze  gleich;  sie  allein  sind  zu  den  Civil-  und  Ui- 
litärämtern  zulässig,  vorbehaltlich  der  Ausnahmen,  welche  etwa  für  besondere 
Falle  durch  ein  Gesetz  aufgestellt  werden  können. 

Art.  13.    Die  persönliche  Freiheit  ist  gewährleistet    Geg^n  NIeinanddn 

darf  anders  als  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  und  Formen  gerichtfich 

'fttftkrai  werden.  —  Auster  der  KrgreifiDg  auf  frischer  Thal  darf  keiner  f«r- 

•  eliibert,  TffrfiMfimirariuiBdeii.  SLM  *^ 
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Bance  moti?ee  du  joge,  qui  doit  Hre  signifiee  an  moment  de  ramsUtioii, 
oa  aa  plas  tard  dans  les  vingt-quatre  beores. 

Art  14.  Nul  ne  peot  Hrt  distnit,  eontre  son  gr^»  du]  joge  qae  la  kt 
faii  assigne. 

Art  15.  NoUe  peine  ne  peut  ^tre  etablie  ni  appliqnee  qa'en  ?ertn  de 
la  loL 

Art  1&  Le  domicüe  est  inviolable.  Aucmie  yisite  domicOiaire  ne  peot 
aToir  lieu  qne  dans  les  cas  pr^Tus  par  la  loi  et  dans  la  forme  qo'dle  prescriL 

Art  17.  Nnl  ne  pent  ^tre  prive  de  sa  propriete  qne  pour  cause  d'ulilhr 
publique,  dans  les  cas  et  de  la  mani^re  etablis  par  la  loi  et  DQoyennant  nue 
juste  et  prealable  indemnite. 

Art  18.    La  peine  de  la  confiscation  des  biens  ne  peut  ^tre  Etablie. 

Art  19.  La  peine  de  mort  en  mati^re  politique,  la  mort  dvile  et  b 
llötrissure  sont  abolies. 

Art  20.  La  liberte  des  cultes,  celle  deJeur  exercice  public  ainsi  qve 
la  liberte  de  manifester  ses  opinions  religieuses,  sont  garantier  sauf  la  r^res* 
sion  des  d^lits  conunis  k  Toccasion  de  Tusage  de  ces  liberte 

Art.  21.  Nul  ne  peut  etre  contraint  de  concourir  d'une  maniere  qnd- 
conque  aux  actes  et  aux  c^rcmonies  d*un  culte  ni  d'en  obserrer  les  jours 
de  repos.    . 

Art  22.  Le  mariage  civil  devra  toujours  prüder  la  b^n^diction  nuptiik. 

Art  23.  L'intenrention  de  TEtat  dans  la  nomination  et  rinstallation  des 
chels  des  coltes,  le  mode  de  nomination  et  de  revocalion  des  autres  ministres 
des  cultes,  la  faculte  pour  les  uns  et  les  autres  de  correspondre  avec  lears  so- 
p^rieurs  et  de  publier  leurs  actes,  ainsi  que  les  rapports  de  l'Eglise  avec  YEbA, 
fönt  Tobjet  de  Conventions  k  soumettre  k  la  Chambre  pour  les  dispositioBS 
qui  necessitent  son  Intervention. 

Art  24.  L^Etat  veille  k  ce  que  tout  Luxemboürgeois  recoive  ^inst^l^ 
tion  primaire. 

n  cr6e  des  etablissements  d'instruction  moyenne  et  les  cours  d'ensdgiie 
ment  sup6rieur  necessaires. 

La  loi  determine  les  moyens  de  subvenir  a  Tinstruction  publique,  aiiÜ 
que  les  conditions  de  surveillance  par  le  Gouvernement  eC  les  conmiunes;  dtte 
r^e  pour  le  surplus  tout  ce  qui  est  relatif  a  Tenseignement 

Tout  Luxemboürgeois  est  libre  de  faire  ses  etudes  dans  le  Grand-Docke 
ou  k  r^tranger  et  de  frequenter  les  universit^s  de  sou  cboix»  sauf  les  diipo- 
sitions  de  la  loi  sur  les  conditions  d*admission  aux  emplois  ou  i  Texerckt 
de  certaines  professions. 

Art  25.  La  liberte  de  manifester  ses  opinions  par  la  parde  en  toQle 
mati^res,  et  la  liberte  de  la  presse  sont  garanties,  sauf  la  repression  des  dato 
commis  k  Toccasion  de  l'exercice  de  ces  libert^s.  —  La  censoie  ne  pooDi 
jamais  hire  etablie*   H  ne  peut  £tre  exig^  de  cautionnemeat  des  fari#M( 
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haftet  werden,  als  kraft  eines  motivirten  richterlichen  Befehls/  welcher  im 
Augenblick  der  Verhaftung,  oder  spätestens  binnen  vier  und  iwaniig 
Stunden,  zugestellt  werden  muss. 

Art  14.  Niemand  darf  gegen  seinen  Willen  dem  gesetzlich  ihm  zuge- 
wiesenen Richter  entzogen  werden. 

Art  15.  Es  darf  keine  Strafe  anders,  als  kraft  eines  Gesetzes,  einge- 
führt oder  angewendet  werden. 

Art.  16.  Die  Wohnung  ist  unverletzlich.  Eine  Haussuchung  darl  nur 
in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  und  Formen  stattfinden. 

Art  17.  Niemandem  kann  sein  Eigenthum  anders,  als  zum  Zwecke  des 
öffentlichen  Wohles,  in  den  durch  das  Gesetz  vorgesehenen  Fällen  und  fest- 
gestellten Formen,  und  nur  nach  vorgängiger,  voller  Entschädigung,  entzo- 
gen werden. 

Art  18.  Die  Strafe  der  Confiscation  des  Vermögens  kann  nicht  einge- 
führt werden. 

Art  19.    Die  Todesstrafe  für  politische  Verbrechen,    der  bürgerliche 

Tod  und  die  Brandmarkung  sind  abgeschafft 

Art.  20.  Die  Freiheit  der  Culte  und  ihrer  öffentlichen  Ausübung,  so 
wie  die  Freiheit,  seine  religiösen  Meinungen  zu  bekunden,  sind  gewährleistet» 
vorbehaltlich  der  Strafmassregeln  gegen  die  Vergehen,  welche  bei  Gelegenheit 
der  Ausübung  dieser  Freiheiten  begangen  werden. 

Art  21.  Reiner  kann  gezwungen  werden,  auf  irgend  eine  Weise  an  den 
Handlungen  und  Feierlichkeiten  eines  Gultus  Theil  zu  nehmen,  oder  die 
Feiertage  desselben  zu  halten. 

Art.  22.  Die  bürgerliche  Ehe  muss^  stets  der  kirchlichen  Einsegnung 
derselben  vorangehen. 

Art  23.  Die  Intervention  des  Staates  bei  der  Ernennung  und  Einset- 
xung  der  Vorstände  der  Culte  im  Grossherzogthum,  die  Weise  der  Ernennung 
und  Absetzung  der  übrigen  Gultus-Diener,  die  Befugniss  der  einen  wie  der 
andern,  mit  ihren  Obern  schriftlich  zu  verkehren,  und  deren  Erlasse  zu  ver- 
öffentlichen, so  wie  das  Verhältniss  zwischen  Kirche  und  Staat  sind  Gegen- 
stand von  Verträgen,  die  der  Rammer,  in  Betreff  derjenigen  Verftigungen 
vorzulegen  sind,  welche  die  Mitwirkung  derselben  erforderlich  machen. 

Art  24.    Der  Staat  trägt  Sorge  dafür,  dass  jeder  Luxemburger  den 
Primär-Unterricht  erhalte. 
-  Er  errichtet  Anstalten  Behufs  des  mittlem  Unterrichtes  und  der  erfor- 

\  darliehen  hohem  Lehr-Gurse. 

Das  Gesetz  bestimmt  die   zum   öffentlichen  Unterrichte  erforderlichen 
:    Mittel,  so  wie  die  Bedingungen  der  Aufeicht  von  Seiten  der  Regierung  und 
der  Gemeinden;  es  trifft  übrigens  alle  auf{den  Unterricht  bezüglichen  Anord- 
nungen. 

^  Jedem  Luxemburger  steht  es^'frei,  seinen  Studien  im  Grossherzogthum 

'   oder  im  Auslande  obzuliegen,  und  die  Universitäten  seiner  Wahl  zu  besuchen, 

unbeschadet  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Bedingungen  der  Zu- 

lässigkeit  zu  den  Aemtem  und  zu  gewissen  Professionen. 

j  Art.  25.    Die   Freiheit,  seine  Meinung  in  allen  Dingen  durchs  Wort 

,  I  kund  zu  geben,  so  wie  die  Freiheit  der  Presse  sind  gewährleistst  vorbehalt- 
"^  lieh  der  Straf-Massregeln  gegen  die  Vergehen,  welche  bei  Gelegenheit  der 
'  Avattbimg  dieser  Freiheiten  begangen  Iwerden.  —  Die  Censur  bleibt  für  immer 
9 .  pi^^ehoben.    Cautionen  können  weder  von  den  ScbriftsteUera,  noch  von  den 
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editeurs  ou  imprisieurs.  —    Le  droit  de  timbrc  des  journaux  et  ecriU  perio- ' 
diques  indigönes  est  aboli.  —    L'editeur,  rimprimeur  ou  le  distriboteur  tut 
peut  ^tre  poursuivi  si  Pauteur  est  connu,  s'il  est  Luxembourgeois  ei  domicilii 
dans  le  Grand-Duche. 

Art  26.  Les  Luxemboargeois  ont  le  droit  de  s^assembler  paisiblemeiit 
et  Sans  armes,  en  se  conformant  aux  lois  qui  r^glent  Pexercice  de  oe  droit, 
Sans  pouvoir  le  seuniettre  k  une  autorisation  prealable.  Cette  disposition  ne 
s'applique  pas  aux  rassemblements  en  plein  air,  politiqnes,  religieax  oaautres; 
ces  rassemblements  restent  eoti^rement  soumis  aux  lois  et  r^glemenls  de 
police. 

Les  Luxembourgeois  ont  le  droit  de  s'associer.  Ce  droit  ne  peat  htxt 
soiunis  4  aocune  mesare  preventive. 

L'etablissement  de  toule  Corporation  religieuse  doit  ^tre  autorbe  pir 
une  loi. 

Art.  28.  Chacun  a  le  droit  d'adresser  aux  autorit6s  pubfiques,  des  peti- 
tioDS  ßignces  par  une  ou  plusieurs  personnes.  Les  autorit^  constita^s  oat 
seuks  le  droit  d*adresser  des  petitions  en  nom  coUectif. 

Art.  29.  Le  secret  des  lettres  est  invioIaMe.  —  La  loi  deteraitne  qodi 
sont  les  agents  responsables  de  !a  violation  4pi  secret  des  lettres  confiecs 
k  la  poste. 

Art  30.  L'emploi  des  langues  allemande  et  francaise  est  fitcnlutit 
L'usage  n'en  peut  etre  limite. 

Art  31.  Nulle  autorisation  prealable  n*est  requise  pour  exercer  des 
poarsuites  contre  les  fonctionnaires  publics,  pour  fails  de  leur  administratioo, 
sauf  ce  qui  est  statu6  k  IVgard  des  roerobres  du  Gouvernement 

Art  32.  Les  fonctionnaires  publics,  h  quelque  ordre  qu'ils  apparticD- 
nent,  les  membres  du  Gouvernement  exccptes,  ne  peuvent  etre  prives  de  leiin 
fonctions,  honneurs  et  pensions  que  de  la  mani^re  determinee  par  la  loL 

Chapitre  IH. 

Des  Pouvotrs, 
S  ler.    Pouvoir s  du  Roi  Grand-Due» 

Art  33.  Au  Roi  Grand-Duc  appartient  le  pouvoir  executif.  tel  qa'ü  ti 
r^gje  par  la  Constitution. 

Art  34.  Le  Roi  Grand -Duc  sanctionnc  et  promulgue  les  lois;  il  £ut 
connattre  sa  resolulion  dans  les  trois  mois  du  vote  de  la  Cbambre. 

Art.  35.  Le  Roi  Grand -Duc  nomme  aux  emplois  civils  et  milittfft 
conformeroent  k  la  loi,  et  sauf  les  exceplions  etablies  par  eile. 

Aucune  fonction  salariee  par  TEtat  ne  peut  elrc  crö^e  qu*en  vertu  iwai 
disposition  legislative. 

Art  36.  Le  Roi  Grand -Duc  fait  les  reglements  et  arr^tcs  necessairtf 
pour  Vexcculion  des  lois,  sans  pouvoir  jamais  ni  suspendre  les  lois  dleHi'' 
mes,  ni  dispenser  de  leur  ex^cntion. 


Verlegern  oder  Drückens '  gefordert  werden*  -*-  Die  Stenqpelabgabe  von  inlän- 
disdien  Zeitungen  und  periodischen  Schriften  ist  abgeschafft  —  Der  Ver- 
leger ,  der  Drucker  oder  Vertheiler,  darf  nicht  verfolgt  werden,  wenn  der 
Verfasser  bekannt  ist,  wenn  er  Luxemburger  und  im  Grossherzogthum  ansäs- 
sig ist 

Art.  20.  Die  Luxemburger  haben  das  Recht,  sich  ohne  vorgängige  Er- 
lanbniss  friedlich  und  ohne  Waffen  zu  versammeln,  jedoch  unter  Beobachtung 
der  Gesetze,  welche  die  Ausübung  dieses  Rechtes  ordnen.  Diese  Bestimmung 
ist  nicht  anwendbar  auf  Versammlungen  unter  freiem  Himmel,  sie  seien  poli- 
tischer, religiöser  oder  anderer  Natur,  welche  insgesammt  den  polizeilichen 
Gesetzen  und  Verordnungen  gänzlich  unterworfen  bleiben. 

Art.  27.  Die  Luxemburger  haben  das  Vereinigungsrecht  Dieses  Recht 
Icann  keiner  verhütenden  Massregel  unterworfen  werden. 

Die  Gründung  irgend  einer  religiösen  Körperschaft  bedarf  der  Ermäch- 
tigung durch  ein  Gesetz. 

Art.  28.  Jeder  hat  das  Recht  sich  durch  Bittschriflen,  sie  seien  von 
einer  oder  mehreren  Personen  unterzeichnet,  an  die  öffentlichen  Behörden 
zu  wenden.  Letzlere  aliein  haben  das  Recht,  Bittschriften  im  Namen  einer 
G«sammtheit  einzureichen. 

Art  29. .  Das  Briefgeheimniss  ist  unverletzlich.  —  Das  Gesetz  bestinunt 
die  Beamten,  welche  für  die  Verletzungen  des  Geheimnisses  der  der  Post  an- 
vertrauten Briefe  verantwortlich  sind. 

Art.  30.  Der  Gebrauch  der  Deutschen  und  der  Französischen  Spradie 
steht  Jedem  frei;  es  darf  derselbe  nicht  beschränkt  werden. 

Art  31.  Zum  Strafverfahren  gegen  öffentliche  Beamte  wegen  Handlun- 
gen ihrer  Verwaltung  ist  keine  vorgängige  Ermächtigung  erfordert,  mit  Vor- 
behalt dessen  jedoch,  was  hinsichtlich  der  Regierungs-Mitglieder  festgesetzt  ist. 

Art.  32.  Die  Öffentlichen  Beamten  jedes  Standes,  mit  Ausnahme  der 
Regierungs  -  Mitglieder,  können  nur  auf  dem  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Wege  ihrer  Stellen,  Ehrenauszeichnungen  und  Pensionen  verlustig  erklärt 
werden. 

Drittes   Gapitel. 
Von  den  Gewalten. 

$.  1.    Gewalten  des  Königs  Grossherxogs, 

Art  33.  Dem  König  Grossherzog  gehört  die  vollziehende  Gewalt  in 
Gemässheit  der  Bestimmungen  gegenwärtiger  Verfassungs-Urkunde. 

Art  34.  Der  König  Grossherzog  bestätigt  und  verkündigt  die  Gesetze; 
er  eröffnet  seine  Entschliessung  binnen  drei  Monaten  nach  dem  Votum  der 
Kammer. 

Art  35.  Der  König  Grossherzog  ernennt  zu  den  Civil-  und  Militär- 
Aemtcm  in  Gemässheit  des  Gesetzes  und  vorbehaltlich  der  durch  dasselbe 
aufgestellten  Ausnahmen. 

Kein  vom  Staate  besoldetes  Amt  kann  anders,  als  kraft  einer  gesetzli- 
chen Bestimmung  geschaffen  werden. 

Art.  36.  Der  König  Grossherzog  erlässt  die  zur  Vollziehung  der  Ge- 
setze nöthigen  Verordnungen  und  Beschlüsse,  ohne  jemals  die  Gesetze  selbst 
sospendiren  oder  von  deren  Vollziehung  entbinden  zu  können. 
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Art  37.  Le  Roi  Grand-Duc  commande  la  force  müitairet  d^dare  U 
guerre,  fait  les  traites  de  paix,  d'alliance  et  de  commerce.  II  es  donne  oob- 
naissance  k  la  Chambre  aussitot  que  FiDter^t  et  la  süret^  de  FEtat  le  permel- 
tent,  en  7  joignant  les  Communications  convenables.  —  Les  traites  de  com- 
merce et  ceux  qui  pourraient  gröver  l'Etat  ou  Her  individueUement  des  Luxem- 
boargeois,  n'ont  d'efiet  qu'apr^s  avoir  recu  Tassentiment  de  la  Chambre.  Le 
tout  Sans  prejudice  aux  rapports  da  Grand -Dnch^  arec  la  Gonf^d^ratloo  ger- 
manique.  —  Nulle  cession»  nul  echange,  nulle  adjonction  de  territoire  ne  peot 
avoir  lieu  qu'en  vertu  d'une  loi.  Dans  aucun  cas,  les  articles  secrets  d*!» 
trait^  ne  peuvent  £tre  destractifs  des  articles  patents. 

Art  38.  Le  Roi  Grand-Duc  a  le  droit  de  remettre  ou  de  r^doire  ks 
peines  prononc^es  par  les  juges,  sauf  ce  qui  est  Statut  relativement  aux  mem- 
bres  du  Gouvernement 

Art.  39.  Le  Roi  Grand-Duc  a  le  droit  de  battre  monnaie,  en  execution 
de  la  loi. 

Art  40.  Le  Roi  Grand-Duc  a  le  droit  de  conf^rer  des  titres  de  noblesse, 
Sans  pouvoir  jamais  y  attacher  aucun  privilege. 

Art.  41.  Le  Roi  Grand  -  Duc  conf^re  les  ordres  dvils  et  miHtaires  en 
observant  k  ce  egard  ce  que  la  loi  prescrit. 

Art  42.  Le  Roi  Grand-Duc  peut  se  faire  repr^enter  par  im  Prince  da 
sang  qui  aura  le  titre  de  Lieutenant  du  Roi  et  residera  dans  le  Grand-Docfa^ 

Ce  representant  pr^tera  serment  d'observer  la  Constitution  avant  d*£xer 
cor  ses  pouvoirs. 

Art.  43.  La  liste  civile  est  fixee  k  cent  mille  francs  par  an  *).  Elle  peot 
^tre  changce  par  la  loi  au  commencement  de  cbaqu^  r^gne. 

Art.  44.  L'Hotel  de  Gouvernement  k  Luxembourg  el  le  chäteau  de 
Walferdange  sont  aiTect6s  k  l'habitation  du  Roi  Grand-Duc  pendant  son  se- 
jour  dans  le  pays. 

Art  45.  Le  Roi  Grand -^uc  n'a  d'autres  pouvoirs  que  ceux  que  lui 
attribuent  formellement  la  Constitution  et  les  lois  particulicres  portees  en  verto 
de  la  Constitution  m^me. 

Art.  46.    Aucun  acte  du  Roi  Grand-Duc  ne  peut  avoir  d'effet  s'il  n'est 

contresigne  par  un  membre  du  Gouvernement  qui,  par  cela  seul»  s'en  read 

responsable. 

S.  2.    Du  pouvoir  ligisUUif. 

Art  47.  Le  pouvoir  Ugislatif  s*exerce  collectivement  par  le  Roi  Grand- 
Duc  et  la  Chambre. 

Art  48.  L'initialive  appartient  k  chacune  des  deux  branches  du  pou- 
voir It^islatif. 

Art  49.  L*interpretation  des  lois  par  voie  d*autorite  n'appartient  q^M 
pouvoir  l^gislatif. 


♦)  100,000  Frc$.  =  27,000  TMr.  Prst. 
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Art  37.  Der  König  Grosshenog  befehligt  die  Militärmacht,  erklärt  den 
Krieg»  schliesst  Frieden,  Bündnisse  and  Handelsverträge.  Sobald  es  die  Si- 
cfaerfaeit  and  das  Wohl  des  Staates  erlauben,  giebt  er  der  Kammer,  anter  Bei- 
ftigang  der  geeigneten  Mittheilungen,  Kenntniss  davon.  Handelsverträge,  so 
wie  andere  Verträge,  durch  welche  dem  Staate  Lasten  oder  einzelnen  Luxem- 
burgern Verpflichtungen  auferlegt  werden  könnten,  haben  nicht  eher  Wir- 
kung, bis  nach  erhaltener  Zustimmung  der  Kammer.  —  Alles  Obige  ohne 
Beeinträchtigung  der  Verhältnisse  des  Grossherzogthums  zum  Deutschen  Bunde. 
Keine  Abtretung,  kein  Tausch,  kein  Anschluss  von  Gebiet  kann  anders  statt 
finden  als  kraft  eines  Gesetzes.  In  keinem  Falle  können  die  geheimen  Artikel 
eines  Vertrages  die  offenen  Artikel  desselben  vernichten. 

Art  38.  Der  König  Grossherzog  ^at  das  Recht  die  von  den  Richtern 
ausgesprochenen  Strafen  zu  erlasseh  oder  zu  mildem,  vorbehaltlich  dessen, 
was  hinsichtlich  der  Regierungs-Mitglieder  festgestellt  ist 

Art  39.  Der  Köni^  Grossherzog  hat  das  Recht,  Münze  zu  prägen,  in 
Vollziehung  des  Gesetzes. 

Art  40.  Der  König  Grossherzog  hat  das  Recht  den  Adel  za  verleihen, 
ohne  je  irgend  ein  Vorrecht  damit  verknüpfen  zu  können. 

Art  4L  Der  König  Grossherzog  verleiht  die  Civil-  und  Militär -Orden, 
unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften. 

Art  42.  Der  König  Grossherzog  kann  sich  vertreten  lassen  durch  einen 
Prinzen  des  königlichen  Hauses,  welcher  den  Titel  eines  Stellvertreters  des 
Königs  ftkhrt  und  im  Grossherzogthum  residirt 

Dieser  Stellvertreter  leistet  den  Eid,  die  Verfassungs-Urkunde  zu  befol- 
gen, ehe  er  seine  Gewalt  ausübt 

Art  43.  Die  Giviiliste  ist  auf  jährlich  hundert  tausend  Franken  festge- 
setzt Sie  kann  durch;  das  Gesetz  bei  jedem  Regierungsantritte  geändert 
werden. 

Art  44.  Das  Regierungsgebäude  zu  Luxemburg  und  das  Schloss  von 
Walferdingen  sind  zur  Wohnung  des  Königs  Grossherzogs  bestimmt,  während 
seines  Aufenthaltes  im  Lande. 

Art  45.  Der  König  Grossherzog  hat  keine  andere  Gewalten,  als  dieje- 
nigen, welche  ihm  ausdrücklich  die  Verfassungs-Urkunde  und  die  besonderen 
verfassungsmässigen  Gesetze  zuerkennen. 

Art  46.  Kein  Regierungs-Act  des  Königs  Grossherzogs  kann  von  Wir- 
kung sein  ohne  die  Gegenzeichnung  eines  Regierungs- Mitgliedes,  welches  da- 
durch die  Verantwortlichkeit  desselben  übernimmt 


S.  2.    Von  der  gentzgehenden  Gewalt, 


Art.  47.  Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschaftlich  durch  den 
Köm'g  Grossherzog  und  durch  die  Kammer  ausgeübt 

Art  48.  Das  Recht  der  Initiative  steht  jedem  der  beiden  Zweige  der 
gesetzgebenden  Gewalt  zu. 

Art.  49.  Die  authentische  Auslegung  der  Gesetze  gehört  nur  der  ge- 
setzgebenden Gewalt 
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S.  3.    Powoir  judieiaire. 
Art.  50.    Le  pouvoir  judiciaire  est  exercö  par  les  cours  et  IribüDinx.— 
Les  arrels  et  jugcments  sont  executes  au  nom  du  Roi  Grand-Duc 

Chapitre  IV. 
De  Ja  Chambre  des  Diputü. 

Art.  51.'  Les  merobres  de  la  Chambre  repr^sentent  le  pays.  —  ils  wteil 
Sans  en  ref^rer  ä  leurs  commettants  et  ne  -peuvent  avoir  en  ^nc  qnc  tes  in- 
tör^ts  gen^raux  du  Grand-Duche. 

Art.  52.  La  Chambre  se  confpose  des  deput^  elus  conform^ment  i  li 
loi  electorale  et  dans  la  proportion  d'un  d6pute  au  plus  sur  3000  ames  de 
Population. 

Art.  53.    Pour  elre  ^ligible,  il  faut: 

1*    £tre  Luxcmbourgeois  de  naissance  ou  etre  naturalis^; 
2«    Jouir  des  droits  civils  et  politiques; 
3*   £tre  k%^  de  &  ans  accomplis; 
4<>    £tre  domicilie  dans  le  Grand-Ducb^. 
Pour  ^tre  ölecteur  il  laut  r^unir  aux  quatre  conditions  qui  pr^cedent, 
Celles  determin^es  par  la  loi  electorale. 

Art.  54.    Ne  peuvent  6tre  ni  «ilecteurs  ni  digibles: 

1^    Les  condamnes  a  de  peines  afflictives  ou  infaroanles; 

2«    Ccux  qui   ont  ^te  condamn^  pour  vol»  escroquerie  ou  tbüs 

de  confiance; 
3^    Ceux  qui  obliennent  des  secours  d'un    etablissement  de  bien- 

faisance  publique: 
A^    Ceux  qui  sont  en  etat  de  faillite  declarce,  les  banqueroutien  et 
inlerdits,  et  ceux  auxqucls  il  a  ete  nomme  un  conseil  judiciairf. 
ArL  55.    Le  mandat  de  depute  est  incompatible:  I 

P    Avcc  les  fonclions  de  membre  du  Gouvernement; 
2«    Avec  Celles  de  magistrat  du  parquet; 
3«    Avec  Celles  de  membre  de  la  chambre  de  comptes; 
4»    Avec  Celles  de  commissaire  de  dislrict; 
5«    Avec  Celles  de  rcceveur  ou  agent  comptable  de  r£tat. 
6<*    Avec  les  fonclions  militaires  au-dessous  du  grade  de  capitaine. 
Les  fonctionnaires  se  trouvanl  dans  un  cas  d*incompatibilit^  ont  le  droit 
d'opter  entrc  le  mandat  leur  conflc  et  leurs  fonctions. 

Art.  56.  Les  incompatibililes  prevues  par  l'article  procedent  ne  foot 
pas  obslacle  üi  cc  quc  la  loi  n'en  etablisse  d'autres  daas  Taveiiir. 

Art.  57.  Les  membres  de  la  Chambre  sont  ^lus  pour  six  ans.  Ib  soat 
renouvei^s  par  moitie  tous  les  trois  ans,  d'apr^s  l'ordre  des  s^ries  d^tcnivs 
par  la  loi  electorale. 

£n  cas  de  dissolution,  la  Chambre  est  renouveläe  integraiemeiiL 
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S.  3.    Richterliche  Gewalt 

Art  50.  Die  richterliche  Gewalt  wird  von  den  Gerichtshöfen  and  Ge- 
richten ausgeübt.  —  Die  Rechtsprlicbe  und  Urlheile  werden  im  Namen  des 
Königs  Grossherzogs  vollstreckt. 

Viertes  Gapitel. 
Von  der  Kammer  der  Abgeordneten, 

Art.  51.  Die  Mitglieder  der  Kammer  vertreten  das  Land.  —  Sie  stim- 
oien,  ohne  sich  bei  ihren  Aoflraggebem  Raths  zu  erholen,  und  können  nur 
die  allgemeinen  Interessen  des  Grossherzoglhums  bezwecken. 

Art.  52.  Die  Kammer  besteht  aus  den  gem'äss  dem  Wahlgesetze  und 
im  Verhältniss  von  höchstens  einem  auf  3000  Seelen  gewählten  Abgeordneten. 

Art.  53.    Um  wählbar  zu  sein,  muss  man: 

1.  Luxemburger  von  Geburt  oder  naturalisirt  sein; 

2.  die  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  geniessen ; 

3.  das  25.  Jahr  zurückgelegt  haben; 

4.  im  Grossherzogthum  ansässig  sein  ; 

Um  Wahlmann  zu  sein,  muss  man  mit  den  vier  vorgenommenen  Erfor- 
dernissen noch  diejenigen  vereinigen,  welche  das  Wahlgesetz  vorschreibt. 

Art  54.    Weder  Wablmann  noch  wählbar  können  sein : 

1.  die  zu  Leibes-  oder  entehrenden  Strafen  Verurlheilten ; 

2.  die  wegen  Diebstahls,  Prellerei  oder  Missbrauchs  des  Vertrauens 
Verurtheilten ; 

3.  diejenigen,  welche  aus  einer  öffentlichen  Armenanstalt  Unterstüz- 
zungen  erhalten; 

4.  diejenigen,  welche  sich  in  erklärtem  Falliment  beGnden,  die  ßan- 
kerottirer  und  Interdicirten ,  und  diejenigen,  welchen  ein  gericht- 
licher Beistand  gegeben  ist 

Art.  55.  Das  Mandat  eines  Depuiirten  ist  unvereinbar  mit  den  Func- 
tionen : 

L  eines  Regierungs-Mitgliedes; 

1.  eines  Mitgliedes  des  öffentlichen  Ministeriums; 

3.  eines  Mitgliedes  der  Rechnungskammer; 

4.  eines  Districts-Commissärs ; 

5.  eines  Staatsei onehmers  oder  rechnungspfliqhtigen  Staatsbeamten; 

6.  einer  Militärpersun  unter  dem  Range  ^ines  Hauptmannes. 

Der  in  einem  Incompatibilitäts-Falle  befindliche  ßeamle  hat  das  Recht 
twischen  dem  ihm  anvertrauten  Mandate  und  seinen  Functionen  zu  wählen. 

Art  56.  Die  in  vorhergehendem  Artikel  aufgestellten  Incompatibilitäten 
tertiindem  nicht,  dass  in  Zukunft  das  Gesetz  noch  andere  einführe. 

Art  57.  Die  Mitglieder  der  Kammer  werden  auf  sechs  Jahre  gewählt. 
Sie  werden  alle  drei  Jahre  nach  der  durch  das  Wahlgesetz  bestimmten  Reihen- 
folge zar  Hälfte  erneuert.  , 

Im  Falle  der  AttflöBang  wird  die  ganze  Kammer  neu  gewählt 
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Art.  58.    La  Ghambre  v^rifie  les  pouvoirs  de  ses  membres  et  joge  k» 

contestations  qui  s'öl^yenl  k  ce  sujet 

Art.  50.  Le  membre  de  la  Giambre,  nomm^  par  le  GouTernement  k 
un  emploi  salaric  qu'il  accepte,  cesse  imm^atemeDt  da  siöger,  et  ne  repreod 
ses  fonctions  qu'en  vertu  d'une  nouvelle  ^lection. 

Art  60.  Tout  projet  de  loi,  avant  d'toe  present^  k  la  Ghambre,  est 
soumis,  sauf  les  cas  d*urgence,  k  Vms  pr6alable  d*une  commission  permaneole 
de  legislalion,  composee  de  neuf  membres,  dont  dnq  sont  nommes  annaeUemeiit 
par  la  Cbambre. 

Le  projet  est  adress6  aux  membres  de  la  Qiambre  quime  jours  ai 
moins  avant  l'ouverture  de  la  ses^on  avec  les  obsenrations  de  la  eonmisiicB. 

Le  r^glement  de  la  Ghambre  determine  le  mode  d'exercice  det  attrib«- 
tions  de  la  commission. 

La  Ghambre  peut  d^cider,  q\i*k  raison  de  son  importance»  une  loi  sen 
soumise  k  nn  second  vote  pendant  une  Session  subs^quente  k  fixer  par  elk. 

Art.  61.  A  chaque  Session,  la  Ghambre  nomme  son  prdsident,  son  ykt- 
President  et  compose  son  bureau. 

Art.  62.    Les  s^ances  de  la  Ghambre  sont  publiqoes. 

N^anmoins,  eile  se  forme  en  comit^  secret  sm*  la  demande  de  son  pr^ 
•ident  ou  de  cinq  membres. 

Elle  d^cide  ensuite,  k  la  majorit^  absolae,  si  la  s^ance  doit  6tre  leprise 
en  public  sur  le  meme  sujet. 

Art  63.  Toute  resolution  est  prise  k  la  majorit^  absoloe  des  suffirages. 
En  cas  de  partage  de  voix,  la  proposition  mise  en  d^lib^ration  est  rejetee. 

La  Ghambre  ne  peut  prendre  de  resolution  qu'autant  que  la  majorüe 
de  ses  membres  se  troure  r^unie. 

Art  64.  Les  votes  sont  erois  k  haute  voix,  ou  par  assis  et  leve.  Sur 
l'ensemble  des  lois,  il  est  toujours  vote  par  appel  nominal  et  k  haute  voix. 

Art.  65.    La  Ghambre  a  le  droit  d'enqu^te. 

A  cet  effet  eile  peut  nommer  des  commissions»  chargöes  de  s'entoorv 
officiellement  de  renseignements  dans  Tintervalle  des  sessions. 

Art.  66.  Un  projet  de  loi  ne  peut  Mre  adopt^  par  la  Ghambre  qo'apRS 
avoir  et6  vote  article  par  article. 

Art.  67.  La  Ghambre  a  le  droit  d'amender  et  se  diviser  les  artidei  et 
les  amendements  proposes. 

Art  68.  11  est  interdit  de  pr^enter  en  personne  des  p^tilioDS  i  h 
Ghambre. 

La  Ghambre  a  le  droit  de  renvoyer  aux  membres  do  GouTememeot  ki 
p^titions  qui  lui  sont  adress^es.  —  Les  membres  du  Gouvememeiit  sont  tetfs 
de  donner  des  explications  sar  leur  oontenu,  chaque  fois  qae  la  Ghambre  reqp. 
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Art.  58.  Die  Kammer  prüft  die  Vollmachten  ihrer  Mitglieder  und  ent- 
scheidet über  die  desfallsigen  Streitigkeiten. 

Art.  59.  Dasjenige  Kammermitglied,  welches  von  der  Regierung  zu  ei- 
nfcm  besoldeten  Amte  ernannt  wird ,  und  dasselbe  annimmt,  hört  sofort  auf, 
an  den  Sitzungen  Theil  zu  nahmen ,  und  tritt  nur  kraft  einer  neuen  Wahl 
wieder  in  ThätigkeiL 

Art  60.  Bevor  ein  Gesetzentwurf  der  Kammer  vorgelegt  wird,  muss 
derselbe,  den  Fall  der  Dringlichkeit  ausgenommen,  einer  ständigen  Gesetzge- 
bungs-Gommission  zur  vorgängigen  Begutachtung  unterworfen  werden.  Die 
Commission  besteht  aus  neun  Mitgliedern,  von  welchen  die  Kammer  jährlich 
fünf  ernennt. 

Der  Entwurf  wird  zum  mindesten  vierzehn  Tage  vor  Eröffnung  der 
Kammer  den  Mitgliedern  derselben,  unter  Beifügung  der  Bemerkungen  der 
Commission,  mitgetheilt 

Die  Geschäftsordnung  der  Kammer  bestimmt  die  Art  und  Weise,  wie 
die  Commission  ihre  Befugnisse  ausübt  i 

Die  Kammer  hat  das  Recht  zu  entscheiden,  dass  ein  Gesetzentwurf,  sei- 
ner Wichtigkeit  wegen,  einer  zweiten  Abstimmung,  während  einer  nächstfol- 
genden von  ihr  festzustellenden  Session  unterworfen  werde. 

Art.  61.  Bei  jedem  Landtage  ernennt  die  Kammer  ihren  Präsidenten 
und  ihren  Yicepräsidenten,   und  bildet  ihr  Bureau. 

Art  62.    Die  Sitzungen  der  Kammer  sind  öfientlich. 

Gleichwohl  geht  sie  zu  geheimer  Sitzung  über,  wenn  ihr  Präsident  oder 
fünf  Mitglieder  es  verlangen. 

Sie  entscheidet  hiemächst  nach  absoluter' Stimmenmehrheit,  ob  derselbe 
Gegenstand  in  öffentlicher  Sitzung  wieder  vorgenommen  werden  soll. 

Art.  63.  Jeder  Beschlnss  wird  nach  absoluter  Mehrheit  der  Stimmen 
gefasst  Bei  getheilten  Stimmen  ist  der  in  Berathung  gezogene  Vorschlag  als 
verworfen  anzusehen. 

Die  Kammer  kann  keinen  Beschluss  fassen ,  wenn  nicht  'die  Mehrheit 
ihrer  Mitglieder  anwesend  ist 

Art.  64.  Die  Abstimmung  geschieht  mündlich  oder  durch  Sitzenbleiben 
und  Aufstehen,  lieber  das  Ganze  der  Gesetze  wird  jedesmal  durch  namentli' 
chen  Aufruf  und  mündlich  abgestimmt 

Art  65.    Die  Kammer  hat  das  Recht  der  Untersuchung. 

Zu  diesem  Zwecke  kann  sie  Commissionen  ernennen,  welche  befugt  sind, 
während  der  Zwischenzeit  der  Sessionen  auf  amtlichem  Wege  Erkundigungen 
einzuziehen. 

Art.  66.  Ein  Gesetzentwurf  kann  durch  die  Kammer  nur  angenommen 
werden,   nachdem  Artikel  für  Artikel  darüber  abgestimmt  worden  ist 

Art  67.  Die  Kammer  hat  das  Recht,  die  vorgeschlagenen  Artikel  und 
Verbesserungs-Anträge  abzuändern  und  zu  theilen. 

Art  68.  Niemand  darf  der  Kammer  in  Person  eine  Bittschrift  über- 
reichen. 

Die  Kammer  hat  das  Recht,  die  an  sie  gerichteten  Bittschriften  an  die 
Mitglieder  der  Regierung  zu  überweisen.  —  Die  Mitglieder  der  Regierung  sind 
verpflichtet,  über  den  Inhalt  derselben,  so  oft  es  die  Kammer  fordert,  Aus- 
kunft ^  er  theilen. 
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ArL  69.  Aocun  d^pute  ne  peut  ^tre  poursuin  ou  recherche  a  l'occa- 
sion  des  opinions  et  votes  ömis  par  lui  (feins  Feiercice  de  ses  tonctions. 

Art  70.  Aucun  depute  De  peut,  pendant  la  dur^e  de  la  Session,  etre 
ponrsuiTi  ni  arr^te  cn  mati^re  de  ri'pression,  qu^atec  l'autorisatioD  de  la 
Gbambre,  sauf  le  cas  de  flagrant  delit.  -^  Aucune  contrainte  par  oorps  ne  peit 
etre  exercee  contre  un  de  ses  membres,  durant  la  Session,  qn'avec  la  mhoe 
autorisation.  —  La  d6tention  ou  la  poursuite  d'un  depute  est  suspeadse  pen- 
dant  la  session  et  pour  toute  sa  duree,  si  la  Chambre  le  requiert 

Ar(.  71.  La  Chambre  dctermine,  par  son  r^glement,  le  mode  suifaol 
lequcl  eile  exerce  ses  attributions. 

Art.  72.  Les  s^ances  de  la  Chambre  sont  tenues  dans  le  lieu  de  la  re- 
sidence  de  radministralion  du  Grand-Duche. 

ArL  73.  La  Chambre  se  reunit  de  plein  droit,  chaque  ann^e,  le  Pre- 
mier mardi  du  mois  d'octobrc,  en  session  ordinaire.  La  session  est  ouverle 
et  dose  par  le  Roi  Grand-Duc  en  personne,  ou  bien,'  en  son  nonu  par  un  fonde 
de  pouvoirs  nommö  k  cet  effet 

Art.  74.  Le  Roi  Grand-Duc  peut  convoquer  la  Chambre  extraordiBä* 
rement. 

Art  73.  Le  Roi  Grand  -  Duc  peut  ajoumer  la  Chambre.  Tontefoi^ 
rajournement  ne  peut  exccder  le  terme  d'un  mois,  ni  6tre  renouvel^  dans  h 
mime  session,  sans  Tassentiment  de  la  Chambre. 

Art  76.  Le  Roi  Grand-Duc  a  le  droit  de  dissoudre  la  Chambre.  L'acte 
de  dissolulion  contient  convocation  des  electeurs  dans  les  trente  jours  et  cod- 
vocation  de  ia  nouvelie  Chambre  dans  les  dix  jours  suivants. 

Art  77.  U  est  allou^  sur  le  tr^sor  de  l'Etat,  h  chaque  depute,  i  tkrt 
d'indcmnite,  .une  somme  de  cinq  Francs*)  parjourde  presence  ou  de  deplat^ 
ment  Ceux  qui  habitent  la  ville  oü  se  tient  la  session  ne  jouissent  (f  aucune 
indemnile. 

Ghapitre   V. 

Du  Gouvernement  du  Grand'Duchi. 

Art  78.  Le  Gouvernement  du  Grand -|Duch6  est  compose  de  6xa[ 
membres  au  plus,  qui  prcnnent  le  titre  d'Administrateurs  gen^anx.  Rs  ad- 
ministrent  le  pays  en  se  conformant  aux  lois  et  röglements. 

Art  79.  Le  Roi  Grand-Duo  nomme  et  r^voque  les  membres  du  Goo* 
verneraent  et  choisit  parmi  eux  un  prcsident 

Art  80.  Les  membres  du  Gouvernement  sont  individuellement  respoo- 
sables  des  actes  posees  par  eux  dans  les  Services  qui  leur  sont  respecUvemeit 
assign^s.  —  Un  r^gleraent  k  soumetlre  i  Tapprobation  de  la  premi^re  assembl^ 
j  ^gislalive,  determine  la  reparlition  des  Services  entre  les  membres  du  G«ive^ 
nement,  le  mode  suivant  lequel  ils  exercent  leurs  attributions  et  les  eis  dtff 
lesquels  ils  delib^rent  en  College. 

♦)  5  Frc$,  =  IV,  Thlr.  Prss. 
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Art  69.  Kein  Abgeordneter  kann  wegen  der  tob  ihm  in  Ausübung 
seines  Berufes  geäusserten  Meinungen  oder  wegen  seiner  Abstimmung  belangt 
oder  zur  Rechenschaft  gezogen  werden.    ^ 

Art.  70.  Kein  Abgeordneter  darf  während  der  Dauer  des  Landtags» 
ausser  im  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  That,  strafrechtlich  belangt  oder 
Terbaftet  werden  ohne  Erlaubniss  der  Kammer.  —  Keine  Korperhaft  kann 
gegen  eines  ihrer  Mitglieder  während  des  Landtags  ohne  die  nämliche  Ermäch- 
tigung vollzogen  werden.  —  Die  Haft  eines  Abgeordneten  oder  die  Belangung 
desselben  wird,  wenn  die  Kammer  es  begehrt,  während  des  Landtage  und  für 
dessen  ganze  Dauer  ausgesetzt. 

Art  71.  Die  Kammer  bestimmt  durch  ihre  Geschäftsordnung  die  Art 
und  Weise  der  Ausübung  ihrer  Befugnisse. 

Art  72.  Die  Sitzungen  der  Kammer  werden  an  dem  Orte  gehalten,  wo 
die  Verwaltung  des  Grossherzogthums  ihren  Sitz  hat 

Art  73.  Die  Kammer  tritt  von  Rechtswegen  jedes  Jahr  am  ersten  Dien- 
stage des  Monats  October  zum  ordentlichen  Landtage  zusammen.  Der  Land^ 
tag  wird  vom  König  Grossherzog  in  Person,  oder  in  seinem  Namen  von  einem 
m  diesem  Zwecke  ernannten  Bevollmächtigten  eröfifnet  und  gesdilossen. 

Art  74.  Der  König  Grossherzog  kann  die  Kanimer  ausserordentlich 
einberufen. 

Art.  75.  Der  König  Grossherzog  kann  die  Kammer  vertagen.  Die  Ver- 
tagung darf  jedoch  die  Frist  von  einem  Monat  nicht  überschreiten,  und  wäh- 
rend desselben  Landtags  ohne  die  Zustimmung  der  Kammer  nicht  wiederfaoll 
werden. 

Art  76.  Der  König  Grossherzog  hat  das  Recht  die  Kammer  aufzulösen. 
Die  Auflösungs-Acte  enthält  die  Einberufung  der  Wahlmänner  binnen  den 
nächsten  dreissig  Tagen,  und  die  Einberufung  der  neuen  Kammer  binnen  den 
darauf  folgenden  zehn  Tagen. 

Art  77.    Jedem  Abgeordneten  wird  auf  die  Staatskasse  als  Entschädi- 
gung eine  Summe  von  fünf  Franken  für  jeden  Tag  seiner  Anwesenheit  oder 
Reise  bewilligt.    Diejenigen,  welche  in  der  Stadt  wohnen,  wo  der  Landtag  ge-. 
halten  wird,  erhalten  keine  Entschädigung. 


Fünftes   Gapitel. 
Von  der  Regierung  des  Grossherzogthums. 

Art  78.  Die  Regierung  des  Grosshenogthums  besteht  aus  höchstens 
fönf  Mitgliedern ,  welche  den  Titel  General-Administratoren  führen.  Sie  ver- 
walten  das  Land  unter  Beobachtung  der  Gesetze  und  Verordnungen. 

Art  79.  •  Der  König  Grossherzog  ernennt  und  entlässt  die  Mitglieder  der 
Regierung  und  wählt  unter  ihnen  einen  Präsidenten. 

Art  80.  Jedes  einzelne  Regierungs-Mitglied  ist  verantwortlich  für  die 
Acte,  welche  von  ihm  in  seinem  respectiven  Dienstzweige  ausgegangen  sind.  — 
Eine  der  ersten  gesetzgebenden  Versammlung  zur  Genehmigung  vorzulegende 
Dienstordnung  bestimmt  die  Verthcilung  der  Dienstzweige  unter  die  Mitglieder 
der  Regierung,  den  Geschäftsgang  für  die  Ausübung  ihrer  Befugnisse  und  die 
Fyie,  in  welchen  siie  coUegialisch  berathen. 
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Art  81.  n  Q'y  a  tnirt  les  membres  da  Gouvernemeiit  et  k  Rti  Gnad- 
Duc  aocone  aotorite  intermediaire. 

Un  secretaire  pour  les  affaires  do  Grand-Dachee  de  Laxembonrg  est 
attache  aa  cabinet  da  Roi  Grand-Doc  ' 

Les  attribations  de  ce  fonctiunnaire  sont  de  contresigner  les  d^ciskni 
royales  et  d'expcdier  les  affaires  du  Grand-Dochä. 

Les  decisions  da  Roi  Grand-Duc  sont  consignto  en  double  miniiie: 
l'une  est  d^posee  aux  aitiiives  du  Gouvernement  k  Luxembonrg»  Taatre  resle 
an  secretariat. 

Art.  82.    Les  membres  du  Gouvernement  ont  lenr  entr«^  dins  laChaoh 
bre,  et  doivent  ^tre  entendus  quand  ils  le  demandent 
^  La  Chambre  peut  requerir  leur  presence. 

Art.  83.  En  aucun  cas,  l'ordre  verbal  ou  ecrit  du  Roi  Grand-Dac  ne 
peut  soustraire  an  membre  du  Gouvernement  a  la  responsabilit^ 

Art.  84.  La  Chambre  a  le  droit  d*accuser  les  membres  da  Gooven» 
ment.  —  Une  loi  determinera  les  cas  de  responsabilit^,  les  peines  i  infliger  et 
le  mode  de  procöder ,  soit  sur  Taccusation  admise  par  la  Chambre «  soit  sor 
la  poursuite  des  parties  lesöes. 

Art  85.  Le  Roi  Grand-Duc  ne  peut  faire  grice  au  membre  da  Goi* 
?emement  condamn^,  que  sur  la  demande  de  la  Chambre. 

Chapitre   VL 
De  la  Justice. 

Art  86.  Les  contestations  qui  ont  pour  objet  des  droits  dvils,  saat 
exdusivement  du  ressort  des  tribunaux. 

Art  87.  Les  contestations  qui  ont  pour  objet  des  droits  poUtiqne^ 
sont  du  ressort  des  tribunaux,  sauf  les  exceptions  elablies  par  la  loi. 

Art  88.  Nul  tribunal,  nulle  juridiclion  contentieuse  ne  peut  ^tre  ^tabli 
qu'en  vertu  d'une  loi.  II  ne  peut  elre  cre^  de  commissions  ni  de  tribunaux 
extraordinaires,  sous  quelque  denomination  que  ce  soit 

Art  89.  II  est  pourvu  par  une  loi  k  Forganisation  d*une  cour  superieure 
de  justice. 

Art.  90.  Les  audiences  des  tribunaux  sont  publiques,  k  moins  qae 
cette  Publicity  ne  soit  dangereuse  pour  Vordre  ou  les  moeurs,  et^  dans  ee  os» 
le  tribunal  le  d^clare  par  un  jugement  —  En  mati^re  de  delits  pN>litiqaes  et 
de  presse,  le  huis-clos  ne  peut  etre  prononc^  qn'k  Tuifanimit^. 

Art  91.  Tout  jugement  est  molive.  II  est  prononc6  en  aadkaa 
publique. 

Art  92.  Le  jury  est  6tabli  au  moins  pour  les  crimes  et  d^ts  politi^Hi 
et  pour  delits  de  presse. 

Art.  93.  Les  juges  de  paix  etjles  juges  des  tribunaux  sont  diredOKaft 
nomm^s  par  le  Roi  Grand-Duc  —Les  conseillers  de  la  cour  et  les  prriiitiaii  it 
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Art  81.  Zwischen  den  Mitgliedern  der  Regierung  und  dem  König 
Grossherzog  besteht  Iceine  Mittelbehörde. 

Für  die  Angelegenheiten  des  Grossherzogthums  Luxemburg  ist  dem 
Cabinete  des  Königs  Grossherzogs  ein  Secretär  beigegeben. 

Dieser  Beamte  hat  den  Auftrag,  die  königlichen  Beschlüsse  zu  contra- 
Signiren  und  die  Erledigung  der  das  Grossherzogthura  Luxemburg  betreffenden 
Geschäfte  zu  besorgen. 

Die  Kntschliessungen  des  Königs  Grossherzogs  werden  in  doppelter  Ur- 
kunde ausgefertigt;  die  eine  wird  im  Archiv  des  Grossherzogthums  niederge- 
legt, während  die  andere  im  Secretariale  verbleibt. 

Art  82.  Den  Mitgliedern  der  Regierung  steht  der  Eintritt  in  die  Kam- 
mer zu.    Sie  müssen,  wenn  sie  es  begehren,  gehört  werden. 

Die  Kammer  kann  ihre  Anwesenheit  verlangen. 

Art.  83.  In  keinem  Falle  kann  der  mündliche  oder  schriftliche  Befehl 
des  Königs  Grossherzogs  ein  Mitglied  der  Regierung  der  Verantwortlichkeit 
entziehen. 

Art  84.  Die  Kamnfier  hat  das  Recht,  die  Mitglieder  der  Regierung  in 
Anklagezustand  zu  versetzen.  ~  Ein  Gesetz  wird  die  Verantwortlichkeitsfälle, 
die  zu  verhängenden  Strafen  und  das  Verfahren  bestimmen ,  welches  sowohl 
bei  einer  von  der  Kammer  aufgenommenen  Anklage,  als  bei  einer  Belangung 
von  Seiten  des  verletzten  Theiles  zu  beobachten  ist 

Art  85.  Der  König  Grossherzog  kann  ein  verurlheiltes  Regierungsmil- 
glied  nur  auf  Antrag  der  Kammer  begnadigen. 


Sechstes  Capitel. 
Von  der  JusHx. 

Art  86.  Die  Streitigkeiten,  welche  bürgerliche  Rechte  zum  Gegenstande 
haben,  gehören  ausschliesslich  vor  die  Gerichte. 

Art  87.  Die  Streitigkeiten,  welche  politische  Rechte  zum  Gegenstande 
haben«  gehören  vor  die  Gerichte,  vorbehaltlich  die  Ausnahmen,  welche  das 
Gesetz  aufstellt. 

Art  88.  Kein  Gericht,  keine  contcntiöse  Gerichtsbarkeit  kann  anders, 
als  kraft  eines  Gesetzes  eingeführt  werden.  Ausserordentliche  Commissionen 
oder  aussorordentliche  Gerichte  können  unter  keinerlei  Benennung  gebildet 
werden. 

Art  89.  Die  Einrichtung  eines  Obergerichtshofes  ist  durch  ein  Gesetz 
vorgesehen. 

Art  90.    Die  Sitzungen  der  Gerichte  sind  öffentlich,   es  sei  denn,  dass 

diese  OefTentlichkeit  die  Ordnung  und  die  Sitten  gefährdet,   und  in  diesem 

Falle  erklärt  das  Gericht  solches  durch  ein  Urtheil.  —    Bei  politischen  und 

Press- Vergehen   kann  die  OefTentlichkeit  nur  durch   Slimmeneinheit  ausge- 

=^.  schlössen  werden. 

^  Art  91.   Jedes  Urtheil  giebt  die  EntscheidungsgriUide  an,  und  wird  in 

L  deutlicher  Sitzung  gesprochen. 

^'  Art  92.    Das  Geschwornengericht  besteht  wenigstens  für  die  politischen 

Terbrechen  und  Vergehen,  und  für  die  Pressvergehen. 
^  Art  93.    Die  Friedensrichter  und  die  Richter  bei  den  Bezirksgerichten 

V  werden  unmittelbar  vom  König  Grossherzog  ernannt—  Die  Käthe  beimOber- 
^  gericht,    die    Präsidenten   und   die   Vice-Präsidenten    der  Beairksgerichte 


1KM 

vice-pr^ttdents  des  tribunaut  d'arrondisflciiients  sont  DODun^s  par  te  E«i  Gnnd- 
Duc,  sur  l'avis  de  la  Cour  sup6rieure  de  justice. 

Art  94.  Les  juges  des  tribunaux  d'arrondissement  et  les  conseülen 
sont  nommes  a  vie.  —  Aucun  d'eux  ne  peul  ^tre  prive  de  sa  place  ni  sospenda 
que  par  un  jugeraent.  —  Le  deplacement  d'an  de  ces  joges  ne  peut  af oir  lico 
que  par  une  nomination  nouvelle  et  de  son  consentement. 

Toutefois,  en  cas  d'infirmite  ou  d'incondaite,  il  peat  Mre  suspendu,  r<^ 
voque  ou  d^plac«',  suivant  les  conditions  determin^es  par  la  loi. 

Art.  95.  Les  traitements  des  membres  de  Tordre  judidaire  sont  fixes 
par  la  loi. 

Art.  96.  Aucun  juge  ne  peut  accepler  du  Gouvernement  des  fonctions 
salariees,  k  moins  qu'il  ne  ks  exerce  gratuitement,  et  sauf  les  cas  d'incompa* 
tibilit^  d^terminös  par  la  loi. 

Art.  97.  Des  lois  particulieres  r^lent  l'organisation  des  tribunanx  mili* 
taires,  leurs  atlributions,  les  droits  et  obligations  des  membres  de  ces  tribu- 
naux, et  la  duree  de  leurs  fonctions.  —  II  peut  y  avoir  des  tribunanx  de  con- 
merce  dans  les  lieux  dc^termines  par  la  loi.  Elle  rögle  lenr  Organisation,  lenn 
attributions,  le  mode  de  nomination  de  leurs  membres ,  et  la  duree  des  foiM> 
tions  de  ces  derniers. 

Art.  98.  La  Cour  sup6rieure  de  justice  prononce  sur  les  conflits  d'at- 
tribu tions  d'apr^s  le'mode  regle  par  la  loi. 

Art.  99.  Les  Cours  et  tribunaux  n'appliquent  les  arr^l^es  et  r^l«- 
ments  gen^reux  et  locaux  qu'autant  qu*ils  sont  conformes  aux  lois. 

C  h  a  p  i  t  r  e  VIL 
De  la  Force  publique. 

Art  100.  Tout  ce  qui  concerne  la  force  armee  est  regle  pgir  la  loi,  saif 
les  obligations  federales. 

Art  101.  L'organisation  et  les  attribntions  de  lagendarmerie  fönt  Tob- 
jet  d'one  loi. 

Art  102.  II  peut  etre  forme  une  garde  civique,  dont  rorganisation  est 
r^glt^e  par  la  loi. 

Chapitre  VUL 
,         De  finances. 

Art.  103.  Aucun  impot  au  profit  de  TEtat  ne  peut  6tre  ^tabli  qm  pr 
une  loi.  —  Aucune  charge,  aucune  iroposition  communale  ne  peut  etre  etablie  qv 
du  consentement  du  conseil  communal.  —  La  loi  determine  les  exceptions  M 
l'exp^rience  demontrcra  la  n^cessilc  relalivement  aux  impositions  commnnaki 

Art  104.  Les  imputs  au  profit  de  TEtat  sont  voles  annuellement  - 
Les  lois  qui  les  ^tablissent  n'onb  de  force  que  pour  an  an  si  elles  ne  MC 
rouNifcU^et. 


werden  iom  König  GroAshenög  aaf  das  Gotachien  des  Obergerichtshofes  er- 
nannt. 

Art.  94.  Die  Richter  an  den  Bezirksgerichten  und  die  Obergerichtsräthe 
werden  auf  Lebenszeit  ernannt.  ~  Keiner  von  ihnen  kann  anders,  als  durch 
ein  förmliches  Urtheil  von  seinem  Amte  ganz  oder  zeitweise  entfernt  werden. 
—  Die  Versetzung  eines  dieser  Richter  kann  nur  durch  eine  neue  Ernennung 
und  mit  seiner  Einwilligung  geschehen. 

Jedenfalls  kann  er  wegen  Kränklichkeit  oder  schlechten  Betragens  sus* 
pendirt,  abgese'tzt  oder  versetzt  werden ,  und  zwar  gemäss  den  gesetzlich  be- 
stimmten Bedingungen. 

Art.  95.    Das  Gesetz  bestimmt  das  Gehalt  des  Richterpersonals. 

Art.  96.  Kein  Richter  kann  von  der  Regierung  einen  besoldeten  Dienst 
annehmen,  sofern  er  ihn  nicht  unentgeltlich  versieht^  und  vorbehaltlich  der 
Fälle  der  Unvereinbarkeit,  wie  sie  das  Gesetz  aufstellL 

Art.  97.  Besondere  Gesetze.ordnen  die  Einrichtung  der  Militär-Gerichte, 
ihre  Befugnisse,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder  dieser  Gerichte,  und 
die  Dauer  ihrer  Amtsführung.  —  Es  können  Handelsgerichte  an  den  Orten  be- 
stehen, welche  das  Gesetz  bestimmt.  Letzteres  ordnet  ihre  Einrichtung,  ihre 
Befugnisse,  die  Art  der  Ernennung  ihrer  Mitglieder  und  die  Dauer  des  Amtes 
derselben. 

Art.  98.  Der  Obergerichtshof  entscheidet  nach  der  gesetzlich  bestimm- 
ten Weise  über  die  Competenz-Conflicte. 

ArL  99.  Die  Obergerichtshöfe  und  Gerichte  bringen  die  allgemeinen 
und  örtlichen  Beschlüsse  und  Verordnungen  nur  in  so  fem  in  Anwendung» 
als  dieselben  mit  den  Gesetzen  übereinstimmen. 


Siebentes    Capitel. 
Von  der  öffentlichen  Macht, 

Art.  100.  Alles  was  die  bewaffnete  Macht  betrifft,  ist  durch  das  Gesetz 
geordnet  vorbehaltlich  der  Bundespflichten. 

Art.  101.  Die  Einrichtung  und  die  Befugnisse  der  Gensdarmerie  sind 
Gegenstand  eines  Gesetzes. 

Art,  102.  Es  kann  eine  Bürgergarde  gebildet  werden,  deren  Einrichtung 
"durch  das  Gesetz  geordnet  ist. 


Achtes   Capitel. 

Von  den  Finanzen. 

Art.  103.  Keine  Abgabe  zu  Nutzen  des  Staates  kann  anders,  als  durch 
ein  Gesetz  eingeführt  werden*  —  Keine  Gemeindelast  oder  Auflage  kann  ein- 
geführt werden,  ohne  Einwilligung  des  Gemeinderaths.  —  Das  Gesetz  bestimmt 
die  Ausnahmen,  deren  Nothwendigkeit  hinsichtlich  der  Gemeindeauflagen  sich 
aas  der  Erfahrung  ergeben  wird. 

.  Art.  104.  Die  Abgaben  zu  Nutzen  des  Staates  werden  jährlich  votirt.— 
Die  Gesetze,  durch  welche  dieselben  bewilligt  sind,  haben  nur  auf  ein  Jahr 
Kraft,  wenn  sie  nicht  erneuert  werden. 

Scbobert,  TerlasinDpiirkiiBden.  2.  Bd.  ^ 
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Art.  Iji2.    La  redactioQ  des  actes  de  PcUt  civil  et  U  tenue  des  registres 
aoBt  txdasivemeiit  dans  les  attribulions  des  autorit^  eommunales. 

Ghapitre    X. 
Dispoittions  g6n6rale9, 

Art.  113.    La  ville  de  Luxembourg   est  1a  capitale   da  Grand-Dacfae  et 
le  si^  du  Goovemement.  —  Le  si6ge  du  Gouvemcmant  ne  peut  ^tre  deplace  ' 
que  momentanement  pour  des  raisons  graves. 

Art  114.  Aucun^serment  ne  peut  ^tre  imposequ^eo  vertu  dela  loi;  eile 
en  d^termine  la  formule. 

Cependant  les  membres  de  la  Chambre  et  toot  fonctionaire  poblk;  dvd 
00  militaire,  pr^tent  sennent  k  la  Constitution. 

Art.  115.  Tout  ^tranger  qui  se  tronve  sur  le  territoire  da  Grand- 
Ooch^,  jouit  de  la  protection  accordee  aux  personnes  et  aux  biens,  sauf  ks 
exceptions  etablies  par  la  loi. 

Art.  116.  Aucune  loi,  aucun  arrSte  ou  r^glement  d'administration  g^ 
n^rale  ou  communale,  n'est  obligatoire,  qu'apr^s  avoir  dtö  public  dans  la  forme 
d^tenninäe  par  la  loi. 

Art.  117.    La  Constitution  ne  peut  ^tre  suspendue  en  tout  ni  en  partie 

Art.  118.  Le  pouvoir  legislatif  a  le  droit  de  dcdarer  qu'il  y  a  lieo  i 
la  revision  de  teile  disposition  constitutionndle  quil  designe.  —  Apres  cette 
d^claration,  la  Chambre  est  dissoute  de  plcin  droit.  —  II  en  sera  convoqoe  udc 
nouvelle,  conform^ment  4  l'art  76.  —  Cetle  Chambre  statue,  de  common  accord 
avec  le  Roi  Grand-Duc,  sur  les  points  soumis  A  la  revision.  —  Dans  oe  cas  la 
Chambre  he  pourra  delibcrer,  si  trois  quarts'au  moins  des  membres  qui  la 
composent,  ne  sont  pr6sents;  et  nul  changement  ne  sera  adopt6,  s'il  ne  reanil 
au  moins  les  deux  tiers  des  suffrages. 

Art.  119.  Aucun  changement  ä  la  Constitution  ne  peut  6tre  fait  pen- 
dant  une  r^gence. 

C  h  a'p  i  t  r  e    XI. 

Dispositions  Transitoires  ei  SuppUmentaires. 

Art.  120.  Jusqu'^  ce  qu'il  y  soit  pourvu  par  une  loi,  la  Chambre  aun 
nn  pouvoir  discretionnaire,  pour  aecuser  un  membre  du  Gouvernement,  et  li 
Cour  superieure,  en  assemblve  generale,  le  jugcra,  en  caracterlsant  le  delit  t 
en  d^terminant  la  peine.  —  Ncanmoins,  la  peine  ne  pourra  exceder  celle  de 
la  reclusion,  sans  prejudice  des  cas  expressement  pr6vus  par   les  lois  pönales 

Les  conseillers  de  la  Cour  faisant  partie  de  la  Chambre,  s'abstiendnmt 
de  toute  participation  A  la  procedure  et  au  jugement 

Art.  121.  A  compter  du  jour  oü  la  Constitution  sera  executoire,  toate$ 
les  lois,  tous  les  decrets,  arr^t^s,  r^glements  et  autres  actes  qui  y  sont  tat 
traires»  sont  abrogäs. 


Art  112.    Die  Abfassung  der  Civilhtandsacte  und  die  Führung  der  Re- 
gister gehören  ausschliesslich  zu  den  ßefugnissen  der  Gemeindebehörden. 


Zehntes  Gapitel. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  113.  Die  Stadt  Luxemburg  ist  die  Hauptstadt  dcs^  Grossherzog- 
thums  und  der  Sitz  der  Regierung.  —  Der  Sitz  der  Regierung  kann  nur  vor- 
übergehend aus  gewichtigen  Gründen  verlegt  werden. 

Art  114.  Kein  Eid  kann  anders  auferlegt  werden,  als  kraft  des  Geset- 
zes ,  welches  die  Eidesformel  bestimmt. 

Doch  schwören  die  Mitglieder  der  Kammer  und  alle  öfTentlichen  Givil- 
und  Militär-Beamten  den  Eid  auf  die  Verfassung. 

Art.  115.  Jeder  Fremde,  welcher  sich  auf  dem  Gebiete  des  Grossher- 
zogthums  beGndet,  steht  unter  dem  den  Personen  und  dem  Eigcnthum  gewähr* 
ten  Schutze,  vorbehaltlich  der  durch  das  Gesetz  bestimmten  Ausnahmen. 

Art.  116.  Kein  Gesetz,  kein  Beschluss,  keine  Verordnung  der  Staats- 
oder Gemeindeverwaltung  sind  verbindlich,  bis  sie  in  der  gesetzlich  vorge- 
schriebenen Form  veröffentlicht  sind. 

Art.  117.  Die  Verfassung  kann  in  ihrer  Vollziehung  weder  ganz  noch 
Iheilweise  suspendirt  werden. 

Art  118.  Die  gesetzgebende  Gewalt  hat  das  Recht  zu  erklären ,  dass 
es  angemessen  ist,  irgend  eine  von  ihr  bezeichnete  constitutionelle  Bestimmung 
einer  neuen  Prüfung  zu  unterwerfen.  —  Nach  dieser  Erklärung  ist  die  Kam- 
mer von  Rechtswegen  aufgelöst.  —  Eine  neue  wird  gemäss  Art.  76  einberu- 
fen. —  Diese  Kammer  beschliesst  im  Einvernehmen  mit  dem  König  Grossher- 
zog über  die  der  Revision  unterworfenen  Punkte.  —  In  diesem  Falle  kann 
die  Kammer  nicht  berathschlagen,  wenn  nicht  wenigstens  drei  Viertel  ihrer 
Mitglieder  gegenwärtig  sind,  und  keine  Abänderung  kann  angenommen  wer- 
den, wenn  nicht  wenigstens  zwei  Drittel  der  Stimmen  dafür  sind. 

ArL  119.  Keine  Abänderung  an  der  Verfassungs-Urkunde  kann  wäh- 
rend einer  Regentschaft  vorgenommen  werden. 

Elftes  Gapitel. 
Vor  übergehende  und  nachträgliche  Bestimmungen. 

Art.  120.  Bis  zu  anderweiter  gesetzlicher  Verfügung  hat  die  Kammer 
das  beliebige  Recht,  ein  Mitglied  der  Regierung  in  Anklagestand  zu  ver- 
setzen, und  der  Obergerichtshof  spricht  über  dasselbe  in  allgemeiner  Ver- 
sammlung das  Urtheil  unter  Bezeichnung  des  Vergehens,  und  Bestimmung  der 
Strafe.  —  Gleichwohl  kann  die  Strafe  nicht  härter  sein,  als  die  J^uchthaus- 
strafe,  vorbehaltlich  der  Fälle,  welche  durch  die  Strafgesetze  ausdrücklich  vor- 
•gesehen  sind. 

Die  Räthe  des  Obergerichtshofes,  welche  Mitglieder  der  Kammer  sind* 
haben  sich  aller  Theilnahme  am  Verfahren  und  am  Urtheile  zu  enthalten. 

Art.  121.  Von  dem  Tage  an,  wo  die  Verfassungs  -  Urkunde  in  Kraft 
tritt,  sind  alle  Gesetze,  Decrete,  Beschlüsse,  Verordnungen  und  andere  Acte, 
welche  mit  derselben  in  Widerspruch  stehen,  aufgehoben. 


Das  Königreich  Belgien. 


^oellen    und    Hülfsmlttel«     La  Constitution  da  li  BdgiqiR. 
Bnixelles  1831.  Fol.  —  Staatsacten,  Stuttgart  Bd.  XX—XXIL  —   PöliU. 

Verfassungen.  Bd.  11«  S.  230-49.  —  Dr.  A ,  Belgien  und  Holland:  äne 

Untersuchung  über  Belgiens  Verliältnisse  zu  Holland  mit  besonderer  Rtkksidit 

auf  die  Trennungsfrage,  nebst  Aclenstücken.  Frankfurt  a.  M.  1832,  8ta  Diese 

Yertheidigungsschrift  und   das   auf  S.  178   angeführte  Werk  von  Kevember; 

stellen  die  Verhältnisse  von  dem  Standpunkte  des  Oranischen  Interesses  dar: 

die  beiden  folgenden  nehmen  den  National -Belgischen  Standpunkt   ein.    Ko* 

homb   cssai  historiquc  et  poliliquc  sur  la  rcvolution  Be^e,    Braxenes,  Sme 

ediL  1834.  8to.:  nach  dieser  Ausgabe  ist  von  Prof.  Dr.  Ad.  Michael  eine  Deal* 

sehe  Uebcrsctzimg  bearbeitet  und  mit  Anmerkungen  und  Zugaben  ausgestaltet, 

Stuttgart  183Ö,  8to.  —    B.  C.  Dumortier,  la  Belgique    et   les  vingt-quatre 

Articles,  seconde  cdit.  Bruxelles  1838.  8to.  —    Ais  allgemeines  Hilfsmittel  ^. 

Heuschling,  cssai  sur  la  stalistiquc  genorale  de  la  Belgique,  2me  edit  firvset- 

les  1841,  4to.   und  das  Supplement  zu  dieser  Ausgabe,   Bruxelles  1844,  4to.: 

Chapit.  VJ.  Gouvernement  et  administration.  — 


Für  die  historische  Einleitung  zur  Verfassung  dieses  Königreids 
nehme  ich  unmittelbar  den  Faden  aus  der  Geschichte  der  VerfassoBg 
des  Königreichs  der  Niederlande,  bei  der  Trennung  beider  Tbeile  «■ 
October  des  Jalires  1830,  auf  (vergl.  ob.  S.  215—20.),  so  dass  icl 
mich  weder  auf  die  früheren  politischen  Verhältnisse  der  Belgisdiei 
Lande ,  noch  auf  die  dort  angegebenen  Momente  aus  der  GeschicUP 
des  vereinigten  Reichs  weiter  einlassen  darf. 

Nach  den  Vorlagen  der  Verfassungs-Commission  hatte  die  pro- 
visorische Regierung  schon  am  15.  October  angeordnet,  dass  der Kt- 
tional-Congress  aus  181  Mitgliedern  (Südbiabant  mit  27,  (M- 
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flandern  mit  35,  Westflandern  mit  28,  Mons  mit  3Q,  Antwerpen  mit 
18,  Namur  mit  10,  Limburg  mit  17  und  Luxemburg  mit  16)  zusam- 
mengesetzt, durch  eine  spätere  Anordnung  bis  auf  200  Mitglieder  er- 
höht, die  Wahlen  Tür  dieselben  gemeinschaftlich  am  31.  October  vor- 
genommen werden  und  die  Eröfliiung  des  Gongresses  am  3.  Novem- 
ber 1830  stattfinden  sollte.  Bei  dem  Grossherzogthum  Luxemburg 
war  keine  Rücksicht  auf  sein  Verhältniss  zum  Deutschen  Bunde  ge- 
nommen, weil  es  früher  mit  den  Oesterreichisch- Belgischen  Provin- 
zen vereint  gewesen  war,  und  weil  man  dort  auch  der  sympathisi- 
rendcn  Stimmung  des  Volkes  für  das  Verbleiben  bei  Belgien  gewiss 
zu  sein  glaubte. 

Der  Verfassungsentwurf  war  von  der  Gommission  bereits  am 
27.  October  vollendet*)  und  der  provisorischen  Regierung  übergeben: 
zu  den  früheren  acht  Mitgliedern  war  noch  Nothomb  hinzugetreten. 
Die  ersten  allgemeinen  Bestimmungen    enthielten  das  Entscheidende 
für  die  künftige  Existenz  'Belgiens:  sie  forderten,  dass  Belgien  einen 
unabhängigen  Staat  bilden  und  mit  den  andern   Staaten   wie  Macht 
mit  Macht  unterhandeln,  dass' alle  Gewalten  von  der  Nation  ausfliessen, 
dass  das  Belgische  Volk  keines  Fürsten   noch  irgend  einer  Familie 
Bechte  auf  sich  anerkennen,  die  älter  wären  als  gegenwärtige  Verfas- 
sung, und  endlich  dass  der  National -Congress,  nachdem  er  die  Ver- 
fassung angenommen  und  bevor  er  sich  auflöst,  zur  Wahl  des  Staats- 
oberhaupts schreiten  und  die  Ordnung  der  Nachfolge  bestimmen  soll. 
Alle  diese  Fragen  waren  in  den  ersten  Sitzungen  nach  der  Eröflhung 
des  National -Gongresses,  die  jedoch  erst  am  10.  November  erfolgte, 
mit  überwiegender  Stimmenmehrheit  und  ohne  lange  Debatten  ange- 
nommen.   Nur  die  Form  des  Staates  veranlasste  noch  einen  längeren 
Kampf,   da  Potter  und  seine  republikanische  Parthei  jeden  Versuch 
machten,  um  für  ihre  Ansichten  einen  möglichen  Erfolg  zu  gewinnen. 
Aber  sie    erlitten   eine  vollständige  Niederlage,   indem  jede  Sitzung 
mehr  ihre  Unhaltbarkeit   und  Unbesonnenheit  in  das   rechfe  Licht 
stellte,   so  dass  in  der  eilften  Sitzung   des  National -Gongresses    am  • 
22.  November  die  erb  lieh -monarchisch -consti  tut  ionelleStaats- 
form  mit  174  Stimmen  gegen  13  angenommen  wurde,  und  nur  eine 
um  22  Stimmen  geringere  Majorität  (nämlich  von  152  gegen  33)  sich 
für  ein  Repräsentativ -System  aus  zwei  Kammern  entschied.    Ro- 
baulx's  Antrag  auf  die  Einführung  der  Republik  und  auf  Appellation 


*)  Abgedruckt  in  Deutscher  lieber setxung  in  den  Staatsacten^  Bd.  XX, 
S.  102  und  bei  Pölits  Europäische  Verfassungen  Bd.  //,  S.  230—37.  —  Er 
besteht  aus  123  Artikeln,  von  denen  die  ersten  37  allgemeine  Bestimmungen 
enüialten,  die  darauf  folgenden  80  die  gewöhnlichen  Titel  umfassen  und  die 
letzten  6  Supplementär -Vtrßgungen  betreffen. 
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Arl.  3.  Die  Gränzen  des  Staates ,  der  Provinzen  und  der  Gemeinden 
können  nur  kraft  eines  Gesetzes  verändert  oder  berichtigt  werden. 

Zweiter  Titel. 

Von  den  Belgiern  und  ihren  Rechten. 

Art.  4.  Man  erwirbt,  behauptet  und  verliert  die  Eigenschaft  eines  Bd- 
giers,  nach  den  ßestimmungen  des  bürgerlichen  Rechtes. 

Die  gegenwärtige  Verfassung  und  die'  tlbrigen  auf  die  staatsbürgerlichen 
(politischen)  Rechte  bezüglichen  Gesetze  setzen,  ausser  dieser  Eigensdiaft,  die 
Bedingungen  fest,  welche  zur  Ausübung  dieser  Rechte  erforderlich  sind. 

Art.  5     Das  Bürgerrecht  wird  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  verlieben. 

Nur  das  grosse  Bürgerrecht  (la  grande  naturalisation)  macht  den  Frem- 
den, für  die  Ausübung  der  politischen  Rechte,  dem  Belgier  gleich. 

Art  6.    Es  giebt  in  dem  Staate  keinen  Standes-Unterschied. 

Die  Belgier  sind  vor  dem  Gesetze  gleich;  sie  allein  können  bürgerliche 
und  militärische  Aemter  bekleiden,  mit  Vorbehalt  der  Ausnahmen,  weldie  in 
besondern  Fällen  durch  ein  Gesetz  angeordnet  werden  können. 

Art.  7.  Die  persönliche  Freiheit,  (libert^  individuelle)  ist  Jedem  znge- 
sicherL  Keiner  kann  anders  gerichtlich  verfolgt  werden,  als  in  den  Fallen, 
welche  das  Gesetz  vorausbezeichnet,  und  in  der  Form ,  welche  dasselbe  vor- 
schreibt. Ausser  dem  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  That,  kann  Niemand 
anders  verhaftet  werden,  als  kraft  eines  richterlichen,- mit  Gründen  ver- 
sehenen Befehls,  welcher  im  Augenblicke  der  Verhaftung,  oder  spätestens  bin- 
nen 24  Standen  bekannt  gemacht  werden  muss. 

Art  8.  Niemand  kann  vrider  seinen  Willen  seinem  gesetdichen  Rich- 
ter entzogen  werden. 

Art  9.  Eine  Strafe  kann  nur  kraft  des  Gesetzes  festgesetzt  und  zu- 
gefügt werden. 

Art.  10.  Die  Wohnung  ist  unverletzlich;  eine  Haussuchung  kann  wr 
stattOnden  in  den  Fällen ,  welche  das  Gesetz  vorausbezeichnet,  und  m  der 
Form,  welche  es  vorschreibt 

Art  11.  Nur  aus  Rücksicht  des  öffentlichen  Nutzens  kann  Jemand  sei- 
nes Eigen thums  beraubt  werden,  und  nur  in  den  Fällen  und  der  Art  welche 
das  Gesetz  bestimmt  und  vermittelst  einer  gerechten  und  vorgängigen  Ent- 
schädigung. 

Art  12.  Die  Strafe  der  Gütereinziehung(conOscation)  kann  nicht  stattfinden. 

Art  13.  Der  bürgerliche  Tod  ist  abgeschafft  und  kann  nicht  wieder 
eingeführt  werden. 

Art  14.  Die  Freiheit  jeder  Gottesverehrung  (culte),  ihrer  Ausübung^ 
so  wA  die  Freiheit  seine  Gedanken  zu  äussern,  auf  welche  Art  es  sein  ma^ 
ist  zugesichert  mit  Vorbehalt  der  Unterdrückung  der  Vergehungen  ,  weMx 
bei  Ausübung  dieser  Freiheiten  begangen  werden. 

Art  15.  Keiner  ist  gezwungen,  auf  irgend  eine  Weise  an  den  Hand* 
lungen  und  Feierlichkeitcnr  eines  Gottesdienstes  Theil  zu  nehmen ,  oder  die 
Ruhetage  desselben  zu  beobachten. 

Art  16.  Der  Staat  hat  kein  Recht,  sich  in  die  Ernennung  oder  Bb- 
Setzung  der  Diener  irgend  einer  Gottesverehruug  zu  mischen,  oder  ihnen  da 
Verkehr  mit  ihren  Oberen  und  die  Bekanntmachung  ihrer  Acten  zu  unter» 
gen;  im  letzteren  Falle  mit  Vorbehalt  der  gewöhnlichen  VerantwortlicU»( 
im  Betreff  der  Presse  und  der  Bekanntmachung. 
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Die  bürgerliche  Heirath  muss  immer  der  priesterlicfaen  Einsegnung  vor- 
hergehen, mit  Vorbehall  der  etwaigen  Ausnahmen,  vdche  durch  das  Geseti 
za  bestimmen  sind. 

Art  17.  Der  Unterricht  ist  frei;  jede  vorgreifende  Maassregel  ist  unter- 
sagt; die  Unterdrückungen  von  Vergehungen  wird  nur  durch  das  Gesetz  ge- 
ordnet Der  öffentliche  Unterricht,  den  man  apf  Kosten  des  Staates  ertheilt 
wird  ebenfalls  durch  das  Gesetz  genauer  bestininlt 

Art.  18.  Die  Presse  ist  frei ;  die  Gensur  kann  nie  eingeführt  werden ; 
es  bedarf  auch  keiner  Sicherheitsleistung  von  Seiten  der  Schriftsteller,  Verle- 
ger oder  Drucker.  Wenn  der  Schriftsteller  bekannt  und  in  Belgien  ansässig 
ist,  so  kann  der  Verleger,  Drucker  oder  Vertheiler  nicht  gerichtlich  verfolgt 
werden.    . 

Art  19.  Die  Belgier  haben  das  Recht,  sich  friedlich  und  ohne  Waffen 
zu  versanimeln,  gemäss  den  Gesetzen,  welche  die  Ausübung  dieses  Rechtes 
bestimmen  können ,  ohne  es  jedoch  einer  vorgängigen  obrigkeitlichen  Erlaub- 
niss  zu  unterwerfen.  ^ 

Diese  Verfügung  bezieht  sich  nicht  auf  die  Versammlung  unter  freiem 
Himmel,  welche  gänzlich  den  Polizeigesetzen  unterworfen  bleibt 

Art  20.  Die  Belgier  haben  d^g  Recht,  sich  zu  Gesellschaften  zu  verei- 
nigen; dieses  Recht  darf  keiner  vorgreifenden  Maassregel  unterworfen  werden. 

Art  21.  Jeder  hat  das  Recht,  an  die  öffentlichen  Behörden  Bittschrif- 
ten mit  der  Unterschrift  von  einer  oder  mehreren  Personen  einzureichen. 

Die  eingesetzten  Behörden  haben  allein  das  Recht,  im  gemeinschaftli- 
chen Namen  Bittschriften  einzureichen. 

Art  22.  Das  Briefgeheimniss  ist  unverletzlict^.  Das  Gesetz  bestimmt 
die  Beamten ,  welche  für  die  Verletzung  des  Geheimnisses  der  der  Post  an- 
vertrauten Briefe  verantwortlich  sind. 

Art.  23.  Der  Gebranch  der  in  Belgien  üblichen  Sprachen  ist  willkfihr- 
Ikh:  er  kann  nur  durch  das  Gesetz  bestimmt  werden,  und  nur  für  die  Aete 
der  öffentlichen  Behörde  und  für  gerichtliche  Handlungen. 

Art  24.  Um  öffentliche  Beamte  fllr  Handlungen  ihrer  Verwaltung  ge- 
rielitlich  zu  verfolgen,  ist  keine  vorgänjB[ige  Erlaubniss  nöthig,  mit  Vorbehalt 
der  Anordnungen  im  Betreff  der  Minister. 

Dritter  Titel. 

Von   den    Gewalten, 

Art.  25.  Alle  Gewalten  gehen  von  der  Nation  aus.  Sie  werden  auf  die 
in  der  Verfassung  festgesetzte  Weise  ausgeübt 

Art  26.  Die  gesetzgebende  Gewalt  üben  in  Gemeinschaft  der  König, 
die  Kammer  der  Volksvertreter  und  der  Senat  aus. 

Art  27.  Der  Gesetzvorschlag  (Initiative)  gebührt  einem  jeden  dieser 
drei  Zweige  der  gesetzgebenden  Gewalt  Jedoch  muss  über  jedes  Gesetz,  das 
sich  auf  die  Einnahme  oder  Ausgabe  des  Staates  oder  auf  das  Contingent  des 
Heeres  bezieht  zuerst  in  der  Kammer  der  Volksvertreter  abgestimmt  wc^en. 

Art  28.  Die  authentische  Auslegung  der  Gesetze  gebührt  nur  der  ge- 
setzgebenden Gewalt 

Art.  29.  Der  König  besitzt  die  ausübende  Gewalt,  in  der  Art»  wie  lie 
in  der  Verfassung  angeordnet  ist 

Art  30.   Die  richterliche  Gewalt  wird  durch  die  Gerichtshöfe  und  Tri- 
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bttsale  amgeübl.   0ie  mschlüsfie  und  Urtheile  werden  in  Naami  des 
veUcogen. 

Art.  31.  Die  Angelegenheiten ,  welche  sich  ausschliesslich  auf  die  Gt- 
meinden  oder  Provinzen  bezieben,  werden,  nach  den  Grundlagen  der  Staats- 
verfaaMing,  d«rch  die  Gemeinde  und  Provinzial-RathsveraaiiMBlttBgeii  gMrdn^t 

Erstes  Capitel. 
Von    den    Kammern. 

Art  32.  Die  Mitglieder  der  beiden  Kammern  repräsebtireD  die  Nation 
und  nicht  blos  die  Provinz  oder  die  Unterabtheilung  der  Provinz,  wekfae  m 
ernannt  hat 

Art  33.    Die  Sitzungen  der  Kammern  sind  öffentlich. 

Nichts  desto  weniger  kann  steh  jede  Kammer  auf  den  Antrat  >^i^  ^^' 
sitzers  (Präsidenten),  oder  von  zehnftfitgliedem,  zu  einer  geheimen  VerMnui- 
lung  liiMen.  Sie  entscheidet  darauf  durch  absolute  Stimmefifliehrheit«  ob  über 
denselben  Gegenstand  nochmals  eine  öffentliche  Sitzung  abgehalten  werden  sol» 

Art.  34.  Jede  Kammer  untersucht  die  Vollmachten  ihrer  Mitglieder  und 
prM  die  Ausstdlongen,  welche  sich  über  diesen  Gegenstand  erheben. 

Art.  35.    Man  kann  nicht  gleichzeitig  Mitglied  beider  Kammern  sein. 

Art  36.  Wenn  ein  Mitglied  dcfr,  einen  oder^  der  andern  Kanuner  von  im 
Regierung  zu  einem  besoldeten  Amte  berufen  wird  und  es  dieses  annimmt 
so  verUeri  es  damit  unmittelbar  Sitz  und  Stimme  und  erlangt  seine  SteHe  um 
kraft  einer  neuen  Wahl  ^eder. 

Art  37.  Bei  jeder  Session  ernennt  eine  jede  Kammer  ihren  PHteMci^ 
ten,  ihre  Yicepräsidenten  und  ordnet  ihr  Bureau. 

Art.  38.  Jede  Beschlussnahme  wird  nach  absoluter  Stimmennehrfaeit 
gefasst ,  mit  Vorbehalt  der  Regulative,  welche  durch  die  Kammer  in  Benehung 
auf  die  Wahlen  und  die  Vorsdbläge  (Präsentationen)  festgesetzt  werden,  id 
Stimmengleicheit  wird  der  in  Berathung  gezogene  Vorschlag  verworfen.  Keine 
der  beiden  Kammern  kann  einen  Beschluss  fassen,  wenn  nicht  die  MefenaU 
ihrer  Mitglieder  versammelt  ist 

Art  39.  Die  Abstinunung  geschieht  entweder  laut  oder  durch  Aufste- 
hen und  Sitzenbleiben. 

Ueber  die  ganzen  Gesetzentwürfe  wird  durch  Namensaufruf  und  mit 
lauter  Stimme  abgestimmt.  Die  Wahlen  und  das  Vorschlagen  der  Candidatci 
geschehen  immer  durch  geheime  Stimmengebung. 

Art  40.    £ine  jede  Kammer  hat  das  Redit,  Untersuchungen  ansustdleD. 

Art.  41.  £in  Gesetz  kann  nur  von  einer  der  Kammern  angenoramoi 
werden,  wenn  über  jeden  Artikel  einzeln  abgestimmt  ist 

Art  42.  Die  Kammern  haben  das  Recht,  die  Artikel  und  die  vorg^ 
scfaiagenen  Verbesserungen  abzutheilen  und  zu  verbessern. 

Art  43.  Es  ist  untersagt,  den  Kammern  in  Person.  Bittschriften  n 
ttberreicben.  Jede  Kammer  hat  das  Recht  die  an  sie  gerichteten  Bittscbriltca 
an  die  Minister  zu  überweisen.  Die  Minister  sind  verbunden,  Anskuil 
über  deren  Inhalt  zu  ertheilen,  wenn  es  die  Kammer  verlangt 

Art.  44.  Kein  Mitglied  der  einen  oder  der  andern  Kammer  kann  §t 
richllich  Terfolgt  oder  zur  Rechenschaft  für  seine  Meinung  und  Stimme  gan- 
gen werden,  welche  es  in  der  Ausübung  seiner  Dienstvernebtungen  ausgespr»» 
eben  hat. 
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AbL  45.  Ein  lülgMed  der  einen  oder  der  «mtom  Kavmer  kann  wäh- 
rend der  Dauer  der  Sitzungen  nur  mit  Erlaubniss  de?  KamuEier,  welcbef  os 
aoftebört,  verfolgt  oder  festgesetzt  werden,  nsiit  Vorbehalt  der  £rgreifung  auf 
Adfichcr  TbM.  Ein  Mitglied  der  einen  oder  der  andern  Kammer  kann  wjyb- 
recMl  der  Sitzungen  nur  dann  verfolgt  werden,  wenn  diesdbe  ibre  Erlaubnias 
4mu  ertbeilt*  Der  Yerbaft  oder  die  Verfolgung  eints  Mitgliedes  der  einen 
oder  der  andern  Kammer  kann  während  der  Sitzungen  und  iür  ihre  ganze 
D^uer  aufgeschoben  werden,  wenn  die  Kammer  es  verlangt. 

Art.  46.  Jede  Kammer  bestimmt  durch  ihre  GeschäflsordAung  den  Gang, 
na€h  wekher  sie  ihre  Gerechtsame  ausijybt. 

Erste  Abtheilung. 
Y(m  der  Kammer  der  Volksvertreter  ^Repräsentanten.^ 

Art  41.  Die  Kammer  der  Repräsentanten  besteht  aus  den  unmittelbar 
von  den  Bürgern  gewählten  Abgeordneten,  welche  den  durch  das  Wahlgesetz 
bestimmten  Steuerbeitrag  zahlen ,  der  nicht  100  Fl.  tibersdvreiteny  noch  unter 
20  Fl.  sein  darf*). 

Art.  48.  Die  Wahlen  geschehen  nach  den  Eintheilungen  der  Provinzen 
und  an  den  Orten,  welche  das  Gesetz  bestimmt. 

Art  49.  Das  Wahlgesetz  bestimmt  die  Zahl  der  Abgeordneten  nach  der 
Bevölkerung.  Diese  Zahl  darf  das  Verhältniss  eines  Abgeordneten  auf  40,000 
Einwohner  nicht  übersteigen.  Das  Wahlgesetz  bestimmt  gleicherweise  die  Be- 
dingnngen,  welche  erforderlich  sind,  um  Wähler  zu  sein,  und  ftr  den  Gang 
der  Wahlen. 

Art  50.    Um  gewählt  werden  zu  können,  muss  man: 

1.  Belgier  von  Geburt  sein  oder  äas  grosse  Bürgerrecht  erhalten 
haben ; 

2.  im  Genüsse  der  bürgerlichen  und  9taatsbürgei:lichen  Rechte; 

3.  volle  fünfundzwanzig  Jahre  alt; 

4.  in  Belgien  wohnhaft  sein. 

Keine  andere  Bedingung  der  Wählbarkeit  kann  erfordert  werden. 

Art  51.  Die  Mitglieder  der  Kammer  der  Volksabgeordneten  werden 
auf  vier  Jahre  gewählt  Sie  werden  alle  zwei  Jahre,  nach  der  im  Wahlgesetz 
angeordneten  Reihenfolge,  zur  Hälfte  erneuert  Im  Falle  der  Auflösung  miiss 
die  Kammer  vollständig  erneuert  werden. 

Art  52.  Jedes  Mitglied  der  Kaomier  der  Volksabgeordneten  geniesst, 
wahrend  der  Dauer  der  Sitzungen,  eine  monatliche  Vergütung  von  200  fl.**}; 
diejenigen,  welche  in  der  Stadt  wohnen,  wo  die  Sitzungen  gehalten  werden, 
erhalten  keine  Vergütung. 

Zweite  Abtheilung. 
Vom  Senate, 

Art  53.  Die  Mitglieder  lies  Senates  werden  nach  Maassgabe  der  B<}- 
volkemng  einer  jeden  Provinz  durch  dieselben  Bürger  gewählt,  welche  die 
Milglieder  der  Kammer  der  Volksvertreter  wählen. 


•)  30  JFL  =  11%  Thlr.;  100  Ä  =  57%  TMr. 
•V  200  Ä  =  114%  TMr. 
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treten  die  aUen  wieder,   Im  zur  Vereinigiuig  der  neoeii»  in  ihre  VenicfaHni- 

gen  ein. 

Wenn  nur  eine  Kammer  aufgelöst  ist;  so  befolgt  man   in  ROckäcbC 

dieser  Kammer  dieselbe  Vorschrift. 

Vom  Tode  des  Königs  an  bis  zur  Eidesleistung  des  ThroBfoIgws  oder 
des  Regenten,  werden  die  Terfossungsmässigen  Gewalten  desselben  von  da 
in  einem  Gonseil  vereinigten  Ministem,  und  unter  ihrer  Vemntwortlicfakeil,  im 
Namen  des  Belgischen  Volkes  ausgeübt. 

Art  80.  Der  König  wird  volljährig  mit  dem  vollen  I8ten  Jahre.  £r 
nimmt  erst  dann  vom  Throne  ßesitz,  wenn  er  in  der  Mitte  der  vereinigtai 
Kammern  vorher  feierlichst  folgenden  Eid  geleistet  hat: 

„Ich  schwöre,  die  Verfassung  und  die  (lesetze  des  Belgischen  Volkes 
„zu  beobachten,  die  Unabhängigkeit  der  Nation  und  die  UnverleCt 
„barkeit  des  Staatsgebiets  aufrecht  zu  erhalten.«* 

Art.  81.  Wenn  beim  Tode  des  Königs  sein  Nachfolger  minderjährig 
ist;  so  vereinigen  sich  die  beiden  Kammern  in  eine  einzige  Versammlnni^ 
zur  Einsetzung  einer  Regentschaft  und  Vormundschaft. 

Art  82.  Wenn  der  König  sich  in  der  Unmöglichkeit  zn  regieren  be- 
findet: so  rufen  die  Minister,  nachdem  sie  diese  Unmöglichkeit  dargethan  ha- 
ben, unmittelbar  die  Kammern  zusammen.  Die  Vormundschaft  und  Regort- 
schaft  werden  durch  die  vereinigten  Kammern  angeordnet 

Art  83.    Die  Regentschaft  kann  nur  einer  Person  flbertrageii  werden. 

Der  Regent  beginnt  seine  Verrichtungen,  nachdem  er  den  Eid*  wckhea 
der  Art.  80  vorschreibt,  geleistet  hat. 

Art  84.  Während  der  Regentschaft  kann  keine  VerSndening  in  der 
Staatsverfossung  vorgenommen  werden. 

Art.  85.  Im  Falle  der  Erledigung  des  Thrones  ordnen  die  gemeio- 
schafllich  berathenden  Kammern  voriäufig  (provisorisch)  die  Regentschaft  an, 
bis  zur  Versammlung  der  vollständig  erneuerten  Kammern;  dieser  Zusammen- 
tritt muss  spätestens  in  zwei  Monaten  Statt  finden.  Die  neuen  gemeinschaft- 
lich berathenden  Kammern  treffen  dann,  hinsichtlich  der  Erledigung,  die  fe 
sten  (deflnitiven)  Anordnungen. 

Zweite  Abtheilung. 
Von  den  MinUtem. 

Art.  86.  Keiner  kann  Minister  werden,  wenn  er  nicht  Belgier  foa 
Gehurt  ist  oder  das  grosse  Bürgerrecht  erhalten  hat 

Art  87.    Kein  Mitglied  der  königlichen  Familie  kann  Minister  sein. 

Art  88.  Die  Minister  haben  nur  Stimmrecht  in  der  einen  oder  der 
andern  Kammer,  wenn  sie  Mitglieder  derselben  sind. 

Sie  haben  Zutritt  in  jeder  Kammer,  und  .mikssen  auf  ihr  Verlangen  g^ 
hört  werden.    Die  Kammern  können  die  Gegenwart  der  Minister  verlangen. 

Art.  89.  In  keinem  Falle  kann  der  König  durch  einen  mOndlicba 
oder  schriftlichen  Befehl  einen  Minister  der  Verantwortlichkeit  entziehen. 

Art.  90.  Die  Kammer  der  Volksvertreter  hat  das  Recht,  die  Minister 
anzuklagen  und  sie  vor  den  Cassationshof  zu  ziehen,  der  sie  allein  richto 
kann,  wenn  die  Kammern  vereinigt  sind;  mit  Vorbehalt  der  Bestimmonfei, 
welche  durch  das  Gesetz  in  Ansehung  der  Anstellung  der  bürgerlichen  KMp 
von  Seiten  der  verietzten  Partei,  und  in  Ansehung  der  Verbrechen  und  Ver 
gehen,  weiche  die  Minister  ausser  ihrem  Geschäftskreise  begaogea  bäbm  ^ 


gesetst  werden.  Ein  GeseU  wird  die  FäJle  der  Verantwortlichkeit  bestimmen, 
die  Strafen,  welche  über  die  Minister  verhängt  werden,  und  die  Verfahningt* 
weise,  welche  gegen  sie  entweder  auf  die  Anklage  von  Seilen  der  Kammer 
der  Volksvertreter,  oder  auf  die  persönliche  Verfolgung  von  Seiten  der  ver- 
letzten Partei,  statt  findet. 

Art  91.  Der  König  kann  einen  Minister,  der  durch  den  Gassations- 
hof  verurtheilt  ist,  nur  auf  das  Verlangen  von  einer  der  beiden  Kammern 
begnadigen. 

Drittes    Capitel. 
Vm  der  richterlichen  Getoah. 

Art.  92.  Die  Streitigkeiten,  welche  bürgerliehe  Rechte  zum  Gegen- 
stände haben,  gehören  ausschliesslich  vor  die  Tribunale.' 

Art  93.  Die  Streitigkeiten,  welche  staatsbQrgeriicfae  Rechte  zum  Ge- 
genstande haben,  gehören  vor  die  Tribunale,  mit  Vorbehalt  der  durch  das 
Gesetz  bestimmten  Ausnahmen. 

Art  94.  Kein  Tribunal,  keine  streitige  Gerichtsbarkeit,  kann  anders 
als  kraft  eines  Gesetzes  eingerichtet  werden.  Es  können  keine  Commis- 
sionen  oder  ausserordentliche  Tribunale  eingesetzt  werden,  unter  welcher 
Benennung  es  anch  sein  mag. 

Art.    95.    Es  giebt  für  ganz  ßelgien  einen  Gassatlonshof. 

Dieser  Hof  erkennt  nicht  über  den  Grwnd  der  Sachen,  mit  Ausnahme 
der  Verurtheilung  der  Minister. 

Art.  96.  Die  Sitzungen  der  Tribunale  sind  öffentlich,  wenn  diese 
OeffentDchkeit  nicht  ftir  die  Ordnung  und  die  Sitten  gefährlich  ist,  und  in 
diesem  Falle  erklärt  es  das  Tribunal  durch  einen  ßeschluss.  In  ßetreff  der 
politischen  und  Pressvei^ehen  kann  der  Thürverschluss  nur  mit  Einstimmig- 
keit ausgesprochen  werden. 

Art.  97.  Jedes  ürtheil  wird  mit  Gründen  belegt,  und  in  öffentlicher 
Sitzung  ausgesprochen. 

Art  98.  Das  Geschwomengericht  ist  für  alle  Griminalsachen,  so  wie 
für  die  politischen  und  Pressvergehen  angeordnet. 

Die  Käthe  der  Appellationshöfe,  die  Präsidenten  und  Vice-Präsidenten 
der  Tribunale  erster  Instanz  ihres  Geschäflskreises,  werden  von  dem  Könige 
nach  zwei  doppelten  Listen  ernaunt,  von  denen  die  eine  von  diesen  Höfen, 
die  andere  durch  die  Provinzial-Rathsversammlungen  eingereicht  wird.  Die 
Räthe  des  Gassationshofes  ernennt  der  König  nach  zwei  doppelten  Listen, 
von  denen  die  eine  von  dem  Senate,  die  andere  von  dem  Cassationshofe  ein- 
gereicht wird.  In  diesen  beiden  Fällen  können  die  Gandidaten*  welche  auf 
der  einen  Liste  stehen,  auch  auf  die  andere  gesetzt  werden.  Alle  Vorschläge 
werden  wenigstens  14  Tage  vor  der  Ernennung  öffentlich  bekannt  gemacht 
Die  Gerichtshöfe  wählen  aus  ihrer  Mitte  ihren  Präsidenten  und  Vice- 
Präsidenten. 

Art.  99.  Die  Friedens-  und  Tribnnalsrichter  werden  unmittelbar  von 
dem  Könige  angestellt 

Art  100.  Die  Richter  werden  auf  Lebenszeit  ernannt  Ein  Richter 
kann  nur  durch  einen  Urtheilsspruch  seines  Amtes  beraubt,  oder  für  eine  Zeit 
lang  entsetzt  werden.  Die  Versetzung  eines  Richters  kann  nur  in  Eolge  einer 
neuen  Ernennung  und  mit  seiner  Bewilligung  statt  finden. 
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Art.  119.  Die  Grösse  (Gontingent)  der  Armee  wird  jährlich  der  Bert- 
thung  unterworfen.  Das  Gesetz,  welches  sie  bestimmt,  hat  nur  für  ein  Jahr 
Kraft,  wenn  es  nicht  wieder  erneuert  wird. 

Art  120.  Die  Einrichtung  und  Gerechtsame  der  Gensd'armerie  machen 
den  Gegenstand  eines  besondem  Gesetzes  aus. 

Art  121.  Nur  Icraft  eines  Gesetzes  können  fremde  Truppen  xum  Dienste 
des  Staates  zugelassen  werden,  oder  das  Staatsgebiet  betreten,  oder  durch  das- 
selbe ziehen. 

Art  122.  Es  giebt  eine  Bürgergarde ;  ihre  Einrichtung  wird  dusch  das 
Gesetz  bestimmt. 

Alle  Stellen  bis  zum  Capitain  besetzt  die  Garde  selbst,  mit  Vorbdidt 
der  Ausnahmen  derjenigen,  die  Anspruch  darauf  haben. 

Art  123.  Die  Mobilmachung  der  Bfirgergarde  kann  nur  kraft  eines 
Gesetzes  statt  finden. 

Art.  124.  Die  Militärpersonen  können  ihre  Stellen,  Ehrenzeichen  und 
Jahrgehalte  nur  auf  die  im  Gesetze  bestimmte  Art  verlieren. 

Sechster  Titel. 

Allgemeine  Bestimmungen, 
Art  125.    Die  Belgische  Nation  nimmt  die  rothe,  gelbe  und  schwane 


Farbe  an,  und  als  Reichswappen   den  Belgischen  Löwen  mit  der 
Eintracht  giebt  Macht  (l'union  fait  force). 

Art  126.  Die  Stadt  Brüssel  ist  die  Hauptstadt  von  Belgien  und  der 
Sitz  der  Regierung. 

Art.  127.  Ein  Eid  darf  nur  kraft  eines  Gesetzes  auferlegt  werden,  wel- 
ches die  Formel  bestimmt. 

Art  128.  Jeder  Fremde,  welcher  sich  auf  dem  Belgischen  Gebiete  be- 
findet ,  geniesst  den  Schutz ,  welcher  den  Personen  und  Gütern  bewiUigt  ist 
mit  Vorbehalt  der  durch  das  Gesetz  bestimmten  Ausnahmen. 

Art.  129.  Kein  Gesetz,  kein  Beschluss,  keine  Verordnung  der  allgemei- 
nen Provinzial-  oder  Gemeindeverwallung  ist  verbindlich,  wenn  solche  nicht 
zuvor  in  der  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Form  öffentlich  bekannt  gemacht 
sind. 

Art.  130.  Die  Staatsverfassung  kann  weder  ganz  noch  theilweise  aufge 
hoben  werden. 

^ 

Siebenter  Titel. 

Von  der  Revision  der  Verfassung. 

Art.  131.  Die  gesetzgebende  Gewalt  hat  das  Recht,  zu  erklären,  dass 
eine  Verordnung  in  der  Verfassung,  welche  sie  bezeichnet,  die  Revision  d5- 
thig  hat  Nach  dieser  Erklärung  sind  die  beiden  Kammern  von  Rechtswegen 
aufgelöset  Es  werden  dann  nach  dem  Artikel  11  zwei  neue  zusammciü>e- 
rufen.  Diese  Kammern  beschliessen  in  Gemeinschaft  mit  dem  Könige  über 
die  der  Revision  unterworfenen  Punkte.  In  diesen  Fällen  können  die  Kam- 
mern sich  nur  berathschlagen,  wenn  wenigstens  zwei  Drittel  der  Mitglieder, 
aui  welchen  eine  jede  besteht  gegenwärtig  sind,  und  keine  Veränderung  kann  ar 
genommen  werden,  wenn  nicht  wenigstens  zwei  Drittel  der  Stimmen  dafiir  siai 
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Achter  Titel. 

Vorübergehende  Anordnungen  (Dispositions  transitoires). 

Art.  132.  Für  die  erste  Wahl  des  Staats-Oberhauptes  kann  die  erste 
Verfögang  des  80.  Artikels  aufgehoben  werden. 

Art  133.  Die  Fremden,  welche  vor  dem  1.  Januar  1814  in  Belgien  an- 
sässig waren  und  daselbst  fortwährend  gewohnt  haben,  werden  wie  Belgier 
▼on  Geburt  betrachtet,  jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  wenn  sie  erklären, 
dass  es  ihre  Absicht  sei,  die  Wohlthat  der  jetzigen  Verfügungen  geniessen  zu 
w^en«  Die  Erklärung  muss  jedoch  in  den  nädisten  sechs  Monaten  gesche- 
hen« Ton  dem  Tage  an  gerechnet,  wo  die  gegenwärtige  Verfassung  Terbindlich 
wird;  wenn  sie  minderjährig  sind,  in  dem  Jahre,  welches  auf  ihre  Volljährig- 
keit folgt.  Diese  Erklärung  muss  vor  der  Provinzial-Obrigkeit  geschehen,  unter 
deren  Gerichtsbarkeit  ihr  Wohnort  liegt.  Sie  kann  in  Person  geschehen, 
oder  durch  einen  Bevollmächtigten,  der  eine  spezielle  und  anthentische  Voll- 
macht  vorzeigt. 

Art  134.  Die  Kammer  der  Volksvertreter  besitzt  so  lange  die  wiUkUbrr 
liehe  Gewalt,  einen  Minister  anzuklagen,  und  der  Cassationshof,  ihn  zu  rich- 
ten, bis  darüber  ein  Gesetz  erlassen  wird.  Jedoch  muss  der  Cassationshof  das 
Verbrechen  auseinandersetzen  und  die  Strafe  bestimmen.  Nichts  desto  weni- 
ger kann  die  Strafe  die  Verhaftung  nicht  überschreiten,  unbeschadet  der  durch 
die  Strafgesetze  genau  vorgeschriebenen  FäUe. 

Art  135.  Das  Personale  der  Höfe  und  Tribunale  bleibt  so,  wie  es  ge- 
genwärtig besteht,  bis  dass  hierüber  ein  Gesetz  erlassen  wird.  Dieses  Gesett 
muss  während  der  ersten  gesetzgebenden  Versammlung  abgefasst  werden. 

Art  136.  Ein  Gesetz,  welches  in  derselben  Versammlung  gegeben  wird, 
bestimmt  die  Art  und  Weise  der  ersten  Ernennung  der  Mitglieder  des  Cais- 
sationshofes. 

Art  137.  Das  Grundgesetz  vom  24.  August  1815  ist  abgeschafft,  so  wie 
die  Provinzial-  und  Gemeinde-Statuten.  Indessen  behalten  die  Provinzial-  und 
Gemeinde-Obrigkeiten  ihre  Gerechtsame  bei,  bis  dass  ein  Gesetz  darüber  an- 
ders verfügt. 

Art.  138.  Von  dem  Tage  an,  wo  die  Verlassung  in  Kraft  tritt  sind  alle 
Gesetie,  Decrete,  Beschlüsse,  Verordnungen  und  andere  Anordnungen,  wekhe 
derselben  entgegen  sind,  abgeschafft 

Ergänzende  Verordnungen, 

Art  J39.  Der  National-Congress  erklärt  dass  ftir  folgende  Gegenstände 
in  der  möglichst  kürzesten  Zeit  besondere  Gesetze  zu  erlassen  sind: 

1)  die  Presse; 

2)  die  Einrichtung  des  Geschwomengerichts; 

3)  die  Finanzen; 

4)  die  Provinzial-  und  Gemeinde-Einrichtung: 

5)  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  anderer  Beamten ; 

6)  die  Einrichtung  des  Geriditswesens; 

7)  die  Revision  der  Pensionslisten; 

8)  die  Maassregeln  um  den  Missbräuchen  zuvorzukommen; 

9)  die  Revision  der  Gesetzgebung  über  den  Bankerott  und  den 
*  Zahlungs-Aufschub; 

10)  die  Einrichtung  der  Armee,  des  Rechts  der  Befdrderong,  des 


Austritts  aus  dem  Dienste  und   des  milil'ärisdien  Stn%eseli- 
Buches; 
U)    die  Revision  des  Gesetzbuch^. 

Brüssel,  gegeben  im  Palaste  der  Nation. 

Der  Präsident 
Die  Secretäre. 
Die  Mitglieder  des  Congresses. 


Die  Wahl  des  definitiven  Staatsoberhauptes  bh'eb  jetst  die  Hanpt- 
aufj^be  des  Beigischen  Congresses;  wiederholte  Versuche  der  Oran- 

Ssten  in  Brüssel  und  den  Provinzen,   die  Stiramung   der  grössa^ 
asse  des  Volkes  für  den  Prinzen  von  Oranien  zu  gewinnen »  miss- 
giückten    völlig.      Die    Englischen    und    Französischen   Diplooitten 
wandten  jetzt  flir  die   Belgische  Königs-Candidatur  ihre  Aufm^k- 
samkeit  auf  den  Prinzen  Leopold  von  Sachsen-Coburg,  der  auch  nach 
dem  Tode  seiner  Gemahlin,  der  Prinzessin  von  Wales  (f  6.  jSovem- 
ber  1817),  in  England  verweilte  und  als  Mutterbruder  der  künfligoi 
Thronfolgerin  Pi^inzessin  Victoria  eine  bedeutende  Stellung  einDahn. 
Seine  verwandtschaftlichen  Verhältnisse  und  sein  persönlicher  Charak- 
ter bewh'kten  gleichzeitig  eine  eben  so  günstige  Meinung  für  densel- 
ben bei  den  drei  übrigen  Grossmächten.    Die  Forderung  der  Londo- 
ner-Gonferenz  an  die  Belgische  Regierung,  sich  bis  zum  i.  Juni  1831 
über  die  definitiye  Annahme  des  Beschlusses  vom  28.  Januar  (vergL 
ob.  S.  218)    zu   erklären,  liess  von  der  Wahl   eines    der  Conferem 
angenehmen  Candidaten  noch  günstigere  Bedingungen  für  Belgien  er- 
warten, und  so  wurden  die  Absichten  für  die  Wahl  dieses  Fürsten» 
obschon  er  der  protestantischen  Kirche  angehörte,  sehr  bald  bei  der 
Mehrzahl  der  Belgischen  Abgeordneten  populär.     Die  erste  Belgische 
Deputation   in   dieser  Angelegenheit  wurde   von  Prinz  Lec^old  vob 
Sachsen-Coburg  im  Einverständnisse  mit  dem  Englischen  Ministeriam 
am  22.  April  beifällig  aufgenooimen.     Bei  der  am  4.  Juni   1831  im 
belgischen  Congresse  erfolgten  neuen  Königswahl  erklärten  sich  von 
196  Mitgliedern  132  für  den  Prinzen  Leopold  von  Sächsen-Coburgp  14  für 
den  Begenten  Surlet  de  Chokier,  10  gegen  den  Prinzen;  10  Mitglie- 
der enthielten  sich  der  Abstimmung  und  eine  Stimme  wurde  annul- 
lirt.    Unmittelbar  nach  der  Wahl  wurde  folgender  Bescbluss  in  zwei 
Artikeln  gefasst;   1)  Der  Prinz  Leopold  Georg  Christian  Friedridi 
von  Sachsen-Coburg  ist  zum  König  der  Belgier   erwählt  unter  der 
Bedingung,  dass  er  die  Constitution,  wie  sie  vom  National-Congres» 
beschlossen  wurde ,  annimmt.    2)  Er  nimmt  nur  dann  erst  vom  llirQOf 
Besitz,  wenn  er  im  Schoosse  des  Congresses  folgenden  Eid  gelastet 
hat:  ,»icb  schwöre »  die  GonstituUoo  und  die  G^^e  des  Belgiicheo 
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Volkes  zu  beobachten,  die  National-Unabhängigkeit  und  die  Integrität 
des  Gebiets  aurrecht  zu  erhalten*'.  Drei  Wochen  später  (am  26.  Juni) 
nahm  Prinz  Leopold  das  ihm  von  einer  Belgischen  Deputation  über- 
brachte Anerbieten  der  Krone  dieses  Staates  an,  jedoch  unter  der 
Voraussetzung,  dass  der  Gongress  die  zur  Gonstituirung  des  neuen 
Staates  und  zu  dessen  Anerkennung  durch  die  Europäischen  Staaten  *) 
geeigneten  Maassregeln  ergreifen  würde.  Nachdem  der  Belgische 
Gongress  mit  126  Stimmen  gegen  70  die  von  der  Londoner  Gonfe- 
renz  vorgeschlagenen  und  oben  bei  den  Niederlanden  näher  bezeich- 
neten Artikel  am  9.  Juli  angenommen  hatte ,  vi^urde  sofort  eine  neue 
Deputation  aus  5  Mitgliedern  an  Prinz  Leopold  nach  London  entsandt 
Dieser  nahm  nun  ohne  weiteren  Anstand  die  Belgische  Krone  an 
(12.  Juli),  landete  am  17.  Juli  auf  dem  Belgischen  Boden  und  hielt 
am  21.  Juli  seinen  feierlichen  Einzug  in  Brüssel.  Noch  an  demsel- 
ben Tage  legte  Surlet  de  Giiokier  die  Begentschaft  in  die  Hände  des 
Gongresses  nieder,  und  König  Leopold  leistete  den  am  4.  Juni  festge- 
stellten Eid  auf  treue  Beobachtung  der  Belgischen  Gonstitution  und 
der  Gesetze. 

Am  8.  September  1831  wurden  zum  ersten  Male  nach  dieser 
Verfassung  der  Senat  und  die  Kammer  der  Repräsentanten  eröfinet, 
jener  aus  51,  diese  aus  102  Mitgliedern  gebildet.  Nach  dem  Wahl- 
Decrete  vom  3.  März  1831  waren  47,853  Wähler  in  die  Wahllisten 
eingeschrieben,  von  denen  14,835  in  den  Städten  und  33,018  in  den 
ländlichen  Gemeinden  lebten.  Die  Höhe  des  Steuersatzes  war  durch- 
schnittlich für  die  Wähler  in  den  Städten  zwischen  20  bis  80  Gulden 
(II 1/2  bis  46  Thir.  Prss.},  für  die  Wähler  in  den  ländlichen  Gemein- 
den zwischen  20  bis  30  Gulden  (11  Vi  bis  17 'A  ThIr.  Prss.).  Nach 
der  Bildung  der  Wahllisten  im  April  1833  kam  ein  Mitglied  der 
Kammer  der  Repräsentanten  auf  39,958  Einwohner  und  auf  478 
Wähler,  ein  Mitglied  des  Senats  auf  79,325  Einwohner  und  auf  972 
Wähler:  ein  Wähler  selbst  kam  durchschnittlich  auf  85  Einwohner**). 
Nach  der  Abtrennung  eines  Theiles  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg (ob.  S.  222)  verminderte  sich  die  Zahl  der  Senatoren  auf  47 
und  die  der  Repräsentanten  auf  95.    Nach  den  im  April  des  Jahres 


V  J)ie  Londoner  Conferenz  theilte  gleichzeitig  den   dort  verhandelnden 

Belgischen  Abgeordneten  Lebeau  und  Nothomb  die   Vorschläge  mü,  welche  den 

beiden  streitenden  Theilen  Holland  und  Belgien  gemacht  umrden,   um  eine 

friedliche  Entwickelung  ihrer  beiderseitigen  Verhältnisse  herbeizuführen.    Wie 

indess  die  vollständige  Ausgleichung  dieser    Verhältnisse  noch  einen  vollen 

Zeitraum  von  acht  Jahren  erforderte,  ist  oben  in  der  historischen  Uebersicht 

für  das  Königreich  der  Niederlande,  S,  218—22  dargelegt  worden, 

••;  Heuschling,  Statist  gener.  de  la  Belgiq.  pag,  387. 
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AustrittJ  am  dem   Dienste  und   des  müitärisdien  Stn%tMli- 
Buches; 
11)    die  Revision  des  Gactibuchs. 

Brüssel,  gegeben  im  Palaste  der  Nation. 

Der  Präsident 

Die  Secretäre. 

Die  Hilglieder  des  Congresies. 


Die  WabI  des  definitiren  Staatsoberhauptes  blieb  jetzt  die  Hanpt- 
8U%abe  des  Beigischen  Congresses;  wiederiiolte  Versuche  der  Orio- 
fflsten  in  Brüssel  und  den  Provinzen,  die  StimtnUDg  der  grösseren 
Hasse  des  Voll^es  für  den  Prinzen  vod  Uranien  zu  gewinoeo,  miB- 
gtückten  völlig.  Die  ßaglischen  und  FraoEÖsisch«!  D^omalea 
wandten  jetzt  für  die  Belgische  KÖnigs-Ciiididatur  ilire  Aufm^k- 
samkeit  auf  den  Prinzen  Leopold  von  Sachsen-Coburg,  der  auch  oadi 
dem  Tode  seiner  Gemahlin,  der  Prinzessin  \im  Wales  {-f  6.  Novem- 
ber ISnj,  in  England  verweilte  und  als  Mutterbruder  der  küoßigtfi 
Thronrolgerin  Pi:inzessin  Victorie  eine  bedeutende  Stellung  einnataii. 
Seine  verwandtschaftlichen  ^'erfaällnisse  und  sein  persönlicher  Charak- 
ter bewirkten  gleichzeitig  eine  eben  so  günslige  MeinuDg  für  densel- 
ben bei  den  drei  übrigen  Grosstnächten.  Die  Forderung  der  Londo- 
ner^Cotiferenz  an  dJe  Belgische  Begierung,  sich  bis  zum  1.  Juni  1831 
über  die  deGnitive  Annahme  des  Beschlusses  vom  28.  Januar  (ves:^ 
ob.  S,  218)  zu  erklären,  Hess  von  der  Wahl  eines  der  Gonrereni 
angenehmen  Candidalen  noch  günstigere  Bedingungen  Hir  Bclineu  er- 
warten, und  so  niirden  die  Absichten  Tür  die  Wahl  dieses  Fürsteit 
obscbon  er  der  protestantischen  Kirche  angehörte,  sehr  bald  bei  der 
Uehrzahl  der  Belgischen  Abgeordnelen  popuiär.  Die  erste  Belgische 
D^utation  in  dieser  Angelegenheit  wurde  von  Prinz  Leopold  vao 
Sachsen-Coburg  im  Einverständnisse  mit  den  Englischen  Ministernsn 
am  22.  April  beifallig  aufgenommen.  Bei  der  um  4.  Juni  IS3I  in 
Belgischen  &)ngregse  erfolgten  neuen  Königswahl  erklärten  sich  voi 
196  Mitgliedern  132  für  den  Prinzen  Leopold  von  Sächsen-Cobnrg.  t<l  für 
den  Begenten  Surlet  de  Chokier,  10  gegen  den  Prinzen;  10  Mitgli^ 
der  enthielten  sich  der  Abstimmung  und  eine  Stimme  wurde  anönl- J 
lirt.  Unmittelbar  nach  der  Wahl  wurde  folgender  Beschluss  io  iw^l 
Artikeln  gefasst;  I)  Der  Prinz  Leopold  Georg  Gu-istiau  FiiedfkkJ 
von  Sachsen-Coburg  ist  zum  König  der  Belgier  erwählt  unU^^Ml 
Bedingung,  dass  er  die  Constitution,  wie  sie  vom  Nalional-CoajMP^ 
beschlossen  wurde ,  annimmt.  2)  Er  nimmt  nur  dann  erst  votoTbr 
Besitz,  wenn  er  im  Schoosse  des  Congresses  folgendeji 
hat:  «ich  schwöre,  die  Constitution  und  die  GeseUj 


Volkes  zu  beobachten,  die  National-Unabhängigkeit  und  die  Integrität 
des  Gebiets  aufrecht  zu  erhallen".  Drei  Wochen  später  (am  26.Junf) 
DBhm  Prinz  Leopold  das  ihm  von  einer  Belgischen  Deputation  über- 
brachte  Anerbieten  der  Krone  dieses  Staates  an ,  jedoch  unter  der 
Voraussetzung ,  dass  der  Congress  die  zur  Constituirung  des  neuen 
Staates  und  zu  dessen  Anerkennung  durch  die  Europäischen  Staaten*) 
geeigneten  Maassregeln  ergreifeD  wurde.  Nachdem  der  Belgische 
Congress  mit  126  Stimmen  gegen  70  die  von  der  Londoner  Gonfe- 
renz  vorgeschlagenen  und  oben  bei  den  Niederlanden  näher  bezeich- 
neten Artikel  am  9.  Juli  angenommen  hatte,  wurde  sofort  eine  neue 
Deputation  aus  5  Mitgliedern  an  Prinz  Leopold  nach  London  entsandt 
Dieser  nahm  nun  ohne  weiteren  Anstand  die  Belgische  Krone  an 
(12.  Juli),  landete  am  IT.  Juli  auf  dem  Beigischen  Boden  und  hielt 
am  21.  Juli  seinen  feierlichen  Einzug  in  Brüssel.  Noch  an  demsel- 
ben Tage  legte  Surlet  de  G^iokier  die  Regentschaft  in  die  Hände  des 
Congresses  nieder,  und  König  Leopold  leistete  den  am  4.  Juni  festge- 
stellten Eid  auf  treue  Beobachtung  der  Belgischen  ConstituUon  und 
der  Gesetze. 

Am  8.  September  1831  wurden  zum  ersten  Male  nach  dieser 
Verfassung  der  Senat  und  die  Kammer  der  Repräsentanten  eröffnet, 
jener  aus  51,  diese  aus  102  Mitgliedern  gebildet.  Nach  dem  Wahl- 
Decrete  vom  3.  März  1831  waren  47,853  Wähler  in  die  Wahllisten 
eingeschrieben,  von  denen  14,835  in  den  Städten  und  33,018  in  den 
ländlichen  Gemeinden  lebten.  Die  Höhe  des  Steuersatzes  war  durch- 
schnittlich für  die  Wähler  in  den  Städten  zwischen  20  bis  80  Gulden 
(ll>/i  bis  46  Thir.  Prss.),  für  die  Wähler  in  den  ländlichen  Gemein- 
den zwischen  20  bis  30  Gulden  (II  >A  bis  l7'/i  Thlr.  Prss.).  Nach 
der  Bildung  der  Wahllisten  im  April  1833  kam  ein  Mitglied  der 
Kammer  der  Repräsentanten  auf  39,058  Einwohner  und  auf  478 
Wähler,  ein  Milglied  des  Senats  auf  Jll,;l-ir>  Kinwohiipr  und  auf  972 
Wähler:  ein  Wahler  selbst  kam  du^^^*^tlichauf  S5  Einwohner"). 

:ogthunis  Luxem- 
latoreii  auf  47 
iril   des  Jahres 
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1840  neu  aufgestellten  Wahllisten  Tur  die  Mitglieder  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  befanden  sich  bei  einer  Gesammtbevölkening  von 
4,028,677  Einwohner  46,894  Wähler*),  von  denen  16,839  in  den 
Städten  und  30,055  in  den  ländlichen  Gemeinden  lebten.  Es  kam 
mithin  ein  Wähler  auf  86  Einwohner,  und  nach  dem  verschiedenei 
Wohnsitz -Verhältnisse  ein  Wähler  bereits  auf  54  städtische,  aber 
erst  auf  104  ländliche  Bewohner:  ein  Mitglied  der  Repräsentanten- 
Kammer  fiel  erst  auf  42,033  Einwohner  und  ein  Mitglied  des  SeoaU 
auf  85,717  Einwohner.  Ueberhaupt  gab  es  aber  im  ganzen  Staate 
nur  403  Individuen,  welche  den  durch  die  VerEassong  bestmunten 
Census  zur  Wählbarkeit  für  den  Senat  entrichteten,  darunter  106  m 
Brabant  und  131  in  den  beiden  Flandern. 

Die  Civil  liste  des  Königs  Leopold  wurde  für  die  Dauer  sei- 
ner Regierung  in  Folge  des  Art.  77  der  Verf.  durch  ein  Gesetz  vom 
28.  Februar  1832  auf  die  Summe  von  1,300,000  Holland  Golden 
(=  2,751,323  Frcs.  oder  746,778  Thir.  Prss.)  festgestellt  Ausser- 
dem  ist  noch  in  Bezug  auf  die  Königliche  Dynastie  als  eine  bestiiBiiile 
Auszeichnung  einzelner  Mitglieder  derselben  durch  die  Verordnung 
vom  16.  December  1840  bestimmt,  dass  der  Kronprinz  den  Titel 
eines  Herzogs  von  Brabant  und  der  zunächst  gebome Prinz  den 
eines  Grafen  von  Flandern  führen  soll,  dass  beide  Titd  nach 
dem  Rechte  der  Erstgeburt  vererben,  dass  mithin  fiir  die  Zukunft 
jedesmal  der  Belgische  Thronerbe  Herzog  von  Brabant   heissen  soll 

Unter  den  ergänzenden  Verordnungen  der  Belgischen  Constitn- 
tion  bestimmte  im  Art.  139  der  National-Congress  im  Voraus,  welche 
besonders  wichtige  Gesetze  für  die  nächste  Zukunft  dem  Belgisdien 
Staate  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  gewähren  wären.  Diese 
Aufgaben  sind  bis  auf  die  Revision  der  Gesetzbücher  gegenwärtig 
fast  vollständig  gelöst.  Wir  gedenken  hier  nur  der  wichtigeroi  Ge- 
setze, welche  im  unmittelbarsten  Zusammenhange  mit  der  Verfassung 
des  gesammten  Staates  stehen.  Dahin  gehören:  1)  Das  Gesetz  vom 
21.  März  1830  über  die  Zeitungspresse,  Regelung  der  Steoqpd- 
gebühren  nach  dem  Format  und  dem  Publicationsorte,  durch  wel- 
ches indess  der  Umfang  der  Hechte  des  Art  18  in  der  Verfassung  kei- 
nesweges  beschränkt  wird.  2)  Das  organische  Unterrichtsgesetz 
vom  27.  Sept  1835,  durch  welches  die  beiden  Universitäten  zu  Gent 
und  Lüttich  zu  Staatsuniversitäten  erklärt  werden ,  und  die  innere 
Einrichtung  der  höheren  Studien  angeordnet  wird.  3)  Das  Geseü 
über  die  Einrichtung   des  Gerichtswesens  vom   4.  Aug.  1832  (U 


V  Im  Jahre  1841  war  du  Zahl  der  Wähler  auf  51.471  und  18fi  »f 
5S1053  gestiegen. 


d'orgQBisation  judiciaire).  4)  Das  Gesetz  über  die  Einrichtung  der 
Geschwomengerichte  vom  15.  Mai  1838.  Nach  demselben  werden 
die  Geschwornen  theils  aus  solchen  Bürgern  gewählt,  die  einen  be- 
stimmten Census  (110  bis  250  Frcs.=29Vs  Thlr.  bis  59>/2  Thir.  Prss.  in 
den  grösseren  Städten,  110bisl70Frcs.=29Vs  Thlr.  bisST'/g  Thlr.  Prss.) 
in  den  übrigen  Gemeinden  entrichten,  theils  aus  solchen,  die  bestimmte  Ge- 
schäfte verrichten  oder  Aemter  verwalten.  Dazu  gehören  die  IMitgüeder 
der  Kammer  der  Repräsentanten,  der  Provinzial-  und  Gommunalräthe» 
die  Bürgermeister  und  Schöffen,  die  Secretäre  und  Steuereinnehmer  der 
Gemeinden,  die  Doctoren  und  Licentiaten  des  Rechts,  der  Medicin, 
Chirurgie,  Philosophie  und  freien  Wissenschaften,  die  Militär-Chirur- 
gen und  Veterinär-Aerzte ,  die  Notare,  Advocaten,  Wechsel -Agenten 
und  Mäkler,  die  Pensionäre  des  Staates,  welche  mindestens  1000  Frcs. 
Pension  (270  Thlr.  Preuss.)  beziehen.  Das  Gesetz  schreibt  den  blei- 
benden Ausschüssen  der  Provinzialräthen  vor,  jährlich  allgemeine  Li- 
sten der  Geschwornen  nach  den  Gerichts  -  Bezirken  zu  entwerfen. 
Diese  Listen  werden  darauf  an  die  Präsidenten  der  Gerichtshöfe  er- 
ster Instanz  gesandt,  durch  welche  sie  auf  die  Hälfte  reducirt,  und 
dann  an  den  Apellationshof  befördert  werden,  um  hier  noch  eine 
zweite  Reductiön  zu  erfahren.  Im  Jahre  1840  enthielten  diese  von 
den  Ausschüssen  der  Provinzialräthe  entworfenen  Listen  13,444  Na- 
men, oder  einen  Geschwomon  auf  300  Einwohner.  Von  diesen 
vearen  10,048  w  egen  der  Höhe  ihres  Census  und  3,396  wegen  ihrer 
Geschäfte  oder  amtlichen  Functionen  aufgezeichnet  *). 

5)  Das  Gemeindegesetz  des  Königreichs  Belgien  vom  30.  März 
1836**),  welches  nach  langen  und  heftigen  Debatten  in  den  Sessio- 
nen beider  Kammern  1834  und  1835  erst  zu  Stande  gekommen  war. 
Nach  demselben  trägt  die  Fürsorge  für  die  Communal-Interessen  ein 
Communal- Vorstand  oder  Gemeinderath,  welcher  aus  dem  Bürger- 
meister, den  Schöffen  und  Bäthen  gebildet  wird.  Der  Bürgermeister 
und  die  Schöffen  werden  aus  der  Mitte  des  Gemeinderaths  gewählt; 
die  Mitglieder  des  Gemeinderaths  selbst  werden  für  den  Zeitraum 
von  sechs  Jahren  gewählt  und  sind  alle  drei  Jahre  zur  Hälfte  zu  er- 
neuern an  dem  letzten  Dienstage  im  Monat  October.  Das  Gesetz 
bestimmt  die  Fälle,   in  welchen  die  Handlungen  und  Beschlüsse  des 


*J  Nach  dem  früheren  Gesetze  über  die  Jury  zählte  man  im  Jahre 
1837  26,350  Bürger  in  Belgien,  welche  die  Befähigung  hatten,  zu  Geschwornen 
gewählt  zu  werden. 

**)  Vgl  Mittermaier's  Erläuterungen  dieses  Gesetzes  in  dessen  kritischer 
Zeitschriß  für  Rechtswissenschaß  und  Gesetzgebung  des  Auslandes,  Bd.  VIII^ 
pg,  447-69. 
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Getneinderatbs  ciiiweder  der  Genehmigung  des  Königs  oder  des  dauerii* 
den  Anschusses  des  Provinzialraths  unterworfen  sind.  Dem  Könige 
steht  das  Recht  zu,  die  Beschlüsse  der  Gemeinderäthe  zu  annoIKreOt 
sobald  dieselben  ihre  Schranken  überschreiten,  oder  dem  allgemeineD 
Interesse  zu\vider  laufen.  Der  Gemeinderath  ist  mit  Einscbloss  des 
Bürgermeisters  und  der  Schöffen  aus  7  Mitgliedern  in  solchen  Ge- 
meinden zusammengesetzt,  die  unter  1000  Seelen  zählen;  er  steigt 
auf  9  Mitglieder  für  Gemeinden  zwischen  1000  und  ßOOOSeden,  aitf 
11  Mitglieder  für  Gemeinden  zwischen  3000  und  10,000  Seelen,  lof 
13  bis  17  Mitglieder  für  Gemeinden  zwischen  10,000  und  25,000 
Seelen,  und  nimmt  fernerhin  in  noch  grösseren  Städten  auf  je  5000 
Seelen  um  2  Mitglieder  zu,  so  dass  er  für  Gemeinden  von  30,000 
S.  aus  19  Mitgliedern,  Tür  Gemeinden  von  40,000  S.  aus  23  Mitgfie- 
dem  gebildet  wird.  In  noch  grösseren  Städten  mmmt  der  Gemeinde- 
rath von  40,000  S.  ab  nur  für  je  10,000  S.  um  2  Mitglieder  zu,  so  dass 
er  bei  50,000  S.  aus  25  Mitgliedern,  bei  60,000  S.  aus  27  Mitgiiedera 
und  bei  70,000  S.  aus  29  Mitgliedern  besteht :  für  noch  grössere 
Städte  mit  einer  Bevölkerung  von  mehr  als  70,000  Bewohneni  er- 
reicht der  Gemeinderath  das  Maximum  von  31  Mitgliedern  und  bleibt 
dabei  stehen.  Die  Zahl  der  Schöffen  ist  in  den  Gemeinden  von 
20,000  Einwohnern  und  darunter  zwei  und  wird  auf  vier  verdop- 
pelt für  die  Ortschaften,  welche  eine  Bevölkerung  von  20,000  Bewoh- 
nern übersteigen.  Die  Mitglieder  des  Gemeinderatbs,  mit  Ausnahme 
der  vom  Könige  allein  zu  ernennenden  Bürgermeister  und  Schoflen, 
werden  von  ihren  Wählern  in  directer  Wahl  ernannt:  um  ein  Ge- 
meindewähler zu  sein,  rouss  man  Belgier  von  Geburt  oder  naturaii- 
sirt  sein,  die  Volljährigkeit  erreicht  haben,  sein  Domicil  in  der  Ge- 
meinde besitzen  und  einen  Census  mindestens  von  15  Frcs.  (4  Thlr. 
Preuss.)  in  den  Gemeinden  unter  2000  Einwohnern  entrichten*). 
Dieser  Census  wächst  mit  der  Grösse  der  Bevölkerung  in  den  Ge- 
meinden ,  und  zwar  für  die  Gemeinde  unter  5000  E.  bis  20  Frcs., 
für  die  unter  10,000  E.  bis  30  Frcs.  (8  Thlr.  Preuss.),  für  die  unter 
15,000  und  20,000  E.  bis  zu  40  und  50  Frcs.,  sodann  für  jede  10,000 
S.  mehr  um  10  Frcs.,  bis  dass  der  Census  in  den  Gemeinden  von 
60,000  E.  und  darüber  auf  100  Frcs.  (27  Thlr.  Preuss.)  gestiegen  ist 
und  dann  nicht  weiter  zunimmt.  Im  Jahre,  1836  gab  es  200,885 
Wähler  für  die  Gemeinderäthe,  d.  i.  durchschnittlich  einen  auf  21 
Einwohner,  im  J.  1840  181,451  solche  Wähler,  d.  i.  durchschnitUich 


*)  In  den  kleinen  Gemeinden,  in  toelchen  es  nicht  fünf  Bewohner  gieht,  die 
den  verlangten  Census  bezahlen,  wird  diese  Zahl  durch  die  zunächst  am  höch- 
sten Besteuerten  ergänzt. 
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einen  auf  22  Einwohner.  Der  Bürgermeister  und  die  Schöffen  sind 
mit  der  Ausführung  der  Gesetze  und  Anordnungen  in  ihren  Gemein- 
den  beauftragt ;  sie  können  wegen  schlechter  Führung  oder  schwere 
Vernachlässigung  der  Geschäfte,  oder  auf  das  Gutachten  eines  Aus- 
schusses der  Provinzial-Conseils  durch  die  Gouverneure  der  Provinz 
von  dem  Amt  suspendirt  oder  auch  förmlich  abberufen  werden. 

6)  Das  Provinz iaigesetz  des  Königreichs  Belgien  vom  30. 
April  1836,  welches  gleichfalls  erst  nach  zweijährigen  Debatten  in 
den  beiden  Kammern  endlich  Gesetzeskraft  erlangte*).  Es  besteht 
aus  9  Titeln  und  137  Artikeln.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  des- 
selben sind  folgende.  Es  wird  für  jede  Provinz  ein  Provinzii^lrath 
(Conseil  provincial)  und  ein  Begierungs-Gommissar  eingesetzt.  Der 
Provinzialrath  wird  unmittelbar  von  den  Wahlcollegien  gewählt,  und 
ernennt  wiederum  aus  seiner  Mitte  einen  ständigen  Deputations- Aus- 
schuss.  Die  Begierungs-Gommissäre  bei  den  Provinzialrätben  sind 
die  Gouverneure  der  Provinzen,  welche  vom  Könige  ernannt  und 
entlassen  werden.  Die  Wähler  für  die  Provinzialräthe  sind  dieselben, 
weiche  die  durch  das  Wahlgesetz  für  die  Kammer  vorgeschriebenen 
Erfordernisse  an  sich  tragen.  Die  nach  demselben  angefertigten  Wahl- 
listen dienen  für  die  Wahl  der  Provinzialräthe;  jedoch  können  die, 
welche  die  völlige  Naturalisation  erlangt  haben,  sich  auf  einer  Sup- 
plementarliste  eintragen  lassen.  Wittwen  können  einem  ihrer  Söhne 
die  Steuerbeiträge  überweisen,  um  seine  Wahlfähigkeit  zu  bewirken. 
In  den  Gemeinden,  in  welchen  die  Zahl  der  in  den  Wahllisten  einge- 
schriebenen Wähler  unter  70  beträgt,  werden  Supplementarlisten  für 
diejenigen  gebildet,  welche  auch  einen  geringem  Census  (das  Yer- 
bältniss  wird  im  Gesetze  angegeben)  bezahlen.  Die  Wahl-Collegien 
dürfen  sich  nur  mit  der  Wahl  der  Provinzialräthe  beschäftigen.  Die. 
Versammlung  der  Wähler  findet  jährlich  am  ersten  Montage  im  Mai 
statt  Wenn  über  400  Wähler  für  eine  Wahlversammlung  vorhanden 
sind,  werden  Abtheilungen  gebildet :  der  Präsident  des  Bezirksgerichts 
führt  im  Hauptbureau  den  Vorsitz,  in  den  andern  Abtheilungen  prä- 
sidirt  der  Friedensrichter.  Die  Wahl  ist  geheim  und  Stimmenmehr- 
heit entscheidet.  Der  Gewählte  rauss  sich  über  die  Annahme  erklä- 
ren. Wahlfähig  ist  nur  der  geborene  oder  naturalisirte  Belgier,  wel- 
cher den  Genuss  aller  bürgerlichen  und  politischen  Bechte  hat,  25 
Jahre  alt  ist,  und  in  der  Provinz  wenigstens  seit  dem  1.  Januar  des 
Jahres,  in  weichem  die  Wahl  stattfindet,  seinen  Wohnsitz  hat.  Die 
zu  peinlichen  Strafen  Verurtheilten  können  eben  so  wemg  als  die 


*)  Vgl  Mittermaier^s  Erläuterungen  dieses  Gesetzes  in  der  oben  ange» 
führten  Zeitschnß  für  ausländ.  Rechtswusenschaft  Bd.  11.  5.  116-25. 
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Budgets  seine  Zustimmung  verweigern.  Wenn  indess  binnen  40  Ta- 
gen von  der  Zeit  an,  wo  der  Beschluss  des  Provinrialraths  erfolgtet 
die  Verweigerung  des  Königs  nicht  eintriSl,  so  ist  der  Beschluss  ab 
angenommen  anzusehen.  Acte,  die  nach  dieser  Bestimmung  der  Kö- 
nig nicht  annuliirte ,  können  später  nur  durch  das  gemeinscbaftlicbe 
Zusammenwirken  der  gesetzgebenden  Gewalt  (beide  Kammern  und 
der  König)  vernichtet  werden.  Jede  Versammlung  der  Provinzlal- 
räthe  ausser  den  oben  angegebenen  ist  ungesetzlich,  utid  die  Tbeil- 
nehmer  au  derselben  können  eine  Haft  von  6  Ilionaten  bis  2  Jafarea 
erleiden.  Die  Provinzialräthe  werden  auf  4  Jahre  erwählt;  aOe 
2  Jahre  tritt  die  Hälfte  aus,  und  eine  neue  Wahl  erfolgt.  —  Jeder 
Provinzialrath  hat  eine  ständige  Deputation  (Ausschuss)  von 
6  Mitgliedern.  Zu  dieser  können  nicht  gewählt  werden:  gerichtliche 
Beamte,  Advocaten,  Pfarrer ,  Ingenieure  der  Brücken  und  Strassen, 
Beamte  der  Provinzial-Verwaltung,  Mitglieder  der  Gommunal-Verwal« 
tungen,  Personen,  welche  für  den  öffentlichen  Unterricht  angestdtt 
sind ,  endlich  keine  Beamte ,  welche  unmittelbar  dem  Gouverneur 
untergeordnet  sind.  Die  Mitglieder  der  Deputation  werden  auf  4 
Jahre  gewählt,  und  alle  2  Jahre  tritt  die  Hälfte  aus.  In  derselbet 
führt  der  Gouverneur  der  Provinz  den  Vorsitz  und  hat  eine  bera- 
thende,  aber  keine  entscheidende  Stimme:  sie  kann  nur  beratben, 
wenn  die  Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  ist.  Jedes  Mitglied  erhält 
einen  jährlichen  Gehalt  von  3000  Frcs.  (810  Thir.  Prss.),  von  wel- 
chem jedoch  die  Hälfte  zurückbehalten  wird,  um  einen  Fonds  de 
presence  zu  bilden,  indem  diese  Summe  alle  3  Monate  unter  die 
Mitglieder  nach  der  Zahl  der  Sitzungen  vertheilt  wird,  ba  welchen 
sie  gegenwärtig  gewesen  sind.  Die  Deputation  giebt  ihr  Gutachten 
über  alle  ihr  vorgelegten  Gegenstände  ab,  und  hält  ihre  Berathungen 
sowohl  während  der  Sitzungen  des  Provinzialraths,  als  zu  anda^ 
Zeiten,  über  alles,  was  die  laufende  Verwaltung  der  Interesse  der 
Provinz  und  die  Vollziehung  der  Gesetze  betrifll,  so  wie  über  die 
ihr  vom  Gouverneur  überwiesenen  Geschäfte,  so  weit  ihre  Vermitte- 
lung  dabei  erfordert  wird.  Sie  vertritt  die  Provinz  vor  Gericht  in 
allen  gegen  die  Provinz  angestellten  Klagen  und  beginnt  auch  ohne 
vorgängige  Genehmigung  des  Provinzialraths,  wenn  dieser  nicht  ver- 
sammelt ist,  die  Prozesse  wegen  Mobilicn  oder  possessorischer  Kit- 
gen, üeber  alle  Gegenstände,  welche  zur  Competenz  des  Provinzial* 
raths  gehören,  entscheidet  die  Deputation,  wenn  jener  nicht  versam- 
melt ist,  und  der  Gegenstand  keinen  Aufschub  erleidet,  jedoch  tat 
der  Verpflichtung,  bei  der  nächsten  Versammlung  des  Provinzialratb 
darüber  zu  berichten.  Ueber  die  Fonds  der  Provinz  kann  nur  anf 
Anweisungen  der  Deputation  verfügt  werden,  und  jeden  «Monat  sat 


I 
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det  die  Deputation  an  den  Minister  des  Inneren  den  Etat  der  Liqui- 
dationen in  Bezug  auf  die  Fonds  im  letzten  Monate.  Am  Ende 
eines  Monats  stellt  der  Finanzminister  die  erhobenen  Einnahmen  der 
Provinz  zur  Verfügung  der  Deputation.     Jährlich  bei  EröQnung  der 

[  Sitzungen  des  Provinzialraths  überreicht  ihm  die  Deputation  eine 
vollständige  Darstellung  der  Verhältnisse  der  Provinz  in  Bezug  auf 
ihre  Verwaltung;  gleichzeitig  legt  sie  die  Uebersicht  der  Einnahmen 

'  und  Ausgaben  des  letzten  Jahres  mit  dem  Entwürfe  des  Budgets 
und  endlich  alle  geeigneten  und  vorbereiteten  Anträge  vor.  —  Der 
Provinzial-Secretär  führt  sowohl  bei  den  Sitzungen  des  Provin- 
zialraths, als  der  Deputation  das  Protocoll  und  besorgt  die  Expeditio- 
nen. —  Der  Gouverneur  der  Provinz,  welcher  seinen  Wohnsitz 
im  Hauptorte  der  Provinz  hat,  besorgt  die  vorläufige  Instruction  aller 
G^enstände,  welche  dem  Provinzialrathe  oder  der  Deputation  vorzu- 

1^.  l^ien  sind;  er  hat  das  Recht,  den  Beralhungen  des  Provinzialraths 
beizuwohnen,  Aufklärung  zu  verlangen,  so  wie  auch  wiederum  seine 

L^  Gegenwart  in  den  Sitzungen  von  dem  Provinzialrathe  gefordert  wer« 

r  -  den  kann.  Nur  der  Gouverneur  ist  mit  der  Vollziehung  der  von  dem 
Provinzialrathe  oder  der  Deputation  gefassten  Beschlüsse  beauAragt; 

jjpiProcesse  der  Provinz  werden^  im  Namen  der  Deputation  von  dem 
Gouverneure  betrieben.  Hat  der  Pnivinzialrath  oder  die  Deputation 
durch  einen  Beschluss  ihren  gesetzlichen  Wirkungskreis  überschritten, 
oder  die  öffentlichen  allgemeinen  Interessen  verletzt,  so  ergreift  der  Gou- 
verneur binnen  6  Tagen  den  Recurs  an  die  Staatsregierung :  erfolgt 
dann  während  eines  Zeitraums  von  30  Tagen  keine  abändernde  Ver- 
fügung von  Seiten  der  Staatsregierung,  so  ist  der  angegriffene  Be^ 
schluss  executorisch.  Der  Gouverneur  wacht  über  die  Erhaltung  der 
Buhe  und  der  Ordnung  und  Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigen- 
tbumn  in  der  Provinz :  zu  diesem  Zwecke  steht  die  Gensd'armerie 
zu  seAer  Verfügung.  In  jedem  Verwaltungsbezirke  wird  ein  Bezirks-» 
Commissär  von  der  Staatsregierung  angestellt,  dessen  Wirkungskreis 
sich  über  die  Lindgemeinden  und  Städte  unter  5000  Einwohner  er- 
streckt Derselbe  muss  unter  Gontrolle  des  Gouverneurs  und  der 
Deputation  die  Verwaltung  der  Gemeinden  beaufsichtigen,  über  die 
Beobachtung  der  Gesetze  und  Reglements  der  Verwaltungsbehörden 
wachen  und  für  die  Vollziehung  der  Beschlüsse  des  Provinzialraths 
und  der  Deputation  innerhalb  seines  Bezirks  sorgen.  Er  revidirt 
jährlich  wenigstens  einmal  die  Civilstands-Register  und  untersucht  die 
Gemeindeverwaltung.  Von  jedem  ausserordentlichen  Ereignisse  seines 
Bezirks  hat  er  dem  Gouverneur  schleunigst  Nachricht  zu  geben  und 
Jährlich  einen  Monat  vor  der  Versammlung  des  Provinzialraths  einen 

-    Bericht  über  etwa  einzuführende  Verbesserungen  und  über  vorban- 

Sclivbert,  VarfaMongiarkuuieB.  8.  B4  22 


Austritts  aus  dem   Dienste  und  des  mililärischen  Stn%eKli- 
Buches; 
U)    die  RevisioQ  des  Gesetzbuch^. 

Brüssel,  gegeben  im  Palaste  der  Nation. 

Der  PräsidenL 
Die  Secretäre. 
Die  Mitglieder  des  Congresses. 


Die  Wahl  des  definitiyen  Staatsoberhauptes  bh'eb  jetzt  die  Hrapl- 
aul|B;abe  des  Belgischen  Congresses;  wiederholte  Versuche  der  Oran- 
fffsten  in  Brüssel  und  den  Provinzen ,   die  Stiramung   der   grösserea 
Masse  des  Volkes  für  den  Prinzen  von  Uranien  zu  gewiiuieo,  miis- 
glückten    völlig.      Die    Englischen    und    Französischen    Dipiomalen 
wandten  jetzt  Tür  die   Belgische  Königs-Candidatur  ihre  Aufmerk- 
samkeit auf  den  Prinzen  Leopold  von  Sachsen-Goburg,  der  auch  nach 
dem  Tode  seiner  Gemahlin,  der  Prinzessin  von  Wales  (•}•  6.  Novem- 
ber 1817),  in  England  verweilte  und  als  Mutterbruder  der  kunfligeD 
Thronfolgerin  Prinzessin  Victoria  eine  bedeutende  Stellimg  einnahm. 
Seine  verwandtschaftlichen  Verhältnisse  und  sein  persönlicher  Charak- 
ter bewirkten  gleichzeitig  eine  eben  so  günstige  Meinung  für  densel- 
ben bei  den  drei  übrigen  Grossmächten.    Die  Forderung  der  Loodo- 
ner-Gonferenz  an  die  Belgische  Regierung,  sich  bis  zum  1.  Juni  1831 
über  die  definitiye  Annahme  des  Beschlusses  vom  28.  Januar  (vergL 
ob.  S.  218)    zu   erklären,  liess  von  der  Wahl   eines   der  Conferem 
angenehmen  Gandidaten  noch  günstigere  Bedingungen  für  Belgien  er- 
warten, und  so  wurden  die  Absichten  für  die  Wahl  dieses  Füißteo, 
obschon  er  der  protestantischen  Kirche  angehörte,  sehr  bald  bei  der 
Mehrzahl  der  Belgischen  Abgeordneten  populär.     Die  erste  Belgische 
Deputation   in   dieser  Angelegenheit  wurde   von  Prinz  Lec^oM  von 
Sachsen-Coburg  im  Einverständnisse  mit  dem  Englischen  Hinisterrom 
am  22.  April  beifällig  aufgenommen.     Bei  der  am  4.  Juni   1831  im 
ßelgischen  Congresse  erfolgten  neuen  Königswahl  erklärten  sich  von 
196  Mitgliedern  132  für  den  Prinzen  Leopold  von  Sachsen-Coburg,  14  für 
den  Begenten  Surlet  de  Ghokier,  10  gegen  den  Prinzen:  10  Mitglie- 
der enthielten  sich  der  Abstimmung  und  eine  Stimme  wurde  annul- 
lirt.    Unmittelbar  nach  der  Wahl  wurde  folgender  Beschluss  in  zwei 
Artikeln  gefasst;  1)  Der  Prinz  Leopold  Georg  Ghristian  Friedrich 
von  Sachsen-Coburg  ist  zum  König  der  Belgier   erwählt   unter  der 
Bedingimg,  dass  er  die  Gonstitution ,  wie  sie  vom  National-Congresse 
beschlossen  wurde ,  annimmt.    2)  Er  nimmt  nur  dann  erst  vom  Throoc 
Besitz,  wenn  er  im  Schoosse  des  Congresses  folgenden  Eid  geleistet 
hat:  „ich  schwöre»  die  GonsUtuUoo  und  die  Ge^Ue  des  Belgiicheo 


329 

Volkes  zu  beobachten,  die  National-Unabbängigkeit  und  die  Integrität 
des  Gebiets  aurrecht  zu  erhalten*'.  Drei  Wochen  später  (am  26.  Juni) 
nahm  Prinz  Leopold  das  ihm  von  einer  Belgischen  Deputation  über- 
brachte  Anerbieten  der  Krone  dieses  Staates  an,  jedoch  unter  der 
Voraussetzung,  dass  der  Gongress  die  zur  Gonstituirung  des  neuen 
Staates  und  zu  dessen  Anerkennung  durch  die  Europäischen  Staaten  *) 
geeigneten  Maassregeln  ergreifen  würde.  Nachdem  der  Belgische 
Gongress  mit  126  Stimmen  gegen  70  die  von  der  Londoner  Gonfe- 
renz  vorgeschlagenen  und  oben  bei  den  Niederlanden  näher  bezeich- 
neten Artikel  am  9.  Juli  angenommen  hatte ,  wurde  sofort  eine  neue 
Deputation  aus  5  Mitgliedern  an  Prinz  Leopold  nach  London  entsandt. 
Dieser  nahm  nun  ohne  weiteren  Anstand  die  Belgische  Krone  an 
(12.  Juli),  landete  am  17.  Juli  auf  dem  Belgischen  Boden  und  hielt 
am  21.  Juli  seinen  feierlichen  Einzug  in  Brüssel.  Noch  an  demsel- 
ben Tage  legte  Surlet  de  Ghokier  die  Begentschaft  in  die  Hände  des 
Congresses  nieder«  und  König  Leopold  leistete  den  am  4.  Juni  festge- 
stellten Eid  auf  treue  Beobachtung  der  Belgischen  Gonstitution  und 
der  Gesetze. 

Am  8.  September  1831  wurden  zum  ersten  Male  nach  dieser 
Verfassung  der  Senat  und  die  Kammer  der  Repräsentanten  eröfinet, 
jener  aus  51,  diese  aus  102  Mitgliedern  gebildet.  Nach  dem  Wahl- 
Decrete  vom  3.  März  1831  waren  47,853  Wähler  in  die  Wahllisten 
eingeschrieben,  von  denen  14,835  in  den  Städten  und  33,018  in  den 
ländlichen  Gemeinden  lebten.  Die  Höhe  des  Steuersatzes  war  durch- 
schnittlich für  die  Wähler  in  den  Städten  zwischen  20  bis  80  Gulden 
(II 1/2  bis  46  Thir.  Prss.},  für  die  Wähler  in  den  ländlichen  Gemein- 
den zwischen  20  bis  30  Gulden  (11  y,  bis  17  V«  ThIr.  Prss.).  Nach 
der  Bildung  der  Wahllisten  im  April  1833  kam  ein  Mitglied  der 
Kammer  der  Repräsentanten  auf  39,958  Einwohner  und  auf  478 
Wähler,  ein  Mitglied  des  Senats  auf  79,325  Einwohner  und  auf  972 
Wähler:  ein  Wähler  selbst  kam  durchschnittlich  auf  85  Einwohner *•), 
Nach  der  Abtrennung  eines  Theiles  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg (ob.  S.  222)  verminderte  sich  die  Zahl  der  Senatoren  auf  47 
und  die  der  Repräsentanten  auf  95.    Nach  den  im  April  des  Jahres 


V  Die  Londoner  Conferenz  theilte  gleichzettig  den  dort  verhandelnden 
Belffuchen  Abgeordneten  Lebeau  und  Nothomh  die  Vorschläge  mit,  welche  den 
beiden  streitenden  Theilen  Holland  und  Belgien  gem(uht  umrden,  um  eine 
friedliche  Entwickelung  ihrer  beiderseitigen  Verhältnisse  herbeizuführen.  Wie 
indess  die  vollständige  Ausgleichung  dieser  Verhältnisse  noch  einen  vollen 
Zeitraum  von  acht  Jahren  erforderte,  ist  oben  in  der  historischen  Uebersicht 
für  das  Königreich  der  Niederlande,  S.  218—22  dargelegt  worden, 

*V  Heuschling,  Statist,  gener.  de  la  Belgiq.  pag,  387. 
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1840  neu  aufgestellten  Wahllisten  Tür  die  Mitglieder  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  befanden  sich  bei  einer  Gesamratbevölkerung  von 
4,028,677  Einwohner  46,894  Wähler*),  von  denen  16,839  in  den 
Städten  und  30,055  in  den  ländlichen  Gemeinden  lebten.  Es  kam 
mithin  ein  Wähler  auf  86  Einwohner,  und  nach  dem  verscbiedeneB 
Wohnsitz -Verhältnisse  ein  Wähler  bereits  auf  54  städtische,  aber 
erst  auf  104  ländliche  Bewohner:  ein  Mitglied  der  Repräsentanten- 
Kammer  fiel  erst  auf  42,033  Einwohner  und  ein  Mitglied  des  Senats 
auf  85,717  Einwohner.  Ueberhaupt  gab  es  aber  im  ganzen  Staate 
nur  403  Individuen,  welche  den  durch  die  VerEassung  bestiounteD 
Census  zur  Wählbarkeit  für  den  Senat  entrichteten,  darunter  106  m 
Brabant  und  131  in  den  beiden  Flandern. 

Die  Civil  liste  des  Königs  Leopold  wurde  für  die  Dauer  sei- 
ner Regierung  in  Folge  des  Art.  77  der  Verf.  durch  ein  Gesetz  vom 
28.  Februar  1832  auf  die  Summe  von  1,300,000  Holland.  Golden 
(=  2,751,323  Frcs.  oder  746,778  Thir.  Prss.)  festgesteUL  Ausser- 
dem  ist  noch  in  Bezug  auf  die  Königliche  Dynastie  als  eine  bestimnie 
Auszeichnung  einzelner  Mitglieder  derselben  durch  die  Verordnoog 
vom  16.  December  1840  bestimmt,  dass  der  Kronprinz  den  Titel 
eines  Herzogs  von  Brabant  und  der  zunächst  gebome Prinz  den 
eines  Grafen  von  Flandern  führen  soll,  dass  beide  Titel  nach 
dem  Rechte  der  Erstgeburt  vererben,  dass  roitliin  fiir  die  Zuknnfl 
jedesmal  der  Belgische  Thronerbe  Herzog  von  Brabant  heissen  soll 

Unter  den  ergänzenden  Verordnungen  der  Belgischen  Constitu- 
tion bestimmte  im  Art.  139  der  National-Congress  im  Voraus,  welche 
besonders  wichtige  Gesetze  für  die  nächste  Zukunft  dem  Belgischen 
Staate  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  gewähren  wären.  Diese 
Aufgaben  sind  bis  auf  die  Revision  der  Gesetzbücher  gegenwärtig 
fast  vollständig  gelöst  Wir  gedenken  hier  nur  der  wichtigere  Ge- 
setze, welche  im  unmittelbarsten  Zusammenhange  mit  der  VerCsissoog 
des  gesammten  Staates  stehen.  Dahin  gehören:  1)  Das  Gesetz  vom 
21.  März  1839  über  die  Zeitungspresse,  Regelung  der  Stempd- 
gebühren  nach  dem  Format  und  dem  Publicationsorte,  durch  wel- 
ches indess  der  Umfang  der  Rechte  des  Art  18  in  der  Verfassung  kd- 
nesweges  beschränkt  wird.  2)  Das  organische  Unterrieb tsgesetz 
vom  27.  Sept  1835,  durch  welches  die  beiden  Universitäten  zuGest 
und  Lüttich  zu  Staatsuniversitäten  erklärt  werden,  und  die  innere 
Einrichtung  der  höheren  Studien  angeordnet  wird.  3)  Das  Gesetz 
über  die  Einrichtung   des  Gerichtswesens  vom   4.  Aug.  1832  (U 


V  Im  Jahre  1841  war  die  Zahl  der  Wähler  auf  51.471  und   1842  «/ 
5S1053  gestiegen. 


d'orgQBisation  jodiciaire).  4)  Das  Gesetz  über  die  Einrichtang  der 
Geschwornengerichte  vom  15.  Mai  1838.  Nach  demselben  werden 
die  Geschwornen  theils  aus  solchen  Bürgern  gewählt,  die  einen  be- 
stimmten Census  (110  bis  250  Frcs.=29Vs  Thlr.  bis  59>/2  Thir.  Prss.  in 
den  grösseren  Städten,  110bisnOFrcs.=29VsThlr.  bisSTVgXhlr.  Prss.) 
in  den  übrigen  Gemeinden  entrichten,  theils  aus  solchen,  die  bestimmte  Ge- 
schäfte verrichten  oder  Aemter  verwalten.  Dazu  gehören  die  Mitglieder 
der  Kammer  der  Repräsentanten,  der  Provinzial-  und  Gommunalräthe» 
die  Bürgermeister  und  Schoflen,  die  Secretäre  und  Steuereinnehmer  der 
Gemeinden,  die  Doctoren  und  Licentiaten  des  Rechts,  der  Medicin, 
Chirurgie,  Philosophie  und  freien  Wissenschaften ,  die  Militär-Chirur- 
gen und  Veterinär-Aerzte,  die  Notare,  Advocaten,  Wechsel -Agenten 
und  Mäkler,  die  Pensionäre  des  Staates,  welche  mindestens  1000  Fres. 
Pension  (270  Thlr.  Preuss.)  beziehen.  Das  Gesetz  schreibt  den  blei- 
benden Ausschüssen  der  Provinzialräthen  vor,  jährlich  allgemeine  Li- 
sten der  Geschwornen  nach  den  Gerichts  -  Bezirken  zu  entwerfen. 
Diese  Listen  werden  darauf  an  die  Präsidenten  der  Gerichtshöfe  er- 
ster Instanz  gesandt,  durch  welche  sie  auf  die  Hälfte  reducirt,  und 
dann  an  den  Apellationshof  befördert  werden,  um  hier  noch  eine 
zweite  Reductibn  zu  erfahren.  Im  Jahre  1840  enthielten  diese  von 
den  Ausschüssen  der  Provinzialräthe  entworfenen  Listen  13,444  Na- 
men, oder  einen  Geschwomon  auf  300  Einwohner.  Von  diesen 
vearen  10,048  wegen  der  Höhe  ihres  Census  und  3,396  wegen  ihrer 
Geschäfte  oder  amtlichen  Functionen  aufgezeichnet  *). 

5)  Das  Gemeindegesetz  des  Königreichs  Belgien  vom  30.  März 
1836**),  welches  nach  langen  und  heftigen  Debatten  in  den  Sessio- 
nen beider  Kammern  1834  und  1835  erst  zu  Stande  gekommen  war. 
Nach  demselben  trägt  die  Fürsorge  für  die  Communal-Interessen  ein 
Communal- Vorstand  oder  Gemeinderath,  welcher  aus  dem  Bürger- 
meister, den  Schöffen  und  Bäthen  gebildet  wird.  Der  Bürgermeister 
und  die  Schöffen  werden  aus  der  Mitte  des  Gemeinderaths  gewählt; 
die  Mitglieder  des  Gemeinderaths  selbst  werden  für  den  Zeitraum 
von  sechs  Jahren  gewählt  und  sind  alle  drei  Jahre  zur  Hälfte  zu  er- 
neuern an  dem  letzten  Dienstage  im  Monat  October.  Das  Gesetz 
bestimmt  die  Fälle,   in  welchen  die  Handlungen  und  Beschlüsse  des 


*J  Nach  dem  früheren  Gesetze  über  die  Jury  zählte  man  im  Jahre 
1837  26,350  Bürger  in  Belgien,  welche  die  Befähigung  hatten,  zu  Geschwornen 
gewählt  zu  werden. 

**)  F^2.  Mittermaier's  Erläuterungen  dieses  Gesetzes  in  dessen  kritischer 
Zeitschriß  für  Rechtswissenschaß  und  Gesetzgebung  des  Auslandes,  Bd.  VIII^ 
pg,  447-69. 
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Gemeinderatbs  entweder  der  Genehmigung  des  Königs  oder  des  dauern- 
den Anschusses  des  Provinzialraths  unterworfen  sind.  Dem  Könige 
steht  das  Recht  zu,  die  Beschlüsse  der  Gemeinderäthe  zu  annulUreii» 
sobald  dieselben  ihre  Schranken  überschreiten,  oder  dem  allgemeiiie& 
Interesse  zuwider  laufen.  Der  Gemeinderath  ist  mit  Einscblass  des 
Bijrgermeisters  und  der  Schöffen  aus  7  Mitgh'edem  in  solchen  Ge- 
meinden zusammengesetzt,  die  unter  1000  Seelen  zählen;  er  steigt 
auf  9  Mitglieder  für  Gemeinden  zwischen  1000  und  3000  Seelen,  auf 
11  Mitglieder  für  Gemeinden  zwischen  3000  und  10,000  Seelen,  auf 
13  bis  17  Mitglieder  für  Gemeinden  zwischen  10,000  und  25,000 
Seelen,  und  nimmt  fernerhin  in  noch  grösseren  Städten  auf  je  5000 
Seelen  um  2  Mitglieder  zu,  so  dass  er  für  Gemeinden  von  30,000 
S.  aus  19  Mitgliedern,  für  Gemeinden  von  40,000  S.  aus  23  Mitglie- 
dem  gebildet  wird.  In  noch  grösseren  Städten  mmmt  der  Gemeinde- 
rath von  40,000  S.  ab  nur  für  je  10,000  S.  um  2  Mitglieder  zu,  so  dass 
er  bei  50,000  S.  aus  25  Mitgliedern,  bei  60,000  S.  aus  27  Mitgliedern 
und  bei  70,000  S.  aus  29  Mitgliedern  besteht :  für  noch  grössere 
Städte  mit  einer  Bevölkerung  von  mehr  als  70,000  Bewohnem  er- 
reicht der  Gemeinderath  das  Maximum  von  31  Mitgliedern  und  bleibt 
dabei  stehen.  Die  Zahl  der  Schöffen  ist  in  den  Gemeinden  von 
20,000  Einwohnern  und  darunter  zwei  und  wird  auf  vier  verdop- 
pelt für  die  Ortschaften,  welche  eine  Bevölkerung  von  20,000  Bewoh- 
nern übersteigen.  Die  Mitglieder  des  Gemeinderatbs,  mit  Ausnahme 
der  vom  Könige  allein  zu  ernennenden  Bürgermeister  und  Schöfi^ 
werden  von  ihren  Wählern  in  directer  Wahl  ernannt:  um  ein  Ge- 
meindewähler zu  sein,  muss  man  Belgier  von  Geburt  oder  naturali- 
sirt  sein,  die  Volljährigkeit  erreicht  haben,  sein  Domicil  in  der  Ge- 
meinde besitzen  und  einen  Census  mindestens  von  15  Fres.  (4  Tbir. 
Preuss.)  in  den  Gemeinden  unter  2000  Einwohnern  entrichten*). 
Dieser  Census  wächst  mit  der  Grösse  der  Bevölkerung  in  den  Ge- 
meinden ,  und  zwar  für  die  Gemeinde  unter  5000  E.  bis  20  Fres., 
für  die  unter  10,000  E.  bis  30  Fres.  (8  Thir.  Preuss.),  für  die  unter 
15,000  und  20,000  E.  bis  zu  40  und  50  Fres.,  sodann  für  jede  10,000 
S.  mehr  um  10  Fres.,  bis  dass  der  Census  in  den  Gemeinden  von 
60,000  E  und  darüber  auf  100  Fres.  (27  ThIr.  Preuss.)  gestiegen  ist 
und  dann  nicht  weiter  zunimmt.  Im  Jahre.  1836  gab  es  200,885 
Wähler  für  die  Gemeinderäthe,  d.  i.  durchschnittlich  einen  auf  21 
Einwohner,  im  J.  1840  181,451  solche  Wähler,  d.  i.  durchschnitUich 


*)  In  den  kleinen  Gemeinden,  in  welchen  es  nicht  fünf  Bewohner  giebt,  die 
den  verlangten  Census  bezahlen,  wird  diese  Zahl  durch  die  zunächst  am  höd^ 
sten  Besteuerten  ergänzt. 
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einen  auf  22  Einwohner.  Der  Bürgermeister  und  die  Schöffen  sind 
mit  der  Ausführung  der  Gesetze  und  Anordnungen  in  ihren  Gemein- 
den beauftragt ;  sie  können  wegen  schlechter  Führung  oder  schwerer 
Vernachlässigung  der  Geschäfte,  oder  auf  das  Gutachten  eines  Aus- 
schusses der  Provinzial-Gonseils  durch  die  Gouverneure  der  Provinz; 
von  dem  Amt  suspendirt  oder  auch  förmlich  abberufen  werden. 

6)  Das  Provinzialgesetz  des  Königreichs  Belgien  vom  30. 
April  1836,  welches  gleichfalls  erst  nach  zweijährigen  Debatten  in 
den  beiden  Kammern  endlich  Gesetzeskraft  erlangte*).  Es  besteht 
aus  9  Titeln  und  137  Artikeln.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  des- 
selben sind  folgende.  Es  wird  für  jede  Provinz  ein  Provinzis^lratb 
(Gonseil  provincial)  und  ein  Begierungs-Gommissar  eingesetzt  Der 
Provinzialrath  wird  unmittelbar  von  den  Wahlcollegien  gewählt,  und 
ernennt  wiederum  aus  seiner  Mitte  einen  ständigen  Deputations- Aus- 
schuss.  Die  Begierungs-Commissäre  bei  den  Provinzialräthen  sind 
die  Gouverneure  der  Provinzen,  welche  vom  Könige  ernannt  und 
entlassen  werden.  Die  Wähler  für  die  Provinzialräthe  sind  dieselben, 
welche  die  durch  das  Wahlgesetz  für  die  Kammer  vorgeschriebenen 
Erfordernisse  an  sich  tragen.  Die  nach  demselben  angefertigten  Wahl- 
listen dienen  für  die  Wahl  der  Provinzialräthe ;  jedoch  können  die, 
welche  die  völlige  Naturalisation  erlangt  haben»  sich  auf  einer  Sup- 
plementarliste  eintragen  lassen.  Wittwen  können  einem  ihrer  Söhne 
die  Steuerbeiträge  überweisen,  um  seine  Wahlfähigkeit  zu  bewirken. 
In  den  Gemeinden,  in  welchen  die  Zahl  der  in  den  Wahllisten  einge- 
schriebenen Wähler  unter  70  beträgt,  werden  Supplementarlisten  für 
diejenigen  gebildet,  welche  auch  einen  geringem  Gensus  (das  Ver- 
bältniss  wird  im  Gesetze  angegeben)  bezahlen.  Die  Wahl-Gollegien 
dürfen  sich  nur  mit  der  Wahl  der  Provinzialräthe  beschäftigen.  Die. 
Versammlung  der  Wähler  findet  jährlich  am  ersten  Montage  im  Mai 
statt  Wenn  über  400  Wähler  für  eine  Wahlversammlung  vorhanden 
sind,  werden  Abtheilungen  gebildet :  der  Präsident  des  Bezirksgerichts 
fuhrt  im  Hauptbureau  den  Vorsitz,  in  den  andern  Abtheilungen  prä- 
sidirt  der  Friedensrichter.  Die  Wahl  ist  geheim  und  Stimmenmehr- 
heit entscheidet.  Der  Gewählte  muss  sich  über  die  Annahme  erklä- 
ren. Wahlfähig  ist  nur  der  geborene  oder  naturalisirte  Belgier,  wel- 
cher den  Genuss  aller  bürgerlichen  und  politischen  Bechte  hat,  25 
Jabre  alt  ist,  und  in  der  Provinz  wenigstens  seit  dem  1.  Januar  des 
Jahres,  in  welchem  die  Wahl  stattfindet,  seinen  Wohnsitz  hat  Die 
zu  peinlichen  Strafen  Verurtheilten  können  eben  so  wem'g  als  die 


»♦. 


*)  Vgl  Mitiermaiet^s  Erläuterungen  dieses  Gesetzes  in  der  oben  ange- 
führten  ZeiUchnß  für  ausländ.  RecMswusenschafl  Bd.  iX  5.  116-25. 
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Budgets  seine  Zustimmung  verweigern.  Wenn  indess  binnen  40  Ta- 
gen von  der  Zeit  an,  wo  der  Beschluss  des  Provinzialraths  erfolgtet 
die  Verweigerung  des  Königs  nicht  eintrifft,  so  ist  der  Beschluss  als 
angenommen  anzusehen.  Acte,  die  nach  dieser  Bestimmung  der  Kö- 
nig nicht  annullirte ,  können  später  nur  durch  das  gemeinschaftlidie 
Zusammenwirken  der  gesetzgebenden  Gewalt  (beide  Kammern  und 
der  König)  vernichtet  werden.  Jede  Versammlung  der  Provinzial* 
rathe  ausser  den  oben  angegebenen  ist  ungesetzlich,  uhd  die  Theo- 
nehmer  an  derselben  können  eine  Haft  von  6  Monaten  bis  2  Jafaren 
erleiden.  Die  Provinzialräthe  werden  auf  4  Jahre  erwählt;  alle 
2  Jahre  tritt  die  Hälfte  aus,  und  eine  neue  Wahl  erfolgt.  —  Jeder 
Provinzialrath  hat  eine  ständige  Deputation  (Ausschuss)  von 
6  Mitgliedern.  Zu  dieser  können  nicht  gewählt  werden:  gerichtiidie 
Beamte,  Advocaten,  Pfarrer ,  Ingenieure  der  Brücken  und  Strassen, 
Beamte  der  Provinzial-Verwaltung,  Mitglieder  der  Gommunal-Verwal- 
tungen,  Personen,  welche  für  den  öffentlichen  Unterricht  angesteUt 
sind ,  endlich  keine  Beamte ,  welche  unmittelbar  dem  Gouverneur 
untergeordnet  sind  Die  Mitglieder  der  Deputation  werden  auf  4 
Jahre  gewählt,  und  alle  2  Jahre  tritt  die  Hälfte  aus.  In  derselben 
fuhrt  der  Gouverneur  der  Provinz  den  Vorsitz  und  hat  eine  bera- 
thende,  aber  keine  entscheidende  Stimme:  sie  kann  nur  berathen, 
wenn  die  Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  ist.  Jedes  Mitglied  erhät 
einen  jährlichen  Gehalt  von  3000  Frcs.  (810  Thir.  Prss.),  von  wel- 
chem jedoch  die  Hälfte  zurückbehalten  wird ,  um  einen  Fonds  de 
presence  zu  bilden,  indem  diese  Summe  alle  3  Monate  unter  die 
Mitglieder  nach  der  Zahl  der  Sitzungen  vertheilt  wird,  bei  welchen 
sie  gegenwärtig  gewesen  sind.  Die  Deputation  giebt  ihr  Gutachten 
über  alle  ihr  vorgelegten  Gegenstände  ab,  und  hält  ihre  Berathungen 
sowohl  während  der  Sitzungen  des  Provinzialraths,  als  zu  anderen 
Zeiten,  über  alles,  was  die  laufende  Verwaltung  der  Interessen  der 
Provinz  und  die  Vollziehung  der  Gesetze  betrifft,  so  wie  über  die 
ihr  vom  Gouverneur  überwiesenen  Geschäfte,  so  weit  ihre  Vermitte- 
lung  dabei  erfordert  wird.  Sie  vertritt  die  Provinz  vor  Gericht  in 
allen  gegen  die  Provinz  angestellten  Klagen  und  beginnt  auch  ohne 
vorgängige  Genehmigung  des  Provinzialraths,  wenn  dieser  nicht  ver- 
sammelt ist,  die  Prozesse  wegen  Mobilicn  oder  possessorischer  Kla- 
gen. Ueber  alle  Gegenstände,  welche  zur  Gompetenz  des  Provinzial- 
raths gehören,  entscheidet  die  Deputation,  wenn  jener  nicht  versam- 
melt ist,  und  der  Gegenstand  keinen  Aufschub  erleidet,  jedoch  mit 
der  Verpflichtung,  bei  der  nächsten  Versammlung  des  Provinzialraths 
darüber  zu  berichten.  Ueber  die  Fonds  der  Provinz  kann  nur  auf 
Anweisungen  der  Deputation  verfügt  werden,  und  jeden  «Monat  sat 
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die  Deputation  an  den  Minister  des  Inneren  den  Etat  der  Liqui- 
den in  Bezug  auf  die  Fonds  im  letzten  Monate.  Am  Ende 
s  Monats  stellt  der  Finanzminister  die  erhobenen  Einnahmen  der 
inz  zur  Verfügung  der  Deputation.  Jährlich  bei  EröQnung  der 
mgen  des  Provinzialraths  überreicht  ihm  die  Deputation  eine 
tändige  Darstellung  der  Verhältnisse  der  Provinz  in  Bezug  auf 
Verwaltung;  gleichzeitig  legt  sie  die  Uebersicht  der  Einnahmen 
Ausgaben  des  letzten  Jahres  mit  dem  Entwürfe  des  Budgets 
endlich  alle  geeigneten  und  vorbereiteten  Anträge  vor.  —  Der 
(^inzial-Secretär  Tührt  sowohl  bei  den  Sitzungen  des  Provin- 
iths,  als  der  Deputation  das  Protocoll  und  besorgt  die  Expeditio- 
—  Der  Gouverneur  der  Provinz,  welcher  seinen  Wohnsitz 
laiiptorte  der  Provinz  hat,  besorgt  die  vorläufige  Instruction  aller 
iistände,  welche  dem  Provinzialrathe  oder  der  Deputation  vorzu- 
I  sind;  er  hat  das  Recht,  den  Berathungen  des  Provinzialraths 
1  wohnen,  Aufklärung  zu  verlangen,  so  wie  auch  wiederum  seine 
3nwart  in  den  Sitzungen  von  dem  Provinzialrathe  gefordert  wer- 
kann.  Nur  der  Gouverneur  ist  mit  der  Vollziehung  der  von  dem 
inzialrathe  oder  der  Deputation  gefassten  Beschlü$se  beauftragt; 
esse  der  Provinz  werden;  im  Namen  der  Deputation  von  dem 
irerneure  betrieben.  Hat  der  Provinzialrath  oder  die  Deputation 
h  einen  Beschluss  ihren  gesetzlichen  Wirkungskreis  überschritten, 
die  öffentlichen  allgemeinen  Interessen  verletzt,  so  ergreift  der  Gou- 
eur  binnen  6  Tagen  den  Recurs  an  die  Staatsregierung:  erfolgt 
.  während  eines  Zeilraums  von  30  Tagen  keine  abändernde  Ver- 
ng  von  Seilen  der  Staatsregierung,  so  ist  der  angegriffene  Be- 
iss  executorisch.  Der  Gouverneur  wacht  über  die  Erhaltung  der 
3  und  der  Ordnung  und  Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigen- 
1%  in  der  Provinz :  zu  diesem  Zwecke  steht  die  Gensd'armerie 
elfter  Verfügung.  In  jedem  Verwaltungsbezirke  wird  ein  Bezirks*^ 
missär  von  der  Slaalsregierung  angestellt,  dessen  Wirkungskreis 
über  die  üindgemeinden  und  Städte  unter  50Ü0  Einwohner  er- 
kt.  Derselbe  muss  unter  Gontrolle  des  Gouverneurs  und  der 
itation  die  Verwaltung  der  Gemeinden  beaufsichtigen,  über  die 
lachlung  der  Gesetze  und  Reglements  der  Verwaltungsbehörden 
len  und  für  die  Vollziehung  der  Beschlüsse  des  Provinzialraths 
der  Deputation  innerhalb  seines  Bezirks  sorgen.  Er  revidirt 
lieh  wenigstens  einmal  die  Civilstands-Register  und  untersucht  die 
eindeverwaltung.  Von  jedem  ausserordentlichen  Ereignisse  seines 
'ks  hat  er  dem  Gouverneur  schleunigst  Nachricht  zu  geben  und 
ich  einen  Monat  vor  der  Versammlung  des  Provinzialraths  einen 
:ht  über  etwa  einzuführende  Verbesserungen  und  über  vorban« 

B  h  0  b  e  r  t ,  VeriaüungiorkuideB.  8.  04.  22 
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dene  Bedürfnisse  einzusenden ,  so  wie  ebenfalls  jahrlich  M  die  De- 
putation eine  vollständige  Darstellung  über  den  Zustand  seines  Bezirks 
einzureichen. 

7)  Gesetz  vom  22.  September  1835  über  die  Fremdea, 
welche  sich  in  Belgien  aufhalten  *) :  das  Gesetz  erhielt  —  m  Be- 
zug auf  die  Beschränkung  des  Art  128  der  Verfassung  —  dnrch  die 
Verhältnisse  der  inneren  Gestaltung  Belgiens  und  seiner  Lagi^  gegen 
die  benachbarten  Staaten  in  diesen  so  bewegten  Zuständen  seine  na- 
here  Motivirung.  Die  Hauptbestimmungen  dieses  nur  für  3  Jahre 
gültigen  Gesetzes  (  —  seine  längere  Dauer  wurde  von  der  ausdrud- 
liehen  Erneuerung,  abhängig  gemacht,  die  indess  nicht  erfolgt  ist—) 
sind  folgende:  Jeder  Fremde,  der  seinen  Aufenthalt  in  Belgien  nimmt 
und  durch  sein  Benehmen  die  öffentliche  Buhe  in  Gefahr  setzt,  oder 
im  Auslande  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  verfolgt  oder 
verurtheilt  ist,  welches  nach  dem  Gesetze  vom  1.  October  1833 •*) 
die  Auslieferung  begründet,  kann  durch  die  Staatsregierang  gezwm- 
gen  werden,  sich  von  einem  bestimmten  Orte  zu  entfemeUt  oder  ei- 
nen bestimmten  angewiesenen  Ort  zu  bewohnen,  oder  das  Kön^rekft 
zu  verlassen.  Davon  sind  ausgenommen  diejenigen  Fremden,  wekl|p 
1)  von  der  Staatsregierung  die  Erlaubniss  erhalten  haben,  ihren  Wotal^ 
sitz  in  Belgien  zu  gründen,  2)  mit  einer  Belgischen  Frau  verbeirathet 
sind  und  Kinder  in  dieser  Ehe  erzeugt  haben,  die  während  ihres  Avt 
^  enthalts  in  Belgien  geboren  sind,  3)  den  Belgischen  Orden  des  eisa- 
^  nen  Kreuzes  sich  erworben  haben.  —  Der  königliche  Befehl  an  den 
Fremden,  einer  der  drei  oben  angegebenen  Bestimmungen  sich  n 
fügen,  soll  dem  Fremden  durch  einen  Gerichtsvollzieher  eingehändigt 
werden,  worauf  demselben  mindestens  ein  freier  Tag  zu  bewilligen 
ist  Der  Fremde,  welcher  den  Befehl  erhalten  hat,  das  Königreid 
zu  verlassen,  muss  die  Gränze  bezeichnen ,  auf  welcher  er  dastLaod 
verlassen  will ;  er  erhält  dann  eine  genaue  Marschroute  mit  Angabe, 
wie  lange  er  sich  an  jedem  der  Orte  aufhalten  darf:  wenn  er  diesen 
Anordnungen  sich  nicht  fügt,  wird  er  durch  die  bewaffnete  Madit 
über  die  Gränze  gebracht  Wenn  einem  Fremden  ein  bestimmter 
Aufenthaltsort  angewiesen  war,  und  er  diesen  verlässt,  so  kann  dieB^ 
gierung  den  Fremden  aus  dem  Lande  weisen.  Sollte  der  Fremde 
aber,  der  das  Land  verlassen  musste,  wieder  zurückkehren,  so  wird 
er  wegen  der  Bückkehr  von  den  Zuchtpolizei-Gericbten  zum  Gefiog- 
niss  von  14  Tagen  bis  6  Monaten  verurtheilt  und  nach  Ablauf  der 
Strafzeit  abermals  aus  dem  Beiche  abgeführt. 

*)  Vergl.  Mittermaier's  od.  gen.  Zeüschrift  ftkr    ausländ.  Aedte. 
u.  t.  w.  Bd.  IX„  S,  317-19. 

'>  YergL  Mittermaie  r  in  derselben  ZeiUchriß  Bd.  YL,  S.  473. 
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Nachdem  diese  allgemeinen  Gesetze  von  der  gesetzggebenden 
Gewalt  als  Ergänzungen  oder  temporäre  Abänderungen  des  Belgischen 
Grundgesesetzes  von  1831  in  den  darauf  folgenden  fünf  Jahren  er- 
lassen waren»  drehten  sich  die  Arbeiten  der  beiden  Kammern  unter 
voller  Aufrecbterhaltung  der  Verfassung,  theils  um  confessionelle  Slrei- 
tigkeiten  und  die  Ausgleichung  der  Verhältnisse  mit  dem  Römischen 
Stuhle,  theils  um  finanzielle  Fragen,  Herabsetzung  des  ZInsfusses,  und 
materielle  Gegenstände  mannichfachster  Art,  die  besonders  auf  die  He- 
bung des  innem  Verkehrs,  Genehmigung  des  Vertrags  mit  dem  Deut- 
schen Zollverein,  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  auf  alleinige  Kosten  ' 
des  Staates  u.  s.  w.  sich  bezogen.  In  der  Session  des  Jahres  1845—46  wa- 
ren die  Hauptgegenstände  der  Berathung  die  Lage  der  Arbeiter  und  der 
bedürftigen  Klassen  der  bürgerlichen  Gesellschaft ,  so  wie  die  Maassre- 
gQln  zur  Abhülfe  der  durch  die  Krankheit  der  Kartoffeln  angeregten 
Besorgnisse.  Erst  in  der  Session  des  Jahres  1847  wurde  eine  we- 
sentliche Veränderung  des  Grundesetzes  beschlossen,  aber  auch  diese 
nur  in  der  Zahl  der  Repräsentanten  und  dem  danach  sich  richtenden 
numerischen  Verhältnisse  der  Senatoren,  weil  dies  durch  die  inzwi- 
schen beträchtlich  gewachsene  Bevölkerung  des  Staates  in  Folge  der 
Artikel  49  und  54  der  Verfassung  (s.  oben  S.  319  und  320)  nolh- 
vrendig  gemacht  wurde.  Die  Bevölkerung  Belgiens  war  nach  der 
Zahlung  im  October  1846  auf  4,33e5,319  Seelen  gewachsen,  und  dem- 
gemäss  wurde  für  die  Bepräsentanten-Kammer  eine  Zahl  von  108 
Mitgliedern  und  für  den  Senat  von  54  Mitgliedern  nach  jenen  Arti- 
Iieln  gesetzlich  gefordert.  Das  darüber  von  den  beiden  Kammern 
berathene  Gesetz  wurde  vom  König  Leopold  am  31.  März  1847  be- 
stätigt, und  in  Folge  desselben  die  neue  Vertheilung  der  Repräsentan- 
ten und  Senatoren  auf  die  einzelnen  Provinzen  in  nachstehender 
Weise  angeordnet : 


Provinzen    Repräsentanten 

Senatoren 

Antwerpen 

10 

5 

Brabant 

17 

9 

Westflandem 

16 

8 

Ostflandern 

20 

10 

Bennegan 

18 

9 

Lültich 

11 

6 

Limburg 

5 

2 

Luxemburg 

5 

2 

Namur 

6 

3 

zusammen      108  54 
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SehwedeD  nod  Norwegeo* 


9vclleii  und  Iiaifliiiilttel«  G.  F.  Marteos  Sammloog  der 
widitigsten  Reicbsgruadgeselze ,  Götling.  1794,  8?o.  Ir  u.  einiiger  Bd.,  ent- 
bält  Schwedische  Grundgesetze  von  1397  bis  1789.  —  Dufau,  Guadet»  Gollect, 
^tc.  ?ol  111.  pag.  72  sq.  -  Pölitz,  Verf.  Europ.  Bnd.  111,  S.  58  -  112.- 
H.  Steffens,  der  Norwegische  Storlhingim  J.  1^.  gescbichlliche  DarstcUoDg 
und  ActenslQcke,  Berlin  18^5.  8vo.  —  Münch- Räder,  den  norske  Consü- 
tntions  Historie  og  Vaesen,  Christiania  I84i,  8vo.  — Aug.  Tb.  Brönoel.  die 
freie  Verfassung  Norwegen's  in  ihrer  geschichtlichen  Entstehung  nebst  einlei- 
tender Vorgeschichte.  Bergen  1843.  8vo. -  Er.  Mor.  Arndt.  Schwedische 
Geschichte  unter  Gustav  JH.,  vorzüglich  aber  unter  Gustav  IV.  Adolf,  Lpig- 
1839,  8vo.— Carl  af  Forseil  Statislick  öfver  Svcrige.  Stockholm  1831,  8to.. 
3  Uplagen  Stockholm  1836  u.  Deutsche  Uebcrsctzung  dieses  Werkes  von  A.G. 
Freese,  Lübeck  1835,  8vo.  S.  44  u.  flg. 


I.    Schweden. 

Das  Königreich  Schweden  mit  Dänemark  und  Norw^en  durch 
die  Calmarische  Union  vom  20.  Juli  1397*}  vereinigt,  badete  in  die- 
sem grossen  Nordischen  Gesamrolreiche  nur  den  weniger  bedeutsa- 
men und  nur  im  Süden  und  auf  der  östlichen  Küste  des  mittleren 
Landes  einigermaassen  eutwickelten  Theil.  Zweimal  wurde  die  Cal- 
marische Union  am  9.  Jul.  1430'*)  und  am  14.  M.ii  1450  erneuert, 
aber  dadurch  keinesweges  das  Band  dieser  Nordischen  Staaten  mehr 
befestigt.  Denn  gerade  durch  diese  Vereinigung  war  Schweden  mehr 
in  die  allgemeinen  poh'tischcn  Angelegenheiten  und  Kämpfe  hineingezogen 
und  dadurch  eine  grössere  Rivalität  auf  Dänemark  und  ein  kraftigeres 
Gerühl  Tür  nationale  Selbstständigkeit  entwickelt  worden.  Dies  führte 
zu  den  Bürgerkriegen  in  der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  and  in 
den  ersten  Jahren  des  sechzehnten  Jahrhunderts,  bis  die  Union  durch 


V  Sie  ist  in  Martern  SamnUg.  /.  5.  U  inDeutseher  Sprache  abgedrutiL 
*V  GleiehfaUi  bei  Martern  Sanmlg.  L  S,  19  in  Deutscher  Spr. 


Qttimtis  n.  Zägellöslgkeit  gelost,  um)  unter  der  Einwiikimg  ler 
Rerormation  die  Selbstständigkeit  Schwedens  als  eines  f&r  sich  be* 
stehenden  Königreichs  hergestellt  wqrde.  Die  förmliche  £rklärong 
geschah  auf  dem  Reichstage  2u  Strengnas  am  7.  Juni  1523,  indem 
die  Schwedischen  Reichsstände  auf  die  Aufforderung  des  Kön^ 
Friedrich  I.  von  Dänemark  antworteten,  sie  hätten  zu  ihrem  Könige 
GustavWasa  Erichsson  gewählt*).  Für  seinen  Mannsstamm  nach  detü 
Erstgeburtsrecht  wurde  die  Erbvereinigung  Schwedens/*)  als  ei- 
nes Erbkönigreifhs,  auf  dem  Reichsstage  zu  Westeras  am  13ten  .Januar 
1544  im  Namei)  aller  Stände  vom  Adel  ausgefertigt,  der  sich 
hier  , Mitglied  und  Stütze  der  Krone  Schwedens''  nannte.  Drei  Jahre 
später  erneuerten  sämrotliche  Stände  auf  dem  Reichstage  zu 
Strengnas  (im  J.  1547)  die  Anerkennung  dieser  Testaments- 
ordnung Tür  den  König  Gustav  Wasa  und  seine  männlichen  Nach- 
kommen, indem  den  Reichstagbeschluss  darüber  die  Geistlichkeit 
abfasste,  wobei  auf  diesem  Reichstage  zum  ersten  Male  neben  dem* 
Bischöfe  auch  die  Pfarrer  von  Stadt  und  Land  als  Abgeordnete  er- 
schienen. 

Die  traurigen  und  blutigen  Kämpfe  unter  den  Söhnen  Gustav 
Wasa's  liessen  in  Schweden  bei  einer  mächtigen  Parthei  wieder  den 
Gedanken  an  ein  Wahlreich  aufkommen»  zumal  als  Sigismund,  Gu-* 
stav's  Enkel,  von  dessen, zweitem  Sohne  Johann,  nach  dem  Tode  des 
Königs  Stephan  Bathory  von  Polen  auch  auf  den  Polnischen  Königs^ 
thron  gewählt  wurde,  da  seine  Mutter  Galharina,  die  Tochter 
Siegismunäs  IL,  noch  das  Andenken  an  Jagello's  Stamm  in  Polea 
aufrecht  hielt  Die  Furcht  vor  der  weiteren  Verbreitung  der  Ka- 
tholischen Kirche  in  Schweden  und  vor  dsr  Zurücksetzung  dieses 
Reiches  hinter  Polen  führte  zur  Unterzeichnung  der  Ca  Im  arischen 
Statuten***)  am  7.  Sept.  1587  über  die  Regierung  beider  Reiche 
(Schweden  und  Polen),  bevor  Sigismund  zur  Uebernahme  der  Re- 
gierung nach  Polen  ging.  Die  Evangelische  Religion  wird  geschützt^ 
Schwedens  Ehre  und  Vorrang  überall  gewahrt,  über  Krieg,  Freden 
und  Bündnisse  sollen  Schweden's  Stände  gehört  werden,  und  ohne 
ihre  Genehmigung  darf  kein  in  Polen  von  König  Siegismund  aus  gefertig- 
tes Gebot  oder  Verbot  in  Schweden  gültige  Kraft  erhalten :  aber  auch 
das  Erbrecht  bleibt  dem  Hause  Wasa  Tür  Schwedens  Krone  nach  dem 
Rechte  der  Erstgeburt  gesichert,  und  selbst  bei  dem  Aussterben  der 


V  Geijer's  Gesch.  Sehtoedens,  Bnd-  11,  S.  35. 

**J  Abgedruckt  in  Stjernman  Ricksdagars  Beslut,  Lpg,   137  wnü  M 
Deutscher  Sprache  hei  Martens  a.  a.  0*  5.  319. 
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Staat  «Bd  Regierung^  des  leicbs  (RegieiNiDgifiaHii)  aftginiK' 
ihen.  Sie  sollte  als  eine  Ricbtsdmur  2ur  V^ivaitung  dea  iBgaaMi 
nen  Wesens  dienen ,  und  zwar  sowohl  auf  cfie  Ausubiing  6&t  Kt* 
oiglichen  Macht  als  der  ständischen  Gerechtsame  eiDwirkeo:  aKail 
sie  Hess  die  herkömmliche  Zusammensetzung  der  Reiehstage  baiMr 
hen,  und  bestimmte  weder  genau  die  Grinien  der  Königttchni  Ge* 
wait,  noch  die  der  ständischen  Rechte,  indem  sie  im  Gegtntbette  oberal 
beide  als  schon  bekannt  voraussetzte.  Dennoch  wurde  sie  von  de« 
grösseren  Theile  der  Köm'glichen  Reamten  als  gefiäirlich  für  die  U* 
nigliche  Macht  angesehen,  und  kam  niemals  io  alleii  Ihetten  tm 
Ausführung. 

Durch  Gustav  Adolfs  Schwester  Gatharina ,  die  an  den  Pfidi« 
grafen  Johann  Casimir  von  Zweibrücken  verhcirathet  wafi  gfhogU 
deren  Sohn  Carl  X.  Gustav  (6.  Juni  1654  f  23.  Februar  16Q0J^ 
als  der  nächste  Erbe  der  weiblichen  Linie,  auf  den  Schwedischea 
Thron.  Das  Haus  Pfalz-Zweibrücken  bat  denselben  im  Mannsstamn» 
64  Jahre  besessen  (1654—1718).  Unter  ihm  wurde  <fae  Königlicfai 
Gewalt  willkührlicher,  und  die  auswärtigen  Verhältnisse  der  Sdivfi» 
dischen  Mächte  Hessen  das  Ansehen  und  den  Einfluss  der  Scfawedi* 
sehen  Reichsstände  immer  mehr  sinken,  indem  der  Königlicbe  Wilk^ 
unterstützt  durch  das  Heer,  die  Flotte  und  die  Resitzungm  in  Deuisdh 
land  und  den  südlichen  Küstenländern  der  Ostsee  über  die  Renutzung  alkr 
Kräfte  das  Land  für  die  jedesmaligen  Reziehungen  der  Begieningr 
Politik  allein  entschied.  Als  ein  bezeichnendes  Resultat  dafür  gSt 
unter  dem  zweiten  Könige  aus  dem  Hause  Pfalz-Zweibrücken,  unUr 
Carl  XI.  (23.Febr.  1660  t  15.  April  1607)  derReichstagabescfaluss  too 
10.  December  1680  über  das  Verhältniss  des  Reichsraths  und  der  Beichs^ 
stände*),  aufweichen  daher  späterhin  die  wieder  gekräfligte  Königliche 
Macht  in  dem  unten  abgedruckten  Grundgesetze  vom  Jahre  1772  am» 
drücklich  besondere  Rücksicht  nahm.  —  Der  Kriegsheld  Carl  XU* 
(15.  April  1697,  vor  Friedrichshall  am  11.  December  1718  erschos* 
sen),  welcher  unvermählt  den  Mannsstamm  seiner  Linie  schloss»  haue 
während  des  grossen  Nordischen  Krieges,  d.  h.  also  während  seiner 
ganzen  Regierung,  nur  starke  Forderungen  an  sein  Volk  zu  madm 
und  fühlte  sich  niemals  geneigt  auf  die  Vorstellungen  sein^  Reidi»* 
stände  zu  hören.  Aber  seine  langjährige  Abwesenheit  von  Sehva* 
den,  und  sein  Wafienunglück  seit  der  Niederlage  bei  Poltawi 
(8.  Juli  1709),  regten  bei  den  Reichsständen  den  Gedanken,  dass  dH 


V  Abgedrueki  hei  Stj$rnman  Riktd.  BuL  U,  5.  W7S  miI  Bi^itd^ 
fni  Martern  a,  m.  O.  l  S.  4Sti. 


ST 

WlUk  SdiviedeBS  tfcht  in  der  Bebaiytinig  seiner  aiwwärtigeD  Stellaog 
m  Mudien  wäre«  zu  lebhaft  ao(  um  nicht  späterhin  jede  Gelegenheit 
eMHg  zo  ergreifen,  die  Königliche  Gewalt  wieder  in  die  älteren  ver* 
ÜMrangsmässigen  Schranken  zorückzufübreni  und  durch  Selbstbestim* 
■Hing  bei  den  öffentiichen  Lasten  diese  wesentlich  zu  erleichtern. 

Diese  Gelegenheit  zeigte  sieb  unerwartet  günstig  bei  dem  Tode 
Gsrh  XIL :  eia  ansehnlicher  Theil  der  auswärtigen  Besitzungen  ging 
durek  die  Friedensschlüsse  mit  den  benachbarten  Mächten  verloren» 
im  Heer  und  die  Flotte  konnten  nicht  mehr  auf  dem  früheren  Fusse 
erhalteii  werden.  CarrsXIL  Schwester,  Ulrike  Eleonore,  wurde 
auf  Bedingungen  als  Königin  von  Schweden  gewählt  (1.  März  1710 
t  5.  Oecember  1741)»  dasselbe  Loos  hatte  ihr  Gemahl  Landgraf 
Friedrich  von  Hessen»  der  durch  Wahl  am  4.  April  1720  den 
Schwedischen  Thron  bestieg  und  kinderlos  am  5.  April  1751  ver- 
starb« Es  wurde  von  dem  ersten  Reichstage  unter  seiner  Regi^ung 
eine  neue  Regierungsform  am  2.  Mai  1720  angenommen*)»  nach 
welcher  der  Adel  die  wesentlichsten  Rechte  der  Regierung  an  sich 
sog,  indem  er  im  Nainen  der  Stände  zu  handeln  vorgab ,  diese  aber 
doreh  seinen  überwiegenden  Einiluss  nach  der  in  ihm  vorherrschendea 
Majorität  leitete.  Die  Reichstage  wurden  jetzt  auf  widrige  Weise 
Tunmelplätze  für  die  Interessen  einzelner  Familien  des  Adels,  mit 
denen  niclit  selten  zu  ihrer  Verstärkung  die  mehr  hervorragenden 
Häupter  der  Geistlichkeit  und  des  Bürgerstandes  sich  vereinigten. 
Dies  bewährte  sich  auf  das  deutlichste  auf  dem  Reichstage  des  Jah- 
res 1723  bei  den  am  16.  October  d.  J.  m  zwei  besonderen  Urkun- 
den bestätigten  erweiterten  Privilegien  für  den  Adel  und  die 
Geistlichkeit**),  und  der  am  folgenden  Tage  sanctionirten  Reichs- 
tagsordnung vom  17.  October  1723***).  Der  Adel  aber  war 
lablreich  und  arm,  er  wurde  dem  auswärtigen  Einflüsse  durch  Gor- 
rupti<m  zugänglich:  bald  herrschten  daher  Französische  und  Russi- 
sche Interessen  und  Intriguen  auf  dem  Schweidischen  Reichslage 
und  in  dem  Schwedischen  Reichsrathe.  Die  Spitznamen  der  Hüte 
mid  Mützen  bilden  noch  jetzt  ein  trauriges  geschichtliches  An« 
denken,  wie  dieser  Staat  auf  Kosten  der  übrigen  Classen  des  Volks 
fast  bis  zur  Aussaugung  des  Landes  durch  den  Adel  zn  Grunde  ge- 
richtet wurde. 


V  Abgedruckt  bei  Stjernman  Riksd.  Betl.  Ill,  S.  2312  und  DeuUeJi 
6#i  Martens  a.  a.  0.  l  S.  433. 
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alsJleaül«  Mi  OüMttküiii  bfer  im  «iMi  t«  aikiml  ImI  #im*||ttl|l[pi 
Uairen  und  reiaen  Worte  bleiben,  so  wie  es  in  den  prophetischen  und  aposto- 
taidben  Sdnrifteii  abgefasst  in  den  cforistliehea  Symbolen,  Lodieffs  Cateehismos 
der  nnver&nderten  Angsbnrgischen  Conllession  erklärt,  und  im  Upsaüichafe 
^CondRufli,  sanmt  den  vorigen  ReicbsbesehlUssea  und  ErkianingeQ  dart^tr 
Terordnet  worden,  so  dass  das  Recht  der  Kirche  belästigt  wird,  alUm  Iroaif» 
Heben  Beehten,  der  Krone  nnd  dem  SehwedischciD  ffmrimim  ilaniie  weht' 
schadet. 

# 

Art  2.  Es  liegt  dem  K^ige  ob,  sein  lleich  so  an  regieren,  wio  es  dia 
Schwedischen  Geselle  besagen,  ihm  nnd  niemand  anders;  das  Recht  und  dk 
Wahrheit  zn  befestigen,  zu  lieben  nnd  au  erhalten;  htngegmi  üngereAlighBit 
dnd  unrecht  zu  verbieten,  abauschaflSen  und  BiederzuscblagtD ;  nicflaaal  an 
Leben,  Ehre,  Leib  und  Wohlfahrt  zu  kränken,  bis  er  geaetimäasif  ftbarmglt 
und  TetBrtlittlt  worden,  und  Niemandem  etwas  von  seinen  Gdtem,  bewegkcbao 
dM  unbeweglichen,  zu  entziehen  oder  entziehen  za  lassen,  ohne  die  gewttn* 
Nebe  Untersuchung  und  Recht,  auch  das  Reich  nach  den  kSnigliofaen  iimtwfw 
LandesveHbasung  nnd  dieser  Regierungsform  zu  regieren. 

Art  &.  Die  Soccessionsordnung  des  Reichs  betreffest  bleibt  «a  ^^mi^ 
glttzlieh  nach  dem  Brlvmartrag',  so  wie  derselbe  1743  in  Stockholm  entworfiipii 
nnd  anfsenomreen  worden,  welcher  mit  dem  1544  in  Western  verfertigt» 
Briffertrage  nnd  dem  1604  zu  Norköping  gemachten  Beschlnas  QtteramMn^ 
mend  ist« 

Art.  4.  Nächst  der  königlichen  Hoheit  ist  von  Alters  gewesen  Bnd  sali 
ÜNfier  bleiben  die  erste  Würde  bei  dem  königlichen  Rath  (Reichsrath),  wfichspi 
derROnigsidi  ausersieht  und  wählt  von  eingebomen  Rittern  und  EdeHenten»  dpa 
9r.  Königl.  Majestät  und  dem  Reiche  mitHuld,  Treue  und  Mannschaft  vtrbond« 
^d.  Und  weit  diese  nicht  zu  einer  gewissen  Anzahl  gesetzt  werden  köopen, 
du  man  nur  so  viele  ordnet,  als  des  Reichs  Bedfirfniss  uud  Ehre  erfordern, 
tollen  gleichwohl  für  gewöhnlich  17  sein,  des  Reichs  hohe  Aemter  und  der 
Generalgeuvemeur  von  Pommern  mit  eingeschlossen.  Dieser  samrat  und  son- 
dere Sorgfeit  seil  sein,  des  Kom'gs  Majestät,  in  des  Reichs  angelegenen  Ge* 
werben  und  Geschäften  zu  ratben,  wenn  sie  von  Sr.  Künigl.  Majestät  dan» 
befragt  werden;  zum  Reichs  Besten  das  ihrige  beizutragen,  Höchsldemselben 
naeh  ihrer  besten  Einsicht  zu  rathen,  was  zu  Ihres  und  des  Reichs  Nutzen 
dient,  die  Stände  und  Geraeinen  zur  Treue  und  Bereitwilligkeit  amubalten; 
des  Köntga  und  Reichs  Bestes,  Hoheit  Selbstständigkeit  Nutzen  und  Wohl* 
stand  in  Obacht  za  nehmen,  und  also,  wie  der  Reichstagsheschluss  von  1W 
besagt  zu  rathen,  wie  es  deren  Amt  ^fordert  aber  nicht  zu  regieren.  Uebri- 
gena  sind  die  Reichsräthe  nur  allein  dem  König  verpflichtet,  und  demselben 
MlgHcii  för  ihren  Rath  verantwortlich;  doch  kann  der  König  denselben  wegen 
eines  unglücklichen  Ausganges,  so  wider  deren  Vetirung,  Vermuthen«  Gedan* 
ktn  und  auf  Gründe  sieh  atOtaeade  Meinung,  sich  ereignen  kann,  nichts  vor- 
wcvfen  oder  ihnen  aureohncp,  besonders  wenn  die  Ausführung  guter  Batlh 
sehläge  nicht  ihren  et wünachten  Endzweck  erreicht  di^rch  die  BesoigiMg  der^ 
jiaigeB,  denen  o  obgelegen  «ad  anbefohlen  worden,  sie  auszpfUbresi  nnd  in 
veiffiahten. 

Art,  5,  Oep  Kpoig^n  Ijegt  ob,  zu  steuerp  ^^d  m  r^ib^.  4k  Stä^ 
und  Länder  und  alle  ihre  und  der  Krone  Gerechtsame  zu  bewahren  und  za 
schützen,  so  wie  es  die  Gesetze  und  die  Regierungsform  besagen. 

4rt«.   Cte  V^h^dbngea  v^n  rrii^deo.  liMOml  «»d  «ip^^ 
seien  offensiv  oder  defensiv ,  selten  den  gerii^teii  >Vll^i||^b  kii^m»  IP4  if$ 


I0UM  ¥mcMitiiiihai|  Inttiv^nüg  eMÜrdetot  lo  yffß4tn  4ß^  K«MS  Mli^ 
s^  Bit  den  Reiolunlh  teslekh«  wiehiige  Falle  üb^kgen,  mid  iV^MoiB 
4»  denen  Ifeiaung  trwQgca  and  eingenommen,  Mkbe  Massregeln  und  ifUtll 
trgieifiei^  die  er  selbst  fürs  Reicb  als  die  besten  und  nOtflicbsten  eradite^^  wind^ 
Sollten  jedodi  bei  so  wichtigen  Fällen  die  Reichsrithe  in  einer  lleiiHing  UhfV^ 
anstimmen,  die  gegen  die  von  dtt  Königs  Majestät  streitet;  sa  lässt  derl^diilg 
ti  bei  den  Gedanken  der  Reichsräthe  verbleiben.  Falli  aber  die  Mei^tinsi^ 
gctbeili  sind;  alsdann  prüfisn  Se.  Majestät  und  nehmen  diejenigen  an»  Üß  ü% 
selbst  für  die  beste  und  nützlichste  halten. 

Art.  7.  Wenn  der  König  ein  Ausländer  ist;  so  reiset  er  nicht  oboe'dff 
ftekhsitände  Wissen  und  Gutbefinden  aus  dem  Lande.  Wenn  er  «her  #!# 
Sdiwede  und  eingdboren  ist,  so  theilt  er  nur  sein  Vorhaben  dem  R^ct^rMli 
mitt  nad  holt  auf  die  Weise,  wie  vorgeschrieben  steht  und  der  Art  $.  v^im^ 
4stf  dessen  Ratb  und  Meinung  ein. 

ArL  8.  Und  damit  alle  bei  Sr.  K.  M.  vorfallende  vieUällige  Repct% 
Angelegenheiten  nnb  Verrichtungen  mit  desto  mehrerem  Betrieb  und  Ordmn^ 
ausgefllhrt  werden  können;  so  werden  die  Geschälte  unter  die  ReiobaräUhn 
auf  eine  sokbe  Ar^  Tertheilt,  wie  es  Se.  KönigL  Maj.  am  nützlichsten  ^^|^ 
dienlichsten  fmden;  weil  Königl.  Maj.  allein»  als  das  Haiiptsteuer  des  g9DUlf^ 
Reklis,  Gott  und  dem  Vaterlande  für  dessen  Führung  verantwortlich  sind* 
nad  in  allen  diesen  Fällen,  worin  Se.  Maj.  die  Meinungen  der  Herrn  Bjei(^ 
räthe,  die  solcher  Angelegenheiten  kundig  und  von  Sr.  Maj.  bernfen  sindt  P9^ 
gesogen  haben,  steht  Se.  Königl.  Maj.  ein  votum  decisivum  zu;  doch  werden  hinfh 
mm  ausgenommen  alle  Justizangelegenheiten,  welche  vom  Biofgaricht,  Krieg|> 
geridit  und  allen  Richterstühlen  im  Reiche  abgemacht  werden  uod  u^^htMl 
«nler  die  Justizrevision  zur  endlichen  Entscheidung  gehören,  die  aiUi)|(Mt  9^ 
1  Reidiaräthen,  welche  in  richterlichen  Aemtem  gebraucht  worden  ui^  j|t| 
nechtsverständige  und  gesetzerfabrene  Männer  l)ekannt  sind»  bestehen  spllf  m^A 
wobei  Se.  Königl.  Maj.  selbst,  jetzt  wie  zuvor,  gegenwärtig  sind,  upd  9lMl% 
•llein  2  Stimmen,  und  wenn  die  Meinungen  gleich  sind,  eine  entsc^ieidende 
Mmme  haben. 

Art.  0.  Bs  kommt  a^Ilein  der  Königl.  Majestät  zu,  Gnade  wiederiUvtfi 
m  lassen,  Ehre,  Leib  und  Güter  bei  allen  Verbrechen,  die  uicht  off^nb^  W|f^ 
der  Gottes  klare  Worte  streiten,  wieder  zu  geben.  ; 

Art  10.  Alle  höhere  Dienste  vom  Obristlieutenant  bis  zum  Fddfi^rschall, 
t^eide  inqlusive,  und  alle  dergleichen,  beide  geistlichen  und  weltUcb^  SUffdiH^ 
werden  im  Königl.  Rath  auf  folgende  Weise  ausgetheilL  Wenn  sich  i^Uf  V^ 
^Ul>  ereignet ;  so  haben  die  Reicbsräthe  sich  von  der  Geschicklichl^ei^  l(nd  den 
Vtfdienslen  aller  der  Personen,  die  solche  wichtige  Aemter  suchen^  u^d  in  P(^ 
Higfn  Betracht  dabei  kommen  können,  zu  unterrichten,  und  solches  Sr-  ^;t 
njgliehen  Majestät  vorzutragen,  und  wenn  dieselben  Dero  gnädige  fifn/fivWNI 
im  IV#he  wegen  der  Person,  wegen  Dero  Beifall  zur  Beförderung  eiJ^e?  $M4l 
efihaUe^  zu  erkennen  gegeben ;  so  machen  die  Reichsräthe  d^biü  ihre  I^Hiwi 
Siiq^^eriingen  zu  Protokoll,  und  schreiten  zu  keiner  weitern  Votirnng.  ^ 
.aljlu»  übrigen  Diensten  werden  Sr.  Majestät  von  den  Gollegien  uod  iO^^ 
Obern  drei  der  verständigsten,  würdigsten  und  zu  den  ledigen  SteU^  ^leflir 
IjcMle^  Personen,  die  nur  zu  finden,  vorgeschlagen;  wobei  ein  und  ^^  andere 
v^niieote  Mann  ausser  dem  Golleginm  mit  genannt  werden  k9nn,  wd  w^ 
4«i  zugleich  alte  diejenigen  Personen«  die  sich  z»  dieser  Stelle  giin^l^^,  mß^ 
MgfU^gl*     Aei  den  Regimenten^  vertl«üt  n^an  sich  im  Vpndilag;  w^gy»i  4^ 
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und  das  dritte  hat  in  Abo  seinen  Sitz ,  unter  welches  das  GrossfQTStentfairai 

Finnland  gehört. 

Art.  16.    Alle  Commissionen,   Gerichtsdepotationen  oder  ansserordent- 
lichen  Gerichtsbänke,  sie  seien  vom  König  oder  Ständen  gesetzt*  sollen  kOnftig 
abgeschafft  sein .  da  sie  nur  als  Beförderungsmittel  der  GewaK  und  Tyrannei 
dienen;  und  ein  jeder  Schwede  geniesst.das  Recht,  vor  dem  Gericht  verlclagt 
zu  werden,  unter  welches  er  nach  den  Schwedischen  Gesetzen  gehört.    Wenn 
es  sich  aber  träfe ,   dass  Jemand  sich  durch  ein  hohes  Verbrechen ,   oder  der 
Reichsrath,   oder  auch  ein  ganzes  Gollegium  so  verginge,  dass  er  den  König, 
das  Reich,  oder  die  Hoheit  der  Krone  antastet,  und  die  Schuldigen  weder  vom 
Hofgericht  noch  Rath  verurtheilt  werden  könnten,  dann  wird  ein  Reichsgericht 
gesetzt,  in  welchem  Se.KönigI.  Majestät  selbst,  oder  an  dessen  Stelle  der  Kronprinz, 
oder  der  älteste  der  £rbfürsten,   oder  auch  der  älteste  des  Reichsraths  präsi- 
dirt,  welche  sämmtliche  Reichsräthe,  Feldmarschälle,   alle  Präsidenten  des 
Reichs  und  Königl.  CoUegien,  4  älteste  Hofräthe  und  alle  3  Reichshofrathe,  ein 
General,  die  beiden  Generallieutenants,  die  beiden  ältesten  Generalmajors,  der 
älteste  Admiral,   die   beiden  ältesten  Viceadmirale,   auch  die  beiden  ältesten 
Contreadmirale,  der  Hofkanzler  und  die  drei  Staatsssecretäre  zu  Beisitzern  ha- 
ben ;  der  Justizcanzler  ist  alle  Zeit  Actor,   und  der  älteste  Revisionssecretär 
führt  das  Protocoll.    Dieses  Gericht  hat,   wenn  die  Untersuchung  geschehen, 
die  Macht,  das  Urtheil  bei  offenen  ThQren  abzulesen,   und  darfhemadi  Nie- 
mand solches  ändern,   noch  weniger  schärfen ;    des  Königs  Majestät  aber- 
können Gnade  widerfahren  lassen. 

Art  17.  Nach  den  Hofgerichten  folgt  das  Kriegscollegium,  in  welchem  nach 
wie  vor  ein  Präsident  und  Generalfeldzeugmeister,  Generalquartierm^ister  und 
die  gewöhnlichen  Kriegsräthe ,  die  in  Rechnungssachen  geübt  sein  müssen, 
sitzen,  und  am  besten  aus  denen  gewählt  werden  können,  die  des  Kriegs- 
wesens kundig  sind.  Dieses  Gollegium  hat  die  Aufsicht  und  Verwaltung  }Ü)eT 
des  Reichs  Kriegsmacht  zu  Lande,  die  Artillerie,  welche  im  Felde  und  in  den 
Festungen  gebraucht  wird ,  desgleichen  über  den  Fortificationsstaat,  über  Ge- 
schütz, Factoreien,  Waflen  und  Seitengewehr,  Ammunition  und  was  dazu  ge- 
hört, den  Zustand  der  Festungen  besonders  an  den  Gränzen,  Schanzen  und 
Kriegsgeb'äudcn,  über  Ausschreibungen,  Werbungen  und  Musterungen  und  der- 
gleichen, nach  Anleitung  der  Instructionen,  Verordnungen  und  königl.  Schrei- 
ben ,  welche  entweder  jetzt  schon  oder  künftig  ausgefertigt  werden. 

Art  18.  Des  ganzen  Reichs  Kriegsmacht  zu  Wasser  und  zu  Lande,  mit 
deren  höchsten  Ober-  und  Untergeordneten,  müssen  den  Eid  der  Treue  und 
Huldigung  Sr.  Königl.  Maj.,  dem  Reiche  und  den  Ständen  nach  dem  aufge- 
setzten Formulare  ablegen.  Die  Kriegsmacht  zu  Pferde  und  zu  Fuss,  sowohl 
als  die  Seeleute,  bleiben  bei  ihrer  £inlheilung,  und  den  mit  den  Gemeinden 
sammt  den  Ständen  errichteten  Verbindungen,  welche  genau  in  Acht  genom- 
men und  befolgt  werden  müssen ,  bis  Se.  Maj.  und  die  Stände  nöthig  finden 
einige  Aenderungen  darin  festzusetzen. 

Art.  19.  £s  mag,  ausser  Königl.  Maj.  eignem  Befehl,  kein  Oberster  oder 
anderer  Kriegsbefehlshaber  einige  beurlaubte  Mannschaft  zum  Aufbrach  oder 
Marsch  aufbieten,  ausser  dem  gewöhnlichen  Regiments- und  anderem  Zusammen- 
kommen; es  sei  denn,  dass  solches  bei  einem  unTcrmutheten  Einfall  der  Reicfas- 
feinde  geschehe,  in  welchem  Falle  es  aber  Sr.  Königl.  Maj.  ohne  Verzug  gemeldet 
werden  muss  :  inmassen  Se.  K.  M.  der  alleinige  Oberbefehlshaber  ihrer  ganzen 
Kriegsmacht,  sowohl  zu  Wasser  als  zu  Lande, sind,  sowie  es  in  den  vorigen  und  f&r 
das  Reich  am  glänzendsten  und  glücklichsten  Zeiten  allezeit  gewöhnlich  gewesen. 
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Art.  20.  Das  dritte  Gollegium  ist  die  Admiralität,  in  welcher  ein  Präsident 
ist,  der  alle  gegenwärtige  Admirale  und  Flaggenmänner  zu  Beisitzern  hat ;  um 
aber  dessen  Bedürfnisse  desto  besser  zu  befördern,  muss  in  den  Berathschla- 
gungen  bei  Sr.  K.  M.  wenigstens  ein  Reichsrath  sein,  der  zur  See  gedient  und 
im  Seewesen  erfahren  ist.  Dieses  Gollegium  hat  die  Aufsicht,  Besorgung  und 
Verwaltung  über  die  Seemacht  des  Reichs  und  alles,  was  dazu  gehört,  sowohl 
über  den  Schißsbau,  Ausrüstung  nnd  Geschütz,  als  auch  Anschaffung  des 
Proviants,  Pressung  der  Matrosen, Dükerei (Einrichtung  zui]|ßergung  gestrandeter 
Schiffe  und  Güter)  und  Lootsenwesen,  desgleichen  alle  andere  hierunter  gehö- 
rige Geschäfte  und  Angelegenheiten ,  so  wie  es  die  köm'glichen  Instructionen » 
Schreiben  und  Verordnungen ,  die  bis  jetzt  verfasst  sind  oder  künftig  ausgefer- 
tigt werden,  enthalten. 

Art  21.  Das  vierte  Reichscollegium  ist  die  Reichskanzlei,  in  welcher 
stets  ein  Reichsrath  den  Vorsitz  führt,  und  einen  oder  mehrere  Reichsräthe, 
einen  Hofkanzler,  Staatssecretär  und  die  gewöhnlichen  Kanzleiräthe  zu  Bei- 
sitzern hat  In  diesem  Gollegium  werden  alle  Beschlüsse,  Verordnungen  und 
Recesse,  die  das  Reich  überhaupt,  oder  auch  einzelner  Städte  und  Personen 
Privilegia  angehen,  verfasst  und  entworfen;  insbesondere  Vollmachten,  Schrei- 
ben, Gebole  und  Befehle.  Hieher  gehören  auch  alle  Reichstage  und  Zusam- 
menkünfte, Verhandlungen,  Bündnisse  mit  fremden  Mächten,  auch  Friedens- 
verträge mit  Feinden,  die  gehörigen  Abfertigungen  der  Gesandtschaften,  alle 
Berathschlagungen,  welche  der  König  gewöhnlich  mit  dem  Reichsrath  hält* 
oder  auch  mit  einigen  von  demselben,  und  die  darüber  gehaltene  Protocolle, 
ingleichen  das,  was  mit  des  Königs  Majestät  eigener  Hand  und  Namen  aus- 
gefertigt wird.  Dieses  Gollegium  hat  ebenfalls  die  nöthige  Besorgung  und 
Verwaltung  des  Postwesens  im  ganzen  Reiche  und  den  dazu  gehörigen  Pro- 
vinzen, so  dass  es,  unter  der  dazu  verordneten  Oberdirectoren  Aufsicht,  ge- 
hörig verwaltet  wird.  Die  Staatssecretäre  haben  dabei  genau  Acht  zu  haben 
und  zuzusehen,  dass  die  Expeditionen  nach  Sr.  K.  M.  Ausspruch  und  nach 
den  Protocollen  fördersamst  richtig  und  in  guter  Ordnung  vollzogen  und  aus- 
gefertigt werden,  ohne  den  geringsten  Aufschub,  es  sei  auch  aus  welcher  Ab- 
sicht es  wolle.  Sollte  Jemand  so  kühn  sein,  und  eine  Expedition  ausfertigen, 
die  mit  des  Königs  Majestät  Entsdieiden  stritte,  und  suchen  wollen  des  Kö- 
nigs Majestät  damit  zu  überraschen  (welches  wegen  der  Menge  der  Expedi- 
tionen leicht  geschehen  kann);  der  soll,  nach  geschehener  Untersuchung  und 
rechtlichem  Urtheil,  aus  dem  Dienste  gesetzt,  und  nach  dem  Verbrechen  ge- 
hörig bestraft  werden.  Es  soll  daher  keinem  Befehl  wie  bisher  Gehorsam  geleistet 
und  nachgelebt  werden,  als  der  mit  behöriger  Gontrasignatur  versehen  ist,  Kriegs- 
angelegenheiten ausgenommein.  Dieses  Gollegium  hat  sich  übrigens  nach  der 
Kanzleiordnung  und  den  Instructionen,  Schreiben  und  Königl.  Verordnungen 
zu  richten,  welche  es  bereits  empfangen  hat,  oder  künftig  überkommen  wird. 

Art  22.  Des  Königs  Maj.  ernennen  im  versammelten  Rath,  doch  ohne 
Umstimmung,  den  Kanzleipräsidenten,  Kanzleiräthe,  welche  Reichsräthe  sind, 
den  Hofkanzler,  den  Justizkanzler,  die  Staatssecretäre,  und  nehmen  solche, 
auf  welche  Deru  Vertrauen  fällt.  Ein  Gleiches  geschieht  mit  den  Königl. 
Ministem  an  auswärtigen  Höfen. 

Art.  23.  Das  fünfte  Reichscollegium  ist  das  Kammercollegium,  welches 
einen  Präsidenten  und  die  gewöhnlichen  Kammerräthe  hat  Es  haben  alle 
diejenigen,  die  mit  den  Königl.  und  Kroneinnahmen  und  Ausgaben  zu  thun, 
Befehle  anzunehmen  und  Bescheide  fa  geben  haben ,  sich  nach  den  Instruc- 
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tionen,  Konigl.  Ausfertigungen  und  Befehlen  zu  verhalten,  die  entweder  schon 
vorhanden  sind,  oder  künftig  ausgefertigt  werden. 

Diesem  Gollegium  liegt  ob,  Sorgfalt,  Fleiss  und  Mühe  antuliretideA,  da» 
die  Renten  richtig  und  in  Zeiten  eingetrieben  und  vermehrt,  das  Land  wohl 
genutzt,  bearbeitet  und  durch  gute  Haushaltung  und  Verbesserung  angebaut 
wird,  so  dass  die  Regalia  Fisci  nicht  vermindert,  versäumt  oder  verloren  wer- 
den, vielmehr  die  Reichseinkünfte  auf  alle  Art  verbessert,  zu  Ausgaben  gesi* 
chert,  zu  Rathe  gehallen,  in  Zeiten  beigetrieben,-  und  der  Credit  vomebnilfcfa 
bewahrt  werde,  so  dass  des  Königs  Maj.  in  und  ausser  dem  Reiche  im  Notfa- 
fall  eine  Unterstützung,  Beistand  und  Hülfe  zu  erwarten  haben  kdimeiL 
Der  grosse  Seezoll  mit  dessen  Einnahmen  und  Berechnungen,  desgleichen  die 
kleinen  Zölle  und  Accisen,  gehören  ebenfalls,  unter  ihr^f  respectiven  CHmt- 
directors-Aufsicht  und  Verwaltung,  zu  des  RammercoUegium's  Aufsicht  und 
Verwaltung,  in  welchem  für  ihre  benöthigten  Zollbedienten  und  Aufseher  VoU- 
machlen  ausgefertigt,  und  für  des  Königs  Maj.  alle  gebührende  erforderiiche 
Sicherheit  gesucht  wird. 

Art.  24.  In  dem  Staatscomtoir  verbleiben  der  Präsident  und  die  ge- 
wöhnlichen Staatscommissarien.  Hierunter  gehören  die  Verwaltung  undAua- 
theilung  der  Mittel,  bei  welchem  auch  alle,  welche  die  Mittel  der  Krone  unter 
Händen  haben ,  zu  rechter  Zeit  -tnit  ihren  Vorschlägen  einkommen  müssen, 
wie  es  ihre  Instructionen  deutlich  gebieten  und  befehlen.  Der  Etat  muss 
jährlich  und  zeitig  eingerichtet,  und  dabei  der  Etat  vom  Jahre  1696  zu  einer 
Richtschnur  und  zu  einem  Grunde  genommen,  und  solchergestalt  gesetzmiisig 
angeordnet  werden,  dass  die  Beamten  ihre  Besoldungen  aus  dem  Ertrag  and 
Einkünften  der  Krone  geniessen.  Der  erwähnte  Etat  darf  weder  überschritten 
noch  vermehrt  werden,  wo  nicht  der  unentbchrlichte  Dienst  und  das  Beste 
Königl.  Maj.  und  des  Reichs  solches  erfordern.  In  dem  Etat  wird  nicht  allein 
die  gewisse  Summe  der  (sogenannten)  Handgelder,  welche  der  beliebigen  Dis- 
position Königl.  Maj.  schon  überlassen  sind,  sondern  auch  eine  Summe  zu 
ausserordentlichen  Ausgaben  jährlich  veranschlagt,  welche  nach  dem  Befehle 
Königl.  Maj.  angeordnet,  unterschrieben  und  gebührend  contrasignirt  wird, 
alles  den  Instructionen,  Königl.  Briefen  und  Verordnungen  gemäss,  die  scb(m 
ausgefertigt  sind,  oder  zukünftig  ausgefertigt  werden. 

Art.  25.  Im  versammelten  Ralh,  jedoch  ohne  Votirung,  ernennt  Königl 
Maj.  den  Präsidenten  und  die  Staatscommissarien  ans  den  Männern,  welche 
durch  Treue  und  Einsicht  in  diesem  betreffenden  Werke  sich  des  Vertrauens 
Königl.  Maj.  würdig  gemacht  haben. 

ArL  26.  Das  Bergcollegium  hat  gleichfalls  einen  Präsidenten  und  die  ge- 
wöhnlichen Bergräthe  und  Assessoren,  sämmtliche  solche,  die  sowohl  durch 
Gelehrsamkeit  und  Erfahrung  sich  zum  Richteramte  geschickt  gemacht,  als 
auch  alle  nöthige  und  gründliche  Kenntniss  in  allen  zum  Bei^;wesen  gehören- 
gen Stücken  sich  erworben  haben.  Dies  Gollegium  hat  Aufsicht  und  Fürsorge 
für  die  Aufrechtbaltung  der  Bergwerke,  sammt  dem,  was  mehr  sonst  zu  ihrer 
Pflege,  Wahrnehmung  und  Verbesserung  gehört. 

Art.  27.  Dem  Commerzcollegium  gebühren  gleicherweise  ein  Präsident, 
und  die  gewöhnlichen  Commerzrälhe,  Assessoren  und  Commissarien,  welche  vom 
Handel  und  Wandel  eine  gründliche  Kenntniss  haben.  Diesem  Colleginm 
liegt  es  ob,  Sorge  zu  tragen,  wie  der  Handel  möge  gestärkt,  befordert  und 
verbessert,  wie  den  Manufacturen  aufgeholfen,  und  die  Handwerkshäuser  wohl 
eingerichtet,  besorgt  und  unterhalten  werden,  wie  auch  die  Licenten,  Porto- 
rien,  die  Zollordnung  und  Taxen  gehaadhabt  werden,  mit  den  andern  ütgat- 


ie  Solches  die  Instructionen,  Königl.  Befehle  und  Verordnungen 
;hreibett,  oder  künftig  verordnet  wird. 

28.  Die  Kammer revision  erfordert  gleicher  Weise  einen  Präsidenten, 
den  gewöhnlichen  Beisitzern  Vorsorge  trägt,  dass  nicht  allein  den  da- 
ngig gemachten  Processgeschäften  mit  gesetzmässigem  Urtheil  und  Re- 
abgeholfen, und  selbige  durch  die  Fiscale  zur  Vollziehung  gebracht 
ndem  auch,  dass  die  jähriichen  Rechnungen  der  Krone  ohne  Ver- 
ron  der  Zeit,  wenn  sie  in  das  Königl.  Kammercollegium  einkommen, 
ammerrevision  davon  Nachricht  ertheilt  worden  ist,  durchgesehen, 
sgearbeitet.  und  schliesslich  ausgemacht  werden:  Alles  nach  den 
en,  Königl.  Briefen  und  Verordnungen,  die  bereits  ausgefertigt  sind, 
*hin  ausgefertigt  werden. 

29.  Der  Reichs-  oder  Obermarschall  ist  emer  der  Reichsräthe, 
i  Wahrnehmung  Hlr  des  Königs  Hof,  Schloss  und  Haus  hat,  auch 
Tafel  und  Hofleuten,  mit  dem  was  dazu  gehört,  vorsteht,  und  des- 
let  und  einrichtet. 

30.  Der  Hof  Königl.  Maj.  steht  unter  des  Königs  besonderer  Ver- 
LÖnigl.Maj.  allein  haben  zu  verändern  und  zu  verbessern,  was  Die- 
m  nöthig  finden. 

31.  Der  Oberstatthalter  in  Stockholm,  der  (^apitainlieutenant,  die 
>  und  der  Quartiermeister  der  Trabanten,  der  Oberste  und  Oberst- 
der  Leibgarde,  der  Oberste  von  dem  Leibregimente,  der  Oberste 
sibdragonern,  der  Oberste  und  Obersllieutenant  von  der  Artillerie, 
ladjutanten  und  Gommandanten  in  den  Gränzfestungen,  sind  ver- 
Ute,  die  Königl.  Majestät  im  versammelten  Rathe,  Jedoch  ohne 
nn-  und  ansetzt. 

32.  Alle  Gollegia  müssen  einander  die  Hand  in  dem  allem  reichen, 
utzen  und  Vortheil  des  Königs  und  des  Reichs  betrifft,  wenn  es 
1  ist  und  veriangt  wird;  es  muss  aber  eines  dem  andern  keinen 
on,  noch  Hinderniss  oder  Abbruch  zufügen,  sondern  jedes  seine 
fiit  gebührender  Betreibung,  schuldiger  Besorgung  mitFleiss,  Treue 
i^htigkeit  verrichten.  So  lange  die  Präsidenten  in  ihren  Gollegien 
g  sind,  geniessen  sie  ihre  ordentliche  Macht  und  Autorität;  begiebt 
^r,  dass  sie  in  des  Königs  oder  eigenen  Geschäften  abwesend  sind, 
1  sie  ihren  Ehrentitel  mit  den  davon  abhängenden  Ehren  und  Vor- 
rfen  aber  keinesweges  verordnen,  gebieten  und  befehlen,  was  da& 
namt  betrifft,   bis  sie  wiederum  gegenwärtig  sind  und  in  wirkliche 

des  Amtes   eintreten.    Mittlerzeit  verrichtet  der  älteste  Beisitzer, 

em  Rechte,  Kraft  und  Wirkung,   die  der  Bestallung   anklebenden 

Diese  Gollegia  sind  pflichtig,  dem  Könige  wegen  ihrer  Ausrichtung 

ertheilen,  wenn  derselbe  solchen  von  ihnen  fordert,  und  sind  ihm 

die  gebührende  Abwartung  der  Geschäfte  verantwortlich. 

33.  Die  Verwaltung  auf  dem  Lande  besteht  aus  den  gewöhnlichen 
jroern  (Bezirksämtern),  gänzlich,  wie  sie  jetzo  sich  befinden ;  künftig 
innerhalb  des  Reichs  kein  Generalgonverueur  sein,  ausser  in  besondern 
1,  und  auf  eine  gewisse  Zeit;  noch  kann  einiges  J^eibgeding,  Land  oder 
eben  werden,  sondern  selbige  müssen  dergestalt  in  der  Ordnung  ver- 
len,  welche  sie  jetzt  und  nach  der  Regierungsform  von  1720  haben. 

34.  Die  Erbfürsten  des  Schwedischen  Reichs,  und  die  Prinzen  vom 
hen  Geblüte,  sollen  kein  Leibgeding  noch  Generalgouvernement  ha- 
im  sich  mit  dem  Unterhalte  an  Gdd  begnügen,  weicher  ihnen  von 


Art.  3A.  Hit  dem  Unlerbaite  aes  ikroDpntiien,  weicner  tu 
renden  Königs  ältester  Sohn  oder  Eokel  in  der  geraden  henbll 
Die  ist,  verhält  es  sich  gäoilich  auf  die  Art  und  Weite,  wie  derl 
Höchgtsel.  Königs  Adolph  Friedrichs  Sohn,  Dusers  jetztregiereiM 
digiten  Königs,  Gustav  lii,  bestätigt  und  eingerichtet  worden  H 
derselbe  in  die  Rathskammer  Königl.  Majestät  hinein,  wcna  er  ; 
endet  hat. 

Art.  36.  Kein  Prini  von  Schwedischem  Geblüt,  er  sei  Kro 
fürst,  oder  Fürst,  kann  sich  ohne  Wissenschaft  und  £inwiUiguD( 
vermählen.'  Wenn  Er  hiemiedcr  vcr^uldet.  wird  Er  Dach  i 
Schwedens  gerichtet,  und  die  Kinder  sind  erblos. 

Art.  37.  Wenn  der  König  krank,  oder  aaf  weite'Reiseo 
wird  die  Regierung  von  den  Rcichsrälhcn  geführt,  weiche  det 
ernennt.  Sollte  aber  Königl.  Maj.  so  schleunig  krank  werden,  < 
ReichsgeschäAe  w^en  nichts  verordnen  kann;  so  werden  die  Expe 
den  vieraltcsien  Reichsräthen  unddemCanilcipTäsidenten  unterschri 
fUnf  die  Macht  des  Königs  in  allen  den  Sachen  sämmtlich  ausUbei 
(orderlichste  Ausrichtung  erheischen.  Keine  Dienste  aber  konn 
noch  Bündnisse  geschlossen  werden,  bevor  Kijnigl.  Majestät  GcSi 
weit  wieder  hergcslellt  ist,  dass  .sie  sich  mit  den  Reichssacheo  se 
können;  und  stehen  sie  alsdann  Künigl.  Maj.  zur  Antwort  weg 
nach  welcher  sie  die  Geschäfte  abgewartet  haben.  Ist  aber  der 
und  der  Erbfürst  jung  und  unter  Vormundschaft;  so  werden  t 
Schäfte  auf  die  vorstehende  Weise  verwaltet,  und  die  Dienste  i: 
vergeben,  wofern  nicht  der  leutc  König  eine  testamentarische  Di 
nacht  hat,  in  welchem  Falle  es  dann  hei  dem  Testamente  des  Kon 

Art.  3a  Die  Reichsslande  dürfen  sichnichtcntschuldigcu,  i 
Sr.  Königl.  Maj  bemfcn  «erden,  an  dem  Orte  und  der  Zeit,  i 
beicichnet  werden,  lusamracn  zu  kommen,  und  sich  daselbst  mi 
Maj.  über  die  Geschäfle,  weswegen  Se.  Königl.  Maj  sie  zusamnoe 
berathschlagen ,  und  soll  keiner,  es  sei  aus  welcher  Ursache  es 
haben,  die  Reichsstän  le  zum  allgemeinen  Reichstag  lu  berufen,    a 


Stinde  m  beeinträchtigen  sncheti  dürfte.  Bei  einer  so  nnglöcklichen 
;ebenheit  liegt  den  Ritterhausvorstehern,  dem  Domcapitel  zu  Upsala  und 
1  Magistrat  zu  Stockholm  ob,  solches  sogleich  an  allen  Oertern  des  Landes 
Nachricht  der  Ankommenden  Jedermann  bekannt  zu  machen;  und  da  die 
deshauptleute  sodann  schuldig  sind,  jeder  in  seinem  District  solchen  To- 
äll  denen,  welche  in  ihrem  Lehn  sich  aufhalten  und  wohnen,  bekannt  zu 
Dachen,  so  werden  sich  in  der  vorgesetzten  Zeit  so  viele  einstellen  können, 
i  die  Freiheit  des  Reichs  von  ihnen  beschützt  und  erhalten,  wie  auch  ein 
es  Königliches  Haus  erwählt  werden  könne. 

Art.  39.  Die  Stände  des  Reichs  sollen  mit  getreuer  Gewissenhaftigkeit 
Königlichen  Gerechtsame,  welche  Schwedens  Gesetze  vorschreiben,  in  voller 
dbt  und  Autorität  gänzlich  ungekränkt  lassen,  und  alles,  was  auf  diese  Weise 
Königlichen  Macht  gehört,  mit  Eifer,  Sorge  und  Vorliebe  handhaben,  ver- 
Idigen  und  beschützen ,  und  desswegen  nichts  von  diesen  Fundamentalge- 
en,  ohne  des  Königs  Zurathziehung  und  Einwilligung,  verbessern,  verän- 
a,  vermehren  oder  vermindern,  so  dass  kein  Unrecht  (olag)  die  rechten 
etze  verdränge,  oder  der  Unterthanen  Freiheit  und  des  Königs  Gerechtsame 
Rrahrlost  und  unterdrückt  werden,  sondern  ein  jeder  seine  gesetzlichen  Gc- 
itsame  und  wohlerhaltenen  Privilegien  geniesse.  Alle  anderen  von  dem  Jahre 
)  bis  auf  gegenwärtige  Zeit  als  Grundgesetze  erlassenen  Reglements  und 
Ordnungen  werden  hiemit  abgeschafft  und  verworfen. 

Art  40.  Der  König  vermag  nicht  ein  neues  Gesetz  ohne  der  Stände 
senschaft  und  Einstimmung  zu  machen  oder  ein  altes  abzuschaifen. 

Art.  4L  Die  Reichsstähdc  sollen  kein  altes  Gesetz  abschaffen,  oder  ein 
es  Gesetz  machen  ohne  des  Königs  Ja  und  Einwilligung. 

Art.  42.  Im  Fall  ein^eues  Gesetz  gemacht  werden  soll,  ist  folgendes 
Idit  zu  nehmen:  sind  es  die  Stände  des  Reichs,  welche  solches  wünschen, 
lerathschlagen  sie  sich  darüber  unter  einander,  und  wenn  sie  übereinge- 
imen  sind,  wird  der  Entwurf  Sr.  Königl.  Maj.  durch  ihre  vier  Sprecher 
rreicht,  um  des  Königs  Ansichten  einzuholen.  Se.  Königl.  Maj.  berath* 
agen  sich  sodann  mit  den  Reichsräthen  und  holen  deren  Meinung  ein,  und 
in  Höchstdieselben  nachher  selbst  dasselbe  erwogen  und  ihren  Entschluss 
ommen  haben ,  rufen  sie  die  Reichsstände  auf  den  Reichssaal  und  theilen 
en  in  einer  kurzen  Rede  ihr  Ja  und  Einwilligung  oder  auch  die  Ursachen 
.  wesswegen  Höchstdieselben  ihre  Einwilligung  nicht  geben  können.  Sollte 
;egen  Se.  Königl.  Maj.  ein  neues  Gesetz  vorschlagen  wollen,  so  theilen  Höchst- 
«Iben  solches  erstlich  den  Reichsräthen  mit,  und  nachdem  selbige  ihre  An- 
ten ad  protocollum  geäussert  haben,  so  wird  solches  alles  den  Reichsstän- 
überliefert,  welche,  nachdem  sie  unter  sich  dasselbe  in  Ueberlegung  ge- 
imen  und  darüber  einig  geworden  sind,  die  Ansetzung  eines  Tages  begeh- 
,  um  auf  dem  Reichssaal  ihre  Einstimmung  an  Se.  Königl.  Maj.  abgeben 
können.  Sollten  sie  aber  ihre  Einstimmung  versagen,  so  überreichen  sie 
i  abschlägige  Resolution  mit  den  Ursachen,  welche  sie  dazu  gehabt,  durch 
i  Tier  Sprecher  schriftlich. 

Art.  43.  Sollte  es  sich  zutragen,  dass  irgend  eine  neue  Rechtsfrage  ent- 
ide,  wie  die  Beispiele  der  vorigen  Zeiten  genugsam  ergeben,  so  wird  solche 
eben  die  Weise,  wie  oben  Art  42  verordnet,  abgemacht 

Art.  44.  Es  bleibt  zwar  ein  der  Krone  eignes  und  gehöriges  Recht, 
nzen  schlagen  zu  lassen,  jedoch  behalten  sich  die  Reichsstände  vor,  wenn 
a  eine  Erhöhung  oder  Verminderung  an  Schrot  und  Korne  vorhaben  sollte, 


wollen.    So  geflchehen  in  Stockhdm-,  dm  2iM»  lag 
Jahre  nach  Christi  Geburt  1772. 

Von  Seiten  der  Ritterschaft  uq4  de$  Adel^: 
A.  G.  Löwenhaupt, 
d.  z.  LandmarschaU. 
CL.  S.) 
Von  Seiten  des  ßttrgerstandes: 
J.  Hochschild, 
in  Stelle  des  Wortführers. 
(L.  S.) 

Dieses  Alles,  was  vorgeschrieben  steht\  wollen  Wir  nicht  allein  selbst 
für  ein  unverbrüchliches  Fundamentalgeseti  annehmen,  sondern*  gebiKen  imd 
befehlen  auch  zugleich  in  Gnaden,  dass  alle  diejenigen,  wekihe  Uns  «rf  In^ 
sem  Nachfolgern  wie  auch  dem  Reich  mit  Treue«  Folgsamkeil  imd  CihitJi 
verbunden  sind,  diese  Regierungsform  anerkennen,  iifkAebt  BefaaeB,  deieeDMa 
nachleben  nnd  Gehorsam  beaeigen  sollen.  Zu  mehrerer  Gewisdust  haben 
Wir  dieses  mit  eigner  Hand  unterschrieben  und  helcräftigt  und  Udsct  tüoi^ 
Insiegel  wohlbedächtig beifügea  lassen:  So  geschehen  in Stodfhalm,  denJtt^w 
Tag  des  Augustmoqats  im  Jahre  nach  Christi.  Geburt  1772, 

GUSTAV^ 


Von  Seiten  des  Piksterytandes: 
A.  H.  ForseninjS, 

WortlUrer. 

CL.S.) 

Von  Seiten  des  Baaenstandes: 

Joseph  fia«sso»> 

WortflUMrer» 

(L.  S.> 


Dieses  Grandgesetz  sollte  als  ein  Ergebnis»  der  TereiBteo  tb- 
mjibungen  der  vier  Stände  mit  dem  Könige  betrachtet  werden,  d>er 
der  Adel  fühlte  sich  zu  rasch  mid  zu  stark  in  seinen  Ansinikhen  be- 
einträchtigt*)» um  nicht  durch  einzelne  Factionen  einm  unaiiflgeieta» 
ten  kleinen  Krieg  gegen  die  Gonsolidimng  der  KöniglicfaeB  BseciitnN- 
gewalt  in  allen  ihren  Zweigen  zu  führen.  Dies  machte  sich  selbst 
bei  den  einzelnen  Regimentern  und  der  Flotte  bemerkbar,  da  die 
Offizierstellen  fast  ausscbh'esslich  in  den  Händen  des  Adels  waren. 
Da  nun  der  König  Gustav  lU.  vor  allen  Dingen  in  den  auswirti|eB 
Angelegenheiten  und  in  dem  Rechte  über  Krieg  und  Frieden  die  d^ 
lebige  Entscheidung  als  eine  nothwendig  erforderliche  Prvogatfie 
der  Krone  erachtete,  so  setzte  sich  ein  Theil  der  Offiziere  desLnd^ 
heeres  und  der  Flotte  seihst  mitten  im  ausgebrocbenen  Kriege  Schwe- 
dens mit  Bussland  (im  Jahre  1788)  dagegen,  und  vaniehteten  dmb 


*J  Für  du  schMOche  Bevölkerung  Sekwedems  wur  sem  Ädet 
sehr  zahlreich.  Nach  dem  Schwedischen  Tdbeüenwerkt  fBwölkenm§timlmi. 
gehörten  zu  demselben  im  Jahre  1795  11«934  Persanen  jedes  AUsrs  us^S^ 
scMechtes,  Im  Jahre  1800  enthieU  die  AdelsnuUrikelin  der  erstm  OmssWi 
gräfliche  und  315  freiherrUche  Geschüchtert  in  der  zweiten  Un  und  m- dm 
dnUen  2108  Geschlechter;  doch  waren  sehr  viele  FamiUen.disssr  HilriU- 
bereits  völlig  erloschen;  so  dass  die  Reichstagszeitung  aus  deuueiken  Jskn 
nur  eine  Zahl  von  1117  damats  in  Schweden  lebenden  oMithem  JtariiM» 
nachweisen  kann. 


ikre  Meuterei  ihtt  Erfo%  der  vom  Scbwedisdieid  Cabinet  emgegan- 
genen  yerpfliehtungen,  indem  s^e  eigemnäditig  dnen  Waffenstillstand 
mit  Russland*)  schlössen  und  diesen  Krieg  fiir  verfassungswidrig  er- 
klärten, vv^eil  der  König  ohne  Einwill^ung  der  Beichsstände  keinen 
Krieg  imtenielHBeo  dürfe.  Dooh  Gustav  HL  kannte^  die  Mittel  zur 
Zügelung  ^er  ungeraessen»  Ansprüche  des  Adels:  auf  dem  im  Fe- 
bruar 1789  emberuSsnen  Reichstage  einigte  er  sich  mit  den  übrigen 
drei  Ständen  und  namentlich  mit  dem  durch  bedeutsame  Bevrilligun- 
gen  gewonnenen  Bürgerstande ,  und  nöthigte  dadurch  den  Adel,  wenn 
auch  mit  g^osiem  Widerwillen,  zur  Nacl^iebjgkeit.  Er  erreichte  auf 
solche  Weise  die  Vereinigungs-  und  Sicherungsacte  vom 
3.  April  1789,  welche  dem  Könige  nicht  nur  das  unbedingte  Becht 
des  Kriegs  und  Friedens  einräumte,  sondern  auch  noch  in  anderen 
Beziehungen  wesentlich  die  Königliche  Gewalt  erweiterte.  Demge- 
mäss  ist  diese  Acte  auch  gegenwärtig  noch  als  ein  wichtiger  Bestand- 
thal des  heute  geltenden  Schwedischen  Staatsrechts  zu  betrachten,  und 
fWgt  nachstehend  in  DeUtsdier  Ueb^setzung. 

tt»  T(»*eiiiigriiii9S-  und  Sichertaeitsacte 
toM  tt.  Veibt.  und  3.  AprU  IVSO'^^). 

Wir  Gustav  von  Gottes  Gnaden,  Schwedetis,  der  Gothen  und  der  Wen- 
disii  Kühig  u.  s.  w.  a.  s.  w.  u.  s.  w.,  Erbe  zu  Norwegen,  auch  Herzog  zu 
Sdlleswig-fiolstein  U.  s.  w.  n.  s.  w.,  fhun  kund:  dass,  nachdem  Wir  uns  ge- 
liöthist  gesehen,  vor  unseren  treuen  Unthertbanen  allgemein  kund  zu  tbun 
und  vor  den  Reichsst&nden  zu  erkennen  zu  geben,  dass  solche  listige  heimliche 
Anlageti  und  Anschläge  Im  Werk  gewesen  sind,  welche  in  ihrem  Ausbruch 
mehts  Geringers,  als  des  Reidis  Trennung,  des  Röm'gs  Fall  und  den  Sturz 
der  KonigL  Macht,  auch  redlicher  Unterthanen  Bedrückung  und  Untergang 
zoiB  Zweck  hatten;  so  hat  ein  solches  gefährliches  AnstiRen,  von  Feinden 
unterstQtzt,  und  solche  abgewandte  Denkungsart,  zwietr'ächtige  und  eigenniiz- 
zigift  Absichten,  welche  auf  das  längste  unterhalten  worden,  für  uns  und  des 
Reichs  Stände  es  zur  Ndthwendigkeit  gemacht,  solche  wirksame  Mittel  auszu- 
finden,  welche  so  unerhörte  kObne  Unternehmungen  und  zudringliche  Ver- 
stiehe  fUr  die  Gegenwart  dämpfen  und  unterdrücken,  und  für  die  Zukunft 
hindern  und  abwenden  könnten.  Wir  haben  daher  mit  des  Reichs  Ständen 
di<B  Mittel  in  Betrachtung  gezogen,  um  den  unser  und  ihrer  würdigen  End- 
zwetk  zu  erreichen,  den  Regierungshindamenten  die  erneuerte  Festigkeit  und 
Kraft  zn  geben,  wodurch  des  Reichs  Selbstständigkeit,  Ehre  und  Ansehen  zu 


V  Und  Kaiserin  Caiharina  war  sehr  bereitwillig  dazu,  mit  den  eid- 
brüchigen Offieieren  sieh  einzulassen,  da  der  Krieg  mit  den  Türken  sie  vott- 
auf  beschäftigte,  und  jede  bedeutsame  Demonstration  in  den  Ostseeländem  ihre 
Residenz  in  die  höchste  Gefahr  brachte. 

*V  Abgedruckt  bei  Härtens  a.  o.  0.  /.  iS«  655  und  bei  Pölitz  o.  a. 
O.  JM.  U/.  S.  60. 
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der  Höhe  gelangen  konnte,  welche  nnser  geliebtes  Vdeiiand  unter  Torigv 
Konige  ehrenvollen  Regierong  und  treuer  Untertbanen  männlichen  Ba- 
stande gewonnen  hatte.  Und  da  die  allgemeine  Stinune  mi  t  Sehnsucht  und 
eifrigem  Verlangen  dieses  unser  Unternehmen  erfordert  und  unterstutzt;  so 
haben  Wir  aus  diesem  Grund  und  Veranlassung  mit  den  Reichsstanden  ge- 
meinschaftlich die  Vereinigungs-  und  Sicherheitsacte  verabredet,  beschlosm 
und  festgesetzt,  welche  Wir  gnädigst  hiemit  genehmigen  und  bewilligen,  wie 
die  Buchstaben  derselben  lauten,  und  mit  unserer  nochmals  gegebenen  gnidi* 
gen  Bestätigung  übereinstimmen,  von  Wort  zu  Wort,  wie  folget: 

TereinigungS''  und  Sicherheitsacte. 

Um  zu  allen  Zeiten  von  Uns  und  Unserm  geliebten  Vaterlande  ^  hd' 
tigen  Erschütterungen  zu  entfernen,  welche  theils  durch  einzelne  ehr-  ood 
regiersüchtige  Personen,  theils  durch  ausländische  geheime  Anstiftungen,  und 
endlich  durch  die  zwischen  den  Ständen  des  Reichs  erregte  Eifersucht  und 
Misshelligkeiten  veranlasst  werden,  und  welche,  so  oft  das  Reich,  dessen  Fort- 
dauer und  die  allgemeine  Sicherheit  in  Gefahr  gesetzt,  und  Spaltungen  nicht 
allein  zwischen  den  Untertbanen  unter  einander,  sondern  auch  zwischen  dem 
König  und  dem  Volk  veranlasst;  und  um  einmal  für  allemal  Grundsätze  fest- 
zustellen, auf  welche  die  Regierungsgesetze  gegründet  werden  können,  und 
für  die  Zukunft  alle  Undeutlichkeit  und  einseitige  Zusätze  zu  entfernen,  hat 
es  unserm  allergnädigsten  Könige  für  sich  und  seine  Nachfolger  auf  dem 
Schwedischen  Throne  gefallen,  mit  Uns  über  die  nachfolgende  Vereinigangs- 
und  Sicherheitsacte  sich  zu  vereinigen: 

Art  1.  Erkennen  Wir,  dass  Wir  einen  Erbkönig  haben,  welcher  voDige 
Macht  hat,  das  Reich  zu  regieren,  zu  sichern,  zu  befreien  und  zu  beschützen, 
Krieg  anzufangen,  Frieden  und  Bündnisse  mit  auswärtigen  Mächten  zu  schliessen 
Gnaden  auszutheilen,  das  Leben,  dieEhre  und  Güter  (Verbrechern)  zu  scheiken; 
nach  seinem  hoben  Gutbefinden  über  alle  Aemter  des  Reichs  zu  veiifügen»  welche 
mit  cingebornen  Schwedischen  Männern  besetzt  werden  müssen.  Recht  und 
Gerechtigkeit  zu 'erhalten  und  zu  handhaben. 

Die  übrigen  Reichsangelegenheiten  sollen  verwaltet  werden,  wie  es  dem 
König  am  nützlichsten  scheinen  wird. 

Art.  2.  Wir  sehen  uns  als  freie,  den  Gesetzen  unterworfene,  Sicherheit 
geniessende  Untertbanen,  unter  einem  gesetzmässig  gekrönten  Könige  an,  wel- 
cher uns  nach  Schwedens  geschriebenem  Gesetz  beherrscht  Und  wie  wir 
alle  gleich  freie  Untertbanen  sind;  so  müssen  wir  auch  unter  dem  Schutz  to 
Gesetze  gleichen  Rechts  geniessen.  Daher  muss  auch  dass  höchste  Geridit 
des  Königs,  in  welchem  alle  Justiz-Revisionsangelegenheiten  entschieden  wer« 
den,  und  in  welchem  der  König  2  Stimmen  hat,  beides  aus  adlichen  und  nn- 
adelichen  Männern  bestehen;  die  Zahl  der  in  selbiges  aufzunehmenden  Rddis« 
räthe  soll  künftig  von  Sr.  Königl.  Maj.  gnädigem  Gutbefinden  abhängen.  Dt 
Sr.  Königl.  Maj.  Hohe  und  Niedere  gegen  alles  Unrecht  beschützen  will,  sa 
soll  keiner  an  Leib,  Ehre,  Glieder  und  Güter  Schaden  leiden,  ehe  er  gesetzlich 
überwiesen  und  durch  das  beikommende  Gericht  gerichtet  worden. 

Art  3.  Ein  gleiches  Volk  muss  gleiches  Recht  geniessen,  und  daher 
müssen  alle  Stände  befugt  sein,  Land  in  ihrem  gemeinsamen  Vaterlande  n 
besitzen  und  zu  erwerben ;  doch  dass  die  Ritterschaft  und  Adel  auf  den  Fm, 
der  bisher  festgesetzt  und  beobachtet  worden,  ihre  alte  Gerechtigkeiten  bdbe« 
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halte,  addich  freie  Güter  (SSterier)  auch  Ra-  und  Rors-Hemman*)  und 
die  in  Schonen,  Halland  und  Blekingen  sogenannte  Insockne-Hemman  zu 
erhalten  und  zu  besitzen.  Im  übrigen  soll  auch  kein  Land  seine  ursprüng- 
liche Eigenschaft  und  den  Unterschied  der  Säterier,  Fraise,  Skatte*^ 
und  Kr  ono guter***)  verlieren;  aber  die  Verbindlichkeit  den  Reisenden  Pferde 
zu  schaffen,  liegt  allen  Gütern  im  Reich  gleichmässig  ob,  nur  die  Särterier» 
Rä-  und  Rörs-  und  Insockne-Hemman,  und  die  Boställenf)  sind  davon 
ausgenommen  und  befreiet. 

Die  Gerechtigkeit  der  Bauern,  den  Rrongütem  den  ihnen  schuldigen 
Zins  abzukaufen,  und  diese  Befreiung  sicher  zu  besitzen,  ist  durch  eine  be- 
sondere unter  heutigem  Datum  ergangene  Verordnung  mit  gleicher  Sicherheit 
festgestellt,  als  wenn  diese  in  gegenwärtige  Acte  eingerückt  wäre. 

Art.  4.  Die  höchsten  und  vornehmsten  Aemter  des  Reichs  und  die 
Königl.  Hofämter  sollen  aus  der  Ritterschaft  und  dem  Adel  allein  besetzt  wer- 
den; aber  im  übrigen  bleibt  Geschicklichkeit,  Verdienst,  Erfahrung  und  er- 
probte bürgerliche  Tugend  der  einzige  und  rechtmässige  Grund  zur  Beförderung 
zu  allen  Aemtem  und  Diensten  des  Reichs,  sie  seien  höhere  oder  geringere, 
ohne  Ansehen  der  Geburt  oder  besonderer  Stände.  Aber  wenn  ein  unadlicher 
Beamte  zur  adelichen  Würde  erhoben  wird;  so  kann  er  das  Amt  nicht  länger 
behalten,  das  er  als  Unadlicher  zur  Sicherheit  der  unadlichen  Stände  besessen 
und  Inne  gehabt 

Art.  5.  Da  die  wahre  Freiheit  darin  besteht,  dass  man  frei  zum  Unter- 
halte des  Reichs  gebe,  was  nöthig  gefunden  wird;  so  hat  das  Schwedische  Volk 


*)  Hemman  bedeutet  ein  ländliehes  Grundstück,  eine  Hufe  oder  Hof. 
FräUegods  und  Frälse-Hemmans  sind  Freigüter  ohne  Äbgflbe  für  den  Grund- 
besitz, Säterier  sind  die  Rittergüter,  welche  nur  xu  den  Abgeben  an  die 
Kirche  und  xur  Wegebesserung  verpflichtet  sind,  Ra-  och  Rörs- Hemman 
(wörtlich  Pfahl'  und  Steinhöfe)  sind  Höfe,  die  innerhalb  eines  Rittergutes 
liegen,  und  nur  dann  abgabenfrei  sind,  wenn  sie  von  dem  Rittergute  selbst 
bewirthschaftet  werden:  waren  sie  an  Bauern  verpachtet,  so  mussten  die  Päch- 
ter Kopf-  und  Gerichtssteuer  entrichten.  In  den  südwestlichen  Landschaften 
(den  damals  Dänischen  Provinzen)  heissen  diese  Güter  Jnsochne- He mman^ 
eingeschlossene  Höfe, 

*V  Skatte-Hemman  sind  schatzpflichtige  Höfe,  auf  welchen  der  Bauer 
das  volle  Erb-  und  Besitzrecht  geniesst,  so  lange  er  das  Gut  in  Ctdtur  erhalt 
und  seine  Verpflichtungen  erfüllt;  der  Bauer  hat  ein  unbestreitbares  Recht  an 
dem  Boden,  der  ihm  zu  keiner  Zeit  genommen  werden  darf;  aber  die  darauf 
ruhenden  Abgaben  gehören  einem  Anderen  zu,  entweder  der  Krone  fKrono- 
shatte)  oder  einem  sonst  Abgahefreien  (FrälseskaUe), 

•*V  Krön  0- Hemman,  Kronhöfe  zerfallen  in  zwei  Classen;  sie  sind 
entweder  i)  Kungsgardar  och  Ladugardar,  Königshöfe  und  Meiereien, 
die  als  unrkliche  Krondomainen  auf  gewisse  Zeiträume  verpachtet  werden; 
oder  2)  eigentliche  Kronhöfe  (Krons-Hemman) ,  deren  Inhaber  für  ihre  der 
Krone  gehörenden  Bauerhöfe  jährliche  Zinsabgäben  entrichten,  aber  im  si- 
cheren Benutzungsrecht  derselben  verbleiben,  so  lange  sie  gut  wirthschaften. 

i)  Boställe  sind  Amtsgüter,  Haus  und  Acker,  welche  an  GeisÜiche, 
Kronbeamte,  Offleiere  als  an  Theü  der  Besoldung  zum  Unterhalte  angewiesen 
werden. 


(Wwr  eia  «ulreitigM  Bjeofai,  mit  dem  Köaiet  darftber  ■■  hfrailiwIiiiyB,  o 
bawSligBB,  aiizi]sehi«gea  und  ttbereinzukoiiimeii. 

Art  6i  Aaf  Reichstagen  berathschlagea  die  Stände  des  Reichs  Ober  knie 
aideM  Gof  enstlnde,  als  ttber  die,  welche  der  König  proponiit»  auf  dfot  Fön, 
wi«  m  vor  1680  gewöhnlich  war. 

Art  7.  Des  Adels  und  der  Priestersdiaft  Privflegia  vom  Jakr  1723»  und 
der  Stände  bisher,  woblerbngte  Privilegia  and  Gerechtsame  sind  m  alki 
Puncten  bestätigt  soweit  diese  nicht  gegen  die  Sichertieitsacte  streiten. 

Art.  8.  Diese  Vereinigiings-  und  Sicherheitsacte  soU  von  aUen  Schwe- 
dischen Königen,  beim  Antritt  ihrer  Regiemng,  eigenhändig  anteraeicfaoet 
werden,  und  es  soll  niemals  erlaubt  sein,  eine  Proposition  oder  Versoch  sa 
der  geringsten  Abänderung,  Ausdeutung  oder  Erklärung  lu  machen,  die  sidi 
van  dem  buchstäblichen  Inhalt  derselben  entfernt  Und  im  Fall  das  KönigL 
Baus  erlöschen  sollte,  soll  der  König,  der  dann  gewählt  würde»  in  alle  &se 
Rechte  eintreten,  und  soll  sich  zu  dem,  was  in  dieser  Acte  enthalten  ist»  ohne 
die  mindeste  Abänderung  verbinden. 

Art  9.  Die  Regierungsform  vom  21.  August  1772  bleibt  nnverrfickt 
bestehen,  in  allem,  was  nicht  durch  gegenwärtige  Acte  abgeändert  worden. 

Stockholms  Schloss  den  21.  Februar  1789. 
Von  Seiten  der  Ritterschaft  und  des  Adels:    Von  Seiten  des  Priesterstandes: 
G.  £.  Löwenhaupt  Jac.  Ax.  Lii^dblom, 

h.  t  LandmarschalL  Bischof  zu  Lindköping  in  Stdte 

(L.  S.)  des  Spredi^s. 

(L.  S) 
Von  Seiten  des  BUrgerstandes:  Von  Seiten  des  Banonstandes: 

And.  Lüdbergh»  Olof  Gissen, 

Sprecher.  d.  z.  Sprecher. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Diese  vorstehende  Vereinigungs-  und  Sicherheitsacte,  wollen  Wir  und 
Unsre  Nachfolger  auf  dem  Schwedischen  Throne,  als  ein  unverbrüchlicbes  und 
unveränderliches  Grundgesetz  ansehen,  dessen  buchstäblichem  Iidialte  nach- 
gelebt werden  soll,  ohne  Aenderung,  Ausdeutung,  oder  VerrQdning:  woflen 
und  befehlen  auch  hiemit  in  Gnaden,  dass  alle  die,  welche  Uns  und  Unseni 
Nachfolgern  und  dem  Reich  mit  Huldigung  >  und  Unterwürfigkeit  and  Gehor- 
sam verbunden  sind,  diese  Vereinigungs-  und  Sicherheitsacte  erkennen  und 
in  Acht  nehmen  und  dessen  buchstäblichem  Inhalte  nachleben  und  gehorsatten 
soHen.  Wir  mOssen  hiemit  bemerken,  dass  alle  Richter  in  höheren  und  nie- 
deren Gerichten,  und  alle  gemeinere  Amtsleute,  welche  nicht  Tromanis 
Wfirde  oderTheil  an  der  Landesregierung  haben,  nicht  sollen  ohne  geaefaüehe 
Untersuchung  und  Urtheil  dem  Gesetz  und  Kriegsartikd  gemäss,  ihrer  Aemlar 
veriustfg  werden. 

Betreffend  die  Last  der  Lieferung  der  Pferde  fikr  Reisende  (Skjvls- 
ningsbeswäret*)  so  sollen  des  Adels  Landbauem  und  Utsockne-Prälse- 
Hemman  überall  gleidie  Theile  beitragen  mit  den  Krön  und  Statte  Utwt 
man  cu  des  Königs  Gästgifman-  Hall-  und  Reser ve- Fuhrwerk  *0»  ^^d 

V  Skjuti  iH  die  Anstalt  zur  Fortiehaffmg  der  MeUendem  «o»  SMiaa 
XU  Station,  die  Steüung  von  Varspannpferden  mit  dem  Leiter  dereeiUn. 

**J  Die  Vorspanndienite  auf  Kömglichen  Befehl  ßr  das  MönigMt 
Gefot§e,  oder  solche  Personen,  die  auf  Königs  Befehl  die  Berochüffimg  dm 
Vin-spanns  xu  ihrem  Fortkommen  erhaUen  haben. 


kk  biegsititaAr  weim  dk  hMiiU  Nblh  eine  GleieUieit  «ffei^irt,  iwm  %# 

und  gi^oasere  Märsche  durch  das  Land  geschehen,  oder  Proviante  AnaDuiiiUQB 
und  Montirungssttkcke  zu  den  Anneen,  Festungen  und  Magazinen  abgefUui 
werden  sollen.  Gnd  wie  wir  nun  die  Privil^'a  der  Ritterschaft  und  des, 
AtMs  ?om  Jahr  1723,  welche  in  der  Regierangsform  vom  Jahr  1172  mclit 
denäidi  anerkannt  worden,  befestigt  und  bestätigt  luben;  so  ?eror^ 
■an  imd  befehlen  Wir,  dass  sie  inskünftige  ihre  volle  Knft  beb»k«i 
sollen:  so  wie  Wir  hiemit  des  Priesterstandes  Privilegia  vom  Jahr  1123 
bestätigen,  sammt  unserer,  den  25.  März  dieses  Jahres  gegebenen  ferne- 
ren Versicherung,  zugleich  mit  den  Statuten  gewisser  Frei-  und  Geredltig- 
beiteK,  welche  Wir  unter  dem  23.  Febr.  den  Städten  des  Reidis  gegeben,  ond 
«Bterm  23.  Febr.  den  Rauem  des  Reichs  zuerkannt  und  verliehen« 

Za  desto  mehrerer  Gewissheit  haben  Wir  dieses  mit  eigener  Hand  o» 
terscfarieben,  und  mit  Unserm  Königl.  Siegel  bestätigen  lassen. 

Stockholms  Schbss,  den  3.  April  des  Jahres  1789. 

(L.  S.)  GUSTAV. 


Costa?  Üf.  hatte  zwar  die  überwiegende  Hacht  des  Adels  ge* 
brechen,  aber  nur  die  Kraft  seines  öfl*entlichen  Widerstandes  gelahmt 
einzelne  Factionen  verfolgten  ihn  bis  zum  Tode  durch  Heuchelmör- 
ders Hand.     Die  Regierung  seines  Sohnes   Gustav  IT.  (16.  März 
1792,  entsagt  der  Krone  29.  Harz  1809),  der  erst  im  fünften  Jahre 
nach  seiner  Thronfolge  das  Alter  der  Yolphrigkeit  erreichte  (Novem- 
ber 1796  —  bis  dahin  unter  der  Vormundschaft  sanes  Oheims  Carl 
ab  Herzogs-Regenten  — ),  bietet  ein  trauriges  Bild,  wie  der  Schwe- 
dische Staat  auf  der  einen  Seite  von  der  übermüthlgen  Laune  eines 
Schwächlmgs  irritirt,   dessen  Handlungen  nicht  selten  den  Charakter 
eines  nidit  mehr  zurechnungsfabigen  Henscben  m  sieb  trugai»,  von 
der  andern  Seite  durch  die  Intriguen  eines  eitlen  leeren  Pbanlasten, 
des  Herzogs  Cari  von  Südermannland,  und  seiner  ftrecfaen  Günstlinge^ 
hk  den  inneren  und  auswärtigen  Verhältnissen  von  Jahr  zu  Jahr  mehr 
.  la  Grande  gmcbtel  wurde.    Alle  Demüthigungen  der  Schweden  durch 
Frankreicb  ertrug  das  Volk  in  stumpfer  Apathie,  aber  der  EinM? 
der  Bussen  in  Finnland  seit  dem  20.  Februar  1808,  weldier  den- 
Verlust  dieses  gewichtigen  Theils  des  Staates  zu  den  früheren  Opierti 
in  den  Ostseeländem  nach  einem  schmählichen  Feldzuge  unzweifel- 
haft hinzuzufügen  drohte,  sollte  durch  den  Au&tand  gegen  den  Kö- 
nig Iß.  Hfirz  1809  [gesühnt   werden.     Jetzt  wurde  itm  aHeia  dit. 
Sdmiadi  des  Vaterlandes  und  der  Verlust  der  dstHchen  Proväiz  zur 
Last  gelegt,   er  stand  von  allen  Partheien  vne  von  der  bewafltaeteo 
Macht  verlassen  da,  und  bei  seiner  sofortigen  Verhaftung  enüedrig- 
ten  sich  die  Partbeiführer  des  Adels  so  weit,  auch  die  äusserlichoi 
Farmen  gegen  den  Inhaber  der  Koniglidien  Würde  mit  Füssen  zul 
treten.  Nachdem  er  selbst  in  dar  Haft  für  sich  UAd  saiiia  STuch* 
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kommen  förmlich  auf  den  Schwedischen  Thron  Verzidrt  geleislet 
hatte,  29.  März,  erklärte  der  inzwischen  zusammengetretene  Reichs- 
tag, nachdem  er  am  10.  Mai  die  Schweden  aller  Treue  and  alles  ^ 
Gehorsams  gegen  diesen  König  entlassen  hatte,  noch  ausdrikklicfa 
durch  einen  Beschluss  an  demselben  Tage,  dass  Gustav  lY.  und  seine 
Descendenten  für  alle  Zeiten  der  Krone  Schwedens  verlustig  sein 
sollten.  Damit  war  fiir  die  Zukunft  auch  zugleich  die  Dynastie  Hol- 
stein-Gottorp  von  dem  Schwedischen  Throhe  entfernt:  denn  wenn 
auch  die  schleichende  Intrigue  des  Herzogs  Carl  jetzt  für  siebzehn- 
jährige Zweideutigkeiten  seit  seiner  Vormundschaft  den  Lohn  davon 
trug,  und  als  Carl  XIII.  von  dem  Reichstage  zum  Könige  von 
Schweden  proclamirt  wurde,  3.  Juni  1809  (er  stirbt  20.  Juni  1818), 
so  stand  er  kinderlos  da,  und  sein  Rruder  Friedrich  Adolph  Herzog 
von  Ostgothland  war  bereits  am  12.  December  1803  verstorben. 

Carl  XIII.,  der  in  feiger  Schwäche  Alles  zur  Erhaltung  eines 
gemächlichen  Lebens  auf  dem  Throne  zu  opfern  entschlossen  war, 
gewährte  leicht  den  Anforderungen  der  Reichsstände  am  7.  Juni 
desselben  Jahres  eine  neue  Verfassung,  welche  die  Königliche 
Gewalt  wieder  mehr  einengte,  als  nach  den  Grundgesetzen  von  1772 
und  1789,  ^ber  auch  in  Reriicksichtigung  der  mehr  entwickelten  all- 
gemeinen politischen  Zustände,  mehrfache  wesentliche  Reformen  in 
Schweden  einführte,  und  bis  jetzt  noch  als  das  Hauptgrundgesetz 
für  die  Verhältnisse  der  Staatsregierung  und  der  Reiehsstände  sich 
erhalten  hat.  Ich  gebe  dasselbe  hier  vollständig  in  Deutscher  Ueber- 
setzung. 

Ol.  Terfassung;  Tom  H.  Juni  1809. 

Art.  1.  Das  Schwedische  Reich  soll  von  einem  Könige  regiert  werden, 
und  ein  Erbreicb  mit  der  Successionsordnung  für  die  männlichen  Nach- 
kommen eines  verstorbenen  Königs  sein,  welche  die  Stände  des  Reichs  fest- 
stellen werden. 

Art.  2.  Der  König  soll  immer  der  rein  Evangelischen  Lehre  zageÜuB 
sein,  so  wie  sie  in  der  unveränderten  Augsburgischen  Confession,  and  in  den 
Beschluss  der  Versammlung  zu  Upsala  vom  Jahr  1593  angenonmien  und  erkürt 
worden  ist. 

Art  3.  Die  Jtfajestät  des  Königs  soll  heilig  und  in  Würden  gehal- 
ten werden;  seine  Handlungen  sind  keiner  öffentlichen  Gensur  unterworfen. 

Art  4.  Der  König  regiert  allein  das  Reich,  so,  wie  dessen  Regieroiv- 
form  es  vorschreibt;  indessen  nimmt  er  Bericht  und  Rath  in  den  hier  ontai 
angeführten  Fällen  von  einem  Staatsrathe  an.  Der  König  erwählt  dazu  cin- 
sichtsvoUe,  erfahrene,  redliche  und  allgemein  geachtefe,  gebome  Schwedisdie 
Männer  von  der  reinen  Evangelischen  Lehre,  sie  mögen  nun  Adelige  oha 
Unadelige  sein. 

V  Ähgedr,  in  DeuUeher  Sprache,  in  Saalfeld  Geich.  d,  neuol.  Ztit} 
in,  AUh,  2.  S.  927-öft  bH  Pölitx  Verf.  Europ.  iZ/p  5.  72  —  9%  «fM^  in 
FranxöHichit  M  Dufo»  CoUecf.  III  &  305i 
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Ali.  5.  Der  Staatsraib  soll  aus  neun  Mitgliedern  bestehen,  welche  das 
Recht  besitzen.  Ober  alle  in  demselben  vorkommende  Sachen  zu  verhandeln, 
nämlich:  ein  Justiz  -  Staatsminister,  der  zugleich  beständig  Mitglied  des  höch- 
sten Tribunals  des  Königs  sein  soll;  ein  Staatsminister  für  die  auswärtigen 
Angelegenheiten;  sechs  Slaalsräthe,  von  welchen  wenigstens  drei  in  Civiläm- 
tem  gedient  haben  müssen,  nebst  einem  Hofkanzler.  Jeder  Staatssecretär, 
oder  derjenige,  welcher  seinem  Amte  vorsteht,  hat  Sitz  und  Stimme  im 
Staatsrathe,  wo  er  dasjenige  vorträgt,  oder  wo  der  König  etwa  dasjenige 
vorkommen  lässt,  was  zu  seinem  Berufe  gehört.  Vater  und  Sohn,  oder 
zwei  Brüder  auf  einmal  dürfen  nicht  beständige  Mitglieder  des  Staats- 
raths  sein. 

Art.  6.  Es  sollen  vier  Staatssecretärc  sein,  nämlich:  einer  für  das  Kriegs- 
departement; einer  für  das  Departement  der  Cameral-Laudhaushaltung,  Berg- 
wesen, nebst  andern  gemeinschaftlich  damit  verbundenen  inländischen  Civil- 
angelegenheiten;  einer  für  die  Finanzen,  in-  und  ausländischen  Handel  und 
Gewerbe,  und  einer  für  die  Geschäfte,  welche  die  Beligion.  die  Geistlichkeit, 
die  öfTentliche  Erziehung  und  das  Armenwesen  betreffen. 

Art  7.  Der  König  lässt  sich  im  Staatsrathe  alle  Regierungsangelegen- 
heiten vortragen,  und  diese  werden  daselbst  abgemacht,  ausser  den  ministe- 
riellen, oder  denjenigen,  welche  die  Verhältnisse  mit  fremden  Mächten  be- 
treffen und  diejenigen,  welche  zum  Kriegs-Commando  gehören,  worunter  alle 
Sachen  verstanden  werden ,  welche  der  König  als  oberster  Befehlshaber  über 
die  Kriegsmacht  zu  Lande  und  zur  See  unmittelbar  besorgt. 

Art.  8.  Der  König  darf  keinen  Beschluss  über  etwas  fassen,  worüber 
der  Staatsrath  gehört  werden  muss,  wenn  nicht  drei  von  dem  Staatsrathe,  nebst 
dem  betreffenden  Staatssecretär,  oder  dem  der  seinen  Dienst  verrichtet,  zuge- 
gen sind.  Die  sämmtlichen  Mitglieder  des  Staatsraths  sollen  ohne  gesctzmäs- 
sige  Abhaltung,  bei  allen  Gegenständen  von  besonderem  Gewicht  und  An- 
sehen zugegen  sein,  welche,  nach  den  voraus  mitgethcilten  Vortragslisten,  im 
Staatsrathe  vorkommen,  und  die  Öftenlliche  Verwaltu,ng  des  Reichs  betreffen. 
Solche  sind:  Fragen  und  Vorschläge  über  neue  Unternehmungen  öffentlicher 
Einrichtungen,  über  Aufhebung  und  Veränderung  der  noch  bestcbenden,  über 
neue  öflentliche  Einrichtungen  in  den  verschiedenen  Zweigen  der  Staatsver- 
waltung, mit  anderen  Sachen  von  gleicher  Beschaffenheit. 

Art.  9.  Heber  alle  Gegenstände,  welche  beim  Könige  im  Staatsrathe 
vorkommen,  soll  Protocoll  geführt  werden.  Die  gegenwärtigen  Staatsministen 
Staatsrath,  Hofkanzler  und  Staatssecretär,  oder  diejenigen,  welche  die  letztge- 
nannten Dienste  verrichten,  sind  verbunden,  ihre  Meinungen  zu  äussern  und 
zu  erklären.  Doch  behält  der  König  sich  allein  vor,  zu  beschliessen.  Sollte 
es  irgend  unvermuthet  eintreffen,  dass  der  Beschluss  des  Königs  offenbar  ge- 
gen die  Regierungsform,  oder  die  öffentlichen  Gesetze  des  Reichs  stritte;  so 
liegt  es  den  Mitgliedern  des  Staatsraths  ob,  kräftige  Vorstellungen  dagegen 
zu  machen.  Wenn  irgend  eine  besondere  Meinung  im  Protocoll  nicht  ange- 
führt wird;  so  werden  die  Anwesenden  angesehen,  dass  sie  den  König  in  dem 
Beschluss,  den  er  gefasst,  bestärkt  haben.  Für  den  Rath.schlag  sollen  die  Mit- 
glieder des  Staatsraths  verantwortlich  sein,  so  wie  es  im  Art.  100.  weiter  hier- 
über festgesetzt  ist 

Art.  10.  Zum  Vortrag  bei  dem  Könige  im  Staatsrathe  sollen  die  Ge- 
genstände, nachdem  nöthige  Erläuterungen  darüber  von  den  betreffenden  Col- 
legien  und  Beamten  eingefordert  und  eingegangen  sind,  von  dem  vortragen- 
den Staatssecretär,  oder  dem  der  seinen  Dienst  vertritt,  nebst  acht  geschick- 
Selinbert,  VerfasfODgiiirkiindeii.  3.  Bd  24 
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ten  und  unparteiischen  Männern,  rier  Adeligmi  und  vier  Untdeligen,  vorbe- 
reitet werden.  Za  dem  ProtocolK  welches  in  dieser  öffentlichen  Vorbereityng 
geführt  wird,  geben  die  Vortragenden  und  die  übrigen  Mitglieder  ihre  Aeos- 
serungen  ab.  welche  sodann  bei  dem  Könige  im  Staatsrathe  bekannt  gemacht 
werden, 

Art.  11.    Die  ministeriellen  Gegenstände  mag  der  König  bereiten  und 
handhaben  lassen,  so  wie  es  ihm  am  schicklichsten  dünkt.     Dem  Staatsmini- 
ster  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  kommt  es  zu,  dass  diese  Gegenstande 
vor   dem  Könige,   in  Gegenwart  des  Hofkanzlers,  oder  wenn  dieser  nicht  zu- 
gegen sein  kann,  in  Gegenwart  eines  andern  Mitgliedes  des  Staatsratbs  vorge- 
tragen und  dargelegt  werden.     Ist  der  Staatsminister  abwesend ;   so  trägt  der 
HoHcanzler,  oder  ein  jilitglied  des  Staatsratbs  vor,   welches  der  König  in  die- 
sem Falle  auffordert.     Nachdem   der  König  den  angeführten  Rath  dieser  Be- 
amten, für  welchen  sie  verantwortlich  sind,  hat  protocolliren  lassen,  so  fasst 
der  König  in  derselben  Gegenwart  den  Beschluss.    Dem  Kanzler,  oder  dem- 
jenigen,   welchen   der  König   dazu   ernennt;  liegt  es  ob,   das  Protocoll  zu 
führen.      Von   solchem    Beschluss  mag  der  König  dem  Staatsrathe  Kennt- 
niss  zukommen  lassen,   was  [ihm  nützlich  scheint,  so  dass  selbst  keine  Kennt- 
niss  von  diesem  Zweige  der   Reichsverwaltung  dem  Staatsrathe  mitgetheilt  ' 
werden  darf. 

Art.  12.  Der  König  hat  das  Recht,  mit  fremden  Mächten  Unterhand- 
lungen und  Bündnisse  einzugchen,  nachdem  er,  in  Folge  des  vorhergeheoden 
Art.  11..  den  Staatsminister  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  und  den 
Hofkanzler  darüber  gehört  hat 

Art.  13.  Will  der  König  Krieg  anfangen  oder  Frieden  schliessen;  so 
ruft  er  einen  ausserordentlichen  Staatsrath  von  dem  Staatsminister«  Staats- 
räthen,  Hofkanzler  und  sämmtlichen  Slaatssccretären  zusammen,  stellt  ihnen 
die  Ursachen  und  Umstände,  die  hierbei  zur  UeberJegung  vorkommen,  vor,  und 
fragt  sie  hierüber  nach  ihrer  Meinung,  die  jeder  für  sich,  mit  der  Verant- 
wortlichkeit, welche  Art.  107.  bestimmt,  zu  Protocoll  abzugeben  hat.  Der  Kö- 
nig besitzt  hierauf  die  Macht,  den  Beschluss  zu  fassen ,  und  auszuführen,  wei- 
chen er  für  des  Reiches  Beste  findet. 

Art.  14.  Ueber  die  Kriegsmacht  des  Reichs  zu  Lande  und  zur  See  be- 
sitzt der  König  den  höchsten  Befehl. 

Art.  15.  Was  das  Kriegs  -  Gommando  betrifft,  so  mag  der  König  die 
Angelegenheiten  desselben,  in  Gegenwart  derjenigen  Person,  welche  der  Ko- 
nig damit  beauftragt,  abmachen.  Dieser  liegt  unter  Verantwortung  ob,  dass, 
wenn  dieser  Gegenstand  vorbereitet  wird,  er  seine  Meinung  über  die  beschlos- 
sene Unternehmung  des  Königs  äussert,  und  wenn  seine  Meinung  nicht  mit 
dem  Beschluss  des  Königs  übereinstimmt,  dass  er  seine  geäusserten  Bedenk- 
lichkeiten  und  seinen  Rath  zu  Protocoll  bringt,  deren  Richtigkeit  der  König, 
vermittelst  seiner  hohen  Unterschrift,  bestätigt.  Findet  die  besagte  Person, 
dass  die  Unternehmung  von  einer  gefähriichen  Richtung  oder  Umfang  sei* 
oder  dass  sie  sidi  auf  ungewisse  und  nicht  hinreichende  Mittel,  sie  auszufuh- 
ren, gründe;  so  trage  er  darauf  an,  dass  der  König  hierüber  einen  Kriegs- 
rath,  zwei  oder  mehrere  der  gegenwärtigen  höheren  Militärpersonen  zusam- 
menberufe;  doch  sei  dem  Könige  unbenommen,  in  Bezug  auf  diesen  Antrag, 
und  auf  die  im  Protocoll  angeführten  Ansichten  des  Kriegsraths,  zu  bestim- 
men, was  gut  scheint 

Art.  16.    Der  König  muss,  was  recht  und  wahr  ist,  befördern,  Falsch- 
heit und  Unrecht  hindern  und  verbieten,  keinen  verderben,  noch  am  Leben, 
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Ebre,  persönlicher  Freiheit  und  Wohlfahrt  Jemanden,  ohne  gesetzmässig  über- 
führt und  gerichtet  zu  sein,  verderben  lassen;  auch  keinem  weder  bewegliche 
noch  unbewegliche  Güter  ohne  Untersuchung  und  Urtheil ,  in  der  Ordnung, 
so  wie  es  Schwedens  Gesetz  und  gesetzmässige  Verordnungen  vorschreiben, 
entziehen  noch  entziehen  lassen;  Niemandes  Frieden  in  dessen  Hause  stören 
oder  stören  lassen;  keinen  von  einem  Orte  zum  andern  verweisen;  Niemandes 
Gewissen  zwingen  noch  zwingen  lassen,  sondern  einen  Jeden  bei  freier  Aus- 
übung scjner  Religion  schützen,  in  so  fern  er  dadurch  nicht  die  öffentliche 
Ruhe  stört,  oder  sich  kein  allgemeines  Aergerniss  zu  Schulden  kommen  I'ässt 
Der  König  lässt  einen  Jeden  von  demjenigen  Tribunal  richten,  unter  welches 
er  rechtlich  gehört,  und  dem  er  zu  gehorchen  hat. 

Art.  17.  Das  Tribunal  des  Königs  soll  aus  zwölf  von  ihm  ernannten 
sachkundigen  Männern,  sechs  Adligen  und  sechs  Unadeligen,  bestehen,  welche 
dasjenige  ausrichten,  was  die  Verfassung  ihnen  vorschreibt,  und  im  Richter- 
amte angestellt  gewesen  sind,  und  hierin  Einsicht,  Erfahrung  und  Redlichkeit 
in  den  Tag  gelegt  haben.  Sie  werden  Justizräthe  genannt,  und  macheu 
den  höchsten  Richterstuhl  des  Königs  aus. 

Art.  18  und  19.  Der  König  ist  die  letzte  Instanz  bei  wichtigen  Untere 
suchungen.  Kommen  beim  Könige  von  den  Richtern  und  Beamten  Vorfra- 
gen wegen  der  rechten  Meinung  des  Gesetzes,  in  Fällen  vor,  welche  vor  das 
Forum  der  Richter  gehören ,  so  besitzt  der  höchste  Richterstuhl  das  Recht, 
solche  nachgesuchte  Erklärungen  zu  geben. 

Art.  20.  In  den  Friedenszeiten  sollen  die  Sachen,  welche  von  dem 
Kriegstribunal  dem  Könige  zur  Prüfung  vorgelegt  werden,  beim  höchsten 
Richterstuhl  vorgenommen  und  abgemacht  werden.  Zwei  Militärmitglieder 
des  Staatsraths,  welche  der  König  hierzu  ersieht  und  ernennt',  müssen  in  sol- 
chen Sachen  beim  höchsten  Richterstuhle  zugegen  sein  und  darüber  stimmen; 
doch  muss  die  Zahl  der  Richter  auf  acht  beschränkt  sein.  Während  eines 
Kriegs  verhält  es  sich  hiermit  nach  den  Kriegsartikeln. 

Art.  21.  Der  König  hat  zwei  Stimmen  in  denjenigen  Sachen,  bei  de- 
ren Vortrage  und  Abmachung  er  beim  höchsten  Richterstuhl  zugegen  zu  sein 
für  gut  findet  Alle  Fragen  über  Erklärung  eines  Gesetzes  sollen  beim  Kö- 
nige angemeldet,  und  dessen  Stimme  darin  eingeholt  und  aufgezeichnet  wer- 
den, obschon  er  nicht  bei  den  Berathungen  beim  höchsten  Richterstuhl  daran 
Theil  genommen  hat. 

Art.  22  Beim  höchsten  Richterstuhl  können  geringere  Sachen  von  fünf 
Mitgliedern,  selbst  von  vier,  wenn  sie  alle  vier  in  ihrem  Beschluss  eins 
sind,  geprüft  und  abgemachi  werden.  Uebcr  wichtigere  Sachen  sollen  zum 
wenigsten  sieben  Mitglieder  richten.  Mehr  als  acht  Mitglieder,  vier  Adelige 
und  vier  Unadelige,  müssen  nicht  auf  einmal  Dienste  thun.  Bei  allen  Sachen 
müssen  zum  wenigsten  zwei  adelige  und  zwei  unadelige  Mitglieder  zuge- 
gen sein. 

Art.  23.  Alle  Beschlüsse  des  höchsten  Richtersluhls  werden  im  Namen 
des  Königs,  mit  dessen  hoher  Unterschrift,  oder  unter  dessen  geheimem  Siegel 
ausgefertigt. 

Art.  24.  Bei  der  niedern  Justizrevision  des  Königs  sollen^  alle  Justiz- 
sachen zum  Vortrag  beim  höchsten  Richterstuhle  vorbereitet  werden. 

Art.  25.    Der  Köni^  hat   bei  Verbrechen   das  Begnadigungsrecht, 
mildert  Lebensstrafc,  und  stellt  Ehre  und  an-  die  Krone  verwirkte  Güter  wie- 
der her.    Doch  muss  bei  Ansuchen  um  Begnadigung  der  höchste  RichtersluhL 
gehört  werden,   und  der  König  fasst  seinen  Beschluss  im  Staatsrathe.     Auf 
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die  Art  des  Verbrechens  soll  es  sodann  ankommen,  die  Gnade  zu  empfangen, 
welche  der  König  gewährt,  oder  die  Strafen  zu  erleiden,  zu  welcher  die  Schul- 
digen verurtheilt  sind. 

Art.  26.  Wenn  Jiistizsachen  im  Staatsrathe  vorgetragen  werden;  so 
sollen  der  Jusliz-Staatsminister,  zum  wenigsten  zwei  Staatsrathe,  zwei  Mitglie- 
der des  höchsten  Richterstuhls  wie  auch  der  Justizkanzler  dabei  zugegen  sein, 
mit  der  Verpflichtung  ,  ihre  Aeusserungen  zu  protocolliren ,  so  wie  es  den 
Mitgliedern  des  Staatsraths  in  Art.  9  im  Allgemeinen  vorgeschrieben  ist 

Art  27.  Zum  Justizkanzler  hat  der  König  einen  gesetzknndigen ,  ein- 
sichtsvollen und  rechtschaffenen  Mann,  welcher  im  Richteramte  angestellt  ge- 
wesen, zu  ernennen.  Ihm,  als  dem  höchsten  Schiedsrichter  beim  Könige,  liegt 
es  vorzüglich  ob,  das  Wort  des  Königs  in  Sachen,  welche  die  öffentliche  Si- 
cherheit und  der  Krone  Gerechtsame  betreffen,  zu  führen,  oder  durch  die  un- 
ter ihm  gestellten  Fiscale  führen  zu  lassen,  auch  von  Seiten  des  Königs,  Auf- 
sicht über  die  Handhabung  der  Gerechtigkeit  zu  führen,  und  in  sokber 
Eigenschaft  Fehler  zu  rügen ,  welche  von  Richtern  und  Beamten  began- 
gen sind.    , 

Art  28.  Der  König  hat  im  Staatsrathe  geborne  Schweden  zu  allen 
höhern  und  niedrigem  Aemtern  und  Diensten  zu  ernennen  und  za  befördern, 
welche  von  der  Art  sind,  dass  der  König  die  Vollmachten  dazu  auszufertigen 
hat:  doch  müssen  die  Beförderten  voraus  mit  der  Anzeige  eingekommen  sein» 
wo  sie  bisher  angestellt  gewesen  sind.  Aber  es  bleibt  dem  Könige  unbenom- 
men, zu  Militärämtern  Ausländer  von  besondem  Fähigkeiuen  zu  beru- 
fen, doch  nicht  zu  Commandanten  in  den  Festungen.  Bei  allen  Beförderun- 
gen hat  der  König  nur  das  Verdienst  und  die  Fähigkeit  der  Bewerber ,  aber 
nicht  ihre  Geburt  zu  berücksichtigen.  Zu  Staatsministem  ,  'Staatsrathen ,  Ju- 
stizrä^then,  Staatssecrctären,  wie  auch  zu  allen  andern  Civilbeamten  im  Reiche, 
und  Richtern,  müssen  nur  solche  Männer  ernannt  werden,  die  von  der  reinen 
Evangelischen  Lehre  sind. 

Art  29.  Zum  Erzbischof  und  zu  Bischöfen,  mit  deren  Wahl  nach  alter 
Gewohnheit  verfahren  wird,  ernennt  der  König  einen  von  den  drei ,  welche 
vorgeschlagen  worden  sind. 

Art.  30  Der  König  fertigt  die  Predigetbestalinngen  bei  den  Kronpfar- 
ren auf  die  bisher  übliche  Art  aus.  Die  sogenannten  consistorialen  Sprengel 
werden  bei  ihrem  Wahlrechte  erhalten. 

Art  31.  Die  Bürgerschaften  der  Städte  geniessen  ferner  die  Rechte,  die 
sie  bisher  gehabt  haben.  Zur  Stelle  eines  Bürgermeisters  werden  drei  gehö- 
rige Männer  vorgeschlagen,  aus  welchen  der  König  einen  ernennt  Auf  gleiche 
Weise  verhält  es  sich  mit  den  Ralhmännern  und  Magistratssecretärän\tera  in 
Stockholm. 

Art.  32.  Die  Gesandtschaften  bei  fremden  Mächten  und  die  bei  einer 
Arobassade  anzustellenden  Personen,  ernennt  der  König  in  Gegenwart  des 
Staatsministers  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  und  des  Ilofkanzlers. 

Art  33.  Wenn  solche  Bestallungen,  zu  welchen  der  Vorschlag  gemacht 
worden  ist  vom  Könige  ausgefertigt  werden  sollen,  so  müssen  die  Mitglieder 
des  Staatsraths  sich  über  die  Tauglichkeit  und  Verdienste  der  Bewerber  äus- 
sern. Sie  besitzen  selbst  das  Recht ,  gegen  die  Ernennungen  des  Königs  zo 
andern  Diensten  und  Aemtern  unterthänige  Erinnerungen  zu  machen. 

Art  34.  Die  in  dieser  Regierungsform  bestimmten  neuen  Aemter  der 
Staatsministcr.  Staatsrathe  und  Juslizräthe,  sollen  im  Reichsetat  angeführt 
werden.    Die  zwei  Staatsminister  besiUen  die  höchste  Reichs  würde.    Die 
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Staatsräthe  haben  mit  den  Generalen .  und  Justizräthe  mit  den  Generallieute- 
nanten einen  pichen  Rang. 

Art.  35.  Der  Staatsministcr  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten,  die 
Staatsräthe,  die  Präsidenten  in  den  Collegien,  die  Oberstatthalter,  Unterstatt- 
halter und  Polizeimeister  in  der  Hauptstadt ,  der  Hofkanzler ,  die  Jnstizkanz- 
ler,  die  Staatssecretäre,  Amtmänner  und  Statthalter  auf  dem  Lande,  die  Feld- 
marschälle.  Generale  und  Admirale  von  allen  Graden,  die  Generaladjutanten, 
Oberadjutanten,  Stabsadjutanten  ,  Commandanten  in  den  Festungen,  Gapitän- 
lieutenants  und  Officiere  bei  den  Leibtrabanten,  Obersten  über  die  Regimen- 
ter, Secondechefs  bei  den  Garderegimentern  zu  Pferde  und  zu  Fuss ,  so  wie 
auch  die  Oberstlieutenants  bei  der  Rrigade  des  Leibregiments,  die  Chefs  bei 
der  Artillerie,  bei  dem  Fortificationsfeldroessongs-  undSeemessungswesen,  Bfi- 
nister  und  Gesandte  bei  fremden  Mächten  nebst  den  Beamten  und  Bedienten, 
die  in  dem  Cabinet  des  Königs  zur  auswärtigen  Correspondenz  und  bei  Bot- 
schaften angestellt  werden,  haben  ein  ihnen  anvertrautes  Amt,  wovon  der  Kö- 
nig sie  entledigen  mag.  wenn  er  prüft,  dass  der  Dienst  des  Reichs  es  fordert. 
Doch  macht  der  König  einen  solchen  Beschluss  im  Staatsräthe  bekannt,  dessen 
Mitglieder  schuldig  sind,  dagegen  unterthänige  Vorstellungen  zu  machen,  wenn 
sie  dazu  Ursache  zu  haben  finden. 

Art  36.  Diejenigen,  welche  sowohl  höhere  als  niedere  Richterämter 
bekleiden,  so  wie  auch  alle  andere  Beamte  und  im  Dienste  stehende,  die  im 
vorgedachten  Art.  35.  nicht  erwähnt  sind,  können  ohne  vorhergegangene  Un- 
tersuchung vor  Gericht  nicht  von  ihrer  eingenommenen  Stelle  vom  Könige 
abgesetzt  werden ;  eben  so  wenig  können  sie  ohne  vorgegangene  eigene  Vor- 
stellung zum  andern  Dienst  befördert  oder  versetzt  werden. 

Art.  37.  Der  König  besitzt  das  Recht,  würdige  Männer,  die  durch 
Treue,  Tapferkeit  und  Tugend,  durch  Gelehrsamkeit  und  eifrige  Dienste  sich 
um  den  König  und  das  Reich  verdient  gemacht  haben,  in  den  Adel  stand 
zu  erheben.  Der  König  mag  mit  gräflicher  und  freiherrlicher  Würde  Männer 
begnadigen,!  die  durch  grosse  und  ausgezeichnete  Verdienste  dazu  würdig  an- 
gesehen werden.  Der  Adelstand  oder  die  gräfliche  und  freiherrliche  Würde 
darf  keinem  mehr,  als  demjenigen,  welcher  geadelt  oder  erhöht  worden,  zufal- 
len, und  nach  demselben  sefnem  ältesten  männlichen  leiblichen  Erben,  in  ge- 
rade herabsteigender  Linie,  und  nach  dem  Ausgang  dieses  Zweiges  dem  näch- 
sten männlichen  Abkommen  des  Stammvaters  u.  s.  w. 

Art  38.  Alle  vom  Könige  ausgehende  Expeditionen  und  Befehle ,  wel- 
che das  Kriegs-Commando  betrefTcn,  sollen,  um  gültig  zu  sein,  von  dem  Vor- 
tragenden contrasignirt  werden,  welcher  verantwortlich  ist,  dass  sie  mit  dem 
darüber  geführten  Protocoll  übereinstimmen.  Sollte  der  Vortragende  irgend 
finden,  dass  der  Beschluss  des  Königs  gegen  die  Regierungsform  streite,  so 
bat  er  darüber  im  Staatsräthe  Vorstellungen  zu  machen.  Besteht  der  König 
dennoch  darauf,  dass  ein  solcher  Beschluss  ausgefertigt  werden  soll,  so  ist  es 
des  Vortragenden  Recht  und  Pflicht,  seine  Gontrasignation  dazu  zu  verweigern, 
und  afs  Folge  hiervon  sein  Amt  niederzulegen ,  welches  er  nicht  eher  zurück- 
nehmen darf,  als  bis  die  Reichsslände  sein  Verhalten  geprüft  und  gebilligt 
liaben.  Inzwischen  sollen  sein  Sold  und  die  beikommenden  Einkünfte  der  üb- 
rigen Dienste  ihm  verbleiben. 

Art  39.  Will  der  König  ins  Ausland  reisen,  so  theile  er  dem  Staats- 
räthe in  pleno  dies  sein  Vorhaben  mit.  und  entnehme  dessen  Gedanken  hier- 
Hber  auf  die  Weise,  wie  im  Art  9.  angeführt  ist  fieschliesst  der  König  hier- 
^^f  solche  Reise  und  stellt  sie  ins  Werk ,  so  befasst  er  sich  nicht  weiter  mit 
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der  Regierung  des  Reichs,  noch  übt  er  die  königliche  Gewalt  ans,  so  Uaft 
er  im  Auslände  verweilt,  sondern  der  Staatsrath  führt  sodann,  während  der 
Abwesenheit  des  Königs,  in  dessen  Namen  die  Regierung,  mit  allem  demjeni- 
gen Recht,  welches  die  Regierungsform  des  Landes  dem  Könige  beilegt;  doch 
darf  der  Staalsrath  keincsweges  Adelsland  und  Würden  ertheilen  oder  Jeman- 
den zum  gräflichen  und  freiherrlichen  Stande  erhöhen,  noch  RitterwQrden  ver- 
leihen, und  ebenfalls  können  alle  ledigen  Aemter  nur  ad  inlerim  von  deiyeni- 
gen  verwaltet  werden,  welche  der  Staatsrath  dazu  ernennt.  Welches  Verhalte! 
beobachtet  werden  soll  •  wenn  der  König  länger  als  zwölf  Monate  aus  den 
Reiche  bleibt,  ist  im  Art.  91.  festgesetzt. 

ArL  40.  Wird  der  König  so  krank,  dass  er  die  Regierungsgescbäfte 
nicht  wahrnehmen  kann,  so  verwaltet  der  Staalsrath  die  Regierung,  so  wie  et 
im  vorhergehenden  Art.  bestimmt  ist. 

Art.  41.  Der  König  wird  mündig,  wenn  er  sein  zwanzigstes  Jahr  er- 
reicht hat.  Stirbt  der  König  innerhalb  der  Zeit ,  dass  der  Thronfolger  jenes 
Alter  erreicht .  so  führt  der  Staatsrath  mit  königlicher  Macht  und  Ansehen, 
im  Namen  des  Königs,  die  Staatsverwaltung,  ßis  die  Stände  des  Reichs  za- 
sammen  kommen  richtet  sich  der  Staatsrath  unveränderlich  nach  der  Regie- 
rungsform des  Landes. 

Art.  42.  Sollte  das  Unglück  treffen ,  dass  das  ganze  königliche  Hau, 
in  welchem  das  Erbrecht  zum  Reiche  gilt,  von  männlicher  Seite  ausstirbt  dann 
verwaltet  ebenfalls  der  Staatsrath  mit  königlicher  Macht  und  Ansehen,  bis  za 
der  Zusammenkunft  der  Reichsstände,  die  Regierung. 

In  allen  den  Fällen,  welche  die  vier  vorhergehenden  Art.  behandelii 
sollen  sämmtliche  Staatssecrctäre  im  Staatsrathe  zugegen  sein  und  ihre  Stim- 
men abgeben. 

ArL  43.  Zieht  der  König  ins  Feld,  oder  reist  er  nach  abgelegenen  inländi- 
schen Ocrtern,  so  ernennt  er  vier  Mitglieder  des  Staatsraths  und  unter  diesen  dfn 
Justizstaatsministcr,  um  auf  die  Weise,  wie  der  König  vorschreibt ,  die  Regie- 
rung zu  führen.  Mit  der  Art  und  Weise,  die  der  König  dann  selbst  vor- 
schreibt, verhält  es  sich  so,  wie  der  Art.  8  festsetzt. 

Art.  44.  Kein  Prinz  des  königl.  Hauses,  er  sei  Kronprinz,  £rbfurst  oder 
Fürst,  darf  sich  ohne  Wissen  und  Einwilligung  des  Königs  vermählen.  Ge- 
schieht es  dennoch,  so  hat  er  das  Erbrecht  zum  Reiche  sowohl  für  sich,  als 
für  seine  Kinder  und  Nachkommen,  verwirkt. 

ArL  43.  Weder  der  Kronprinz  und  Erbfürst  des  Schwedischen  Rddu^ 
noch  Prinzen  aus  dem  königlichen  Hause  desselben  sollen  L^ibge<jinge  oder 
Civilämter  besitzen;  doch  kann  ihnen  nach  altem  Gebrauch  ein  Titel  von 
Herzog-  und  Fürstenslhümern  beigelegt  werden ,  doch  ohne  Anspröcbe  arf 
die  Landschaft,  deren  Namen  sie  tragen. 

ArL  46.  Das  Land  soll  in  Gouvernements,  unter  der  gewöhnlidiei 
Landesregierung  eingetheilt  werden.  Kein  Generalgouverneur  darf  künftig  'm 
Reiche  verordnet  sein. 

ArL  47.  Die  Hofgerichle  des  Reichs  und  alle  übrige  Richterstüble  Sil- 
len  nach  den  Gesetzen  und  gesetzlichen  Verordnungen  richtea:  die  CoüegNi 
des  Reichs,  die  Landesregierung,  zugleich  mit  allen  andern,  sowohl  höhefA 
als  niedern  Beamten,  sollen  die  ihnen  obliegenden  Aemter  und  Geschäfte,  a* 
folge  der  Instructionen,  der  Reglements  und  der  Vorschriften,  die  schon  g!8^ 
ben  sind,  oder  feriicrhin  gegeben  werden,  verwalten,  den  Befehlen  des  Kvmp 
gehorchen  und  sich  einander  zur  Vollstreckung  derselben  und  alles  deeal^ 
was  der  Dienst  des  Reichs  von  ihnen  fordert,  zur  Hand  gehen,  indem  üt  <iMfl|^ 
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Könige  in  geselilicher  Ordnung  verantwortlich  bleiben,  wenn  etwas  von  ihnen 
unterlassen,  versäumt  oder  ungesetzlich  behandelt  wird. 

Art.  48.  Der  Hof  des  Königs  steht  unter  dessen  eigener  Verwaltung« 
indem  er  hier  diejenigen  anstellen  kann ,  die  ihm  gut  dünken.  Alle  Stellen 
an  seinem  Hole  mag  der  König  nach  Gefallen  besetzen  oder  entledigen. 

Art.  49.  Die  Stände  des  Reichs  sollen  kraft  des  Grundgesetzes,  wenn 
fünf  Jahre  von  dem  zuletzt  gehaltenen  Reichstage  verflossen  sind,  zusammen 
kommen.  Bei  jedem  Reichstagsbcschluss  sollen  die  Stände  des  Reichs  den 
Tag  bestimmen,  wann  sie  in  Folge  desselben  wiederum  zusammentreten,  und 
dabei  ausdrücklich  die  Zusammenberufung  des  Reichstages,  mit  den  nöthigen 
Vorschriflen  in  Hinsicht  auf  die  Wahl  der  Mitglieder  desselben  anführen.  Dem 
Könige  bleibt  es  indessen  unbenommen,  die  Rcichsslände  innerhalb  einer  sol- 
chen Zeit  zu  einem  ausserordentlichen  Reichstage  zusammen  zu  rufen. 

ArL  50.  Die  Reichslage  sollen  in  der  Hauptstadt  des  Reichs  gehalten 
werden  ,  ausgenommen  in  dem  Falle,  wenn  der  Andrang  des  Feindes,  oder 
Pest,  oder  andere  dergleichen  wichtige  Hindernisse  dasselbe  unmöglich  machen, 
oder  dass  es  für  die  Freiheit  und  Sicherheit  der  Reichsstände  gefährlich  sein 
sollte.  Der  König  bestimmt  alsdann,  zugleich  mit  Ralh  der  Bevollmächtigten 
der  Reichsstände  bei  der  Bank  und  bei  dem  Reichschuldencomptoir ,  einen 
andern  Ort,  wo  die  Stände  des  Reichs  sich  versammeln  müssen,  und  ruft  zu 
solcher  Zeit  dahin,  welche  sie  selbst  voraus  bestimmt  haben. 

Art.  51.  I9  dem  Fall,  dass  der  König  oder  der  Staatsrath  die  Reichs- 
stände zusammen  ruft;  wird  die  Zeit  zur  Eröffnung  des  Reichstags  nach  dem 
dreizehnten  und  innerhalb  fünfzehn  Tagen,  von  dem  Tage  an  gerechnet  wann 
die  Zusammenberufung  in  den  Kirchen  der  Hauptstadt  bekannt  gemacht  wor- 
den, festgesetzt. 

Art.  52.  Der  König  ernennt  den  Landmarschall  und  Sprecher  für  den 
Bürger-  und  Bauernstand,  wie  auch  die  Secreläre  für  den  Bauernstand.  Der 
Erzbischof  ist  beständig  Sprecher  für  den  Priesterstand. 

Art.  53.    Die  Stände  des  Reichs  erwählen  sogleich,  wenn   der  Reichs- 
'     tag  eröffnet  wird,  die  Ausschüsse,  welche  die  Angelegenheiten  vorbereiten  sol- 
len.   Diese  bei  jedem  Reichstage  nöthigen  Ausschüsse  sind:   ein  Verfassungs- 
ausschuss»  um  Fragen  zu  veranlassen  und  aufzunehmen,   welche  Veränderun- 
gen in  den  Grundgesetzen  betreffen ,   und  ihre  Aeusserungen  darüber  an  die 
Stande  des  Reichs  abzugeben ,    wie  auch  die  im  Slaatsralhe  geführten  Proto- 
-    colle  genau  nachzusehen ;  ein  Elalsausschuss ,  um  vor  den  Reichsständen  den 
Z   Zustand»  die  Verwaltung  und  den  Behuf  des  Bestandes  der  Finanzen  und  der 
fteichsschulden  darzulegen ;  ein  Bewilligungsausschuss,  um  die  Vertheilung  der 
Bewilligung  vorzuschlagen;   ein  Bankausschuss,  um  die  Verwaltung  der  Bank 
und  ihren  Zustund  nachzusehen,  auch  Vorschriflen  zur  Verwaltung  derselben 
IQ  geben;    ein  Geselzausschuss,  um  Vorschläge  zur  Verbesserung  der  Civil-, 
^  Criminal-  und  Kirchengesetze  auszuarbeiten;  wie  auch  ein  öconomischer  Aus- 
scbuss,  um  die  Mängel  bei  den  öffentlichen  Oeconomieanstalten  zu  bemerken 
^  Und  Abänderungen  dabei  vorzuschlagen. 

Art.  54.  Fordert  der  König  von  den  Ständen  des  Reichs  einen  beson- 
\fd/em  Ausschuss ,  um  mit  ihm  über  Sachen  zu  beralhschlagen,  womit  die  an- 
^dem  Ausschüsse  sich  nicht  befassen  können,  und  wenn  die  Verhandlungen 
r'S^eim  gehalten  werden  müssen,  so  errichten  die  Reichsstände  einen  solchen; 
.4f»ch  besitzt  derselbe  nicht  die  Macht,  einen  Beschluss  zu  fassen,  sondern  bloss 
'^ft^ln  Könige  seine  Aeusserungen  über  die  Gegenstände  abzugeben,  welche  der 
ll  ynHt  demselben  mittheilt. 
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Art.  55.  Die  Reichsstände  dürfen  bei  der  Anwesenheit  des  Roni^  ttcr 
keinen  Gegenstand  etwas  beschliessen.  Die  Ausschüsse  der  Reichsstänik, 
welche  nicht  diejenigen  sind,  welche  in  dem  vorhergehenden  Art  erwähnt 
worden,  können  in  Gegenwart  des  Königs  keine  Berathung  anstellen. 

Art  56.  Fragen,  welche  den  Etat  betreffen  und  im  Plenum  der  Reichs- 
stände vorkommen,  dürfen  nicht  unmittelbar  als  abgemacht  aufgenommen  wer- 
den ,  sondern  sind  einem  betreffenden  Ausschuss  zu  übergeben,  welcher  die- 
selben zu  untersuchen  und  sich  darüber  zu  äussern  hat  Vorschlage  eines 
Aussschusses  sollen  zuerst  im  Plenum  des  Standes  zur  Annahme  oder  lor 
Verwerfung,  ohne  Veränderungen  oder  Zusätze  dargebracht  werden.  Gesche- 
hen dabei  im  Plenum  des  Standes  solche  Anmerkungen,  welche  die  Annahme 
verhindern;  so  werden  diese  Anmerkungen  dem  Ausschuss  mitgetheilt,  an 
darauf  den  Vorschlag  nachdrücklichst  zu  untersuchen  und  auszugletdien. 
Wenn  ein  so  erwogener  Vorschlag  zu  dem  Stande  zurückkömmt;  so  besitzt 
derselbe  die  Macht,  denselben  unverändert,  oder  mit  Veränderungen  anzuneh- 
men, oder  gänzlich  zu  verwerfen. 

Art  57.  Das  uralte  Recht  der  Schwedischen  Nation,  sich  selbst  za  be- 
schätzen,  wird  von  den  Ständen  des  Reichs  allein  beim  allgemeinen  Bacbs- 
tage  ausgeübt. 

Art  58.  Auf  jedem  Reichstage  lässt  der  König  den  Zustand  der  Finan- 
zen in  allen  ihren  Thcilen,  sowohl  in  Ansehung  der  £inki\pfte  als  der  Aus- 
gaben, Forderungen  und  Schulden,  dem  £tat$ausschusse,  welchen  die  Reichs- 
stände erwählen,  vorlegen.  Sollten  durch  Verträge  mit  fremden  Machten 
einige  Mittel  dem  Reiche  zufliessen,  so  sollen  diese  auf  gleiche  Weise  nadlf^ 
wiesen  werden. 

Art.  59.  Dem  Zustande  des  Reichs  und  der  Finanzen  zufolge,  stellt  der 
König  dem  Ausschuss  die  Ueberlegung  anhcim,  ob  der  Staat  seine  BedOff- 
nisse  durch  die  gewöhnlichen  Einkünfte  bestreiten  kann,  oder  welcher  Bedarf 
durch  Bewilligung  erfüllt  werden  muss. 

Art.  60.  Zu  den  letztem  werden  See-  und  Landzoll,  wie  auch  Actisab- 
gaben.  Postgcfälle,  Stempelpapierabgaben,  Hausbedarf-Brennereigefälle,  nebst 
dem,  was  die  Stände  des  Reichs  noch  besonders  an  jedem  Reichstage  als  Be 
willigung  annehmen,  gerechnet.  Keine  öffentlichen  Abgaben,  von  welchem 
Namen  und  von  welcher  Beschaffenheit  sie  auch  sein  mögen,  können  ohne 
Einwilligung  der  Reichsslände  erhöht  werden,  ausgenommen  allein  der  See- 
zoll für  einkommendes  und  ausgehendes  Korn.  Eben  so  wenig  darf  der  Kö- 
nig die  Einkünfte  des  Staats  verpachten,  oder  zum  Gewinn  für  sich,  fBr  die 
Krone,  oder  einzelne  Personen  und  Corporalionen,  irgend  welche  Monopole 
errichten. 

Art  61.  Alle  Abgaben,  welche  die  Stände  des  Reichs  unter  den  ifl 
vorhergehenden  Art.  genannten  Titeln  bewilligen,  w  erden  vor  und  mit  des 
Jahres  Anfang,  welcher  nachher  einfällt,  wenn  die  Bewilligung  festgesetzt  wor 
den,  gerechnet.  Werden  die  Stände  des  Reichs,  innerhalb  der  Zeit,  vom  Ei- 
nige oder  dem  Staatsrathe  zusammen  berufen ;  so  höreiv  die  Bewilligungta 
wohin  alle  obgedachle  Abgaben  zu  rechnen  sind,  mit  des  Jahres  Ausgabt, 
worin  ein  solcher  Reichstag  anfängt,  auf 

Art  62.  Nachdem  der  Bedarf  der  Finanzen  vom  Staatsausschoss  Mfdft 
geben,  und  von  den  Reichsständen  geprüft  worden,  kömmt  es  auf  die  Släi* 
des  Reichs  an,  eine  demselben  entsprechende  Bewilligung  anzunehmen,  lai 
gleich  dabei  fesUuseUen,  wie  besondere  Summen  davon  zu  besonderen  Zwccfai 


m 

angewandt  werden  sollen,  und  diese  Summen  unter  bestimmten  Haupttiteln 
im  Reichsetat  xa  veranschlagen. 

Art.  63.  Ausserdem  müssen  für  unvorhergesehene  Zufälle  zwei  beson- 
dere hinreichende  Summen  ausgesetzt  und  veranschlagt  werden ;  die  eine,  die 
der  König  benutzen  mag,  wenn  er  sie  zur  Yertheidigung  des  Reichs  oder  zu 
andern  höchst  wichtigen  und  passenden  Zwecken,  nachdem  das  Gutachten 
des  gesammten  Staatsraths  vernommen  ist,  unumgänglich  nothwendig  Gndet; 
die  andere,  damit  der  König  bei  entstandenem  Kriege  aus  der  Bank  der  Reichs- 
stände Hebungen  mache,  nachdem  sein  Staatsrath  im  Plenum  darüber  gehört, 
und  die  Reichsstände  zusammen  berufen  worden.  Die  versiegelte  Anordnung 
für  die  letztgedachte  Summe  darf  nicht  eher  aufgebrochen,  noch  darf  die 
Snmme  von  den  Bevollmächtigten  der  Bank  eher  ausgezahlt  werden,  als  die 
Zusammenberufung  des  Reichstags  in  den  Kirchen  der  Hauptstadt  gehörig 
kund  gemacht  worden. 

Art  G4.    Sowohl  die  gewöhnlichen  Staatsmittel  und  Einkünfte,  als  das- 

•  jenige,  was  auf  vorgedachte  Weise  von  den  Reichsständen  unter  dem  Namen 
ausserordentlicher  Auflagen  oder  Bewilligungen  für  die  Staatseinkünfte  ver- 
anschlagt worden,  stehen  unter  der  Verfügung  des  Königs,  damit  sie  zu  dem 
von  den  Reichsst'änden  geprüften  Bedarfe  und  nach  dem  errichteten  Etat  an- 

*  gewandt  werden. 

Art  65.  Diese  Staatsmittel  dürfen  nicht  anders  angewandt  werden,  als 
festgesetzt  worden  ist,  indem  die  Mitglieder  des  Staatsraths  verantwortlich  sind, 
wenn  sie  eine  Abweichung  davon  stattfinden  lassen;  sie  haben  vielmehr  beim 
Prolocolle  Vorstellungen  dagegen  zu  machen,  und  dasjenige  anzuführen,  was 
die  Stände  des  Reichs  hierüber  verordnen. 

Art  66.  Das  Reichsschuldencomtoir  verbleibt,  so  wie  bisher,  unter  der 
Leitung,  Aufsicht  und  Verwaltung  der  Rcichsstände :  und  da  die  Stände  des 
Reichs  die  Vemntwortlichkeit  der  Reichsschuldcn,  worüber  das  Comtoir  die 
Geschäfte  hat,  auf  sich  nehmen,  so  haben  auch  die  Reichsstände,  nachdem  der 
Siaatsausschuss  sich  über  den  Zustand  und  Bedarf  des  Comtoirs  ausgelassen, 
durch  besondere  Bewilligungen  die  Mittel  zusammen  zu  schiessen,  die  zur  Be- 
zahlung der  Schuld,  der  Zinsen  und  des  Gapitab  unumgänglich  gefunden  wer- 
den, so  dass  der  Credit  des  Reichs  beibehalten  und  geschützt  werde. 

Art  67.  Der  Sachwalter  des  Königs  beim  Reichsschuldencomtoir  wohnt 
den  Zusammenkünften  der  Bevollmächtigten  nicht  Öfter  bei,  als  wenn  die  Be- 
▼oUmächligten  verlangen,  mit  ihm  in  Berathung  zu  treten. 

Art  68.  Die  zu  dem  Reichsschuldenwesen  gehörenden  und  dazu  ver- 
anschlagten Mittel  dürfen  unter  keinem  Vorwand,  noch  unter  irgend  einer 
Willkür  demselben  entnommen,  oder  zu  anderm  Behuf,  als  von  den  Reichs- 
standen  bestimmt  ist,  angewandt  werden.  Jede  Verordnung,  die  dagegen  strei- 
.    tei»  ist  kraftlos. 

Art  69.  Entstehen  entweder  bei  den  Reichsständen  insgesammt  oder 
bei  irgend  einem  Stande  Bedenklichkeiten,  dasjenige  so  anzunehmen,  wie  es  der 
Siaatsausschuss  in  demjenigen  anräth,  was  entweder  die  Regulirung  des  Etats, 
oder  den  darnach  sich  zu  richtenden  ganzen  Belauf  der  Bewilligung  anbetrifft, 
oder  was  zu  den  Ausgaben  des  Reichsschuldencomtoirs  und  zu  den  Einkünf- 
ten gehört  oder  auch  die  Leitung  der  Verwaltung  und  des  Reichsschulden- 
comtoirs angeht;  so  sollen  die  Ursachen  angeführt  werden,  auf  welche  sich 
solche  Bedenklichkeiten  stützen,  und  dem  Etatsausschuss  mitgetheilt  werden, 
welcher  darauf  die  Sache  in  besondere  Erwägung  nimmt.  Denkt  der  Etats- 
jHiMchass  von  der  schon  abgegebenen  Aeusserung  nicht  abweichen,  oder  den 
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Ansichten  der  Reicbsst'ände  oder  eines  einzelnen  Standes  mdit 
zu  können;  so  ernennt  der  AusschussDeputirte,  welche  in  dem  jenigen  Stanfc 
wo  Bedenklichkeiten  sich  hervorthun,  auftreten,  worauf  die  Sadie  nlher  aus- 
einander gesetzt  wird.  Verbleibt. ein  Stand  dennoch  bei  der  Meimm^  wekbe 
er  vorher  gefasst,  so  wird  die  Sache  durch  einen  Besdiluss  dreier  Stönde  ab- 
gemacht Stehen  zwei  Stände  gegen  zwei;  dann  soll  der  £tatsansscboss  ii# 
so  vielen  Mitgliedern  aus  jedem  Reichsstande  nach  gewöhnlicher  ordeoüidier 
Wahl  verstärkt  werden,  so  dass  dreissig  aus  jedem  Stande  dazu  fcommeiL 
Nachdem  eins  der  sämmtlichen  Mitglieder  dieses  besondem  Anssdiosscs  aus- 
gelooset  worden,  stimmen  die  übrigen  gemeinschaftlidi  und  nicht  nach  Standen, 
mit  geschlossenen  Zetteln,  zur  unbedingten  Annahme  oder  Yerwerfong 
dessen,  was  der  Staatsausschuss  anräth,  und  zwar  blos  in  den  Fragen,  in  wd- 
chen  der  Reichsstand  verschiedener  Meinung  ist;  und  dieMeinong  der  Meisteii, 
die  dergestalt  ihre  Stimmen  geben,  wird  als  ein  Reichstagsbescfaluss  angesehen. 

Art.  70.  Wenn  die  Summe,  welche  durch  Bewilligung  ausgemadit  wer- 
den muss,  von  den  Reichsständen  bestimmt  wird:  so  sollen  sie  ansdrickfici 
ihrem  gewählten  Bewilligungsausschuss  auftragen,  Vorschläge  zur  Vertbeihmg 
und  Hebung  der  gedachten  Summe  zu  treffen,  Fonds  dazu  anzogeben,  und 
die  Art  und  Weise  darzulhnn,  wie  solche  in  jedem  besonderen  Falle  ange- 
wandt werden  können,  welches  alles  der  Bewilligungsausschuss  den  Rcidii- 
ständen  im  Plenum  vorzustellen  hat 

Art.  71.'  Sind  mehrere  der  Reichsstände  in  Ansehnng  der  Fonds;  der 
Art  und  Weise  ihrer  Anwendung,  der  Vertheilung  der  Bewilligungen  und  der 
Hebung  derselben  uneins,  oder  sollte,  was  nicht  zu  erwarten  steht,  iigend  ein 
Reichssland  allein  sich  der  Theilnabme  an  der  festgesetzten  BewilligungssnmBie, 
welche  der  Bewilligungsausschuss  vorgeschlagen,  entziehen;  so  soll  jeder  Reichs- 
stand,  welcher  eine  Aenderung  im  Vorschlage  des  Reichsausschusses  verlangt 
den  übrigen  seine  GrUnde  dazu  mittheilen,  und  die  Art  und  Weise  angeben, 
wie  eine  solche  Abänderung  zu  erreichen  sei,  ohne  dass  der  Zweck  Terfebh 
wird.  Hierüber  wird  der  Bewilligungsausschuss  gehört,  worauf  die  Refcfaf- 
stände  dasselbe  oder  die  Fragen,  warum  eine  Zwistigkeit  unter  ihnen  entstan- 
den, zur  Abmachung  vornehmen.  Fallen  drei  Stände  demjenigen  bei,  was  ge- 
gen den  Vorschlag  des  Bewilligungsausschusses  in  einem  gder  andern  Theü 
angemerkt  worden,  so  wird  der  Vorschlag  in  diesen  Theilen  verworfen.  V>^ 
werfen  drei  Stände  dasjenige,  worauf  ein  einzelner  Stand  dringt,  und 
verbleibt  dennoch  bei  seiner  Meinung,  oder  stehen  zwei  Stande  gegen 
dann  soll  die  Sache,  so  wie  im  Art.  69.  vorgeschrieben  ist,  dem  Etatsaussdioss, 
der  zu  einer  solchen  Anzahl  von  Mitgliedern,  wie  eben  daselbst  bestioat 
wird,  erweitert  worden,  zur  Abmachung  überlassen  werden.  Geben  diti 
Stände  demjenigen  ihren  Beifall,  was  gegen  den  Vorschlag  des  Bewill^pmg»- 
ausscbusses  in  einem  oder  andern  Thcil  angeführt  worden,  so  wird  der  Va^ 
schlag  in  diesen  Theilen  verworfen.  Schlagen  drei  Stände  dasjenige  ab.  «is 
ein  einzelner  Stand  fordert,  und  dieser  verharrt  dennoch  auf  seiner  Meina^ 
oder  stehen  zwei  Stände  gegen  zwei;  so  soll  die  Sache  dem  StaafsaifösdNNi 
der  zur  bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern  erhöht  worden,  auf  die  Wdit 
zur  Abmachung  überlassen  werden,  wie  es  der  Art  69  vorschreibt.  G(b9 
die  meisten  Mitglieder  dieses  Ausschusses  dem  Vorschlage  des 
ausschusses  in  einem  oder  mehrem  derjenigen  Theile,  in  welchem  die 
Reichs  denselben  voraus  nicht  einhellig  angenommen  haben,  ihren  Beftft 
so  verbleibt  dieser  Vorschlag  hierin  mit  aller  Kraft  eines  Beschlusses  dff 
Reichsstände  geltend.    Verweicfen  sie  denselben  in  irgend  denjenigen 
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die  selbst  von  drei  Reichsständen  verworfen  worden  sind,  so  liegt  es  dem  Be- 
willignngsausschuss  ob,  eine  andere  Vertbeilung  oder  andere  Fonds  und  die 
Art  und  Weise  vorzuschlagen ,  wie  bloss  derjenige  Antheil  an  der  Bewilli- 
gungssumme  auszumilteln  sei ,  worauf  der  verworfene  Thcil  bei  dem  ersten 
Vorschlage  des  Ausschusses  sein  Augenmerk  gerichtet  hat 

Art.  72.  Die  Bank  der  Reichsstände  verbleibt  künftig ,  wie  sie  bisher  ge- 
wesen, unter  der  eigenen  Garantie  und  Aufsicht  der  Reichsst'ände,  so  dass  sie 
ungestört  von  den  Bevollmächtigten,  welche  jeder  Stand  dazu  verordnet,  nach 
den  Verordnungen  und  Reglements,  die  bereits  gegeben  sind,  oder  noch  fer- 
ner von  den  Reichsständen  gegeben  werden  können,  verwaltet  werden  kann ; 
indem  die  Reichsstände  allein  das  Recht  besitzen,  die  ausgegebenen  Bankzettel 
als  Reichsmünzc  anerkennen  zu  lassen. 

Art.  73.  Keine  neuen  Auflagen,  Ausschreibungen  an  Mannschaft  oder 
Geld  und  Waarcn  dürfen  künftig  ohne  den  freien  Willen  und  ohne  Einwilli- 
gung der  Reichsstände  nach  der  vorhin  gedachten  Ordnung  aufgelegt,  geho- 
ben und  gefordert  werden. 

Art.  74.  Der  König  hat  nicht  die  Macht,  irgend  einen  andern  Beitrag 
zur  Ausführung  eines  entstandenen  Krieges  zu  fordern ,  als  den  Zusammen- 
schuss  von  Lebensmitteln,  welcher  in  einem  Landesort  zur  Unterhaltung  des 
Kriegsvolks  zu  einem  Zuge  oder  Marsch  erforderlich  sein  kann,  wenn  nämlich 
die  verschiedenen  Ocrler,  durch  die  der  Zug  geschieht,  die  Truppen  mit  nö- 
thiger  Unterhaltung  zu  versehen  nicht  im  Stande  sind.  Dieser  Beitrag  soU 
indessen  sogleich  durch  Geld  aus  den  Staatsmitteln,  nach  dem  festgesetzten 
Marktgangspreis  und  mit  Erhöhung  zur  Hälfte  ihres  Beiaufs,  den  Lieferanten 
bezahlt  werden.  Er  soll  aber  nicht  für  Truppen  gefordert  werden,  die  nach 
irgend  einem  Orte  verlegt  oder  unter  Kriegsbewegungen  benutzt  werden;  dann 
sind  die  Truppen  aus  den  dazu  gesammelten  Magazinen  oder  Vorräthen  mit 
ihren  Bedürfnissen  zu  versehen. 

Art.  75.  Die  jährlichen  Marktgangstaxen  sollen  durch  Deputirte  ans 
allen  Reichsständen,  welche  auf  die  Art,  wie  jeder  einzelne  Stand  für  sich  es 
vorschreibt,  zu  wählen  sind,  errichtet  werden.  Was  diese  festsetzen,  dem  soll 
nachgelebt  werden,  in  so  fern  keine  Veränderung  darin  ordnungsmässig  nach- 
gesucht und  bestimmt  wird. 

Art  76.  Ohne  Einwilligung  der  Reichsstände  kann  der  König  keine 
Anleihe  in  und  ausser  dem.Reiche  machen,  noch  dasselbe  mit  neuen  Schulden 
belasten. 

Art  77.  Die  Domainen  mit  den  darunter  stehenden  Dörfern,  die  Kron- 
wälder ,  Parke  und  Thiergärten ,  Kronwiesen  nebst  Lachsfang  und  anderer 
Kronfischerei,  wie  auch  die  übrigen  Kronbeneficien,  darf  der  König  nicht  ohne 
Einwilligung  der  Reichsstände  durch  Verkauf,  Verpfänduug  oder  Verschen- 
kung.  noch  auf  irgend  eine  andere  Art  veräussern.  Sie  sollen  so,  wie  es  die 
Reichsstände  bestimmen,  verwaltet  werden ;  doch  mögen  die  Personen 
und  Gemeinden,  die  nach  den  bisher  geltenden  Verfassungen  solche  Domainen 
inne  haben  oder  benutzen ,  aus  deniseben  ein  gesetzmässiges  Recht  zu  ihrem 
Nutzen  geniesseu ;  auch  können  urbare  oder  urbar  zu  machende  Felder  in 
den  Kronwäldern  in  gewöhnlicher  Ordnung,  nach  den  gegenwärtigen  oder 
künftig  bestehenden  Verfassungen,  zinsbar  verkauft  werden. 

Art  78.  Kein  Theil  des  Reichs  darf  davon  durch  Verkauf,  Verpfändung. 
Verschenkung  oder  auf  eine  andere  ähnliche  Art  getrennt  werden. 

Art  79.  Keine  Veränderung  in  der  Reichsmünze,  in  Ansehung  des 
Schrotes  und  Korns,  der  Erhöhung  odef  der  Erniedrigung,  darf  ohne  die  Zustim- 
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mang  der  Reicbsstände  statt  haben ;   doch  bleibt  hiebet  des  Königs  Recht, 
Münzen  schlagen  zu  lassen,  ungekränkt. 

Art  80.  Die  Kriegsmacht  zu  Pferde  und  Fuss,  wie  auch  was  die  Ma- 
trosen in  Ansehung  der  Stellung,  der  Verpflegung  und  Vertheilang  betrifft, 
verbleibt  bei  den  auf  dem  Lande  und  in  den  Städten  errichteten  Verträgen 
und  dem  Vertheilungswesen,  welche  in  Ansehung  ihrer  Hauptgrundsätze  unge- 
stört bleiben  sollen,  bis  der  König  und  die  Reichsstände  irgend  eine  Aende- 
rung  darin  gemeinschaftlich  zu  machen  för  gut  finden ;  indem  keine  neoe  oder 
erhöhte  militärische  Stellung  und  Verpflegung  ohne  des  Königs  und  der 
Stände  ttbereinstimmmenden  Beschluss  statt  finden  darf. 

Art.  81.  Diese  Regierungsform,  wie  auch  die  übrigen  Grandgesetze  des 
Reichs,  können  nicht  ohne  des  Königs  und  aller  Reichsstände  gemeinscfaafili- 
eben  Beschluss  geändert  oder  aufgehoben  werden.  Reine  Anfragen  dürfen  im 
Plenum  der  Stände  darüber  erregt  werden,  sondern  müssen  bei  dem  auf  jedem 
Reichstage  gewählten  Verfassungsausschuss  der  Reichs»tände  angemeldet  wer- 
den. Dieser  Ausschuss,  dessen  Pflicht  sein  soll,  die  Grundgesetze  zu  prüfen, 
besitzt  das  Recht,  bei  den  Ständen  des  Reichs  Veränderungen  in  denselben 
vorzuschlagen,  welche  er  als  höchst  nöthig  oder  nützlich  und  ins  Werk  zu 
stellen  als  möglich  ansieht  Die  Stände  des  Reichs  dürfen  nidit  auf  dem 
Reichstage,  auf  welchem  der  Ausschuss  irgend  eine  solche  Aenderang  tw- 
schlägt,  sondern  erst  auf  dem  nächstfolgenden  darüber  einen  Beschlnss  fassen. 
Sind  alsdann  alle  Stände  des  Reichs  in  der  Abänderung  einig,  so  übersenden 
sie  den  Vorschlag  hierüber  an  den  König  durch  ihren  Sprecher  mit  dem  Be- 
gehren, dass  der  König  seine  Zustimmung  dazu  geben  möge.  Der  Konig  ver- 
nimmt darauf  hierüber  das  Gutachten  des  ganzen  Staatsratbs ,  fesst  sodann 
Beschluss  und  theilt  den  Reichsständen  auf  dem  Reichssaal  seine  Einwillignng, 
oder  auch  die  Ursachen  mit,  warum  er  in  ihr  Verlangen  nicht  eingewilligt  bat 

Will  der  König  bei  den  Ständen  des  Reichs  irgend  /eine  Veränderung 
in  den  Grundgesetzen  vorschlagen.,  so  hört  er  den  Staatsrath  und  überliefert 
sodann  seine  Proposilion  nebst  dem  Gutachten  des  Staatsratbs  darüber  an  die 
Stände  des  Reichs,  welche  sogleich,  ohne  diese  Propositiun  vorher  in  Beratbong 
zu  nehmen,  sie  dem  Verfassungsausschusse  auftragen,  um  seine  Aeussening 
darüber  an  die  Stände  des  Reichs  abzugeben.  Bestärkt  der  Aussdioss  dasje- 
nige, was  der  König  vorgeschlagen,  so  ruht  die  weitere  Verhandlung  bb  zum 
nächsten  Reichstage,  auf  welchem  die  Stände  des  Reichs  einen  Beschluss  dar- 
über fassen  müssen.  Verwirft  der  Ausschuss  die  Proposition  des  Königs,  daoo 
können  die  Reichsstände  entweder  sogleich  diese  Proposition  abschlagen,  oder 
auch  abmachen,  dass  sie  über  solche  beim  nächstfolgenden  Reichstage  besdiUes- 
sen  wollen,  in  welchem  Falle  die  Meinung  dreier  Stände  gilt ,  und  wenn  zwei 
Stände  gegen  zwei  stehen,  so  ist  deren  Beschluss  aufzuschieben.  Aber  unter 
keinem  Vorwande  dürfen  die  Stände  des  Reichs  eher  als  am  nächsten  Reichs- 
tage den  Propositionen  ihre  Zustimmung  geben.  Willigen  dann  alle  Reichs- 
stände in  des  Königs  Vorschlag  ein,  so  verlangen  sie  einen  Tag,  an  welchen 
die  Reichsstände  auf  dem  Reichssaal  ihre  Zustimmung  dazu  geben.  Nehmea 
die  Reichsstände  gcmeinschafllich  des  Königs  Vorschlag  nicht  an,  so  ist 
er  abgeschlagen,  und  die  Reichsstände  reichen  ihre  Verweigerung  mit  der  Cr 
Sache  dazu  schrifllich  beim  Könige  durch  ihren  Sprecher  ein. 

Art.  82.  Was  zur  Abänderung  und  Verbesserung  der  GnindgesetSt 
nach  der  jetzt  vorgeschriebenen  Ordnung,  die  Reicbsstände  einhellig  b^chlies- 
sen  und  der  König  genehmigt,  oder  was  der  König  vorschlägt  und  dieStiiide 
des  Reichs  einhellig  annehmen»  hat  die  Kraft  eines  Grundgesetzes. 
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Art  83.  Keine  künftig  geltende  Erklärang  der  Grundgesetze  darf  an- 
ders als  aaf  die  Weise,  welche  nach  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  bei 
Abänderungen  beobachtet  werden  mnss,  festgesetzt  werden.  Nadi  dem  Sinne 
ihrer  Worte  soU  man  sich  in  jedem  einzelnen  Falle  richten« 

Art.  84.  Wenn  der  Verfassungsausschuss  keine  Ursache  findet,  irgend 
einen  Vorschlag  zur  Veränderung  oder  zur  Erklärung  der  Grundgesetze,  weldie 
der  Ausschuss  von  einem  Reichstagsmanne  empfangen,  zu  genehmigen,  und 
den  Reichsständen  zur  Prüfung  vorzulegen;  so  ist  der  Ausschuss  verpflichtet, 
wenn  der  Verfasser  des  Vorschlags  es  fordert,  demselben  seine  Ansicht  dar- 
über mitzutheilen,  mit  der  Freiheit,  dieselbe  nebst  dem  Vorschlage  durch  den 
Druck  öffentlich  bekannt  zu  machen,  indem  er  sich  für  den  Inhalt  des  letzte- 
ren selbst  als  Verfasser  gesetzmässig  vertheidigen  kann. 

Art  85.  Als  Grundgesetze  sollen  angesehen  werden:  diese  Regierungs- 
form  nebst  der  Reichstagsordnung,  die  Successionsordnung  und  die  Verord- 
nung einer  allgemeinen  Pressfreiheit  welche,  in  (Jebereinslimmung  mit  den  in 
dieser  Regierungsform  bestimmten  Grundsätzen,  die  Stände  des  Reichs  und 
der  König  gemeinschaftlich  auf  diesem  Reichstage  feststellen. 

Art  86.  Unter  Pressfreiheit  wird  das  Recht  eines  jeden  Schweden 
verstanden,  ohne  irgend  welche  von  der  öffentlichen  Macht  ihm  in  den  Weg 
gelegte  Hindemisse,  Schriften  herauszugeben;  diese  können  nur  von  einem 
gesetzlichen  Richterstuhl  wegen  ihres  Inhalts  in  Anspruch  genommen  und  in 
keinefai  andern  Falle  mit  Strafe  belegt  werden,  als  wenn  der  Inhalt  gegen  dn 
deutliches  Gesetz  streitet,  welches  gegeben  ist,  die  allgemeine  Ruhe  aufrecht 
zu  halten,  ohne  der  Aufklärung  der  Nation  Zwang  anzothnn.  Alle  Acten  und 
Protocolle,  wie  sie  auch  heissen  mögen,  ausgenommen  diejenigen  Protocolle, 
welche  man  im  Staatsrathe  und  bei  dem  Könige  in  ministeriellen  Angelegen- 
heiten und  in  Kriegs-Commandosachen  führt  kennen  ohne  weitere  Erlaubniss 
durch  den  Druck  bekannt  gemacht  werden.  Die  Protocolle  und  Acten,  welche 
Sachen  der  Bank  und  des  Reichsschuldenwesens  betreffen,  müssen  'geheim 
gehalten  werden  und  dürfen  nicht  gedruckt  werden. 

Art  87.  Die  Reichsstände  haben  gemeinschaftlich  mit  dem  Könige  die 
Macht  Civil-  und  Griminal-,  wie  auch  Kirchengesetze  zu  geben,  und  vorher 
gegebene  Gesetze  zu  verändern  und  aufzuheben.  Der  König  darf  nicht  ohne 
Einwilligung  der  Reichsstände  irgend  ein  neues  Gesetz  machen,  oder  ein  altes 
abschaffen.  Anfragen  hierüber  können  im  Plenum  der  Stände  angeregt,  und 
sollen,  nachdem  der  Gesetzausschuss  nach  der  Anordnung  des  Art  56  darüber 
vernommen  ist  von  den  Ständen  des  Reichs  abgemacht  werden.  Kommen  die 
Reichsstände  in  irgend  einem  neuen  Gesetze ,  oder  in  der  Aufhebung  oder 
Veränderung  eines  allen  Gesetzes  ttberein;  so  wird  der  darüber  geschehene 
Vorschlag  dem  Könige  durch  den  Sprecher  überreicht  welcher  die  Ansichten 
des  Staatsraths  und  des  höchsten  Tribunals  darüber  vernimmt,  und,  nachdem 
Er  seinen  Beschluss  gefasst  hat,  werden  die  Reichsstände  auf  den  Reichssaal 
zusammen  gerufen,  um  entweder  dessen  Einwilligung  in  ihr  Verlangen  zu 
empfangen,  oder  auch  dessen  Ursache  zur  Verweigerung  zu  vernehmen.  Fin- 
det der  König  für  gut,  irgend  eine  Gesetzanfrage  den  Rcichständen  vorzutra- 
gen, so  soll  er  xlie  Aeusserung  des  Staatsraths  und  des  höchsten  Tribunals 
darüber  einfordern,  und  dann  den  Reichsständen  seine  Proposition,  zugleich 
mit  der  gedachten  Aeusserung,  millheilen.  Sodann  fordern  die  Reichsstände 
die  Meinung  des  Gesetzausschusses  hierüber,  und  beschliessen  alsdann,  und 
wenn  sie  der  Proposilion  des  Königs  ihren  Beifall  geben,  so  überreichen  sie 
dem  Könige  ihre  Antwort  auf  dem  Reichssaale.    Schlagen  sie  dieselbe  aber 


ab«  10  gcfidiiebt  es  schriftlich  durch  die  Sprecher.  In  allen  der^eichen  An- 
fragen über  die  Gesetze  soll  der  Beschluss  dreier  Stände  als  kAn  Eeichstags- 
beseUnss  angesehen  werden.  Stehen  zwei  Stände  gegen  zwei;  so  YerfaUt  die 
Frage,  und  es  bleibt  bei  dem,  was  vorhin  verordnet  worden. 

Art.  88.  Mit  der  Auslegung  der  Civil  • ,  Criminal  -  und  Kirchengesetze 
verhält  es  sich  so,  wie  mit  der  Gesetzgebung.  Die  Auslegungen,  wekhe  der 
König,  in  Antwort  auf  Anfragen  über  den  richtigen  Sinn  eines  Gesetzes,  durdi 
seinen  höchsten  Bichterstuhl  während  der  Reichtage  giebt,  können  von  den 
Reichsständen  als  nicht  gültig  erklärt  werden,  worauf  sie  nicht  länger  gültig 
sind;  und  die  Richierstühle  dürfen  sich  weder  auf  dieselben  beziehen,  noch 
können  sie  weiter  von  ihnen  beobachtet  werden. 

Art  89.  Im  Plenum  der  Reichstände  können  Anträge  geschehen,  Ge- 
setae  und  Verfassungen,  welche  die  öfTenlliche  Haushaltung  des  Reichs  betref- 
fen, zu  verändern,  zu  erklären  und  aufzuheben,  neue  Gesetze  hierüber  zu  er- 
lassen, und  Gründe  für  öfTenlliche  Einrichtungen  aller  Art  anzugeben:  diese 
Anträge  sind  an  den  öffentlichen  Beschwerden-  und  Oekonomie-Ausschuss  zur 
Erörterung  zu  verweisen. 

Art.  90.  Während  der  Verhandlungen  und  Prüfungen  der  Reichsstände, 
^der  deren  Ausschüsse,  dürfen  in  keinem  andern  Falle,  noch  auf  irgend  eine 
andere  Art,  als  das  Grundgesetz  buchstäblich  vorsebreibt,  Fragen  über  Anstel- 
lung und  Absetzung  von  Beamten  und  Bedienungen,  über  Regierungs-  uod 
Richterstuhl  -  Beschlüsse,  über  Resolution  und  Decrete,  über  das  Verhalten 
und  die  Art  der  Ausführung  irgend  eines  Gesetzes,  einer  Verfassung  oder  Ein- 
richtung einzelner  Mitbürger  und  Gorporationen  vorkommen. 

Art  Ol.  Trifft  das  Ereigniss  ein,  dessen  im  Art.  39  erwähnt  ist,  dass  der 
König  nach  vorgenommener  Reise  über  zw^f  Monate  aus  däm  Reiche  bleibt; 
so  ruft  der  Staatsrath ,  durch  eine  öfTenlliche  Aufforderung,  die  Stände  des 
Reichs  zum  allgemeinen  Reichstage  zusammen,  und  lässt  die  Zusammenbeni- 
fung  innerhalb  fünfzehn  Tagen  nach  dem  Verlaufe  gedachter  Zeit  in  den  Kir- 
chen der  Hauptstadt,  und  auch  baldigst  in  den  übrigen  Theilcn  des  Reichs 
bekannt  machen.  Wenn  der  König  hiervon  benachrichtigt  wird ,  er  aber 
dennoch  nicht  ins  Reich  zurückkömmt;  so  ergreifen  die  Stände  des  Reichs 
diejenigen  Maasregeln  für  die  Verwaltung  desselben,  welche  sie  am  nützlich- 
sten Gnden. 

Art  92.  Dasselbe  Gesetz  gilt,  wenn  die  Krankheit  des  Königs  von  der 
.Art  zu  sein  fortfährt,  dass  er  länger  als  zwölf  Monate  sich  mit  den  Regieniugs- 
angelegenheiten  nicht  befassen  kann. 

Art  93.  Wenn  der  König  stirbt,  und  der  Thronfolger  noch  nicht  mün- 
dig ist,  so  fertigt  der  Staatsrath  an  die  Rcichsständc  eine  Zusammen berufung 
aus,  welche  Zusammenberufung  innerhalb  fünfzehn  Tagen  nach  des  Königs  Tode 
in  den  Kirchen  der  Hauptstadt  und  so  weiter  im  Reiche  kund  gemacht  wer- 
den muss.  Die  Rcichsslände  haben,  ohne  Rücksicht  auf  irgend  ein  Testament 
des  verstorbenen  Königs,  welches  die  Reichsvcrwaltung  betriff,  einen  oder 
mehrere  Vormünder  zu  verordnen,  welche,  bis  zur  Mündigkeit  des  Königs 
die  Regierung  in  dessen  Namen  nach  diesem  Grundgesetze  ausüben.  Wenn 
der  König  sein  achtzehntes  Jahr  erreicht  hat  so  darf  er  in  den  Staatsrath, 
ins  höchste  Tribunal,  in  die  Hofgerichte  und  Gollegien  eintreten,  doch  ohne 
an  irgend  einem  Beschlüsse  Th^il  zu  nehmen. 

Art  94.  Sollte  der  unglückliche  Zufall  eintreffen,  dass  die  königliche 
Familie,  der  das  Erbrecht  zum  Reiche  aufgetragen  ist,  von  männlicher  Seite 
ausstürbe;  so  ruft  der  Staatsrath,  innerhalb  der  im  vorhergehenden  Artikel 


festgesetzten  Zeit,  nach  dem  Tode  des  letzten  K5nfgs  eq  reelHimi,  die  fUändt 
des  Reichs  za  einem  allgemeinen  Reichstage  zusammen.  Dann  solleB  dk 
Reichsstände  ehi  neues  Königshaus,  mit  Beibehaltung  dieser  Regterungaronii 
envählen  und  verordnen,  -mie  die  Reichsverwaltung  geführt  werden  muss,  bis 
der  gewählte  König  dieselbe  annehmen  kann. 

ArL  95.  Sollte  wider  Vermuthen  der  Staatsralh  es  unterlassen,  in  den- 
jenigen Fällen,  die  in  den  Art.  91,  93  und  94  gedacht  sind,  die  Reichsstände 
baldigst  znsammen  zu  rufen;  so  liegt  es  der  Direction  des  Ritterhanses,  den 
Domcapiteln  im, Reiche,  dem  Magistrate  in  der  Hauptstadt,  und  den  Beamten 
in  den  Lehen  auf,  durch  öffentliche  Bekanntmachung  hiervon  Nachricht  za 
ertheilen,  damit  die  Wahl  der  Reichstagsmänner,  wo  solche  Wahl  statt  findet, 
baldigst  angestellt  werden  könne,  und  die  Reichsstände  zusammen  kommen, 
um  ihr  und  des  Reiches  Recht  in  Acht  zu  nehmen  und  zu  schätzen.  Ein 
solcher  Reichstag  wird  am  fünfzehnten  Tage,  nachdem  die  Zusammenberufung 
in  den  Kirchen  der  Hauptstadt  bekannt  gemacht  worden,  eröffnet. 

Art.  96.  Die  Stände  des  Reichs  sollen  auf  jedem  Reichstage  einen  ge- 
setzkundigen* durch  ausgezeichnete  Redlichkeit  anerkannten,  Mann  verordnen, 
der  als  Sachwalter  derselben,  in  Folge  der  von  ihnen  ihm  gegebenen  Instrae- 
tion,  Aufsicht  über  die  Befolgung  der  Gesetze  bei  den  Richtern  und  BeamleB 
habe,  auch  bei  den  betreffenden  RichtcrstUhlen  diejenigen,  die  bei  ihrer  Amts- 
Verrichtung  aus  Parteilichkeit,  Ansehen  der  Personen,  oder  aus  irgend  einer 
andern  Ursache,  irgend  etwas  wider  die  Gesetze  begangen  oder  auch  unter- 
lassen haben,  zur  Verantwortung  ziehe,  weil  ihre  Amtspflichten  nicht  gehörig 
▼on  ihnen  erfüllt  worden  sind.  Doch  ist  derselbe  in  jeder  Hinsicht  gleicher 
Yerantwortung  und  Pflicht  unterworfen,  welche  die  Gesetze  und  die  Verord- 
nung des  Gerichtswesens  richterlichen  Personen  vorschreiben. 

Art  97.  Dieser  Juslizsachwalter  der  Reichsstände  wird  durch  Wähler 
gewählf,  zu  welchen  jeder  Stand  eine  gleiche  Zahl  ernennt.  Nachdem  unter 
diesen  Wählern  einer  durchs  Loos  ausgetreten  ist,  sollen  die  übrigen  gemein- 
schaftlich und  nicht  nach  Ständen  zuerst  vermittelst  geschlossener  Zettel,  jeder 
nir  sich,  den  Mann  aufzeichnen,  den  sie  zur  Stimmenwahl  geeignet  halten. 
Fallen  hierbei  mehr  Stimmen  als  die  Hälfle  der  Anzahl  der  slimmenden 
Wähler  auf  £inen  Mann,  so  wird  derselbe  als  gehörig  gewählt  angesehen. 
Sind  dagegen  die  Stimmen  unter  mehrere  dergestalt  vertheilt,  dass  eine  voll- 
ständige Mehrheit  der  Stimmen  ftir  keinen  statt  findet,  so  wird  ein  neues  Vo- 
tiren mit  geschlossenen  Zetteln  zur  Wahl  desjenigen,  der  die  meisten  Stimmen 
erhalten,  angestellt,  welches  auf  gleiche  Weise  bis  zur  Mehrheit  der  Stimmen 
fortgesetzt  wird.  Wenn  dann  einer  von  denjenigen,  über  welche  nach  dieser 
Ordnung  abgeslfmmt  worden,  von  der  Mehrheit  der  Wählenden  angenommen 
worden  ist;  so  hört  die  Wahlverhandlung  auf,  und  derselbe  wird  von  den 
Reichsständen  in  sein  Amt  eingesetzt.  Derjenige,  dem  dies  Amt  anvertraut 
worden,  kann  bei  den  nächstfolgenden  Reichstagen  in  der  hier  vorgeschriebe- 
nen Ordnung  dazu  wieder  erwählt  werden. 

Art.  98.  Die  Wähler  müssen  dann,  wenn  sie  den  Justizsachwalter  er- 
wählen, auf  gleiche  Weise  einen  Mann  mit  den  Eigenschaften,  welche  von 
jenem  Beamten  erforderlich  sind,  wählen,  damit  er  in  desselben  SteUe  treten 
kann,  wenn  etwa  jener  innerhalb  des  nächstfolgenden  Reichstages  mit  Tode 
abgeben  sollte. 

Art.  99.  Der  Justizsachwalter  der  Reichsstände  darf,  wenn  er  es  für 
nötbig  ansieht,  bei  den  Beratbschlagungen  und  Beschlüssen  des  höchsten  Tri- 
bwiaU,  der  Vorbereitongskammer  der  öffentlichen  Angdegenheiten  det^Reidif 
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der  unteren  Jnsüzrevisioncfn  der  Ho^erichtscoUegien,  und  aHer  nnteren  Ridi- 
tersttthle  zugegen  sein,  doch  ohne  das  Recht  zu  besitzen,  seine  Meinung  da- 
bei zu  äussern;  auch  hat  er  Zugang  zu  den  Protocollen  und  Acten  aller  Ricfater- 
sttthle,*  Collegien  und  Beamten.  Die  Beamten  des  Königs  sind  verbanden, 
dem  Justizsachwalter  gesetzm'assig  Hand  zu  reichen,  und  alle  Fiscale  durch 
ausfuhrliche  Acten /ihm  beizustehen,  wenn  er  es  verlangt 

Art.  100.  Dem  Justizsachwalter  liegt  es  ob,  auf  jedem  Reichstage  den 
Reichsständen  eine  allgemeine  Rechenschaft  von  seiner  Verwaltung  des  ihm 
anvertrauten  Amtes  abzulegen,  und  dabei  den  Zustand  der  Verwaltung  der 
Gesetze  im  Reiche  darzulegen,  die  Mängel  der  Gesetze  und  Verfassungen  an- 
zumerken, und  Vorschläge  zu  deren  Verbesserung  zu  geben.  Er  ist  auch 
schuldig,  zwischen  den  Reichstagen  jährlich  eine  Darstellung  über  diese  Ge- 
genstände durch  den  Druck  bekannt  zu  machen. 

Art  101.  Sollte  der  unvermuthete  Fall  eintreiTen,  dass  entweder  das 
gesammte  höchste  Tribunal  des  Königs,  oder  eines  oder  mehrere  von  dessen 
Mitgliedern  gefunden  worden,  dass  sie  aus  Eigennutz,  Parteilichkeit  oder  Ver- 
säumniss  unrecht  geurtheilt  hätten,  und  dass  dadurch  irgend  Jemand  gegen 
deutliche  Gesetze  und  gegen  ein  gehörig  untersuchtes  und  bewiesenes  Ver- 
hallen der  Sache,  sein  Leben,  seine  persönliche  Freiheit,  Ehre  und  Eigenthum 
verloren  hätte  oder  verlieren  könnte:  so  ist  der  Justizsachwalter  der  Reicfas- 
stände  verpflichtet,  so  wie  der  Justtzcanzler  des  Königs  berechtigt»  bei  dem 
hier  unten  angeführten  bestimmten  Reichstribunal  den  Fehlenden  in  Anspruch 
tu  nehmen,  und  ihn,  den  Gesetzen  des  Reichs  zufolge,  zur  Verantwortung 
tu  ziehen. 

Art  102.    Dieses  Tribunal,   unter  dem  Namen  Reichsgericht«   soll  ans 
dem  Präsidenten  des  Königs  und  des  Schwedischen  Reichs  -  Hofgeridits,  wel- 
cher daselbst  das  Wort  führt,  aus  den  Präsidenten  aller  ReichsooUegien,  den 
vier  ältesten  Staatsräthen,  dem  höchsten  Befehlshaber  über  die  in  der  Haupt- 
stadt dienenden  Truppen,  dem  höchsten  gegenwärtigen  Befehlshaber  der  bei 
der  Hauptstadt  stationirten  Escadre  der  Seemacht,  aus  zwei  der  ältesten  Rätbe 
des  Schwedischen  Hofgerichts  und  dem  ältesten  Rathe  aller  Reichscollegieii, 
bestehen.     Wenn  nun   entweder  der  Justizcanzler  oder  Justizsächwaller  sieb 
veranlasst  sehen  sollten,  die  sämmtlichen  Mitglieder,  oder  auch  nur  ein  dnzd- 
nes  Mitglied  des  höchsten  Tribunals  vor   dem  Reichsgerichte  in  Anspruch  in 
nehmen;   so  lässt  derselbe   bei  dem  Hofgerichte  des  Königs,  als  Wortl&hren- 
der  des  Reichsgerichts,   den  oder  diejenigen  vorfordern,  welche  in  Anspnicb 
genommen  werden  sollen.     Der  Präsident  im  Hofgerichte  soll  sodann  veran- 
stalten, dass  das  Reichsgericht  zusammentritt,  um  die  Vorforderung  auszufe^ 
iigen,   und  die  Sache   in  gehöriger  Ordnung  zu  behandeln.     Sollte  derselbe 
gegen  Vermuthen  dies  unterlassen,  oder  irgend  einer  der  obgedachten  Beam- 
ten sich  entziehen,   an  dem  Reichsgerichte  Theil  zu  nehmen,  so  sind  diese, 
wegen  einer  solchen  vorsätzlichen  Versäumniss  ihrer  Amtspflicht,  gesetunäs- 
sig  der  Verantwortung  unterworfen.    Wird  eines  oder  mehrere  der  Mitglieder 
des  Reichsgerichts  gesetzmässig  abgehalten,  oder  flndet  gegen  irgend  Jeman- 
den derselben  eine  gesetzm'ässige  Ausnahme  statt,  so  wird  dennoch  das  Ge^ 
rieht  seine  Sitzung  halten,  wenn  Zwölf  anwesend  sind.     Wird  der  Präsideirt 
im  Hofgerichle  durch   irgend   ein  gesetzmässiges  Hindemiss  oder  Ausnahae 
abgehalten,  so  vertritt  der  älteste  im  Dienste  beGndliche  Präsident  seine  SteBe. 
Dieser  Richterstuhl  hat,   nachdem  die  Untersuchung  geschehen,   und  das  O 
theil  den  Gesetzen  gemäss  gesprochen  ist,  dasselbe  bei  offenen  Thüitn  br> 
kannt  zu  machen.    Keiner  hat  die  Macht,  ein  solches  Urtheil  lo  anden;  deck 


bleil^t  es  dem  Könige  unbenommen  lu  begnadigen;  indessen  darf  sich  diet 
nicht  soweit  erstrecken,  dass  der  Vemrtheilte  wieder  in  den  Dienst  des  Reichs 
eingesetzt  wird. 

Art.  103.  Auf  jedem  Reichstage  sollen  die  Reichsstände  zwölf  Mitglied 
der  aus  jedem  Stande  zu  Geschwomen  erwählen,  welche  zu  urtheilen  haben, 
in  wie  fem  die  sämmtlichen  ikitglieder  des  höchsten  Tribunals  sich  verdient 
gemacht,  um  in  ihrem  wichtigen  Amte  beibehalten  zu  werden,  oder  ob  der  eine 
und  der  andere  derselben,  ohne  einen  beweislich  begangenen  Fehler,  wovon  der 
YOibergehende  Art.  handelt,  sich  dennoch  den  Verdacht  zugezogen,  dass  sie  we- 
gen Parteilichkeit  oder  Ungeschicktheit  in  den  Ruf  gekommen  sind,  das  öf- 
fentliche Zutrauen  verloren  zu  haben,  und  kein  Amt  weiter  beim  königüchen 
Tribunal  bekleiden  können.  Diese  Geschwomen  treten  denselben  Tag,  wenn 
sie  gewählt  sind,  zusammen.  Eins  der  sämmtlichen  Mitglieder  derselben  wird 
zuerst  ausgelooset,  worauf  die  übrigen,  Mann  ft^r  Mann  und  nicht  Standes- 
weise, mit  geschlossenen  Zetteln  über  die  Frage  stimmen:  ob  alle  Mitglieder 
des  höchsten  Tribunals  das  Vertrauen  der  Reichsstände  besitzen  und  in  ih- 
rem Amte  beibehalten  werden  können?  Wird  diese  Frage  einhellig,  oder  mit 
der  grössten  Zahl  der  Stimmenden  mit  Ja  beantwortet;  so  werden  die  sämmt- 
lichen Mitglieder  des  höchsten  Tribunals  beibehalten.  Wird  sie  hingegen  mit 
Nein  beantwortet,  so  macht  jeder  der  Geschworenen  eine  geschlossene  Liste 
von  den  JMUtgliedern  des  höchsten  Tribunals,  es  mögen  nun  mehrere  oder  we- 
nigere sein,  welche  er  dafür  hält,  dass  sie  aus  ihrem  Amte  entla^n  werden 
mtkssen.  lieber  die  drei  unter  diesen,  welche  die  grösste  Anzahl  der  Stim- 
men wider  sich  haben,  wird  über  einen  nach  dem  andern  von  Neuem  gestimmt» 
wobei  zwei  Drittheil  der  Stimmen  gegen  den  oder  diejenigen  erfordert^  wer- 
den, welche  von  dem  Zutrauen  der  Reichsstände  ausgeschlossen  sein  sollen. 
Hierauf  wird  der  od^  diejenigen  vom  Könige,  bei  welchem  hierüber  von  den 
Reichsständen  Anzeige  geschieht,  durch  einen  gnädigen  Abschied  von  ihrem 
Amte  entfernt  werden.  Doch  mag  der  König  solchen  eine  jährliche  Pension 
zum  Relauf  des  halben  Soldes  beilegen. 

Art  104.  Die  Reichsstände  dürfen  sich  in  keine  Separatprüfung  der 
Beschlüsse  des  höchsten  Tribunals  einlassen,  noch  darf  irgend  eine  öffentliche 
Verhandlung  hierin  bei  den  Geschwomen  vorkommen. 

Art  105.  Der  Verfassungsausschuss  der  Reichsstände  hat  das  Recht, 
die  Protocolle,  welche  im  Staatsrathe  geführt  werden,  zu  fordern;  nur  nicht 
diejenigen,  weiche  ministerielle  Angelegenheiten  und  das  Gommando  der  Ar- 
mee betreffen,  diese  können  blos  in  Sachen  gefordert  werden,  welche  allge- 
mein bekannte  und  von  dem  Ausschusse  aufgegebene  Vorfälle  betreffen. 

Art.  106.  Findet  der  Ausschuss  in  diesen  Protocollen,  dass  irgend  ein 
Staatsminister,  ein  Staatsrath,  der  Hofkanzler,  die  Staatssecretäre,  oder  irgend 
ein  anderes  Mitglied  des  Slaatsraths,  oder  der  Beamte,  welcher  in  Gommando- 
sachen  dem  Könige  Rath  ertheilt,  offenbar  gegen  die  deutliche  Vorschrift  die- 
ser Regierungsform  gehandelt  oder  irgend  eine  Uebertretung^ derselben,  wie 
auch  anderer  geltender  Gesetze  des  Reichs  sich  zu  Schulden  kommen  lassen, 
oder  auch  nur  unterlassen  habe,  Vorstellungen  gegen  solche, Uebertretungen 
zu  machen,  oder  durch  absichtliches  Zurückhalten  richtiger  Darstellung  sie 
verarsacht  uiid  befördert  habe;  dann  hat  der  Verfassungsausschuss  einen  sol- 
^hen  unterAnsprach  des  Justizsachwalters  vor  das  Reichsgericht  zu  stellen,  in  wel- 
chen! in  Stelle  desStaatsraths  vier  der  ältesten  Justizräthe,  zwei  aus  dem  adelichen 
und  zwei  aus  demunadelichen  Stande,  alsdann  ihren  Sitz  nehmen,  und  wobei  so 
verfahren  wird,  wie  in  Art  101  und  102  tü>er  die  Verantwortlichkeit  gegen  das 
8  c  h  n  b  f  r  t ,  Y eriaa»aDgfarkiuidf a.  8.  Bd.  25 
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höchste  Tribnnal  Torgeschneben  ist.  Wenn  nun  die  Mitglieder  des  Staats^thi, 
oder  die  Ralhgeber  des  Königs  in  Gommandosachen  befunden  weiTleii,  dasf  sietof 
obgedachte  Weise  sich  der  Yerantwortong  schuldig  gemacht  haben,  so  richtet 
sie  das  Reichsgericht  nach  den  öffentlichen  Gesetzen  und  besondem  Verord- 
nungen, welche  zur  Entscheidung  einer  solchen  Verantwortung  von  dem  Könige 
und  den  Ständen  des  Reichs  festgesetzt  worden. 

Art  107.  Sollte  der  Verfassungsaussdiuss  bemerken,  dass  die  samntii* 
dien  Mitglieder  deseStaatsraths;  oder  eines  oder  mehrere  desselben  bei  ihren 
Berathschlagungen  über  das  allgemeine  Beste  nicht  den  wahren  Noisen  des 
Reichs  vor  Augen  haben,  oder  dass  irgend  ein  Staatssecretär  nicht  mit  Un- 
parteilichkeit, Eifer,  Geschicklichkeit  und  Thätigkeit  sein  ihm  an?ertraatesAiDt 
Terwaltet;  so  giebt  der  Ausschuss  solches  den  Reichsständen  m  erkennen, 
welche  sodann,  wenn  sie  Gnden,  dass  die  Wohlfahrt  des  Reichs  es  fordert,  dem 
Könige  schrifUich  ihren  Wunsch  zu  erkennen  geben  können,  dass  er  ans  dem 
Staatsrathe  und  vom  Amte  denjenigen  oder  diejenigen  entfernen  wolle,  dieanf 
jene  Art  bezeichnet  worden  sind. 

Fragen  über  diese  Angelegenheit  können  im  Plenum  der  Reichsstande 
angeregt ,  auch  noch  von  andern  Ausschüssen  der  Reichsstände,  ausser  dem 
Verfassungsausschuss,  angetragen  werden,  dürfen  aber  nicht  eher  von  den 
Reichsständen  abgemacht  werden,  ab  bis  der  letzterwähnte  Ausschuss  darüber 
gehört  worden.  Zu  den  Berathschlagungen  der  Reichsstände  hierüber  sollen 
nicht  die  Beschlüsse  des  Königs  in  Sachen,  welche  die  Gerechtigkeiten  mid 
Angelegenheiten  einzelner  Personen  und  Gorporationen  angehen,  geredmet 
werden,  noch  weniger  sind  diese  irgend  einer  Prüfung  der  Reichsstände  oa- 
terworfen. 

Art.  108.  Zur  Aufsicht  der  Pressfreiheit  sollen  die  Stände  des  Retcbs 
auf  jedem  Reichstage  sechs  durch  Kenntnisse  und  Gelehrsamkeit  bekannte 
Männer  nebst  dem  Justizsachwalter,  der  unter  diesen  das  Wort  führt,  ernen- 
nen. Diesen  Committirten,  von  welchen  zwei,  ohne  den  Justizsachwalter,  Rechts- 
gelehrte sein  müssen,  liegt  es  nun  ob,  dass,  wenn  irgend  ein  Ver&sser  oder 
Buchdrucker  selbst,  während  des  Drucks,  ihnen  eine  Schrift  überreicht  und 
ihre  Aeusserung  verlangt,  in  wie  fem  nach  den  Gesetzen  der  Pressüreiheit 
hierin  eine  Censur  statt  finden  kann,  dann  der  Justizsachwalter  und  wenig- 
stens drei  der  Committiften  solche  Aeusserung  schriftlich  abgeben  sollen.  Er- 
klären sie  hierher,  dass  die  Schrift  gedruckt  werden  kann,  so  ist  sowohl  der 
Verfasser,  als  auch  der  Buchdrucker,  aller  Verantwortung  frei,  die  nun  auf 
die  Committirten  fällt.  Diese  Committirten  sollen  von  den  Reichsständen  durch 
sechs  aus  jedem  Stande  ausersehene  Wähler,  welche  gemeinschaftlich  und  nicht 
Standweise  stimmen,  erwählt  werden.  Geht  zwischen  den  Reichstagen  irgend 
einer  der  Committirten  ab,  so  wählen  die  übrigen  einen  angemessenen  Mann, 
der  in  die  Stelle  des  Abgehenden  tritt. 

Art.  109.  Der  Reichstag  darf  nicht  länger  als  drei  Monate  dauern,  von 
dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  der  König  die  Reidisstände,  oder  deren 
Ausschuss  von  dem  Zustande  und  dem  Bedarf  der  Finanzen  hat  unterrichten 
lassen.  Sollten  indessen,  nach  Verlauf  der  gedachten  Zeil,  die  Reichsstände 
noch  nicht  die  Reichstagsangelegenheiten  abgemacht  haben,  so  melden  sie  dia 
dem  Könige,  mit  dem  Verlangen,  dass  der  Reichstag  noch  eine  gewisse  Zeil 
höchstens  einen  Monat  länger,  fortwähre,  welches  der  König  zu  weigern  und 
zu  hindern  nicht  Macht  hat  Wenn  es  aber  wider  Vermuthen  geschehen  soUte, 
dass,  nach  Verlauf  einer  solchen  verlängerten  Zeit,  die  Stände  des  Reidis  des 
Etat  nicht  regulirt,  oder  keine  neue  Bewilligung  zu  einem  bestimmten  Btkai 
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sich  erbeten  haben;  dann  darf  der  König  die  Stände  des  Reichs  aus  einander 
geben  lassen,  nnd  die  vorige  Bewilligung  Terbleibt  bis  zum  nächsten  Rejphs- 
tage.  Ist  dagegen  die  ganze  Bewilligungssumme  bestimmt;  sind  aber  die 
Reicfas«tände  wegen  der  Vertheiiung  nicht  eins;  dann  sollen  nach  dem,  wie 
sich  die  festgesetzte  BewilHgungssomme  zu  derjenigen  verhält,  die  beim  vcm> 
*  hergehenden  Reichstage  vertheilt  worden,  die  in  der  letzten  Bewillignngs- 
ordnung  festgesetzten  Artikel  verhältnissmässig  erhöbt  oder  vermindert  werdeiit 
und  die  Reichsstände  tragen  ihren  Bevollmächtigten  in  der  Bank  und  in  dem 
Reichsschuldencomtoir  auQ,  eine  neue  Bewilligungsordnung  nach  jenen  Grün- 
den, aufzumachen  und  auszufertigen. 

Art.  110.  Kein  Reichstagsmitglied  darf,  wegen  seiner  Handlungen  oder 
«Aeusserungen  im  Reichsstande  oder  in  irgend  einem  Ausschusse  der  Reichs- 
stände, zur  Rede  gestellt,  oder  seiner  Freiheit  beraubt  werden,  ohne  dass  der- 
jenige Stand,  zu  welchem  er  gehört,  es  durch  ausdrücklichen  Beschluss  zulässt 
wobei  fünf  Siebentel  des  Standes  bei  der  Umstimmung  im  Plenum  der  gegen- 
wärtigen Mitglieder  einstimmen  müssen.  Eben  so  wenig  darf  irgend  ein  Reichs- 
tagsmitglied von  dem  Orte,  wo  der  Reichstag  gehalten  wird,  verwiesen  werden. 
Sollte  irgend  eine  Person,  oder  irgend  ein  Corps,  es  sei  Militair  oder  Gvii,  oder 
auch  irgend  eine  Gemeinde,  wie  sie  heissen  mag,  entweder  aus  eigenem  An- 
triebe, oder  durch  Anleitung  eines  Befehls  es  versuchen  wollen,  den  Reichs- 
ständen oder  deren  Ausschuss  oder  irgend  einem  einzigen  Reichstag^mitgh'ede 
Gewalt  anzulhun.  oder  deren  Freiheit  bei  ihren  Berathschlagungen  und  Be- 
schlüssen zu  stören;  so  soll  solches  als  Verrätherei  angesehen  werden,  und  es 
kommt  auf  die  Reichsstände  an,  dergleichen  Verbrechen  gesetzmässig  zu  ahnden. 

Art.  111.  Wird  irgend  ein  ^eichstagsmitglied,  während  des  Reichstags 
oder  auf  seiner  Reise  nach  oder  von  dem  Reichstage,  mit  Wort  oderThat  be- 
leidigt, wenn  es  sich  gleich  als  Mitglied  des  Reichstags  zu  erkennen  gegeben 
bat,  so  soll  solches  als  Hochverrath  angesehen  und  bestraft  werden. 

Art.  112.  Bei  der  Wahl  der  Reichstagsmitglieder  darf  kein  Beamter 
die  Auctorität  seines  Amtes  unangemessen  anwenden.  Geschieht  es,  so  verliert 
ein  solcher  seine  Stelle. 

Art.  113.  Die  Taxirungsmänner,  die  sich  nach  den  Bewilligungsvor- 
schriften der  Reichsstände  richten,  sollen  nicht  wegen  Debitiren  oder  Taxiren 
zar  Verantwortung  gezogen  werden. 

Art.  114.  Der  König  lässt  den  sämmtlichen  Ständen  des  Reichs  den 
uenuss  ihrer  Privilegien,  Vorrechte,  Gerechtsame  und  Freiheiten;  indem  es 
auf  der  Uebereinkunfl  der  sämmtlichen  Reichsstände  und  auf  der  Genehmi- 
gung des  Königs  beruhen  soll,  Veränderungen  und  Ausgleichungen  in  der- 
selben vornehmen  zu  lassen,  welche  das  Wohl  des  Reichs  erfordern.  Keine 
neuen  Privilegien,  welche  irgend  einen  Reichsstand  betreffen,  können  ohne 
Einwilligung  des  Königs  und  aller  Reichstände  gegeben  und  ertheilt  werden. 

Urkundlich  dessen  haben  Wir  Gegenwärtiges  mit  Unserer  Namens- 
unterschrift und  mit  Unsern  beigedruckten  Siegeln  bestärkt,  befestigt  nnd 
bekräftigt. 

So  geschehen  Stockholm,  den  7.  Junins  1809. 
Von  Seiten  der  Ritterschaft  und  des  Adels:   Von  Seiten  des  Geistlichen  Standes: 
M.  Ankarsvärd,  Jac.  Ax.  Lindblom, 

d.  z.  Landmarschall.  Sprecher. 

Von  Seiten  des  BUrgerstandes :  Von  Seiten  des  Bauernstandes : 

H.  N.  Schwan,  Lars  Olsson, 

d.  z.  Sprecher  d*  z.  Sprecher. 


Xadi  dieser  gkidi  io  den  enta  Taga  der  Beperaag  Csli  OL 
gegebeneo  nnd  noch  jelit  pMfem  VqlnaiMg  MMca  dK 
osch  Art.  1  die  Sof f <  iiitwmw ilmim  feststeBcpt  Mf  wdcbe 
wieder  in  Art  42  und  M  Bezog  genomoieB  wird.    Di  mm  der  Eng 
feioe  beide  Kinder  am  Tage  ärer  Gebmt  ferkrcn  hUte  (im  Jd 
1797  oMl  1798),  and  bd  dem  Lebensalter  der  Königin  (getam  & 
März  1759)  keine  weitere  Hofltaong   auf  eigene  Xachkomoiensdnil 
sieb  macben  konnte,  so  war  die  Bestiinmwig  der  knnft%en  Xaddb^e 
auf  dem  Scbwediscben  Tbrone  eine  der  näcbslen  Antraben  der  Bekbh 
Stande,  wie  dies  aocb  im  Art  85  der  Verfitssmg  ansdrocklidi  aoq^ 
qirocfaeD  war.     Die  Beicbsstände  wäiHen  am   14.   JoK  1809  dm 
Prinzen  Christian   August  Ton  liolstein-Sonderbarg-ADgiislenbiir]^ 
welcber  am  IS.   Januar  1810  anter  dem  Namen  Carl  Aognst  tod 
König  Cari  XIII.  adoptirt  wnrde,  aber  wenige  Monate   darauf  plötz- 
lich im  Lager  bei  Jongbj  f  erstarb  (2d.  Mai  1810;,  ohne  Desccndeo- 
ten  zu  hinterlassen.    Die  zw  neuen  Wahl  des  Thronfolgers  einberih 
fenen  Beichsstände  wählten  fast  einstimmig  am  äl.Ai^ust  1810  den 
Französischen  BeichsmarschaO  Johann  Baptist  Julius  Bernadottfi 
fürst  Ton  Pontecono,  nicht  auf  Französische  Empfehlung   ( —  nit 
Widen^'iJlen   \iiirde  die  Nachricht  fon  Kaiser  Napoleon    aufgenoo- 
men,   der  ihn  mehr  zu  seinen  Gegnern  als  Verehrern  zählte),   son> 
dem  Tiehnehr  auf  den  durch  sein  längeres  Commando  in  Norddeutsch- 
land  weit  über  den  Norden  hin  rerbreiteten  Buf  des  Edelmuthes,  gros- 
ser Geistesgaben  und  gereifter  Erfahrung  im  Felde  wie    in  den  all- 
gemeinen politischen  Angelegenheiten.     Noch  aur  Dänischem  Gebiet 
in  Helsingör  ging  Bemadotte  gemäss  den  Bestimmungen  der  Schwe- 
dischen Verfassung  am    19.  October   zur  ETangdisch-LutheriscfaeB 
Kirche  über,   landete  am  20.  October  auf  der  Schwedischen  Käste 
und  wurde  am  31.  October   der  Beichsversammhmg  zu  Jonköpiag 
durch  den  Köm'g  selbst  vorgestellt:  in  der  Mitte  derselben  unterzeich- 
nete er  die  ihm  vorgelegte  Wahl-  und  Versicherungs-Acte.    Bald  nidi 


seinem  Einzüge  in  Stockholm  (2.  November),  wurde  er  vom  König 
Carl  XIIL  unter  dem  Namen  Carl  Johann  adoptirt  5.  November. 
An  demselben  Tage  leistete  er  als  Kronprinz  und  Thronfolger  vor 
dem  Thrpne  den  Eid,  die  Verfassung  und  die  Gesetze  des  Staates 
zu  beobachten  und  empfing  die  Huldigung  der  Schwedischen  Reichs- 
stände. Die  nach  Art  1  der  Verfassung  vom  7.  Juni  1809  erforderte 
Successibnsordnung  war  bereits  für  den  so  rasch  verstorbenen  Kron- 
prinzen Carl  August  am  18.  December  1809  als  eine  Thron-Suc- 
cessions'  und  Familien-0[rdnung  von  dem  Könige  und  den 
Reichsständen  vereinbart.  Es  wurde  jetzt  eine  gleiche  auf  den  neuen 
Kronprinzen,  und  seine  Nachkommen  namentlich  gerichtete  Succes- 
sionsordnung  am  26.  September  1816  von  dem  Könige  und 
den  Reichsständen  genehmigt  und  als  ein  Grundgesetz  der  Verfassung 
von  1809  hinzufugt.  Die  wesentlichsten  Bestimmungen  derselben 
lauten:  Die  Krone  ist  nur  im  Mannsstamme  des  Stifters  der  neuen 
Dynastie  erblich,  und  gilt  in  derselben  das  Recht  der  Erstgeburt 
nach  der  Ordnung  der  Linien.  Die  Prinzen  des  Königlichen  Hauses 
sollen  in  der  reinen  Evangelischen  Lehre  Augsburgischer  Gonfession 
und  innerhalb  des  Schwedischen  Reiches  erzogen  werden,  im  entge- 
gen gesetzten  Falle  aber  von  allen  Successionsrechten  ausgeschlossen 
san.  Ihr  Thronfolgerecht  ist  gleichfalls  für  dieselben  und  ihre  Nach- 
kommen verwirkt,  wenn  sie  ohne  Einwilligung  des  Königs  und  der 
Beichsstände  die  Regierung  eines  ausländischen  Staates  annehmen, 
es  sei  in  Folge  einer  Wahl,  Erbschaft  oder  Verheirathung ,  oder  wenn 
sie  ohne  Einwilligung  des  Königs  sich  vermählen,  oder  wenn  sie,  es 
sei  mit  oder  ohne  Einwilligung  des  Königs,  die  Tochter  eines  Pri- 
vatmannes, er  mag  ein  Schwede  oder  ein  Ausländer  sein,  zur  Ge- 
mahlin nehmen.  Doch  können  sie  mit  Genehmigung  des  Königs  eine 
Gemahlin  aus  dem  Königlichen  Schwedischen  Hause  nehmen ,  in  einem, 
nach  Schwedischen  Gesetzen  nicht  verbotenen  Grade..  Prinzessinnen  des 
Köm'glichen  Hauses  dürfen  eben  so  wenig  ohne  Bewilligung  des  Ko- 
nigs  sich  vermählen,  auch  nicht  mit  irgend  einem  Schweden  ausser 
dem  Königlichen  Hause.  Ist  kein  zur  Thronfolge  Berechtigter  aus 
dem  Königlichen  Hause  mehr  vorhanden,  so  ist  der  Thron  zu  einer 
neuen  Wahl  erledigt,  welche  sodann  von  den  Reichsständen  nach 
Anordnung  des  Art.  94  der  Verfassung  vom  Jahre  1 809  vollzogen  wird. 
Zur  Vervollständigung  dieser  Verfassung  gehörten  nach  Art.  85 
noch  eine  neue  Reichstagsordnung  und  eine  Verordnung  über  die 
allgemeine  Pressfreiheit.  Beide  Aufgaben  wurden  noch  von  diesem 
Reichstage  ausgeführt  und  als  verbindliche  Grundgesetze  gleichfalls 
^ijjeser  Ver&ssung  hinzugefügt     Die  Reichstagsordnung  wurde 


^wlok  (pto0±mM,  ^\ tr^rimtimz  nfcerä^  aUzeaeifteFress* 
(rt:ih^ti  m  Scbwed»  wurde  vrj«  <ii»M&eaABeti«itäCeft  as^.Min 
l^Vf**)  h0iadkkifi§eik  Dikrj  iai«rzekliiMt.  — 

Mit  diesen  Geaetien  ist  d»  Vetfasnciwerfc  sAwufa»  I0 
aol  den  ^efeim^rticren  Zestptukit  ffeaeUosMa.  di  iv  mermar^  Ter- 
MdenoMEeik  eiozeifker  Artikd  und  eiDe  Ver&flnm^  des  Zaürwama  iwv 
idM«  den  enuelnen  Ses«>iien  des  Reidistfses  asf  vaSHSOBOBHai- 
gm  We^e  zur  staalffeditlicfaen  Gettos^  gek^&OMBai  sind.  Es  «M 
aber  Aoeh  für  Schweden  ab  ein  oeoeres  GrmdKeseti  fcBeichs«<te 
Yom  31.  Juli  and  6.  Aogu«!  I^^lo^**^)  angesehen,  weldhe  fcbei* 
den  Rekbe  Schweden  and  Norwegen,  in  Foige  der  ResdibBae  beider 
BetchäiersammiunjBcen  zu  Chn»liwia  (31.  Jafij  und  StocUmia  (&  1b% 
gost)  onler  einem  Könige  veremigt  und  das  gegenseitige  conaü- 
lotioneile  RechteverhäUnt»«  festsleilL  Wie  diese 
Stande  gekommen  ist,  werde  ich  onten'bei  Norwegen 
ander  setzen.  Die  HaoptponLte  dieser  Beichsade,  (fie  ich 
nicht  vollständig  aufnehme,  weil  sie  keine  Lrogestattimg  der  «cr- 
fasaongsmässigen  Rechte  beider  Völker,  der  Schweden  wie  der  Nor- 
weger, bewirkt  hat  ond  beide  Reiche  auf  dem  W^e  freier  Vutin 
gong  ihre  selbststandige  Verfassung  beibehielten,  sind  folgende: 
1.  Das  KÖDl^eich  Norwegen  wird  ein  freies,  onabhängiges  ontbefl- 
bares  und  unveräusserliches  Reich  bilden,  das  mit  Schweden  unter 
einem  und  demselben  Könige  vereinigt  ist.  'JL  Die  Erblichkeit  wird 
der  mannlichen  und  Seitenlinie  der  in  Schweden  regierenden  Dyna- 
stie folgen,  wje  dies  durch  die  Schwedische  Soccessionsordnung  von 
2^1.  September  1810  festgestellt  ist  (vergl.  ob.  S.  389).  3.  Wenn 
kein  berechtigter  Thronerbe  mehr  vorhanden  ist  und  es  sich  darum 
handelt,  durch  Wahl  einen  neuen  König  oder  Thronerben  zu  emea- 
nen,  so  werden  die  Reichs  Versammlungen  von  Norwegen  und  die  von 
Schweden  für  denselben  Tag  zusammenberufen.  Der  unbeerbte  Kö- 
nig«  werm  ein  Thronerbe  erwählt  werden  soll,  oder  die  interimistiscbe 
Regierung,  wenn  der  Thron  bereits  erledigt  ist,  werden  in  den  ersten 


V  Sie  Ui  rolUtändig  in  Deutscher  Sprache  abgedruckt  unter  dem  Bei- 
lagen in  SaalfeWi  Geschichte  der  neuesten  Zeit.  Band  Hl.  Abtheilung  i. 
SeiU  »il— Ö8. 

**J  Gleichfalls  in  Deutscher  Sprache  abgedruckt  unter  den  BeilofH 
bei  Saalfeld  a.  a.  0.  Jll,  Abth.  2.' S.  9Qg~10l6.  Eine  neue  Revision  ist 
Pressgesetzes  erfolgte  am  lö.  Juli  1812.  — 

***J  Genehmigt  ist  diese  Acte  vom  König  Carl  IUI.  am  6.  Auguä  1811 
/h  Französischer  Sprache  ist  sie  abgedruckt  bei  Martens  Supplhnent  m 
Reeueil  des  trßites  eU„  vol.  VI.  pag.  608—615. 
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acht  Tagen  nach  Eröffnung  der  Sitzungen,  beiden  Reichsversaromlun- 
lungen  an  demselben  Tage  den  auf  die  Thronfolge  bezüglichen  Vor- 
schlag machen.  Die  Mitglieder  der  beiden  Reichsversaramlungen  ha- 
ben auf  gleiche  Weise  das  Recht  einen  Thronerben  vorzuschlagen, 
und  beide  werden  darauf  einen  Tag  festsetzen,  um  jede  ihrerseits 
zur  Wahl  zu  schreiten.  Man  soll  sie  nothwendig  vor  dem  zwült- 
ten  Tage  beginnen,  der  seit  dem  zum  Vorschlage  bestimmten  Ter- 
mine verflossen  ist  Den  Abend  vor  dem  Wahltage  werden  beille 
Reichstage  ein  Gomit<i  aus  ihren  Mitgliedern  wählen ,  welches  in  dem 
Falle,  dass  die  Wahl  auf  verschiedene  Personen  fallen  sollte,  sich  zu 
vereinigen  hat,  um  mit  den  Vollmachten  beider  Reiche  nach  Stim- 
*  menmehrheit  die  Wahl  auf  eine  einzige  Person  zu  leiten.  An  dem 
Wahltage  selbst  wird  die  Wahl  auf  beiden  Reichstagen  erfolgen ,  wie  . 
sie  in  den  Verfassungen  derselben  vorge$chrieben  ist.  Fällt  die  Wahl 
in  beiden  auf  dieselbe  Person ,  so  wird  diese  der  gesetzmässige  Thron- 
erbe sein,  fällt  sie  dagegen  auf  zwei  Persopen,  so  wird  jeder  Reichs- 
tag das  obengenannte  Gomite  aus  36  Mitgliedern  und  8  Stellvertre- . 
tem  bilden.  Beide  Goroites  vereinigen  sich  zu  Garlstad  (—  das  un- 
gefähr in  der  Mitte  zvtischen  Stockholm  und  Ghristianja  liegt  — }, 
nachdem  jedes  vorher  einen  Sprecher  aus  seinen  Mitgliedern  gewählt 
hat.  Die  Zusammenkunft  soll  spätestens  am  21.  Tage  nach  dem  Ab- 
lauf des  früheren  Wahltern)ins  stattfinden.  Nachdem  die  Vollmach- 
ten gegenseitig  vorgelesen,  und  einer  der  beiden  Sprecher  durch  das 
Loos  zum  Vorsitzer  in  dem  vereinten  GomiUi  gewählt  ist,  soll  man 
sofort  ohne  weitere  Discussion  zur  Wahl  schreiten,  und  die  Mitglie- 
der sollen  nicht  früher  sich  trennen  und  den  Ort  der  Sitzung  nicht 
verlassen,  bevor  nicht  die  Wahl  vollständig  beendet  ist.  Die  vollzo- 
gene Wahl  wird  vermittelst  des  WahlprolocoUs  ani  Tage  der  Wahl 
seftt  den  beiden  Reichsversammlungen  zugesandt,  welche  ohne  Auf- 
schub die  nöthigen  Maassregeln  ergreifen  werden ,  um  die  angemes-  ^-j 
sene  Mittheilung  an  den  König,  oder  im  Falle  seines  bereits  erfolgt 
Ablebens  an  die  provisorische  Regierung  zu  machen.  4.  Der  König 
hat  das  Recht  die  Truppen  zu  versammeln,  Krieg  anzufangen,  Frie- 
den zu  schliesscn,  Verträge  einzugehen  oder  aufzuheben  und  den  di- 
plomatischen Verkehr  mit  anderen  Staaten  zu  unterhalten.  Wenn 
der  König  einen  Krieg  anfangen  \^'ll,  so  soll  er  von  seinem  Unter- 
nehmen der  Regentschaft  von  Norwegen  Nachricht  geben  und  ihr 
Gutachten  über  diesen  Gegenstand  einfordern :  gleichzeitig  wird  er  der-» 
selben  einen  detaillirten  Bericht  über  den  Zustand  des  Reichs,  dei* 
Finanzen ,  der  Yertheidigungsmittel  u.  s.  w.  mittheilen.  Darauf  wird  ' 
der  König  den  Staatsminister  und.  die  Staatsräthe  von  Norwegen  so- 
wie die   von  Schweden  zu   einem   ausserordentlichen  Staats-Gonsefl 
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versammeln  und  demselben  die  Beweggründe  und  Umstände  naher 
auseinandersetzen,  um  den  betreffenden  Fall  in  nähere  Erwägung 
zu  nehmen.  Die  Regentschaft  von  Norw^en  v^ird  gleichzeitig  einen 
ähnlichen  Bericht  über  den  Zustand  des  Königreichs  und  seine  Mittel 
erstatten.  Demnächst  wird  der  König  die  einzelnen  Mitglieder  des 
Conseiis'um  ihre  Meinung  fragen,  und  jedes  wird  abgesondert  sdn 
Votum  in  das  Protocoli  unter  der  verfassungsmässig  vorgeschriebenen 
Vtrantwortlichkeit  eintragen  lassen.  Sodann  soll  der  König  das  Recht 
haben,  seinen  Entschluss  zu  fassen  und  auszuführen,  wie  er  ihn  am 
voltheilhaftesten  für  den  Staat  erachtet.  5.  Der  Staatsminister  und 
die  beiden  Staatsräthe  für  Norwegen,  welche  um  den  König  sind, 
sollen  ihren  Sitz  und  berathende  Stimme  im  Schwedischen  Staats- 
rath  haben,  so  oft  es  sich  um  Gegenstände  handelt,  welche  für  beide 
Reiche  von  Interesse  sind.  Jn  solchen  Fällen  soll  man  das  Gutach- 
ten der  Regentschaft  Norwegens  einholen,  mindestens  für  die  Dinge, 
welche  keine  schleunige  Ausführung  verlangen.  Eben  so  soileD, 
wenn  man  im  Norwegischen  Staatsrath  vor  dem  Könige  Gegenstände 
von  gleichzeitigem  Interesse  für  beide  Reiche  behandelt,  drei  Mitglie- 
der des  Schwedischen  Staatsraths  in  demselben  ihren  Sitz  und  eine 
Stimme  haben.  6.  Wenn  bei  dem  Ableben  des  Königs  der  Thron- 
erbe noch  minderjährig  ist,  so  sollen  sich  augenblicklich  der  Sdiwediscbe 
und  Norwegische  Staatsrath  versammeln,  um  gemeinschaftlich  die 
Einberufung  des  Reichstages  für  Norwegen  und  für  Schweden  za 
veranlassen.  7.  Bis  dass  die  Reichsstände  versammelt  sind  und  eine 
Regentschaft  während  der  Minderjährigkeit  des  Königs  errichtet  ha- 
ben, soll  ein  aus  gleicher  Zahl  (aus  jedem  Reiche  10)  von  Schwedi- 
schen und  Norwegischen  Mitgliedern  gebildeter  Staatsrath  die  Regie- 
rung führen.  Unter  den  10  Norwegischen  Mitgliedern  müssen  sein: 
der  Staatsminister  und  die  beiden  Staatsräthe  für  Norwegen,  di^in 
Stockholm  sind,  sechs  ordentliche  Staatsräthe,  welche  von  der  Be- 
.;*?•*  gentschaft  Norwegens  dazu  erwählt  werden,  und  ein  Staatssecretar, 
"der  auch  von  der  genannten  Regentschaft  für  den  vorliegenden  Fall 
ernannt  wird.  Unter  den  Schwedischen  haben  ihre  Stelle  die  beiden 
Staatsminister;  sechs  Staatsräthe  und  der  Hofkanzler,  und  ausserdem 
für  die  Schwedischen  Angelegenheiten  der  Staatssecretär  dieses  Reichs^ 
oder  für  die  Norwegischen  der  Staatssecretär  für  Norwegen,  welche 
nach  ihrer  Anciennetät  wechseln  werden.  Um  die  Angel^enheitai 
beider  Reiche  zu  behandeln,  wird  man  die  in  jedem  derselben  vor- 
geschriebenen Formen  behandeln.  Bei  der  intermistischen  Regent- 
schaft werden  die  Angelegenheiten  dieses  Reichs  durch  den  Staats5^ 
cretär  dieses  Reichs  in  Norwegischer  Sprache  vorgetragen.  Da 
Eintragen  derselben  in  das  Protocoli  und  ihre  Expedition  werden  gW* 
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falls  in  Norwegischer  Sprache  erfolgen.  Die  Schwedische  Sprache 
wird  auf  gleiche  Weise  für  die  Schwedischen  Angelegenheiten  ange- 
wandt Die  Angelegenheiten ,  welche  für  beide  Reiche  von  Interesse 
sind,  und  welche  nach  ihrer  Natur  nicht  von  einer  Expedition  für 
einen  Staat  allein  oder  dessen  Departements-Verwaltungen  abhängig  sind» 
werden  durch  den  Hofkanzler  vorgetragen  und  durch  den  Staats- 
secretär  jedes  Reichs  in  seiner  Sprache  expedirt.  Die  diplomatischen 
Angelegenheiten  werden  gleichfalls  durch  den  Hofkanzler  vorgetra- 
gen und  in  ein  besonderes  Protokoll  eingeschrieben.  Man  wird  nach 
der  Mehrheit  der  Stimmen  entscheiden,  und  bei  gleicher  Stimmen- 
zahl wird  der  Sprecher  da&  Ausschlag  gebende  Votum  haben.  Der 
Staatsrath  für  beide  Reiche  bei  der  interimistischen  Regentschaft  wird 
seinen  Sitz  zu  Stockholm  einnehmen.  Der  Staatsminister  für  Norwegen 
und  der  Staatsminister  und  Justizminister  für  Schweden  werden  in 
der  ersten  Versammlung  der  vereinigten  ^taatsräthe  das  Loos  ziehen, 
welcher  zuerst  das  Wort  nehmen  soll.  Wenn  die  Reihenfolge  dem- 
gemäss  durch  das  Loos  bestimmt  ist,  werden  die  Sprecher  alle  acht 
Tage  wechseln,  so  dass  jeder  der  beiden  Minister  während  einer 
Woche  das  Wort  führt.  In  allen  Fällen,  in  welchen  nach  den  Ver- 
fassungen beider  Reiche  die  Staatsverwaltung  durch  den  Staatsrath  geleitet 
werden  soll,  wird  sich  der  für  beide  Reiche  festgesetzte  in  gleicher  Zahl 
der  Mitglieder  vereinigen.  8.  Die  Mitglieder  der  provisorischen  Regent- 
schaft werden  nach  der  Nationalität,  die  Norweger  dem  Norwegischen 
Reichstage  und  die  Schweden  dem  Schwedischen  Reichstage,  einen  Eid 
leisten,  die  Verwaltung  des  Reichs  in  genauer  Uebereinstimmung  mit  den 
Gesetzen  und  der  Verfassung  zu  führen.  Sollte  keiner  der  beiden 
Reichstage  dann  versammelt  sein ,  so  \vird  der  Eid  schriftlich  in  dem 
Staatsrath  niedergelegt  und  der  darauf  nächsten  Reichsversammlung 
von  Schweden  und  Norwegen  überwiesen.  Bei  der  Erziehung  des 
minderjährigen  Königs  soll  es  ein  Hauptpunkt  sein,  dass  dieser  Fürst 
auf  genügende  Weise  die  Norwegische  Sprache  erlernt.  Die  Bestim-ylL 
mungen  dieser  Acte,  welche  theils  als  eine  WiederholuM  einzelner^^.* 
Bestimmungen  der  Norwegischen  Verfassung,  theils  als  eine  Ergän- 
zung derselben  angesehen  werden  können,  sollen  für  Norwegen  die- 
selbe Kraft  besitzen,  als  wenn  sie  in  diese  Verfassung  eingerückt  wä- 
ren, und  können  nur  nach  den  im  Art.  112  dieser  Verfassung  festge- 
stellten Vorschriften  verändert  werden. 

Auf  Carl  XIII.  folgte  der  Gründer  der  Dynastie  Bernadotte^ 
Carl  XIV.  Johann  (5.  Februar  1818,  f  8  März  1844),  welcher 
schon  seit  seiner  Ankunft  in  Schweden  die  Seele  der  Schwedischen 
Regierung  gewesen  war ,  und  mit  lobenswerthem  Eifer  für  die  Förde- 
rung des   materiellen  Wohls  seiner  Reiche  unausgesetzt  zu  sorgen 
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bemüfat  war.  Aber  in  seiner  Stellung  zn  den  Reidlstageii  bezwang 
er  sich  höchstens  so  weit,  die  einmal  als  Grundgesetze  anerkannten 
und  beschworenen  Bestimmungen  zu  beachten,  so  weit  es  ihm  niefat 
gelingen  mochte,  auf  verfassungsmässigem  Wege  sie  zu  ändern:  die 
Rechte  der  Stände  und  die  allgemeinen  Volksfreihdten  noch  mehr 
zu  erhöhen  lag  nicht  in  seiner  Politik,  vielmehr  blieb  er  der  entschie- 
denste Gegner  jeder  auch  weniger  wichtig  erscheinenden  Neuerung. 
Am  stärksten  stellte  er  sich  den  Erweiterungen  der  Gesetze  ober  die 
Pressfreiheit,  die  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  der  Gerichte  und 
eine  noch  grössere  Gontrolle  der  einzelnen  Zweige  der  Verwaltung 
entgegen.  Die  Reichstage  liess  er  regelmässig  halten,  in  Schweden 
alle  fünf  Jahre,  bis  in  Folge  eines  Reichstagbeschlusses  vom  Jahre 
1841  die  Zwischenzeit  zwischen  zwei  ordentlichen  Reichstagen  auf 
die  Dauer  von  drei  Jahren  verkürzt  wurde:  ausserdem  sind  seit  de» 
Reichstage  im  Jahre  1834  die  Sitzungen  desselben  öffentlich  ge- 
worden, da  das  bis  dahin  der  Oeffentlichkeit  stets  widerstrebende 
Ritterhaus  dem  zu  dringend  wiederholten  Verlangen  nachgab. —  Das 
politische  Leben  auf  den  Reichstagen  blieb  bei  den  scharf  gesonde^ 
ten  Ständen  einseitig,  wiewohl  nicht  verkannt  werden  darf,  dass  die 
Fortschritte  in  der  politischen  Rehandlung  der  Geschäfte,  namentikb 
.  bei  dem  Rürger-  und  Rauemstand,  sich  auf  jedem  spateren  Reichs- 
tage bemerkbarer  machten ,  und  die  zähe  Weitläufigkeit  und  Lai^ 
weiligkeit  in  den  Verhandlungen  mehr  bekämpft  und  unterdruckt 
wurden.  Die  Wünsche  nach  einer  allgemeinen  Repräsentation  lies- 
sen  seit  1815  sich  zwar  stets  auf  dem  Reichstage  vemehnien,  wur- 
den aber  durch  die  Reschlüsse  der  beiden  oberen  Stände  immer  wie- 
der verschoben:  erst  im  Jahre  1840  ging  das  Schwedische Ritteiliaos 
(Adelstand)  so  weit,  dass  er  am  27.  October  den  Vorschlag  des  Frei- 
herrn von  Hamilton  annahm,  die  Vertheilnng  der  Repräsentation 
Schwedens  in  vier  Kammern  aufhören  und  die  gesetzgebende  GewaN 
yl^in  zwei  Wahl-,  Standes-  oder  Classen weise  gebildeten  Kämmen 
inisammentreten  zu  lassen.  Rei  der  Riidung  dieser  Kammern  sollte 
überdiess  der  Unterschied  beobachtet  werden,  dass  die  Mitglieder 
der  einen  Kammer  für  jeden  Reichstag,  die  Mitglieder  der  anderen 
für  längere  Zeit  unter  solchen  Personen  gewählt  werden  soltten, 
welche  bereits  früher  den  Reruf  als  Reichstagsroänner  au^ijbt  oder 
ein  reiferes  Alter  erreicht  hätten.  Aber  auch  dieser  Vorschlag  wurde 
nach  mehrmonatlichen  Debatten  von  dem  verstärkten  Constitutions - 
Ausschusse  aller  vier  Stände  mit  44  gegen  35  Stimmen  am  14.  Mu 
1841  dahin  zurückgewiesen,  dass  eine  Veränderung  der  Repräsenta- 
tion erst  den  nächsten  Reichstag  zur  Reschlussnahme  gebracht  wer- 
den sollte:  und  dabei  ist  es  denn  geblieben.    Nur  eine  Veränderoog 
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in  der  Orginisation  des  Staatsratbs  kam  auf  diesem  Reichstage  m 
Stande  (j|6.  «Mai  1841),  dass  die  Ciiefs  der  Departements ,  welche  im 
Namen  des  Königs  sprechen,  fiir  die  von  ihnen  zu  contrasignirenden 
Befehle  und  Ordonnanzen  verantwortlich  sein  sollten.  Die  Yerthei- 
long  der  Gesobäfte  für  die  einzelnen  Departements,  wird  vom  Kö- 
nige durob  ein  specielles  Reglement  bestiöunty  das  verfassungsmässig 
bekannt  zu  machen  ist 

Der  Sohwediscfae  Reichstag  bestand  aber  in  dieser  Zeit  aus  7]8 
Mitgliedern,  von  welchen  164  selbständig  und  552  von  der  Regierung 
abhängig  waren.  Dar  adeliche  Stand  oder  das  fiitterhaus  wer  durch 
402  Mitglieder  vertreten,  von  denen  221  dem  Heere  und  der  Flott^ 
49  den  übrigen  Zweigen  der  Verwaltung  angehörten;  58  waren  Kam- 
roerberren  und  sonst  mit  Hofämtem  betraut:  nur  17  waren  titellose 
adeliche  Gutsbesitzer.  Der  ^geistliche  Stand  war  aus  57  Vertretern 
gebildet,  die  sich  sämUich  im  amtlichen  Verhältnisse  zur  Regierung 
befanden.  Der  Bürgerstand  zählte  47  Repräsentanten,  von  denen  25 
selbständig,  und  22  Bürgermeister  oder  in  anderen  amtlichen  Verhält- 
nissen zur  Regierung  standen.  Nur  der  Bauernstand  zählte  in  seinen 
122  Vertretern  ausschliesslich  von  der  Regierung  unabhängige  Leute. 
Aber  dies  war  keineswegs  die  vollständige  Repräsentation  der  vier 
Stände,  welche  zum  Erscheinen  auf  dem  Reichstage  berechtigt  war. 
Denn  der  Adel  konnte  mdbr  Jls  die  >doppdite  Zahl  der  angegebenen 
Mitglieder  stellen,  der  geistliche  Stand  70,  der  Bürgerstand  108 und  der 
Bauernstand  259:  inzwischen  der  Mangel  an  Diäten,  die  Ueberlegen- 
beit  der  Regierung  und  die  geringfügigen  Ergebnisse  der  Reichstage 
seit  1815  vergrössern  noch  die  an  sich  schon  in  den  meisten  Land- 
schaften verbreitete  Lauheit  an  den  Verhandlungen  der  Reichs- 
versammlung. Die  Stimmen  werden  Gurien weise  abgegeben :  es  sind 
also  nur  vier  Hauptstimmen  für  die  Beschlüsse  des  Reichstags  zu 
zählen,  da  die  grössere  oder  geringere  Majorität  in  den  einzelnen 
Ständen  auf  das  Gesammt-Resultat  keinen  Ausschlag  giebt.  Die  Dauer 
der  einzelnen  Sessionen  ist  zwar  verfassungsmässig  nur  auf  drei  Mo-, ^^^/^ 
nate  bestimmt,  und  soll  dann  nur  in  dringenden  Fällen  mit  Geneh 
migung  des  Königs  verlängert  werden:  sie  ist  indess  in  den  letzten 
30  Jahren  regelmässig  über  ein  Jahr  gewesen  und  einige  Male  bis 
auf  16  und  18  Monate  ausgedehnt  worden. 

Auf  Garl  XIV.  Johann  folgte  dessen  einziger  Sohn  *) ,  König  Jo- 
seph Franz  Oscar  am  8.  März  1844.    Während  seiner  jetzt  sechs- 


*)  König  Oscar  hat  indess  vier  Söhne,  von  denen  bereits  der  jOngste 
das  neunzehnte  Jahr  vollendet  hai:  es  ist  also  gegenwärtig  keine  Besargniss 
ßr  die  Fortdauer  dieser  DynaMie  vorhanden. 
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jährigen  Regierung  ist  für  die  Schwedische  Reichsverfagsong  noch  keine 
bemerkenswerthe  Veränderung  vorgekommen,  da  auch  die  Bewegun- 
gen der  Jahre  1848  und  1849  den  Scandinavischen  Boden  unberührt 
gelassen  haben.  Wegen  des  Unionsverhältnisses  beider  Reiche  bleibt 
nur  der  Könighche  Beschluss  vom  20.  Juni  1844  anzuführen,  welcher 
ein  bis  dahin  nicht  bestehendes  Unionswappen  für  beide  Beiche  an- 
ordnete. Dasselbe  ist  durch  ein  goldenes  Pfotenkreuz,  welchem  der 
linke  Arm  fehlt,  in  drei  Felder  getheilt:  rechts  im  oberen  blau^ 
Winkel  des  Kreuzes  befinden  sich  drei  offene  goldene  Kronen  wegen 
Schweden,  im  unteren  ebenfalls  blauen  Winkel  desselben  drei  sil- 
berne geflutete  linke  Schrägbalken,  vor  welchen  ein  goldener  roth 
gekrönter  Löwe  schreitet,  wegen  des  Gotherireichs ;  auf  der  linken 
Seite  des  Kreuzes  ist  auf  rothem  Felde  ein  goldener  gekrönter  Löwe, 
welcher  in  den  Vorderpranken  eine  erhobene  Streitaxt  mit  goldenem 
Schaft  und  silberner  Klinge  trägt,  wegen  Norwegen.  Die  Devise 
des  Unionswappens  ist  Rätt  och  Sanning  (Recht  und  Wahrheit). 


II.  TSorwe^en. 


Die  Calmarische  Union,  als  Vereinigung  der  drei  nordischen 
Reiche  ,  ist  oben  bei  Schweden  (vgl.  S.  342)  in  ihrer  Stiftung  und 
Auflösung  angeführt  worden.  Aber  Norwegen  folgte  nicht  dem  Bei- 
spiele Schwedens,  ein  selbstständiges  Reich  fernerhin  zu  bilden ,  es 
wählte  auf  einer  Versammlung  des  Norwegischen  Reichsraths  zu 
Bergen  am 5.  August  1523  den  König  Friedrich  L  von  Dänemark 
auch  zum  Könige  Norwegen's.  Dieser  König  verpflichtete  sich  in 
der  Wahlcapitulaton  vom  24.  November  1525,  die  Gesetze  und  natio- 
nalen Einrichtungen  des  Norwegischen  Volkes  zu  beachten ,  die  Wahl- 
freiheit dieses  Reichs  anzuerkennen,  das  Norwegisc^ie  Volk  gegen  den 
Missbrauch  der  Königlichen  Macht  zu  sichern,  keine  Steuern  ohne 
Einwilligung  des  Reichsraths  aufzulegen,  die  Privilegien  der  Städte 
aufrecht  zu  erhalten,  und  erklärte  am  Schlüsse  der  Capitulation  das 
Norwegische  Volk  des  Eides  der  Treue  gegen  den  König  entbunden, 
wenn  derselbe  die  übernommenen  Verpflichtungen  nicht  erfüllte.  Nach 
dem  Tode  Friedrich's  L  (t  1533)  waren  nicht  alle  Norweger  geneigt, 
dessen  Sohn  Christian  III.  als  König  anzuerkennen,  indem  sich  die 
Parthei  des  Klerus  für  den  Pfalzgraf  Friedrich  entschied.    Aber  der 
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Sieg  Christians  III.  in  Dänemark  entschied  auch  über  den  ferne- 
ren Besitz  Norwegen's,  seine  Gegner  entflohen  aus  dem  Lande,  und 
er  wurde  gleichfalls  zu  Bergen  von  dem  grösseren  Theil  des  Reichs- 
rathes  zum  König  von  Norwegen  gewählt.  Christian  III.  (1533 
f  I.  Januar  1559)  liess  aber  diesen  vorübergehenden  Abfall  ei- 
nes Theiles  dem  ganzen  Norwegischen  Volke  hart  empflnden:  auf 
dem  Herrentage  zu  Kopenhagen  im  Jahre  1537  wurde  beschlossen, 
dass  Norwegen  durch  seinen  Abfall  seine  Selbständigkeit  verwirkt 
habe  und  künftighin  nur  als  eine  Dänische  Provinz,  wie  Jütland  und 
Schonen,  regiert  werden  solle.  Man  liess  zwar  zur  Schonung  des 
Nationalgefühls  dem  Lande  noch  den  Namen  eines  Königreichs ,  aber 
es  wurde  verpflichtet  den  in  Dänemark  gewählten  und  blos  in  Kopen- 
hagen gekrönten  König  als  den  seinigen  anzuerkennen,  verlor  seinen 
Reicbsrath  und  wurde  gewöhnlich  von  einem  aus  Dänemark  dorthin 
gesandten  Statthalter  regiert,  dem  ein  Kanzler  zur  Seite  gesetzt 
wurde*).  Bei  diesem  herabwürdigenden  Verhältnisse  musste  Norwe- 
gen überdies  die  schwersten  Opfer  für  die  vielen  Kriege  der  Dänen 
bringen  und  theil  weise  mit  dem  eigenen  Gebiete  zahlen,  das  dem 
Schwedischen  Sieger  überlassen  werden  musste.  Unter  den  beiden 
folgenden  Regierungen  der  Könige  Friedrich  IL  (1.  Januar  1559 
+  4.  April  1588)  und  Christian  IV.  (4.  April  1588  +  28.  Februar 
1648)  zeigte  nur  die  letztere  mehr  Milde  gegen  Norwegen,  und  ge- 
wöhnte sich  daran  mindestens  Norwegen  nicht  härter  als  die  übrigen 
Dänischen  Provinzen  zu  behandeln:  das  Norwegische  Volk  nahm  es 
in  dieser  Zeit  schon  für  einen  grossen  Gewinn  an,  dass  zu  dem  Amte 
eines  Kanzlers  im  Lande  ein  geborner  Norweger  gewählt,  und  ein 
Gesetzbuch  in  Norwegischer  Sprache  aus  den  älteren  Sammlungen  der 
Gesetze  compilirt  gegeben  wurde. 

Unter  dem  folgenden  Könige  Friedrich  III.  (28.  Februar  1648 
i-  9.  Februar  1670)  trieb  der  Hass  gegen  den  Adel  die  übrigen  Stände 
in  Dänemark,  im  Jahre  1660  freiwillig  dem  Könige  das  Reich  als 
ein  Erbreich  mit  völlig  uneingeschränkter  Macht  zu  über- 
tragen. Auf  dem  Dänischen  Reichstage  gestattete  Friedrich  HI.  nicht 
weiter  über  Norwegen  zu  unterhandeln,  „denn  dieses  wäre  sein  Erb- 
reich, für  dessen  Bestes  er  allein  sorgen  werde*'.  Die  Huldigung  ih 
Norwegen  erfolgte  für  ihn  am. 7.  August  1661,  „als  den  uneinge- 
schränkten Erbkönig  über  Dänemark  und  Norwegen".  Norwegen's  Loos 
schien  jetzt  gegen  früherhin  selbst  etwas  günstiger  gestellt,  da  es  doch 
gleichmässig  mit  dem  übrigen  Dänemark  behandelt  wurde.  Aber  der 
unter  dem  Nachfolger  Christian  V.   (9.  Februar  1670+  25.  August 
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11608)  eiagefübrte  neue  Adel  konnte  .in  Norwegen  doch  keiften  &- 
\S^g  finden,  mit  Ausnahme  einer  aus  den  Krongütem  fiir  jdan  Min- 
ster  Greifienfeld  gebildeten  Grafschaft  und  einer  Baronie.  Denn  dag 
'Waite  Odelsrecht  wagte  man  nicht  aufzuheben,  und  oacb  dJesan 
blieb  alles  Landeigentbum  der  Familie  des  urspröoglioiieD  ftesitxeR 
.gesichert,  weil  dasselbe  zwar  durch  Kauf  an  Andere  veranaaeK  wor- 
den, aber  auch  wieder  von  dem  näcbstberechtigten  Erben  iur  die  to- 
laahlte  Kaufsunune  eingelöst  werden  konnte.  Dadurdi  wurde  die 
Bereinigung  der  fiauerhöfe  zu  einem  gesohlosseaen  yRittergnte  «qd- 
•  4liögliqb  gemacbt 

Der  grosse  Nordische  Krieg,  der  in  die  näcbstfolgrodea  (Begit- 
l{uag  Friedrichs  IV.  (25.  August  1699  f  12.  «Ootober  1740)  /ÜM, 
vereinigte  bei  der  gemeinschaftlichen  «Gefahr  die  Dänen  und  Norpe- 
,ger  gegem  die  Schweden  «und  bei  der  seihon  vorhandeneo  ataitei 
*9iatiQDalfeiodschaft  zwischen  denselben,  jene  ibeiden  Völker  nur  Mfk 
OQger,  und  entwickelte  bei  den  AAgrtffisn  Carl'«  SIL  auf  Mopw^gon 
aiae  .kaum  erwartete  Vertbeidigungkraft  des  Norw^igisobeii  üTolto. 
^M>er  die  Dänisqhe  Aegierung  vergalt  nur  mit  Jüfiüask ;  av  X^ite- 
<#eru«g  jhrer  »Finanzen  jyess  sie  I  den  Narwcciseben  j^migmiwlm 
Uice  Kineben  nebst  den  dazu  gehörigen  iündereien  »und  EünkuDHoi 
iverkoufen ,  so  dass  noch  geg^nwJlRtig  in  NorNvegen  die  mSalloode 
Einrichtung  stattfindet,  dass  Privatleute  die  figentbimer  der  «mMtoi 
^cben  auf  dem  Lande  sind,  aber  mit  der  Yerpfliohtuog ,  sie  Mb 
in  gutem  Stande  zu  erhalten ,  worüber  die  geistlichen  Sehöfden  ^ 
^waehen  haben.  Die  nachfolgenden  Begierungen  Obristian's  VL 
(12.  October  1730  f  6.  August  1746),  Friedrichs  V.  (6.  Augwt 
1746  t  14.  Januar  1766)  und^Ghristian^s  Yll.  (14.  Januar  IM 
muss  14.  April  1784  seinen  Sohn  Friedrich  (VI.)  zum  MtfregenteB 
ennehmen,  f  '13.  März  1808)  unterscheiden  sich  für  die  Verbältnisse 
Norwegens  nur  dadurch,  dass  man  mit  jedem  Jahre  mehr  die  Natio- 
nalität des  Norwegischen  Volkes  zu  untergraben  suohte,  und  bei  der 
Fönderung  mancher  Wünsche  und  materiellen  Vortheile  des  Landes» 
doch  alle  eigentbümlichen  Einrichtungen  bis  auf  die  Schule  md 
Sprache  des  Landes  durch  Dänische  zu  verdrängen  «ich  bemiäte. 
Aber  gerade  dadurch  wurde  die  Reaction  für  das  nationale  Lebee 
der  Norweger  mehr  geweckt,  und  dies  musste  in  einem  um  so  böbe- 
ren  Grade  zunehmen,  als  die  unglücklichen  Kriege  :zu  Lande  und  tut 
•See ,  in  welche  Dänemark  seit  der  Französischen  BevoloUon  tbeüi 
durQh  England,  theils  durch  Frankreich  verwickelt  wurde,  diesea 
Staat  selbst  in  allen  seinen  Beziehungen  stark  erschütterten,  und  j^ 
den  einzelnen  Theil  die  eigene  Kraft  mehr  gebrauchen  und  kenna 
lehrtea     Dieser  Zustand  der  Auflösung  der  dreihundertjäbrigen  Da* 
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ni^efi  Üfönafchie  dauerte  unter  König  Friedrich  VI.  fort,  dei^ 
erst  liach  dem  Tode  seines  schwachsinnigen  Vaters  die  schon  so 
lange  geführte  Regentschaft  am  13.  März  1808  mit  der  Königh'chen 
Worte  vertauschte  (er  starb  3.  December  1839).  Nachdem  die  Eng- 
länder nad!  der  zweiten  Blokade  Kopenhagen's  die  gesammte  Däni- 
sche Flotte  (darunter  18  Linienschiflb  und  15  Fregatten)  nach  Eng- 
lischen Häfen  entrührten  (6.  September  1807),  bh'eb  Norwegen 
seinem  eignen  Schicksale  überlassen.  Auf  Anordnung  der  Dänischen 
Rt^gierdng  wurde  eine  Regierungs  -  Gommission  in  Christtania  einge- 
setzt, die  interimistisch  alle  Angelegenheiten  Norwegens  yerWalten 
sollte.  ,}hr  Haupt  wurde  der  Prinz  Christian  August  von  Holstein^ 
Augtistenburg,  der  oben  bei  Schweden  (vgl.  S.  388.)  in  seinen  spä- 
teren Verhältnissen  zu  diesem  Reiche  bereits  angeführt  ist.  Nor- 
wegen vertheidigte  sich  unter  seiner  Leitung  so  selbstsländrg  und 
kräftig  in  dem  folgenden  Kampfe  gegen  Gustav  IV.  von  Schweden, 
dass  gerade  eben  dadurch  die  Leiter  |der  wichtigsten  Schwedischeü 
Partheimänner  auf  seine  Person  gelenkt  wurden,  um  nach  der 
Entsetzung  ihres  Königs  Gustav  seinem  Oheim  und  Nadrfoig^ 
Gart  XIIL  in  der  Person  des  provisorischen  Regenten  vonNorwegen' 
d^  geeigneten  Thronerben  und  Nachfolger  vorzuschlagen.  Wie  dies 
ansgef&hrt  worden  und  wie  dieser  PHnz  sobaM  schien  Tod  gefun- 
deB^  ist  oben  bei  Schweden  S.  388  erwähnt.  Es  war  dadurch  aber 
^anch  gleichzeitig  zuerst  der  Gedanke  an  eine  mögliche  politische 
Verbindung  der  beiden  aneinand&riiängenden  Reiche  Scandinavieus^ 
entstanden,  und  mehr  noch  die  Stellung  Norwegens  in  seiner  Ab- 
hängigkeit von  Dänemark  gelockert,  da  dieses  niemals  einen  gesi*> 
cherten  Schutz  zu  gewähren  vermochte ,  wenn  Norwegen  selbst 
durch  Dänische  Schuld  in  Kriegsbedrängnisse  gestürzt  soldie  Hulf^ 
begelnren  musste. 

Grossbritanien  stellte  seinen  Kampf  zur  See  gegen  die  Dänl- 
.sdien  Staaten  nicht  ein,  so  lange  deren  König  der  Rundesgenosse 
des  Kaisers  von  Frankreich  war.  Norwegen  litt  demgemäss  als 
Seestaat  in  den  Jahren  1808—  13  ausserordentlich,  da  die  Ueber- 
legenheit  der  Rritten  zur  See  ihm  nicht  nur  bedeutsame  Verluste 
in  der  Marine  zufügte,  sondern  ihm  fasst  jede  Regsamkeit  im  See- 
yerkehr,  seinem  alleinigen  Handel,  abschnitt  Aber  Schweden  trat 
mit  dem  Jahre  1812  auch  wieder  als  Kämpfer  gegen  Norwegen 
auf,  da  es  nach  den  Friedensverträgen  zu  Oerebro  mit  Grossbrita^ 
nien  und  Russland  (18.  Juli  1812)  an  allen  Röodnissen  gegen  das 
Kaiserthum  Frankreich  und  die  mit  demselben  befreundeten  Mächte 
Tbefl  nahm.  Rei  der  Zusammenkunft  des  Kaisers  Alexander  von 
llossland  mit  dem  Kronprinzen  Carl  Johann  von  Schweden^  war 
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dJe  Erlangung  Norwegens  für  Schweden  durch  dereinstige 

Bülfe  bereits  als  der  Siegespreis  für  Schwedens  kräftige  Mitwirkung 

gegen  Frankreich  bestimmt. 

Die  Entscheidung  des  Kampfes  gegen  Napoleon  im  Jahre  1813 
gab  nach  der  Schlacht  bei  Leipzig  dem  Kronprinzen  Carl  Jobann  ?on 
Schweden   die  Richtung,  mit  seinem  Heere  den  bedungenen  Sieges- 
preis gegen  die  Dänen  sich  sicher  zu  stellen.     Ein  Feldzug  von  we- 
nigen Wochen  reichte  in  dem  Dänischen  Festlande  aus,  den  Friedens- 
vertrag zu  Kiel  am  14.  Januar  1814*)  dem  Könige  Friedrich  VI.  ab- 
zunöthigen.     Nach   dem  Art.  IV.  desselben  tritt  der  König  von  Di- 
nemark  für  sich  und  seine  Nachkommen  auf  immer  das  Königreich 
Norwegen,  mit  Ausnahme  der  dazu  gehörigen  Inseln  Island,  Grön- 
land  und  der  Faröer-Inselgruppe   an  Schweden  ab,    wogegen  sich 
Schweden   im  Art.  V.  verpflichtet,  den  Bewohnern  Norwegens  alle 
Gesetze,    Freiheiten,  Rechte    und  Privilegien,  wie  sie  zur  Zeit  des 
Friedensabschiusses   bestehen,    ungeschmälert  zu  erhalten  und  einen 
Theil   der  gemeinschaftlichen  Dänisch- Norwegischen  Schuld  auf  sich 
zu  nehmen.     Unterdessen  war  seit  dem  21.  Mai  1813  der  Dänische 
Prinz   Christian  Friedrich  **),   der   älteste  .Bruderssohn   des  Königs 
Christian  VII.  und  schon  damals  der  wahrscheinliche  Thronfolger  für 
den  Dänischen  Thron,   als  Statthalter  Norwegens  an  die  Spitze  der 
Verwaltung  dieses  Reiches  getreten.     Nicht  ohne  heimliches  Einver- 
ständniss   mit  der  Dänischen  Regierung  ***)    zögerte  der  Statthalter, 
auf   die  Forderungen   der  abgesandten  Schwedischen  Commissarieo 
einzugehen,  die  Cession  Norwegens  nach  den  Bedingungen  des  Kie- 
ler Friedens  vollziehen  zu  lassen;  er  reiste  nach  dem  Norden,  um  die 
Stimmung   des  Volks   für  sich   zu  gewinnen.      In  Norwegen  brach 
überall  aus  Nationalhass  die  grösste  Missstimmung  aus,  mit  Scfawedes 
vereinigt  zu  werden,  aber  der  Plan  des  Statthalters,  Norwegen  als  ein 
von   der  Dänischen  Regierung  ihm  ijberwiesenes  Gut  mit  Hülfe  des 
Volks  in  seiner  Selbständigkeit  gegen  Schweden  zu  vertheidigen  und 
dann   für  sich  allein  zu  regieren,  missfiel  den  Norwegischen  Patrio- 
ten (Falsen,  Sverdrup)  auf  das  entschiedenste.    „Dänemark  habe  Nor- 
wegen im  Frieden  von  Kiel  aufgegeben,  dies  Band  sei  zerrissen;  er- 
ringe Norwegen  seine  Selbständigkeit,  so  sei  es  in  seinem  Rechte^ 


V  Abgedruckt  in  d.  Französ.  Originale  bei  Martern  Supplim,  » 
RecuHl,  vol.  F.  pag.  666  —  77. 

•V  ^er  nachmalige  König  Christian  VIIL  von  Dänemark  /3.  Jke.  1» 
t  20.  Jan.  1848.) 

***;  Von  Dänischer  Seite  hoffte  man  wohl  noch  auf  eine  günstige  Wen- 
dung des  Kriegsglücks  für  den  FranzösUchen  Kaiser  und  auf  die  daraus  m 
seUfst  hervorgehenden  vorthHlhaften  Folgen  ßr  dasen  Bundesgenoesen, 


491 

4ie  einem  freien  Volke  anpassende  Verfassung  sich  zu  geben  und  den 
damit  übereinstimmenden  Führer  zum  König  sich  zu  wählen.  Die 
wenige  Monate  vorher  gestiftete  Universität  zu  Christiania  (die  ersten 
Immatriculationen  und  Vorlesungen  fanden  im  Juni  1813  statt]  wirkte 
auf  diese  allgemeine  nationale  Erhebung  ausserordentlich  ein,  und 
bildete  bald  den  Mittelpunkt  für  die  solchen  Zwecken  entsprechenden 
nationalen  Bestrebungen.  Der  Statthalter  Christian  Friedrich  hoffte 
auch  noch  aus  solcher  Stimmung  schliesslich  dynastische  Vortheile  zu 
ziehen,  und  für  die  Zukunft  die  Vi^iedervereinigung  Norwegens  mit 
Dänemark  möglich  zu  machen.  Am  16.  Februar  1814  entschied  er 
sich  in  einer  Versammlung  Norwegischer  Volksmänner  zu  Eidsvold» 
interimistisch  als  Regent  des  Reiches  Norwegen  die  Verwaltung 
fortzuführen  und  eine  Volksversammlung  zusammenzuberufen,  um  die 
künftige  Verfassung  zu  bestimmen.  Er  erliess  darüber  aus  Christia- 
nia am  19.  Februar  1814  einen  offenen  Brief*),  indem  er  die  Ver- 
sammlung aufgeklärter  von  der  Nation  gewählter  Männer  für  den 
10.  April  nach  Eidsvold  im  Amte  Aggershuus  einberief,  «um  eine 
Begierungsverfassung  anzunehmen,  die  vollkommen  und  für  immer 
die  Freiheit  des  Volkes  und  das  Wohl  des  Staates  sichern  kann.* 
Zu  den*  Abgeordneten  sollte  jedes  Amt  3,  jede  der  kleineren  Städte  1, 
die  Stiflsstädte  Christiania,  Christianssand  und  Drontheim  je  2  und  die 
Stadt  Bergen  als  die  am  stärksten  bevölkerte  4  Mitglieder  senden. 
Jedes  der  8  Infanterie  -  Regimenter,  das  Scharfschützencorps,  die  Fuss- 
jäger,  die  beiden  Dragoner  -  Regimenter  sollten  durch  je  2  Abgeord- 
nete vertreten  werden,  die  reitenden  Jäger  und  das  Ingenieurcorps 
durch  je  1 ,  die  Marine  dagegen  durch  4  Abgeordnete.  ^  Auf  dem 
Lande,  bei  den  Truppen  und  in  den  grossen  Städten  sollten  zuerst 
Wähler  gewählt  werden  und  durch  diese  die  Wahl  der.  Abgeordne- 
ten erfolgen:  in  den  kleinen  Städten,  die  nur  einen  Abgeordneten  zu 
senden  hatten,  wurde  die  directe  Wahl  angeordnet.  Das  Alter  des  Wahl- 
manns wie  des  Abgeordneten  wurde  auf  das  vollendete  25te  Lebens- 
jahr festgestellt:  Wähler  wie  Abgeordnete  mussten  gebome  Norwe- 
ger sein. 

Am  10.  April  1814  wurde  die  constituirende  Nationalversamm- 
lung von  112  Mitgliedern  zu  Eidsvold  eröffnet.  Unter  denselben 
waren  33  von  dem  Landheere  (16  Offiziere  und  13  Unteroffiziere  und 
Soldaten)  und  der  Flotte  (2  Offiziere  und  2  Seesoldaten) ,  28  Civil- 
Yerwaltungsbeamte  (die  meisten  Juristen  =  22) ,    14  Geistliche,   12 


V  Abgedruckt  in  Deutscher  Spräche  bei  Brömel  a.  a.  0.  5*  151.    Mü 
demselben  erschien  gleichzeitig  eine  Proclamation  an  das  Volk,  ebendaselbst 


S.^  152-54. 


Schubert,  Verfusimgsurkimden.  SL  Bd.  26 


402 

Kaufleute,  23  Bauern  und  4  Bergwerks-  und  Gutsbesitzer.  Am 
12.  April  wurde  ein  Yerfassungsausschuss  aus  15  Mitgliedern  gewählt 
(Sverdrup,  Falsen,  Diriks),  und  schon  am  16.  April  begannen  die  Ver- 
handlungen über  die  Grundzüge  der  Verfassung*).  Die  Verhand- 
lungen dauerten  bis  zum  16.  Mai,  indem  über  die  einzelnen  %%.  der 
Verfassung  abgestimmt  wurde.  Die  $$.,  welche  absichtlich  gegen  eine 
Vereinigung  mit  Schweden  oder  gegen  den  Schwedischen  Kronprin- 
zen wegen  des  früher  von  ihm  bekannten  katholischen  Glaubensbe* 
kenntnisses  gerichtet  waren,  fanden  die  stärkste  Opposition:  dieVer- 
theilung  der  Storthings  in  zwei  Kammern  ging  nur  mit  einer  Majo- 
rität von  2  Stimmen  durch.  Am  17.  Mai  erfolgte  die  Wahl  des 
Prinzen  Christian  Friedrich  einstimmig  zum  Köm'ge Norwegens **), 
und  damit  war  das  Werk  der  constituirenden  Nationalversammlung 
beendet,  welche  in  der  Wahladresse  an  den  König  von  ihrem  Werke^ 
dem  eben  vollendeten  und  angenommenen  Grundgesetze,  also  urtheilte: 
„wir  haben  ein  Grundgesetz  für  das  Königreich  Norwegen  verfosst« 
wie  wir  nach  bestem  Erachten  solches  für  das  Reich  am  dienlichsteo 
befunden  haben.  Wir  haben  zu  dem  Ende  gesucht»  die  souveraine 
Macht  so  zu  vertheilen,  dass  die  Gesetzgebung  in  die  Hand  des  Volks, 
und  die  ausübende  Macht  in  die  des  Königs  medergelegt  ist^  Chri- 
stian Friedrich  nahm  am  19.  Mai  die  Krone  an,  und  legte  mit  der 
gesammten  Nationalversammlung  den  feierlichen  Eid  auf  die  treue 
Beobachtung  der  Constitution  ab.  Aber  die  Regierung  des  jungen  Königs 
dauerte  nur  kurze  Zeit.  Es  erschienen  im  Juni  1814  zu  Christiania  Ab- 
geordnete der  vier  Grossmächte,  welche  den  Pariser  Frieden  eben 
abgeschlossen  hatten,  mit  der  bestimmten  Forderung,  der  von  diesen 
Mächten  garantirten  Vereinigung  Schwedens  und  Norwegens  sich 
nicht  ferner  zu  widersetzen.  Einer  so  grossen  Uebermacht  glaubte 
König  Christian  Friedrich,  dem  überdies  die  Eigenschaften  eines 
entschlossenen  und  erfahrenen  Feldherm  völlig  abgingen,  sich  nicht 
entgegen  stellen  zu  können.  Er  erklärte  am  18.  Juli  1814  gegen  dte 
Abgeordneten  der  Grossmächte  seine  Bereitwilligkeit,  die  Krone  in 
die  Hände  der  Repräsentanten  des  Norwegischen  Volks  niederl^oi 
und  seinen  Einfluss  anwenden  zu  wollen,  um  das  Volk  zu  bewegen 
einer  Vereinigung  mit  Schweden  sich  zu  fügen,  ,wenn  dieser  Staat 
unter  Garantie  der  vier  Mächte,  deren  Abgesandte  jetzt  ia 
Christiania  wären,  gelobe  dem  Königreiche  Norwegen  eine  eigene 


V  Vgl.  Brömel  a.  a.  0.  S.  177-84;   die  volUiändige  Verfassung  w» 
17.  Mai  befindet  sich  bH  Pölitx  Europ.  Verf.  III,  S.  Ö2-100. 

•V  JDie  Adresse  der  Nat.-  Vers,  über  du  Wahl  befindH  sich  bei  Bri- 
mel  S.  216—17. 
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freie  Verfasscmg  einzaräumen.*  Die  Schwedische  Regierung  ging 
darauf  nicht  ein,  und  der  Kampf  brach  zwischen  Schweden  und 
Norwegen  sofort  zu  Land  und  zur  See  aus,  wobei  derVortheil  durch 
das  unentschiedene  Benehmen  des  Königs  Christian  Friedrich  in  we- 
nigen Tagen  sich  überall  auf  Schwedischer  Seite  zeigte.  Es  kam  am 
14.  August  zum  Waffenstillstände  zu  Moss,  mit  welchem  eine  Gonven- 
tion  zwischen  Christian  Friedrich  und  König  Carl  XIII.  verbunden 
wurde.  *).  Nach  derselben  sollte  Christian  Friedrich  sobald  als  mög- 
lich und  spätestens  in  den  ersten  Tagen  des  Octobers  eine  Reichs- 
Yersammlung  nach  Christiania  zusammenberufen,  mit  welcher  der  Kö- 
nig von  Schweden  unmittelbar  durch  einen  oder  mehrere  Kommissa- 
rien verhandeln  würde.  Der  König  von  Schweden  verspricht  die  Verfassung 
von  Eidsvold  anzunehmen,  und  nur  solche  Veränderungen  in  derselben 
vorzuschlagen,  welche  die  Vereinigung  beider  Reiche  nothwendig  macht. 
Das**)  ausserordentliche  Storthing,  welches  verfassungsmässig 
nach  S.  69  der  Constitution  einberufen  werden  konnte,  80  Mitglieder 
stark,  wurde  am  4.  October  eröffnet.  Es  waren  auf  demselben  über 
50  Beamte,  aber  kaum  20,  die  auf  dem  Reichstage  zu  Eidsvold  ge- 
wesen waren.  Die*Stimmupg  der  Mitglieder  war  versöhnlich,  und 
vc/h  Seite  der  Schwedischen  Commissarien  (welche  7  an  der  Zahl  am 
5.  October  nach  Christiania  gekommen  waren)  wie  der  Norwegischen 
Abgeordneten  wünschte  man  ernstlich  eine  baldige  und  würdige  Aus- 
gleichung dieser  National-Angelegenheit.  Den  10.  October  gab  Chri- 
stian Friedrich  seine  Resignationsacte  als  König  von  9irw«gen  für 
sich  und  seine  Nachkommen.  Am  12.  October  wurde  zwar  das 
Laffthing  aus  20  Mitgliedern  gewählt  und  vom  Odelsthing  gesondert, 
aDer  man  beschloss  für  diesen  politischen  Act  das  Storthing  stets 
gesammt  berathen  zu  lassen.  Am  20.  October  hatte  das  gesammte 
Storthing  mit  75  Stimmen  gegen  5  sich  über  die  Vereinigung  Nor- 
wegen's  als  eines  selbständigen  Reichs  mit  Schweden  geeinigt,  und 
vom  24.  October  begannen  die  Berathungen  über  die  zu  verändern- 
den Punkte,  welche  jedoch  lediglich  nur  auf  die  Umgestaltung  des 
Princips  eines  besonderen  Königs  für  Norwegen  ausgehen  sollten.  Am 
4.  November  hatte  das  Storthing  seine  Arbeit  in  Bezug  auf  das  Grund- 
gesetz vollendet  und  die  nur  in  der  angegebenen  Beziehung  verän- 
derte Verfassung  angenommen:  an  demselben  Tage  wurde  König 
Carl  XIII.  als  constitutioneller  König  Norwegens  prociamirt,  und  seinen 


V  Äbgedr,  in  Französischer  SprcLche  hei  Märten s  Suppliment  au  Ae* 
ceuih  Vol.  VI  pag.  62-63. 

*V  £s  ist  wohl  richtiger  das  Storthing,  Lagthing  u.  s.w.  xu  sagen,  als 
Steffens  es  stets  im  männlichen  Geschlecht  gebraucht,  da  ding  und  thing  =z  Ge* 
richte  Versammlung  immer  sächlichen  Geschlechtes  vorkommt. 
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einigen  können»  von  einem  ?on  den  Repräsentanten  beider  Reidie  eranmitai 
Comite,  mit  den  im  vorhergenjen  Artikel  angeführten  Bestimmungen. 

Sobald  der  König  das  durch  das  Gesetz  festgesetite  Alier  erreicht  hat, 
erklärt  er  sich  öffentlich  für  mündig. 

Art  9.  Sobald  der  König  als  mündig  die  Regierung  antritt  •  legt  er 
dem  Storthinge  folgenden  Eid  ab :  „Ich  gelobe  und  schwöre:  das  Königreidi 
Norwegen  in  Uebereinstimmung  mit  dessen  Constitutionen  und  Gesetzen  re> 
gieren  zu  wollen ;  so  wahr  Gott  und  sein  heiliges  Wort  mir  helfe  !** 

Ist  kein  Storthing  zu,  der  Zeit  versammelt,  so  wird  der  Eid  schiiftlicfa 
im  Staatsrathe  niedergelegt,  und  feierlich  vom  Könige  im  ersten  Storthinge 
entweder  mündlich  oder  schriftlich  von  demjenigen ,  dem  eV  Auftrag  dam  e^  ^ 
theilt,  wiederholt«  * 

Art  10.  Die  Krönung  und  Salbung  des  Königs  geschieht,  nadidem  der 
selbe  mündig  geworden  ist ,  in  der  Domkirche  in  Drontheim  zu  der  Zeit  und 
mit  den  Geremonien,  die  er  selbst  bestimmt 

Art  11.  Wenn  nicht  wichtige  Verhinderungen  eintreffen,  hält  der  Kö- 
Qig  sich  jedes  Jahr  einige  Zeit  in  Norwegen  auf. 

Art  12.  Der  König  wählt  selbst  einen  Rath  Norwegischer  BQrger,  die 
wenigstens  dO  Jahre  alt  sein  müssen.  Dieser  Rath  soll  wenigstens  ans  emcn 
Staatsminister  und  7  anderen  Mitgliedern  bestehen. 

Ebenso  kann  der  König  einen  Vicekönig  oder  einen  Statthalter  er 
nennen. 

Der  König  vertheilt  die  Geschäfte  unter  die  Mitglieder  des  StaatsralhSk 
so  wie  er  solches  für  dienlich  erachtet 

Um  Sitz  im  Staatsrathe  zu  nehmen,  kann  der  König  oder  in  seiner  Ab- 
wesenheit der  Vicekönig  (oder  der  Statthalter  in  Vereinigung  mit  den  Staats- 
räthen)  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten ,  ausser  den  gewöhnlidien  Mit- 
gliedern des  Staatsrathes  andere  Norwegische  Bürger  berufen,  jedoch  keine 
Mitglieder  des  Storthings. 

Vater  und  Sohn,  oder  zwei  Brüder  dürfen  nicht  zu  derselben  Zeit  Sits 
im  Staatsrathe  haben. 

Art  13.  Während  der  Abwesenheit  des  Königs  überträgt  er  in  den 
Fällen,  die  er  selbst  vorschreibt  die  innere  Verwaltung  des  Reichs  dem  Vice- 
könige  oder  dem  Statthalter,  nebst  wenigstens  5  Mitgliedern  des  Staatsrathes. 
Diese  sollen  die  Regierung  in  seinem  Namen  und  Auftrage  führen.  Sie  solka 
unverbrüchlich  sowohl  die  Bestimmungen  dieses  Grundgesetzes»  als  auch  die 
damit  übereinstimmenden  Vorschriften ,  die  der  König  in  der  besondem  In- 
struction ihnen  erlbeilt,  beobachten.  Ueber  die  Sachen,  welche  sie  so  ent- 
scheiden ,  haben  sie  dem  Könige  unterthänigen  Bericht  einzusenden. 

Die  Geschäfte  werden  durch- Stimmenabgebung  abgemacht,  und  falb 
die  Stimmen  gleich  sind ,  hat  der  Vicekönig  oder  der  Statthalter  oder  in  de- 
ren Abwesenheit  das  erste  Mitglied  des  Staatsraths  zwei  Stimmen. 

Art  14.  Vicekönig  kann  nur  der  Kronprinz  oder  dessen  ältester  Sobn 
sein,  aber  nicht  bevor  sie  das  für  den  König  bestimmte  Volljährigkeitsalter  e^ 
reicht  haben.  Zum  Statthalter  wird  entweder  ein  Norweger  oder  ein  Schwede 
ernannt. 

Der  Vicekönig  soll  innerhalb  des  Reichs  wohnen  und  darf  sich  nicht 
länger  als  drei  Monate  jäbriich  ausserhalb  desselben  aufhalten. 

Wenn  der  König  anwesend  ist,  hört'  die  Verwaltung  des  Vicekönigs  mL 
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Ist  kein  Vicekönig,  sondern  ein  Statthalter,  so  hört  auch  dessen  Verwaltang 
auf,  da  er  in  solchem  Falle  nur  der  erste  Staatsrath  ist. 

Art.  15.  Bei  dem  Könige  verbleiben  stets  während  seines  Aufenthalts 
in  Schweden  der  Norwegische  Staatsminister  und  zwei  Mitglieder  des  Staats- 
ratbes,  welche  letztere  jährlich  abwechseln. 

Sie  haben  dieselben  Pflichten  und  dieselbe  constitutionelle  Verantwort- 
lichkeit, wie  die  in  Norwegen  t)efindliche  (im  Art  13  genannte)  Regierung, 
und  nur  in  ihrem  Beisein  sollen  die  Norwegischen  Angelegenheiten  vom  Kö- 
nige abgemacht  werden. 

Alle  Ansuchen  Norwegischer  Bürger  an  den  König  sollen  zuerst  an  die 
Norwegische  Regierung  eingeliefert  und  mit  dem  Gutachten  derselben  versehen 
werden.  Im  Allgemeinen  dürfen  keine  Norwegischen  Sachen  entschieden  wer- 
den, ohne  dass  das  Gutachten  der  in  Norwegen  befindlichen  Regierung  ein- 
geholt worden,  es  sei  denn ,  dass  wichtige  Hindemisse  einträfen. 

Der  Norwegische  Staatsminister  trägt  die  Sachen  vor,  und  wird  verant- 
wortlich n^r  die  Uebereinstimmung  der  Eipeditionen  mit  den  gefassten  Be- 
schlüssen. 

Art.  16.  Der  König  ordnet  allen  öffentlichen  Kirchen-  und  Gottesdienst 
an,  alle  Zusammenkünfte  und  Versammlungen  in  Religionssachen  und  trägt 
Sorge  dafür,  dass  die  öffentlichen  Lehrer  der  Religion  den  ihnen  vorgeschrie- 
benen Normen  folgen. 

Art.  17.  Der  König  kann  Verordnungen,  welche  Handel,  Zoll,  Nah- 
mngszweige  und  Polizei  betreffen,  geben  und  aufheben ;  doch  dürfen  dieselben 
nicht  gegen  die  Constitution,  und  die  (so  wie  die  folgenden  Art.  77 ,  78  und 
70  es  bestimmen)  vom  Storthinge  erlassenen  Gesetze;  streiten.  Sie  gelten  pro- 
Tisorisch  bis  zum  nächsten  Storthinge. 

Art.  18.  Der  König  lässl  im  Allgemeinen  die  Steuern  und  Abgaben, 
die  das  Storthing  bestimmt,  erheben.  Die  Norwegische  Staatskasse  verbleibt 
in  Norwegen,  und  deren  Einkünfte  werden  allein  zu  dem  Nutzen  Norwegens 
angewandL 

Art.  19.  Der  König  wacht  darüber,  dass  die  Besitzungen  des  Staates 
und  die  Regalien  nach  der  vom  Storthinge  bestimmten  und  für  das  gemeine 
Wesen  nützlichsten  Weise  angewandt  und  verwaltet  werden. 

Art.  20.  Der  König  hat  das  Recht ,  im  Staatsrathe  Verbrecher  zu  be- 
gnadigen, nachdem  das  höchste  Gericht  sein  Urtheil  gefällt  und  dessen  Gut- 
achten eingeholt  worden  ist.  Der  Verbrecher  hat  die  Wahl,  ob  er  die  Gnade 
des  Königs  annehmen  oder  sich  der  ihm  zuerkannten  Strafe  unterwerfen  will. 
In  den  Sachen,  welche  vom  Odelsthinge  vor  das  Reichsgericht  gebracht 
werden ,  kann  keine  andere  Begnadigung ,  als  £rlassung  zuerkannter  Todes- 
strafe statt  finden. 

Art.  21.  Der  König  wählt  und  ernennt,  nachdem  er  seinen  Norwegi- 
schen Staatsrath  gehört  hat],  alle  Civil-,  geistliche  und  militärische  Beamten. 
Diese  schwören  der  Constitution  und  dem  Könige  Treue  und  Gehorsam. 

Die  Königlichen  Prinzen  dürfen  kein^  Civil -Aemter  bekleiden;  doch 
kann  zom  Yicekönige  der  Kronprinz  oder  der  älteste  Sohn  desselben  ernannt 
werden. 

Art  22.  Der  Statthalter  des  Reichs,  der  Staatsminister  und  die  übrigen 
Mitglieder  des  Staatsrathes ,  nebst  den  Beamten ,  die  in  deren  Büreau's  ange- 
steUt  sind,  Gesandte  und  Consuln,  Civil-  und  geistliche  Oberobrigkeitspersonen, 
Chefs  der  Regimenter  und  anderer  Militär-Corps,  Festungscommandanten  and 
Hochstcommandirende  auf  Kriegsschiffen  können  ohne  vorherg^angenes  Cr- 
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theil  Tom  Könige  entlassen  werden,  nachdem  er  das  Gntachten  des  StaatsiiAi 
darüber  gehört  hat.  Ob  den  so  verabschiedeten  Beamten  eine  Pension  ni  be- 
willigen ist»  wird  vom  nächsten  Storthinge  entschieden.  Bis  dahin  erhalten  se 
zwei  Drittel  ihrer  zuvor  erhaltenen  Besoldung. 

Andere  Beamte  können  vom  Könige  nur  suspendirt  und  müssen  dann 
sogleich  vor  Gericht  gestellt  werden ;  aber  sie  dürfen  nur  larafl  eines  Ucthefls 
abgesetzt,  auch  nicht  gegen  ihren  Willen  versetzt  werden. 

Art  23.  Der  König  kann  zur  Belohnung  ausgezeichneter  Verdienste, 
die  öffentlich  bekannt  gemacht  werden  müssen,  Orden  ertheilen,  an  wen  er 
für  gut  findet,  aber  keinen  andern  Rang  und  Titel,  als  den,  weldier  mit  je- 
dem Amte  verknüpft  ist  Der  Orden  entbindet  Niemanden  von  den  geoein- 
schafUichen  Pflichten  und  Lasten  der  Staatsbürger  und  giebt  keinen  besonde- 
ren Anspruch  auf  Staatsämter.  Beamte,  die  in  Gnade  entlassen  werden,  be- 
halten den  Titel  und  Rang  der  von  ihnen  bekleideten  Aemter. 

Keine  persönliche  oder  gemischte  erbliche  Vorrechte  dürfen  irgend  Je- 
mandem in  Zukunft  eingeräumt  werden. 

Art  24.  Der  König  ^»ählt  und  verabschiedet  nach  eignem  Gatbefindee 
seinen  Hofstaat  und  seine  HoTbedienten. 

Art  25.  Der  König  hat  den  höchsten  Befehl  Ober  die  Land-  und  Se^ 
macht  des  Reichs.  Dieselbe  darf  ohne  Einwilligung  des  Storthings  weder  ver- 
mehrt noclv  vermindert  werden.  Sie  darf  nicht  in  die  Dienste  fkvmder  Machte 
überlassen,  und  keine  Kriegsleute  fremder  Mächte,  es  sei  denn  als  Hmfitrop- 
pen  gegen  einen  feindlichen  Angriff,  dürfen  ohne  Einwilligung  des  Storthings 
ins  Reich  gezogen  werden. 

In  Friedenszeiten  dürfen  keine  andere  als  Norwegische  Truppen  in  N<k^ 
wegen  stationirt  sein,  und  keine  Norwegische  Truppen  in  Schweden.  Doch 
kann  der  König  eine  aus  Freiwilligen  bestehende  Norwegische  Garde  ;in  Schwe 
den  haben,  und  kann  für  eine  kurze  Zeit ,  höchstens  6  Wochen  des  Jahres, 
die  nächsten  Truppen  der  Kriegsmacht  beider  Reiche  innerhalb  der  Granzen 
des  einen  oder  des  andern  Reiches  zu  Waffenübungen  zusanunenziehen ;  aber 
in  keinem  Falle  dürfen  in  Friedenszeiten  mehr  als  3000  Mann  von  der  Kriegi- 
macht  des  einen  Reichs  in  das  andere  gezogen  werden. 

Zu  Angriffskriegen  dürfen  die  Truppen  und  die  Ruderflotille  Norwegens 
nicht  ohne  Einwilligung  des  Storthings  angewandt  werden. 

Die  Norwegische  Flotte  soll  ihre  Werfte  und  in  Friedenszeiten  ihre  Sta- 
tionen oder  Häfen  in  Norwegen  haben. 

Die  Kriegsfahrzeuge  des  einen  Reichs  dürfen  nicht  mit  Seeleuten  des 
andern  bemannt  werden,  es  sei  denn,  dass  solche  sich  freiwillig  werben  liessca. 

Die  Landwehr  und  übrigen  Norwegischen  Truppen,  die  nicht  zu  den 
Linientruppen  gezählt  werden  können ,  dürfen  niemals  ausserhalb  der  Giimea 
Norwegens  gebraucht  werden.  r 

Art.  26.  Der  König  bat  das  Recht,  Truppen  zusammen  zu  ziehen,  Kricf 
anzufangen  und  Frieden  zu  schliessen ,  Bündnisse  einzugehen  und  aufza]l^ 
ben,  Gesandte  zu  senden  und  anzunehmen. 

Wenn  der  König  Krieg  anfangen  will,  so  soll  er  der  Regierung  in  Nor- 
wegen seine  Ansichten  mittbeilen  und  ihr  Gutachten  darüber  nebst  genauen 
Bericht  über  den  Zustand  des  Reichs,  mit  Rücksicht  auf  dessen  Finanzen  und 
Vertheidigungsmittel  und  dergleichen,  begehren.  Ist  dieses  geschehen,  so  be 
ruft  der  König  den  Norwegischen  Staatsminister  und  die  Norwegische  Stufs- 
räthe  zugleich  mit  den  Schwedischen  zu  einem  ausserordentlichen  Staatsralbe, 
und  legt  die  Gründe  und  Verhältnisse»  welche  in  diesem  Falle  erwogen  wt^ 


409 

den  mttssen,  vor,  wobei  zugleich  die  Erklärong  der  Norwegischen  Regierung 
Über  den  Zustand  dieses  Reichs,  so  wie  ein  ähnlicher  Bericht  über  den  Schwe- 
dens vorzulegen  ist.  lieber  diese  Gegenstände  verlangt  der  König  ihr  Gut- 
achten, welches  sie,  jeder  fUr  sich,  protocolliren  lassen  sollen,  unter  der  Ver- 
antwortung, welche  das  Grundgesetz  festsetzt,  und  dann  hat  der  König  das 
Recht,  den  Entschluss  zu  fassen  und  auszuführen,  welchen  er  für  den  Staat  am 
▼ortheilhaAesten  erachtet  / 

Art.  27.  Alle  Staatsräthe  sollen,  wenn  sie  nicht  gültige  Verhinderung 
haben,  im  Staatsräthe  anwesend  sein,  und  kein  Beschluss  darf  gefasst  werden, 
wenn  nicht  die  Hälfte  der  Mitglieder  zugegen  ist.  In  den  Norwegischen  An- 
gelegenheiten, welche  (zufolge  Art.  15)  in  Schweden  abgemacht  werden  sollen, 
darf  kein  Beschluss  genommen  werden,  ohne  dass  entweder  der  Norwegische 
Staatsminister  und  ein  Norwegischer  Slaatsrath,  oder  beide  Norwegische  Staats- 
räthe zugegen  sind. 

Art.  28.  Anträge  über  Besetzung  von  Aemtem  und  andere  Sachen  von 
Wichtigkeit  (diplomatische  und  eigentliche  militärische  Commandosachen)  sol- 
len im  Staatsräthe  von  dem  Mitgliede,  zu  dessen  Fach  solche  gehören,  vorge- 
tragen, und  die  Sachen  von. demselben  übereinstimmend  mit  dem  im  Staats* 
rathe  gefassten  Beschlüsse  expedirt  werden. 

Art.  29.  Verbietet  güllige  Verhinderung  irgend  einem  Staatsräthe  zu 
erscheinen  und  die  Sachen,  welche  zu  seinem  Fache  gehören,  vorzutragen,  so 
sollen  diese  von  einem  andern  Staatsräthe,  welchen  der  König,  wenn  derselbe 
zugegen  ist,  oder  wenn  dieses  nicht  der  Fall  ist,  derjenige,  der  im  Staatsräthe 
den  Vorsitz  führt,  in  Vereinigung  mit  den  andern  Staatsräthen  dazu  ernennt, 
vorgetragen  werden. 

Sind  durch  gültige  Gründe  so  viele  verhindert  zu  erscheinen,  dass  nur 
die  HälAc  der  bestimmten  Anzahl  der  Mitglieder  zugegen  ist,  so  sollen  andere 
Beamte,  auf  gleiche  Weise  interimistisch  dazu  gewählt,  Sitz  im  Staatsräthe 
nehmen,  in  welchem  Falle  unverzüglich  ein  Bericht  darüber  an  den  König  ein- 
zusenden ist,  welcher  dann  entscheidet,  ob  dieselben  ihre  Function  fortsetzen  sollen. 

Art.  30.  Im  Staatsräthe  wird  ein  Protocoll  geführt  über  alle  Angele- 
genheiten, welche  daselbst  verhandelt  werden.  Ein  jeder,  der  Sitz  im  Staats- 
räthe hat,  ist  verpflichtet  mit  Freimüthigkeit  seine  Meinung  zu  äussern,  welche 
der  König  verbunden  ist  zu  hören.  Aber  es  ist  ihm  vorbehaken,  Beschlüsse 
nach  seinem  eignen  Erachten  zu  fassen.  Findet  irgend  ein  Mitglied  des  Staats- 
ralhs,  dass  der  Beschluss  des  Königs  gegen  die  Staatsform  oder  die  Gesetze 
des  Reichs  verstösst,  oder  sichtbar  für  das  Reich  schädlich  ist,  so  ist  es  seine 
Pflicht,  kräftige  Vorstellungen  dagegen  zu  machen,  und  seine  Meinung  ins 
Protocoll  einzutragen.  Wer  nicht  auf  diese  Weise  protestirt  hat,  wird  angese- 
hen, als  sei  er  mit  dem  Könige  einig  gewesen,  und  ist  verantwortlich  dafür,  so 
wie  solches  später  bestimmt  ist,  und  kann  von  dem  Odelsthinge  in  Anklage- 
stand versetzt  und  vor  das  Reichsgericht  geladen  werden. 

Art.  31.  Alle  vom  Könige  selbst  ausgefertigten  Befehle  (militärische  Com- 
mandosachen ausgenommen)  müssen  von  dem  Norwegischen  Staatsminister 
contrasignirt  werden. 

Art  32.  Die  Beschlüsse,  die  von  der  Regierung  in  Norwegen  während 
der  Abwesenheit  des  Königs  gefasst  werden ,  werden  im  Namen  des  Königs 
ausgefertigt,  und  von  dem  Vicekönige  oder  Statthalter  und  von  dem  Staats- 
räthe unterzeichnet,  und  zugleich  von  demjenigen,  welcher  die  Sache  vorträgt, 
contrasignirt,  da  derselbe  verantwortlich  ist  für  die  Uebereinstimmung  der  Ex- 
pedition mit  dem  Protocolle,  in  welches  die  Resolution  eingetragen  ist 
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Art.  33. '  Sowohl  allfe  Vorsielloageii  ttbtr  NomegMie  Sach^  ak  ««Mb 
die  dadorch  veranlassten  ResolulioMB  werden  in  Norwegiscber  gpraidie  ab- 
gefassU 

Art.  34.  Der  nächste  Thronerbe,  wenn  er  der  Sohn  des  regiereiidc« 
Königs  ist,  führt  den  Titel  Kronprinz.  Die  übrigen,  welche  Erbrecbi  aof  die 
Krone  hahen,  werden  Prinzen  genannt,  und  die  KönigUche&  Töchter  Prin- 
zessinnen. 

Art.  35.  Sobald  der  Thronerbe  sein  I8tes  Jahr  zurückgelegt  hat,  ist  er 
berechtigt  Sitz  im  Staatsrathe  zu  nehmen,  doch  ohne  Summa  oder  Verant- 
wortung. 

Art.  36.  Kein  Prinz  von  Geblüt  darf  sich  ohne  £rlanbnisi  des  Konip 
▼erm'ählen.  Handelt  er  dagegen,  so  hat  er  sein  Recht  auf  die  Krone  Norwe- 
gens verwirkt. 

Art.  37.  Die  Königlichen  Prinzen  und  Prinzessinnen  sollen  lUr  ihre  Per 
sonen  Niemandem,  als  dem  Könige,  oder  wen  er  zum  Richter  über  dieselben 
setzt»  verantwortlich  sein. 

Art.  38.  Sowohl  der  Norwegische  Staatsminister,  als  auch  die  zwei  Nor 
wegischen  Staatsrathe,  die  bei  dem  Könige  sind,  haben  Sitz  und  Stimme  in 
dem  Schwedischen  Staatsrathe.  wenn  Gegenstände,  die  beide  Reiche  angeben, 
verhandelt  werden. 

In  solchen  Sachen  muss  zugleich  4fiT  Regierung  in  Norwegen  ihr  Gut- 
achten abgefordert  werden,  es  sei  denn,  dass  die  Sachen  eine  so  sehnte  Kat- 
Scheidung  fordern,  dass  Zeit  dazu  fehlt 

Art  39.  Ist  beim  Absterben  des  Königs  der  Thronfolger  noch  unmün- 
dig, so  soll  der  Norwegische  und  Schwedische  Staatsrath  sogleich  zusammen- 
treten, um  in  Gemeinschaft  die  nöthigen  Schritte  zur  Zusammenberufimg  des 
Storthings  in  Norwegen  und  des  Reichstages  in  Schweden  zu  tbun. 

Art.  40.  Bis  die  Repräsentanten  beider  Reiche  versammelt  sind  und  die 
Regierung  während  der  Minderjährigkeit  des  Königs  angeordnet  haben,  steht 
ein  Staatsrath,  der  aus  einer  gleichen  Anzahl  Norwegischer  und  Schwedischer 
Mitglieder  zusammengesetzt  ist,  an  der  Spitze  der  Reiche  unter  Beobachtung 
der  beiderseitigen  Grundgesetze  derselben. 

Der  Norwegische  und  der  Schwedische  Staatsminister,  die  Sitz  im  erwähn- 
ten zusammengesetzten  Rathe  haben,  lassen  das  Loos  entscheiden,  welcher  too 
ihnen  den  Vorsjlz  führen  soll. 

Art.  41.  Die  in  den  vorhergehenden  Art  39  und  40  festgesetzten  Be- 
stimmungen sollen  auch  befolgt  werden,  so  oft  es  in  Folge  der  Regierungsfooi 
Schwedens  dem  Schwedischen  Staatsrathe ,  in  der  Eigenschaft  als  Staatsrate 
zukommt,  die  Regierung  zu  führen. 

Art.  42.  Was  die  näheren  Bestimmungen  betrifft,  welche  in  den  Arti- 
kel 39,  40  und  41  angeführten  Fällen  noth wendig  sind,  schlägt  der  Konig  den 
nächsten  Slorlhinge  in  Norwegen,  und  dem  nächsten  Reichstage  in  Schwedm 
ein  Gesetz  vor,  das  auf  den  Grundsatz  vollkommener  Gleichheit  beider  Reiche 
gebaut  ist 

Art.  43.  Die  Wahl  der  Vormünder,  die  während  der  Mindeijährigkdl 
des  Königs  der  Regierung  vorstehen  sollen,  soll  nach  denselben  Regeln,  and 
auf  dieselbe  Weise,  wie  zuvor  Art  7.  rücksichtlich  der  Wahl  des  Thronfoigen 
vorgeschrieben  ist,  vorgenommen  werden. 

Art  44.  Was  diejenigen  anbelangt,  welche  in  den  Artikel  40  und  41 
angeführten  Fällen  der  Regierung  vorstehen  sollen,  so^soUen  die  Norwegiscbea 
dem  Norwegischen  Storthinge   folgenden  Eid   ablegen:    »»kh   gelobe  aad 
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schwöre  der  Regierung  in  Ueberdastiinnrang  mit  der  Conttitution  und  den 
Gesetzen  vorstehen  zu  wollen  —  so  wahr  Gott  und  sein  heiliges  Wort  mir 
helfe!" 

Die  Sdiwedischen  legen  den  Eid  den  Ständen  des  Reiches  Schweden  ab. 

Ist  kein  Storlhing  oder  Reichstag  tu  der  Zeit  versammelt,  so  wird  der 
Eid  schriftlich  im  Staatsrathe  niedergelegt,  und  später  auf  dem  nächsten 
Storthinge  oder  Reichstage  wiederholt 

Art  45.  Sobald  ihre  Staatsverwaltung  aufhört,  haben  sie  dem  Könige 
und  dem  Storthinge  Rechensdiaft  darüber  abzulegen. 

Art  46.  Versäumen  diejenigen,  denen  solches  obliegt  in  Uebereinstim- 
mung  mit  Art  99  und  41,  das  Storthing  sogleich  zusammen  zu  berufen,  so  hat 
das  höchste  Gericht,  sobald  4  Wochen  verflossen  sind,  die  unbedingte  Pflicht, 
diese  Zusammenberufung  zu  veranstalten. 

Art  41.  Die  Art  und  Weise,  wie  die  Erziehung  des  unmündigen  Kö- 
nigs besorgt  werden  sdl ,  wird ,  wenn  sein  Vater  keine  schrifllicbe  Verfü- 
gung darüber  hinterlassen  hat,  nach  dem,  was  Art  7  und  43  deshalb  vor- 
sclN^bt  bestimmt 

Eine  unabweichbare  Regel  nuss  es  sein,  dass  dem  minderjährigen  Kö* 
nige  hinlänglicher  Unterricht  in  der  Norwegischen  Sprache  ertheilt  wird. 

Art  48.  Ist  der  männliche  königliche  Stamm  ausgestorben  und  kein 
Thronfolger  erwählt,  so  soll  nafch  der  Im  Art.  7  vorgeschriebenen  Weise  eine 
neue  Dynastie  gewählt  werden.  Indessen  wird  mil  Rücksicht  auf  die  ausübende 
Macht  beobachtet,  was  Art.  43  vorschreibt. 

C»  Von  dem  Bürgerrecht  and  der  se«etzifebenden 

IHLaeht« 

Art  49.  Das  Volk  übt  die  gesetzgebende  Macht  vermittelst  des  Stör* 
thinges  aus,  welches  aus  2  Abtheilungen,  einem  Lagtbinge  und  einem  Odelsthinge 
besteht 

Art  dO.  Stimmberechtigt  sind  nur  die  Norwegischen  Bürger ,  die  il\r 
25sles  Jahr  zurückgelegt  haben,  5  Jahre  im  Lande  wohnhaft  gewesen  sind,  sich 
daselbst  aufhalten,  und  entweder 

a)  Beamte  sind  oder  gewesen  sind; 

b)  auf  dem  Lande  eiii  katastrirtes  Grundeigenlhum  besitzen,  oder 
auf  längere  Zeit  als  5  Jahre  gepachtet  haben; 

c)  das  Bürgerschaftsrecht  in  den  Städten  eriangt  haben,  oder  in  einer 
Stadt ,  oder  einem  Ladeplatze  *)  Haus  oder  Grund  zu  einem 
Werthe  von  wenigstens  300  Reichsbankthalem  Silberwerth  **) 
besitzen. 

Art  51.  Ein  Verzeichniss  aller  stimmberechtigten  Einwohner  soll  in  je- 
der Stadt  von  dem  Magistrale,  und  in  jedem  Kirchspiele  von  dem  Vogte  und 
dem  Prediger  aufgenommen  werden.  Die  Veränderungen,  die  dasselbe  im  Laufe 
der  Zeit  erleiden  möchten,  werden  unverzüglich  darib  angeführt 

Ein  jeder  soll,  ehe  er  auf  der  Liste  eingezeichnet  wird,  öffentlich  auf  der 
Gerichtsstätte  der  Constitution  Treue  schwören. 


*J  Ladeplatz  üt  eine  miUlere  Ortsehaß  zwischen  Stadt  und  Dorf:  ihr 
Name  schreibt  sieh  daher,  dass  sie  die  Erlaubniss  erhalten  haben,  Waldpro-ß 
duete  selbst  zu  verschiffen  und  Dänisches  Getreide  einzufuhren. 

*  V  Ungefähr  450  Mark  Banco  Hmbrg.  ==  225  Rlhlr.  Preuss. 
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Art  52.    Das  Stimmrecht  wird  suspendirt: 

a)  bei  Anklage  vor  Gericht  wegen  Verbrechen; 

b)  im  Falle  von  Unmündigkeitserklärung; 

c)  bei  Insolvenzerklärung  oder  Falliten,  bis  die  Creditoren  volle  Be- 
zahlung erhalten  haben,  es  sei  denn,  dass  das  Fallissement  verur- 
sacht worden  durch  Feuersbrunst,  oder  ein  anderes  unverscholde- 
tes  und  beweisliches  Unglück. 

Art  53.    Das  Stimmrecht  wird  verloren: 

a)  durch  Yeruriheilung  zu  Zuchthaus,  Zwangsarbeit  (Karre)  oder  ent- 
ehrenden Strafen; 

b)  dadurch,  dass  man  ohne  Erlaubniss  der  Regierung  in  die  Dienste 
einer  fremden  Macht  geht; 

c)  dadurch,  dass  man  Bürger  eines  fremden  Staates  wird; 

d)  wenn  man  überführt  wird,  Stimmen  erkauft,  seine  eigne  Stimme 
verkauft,  oder  in  mehr,  als  einer  Wahlversammlung  gesummt  a 
haben. 

Art  54.  Die  Wahl  -  und  Districtsversammlungen  werden  jedes  dritte 
Jahr  abgehalten ,  und  sollen  vor  dem  Schlüsse  des  Decembermonats  been- 
digt sein. 

Art.  55.  Die  Wahlversammlungen  werden  auf  dem  Lande  in  der  flaapt- 
kirche  des  Kirchspiels,  in  den  Städten  in  der  Kirche,  auf  dem  Rathhanse  oder 
an  einem  andern  dazu  bequemen  Orte  gehalten.  Sie  werden  auf  dem  Lande 
von  dem  Pfarrer  und  seinen  Gehülfen,  in  den  Städten  von  den  Magistraten 
und  den  Bürgerrepräsentanten  geleitet  Die  Abstimmung  geschieht  nach  der 
in  dem  Verzeichnisse  der  Stimmberechtigten  befolgten  Ordnung. 

Zwistigkeitcn  über  Stimmrecht  werden  von  den  Leitern  der  Versamm- 
lung entschieden,  von  deren  Entscheidung  jedoch  Appellation  an  das  Storthiog 
statt  finden  kann. 

Art.  56.  Ehe  die  Wahlen  vorgenommen  werden,  soll  die  Constitution 
laut  vorgelesen  werden,  in  den  Städten  von  der  ersteu  Magistratsperson,  auf 
dem  Lande  von  dem  Pfarrer. 

Art.  57.  In  den  Städten  wird  ein  Wähler  für  je  50  stimmberechfigte 
Einwohner  gewählt  Diese  Wähler  treten  8  Tage  darnach  an  einem  von  der 
Obrigkeit  dazu  bestimmten  Orte  zusammen,  und  erwählen  entweder  aus  ihrer 
Mitte,  oder  unter  den  übrigen  Wahlfähigen  ihres  Wahlbezirks,  ein  Vicrlheü 
ihrer  eigenen  Anzahl,  um  auf  dem  Storthinge  zu  erscheinen  und  Sitz  zu  neh- 
men, so  dass  3-6  einen  wählen,  7—10  zwei,  11  —  14  drei,  15  —  18  vier,  wel- 
ches die  höchste  Anzahl  ist,  die  irgend  eine  Stadt  senden  darf. 

Hat  eine  Stadt  weniger,  als  150  stimmberechtigte  Einwohner,  so  sende! 
sie  ihre  Wähler  zur  nächsten  Stadt ,  um  in  Vereinigung  mit  den  Wählern  dersel- 
ben zu   wählen,   und  beide  Städte  werden  dann  als  ein  District  angesehen. 

Art.  58.  In  jedem  Kirchspiele  auf  dem  Lande  ernennen  die  stimmbe 
rechtigten  Einwohner  im  Verhältnisse  zu  ihrer  Zahl  Wähler  so,  dass  bis  100 
einen  wählen,  100—200  zwei,  200—300  drei,  und  so  femer  in  demselben  Ve^ 
hältnisse. 

Diese  Wähler  treten  binnen  eines  Monats  darnach  an  einem  von  dem 
Amtmanne  dazu  bestimmten  Orte  zusammen,  und  ernennen  entweder  aus  ibrer 
eigenen  Mitte,  oder  unter  den  übrigen  Wahlfähigen  im  Amte,  ein  ZehulheO 
^ihrer  eigenen  Anzahl,  um  auf  dem  Storthinge  zu  erscheinen  und  Sitz  zu  neh- 
men, so:  dass  5—14  einen  wählen,  15—24  zwei,  25—34  drei,  35  und  darüber 
vier,  welches  die  grösste  Anzahl  ist 
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Art  59.  Die  im  Art.  57  und  58  festgesetzten  fiestimmangen  gelten  bis 
2am  nächsten  Storthinge.  Wird  da  befunden,  dass  die  Repräsentanten  der 
Städte  mehr  oder  weniger,  als  ein  Drittel  der  des  ganzen  Reichs  ausmachen, 
so  muss  das  Storthing  für  die  Zukunft  diese  Bestimmungen  so  verändern,  dass 
die  Repräsentanten  der  Städte  sich  zu  denen  des  Landes,  wie  eins  zu  zwei  ver- 
halten, und  die  Anzahl  der  Repräsentanten  darf  im  Ganzen  nicht  geringer  sein« 
als  75,  und  nicht  grösser,  als  100. 

Art  60.  Die  sich  innerhalb  des  Reiches  aufhaltenden  Stimmberechtig- 
ten, die  wegen  Krankheit,  militärischen  Dienstes  oder  anderer  giklliger  Ver- 
hinderungen sich  nicht  persönlich  einfinden  können,  können  ihre  Stimmen 
schriftlich  einsenden  an  diejenigen,  welche  die  Wahlversammlungen,  ehe  diese 
beendigt  sind,  leiten. 

Art  61.  Niemand  kann  zum  Repräsentanten  gewählt  werden,  als  der- 
jenige ,  welcher  wenigstens  30  Jahre  alt  ist  und  sich  zehn  Jahre  im  Reicl^e  auf- 
gehalten hat. 

Art  62.  Die  Mitglieder  des  Staatsraths  und  die  in  deren  Bureau's  an- 
gestellten Beamten,  so  wie  die,  welche  Bedienungen  am  Hofe  haben,  oder 
Pensionirte  desselben  sind,  können  nicht  zu  Repräsentanten  gewählt  werden. 

Art  63.  Jeder,  der  zum  Repräsentanten  gewählt  wird,  ist  verpflichtet 
die  Wahl  anzunehmen,  es  sei  denn,  dass  er  durch  Verhinderungen,  die  von 
den  Wählern  für  gültig  anerkannt  werden,  und  deren  Entscheidung  der  Be- 
urtheilung  des  Storthings  unterworfen  werden  kann,  davon  abgehalten  wird. , 
Derjenige,  welcher  zweimal  nach  einander  Repräsentant  auf  einem  ordentli- 
chen Storthinge  gewesen  ist ,  ist  nicht  verpflichtet,  die  Wahl  zu  dem  darauf 
fofgenden  ordentlichen  Storthinge  anzunehmen. 

Wird  ein  Repräsentant  durch  gültige  Verhinderungen  abgehalten  auf 
dem  Storthinge  zu  erscheinen,  so  tritt  der,  welcher  nach  ihm  die  meisten 
Stimmen  hat,  an  dessen  Stelle. 

Art  64.  Sobald  die  Repräsentanten  gewählt  sind,  werden  sie  mit  einer 
auf  dem  Lande  von  der  Oberobrigkeit,  und  in  den  Städten  vom  Magistrate 
sowie  von  sämmtlichen  Wählern  unterschriebenen  Vollmacht  versehen,  zum 
Beweis,  dass  sie  auf  die  in  der  Constitution  vorgeschriebene  Art.  ernannt 
sind.  Die  Gültigkeit  dieser  Vollmachten  wird  von  dem  Storthinge  beur* 
tbeilt 

Art.  65.  Jeder  Repräsentant  ist  berechtigt  aus  der  Staatscasse  Erstat- 
tung für  die  Reiseunkosten  hin  und  zurück,  und  für  seinen  Unterhalt,  wäh- 
rend er  als  solcher  fungirt  zu  fordern. 

Art.  66.  Die  Repräsentanten  sind  auf  ihrer  Reise  zum  und  vom  Stor- 
thinge und  während  ihres  Aufenthaltes  daselbst  frei  von  persönlicher  Haft, 
es  sei  denn,  dass  sie  in  öffentlichen  Verbrechen  ergriffien  werden;  Eben  so 
wenig  können  sie  ausserhalb  der  Versammlungen  des  Storfhings  wegen  ihrer 
dort  geäusserten  Meinungen  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Jeder  ist 
▼erpflichtet,  sich  der  dort  angenommenen  Ordnung  zu  fügen. 

Art.  67.  Die  auf  oben  erwähnte  Art  erwählten  Repräsentanten  machen 
das  Storthing  des  Königreichs  Norwegen  aus. 

Art  68.    Das  Storthing  wird  in  der  Regel  am  ersten  Werktage  im  Fe- 
bruarmonate jedes  dritten  Jahrs  in   der  Hauptstadt  des  Reichs  eröffnet,  es 
sei  denn,   dass  der  König,  in  Folge  ausserordentlicher  Umstände,  als  feindli-  ^ 
eben  Einfalles  oder  ansteckender  Krankheiten,  eine  andere  Stadt  im  Reiche 
dazu  bestimmt,  welches  dann  bei  Zeilen  bekannt  gemacht  werden  muss. 

Art  60.   In  ausserordentlichen  Fällen  hat  der  König  das  Recht,  das  Stör- 
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flikig  iBAser  Atr  gewöhnlichen  Zeit  xasammenzoberafc«.  Der  K5ntg  fertigt 
dann  eine  Bekanntmachung  aus,  die  wenigstens  6  Wochen,  bevor  die  IfitgKe- 
der  sich  an  dem  bestimmten  drte  einflnden  sollen,  in  den  Kirchen  der  Stifts- 
stMte  abgelesen  werden  mnss. 

Art  10.  Ein  solches  ausserordentliches Stortbing  kann  fom  Könige  anl- 
gel5st  werden,  wann  er  es  fQr  gut  befindet. 

Art.  71.  Die  Mitglieder  des  Storthings  fongiren  als  solche  in  drei  nach 
einander  folgenden  Jahren,  sowohl  auf  dem  ausserordentlichen,  ab  auch  anf  dem 
ordentlichen  Storthinge,  welches  in  dieser  Zeit  gehalten  wird. 

Art.  72.  Ist  ein  ausserordentliches  Stortbing  noch.xu  der  ZeH  fersam- 
melt,  da  das  ordentliche  zusammentreten  soll,  so  hört  die  Wirk^aikeit  des 
ersleren  auf,  sobald  das  letzte  versammelt  ist. 

Art.  73.  Kein  Stortbing  kann  gehalten  werden,  ohne  dass  zwei  Drittel 
der  Mitglieder  anwesend  sind. 

Art.  74.  Sobald  das  Stortbing  sich  constituirt  bat,  cröfiTnet  der  Köni^ 
«der  der,  dem  er  den  Auftrag  dazu  ertheilt,  dessen  Verhandlungen  mit  einer 
Rede,  in  welcher  er  den  Zustand  des  Reiches  darlegt»  und  die  Gegenstände 
angieiit,  auf  welche  er  vorzüglich  die  Aufmerksamkeit  des  Storthings  zu  leiten 
wünscht.    Keine/ Berathung  darf  in  Gegenwart  des  Königs  statt  Gnden. 

Das  Stortbing  wählt  unter  seinen  Mitgb'edern  ein  Yiertbeil  aus,  welches 
das  Lagthing  ausmacht;  die  übrigen  drei  Viertheile  bilden  das  Oddslbiog. 
Jedes  Thing  hält  seine  Versammlungen'  für  sich,  und  ernennt  seinen  eige- 
nen Präsidenten  und  Secretär. 

Art  75.    Es  kömmt  dem  Storthinge  zu: 

a)  Gesetze  zu  geben  und  anzuheben;  Steuern,  Abgaben,  Zölle  and 
andere  öffentliche  Lasten  aufzulegen,  die  doch  nicht  länger  gelten 
als  bis  zum  ersten  Juli  des  Jahres,  in  welchem  ein  neues  ordent- 
liches Stortbing  versammelt  ist,  es  sei  denn,  dass  dieselben  von 
diesem  ausdrücklich  erneuert  werden ; 

b)  Anleihen  auf  den  Credit  des  Reichs  abzuscbliessen ; 

c)  die  Aufsicht  über  das  Geldwesen  des  Staates  zu  führen; 

d)  die  zu  den  Staatsausgaben  nothwendigen  Geldsommen  zu  be- 
willigen; 

e)  zu  bestimmen,  wie  viel  dem  Könige  und  dem  Vicekönige  jährlich 
zu  ihrem  Hofstaate  auszuzahlen  ist,  und  die  Apanage  der  Kö- 
niglichen Familie,  die  doch  nicht  in  festen  Besitzungen  besteh« 
darf,  festzusetzen; 

0  sich  das  Protocoll  der  Regierung  in  Norwegen,  und  alle  öffienfr- 
liehen  Berichte  und  Papiere  (eigentlich  militärische  Commandosi- 
cben  ausgenommen)  vorlegen  zu  lassen,  so  wie  verifidrte  Ab- 
schriften oder  Eztracte  der  bei  dem  Könige  von  dem  Norwegi- 
schen Staatsminister,  und  den  zwei  sich  in  Schweden  befindÜcfacB 
Norwegischen  Staatsrätben  geführten  Protocolle,  oder  der  daselbst 
vorgelegten  öffentlichen  Papiere; 

g)  sich  die  Bündnisse  und  Verträge,  welche  der  König  im  NaiBCi 
des  Staates  mit  fremden  Mächten  abgeschlossen  bat,  mittbciki 
zu  lassen,  mit  Ausnahme  der  geheimen  Artikel,  die  jedoch  oichl 
gegen  die  öffentlichen  streiten  dürfen; 

b)  jeden,  den  König  und  die  Königliche  Familie  ausgenommea.  ifl 
Staatssacfaen  vorzuladen ;  doch  gut  jene  Ausnalune  aicht  Ar  (Ke 
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Königlichen  Prinzen,  inwiefern  diese  andere  Aemter,  alt  das  dei 

Vicekönigs,  bekleiden  möchten; 
i)  die  interimislischen  Besoldungs-  nnd  Pensionslisten  za  reviditeB, 

und  darin  die  Veränderungen  zu  treffen,  die  man  für  nöthig  findet; 
k)  fQnf  Revisoren  zu  ernennen,  welche  jährlich  die  Rechenschaften 

des  Staates  durchzusehen  und  Extracte  derselben  durch  den  Druck 

bekannt  zu  machen  haben,  welche  Rechenschaften  daher  jedes 
^  Jahr  vor  dem   ersten  Juli  diesen  Revisoren   zugestellt   werden 

müssen; 
1)  Fremde  zu  naturalisiren. 
Art.  76.  Jedes  Gesetz  soll  zuerst  im  Odelslhinge  entweder  von  dessen 
eigenen  Mitgliedern,  oder  von  der  Regierung  durch  einen  Staatsrath  vorge- 
schlagen werden.  Ist  der  Vorschlag  daselbst  angenommen,  so  wird  derselbe  an 
das  Lagthing  gesandt,  das  solchen  entweder  annimmt  oder  verwirft,  und  in 
letzterem  Falle  mit  hinzugefügten  Bemerkungen  zurücksendet  Diese  werden 
vom  Qdelsthinge  erwogen,  welches  dann  den  Iresetzvorschlag  entweder  zurücklegt, 
oder  mit  oder  ohne  Veränderung  wiederum  an  das  Lagthing  sendet  Wenn 
ein  Vorschlag  vom  Odelslhinge  zweimal  dem  Lagthinge  vorgelegt,  und  zum 
zweiten  Male  mit  Ablehnung  von  demselben  zurückgesandt  worden  ist  tritt  das 
ganze  Storthing  zusammen,  und  mit  zwei  Dritteln  der  Stimmen  wird  ein  Be- 
schluss  gefasst  Zwischen  einer  jeden  solchen  fierathung  müssen  wenigstens 
3  Tage  verfliessen. 

Art  77.  Wenn  ein  vom  Odelsthinge  vorgeschlagener  Beschluss  vom 
Lagthinge,  oder  vom  gesammten  Storlhinge  angenommen  worden  ist  ^ird  der- 
selbe durch  eine  Deputation  von  beiden  Abtheiiungen  des  Storthings  an  den 
König  gesandt  wenn  derselbe  anwesend  ist  oder  in  anderem  Falle  an  den 
Vicekönig  oder  die  Norwegische  Regierung,  mit  dem  Ersuchen  um  die  Ge- 
nehmigung des  Königs. 

Art  78.  Billigt  der  König  den  Beschluss,  so  versieht  er  ihn  mit  seiner 
Unterschrift,  wodurch  derselbe  Gesetz  wird.  Billigt  er  ihn  nicht  so  sendet  er 
denselben  zurück  In  das  Odelsthing  mit  der  Erklärung,  dass  er  Air  jetzt  es 
nicht  dienlich  finde  den  Beschluss  zu  genehmigen. 

Art  79.  Der  Beschluss  darf  in  diesem  Falle  nicht  mehr  von  dem  noch 
versammelten  Storthinge  dem  Könige  vorgelegt  werden,  und  dieser  kann  sich 
auf  dieselbe  Weise  verhalten,  wenn  das  nächste  ordentliche  Storthing  aufs 
neue  denselben  Beschluss  vorschlägt  Aber  wird  derselbe  auch  auf  dem  drit- 
ten ordentlichen  Storthinge,  nachdem  derselbe  abermals  erwogen  worden  ist 
wiederum  von  beiden  Thingen  unverändert  angenommen,  und  dem  Könige 
vorgelegt  mit  Ersuchen,  dass  Se.  Majestät  einem  Beschlüsse,  den  das  Storthing 
nach  der  reiflichsten  Ueberlegung  für  nützlich  ansehe,  seine  Genehmigung 
nicht  versagen  wolle,  so  wird  derselbe  Gesetz,  wenn  auch  die  Genehmigung 
des  Königs  nicht  vor  der  Auflösung  des  Storthings  erfolgt. 

Art  80.  Das  Storthing  bleibt  versammelt  so  lange  dasselbe  es  für  nö- 
thig findet  doch  nicht  über  drei  Monate  ohne  Erlaubniss  des  Königs.  Wenn 
dasselbe,  nachdem  es  seine  Geschäfte  beendigt  hat,  oder  die  bestimmte  Zeit 
versammelt  gewesen  ist  von  dem  Könige  aufgehoben  wird»  theilt  dieser  zu- 
gleich seine  Resolution  auf  die  schon  nicht  zuvor  abgemachten  Beschlüsse  mit 
Alle  die,  welche  er  nicht  ausdrücklich  annimmt  werden  als  von  ihm  verwor- 
fen angesehen. 

Art.  8L  Alle  Gesetze  werden  in  der  Norwegischen  Sprache  und  (die 
im' Art  79  ausgenommen)  im  Namen  des.  Königs  unter  dem  NorwegisdieB 
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Reichssiegel  und  in  folgenden  Ausdrücken  ausgefertigt :  „Wir  N.  N.  thun 
kund  und  zu  wissen,  dass  uns  der  Beschluss  des  Storthings  von  —  Bato  so 
lautend:  chier  folgt  der  Beschluss)  vorgelegt  worden  ist,  welchen  wir  ange- 
nommen und  genehmigt  haben ,  so  wie  wir  hiermit  denselben  als  Gesetz  an- 
nehmen und  genehmigen,  unter  unserer  Hand  und  dem  Siegel  des  Reichs.'' 
Art.  82.  Die  Genehmigung  des  Königs  ist  nicht  erforderlich  zu  den 
Beschlössen  des  Storlhings,  wodurch: 

a)  dasselbe  sich  als  ein  nach  der  Constitution  zusammengetretenes 

Storlhing  erklärt; 

b)  dasselbe  seine  innnere  Polizei  bestimmt; 

c)  dasselbe  die  Vollmachten  der  anwesenden  Mitglieder  annimmt 
oder  verwirft ; 

d)  dasselbe  Entscheidung  über  Wahlstreitigkeiten  bestätigt  oder  fcr- 
wirft; 

e)  dasselbe  Fremde  naturalisirt , 

0  und  endlich  zu  dem  Beschlüsse,  wodurch  das  Odelsthing  Staats- 
räthe  oder  Andere  zur  Verantwortung  zieht. 

Art.  83.  Das  Storthing  kann  das  Erachten  des  höchsten  Gerichts  Ober 
juristische  Gegenstände  abfordern. 

Art.  84.  Das  Storthing  wird  vor  offenen  Thüren  gehalten,  und  dessen 
Verhandlungen  werden  durch  den  Druck  bekannt  gemacht ,  ausser  in  den 
Fallen,  wo  das  Entgegengesetzte  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen  wird. 

Art.  85.  Derjenige,  welcher  einem  Befehle  gehorcht,  dessen  Absicht  ist, 
die  Freiheit  und  Sicherheit  des  Storthings  zu  stören,  macht  sich  dadorcb 
der  Verrätherei  gegen  das  Vaterland  schuldig. 

B«    Von  der  rlchterlidten  IHacltt«  ' 

Art.  86.  Die  Mitglieder  des  Laglhinges  nebst  dem  höchsten  Gerichte  ma- 
chen das  Reichsgericht  aus,  welches  in  ersler  und  letzte'r  Instanz  in  den  Sachen 
richtet,  welche  von  dem  Odelsthinge  vorgelegt  werden ,  entweder  gegen  Mit- 
glieder des  Staatsrathes  oder  d^s  höchsten  Gerichts  wegen  Amtsvergehungen, 
oder  gegen  Mitglieder  des  Storthings  wegen  der  Verbrechen,  die  sie  als  solche 
begangen  haben  möchten. 

Im  Reichsgerichte  führt  der  Präsident  des  Lagthinges  den  Vorsitz. 

Art.  87.  Der  Angeklagte  kann  ohne  irgend  einen  deshalb  angegebenen 
Grund  von  den  Mitgliedern  des  Reichsgerichts  bis  auf  ein  Drittel  verwerfen, 
doch  so,  dass  das  Gericht  aus  nicht  weniger,  als  15  Personen  besteht 

Art.  88.  Das  höchste  Gericht  urtheilt  in  letzter  Instanz.  Es  muss  w^ 
nigstens  einen  Justitiarius  und  6  Beigeordnete  zählen. 

Art.  89.  In  Friedenszeiten  ist  das  höchste  Gericht  nebst  zwei  hohen 
OfBcieren,  die  der  König  dazu  bestimmt,  zweite  und  letzte  Instanz  in  aDen 
den  kriegsgerichtlichen  Sachen,  die  entweder  Leben  oder  Ehre,  oder  Verinst 
der  Freiheit  auf  längere  Zeit,  als  3  Monate,  betreffen. 

Art  90.  Die  Urtheile  des  höchsten  Gerichts  können  in  keinem  Fifle 
angefochten  oder  irgend  einer  Revision  unterworfen  werden. 

Art.  91.  Niemand  kann  zum  Mitgliede  des  höchsten  Gerichts  emanDt 
werdeir,  bevor  er  30  Jahre  alt  ist. 

£•    Allgemeine  Bestlmniuiisen« 

Art.  92.  Zu  Aemtem  im  Staate  dürfen  allein  die  Norwegischen  Bürger 
ernannt  werden,  die  sich  zu  der  Evangelisch-Lutherischen  Religion  bekeiuien. 
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d«r  Coatitntigii  und  dam  KMge  Treoa  guchvonn  habtto,  mid  dk  Sprtdw 
du  Land«  mireeben,  nebst  deaen,  W€icb8 : 

a)  entweder  im  Reiche  von  Elteni  geboren  lind,  die  damals  ünter^ 
tbaneo  des  Staates  waren,  oder 

b)  in  fremden  Ländern  ven  Norwegischen  Eltern ,  die  zu  der  Zeit 
nicht  Unterthanen  eines  andern  Staates  waren,  geboren  sind ; 

€)  oder  welche  am  17.  Mai  lSi4  ihren  steten  Actfenthalt  im  Reiche 
hatten  und  sich  nicht  geweigert  haben,  den  Eid  abzulegen,  Nor- 
wegens Selbständigkeit  zu  vertbeidigen ; 

d)  oder  die  sich  künftighin  10  Jahre  im  Reiche  aufhalten; 

e)  oder  welche  vom  Storthinge  naturalisirt  worden  sind.—  Doch  kön- 
nen Fremde  ernannt  werden  zu  Lehrern  an  der  Universität  und 
den  gelehrten  Schulen,  zu  Aerzten  und  zu  Gonsuki  an  fremden 
Orten. 

Niemand  darf  ein  höheres  obrigkeitliches  Amt  bekleiden,  ehe  er  30  Jahre 
alt  ist,  oder  zu  einer  Magistratsperson,  zum  Unterrichter  oder  Vogt  ernannt 
werden,  bevor  er  25  Jahre  alt  ist 

Art  93.  Norwegen  erkennt  keine  andere,  als  seine  eigne  National- 
schuld  an. 

Art  94w  Die  Erlassung  eines  neuen  allgemeinen  Civil-  und  peinlichen 
Gesetzbuches  soll  auf  dem  ersten,  oder  wenn  dieses  nicht  möglich  ist,  auf  dem 
zweiten  ordentlichen  Storthinge  veranstaltet  werden,  indessen  bleiben  die  nun 
geltenden  Gesetze  des  Staates  in  Kraft,  insofern  dieseltten  nicht  diesem  Grund- 
gesetze oder  den  provisorischen  Anordnungen ,  die  indessen  herauskommen 
könnten,  widerstreiten. 

Die  jetzigen  permanenten  Steuern  sind  ebenDUls  bis  zum  nächsten  Stor- 
thinge zu  entrichten. 

Art  95.  Keine  Dispensationen,  Protectorien,  Moratorien  oder  Restitu- 
tionen dürfen  bewilligt  werden,  nachdem  das  neue  adlgemeine  Gesetz  Gültig- 
keit erlangt  hat. 

Art  96.  Niemand  kann  anders ,  als  nach  dem  Gesetze  gerichtet  oder 
anders,  als  nach  Urtheil  und  Recht  gestraft  werden.  Peinliches  Verhör  darf 
nicht  statt  finden. 

Art  97.    Keinem  Gesetze  darf  zurückwirkende  Kraft  gegeben  werden. 

Art  98.  Mit  Sportdn,  die  an  die  richterlichen  Beamten  erlegt  werden, 
dürfen  keine  Abgaben  an  die  Staatscasse  verbunden  sein. 

Art  99.  Niemand  darf  anders,  als  in  den  vom  Gesetze  bestimmten  Fäl- 
len und  auf  die  im  Gesetze  vorgeschriebene  Art  verhaftet  werden.  Für  unbe- 
fugte Haft  oder  ungesetzlichen  Aufenthalt  stehen  die  ßetreffenden  den  Ver- 
hafteten zur  Verantwortung. 

Die  Regierung  ist  zu  der  Anwendung  militärischer  Macht  gegen  Mit- 
glieder des  Staates  nur  berechtigt  nach  den  in  der  Gesetzgebung  bestimmten 
Formen,  es  sei  denn,  dass  irgend  eine  Versammlung  die  öffentliche  Ruhe 
stört  und  dieselbe  sich  nicht  augenblicklich  trennt  wenn  die  Artikel  des  Lan- 
desgesetzes, die  den  Aufruhr  betreffen,  ihr  dreimal  von  der  bürgerliche» 
Obrigkeit  laut  voigelesen  worden  sind. 

Art  100.  Pressfreiheit  muss  statt  finden.  Niemand  kann  für  irgend 
eine  Schrift,  welchen  Inhalts  dieselbe  auch  sei ,  die  er  hat  drucken  oder  her- 
ausgeben lassen»  bestraft  werden,  es  sei  dem^  dass  er  vorsätadicfa  mid  offenbar 
entweder  sieh  selbst  des  Ungehorsams  gegen  die  Geseioe,  der  €»ering9chäti«iig 
der  Religion,  der  Sittlichkeit  oder  der  constitutionellen  Gewalten  und  des  Wv- 
Stknbert,  YerfasstiDSSvrkunden.  2.  Bd.  27 
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derstandes  gegen  die  Befehle  derselben,  schuldig  gemacht  oder  andere  dam 
aufgereizt,  oder  falsche  und  ehrenrührige  Beschuldigungen  gegm  irgend 
Jemanden  vorgebracht  hat.  Freimüthige  Aeusserungen  tiber  die  Staatsver- 
waltung und  jeden  andern  Gegenstand  sind  Jedermann  gestattet. 

Art.  101.  Neue  und  fortdauernde  Einschränkungen  in  der  Nahmngs- 
freiheit  dürfen  künftighin  Niemandem  eingeräumt  werden.  ^ 

Art  102.    Hausinquisitionen  dürfen  nur  in  criminellen   Fällen  statt 

finden. 

Art.  103.    Denjenigen,  die  künftighin*  falliren ,  wird  kein  Asyl  gestattet 

Art  104.  Grundeigenthum  und  Erbantheil  können  in  keinem  Falle  ver- 
wirkt werden. 

Art  105.  Fordert  der  Nutzen  des  Staats,  dass  Jemand  sein  bewegliches 
oder  unbewegliches  Eigenthum  zum  öffentlichen  Gebrauche  abgeben  muss,  so 
kommt  ihm  volle  Erstattung  aus  der  Staatskasse  zu. 

Art.  106.  Sowohl  die  Kaufsummen,  als  auch  die  Einkünfte  der  der 
Geistlichkeit  bestimmten  Beneficien  und  Güter  sollen  blos.  zum  Besten  der 
Geistlichkeit  und  zur  Beförderung  der  Aufklärung  angewandt  werden.  Die 
Besitzungen  mildthätiger  Stiftungen  sollen  aUein  zum  Nutzen  derselben  ange- 
wandt werden. 

Art  107.  Das  Odels-  und  Aasädes-Recht  *)  darf  nicht  aufgehoben  wer- 
den. Die  näheren  Bedingungen,  unter  welchen  dasselbe  zum  grössten  Nutzen 
für  den  Staat  und  zum  Vortheile  des  Landmannes  fortdauern  soll,  werden  von 
dem  ersten  oder  dem  zweiten  folgenden  Storthinge  festgesetzt 

Art.  108.  Keine  Grafschaften,  Baronien,  Stanmihäuser  oder  Fideicom- 
misse  dürfen  in  Zukunft  errichtet  werden. 

Art  109.  Jeder  Staatsbürger  ist  ohne  Rücksicht  auf  Geburt  oder  Ver- 
mögen im  Allgemeinen  in  einer  gewissen  Zeit  der  Wehrpflicht  für  das  Vater- 
land unterworfen.  Die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  und  die  Einschränkun- 
gen, welche  derselbe  erleiden  muss ,  so  wie  die  Bestimmung ,  inwiefern  es 
für  das  Reich  dienlich  ist,  dass  die  Wehrpflicht  mit  dem  2osten  Jahre  aufhört, 
v/erden ,  nachdem  von  einem  Gomitc  alle  Aufklärungen  eingezogen  worden 
sind ,  der  Entscheidung  des  ersten  ordentlichen  Storthings  überlassen.  Bis  da- 
hin verbleiben  die  nun  geltenden  Bestimmungen. 

Art.  HO.  Norwegen  behält  seine  eigene  Bank  und  sein  eignes  Geld- 
und  Münzwesen,  über  welche  Einrichtungen  gesetzliche  Bestimmungen  zu  ge- 
ben sind. 

Art  111.  Norwegen  hat  das  Recht,  seine  eigne  Kauffarthei flagge  zu  ha- 
ben.   Seine  Kriegsflagge  wird  eine  Uniönsflagge. 

Art  112.  Zeigt  die  Erfahrung,  dass  ifgend  einJTheil  dieses  Grundge- 
setzes des  Königreichs  Norwegen  der  Veränderung  bedarf,  so  soll  ein  Vor- 
schlag deshalb  einem  ordentlichen  Storthinge  vorgelegt  und  durch  den  Druck 
bekannt  gemacht  werden.  Aber  es  kommt  erst  dem  nächstfolgenden  ordent- 
lichen Storthinge  zu,  zu  bestimmen,  ob  die  vorgeschlagene  Veränderung  statt 
finden  soll  oder  nicht,  doch  darf  eine  solche  Veränderung  niemals  den  Prin- 
cipien  dieses  Grundgesetzes  widersprechen ,  sondern  allein  Modificationen  in 
einzelnen  Bestinmiungen  betreffen,   die  nicht  den  Geist  dieser  G)nstitotioo 


V  Von  dem  Odelsrechte  habe  ich  oben  S.  398.  bei  dem  Venuehe  den 
neuen  Adel  unter  ChrUHan  F.  einzufuhren  eine  allgemeine  EMärung  abgt 
geben. 
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verändern,  nnd  zwei  Drittheile  des  Storthinges  müssen  für  eine  solche  Yer'än- 
derong  stimmen. 

Ghristiania,  im  ausserordentlichen  Storthinge Norwegens, 

den  4.  November  1815. 

Christie, 
d.   Z.  Präsident 

(LS.) 
L.  Weidmann. 

Dass  das  Grundgesetz  des  Norwegischen  Reichs,  wie  es  vorstehend  Wort 
fUr  Wort  geschrieben  ist  —  mit  Vorbehalt  des  constitutionellen  Rechts  der 
Schwedischen  Reichsstände  in  den  StUcken,  welche  Veränderungen  oder  Mo- 
diGcationcn  ip  der  Regierungsform  des  Schwedischen  Reichs  mit  sich  führen  — 
zwischen  unsem  Allergnädigsten  Könige  und  Herrn,  Carl  dem  Dccizehnten , 
König  von  Schweden,  Norwegen  u.  s.  w.  durch  uns  unterzeichnete  bevollmäch- 
tigte Commissarien  vor  Höchstdessen  Auge  und  dem  jetzt  in  Christiana  ver- 
sammelten Storthinge  des  Norwegischen  Reichs  verhandelt  und  beschlossen 
worden :  wird  biedurch  mit  unsem  Namensunterschriften  und  untergedruckten 
Siegeln  attestirt  und  bekräftigt. 

Christiania ,  den  4.  November  1814. 

M.  Rosenblad. 
/     B.  V.  Platen.  Graf  Wetterstedt. 

G.  F  Wirsen.  A.  G.  Mörner. 

C  V.  Rosenstein.    J.  D.  Valerius. 


Die  von  den  Schwedischen  Commissarien  für  die  Schwedische 
R^ierungsform  vorbehaltenen  Modifleationen  bildeten  den  Gegenstand 
der  weiteren  Verhandlungen,  welche  schliesslich  zu  der  bereits  bei 
Schwedens.  390  angegebenen  Acte  vom  31.  Juli  und  O.August  1815 
in  Betreff  des  gegenseitigen  constitutionellen  Rechtsverhältnisses  bei^ 
der  Reiche  führte,  weshalb  ich  mich  sowohl  hierin,  als  Tür  die  übri- 
gen allgemeinen  historischen  Notizen  aus  den  Zeiten  der  vereinigten 
Reiche  auf  die  obige  Darstellung  der  historischen  Uebersicht  Schwe- 
dens beziehe. 

Es  sind  bis  jetzt  seit  Annahme  der  Verfassung  zwölf  ordent- 
liche Storthinge  gehalten,  und  zwar  regelmässig  vom  Jahre  1814  ab 
alle  drei  Jahre,  wie  das  Grundgesetz  Vorschreibt;  nicht  selten  aber 
währte  die  Session  der  einzelnen  einige  Monate  länger,  als  Art  80  der 
Verf  die  regelmässige  Dauer  festsetzt  (1836  5  Monate,  1845  8  Monate 
u.  s.  w.y.  Der  loyale  Sinn  der  Könige  Carl  Johann  und  Oscar,  welche 
beide  gleich  nach  ihrer  Thronbesteigung  schriftlich  den  Eid  auf  die  Ver- 
fassung ablegten  und  denselben  mündlich  auf  dem  nächsten  Storthing 
(1818  und  1845)  wiederholten,  hat  zwar  niemals  den  Versuch  ge- 
macht, durch  gewaltthätige  Eingriffe  einzelne  Artikel  der  Norwegi- 
schen Verfassung  zu  beseitigen  oder  verfassungswidrige  Rechte  für 


die  KSnigHche  Gewalt   in  Ansprach   zu  nehnen  und  zu  liehtopton. 

Aber  mit  um  so  grösserer  Entschiedenheit  hat  die  Schweifiscbe  Re- 
gierung an  die  Storthinge  die  Forderung  gestellt,  auf  dem  gesetzmas- 
sigen Wege  Veränderungen  in  der  Verfassung  vorzunehnfen,  durch 
welche  theUs  wesenth'ch  nothwendige  Rechte  der  Königh'chen  Ge- 
walt hier  wie  in  Schweden  eingeräumt,  theils  Institutionen  angenom- 
men würden,  durch  welche  gegenseitig  ein  gleichmässigeres  Verhält- 
nis9  zwischen  den  beiden  Reichen  lierzustellen  wäre.  Die  Wegschaf- 
fimg  oder  möglichste  Einschränkung  des  Art  79  schien  datier  vor 
aHeiQ  die  unausgesetzte  Aufmerksamkeit  der  Königlichen  Regiermg 
zu  erfordern  j  denn  es  fehlt  ihr  das  Veto,  und  jeder  Vorschlag,  der 
vom  ordentlichen  Storthing  dreimal  als  Beschluss  genehmigt  worden, 
erhält  gesetzliche  Kraft  auch  ohne  die  Genehmigung  des  Kam'gs% 
Es  kann  mithin  nur  sechs  Jahre  lang,  d«  h.  den  Zwischenraum  zwi- 
sdien  drei  ordentlichen  Stortlmgen,  die  Königiiche  Verweigerung  ei- 
nen Beschluss  des  Storthing*s  zuriickhalten,  um  ihn  sodann  wider  den 
Willen  und  das  Interesse  der  Königlichen  Gewalt  selbst  vermittelst 
der  executiven  Gewalt  als  Gesetz  in  Norwegen  eingeführt  zu  sehen. 
Diese  Verkürzung  der  Königlichen  Gewalt  erschien  um  so  nachhaltiger, 
als  der  erste  Fall  der  Wirksamkeit  dieses  Art.  auf  dem  dritten  Sto^ 
thinge  eintrat,  und  ein  Gesetzvorschlag  über  die  Abschaffung  des 
Adels,  welcher  ausser  den  Art.  23  und  108  noch  vom  ersten  Stor- 
thinge ausgegangen  war,  trotz  zweimaliger  Ablehnung  von  Seiten  des 
Königs  (1815,  1818),  im  J.  1821  zum  dritten  Male  angenommen,  G^ 
setzeskraft  erhielt.  König  Carl  Johann  versuchte  darauf  auf  dem 
vierten  Storthinge  (1824)  ♦♦)  neue  Vorschläge  über  die  Feststellung 
des  Königlichen  Veto  oder  die  Verwandlung  des  suspensiven  in  ein 
absolutes  Veto,  über  die  Einführung  eines  neuen  Adels  (ohne  blon- 
dere politische  Vorrechte),  über  eine  anderweitige  Organisation  des 
Reichsgerichts,  über  die  Zeit  des  nothwendigen  Aufenthaltes  des  Vice- 
königs  in  Norwegen  u.  s.  w.  durchzuführen,  aber  alle  diese  Vorschläge 
wurden  mit  entschiedener  Majorität  vom  Verfassungsausschusse  und  dem 
Storthinge  zurückgewiesen:  und  das  Grundgesetz  vom  4.  November  1814 
blieb  unverändert  aufrecht  erhalten.  Nur  mit  geringerer  Veränderung 
wurde  die  Königliche  Proposition  über  das  Veto  der  Königlichen  Ge- 
walt auch  bei  den  Storthingen  in  den  Jahren  1827,  1830  und  1833 


V  Vergl  über  diesen  und  mehre  andere  Aritkd  der  Ntmc.  Verf.  die 
mit  guter  Localkenntnisi  und  gediegenen  politischen  Erfahrungen  in  NortM- 
gen  geschriebene  Abhandlung,  welche  Munch  Röder  für  den  Bd,  XL  des  WtU 
kerschen  Staatslexikons  über  Norwegen  geliefert  hat. 

**)  Vgl  Ober  denselben  die  oben  unter  den  HUlfsmitteln  angeführle 
Schrift  fxm  Steffen» 
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eidgebracht,  ohne  m  einem  glücklicheren  Ziele  gebracht  zu  Werden; 
wiewohl  aach  seinerseits  der  König  nun  auf  das  sorgfaltigste  darüber 
wachte,  keine  weitere  Ausdehnung  dem  Storthing  in  Bestimmungen 
för  die  Begierungs- Gewalt  einzuräumen,  um  jede  noch  grössere  Abson^ 
derung  der  Norwegischen  Angelegenheiten  von  den  Schwedischen  zu 
vermeiden.  Dies  wurde  von  dem  Storthinge  mit  der  Forderung  des  be- 
sonderen diplomatischen  Verkehrs  für  Norwegen,  der  Norwegischen 
Consuln,  einer  grösseren  Erweiterung  des  Art.  111  in  Bezug  auf  die 
Norwegische  Flagge  bezweckt:  man  gebrauchte  gegenseitig  das 
Mittel  der  Vertagung  solcher  Forderungen  für  das  nächste  Stor- 
thing, man  wechselte  auch  harte  Worte  und  entschiedene  Vor- 
würfe: aber  das  Schlussresultat  blieb  der  unveränderte  Inhalt  der 
Verfassung  von  1814.  Denselben  Ausgang  nahmen  die  Propositionen 
des  Königs  Carl  Johann  auf  den  drei  letzten  Storthingen  während 
seiner  Begierung  (1836,  1839,  1842),  soweit  sie  Veränderungen  ein- 
zelner Artikel  des  Grundgesetzes  bezweckten,  während  eine  wenn 
auch  langsame  und  durch  mancherlei  Erschwernisse  verzögerte  Ei- 
nigung über  die  gegenseitige  Vorschläge  für  ändere  Gegenstände  fast 
immer  zu  Stande  kam.  Bedeutsam  ist  noch  aus  dieser  Zeit  das  Steuer- 
gesetz vom  Jahre  1833,  welches  die  Gegenstände  näher  bestimmte, 
die  vom  Storthinge  einer  Besteuerung  unterworfen  werden  könnten« 

Auf  den  beiden  bisherigen  Storthingen  unter  dem  Könige  Oscar 
(1845,  1848)  hat  die  Begierung  es  aufgegeben,  fernere  Vorschläge 
auf  Veränderungen  des  Grundgesetzes  einzubringen:  die  Einigung 
mit  der  Begierung  über  die  sonstigen  Propositionen  ist  aber  nichts- 
destoweniger nur  langsam  vor  sich  gegangen,  weil  diese  grössentheils 
schwierigere  materielle  Fragen  behandelten,  die  bei  den  spärlich  zuge- 
messenen Finanzzuständen  dieses  Beichs  die  vielseitigsten  Erwägungen 
veranlassten,  und  daher  z.  B.  Beschlüsse  auf  eine  Erweiterung  der 
Marine  nicht  herbeigeführt  werden  konnten,  da  Norwegen  in  seiner 
isolirten  Lage  auf  jede  Einmischung  in  die  allgemeinen  Verhältnisse 
Europa's  gerne  verzichtet,  und  sich  selbst  in  seinen  Zuständen  durch 
seine  geringeren  Vertheidigungsmittel  bereits  für  hinlänglich  sicher 
gestellt  erachtet.  Doch  hier  gerade  in  diesen  und  ähnlichen  Bezie- 
hungen befinden  sich  unzweifelhafte  Lücken  in  der  Norwegischen 
Verfassung,  welche  einer  baldigen  Bevision  nothwendig  entgegense- 
hen müssen,  wenn  die  Verbindung  beider  Beiche  auf  einer  festen 
Grundlage  fortbestehen,  und  die  politische  Selbständigkeit  gegen  jeden 
Feind  gegenseitig  geschützt  werden  soll. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Storthings  ist  abwechselnd  zwischen  80 
und  99  gewesen;  wie  die  Bestimmungen  der  Artikel  57,  59  der  Verf.  in 
Bezugauf  die  Wahl  vorschreiben;  sie  war  bereits  1839  auf  dasMaximum 
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» 

der  festgesetzten  Zahl,  auf  99  gestiegen.  Von  denselben  waren  un- 
gefähr drei  Siebentel  Beamte,  drei  Siebentel  aus  dem  Bauernstände 
und  ein  Siebentel  aus  dem  Kaufmannsstande.  Ein  neues  Wahlge- 
setz zur  weiteren  Ausführung  der  Bestimmungen  in  den  Art  49  —  66 
der  Verf.  ist  nach  dem  Beschlüsse  des  Storthings  vom  Jahre  1S27 
im  Jahre  1828  bekannt  gemacht:  es  betrifft  gleichzeitig  die  consti- 
tulionelle  Verantwortlichkeit. 


Druckfehler  und  Verbesserungen. 


S.  7.  Z.  14.  T.  oben  fehlt  die  Anmerkung,  dass  der  Originaltext  der  Ver- 
fassung nach  dem  Moniteur,  1848  November,  abgedruckt 
ist  Uebeidies  sind  mehre  Ausgaben  dieser  Verfassung 
gleichzeitig  in  Paris  ohne  nähere  Angabe  des  Herausge- 
bers erschienen.  — 
S.  36.  Z.  3.  V.  unten.    Nach  erklärt  wurden  ist  einzuschalten!:  „Nur 

in  dieser  6.  Militär-Division  (Lyon)  wurde  ein  ausser- 
ordentlicher Gommissar  am  4.  December  1849  er- 
nannt, welcher  eine  Oberaufsicht  über  die  Präfecten  der 
dazu  gehörigen  Departements  führt,  und  unmittelbar  von 
dem  Ministerium  des  Innern  seine  Befehle  empfängt, 
also  eine  grössere  Gewalt  als  die  gewöhnliche  (nach  den 
Art  77  und  105  der  Verfassung)  ausübt 
S.44.   Z.  1.  V.  oben.    £s  fehlt  die  Bezeichnung  I.  bei  der  Verfassung 

von  1812. 

Dazu  ist  die  Bemerkung  hinzuzufügen:  Abgedruckt 
in  Deutsch.  Spr.  bei  S aal  fei  d  Gesch.  d.  neuest  Zeit, 
Bd.  IV,  Abth.  I.Beilage  S.  799-835  und  P blitz,  Eu- 
rop.  Verf.  11.  Seite  263.  und  in  Französischer  Sprache  bei 
Dufau  Collect  V.  pag.  84. 

S.  133.    Z.  8.  v.  unten.  In  Ermangelung  des  Portugiesischen  Buchstaben 

a  hat  die  Druckerei  den  Griechischen  ol  gewählt 

S.  178.  Z.  14.  v.  oben.    Nach   den  Quellen  und  Hülfsmitteln  fehlt   die 

Ueberschrift:  1.  Das  Königreich  der  Niederlande. 

S.  213.    Z.  6.  V.  unten.    Nach  „Majorität  der**  ist  und  zu  streichen. 

S.  214.  Z.  22.  V.  oben  lies  Institut  statt  Insitut 

S.  220.  Z.  11.  V.  unten  lies  einem  statt  eines. 

S.  244.  Z.  17.  V.  oben.    Zu  Anfang  des  Art  71.  lies  Er  is  statt  Es  is. 

S.  264.    Z.  9.  V.  unten  lies  met  open  statt  met  öden. 

S.  284.  Z.  15.  V.  unten.    Die  Ueberschrift  „II.  Luxemburg*'  fehlt  vor 

„das  Grossherzogthum". 

S.  304..  Z.  8.  v.  unten  lies;  Des  Finances  statt  de  Finances. 
„     Z.  2.  „      „       fehlt  das  Komma  vor  si,  und 
„     Z.  1.  „      „       lies  renouvelees  statt  renonvell^es. 

S.  329.  Z.  21.  V.  oben  lies  Wahldecrete  sUtt  Wahldecrete. 

S.  360.  Z.  13.  V.  unten.  Vor  und  fehlt  ein  Komtma. 

S.  379.    Z.  8.  V.  unten  lies  denselben  statt  df;nlseben. 

S.  385.  Z.  25.  V.  oben  lies  Drittheile  statt  Drittheil. 


hti. 
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1.  ,&efl,  brod)firt,  7Vt  Sgr. 

flffltn 

Dr.  p9^.  ptucitti. 

8to.  bro(|urt.    ^Ü  7>/t  Sgr. 
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Scripta  tria  emendatiora. 

Edidit 

K*  delirs. 
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